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Vorwort. 


Die  TVirthachaftsgeschichte  der  österreichlachen  Länder  ist 
ein  noch  vidfiu^h  angekanntes  Qebiet  Gleichwohl  bietet  die 
eigenartige  Entwicklang  and  selbst  der  Nieder^an«;  der  öster- 
reichiachen  Volkswirthochaft  im  17.  and  18.  «mhrhundert  yiel 
Interesse  and  es  scheint  wahrhaftig  der  Mühe  werth,  die  jetzt 
noch  spärlich  fliessenden  Qaellen  dieser  Geschichte  za  erschliessen. 

Der  Verfasser,  der  schon  früher  im  Seminare  Professor 
Schmoller's  in  Berlin  sich  mit  Studien  über  österreichische  Ge- 
werbegeschichte be&sst  hatte,  folgte  gerne  der  Anregung  und 
Äuftnunterung  seines  hochgeschätzten  Lehrers,  sich  noch  ein- 
gehender mit  der  Wirthschaftsgeschichte  Oesterreichs  vertraut  zu 
machen  und  die  Resultate  seiner  Studien  zu  publiciren.  In 
emsiger  Arbeit  in  den  Bibliotheken  und  Archiven  Wiens  hofile 
er  seine  Studien  soweit  vollenden  und  hinreichendes  Material 
sammeln  zu  können,  um  eine  umÜEissendere  Darstellung  der 
Gewerb^eschichte  der  österreichischen  Länder,  zunächst  fUr  das 
17.  Jahrhundert,  publiziren  zu  können.  Leider  gelang  es  nicht, 
dieses  ersehnte  Ziel  zu  erreichen;  einerseits  war  das  gefundene 
Material  in  manchen  Theilen  unzureichend  imd  eine  &gänzung 
desselben  sehr  schwer  durchzuführen,  andererseits  bewogen 
äussere  Verhältnisse  den  Verfasser,  Wien  zu  verlassen  und  damit 
nothgedrungen  die  weitere  Materialsammlung  aufzu^ben.  Den- 
noch war  es  zu  dieser  Zeit  schon  gelungen,  manche  nicht  un- 
bedeutsame Partie  des  Ganzen  zu  einem  ziemlich  befriedigenden 
Abschlüsse  zu  bringen;  eine  derselben  ist  die  vorliegende  Ge- 
schichte des  Manufakturhauses  in  Wien.  War  es  nicht 
möglich,  das  Ganze  zu  vollenden,  so  mag  doch  diese  Detailarbeit,  die 
durchweg  auf  aktenmässigem  Materiale  der  Wiener  Archive  und 
der  k.  k.  Hofbibliothek  in  Wien  aufgebaut  ist,  vor  die  OefFent- 
lichkeit  treten,  als  ein  schwacher  Versuch,  zu  der  grossen  Arbeit 
der  Durchforschung  der  österreichischen  Wirthschaftsgeschichte 
einen  kleinen  Beitrag  zu  liefern.  Als  das  und  als  nichts  Anderes 
soll  die  kleine  Studie  angesehen  werden. 


VI 

Det  Verfuser  erflült  endlich  «ne  angenehme  Pflicht,  indem 
er  sn  dieser  Stelle  einem  Manne,  der  in  hebenswUrdigrter  Wöse 
ihn  bei  seinen  Studien  unterstützte,  ihm  den  Zugang  zu  allen 
Archiven  erOffiiete  und  auch  bei  der  DurchfUlirung  der  Arbeit 
mit  manchem  vortrefflichen  Rathe  zur  Seite  stand,  Herrn  Hof- 
rath  Professor  Dr.  v.  Inama-Sternegg  in  Wien,  seinem 
hochverehrten  Lehrer,  (Ür  diese  Forderung  den  wärmsten  und 
tiefstempfiindenen  Dank  ausspricht 

Reicfaenberg,  im  August  1885. 

Der  Verfasser, 
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I. 

Gewerbliche  Zustande  nnd  Gewerbegesetzgebnng  der 
österreichischen  Erblande  im  17.  Jahrhundert. 


Die  wirthschaftliche  Lage  Oesterreichs  war  im  17.  Jahr- 
hundert, wenn  man  etwa  von  den  letzten  Jahren  vor  Beginn  des 
Dreissigjährigen  Krieges  absieht,  eine  überaus  traurige.  Wie  in  ganz 
Deutschland,  so  waren  umsomehr  hier,  wo  der  Handel  nie  eine 
so  hohe  Entwicklungsstufe  erreicht  hatte,  —  wie  beispielsweise 
in  den  Hansestädten  und  den  grossen  Messstädten  für  den 
Binnenhandel)  —  Handel  und  Gewerbe  unter  dem  Dnick  der 
misslichen  äusseren  Verhältnisse  und  einer  inneren  Politik,  die 
alles,  auch  das  wirthschaftliche  Wohl  des  Landes,  einem  starren 
Glaubenszelotismus  opferte,  tief  gesunken.  Schon  im  16.  Jahr- 
hundert war  der  eine  Hauptstrom  des  Welthandels,  der  bisher 
von  Konstantinopel  längs  der  Donau  und  von  den  italienischen 
Stjidten  (vornehmlich  Venedig,  Genua,  Pisa)  über  die  Alpen  und 
weiter  über  Wien,  R^ensburg,  Augsburg  sich  nach  dem  mitt- 
leren und  nördlichen  Deutschland  bewegt  hatte,  fast  vollständig 
abgelenkt  worden^).  Mit  der  Entdeckung  Amerika's,  mit  der 
Auffindung  des  neuen  Seeweges  nach  Ostindien  ward  der  grosse 
Handelsweg  hinaus  verlegt  auf  den  Ocean,  die  Küstenstadte  des 
südlichen  und  westlichen  Europas  am  Atlantischen  Meere  wurden 
die  hauptsächlichsten  Träger  des  Welthandels  und  der  Handel 
der  österreichischen  Erblande  sank  mit  diesem  Verfeile  des  ge- 
sammten  Binnenhandels.  Dass  mit  diesem  Sinken  des  Handels  in 
Oesterreich ,  wie  in  ganz  Deutschland ,  das  jetzt  von  Portugal, 
Spanien,  besonders  aber  von  den  Niederlanden  und  später  von 
England  in  Handel  und  Schiffahrt  weitaus  überflügelt  wurde,  auch 


')  Vgl.  in  Kurz,  Oesterreich's  Handel  in  älteren  Zeiten.  1822,  den 
Vergleich  der  österreichischen  Erblande  in  dieser  Hinsicht  mit  den  Heichs- 
nnd  Hansestädten.     S.  345  ff. 

')  Falke,  Geschichte  des  deutschen  Handels.  II,  S.  3  ff.  Bieder- 
mann, Deutschland  im  18.  Jahrhundert.    I,  274  ff. 

1* 
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der  Niedergang  des  Gewerbes  untrennbar  verbunden  war,  Bcheint 
leicht  begreiflich,  wenn  man  bedenkt,  das»  in  früheren  Jahr- 
hunderten die  Erzeugnisse  deutschen  Gewerbfleisses  —  zu  denen 
ja  auch  die  österreichischen  Erbknde  manch  schönes  Stück  bei- 
getragen —  den  Weltmarkt  beherrscht  hatten,  während  sie  jetzt 
meist  auf  den  Absatz  im  Inlande  beschränkt  und  auch  da  von  den 
Waaren  der  neuen  Handelsmächte  zum  Theile  verdrängt  wurden. 

Und  jetzt  kommt  noch  im  17.  Jahrhundert  hiezu  der  schreck- 
liche DreiHsigjahrige  Krieg,  der  das  ganze,  früher  reichste  und 
mächtigste  Volk  Europas  zu  einem  armen  und  elenden  machte*), 
und  das  Wuthen  der  Gegenreformation  in  den  österreichischen 
Erblanden. 

Die  besten  und  kräftigsten  Männer  aus  dem  Oewerbestande  wer- 
den hin  weggenommen,  ganze  Landstriche  durch  den  andauernden 
Krieg  entv^kert,  die  Verkehrs-  und  Absatzverhflltnisae  gestört, 
oft  dauernd  vernichtet.  Und  was  der  Kri^  verschonte,  bekämpfte 
und  tügte  nachsichtslos  die  erst  im  1 7.  Jahrhundert  zu  Ende  ge- 
brachte Gegenreformation,  welche  die  tüchtigsten  und  dfrigsten 
Gewerbsleute  theils  ganz  vernichtete,  theils  zur  Auswanderung 
zwang;  wiederholt  lieat  man  in  den  Zunftbüchem  jener  Zeit, 
dass  der  oder  jener  seines  evangelischen  Bekenntnissee  wegen 
nach  Hungam ,  Polen,  „Niederlanden war ts"  oder  an  den  Rhein 
gezogen  sei^). 

Zu  diesen  grossen  äusseren  Ursachen  treten  noch  innere 
Schäden  im  Gewerbestande  selbst,  vor  allem  der  Verfall  der  zu 
seiner  Blüthezeit  so  segensreichen  Organisation  des  Zunft- 
wesens, der  sich  in  den  fortdauernd  zunehmenden  „Zunft- 
miesbräuchen"  dokumentirte  und  mit  dem  ungenügenden  Absätze 
in  Folge  der  mangelhaften,  beständig  durch  Krieg  und  innere  Un- 
ruhen unterbrochenen  Handelsverbindungen  eine  Hauptursache 
der  immer  mehr  und  mehr  sinkenden  Leistungs&higkeit  des 
Gewerbes  war.  Genaue  statistische  Daten,  die  den  kläglichen 
Zustand  des  Gewerbes  in  jener  Zeit,  insbesondere  die  rapid  ab- 
nehmende Zahl  der  Gewerbsleute  aufzeigen,  fehlen  uns  &st 
gänzlich;  doch  sind  wenigstens  einzelne  lokale  Zahlen  erhalten'): 


■)  Falke  S-  a.O.  152  ff.  —  HaDBer,  DeuUcbl&nd  nach  dem  SOjfth- 
rigen  Kriege.  S.  225.  „Die  Hansa,  wie  laos«  nicht  ein  Ruhm  und  Stolz  des 
deutschen  Namens,  lag  nach  dem  Ablam'  der  zwtiuziger  Jahre  gänilich 
vernichtet  am  Boden ;  als  das  weatphäliBche  Friedeoswerk  in  die  Welt 
trat,  hatten  andere  Hände  sieb  ihres  nandeladen  Tagewerkes  angenommen. 
Nicht  anders  stand  es  mit  dem  übrigen  deiiCscben  Handel,  lomehmlich  um 
den  in  üaddeutscbland.  Znar  hatten  ihm  schon  dsB  Auf'^nden  einer  neuen 
SeeatrasBe  nach  Ostindien  und  die  nenentdeckte  Welt  harten  Verlieht  auf- 
erlegt, aber  doch  hatten  die  augsburgiscben  Fugger,  die  Ulmer  and  Ndm- 
berger  Herren  ihren  alten  Stolz  noch  nie  so  empfindlich  beugen  mUssea 
als  jetzt." 

^)  Reschauer,  Geschichte  des  Kampfes  der  Handwerk szQnfte  und 
der  Kaufmannsgremien  mit  der  österreichischen  Boreankratie.    S.  5  ff. 

')  ZuDichBt  entnommen  einem  „Referate  Dr.  J.  J.  Becher's.  Says. 
Commercialrathee,  wie  die  Commerden,  auch  gemeiuer  Handel  und  Wandel 
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80  waren  in  Prag,  einer  früher  sehr  gewerbereichen  Stadt,  im 
Jahre  1674  nur  noch  355  Handwerker;  die  Bürgerschaft  in  Iglau 
war  1674  auf  300  gesunken,  während  vor  dem  Kriege  die  An- 
gehörigen des  Tuchmachergewerbes  allein  7  ~  8000  Personen 
zählten^);  in  Löwenberg  in  Schlesien,  wo  1620  noch  700  Tuch- 
macher gewesen  waren,  betrug  die  Zahl  derselben  im  Jahre  1674 
nur  noch  250,  während  Reichenbach,  das  zu  An&ng  des  Jahr- 
hunderts über  400  Barchentweber  gezählt  hatte,  1674  im  Ganzen 
nicht  150  Gewerbsleute  zählte.  Klagenfurt  hatte  in  demselben 
Jahre  kaum  200  Handwerksmeister,  Judenburg,  eine  früher  an- 
sehnliche Stadt  in  Steiermark,  nur  noch  68.  Wien  selbst  zählte 
zu  jener  Zeit  nur  1679  Handwerksmeister,  eine  Zahl,  die  zu 
der  Bevölkerung,  die  damals  auf  fast  100000  Seelen  geschätzt 
werden  kann*),  in  keinem  Verhältnisse  steht  Genauere  sta- 
tistische Angaben  fehlen,  wie  schon  erwähnt,  flir  diese  Zeit,  doch 
sehen  wir  aus  einem  uns  noch  erhaltenen  „Verzaichnusz  deren 
hier  in  Wien  befindUchen  Handtwerchs,  Gewerb  und  Professionen 
etc."  aus  dem  Jahre  1702^),  dass  selbst  in  dieser  späteren  Zeit 
die  Zahl  der  Gewerbsleute,  die  mit  ca.  3700  beziffert  wird, 
noch  inmier  eine  geringe  zu  nennen  ist.  Hiebei  ist  in  Betracht 
zu  ziehen,  dass  die  letztere  Zahl  nicht  ganz  verlässlich,  vielmehr 
jedenfsdls  zu  hoch  ist,    da  sie  als  Beleg  flir  ein  Gewerbesteuer- 

Srojekt  herbeigezogen  wird.  Man  darf  annehmen,  dass  die  Zahl 
er  Gewerbetreibenden  in  Wien  um  die  Mitte  des  17.  Jahrhun- 
derts kaum  mehr  als  höchstens  2000  betragen  hat^),  und  dass 
diese  Zahl  in  den  Jahren  1670 — 1680  auf  1600,  ja  noch  weniger 
herabsank.  War  ja  doch  in  Prag  in  der  Mitte  des  Jahrhunderts 
die  Zahl  noch  die  dreifache  gewesen  (ca.  1200)  als  im  Jahre 
1674.  W^eitere  Angaben,  freilich  ohne  ziffermässige  Belege,  sind 
in  den  Schilderungen  der  zeitgenössischen  Schriftsteller  enthalten  ^). 
Das,  was  wir  aus  diesen  Darstellungen  entnehmen,  deren  Rich- 
tigkeit auch  einigermassen  durch  Zusammenhalten  mit  der  Gesetz- 
gebung jener  Zeit  kontrolirt  werden  kann,  sind  überaus  traurige 
Ergebnisse. 


fcgenwärtig  in  Ihro  Kays.  Maj.  Erblanden  beschaffen  seien'*,  etc.  aus  dem 
ahre  1674.     MS.  der  kais.  Hofbibliothek  in  Wien. 

')  Werner,  Geschichte  der  Iglauer  Tuchmacherzunft,  1861. 

•-)  Vgl.  hierüber  Weiss,  Gesch.  der  Stadt  Wien.  II,  226.  —  Aeltere 
Schriftsteller,  wie  der  Jesuit  Reifenstuel  geben  an,  dass  Wien  unter  Fer- 
dinand II.  80000  Einwohner  zählte.  Man  berechnete  im  Jahre  1710  die 
Volkszahl  mit  113800  Seelen. 

*)  Manuscript  der  Münchener  K.  Bibliothek. 

*)  Während  andererseits  nach  Becher's  Angabe  die  Zahl  der  Bettel- 
leute ungefähr  8000  betrug. 

^')  Insbesondere:  P.  W.  v.  Hörnigk,  Oesterreich  über  alles,  wann  es 
nur  will;  zuerst  erschienen  1684.  J.  J.  Becher,  Politischer  Diskurs  von 
den  Ursachen  des  Auf-  und  Abnehmens  der  Städte.  1668.  W.  v.  Schrö- 
der, Fürstl.  Schatz-  und  Rentkammer.     1685. 
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Trotz  des  Reichtbums  aa  Urprodukten,  der  ja  noch  immer 
vorhanden  war,  ezistirte  fast  keine  Manufaktur  in  den  öeter- 
reichischen  Erblanden.  Wolle,  Flacha,  Leinen,  Hfiute,  Kupfer, 
Zinn,  Queckailber  giengen  ausser  Land,  um  als  Fabrikate  wieder 
hereinzukommen').  Die  Blecbschn eiderei  und  I'orzellanmanu- 
fäktur  hatte  eich  in  Folge  des  Krieges  von  Böhmen  nach  Mmesen 
verlegt.  Der  Rückgang  der  Tnchmacherei  war  ein  so  bedeutender, 
dass  die  Stfidte,  wo  dieselbe  hauptsächlich  geblüht,  früher  2  bis 
3  mal  mehr  bevölkert  gewesen  waren,  wie  wir  dies  an  dea 
Beispielen  von  Iglau,  Löwenberg  und  Reichenbacb  gesehen  haben, 
Schlesien  und  Ol^rÖBteireich,  die  früher  40000  WebstObJe  besessen 
hatten  (nach  J.  J.  Becher),  waren  „bei  Brot  und  Wasser  Spinner 
der  Augsburger,  Ölmer  und  Holländer"  geworden').  Der  ganze 
Ertrag  der  Ausfuhr  von  Rohprodukten  gieng  überdies  durch  den 
Import  der  theueren  „französischen"  und  anderen  ausländiachea 
Waaren  (Seidenwaaren  u.  dgl. ,  „ Schleckereyen",  d.  h.  Deli- 
katessen aller  Art)  verloren.  Die  gesammten  Manufakturen 
Oeaterreichs  kamen  —  wie  dies  Hömigk  in  einem  Vergleich  mit 
der  Stadt  Leyden  berechnet  —  nicht  denen  einer  einzigen 
holländischen  Stadt  gleich.  An  Grossbetrieben,  d,  h,  umfang- 
reicheren, mit  grösserem  Kapital  ausgestatteten  und  eine  grosse 
Arbeiterziahl  beschäftigenden  Betrieben  fehlte  es  in  jener  und  in 
noch  viel  späterer  Zeit  selbst  in  Wien  fast  gänzlich^).  Das 
Kleingewerbe  litt  an  den  äusseren  misslichen  Verhältnissen,  wie 
an  vielen  inneren  Schäden.  Becher  nennt  als  diese  nebst  den 
Kriegsunruhen  ^Bedrückung"  von  Seite  der  Herrschaften,  der 
Ratheherren  in  den  Städten,  der  Kaufleute  und  Krämer,  „die  sie 
pressen  und  aussaugen,  indem  sie  ihnen  nur  zu  geringstem  Preise 
oder  gar  nichts  abkaufen",  femer  die  vielen  „Stöhrer",  deren 
Zahl  er  in  Wien  mit  4000,  in  den  gesammten  Erbländern  mit 
50000  beziffert,  endlich  die  Jahrmärkte,  auf  denen  fremde 
Händler  den  einheimischen  Gewerbsmann  namhaft  schädigen  .  . 
„auch",  meint  er,  „wäre  eine  reflexion  auf  ihre  Zunfft  zu  machen, 
welche  vieler  Orten  in  hässliche  monopolia  degeneriren".  Hierin 
liegt  auch  dgentlich   der  schwerwiegendste  Grund;    das  Ueher- 

')  Höraigk  a.  a.  0.  pag.  70:  „Die  Ausl&Dder  schicken  uns  die  dar:iuB 
fabricirten  TQcher,  Zeugb,  Strumpf,  Hüte,  Leinirand,  Spitzen,  Leder,  Ge. 
sclürr,  Farbeo  uod  nuEfthlig  aodere  Uinge,  die  alle  in  den  Erblanden  so 
woÜ  und  beBBer  aU  drauBBen  sich  verfertigen  lassen,  wieder  zurQck,  ziehen 
dagegen  das  Geld,  ao  sie  udb  für  die  rohe  Ware  gleichsam  nnr  gelieben, 
3,  6,  nach  Unterschied  10,  wohl  auch,  wie  bei  den  Spitzea.  lOOi'svfa  ber- 
ans."  —  Vgl.  überdies  Falke  a.  a.  0.    II,  213  ff. 

^)  Ein  charakteristischer  AuBSprnch  J.  J.  Becher's  im  „Politischen 
DisCBT«".    IV.  Theil.   2.  Aufl.    S.  475. 

■)  So  äassert  sieb  sncb  der  KesieningsraUi  Taube,  einer  der  mnse- 
gebendsteii  Beamtea  nnter  Maria  Theresia  (BttBchiDg,  Nene  Erdbe- 
schreibnng).  Eine,  vielleicbt  die  einzige  AuBDabme,  bildet  die  in  der  Mitte 
des  17.  Jahrhunderts  gegründete,  im  Codex  Austiiacus  mehrfach  erwähnte 
Cronrascbfabrik  in  Linz. 
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wnefaem  der  Zanftmiasbräuche,  das  hier  in  gleicher  Weise  zu 
Tage  trat  wie  in  ganz  Deutschland,  hatte  jedes  Aufraffen  des 
Gewerbestandes  zur  Unmöglichkeit  und  den  Handwerkerstand, 
der  früher  hochgeachtet  und  geschätzt  war,  zu  einem  miss- 
achteten und  gering  geschätzten  gemacht^). 

So  zeigt  sich  uns  in  allen  diesen  Erscheinungen  auf  dem 
Qelbiete  des  HandeLs  und  der  Gewerbe  ein  desobter  Zustand^ 
der  immer  weiter  andauern,  ja  noch  zunehmen  musste,  da  nie- 
mand da  war,  um  ihm  ein  £nde  zu  machen  und  die  traurigen 
Veriiältnisse  etwas  zu  bessern.  Der  Landesherr  —  der  ja  damals 
den  Staat  bedeutet  —  war  viel  zu' ohnmächtig,  um  kräfläge, 
aofireiohende  Massregeln  treffen  zu  können,  dazu  das  Land  und 
Volk  durch  Elrieg  und  Noth  aller  Art  ausgeso^n,  des  Kaisers 
Kasse  schon  lange  leer.  Daher  sehen  wir  auch  in  der  Gesetz- 
gebung jener  Periode  auf  dem  Gebiete  des  Gewerbes  fast  keine 
Spur  von  eigentlich  wirthschaftspoUtischen  Schutz-  und  Hülfs- 
massregeln,  vielmehr  meist  abstrakte  Formulirungen,  die  dem 
Geiste  der  römischrechtlichen,  absolutistischen  Staatsanschauung 
zum  Durchbruch  verhelfen  sollten.  Schon  frühzeitig  nahm  in 
Oesterreich  die  Gewerbegesetzgebung  diesen  „absolutistischen'' 
Charakter  an  und  zu  einer  Zeit,  wo  in  den  anderen  deutschen 
Staaten  noch  wenig  Spuren  hiervon  vorhanden  waren,  finden 
sich  hier  schon  Bestimmungen,  die  ihre  Spitze  gegen  die  Auto- 
nomie der  Zünfte  und  die  monopolistischen  Tendenzen  derselben 
kehren. 

Im  Jahre  1518  beklfigen  sich  die  Stände  der  österreichischen 
Länder  zu  Innsbruck  - )  „der  vermainten  Freiheiten  halber,  nach- 
dem einige  geistliche  und  weltliche  Stände,  auch  Adelige  und 
andere  Personen,  Städte,  Märkte,  Zünfte,  Zechen  und  Hand  t - 
werk  er  zum  Abbruche  und  Nachtheile  der  von  Kaiser,  König 
und  Fürsten  erlangten  Landesfreiheiten  erschlichen  haben  etc.  , 
desgleichen  „wegen  der  Unordnungen,  so  in  Kayserlicher  Ma- 
jestät Erblanden  mit  Hantwerch  und  in  ander  weg  erwachsen 
ist^  und  des  Weiteren:  dass  diese  ihre  Bestätigungsbriefe  und 
neuen  Privilegien  hinter  dem  Rücken  der  Stände  erlangt  hätten. 
Dem  wird  nun  auch  Abhilfe  geschaffen.  Ferdinand  I.  hebt  1527 
die  Zünfte  und  Zechen  „mit  ihren  selbstgemachten  Satzungen, 
Ordnungen   und   darüber   erhaltenen   Bestätigungen"   auf.     Dies 


M  Schröder  a.  a.  0.  S.  301.  „Die  zweyte  Ursach,  warum  bishero 
in  Teutschland  die  manufactora  gantz  darnieder  gelegen,  ist  die  Verachtung 
der  Handwerksleut ,  dasz  jeder  Tintenlecker  einem  rechtschaffenen  Mann 
nnd  Künstler  vorgezogen  wird;  daher  es  kommen  ist,  dasz  die  Eltern  nur 
die  dommesten  in^enia  auff  die  Handwerckh  schicken,  wo  sie  aber  ein  wenig 
gate  naturalia  bei  einem  Kinde  merkhen,  da  muss  es  studiren  und  soll  ein 
r>octor  oder  Magister  ans  ihme  werden.  ^£r  nennt  auch  an  einer  anderen 
Stelle  „die  yermidedeTten  und  als  ärgste  Pesth  Ton  gantz  Deutschland  yer- 
fluchten  zünnfft*"  die  Uisache  des  Nichtauf kommens  der  Manufakturen. 

')  Zeih  ig,  der  Innsbrucker  Aussdinsslandtag  der  österreichischen 
Erblande  1518  (im  Archiv  f.  österr.  Gesch.  18). 


8  VI.  1. 

kirnet  allerdings  so,  als  ob  nun  das  letzte  StUndIdn  der  Zunft 
ges(£lagen  bätte,  aber  davon  konnte  begreiflidierwdee  damals 
nicht  die  Bede  sein.  Nach  dem  Wortlaute  der  „neuen  Polizej 
und  Ordnung  des  Handtwerches  und  Dienstvolck  der  nieder- 
österreichiBchen  Länder" ')  erscheinen  allerdings  die  ZünAe  auf- 
gdiobeu  und  haben  weiterhin  keinen  rechtlichen  Bestand;  allein 
in  dieser  Hinsicht  ist  die  Polizeiordnung  nur  auf  dem  Papiere 
stehen  geblieben  und  wir  haben  gleich  aus  den  nächsten  Janren 
Beweise  genug,  dass  die  Zünfte  nach  wie  vor  existirten  und  — 
fimktionirten.  Auch  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  unter  dieser 
„Aufhebung",  wie  dies  auch  anderwärts  der  Fall  war,  nur  die 
Aufhebung  der  Autonomie  der  Zünfte,  soweit  ^e 
solche  noch  bestand,  zu  verstehen  ist.  Fast  gleichzeitig  mit 
dieser  Zunftaufhebung  gibt  Ferdinand  1528  den  Zünften  &ae 
Ordnung  —  betitelt:  Policeyordnung  ftlr  die  Handtwercker  ^)  — 
die,  wenn  sie  auch  die  inneren  korporativen  Gestaltungen  und 
Versammlungen  der  Handwerker  ohne  besondere  Erlaubniss 
verbietet,  doch  sich  im  grossen  Ganzen  an  das  bisherige  Zunft- 
recht anlehnt: 

Jedes  Handwerk  soll  zwei  geschworene  Meister  und  Gesellen 
wählen,  durch  die  alles,  was  das  Handwerk  vorzubringen  hat, 
an  Böi^ermeister  und  Rath  zu  gelangen  habe;  dieselben  Ge- 
schworenen haben  auch  mit  zwei  A'erordneten  des  Raths  „Be- 
schau zu  halten",  „Streitigkeiten  und  Zwiste  zu  schhchten",  ins- 
besondere auch  „in  Lohnstritten  zu  entscheiden";  nur  im  Falle 
getheilter  Meinung  entscheidet  endgültig  BOigermeister  oder 
Richter,  Wer  Meister  werden  will,  muss  sich  einer  Meister- 
prüfung vor  den  (Jeschworenen  unterziehen  u.  b.  w.,  ungewöhn- 
Bche  und  besonders  beschwerliche  Mdsterstücke  aoUen  ab- 
geschafft s^,  desgleichen  die  unnützen  Bewirthungen  und  ,,Col- 
lationen".  Besondere  Bestimmungen  finden  sich  noch  über  das 
Schmähen  und  Unehrhchmachen,  über  die  „Störer",  die  reisenden 
Gesellen,  das  Schenken,  die  Feiertage,  über  Almosen,  Lehr- 
jungen, Gottesdienst,  die  Handwerkslade  und  ähnUche  Dinge, 
die  im  grossen  Ganzen  jenen  Bestimmungen  entsprechen,  wie 
wir  sie  in  den  meisten  „selbstgemachten  und  bestätigten"  Zunft- 
ordnungen des  16.  Jahrhimderta  änden,  nur  mit  dem  Unter- 
schiede, dass  der  Standpunkt  der  Eontrole  und  Ueberwachong 
durch  die  Behörde,  der  steten  Unterordnung  des  Handw^kes 
unter  die  „Policey"  hier  vielleicht  noch  schärfer  hervortritt. 
Die  besprochene  Folizeiordnung  enthält  aber  ausserdem  einen 
besonderen  Theil,  der  darum  von  hohem  Interesse  ist,  weil  er 
manchen  Einblick  in  die  damalige  Gewerb stechnik  gewährt;  es 
werden  nämlich  über  70  der  bedeutendsten  Gewerbe  angeßlhrt 

■)  In  der  DniTcrsitatsbibliotliek  za  Wien. 

^)  Vgl.  hinrikber  BuchholtE,  Oeschichte  Ferdinands  I.  VIU.  Bd. 
S.  265  ff. 
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and  die  Orenzen  ihrer  Gewerbsberechtigung  festgestellt,   auch 
fbr  einselne  besondere  polizeiliche  Vorschriften  erk^en. 

Dies  die  Handwerksordnung  Ferdinand  I.  Es  folgten  nun 
in  der  toq  ihm  eingeschlagenen  Bahn  der  absolutistbcmen  Ge- 
werbepolitik dne  Reihe  von  Verordnungen  der  folgenden  Re- 
nnten bis  auf  Leopold  I.;  der  Haupttheil  dieser  gesetzlichen 
Bestimmungen  bezieht  sich  auf  die  Organisation  des  Gewerbes, 
—  wenn  man  diesen  Ausdruck  hier  anwenden  kann  —  d.  h.  auf 
die  SteDung  der  Zttnfte,  dann  auf  das  Recht  zum  Gewerbe- 
betrieb,  endlich  vornehmlich  auf  die  Abstellung  der  „Handwerks- 
missbräuche^.  Eine  weitere  Reihe  von  Verordnungen  behandelt 
die  im  Interesse  des  Gemeinwohls  für  nöthig  erachteten  Preis- 
taxen und  Lohnsatzungen  y  die  Ordnung  der  Rechte  der  nicht 
im  Zunftverbande  stellenden  Handwerker  (der  Hofbefreiten, 
Frdmeister),  enthält  sodann  Normen  von  Üieil weise  handels- 
politischer'Natur,  wie  Ein-  und  Ausfuhrverbote,  Vorkehrungen 
zur  Hebung  der  sogenannten  Manufakturen  u.  dgl.  Die  Ver- 
ordnungen der  ersten  Art  gehen  weit  in  das  16.  Jahrhundert 
zurück,  die  der  zweiten  gehören  meist  erst  der  Zeit  Leopold  I. 
an.  Das  Geltungsgebiet  aller  dieser  Bestimmungen  ist  meist 
nur  ein  provinzidles,  oft  nur  ein  lokales  (ftir  einzelne  Städte 
und  Märkte  erlassene  Verordnungen).  Die  beste  Quelle  dieser 
Verordnungen  und  „Gesetze"  (wenn  man  im  absoluten  Staat 
von  solchen  sprechen  kann)  ist  wohl  der  „Codex  Austriacus" 
(herausg.  von  Guarient  1704)  flir  die  beiden  Oesterreich,  den 
auch  die  meisten  SchriftsteDer  als  Quelle  flir  diese  Periode 
benutzen. 

Nun  zum  wichtigsten  Detail  dieser  Verordnungen.  Dieselben 
bieten  nicht  sowohl  ihrer  Bedeutung  und  Geltung  wegen  viel 
Interesse  —  denn  vielfach  gerieth  die  eine  oder  andere  ganz 
und  gar  in  Vergessenheit,  ein  Ding,  das  sich  freilich  zum  Theil 
aus  der  damals  so  mangelhaften  Publikation  und  Verbreitung 
der  Gesetze  erklärt  \)  —  als  vielmehr  weil  sie  einen  Einblick 
gestatten,  einmal  in  den  Zustand  des  Gewerbes  zu  jener  Zeit 
und  dann  in  die  wirthschaftliche  Auffassung  des  Zeitalters,  die 
bei  aller  Inkonsequenz  und  Unklarheit  im  Einzelnen,  dennoch 
im  Ganzen  in  diesen  Bestimmungen  klar  und  konsequent 
hervortritt. 

Die  das  Zunftwesen  und  Zunftrecht  regelnden 
Verordnungen  können  eingetheilt  werden  in: 


1)  Man  kann  dies  auch  aus  den  oftmaligen  „neuerlichen  Einschftri*- 
fiingen^  entnehmen.  Ein  interessantes  Beispiel  bietet  die  Verordnung 
Leopold  I.  vom  17.  Juni  1661  (im  Codex  unter  „Taglohns-Satzung"),  wo 
es  heisst:  „obzwar  noch  hiervor  1640  und  1656  von  Unserem  Vater 
Ferdinand  III.  eine  hejlsam  Satz-  und  Ordnung  ....  gemacht  und 
publidrt  worden,  so  bringt  doch  die  tätliche  Erfahrung  mit  sich,  dass  bis- 
nero  dieser  schnurstracks  entgegen  gehandelt  und  gelebet  worden  .  .  .^ 
Und  auch  diese  Verordnung  musste  1673  wiederholt  werden. 
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1.  Bestimmungen  Über  die  Einrichtung)  rechtliche 
Existenz  und  Stellnng  der  Zünfte  zur  Obrigkeit: 
80  die  Verordnung  von  Mathiaa  (1617),  wonach  die  .Auff- 
lichtung  von  Zunmeo  ohne  allei^nädigateo  Consens  und  Ver- 
wHligung  hinfUro  verboten  sein  solle",  dann  die  Verordnung 
Leopold  I.')t  wonach  ohne  Vernehmen  der  Obrkl(.eit  keine 
neuen  Privilegien  ertb^t  werden  sollen  und  zugleich  die  Ge- 
richtsbarkeit der  ZUnf^e  dahin  geordnet  wird:  wenn  eine  Sache 
„pure  et  eimpliciter"  das  Handwerk  und  deesen  Ordnung  be- 
treffe, man  dasselbe  ,,wie  biahero  also  auch  fUrohin  als  pnmam 
instantiam  zulassen,  andere  Händel  aber  .  .  .  vor  denjenigen 
Magistrat  oder  Obrigkeit,  wo  die  Zeche  aufgerichtet  ist,  gehörig 
s^  solle  .  .  .  wie  denn  auch  denen  Zechen  allen  Ernstea  an- 
befohlen wird,  sich  nicht  selbst  der  Exccution  anzumaszen  .  .  ." 
Trotz  dieser  scheinbaren  Jurisdiklionsbe  willigung  ist  hier  der 
Standpunkt  der  absoluten  staatlichen  Hoheit  nicht  roinder  fest- 
gehalten; die  Rechte  der  Zunl^  erscheinen  eben  als  staatliche 
privilegia.  Daher  auch  eine  Reihe  von  Verordnungen,  die  den 
Grewerbebetrieb  der  Zunftangehörigen  gegen  unbefugte  Stärcr 
(Bönhasen,  Pfiischer)  schützen,  so  filr  alle  Gewerbe  von  Leo- 
pold, 169:*,  bezüglich  der  Schneider  sclion  1569  und  löOH,  der 
fischler  etc 

2.  Eine  Unzahl  von  Bestimmungen  über  die  Handwerks- 
misdbräuche.  Die  wichtigsten  (13  gravamina)  sind  zusammen- 
gefasst  in  der  erwähnten  Verordnung  Leopold's,  überdies  sind 
verwnzelte  Verordnungen  schon  seit  früherer  Zeit  (Verordnungen 
Maximilian  II.  von  1567  und  1571,  Ferdinand  III,  von  1655 
etci  für  das  gesanunte  Gewerbe  erlassen  worden  —  später  dann 
auch  einzelne  Handwerker  (Becken,  Schneider)  betreffend.  Die 
ärgsten  Missbräuche  betrafen :  a)  Erscliwerung  der  Äufriahme  in 
die  Zunft  überhaupt,  einmal  schon  durch  Erschwerung  der 
Niederlassung,  dann  durch  Auescbliessung  ganzer  Gesellschafts- 
klassen, theils  ihrer  Beschäftigung  wegen,  theils  aus  anderen 
Gründen  des  Vorurtheils,  hinter  dem  sich  oft  nur  der  krasse 
Znnftegoiamus  und  habsUchäge  Monopolsucht  verbarg ;  es  waren 
dies  die  sogenannten  „Unehrlichen"  -)  (Leineweber,  Barbiere, 
Schiffer,  Müller,  Zöllner.  Pfeiffer,  Gerichtsdiener,  'IVompeter,  Bader 
—  natürlich  seit  jeher  Abdecker  und  Scharfrichter),  b)  Er- 
schwerung des  Meisterwerdens  insbesondere,  worauf  ja  schliesslich 
auch  die  früheren  Bestrebungen  binausgiengen  durch  Forderung 
langer  Lehrjahre,  langer  Wanderjahre,  durch  die  Forderung, 
daas  der  Geselle  eine  bestimmte,  nicht  geringe  Zeit,  2  bis  3 
Jahre,  in  demselben  Orte  gearbeitet  haben  musste,  durch  über- 
mässige  und   unnütze  Taxen   imd   Kosten   beim   Meist  er  werden, 


')  Cod.  AuBtr.   S.  459   ff.,    aberhaopt   die   aosIfthrlicbBte  der  hia' 
bebsodelten  Verordnangen. 

')  Genaue  Details  bei  0.  Beneke,  Von  Dnehrlichen  Leuten. 
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durch  Anferieffong  dnes  theueren  und  unzweckmäasigen ,  d.  h. 
(spttter)  unTerkäaflicfaen  Meisterstückes,  endlich  durch  Ausschluss 
dmes  oder  jenes  GeseUen  von  der  Meisterschaft ,  hier  der  un- 
▼erheäFatheten^  dort  der  verheirathet^i ,  mindestens  jener,  die 
deflorirte  Personen  geheirathet  hatten,  c)  Die  übermässige 
Völlerei  und  Schlemmerei  bei  jeder  erdenklichen  Gelegenheit, 
insbesondere  bei  der  Loszählung  der  Lehrburschen^  beim  Meister- 
werden,  beim  Eintrefien  fremder  Gesellen  (Handwerkscollationen, 
Abend-  und  Ausschenken),  femer  die  schrecklichen  Unsitten 
des  ,,Scheltens^,  d.  h.  Unehrlich-Erklärens  aus  einem  oft  ganz 
thörichtcn  Grunde  (wegen  Tödten  eines  Thieres),  des  Aufstehens  der 
Gesellen,  d.  h.  der  ersten  Form  eines  Strike,  des  Auftreibens 
d.  h.  Verfolgung  eines  ^Gescholtenen^  bei  allen  anderen  Zttnften, 
soweit  eine  Verbindung  mit  ihnen  bestand,  endlich  das  lächer- 
lich übertriebene  Ceremoniell,  die  „läppischen  Redensarten' ^ 
die  bei   festlichen  Gelegenheiten  oder  bei  Ankunft  und  Abreise 

n rochen  werden  musstenV),  den  bekannten  „blauen  Montag^ 
gl.  d)  Coalitionen,  Verabredungen  der  Gewerbsleute  wegen 
Feststellung  von  Preisminimis«  Verweigerungen  von  Reparaturen, 
Fortsetzung  von  anderen  begonnenen  Arbeiten. 

Gegen  alle  diese  Missstände  hatten  sich  schon  grossentheils 
die  Reichspolizeiordnungen  des  16.  Jahrhunderts  gewendet  2), 
die  Landesgesetz^ebung  Oesterreich's  folgte  nach,  indem  sie  diese 
Missbräuche  theils  ganz  verbot,  theils  so  viel  als  möglich  ein- 
schränkte —  fi^ilich  kaum  mit  grossem  Erfolg;  dies  sehen  wir 
daraus,  dass  trotz  der  vielen  und  oft  wiederholten  \'erordnunffen 
der  Regenten  bis  Karl  \1,  doch  in  der  all*;emeinen  Handwerks- 
ordnung derselben  neuerdings  die  Abstellung  dieser  Dinge  u.  z. 
im  Detail  fast  aller  dieser  Punkte  angeordnet  werden  musste. 

3.  Bestimmungen  darüber,  ob  und  inwieweit  die 
Zünfte  das  Recht  der  Geschlossenheit  hätten  und 
weitere  Bestimmungen  über  die  vom  Zunftzwang  befreiten  Hand- 
werker, die  Hofbeh^ite  (Freimeister)  genannt  wurden,  und  denen 
sich  am  Schluss  dieser  Periode  noch  eine  zweite  unten  näher  zu 
erwähnende  Gruppe  in  den  mit  ^ Schutzbefugnissen"  Versehenen 
(später  ^Decreter"  genannt)  anschliesst.  In  ersterer  Rücksicht, 
bezüglich  der  „Geschlossenheit",  ist  insbesondere  ausgesprochen 
in  der  obenerwähnten  Handwerksordnung  Leopolds  von  1689 
(Codex  Aust.  2.  unter:  Handwerker-  und  Künstler- Missbräuch- 
Abstellung)  zu  dem  gravamen  17,  „dass  theils  Zechen  und  Hand- 
werke in  ihren  privile^is  haben,  es  auch  zum  Theil  noch  prae- 
tendiren,  dass  deren  eine  gewisze  Anzahl  seyn  und  auszer  der- 
selben keine  weiteren  zugelassen  werden  sollten  ....  obwohlen 
bei  etzlichen  Handwerkern,  deren  man  nicht  so  viel  oder  so  oft 
vonnöthen  .  .  .  bisweilen  gut  ist,  dass  die  Anzahl  restringirt  und 

^)  Ueber  alle  diese  Missbräuche  vgl.  Mascher,  Das  deutsche  Ge- 
werbewesen 1866.    S.  338,  343  ff. 

^)  Gerstlacher,  Teutsche  Reichsgesetze.    £d.  IX. 
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dahin  gesehen  werde,  die  Städte  mit  anderen,  dem  gemeinen 
Wesen  nützlicheren  Leuten  zu  erMIen,  solches  aller/eit  in 
arbitrio  eines  jeden  Magistrates  und  Obrigkeit  ver- 
bleiben solle,  nach  denen  veränderlichen  Zeiten  und  Umb- 
ständen  die  Anzahl  zu  vermehren  oder  zu  mindern,  damit 
denen  monopoliis  kein  Platz  eingeraumht  wird". 

Man  sieht  aus  dieser  mehr  unklar  klingenden  als  wirklich 
schwankenden  Entscheidung,  die  es  in  kluger  Vorsicht,  um  ja 
kein  Pritiudiz  zu  schaffen,  den  Obrigkeiten,  also  den  Oi^aneu 
der  absoluten  Staatsgewalt  ttberldsst,  von  Fall  zu  Fall  zu  ent- 
scheiden ,  dasa  man  keine8w^;a  der  Zunft  zu  viel  Recht  ein- 
rftumen  wollte.  Ihr  Privil^  wurde  möglichst  einschränkend 
interpretirt  und  Überdies  wendete  sich  der  absolute  Staat,  seiner 
merkanti)istischen  Staatspraxis  gemäss,  stets  gegen  das  Monopol- 
bestreben der  Einzelnen  oder  der  Körperschaften. 

Was  nun  die  Hofbefreiten  betrifft,  so  waren  dies  Hand- 
werker, die  durch  besonderes  Privileg  von  dem  Zunftverband, 
in  der  Regel  auch  von  den  (Steuer-)  Leistungen  der  übrigen 
Handwerker  befreit  waren;  im  übrigen  waren  sie  gleichgestellt: 
sie  hatten  das  Recht  zur  Aufnahme  von  Lehrjungen  und  Ge- 
sellen, zur  Ausübung  des  Gewerbes  ohne  Erwerbung  des  Büi^;er- 
rechtes,  blos  gegen  Entrichtung  eines  jährlichen  Schutzgeldes'). 
Auf  diese  Weise  wurden  in  der  spateren  Zeit  Akatholiken ,  die 
ja  nicht  in  die  Zünfte  au%enommen  werden  konnten,  zum 
Gewerbebetriebe  zugelassen.  Betreffs  der  Hofbefreiten  extstiren 
verschiedene  Bestimmungen,  insbesondere  nach  der  Verordnung 
von  1660  für  Wien  (wiederholt  !t5i.il|.  u.  z.  wird  zunächst  der 
Grundsatz  aufgestellt,  dass  die  Kofbefreiung  mit  dem  Tode  des 
Monarchen  erlösche;  dann  sollen  keine  neuen  Hofbefreiungen 
ertheilt  werden,  weil  natürlich  die  zünftigen  Handwerker  viel 
Klagen  und  Beschwerden  erhoben  hatten;  in  einzelnen  Ge- 
werben (Gewandschneidem  und  Eysslem)  werden  sogar  die  be- 
stehenden Hot&eiheiten  kassirt,  jedoch  der  Rechtsstandpunkt  mit 
dem  Zusatz  gewahrt :  „ .  .  .  wolJei  jedoch  Ihre  Kais.  Majestät  Ihro 
gleichwol  freie  und  offene  Hand  in  allweg  vorbehalten  haben 
wollen,  einen  oder  anderen  vorkommenden  sonderbaren  Künstler 
oder  auch  andere  dero  getreue  Bediente  und  emeritirte  Personen 
mit  Hoff-   und   landcsfUrstlichen  Freybeiten   nach  Beschaffenheit 

')  Als  eraten  Fall  einer  Hofbefreiung  erwähnt  Gigl,  Geschichte  der 
Wiener  Marktordnungen  —  ein  Ton  Elisabeth,  Kai&er  Mu  IL  Tochter, 
einem  gewissen  Doroenigo  Barchino  im  Jahre  1583  ertheiltes  Pririleg.  — 
Wenn  dies  eine  eigeotlichc  Hofbefreiuog  war,  so  stand  dies  Recht  auch 
Mitgliedern  der  Familie  der  Monarchen  zu;  spater  erfolgten  die  Hof- 
befreiungen auch  durch  die  Hofkauzlei. 

Die  Handwerk^ uriBten  det  IT.  Jahrhunderts  (Stnive,  Beier)  vindicirten 
von  ihrem  Standpunkte  dem  Landesherm  immer  das  Recht  „Freimeistar"  an- 
Eustelleu,  ausser  wenn  dies  ausdrücklich  in  dem  der  Zunft  gegebenen  Privi- 
l^um  ausgescbloasen  wikre.  —  Vgl.  aber  die  Hofbe&eiten  auch  Kopetc, 
Allgemeine  Österreichische  Gewerbegesetzkunde  1829.    1,  99. 


VI.  1.  13 

der  Sachen  za  begnadigen^.  Ferner  will  seine  Mdestät  ;,denen 
von  Wien^  anfgetragen  haben,  den  entlassenen  Hon)eireiten  das 
Bürgerrecht  zu  ertbeilen  und  sie  in  die  Zünfte  aufzunehmen, 
ohne  dass  sie  .mit  beschwerlichen  und  schädUchen  Conditionen 

guYirt  werden^.  Alle  Hofbefreite  müssen  im  Auftragsfall  dem 
ofe,  wenn  er  Wien  verlässt,  folgen ;  die  von  dem  Kaiser  selbst 
Privil^irten  können  ihr  Gewerbe  in  Wien  inzwischen  weiter 
betreiben  lassen,  die  blos  durch  die  Hofkanzlei  mit  Freiheiten 
Versehenen  müssen  ihren  Laden  in  Wien  bis  zur  Rückkehr  des 
Hofes  sperren.  Femer  sollen  Hofbefreite  nicht  zugleich  Bürger 
sein,  wirkliche  Hof-  und  Kammerbediente  können  ihr  Gewerbe 
auch  ohne  Hof  befreiung  treiben.  Endlich  heisst  es :  Hof  freiheiten 
9«expiriren  durch  den  Tod  und  extendiren  nicht  auf  die  Erben'^ 

Die  Verleihung  von  „Hoffireiheiten'',  wenn  sich  dieselbe 
auch  nur  auf  Wien  erstreckte,  war  der  errte  Durchbruch  der 
Zonftredite;  ein  zweiter  geschah  später,  zu  Beginn  des  18.  Jahrhun- 
dert, durch  die  den  damals  in  Oesterreich  aufkommenden  Fabriken 
ertheOten  Befugnisse  ganz  spezieUer  Piivüegien,  den  sogenannten 
„Privativa'^,  durch  welche  die  Fabriken  vom  Handwerke  und 
der  Zunftverfrtssnng  möglichst  unabhängig  gemacht  werden 
sollten^).  Die  Fabrikanten  erhielten  nun  unter  Joseph  I.  (seit 
1705)  und  seinen  Nachfolgern  grosse  Privilegien:  Steuerfreiheit 
des  Unternehmens,  Militärfreiheit  der  Arbeiter  und  Lehrlinge, 
Schutz  ihres  Glaubensbekenntnisses  (sie  waren  meist  protestantisch) 
in  jeder  Hinsicht,  selbst  Staatsvorschüsse  .  .  .  kurz:  man  that  in 
dieser  späteren  Epoche  Alles,  um  die  Fabrikation  in  Flor  zu  bringen. 

Die  zweite  Reihe  von  Verordnungen  umfasst  jene  Bestim- 
mungen, die  sich  nicht  auf  Zunftwesen  und  Zunftrecht  beziehen. 
Sie  können  eingetheilt  werden  in 

1.  Bestimmungen  über  die  im  Interesse  des  Gemeinwohls 
ftir  nöthig  erachteten  Preistaxen  und  Lohnsatzun^en, 
erstere  zunächst  ftbr  Lebensmittel  und  unumgänglichste  Bedarfe- 
artikel.  Solche  Preistaxen  giebt  es  eine  Unzahl;  Leopold  frusste 
sie  1689  in  einer  Taxordnung  zusammen,  die  eine  grosse  Reihe 
von  Waaren  aufzählt.  Sie  waren  wohl  oft  hervorgerufen  durch 
Klagen  über  unmässige  Preise  der  Zunftmeister,  die  ihr  Monopol 
nach  Möglichkeit  auszunutzen  suchten.  Die  Taglohnsatzungen 
wurden  meist  veranlasst  durch  überspannte  Lohnansprüche  der 
Gesellen,  sobald  Mangel  an  Arbeitskräften  war.  Alle  diese  Be- 
stimmungen wurden  natürlich  viel&ch  umgangen  und  missachtet, 
sie  erlangten  nie  grosse  Bedeutung^). 


1)  Re Schauer  a.  a.  0.  S.  5  erwähnt  als  das  erste  Beispiel  der  Oe- 
währoDg  solcher  pri?ativa  die  ErrichtQDg  der  Fabrik  eines  gewissen  Adam 
Jgnatz  HOger  im  Jahre  1709;  dieselbe  befasste  sich  damit,  Oel  aus 
Traabenkemen  zn  pressen. 

^  Eigentlich  werden  sie  nur  als  Nothmittel  betrachtet,  daher  es  vor- 
kommt, dass  mit  Feststellnng  solcher  Taxen  sedroht  wird:  (Verordnung 
Leopolds  von  167B)  „.  .  .  Handwerker  and  Handelsleut'  sollen  ihre  Waaren 
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2.  Die  ßestimmuDgeii  über  die  ausser  dem  ZuD 
verbände  stehenden  Handwerker.  Diese  wurden 
Anschlüsse  an  die  „Zunftgescbloasenheit"  bereits  besprochen. 

3.  Beslimninngen  rUcksichtlicli  Verbote,  den  Impor' 
von  Waaren,  Export  von  Rohprodukten  betref- 
fend; sie  gehören  der  Handelspolitik  an,  haben  jedoch  hier  und 
da  einen  innigen  Zusammenhang  mit  der  beabsichtigten  Hebung 
eines  besonderen  Gewerbes. 

Die  letzteren  Bestimmungen,  so  unklar  und  inkonsequent 
sie  im  Einzelnen  sind,  so  wenig  sie  im  Ganzen  durchge^hrt 
wurden  und  durciigefiihrt  werden  konnten,  sind  der  Antang 
einer  merkantilistischen  Zollpolitik.  Von  Bedeutung  ersclieint 
insbesondere  schon  das  Edikt  vom  27.  Januar  lOÖil  fUr  da« 
Reich,  das  unto"  dem  9.  Dezember  1673,  20.  öejitember  1674 
für  Oosterreich  repetirt,  endlich  als  Reichs  -  Edikt ')  vom  7  Mai 
11)76  „wegen  Veroiet-  und  Abschaffung  der  französischen  Waa- 
ren" publizirt  wurde.  Dasselbe  verbietet  die  „ Herein führune 
aller  und  jeder  frunzösisclieD  Wuaren  und  Manulai-turen  und 
zwar  in  specie  des  Brocaf  und  sonst  allerhand  Sorten  Zeugh. 
gebluml,  gestreift  oder  glatt":  es  folgen  nun  eine  grosse  Zahl 
von  Stoffen  und  Luxusartikeln  aller  Art,  deren  Einfidir  und 
Verkauf  durchwegs  und  ausiiahmBlos  untersagt  wird.  Die  bis- 
herigen Vorröthe  sollen  noch  verkauft  werden  dürfen,  wozu  den 
Einheimischen  eine  Jahresfrist,  den  Fremden  nur  die  Frist  von 
2  Monaten  verstatti't  wird ,  nach  Ablauf  dieser  Frist  soll  gegen 
jeden  üebertreter  „mit  würkhcher  Confiscation  verfahren  werden". 
Zum  Schlüsse  folgen  noch  einige  \'or8chriflen  über  die  Behand- 
lung der  Waaren  an  der  Grenze  und  die  Veräusserung  der  kon- 
fistirten  Slücka  Röscher-)  behauptet  zwar,  dieses  Verbot 
habe  mehr  einen  kricgeriichen  als  volkswirlhschaftlichen  Zweck 
gehabt  und  beruft  sich  dabei  auf  Laspeyres,  der  denselben  Satz 
beztlglich  eines  ähnlichen  Einfulirvei-botes  der  Niederlande  auf- 
stellt. Allein  es  wÄre  doch  schwer  zu  erweisen,  diiss  diese  zahl- 
reichen Verbote,  die  zum  Theil  auch  zur  Zeit  tiefsten  Friedens 
erfolgten,  nur  den  Krit^zweck  im  Auge  gehabt  haben ;  vielmehr 
litsst  sich  eben  darin  auch  sclion  der  beginnende  Alerkanliliamus 
erkennen,  und,  wie  wir  wdter  unten  sehen  werden,  ist  es  schon 
im  17.  Jahrhundert,  insbesondere  gegen  Ende  desselben,  einer 
der  Hauptpunkte  der  nationalökonomischen  Theorie,  die  Einfuhr 
des  Auslandes  möglichst  einzudämmen,  um  dadurch  die  inlän- 
dische Produktion  zu  ermiiglichen  und  zu  fördern. 

und  ibre  llnndarbeic  nicht  liberschätzeD ,  damit  Wir  auch  ibnen  eine 
gewisse  Taxe  tu  gelten  und  die  allzugroBze  UelierschäUuDg  ex  officio  ab^ 
EiiBtellen,  keine  Ursach  babeo".    (Codex  AuBtr:  Taglohusabcung.   2.  Abs.) 

'l  Vgl.  Gerstlacher,  Handburb  der  teutscben  Reicbei^eaetze.  Bd.  ! 
pag,  1404.    Cod.  Austr.  II.  ^74  unter  „Franzüsiscber  Waaren- AbBtellang' 

■J  In  Hildebrand'B  Jalu'bUchem.    11,  S.  Sti. 
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Die  Massregeln  zur  Hebung  der  Gewerbe  am  Ende 

des  17.  Jahrhunderts. 


Wir  aind  mit  der  knappen  Schilderung  der  Gewerbegesetz- 
gebiing  jener  Zeit  in  Oesterreich  zu  Ende.  Sie  bietet  im  AU- 
semeinen  wenigstens  bis  zur  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts 
durchaus  nicht  das  Bild  einer  energischen,  reformatorischen 
Gesetzgebung;  wenn  auch  einzelne  Punkte  darauf  hinweisen, 
dass  ein  Bestreben,  dem  düsteren  Zustande  des  Handels  und 
der  Gewerbe,  wie  er  nun  schon  seit  vielen  Jahrzehnten  herrschte, 
zum  Theil  seit  dem  Beginn  des  16.  Jahrhunderts,  abzuhelfen,  zu 
Grunde  liegt,  so  zeigt  das  Ganze  nicht  jenen  so  nothwendig 
kraftvollen  Zug,  der,  das  Alte,  Morsche  niederreissend ,  dem 
Volkswohlstande  neue  Wege  bahnt. 

Aber  nun  tritt  —  etwa  mit  den  sechziger  Jahren  des 
1 7.  Jahrhunderts  —  bald  nach  dem  Regierungsantritte  Leopold  I., 
eine  neue  Erscheinung  zu  Tage:  Man  wird  sich  immer  klarer 
des  elenden  Zustandes  der  Volkswirthschaft  bewusst,  man  sucht 
und  ringt  nach  Mitteln  der  Abhilfe,  die  zunächst  in  den  Theo- 
rien des  von  Frankreich  ausgehenden,  jetzt  sich  auch  in 
Deutschland  Durchbruch  verschaäenden  Merkantilismus  erblickt 
werden^). 

Der  erste  Schritt  geschieht  durch  Errichtung  eines  Com- 
merciencollegiums  in  Wien  Ende  1665  oder  Anfang  1666. 
Die  „vornehmste  Verrichtung"  dieses  CoUegii  soll  sein,  .,dasz 
sie  sich  des  Zustandts  und  der  Beschaffenheit  Handels  und  Wan- 
dels roher  Wahren  und  Manufakturen,  so  hinein  als  hinausz 
gehend,  in  den  kays.  Erblanden  erkündigen,  die  Ursachen  derer 
Auff-  und  Abnehmen  gründlich  erforschen,  den  Lauff  und  Ver- 
änderung des  Preisses  und  der  Consumption  der  Güter  auff- 
mercken  und  auff  alle  und  jede  so  inn  als  ausländisch  Handels- 


*)  Vgl.  Inama-Sternegg,   lieber  Philipp  Wilhelm  v.  Homigk  in 
Conrads  JahrbQchem,  II.  Bd.    S.  194  ff. 
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und  Handwerckaleute  der  Compagniea  und  ZUnnfften  rän 
wachendes  Auge  haben,  and  inquiriren,  damit  die  schädlichen 
Monopolia,  Polypolia  und  Propolia  abgeschafft  und  die  Commer- 
cien  Land  und  Leuthen  zum  besten  in  besseren  Standt  und  Flor 
gesetzt  und  darinnen  erhalten  werden"*).  Als  besondere  Auf- 
gabe liegt  dem  Kollegium  noch  ob:  zu  achten,  dasa  das  GMd 
im  Lande  bleibe,  die  fremden  Manufakturen  im  LMide  ver- 
arbeitet  werden,  die  rohen  Waaren  nicht  aus  dem  Lande  g^en, 
dftss  Waaren,  die  aus  dem  Auslände  noth  wendiger  weise  herein- 
gebracht werden  müssen,  mßglicbst  wohlfeil  und  nicht  erst  aus 
dritter  und  vierter  Hand  den  Unterthanen  verschafft  werden; 
dasB  die  Rohwaaren  aus  der  Fremde  möglichst  ge^n  heimische 
eingetauscht  werden;  desgleichen  soll  auf  den  Zustand  der  Kom- 
merzien  in  anderen  Ländern  und  Orten  Acht  gelben,  Infor- 
mation mit  vornehmen  Handelsleuten  gepflegt  werden  (sozusagen 
Einrichtung  von  Konsulaten),  die  Kaufhänser  und  Niederl^en 
gefördert,  Banken  und  Werkhäuser  errichtet,  endlich  auf  Ein- 
richtuDg  und  Privil«^rung  von  Kompagnien  zur  Beförderung  des 
Handels  und  der  Manufakturen  hingewirkt  werden;  in  Bezug 
auf  den  letzten  Punkt  werden  noch  besondere  Instruktionea 
gegeben.  Dies  sind  im  Wesentlichen  die  projektirten  Funk- 
tionen des  Kommerzienkollegiums.  Dass  der  ganze  Plan  des- 
selben aus  der  Initiative  des  Kaisers  oder  der  leitenden  Staats- 
männer herrorgieng,  ist  nicht  anzunehmen;  es  kann  im  GeKcn- 
thdle  aus  einzelnen  Stellen  der  Instruktion  entnommen  weisen, 
dass  er  über  Rath  imd  Einfluss  eines  Mannes  erfolgte,  der 
damals  in  Angelegenheiten  der  PHvilegirung  einer  bayrischen 
Seidenkompagnie  in  Wien  weilte*),  und  nach  Annahme  seines 
Vorschlages  in  das  Kommerzienkollegium  als  Rath  berufen 
wurde,  eines  Mannes,  der,  von  genialer  Anlage,  den  Kopf  voll 
wunderlicher,  verschrobener  Projekte,  aber  auch  voll  tiefbedeut- 
samer  wirthschaftlicher  Ideen,  der  österreichischen  Wirthschafts- 
politik  flir  die  nächste  Zeit  ihr  besonderes  Geprüge  gab. 

Dieser  Mann  ist  Johannes  Joachim  Becher,  Sein 
Lebenslauf*)  ist  interessant  genug,  dabei  von  Wichtigkdt  fllr 
die  ganze  CharakteHstik  dieses  Mannes,  ^e  insbesondere  fllr 
das  Unternehmen,  mit  dem  sich  die  g^enwärtige  Abhandlung 
beschäftigt,  dass  wir  an  dieser  Stelle  j^iges  hierüber  mittheilen 


')  loBtruktioD  für  das  KammerzieDkallegium  vom  22.  Februar  1666, 
abgedruckt  in  J.  J.  Bechers  politischem  Diacurs,  Der  Text  dürfte  outhen- 
tisch  sein,  da  dieses  Aktenstück  in  der  dem  ifaiser  gewidmeten  Ausgabe 
abgedruckt  wurde. 

')  V^l.  die  folgende  Darstellnn^  über  J.  J.  Bechers  Lebeosachicksale. 

■)  Die  Notizen  über  seinen  LebensiMif  sind  Tor  allem  sejner  Bio- 
graphie:  ürban  Gottfried  Bocher,  Dm  Leben  eines  nützlichen  Qe- 
lehrten  in  der  Person  dea  Dr.  Job.  Joach.  Becher,  1722,  dann  Roth- 
Scholtz,  Vorrede  m  Becber«  „Chymischen  Rosengarten",  Witte'a  Dia- 
rium biographicom,  endlich  eincelnen  Bemerkungeo  Becber's  eigener  BQcher 
and  Manuscripte  entnommen. 
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sa  dürfen  Rauben.  Er  war  vermuthlich  1625 .  zu  Speyer  ge- 
boren, wiewohl  er  sich  später  ftlr  jünger  ausgab,  so  zwar,  dass 
sem  Oeburtojahr  erat  lb35  gewesen  wäre^).  Sein  Vater,  ein 
gdehrter  protestantischer  Geistlicher,  scheint  gleichzeitig  eine 
Lehrstdle  an  einer  Knabenschule  innegehabt  zu  haben.  Er  starb 
im  37.  Lebensjahre,  als  Becher  noch  in  frühester  Kindheit  stand 
und  Hess  denselben  ohne  Vermögen,  dagegen  in  den  traurigsten 
Familienyerh&ltnissen  zurück,  die  sich  nodi  schlimmer  gestalteten, 
als  sich  Bechers  Mutter  mit  einem  wüsten,  in  keiner  Hinsicht 
zur  Erziehung  der  hinterbliebenen  Kinder  sich  eignenden  Manne 
neuerdings  vermählte.  Da  dieser  auch  in  wenigen  Jahren  starb, 
war  der  junge  Becher  schon  im  13.  Lebensjahre  genöthigt,  nicht 
nur  für  sich,  sondern  auch  ftlr  seine  Famihe  zu  sorgen.  Er  that 
dies  mit  Au%ebot  aller  Kräfte  durch  Erthdlung  von  Unterrichts- 
stunden, ohne  darum  seine  Studien,  die  sich  fast  auf  alle  Wissens- 
zweige, insbesondere  Mathematik,  Physik,  Medizin,  sodann 
ab^  auch  auf  Theologie,  Linguistik,  Jurisprudenz,  Kameralistik, 
entreckten,  zu  vemacmässigen.  Seine  ersten  „Elhrenchargen'^ 
waren  der  Ghrad  duies  Doktors  der  Medizin,  den  er  in  Mainz  er- 
warb, und  die  Stelle  eines  Leibmedikus  des  Kurfürsten  Joh. 
Ph«  von  Schönbom  und  eines  Professoris  institutionum  medi- 
cinae  an  der  Mainzer  Universität.  Diese  Stellung,  wie  auch 
seine  Heirath  mit  der  Tochter  des  kurmainzischen  Hofrathes 
Ludwig  V.  Hömigk,  des  Vaters  des  nachmals  bekannten  Kame- 
ralisten (vgl.  Seite  5,  Anm.  5)  scheint  ihn  in  Verbindung  mit  meh- 
reren deutschen  Fürsten  gebracht  zu  haben,  denen  er  später  wirth- 
schaftspolitische  Vorschläge  unterbreitete.  Während  er  sich 
bis  zu  den  sechziger  Jahren  fast  ausschliessend  literarisch  mit 
Physik,  Chemie  und  Linguistik  beschäftigt  —  1654  gibt  er 
,.Solini  Selzthal  Regiomontani  de  Lapide  Trismegisto*',  1660—63 
die  „Metallurgia'',  den  „Oedipus  Chymicus**,  dann  die  „Apho- 
ri.smi  ex  institutionibus  Medicinae*',  den  „Pamassus  medicinalis 
lUustratus'^  und  den  ,.Character  pro  notitia  linguarum  universalis^ 
nebst  einer  grossen  Zahl  kleinerer  Schriften  heraus  —  scheint 
er  sich  sodann  mehr  staatswirthschaftlichen  oder,  wie  der  damalige 
Terminus  lautet,  kameraUstischen  Studien  zugewendet  zu  haben. 
Seine  erste  praktische  wirthschaftspolitische  Thätigkeit,  die 
uns  aktenmässig  erwiesen  ist,  iHUt  in  das  Jahr  1664.  in  diesem 
Jahre  zieht  ihn  der  Kurflirst  von  der  Pfelz  Karl  Ludwig  zu 
Ilathe  wegen  Einrichtung  von  Manufakturen  und  Be- 
schafiung   ft^mder   Handwerker   ftir   die   Stadt   Mannheim;    es 

^)  In  der  Vorrede  zu  seiner  „Methodus  didactica^  (1667),  in  der  er 
versichert,  er  sei  erst 32 Jahre  alt  —  Witte,  Diarium  biosraphicum,  tom.  II. 
behauptet,  er  sei  1685  im  Alter  von  60  Jahren  gestorben;  ein  gewisser 
Friedrich  Hey m,  sächs.-gothaisch.  Ober- Berginspektor,  der  ihn  in  seinen 
letzten  Lebensjahren  kannte  und  seine  Biographie  schreiben  wollte,  theilt 
in  einem  Briefe  an  den  Herausgeber  des  „Chymischen  Rosengarten **  Roth- 
Scholti  mit,  Becher  sei  1682,  gegen  60  Jahre  alt,  gestorben. 

Forschnngcn  (24)  VI.  1.  —  Hatachpic.  2 
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kommt  ein  Vertrag  (ddo.  26.  Mär«)  zu  Stande,  wonach  eich 
Becher  anheiacliig  macht,  zur  Errichtung  einer  G-Iashutte  einen 
„guten  Meister",  ferner  einen  Wollenwirker,  Seiden-  und  Leinen- 
weber herzuBchaSen,  eine  ,,Lederbereiterey"  einzurichten,  einen 
Papiermtlller  kommen  zu  lassen,  eine  Hammer-,  Schleif-,  Polier-, 
Se^-  und  WalckmQhle  zu  bauen,  Maulbeerbäume  zu  pflanzen 
und  Seidenzucht  zu  betreiben,  wogegen  sich  der  Kurfürst  ver- 
pflichtet, alles,  was  Becher  fikr  nützlich  imd  rathsam  erachten 
würde,  genehm  zu  halten  und  ihm  überdies  für  die  Durch- 
führung jedciä  einzelnen  Werkes  eine  entsprechende  ziffermässig 
festgesetzte  Entlohnung  zusagt.  Das  Unternehmen  kam  nicht 
zu  Stande,  da  Becher  wenige  Monate  später  die  F&lz  verlSsst 
und  am  kurbayri sehen  Hofe  in  München  erscheint  —  wie  er  be- 
hauptet, als  Leibarzt  hinberufen  —  um  dort  gleichfalls  Vor- 
schläge zur  Hebung  der  Volks  wirthschaft  zu  machen.  Sein  Gönner 
soll  der  bayrische  ßeheimrath  und  Obersthofineiater  Egon  von 
Fürstenberg  gewesen  sein.  Am  18.  Juni  1684  überreicht  er  ein 
„uuvorgreiffliches  Bedenken  wegen  Auffiiehmen  der  Commercien- 
Sachen",  in  welchem  er  zum  ersten  Male  ein  ziemlich  vollstän- 
diges wirthschaftliehes  Programm  aufstellt. 

Dasselbe  enthält  im  wesentlichen  folgende  Punkte:  Das 
Geld  sei  möglichst  im  Lande  zu  behalten,  die  Auflagen  (Im- 
posten)  mehr  auf  aus  dem  Lande  gehende  als  hineinkommende 
Waaren  zu  legen ,  dabei  stets  mehr  auf  Rohwaare  als  auf  ver- 
arbeitete; die  Waaren  seien  möglichst  ohne  Unterkttufer  und 
Makler  einzukaufen,  dabei  müsate  seitens  der  einheimischen  Be- 
völkerung immer  den  inländischen  Waaren  der  Vorzug  vor  den 
fremden  gegeben  werden;  man  aolle  die  Konsumption  stets  im 
Auge  behalten,  daher  „ Uebersetzung"  bei  Handelsleuten,  allzu- 
grosse  PopuliruDg  einer  Stadt  meiden,  darum  auch  sollen  die  Zünfte 
erhalten  bleiben,  doch  entsprechend  reformirt,  die  Missbräuche 
abgeschafft  werden;  endlich  solle  man  sich  mit  dem  geringsten 
Gewinn  begnügen  und  „das  publicum  Interesse  immer  dem  pri- 
vate vorziehen".  Ala  spezielle  Massregeln  fUhrt  er  sodann  an: 
Regulirung  und  Reform  des  MUnzwesens  durch  Gleichartigkeit, 
Vollwiehtigkeit  der  Münze  (befürwortet  jedoch  einen  5*joigen 
Schlagschatz  zur  Verhütung  der  Ausfuhr  des  Geldes),  Auf- 
richtung einer  Landes- Wechselbank  zum  Umtausch  des  in- 
und  ausländischen  Geldes  und  zur  Regelung  des  gerammten 
Münzwesens;  sodann  Errichtung  cinei^  Kaufhauses  zur  mög- 
lichst reichlichen  direkten  und  billigen  Beschaff'ung  von  Roh- 
stoffen, die  im  Inlande  verarbeitet  werden  sollen,  eines  Werk- 
hauses,  in  dem  die  Bettelleute  und  Vagabunden  zur  Arbeit 
angehalten  und  in  neu  einzurichtenden  Manufakturen  verwendet 
werden  sollen;  endlich  Fundirung  eines  Kommerzien-Rathes 
als  beaufsichtigende  und  leitende  Behörde,  deren  Deputirten  die 
Leitung  der  einzelnen  obengenannten  Institute  obliige. 

Der  Kurfürst,    dem   Bechers  Vorschlüge,    insbesondere    die 
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Einrichtung  eineB  Kaufhauses  und  dadurch  Einführung  zahl- 
reicher Manufisikturen  gut  gefielen,  wollte  dieselben  alsbald  in 
Auaflihrang^  bring^ai  lassen;  er  veranstaltete  aber  vorher  noch 
eine  Art  Enauete  unter  den  heimischen  Eaufleuten,  die  sich 
jedoch  sehr  ablehnend  gegen  das  Projekt  verhielten.  Da  Becher 
aber  die  dadurch  erregten  Bedenken  durch  den  Hinweis  auf  die 
notfagedrungen  nartdische  Haltung  der  Kauf  leute,  deren  Interesse 
zum  Theil  gescnädigt  werde,  zu  beseitigen  wusste,  beschloss  der 
Kurfiirst  mit  Hilfe  vemder,  insbesondere  holländischer  und  bra- 
bantiacher  Kaufleute,  die  Sisu^he  ins  Werk  zu  setzen  und  vorerst 
eine  „bayrische  Kegotien-CompaDie^'  zu  begründen,  die  mit  der 
Durchführung  betraut  und  entsprechend  privilegirt  werden  sollte. 
Becher  reiste  nach  den  Niederlanden  und  Brabant,  konferirte 
mit  mehreren  reichen  und  massgebenden  Kaufherren  in  Amster- 
dam und  Antwerpen,  von  denen  einer,  Martin  Elers,  das  Ganze 
übernehmen  und  einrichten  zu  wollen  erklärte.  Die  Sache  gedieh 
jedoch  nur  soweit,  dass  ein  Statut  fUr  die  Kompagnie  ausge- 
arbeitet wurde,  das  der  Kurfürst  auch  bestätigte;  dann  gerieth 
das  Werk  Jedoch  ins  Stocken,  wie  Becher  selbst  berichtet,  .,da 
diese  Privilegia  vor  einen  Anfang  gar  zu  universal  und  zu 
schwehr  ins  Werk  zu  richten'^  Er  nahm  daher  zunächst  nur 
die  Seidenmanu&ktur  in  die  Hand,  brachte  einen  tüchtigen 
Seidenweber  zur  Einrichtung  von  Antwerpen  nach  München  und 
konstituirte  eine  Seidenkompagnie,  die  alsbald  privilegirt  wurde 
und  ihn  nach  Wien  entsendete  (10.  Januar  1666),  um  die 
nöthigen  Verbindungen  mit  den  kaiserlichen  E>blanden  des  zu 
hoffenden  Konsumes  wegen  anzuknüpfen. 

So  kam  Becher  im  Januar  1666  nach  Wien.  Ausser  dem 
erwähnten  Auftrage  hatte  er  aber  noch  eine  zweite  Mission, 
nämlich  Unterhandlungen  wegen  Errichtung  einer  „Orien- 
tal-Compagnie"  zu  pflegen  und  sollte  zu  diesem  Behufe 
mit  dem  Pater  Rochas  (Rojas),  Bischof  zu  Stephanien  und  dem 
kaiserUchen  Hof  kammerpräsidenten  in  Verbindung  treten.  Rojas, 
ein  spanischer  Franziskaner,  hatte  schon  vor  einigen  Jahren  das 
ProjeKt  deutscher  Kolonien  in  Indien  propagirt  und  dessentwegen 
(ob  vielleicht  in  kirchlichem  Auftrage,  bleibt  dahingestellt)  Reisen 
an  verschiedene  deutsche  Höfe  und  auch  nach  Spanien  unter- 
nommen;^) die  Sache  war  aber  immer  noch  nicht  in  rechten 
Gang  gekommen  und  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  an 
seinen  Plänen  hartnäckig  festhaltende  Bischof,  der  wohl  als 
Gesandter  am  bayrischen  Hofe  Becher  kennen  gelernt  und  in 
ihm  einen  eifirigen  Projektenmacher  erkannt  hatte,  diesen  nach  Wien 
und  in  das  KommerzienkoUegium  brachte,  um  ihn  dann  für 
seine  Pläne  zu  gewinnen  und  zu  benützen.  Thatsache  ist  das 
Eine,  dass  Becher  nach  wenigen  Wochen  —  unter  dem  22.  Fe- 

^)  Vffl.Inama  a.  a.  0.  S.  19().  —  Commercien-Tractat.  S.  911  ff.  Rojas 
war  nur  Hischof  in  partibus  und  hatte  als  Beichtvater  am  kaiserlichen 
Hofe  sein  ständiges  Domizil  in  Wien. 
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bruar  —  in  diis  Kommerzienkollegiiim  iils  Ratli  berufen  wird, 
das  erst  nach  ^iaen,  Bechers,  Angaben  imd  Rathschlfigea  neu 
fiindirt  werden  sollte,  dessen  Amtsinstniktion.  dk-  wir  oben  mit- 
eetheilt  haben,  wohl  zuvereiohtlicli  Becher,  wie  er  auch  selbst 
behauptet,  ausgearbeitet  haben  dürfte 

Intereestint  tat,  dnss,  wie  sich  aus  all  den  vorli^;enden,  von 
Becher  in  seinem  „Commercientractat"  abgedruckten  Doku- 
menten eDtnehmen  lilest,  diese  Ernennung  ohne  ^'orn'issen  des 
bayrischen  KurfUrsten  geschehen  sein  muss;  denn  auch  nodi 
dem  Tage  eeinsr  Krnennung  wird  Becher  in  Briden  dea  Kol- 
l^umspi'äsidenten ,  wie  in  kaiserlichen  Handschreiben  nooli 
immer  Dayrischer  Komraerzienrath  genannt').  Becher  scheint 
damals  ganz  von  Rojas  und  dem  österreichischen  Hofe  gewonnen 
zu  sein,  er  Iftsst  datier  aucli  den  Plan,  zu  dessen  Durchflihrung 
er  nach  Wien  gekommen  war  —  nilnilich  Privilegien  fiir  die 
neugegründete  bayrische  Seidenkumpagnie  zu  erlangen  —  (allen, 
giebt  seine  Rathschläge  den  Oesterreichem  und  ist  pICStzlich  -— 
schon  im  Febniar  —  vollauf  beschilttigt.  eine  österreichischft'j 
Seidenkompagnie  zu  gründen,  deren  Interesse  pro  forma 
mit  dem  der  bayrisclien  in  Einklang  gebraclit  werden  «JltSL 
Der  Kaiser  schickt  Becher  daher,  der  eine  vermittelnde  Instruk- 
tion vom  Bischof  Rojas  erhalten  hatte,  nach  Bayern^ 
Sache  zum  Austi-ag  zu  bringen  und  erlheilt  ihm  überdies  den 
Auftrag,  wie  einem  Schreiben  des  Kurfürsten  von  Bayern  od 
Becher  zu  entnehmen  ist,  mit  der  ostindischen  Kompagnie  in 
Holland  —  offenbar  wegen  der  Kolonialfrnge  -  Unterhandlungea 
anzuknüpfen. 

So  reist  denn  Becher  am  1.  Miirz  nach  Mtinclien  zurück 
und  erstattet  der  bayrischen  Seiden konipagnie  eine  sehr  nichts- 
sagende Relation,  aus  der  man  in  München  gleich  entnahm,  daa», 
Becher  eigentlicli  sehr  wenig  oder  nichts  für  die  bayrische  Sach« 
gethan,  vielmehr  nur  für  Fundirung  und  Förderung  einer  öst«^] 
reichischen  Konkurrenzkompagnie  thätig  gewesen  war.  Begreif- 
licherweise war  man  hierüber  sehr  enIrUatet,  bedrohte  ihn,  ver- 
folgte ihn  sogar,  indem  man  seine  .Seiden band niU hie  nKchtlicIier 
Weile  zerschlug,  und  verlangte  vom  Kurl^rsteii,  er  möge  nicht 
früher  weggelassen  werden,  bis  er  das  Interesse  der  bayrischeii 
Kompagnie  besser  gewahrt  und  derselben  einen  Antheil  an  dem 
österreichischen  Untcmelimen  gesichert  hätte.  Wie  sich  Becher 
mit  der  bayrischen  Kompagnie  abgefunden  hat,  ist  nicht  fest- 
zustellen ;  sicher  ist  aber  —  und  das  geht  aus  seinen  Relationen 
an  das  Kommerzienkollegium  hervor  -  dass  er  sich  die  ihm  in 
Wien  ertheilten  AuflrÄge  angelegen  sein  Hess  und  insbesondere 
der   „Incaminirung"    der    Seidenmanufaktur   wegen    eine    Reihe 

')  Selbst  in  einem  Sehreibea  des  bayrischen  Oberethufmeisiers  FUrsten 
von  Füratenberg  vom  1.5.  Sept.  IßSl  heisst  es  aorh :  „Ihro  Chiu-fürBtl.  Durch- 
laucbl  werden  sich  erfreueo ,  wanu  einige  erepriesB liebe  Dienste  durch 
ciiicn  der  Ibrigeii  lliro  Kais.  Maj.  geleisiet  werden".  ^ 
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kondiger  Personen,  so  insbesondere  zwei  Italiener,  Joanelli  und 
Bertalottii  enganrte,  die  schon  im  Juni  Vorschläge  wegen  „Auf- 
ricfatung''  der  jtompagnie  erstatten;  dass  er  femer  einen  tüch- 
tigen S^denswimer  aus  den  Niederlanden,  einen  Färber  aus 
Venedig,  dann  das  nOtbiffe  Hülfspersonal  ftbr  beide,  im  Ganzen 
9  Personen  aufiiahm  und  dieselben  bei  seiner  wahrscheinlich 
im  Juni  erfolgten  Rückkehr  nach  Oesterreich,  nach  Walpersdorf, 
einem  Oute  des  Eommerzkollegiums-  und  Hofkammerpräsidenten 
Grafen  iSinzendor^  brachte,  woselbst  der  erste  Versucn  der  Ein- 
richtung einer  solchen  Manu&ktur  gemacht  werden  sollte  und 
in  der  That  im  Juli  desselben  Jahres  auch  gemacht  wurde. 
Damals  entstanden  die  ersten  Misshelligkeiten  zwischen  Becher 
und  dem  Grafen  Sinzendorf^  die  jedoch  bald  beigelegt  wurden : 
die  Einleitung  der  ganzen  Seidenmanufakturangelegenheit  und 
der  erste  Betrieb  derselben  scheint  in  Wien  Zufriedenheit  ge- 
funden zu  haben,  da  Becher  im  September  ein  „Recompens- 
versprechen'*  erhält. 

Von  diesem  Zeitpunkt  an  findet  sich  jedoch  lange  kein 
Aktenstück,  Becher  selbst  betreffend,  wiewohl  zwei  Jahre  später, 
Dezember  1668,  die  „seydene  Fabrica  und  ManiiÜEU^tur^*  des 
Grafen  Sinzendorf  pri^egirt,  und  noch  später,  Mai  1669,  ein 
neues  Patent  betreffend  die  Seidenkompagnie  und  die  Betheiligung 
an  derselben  ergeht  Offenbar  waren  wieder  Streitigkeiten  ent- 
standen, die  Becher  nöthigten.  sich  zurückzuziehen  oder  gar 
Wien  auf  eine  Zeit  zu  verlassen.  Im  Jahre  1668  aber  war 
Bechers  nationalökonomisches  Hauptwerk  erschienen,  der  „poli> 
tische  Discurs  von  den  eiffentlichen  Ursachen  des  Auf-  und  Ab- 
nehmens  der  Städte,  Länder  und  Republiken,  in  specie  wie  ein 
Land  volckreich  und  nahrhaft  zu  machen  und  in  eine  rechte  Socie- 
tatem  civilem  zu  bringen'',  oder  wie  es  später  häufig  genannt  wird, 
der  „Commercientractat".  Wiewohl  Becher  das  Werk  dem 
Grafen  Sinzendorf  widmet  und  dieser  die  Widmung  in  einem 
fireundlichen  Schreiben  (Juli  1668)  entgegennimmt,  scheinen  doch 
bald  wieder  die  alten  Zwistigkeiten  begonnen  zu  haben,  und 
Becher  dürfte  nun  zuversichwch  Wien  verlassen  haben,  zumal 
von  seinen  Projekten  bisher  noch  nichts  ordentlich  durchgeiUhrt 
worden  war  und  auch  das  Kommerzienkollegium,  die  ersten 
Monate  vielleicht  ausgenommen,  nicht  fiinktionirt  hatte. 

Wohin  er  voa  Wien  damals  gieng,  ob  er  einem  Rufe  ins 
Ausland  folgte  oder  blos  flüchtete;  ist  schwer  festzustellen;  aus 
der  zweiten  Auflage  des  Politischen  Discurses  (1672),  die  alle 
bezügUchen  bayrischen  und  österreichischen,  wie  auch  manche 
aüdere  interessante  und  flir  die  damalige  Wirthschaftsgeschichte 
wichtige  Aktenstücke  enthält,  geht  nur  her\'or,  dass  er  im  Juni 
bis  zum  August  oder  September  1669  im  Auftrage  des  Grafen 
von  Hanau  thätig  war,  ftir  denselben  eine  Reise  nach  Holland 
unternahm,  um  daselbst  mit  der  westindischen  Kompagnie  wegen 
Erwerbung  einer  „hochteutschen"  Kolonie  in  West- 
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iodien  zu  unterhandeln.  DieBe  Idee  war,  wie  wir  oben  er- 
örtert haben,  keine  neue;  schon  Itiöti  und  früher  hatte  Becher 
—  damals  im  kurbayriachen  Auftrage  —  ähnliche  Unterhand- 
lungen mit  der  oetindischen  Kompagnie  eingeleitet.  Man  kam 
aber  damals  so  wenig  wie  jetzt  zu  einem  praktischeu  I<>fi)^e^ 
wiewohl  ein  ibnnlieher  Vertrag  zwischen  der  privilegirten  weat- 
indiachen  Kompagnie  der  Kammer  Amsterdam  und  Friedrich 
Casimir  von  Hanau  zu  Stande  kam,  in  welchem  letzterer  von 
der  Kompagnie  in  dem  Namen  der  Generalstaaten  einen  ätridi 
Landes  in  äudamerika  zwischen  dem  Orinouo  und  dem  Amazonen- 
atrom,  dreisaig  hollftndische  iMeilen  längst  des  Meeres  und  hundert 
Meilen  landwärts  nach  beliebiger  Auswahl  unter  der  Bedingung 
dee  Anbaues  dieses  Landes  binnen  12  Jahren  als  Lehen  Über- 
nahm, volles  Hoheitsrecht  und  Recht,  Unterleben  zu  vei^ben 
nebst  der  Versicherung  des  Schutzes  erhielt,  hii^e^;en  sich  ver- 
pflichtete, von  einer  „GeneralauSag"  von  1'2'h  Prozent  des  Er- 
trages der  Kolonien  ä  der  Kompagnie  abzugeben.  Auch  Becher 
erMlt  bei  dieser  Gelegenheit  ein  Unterlehen,  die  Herrschaft 
Aperwacke,  8  Meilen  längst  des  Strandes  und  5  Meilen  bis 
zum  Oebii|;e  Comairo,  4'i3  Grad  nördlich  vom  Aequator;  der 
Graf  von  Hanau  aber  tritt  die  von  der  westindischen  Kompagnie 
erworbenen  Rechte  an  eine  „hochteutsche  westindische  Com- 
pagnie",  deren  Fundirung  sofort  in  Angriff  genommen  wurde, 
ab  und  sucht  bei  dem  Kaiser  um  die  Privilegirung  dieser  Kom- 
pagnie an,  was  aber,  wie  Becher  erzählt,  von  den  Feinden  des 
Grafen  hintertrieben  wurde.  Becher  kehrte  nun  vermuthlich 
noch  16l>d  nach  München  zurück,  wo  er  nehen  versc^e- 
denen  gelehrten  Arbeiten  —  er  schrieb  damals  sein  hervor- 
ragendstes naturwissenschaftliches  Werk,  die  „Physica  subter- 
ranea"  —  die  Kolonialangelegenheiten  weiter  verlolgte,  u.  a, 
einen  Autruf  an  Alle,  die  sich  in  der  neuzugründenden  Kolonie 
niederlassen  wollten,  ergehen  lieas,  mit  Einigen,  so  auch  mit 
einem  gewissen  Grafen  Bertu«^  bezügliche  Verträge  abschloss 
(April  11370).  Wenige  Monate  später  aber  nimmt  er  wieder  das 
alte  Projekt  der  Introduzirung  neuer  Manuläkturen,  insbesondere 
der  Seiaenindustrie,  auf. 

Im  August  1670  ist  Becher  auf  Einladung  des  Hofkammer- 
prasidenten,  der  ihm  die  Versicherung  gab,  dass  die  früheren 
Differenzen  völlig  beigelegt  seien,  wieder  in  Wien,  nimmt  sofort 
wieder  seine  Funktion  als  Kommerzienrath  auf  und  referirt  an 
das  Kollegium  über  Aufnahme  der  Manufakturen,  ins- 
besondere des  Seidengeschaftes,  durch  eine  österreichische 
Kompagnie,  die  überall  auf  den  Märkten  ihre  Niederlagen  und 
Vertreter  haben,  über  entsprechendes  Kapital  verfügen  und  mit 
fremden  Negotianten  in  Verbindung  treten  müsste.  Den  Direk- 
toren der  noch  ezistirenden  kaiserlichen  privilegirten  Seideo- 
kompagnie  werden  die  Fragen  vorgelegt:  1.  Ob  sie  noch  Ka- 
pitalien   annehmen    und    sicher    stellen    und    verzinsen   wollen? 
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2.  Ob  j^er  In-  und  Ausländer  zur  Seidenmanu£äktur  berechtigt 
sein  flaute«    wenn  er  sich  der  Kompagnie  inkorporiren  liesse? 

3.  Was  die  Eompamie  g^enwärtig  an  Waaren  herstdUe,  und  ob 
ae  ach  getraue,  jährlich  mr  100000  bis  200000  Thaler  Waaren 
zu  Uefem;  ob  sie  sich  deshalb  mit  fremden  Kegotianten  emlassen 
wolle?  4.  Ob  die  Direktoren  zur  Efiektuirung  und  Beschaffung 
der  Verkger,  der  Gelder  und  der  Konsumption  Jemand  bevoll- 
mächtigen  wollten?  Die  Direktoren  Barthelotty  und  Mittermayer 
äussern  sich  nicht  gerade  ablehnend,  weisen  auf  ihre  Privil^en 
hin,  erbieten  sich  jedoch,  Eapitaleinl^er  au&unehmen  und  die 
benötfaigte  Seide  zu  liefern.  Es  sollte  nun  das  ganze  Projekt 
sammt  den  Gutachten  dem  Kommerzienkollegium  voigdegt 
werden;  allein  wir  entnehmen  keiner  Mittheilung  Bechers  oder 
keinem  sonstigen  Aktenstücke,  dass  dies  wirklich  geschehen  sei; 
▼ermuthlich  trat  das  Koll^um,  das  nach  einer  späteren  Erläge 
Bechers  überhaupt  so  selten  einberufen  wurde,  gerade  in  der 
nächsten  Zeit  nicht  mehr  zusanmien,  und  die  Sache  gerieth  da- 
durch  n  Vergessenheit. 

Becher  wandte  sich   aber  jetzt  einem  neuen  Projekte  zu, 
der  Errichtung  einer  Kompagnie  zum  Handel  nach 
Holland,  insbesondere  mit  Wemen,  Branntwein  und  verschie- 
denen anderen  Rohprodukten.    In  einem    Referat   an   den  Hof- 
kammerpräsidenten vom  18.  November  1670  setzt  er  die  Wahr- 
scheinlichkeit eines  guten  Erfolges  bei  diesem  Handel  auseinander 
und  erbietet  sich,  nach  Holland  1 0  000  Stück  Branntwein,  das  Stück 
zu  100  fl.,  für  500000  fl.  österreichische  und  ungarische  Weine, 
für  300000  fl.   Eisen,    Stahl,  Messing  und  andere  Mefcille,  für 
200000  fl.  Leder,  Häute,  Wolle  und  Leinwand,  im  Ganzen  also  für 
2000000  fl.  Waaren  dahin  zu  verkaufen.   April  1671  wird  auch 
in   der  That  Becher  nach  Holland  geschickt,   um   ,,das   gantze 
Negotium   zu   incaminiren''.     Becher  reiste  auch  im   Mai   nach 
Holland,    nachdem  er  noch  vorher  mit  dem  Bischof  KoUonitz 
wegen  Errichtung  eines  Zucht-  und  Arbeitshauses  für  vagabun- 
dirende  Personen,   und  Einrichtung  von  Manufakturen  in  dem- 
selben einen  Vertrag   abgeschlossen;   in  München  versicherte  er 
sich  zuvor,  dass  ihm  nicht  neue  Feindseligkeiten  drohen,  wurde 
auch   daselbst  „gut  tractiret*^     Bei   seiner  Rückkehr  relationirte 
er  (September  1671):   die  Weine,  die  auf  dem  Landwege  nach 
Holland  gesendet  worden  waren  (50  Eimer),  seien  ziemlich  un- 
versehrt angekommen   und  hätten  nach  einiger  Zeit,    nachdem 
sie    sich   geklärt,    vortreflflich  gemundet;    der  Absatz  grösserer 
Parthien   sei  sehr  wahrscheinlich,  überhaupt  die  Nachfrage  eine 
sehr  grosse  u.  z.  um  so  mehr,  als  gegen  die  französischen  Weine 
ein  Sperrverbot  erlassen  worden  sei.   Zugleich  macht  er  eine  Pro- 
position im  Namen  holländischer  Kaufleute,  die  eine  Kompagnie 
zum  Zwecke  des  Seehandels  in  den  österreichischen  Häfen  an 
der  Adria  (insbesondere  St.  Veit  am  Flamm)  ^)  gründen  wollten. 

^)  Fayum  St.  Vit!  ad  flumen,  die  Hafenstadt  Flame. 
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( Heichzeitig  relitiouin  er  auch  über  eine  andere  Angelegenhei . 
deren  Ordnung  ihm  auch  aufgetragen  worden  war:  die  Aof- 
iiaLnie  eines  Anlehena  für  den  Kaiser  in  der  nach  damaligen' 
Ilegriffen  gewiss  bedeutenden  Höhe  von  einer  Million  Reichslhaler, 
das  er  in  Holland  hatte  «ufbringen  sollen. 

Aus  jener  Zeit  stammt  auch  ein  Pr<^ekl  llber  Herstellung 
einer  Wasserstrasae  nach  Holland  durch  Vereinigung  der  W»!t- 
nitz  und  Tauber,  Bouiit  der  Donau  mit  dem  Rliein,  Ton  Donau- 
wörth nach  dem  unteren  M^n,  das  jedenfalls  seiir  interessant 
und  beachtanawerth  filr  die  Pläne  Bechers  erscheint.  Und  aussCT 
allen  seinen  Geschäften  filr  Oesterreich  betrieb  er  aber  noch 
Untei'handlungen  im  Auftrage  des  apanischen  Gesandten  in  Wien 
mit  Holland,  betreffend  die  spanische  Wolle  und  Fundirung  de«. 
Wollhandels  und  verschiedener  Wollindustrien. 

So   zeigt   sich,   dass   Becher  wirklich    vielseitig   im' 
Interesse   des   „Aufhehmens"    des   Österreichischen    Hau 
dela    und     der    österreichiachen    Manufaktur    thftti^ 
gewesen,    dass   er  eine  nicht   geringe  Zahl  von  Projekten  aller 
Art  entworfen  und  vorgelegt  hat;  gleichwohl  ist  keines  von  allen 
diesen  zu  Stande  gekommen   und  wenn   auch   hie  und  da   ein, 
Anlauf  genommen  wurde,    um   zur  ReatisirunK  des   einen   odi 
anderen  zu   schroten,    so  traten  bald    liindernde  Umstünde  alli 
Art  dazwischen  und  das   kaum  Begonnene  wurde  wieder  fallen 
gelassen.    Ende  1671  klagt  Becher  in  einem  an  den  Hof  kammer- 

Eräsidenten  gerichteten  Schreiben,  dass  man  ihn  bezüglich  seiner 
!tsten  ReLitionen  ganz  ohne  Bescheid  lasse,  dass  hierüber  die 
„Zeit  imd  die  gegenwärtige  Gelegenheit  verlaufe",  die  hollän- 
disehen  Kaufleute  ungeduldig  werden  u.  a.;  ebenso  dass  das 
Kommerzienkollegium  gar  nicht  zusammentrete  und  bexathe,  dass 
dadurch  die  Kommerzienangelegenheiten  liegen  bleiben  u.  s,  w. 
Der  Bescheid  ant'  dieses  Schreiben  ist  nicht  bekannt,  allein  zu 
vermuthen  ist  so  viel,  dass  trotz  Bechers  eindringlicher  Mahnung 
die  Sache  doch  nicht  in  Tiang  kam,  so  dass  er  sich  dann  wahr- 
scheinlich zurückzog  und  äicli,  privaten  Studien  widmend,  die 
zweite  Auflage  seines  Kommerzientraktates  vollendete,  die  alle 
die  interessanten  Akten,  von  denen  auch  hier  tlieilweiae  Gebrauch 
gemacht  wurde,  enthAlt;  das  Buch,  das  im  September  1Ü72  er- 
schien, widmete  er  dem  Kaiser,  wohl  nicht  ohne  dem  Gedanken, 
dass  vielleicht  nunmehr  von  Seite  des  Kaisei-s  und  des  Hofes 
seine  Pläne  mehr  Förderung  erfahren  würden. 

Die  beiden  folgenden  Jahre  durfte  Becher  zuversichtlii 
noch  weiter  in  Wien  zugebracht  haben,  wenn  auch  keine  genauen 
und  verläsalichen  Daten  über  seine  Thfitigkeit  in  dieser  Zeit  vor- 
igen. Das  «i«te  bedeutsame  Schriftstück,  das  sich  nach  dieser 
Z«t  (vgl.  Seite  4,  Anm.  3)  vorfindet,  ist  das  erwähnte  von  ihm 
selbst  (Mai  1674)  erstattete  „Refeiat,  wie  die  Commercien,  auch 

femeiner  Handel  und  Wandel  gegenwartig  in  Ihro  Kays,  Majest. 
Irblanden  beschaffen,  auch  wie  solchem  dm-cii  Restabi litirun; 
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Commerciea-Collegii  könnte  geholfen  werden,  dass  sie  denen 
Kots.  ELrblanden  zu  Ehr  und  Nutzen  besser  florirten^^  In  dem- 
adben^ziek  er  vornehmlich  wieder  auf  Elrrichtung  oder  Wieder- 
anfirichtimg  des  Kommerzkoll^ums ,  dessen  Au%aben  er  bis 
ins  Detail  prfizisirt;  die  wirthscnaftliehen  Prinzipien  dieses  Refe- 
rates sind  dieselben  merkantilistischen,  die  ihn  auch  früher  lei- 
teten: Erhebung  der  Eommerzien  und  Negotien  in  den  Erb- 
landen, damit  die  im  Lande  erzielten  Güter  in  die  Fremde  ver- 
handelt and  so  das  Geld  aus  fremden  Lttndem  in  die  Erblande 
gesoeen  werde. 

In  der  folgenden  Zeit  (1674  und  Anfang  1675)  widmete  er  sich 
nun  vor  Allem  einem  Projekte,  seinem  bedeutsam- 
sten, das  auch  insofern  über  die  anderen  hinausragt,  als  es  in 
seiner  Realisirung  am  weitesten  gedieh:  jenem  Projekte,  mit 
dem  die  gegenwärtige  Abhandlung  sich  zu  befassen  hat,  dem 
Hanufakturhause  oder  kayserlichem  Kunst-  und 
Werckhause.  Dieses  Projekt  fasst  sozusagen  die  meisten 
der  vorhei^henden  zusammen,  es  beabsichtigt  nichts  weniger  als 
die  Errichtung  eines,  womöglich  rasch  wachsenden 
staatlichen  Gewerbsunternehmens,  das  zugleich 
als  Musteranstalt  und  zum  Theil  auch  als  prak- 
tische Lehranstalt  gedacht  ist;  es  beschränkt  sich  nicht 
auf  einen  Industriezweig,  sondern  vereint  eine  Zahl  theils  neuer, 
theils  damiederliegender  und  wenig  geübter  Gewerbe.  Seine 
ganze  Bedeutung  und  Geschichte  wird  die  folgende  Darstellung 
erOrtem,  der  hier  nicht  vorgegriffen  werden  soll. 

Dies  zur  Einleitung  gegenwärtiger  Abhandlung.  Wenn  in 
derselben  nicht  die  ganzen  wirthscnaftliehen  Verhältnisse  der 
österreichischen  Erblande  mit  jener  Präzision  und  unwider- 
leglichen Begründung  durch  ein  authentisches,  ausreichendes, 
statistisches  Material  dargestellt  werden  konnten,  die  zur  Ent- 
werfung eines  klaren,  fostbestimmten ,  wirthschafdichen  Bildes 
erforderlich  ist,  so  mag  dies  der  Thatsache  zu  Gute  gehalten 
werden,  dass  über  jene  Periode  österreichischer  Wirthschafts- 
geschichte  die  Quellen  überaus  spärlich  und  trübe  fliessen.  Wenn 
aber  weiter  zu  viel  Erörterung  und  Detailbesprechung  einem 
Memne  gewidmet  erscheint,  ohne  dass  überaies  diese  Detail- 
erörterung Anspruch  machen  könnte,  gleichzeitig  eine  vollständige 
Biographie  desselben  wiederzugeben,  so  mag  dies  dem  Umstanae 
zugeschrieben  werden,  dass  in  aer  That  dieser  Mann  —  Johannes 
Joachim  Becher  —  der  bedeutendste  ftlr  die  österreichische 
Wirthschaflsgeschichte  jener  Zeit  gewesen  ist,  dass  seiner  Ini- 
tiative Idee  und  erste  Ausführung  des  Manufakturhauses  ent- 
sprang und  dass  ein  tieferes  Eindringen  in  das  Wesen  und  die 
Geschichte  dieses  interessanten  Unternehmens  bedingt  ist  durch 
die  Kenntniss  der  vorhergehenden  PlKne  und  Ideen  seines 
Schöpfers. 
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Idee  und  erste  Ausführung  dieses  Unternehmens. 


Die  Idee  desManufakturhauses  oder,  wie  es  ursprüng- 
lich stets  genannt  wurde,  „des  Kunst-  und  Werekhauses^  kommt 
suerst  vor  in  Referaten  und  Propositionen,  die  Becher  noch  im 
Jahre  1674  oder  An£Euig  1675  dem  Grafen  Albrecht  y.  Zinzen- 
dor^  damaligem  Obersthofmeister  des  Kaisers,  erstattete.  Diese 
Referate  selbst  sind  uns  nicht  mehr  erhalten,  wohl  aber  der  auf 
Grund  derselben  nach  Approbation  des  Projektes  zwischen  Becher 
und  dem  Grafen  abgeschlossene  „Acconl  wegen  Erbauung  des 
Kunst-  und  Werckhauses'^  *).  Gleich  in  der  f£ileitung  desselben 
heisst  es :  „es  habe  D.  Becher  dem  Grafen  proponirt  und  demon- 
strirt,  welchergestalt  es  absonderlich  zu  Ihrer  Kayserl.  Majestät 
Recreation  und  Curiosität,  auch  Nutzen  dienen  imd  gereichen 
würde,  wenn  Ihre  Kajserliche  Majestät  den  Engländern  imd 
Frantzosen  gleich  eine  curiose  Academy,  Kimsthaus,  Correspon- 
dentz  mit  allerhand  ingeniösen  Arbeiten,  Experientz  von  vieler- 
hand  curiosen,  mathematischen,  chimischen  Sachen  und  Manu- 
&ctnren  aufstellen  lieszen,  wie  aus  gedachter  Schrift  mit  mehrerem 
zu  ersehen  ist."  —  Dem  Grafen  handelte  es  sich  sodann,  wie 
aus  den  folgenden  Einleitungssätzen  des  Akkords  hervorgeht, 
zunächst  um  Beschafiimg  eines  dazu  nöthigen  Fimdus,  ohne  „bei 
diesen  schwähren  Zeiten  die  hochbenötigten  Geltmittel  aus  der 
Kajserlichen  Cammercassa  dahin  anzuwenden."  Da  nun  Becher 
in  einem  zweiten  Aufsatze  darthut,  dass  schon  durch  Einfuhrung 
der  Farbenmanufaktur,  für  welchen  Artikel  jährlich  auf  die 
IWOOO  Reichsthaler  ins  Ausland  giengen,  überdies  aber  durch 
Einführung  unterschiedlicher  anderer  Maiiufakturen  sowohl  in 
chimischen  Sachen  als  in  mechanicis,  nämlich  „Bereitung  der 
^lajoHc,  Verstärkung  der  Weine,  Zeitigung  der  Metallen,  vor- 
teilhafter Gold-  und  SUberscheidungen,  Wollspinnerei  und  Weberey 
in  Zeugen,  die  bisher  im  Lande  noch  nicht  bekannt  seyen",  ohne 

^)  Id  Beilage  I  abgedrackt  Das  Dokument  ist,  wie  die  meisten  auf 
die  Enichtang  des  Hauses  dordi  Becher  bezüglichen  Urkunden,  einem  Ms. 
der  Hofbibliothek  »Dr.  Joh.  Joach.  Bechers,  röm.  Kays.  Maj.  Cammer-Kathes 
Referat  wegen  des  kayserlichen  Kunst-  und  Werckhauses''  (ddo.  19.  März 
1676)  entnommen. 
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JenuLDdee  Präjudiz  und  Schaden  ein  sehr  bedeuteDder  Ertrag 
erzielt  werden  mUsse,  der  in  kurzer  Zeit  einen  genUgaamen  Fimdiu 
schaffen  wUrde,  so  war  es  Dunmehr  blos  um  den  (gleichsam  tof- 
zuachiessenden)  ersten  Fundus  zur  Introdueirung  und  Stabilisirung 
des  Haupt^ndus,  nfimUch  der  erwähnten  Manufakturen  zu  thun. 
Der  Vertrag  kommt  endlich  zu  Stande,  als  Becher  in  einem 
dritten  Aufsatze  sich  erbietet,  wenn  der  Kaiser  einmal  vor  alle- 
mal zu  diesem  ersten  fundo  4000  Heichsthaler  herschiesaeo  und 
ihm,  Becher,  die  Anwendung  derselben  zur  Introduzirung  der 
besagten  Manufakturen  anvertrauen  wolle,  hiefÜr  die  Einrichtung 
des  ganzen  Werkes  soweit  genugsam  durchzufllhren ,  dass  es 
dann  nur  der  Kontinuation  und  eines  grösseren  Verlages  bedürfen 
werde,  um  rdehlichen  Ertrag  zu  erziäen.  Der  auf  Grund  dieser 
Proposition  am  21.  Mai  1675  zu  Stande  gekommene  Akkord 
enthält  folgende  Hauptpunkte: 

1 .  Dr.  Becher  erhält  zur  blossen  Einrichtung  ^nen  Verlag  von 
4000  Rthl.  in  Monatsraten  von  1000  Rthl.  ohne  Verzinsung;  was 
darüber  jedoch  von  Kapital  angel^  wird,  könne  wohl  einen  wöchent- 
lichen Zins  von  1000  Rth.  Sr  17—20000  Rth.  Kapital   tragen. 

2.  Inspektor  des  Unternehmens  soll  Graf  Albrecht  v.  Zinzen- 
dorf  sein;  im  Todesfalle  desselben  soll  Becher  mehrere  Ändere 
Tffäsentiren,  wovon  der  Kaiser  einen  als  Inspektor  bestellen  würde. 
Die  Inspektion  soll  sich  auf  den  Hauptfundus  erstrecken,  über 
den  stets  genaue  Rechnungen  vorhanden  sein  und  eventuellen 
Falls  vorgewiesen  werden  müssen. 

3.  Direktor  „solcher  Manulacturen  des  Kunsthauses  und 
Correspondentz  in  curiosis"  soll  Becher  sein,  rücksichtlich  s^e 
Erben  oder  die  er  sonst  dazu  aominiren  würde.  Sollte  er 
oder  die  Seinigen  das  Werk  nicht  weiter  betreiben  wollen,  so 
soll  ihm  und  seinen  Erben  doch  jederzeit  ein  Präsentationsrecht 
in  Bezug  auf  die  Direktorstelle  verbleiben. 

4.  Ftlr  die  Durchführung  des  Werkes  soll  Becher  und  die 
Seinigen  erblich  und  in  perpetuum  den  zehnten  Theil  des  reeul- 
tirenden  Gewinnes  erhalten,  welches  Vortheils  sie  nur  im  Falle 
eines  crimen  laesae  majestatis  verlustig  erklärt  werden  können 
und  bliebe  dieses  Recht  auch  haften,  falls  das  Kunsthaus  aus 
des  Kaisers  Besitz  in  andere  Hände  Uborgienge. 

■>.  Als  Termin  zur  Durchführung  des  Unternehmens  wird 
die  Zeit  eines  Jahres  festgesetzt. 

Ueher  dnige  nähere  Punkte,  die  .,Ihro  Majestät  in  dieser 
materie  gegen  Ihro  Elxcellentz  (den  Grafen)  nnd  Dr.  Bechern  in 
mündlicher  Audientz  gnädigst  placitirt  haben"  soll  zur  besseren 
Sicherheit  noch  ein  Dekret  erlassen  werden. 

Dies  war  der  erste  Vertrag  Bechers  bezüglich  der  Errichtung 
des  Kunst-  und  Werckhauses.  Vor  Allem  fällt  hiebei  auf,  dass 
gleich  die  ersten  Unterhandlungen  direkt  mit  dem  Kaiser  durch 
den  Obersthofmeister  geführt  wurden,  wiewohl  doch  in  solchen 
ftlr    die    kaiserlichen  Finanzen    so    wichtigen   Dingen    die  Hof- 
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kammer  das  einzig  kompetente  Organ  gewesen  wäre.  Dies 
wtlide  sich  jedoch  oaraus  erklären,  dass  Becher,  der  bei  der  Hof- 
kammer  und  deren  allmächtigem  Präsidenten  Grafen  8inzendorf 
so  üble  £r&hrui^^i  gemacht  hatte,  sich  nicht  mehr  an  denselben 
hätte  wenden  wollen  und  darum  seine  Vorschläge  an  den  Kaiser 
dirdEt  oder  an  die  Person  seines  Obersthofmeisters  gerichtet  hätte. 
Allein  dies  sehdnt  schon  darum  kein  ausreichender  Grund,  weil 
in  solchem  Falle  der  Proponent  dennoch  unfehlbar  an  die  kom- 
petente Hof  kammer  gewiesen  worden  wäre.  Es  scheint  vielmehr 
ans  den  freilich  sehr  knappen  und  dunklen  Andeutungen,  die 
Bedier  hierüber  macht  ^),  aass  der  Kaiser  selbst  diese  Angelegen- 
heit mit  Umgehung  des  Grafen  Öinzendorf,  dem  er  vielleicht  in 
Folge  der  gegen  den  Präsidenten  agitirenden  Opposition  nicht  mehr 
traute^)  —  mit  Becher  direkt  durch  seinen  Obersthofmeister  ab- 
wickeln wollte;  ja,  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  dem  Kaiser 
selbst  w^en  der  Goldmacherei®),  die  ja  Becher  auch  im  Kunst- 
haoae  zu  betreiben  versprach,  viel  an  dem  Zustandekommen  der 
Sache  gelten  war,  welches  durch  die  Intervention  des  Hof- 
kammerpräsidenten zum  mindesten  erschwert  worden  wäre. 

1)  Einmal  in  dem  genannten  Referate  bei  Punkt  IX.  Wie  die  Sachen 
mit  dem  Konsthaus  einzurichten  wären,  dasz  sie  Bestand  hätten  .  .  .  ^dasz 
man  aber  damals  dem  Herrn  Praesidenten  nit  hatt  entdecken  wollen,  dasz 
die  Sach  vor  Ew.  Migestät  gehörig  .  .  .  das  hatt  seine  Ursachen,  welche 
Ew.  Kay?.  Maj.  beksuidt  seyn**  .  .  .  Sodann  erwähnt  er  in  der  1678  ge- 
druckten  „Copia  eines  notwendigen  Memorials,  welches  an  die  röm.  k. 
Maj.  Qbergereichet  worden  von  dero  Cammer-  und  Commercien-Rath  Dt.  J.  J. 
Becher",  welche  Schrift  überhaupt  viel  Wichtiges  über  die  ganze  Frage 
enthält,  einer  Summe  „so  mir  Gf.  Albrecht  Zinzeudorf  zur  Aumchtung  des 
Kunst-  und  Werckhauses  unter  dem  Titel  von  Comoediengeldem  bezahlen 
liesz  .  .  ."  Man  ersieht  hieraus,  dass  offenbar  auf  allerhöchsten  Befehl 
sogar  eine  ganz  falsche  Bezeichnung  der  Bestimmung  des  Geldes  gewählt 
wmrde,  um  nicht  die  Aufmerksamkeit  des  Hofkammerpräsidenten  zu  erregen. 

^)  Vgl.  hierüber  Wolf,  Die  Hofkammer  unter  Leopold  I.  in  den 
Sitzungsber.  d.  Akad.  p.  1853,  S.  440  ff.,  der  darlegt,  dass  dessen  Be- 
fähigung (wohl  auch  Ehrenhaftigkeit)  schon  1666  durch  eine  gegen  ihn 
b^  Hofe  agitirende  Partei  von  Hofkammerräthen  in  Zweifel  gezogen  wurde, 
dass  es  Sinzendorf  aber  gelang,  den  Einfluss  dieser  Opposition  gänzlich 
zu  zerstören,  so  dass  er  1672  wieder  ein  Handbillet  des  Kaisers  mit  der 
Versicherung  der  a.  h.  Gnade  erhielt.  Er  führte  aber  die  Dinge  wie  firüher, 
die  Korruption  in  der  Hofkammer  dauerte  fort,  bis  endlich  Kammer-Rath 
Graf  Jörger  in  seinem  Gutachten  vom  14.  April  1679  die  ganzen  Gebrechen 
der  Finanz  Verwaltung  aufdeckte.  Bald  darauf  eriolgte  (noch  1675)  der 
Sturz  und  die  Verurtheilung  des  fi-üher  allmächtigen  Präsidenten.  Es  ist 
also  nicht  ausgeschlossen,  £iss  zu  jener  Zeit  (1675)  dem  Kaiser  durch  die 
fortwährend  schürende  Adtation  der  Gegner  des  Grafen  doch  schon  Be- 
denken in  Betreff  der  Redlichkeit  und  Gewissenhaftigkeit  der  Amtsführung 
des  Präsidenten  aufgestiegen  waren. 

')  Es  ist  eine  historische  Thatsache,  dass  Leopold  ein  Anhänger  der 
Theorie  der  Verwandlung  tmedler  Metalle  in  Gold  war,  dass  er  selbst  sich 
^Goldmacher**  konunen  Hess.  Becher  macht  in  einer  Randbemerkung 
in  dem  erwähnten  Referate  dem  Obersthofmeister  den  Von^urf,  er  wolle 
.  .  .  „die  Manufacturen  stehen  lassen  und  allein  aufs  Goldmachen  sehen". 
Ob  sich  die  Spitze  dieses  Vorwurfes  nicht  gegen  den  Kaiser  selbst  kehrt, 
dem  er  natürlich  direkt  nichts  vorzuhalten  wagte,  ist  wohl  nicht  bestimmt 
zu  sagen. 
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Alterdinga  aber  erwies  es  sich  bald  als  imdurchtlihrbar,  derl^ 
Dinge,  wie  den  Bau  eines  Manufakturbaiises  ohne  WisseD  dei 
Hot^mmerpräsidenten  zu  betreiben  und  als  getahrvoll,  wenigstens 
flir  Becher,  dasei^lbe  trotz  des  Vorwissens  des  Präsidenten  ninter 
dessen  Rücken  zu  thun.  Man  erwählte  daher  —  ob  diese  Idee 
vom  Hofe,  ob  von  Becher  awsgieng,  vermögen  wir  nicht  zu  be- 
iirtheilen  —  einen  Grund  und  Boden,  der  dem  HollcamnieT- 
pr&sidcnten  gehörte,  zum  Aut'biiu  des  Hauses;  Becher  erwähnt') 
hierüber,  man  habe  daa  Gebaü  des  Kunst-  und  Werckhauaea 
auf  den  Grund  und  Boden  des  Kammerpräsidenten  gesetzt,  um 
ihn  nicht  zu  „disgustiren''.  In  der  That  fand  auch  die  Erbauung 
des  Hauses  auf  dem  Grund  und  Boden  des  Grafen  Sinzendorf 
in  dessen  Garten  auf  dem  Tabor  statt,  naclidem  vorlier  folgendes 
Uebercinkommen  zwischen  dem  Präsidenten  und  Becher^)  ge- 
schlossen worden  war :  a)  Becher  erhält  das  Recht,  auf  bestem 
Platz  auf  seine  Kosten  eine  Gallerte  von  Zimmern  imd  Woh- 
nungen zu  bauen  «.  z.  soll  dies  „Bechern  selbst  oder  den  seinigao 
oder  welche  hierinuen  mit  ihm  partieipiren" ,  freistehen;  b)  hin- 
gegen verpflichtet  es  sich  zu  einem  in  lialbjährigen  Raten  im 
vondiinein  zu  entrichtenden  Orandzinse  von  100  Rth, ;  c)  die 
Dauer  des  Kontrakts  wird  auf  10  Jahre  festgesetzt. 

Nunmehr  waren  die  Bedingungen  der  Erhauung  und  des 
Betriebes  des  Kirnst  -  und  Werkhauses  festgesetzt  und  der  Bau 
konnte  beginnen.  In  der  That  scheint  auch  Becher  unverzüglich 
denselben  in  Angriff  genommen  zu  haben;  denn  am  19. März  1676, 
von  welchem  Tage  das  erwähnte  Referat  {vgl.  Seite  30.  Anm.  1) 
dadrt  ist,  war  der  Bau  und  auch  die  innere  Einrichtung  schoD 
fast  ganz  vollendet.  Doch  scheinen  sicn  in  der  Zwischenzeit 
die  Verhältm'sse ,  die  das  spätere  Eigenthiuu  imd  die  künftig 
aus  dem  Unternehmen  zu  ziehenden  Einkünfte  betreffen,  wesent- 
lich geändert  zu  haben.  Wälirend  nämlich,  wie  bereits  oben  des 
Näheren  erörtert  wurde,  ursprünglich  nur  die  nothwendigco  Ab- 
machungen zwischen  dem  Obersthofmeiäter  nomine  des  Kaisers 
imd  Becher  erfolgten,  das  !Eigenthum  und  die  Einklint^  dea 
Hauses  auch  nach  diesem  Uebercinkommen  an  den  Kaiser,  d.  h. 
die  kaiserliche  Privatkasse  lallen  sollten,  mithin  die  Hofkammer 
eigenthch  mit  dem  ganzen  Unternehmen  nichts  zu  schafTen  hatte, 
wurde  dies  mm  andere.  War  nämlich  schon  durch  die  Erbauung 
des  Hauses  auf  dem  Grund  und  Boden  des  Hofkammerpräsidenten 
das  ursprüngliche  Prinzip  zum  Theü  durchbrochen  worden,  so 
scheint  nun  eine  vollkommene  Devolvirung  des  Geschäftes  von 
dem   Kaiser  (rück sichtlich   dem    Obei'stbofmeisterl   an   die  Hof- 


I  Ins: 


n  dem  Eunst- 


..NämBüben  Weisheit*",  S.  120  ff.,  i 
iiad  Werkhause  Epricbt. 

^)  1q  dem  Reftirate  wegen  des  Kunet-  und  Werkbauees  unter  II.:  Er- 
liaadlung  negen  dea  Platzes  zu  dem  KuDsthaus.  Nacli  eiDer  Ilandbemerkung 
Iiechera  eoII  sieb  der  Ausdruck,  gWelcbe  bierinuen  mit  ihm  partieipiren", 
iiut'  den  Kaiser  selbst  beziehen. 
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kammery  in  deren  Kompetenz  das  Unternehmen  übertragen  wird, 
•tattgefunden  zu  haben  ^).  Das  genannte  Referat  enthält  näm- 
Uch  auch  ein  ^Decret  von  der  kaiserL  Hofkammer  w^en  der 
WoUmann&ctur'y  datirt  vom  16.  Oktober  1(575,  worin  es  heilst: 
^Da  Ihrer  If^estät  referirt  worden  sei,  dass  er  (Becher)  die 
woQene  Mann&ctar,  insonderheit  aber  (auch)  die  Fabricirung 
dreyer  Sorten  seydenen  Zeugs,  als  Scharschet,  Oonrasch  und 
Schamlott,  introdnciren  wolle,  so  werde  ihm  die  Resolution  Ihror 
Majestät  (hiemit)  mitgetheilt,  wonach  dieselbe  sein  OfFertum  accep- 
tirt  und  ihm  zur  Incaminirung  und  Beförderung  dieser  Sachen 
tanauam  pro  fundo  introductionis  und  anfangs  zu  notwendigem 
Venag  2000  Rthl.  gebettener  maaszen  bewilligt  habe.^ 
Sodann  aber  enthält  das  Dekret  auch  die  Mittheilung,  dass 
er  7,  was  diese  Manufactur  anbelangt  und  derselben  anhängig 
ist.  von  der  Hofkammer  dependire^,  und  das  Werk  ohne  weiteres 
Entgeld  Ihrer  Majestät  weiters  zu  verl^n,  in  Perfection  zu 
bringen  befugt  sein  solle;  femer  die  Aufforderung,  den  daraus 
entspringenden  Gewinn  ausser  dem  ihm  zugestandenen  zehnten 
Pfennig  ihrer  Majestät  getreulich  zuzueignen,  das  Kapital  in  solvo 
zu  erhalten  und  (das  Werk)  jedesmal  auf  Begehren  in  wirk- 
lichem E^ekt  zu  zeigen.  ^ 

Aus  dem  oben  ausdrücklich  nervorgehobenen  „gebettener 
maaszen^  wie  aus  einer  eigenhändig  beigesetzten  Bemerkung 
Bechers-)  ist  zu  entnehmen,  dass  derselbe  vorher  schon  um  einen 
Verlag  speziell  zur  Wollmanufaktur  angesucht  hatte;  ob  wieder 
direkt  beim  Oherdthofmeister,  ist  wohl  nicht  ganz  erwiesen,  aber 
nach  den  einleitenden  Worten  des  Dekrets  (siehe  oben)  anzu- 
nehmen. Der  Kaiser  überwies  wahrscheinlich  diese  ganze  Sache 
der  Hofkammer,  nachdem  er  vorher  die  Auszahlung  eines  be- 
stimmten Geldbetrages  bewilligt  hatte  So  kam  es,  dass  das 
Kunst-  und  \N>rkhaus  wenigstens  mit  Rücksicht  auf  die  darin 
zu  betreibende  WoU-  und  Seidenmanufaktur  in  die  Kompetenz 
der  Hofkammer  gelangte.  Auch  geht  aus  diesem  Dokumente, 
wie  aus  der  später  zu  erwälmenden  Rechnungsübersicht  Bechcr's 
hervor,  dass  er  ausser  den  bereits  durch  den  Obersthofmeister 
empfangenen  oder  angewiesenen  4000  Rthl.  noch  2000  Rthl.  speziell 
zur  Introduzirun^  der  Wollmanufaktur  erhielt  üeberdies  aber 
bekam  er  von  dem  Hofkammerpräsidenten  u.  z.,  wie  es  scheint, 
etwas  später,  die  allerdings  etwas  spärliche  Summe  von  je  500  Rthl. 

')  Becher  spricht  in  dem  Absatz  VIII  seines  Referates  Ton  Hinde- 
nmgen  des  Werkes  n.  a.  aas  dem  Grande,  dass  sich  die  Hofkammer,  .mit 
welcher  zwar  Termöse  des  Accords  directe  Nichts  za  tan  hatte,  sondern 
Ton  Ew.  Maj.  immediate  dependiren  sollte*'  so  schlecht  desselben  ange- 
nommen habe. 

«)  Becher  schreibt  am  Rand  anten  dazu :  „Ich  hatte  4000  Rthl.  Verlag 
zar  Wollmanafactar  za  geben  verlangt,  da  hat  der  Herr  Praesident  mir 
2000  Rthl.  geben,  habe  ichs  nit  wollen  nehmen,  so  hätte  ich  gar  nichts  be- 
kommen.'' 

Forschungen  (24)  VI.  1.  —   Hatschek.  3 
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zweimal  ala  -Adjuten  zum  Bau  des  Haus&a";  somit  hatte  er 
zum  Bau  und  zur  £iDrichtuttg  des  Hauses  die  Oesammtsumme 
von  7000  Rthl.  zur  VeriUgung,  womit  er  alle  Kosten  der  ersten 
Einrichtung  und  auch,  was  freilich  schwer  zu  leisten  war,  den 
Verlag  zum  ersten  Betrieb  hätte  decken  aollen,  so  dasa  Hof- 
kammer und  Kaiser  in  ein  fertiges,  gut  gehende«  Unternehmen 
nur  als  E^geothtlmer  hätten  einzutreten  brauchen.  Obwohl  Becher 
sich  wohl  darüber  klar  sein  musste,  dass  es  ihm  nicht  mSglich 
aein  werde,  dieae  Voraussetzungen  zu  erfilllen,  machte  er  aich 
doch  schleunigst  an  das  Werk,  offenbar  in  der  Hoffnung,  es 
werde,  sobald  das  Kunst-  und  Werkhaus  erbaut  und  die  erste 
Introduktion  der  Manufakturen  durchgeführt  sein  wurde,  eine 
weitere  grössere  Summe  zur  Deckung  der  Mehrkosten  und  des 
Verlags  zum  Betriebe  zu  erlangen  sein,  schon  aus  dem  Gründe, 
weil  ja  das  Unternehmen  dem  Kaiser  oder  der  kaiaerlichen 
Kammer  /.ufalle  und  es  ja  auch  in  deren  Interesae  gelegen  smn 
muBste,  das  faat  vollendete-  Werk  nicht  wieder  aufeugeben;  zu- 
dem hoffte  er  Über  diese  Schwierigkeit  durch  die  freilich  etwa« 
gikUnstelte  Auslegung  der  „Continuation'' ')  des  Werkes  durch  die 
ofkammer  zu  gelangen;  denn,  wie  wir  aus  seinen  späteren 
Aeusserungen  entnehmen,  wollte  er,  um  sich  vor  Schaden  zu  wahren 
und  das  Unternehmen  nicht  zu  Grunde  gehen  zu  lassen,  auch 
schon  die  ersten  Summen  fiir  den  Betrieb  und  RUckcrsatz  ftlr 
(hiefÜr^  ausgelegte  Gelder  verstanden  wissen.  Inwieweit  er  mit 
diesen  Ansprüchen  Recht  oder  Unrecht  hatte,  ist  hier  vorläufig 
nicht  zu  erörtern;  es  soll  vorerst  der  weitere  Verlauf  des  ganzen 
Unternehmens  dai^elegt  werden. 

Im  März  des  folgenden  Jahres  (1670)  war  der  Bau  des 
Hauses  fast  vollendet  (e«  fehlte  nur  noch  die  Gallerie  zum  Ver- 
kauf der  Waaren) ,  auch  die  Introduktion  der  Manufakturen, 
d.  h.  der  Arbeiten,  der  nothwendigen  Instrumente  und  Maschinen 
war  vollzogen  und  Becher  legte  nun  am  19,  Miirz  ein  umfang- 
reiches Referat  Über  die  ganze  Angelegenheit,  mit  den  Plänen 
dea  Hauses  veraeben-),  dem  Kaiser  vor  Er  bemerkt  einleitungs- 
weiae,  daaa  das  Haus  dem  getroffenen  Uebereinkommen  gemB^ 
Dtm  erbaut  und  eingerichtet  sd,  nur  mehr  der  ^Continuation" 
bedürfe,  bringt  die  Bitte  vor,  der  Kaiser  möge  dieses  Werk  nicht 
wie  das  Kommensienkollegium  und  andere  nützliche  VorschUge 
supprimiren  lassen,  auch  ihn  nicht  einen  solchen  Schaden,  der 
durch   das  Leerstehen   des   Hauses  entstünde,  leiden  lassen  und 

')  Vgl.  S.  30  den  Passus  in  dem  drittea  Vorschlage  Becher'a.  Er  sagte 
wörtlich  „BO  wolle  er  vor  besagte  4000  Btfal.  alle  Manufacturen  etc.  dergestalt 
incaminireD  . .  dass  der  fuadiu  cu  dem  ganzen  Werk  genugsam  stabiliairt 
sei  nnd  dazu  nichts  weiter  ab  die  continnation  mit  EröHierem  Verlag 
erfordere  ..."  Seine  sp&tere  Interpretation  beweist  die  eigenhändige 
BandbemerkuDg:  „Ego  mea  praestiti,  praestetor  ergo  etiam  continaatio 
promissa" 

*)  Diese  Pläne  sind,  nach  dem  Ms.  der  k.  k.  Hofbibliothek  in  Wien, 
welches  das  Referat  enthUt,  getreu  ko])irt,  der  gegenwärtigen  Abhandlnog 
am  Schlüsse  beigeheftet. 
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nicht  verweigeniy  daas  er  ^zur  Defension  seiner  Ehr  den  bei- 
kommenden Referat  und  noch  andere  Documente  publice  pro- 
dudre  und  beweiae,  doaa  er  an  ihm  nit  gefehlt^  .  .  »chliesslich 
bittet  er  um  schleunige  Erledigung  der  Sache,  weil  sonst  „gegen 
Ostern  die  Leuthe  Terlaußen  und  das  Haus  gesperrt  werden 
wird,  weil  sich  dessen  Niemand  annehmen  will^.    . . . 

EUerauf  folgt  nun  das  eigentliche  Referat  über  das  neu- 
erbaute Kunst-  und  Werkhaus  oder  eine  „gründliche  Be- 
schreibung, was  in  dem  Kunst-  undt  Werckhause 
sammtSchmeltz- und  Glashütten  gethan  undoperirt 
wirdty  auch  wie  selbige  angeordnet  seyu."  —  Diese 
Beschreibung  nimmt  Bezug  auf  die  dem  Referate  beigefügten 
Plilne  und  erörtert  die  in  den  einzelnen  Lokalitäten  des  Hauses 
▼OTBunehmenden  Produktionen,  liin  und  wieder  werden  natürlich 
Exkurse  über  die  Bedeutung,  den  Werth  und  die  praktische 
Verwerthbarkeit  mancher  Produkte  dngeschoben.  Es  ist  zur 
Charakteristik  des  ganzen  Unternehmens  des  Werkhauses,  das 
schon  darum  von  hohem  Interesse  ist,  weil  seine  Anlage  und 
der  ihm  zu  Grunde  li^ende  Gedanke  zu  den  wirtlischaftlich 
bedeutendsten  Ideen  jener  Zeit  gehört,  noth wendig,  in  Kurzem 
diese  Beschreibung  zu  reproduciren.  Nach  derselben  enthält  das 
Kunst-  und  Werkliaus: 

1)  ein  grosses  chemisches  Laboratorium  mit  aller- 
hand iDestillir-  und  Schmelzöfen.  Daselbst  soLen  vorerst  die  Rlr 
die  chemische  Hauptproduktion  nothwendigen  Salze  und  Spirituse 
erzeugt  werden ;  sod!ann  aber  ist  Hauptproduktion  die  Erzeugung 
und  Präparirung  von  allerlei  metallischen  Farben,  wie  Grünspan, 
Berggrün,  Bleiweis,  CSnober,  Menig,  Bleygelb,  Sublimat.  Salmiak, 
Borax,  für  welche  Farben  jährlich  in  den  Erblanden  (nach 
Becher'a  Meinung)  über  100000  Rthl.  ausgegeben  würden  Eine 
anschliessende  Berechnung  soll  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung 
darthun.  Femer  aber  soll  auch  in  diesem  L«iboratorium  die 
-Wahrheit  und  Nutzbarkeit  der  Alchimy"  demonstrirt  werden 
durch  unterschiedliche  Processen  als  das  ^Bley  in  Silber  zu 
zeitigen^  aus  Kupfer  Silber  zu  scheiden",  Goldscheicfungen  zu  imter- 
neimden  etc.  Dass  Becher,  wiewohl  er  später  in  Holland  ähnliche 
Experimente  tmd  sogar  behauptetermassen  mit  günstigem  Er- 
folge durchführte*),  nicht  allzuviel  von  der  (iold-  und  Silber- 
macherei  hielt,  beweisen  einige  bittere  Randbemerkungen,  ins- 
besondere g^en  den  Obersthofmeister  gerichtet,  dem  er  vorwirft, 
es  sei  ihm  nur  um  die  Alchimie,  nicht  aber  um  die  Hebung  der 
Manufaktur  zu  thun  gewesen;  indessen  musste  er  wohl  auch  die 
Alchimie  als  Hauptpunkt  seiner  Projekte  anführen,  um  bei  dem 
für  dieselbe  b^eisterten  Kaiser  Beifall  zu  finden  (vgl.  Seite  31 
Anm.  3). 


^)  Ygd.  hieraber  „Trifolium  Becherianom  HoUandicum  oder  Dr.  Bechei-'s 
drei  neue  Erfindongen  etc.**  1679. 
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geachirres.  Hier  wtll  Majolicgeaeliirr  mit  Hiltb  der  geeigneten 
lastnimente  und  eigener  Brennöten  ^sauber,  fein  und  dünn"  ge- 
arbeitet und  blau  gemalt  werden,  so  das»  e»  uu  Feinheit  imd 
Schönheit  dem  welschen  und  liollfludiBchen  gleichkommen  werde. 
Hieraul'  sollen  dann  allerhand  Platten  zu  (.»efen  und  Kaminen 
und  verschiede! icB  Hausgeräth  erzeugt  werden ;  alles  aber  werde 
an  Preis  noch  billiger  sein  als  das  ausländische  und  darum  vor- 
aussichtlich guten  Abgang  haben.  ^ 

3)  Die  Apotheke,  um  gute  Medizinen  zu  billigerem  Pre 
herzustellen,   insbesondere   werden  gerlihmt  die   von  Becher  f 
fundenen  Pillen  ...  es  folgt  ein  Absatz  über  ihre  Wirkungen  lu 
die  einiger  anderer  medizinischen  Präparate,  den  wir  Übergehen  . 
auch   ein   von  Becher  zum   «^ten   Mid    (Irgendwo)   iutrodusirter 
Zuckerwein  wird  hier  ausgeschenkt,  der  so  wohlthiitige  Wirkungen 
hat,    daes,   wie    Becher   meint,    dim;h    seine    Einfiilmmg  der  I    ^~ 
gesunde  und   stinkende   Bninntwein,   wie  auch   die  rauhen ,   i 
greifenden,  hilzigen  und  schwefligen  Weine  in  Abgang  komma 
werden. 

4)  Eine  Werkstatt  zur  Herstellung  guter  Haus- 
gerät he  aus  einer  von  Becher  gelungenen  Metalllegirung  VOD 
weisser  Farbe,  da  irdenes  und  hölzernes  Geschirr  theils  zu  schwach 
lind  zerbrechlich,  viele  Metalle  wie  Blei  (der  Schwere  wegen), 
t^lsen  und  Kupfer  (weil  sie  nvitriolisch"  sind),  Zinn  (der  Schmelz- 
barkdt  wegen),  Silber  (des  hohen  Preises  wegen)  hiezu  un- 
geeignet seien. 

5)  Die  Seidenmanufaktur.  Sie  wird  betrieben  mit 
drei  „Bandraühlen"  und  zwar  dienen  zwei  siur  Erzeugung  „puren 
Seidenbau  des",  die  dritte  zu  „Floretgladtbandt".  Liiese  Mimufaktur 
thue,  weil  sie  bisher  im  Inlande  niemals  gemacht,  vielmehr  d* 
Produkte  aus  der  Schweiz  und  Frankreich  iuiportirt  worder 
Niemandem  (im  Inlande)  irgend  welchen  Aubruch,  rentire  seiu 
gut,  ja  selbst  bis  zu  einem  Prozent  täglich,  nach  Abzug  alld 
Kosten.  f 

(j)  Die  Wollmanufaktur.  Diese  soll  no  recht  d^ 
Hauptzweig  aller  Manufakturen  sein,  „ein  sonderliches  bene6ciiu 
fllr  die  Kaiserlichen  Erblande",  denn  in  einem  eigens  hiezu  1 
stimmten  Saale  sollen  die  Landeskinder  lernen  Wolle  b 
tiren,  krempeln,  fein  spinnen  und  allerhand  wollenes  Zeug  i 
weben.  Der  Nutzen  sei  ein  dreifacher  1 )  der  materielle  tur  doi 
Urproduzenten ,  der  die  Wolle  leichter  und  theurer  verkaufen 
könne;  2)  dass  viele  arme  (d,  h,  erwerbslose)  Leute  jetzt  spinnen 
und  weben  lernen  können;  3)  dass  das  viele  Geld,  das  fiir  wollene 
Zeuge  ins  Ausland  gehe,  nun  im  Inland  bleibe.  Die  Manufaktur 
werde  auch  sehr  gut  rentiren  und  jährlich  wenigstens  1 1)0  Pi-ozont 
tragen. 

Hierauf  folgt   nun  ein  Verzcichnias  imterschiedlic'       " 
die   gewoben    werden    aollen;    su    werden    genannt 
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GroniBBch,  Scfaamlott  und  nunmehr  wird  auch  der  hiebei  zu  er- 
zielende Gewinn  mit  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  acht  Weber- 
fe seilen  berechnet;  .  . .  auch  sei  diese  Manufaktur  schon  darum 
kichter  dorchzufiihren ,  weil  das  Material  im  Lande,  der  Ver- 
bnnch  aber  em  so  grosser  sei,  dass  er  sich  wohl  auf  1  Million 
Rtfab*.  belaufen  dürfte;  überdies  sei  Garn  eine  sehr  kurrente 
Wmare  und  es  würden  durch  diese  Manufaktur  vielerlei  andere, 
die  sich  mit  der  Herstellung  verschiedener  Zeuge  beschliftigent 
introdozirt;  so  würden  durch  die  Wollmanufaktur  allein  die  ent- 
völkerten und  armen  Stüdte  der  Erbländer  wieder  volkreich  und 
nahrsam  gemacht  werden. 

Diese  eben  erwähnten  Manufakturen  werden  nun  in  dem 
eigentlichen  Kunst-  und  Werkhause,  einem  langen,  16  Fenster 
Vorderfront  um&ssenden  Gebäude  mit  Oberstock,  betrieben  und 
zwar  sowohl  im  Unterstock  (der  imteren  „salleri*^)  als  auch  im 
Oberstock  (der  oberen  Gallerie)  imd  es  weraen  auf  dem  zweiten 
Plane  jeder  Manufaktur  die  geeigneten  Säume  für  die  Werk- 
stätten, wie  auch  Wohnräume  für  die  betreffenden  Arbeiter  an 
gewiesen;  desgleichen  sind  sie  auch  mit  Küchen  und  anderen 
nothwendigen  Nebengelassen  versehen. 

Ausser  diesem  Hauptgebäude  umfasst  das  Kunst-  und  Werk- 
haus noch  das  Wohnhaus  des  Direktors,  das  „Schellenbergische 
Schmeltzwerk"  imd  die  „venetianische  Glashütte.*^ 

1 )  Das  „Häuslein  zur  Wohnung  des  Directors"  ist  massiver 
und  sicherer  gegen  Feuer-  und  Wassergefahr  gebaut  als  das 
Hauptgebäude,  von  zwei  gemauerten  Höfen  umgeben,  die  ein 
gewölbter  Durchgang  verbindet,  durch  eiserne  Gitter  vor  Dieben 
möglichst  geschützt;  es  enthält  nämUch  nebst  den  Wohnräumen 
des  Direktors  (Wohnzimmer  und  Schlafkammer)  die  \  erwahrungs- 
01  te  der  wichtigsten  Schätze  des  Hauses,  so  (in  der  „Schreibstube^) 
das  Archiv  sammt  den  Prozessen,  Privilegiis,  Kapitalien,  Korre- 
spondenz des  Hauses  u.  dgl ,  dann  in  einer  eigenen  Kammer  die 
^mathematischen  Sachen",  hierunter  ein  Uhrwerk,  das  unauf- 
gezogen so  lange  geht,  als  nicht  ein  Theil  desselben  zerbricht, 
endlich  eine  „Compression  von  Wasser,  all  wo  ein  kleiner  Bueb 
das  Wasser  annsdick  und  thurmshoch  hinauftreiben  kann"  und 
ähnliche  künstliche  Dinge  mehr.  Sodann  befindet  sich  daselbst 
eine  zweite  Kammer  zur  Aufbewahrung  werthvoller  Efiekten, 
Kapitalien  und  künstlicher  Operationes.  Endlich  ein  kleines 
Laboratorium  nur  für  ^ Präparation  der  Tinctur"  und  „Trans- 
mutation der  Metalle"  (also  für  die  „Goldraacherei"). 

2)  Die  ^Schellenbergische"  Schmeltzhütte.  Dies 
war  eine  Art  Hochofen  nach  dem  von  dem  Obristen  von  Schellen- 
bei^  erfundenen   und   angegebenen  Systeme    aufgeführt^),    um 


*)  Wie  Wilhelm  v.  Schröder  in  seinem  unten  zu  erörternden  Ansuchen 
uui  grundbücherliche  EinTerleibung  des  Grund  und  Bodens  des  Manufaktur- 
haases  anföhrt,  war  diese  „durch  das  Kay<erliche  Bauambt  für  des  H.  Obristen 


38  VI.  1. 

das  „huDgariscbe  bergstätten  Ertz  zu  schmelzen."  Becher,  der 
Torausschk'kt,  diese  Untemelimung  gehe  ihn  zwar  nichts  an, 
bemerkt,  es  werden  sich  damit  auch  andere  fjize  „an  der  Donau 
gelegen  schmelzen  (vielleicht  legiren?»  lassen,  dann  werde  ee  als 
„Poch-  und  Waschwerk"  „zu  Figinmg  des  Schwefels  und  Araenic" 
Dienste  leisten.  Endlich  könne  man  durch  ein  beständiges  Ab- 
treihwerk Silber  erhalten  und  so  auf  diesem  Platze  ein  ewig 
währendes  Berg-  und  Scheidewerk  einrichten,  bei  dem  „auch  die 
Münzen-  und  Goldtschmiedt  ihr  Erz  schmelzen  und  unterschied- 
liche Handwerksleut  ihre  Nahrung  dabei  haben  können." 

Weiteres  ist  nber  dieses  Schmelzwerk  aus  den  vorliegenden 
Akten  nicht  in  Krl'ahrung  zu  bringen ;  der  Ofen  desselben  wird  in 
einer  Abhandlung  Über  das  GoTdmacliea  aus  jener  Zeit  genau 
beschrieben'). 

3)  Die  Tenetianische  Glashütte.  Auch  über  diese 
ist  ausser  den  Recher'schen  Angaben  in  der  Beschreibung  des 
Manufakturliauses  Nichts  zu  findeu.  Becher  seibat  bemerkt  gleich 
zuvor,  das«  er  nicht  selbst  die  welschen,  venetianischen  Glaeblüser 
her  verschrieben  habe,  sondern  nur  Anlas»  gegeben  habe,  sie  im 
Manu&kturiiause  unterzubringen.  Die  Form  der  erzeugten  oder 
zu  erzeugenden  Glaser  betreffend,  meint  er,  diese  wäre  eigentlich 
keine  „Kunst",  sondern  nur  eine  durch  langwierige  Ausbildung 
anzueignende  Fertigkeit;  das  Wichtigste,  um  diese  Manufaktur 
im  Lande  einzubürgern,  sei  „hinter  die  rechte  Proportion  der 
Materie  des  Glases  zu  kommen  "  Der  \'oi-theil  dieser  Produktion 
werde  kein  geringer  sein,  da  das  venedische  Glas  sehr  begehrt 
sei,  besonders  Glaskorallen  ein  gesuchter  Artikel  (fllr  die  Türkei) 
wHren.  Schliesslich  beklagt  er  sich,  dass  man  die  Leitung  dieser 
Manufaktur  nicht  ihm ,  sondern  den  It^dicnem  Bertalotti,  dann 
Tomasi  übergeben  habe.  Daraus,  dass  mehrere  Direkturen  bereit» 
fungirt  hatten,  wie  aus  einer  späteren  Bemerkung  Üecher's*) 
geht  hervor,  dasM  diese  Glashütte  schon  in  ziemlich  lebhaftem 
betriebe  stand. 

Dies  die  Gebilude.  Ausserdem  befindet  sich  von  Anlagen 
auf  dem  Grunde  des  Kimst-  imd  Werkhauses  noch  ein  Bninnen 
und  ein  Teich.  Da  ersterer  sich  (nach  Bechers  Behauptung) 
ab  ein  Sauerbrunnen  darstellte,  der  freilich  andererseits  wieder 
zur  Herstellung  von  rechtem  Salpeter  verwendet  werden  könnte, 
so  sei  es  nothwendig  gewesen,  fllr  den  Wasserbedarf  einen  Teich 

von  !^cbeUe^be^g  neu  (uergeschlagene  Scbnieltzueik  iles  ungrischen  Gold- 
und  SilbereitzeB  and  dessen  probe  oufgefllbrt  worden." 

')  Im  Anhang  zum  .Noihwendiger  llDterricbt  von  Goldmachen",  von 
Wilhelm  von  Schröder.  Beschreibung  Herrn  Obristen  von  Schellenbergs 
Universal-OfenB. 

-)  .  .  .  „viewol,  wann  ich  nit  Platz  gemacht,  Tigel,  Häfen,  Geschirr 
u.  m.  dazu  conliibiiirt  faftttc,  vielleicht  nocb  bis  auf  diesen  Tag  kein 
Anfang  und  Probe  gemacbt  worden"  .  .  .  Die  Ulasbülte  wird  übeniieB 
noch  in  der  Besrhreibong  der  Brandstatt  des  Manufahturbauses  erwilint. 
Vgl.  unten. 
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Euemben;  derselbe  könnte  aber  mit  geringem  Autwand  so  ein- 
genchtet  werden ,  dass  er  eine  Mühle  treiben  könnte,  ja  noch 
mehr,  ea  könnte  auf  diesem  Wege  „das  Gebläs  zu  dem  Schmeltz- 
werck  getrieben,  das  Pocli-  und  Waschwerk,  eine  Wiückmühle 
zu  den  wuUenen  Zeugen,  ein  Hammer  zum  Kupfergeschirr,  eine 
MtÜde  zum  Farben-  und  Olasurreiben,  eine  Schleiff-  und  Poliermühle 
fbr  das  venetianische  Glas  u.  dgl.  mehr  eingerichtet  werden." 

Eine  „Gallerie  zum  Verkauf  der  Waaren"  erscheint  auf 
dem  Plane  nur  projektirt,  aber  noch  nicht  gebaut;  dieselbe, 
deren  Kosten  auf  1000  Gulden  veranschlagt  werden,  soll  neben 
den  Verkan&hallen  noch  Zimmer  für  Ffirberei,  eine  Presse  fllr 
die  Zeuge  und  noch  einige  Plätze  für  Weberei,  Malerei  und 
Tapezerei  enthalten. 

Aus  dieser  gründlichen  Beschreibung  des  Hauses,  die  durch 
die  sehr  sauber  und  nett  ausgeführten  drei  Pläne  noch  mehr  ver- 
sinnlicht  wird,  entnehmen  wir,  dass  Hecher  ein  wirklich  im  echten 
Sinne  des  Wortes  nach  damaligen  Begriffen  „grossindustriell"  zu 
nennendes  Unternehmen  geplant  hatte.  Man  darf  eben  nicht 
▼eigessen,  dass  zu  jener  Zeit,  wo  ja  die  einfache  Handarbeit 
and  der  kleine  Einzelgewerbsbetrieb  auf  allen  Gebieten  selbst  in 
weit  Torgeschritteneren  Ländern,  wie  Frankreich,  England,  den 
Niederlanden  noch  weitaus  überwiegend,  ja  allein  herrschend  war, 
eine  solche  Unternehmung  schon  viel  bedeutete.  Wenn  sie  in 
Oesten-eich  auch  nicht  die  erste  war,  vielmehr  schon  in  einer 
staatlich  privilegirten  Fabrik  von  Woll-  und  anderen  Zeugen 
(Cronrasch)  ^)  einen  Vorläufer  hatte,  so  war  sie  doch  einmal 
die  vielseitigste  mit  Rücksicht  auf  die  Zahl  und  Verschiedenheit 
der  zu  betreibenden  Produktionen  imd  hatte  überdies  einen 
ökonomisch  hochwichtigen  Hintergedanken,  sozusagen  Lehr- 
werkstätte für  die  gesammten  inländischen  Gewerb- 
treibenden  zu  sein;  dies  hatte  schon  Becher  (vgl.  oben  bei 
Schilderung  der  Wollmanufaktur)  hervorgehoben,  es  sollte,  wie 
wir  unten  sehen  werden,  später  noch  mehr  betont  werden. 
Becher  also  dachte  sich  einen  vollkommenen  Fabrikbetrieb, 
d.  h.  einen  Grossbetrieb  mit  ausreichendem  Material,  den  voll- 
kommensten Maschinen  jener  Zeit  (es  führt  ja  Bandmühlen 
u.  a.  Werkvorrichtungen  ein)  und  den  geübtesten  Handwerkern. 
Wie  gross  diese  Zahl  gewesen  sein  soll,  ist  wohl  nicht  ganz  klar ; 
«'Ulein  aus  der  Anzahl  der  Webergesellen  (8),  die  er  schon  im 
An&ng  zur  Introduzinmg  und  zum  ersten  Betrieb  aufnahm,  geht 
wohl  hervor,  dass  sie  -  nach  den  Hegriflen  jener  Zeit  —  keine 
unbedeutende  genannt  werden  kann.  Er  dachte  sich  ferner,  wie 
eben  angedeutet,  das  ganze  Unternehmen  zugleich  als  Lehr- 
anstalt ftir  Landeskinder,  die  diese  neuen  Erwerbszweige 
erlernen    und    dann  im   Lande  propagiren   sollen;   so   nennt  er 


*)  Vgl.  Guarient,  Codex  Austriaciis  unter  ^Cronrasch."    (Vgl.  VAn- 
leitnng,  Seite  6,  Anm.  8.) 
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selbst  in  dem  genannten  Memorial  das  Werkhaus  „ein  Scbulhaus 
oder  Seminarium  zur  Introduction  der  Manufacturen,  welche  von 
(laonen  in  die  mitleidenden  Städte  Ihrer  Majestät  zu  deren  Auf- 
nehmung  und  Nahrung  eingetheüt  werden  sollen"  —  und  darin 
liegt  eigentlich  die  hauptsftchlichste  Bedeutung  des  Manufaktor- 
hauses,  das  nicht  nur  eine  Staats  Fabrik,  sondern  auch 
eine  staatliche  „Lehrwerkstätte"  in  unserem  Sinn 
sein  sollte').  Auch  das  auf  den  Aun)au  verwendete  Kapital 
war  nicht  klein.  Wir  haben  schon  oben  erwähnt,  daas  ihm 
7000  RthL  zu  Gebote  standen-,  er  überschritt  aber  mit  Rück- 
sicht auf  eine  zn  erhofTende  Rekompensation  diese  Summe 
bei  weitem  und  aus  den  in  dem  Referate  genau  dargelegten 
Rechnungen  geht  hervor,  dass  sich  die  Kosten  des  Hauses  und 
der  E^inrichtung  der  Manufakturen  bis  zum  Momente  der  Ueber- 
rdchimg  des  Referates  auf  11  123  Rthl.  beliefen  —  eine  damals 
gewiss  beträchtliche  Summe. 

Auch  das  hietUr  hergestellte  Inventar  ist  nach  damaligen 
Begriffen  ein  reichliches  zu  nennen,  es  um&sst  neben  dem  Ge- 
bäude: das  schon  erwähnte  Uhrwerk,  das  Wasserwerk,  2  Floret- 
buidmtthlen,  2  Seidenbandmüblen ,  8  Webestuhle,  6  Centner 
Wolle,  verschiedene  Instrumente  iür  das  Laboratorium,  fllr  die 
Goldschmiede,  Silberarbeiter,  Uhrmacher,  fUr  die  Majolicmanu- 
laktUT,  Hafiherei  etc.,  ausserdem  reichlichen  Rausrath,  Medizinen- 
TorraÜi  u.  dgl. 


')  Tgl.  Bur,h  in  der  .Namschen  WeiBheit"  S.  120  ff.  »■  .  .  hst  mui 
resolviret  bei  Wien  ein  all^emeineB  öffentUcbeB  Knoat-  uod  Werkbaas  zu 
baaeu,  «orinneii  als  in  einem  Seminario  die  MaoufHcturen,  Kflnite 
erfiiaden,  iotrodaciit,  die  Lentt  abgericht  und  dann  auf  das  Land  und  in  die 
mitleidende  depopdirte  St&dt  difßndirt  und  stabilitirt  werden." 


II. 

Der  Betrieb  des  Mannfaktnrhanses  unter  Beeher. 


Soweit  war  das  Werk  gediehen.     Dass   Becher  sich  dies- 
fidk  keiner    anwahren    oder    übertriebenen   Angaben    schuldig 
macht,  ist  wohl  einerseits  aus  dem  Umstände  zu  entnehmen,  dass 
er  das  Referat  dem  Kaiser  mit  der   Bitte  vorlegte,    die  Sache 
weiter  zu  fhhren,  dass  er  also  wahrscheinlich  eine  Untersuchung 
und  Inspektion  nicht  zu  flirchten  hatte,  wie  andererseits  aus  der 
Oflenheit,  mit  der  er  die  noch  fehlenden  Dinge  angiebt.    Jeden- 
Ms  hatte  er  auch  schon,  wenn  auch  mit  beschränkten  Mitteln, 
den  Betrieb   begonnen   und    seine   diesftlligen   Angaben ')    ver- 
dienen schon  darum  Glauben,  weil  er  sich  auf  notorische  That- 
sacben  beruft,    die  er  doch  ohne  das  Aergste  zu  riskiren,  nicht 
60  leichterdings  dem  Kaiser  oder  Obersthofmeister  hätte  vorlügen 
dürfen.    AUerdings  dürfte  sich  dieser  Betrieb  wohl  mehr  auf  ein 
probeweises  Erzeugen    einiger  Artikel    der    Hauptmanufakturen 
erstreckt   haben.     Becher   selbst    spricht   in    dem    mehrfach   er- 
wähnten Memorial  wiederholt   von    „guten    Proben"    und    „De- 
monstrirung  der  Nützlichkeit  der  Manufacturen**  und  Aehnlichem. 
Dies  wäre  jedoch  durchaus  nicht  im  Stande,  der  Bedeutung,  der 
ganzen   Idee  des   Unternehmens  und   deren   wenigstens    in   der 
Anlage  gediegenen  Durchführung  Abbruch  zu  thim. 

Wie  dem  auch  inmier  sei,  der  Weiterflihrung  des  ganzen 
Werkes  begannen  sich  Schwierigkeiten  entgegen  zu  stellen,  die  zu 
beseitigen  das  eifrigste  Bestreben  des  von  seinen  kühnen  Plänen 
b^eisterten  Mannes  war.    Er  selbst  schildert  in  seinem  Referat^) 

')  So  in  der  Einleitung  zu  dem  Referate  „•  .  .  das  Haus  ist  vor 
Kurzem  ganz  erbauet,  wie  es  da  abgezeichuet,  haben  es  auch  viel  vomehipe 
Ministri  und  Ambassadeurs  gesehen"  —  und  in  seinem  Memorial,  „es  ist 
notorium,  dass  ich  das  kais.  Kunst-  und  Werkhaus  erbauet,  haben  auch 
solches  und  die  Manufactura  darin  im  Gange  gesehen  alle  die  damals  an- 
wesenden Herrn  Ambassadeurs,  geheimen  Käthe  und  viel  hundert  Men- 
schen mehr  .  .  ." 

*)  Absatz  VIH.  „Unterschiedliche  Verhinderungen,  welche  das  ge- 
flammte Werk  des  Kunsthauses  retard iren  undt  säumen". 
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die  hauptsJichlichBten  Hindemisse  foleendermassen:  Vor  allem 
seien  die  Baukosten  ^nit  eeklelirt",  d.  n.  es  seien  die  4123  Rth., 
die  er  Über  die  ihm  g^^nen  7000  ausgegeben  hatte,  rück- 
zuersetzen;  einmal,  damit  er  sdnen  anderweitigen  Verpflich- 
tungen gerecht  werden,  und  damit  das  Werk  weiter  fortgesetst 
wOTden  könne.  Auch  habe  er  schon  der  Wollmanufaktur  wegen 
viel  Geld  aus  eigener  Tasche  hergegeben;  die  HoFkamnier  ver- 
wdgere  nicht  nur  die  Rückerstattung,  sondern  gestatte  nicht 
einmal,  dass  er  sich  eine  geeignete  „Compagnie"  zur  Bestreitung 
der  Verlagskosten  suche;  ebenso  seien  ihm  Gelder  zum  Wein- 
verlag abgeschlagen  worden,  schliesslich  beklagt  er  sich,  dass 
ihm  Arbeiter  von  seinen  Widersachern')  abspenstig  gemikcbt 
würden,  dass  ihm  ein  chemischer  Laborant  entlaufen  sei  u.  s.  w. 
Hierauf  schljlgt  er  einige  Mittel  vor,  „wie  die  Sachen  mit 
dem  Kunsthause  cinzurichien  wären,  dass  sie  Bestand  hätten, 
der  versprochene  Effect  herauskomme  und  Ihre  Kais,  Majestät 
neben  Recreation  auch  jährlich  einen  grossen  Nutzen  daraus 
haben  könnte".     Diese  Mittel  sind  allerdings  keine  neuen: 

1)  Vor  Allem,  kräftige,  wirksame  Privilegien  oder  vielmehr 
ein  „Patent"  (in  unserem  Sinn),  dass  Niemand  dergleichen  nach- 
machen dürfe,  weil  sonst  ihm  (Becher)  durch  böse  Leute  da» 
Gesinde  abspenstig  gemacht  werde,  n.  z.  solle,  da  es  ja  dem 
Kaiser  „sehr  verdriesslich  fallen  möchte,  ein  Specialprivilegium 
Ubw  alle  diese  Sachen  zu  verleilien,  in  gencre  der  Platz  privi- 
legirt  werden  und  quoad  forum  justitiae  unter  das  Obersthof- 
marschatlamt  gehören". 

2)  Eine  dem  Kammerpräsidenten  zu  ertheilende  Versichenmg 
durch  ein  „AssecurationsaecrGt" ,  dass  seinen  Rechten  an  dem 
Grund  und  Boden  des  Hauses  in  keiner  Weise  Abbruch  ge- 
schehen werde,  denn  derselbe  „furchtet  sich  wegen  der  Hof- 
kammer nach  seinem  Tode  eines  priljudicii". 

3)  Ersatz  der  Mehrauslagen  von  4123  Rthl.  und  ßeistellung 
des  ^bereits  vergUchenen"  Verlags  von  4000  Rlhl.  fbr  die 
„chimischen  Sachen"'. 

4)  Die  Verleihung  der  durch  den  Akkord  mit  dem  Oberst- 
hotmeister  bereits  verwUligten  Direktorstelle  und  den  zehntai 
Theil  des  Gewinnes,  die  Versicherung  hierüber  durch  ein 
„Assecurationsdecret",  denn  dies  sei  ja  ohnedies,  da  er  Fro- 
ponent,  Inventor  und  Introduktor  sei,    nicht   mehr  als  billig'). 

Diese  Propositionen  bilden  den  Schluss  des  ganzen  Referates, 
das  Becher  schliesslich  noch  mit  kurzen  Worten  dem  Kaiser 
dringend  empfiehlt*). 

'}  Er  eiwftbDt  hier  inebeaondere  den  KaofmaDn  Triangel,  der  BpUer 
die  orientaliecbe  Kompagnie  leitete  und  —  ruiuirte. 

')  Cbarakterislifich  für  Becher's  kräftige  AusdnickEveüe  ist  die  Be- 
gründung: „deon  ea  ist  ja  hillig,  dasa,  wie  die  heil.  Schrift  selbst  saget, 
man  den  Ocbaen,  der  träachet,  das  Maull  nit  verbinde  .  ." 

*)  „ .  .  und  dieaes  wären  alao  die  Fondanentalpunkten  in  Elrhaltmig 
und  StabilitiruDg  dieses  Kunat-  und  Werkbans.  alao  aass  auf  Ew.  M^estU 
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üeber  den  weiteren  Fortgang  des  Unternehmens  liegen  uns 
xwar  keine  Urkunden  mehr  vor,  es  fehlen,  sowohl  die  beehrten 
Venicherungsdekrete,  als  auch  weitere  Verträge,  Geldanweisungen 
JL  d^y  allein  wir  können  aus  den  Nachrichten,  die  Becher  s^ost 
in  semer  y^Närrischen  Weisheit'^  und  dem  schon  erwähnten  „Me- 
morial^ aus  dem  Jahre  1678  in  Zusammenhang  mit  späteren 
Nachrichten  und  Aeusserungen  einigermassen  verlässliche  Schlüsse 
über  den  weiteren  Verlauf  der  Angelegenheit  machen. 

Das  Haupthindemiss  des  weiteren  Betriebes  des  Hauses, 
das,  wie  ja  aus  dem  bisher  Besprochenen  hervorgeht ,  ganz  evi- 
dent schon  eingerichtet  und  selbst  —  wenn  auch  nur  probe- 
weise —  in  Oang  gebracht  war,  war  wohl,  dass  Becher  bei  den 
zu  jener  Zeit  ai^  erschöpften  kaiserlichen  und  Staatsmitteln  neue 
Geuier  begehrte.  Hiezu  kam  nun  noch,  dass  Graf  8inzendor^, 
dar  Hofkammerpräsident,  der  gewiss  hierin  das  massgeblichste 
AVort   zu   sprechen   hatte,    aus   den    schon    oben   auseinander- 

fesetzten  Gründen  Becher  feind  geworden  war  und  dah<^r  das 
rntemehmen  eher  anfeindete  als  begünstigte.  Ueberdies  aber 
scheint  Becher  bei  Hofe  noch  verschiedene  andere  Feinde  und 
Widersacher  gehabt  zu  haben,  die  er  theils  seinem  wohl  ziemUch 
hoffilrtigen,  prahlerischen  und  abstossendcn  Auftreten  ver- 
dankte M,  theils  dem  Neide  und  der  Missgunst  zu  jener  Zeit, 
als  er  in  hoher  Gnade  und  Gunst  stand. 

Was  alles  von  seinen  Ansuchen  und  Bitten  bewilligt  wurde, 
ist  nicht  ganz  gewiss;  klar  ist  nur,  dass  das  Werkhaus  in  der 
That  dem  Obersthofraarschallamte  unterstellt  wordi  n  sein  musste, 
denn  e.s  liefen  aus  rückständigem  Arbeitslohn  und  ähnlichen 
<i runden  später  Klagen  gegen  ihn  b  e  i  d  i  e  s  e  m  A  m  t  e  ein ;  sicher 
ist  femer,  dass  er  trotz  der  gemachten  Versprechungen  keinen 
Deut  mehr  erhielt.  Allerdings  erscheint  sein  Anspruch  auf 
Forderung  weiterer  Geldmittel  kein  sehr  starker  oder  begründeter, 
denn  er  gründet  sich  auf  den  einzigen  Passus  des  „Accords" 
mit  dem  Obersthofmeister  (siehe  oben  S.  30),  wonach  die  gegebenen 
4<^00  Rthl.  nur  zur  Kinrichtung  gehören  sollten,  „was  man 
darüber  an  Capital  anleget,  alsdann  Interesse  tragen  soll,  der- 
gestalt, dass  1 7  bis  20  000  Rthl.  wöchentlich  wohl  1 000  Rthl.  tragen 
könne".  Hieraus  aber  sollte  wohl  nur  die  Höhe  der  erwarteten 
Verzinsung  hervorgehen,  nicht  aber,  dass  in  jedem  Fall  diese 
Summe  noch  in  dem  Werke  angelegt  werden  müsste  und  auch 


allergnäiligster  He^olutiou  desselben  Auüiehinen  oder  Ruin  beruhet,  welches 
alieruntertänigst  habe  berichten  und  hiemit  diesen  ganzen  Referat  schliesseu 
wollen**. 

')  Vgl.  hierüber  die  Bemerkungen  bei  Buch  er,  Das  Leben  eines 
nützlichen  Gelehrten  in  der  Person  des  Dr.  J.  J.  Becher.  Röscher, 
Oestwr.  Nstionalökonomik  unter  Leopold  l.  Ilildebr.  JB.  II,  S.  38.  «Sein 
geistToll  produktives,  zugleich  aber  sehr  prahlerisches,  zum  Schwindel  ge- 
neigtes und  hitzig  unvorsichtiges  Wesen  machte  ihm  in  jeder  Stellung  bald 
Feinde." 
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die  übrigen  Stellen,  wo  von  <ler  „Conti Dilation"  des  Werke«  die 
Rede  ist,  sind  so  allgemein  gehalten,  dasa  damiia  ein  Anapriicli' 
auf  eine  »olciie  schwer  abgeleitet  werden   könnte^).     Daits  abt 
andererseits    die    Kau  im  er   und    der    Kaiser   besonders   bei   di 
Agitation   der  Gegner  Recher'a  durchaus  nicht  slcber  war, 
ein   im   \\'erkhaii8e  anzulegendes   Kapital   wirklich   sich  so 
verzinsen  werde,  scheint  wobl  völlig  glaublicli.     Man  berief  sie| 
also  wohl  darauf,   er  habe  sich  anheischig  gemacht,   das  Wer! 
mit  dein    gegebenen   Kapital   wenigstens  ganz  betriebfertig   her-' 
zuBtellen,    habe   mindestene    keinen    Anspruch    auf   Ersatz   der 
Kosten    u.    a.   w.     Die   Sache    scheint   llberdies    hin-    und    her- 
geschwankt  zu  haben,  kleiner?  Summen,  ,.hundertguldenwei8"  wie 
er  sagt"),  wurden  ihm  von  der  Hofkammer,  an  die  er  von  ä<~~ 
Kaiser  gewiesen  wurde,  ausbezahlt,  und  mit  Hülfe  derselben 
gann  er  die  noch  fehlenden    projektirten  Manufakturen,   wie 
Tapezerei,  zu  introduziren  und  die  andej-en  (Seiden-  und  Wol 
Industrie)  zu  perfektioniren. 

Ferner  sann  er,  um  Geld  zu  beschaffen,  auf  andere  Mil 
Zunüchst  suchte  er.  waa  er  schon  früher  angestrebt  hatte,  nt 
dem  er  vom  Hofe  und   der  Hofkammer   wenig  oder  gar  nichts 
mehr  au  erwarten   hatte,    andere  Kapitalkrilfte   fiir   das  Unter- 
nehmen zu  gewinnen;  er  liatte  dies  schon  früher  Teraucht   auch 
schon   einen   dieabezüg liehen  Vertrag   abgesclilossen ,  jedocii   di 
Ratifikation  desselben   von   der  Hofkammer  nicht  erlangen  kdi 
nen").     Nunmehr  aber  scheint   es   ihm  doch  möglich  geword« 
zu   Bein,    die   Genehmigung    der   Aufnahme   eines   Kompagnoi 
oder  mehrerer  zum   Betriebe   des  Untern  eh  mens   durchzusetze 
Ob  er  nun   eine   Kompagnie  bildL-tc,    wie   es   in   spüterer   Zi 
heisst'l,     oder     blos     das    Kapital     des    einen    oder    anden 
Kapitalisten   in  Atispruch   nahm,    ist  ungeklärt;    gewiss   ist  nuf' 
das  Eine,  dass  er,  da  denn  das  ganze  Unternehmen  nicht  recht 
gehen  wollte  und  die  stets  ntxh  erhoffte  und  „sollicitirte"  Unter- 
stützung von  Seite  der  Hofkammer  oder  des  Kaisers  noch  imi 
nicht  eintrat,  nch  an  einen  Mann  wandte,   dem  er  aus  frUh< 
Zeit  viel  verdankte  und  dessen  lunfluss  um  Hofe  kein  gerin) 


')  Becher  hatte  eich  anheiEcbig  gemacht,  die  Manufaktoren  und  Se- 
kreten, die  er  Torechlug,  „dergestalt,  ku  iDcatniniren,  iolroduciren  und  gao^- 
bfii  EU  machen,  daas  der  fuudue  zu  einem  grosseD  Werk  genugsam  stibi- 
litirt  sei  und  welter  nichts  bIb  die  ContinuaiioD  sammt  grosserem 
Verlag  erfordere."    (Vgl.  oben  S   *i.)  ■ 

"1  NärrUche  Weisheit.    S.  120  ff.  J 

")  Vl'I.  Referat  Vlll ,   Uuterechied liehe  llioderDussen,  wo  er  von  dei^| 
Wollverlng  Hpricht,  IQr  weichet)  er  2000  Blatt  4000  Rthl.  is.  oben)  erhalten 
hatte  .  .  .  „und  als  ich  jemand  anders  mit  in  die  Compagnie  nehmen  wollt« ' 
und  einen  Contrakt  geschlossen ,    auch   die  Batification   darüber  von  der 
Hofkamtner  verlangt,  halt  ich  doch  solche  nit  erlangen  können,   will  nit 
sagen,    dasz  die  Person,  so  mit  mir  contrahirt,   uparie  mit  Fleisc  se;e 
divertirt  worden  .  .  ," 

1  Vgl    unten  W.  v.  Schröder's   Angaben- 
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war.  £b  ist  dies  der  schon  in  der  Einleitung  genannte  Rojas, 
der  frühere  Beichtvater  des  Kaisers,  Bischof  in  partibus  und  da- 
mals wohl  schon  Stadtpfarrer  in  Hainburg  ^).  Mit  demselben 
kam  schliesslich  ein  Vertrag  zu  Stande,  wonach  Becher  ihm  das 
ihm  sdbet  ttbertragene  Privilegium  betreib  der  Manufaktur  wol- 
lener Zeuge  und  seidener  Bftnder  überlässt,  zugleich  auch  diesen 
Manufiikturzweig  aus  dem  Hause  nimmt  und  ihn  in  die  Um- 
gebung Wiens  an  einen  nicht  zu  eruirenden  Ort  (vielleicht  gar 
nach  HainburK)  verl^.  Das  Originaldokument  hierüber  eristirt 
auch  nicht  mehr,  dodi  geht  dieses  Faktum  aus  einem  uns  er- 
haltenen späteren  Vertrage  hervor,  wonach  der  genannte  Bischof 
dasselbe  Privileg  und  die  Ausübung  desselben  den  Gebrüdem 
Baronen  Gtejer  v.  £>lelbach  überlässt^).  In  Uebereinstimmung 
hiermit  ^teht  Becher  in  dem  erwähnten  ,,Memorial^  selbst  zu, 
die  Wolfen-  und  6eidenbandmanufaktur  „aus  dem  Werkhause 
genommen  und  in  andere  Oerter  um  \\  ien  herum  geplantirt'' 
zu  liaben,  behauptet  nur,  er  sei  hiezu  vermöge  der  rrivil^en 
befiigt  gewesen.  Nun  war  allerdings  das  Gesammtuntemehmen 
als  solcnes  aufgelöst,  aber  Becher  dachte  immer  noch  daran, 
weniiestens  die  anderen  Manufakturen  in  dem  Werkhause  zu 
introduziren ,  insbesondere  wollte  er  die  Farbenerzeugung,  von 
der  er  sich,  wie  schon  aus  seinem  oben  erläuterten  Keferat 
hervorgeht,  den  höchsten  Gewinn  versprach,  vollkommen  ein- 
richten. Leider  stiess  er  hierbei  auf  den  Widerstand  des  Hof- 
kammerpräsidenten, der,  wohl  aus  alter  Abneigung,  gern  das 
ganze  Lntemehmen  zu  nichte  gemacht  hätte. 

Unter  des  Kammerpräsidenten  Intervention  kam  endlich  ein  für 
Becher  höchst  ungünstiger  Vertrag  zu  JSfcinde^),  den  letzterer,  nach- 
dem er  sich  an&ngs  sehr  gesträubt,  wenn  er  überhaupt  noch  einen 


')  Ueber  die  PersöDlichkeit  dieses  Mannes  vgl.  die  Notiz  vonlnama- 
Sternegg  Qber  Philipp  Wilhelm  v.  Hömigk  in  Conrad  JB.  1881.  Derselbe 
spielte  in  Hömigk's  Leben  eine  grosse  Rolle.  Wie  einer  eigenhändigen 
Raodbemerkong  Bechers  in  dem  schon  erwähnten  Referate  über  die  Korn- 
merzien  (1674)  zu  entnehmen  ist,  verdankte  Becher  ihm  seine  Berufung 
nadi  NVien. 

«)  Im  Archiv  d.  Min.  d.  Innern  „Placat  vom  27./8.  1680.  Der 
Bischof  von  Tina  Rojas,  Stadtpfarrer  zu  Hainburg,  kann  das  ihm  von 
Dr.  Becher  cedirte  kays.  Privileg  auf  Manufactur  wollener  Zeuge  und 
seidener  Bänder  an  die  Gebrüder  Franz  Christof  und  Carl  Leopom  Geyer 
V.  Edelbach  übergeben*'  (unter  den  Privilegiumsakten). 

')  Vgl.  hierüber  Becher's  Memorial  „.  .  denn  wie  man  anfangs  die 
Privilegia  wegen  der  Manufacturen  aufgesetzet,  sind  solche  sammt  dem 
Revers  dergestalt  projectirt  worden,  dass  ein  jeder  ehrlicher  Mann  daraus 
sehen  kann,  dass  solcher  zu  einer  unvermeidlichen  min  der  Manufacturen 
angerichtet  .  .  ."  und  weiter  unten  „.  .  .  Das  Privilegium  über  das  kais. 
Kunst-  und  Werkhaus  sammt  dem  Revers  habe  nicht  ich,  sondern  Prückner 
oder  V.  Selb  aufgesetzt,  ich  habe  genug  dagegen  geprotestirt  und  noch  von 
Maynts  aus  remonstrirt,  dass  dieses  Privilegium  ein  ruin  des  kais.  Kunst- 
ond  Werkhaoses  sein  werde,  habe  auch  um  Erläuterung  eines  oder  der 
anderen  Puncten  gebeten,  aber  nichts  darauf  erhalten."^ 


46  VI.  1. 

Vertrag  dui'cIiBetzen  wollte,  acceptiren  mueste');  vielleicht  hoSte 
Becher  auch,  dass  ein  Umschwung  in  den  Hof-  und  Hofkammer- 
rerhältnissen  eine  günstigere  Auslegung  oder  Abänderung  dieses 
Vertrages  möglich  machen  werkle;  zudem  musate  er  sich  sehr 
hüten,  den  Kaiser  mit  ins  Spiel  zu  ziehen,  um  nicht  noch  den 
Vorwurf  eiues  crimen  laesae  majestatis  auf  den  Hals  zu  bekom- 
men und  damit  nach  dem  ersten  „Akkord"  alle  Rechte  und 
Ansprüche  zu   verlieren. 

Wir  wollen  nun  diesen  von  Becher  so  vielmals  beklagten 
Vortrag,  durch  den  allerdings  der  Hauptsache  nach  das  ganze 
Unternehmen  mit  seinen  Kosten  auf  Bechers  Schultern  geschoben 
werden  sollte,  näher  betrachten. 

Derselbe  kam  am  15.  Oktober  167G  zu  Stande.  Damals 
wurde  Becher  „vermittels  der  hochlöbUchcn  Hofkammer  Inter- 
pontion  und  nachtrUcklichen  Cooperation"  das  gebetene  Privil^um 
über  das  „neuerbaute  Kunst-  und  Werkhaus"  übergeben  und  « 
unterzeichnete  dagegen  einen  Revers,  der  die  Verpflichtung«!, 
die  er  damit  auf  sich  nahm,  entliielt.  Aus  diesem  Reverse, 
von  dem  uns  eine  wohl  vollkommen  glaubwürdige^)  Abschrift 
erhalten  ist,  geht  der  ganze  Plan  des  Unternehmens,  wie  er  nun- 
mehr gestaltet  werden  sollte,  klar  hervor. 

Als  Hauptzweck  des.selben  wird  schon  im  Kopfe  des  Re- 
verses die  „Belbrderung  des  Commercii  in  dero  kujserliehen  Erb- 
ländtem.  auch  Aufiiehmbung  dei-  bereits  introdueirten  sechserley 
frembden  Manufacturen  daselbst"  bezeichnet  Welches  diese 
sechs  Manufakturen  seien,  wird  nicht  ausdrücklich  gesagt,  es  ist 
aber  wohl  klar  anzunehmen,  dass  es  dieselben  waren,  die  schon 
bei  Errichtung  des  Hauses  inti-oduzirt  wurden,  abgesehen  viel- 
leicht von  der  Seidenband-  und  einem  Theil  der  Wollindustrie, 
deren  Piivile^  ja  Becher  abgetreten  hatte.  Im  Texte  des  Re- 
verses wird  ausdrUckhch  nur  die  Wollindustrie  erwähnt;  Becher 
verpflichtet  sich  namhch,  „in  sondei-heit  deo  Consumo  der  Landt- 
wolle  möglichst  zu  machen  und  in  apecie  durch  die  wüjlene 
Maniifactur  auf  alle  w^  und  weyse  zu  promoviren";  er  erwähnt 
auch,  dass  für  diesen  Zweck  allein  der  Kaiser  2000  Rthl.  habe 
vorschiessen  lassen.  Endlich  geschieht  noch  besondere  Erwähnung 
mes  „Smttlszwervkhee",  das  aber  schon  bestanden  zu  haben 
scheint*), 

M  Vgl.  hierüber  auch  „Kftrtl«cLe  WeiBheit,"  S.  121  ff.:  ,.  .  .  um 
das  Werk  im  Fundament  über  den  Haufen  zu  wci'fen,  lies«  er  (der  Hof- 
kammerprftsident)  solche  Privilegien  und  Reversalien  concipiren,  woraaf 
das  Werk  vrohl  nicht  beHiindig  konnte  angefangen  werden.  Als  mau 
eine  Erlttuterang  deren  begehrt  and  zwar  nicht  po  fltr  mich,  als  fllr 
diejenigen,  eo  mit  mir  einstehen  und  Capital  herachjessen  wollten,  nahm 
man  es  übel  anf  und  wollt  es  auf  ein  crimen  laesae  uiajestatjg  deaten  .  .** 

')  Diese  Reversabschrifl  liegt  einem  von  Wilbelui  t.  Schröder  anl&si- 
lieh  Beilies  Ansuchens  um  Wiedererbauung  des  ManufakturhsuBes  erstatteten 
Berichte  über  seine  Inientionen  u.  dgl.  bei.    Abgedruckt  in  Beilage  111. 

')  Offenbar  ilaa  oben  erwähnte  „Scliellenliergiscbe  Stbmeltiwork". 
Vgl.  S.  37. 
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Im  Uebrigen  geht  aus  späteren,  unten  zu  erörternden  Pro- 
jekten henror,  dass  wohl  vor  Allem  an  die  ^^wüUine,  seiden-  und 
Ledermanufactur"  gedacht  wurde. 

Die  Darchfhhrung  derselben,  „die  Einrichtung  und  Stabi- 
fitiruDg  dieser  und  anderer  Manufacturen^  soll  binnen  zwei 
Jahren  geschehen,  welchen  Termin  Becher  „gewiss  und  uniclil- 
bailich  zu  observiren"  sich  verpflichtet. 

Was  nun  die  Kosten  des  ganzen  Unternehmens  anbelangt, 
so  kam  folgende  Uebereinkunft  zwischen  Becher  und  der  Hof- 
kammer zu  Stande:  Die  Kosten,  welche  die  Hof  kammer  zur  Durch- 
flihrang  des  Baues  des  Hauses  (dass  das  Manufisd^turhaus  da- 
snmal  [Oktober  1676]  schon  erbaut  war,  ist  bereits  in  der  Ein- 
latuDfi;  des  Reverses  erwähnt,  wo  von  dem  ,, neuerbauten  Kunst- 
und  Xverkhause'^  gesprochen  wird)  hatte  die  Hofkammer  ja  be- 
reiis  bezahlt  und  es  sollte  nun  hierüber  eine  Abrechnung  ge- 
pflogen werden  und  nun  in  das  Belieben  der  Kammer  gestellt 
sein,  die  resultirende  Summe  „als  ein  Einla|;ecapital  bei  der  vor- 
habendten  Aufrichtung  einer  Oompania  mit  anrechnen  oder  es 
mit  järlichen  6  per  cento  verinteressiren  lassen  wolle  .  .  /'  eine 
definitive  Regung  sollte  aber  erst  nach  15  Jahren  eintreten, 
wenn  auch  die  Frage  des  Eigenthums  an  dem  Hause  entschieden 
wäre;  wenn  nämlich  das  Eigenthum  des  Hauses  Becher  und 
seinen  „Interessenten"'  dann  verbliebe,  so  soUten  die  vorgeschos- 
senen Bauunkosten  der  Kammer  refundirt  werden;  verbliebe  das 
Haus  aber  cigenthümlich  der  Hof  kammer,  so  solle  diese  die 
darüber  (wohl  zu  verstehen:  über  die  bereits  von  der  Kammer 
berichtigten  Baukosten)  ausgelegten  Bauunkosten  M  erstatten. 

Was  die  Natur  des  Privilegiums  betrifft,  das  Becher  zu- 
gestanden wurde,  so  finden  sich  mehrere  ausdrückliclie  Be- 
stimmungen, die  einer  fiir  das  allgemeine  Beste  nachtheiligen 
Ausbeutung  desselben  wehren  sollten ;  dies  gieng  wohl  aus  der 
in  den  ökonomischen  Anschauungen  jener  Zeit  begründeten  Be- 
soi^iss  hervor,  dass  ein  Privilegium  leicht  zum  Monopole 
werden  könnte: 

1 )  Vor  Allem  ein  allgemeiner  Passus,  wonach  Becher  ver- 
spricht, „durch  die  Introduction  der  sechserley  Manufacturen 
keine  Theuerung  zu  verursachen,  sondern  so  vill  als  immer 
möglich  die  woTfeiligkeit ,  die  güette  bei  den  \^^ahren  einzu- 
führen". 

2)  Die  Erklärung,  dass  er  keineswegs  verlange,  dass  „man 
etwa  wegen  seiner  oder  der  im  Landt  fabricirten  Wahren  andere 
dereleichen  aus  der  frembde  herein  verbietten,  sondern  es  soll 
und  mag  sich  ein  jeder  nach  eigenem  belieben  damit  verseheuj 
wo  er  will''. 

1)  d.  h.  überhaupt  EiDricbtungskosten ,  waB  daraus  heryorgeht,  dass 
gleich  im  aDSchliessendeD  Absätze  gesagt  yrird,  es  solleD  die  vorhandenen 
^instrumenta**  um  künftige  gute  Kachridit  willen  in  ein  besonderes  inyen- 
tariam  verzeichnet  werden. 
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3)  Das  ausdrUcklicIie  Zugeständntss ,  dasa  sein  l'riTile^um 
ftllen  anderen,  „so  ehva  dergleichen  Manufacturen ,  wie  die 
secfaserley  in  Kunst-  und  \^'e^kllaus  aeindt,  im  laiidt  achon 
vorhin  angelegt  hätten,  wUrklich  &briciren  thätten  und  hierinnea 
privilegirt  wären  .  .  .  gaatz  unpräjudicdrlich  seye",  „da  er  Ni^ 
manden  einigen  schaden  zu  thun  verlange". 

Endlich  verspricht  Becher  gleichaam  als  Enteelt  tür  das 
Privilegium  dem  Kaiser  „zwei  Percent  von  allen  fabri- 
cirten  und  verkaufften  Waren  als  gebllrende  recognition" 
und  erklärt  uberdiea,  um  jedes  Mii^a verstund nias  zu  vermeideii, 
dass  er,  wie  jeder  andere,  schuldig  sei,  den  gewühnlichen  ZoU- 
auiächlag  und  alle  derlei  Gebtihren,  wie  auch  die  „kayaerlichai 
vect£galia"  ordentlich  und  unweigerlich  zu  entrichten. 

Dies  waren  die  Modalitäten,  unter  denen  die  Einrichtong 
des  Manufaktur hausea  erfolgen  sollte  und  auch  erfolgte,  d.  h, 
soweit  nicht  eben  schon  die  Manufakturen  introduzirt  und  alle 
sonstigen  Verfllgungen  getroffen  waren  Nur  bleibt  die  Frage 
offen,  ob  Becher  dann  wirklich  eine  solche  Kompagnie,  wie  sie  schon 
seinerzeit  im  „Referat"  und  nunmehr  in  diesem  „Revers"  an- 
gedeutet wird,  gebildet  habe.  Dies  ist  wohl  nicht  anzunehmen, 
denn  Becher  stellte  sich  ja  immer  noch  auf  den  Standpunkt  des 
Staatsdienera ,  der  nomine  des  Staates  oder  Kaisers  ein  Unter- 
nehmen ins  Werk  setze ,  und  darum  protestirte  er  ja  auch  leb- 
haft gegen  die  Bestimmungen  dieaea  Reveraea,  der  thn  geradezu 
zu  dnem  —  und  Uberdiea  aehr  wenig  begünstigten  — 
Privatunternehmer  macht,  ihm  das  ganze  Risiko  und  alle 
noch  nicht  bezahlten  und  noch  aufzuwendenden  Kosten  zuwälzt. 
Warum  Becher  trotz  dieses  aeines  Proteatee  Vertrag  und  Revers 
dennoch  unterschrieben,  lässt  sich  wohl,  wie  achon  angedeutet, 
damit  erklären,  dasa  er  immer  noch  auf  günstige  Ausl^ung  event 
Abänderung  einiger  Vertragspunkte  hoMe.  Becher  sähst  wider- 
spricht sehr  lebhaft  ^J  den  nach  seiner  Abreise  von  Wien  ver- 
lautbarten  GerUehten,  er  habe  eine  Kompagnie  bilden  wollen, 
diese  und  er  aeien  „bancorupt"  geworden,  er  sei  bei  Nacht  und 
Mebel  von  Wien  durchgegangen,  nachdem  er  sich  eine  Kom- 
mission ins  Ausland  erschlichen.  In  der  That  scheinen  dies 
vollkommen  falsche  Angaben  und  Verläumdungen  zu  sein;  denn 
ein  im  Rcgiater  des  Hof  kammenirchivs  noch  verzeichneter  „Faas- 
briel"  fllr  Ilr.  Becher  nach  Holland  und  von  dort  her  sammt  bei 
sich   habenden    manufacturiaten ,    leut,   wagen  und   pferd   wider 


')  Vgl.  Memorial:  „.  .  Dasa  ich  die  CommisBiOD  auBKefbbrt,  nm  mdna 
Abreise  tod  Wien  zu  brächleauigen,  bst  gar  keinen  GruDO,  das  dato  meioor 
Abreise  und  Expedition  vird  wohl  sechs  Wochen  von  einander  sein." 
...  ist  zu  verwundern,  dasz  wie  die  n.  ö.  Hofkammer  vorsibt,  sie  nichls 
asTon  gewueat  hat,  da  sie  mir  doch  selbst  einen  schriftlicnen  Pass  dam 
gegeben  und  von  meiner  Beaoldang  ein  halbes  Jahr  zur  Reise  geavan- 
clret  hat  .  .  .'' 
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anhero  bei  za  verreiBen  .  .  /'  vom  Dezember  1676  beweist  nicht 
nur,  dass  Becher  offen  und  mit  Wissen  der  Hofkammer  ab- 
geraist  ist,  sondern  dass  sogar  seine  Behauptung:  ,,habe  ich  occa- 
aone  wegen  des  Manufactiurwerkes  ohne  aas  ins  Reich  verreisen 
mttSMD^'  (Memorial)  vollkommen  richtig  war.  Allerdings  war 
der  Haap1;^rand  seiner  Abreise  die  Kommission  wegen  der 
„OonfiscaJDihen",  d.  i  wegen  Durchfilhrung  des  Reichsediktes, 
das  d^  FSnfahr  gewisser  französischer  Waaren  verbot  und  die 
Konfiskation  der  eingeführten  Waaren  dieser  Art  anordnete; 
Becher  sollte  zur  Durchführung  dieser  viel&ch  unausgeführt  ge- 
bliebenen Vorschrift  die  grösseren  deutschen  Handebstädte  be- 
reisen^). 

1)  Die  aosfÜhrliehBte  Nachricht  aber  dieses  ganze  Confiscabilienwerk 
iit  in  Becher *8  y^wolgemeintem,  nnvergreifflichem  Gutachten,  wie  das  Reichs- 
Edict  in  Bannisinnig  der  frantzösischen  Waaren  in  praxim  nnd  zum  Elffect 
in  bringen,  auch  was  dem  cesammten  römischen  Reiche  nnd  allen  Ständen 
diran  ^egen^,  1678,  enthiuten.    Vgl.  aaeh  die  Einleitung  S.  14. 


FonebuigVB  (24)  Tl.  1.  —  Hatichek. 


III. 

Das  Manafakturhaus  unter  der  Leitnng  Sehröder'8. 

Die  frage  des  wirklichen  Betriebes  desselben.    Das 

Abbrennen  des  Haoses. 


So  war  denn  Becher  Ende  1676  von  Wien  abgereist,  nm 
dnma]  das  „ConfiBcabilienwerk"  im  Reiche  durchzuflthrea  und 
andererBeits  in  Westdeutschland  wie  in  Holland  tUchtige  Manu&ktur- 
meieter  fllr  das  Kunst-  und  Werkhaus  anzuwerben ;  er  sollte  niabt 
mehr  nach  Oesterreich  zuriickkehron.  Kaum  war  er  fort,  so 
begann  die  Intrigue  nun  noch  viel  lebhafter  ihr  Spiel.  Sone 
Schrdben  um  Unterstützung  und  Qeld  zur  Aufnahme  von  ge- 
eigtieten  Qewerbsleuten  blieben  unbeantwortet  oder  wurden  ab- 
weislich  beschieden'),  Überdies  aber  schrieb  man  ibm,  er  solle 
unverrichteter  Sache  nicht  wieder  zurückkommen,  wenn  er  nidit 
in  grosse  Ungnade  fallen  wolle.  Seine  weiteren  Briefe  mit  Klagen 
und  Beschwerden  wies  man  kurz  ab  und  verleumdete  ihn  noch 
bei  Bofe.  Auch  erhielt  er  weder  Geldmittel  zur  DurchfÜhroog 
seines  Auftrages,  noch  seinen  Qehalt  ausgezahlt,  und  ein  ihm 
auf  die  Confiscabilien  angewiesene  grössere  Summe  (8000  Rthl.) 
wurde  wieder  supprimirt  Alles  dies  beruht  freilich  nur  auf  sein^ 
eigenen  Angaben  im  „Memorial"  und  der  „Närrischen  Weisheit"; 
denn  amtliche  Dokumente  liegen  hierüber  nicht  vor.  Dennoch 
aber  scheint  es  im  grossen  Ganzen  richtig  und  somit  dem  Ein- 
flüsse des  Grafen  Sinzendorf  gelungen  zu  sein,  Becher  auf  diese 
Weise  ganz  aus  Oesterreich  zu  vertreiben  und  das  Manu&ktur- 
untornehmen  im  Keime  zu  ersticken. 


1)  Yßl  Nirriache  WeisheitS.  120ff.  „als  ich  nun  ein  Parthej  Bandwercki- 
leuth  in  Frankfurt,  Cöltn  und  Holland  cnsacimeiiKebraclit  und  der  Promo- 
torislen  vonnOten  hatte,  auch  dämm  schrieb,  antwortete  mir  die  kais.  Hof- 
kamner,  dus  ich  solche  schicken  BoUte  und  als  ich  darum  Bollicitirte,  wurde 
sie  wieder  ah|[eaagt,  masite  also  mit  Schande  und  Spott  die  geworiwnen 
Fabrikanten  wieder  gehen  lassen"  .  .  . 
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Was  geschah  nun  aber  mit  dem  Hause?  Die  (nach  späteren 
Angaben)  eintrttglicbste  und  am  besten  gehende  Bandmanufaktur 
war  aus  dem  Hrase  genommen,  den  übrigen  Arbitern  der  Lohn 
schon  seit  langem  nidit  ausbezahlt,  sie  alle  noch  g^en  Becher 
aii^dietzt  worden^).  Was  Wunder,  dass  sie  ihre  Arbeit  ganz 
einsieUten,  so  weit  diese  noch  im  Gange  war!  was  Wunder, 
dass  wohl  auch  ein  grosser  Theil  der  Gerätfaschaften  und  In- 
stromente verschleppt  oder  zerstört  wurde,  und  das  Haus  wirk- 
lich verlassen  und  öde  dastand !  Nun  wollte  man  ( wahrscheinlidi 
von  Seite  des  Hofes)  dennoch  das  Werk  um  ieden  Preis  weiter 
betreiben  und  man  sah  sich  daher,  da  Becher  nicht  zurUck- 
ksm  und  nicht  zurückkommen  sollte,  nach  einem  geeigneten 
Nachfokper  um  und  fand  denselben  in  der  Person  des  schon  in 
der  Einleitung  erwähnten  nachmaligen  berühmten  ^Kameralisten" 
und  V«f&8ser  der  „Fürstlichen  Schatz-  und  Rentkammer **,  Wil- 
helm V.  Schröder^).  Schröder  war  auch  eiaverstanden,  nur 
machte  er  die  Bedingung,  dass  ihm  das  Manufakturhaus  erb- 
ond  eigenthümlich  überlassen  werde.  Dies  wurde  versprochen 
und  die  baldigste  Ausfertigung  ^es  diesbezüglichen  Dekrets  zu- 
gesagt; inzwischen  sollte  jeden&Us  Schröder  in  Posses  gesetzt 
werden  und  den  Betrieb  beginnen.  Schröder  that  dies  auch, 
indem  er  Arbeiter  aus  dem  Auslande  (England,  Niederlande) 
kommen  liess  Nun,  nachdem  er  ohne  grossen  Schaden  (der 
geschehenen  Aufwendungen  halber)  zu  erleiden,  das  Manufaktur- 
werk nicht  verlassen  konnte,  trai  der  Hofkammerpräsident 
V.  Sinzendorf,  der  bis  dahin  die  Dekretirung  aufgeschoben 
und  ihn  immer  mit  guten  Worten  vertröstet  hatte,  mit  An- 
sprtichen  auf  den  Grund  und  Boden  des  Manu£akturhauses  her- 
vor^).     Als    Schröder    deshalb    bei    dem    Kaiser    Beschwerde 


1)  Vgl.  Memorial.    S.  16. 

*)  Vgl.  Röscher  a.  a.  0.,  8.  111:  „Die  meisten  Bücher,  welche 
dieses  merkwOrdigen  Mannes  Leben  erörtern,  Jöcber,  Hock  u.  A. ,  ver- 
vechseln  ihn  mit  seinem  Vater,  der  zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts 
in  Saliburg  geboren  war,  später  Doktor  der  Rechte,  kaiserlicher  Pfalzgraf 
and  gothaiseher  Konsistorialdirektor  worde,  den  Herzoff  yon  Gotha  auf 
dem  westph&lischen  Friedenskongresse,  sowie  1654  auf  dem  Regensburger 
Reidistage  Tertrat  und  1663  als  Geheimrath  und  Kanzler  seines  Landes- 
berro,  sowie  als  unmittelbarer  Amtsvorgänger  v.  SeckendorfiTs  starb.  Sein 
Sohn  Wilhelm,  Freiherr  v.  Schröder  muss  gegen  1674  in  österreichische 
Dienste  getreten  sein.  Von  Oedenburg  aus,  wo  seine  Stellung  nicht  näher 
bekaimt  ist,  reidite  er  auf  kaiserlichen  Befehl  eine  ausführliche  Relation 
aber  den  damaligen  Zustand  der  Manufakturen  ein,  nebst  Vorschlägen  zu 
ihrer  Verbesserung.  In  Folge  davon  übertrug  man  ihm  das  von  Becher  in 
der  Wiener  Leopoldstadt  errichtete  Manufakturhaus  .  .  .*"  In  der  That 
sind  auch  keine  urkundlichen  Belege  über  seine  frühere  Wirksamkeit  er- 
halten; seine  späteren  Lebensschi^sale  stehen  in  innigstem  Kontakt  mit 
der  Geschichte  des  Manii&kturhauses  und  sind  im  weiteren  Verlaufe  der 
Abhandlung  vielfach  erörtert. 

')  Vgl.  oben  S.  32 :  Der  Grund  und  Boden  war  ja  wirklich  Eigenthum 
des  Grafen ;  nur  hatte  dieser  schon  gegen  den  jährlichen  Zins  denselben 
auf  10  Jahre  verpachtet 
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iillirtc,  wur.Je  über  Auftrag  desselben  unter  Intervention  de« 
OberstliofmeiBter  v.  Zinzeiidorf  und  des  Hofkammerratlies 
V.  Selb  die  Suche  dahin  geordnet,  dnss  Schröder  sich  mit  dem 
Präsidenten  des  Orund  und  Bodens  wegen  vergleichen 
solle,  im  übrigen  aber  ihm  (jfiO  fl.  Heeoldung  und  700  fl.  adjata 
(iicoata  insolange  ausgeworfen  werden ,  als  er  nicht  mit  einer 
ordentlichen  lesoldung  bedacht  sei  Er  üoUe  vorlüuüg  ganz 
auf  eigene  Kosten  das  Maniifakturhaus  betreiben;  wenn  d;is  Werk 
jedoch  seinen  guten  Forteaug  nehme,  so  habe  er  Gutmachting 
des  Schiidens  und  übei-die«  noch  20000  Reiclisthaler  zu  er- 
warten. Mit  dem  PrJisideiitcn  Sinxendorf  kam  nun  auch  der 
Vergleich  dahin  zu  Stande,  dags  derselbe  „keine  Difficultät  wegen 
des  Grundes  und  Bodens"  machen,  sogar  darüber  ein  Vereiche- 
rungsdekret  ausfertigen  hissen  wolle,  dagegen  sollte  ihm  SchrOder 
eine  Zwirn  man  ufaktur  in  OberÖsterreicn  (aber  die  nfithige  Ein- 
richtung auf  SinzendorTs  Kosten)  einrichten  und  I^eute  aiia  den 
Niederlanden  herbeiachsflen.  Doch  blieb  dieser  Vergleich  un- 
dekretirt.  Sinzendorf  gieng  der  Pest  wegen  nach  Böhmen, 
wurde  1679  seines  Amtes  entsetzt' I;  sein  Nachfolger  Frei- 
herr T.  Abele  kümmerte  sich  nicht  um  die  eben  erwähnten  Ab- 
machungen. Er  Hess  kurzweg  Schröder  auffordern,  das  Haus 
zu  räumen  und  ein  Hofkammerdekret  an  die  Thflrpfosten  an- 
schlagen, worin  bekannt  gegeben  wurde,  die  Hofkammer  hätte 
dies  Haus  an  sich  gezogen  (iilles  dies,  weil  sich  keine  schriftliche 
Versicherung  der  Schröder' sehen  Ansprüche  bei  der  Hoi'kammer 
vorfand),  Schröder  eilte  nach  Oedenburg  ziun  Kaiser  und 
erlangte  auch  die  Bestätigung  seines  ungestörten  Besitzes,  indem 
der  Kaiser  die  Hofkammer  vorläufig  anwies,  Schröder  „unpertur- 
birt  zu  lassen"  und  dann  auf  dem  Wege  einer  Kommission  die 
Sache  vorzunehmen  und  in  Kichtigkeit  zu  bringen.  Dies  ist 
trotz  verschiedener  Urgirungen  unterblieben,  überdies  kam  dann 
der  TUrkenkri€^  und  der  Tod  des  Hofkamraeqiräsidenten  hinzu, 
die  eine  cndgiltige  Erledigung  der  Sache  unmöglich  machten. 
Immerhin  bleibt  die  ganze  Zeit  von  11)80—1684  ziemlich  unauf- 
geklärt, weil  über  diesen  Zeitraum  nur  sehr  spärliche  Naclirichtea 
vorhanden  sind. 

Zunächst  wird  es  sich  fUr  uns  darum  handeln,  zu  ergritndeo, 
ob  in  dieser  Zeit  wie  in  der  früheren  Recher'schen  Periode  (von 
]()73 — 76)  das  Manutakturhaus  wirklich  in  ordentlichem  Betriebe 
gewesen  ist.  Diese  Frage  muss  in  zwei  Fragen  aufgelöst  werden: 
1  lOb  da«  Manufakturbaus  unter  Becher  schon  in  Betrieb  geweaen ? 
2)  Ob  Sciiröder  als  Later  des  Hauses  einen  wirklichen  Betrieb 
durchltihrte?  An  der  Bejahung  der  ersten  Frage  bleibt  wobi 
nach   allen  Erörterungen  kein  Zweifel;  einmal  behauptet  Becher 
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fldbst  es  an  vielen  Stellen  ^),  und  andererseits  kann  es  kaum  ftir 
möglich  gehalten  werden,  dass  die  Regierung  oder  vielmehr  der 
Kataer,  auf  dessen  Kosten  ja  das  Haus  errichtet  worden  war,  es 
ngelaaaen  hätte,  dass  das  Manufakturhaus  nicht  in  möghchst 
kunser  Zeit  in  Oang  gebracht  wurde;  das  geht  ja  schon  daraus 
hervor,  dass  schon  Bechern  gleich  bei  der  Uebemahme  ein  Termin 
von  swei  Jahren  „zur  Einrichtung  und  Stabilitirung  dieser  imd 
anderer  (d.  h.  aller)  Manu&cturen'^  gesetzt  wurde,  den  er  „un- 
fehlbaiiich  zu  observiren'*  versprach. 

Weiters  aber  sprechen  zwei  ausdrückliche  Fakta,  die  in  den 
Akten  erwähnt  werden,  dafür.  Erstens,  dass  die  schon  oben 
erwähnte  Bandmanufaktur  nach  Becher's  Entfernung  von  Wien 
von  Anderen  fortgesetzt,  freiUch  auch  gegen  die  Bestimmung 
des  Privilegiums  aus  dem  Hause  fortgenommen  wurde,  eine 
Thatsache,  die  doch  entschieden  darauf  hinweist,  dass  diese 
Manu£siktur  schon  in  dem  Kunst-  und  Werkhaus  betrieben 
worden  war.  Femer  nennt  Schröder  diese  Bandmanufaktur  ein 
„einträ^ich  Werk"  und  verwahrt  sich  gegen  die  Behauptung  des 
Privilegiums  von  Seite  der  „Interessenten*'  (Rechtsnachfolger) 
Becher  8,  weil  weder  Becher  noch  sie  be&gt  gewesen  wären,  ^^ein 
stuck  aus  den  Privilegüs  allein,  woraus  nur  Nutzen  zu  nehmen, 
zu   continuiren,  die  anderen  aber,   woran  dem  pubUco  mehr 

Siegen,  liegen  zu  lassen  ..  /*  Man  kann  hieraus  schUessen, 
SS  Becher  mehrere  Manufakturen  wirklich  durch  kurze  Zeit 
betrieb  (worauf  vielleicht  auch  schon  das  Instrumenten- 
inventarium,  von  dem  er  im  Reverse  spricht,  hinweist),  dass  aber 
von  diesen  nur  die  Bandmanufaktur  einträglich  sich  gestaltete, 
die  anderen  aber  nicht  rentirten.  Becher  kam  daher  zu  der  vom 
Standpunkte  seines  Privatvortheils  nicht  unrichtigen  Idee,  die 
Bandmanu&ktm*  aus  dem  Hause  heraus  zu  nehmen  und  selb- 
ständig  zu  etabliren,  auch  an  Rechtsnachfolger  weiter  zu  ver- 
ftossem,  das  Manufakturhaus  einfach  leer  stehen  zu  lassen  ^)  imd 
SU  „abandoniren",  umsomebr,  als  er  ja  gerade  zu  jener  Zeit 
schon  aus  anderen  Gründen  Oesterreich  verlassen  musste. 

Ob  nun  auch  die  Regierung  von  dem  Uebergange  der  Band- 
manufiiktur  an  Andere  Kenntniss  hatte?  Gewiss!  der  nieder- 
österreichische  Kammerprokurator,  der  sich  in  allen  Privilegien- 
sachen zu  äussern  hatte,  erwähnt  ausdrücklich  anlässlich  eines 
Gutachtens  bezügUch  der  Wiedererbauung,  von  dem  wir  weiter 
unten  zu  sprechen  haben  werden:  „  .  .  .  was  nun  aber  die  be- 
gehrte Bestätigung  des  Privilegiums  betrifft,  so  erinnere  ich 
mich   aUunde    und    habe    von    diesem    Privilegium    particular- 


»)  Vgl.  Becher,  Memorial  S.  17  und  Närrische  Weisheit  S.  121. 

^)  Dass  der  Betrieb  der  anderen  Manufakturen  aufhören  musste,  nach- 
dem Becher  abgereist  war,  die  Arbeiter  von  niemand  mehr  ihren  Lohn  er- 
hielten, erscheint  natürlich.  Becher  deutet  diese  Eventualität  in  einer 
8])iteren  Proposition  auch  an. 


nacliricht,  dasz  :«dlbi^es  zvrar  wol  auf  dieses  Maniifacturhaiii 
gewidmet,  es  lautet  abcT  und  ist  indmdualiter  auf  Pöcher,  ge- " 
wesenen  Conimercienrath ,  auBgefertigei ,  von  welchem  es  mit 
kayaerlicher  Concession  auf  Herrn  Bischof  Rnchas  und  endKeh 
hat  ea  dieser  durch  gütliche  Transaction  an  beide  Herren  Baron 
Geyer  von  Edlbach  gebrllder  cum  omni  jure  et  causa  cedirt 
und  tiberlasseii  lrg\.  oben  S.  45^,  welche  solches  Manufactiir- 
Privilegium  meines  Wissens  aoeh  de  facto  in  liandteu,  und  berdtB 
noch  vor  anderthalb  Jahren  (das  Gutachten  Ist  aus  dem  Juli 
1684)  nicht  allein  die  Contirmation  darilber,  sondern  auch  ge- 
wisze  extension  und  Einrichtung  nach  dem  jetzigen  Lauf  der 
Zeiten  und  des  conimercii  bei  hof  angesucht  haben  .  .  ." 

Nach  allen  diesen  Daten  läast  siih  mit  Bestimmtheit  be- 
haupten, dass  wirklich  Becher  eine  Zeit  lang  mehrere  Manu- 
fakturen im  Kunst-  und  Werkhnuse  betrieb,  dass  jedoch,  ala  er 
Ocsteireich  verlieas,  jeder  Betrieb  im  ManufaktuHiaiiHe  «' 
eingestellt  war.    — 

Nun   kämen   wir  zur   Erörterung  der  zweiten   Frage: 
Sehröder,   als   er  die  Leitung  des  Manufakliirhauses  von  I67n 
bis  1683   inne  halte,   einen    wrklichen  Manufakturbt-trieb  insa 
nirie  oder  ob   dieae  Zeit  mit  bloBsen  \'orberoiiungen   und  den 
ewigen  Zank   mit  der  Hofkammer    wegen    des  Eigenthums 
dem  Hause  verstrich  V 

Diese  Frage  ist  idlertlings  schwieriger  als  die  erste 
Sicherheit  zu  b^intworten ;  zum  mindesten  finden  sich  in  uftsefal 
Quellen  kdne  vollkommen  genügenden  und  verlässlichen  AnhalHl 
punkte.  Schröder  selbst  behauptet  allerdings,  er  habe  „leud 
nerbeigebracht ,  das  manul'acturwerk  ernstlich  und  mit  gut« 
saccesB  ange^Pfen,  es  dann  auch  der  ao  viel  autgewendet« 
Kosten  halber  ohne  grossen  verJust  und  achaflcn  nicht  wiedel 
abandonniren  können  .  ."  (vgl.  S.  51);  er  spricht  an  einer  ai 
deren  Stelle,  er  habe  bereits  in  Oedenburg  (vgl.  S.  52)  9000  I 

liquidirt,  welche  er  „in  Aufrichtung  der  Manufiicturen  durch  di 

unglückselige   Pesthzeit   verloren";    weiter,    er    habe   auch    da» 
HauB   auf  seine   Kosten  reparirt   (was    wohl  auf  einen   Betrieb 
deutet)  und  „in  esse  erhalten",  dann   aber  seien  ihm  durch  den 
ttirkisclien  Einfall   „alle  manufacturen,   instrumenta,   materialiean 
nnd  Fabriken  auf  otzliche  tausend  Rcichathaler  sich  belaufleo^Jl 
verbrennet   oder  consumirct  worden,    welche«   aller   halber  veilfl 
möge  Contracts   er   bei  der  Hofkammer  billigermaszen  eine  Re^ 
Inndirung  des  schaden«   zu    suchen  liiltte  ..."     Er  berutl  sich 
überdies   auf  die  Kenntniss   des   Kaisers   selbst:    „•  •  Daaa  ich 
aber  allem  veraprechen    ein   völliges  Genligen   geleistet  und   die 
Manufactur  nicht  allein   in  Stand  gebracht,    sondern   auch  zur 
Continuirung  derselben   solche   Mittel  angewiesen  .  .  .,    solches 
weisz   sowol   Ihre  Kayserliche  MajeetSt,    als  welcher  sJlea   der- 
gleichen  von  Ihrer  Excellenz  Grälen  Albrecht  v,  Zinzendorf  ist 
öberreicliet  worden" ;  endlich  weist  es  auch  die  ^proceaaen'*, 
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ety  jfdet  manufactor  halber  bei  der  regierung  gehabt,  indem 
ionst  ao  viel'  Opponenten  sich-  nicht  hervor  getan  hätten  .  .  .^ 

Nun  kann  man- wohl  annehmen,  das»  Schröder  nicht  gewsqgt 
bitte»  sidi  selbst^  auf  des  Kaisers  Wissen  von  seinen  Ld^ungen 
BQ  benifen,  wenn  gar  kein  Betrieb  stat^geftmden  hätte. 

Annerdem  liefen  aber  zwei  objektive  Daten  vor,  nämlich 
die  schon  oben  erwähnten  Eonstatirungen  der  auf  die-Brandstatt 
nur  Beangenscheinigung  entsandten  Kommission;  diese  spricht 
nämlich  von  einem  „Stöckhel** ,  in  dem  Schröder  seine 
Wohnung  gehabt,  und  von  einer  Oladiütte,  die  in  der  Art  er- 
wähnt wud,  als-  hätten  die  Kommissäre  von  dem  früheren  Be- 
triebe derselben  aus  eigener  Er&hrung  Kenntniss. 

Diese  zwei  Umstände  bestätigen  also  die  Angaben  Schrö- 
ders und  würden  im  Zusammenhalt  mit  denselben  nicht  viel- 
Zwdfel  an  der  Richtigkeit  derselben  lassen,  zumal  das,  was 
Schröder  in  seinen  verschiedenen  Gesuchen  und  Berichten  aus 
dem  Jahre  1684,  als  es  sich  um  Wiederaufbau  des  Hauses  han- 
delte (die  sämmdichen  zitirten  Stellen  sind  diesen  entnommen), 
erwähnt,  schon  in  früheren,  allerdings  auch  nur  Schröder'schen 
Angaben  bekräftigt  wird. 

Aus  dem  Jahre  1680  liegt  uns  ein  Gesuch  Schröders  um 
Erfolglassung  von  ihm  bereits  angewiesenen  300  fl.  vor,  die  er 
bei  diesen  schweren  Zeiten  höchst  benöthige,  indem  er  „ .  .  .  .  um 
Ihrer  Majestät  allergnädigsten  Befehl  zu  vollziehen,  zu  Beför- 
derung der  Manufacturen  alle  paar  mittel  dahin  employiret 
habe,  auch  dieweilen  bey  diesem  Sterben  (der  pesth)  etzliche 
en^schc  Handwerker  mit  todt  abgegangen,  welche  zu  ersetzen 
von  dannen  wider  andere  zu  verschreiben  nötig  ist  .  .  ."  Auch 
hier  ist  kaum  anzunehmen,  dass  er  es  gewagt  hätte,  vollkommen 
eriogene  Angaben  bei  der  Hof  kammer  anzubringen,  die  ja  jeder- 
zeit in  der  Lage  war,  sich  von  der  Richtigkeit  derselben  zu 
überzeugen.  Ueber  dieses  Gesuch  relationirt  das  befragte  Hof- 
zahlamt: n '  •  -  dem  Suplicanten,  der  keine  fixe  Besoldimg  habe, 
sei  nur  jeder  Zeit  dasjenige  baar  bezalt  worden,  was  vorher  von 
der  hochl.  Hofkammer  ihm  zu  seiner  Unterhaltung  und  wegen 
Einrichtung  der  Wollmanufacturen  gnädigst  angeschafft  worden." 
Auch  dies,  wenn  es  auch  nicht  den  wirklichen  Betrieb  beweist, 
zeigt  doch,  dass  ein  solcher  vorausgesetzt  wurde.  Endlich  ist  es 
kaum  glaublich,  dass  die  Hofkammer  sich  durch  den  Vorwand 
der  „Vorbereitung**  etc.  htttte  jahrelang  hinhalten  lassen. 

So  wäre  also  mit  ziemlicher  Bestimmtheit  zu  konstatiren, 
dass  Schröder  das  „Manufactiu*werk"  im  Manufakturhause  und 
Doch  dazu  ziemlich  eifrig  betrieben,  wenn  nicht  ein  nicht  un- 
gewichtiges amtliches  Dokument  den  lebhaftesten  Zweifel  wach 
riefe.  Dies  ist  ein  Gutachten  des  kais.  Hauptmauthamtes  am 
Rothen  Thurm,  welches  auch  anlässlich  der  Wiedererbauung  des 
Manu&kturhauses  und   zwar   gleichsam   als  amtliche  Vertretung 
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der  Manu&ktur')  einvemommoii  worden  war.  Dieses  äuBsert 
eich  nun:  Ea  sei  ihr  weder  bekannt,  „was  SchrOtter  mit  dem 
Grafen  Sinzendorf  w^en  des  am  Tabor  gestandenen  Eunsthauses 
fiir  Pacta  und  Vertrage  ^habt  habe,  noch  auch  was  iür  Mann- 
factureD  in  aelbigem  fobnzirt  worden",  da  beim  Mauthamt  nie- 
mals etwas  von  dergleichen  Manufekturen  gesehen  worden  .  .  . 
,,e8  halte  daher  dieses  für  Dr.  Becherische  anschlsg,  wdche  alle 
zu  gar  schlechtem  Effect  ausgiischlageii  haben  .  .  ," 

Diese  Äusserungen  eines  zur  Vertretung  der  „Manufactur" 
berufenen  Amtes  scheinen  einen  Betrieb  im  Manufektorhsuse 
wirklich  vollkommen  auazuschliessen ,  d.  h. ,  wenn  wir  sie  als 
objektiv  und  unparteiisch  hingestellt  annehmen  —  und  das  waren 
sie^  da  sich  nirgends  die  mindeste  Spur  findet,  dass  das  Hauth- 
amt  ii^endwie  Deeinflusst  gewesen  sei,  auch  die  Schlussbemer- 
kung,  worin  das  Amt  die  Bewill^ung  des  Schröder' sehen  An- 
suchens, wenn  auch  ohne  Präjudiz  des  Kammergeßülea,  empfiehlt, 
die  Annahme  ein-sr  Schröder  feindseligen  Gesinnung  ausBcUiesst 
Wir  mttsBten  mithin  aus  dieser  Aeusserung  des  Hauptmautii- 
amtes  den  fUr  die  Bedeutung  des  Manu&kturhauses  unter  der 
Leitung  SchrOdera  jedenfalls  recht  traurigen  Schluss  ziehen,  das- 
selbe sei,  wenn  auch  nicht  geradezu  auf  dem  Papier,  aber  doch 
auf  dem  Tabor  iiihig  stehen  geblieben  imd  hätte  sich  nie  in 
praktischem  Betriebe  bethAtigt  oder  doch  nur  auf  ein  wenig 
Experimentiren  beschränkt.  Aber  selbst  in  letzterem  Falle  hätte 
üt  das  Mauthamt ,  wenn  es  von  jeder  nach  Wien  eingebrachte 
Woare  Eenntniss  hatte,  auch  von  den  wenigen  Erzeugnissen  des 
Manufakturhausea  etwas  erfahren  müssen. 

Wenn  wir  also  die  anderen  oben  angeführten  Beweise  fllr 
die  praktische  Thätigkeit  des  Manufakturnauses  nicht  als  ganz 
hin&llig  ansehen  wollen,  lässt  sich  die  .Aeusserung  des  Haupt- 
mauthamtes  wohl  nur  auf  zwei  Weisen  erklären:  entweder 
giengen  die  Produkte  des  Hauses  nicht  unter  dem  Namen  des- 
selbä  in  den  Handel  .  .  .  und  dafür  haben  wir  allerdings  rar 
keine  Beweise  oder  Anzeichen,  vielmehr  sprechen  die  Er- 
läuterungen, die  Schröder  Über  das  Wesen  und  den  Betrieb 
^68  ManufokturhauBes  gibt  (freilich  nur  theoretisch),  ganz  da- 
gegen, oder  hatte  einfach  das  Hauptmauthamt  nicht  von  allen 
Waaren  Kenntniss  und  wusste  daher  vom  Manu&kturhause  wie 
von  vielen  anderen  Produzenten  nichts. 

Femer  spricht  aber  gar  manches  dafür,  dass  das  Haupt- 
mauthamt ein   ziemlich   schlecht   orientirtes   und    ge- 


1)  Die  s.  0.  Bucbhalterei ,  der  zuerst  die  Hofkammer  ein  Ontachten 
abgefordert  hatte,  halte  berichtet:  in  der  binterlasaeoen  Renatratnr  sei 
über  das  ManufakturhauB  und  das  PriTÜegiam  nichts  zu  finden,  danun 
konnte  die  Bucbhalterei  gar  nichts  darüber  aageii:  sie  rathe  im  bbrigen. 
vorher  ratioue  des  suchenden  priTilwü  den  n.  Ö.  Herrn  Kanimeiprokurator, 
ratione  d^r  Manufaktur  das  kais.  muptmaothamt  am  Rotben  Tbnrm  ein- 
zDvemeliDiea. 
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fUhrtes  Amt  gewesen  sei  Wieso  kam  es  denn,  dass  es  über- 
baqpt  nicfats  von  dem  Betrieb  des  Hauses  unter  Becher  wusste 
und  snrenichtlich  war  es  doch  schon  bei  der  ersten  Privilegien- 
erdirilnng  (ratione  der  Manu£(iktur)  einvernommen  worden  r  .  . 
Es  acbemt  Überhaupt,  dass  durch  den  höchst  kompUzirten  und 
TerwiiTten  Amtsoiganismus  derlei  ^^Unwissenheiten''  zujener  Zeit 
nichts  seltenes  waren ,  findet  sich  doch  selbst  in  der  U^istratur 
der  Jimtarlassenen  Kammer*'  laut  Outachten  der  niäerOstr. 
Bachiialterei  ear  nichts  über  Bau  und  Kosten  des  Manufaktur- 
haiues  (vgL  Anma*kung  S.  56)  und  glaubt  ja  selbst  die  n.  ö. 
Boehhaltereiy  ein  mit  der  Hofkammer  sehr  eng  verbundenes 
Amt^)y  (dßs  XL  a.  wohl  auch  die  Registratur  führte):  es  sei  über- 
haupt SU  besweifebiy  ob  das  Manu&kturhaus  aus  kaiserlichen 
Mitteln  erbaut  worden  wäre?!  Warum  sollte  das  Hauptmauthamt 
80  vidi  besser  informirt  gewesen  sein?  Und  dann  hatte  das 
Mauthamt  überhaupt  auch  nur  die  Pflicht,  alle  Waaren  etc.  zu 
r^pstriren  oder  von  den  Produzenten  Kenntniss  zu  nehmen? 
Sobte  vielleicht  gerade  diese  Kenntniss  nicht  auf  die  weniger 
saUreichen  besonderen  f^e  beschränkt  gewesen  sein,  etwa 
auf  Fälle  der  Mauthbefireiungen  u.  Ähnlichem?  Und  gerade  in 
diesem  Falle  wären  ja  die  Waaren  des  Manufakturhauses  nicht  zur 
Notirung  gekommen,  da  ja  schon  Becher  auf  die  Mauthbefreiung 
verzichtet  hatte  ^)  und  aieser  Status  wohl  auch  offenbar  unter 
Schröder  aufrecht  erhalten  worden  war.  Zudem  darf  man  nie 
die  damaligen  Zeitverhältnisse  vergessen.     Das  Hauptmauthamt 

Eb  sein  Gutachten  1684  ab;  über  ein  Jahr  war  das  Manufaktur- 
us  schon  abgebrannt,  vieUeicht  aber  hatte  es  schon  früher 
(1681)  der  Pest  wegen  seinen  Betrieb  einstellen  oder  sehr 
restringiren  müssen,  —  wir  wissen  ja  beispielsweise  aus  Schrö- 
der's  Berichten,  dass  ihm  englische  Arbeiter  mit  Tod  abge- 
gangen waren. 

Kurz,  man  kann  wohl  behaupten,  dass  das  Gutachten  des 
Mauthamtes  nur  auf  ungründlicher  Information  und 
Unkenntniss  der  Sache  beruhte,  und  darum  nicht  geeignet 
scheint,  die  verschiedenen  Beweise,  die  für  einen  Betrieb  im 
Hanufakturhaus  sprechen,  hinfällig  zu  machen. 

So  scheinen  also  beide  oben  gesteUten  Fragen,  ob  das 
Manufakturhaus  imter  Becher,  ob  unter  Schröder  in  wirkUchem 
Betrieb  gewesen  sei,  bejaht  werden  zu  dürfen.  — 
Allein  dieser  Betrieb  sollte  nicht  lange  dauern. 
Es  ist  eine  historisch  feststehende  Thatsache,  dass  bei  der 
zweiten  Belagerung  Wiens  1683  das  Manufakturhaus,  das  in 
der  Leopoldstadt  „auf  dem  Tabor"  errichtet  worden  war,  ganz 


1)  Vgl.  hierüber  Wolf,  Die  Hofkammer  unter  Leopold  I.     In  den 
Sitzongsbmchten  der  Wiener  Akademie,  Phil.-hist.  Klasse,  pro  1853. 
s)  Siebe  Seite  48. 
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niedergebrannt  wurde'),  so  zwar,  das«  kein  Stein  auf  dem  *n- 
dereiL  lilieb.  Die  Angaben  SchrOder's  verdienen  in  dieser  Hin- 
dcbt  ToUen  Olanben  und  Überdies  bestätigt  dies  der  Bericht 
«Der  Kommission,  die,  me  Weiter  unten  erOrtert  Werden  aoU, 
den  Platz  vegßv  Wiedererbauung  des  Hauses  in  Augetudieiii 
nabm.  Hier  Eeiast  es :  „.  .  .  Was  nun  die  .  .  .  brandstatt  de» 
Tormahligen  Manufacturhauses  sanunt  den  dazu  gehörigen  Gründest 
betrifft,  so  beträgt  das  spacium  dieses  Grundes  der  Breit  und 
L&ngfl  nach  80  Schritte  und  sind  von  dem  Hans  fast 
einige  rudera  nit  mehr  Zu  sehen,  jedoch  stehen  von  dem 
innem  Stßckhet,  so  Herr  t.  SchHJder  zur  Wohnung  gebraucht 
bat,  etliche  wenig  Mauern  so  aber  auch  beginnen  zu  rerfoüen, 
ebcniBo  auch  die  Toi^eweste  und  auf  diesem  grundt  stehente 
glashUtte  mehrerenteile  ruiniret  und  von  einander  ge&llen  ist  .  . 
80  ist  dies  alles  zusammen  eine  lautere  öde,  die  in  G-ebraudi  zd 
bringen  ein  Ehrhches  kosten  wird  ..." 

■)  Vgl.  Weise,  Oe«chicbt«  der  Sudt  Wien.  —  M  ajUth,  Oeat.  Qefich. 
IT.  Bd.  —  Schröder  in  der  Einleitung  znt  „Faretl.  Schatz-  und  ßcDt- 
kammer".  — 


IV. 
Das  Projekt  des  Wiederanfbans  des  Hanses. 


Durch  das  Abbrennen  des  Manufakturhauses  hatte  Schröder, 
der  —  und  das  scheint  wohl  vollkommen  glaubwürdig  —  viel 
G^d  in  das  Unternehmen  gesteckt,  das  ja  auf  seine  eigene  Regie 
giene,  grosse  Vermögensverluste  erlitten.  Was  war  natürlicher, 
als  dass  er,  um  einerseits  seine  bisher  gemachten  Studien  und 
Erfahrungen  zu  verwerthen,  andererseits,  da  er  seine  Ansprüche 
auf  das  ihm  seinen  Angaben  nach  eigcnthümlich  überiassene 
Manufakturhaus  wenigstens  noch  bezüglich  des  Grundes  und  Bo- 
dens geltend  zu  machen,  einen  neuerlichen  Versuch  einer  Wieder- 
aufiiahme  dieses  Unternehmens  machen  wollte?  Allerdings  musste 
er  jetzt  in  seinen  Anforderungen  an  den  Staat  sehr  bescheiden 
sein,  da  zweifelsohne  zu  jener  Zeit  Staat  und  Hof  kammer  mit  Rück- 
sicht auf  das  missglückte  Becher' sehe  Unteraehmen  und  das  neuer- 
liche Unglück  des  Abbrennens  des  Hauses  bereuten,  so  viel  Geld  in 
das  „Manufakturwerk"  gesteckt  zu  haben.  Er  begehrte  also 
(1684)  von  der  Hofkammer  nichts  weiter,  als  die  unentgeltliche 
Ueberlassung  der  Brandstatt  des  Manufakturhauses  und  wollte 
sich  dafür  anheischig  machen,  das  Haus  wieder  aufzubauen  und 
das  projektirte  Manufakturwerk  auf  eigene  Kosten  weiter  fort- 
zuführen.  Sein  Gesuch  begründete  er  mit  dem  Hinweis  auf  seine 
Ansprüche  an  das  Haus  und  somit  auch  an  die  Hrandstatt  des- 
selben, mit  dem  Hinweis  auf  den  grossen  Schaden,  den  er  durch 
Betrieb  eines  doch  auch  im  Gemeinwohl  liegenden  Unternehmens 
erhtten  und  auf  die  Förderung  des  öffentlichen  Interesses,  die 
in  hohem  Masse  durch  eine  solche  Wiederaufnahme  des  Manu- 
fekturbetriebes  geschehe,  umsomehr  als  jetzt  durch  die  fUrchter- 
hchen  Ereignisse  der  letzten  Jahre  Handwerk  und  Manufaktur 
in  den  Erblanden  imd  insbesondere  in  Niederösterreich  schwer 
damiederliege.  Wir  wollen  die  Erledigung  dieses  Gesuches,  die 
zugleich  ein  interessantes  Bild  des  schwerfälligen  Amtsorganismus 
jener  Zeit  bietet,  des  Näheren  verfolgen. 
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Die  Hofkammer,  deren  Fräsidium  inzwischen  gewechselt 
hatte  ^  Abele  war  1C83  gestorben  und  Graf  Andreas  Rosen- 
herg  ihm  nachgefolgt  —  und  bei  der  überdieB  wohl  auch  durch 
die  Ereignisse  des  letzten  Jahi-ea  das  Manufakturhaus  tbülweise 
in  Vei^iessenheit  gerathen  war,  war  nicht  in  der  Lage,  sofort 
zu  entscheiden,  und  verlangte  daher  erst  der  n.  ö.  Buchhalterei  (die 
die  Registratur  fülu^)  Gutachten  und  umstlindlichen  Bmcht  ab*). 

Dieselbe  äussert  sich  wie  aus  dem  theilweise  mitgetheilten 
Gutachten  (unter  dem  2.  Mai  1684)  schon  bekannt  und  schhesst: 
Sie  rathe  gltichwohl  zur  Bewilligung  dos  Gesuches,  nattlrlicb 
nur  unter  den  Modaütüten  bezüglich  der  Kosten ,  die  Schröder 
selbst  proponiret  habe;  doch  müsste  vorher  der  Herr  n.  Ö, 
Kammerprokura tor  „ratione  des  suchenden  privilegii'',  das  kaiser- 
liche Hauptmauthamt  am  Rothen  Thurm  „ratione  der  Manu- 
factur"  einvernommen  werden  (vgl.  Anm,  Seite  56). 

Die  (hinterlassene)  Hofkammer  gibt  nun  das  Schröder'sche 
Gesuch  mit  diesem  Gutachten  zunächst  an  das  Hauptmauthamt 
Dieses  relationirt  in  dem  schon  oben  mitgethdlten  Berichte  und 
formuhrt  sein  Gutachten  dahm:  Weim  der  Bewerber  ohne  liit- 
gelt  und  wne  prfljudicio  des  CameralgefÄlles  dergleichen  ein- 
zuflkhreii  verm^e,  so  rathe  das  Amt  nicht  davon  ab,  ihm  dazu 
irgend  einen  Ort  vor  der  Stadt  anzuweisen. 

Der  ganze  Akt  wandert  nun  weiterfl  9,  Mai)  an  denn.  Ö.Kammer- 
prokurator,  Dr.  v.  AI  brecht«  berg.  der  nach  Ureirung  seitens  der  Hof- 
kammer (im  Juh)  ein  höchst  gelehrtes,  in  der  Einleitung  mit  Citaten 
gespicktes  Gutachten  erstattet:  Nachdem  er  vorerst  das  Ansuchen 
aea  Bewerbers  erläutert  und  die  bisher  erstatteten  Gutachten  re- 
producirt  hat,  beginnt  er  nun  im  idlgemeinen  über  die  Nutzhcb- 
keit  der  Manufaktur  und  die  Förderung  derselben  sieh  aus- 
zulassen und  geht  schliesslich  „in  specie  ad  casum  nostrum"  fol- 
gendermassen  ein:  er  schliesse  sich  fast  der  Ansicht  des  Haupt- 
mauthamtes  an,  dass  nicht  viel  „bessere  eflectus  von  dem  Herrn 
Supplicanten  und  seinen  anachläg  heraus  kommen  durften ,  als 
man  schon  erfahren  und  gesehen  bat,  was  die  Pöcherischen  In- 
ventiones  und  geführte  Concepta  ausgehriethet  haben,  deren 
notorie  nicht  eine  von  allen  seinen  Cammercii-an schlagen  der- 
gestallt  reuBsiret,  dasz  dadurch  (oder)  einige  meloriation  der 
Kaysl.  Cameralgefiihlen  verschafft  oder  auch  die  geringste  Nuz- 
babrkdt    dem   gemeinen   Wesen  zugewachsen  wäre"').     Auch 


')  Das  Gesuch  gieng  vorerst  an  die  derzeit  in  Linz  be6ndliche  [aog. 
„anveaeiide'',  d.  li.  immer  im  Gefolge  des  EaiBers  beSndlidie)  Hofkammer 
und  wurde  von  dieser  am  12.  April  1684  der  „binterlssseDen"  (d.  h.  in 
'Wien  verbliebenen)  Hofkammer  um  umbat&odlicbea  Beriebt  und  Gatachteo 
Eugestellt.  Dies  forderte  dann  der  n.  0.  Üucbtaalterei  unterm  19.  April 
Gutachten  und  Bericht  ab. 

*)  Man  ersieht  hieraus,  wie  die  Becber'schen  Projekte  und  ihre  (aller- 
dings meist  missglackte)  DurcbfUbrnng  Yon  den  Hof-  und  StaatB&mteni  be- 
trachtet wurden. 
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madit  ibm  die  Aeusserung  des  Mauthamtes  über  das  Unbekannt- 
sem  der  Erzeugnisse  viel  Bedenken;  schliesslich  konformirt  er 
iksh  den  bisherigen  Gutachten ,  dem  Supplikanten  die  Durch- 
fthrong  seines  nojekts  jedoch  nur  auf  seine  eigenen  Spesen  zu 
gestatten  und  ihm  auch  den  Orund  und  Boden,  falls  nicht  schon 
andere  Dispositionen  getroffen  seien,  zu  diesem  Zwecke  zu  tlber- 

Was  nun  aber  die  angesuchte  Frivilegiumsbestätigung  be- 
treffe, so  erinnere  er  sich,  dass  dasselbe  individualiter  auf  Pöcher 
(Becher)  gelautet  habe  und  von  demselben  weiter  tlbertragen 
worden  sei  (vgl.  oben  Seite  45  und  54).  Um  also  einmal  mit  dem 
Privil^um  sicher  zu  gehen  und  andererseits  Genaueres  über  dias 
Projekt  zu  er&hren,  ob  nicht  etwa  Jemandem  ein  jus  violirt 
oder  ein  Monopolium  beabsichtigt  werde,  beantragt  er  eine 
^merere  Untersuchung'^  durch  eine  Kommission,  die  Schröder 
einzuvemehmen  und  darüber  zu  relationiren  habe. 

Das  Gutachten  sammt  Vorakten  wird  nun  von  der  „Unter- 
lassenen Hofkammer'^,  die  sich  mit  dem  Prokurator  einverstanden 
erklftrt,  an  die  (in  Linz)  anwesende  Hof  kammer  übersendet  (13. 
Juli).  Dieselbe  bestellt  nun  den  kais.  Hofkammerrath  v.  Albrecht 
und  den  obengenannten  Rammerprokurator  Dr.  v.  Albrechtsberg 
zu  Mitgliedern  der  Kommission,  die  Schröder  genauer  einver- 
nehmen und  dann  relationiren  solle. 

Die  Kommission  erstattet  (im  November)  folgenden  Bericht: 
Sie  habe  den  Grund  und  Boden  in  Augenschein  genommen,  den 
Supplikanten  gründlich  einvernommen  und  schliesse  dessen  ab- 
geforderte schriftliche  Beantwortung  der  ihm  vorgelegten  Fragen 
bei.  Ihre  Ansicht  über  die  Sache  formuliren  sie  dahin:  Wie- 
wohl seine  (Schröder's)  „conatus  in  diesem  Manufakturwesen 
niemahlens  recht  reussiren  wollen,  also  stehts  auch  noch  dahin, 
und  wird  endlich  die  Zeit  künftig  den  effect  zeigen  müssen, 
welcher  unseres  Erachtens  vielleicht  mehr  zu  wünschen  als  zu 
hoffen  sein  wird  .  /',  dennoch  glaube  sie,  dass  ihm  die  Probe 
zu  machen  „um  so  viel  eher  zu  vergünstigen  seye,  als  er  dieses 
voriiabente  Manu&cturwerk  nicht  nur  allein  vor  jetzo  zu  intro- 
duziren,  sondern  auch  mit  eigenem  Verlag  vorwertz  zu  prosequiren 
(vorhabe)"  unter  der  Bedingung,  dass  ihm  die  vormals  ver- 
willigt gewesene  jährliche  Pension  von  600  ä.  ftir  alle  Zeit  kas- 
sirt  sein  solle;  im  Uebrigen  möge  man  ihm  dafür  von  Seite  der 
Kammer  w^en  Aufrichtung  des  Privilegiums  möglichst  an  die 
Hand  gehen. 

Was  aber  speziell  die  erb-  und  eigenthümliche  Ueberlassung 
der  Brandstatt  betreffe  (nun  folgt  die  schon  oben  erwähnte  Be- 
schreibung derselben,  vgl.  Seite  58),  so  halte  die  Kommission 
dafbr,  dass  allerdings,  da  Schröder  diesen  Grund  vormals  in 
wirklichem    posses    gehabt,    viel  Geld    hineingesteckt,    grossen 


Schaden  erlitten  habe,  eine  solche  Ueberlassune  Btattfinden  möge, 
,  jedoch  mit  dieser  auBtrUcklichen  con^tioD,  daas  ex  sieht  alleiii 
me  Wiederaufbauunff  auf  seine  Kosten  vornehmen,  sondern  anch, 
waa  er  erbauen  wUrae,  präcise  und  allein  zu  denen  Manu&cturfn 
ap^Jiciren  und  gebrauchen  frerde,  sich  bierttb^  auch  verrerer- 
siren  solle  " 

Diese  m  Kommissionsberichte  ist  die  schriftliche  Beantwortung 
der  dem  Schröder  vorgelegten  EVagen  unter  der  Bezeichnnng 
„GTehorsamer  Bericht  Wilhelm  v.  Schröder's')  wogen 
Wiedererbauung  des  M&nafacturhauees  aufm  Tabor"  be^;e- 
Bchlossen.  Dieses  Dokument  ist  seines  reichen  Inhaltes  weg^, 
der  sich  nicht  blos  auf  die  Darlegung  seiner  RechtsansprOche 
bezieht,  sondern  eine  genauere  Erörterung  dessen  enthält,  was 
Schröder  eigentlich  in  dem  MonuEakturliause  durchzuführen  be- 
absichtigte, hochinteressant.  Ea  dient  zur  Charakteristik  der 
Schröder'schen  Anschauungen  überhaupt  wie  des  Projektes  des 
Manufakturhauses  im  speziellen  und  verdiente  auch  in  dem 
Falle,  als  die  oben  aufgestellte  Ansicht  tlber  den  wiridichen 
Betrieb  des  Manufakturhauses  unrichtig  und  dasselbe  me  in 
Wirksamkmt  getreten  wÄre ,  dennoch  volle  Berücksichtigung. 
Wir  mUssen  daher  «n  dieser  Stelle  genauer  auf  die  einzelnen 
Punkte  desselben  eingehen: 

Schon  in  der  Einleitung  legt  Schröder  die  Haupt-  und  End- 
absicht  seines  Unternehmens  dar,  die  wohl  identisch  ist  mit  da 
Idee  des  Manu&kturhauses ,  wie  sie  schon  bei  OrUndung  des- 
selben ins  Auge  gefasst  wurde.  Er  gedenkt:  „.  .  .  das  Haus 
wieder  zu  erbauen  und  allerley  Handwerker  da  hinm  zu  brin- 
gen, damit  nicht  allein  aus  dem  Haus  die  durch  den  Krieg  mi- 
nirten  plötze  in  Oestreiuh  mit  tüchtigen  Handwerkern  und  nahr- 
haften Menschen  ersetzt  und  das  Land  an  Menschen  als  au^ 
an  Nahrung  wieder  zuaehmeu  möchte,  sondern  auch  damit  alle 
Handwerke  nach  und  nach,  welche  jetzo  in  Oesterreich  nicht 
bekand,  theils  aber  ad  necessitatem,  theils  ad  delicias,  theils  ad 
omamentum  Reipublicae  dienen  umb  welcher  willen  so  viel  G«ld 
aus  dem  Land  geführt  werde,  möchten  introdudrt  werdwi". 

Hierin  li^,  besser  ausgedruckt,  als  in  der  langadimigsten 
Erörterung  der  ganze  Gedanke  des  Manufakturhauses:  dasselbe 
sollte  sein  1)  eine  staatliche  (oder  doch  von  Staatswegen  er- 
richtete, rllcks.  privilegirte)  Anstalt  zum  Zwecke  der  AusUldnng 
tüchtiger  Handwerker,  an  denen  es  nun  (1684)  noch  viel  mehr 
als  167Ö  vor  der  Pest  und  dem  TUrkenkriege  mangelte  —  also 
eine  Art  praktischer  Lehranstalt  (vielleicht  den  modernen  Lehr- 
werkstätten zu  vei^glett^en)  —  es  sollte  aber  auch  sein  2)  dne 
Musteranetalt,  die  berufen  sein  sollte,  jene  Gewerbszwedge. 
die  in  Oesterrach  noch  nicht  bekannt  waren,  einzuAlbren  ima 
die  zwar  bekannten,  aber  ungentigend   gut  betriebenen  zu  ver- 

')  Abgedruckt  in  Beilage  III. 
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;  und  hierin  li^  nun  auch  der  dritte,  nicht  so  aus- 
drficktich  erörterte,  aber  nicht  minder  hochwichtige  Zweck :  es  soUte 
•an  S)  ein  nicht  unwesentliches  Mittel  zur  Besserung  der  Export- 
uid  mpogtverhtthnissfl,  indem  es  eben  alle  Industriezweige 
(oder  mmdestens  die  Hauptindustriezwd^e)  des  Auslandes  im 
bdande  einbün;em  und  damit  den  Import  dieser  Waaren 
Qbfrflüisig  machen  und  dem  Lande  zur  grösseren  wirthschaft- 
Ikitm  Unabhftogigjkeit  verhelfen  sollte.  Dies  alles  waren  grosse 
Angaben,  es  war  ein  sehr  hochgestecktes  Ziel;  und  danun  ist 
es  Tielkicfat  um  so  weniger  zu  verwunden,  wenn  das  Manu- 
ftktnihaoB  bei  den  üb^dies  stets  andauerndem  ungünsti^n 
iDDiereii  wirthschafUichen  Verhältnissen  tlberiiaupt  zu  keiner  be- 
deolMmaii  Wirksamkeit  kommen  konnte;  zudem  fehlte  ja  doch 
jflist  das  gttnzlieh,  was  bei  diesem  grossen  Unternehmen  wohl 
■Dnn^gfing&h  noüiwendi^;  war,  die  ausreichende  materielle 
Untentützung  von  Seite  des  Staates. 

Schröder  erörtert  nun  kurz,  dass  ihm  von  Sdte  der  Kom- 
miaiion  vier  Fragen  vorgelegt  worden  seien ,  die  er  in  Folgendem 
tttlwm  beantwortet  zu  naTOU  glaube.    Diese  Fragen  waren: 

1«  Was  ftür  mnen  Zuspruch  (Anspruch)  er  am  Haus  zu 
haben  vermeinte? 

2.  Wie  er  wollte  das  Haus  wieder  aufbauen? 

3.  Was  er  für  Handwerker  dahin  zu  bringen  gesonnen? 

4.  Was  er  fiir  Privilegia  verlange? 

Die  Beantwortung  der  ersten  Frage  enthält  nur  eine  noch- 
malige genaue  Schilderung  der  {Entstehung  imd  bisherigen  Flth- 
rang  des  Manufakturhauses,  seiner  Thätigkeit  und  seiner  Ver- 
luste, die  schon  oben  angehend  erörtert  wurden;  die  zweite 
Frage  beantwortet  er  kurz  dahin,  ,,dass  ja  darinnen  sein  ei^en 
Interesse  begriffen  sey,  welches  zu  beschleunigen  er  keine  S^eit 
noch  Fleiss  sparen  werde'^ 

Die  Beantwortung  der  dritten  und  vierten  Frage  aber  lässt 
uns  einen  Einblick  thun,  wie  Schröder  sich  die  Einrichtung  und 
dea  Betrieb  des  Manufakturhauses  dachte  oder  wie  er  sie  wohl 
anch  schon  (wenigstens  zum  Theil)  in  der  Zeit  seiner  bisherigen 
lAJt^r^  des  Hauses  durchgeführt  hatte. 

Um  zunächst  klar  zu  machen,  wie  er  sich  die  Wirksamkeit 
eines  „Manu&kturhauses'^  überhaupt,  ohne  Bezugnahme  auf  be- 
sondere örtliche  oder  staatliche  Verhältnisse  denke,  verweist  er 
auf  ein  (dort  beiliegendes)  Gutachten^),  das  er  fUr  einen  Reichs- 
stand ^)  v^asst  habe.  Hierzu  erörtert  er:  Der  Hauptübelstand 
des  ^nzen  Gewerbe wesens  seien  die  „Innungen  und  narrischen 
Hanawerksordnungen  der  ZünflFte",   deren  sonderliche  von  alten 


1)  Das  Gutachten  ist  io  Beilage  IV.  abgedruckt. 
>)  Wer  dies  war,  iat  nicht  festzustellen;  Schröder  nennt  den  Namen 
nicht 
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römischen  Kaisern  '  i  cont'erirle  privüegia  nicht  eher  abgeschal 
werden  könnten,  so  lange  nicht  coinnumi  conseoBU  statiiuni  Im- 
perii  auf  dem  Reichstage  vorgegangen  wUnie.  Inzwischen  aber 
künne  diesem  Unwesen  auf  einfachere  An  ein  Riegel  vorgeschoben 
werden,  wenn  nämlich  ein  ..Manufacturhaus"'  errichtet  würde. 
Diesea  Haus  sollte  eine  Freistätte  sein  tür  alle  (nicht  ziinft- 
mäsaigenl  Handwerker,  sie  kltmen  wo  immer  her,  dabei  mtiwte 
diia  Haus  kein  die  Rechte  der  Zunfl  einschränkendes  Privilegium 
bekommen,  es  würde  das  einzige  Recht  der  Handwerker  in  dem 
Hause  genügen  ^  frei  das  Handwerk  in  dem  Hause  lehren  zu 
dürfen  und,  ohne  sich  um  die  Zahl  der  Lehrjahre  zu  kümmern, 
ihre  Lehrhnge,  .sobald  -sie  zur  perl'ection  kommen,  freisprechen 
zu  dürfen"'.  Die  Freigesprochenen  wfiren  dann  befugt,  sich  im 
ganzen  Lande,  wo  immer  sie  wollten,  niederzulassen,  ihr  Hand- 
werk frei  auszuüben  und  auch  Lehrjungen  auszubilden;  vom 
Wanderzwange  wSren  sie  befreit.  Dabei  beslitnde  zwischen  den 
schon  ausserhalb  des  Hauses  Wohnenden  und  dem  Manufaktur- 
hause  immer  noch  ein  Zusammenhang,  der  ja  schon  dadurch 
ausgesprochen  erscheint,  dass  der  Lehrbrief  „sub  sigillo  des 
Hauses"  ausgestellt  wllrde.  Sie  mUasten  nämlich  auch  ihre  Lehr- 
linge im  Hause  ,.einsclircibeii''  lassen  und  bei  deren  Loszählung 
könne  auch  nur  unter  dem  Siegel  des  Hauses  der  Lelirbrief  aus- 
gestellt werden.  So  wiire  es  dann  möghch,  dass  durch  diese  frei- 
gesprochenen Handwerker  „eich  das  Manufacturhaus  fiber  aeme 
Mauern  ins  ganze  Land  ext«ndiren  würde,  dei^estalt,  dass  alle 
die,  so  entweder  im  Manufacturhaus  gelernet  oder  von  dehme, 
so  vom  Manufacturhaiis  dependiret,  gelernt  haben,  ebenso  i" 
wohnten  sie  im  Manufacturhaus,  considerirt  würden". 

Die  „Multiplirung"  des  Handwerks  sei  darum  zu  hoffeq, 
weil  in  Ei-lemung  des  Handwerks  so  viel  Jahre  erspart  würdea 
und  weil  mit  Aufhebung  des  Wanderzwanges  jeder  sich  möglicf  ' 
rasch  selbstetfindig  niederlassen  würde;  auch  sei  es  nicht  zu  1 
fllrehten,  dass  der  eine  oder  andere  „aus  dem  Lande  sich  vor^ 
lauffen"  würde;  denn  alle  inüssten,  da  sie  anderswo  von  den 
ZUnften  nicht  geduldet  würden,  im  Lande  bleiben,  wo  sie  privi- 
legiret  sind.  Ueberdies  aber  könnten  alle  diese  Handwerker 
jederzeit  im  Manufakturhaus  Belehrung  schöpfen-,  denn  die  Meister 
daselbst  sollten  gehalten  sein^  ihnen  alles  zu  zeigen  und  zu  sogen, 
was  sie  zu  ivissen  begehrten. 

Diesen  allgemeinen  Plan  des  Manufaktiu-hauses  und  seiner 
Privilegien  fiihrt  Schröder  nun  in  Beantwortung  der  ihm  vor- 
gelegten Fragen  mit  Riicksiclit  auf  die  speziellen  lokalen  (öeter- 
reicrusclienj  VerhältniBse  folgendermaasen  weiter  aus:  Nachdem 
das  beabsichtigte  Manufaktiu'werk  dem  Publiko  zum  Beaten  sein 


')  lotereasant  ist,  dass  aUo  auch  Schräder  die  damals  herrscbeode 
Ansicht  und  Ad^soiik  der  Zunft  rechte  als  römisch -rechtliche  Privi- 
legien theili,  "■ 
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soUei  die  (ausBchliessenden)  Privilegia  aber  zum  Nachtheil  aller 
und  zum  Untei^ang  der  Manufaktur  fuhren,  so  begehre  er  gene- 
raliter  ,yk6in  privil^um  privativum,  sondern  nur  cumulativum^, 
nämlicli:  ,,1.  dass  afie  dergleichen  Künstler  und  Handwerker  in 
diesem  Haus  dürfen  firey  unterhalten  und  an  die  Arbeit  gebracht 
werden;  2.  dass  in  der  Stadt  Wien  solches  Haus  ein  oder  mehr 
gewölb  öffentlich  halten  dorfte,  seine  Facturen  daselbst  zu  ver- 
kaufen^); 3.  dass  auch  in  dem  Haus  selbst  ailerley,  was  es 
seye^  zu  verkaufen ,  frey  gelassen  seye;  4.  damit  die  Arbeiter 
nicht  unter  anderem  proetext  Ursach  haben  aus  dem  Haus  und 
von  der  Arbeit  zu  laufen,  so  soll  das  [laus  Wein  und  Bier  etc. 
zu  schenken  befugt  sein^);  5.  wan  etwa  sonderliche  Künste 
und  Wissenschatten  herzugebracht  werden,  so  soll  das  Haus 
einer  hochlöblichen  Hofkammer  solches  intimiren,  welche  nach 
B<?8chaffenheit  der  Sache  ein  privilegium  zu  procuriren  willig 
sein  solle".  Unterdessen  begehrt  er  kein  privilegium 
privativum  ausser  ftir  die  Kupfermanufaktur  ,,das  eysen  in 
Kupfer  al  grosso  zu  transmutiren^^  und  ftir  die  Glashütte  .... 
Die  Aufirichtung  eines  Privilegiums  privativum  fUr  diese  Manu- 
fikktur  rechtfertigt  er  unge&hr  so:  ., Allerdings  sey  keine  einzige 
Manufactur,  derer  generaliter  solch  eine  grosse  Consumption  im 
Lande  ist  (wie  bei  der  beispielsweise  angeführten  wollenen  Zeug- 
manufactur^)  und  welcher  so  viel  von  aussen  her  zugeführt 
wird,  privative  zu  privilegiren,  dieweihlen  die  intention  sein  solle, 
so  viel  Personen,  wenn  es  möglich  wehre,  auf  einmahl  in  solcher 
3Ianu&ctur  arbeiten  zu  machen,  dasz  nichts  mehr  von  Auszen 
herein  gebracht  werde;  dafern  übrigens  solche  Manufacturen 
sind,  welche  nicht  ad  necessitatem  inevitabilem  dienen,  welcher 
Gebrauch  auch  nicht  gröszer  ist,  als  dasz  ihrer  etzlich  wenig 
personen  und  Verlag  zu  employiren,  die  können  gar  wol  privi- 
legiret  werden  als  zum  Exempel  eine  Glashütte  zum  Spiegel- 
machen  kann  darum  privilegh-et  werden,  jedoch  nicht  weiters 
als  der  distrikt  von  1^  stunden  umb  Wien  herumb  gehet,  die- 
weihlen eine  solche  glashütte  sufficient  ist,  so  viel  Spiegel  zu 
machen,  als  man  daselbst  verkauffen  kann^^ 

Wie  dachte  sich  aber  Schröder  dieses  im  allgemeinen  nicht 
privative  privilegirte  Manufakturhaus  in  dem  Rahmen  der  be- 
stehenden   Gewerbeorganisation?     Dass    es    dem    Zunftverbande 


^)  Diese  Punkte  tragen  den  Beisatz:  hoc  in  privilegio  jam  est  con- 
cessmn.  Damit  ist  wohl  nur  das  Becber'sche  Privilegium  gemeint,  da  ja 
eine  Ausfertigung  eines  späteren  Privilegiums,  wie  aus  den  früheren  Aus- 
föhnmgen  zu  ersehen,  nicht  erfolgte. 

^)  Damit  scheint  wohl  auch  ein  privilegium  privativum  gemeint  zu 
sein,  was  aas  dem  gleich  anschliessenden  Satze  hervorgeht. 

')  - .  .  Wan  cue  wolline  Zeugmanufactur  einer  Person  privilegirt  ist, 
was  ist  aas  anderes  als  alle  Anderen  ezcludiren,  damit  sonst  kein  Mensch 
darinnen  etwas  thnn  könne  noch  möge,  da  doch  Niemand  das  Vermögen 
hat,  das  Land  mit  genügsamer  fabrica  zu  verlegen,  ergo  wird  solche  manu- 
fsctur  durch  der  gleichen  privilegia  gehemmet.'' 

FonchuDgen  (24)  VI.  1.  -  Halschpk.  5 
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angehöre  oder  auch  nur  ii^end  welcher  Zunftjurisdiküoa  unter- 
steoe,  ist  nach  der  ganzen  Idee  deattelben  (siäie  obeii>  undenk- 
bar; aber  auch,  wenn  es  ein  ganz  selbständiges,  der  Regierung 
unterstehendes  Institut  wäre  (da  wahracheinlich  alle  privilegirten 
Untemehmungen  der  n.  ö.  Regierung  (Gubemium)  unmittelbar 
unterstanden),  acheint  ihm  noch  nicht  die  genügende  Qarantie 
ttlr  den  gcfien  voraussichtliche  Anfeindungen  nötbigen  Schutz  zu 
am,  er  wünscht  vielmehr,  dasselbe  möge  unter  die  „Hoff- 
befreyungen'")  als  das  „hoffbefreyte  Haus"  aufgenommen 
werden;  denn  die  Bürgerschaft  sei  allen  Iletireiungen  abhold, 
die  K^erung  halte  es  aber  meist  mit  Bürgermeister  und  Bürger- 
schaft (ein  bemerkenswerther  Ausspruch!);  gehöre  das  Manu- 
fakturhaus  aber  unter  die  Hofbefireiuogen ,  ho  werde  es  damit 
unter  die  Jurisdiktion  des  Hofmarschalla  gezogen  und  damit  atä 
ihm  ein  viel  besserer  Schutz  gesichert. 

Was  nun  die  Arten  der  Manufakturen,  die  er  einzu- 
älhren  beabsichtige,  anbetrifft,  bemerkt  Schröder :  Das  Haus  aolle 
drei  Hauptmanu&kturen :  wolline,  Seiden-  und  Ledermanu&ctur, 
sodann  aüer  auch  Bereitung  der  mineralischen  und  v^;etabilisclieD 
Farben,  so  ziu*  Färberei  und  Malerei  dienlich,  betreiben,  damit 
solche  (Manufacturen)  introduzirt,  perfectionirt  und  ingrossirt 
werden,  denn  diese  seien  es,  die  so  viel  Geld  aus  dem  Lande 
fuhren.  Ueberdiea  aber  beabsichtige  er  Manufakturen  anzu- 
greifen, die  bisher  noch  nicht  versucht  worden'),  insbesondere 
so  auch  die  Glashütte  und  Kupfermanu&ktur  (d.  h.  Eisen  in 
Kupfei-  zu  verwandeln!).  Endlich  spricht  er  noch  ganz  allgemein 
von  IS  Manufakturen,  ,, derer  teils  noch  nie  in  der  weld  gewesen, 
die  übrigen  aber  in  diesem  lande  nicht  bekand  (sind)".  I^ese 
würde  er  aber  nur  einfllhren,  wenn  ihm  „sonsten  ergeslichkeit 
gelassen"  werde,  da  er  „den  nuzen  (d.  h.  den  gewöhntichai 
0-eschäftsgewinn)  dehnen  Verl^em  und  Arbeitern"  lassen 
mllsse  .  .  .  und  „wenn  man  gar  nichts  von  eine  Sache  hat,  so 
vergeht  einem  die  Lust  bald". 

Wenn  wir  nun  diese  Ausfithrungen  Scliröder's  überblicken, 
so  scheint  in  der  That  dadurch  die  oben  (Seite  Ö2]  aufgest^te 
Ansicht  bekräftigt  zu  werden,  wonach  der8etl>e  sich  das  Manu- 
fitkturhaus  einmal  als  Ausbildungsnnstah  fllr  Handwerker  aller 
der  im  Hause  vertretenen  Gewerbe,  dann  als  Musteranstalt  ftir 
diese  Gewerbe  (und  darauf  weist  ja  am  deutHchsten  der  Paasns 
hin,  dass  jeder  Handwerker  nach  Beheben  ins  Manufakturhaus 
gehen  und  sich  dort  Belehrung  schöpfen  und  ertheilen  lassen 
konnte),  endlich  auch  als  ein  den  Handel  mit  dem  Auslande 
wesentlich  veränderndes  Unternehmen  dachte.  Letzteres  war  aller- 
dings nur  so  gemeint,  dass  vor  allem  Manufakturen,  die  tneher 
meist  aus  dem  Auslande  importirt  worden  waren,   schon  w^^ 
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des  leichteren  Absatzes  im  Hause  produzirt  werden  sollten,  wie 
denn  Schröder  überhaupt  ja  stets  auch  seinen  Privatvortheil  im  Auge 
hatte  und  im  Auge  haben  musste.  Ging  ja  doch  das  ganze  Unter- 
nehmen auf  seine  eigenen  Kosten  und  wie  es  mit  dem  Jllecompenz^ 
▼on  Seiten  dea  Staates  im  Falle  empfindlicher  Geschäfts- 
▼  erluste  auagefiehen  hätte,  das  konnte  er  nach  seinen  bisherigen 
Erfidmingen  sich  leicht  denken.  Sein  eigenes  Interesse  war  aber 
noch  mehr  angespornt  durch  die  ihm  von  Seiten  des  Staates  i  m 
Falle  des  Erfolges  in  Aussicht  gestellte  Belohnung  (die  in 
Aussicht  gestellten  20000  Reichsthaler,  vgl.  S.  52).  Darum  mochte 
er  vielleicht  auch  in  vielen  Punkten,  wo  sein  Privatinteresse  nicht 
identisch  war  mit  dem  öffentlichen,  dieses  wohl  auch  nicht  aus 
dem  Auge  lassen.  Der  Hauptgrund  aber,  warum  er  in  seinen 
Ansprüchen  und  Bedingungen  filr  das  Unternehmen  so  massvoll 
war  und  insbesondere  privative  Privilegien  so  wenig  in  Anspruch 
nahm,  war  wohl  der,  dass  es  ihm  vor  allem  darum  zu  thun 
war,  vorerst  nur  den  Grund  und  Boden  und  die  Bewilligung 
zur  Einleitung  des  Unternehmens  zu  erlangen;  aber  selbst  das 
war  von  der  durch  die  verschiedenen  missglückten  Versuche  und 
die  dadurch  erfolgten  namhaften  Geldverluste^)  misstrauisch  ge- 
wordenen Kammer  und  dem  Kaiser  schwer  zu  erlangen. 

Nun,  da  Schröder  nichts  anderes  als  den  Grund  und  Boden 
eines  abgebrannten  Hauses  und  sehr  m<1ssige  (eingeschränkte) 
Privilegien  begehrte,  er  das  ganze  Risiko  auf  sich  nehmen 
wollte  und  nur  fdr  den  Fall  eines  günstigen  Fortganges  auf 
iigend  welche  Belohnung  seitens  Kaiser  und  Regierung  in 
Geld  oder  Ehren  rechnete,  musste  er  allerdings  Aussicht 
haben,  die  Bewilligung  seines  Ansuchens  durchzusetzen.  Doch 
scheint  er  sich  über  die  Zeit,  in  der  eine  solche  erfolgen 
wärde,  sehr  getäuscht  zu  haben;  denn  schon  im  Juni  1(584 
urgirt  er  mit  der  Begründung,  er  möchte  noch  gern  zur  milderen 
Jahreszeit  den  Bau  beginnen.  Doch  gelangen  erst  im  November 
dieses  Jahres  die  Gutachten  und  der  Kommissionsbericht  an  die 
Hofkammer,  welche  nunmehr  zu  entscheiden  und  ihren  Beschluss 
dem  Kaiser  zur  Genehmigung  vorzulegen  hatte. 

Allerdings  wäre  es  zur  ganzen  Aufklärung  der  Sache  sehr  inter- 
essant, die  motivirte  und  ausgeftihrte  Anschauung  der  Hof- 
kammer  hierüber  kennen  zu  lernen,  allein  hiervon  ist  leider 
nichts  zu  finden.  Trotzdem  der  Beschluss  der  Hof  kammer  erst 
im  Mai  1685,  also  ein  halbes  Jahr  später  erfolgte,  findet  sich 
keine  Spur  eines  Referates,  sondern  eine  einfache,  fast  gar  nicht 


^)  Aud  einer  uns  vorliegenden  Zahlungsanweisung  aus  dem  Jahre 
1676  geht  hervor,  dass  Becher  3000  Rthbr.  „über  das,  was  er  schon  zu 
nnterschiedlichen  Malen  wegen  des  neuerbauten  Manufacturhauses  erhalten^, 
iber  ein  f&r  alle  Mal  erhalten  sollte;  doch  ist  nicht  anzunehmen,  dass 
dimnter  schon  die  von  Becher  selbst  im  Reverse  erwähnten  2000  ThI.  be- 
griffen seien. 


68  VL  1. 

moüvirte  Entscheidung  der  Ilofkamnier,  die  auf  den  KonimiBsione- 
bericht  verweist  und  sich  den  geäusserten  Gutachten  bedinguDjjslM 
anschliesst.  Das  sehr  kurze  Aktenstück  lautet:  „Ällergnädigster 
Kayser  und  Herr!  Es  Imt  der  von  Schröder  bereits  längst«» 
die  Ueberlasaung  der  Bnindstadt  des  vorgeweeten  Manufoctor- 
iind  Kunsthauses  gesucht  und  hierauf  auch  die  Reuvoir-  und  ß«»tX- 
tigung  des  dahin  gewidmeten  kayserlicben  Privilegü  verkingt.  Beide* 
zu  untersuchen,  hat  man  den  Hofkammermitels  (?)  Batb  v.  Al- 
brecht und  den  n-  ö,  Cammer-Procuratoren  biezu  deputirt,  welche 
folgende  Relation  eingeraieht  haben  —  legatur  —  Womit  sidi 
dann  die  Bofkammer  ex  adducto  in  Einem  und  Anderen  ver- 
gleichen ibut,  Ita  concluaum  in  CoaaZ,  -  Cam^  -  auH.  Vienuae, 
1(>.  May  1685.  Praesentibus  dms.  Praeside  Com"  de  Ursino  et 
Bosenbet^,  Com*"  Conzin  Brandeis  Salbey  Aichptchl  Mayr  Tho- 
masio  Äibrecbt".  -  Der  Kaiser  setzte  sein  Placet  auf  dieses 
Schriftstück  .  .  .  Die  Ausfertigung  dee  Beschlusses  und  die  Zu- 
steUung  an  ScbrOder  geschah,  wie  wir  aus  einer  kurzen  Notiz 
darauf  schliessen  können,  am  20.  Dezember  1685.  —  Damit 
war  die  Sache  in  merito  erledigt  und  dasSchröder- 
Bche  Ansuchen   bewilligt. 

Ob  nun  Schröder  das  Unternehmen  gleich  in  Angriff  nahm 
und  mit  dem  Bau  des  Hauses  begann?  .  .  .  Wir  wissen  davon 
vorläufig  nur  das  Eine,  dass  sich  aus  dem  folgenden  Jahre  (1686) 
Aktenstücke  finden,  welche  darauf  hinweisen,  dass  er  die  ein- 
leitenden Schritte  vornahm.  Dass  er  damit  alsbald  ans  Weric 
ging,  geht  aus  dnem  Gesuch  hervor,  das  er  an  die  Hofkammer 
im  Februar  1686  richtete.  Er  wies  in  diesem  Gesuch  darauf 
hin,  dass  er  „nicht  blosz  wegen  Wiedererhebung  der  Gebäude, 
sondern  Introducirung  der  Manulacturen  etc.  sich  mit  unterschied- 
lichen Ausländem  und  Manufacturanten  auf  eine  besondere  arUi 
vcrgUchen"  habe  und  darinnen  dem  engISndiacbe  custome*) 
gefolgt  sei,  ,.wenn  man  nämlich  einem  so  viel  Ruthen  am  Grund 
und  Boden  ansmisst  und  auf  gewisse  Jar  gegen  leidliche  recog- 
nidon  tkbei^bt,  da  dann  jener  darauf  baut  und  das  Haus  ge- 
machten conditionen  nach   genieszet  so  lange  bis   die  j 


')  Yaa  einem  englischen  custutne,  das  seinen  Absichten  entsprsch,  er- 
zählt er  schon  iu  seinem  oben  erwäbntenU  utacbten  fbr  einen  Reichistandi 
„. .  .  Bo  ge^lt  mir  unter  anderem  der  Engländer  ihr  methodua.  dessen  lie 
sich  gebranchen ;  aemlich  waa  ein  privil^um  ^egehen  wird,  so  vcrkanft,  «elcher 
das  privileaium  hat,  solche  Freiheit  als  eine  Licenz  an  Andere,  deren  ein  Jeder, 
welcher  solche  Manufactur  treiben  will ,  ein  Stück  Geld  fllr  solche  Licei»:  au  den 
Frivilegirlen  gibt,  dieser  aber  diube  die  Licenz  beri^ebeD.  Wodurch  dieser 
sein  Privileginni  genieszet,  aber  der  Manufactnr  Eeschiebet  kein  Schaden, 
gleich  wie  des  Herzog  von  Arendels  (?)  Broder  in  der  Lederbereiinng  etwas 
erfunden,  darauf  er  ein  prJTilegium  nahm.  Mit  diesem  piiTileginm  schickte 
er  jemand  durchs  gan^e  Königreich,  «elcher  die  Licenz  allen  l^erbOTsiient 
anbothe  und  datttr  Ton  Jedem  ein  stnck  gold  bekäme,  welches  so  Tid 
machte  und  austrage,  als  wann  Er  viel  Jahr  (ethsten  lasze  arbeiten." 
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Jar  Terflossoa,  da  so  dann  das  Gebäude  dem  domino  fundi 
wieder  IieimfiiUt  und  verbleibt''  .  .  .  Wir  ersehen  hieraus  ein- 
mal, dass  er  selbst,  d  h.  auf  eigene  Regie  den  Bau  nicht  unter- 
nehmeo  wollte,  wdter  aber,  dass  er  das  Manu&kturwesen  selbst 
anf  eine  Reihe  von  Jahren  sozusagen  ,,verpachten''  wollte  und 
dies  liast  plötzlich  in  uns  Bedenken  aufkommen,  ob  er  denn 
überhaupt  selbst  das  Manufakturhaus  wdter  leiten  wollte  oder 
nidit  viämehr  sich  nur  fUr  den  früher  erlittenen  Schaden  (durch 
das  Abbrennen  des  Hauses)  auf  billigem  Wege  und  ohne  Risiko 
entBchädigen  wollte,  indem  er  das  erlangte  Privileg  weiter  gab 
nod  sich  nur  den  dadurch  bedingten  materiellen  Vortheil  sicherte^). 

Um  in  seinem  Vertrage  mit  den  Ausländem  sicher  zu 
gehen,  vielleicht  auch,  weil  diese  es  verlangten  .  .  ,,wegen  ob- 
scorer  expression''  der  ihm  ertheilten  Bewilligung,  begehrte  er  in 
dem  oben  .genannten  Gesuche  (vom  Februar)  eine  ausdrückliche 
Veridhungsurkunde  „mit  angehenkter  Schirmung*'.  Unter  dieser 
meinte  er  eine  Erklärung  der  Hofkammer,  von  welcher  er 
ja  den  Orund  und  Boden  übernahm,  dass  sie  ihn,  falls  er  oder 
seine  Nachkommen  „einigen  Anspruch  dabei  leiden  sollten^',  d.  h. 
also  g^en  Ansprüche  Letter  auf  denselben  Grund  und  Boden 
vertreten  solle  (als  auctor  seines  Eigenthums).  Die  Hofkammer 
gibt  dieses  Gesuch  an  den  n.  ö.  Kammerprokurator,  was  er 
wegen  dieser  angesuchten  Schirmung  gutachtlich  zu  erinnern 
haben  möchte. 

Dieses  bedeutet  Schröder  mündlich  (wie  aus  einem  spä- 
teren Gesuche  desselben  hervorgeht),  dass  dies  (diese  Schirmung) 
„der  gewöhnliche  Stylus  bei  Ertheilung  der  Gewähr"  sei,  d.  h., 
dass  er  das  Angesuchte  schon  damit  erreiche,  wenn  er  an  die 
Gewähr  geschrieben  werde;  hiefiir  jedoch  sei  das  Grundbuch 
kompetent. 

rJun  sucht  Schröder  bei  der  Hofkammer  um  Auftrag  an 
das  Grundbuch  an,  die  brandstatt  der  Manufactur  mit  allen 
immunitäten,  privilegiis  und  freyheiten,  wie  es  vorhero  von  der 
hochl.  Cammer  selbst  possedirt  worden,  auf  ihn,  seine  Erben 
und  Erbnember  als  ein  recht  eiügenthmbliches  guth  ab-  und 
zuschreiben  zu  lassen. 

Der  diesbezügliche  Auftrag  ergeht  auch  (22.  März)  an 
Büigermeister  und  Ratli  der  Stadt  Wien,  indem  der  Gnmd  und 
Boden  zu  dem  Grundbuch  des  (hiesigen)  wienerischen  Bürger- 
spital gehöre.  Der  Magistrat  bedeutet  jedoch  Schröder,  das 
eiehe  vorläufig  nicht  an,  da  derzeit  (nicht  die  Hofkammer,  son- 
dern) noch  der  selige  Herr  Graf  von  Sinzendorf  an  der  Gewähr 


^)  Dies  geht  auch  daraus  hervor,  dass  er  in  so  kurzer  Zeit  (sein 
Gesuch  wurde  ia  erst  im  Mai  1685  bewilligt,  gar  erst  im  Dezember  1685 
expedirti)  mit  den  Engländern  einig  ist;  denn  das  Gesuch  ist  vom  Februar 
16^  datirt  und  darin  beruft  er  sich  schon  auf  geschlossene  Verträge. 
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stände;  es  mUsse  nothwendiger  Weise  vorher  von  der  Hof- 
kammer iDsinuiret  werden,  quo  titulo  solches  Manufacturbaiu  an 
sie  gefallen 

Auch  dieses  Gesuch  wird  aufrecht  erledigt  Ea  ergeht  (un- 
term 16.  Juni  1.  J.)  die  Intimation  an  ßUrgenneieter  und  Bath, 
dass  von  dem  Qrafen  Sinsendorf  der  gedachte  Grund  und  Boden 
unter  anderem  ä  conto  verschiedener  an  denselben  gestellten 
kaiserlichen  Anforderungen  abgetreten  und  Überlassen  worden 
sei')-  Und  nun  erat  emlgte  in  der  That,  nachdem  noch  einige 
kleinere  Anstände  beseitigt  worden  waren  (vgl.  unten)  die  grund- 
bücherliche  Einverleibung  des  Eigenthuraes  Schröder's, 

Nunmehr  wird  fllr  uns  die  Frage  von  höchstem  Interesse, 
ob  wirklich  das  Manufakturhaue  wieder  erbaut  worden  sei? 

Diese  Frage  Iflsst  sich  auf  Grund  quellenmassiger  Belege 
beantworten,  leider  dahin,  dass  dies  nicht  geschehen  sei. 

Nach  Empfang  des  obenerwähnten  Dekretes  der  Hofkammer 
vom  22.  März  lü86  hatte  nämlich  Bürgermeister  und  RaÜi  dem 
Spittelmeister  des  Bürgerspitals,  zu  dessen  Gründen  die  Brand- 
stett  gehörte,  Gutachten  und  Bericht  abgefordert.  Derselbe  rela- 
tionirte:  Er  wäre  der  Meinung,  es  möchte  die  Hofkammer  im 
Namen  Ihrer  Kaiserlichen  Majestät  die  Gewähr,  „gleich  wie 
selbige  die  bisherigen  possessorcs  gehabt,  auch  vorhero  nehmen", 
von  dieser  aber  Tierr  von  Schröder  hernach  die  Gewähr  neh- 
men ^).  Dies  stimmt  ganz  mit  den  obigen  Angaben  Schröder's 
in  seinen  Gesuchen  an  die  Hofkammer  um  Ordnung  der 
Grund buchsangelegenheit  Uberein  .  .;  allein  die  Schwierigkeiten 
sollten  noch  nicht  ihr  Ende  erreicht  haben;  es  wurde  nämlich 
zunächst  der  Stadtbuch  halte  rci  aufgetragen,  die  Sache  in  reit- 
liche  Erwägung  zu  ziehen,  sodann  aber  dem  Grundbuchsverwalter 
befohlen,  Herrn  v.  Schröder  die  gehörige  Legitimation  ab- 
zufordern. Diese  erfolgte  auch  im  September  desselb^i  Jahres 
von  Sdte  der  Hofkammer,  wurde  jedoch  dein  Grundbuchs- 
verwalter „one  ainige  Verordnung  remittirt",  so  dass  dieser  von 
Schröder,  der  natürlich  die  Sache  möglichst  rasch  durchführen 
wollte,  immer  überlaufen  wurde  und  sich  einige  Tage  später  an 
Bürgermeister  imd  Rath  um  einen  diesbezüglichen  Auftrag 
wandte").  Dieser  erfolgte  auch  sofort;  „.  .  .  und  wollen 
BürgermeiBter  und  Rath  hierauf  verwilligt  haben,  dasz  invermelte 
dicsortB  angeraelte  gewöhr  aus  Förthigung  gegen  Erl^uog  der 
gewöhnlichen    Grundbuch  gebühr   ertheilt    werden    solle"    (ddo. 

')  DieB  bedeht  sich  wolil  auf  die  BchOD  oben  (vgl.  g  8  Anm.  4)  er- 
iiikbiit«  VernrtbeilunR  des  Grf.  Siazecdorf  zum  Ersatz  tod  1900000  fl., 
wobei  ja  alle  seine  GQter  cotifiscin  wurden  .  .  .  vgl.  Adam  Wolf  t.  c. 

*)  Ahten  des  Wiener  Grundbochs  f.  d.  unteren  Wörth. 

')  Dieses  Scbriftstack,  „unmaazcteb liebes  Aofragen  des  Orundbacbs- 
rerwalters  (Micbel  Hirtel),  die  GewUireertbeilung  ao  Herra  t.  Schröder 
betreffend",  liegt  in  den  erwfthnten  Akten  des  Gniudbucbes  über  den  OD- 
teren  Würth  vor;  demselben  sind  die  obenateb enden  Daten  entnommen. 
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20.  Sept  1686).  Diese  Gebühr  bfldet  einen  neuen  Stein  des 
Anstofses;  der  Grundbuchsverwalter  will  nämlich  das  bei  jeder 
Uebertnigung  übliche  Pitindgeld  (in  diesem  Falle  30  Rthlr.),  das 
natOrlich  in  Folge  der  Einziehung  des  dem  Grafen  Sinzendorf 
geborigen  Grun^  von  Seiten  der  Hofkammer  nicht  entrichtet 
worden  war,  von  Schröder  einheben;  Schröder  weigert  sich,  mit 
Rnckrieht  darauf,  als  das  Manufakturhaus  ja  nicht  dem  Grafen 
»%iseiidor^  sondern  von  Anfang  an,  d.  h.  von  seiner  Erbauung 
an  dem  Kaiser  gehört  habe;  übrigens  erklärt  er  sich  bereit,  w^an 
es  lyQur  ein  weniges  austraget^',  es  zu  zahlen,  um  sich  damit 
nicht  aufzuhalten,  und  bittet  daher  nur  um  Moderation  der 
Pfimdtaxe^).  Ueber  den  erstatteten  Bericht  des  Grundbuchs- 
verwalters, der  bemerkt,  „es  sei  doch  wunderlich,  dasz  Ihre 
Uajestät  auf  einem  fremden  Grund  ein  Gebau  habe  bauen  lassen, 
da  sie  doch  gleich  gegenüber  einen  viel  gröszeren  Garten  und 
spatiam  dazu  gehabt  hätten''  und  schliesslich  meint;  es  solle  Nie- 
mand   von  dem  Pfiindgelde  befreit  werden    —   wird   Schröder 

(anter  dem  18.  October  1686)  abgewiesen Die  weiteren 

Akten  fehlen. 

Die  gnmdbücherliche  Elintragung  erfolgte  aber  doch,  u.  z. 
noch  in  demselben  Jahre.  Wir  finden  nämlich  im  Grundhuche  eine 
Einverleibung *) :  „Wilhelmb  Freyherr  v.  Schröder,  der  röm. 
kays  Majestät  wirklicher  Hof-Cammer-Bath  im  Königreiche 
Hungarn,  empfkngt  auf  eines  woledlen,  hochwolweisen  Stadt- 
rathes  unter  dem  20.  September  (vgl.  oben)  erthailte  Bewilligung 
allen  Xuz  und  Gewöhr  einer  Prandstatt  im  unteren  Wörth  unt- 
halb  der  Öchlagpruggen  gelegen,  worauf  zuvor  ein  Manufacturhaus 
gestanden  .  .  .'* 

„ .  .  .  darumb  hievor  Graf  Sinzendorf  an  der  Gewöhr  ge- 
schrieben, welcher  dann  wegen  unterschiedlicher  Forderungen  .  .  . 
an  allerhöchst  Ihre  Majestät  unter  anderen  auch  diesen  Grund 
abgetreten,  welchen  selben  abermals  Ihre  Majestät  .  .  .  Herrn 
V.  Schröder  vermöge  des  durch  die  Hofkammer  unter  dem 
22.  März  und  16.  Juni  ergangenen  Intimationsdecretes  zu  einem 
Manufactur-  und  Kunsthaus  mit  allen  demselben  immanenten 
Privilegien  und  Freiheiten  eigenthümblich  tiberlassen  haben  .  .  .** 
(datirt  1686). 

Aus  dieser  grundbücherlichen  Eintragung  erfahren  wir  nicht 
nur,  dass  der  Grund  des  ehemaligen  Manufakturhauses  wirklich 
Schröder  an  die  Gewähr  geschrieben  wurde,  sondern  auch  eine 
wichtige  Andeutung  über  das  weitere  Schicksal 
Schröder's  und  damit  des  Grundes.  Schröder  wird 
nämlich  darin  als  „Hof-Cammer-Rath  im  Königreiche  Hungarn" 
bezeichnet ;    es  ist  also  zu  vermuthen ,    dass  er  noch  Ende  des 


*)  Die  interessante  Eingabe:  „Dienstl.  Memorial  Wilhelmb  Freyherm 
V,  Schrödem,  Kays.  Maj.  Hof-Cammerrath",  ddo.  11.  October  1686,  enthält 
eine  knappe  Geschichte  des  Manui^turhauses. 

«)  Grundbuch  für  den  unteren  Wörth,  fol.  878  (im  Grundbuchsamte 
des  k.  k.  Wiener  Landesgerichtes  unter  526). 
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Jahres  1686  als  Rath  an  eine  der--imgariBchen  Kammern,  walir- 
Bcheinlich  die  Zipser,  berufen  wurde.  Damit  stimmt  auch  eine 
Nachricht  von  seinem  Tode  überein,  die  wir  einem  Bittgesuche  der 
Henriette  Sueanna,  des  gewesenen  Coneiliarii  Szepusiensis 
Baronis  W.  de  Schröder  Wittwe  um  Pension  oder  Unterstützung 
entnehmen,  daa  im  Mai  1689  an  die  Hofkammer  gerichtet  wurde; 
aua  demselben  geht  hervor,  dase  Schröder  (offenbar  ist  es  der- 
selbe) 168{l  ,,in  extrema  egestate"  in  Ungarn,  d.  h.  als  Zipaer 
Kammerrath  starb.  Wenn  dies  richtig  ist,  so  erklärt  sich 
auch  vollliommen,  warum  die  Sache  der  Wiederaufbau ung  des 
Manufakturhauses,  die  doch  noch  bis  Ende  1686  von  Scliröder 
so  eifrig  betrieben  worden  war,  jetzt  fallen  gelasBen  wurde; 
SchrCder  muBSte  eben  noch  1686  Wien  verlassen  und  damit 
war  der  ganxe  Plan  nicht  mehr  durehfilhrbar.  Warum  Schröder 
ala  Rath  zu  einer  der  ungarischen  Kammern  ging,  ob  dies  sein 
eigener  Wille  war  oder  nicht,  ist  allerdings  nicht  festgestellt 

Aus  dem  Grundbuch  geht  endlich  weiter  noch  hervor,  das« 
der  Schröder  an  die  Gewahr  geschriebene  Grund  noch  bei  Leb- 
zeiten desselben  von  ihm  weiter  veräussert  wurde.  Laut  der  am 
8.  März  1688  ertheüten  Bewilligung  des  Rathes  wird  nämlich 
Herr  Friedr.  Sebastian  Schulz,  des  allhiesigen  BUrgerepitala  ver- 
ordneter Spittelm  eis  ter  an  die  Gewahr  geschrieben  ,,.  .  darumben 
hievor  der  wohlgeborne  Herr  Wilhelmb  v.  Schröder  an  der  Ge- 
wahr gestanden  ,  .  dieser  hat  eolche  hrandstat  sammt  dem  darzu 
gehörigeo  Grund  berührtem  Büreerspitnl  umb  eine  gescttloszene 
Summe  geltes  khäu flieh  hinuniDgelassen  und  schniUich  auf 
geaandet  .  ."  (ddo.  26.  April  1688). 

Mit  diesem  letzten  Dokumente  schwindet  jede  Nachricht 
über  das  Manufakturhaus;  die  Geschichte  desselben  ist  auch 
wirklich  zu  Ende,  von  einem  späteren  Versuche,  es  neu  auf- 
zubauen und  das  ganze  Unternehmen  wieder  ins  iJeben  zu  rufen, 
findet  sich  keine  Spur, 

Ueberblicken  wir  aber  noch  einmal  alle  die  Nachrichten 
über  das  Manufiikturhaus ,  die  ganze  Geschichte  desselben,  so 
lässt  sich  sagen:  Wir  haben  hier  ein  Unternehmen  vor  uns,  das 
keine  nachhaltige  Wirkung  Blr  die  gesammte  Volkswirthschaft 
ausgeübt,  dessen  praktische  Wirksamkeit,  wenn  sie  auch  nicht 
me&  zu  leugnen  ist ,  doch  nur  von  kurzer  Dauer  und  geringer 
Bedeutung  gewesen  ist:  aber  wir  sehen  auch  in  ihm  ein  In- 
stitut, hervorgerufen  durch  eine  wahrhaft  bedeut> 
same  Idee,  gefördert  durch  Männer  von  eminenter 
wirtbschaftlicber  Begabung  und  für  jene  Zeit  ton- 
angebender Bedeutung,  ein  Institut,  das,  geschaffen 
im  Geiste  jener  Zeit,  so  recht  dieselbe  —  in  ihren 
guten  Bestrebungen  —  charakterisirt.  Und  darum 
wird  die  Gesdüchte  des  Manuläkturhauses  auf  dem  Tabor  in 
Wien  immer  ein  bedeutsames  und  interessantes  Stück  öster- 
reichischer Wirthschaftsgeschichte  bleiben. 


m. 


BEILAGEN 


zur 


GESCHICHTE  DES  MANUFAKTURHAUSES. 


Beilage  I. 

Aeeord  (Becher's)    mit  Ikro  hochgfl.  Exe.  Herrn  Gf.  Albr. 

y.  Zinzendorf, 

röm.  Kays.  Mig.  geh.  Rat»  Bitter  des  goldenen  Vlieszes. 

Zn  vernehmen   demnach   I.   h.   Exe.  H.    Gf.  A.  v.  Zinzendorf 
Herrn  Dr.  J.  J.  Becher,   röm.  kajs.  Majesttttt  Commercien-Kath  in 
einer   aosftirlichen    schriffUichen    Deduction   proponirt   und   demon- 
striret,   welchergestalt    es  absonderlich   zu  Ihrer   Kaiserlichen   Ma- 
jestät recreation  und  curiosität   auch    nutzen   dienen   imd   gereichen 
wttrde,    wenn  Ihre  k.  M.  denen  Engländern  und  Frantzosen  gleich 
eine  curiose    academy,  Kunsthaus,  correspondentz  mit  allerhand    in- 
^niosen    arbeiten   und    experientz    von    vielerhand    curiosen   mathe- 
matischen  chimischen    Sachen  und   Manufacturen    austeilen     lieszen, 
wie  aus  gedachter  Schrift  mit  mehrerem  zu  ersehen.    Nachdem  aber 
Seine  hochgräfl.  Ezcellenz  die  Sachen  verleget,  hat  sie  gefragt 
und  befohlen,  hiebei  einen  fundum  zu  schauen,    woraus  dergleichen 
Sachen   möchten    erhalten   und    continuiret  werden,    damit   man  bei 
diesen  schwfthren  Zeiten  die  hochbenöttigten  Geltmitteln  nit  aus  der 
Kav8.  Cammer-Cassa  dahin   anwenden  und  unterschiedlichen    etwan 
ßinistre  davonn  zu  reden  Anlass  gebe,  worauf  dann  Herr  Dr.  Becher 
zn   reflectiren    versprochen    und    endlich    darliber    wiederum    einen 
Anfeatz  gemacht  des  Inhaltes,  dasz  er  von  denen  Materialisten  glaub- 
würdig vernommen,  wie  von  Zinoher,  Bleyweis,  gruenspan,  siiblimat, 
JBorras,  Salmiac,  Menig,    Bleygelb  und  dergleichen  Farben,  ja  wol 
anf  die    l"0  000  aus    den    kavserlichen  Erblftndem    in   die  Fremde 
gehen,   welche  Farben,    wenn    sie  hier  zu  Lande  gemacht  würden, 
welches    leicht    zu    thun  möglich,  so  bliebe  das  gelt  im  Lande  und 
würde  noch  so  viel  Uberschusz  und  gewinn  dabei  abfallen,  da  leicht- 
lich  ein  reichlicher   fundus  zu  einem  Kunsthaus  und  curiosen  corre- 
s}K)ndentz    da  zu   nehmen    und    zu  unterhalten  sein  wird;    zumalen 
wann  Ihro  kays.  Maj.  ein  privilegium  darüber  erteilen  würde,  wel- 
ches um  so  viel  leichter  geschehen  könnte,   jeweniger  dadurch 
Schaden     oder    Abbruch    Jemandem     geschehe,     indem 
dergleichen  manufactur  von  Farben  von  Niemandem  anjetzo  in  den 
Erblanden    bereitet   und    damit    eine   Manufactur   getrieben    werde. 
Da  falls    aber   solche  Farben   und    der   daraus    resultirende    Gewin 
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BieLl  Mhe  rrkUecklkfa  »«nn  imd  mn  ts  «ocfa  «lUaecklieb  wir«,  diui- 
ni^cb  ZOT  Vermeiirmig  der  Intjaden,  so  seien  Ihme  Herrn 
Bechern  noch  nnterschiedliehe  mndere  secreta  and 
inannfactnreii  bekaod,  »owol  in  efaimiaeben  äKhea  kk  nwehmieis, 
BonUieb  Bereittnng  der  Majolic,  VciMXikimg  der  Weine,  Zeitbignng 
der  Metall«»,  yorÜteSb»Bbe  goLdtacbeidnngen,  woiwu  ein  nnd  ander 
nlttzlkb  puticobr  icaotlirt.  Item  Bereiinng,  Spinnnng  nnd 
Verwebuag  der  woO  in  allarfaand  Zeug,  irelebe«  alle«  bts  dato 
Bocb  nJt  in  den  ErbUnden  gebrXochlich .  tftnf&g,  zSnfitig,  derent- 
wegm  Incbtlich  privilegiret  and  ohne  Jemandes  praejaditz  nnd 
äebadea  iDtrodndrt  nnd  manatenirt  werden  kSnnte ,  welches  anch 
also  beschaffen,  daaa  deren  theils  jShriieh  Ober  alle  nnkoaten  c«ntam 
p,  cenb),  tbeils  50  p.  cento,  theils  tiglich  einen  p.  eento  also  nach 
propoTtiini  nnd  anstalt  des  Verlag  wocbeatlkh  wol  1000  RthL  er- 
tngeo ,  wdehe  secreta  nnd  mann&ctnten  Er  Herr  Becher  rar 
vorigen  Beretthnng  der  Farben  stossec  und  Dner  kays  HajeatHt  za 
Dienst  comrnunicireD  nnd  introdociren  weide.  Damit  er  also  seine 
propositeo  in  cnriosis  practicabel  machen  and  dazn  einen  genng- 
samen  Ftindnm  Terschaffen:  dieweil  aber  anch  zu  diesem  Hanbt- 
fnndo  nemblieb  Sachen  xa  iatrodnciren  nnd  stalnltren  tän  anderer 
fuodna  oder  Capital  erfordert  wird,  als  hatt  Herr  Becher  den  3. 
Aufsatz  gemacht,  vcnichnt  nnd  erboten,  wann  Ihro  kaya. 
UajeMU  einmal  vor  aUemahl  zu  diesem  eisten  fnndo  40iiO  R.  her- 
«chieazen  wolle  nnd  Ihme  Heini  Bechern  die  Anwendung  und 
Application  derselben  hiezu  anvertrauen  nnd  dazu  Vollmacht  und 
Cömmiision  altergnidigst  geben  wollen,  so  wolle  er  vor  besagte 
1000  R-  alle  Torhergeli enden  Hanufäcturen  nnd  secreten  dergestalt 
incaminiren,  introdaciren  nnd  gangbar  machen,  dasz  der  fundns  zu 
einem  groezen  Werk  genugsam  stabilitirt  und  dazu  weiter  niebts 
als  die  contiuuationsammt  grSsBerem  Verlag  erfordere*). 
Nemblich  wenn  man  Capitalien  antuen  will,  daaz  selbige  ihr  reich- 
lidies  Interesse  tragen,  welches  alles  er  vor  sich  nehme  und  dafllr 
garantire  und  gntstehe,  di>ch  dasz  Se.  hitcligrifl.  Exoellenz  Ihn  in 
folgenden  Punkten  g^en  diese  seinen  vorheigehenden  offmirten  und 
Obligation  im  Nfvlimen  Ihr^r  kays.  Majestät  versichere,  als : 

Erstlich,  dasz  Ihre  kays.  Majestät  diese  Sach  prot^iren  mit  kayi. 
privilegüs  internis  manuteniren  und  mit  genogsam  Verlag  nit  steckcB 
laasen  wolle,  allwo  sich  dann  das  wart  Verlag^)  dabin  ver- 
flteht,  dasz  die  4000  K-  allein  zitr  Einrichtung  gehören,  was  man 
darttber  von  Capital  anl^et,  dos  soll  alsdann  Interesse  tragen,  der- 
gestalt, dasz  17 — 20  000  R.  wöchentlich  wol  1000  R-  tragen 
kflonen,  nach  welche  Proportion  sich  dann  der  Veriag  i 
und  regiiliret. 


2Hleza  die  von  Bechsr  eigenbAndJ^  b^nerkte  Bandnotiz:  „Ego  mea 
Ü,  praettetor  erso  etjam  contiDnatio  promiua". 
*)  EtgenblDdige  Randbemerkuiig:  Ton  diesem  so  klar  vosprocheDoi 
Verlag  wOrd  aqetco  gehandelt. 
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Zweytens,  dasz  Ihre  kajs.  Majestät  Ihm  Herrn  Bechern 
snr  impection  pro  nunc  Niemand  Anderes  als  Se.  £xc.  Herrn  G£ 
Allnecht  alleignedigst  verordnen,  da  aber  Se.  Excellenz,  dasz  Gott 
darftlr  seye,  mit  Tod  abgiengen  oder  sonst  nit  länger  dabei  bleiben 
wollen  ^),  80  solle  Herrn  Bechern  wiedemmb  frej  seyn,  ein  und  An- 
deren snr  Inspection  zn  praesentiren ,  woraus  Ihre  Majestät  dero 
Belieben  nach  elegiren  m(^,  wen  Sie  wollen. 

Drittens:  Die  Inspection  soll  sich  erstrecken  auf  den  Haabt- 
fundom,  nemblich  auf  Alles,  was  introducirt  und  zur  perfection  ge- 
bracht ist,  worüber  ordentliche  Protocolle  und  Rechnungen  geführt 
and  zor  Inspection  stilndlich  bereit  sein  sollen,  damit  man  Ihrer 
kays.  Majestät  daraus  referiren  könne.  Soll  auch  Herr  Becher  zu 
solchem  Referat  bei  Ihrer  Majestät  wann  und  so  oft  er  wolle ^) 
gezogen  werden,  auch  Referendarius  in  curiosis  sein,  auch  soll  diese 
Inspection  der  Sachen  protest  und  manutenenz  nach  sich  ziehen. 

Viertens:  solldas  Directorium  solcher  manufacturen 
des  Konsthaoses  und  Correspondentz  in  curiosis  stetig  bei  Herrn 
Bechern  und  seinen  Erben  oder  welche  er  dazu  nomin iren  wird, 
yerbleiben.  Solt  aber  Er  oder  die  Seinigen  diesem  Werckhaus  nit 
länger  abwarthen  wollen  noch  können,  so  soll  es  ihm  freistehen, 
ein  oder  anderes  Subjectum  zu  benennen,  welches  Ihro  kays.  Ma- 
jestät zur  Direction  erwöhlen  mö^^en,  doch  dasz  diese  praesentation 
allsteit  bei  ihm  Herrn  Bechern  und  seinen  Erben  verbleibe. 

Fünftens:  Die  Inspection  und  Direction  verstehet  sich  haupt- 
sächlich auf  den  groszen  Fundum  und  von  solcher  Direction  soll 
Ihrer  Excellenz  oder  dem  künftigen  Herrn  Inspectori  jederzeit  Nach- 
richt und  })arte  gegeben,  auch  dessen  Gutachten  darinnen  vernommen 
werden,  was  aber  die  allererste  Einrichtung  solcher  Saclien  vor  die 
4000  R.  betrifft,  da  soll  er,  Herr  Becher,  doch  mit  Vorwissen  und 
Gutachten  auch  assistenz  Ihro  Excellenz  allein  mit  schalten  und 
walten  und  gleichwohl  zusehen ,  wie  Er^s  zu  Ende  bringt ,  dieweil 
er  dies  allein  auf  sich  genommen,  doch  soll  er,  wann  alles  ein- 
geiichtet,  den  fundum  zeigen,  die  effecten,  wohin  besagte  4000  R. 
appliciret*)  worden  und  worin  derer  effect,  welcher  allzeit  bleiben 
solle,  beruhe. 

Sechstens  sollen  besagte  4000  R.  von  Monat  zu  Monat 
bezahlet  werden,  das  ist  monatlich  lono  R.,  in  dem  Majo  an- 
zufangen, ohne  absatz  interruption  oder  execution  sonst  man  in  der 
Arbeit  und  Anfängen  stecken  bliebe. 

Siebentens:  Herrn  Bechern  und  den  Seinigen  principaliter 
wegen   introduction   und  stabilirung    dieser  Sach    verbleibe   und    in 


^)  Eigenhändige  Randbemerkung:  „—  oder  die  Manufacturen  stehen 
Ussen  und  allein  auf  Goldmachen  sehen,  auch  die  Scientz  und  Praxin  allein 
vor  sich  haben  wollte^. 

^  Eigenhändige  Randbemerkung:  Nunquam  fui  admissus  ad  audi- 
ntism. 

')  Eigenhändige  Randbemerkung:  „Das  weisen  beikommende  Rech- 
nungen aus.'^ 
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perpetuum    der   zehente  Tuil    des    resultireaden   gewians   aus    alleu 

dieee  Sache  . Rllltiii   uud  weder    ihm  und    den  Seinigea 

hieriimeti  nicbts  ezcipirt  werden  könaen  &1b  crimen  laesae  Majeetatis, 
darfUr  Bie  Gott  behUete,  damit  sie  auch  richtiger  wissen,  wie  hoch 
der  zehente  Theil  des  Gewinnes  sei ,  soll  Ihnen  freistehen ,  Je- 
manden bei  der  Buchhalterej*  als  ein^i  gegenschreiber  zu  lutlteu,  da 
felis  auch  Ihro  Majestät  diesen  gesamten  fundum  oder  das 
KansthauB  sammt  seinen  Intraden,  wi«  die  einen  unde  anderen 
inskünftig  aeyn  möchten ,  Terftndem ,  verlassen  oder  verschenken 
wollen,  so  soll  doch  Herrn  Becber's  oder  der  Seinigea  jus  darauff 
haßten,  wie  oben  gelehret. 

Achtens:  soll  Herr  Doctor  Becher  zur  völligen  Introduction 
diesCT  Sachen  jarszeit  gegeben  werden  ^) ,  in  welcher  Zeit  alles  in 
seiaer  Vollkommenheit  seyn  solle,  doch  dts  nach  Proportton  der 
Monaten  in  diesem  Jahre  auch  eine  und  andere  mumhctar  ein- 
gerichtet  werde,    damit  man    den  progress  der   maniifacturen  sehen 

Neuntens:  Wollen  Ihre  kays.  Majestät  dieeen  particnlar 
vergleich  mit  der  Zeit  und  bei  progress  der  Sachen  zu  besserer 
Btabilitimng  und  Sicherheit  durch  ein  kaiserliches  Decret  roboriren 
and  seine  hocligrät'liche  Escellenz  solches  auswUrken ,  damit  man 
gleichwohl  dasjenige  schriftlich  hat,  was  Ihro  kays.  Slajestat  in 
dieeer  materi  den  lö>  Maj  gegen  Ihro  Excellenz  nnd  den  17.  U^ 
gegen  Doctor  Bechern  in  mllndlicber  audientz  gnedigst  placitürt 
bähen. 

Zu  nrkundt  dessen  seindt  zwey  gleichlautende  instrnmeata  auf- 
gesetzt^, unterschrieben  und  gewechselt  worden.  So  geschehen  in 
Wien,  den  21.  May    1675- 

(L.  8.) 

ALBRECHT  GRAf  VON  ZINZENDORP. 
JOH.  JOACHIM  BECHER,  DOCTOR. 


Beilage  II. 

Rerersabschrift  vom  Herrn  Dr.  Becher 

w€^n    der    introducirten    sechserley    trembden    Mannfacturen    und 
Ihme  hierüber  ertlieilte  privilegia  (dattrt:  Wien,   15.  October  1676)- 

Ich,  Johann  Joachim  Becher,  der  rCm.  Kays.  Majestät  Cammer- 
und  Commercien-Rath,  Urkunde  und  bekhenne  htemit  für  mich,  raeine 
Erben,    Nachkommen   und    Interessenten   Öffentlich    und   für    Jeder- 


■)  Eigenhftndige  Randbemerkung:  -Den  21.  M^  1675  bafs  angelangeD 
und  bis  aigetzo  den  19.  MOrz  1676  schon  fertig,  wäre  vor  einem  riertel 
Jahr  schon  fertig,  wenn  man  mich  nicht  mit  gelde  gehindert." 
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mamiY  demnach  mir  vennittels  der  hochlöbl.  kays.  Hofkammer 
Interpodtion  und  derselben  nachtrtlcklichen  Cooperation  die  gebettene 
und  GrnftdigBt  verwilligte  privilegia  über  das  allhier  neuerbaute 
Kunst-  und  Werckhaus  und  der  zu  befürderung  der  Commer- 
deo  in  den  Kayserlichen  Erblttndem  auch  Aufnehmbung  derselben 
berots  introducirten  sechserley  firembden  Manu&cturen  daselbst  de 
dato  12^  Oct  dieses  instehenden  1676^  Jahres  nunmehr  in  Ori* 
ginali  su  meinen  Handten  extradirt  worden  seye. 

Als  gelobe,    zusage   und  verspreche   in  Kraffi;   dieses   Reverses 
biemit,   dasz  ich  erstlich  denjenigen,  wozu   ich   krafit  erstbemelten 
Privilegium   gehalten   bin,    gantz   getrewlich   pflichtschuldigst    nach- 
kommen,  nit  das  geringste  an   meinem  Fleysz  und  Eyfer  erwinden 
lafisen,   sondern  Alles   zu  Ihrer  kays.  Majestät  gnädigsten   contento 
pnestiren  uud  vollziehen  will,    in  Sonderheit  aber  will  ich  schuldig 
und  gehalten  seyn,  den  Consumo  der  Landtwoll  möglichst  zu  machen 
imdt  in  specie  durch   die  wUllene  Manu&ctur  als  vorher  pro  primo 
fondo  allerhöchst  gedacht  Ihro  kays.  Majestät  absonderlich  2000  R. 
puur  geldt  vorschieszen   haben  lassen  auf  alle  weeg  und  weyss    zu 
promoviren.     Auch   den  Termin    zur    Einrichtung  und  Stabilitirung 
dioMT  und  anderer  Manufacturen  in  zwey  Jaren  gewisz  und  un- 
lehlbarHch  observiren,   also   mithiu  alles  nach  bester  möglichkeit  in 
gaeten  Stand  bringen  und  sezen  will. 

Ftlrs  Änderte  will  und  soll  icb  vor  Allem  den  mit  Ihro 
Excellenz  Herrn  Grafen  Albrecht  v.  Zinzendorf  p.  tit.  in  Namen 
mehr  allerhöchst  Ihrer  Majestät  Vätern  21^*  May  des  jüngst  ab- 
gewichenen 1675^Jahres  geschlossenen  Accord  in  allen  seinen 
PoDCten,  Clausein  und  Articuln  so  vill  nemblichen  durch  die  privi- 
legia nit  etwa  immutirt  ist,  und  auch  was  das  Smölzwerckh  an- 
belangt, völliges  Genüge  zu  thun  und  Alles  bis  auf  das  geringste 
wttrckhlich  zu  adimpliren  denno  und  specialiter  hiemit  obiigiret 
seyn.     ueberdies 

Drittens  bin  icb  erbietig  und  schuldig  von  allen  fabricirten 
Wahren,  so  Ich  und  meine  Interessirte  in  oder  auszer  Landts  hin 
und  wieder  verführen  und  verkhauflen  lassen  bei  allen  Lägställen 
oder  Mauthen  den  gewöhnlichen  Aufschlag  oder  andere  Gebühr  wie 
die  Nahmben  haben  oder  die  kay serliche  vectigalia  ....  jedesmalil 
ordentlich  und  unverweigerlich  zu  entrichten. 

Nicht  weniger  viertens  will  und  soll  ich  noch  absonderlich 
Ihrer  kayserlichen  Majestät  als  unserem  gnädigsten  Landesf\irsten 
imd  Herrn  mit  unterthänigstem  respect  von  allem  und  jedem  hier 
fabricirten  und  verkhauffenden  Waren  es  seyen  gleich  in  oder  auszer 
Landes  zwey  pr.  cento  an  stelle  einer  gebührenden  recognition 
gaetwillig  raichen  und  abstatten  auch  dieszorths  alles  getrewlich 
Y^suchnen  und  nichts  verhalten. 

Fünftens  verspreche  ich  hiemit  allen  Inwohnern  und  Unter- 
thanen  in  den  Kayserlichen  Erblandten  zum  Besten  durch  die  In- 
troduction  der  offiiberührten  sechserley  frembden  Manufacturen  keine 
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ITjonenuig  zu  verarBachen,  aondem  so  vill  als  mtSglicb  die  Wohl- 
feiljgkdt,  die  GOette  bui  den  Wabren  einzatttbren. 

Dabey  ich  seohstens  aucb  keineswegs  verlange,  daaz  man 
etwa  'wegen  meiner  oder  der  im  Landt  labricirten  Wahren  andere 
dergleichen  aas  der  Frembde  berein  verbietten,  soadera  ee  soll  nod 
mag  sich  ein  Jeder  nach  eigenem  belieben  damit  veisehea,  wo 
er  will. 

Siebentens  bin  ich  nit  zuwider  der  Innländer  Capitalen  vor 
trembden  anzunehmben,  wann  sie  sieb  zor  rechten  Zeit  nnd  vor  den 
Frembden  anmelden. 

Zum  Achten  soll  ich  gehalten  seyn  mich  mit  der  ho^lsb- 
lichen  HoEFcammer,  als  welcher  es  fre^  und  bevorstehet  wegen  der 
vorgeachoBHenen  Baiv-Unkbosten  zu  dem  Konst-  und  Werckbana, 
was  sich  nemblichen  auf  gepflogene  abraittung  fUr  richtig  befienden 
wird,  nach  Billigkeit  zu  vergleichen  nnd  lasse  zu  dero  fernerem 
Belieben  gestelt  seyn,  ob  sie  vielleicht  solches  bey  vorbabendter 
Anirichtung  Einer  Compania  als  ein  Einlagecapital  mit  anrechnen 
und  (tierschreiben  oder  mit  Jährlichen  6  pr.  cento  rerinteressiren 
lassen,  entzwischen  aber  soll  es  so  vilt  das  Eigenthomb  des  Knnst- 
and  Wercklianses  anbelangt  bei  den  mir  nnter  dem  17.  jflngst  ver- 
wichenen  Monats  des  ?'"'■  zugefitrtigtem  Decret  ein  verblühen 
haben,  dei^estalten  zwar,  dasz  nach  verflossenen  15*°  Jahren  Ich 
und  meine  Interessirten  die  von  der  Hoffkammer  vorge- 
schossenen Bau-  nnd  Kosten  zum  fahl  solches  Haas 
uns  eigentbUmblich  verbleibt,  widernmb  refundiren 
oder  aber,  wann  solches  Haus  der  bocblfiblichen  Hoff-Cammer  ver- 
bleiben sollte,  sie  uns  die  darüber  ausgelegten  und  er> 
weislichen  bau  und  Kosten  herausgeben  nnd  arstatten 
solle ,  die  vorhandenen  instrumenta  sollen  auch  umb  k&nfftigtr 
guter  Nachricht  willen  jetzo  von  mir  in  ein  besonderes  inventarinm 
mit  allem  Fleigz  getrewlich  verzeichnet  und  mit  hanndscbriSl  und 
Potscbafil  behrafl^iget  werden. 

Zum  fahle  aber  neuntens  wider  verhofien  ich  hievor  bemelte 
praeetanda  nicht  adimpliren  und  also  das  Versprochene  von  mir 
nicht  ausdrücklich  eSbctuirt  werden  sollte,  so  stehet  Ihrer  kais. 
Majest&t  oder  der  bochltt blichen  Hoff-Cammer  bevor,  nach  erkbandten 
nnd  deszwegen  bei  Ihrer  kays.  Majestst  producirten  grttndtlicben 
Ursachen  dasz  die  gnädigst  ertheilten  privilegia  widernmb  revocirt 
oder  anderen  conferirt  werden  mttgen.  Gleich  wie  selbige  ohnedem 
allen  anderen,  so  etwan  dergleichen  Manufacturen  wie  die  sechserlcy 
im  Künste  nnd  Werckhaose  sdndt  im  Landt  schon  vorhin  angelegt 
hatten ,  würckhlicb  fiibriciren  thtttten  nnd  hietinnen  privilegiret 
v^ren,  auch  Ihre  privilegia  dessentwegen  ediren  werden,  ganta 
unpraejudicirlich  seyn  und  Ich  auf  solche  weyse  niemanden 
dadurch  einigen  Schaden  zu  tbun  verlange. 

Zn  wahrer  Urkhnnd  dessen  habe  ich  dieeen  revers  eigenhündig 
unterscbriebea    nnd    mit  meinem  gewöhnlichen  Pätschaft  bekräftigt, 


VI  1.  81 

lokhco  «ich  gegen  eingangs  erwöhnte  privilegia,  aosgewecbselt  und 
abo  geförthigten  zu  handen  der  hochlöblichen  kays.  Hoff-Cammer 
logvrteUet     So  geschehen  in  Wienn,  den  15.  October  1676. 

JOHANN  JOACHIM  BECHER,  Dr., 
in  fidem  promissorum  rogatus  subscripsi. 

JOHANNES  ANTONIUS  LESSENICH, 
apost.  et  caesarea  authoritate  uotarius  publicus. 


Beilage  III. 
Geliorsamber  Bericht  Wilhelm  y.  SchrSder's 

wegen  Wiedererbanong  des  Manalacturhauses  auf  dem  Tabor 

(ddo.   1.  November  1684). 

Nachdem  bei  einer  hochlöblichen  Hoffkammer  ich  gehorsam 
Amodien  gethan,  damit  das  durch  den  Turckhenkrieg  ruinirte  und 
demolhrte  manufaciurhaus  mir  mogte  Erb-  und  eigenthumblich  ge- 
geben werden,  da  ich  hiegegen  Ihre  kays.  Majestät  nuzen  und  des 
kndes  besten  zu  befördern  auf  meine  eigenen  Kosten  das  Haus 
wieder  erbauen  und  allerley  Handwerker  da  hinein  zugein  wollt, 
damit  nicht  allein  aus  dem  Haus  die  durch  den  Krieg  ruinirte  plötze 
in  Oestreich  mit  tüchtigen  Handtwerckem  und  nahrhaften  Menschen 
enetit  und  das  Land  an  Menschen  als  auch  an  Nahrung  wieder 
mnehmen  möchte,  sondern  auch  damit  alle  Handtwerke  nach  und 
nach,  welche  jetzo  in  Oesterreich  nicht  bekand  theib  aber  ad 
Deeeasitatem  theils  ad  delicias  theils  ad  omamentum  Reipbl.  dienen 
nmb  welcher  willen  so  viel  Geld  aus  dem  Lande  geftlhrt  wird, 
machte  iutroducirt  werden.  Als  hat  mir  eine  hochlöbl.  Hoffkammer 
eine  Commission  zu  verordnen,  welche  mich  weiteres  darüber  ein- 
femehmen  mochte,  welche  Commission  den  2.  October  dieses 
J 684er  Jahres  seinen  Fortgang  gehabt,  in  welcher  folgende  puncta 
n  beantworten  mir  fUergetragen  worden: 

1.  Was  ich  ftir  einen  Zuspruch  am  Haus  zu  haben  vermeinte? 

2.  Wie  ich  wollte  das  Haus  wieder  aufbauen? 

3.  Was  ich  für  Handwercker  dahin  zu  bringen  gesonnen? 

4.  Was  ich  für  privilegia  verlangte? 

Ob  ich  zwar  damals  auf  alle  puncta  sattsam  geantwortet  zu 
haben  vermeinte  so  ist  doch  guth  befunden  worden  meine  schrifft- 
liche  Erklärung  aufzusetzen  und  hochgedachten  Herrn  Commissarien 
n  dero  nachricht  zu  übergeben. 

Was  nun  anbelangt  den  1.  Punkt  nemblich  was  ich  für  Zu- 
^mich  im  Haus  zu  haben  vermeine,  so  kann  einer  hochlöblichen 
Hofkammer  nicht  unwissend  sein,  wie  das,  nachdem  ich  anno  1677 
wieder  ans  England  kommen  auf  Befehl  Ihro  kays.  Majestät  durch 

FonehoBgen  (24)   VI.  1.  -  Haischek.  6 
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den  dnnuiligeii  Herrn  Hoffkammerpraesi  deuten  Gnfest  t,  Sinzendorf 
mit  Ztxziehnn^  des  ie«l.  Herrn  ObttstboÜDeister  Gmfm  von  Zintzen- 
dorf  und  de«  Herrn  Hoffknmmernithes  Freiherm  v.  Sdb  mir  da» 
damnls  niinüie  nnd  banquerotirte  manufsctnrweric  wieder  in  die 
Höhe  zn  bringen  ist  nngetragen  worden  nnd  solches  zwar  nnter 
dem  Vorwand  die  weilen  dazamahl  micb  za  accomodiren  nichts 
....  ich  ad  Interim  dieses  anf  mich  ndimen  und  meine  merita 
dadarch  Termehren  solte ,  welches  dann  nach  langer  dispatation 
auf  nachFolgende  condition  grflchloesen  worden: 

1.  Ich  sollte  ins  Hivus  in  possess  nehmen,  wie  dui  solches 
Ihro  kays,  Majestüt  zu  mannfactur  auferbauet  als  würde  solches  anch 
Ton  Ihro  MajefltXt  mir  völlig  Überlassen,  dieweilen  aber  der  Herr 
Pnesident  wegen  des  Grundes  nnd  Bodens  ein  H«cbt  mit  daran 
praetendirt,  als  würde  ich  sehen,  wie  ich  des  Grundes  nnd  Bodens 
halber  mich  mit  ihm  vergliche. 

2.  Sollte  mir  6O0  fl.  Besoldung  nnd  700  fl.  adjnta  di  cosU 
jährlich  deszbalb  ausgeworfen  sein,  bis  nnd  so  lange  ich  andeiwbts 
accomodiret ,  snb  alio  titnlo  einer  ordinarie  Besoldung  geniessra 
konnte, 

3.  Derweilen  ich  mit  einer  hochlöbl.  Hofkammer  im  Geringsten 
in  keine  Rechnung  mich  wollte  einlassen ,  sondern  lieber  auf  mnne 
eig4>nen  Kosten  das  Werk  anfangen  nnd  nnsfllhren  als  sollte,  wo- 
fern das  Werk  würde  seinen  Portgang  haben  und  die  Mana&etnr 
in  Stand  kommen,  alles  meines  Schadens,  den  ich  etwa  dabej  er- 
leiden mochte,  eine  Gutmachung  von  der  Kammer  erwarten  und 
zu  meinem  Recompenz  20/m.  R.  Über  alles  vorige  versichert  sein, 
aaf  welches  mir  das  Mannfscturhaus  eingehändigt 
worden,  der  Herr  von  Selb  aber  den  strittigen  Pankt  zwischen  dem 
Herrn  Hofkammerpraesidenten  wegen  des  Grundes  zu  adjustiren 
versprach.  Sachdehme  aber  die  conditiones,  so  er  mir  vorgeschingen, 
nicht  anzunehmen  mir  geschienen,  und  von  den  Manufiicturen  w^- 
zugehen  resolviret,  auch  weder  meiner  Besoldung  halber  ruhiges 
decret  ohne  zugleich  ausgefertigte  Versicherung  wegen  des  Hausee 
annehmen  wollte,  indehme  so  viel  Kosten  in  Einrichtung  und  so 
viel  Muhe  in  Aufrichtung  der  Manufacturen  in  einem  frembden 
Hsuse  so  nicht  mein  seye  und  sus  welchem  nnch  meinem  Tode  die 
Ueinigen  mit  Gewillt  könnten  gestoszen  werden  und  nachmabis 
umb  ihr  Geld  rechten  sollten,  anzuwenden,  mir  eine  Thorbeit  za 
seyn  vorkam  nach  dem  Sprichwort:  staltus  in  alieno  solo  aedificat, 
als  habe  ich  mich  bei  ihrer  Majestät  über  den  Herrn  Pmesidenten 
beschwert,  welchem  nach  Ihro  kays.  MnjestHt  dem  Herrn  Grafen 
Albrechten  von  Zintzendorf  befohlen  mit  dem  Herrn  Pmesidenten 
zu  reden  und  ihn  zur  Billigkeit  zu  vermtlgen,  worauf  der  Herr 
Fraesident  sich  dahin  gegen  mich  erkläret,  dMz  er  mir  weiters  keine 
difticultät  wegen  des  Unuses  machen ,  sondern  darüber  noch  ein 
Versich erungsdecret  ausfertigen  lassen  wolle,  jedoch  mit  der  con- 
dition, dasz  ich  ihm  die  Mannfactur  des  Zwimwindens  (?)  in  Ober- 
Ssterreich  auf  seine  gUeter  wollte  estabiliren  und  darzn  Lenthe  zuvor 
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«uff  leine  Kosten  ans   den  Niederlanden  Lerbcischaffeu  und  meine 
forliao  pactita  Antbeile   an   selbige   manufftctur   iiime   cediren   und 
fdllig  überlassen,  wobei  es  aucli  seine  Bewandtniss  gehabt,  aber  es 
iit  etaUcfae  Tage  bemach   der  Herr  Praesident  wegen  der  pesth  in 
Böbmen  gangen,   alwo  nachmals    die  Veränderung   mit   ihm 
geschah  und  mein  sach  undecretirt  blieb,   indekme  sein   successor 
mich  lieber  von  allem   gestoszen   als   mir  Satis&ction  gethan  hätte, 
wie  er  dan  solches  wie   bekannt  wttrcklich  tentirt,  indem   er  mir 
«in  decret  zugeschickt  das  Haus  zu  räuhmen  und  weisz   zwar  nicht 
iber  was  Rechnung  zu  tbun,  auch  ad  valvas  ein  Cammerdecret  an- 
flcfaligen  und  das  haus  feilbiethen   lassen.     Wanu  nicht  Ihre  kays. 
Üj^QStftt  von  Oedenbui|^  herauf  ex  officio  der  hinterlassenen  Kammer 
bcMileu  lassen,  mich  inquieta  possessione  und  das  decret  vom  haus 
wieder  abnehmen  zn  lassen.    Und  haben  Ihro  kays.  Majestät  auch 
dtsmial    dem    Grafen   Albrecht   v.    Zintzendorf  und    Hc^rm    Hof- 
kuunerpracsidenten  Baron  Abele  anbefolilen,  diese  sach  in  commis- 
nuk  fllrzanehmen  und  mir  satisfietction  zu  geben.     Es  ist  aber  diese 
Commission,  wie  oft  und  wie  viel  auch  Graf  Albrecht  urgirt^)   und 
reitflriret,  erinnerung  an  Ihre  Majestät  deshalb  vorgebracht,    immer 
TOD  einem   Tag  auf  den    andern   geschoben   worden,    bis    endlich 
dieser  Tttrckenkriegh  drein  kommen.    Ob  ich  nun  zwar  gleich  des- 
halb, was  anfänglich  zwischen  der  hochlöblichen  Kammer  und  mir 
tr&ctiret   worden,    nichts  Schriftliches  aufzuweisen,    so   werden    sich 
doch  die   referata   mit   der  Signatur  Ihrer   kays.  Majestät   bey    der 
Be[|;i8tratur   finden^),    indem    nicht   nur   der    Herr  v.  Selb   sondern 
tach  der  Herr  Secretarius  Brückner    luir  solche  jederzeit  produciret 
and  gewiesen.     Zudehme  so    sind   die  facta,    so    ei-folget,  Zeugniss 
geoug  nemblich   dasz    ich  das  Haus  in  possess   gehabt,   mir   meine 
Besoldung  richtig  bezahlet  und  solches  eine  richtige  Besoldung  und 
nickt  eine  pension,  wie  man  sie  jetzt  zu  meinem  Nachtheil  stilisiret, 
gewesen,  aber  aus   allen  Anweisungen  und  auch  noch  aus  der  von 
mir  anlängst  beigelegten  Hoffzahlamtsquittung  andei*s  kann  erwiesen 
werden,  welche  sonst  nicht  denn  durch  expresse  Kündigung  pflegen 
OMirt  zu  werden. 

Dass  ich  aber  allem  Versprechen  ein  völliges  Genügen  geleistet 
nnd  die  Manu£su^tur  nicht  allein  in  Stand  gebracht,  sondeni  auch 
xur  Continuiruug  derselben  solche  Mittel  angewiesen,  die  vielleicht 
beute  oder  morgen  mit  groszem  Fleisz  dürften  wieder  hieftir  gesucht 
werden,  solches  weisz  sowohl  Ihre  kays.  Majestät  als  welcher  alles 
dergleichen  von  Ihrer  Excellenz  Grafen  Albrecht  von  Zinzendorf 
iit  Qberreichet  worden.  Sodann  die  processen,  so  ich  des  Manu- 
fitctorhauses    wegen  bei    der  Regierung    gehabt,    bezeugen    solches, 


')  Randbemerkung:  „Von  dieser  Urgiruug  hat  Herr  Hofkammerrath 
IlAjr  Wissenschat^''. 

*)  Von  diesen  Akten  stocken  war  weder  im  k.  k.  Reichsflnanz-  (ehem. 
Hofkammer)  Archiv,  noch  im  Archiv  des  MiniBteriums  des  Innern  das 
Mindeste  zu  entdecken. 

')  Gleichfalls  nirgends  bezügliche  Aktenstücke  aufzufinden. 
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indeme  Mnat  «o  viel  OppoDenten  lieh  nicht  berfor  gcthan  bKUen: 
ans  w«kh«^  relntm  ich  nun  Jeden  den  Schlnsz  nittchen  Inmif,  was 
ich  fttr  Kccht  ohmb  das  Haiu,  wenn  es  auch  noch  stände,  hxtt«. 
In  dem  sind  vorfaero  angewendet«  Kosten  nicht  gsreehnet  nor  in 
HTecten ,  initmmenten  nnd  materialien  über  9000  fl.,  deren  je4zo 
verbronnen  ge^n  ond  weisz  icb  nicht,  wie  ich  weniger  ab  die  Ober 
den  Hfturen  gefallenen  Steine  nnd  etwa  SO  Schritte  in  QnBdiat 
(imnd  ftlr  das  alles  znr  Satisfaction  begehren  können ,  wenn  anch 
gidch  weiteres  nichts  zu  thnn  ich  mich  obligirt  hatte. 

Von  dan  die  ente  qnaestion  hiemit  genngwm  erientert  tu 
Heyn  vemteine  nnd  damit  zngteicli  zn  reratehen  gt-geben  habe,  dnsx 
ich  keine  nnach  sehe,  wanun  man  mich  die  ander  qnoeetitHi  mt 
benntworten  obligiret,  indem  darinnen  gar  mein  eigen  Intetease  be- 
griffen ist,  welches  zn  beecbletinigen  ich  keine  Zeit  noch  Fleiw 
sparen  werde. 

Die  dritte  Frag  anbelangend :  was  alles  allda  fUr  UaDn&etaren 
zu  introdnciren  vorhabe;  so  ist  zu  cnnsideriren ,  wann  das  Hans 
dem  pnblico  zum  Beeten  soll  nngestellet  werden,  dass  dannnen 
sowohl  die  Mannfactaren ,  welche  allbereid  im  Lande,  als  welche 
noch  nicht  im  Lande  zuznlaasen  sejn,  vor  welcher  ....  all* 
heretd  im  Lande  ist,  dasz  sie  zur  perfection  gebncht,  diese  aber, 
dasB  sie  introdncirt  werden,  dan  die  Lederbereitnng  ist  zwar 
dem  Namen  nach  im  Lande,  aber  es  mangelt  die  Perfection,  wdcbe 
in  der  Welt  nitgende  eher  als  ans  England  kann  genommen  wer- 
den, dazu  dieweilen  nnter  dran  Namen  dieses  Hanses  riet  FVemde 
ans  Niederland  herzti  gehrncht  werden,  damit  das  Land  auch  mit 
tüchtigen  Inwohawra  angefUllet  werde,  welche  Innt  des  allbereit  er> 
theilten  privilegii  anch  in  anderen  Städten  and  DOrfem  ansgebreith 
werden  und  doch  anter  dem  Namen  nnd  Privilegien  zum  Hann&ctnr- 
lians  gehörig  bleiben  kttnnen ,  sonst  so  stricte  auf  Benennung  (?) 
der  roanurncturen  nicht  za  gehen,  indehme  es  zweierley  ist,  eine 
Mannfactur  toleriren  und  eine  Mann&ctur  privilf^ren ,  nnd  wird 
die  Intention,  die  man  zn  Tassen  hKtte,  ans  beiliegendem  Gutachten, 
welches  ich  nnlHcgst  auC  Begebren  eines  ftlemehmen  Standes  des 
Ueiches  anfgesetzet  remehmen  Sonderlich  aber  sollen  in  diesem 
Hause  drei  Hanptmanufacturen,  als  was  die  Verbesserung  di^r  wol- 
linen, Seiden-  und  Ledcrmannfactar  gesehen  werden,  item 
die  Bereitung  der  raineraliscben  und  veg'itabiliscbe  n 
Farben  zur  Ftlrberey  und  Mahlerei  dienlich,  damit  solche  intro- 
dudrt,  perfectionnirt  und  ingrossirt  werden.  Denn  diese  sind  es, 
welche  so  viel  Gulden  ans  dem  I^nde  fuhren.  So  werden  anch 
noch  mehr  Dinge  in  dem  privile^o  exprimirt,  welche  bishero  an> 
zugreifen  nie  ist  gedacht  worden,  absonderlich  aber  wollte  ich 
darinnen  eine  glashUtte  exprimirt  haben  und  die  Kapfer> 
mannfactur,    n&mlich    das  Kupfer  in  Eisen  zu  wandeln. 

Drittens,  die  Privilegia  belangend,  so  ist,  was  solches  anglet, 
wan  etwas  dem  pnblico  zum  Besten  geschehen  solte,  mit  wMt 
anderen  Augen  anzusehen,  als  wann  nur  ein  privater  Nutzen  gesucht 
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wird.     Wie  auch   dessen  Erläuterung  aus  beyliegendem  Gutachten 

xa  eneben  ieh  . nicht  was  mein  nuzen,   sondern  was 

des  pablici  nozen  seye,    hoffe  aber,  man  werde  dameben  auch  mir 
ittlasiwm,  dass  in  Beförderung  des  boni  pnblici  ich  oder  meine  Nach- 
keinmea  auch  Nozen  Mt  sich   machen  können.     Mit  einem  Word, 
die  prmlegia  sind  der  Untei^gang  aller  Manuiaeturen  und  die  Hin- 
denuag,  wodurch  alle  Manufacturen  gehemmt  werden.  Zum  £xempel: 
Wann  die  wolline  ZeugmanuBictur  einer  Person  privilegiret  ist,  was 
ist  das  anderes   als  alle  anderen  exciudirem,  diunit  sonst    darinnen 
kein  Mensch  etwas  thun  könne,  noch  möge,  da  doch  Niemand  das 
Vermögen  hat,   das  Land  mit  genügsamer  fabrica  zu  verlegen,  ei^ 
wird  solche  Manufactnr  durch  dergleichen  privil^a  gehemmt,  dero- 
ktlben  keine  einzige  manufactur  derer  generaliter  solch  eine  grosze 
Oonsomption  im  Lande   ist  und  welcher  so  viel  von  auszen  her  zu- 
g^hrt    wird,    privative    zu    privil^iren,    dieweilen   die    Intention 
9epk  soll  so  viel  Personen,   wan  es  möglich  wehre   auf  einmal    in 
nkben   manufacturen   arbeiten   zu   machen,    dasz   nichts   mehr  der- 
selben von  auszen   herein  gebracht  werde;   dafem   tlbrigens    solche 
Mannfifccturen  sind,  welche  nicht  ad  necessitatem  inevitabilem  dienen, 
wacher  Grebrauch   auch   nicht   gröszer   ist,    als    dass    ihrer  etzlich 
wenig  Personen  und  Verlag  zu  employiren,    die   können   gar  wohl 
privU^iret  werden  —  ab  zum  exempel  eine  glashtttte  zum  Spiegel- 
DMchen   kann   darum  privilegiret   wenlen,    jedoch   nicht   weiters  als 
der  district  von  nenn  stunden  umb  wien  herrumb  gehet,  dieweihlen 
eine  solche   glashütte   sufücient  ist   so   viel    Spiegel   zu   machen  als 
man   daselbst    verkaufen    kann.     Dieweihlen    dann    das    publicum 
solches  erfordert,  dasz  nemblich  der  numerus  operantium  multipliciret 
und  nicht   restringiret  werde,    in    solchen   manufacturen,    als  rouss 
doch  anders   woher   eine  Belohnung   der  Mühe   und  Kosten  halber 
gesachet    werden,     wan    man   solche    Manufacturen   establiren    soll, 
derohalben    begehre    ich   auf   dieser  Cardinalmannfactur    generaliter 
kdn  privil^um  privativum,  sondern  nur  cumulativum,  nemblichen: 

1.  dass  alle  dergl.  Künstler  und  Handtwerckher  in  diesem 
Hins  dfirffen  frey  unterhalten  und  an  die  Arbeit  gebracht  werden  ; 

2.  dass  in  der  s*adt  Wien  solches  Haus  ein  oder  mer  gewölb 
Entlieh  halten  dorfte,  seine  Facturen  daselbst  zu  verkaufen  (NB. 
hoc  in  privilegio  jam  est  expressum); 

3.  dass  auch  in  dem  Hause  selbst  allerley  was  es  seye,  zu 
rerkauffen  frey  gelassen  sey; 

4.  damit  die  Arbeiter  nicht  unter  anderem  proetext  Ursach 
haben  ans  dem  Haus  und  von  der  Arbeit  zu  lauffen,  so  soll  das 
Haus  Wein  und  hier  etc.  zu  schenken  befugt  sein  (et  hoc  est  in 
privilegio  concessum); 

5.  Wan  etwa  sonderliche  Künste  und  Wissenschaften  herzu- 
gebracht werden,  so  soll  das  Haus  einer  hochlöblichen  Hoffkammer 
solches  intimiren,  welche  nach  Beschaffenheit  der  Sache  ein  privi- 
legram  darüber  zu  procuriren  willig  seyn  wolle,  unterdessen  wird 
weiters   kein   privilegium  privativum  auszer   allein    1.    das  Eysen  in 
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Kupfer  al  grüsso  zu  tiwnsiiiutiren  2,  die  Glashütte  3 ')  heriuuq 

exprimiret  sej-n.  Damit  auch  l'emer  nirgeuds  her  eine  oppouition  aT 
jregen  etwns  Deues  zu  befoivlitea,  mt  wird  der  Vorschlag  getliu 
ob  die«»  Haus  unter  dem  Nnhmea  der  Hoffbelreyuni 
als  daa  lioffbelreyle  Uaus  solche  Freiheit  habea  möge ;  denn  wi 
die  llüS'belreyten  jeder  seiner  Pi-olei^sion  uocb  arbeiten,  bandfiL 
und  waudeln  darfi^  also  wtlrde  sub  huc  nomine  auch  dieses  1 
privilegiret  seyii,  womit  auch  zugleich  eiu  groHzer  Stein 
atoszee  aus  dein  Wege  gelegt  wlirde,  dasz  nerablich  die  Jurisdictio 
über  das  Uaus  von  der  Regierung  weg  und  nacbm  Hoff  unicr  t 
HoBünarscball  gezogen  werde.  Denn  es  iüt  bekannd,  dasK 
buTgerschaflt  solchen  tieireynngen  feind  ist  und  ihnen  iu  weg  1 
was  sie  kau,  wan  nun  etwa.a  eine  difierenz  sich  ereignen  soll 
eo  weis  man  wol,  dass  die  Herren  Statthalter  es  alle  Zeiten  i 
dem  burgermeister  und  dieser  mit  seinen  burgern  es  halt,  also  li 
dos  Haus  Ni<:-iuaudeQ ,  der  ee  schUzen  wird,  aber  wau  der  Hei 
Hoffinarschall  es  untei-  sich  hat,  so  wii'd  es  damit  ebenso  gehaliei 
wie  bishero  mit  den  Hofbeirejten.  Ich  habe  18  mouulactura 
derer  teiLi  noch  nie  in  der  weld  gewesen ,  die  übrigen  aber  L 
diesem  Laude  nicht  bekand,  welche  ich  herbei  bringen  kann  uni 
teils  ad  oruameatuoi  teils  ad  inevitabilem  necessitatem  dienen 
von  welchen  ich  fUr  mich  nicht  viel  nuzen  liaben  kann,  indebm 
ich  Holchen  nuzen  dehnen  Verlegern  und  arbeitern  laszen  musz  uni 
nichts  als  die  Mühe  loco  proemii  zu  erwarten.  Ist  also  nötig 
dasz  man  mir  wie  gesagt  sonaten  eine  ergezlicbkeit  laaze,  den  wai 
man  gar  nicble  von  einer  Saciie  bat.  so  vergehet  einem  die  Lust  bald, 
DaHz  aber  die  segentinde  })ecberiacbe  privilegia  auf  des  Uecher^ 
seine  Person  seyeu  gegeben  worden  und  aUo  aeine  interesoentei 
sieb  zu  oppouiren  bofiigt  seyen,  weyset  sich  eretiieben  ex  verbil 
privilegii  viel  anders,  indebm«  alle  Zeit  solche  privil«^ia  auf  i 
Haus  lauthen,  auf  Üecbem  aber  nicht  anders,  dass  quatenus  er  i 
Haus  innc  liat.  Nun  ist  Beclier  mit  einer  ganzen  Compagnieba 
corupt  worden,  haben  dai^  Haits  bei  nitchtliuber  weihi  abandouirt 
die  Uauulactnren  liegen  laaaen  und  sind  heimlich  davon  gegangen, 
dasz  eine  boehlöblich«  HofTkanimer  bewogen  worden ,  solches  Ihrer 
kays.  Majestät  zu  hinterbringen  und  mir  das  Haus  mit  den  privi- 
legüa  wie  bewust  zu  llbergehon.  Dass  aber  Eine  oder  Andere  die_ 
in  privilegia  mit  exprimirte  bandmanufactur  als  ein  sehr  eintri 
liebes  Werkh  sub  titulo  des  privilegii  cnutinuiret  und  damit  i 
Privilegium  in  potisession  zu  b«halten  gemeint,  solches  ist  diewellflt 
es  von  mir  nicht  contradicirt  worden  de  facto  geschehen.  Aber  a 
Manuteoirung  des  privilegii  nicht  hinhinglich,  denn;  L.  haben  b 
nicht  frey  gehabt,  ohne  einwilligung  einer  hoch  löblichen  Kamniar 
diese  Mnnui'actur  aus  dem  Hause  anders  wohin  z 
p  o  r  t  i  r  o  n  lauth  expresgen  vorteu  des  privilegii ;  2.  ist  wede^ 
Becher    noch    Jemand    seiner    Interessenten    befugt    gewesen, 

')  Jat  in  dem  MS.  durchstrichen. 
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ttnckh  von  den  privilegiis  allein,   woraus  nur  Nuzen 
m  nehmen,   zu  continniren,    das  andere  aber,    woran   dem  publico 
mehr   gelegen,   li^en  zu  lassen,    indehme  dieses  Privilegium  nicht 
Uoa  zum  privaten  Nuzen  Dieses  oder  Jenes  verliehen  worden,  son- 
dern es  ist  cum  onere  geschehen,  dasz  nemblich  solche  in  privilc^o 
boende  Manufiictnren  und  Kttnste  und  Gott  weisz   was  f\ir  mira- 
cala  her  introduciret  werden,   welches,    wan   es  nicht    geschehe, 
die  privilegia  cassiret  sejn  sollten,  wie  solches  nicht  allein  aus  dem 
privilegio  selbst,  sondern  auch  aus  beiliegendem  Becher'schen  Revers 
ckrö  verbis  erhellet    So  bringt  solches  auch  der  gemeine  Verstand 
mit  Bicli,  indehme  es  eine  Thorheit  und  dem   publico  höchst  proe- 
jadicirlich   wehre,  wan  einer   ein  Privilegium   auf   20  Manufacturen 
nehme,  ezercirte   aber  entweder  gar  keines   oder  derer  eines  oder 
das  andere   nicht  und  sollte  das  privilegium   dennoch  gültig  seyn, 
daa  kein   anderer  dorffte    dergleichen   anfangen.     Das    wehre    ja 
weder  die  Intention  des  privil^i   als  welche    zur  Beförderung  und 
nicht  zur  Hinderung  der  manufactur  gegeben  werden.     Im  tlbrigen 
nferire  ich  in  diesem  Punkte  auf  den  Becherischen  Revers,  als  wel- 
chem bis  dato  nicht  im  geringsten  punct  satisfaction  geschehen  noch 
naehgelebet  worden  ist. 

WILHELM  V.  SCHRÖDER. 


Beilage  IV. 
Extract  meines  (Schröder's)  abgeforderten  ^tachtens  von  N.  N. 

weg;en  ingrossirung  der  commercien  und  Vermehrung  und  Verbesserung 

der  manufacturen. 

Und    ist  wohl   mehr   dann   zu  wahr,    dasz   die  Innungen    und 
Dänischen  Hand  Werksordnungen  der  Zünfte  die  verderblichen  Ruinen 
siod  aller  Manufactur  in  Teutschland.    Und  erinnere  ich  mich  noch 
gar  wohl,  dasz  der  hochsei.  Churfllrst  Job.  Pnilipp,    Cburflirst  von 
Majnz,    oft   darüber  geseufzet   und  eines   von   seinen   desseinen    (?) 
gewesen,   das  bei  der  nächsten  Zusammenkunft  auf  dem  Reichsti^e 
er  proponiren   und    nach  Möglichkeit  mit   darob  sein    wollte,    dasz 
solcher    Ruin   von   Teutschland   abgewendet   werde  und   eine   Aen- 
demng  in  dieser  Sache  geschehe   und   ist  freilich    einem  Chur  oder 
Fürsten    oder   einem    anderen   Stande    des    h.    römischen    Reiches 
schmerzlich  anzusehen,    wan   er  das  Unheil   sihet   und    dennoch  in 
seinem    Lande   es   zu   ändern   nicht   vermag,    dieweilen   solche   von 
den  alten  romischen  Kajsern  dehnen  Zunfften  als  sonder- 
liche privilegia   sind   conferiret  worden   und   solche  abzuschaffen  ist 
eines  Standes  des  Reiches  Macht  und  Grewalt  nicht  steht,  bis  und 
so  lange  etwa  einmal  commnni  consensu  statuum  Imperii  das  Werk 
auf  dem  Reichstage  in  einer  anderen  Form  gegossen  würde.    Unter- 
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deszen  achte  ich  es  schwer  zn  aeya  o)me  nuterthUiiigsta  maszgebung 
dieser  Sache  auf  eine  aadere  arth  einen  solchen  riegel  voranschiehen, 
dasz  Ew.  Excellenz  (?)  landen  damit  geholfen  aeyn  und  aolcliee 
kann  ohne  weitUuSiigkeit  in  folgender  arth  geschehen ,  wann 
nemblicb  ein  manufacturhane  aafgebaat  wird,  alwo  als 
in  einem  loco  privil^ato  alle  üaodwurker  leben  and  wohnen 
konnten,  sie  kttmmen  her,  wo  sie  wollen.  Diesem  Haas  musz  das 
Frivil^om  g^ebeo  werden,  dasz  te  die  Jugend  und  Andere 
darinnen  instruiren  darff,  welche  »o  dan  nicht  nach  der  Zahl  der 
Jahre,  die  sie  lernen  mllssen,  soudem  nachdehme  sie  bnld  zur  per- 
fection  kommen,  sub  sigillo  des  Hauses  ihren  Lehrbrief 
bekummea  und  damit  befugt  seyen,  im  ganzen  Land  nicht 
nur  zu  wohnen  und  zu  arbeiten,  sondern  auch  andere  zu  lehren, 
jedoch  dasz  ein  solcher  auszer  dem  Haus  im  lande  wohnend,  wan 
er  einen  lehrjnngen  annimbt,  denselben  in's  Maonfacturbans  bringet 
und  ihn  allda  einschreiben  iBsst;  auch  dasz  ein  solcher  Lebrjunge, 
wenn  er  losgezehlet  wird,  vom  Manu&ctnrbanBe  unter  dessen  Si^el 
seinen  Lehrbrief  haben  mUsze.  Und  wird  sich  also  das  Manufäctur- 
haus  über  seine  Mauer  in's  ganze  Land  ex  tendiren  dergestalt, 
dasz  alle  die,  so  entweder  im  Manufactorhause  gelernt  oder  von  dehme, 
so  vom  Manubcturliaus  dependiren,  gelernt  haben,  eben  als  wohnten 
sie  im  MaDufactnrhans  considerirt  werden ,  auf  welche  Weis  in 
etzliclt  Jahren  dag  Land  mit  lauter  Handwerkern  wird  augefUllet 
seyn,  denn  sie  werden  sich  darnmb  so  sehr  multipliciren,  dieweilen 
t.  in  Erlernung  des  Handwerks  so  viel  Jahre  erspart  werden, 
2.  ein  solcher  nicht  gebunden  ist,  so  viel  Jahr  zn  wandern,  sondern 
er  wird  sich  alsobald  niederlassen  und  Geld  zu  gewinnen  suchen 
und  Lehrjungen  aufnehmen,  3.  dieweilt^  ein  solclier  unter  den 
Zunnfflen  nicht  gelitten  und  bei  anderen  zunfilmBszigen  Geaelten 
nicht  geduldet  wird,  als  mus  er  im  Lande  bleiben  und  wo  er 
piivilegiret  ist,  seyn  Handtwerk  treiben,  kan  sich  also  nicht  rer- 
lauffen.  Und  schadet  das  nicht,  dass  man  sagen  wolte,  wan  ein 
Handwerkskerl  nicht  gereiset,  was  hat  er  dann  geeehen  and  Er 
wird  ein  ätumpler  bleiben ;  denn  nicht  das  im  Lande  herumhlauffen, 
sondern  das  fleissige  arbeiten  perfectiouirt  einen  solchen  Kerl.  Die- 
weilen dan  ein  Jeder  von  diestru  wan  Er  will  in  das  Maniifnctnr- 
hans  zu  gehen,  alles,  was  er  verlangt  za  besichtigen  oder 
sich  informiren  zu  lassen,  möge  befugt,  auch  die  Heister  im  Hanse  ge- 
halten seyn,  einen  Jeden  alles  zn  zeigen,  zu  sagen,  was  i-r  zu  wissen 
verlangt,  so  wird  die  erfahrung  geben,  dafs  ein  solcher  Kerl  an 
perfection  in  seinem  handtwerck  dehnen,  welche  so  viel  Jahr  in 
der  Welt  hetumb  geloflisn,  weit  befor  gehen  wird.  Anf  diese  weis 
mfine  ich  schon  die  ....  .  tia  (?)  der  Handtwerker  Idcht  zu 
multipliciren.  Aber  es  ist  hervor  wohl  auf  die  Ertheilung  des  privi- 
legii  zn  sehen,  welche  so  viel  und  bisweilen  mehr  als  die  Zunfile 
zu  schaden  pfl^en,  denn  sie  sind  der  ruin  von  manufactoren,  die- 
weilen die  multipUcation  derselben  limitirt  wird.  Dieweiiilen  aber 
ohne    privilegiis    viel  Künste   und   Manufacturen    nicht   im  Land  zu 
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sind,  80  gefmllet  mir  nnter  anderen  der  Engländer  ihr  me- 
tlM>diit,  dessen  sie  sick  gebrauchen,  nemblich  wann  ein  privil^nm 
gegrfwn  wird,  so  Terkaofit  der,  wacher  das  privUegiam  hat,  solche 
IVsOieit  als  eine  Licenta  an  Andere,  derer  ein  Jeder,  welcher  solche 
■aimfactnr  treiben  will,  ein  Stück  Oeld  für  solche  Licenz  an  den 
nrifO^gnten  gibt,  dieser  aber  mns  die  Licenz  beigeben.  Wodurch 
oiMsr  sein  priTil^giom  genieszet,  aber  der  ManufieM^tur  geschieht  kein 
Sehadeo.  Gleichwie  des  Herzog  von  Ar  .  . .  Is  (?)  Bruder  in  der 
Lederberdtong  etwas  erfunden,  darauf  er  ein  Privilegium  nahm. 
Mit  diesem  privil^um  schickte  er  jemand  durchs  ganze  Königreich, 
welcher  die  Licenz  allen  Lederb^item  anbothe  und  dafür  von 
jtimik  ein  stück  gold  bekahm,  welches  so  viel  machte  als  aus- 
trage (?)  als  wan  Er  viel  Jahr  Selbsten  arbeitet 
jke  anwehr  und  Consumption  betrefiend  etc.  etc. 

(Das  Dokument  bricht  hier  ab.     Unterschrift  fehlt) 
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D.'.B  VitemttnigiTMlit  aJ«  ine  tkdtnn  R«rhl*  (!>J  rotWluItiii. 


Meinem  Vater. 


Vorrede. 


Die  rechts-  und  staatswiBsenschaftliche  Fakultät  der  Kaiser 
Wilhelms -Universität  zu  Strassburg  im  Elsass  hatte  für  das 
Jahr  1884/85  die  Bearbeitung  des  hier  behandelten  Themas  als 
PreiBau%abe  gestellt  Die  von  mir  eingereichte  Arbeit  erlangte 
am  2.  Mai  1885  den  Preis.  Diese  Untersuchung  erhielt  ihre 
jetzt  vorliegende  Gestalt  indess  erst  im  Sommersemester  1885,  in 
wdchem  ich  mich  einer  Umarbeitung  derselben  in  dem  von  den 
Herren  Professoren  Knapp  und  Brentano  geleiteten  Staats  wissen - 
schafflichen  Seminar  der  Universität  Strassburg  unterzog.  Ich 
ergreife  hier  die  Gelegenheit,  um  öffentlich  diesen  meinen  ver- 
ehrten Lehrern  den  wärmsten  Dank  flir  die  Anleitung  und  För- 
derung zu  sagen,  welche  mir  im  reichsten  Maasse  und  in  äusserst 
liebenswürdiger  Weise  von  ihnen  geboten  wurde.  Nicht  minder 
bin  ich  Herrn  Professor  Schmoller  in  Berlin  verpflichtet,  durch 
dessen  Vorlesung  und  Seminar  ich  während  meines  zweiten  und 
dritten  Studiensemesters  in  die  volkswirthschaftliche  Forschung 
eingefiihrt  wurde. 

Wiewohl  im  vergangenen  Sommer  neu  gestaltet  und  im  Ein- 
aehen  vielfach  erweitert,  behielt  die  vorliegende  Arbeit  im  grossen 
Ganzen  ihre  frühere  Anlage.  Durch  die  Formulirung  der  Preis- 
au%abe  war  fiir  denjenigen,  der  sich  an  ihrer  Lösung  versuchen 
wollte,  der  Gang,  welchen  die  Untersuchung  zu  nehmen  hatte, 
gegeben. 

Das  Thema  hatte  gelautet: 

„Die  zahlreichen  mit  der  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Ge- 
winn gemachten  Erfahrungen,  welche  neuerdings  in  Deutschland, 
Frankreich  und  England  veröffentlicht  worden  sind,  sollen  ge- 
lichtet und  an  der  Hand   derselben  die  praktische  Anwendbar- 
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kdt  und   theoretische  Berechtigung   der  Gewinnbcthelligung  di 
Arbeiter  geprüft  werden," 

Es  galt  denigemäss  vor  aJlem,  das  über  die  mit  der 
winnbetheihgung  gemachten  EMahrungen  vorliegende  Material 
auf  seine  Zuverlässigkeit  und  Brauchbarkeit  zu  prüfen  und  alles 
für  die  weitere  Betrachtung  aus  irgend  einem  Grunde  Unbrauch- 
bare auMwacheiden. 

Von  den  hiernach  übrig  bleibenden  Fallen  der  Gewinn- 
betheiligung, über  die  Berichte  vorlagen,  war  sodann  jeder 
einzelne  Fall  einer  besonderen  Betrachtung  zu  unterziehen,  um 
festzustellen,  welche  Momente  das  Gelingen  oder  Misslingen  des 
einzelnen  Versuchs  vei-anlaast  oder  dazu  beigetragen  haben. 

Endlich  war  zu  untersncJien,  ob  und  wie  die  Thatsache  des, 
Erfolges   oder  Misserfolges   dei-   so   vorgeführten    Gewinabethi 
Ugungsverauche  sich  auch  a  priori  begreifen  lasse,  und  dem  ei 
sprechend   die   theoretischo  Berechtigung  oder  Nichtberechtigui 
der  Gewinnbetheiligung  festzustellen. 

Sonach  zertällt  die  folgende  Arbrat  in  drei  Theile:  1. 
Prüfung  und  Sichtung  des  vorliegenden  Materinla.  2. 
praktische  Anwendbarkeit  der  Gewinnbethdhgung.  3. 
theoretische  Berechtigung  derselben. 

In  dem  dritten  Theile  habe  ich  mich  aufs  engste  an  di 
Ausflthrungen  angeschlossen,  welche  mein  Lehrer,  Professor 
Brentano,  in  seinen  Vorlesungen  über  Allgemeine  National- 
ökonomie in  den  beiden  Sommersemestem  1884  und  1885  gfr, 
geben  hat.  Da  es  sich  dabei  um  den  Änschluss  an  viel&t 
noch  nicht  veröffentlichte  Gedankenreihen  des  Genannten  band< 
hielt  ich  es,  um  ^lissverständnisse  der  von  mir  gehörten  Dap''' 
legungen  seitens  Anderer  möglichst  auszuscliliessen,  für  geboten, 
vielfach  jene  Darlegungen  sogar  im  Worthut  vorzuführen.  Zu 
den  Zitaten  aus  den  Druckbogen,  welche  Prof,  Brentano, 
Manuskript  fUr  seine  Zuhörer  gedruckt,  unter  dieselben  vcrthf 
hat,  bin  ich  vom  Verfasser  ermächtigt  worden. 

Königsberg  i.  Pr,  Februar  1886. 


>ap^ 
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Erster  Theil. 

Das  Material  der  Untersnchnng. 


Für  jede  Untersuchung  wirthschaftlicher  Fragen,  welche 
statt  von  vorgefassten  Meinungen  oder  von  Wünschen  vom 
wirklichen  Leben   ausgehen   will,   ergiebt  sich  als  erste  Auf- 

£be  die  Feststellung  der  thatsächlichen  Erscheinungen,  welche 
8  Leben  aufweist  So  gilt  es  auch  hier  vor  allem,  die 
Thatsachen  festzustellen,  die  hinsichtlich  der  mit  der  Bethei- 
ligung der  Arbeiter  am  Unternehmergewinn  gemachten  Er- 
fahruDgen  uns  überliefert  sind. 

Diese  Aufgabe  zer&llt  naturgemäss  in  eine  doppelte: 

Vor  allem  gilt  es,  über  den  Werth  der  Quellen  sich 
klar  zu  werden,  aus  denen  die  Mittheilungen  über  jene  That- 
sachen fliessen. 

Sodann  gilt  es,  die  von  diesen  Quellen  mitgetheilten  That- 
sachen daraufhin  zu  untersuchen,  inwiefern  bei  denselben 
wirklich  von  einer  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Untemehmer- 
gewinn  oder  von  einem  andern,  vielleicht  verwandten,  Lohn- 
sjsteme  die  Rede  ist. 

Dem  entsprechend  wird  der  folgende  erste  Theil  unserer 
Untersuchung  in  zwei  Unterabtheilungen  zerfallen. 

Die  erste  Unterabtheilung  soll  sich  mit  der  Prüfung  der 
beiden  wichtigsten  Quellenwerke  über  Gewinnbetheiligung 
befassen. 

Die  zweite  Unterabtheilung  soll  das  von  diesen  Quellen 
mitgetheilte  Material  sichten. 


L    Die  Prfifang  der  Qaellen. 

Nachdem  man  lange  Zeit  hindurch  für  die  Kenntniss  der 
mit  der  Gewinnbetheiligung  gemachten  Erfahrungen  auf  spo- 
radische Mittheilungen  über  isolirte  Fälle  angewiesen  war, 
haben   innerhalb    der    letzten    10   Jahre    zwei   systematische 
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i'iitKnu'ihaL.g^.  nan*«faniieiL  di«  «*  ncfa  zor  Aa%«be  Betzten, 
fibüT  xli'^  mit  GewiDDlietholigan^iTemicbeD  gemachten  Er- 
fabrniiger.  KUrb«it  za  »cluiffea. 

H<trr  freb.-Rath  BöLmert  in  Dresden  hu  mit  einer  nicht 
g«Lt^  aDznerkenneD'ieD  Eoerieie  nmftB»end«  Erbebimgen  über 
alle  GewinDbetheili^ogsrenache,  die  in  irgend  welchem  Lande 
«tattgefiinden  haben.  an^evteUl.  I>ie  Ergebniaae  dieser  Privat- 
en«]uete  wurden  l^T-!  in  2  Binden  iBaod  32  und  3S  der 
icit'rmalionaleri  wisse nachaftlichen  Bibliotbehi  in  Leipzig  rer- 
i;ifeDtlicht.  Das  Werk  führt  den  Titel:  ,Die  Gewinn- 
b«tlieiligaD<;.  L'nteraacbiuigen  über  Arbeitsloliii  and  Unter- 
nebmergewinn  von  Victor  Böhmert.~ 

äodann  hat  das  franzosiscbe  Ministerium  des  Innern  1883 
die  Ergebnisse  einer  Enqaete  veröffentlicht,  welche  eine  von 
ihm  ernannte  ausserparuunentarische  Kommisaion  in  dem  ge- 
nannten Jahre  über  Arbeiterassoziationen  und  Betheilignng 
der  Arbeiter  am  Untemehmei^winn  anstellte.  Für  die  Frage 
der  Oewinnbetheiligong  kommt  der  2.  Band  dieser  Enquete 
in  Betracht 

Ausser  diesen  beiden  um&ssend«!  Qnelienwerken  giebt 
es  noch  zahlretcbea  Material,  aas  dem  wir  unsere  Keontniea 
über  den  einen  oder  andern  Fall  der  Gewianbetheiligung  be- 
reichern können.  Dasselbe  ist  keineswegs  ohne  Wichtigkeit. 
Vieiraehr  ist  es,  wie  der  Verlauf  der  folgenden  Uatenudiang 
zeigen  wird,  oft  von  grösserer  AoBfährlicnkeit  und  ZnverUssig- 
keit  als  das,  was  in  den  genannten  beiden  Enqueten  enthalten 
ist.  Indess,  wie  bemerkt,  dieses  Material  bezieht  sich  immer 
nur  auf  den  einen  oder  andern  Fall.  Es  dürfte  daher  ange- 
zeigter erscbeiaeo,  den  Werth  desselben  da  zu  erörtern,  wo 
dasselbe  zur  Beleuchtung  des  betreffenden  Falls  berangezt^n 
wird.  Leber  den  Werth  jener  umfassenden  Werke  dagegen 
erscheint  es  möglich  und  zweckmässig ,  in  einer  voraus- 
zuschickenden allgemeinen  Betrachtung  sich  klarzuwerden'), 

')  Hierhm  ist  auch  za  EÜhlen  du  Bolletin  de  la  participatioii  anx 
h6a^6cea.  In  Paria  wurde  im  Jahre  1879  von  Industriellen  und  sonstigai 
Geschäftslenten,  welche  in  ibren  Üntemehmongen  Qewinnbetimligang 
etD^efQbrt  haben  und  für  dieses  LohnirBtem  sehr  eingenommen  rind,  eine 
KoaW  de  la  paiticipation  anx  Maiäcea  begründet  Keselbe  iKblt  cn 
ihren  Hitgliedern  die  Chefs  oder  IKrektoren  fast  slmmtlicher  durch 
BObmert  nnd  die  französische  EnquSte  bekannter  Bowie  noch  manober 
anderer  Geschäfte  in  Frankreich,  in  welchen  GewinnbetheiligunK  besteht. 
Der  Leiter  der  Geeellichaft  ist  der  groese  A^itatoT  für  Gewinnbemeiligmig 
Htaatsratb  Charles  Robert,  Direktor  der  Teoerr ersieh erangsgeseUschut 
Union  in  Paris  und  Prftrident  der  gegenseitigen  Unters tBtsunsseräeUsdiaft 
der  Arbeiter  des  Gebäudemalera  iJecUire  ebendaselbst  Die  Thitigkdt 
des  VereiDB  erstreckt  sich  wesentlich  darauf,  die  Prinziineo  der  Gewinn- 
betheiligung  mÖKlichat  zu  verbreiten  nnd  zu  dem  Zweck  ihren  Venoeb« 
einen  gewisKn  Knf  zu  verschaffen .  ferner  die  Kegierang  wie  die  Stsdt- 
verwaltnnK  von  Paris  einer  möglichst  weitgehenden  BeennstignnK  der 
(lewinnbethciligung  nnd  Bpezielf  der  Geschäfte  mit  Gewmnbettieiligniig 
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Wie  soeben  bemerkt  wurde  ^  sowohl  das  Böhmertsche 
Werk  als  auch  die  Publikation  des  französischen  Ministeriums 
des  Innern  enthalten  Enqueten.  Da  erhebt  sieh  denn  als 
erste  die  Frage^  ob  diese  den  Anforderungen,  welche  der  wissen- 
schafUiche  Forscher  an  eine  £nqu6te  stellen  muss^  entsprechen. 
Und  diese  Frage  wieder  hat  die  Beantwortung  zweier  anderer 
zur  nothwendigen  Voraussetzung.  Der  einen  nämlich:  welche 
Aufgabe  haben  die  Enqueten  überhaupt  zu  erfüllen^  und  so- 
dann der  zweiten:  welches  sind  die  Anforderungen,  die  an 
eine  Enquete  zu  richten  sind^  damit  sie  dieser  Aufgabe  ge- 
recht werde. 

Als  die  Aufgabe  der  Enquete  möchte  ich,  den  Ausführungen 
des  Prot  Brentano  in  seinen  Vorlesungen^)  folgend,  bezeichnen: 


geneigt  zu  machen  und  endlich  mit  ausländischen  Anhängern  der  6e- 
winnbietheili^iinff  Verbindoneen  zu  unterhalten.  Geh.  Rath  Böhmert, 
Luigi  Lozzati,  der  Präsident  der  Gesellschaft  für  italienische  Volkskassen, 
und  der  enffli^che  Nationalökonom  Sedley  Taylor  sind  Ehrenmitglieder 
dieser  Geseltechaft.  Zur  Förderung  ihrer  Zwecke  giebt  die  Geselischai^ 
seit  ihrem  Bestehen  das  oben  genannte  Bulletin  de  la  participation  aux 
h6n4&ces  heraus,  Yon  welchem  jährlich  ein  etwa  200  Seiten  starker  Band  bei 
A.  Chaix  &  Cie.  in  Paris  erschemt.  Dieses  Werk,  weit  entfernt,  eine  Fund- 
grube von  Material  über  die  Gewinnbetheili^ng  zu  sein,  zeichnet  sich 
durch  grosse  Aermlichkeit  an  solchem  aus.  Es  nndet  sich  keineswegs  in 
demselben,  wie  man  erwarten  dürfte,  eine  planmässige,  authentische  und 
erschöpfende  Auskunftsertheilung  über  die  Gewinnbetheiligungsversuche 
derjenieen  Firmen,  deren  Vertreter  zu  ihren  Mitgliedern  gehören.  Nur 
hie  nna  da  wird  gelegentlich  das  Reglement  eines  Hauses  mit  Gewinu- 
betheiljfung  abgedruckt,  noch  seltener  findet  man  eine  Notiz  über  die 
Beobachtungen,  welche  in  einem  Geschäfte  bezüglich  der  Wirkungen 
der  Gewinnbetheili^ung  gemacht  wurden,  und  dann  meist  noch  unvoll- 
kommen. Im  übrigen  bringt  die  Gesellschaft  in  ihrem  Bulletin  eine 
rt^elmässige  Berichterstattung  über  die  abgehaltenen  Sitzungen  und  die 
Thätigkeit  des  Vorstandes,  femer  veröflfentlicht  sie  die  Reden,  welche  ihre 
Mitglieder  in  dieser  oder  jener  Gesellschaft,  in  Vereinen  oder  Versammlungen 
fehalten  haben,  sie  bringt  Personalnotizen,  Todesfälle,  Dekorationen  u.s.  w. 
mrer  Mitglieder  zur  Kenntniss  und  sammelt  alle  möglichen  und  unmög 
üchen  Pressstimmen  bezüglich  der  Gewinnbetheiligungsfrage.  Seit  1880 
erscheint  in  dem  Bulletin  eine  üebersetzung  des  Werkes  ihres  Ehren- 
mitgliedes Geh.  Rath  Böhmert.  —  Das  Bulletin  bringt,  wie  aus  dem  Vor- 
stehenden erhellt,  wenig  und  kaum  etwas  Neues  von  Wichtigkeit.  Es 
lässt  sich  daher  nicht  als  eine  Hauptouellc  für  Untersuchungen  über  die 
praktische  Anwendbarkeit  der  Gewinn  hetheiligung  bezeichnen ;  es  kommt 
Tielmehr  nur  subsidiär  in  Betracht.  Hierbei  habe  ich  indess  zu  bemerken, 
dass  mir  nur  Bd.  II— VI  (Jahrgänge  1880—84)  und  Bd.  VII  Lieferung  1 
(Jahisan^  1885)  zugänglich  gewesen  ist;  Bd.  I  (Jahrgang  1879)  war  im 
Bachnandel  vergrifien.  Doch  nach  der  aus  den  übrigen  Bänden  erhellen- 
den Anlajze  des  Werks,  der  Thätigkeit  der  Gesellschaft  und  der  Geistes- 
richtnnff  ihrer  Mitglieder  lässt  sich  schliessen,  dass  dieser  erste  Band  um 
nichts  besser  oder  schlechter  ist  als  die  übrigen.  —  Ebenso  wenig  wie 
das  Bulletin  de  la  participation  aux  b^n^fices  Kommt  mehr  als  ergänzend 
in  Betracht  das  Bucn  von  Fougerousse  „Patrons  et  ouvriers  de  la  France'*, 
da  dieses  an  thatsächlichem  und  sicherem  Material  nur  Reglements  von 
Geschäften  mit  Gewinnbetheiligung  enthält. 

';  Vgl.  auch  Brentano,  Der  Arbeiterversicherungszwang,  Berlin  1881, 
8.  15. 
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die  möglicbate  Beseitigung  jener  Nachtheüe,  denen  die  wisse 
schaftllcbe  Beobaclitung  wirttiscLaftlicIier  Thatsachen  in  Fol 
der  Natur  derselben  ausgesetzt  ist. 

Was  die  Beobachtung  von  Tiiatsacben  angeht,  ao  beste! 
iiümlieh  zwischen  der  Volkswirthacliattslehre  und  andere 
wissenschaftlichen  Disziplinen,  wie  z.  B.  den  Naturwissen- 
schaften, ein  fundamentaler  Unterschied  zum  NachtheiJ  der 
erateren:  während  in  diesen  anderen  Disziplinen  der  Forscher 
die  Beobachtung  der  Thatd&cben  allezeit  unmittelbar  selbst  vor- 
nehmen  kann,  i^t  der  Forscher  auf  wirthschaftlichera  Gebiete 
zu  einer  unmittelbaren  eigenen  Beobachtung  wirthschat'tlicher 
Thatsacben  nur  in  den  seltensten  Fällen  im  Staude.  In 
der  liberwiegend  grossen  Zahl  der  Fülle  sieht  er  sieb  bei 
seinen  Untersuchungen  auf  das  Zeugnis»  anderer  unmittel- 
barer Beobachter  beschränkt.  Er  sieht  also  nur  mittelbar, 
nur  durch  die  Augen  Anderer  die  Frage,  die  er  behandelt 
und  es  kommen  daher  zu  den  Fehlern,  denen  jede  wissen- 
schaftlicbe  Beubachtimg  ausgesetzt  ist  und  die  in  der  Natur 
des  beobachtenden  Forschers  ihren  Grund  haben,  noch  weit 
Fiililer,  die  aus  der  Natur  des  der  Beobachtung  zu  GruW 
liegenden  Zeugnisses   entspringen.     Und   wie  gross  sind  i' 

die   Fehler,    die    hier   z.  ö.   in   Folge   der   Befangenheit    

Zeugen  in  religiösen,  politischen  oder  Klassenvorurtheileu,  m 
Folge  der  unbewussteu  und  oft  auch  bewuasten  Fälschung  der 
Thatsacben  durch  Interessenten,  in  Folge  der  Einseitigkeit  der 
zu  Gebote  stehenden  Zeugnisse  oder  in  Folge  davon  entstehen 
dass  man  annimmt,  der  Zeuge  berichte  kraft  eigener  . 
schauung,    während   er  nur  einen  Tbeü   dessen,   worüber  i 

Auskunft  giebt,  aus   eigener  Anschauung,   das   Andere   I '   

durch  unkontrolirbare  Mittheilungen  Anderer  kennt,  oder  das^ 
man  Aussagen  des  Zeugen,  welche  Scblussl'olgeningen  deesirlben 
aus  Beobachtetem  enthalten,  mit  Mitthcimngen  von  beoh- 
achteten  Thatsachen  verwechselt! 

Diese  Nachtheile,  mit  denen  dio  volkswirthschaftliche 
Forschung  behaftet  ist,  soll  die  Enqußle,  d.  h.  die  systema- 
tische Befragung  von  Sachverständigen  zur  Feststellung  von 
Thatsachen,  soweit  irgend  möglich  beseitigen. 

Damit  sie  aber  hierzu  im  Stande  sei,   muss  sie  gewissen 
Anforderungen  entsprechen,  über  welche  neuerdings  durch  die 
Abhandlung  0,  Cohns  über  parlamentarische  Untersuchung« 
in   England')    und   durch    die    vom  Verein   für  Socialpolit 
veranlassten  Gutachten  Über  die  Organisation  von  EnquetenS 

')  Zuerst  erschienen  in  Uilclebranda  Jabrb,  Bd.  XXV  1S7Ö, 
erweitert  in  Cohns  VolkswirthscIiafCUoben  AufsiitKen,  Ktutt^rt  \SS2.      , 

')  Bohriften  des  Verdös  fitr  Hociajpolitik  Bd.  Xlll.  Vmt  VertkhM 
bei  EnqDf  leo  über  sorinle  Verbältuissc.  E&ei  Craluchten  vou  Dr.  G.  Einbd(ä[ 
Dr.  (J.  Cohn,  Dr,  W.  Stieda  nebst  dnem  Anhang  ofti'h  dem  Eogliach« 
von  J.  M.  Ludlow.     l.clpzJB  l^77. 
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Klarheit  verbreitet  worden  ist.  Als  das  Ergcbniss  dieser 
Abhandlungen  möchte  ich  das  Folgende  bezeichnen: 

Enqudten  lassen  sich  auf  zwiefache  Weise  anstellen :  ent- 
weder auf  dem  Wege  schriftlicher  oder  auf  dem  Wege  münd- 
licher Befragung  der  Betheiligten. 

Die  erstere  Methode,  die  sog.  „unvollständig  organisirte 
Enquete*'  ^)  oder  Fragebogenenqu^te ,  ist  ausgezeichnet  für 
statistische  Erhebungen,  d.  h.  da^  wo  es  sich  um  eine  Ziffern- 
massige  Feststellung  der  Häufigkeit  von  Thatsachen,  die  ihrer 
Natur  nach  schon  bekannt  sind,  handelt.  Hier  ist  sie  trefflich, 
aber  auch  nur  hier. 

Wo  es  sich  dagegen  um  die  Feststellung  von  Thatsachen 
handelt,  die  ihrer  Natur  nach  noch  nicht  bekannt  sind^  oder 
am  die  Feststellung  des  ursächlichen  Zusammenhanges  der- 
selben, reicht  sie  nicht  aus.  Ihre  Unzweckmässigkeit  in  der- 
artigen Fällen  erhellt  aus  folgenden  Gründen^): 

Einmal  stehen  bei  schriftlichen  Enqueten  die  Fragen 
Dothwendig  im  voraus  fest;  wo  es  aber  darauf  ankommt,  un- 
bekannte Thatsachen  oder  deren  inneren  Zusammenhang  zu 
ergründen,  lässt  es  sich  unmöglich  voraussagen,  welche  Fragen 
überhaupt  gestellt  werden  müssen.  Erst  die  Untersuchung 
selbst  lehrt,  welche  Fragen  im  allgemeinen  wie  im  einzelnen 
wichtig  oder  noth wendig  sind.  Es  gilt,  wie  Embden  sagt^), 
„fragend  das  Fragen  immer  besser  zu  lernen".  In  Folge 
dessen  werden  bei  Anwendung  der  schriftlichen  Enqu(>te  in 
den  eben  genannten  Fällen  nationalökonomischer  (Jnter- 
suchong  wichtige  Punkte  bei  der  Fragestellung  übergangen, 
and  Fragen,  die  gestellt  sind,  eignen  sich  in  ihrer  Abfassung 
vielfach  nicht  für  jeden  speziellen  Fall.  Die  Antworten,  die 
der  Veranstalter  der  Enquete  auf  seinen  Fragebogen  erhält, 
sind  daher  nothwendig  unzulänglich  und  können  kein  um- 
&8sendes  und  wahrheitsgetreues  Bild  von  den  Thatsachen 
bieten.  Die  hieraus  hervorgehenden  Lücken  und  Fehler 
lassen  sich  aber  nur  schwer,  wenn  überhaupt,  nachträglich 
beseitigen. 

Sodann  giebt  die  schriftliche  Enquete  dem  Befragten  Zeit, 
sieh  die  Antwort  in  einer  für  ihn  möglichst  unverfänglichen 
Weise  zurechtzulegen^), 

während  drittens  jede  Kontrole  der  ertheilten  Antworten 
fehlt.  Wenigstens  giebt  die  EnquSte  selbst  eine  solche  Kon- 
trole nicht  an  die  Hand.  Falsche  oder  irrthümliche  Angaben 
sind  daher   oft   nicht   herauszufinden,   und   wo   sie   ausnahms- 


^)  £mbden. 

')  Embdeu,  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik  Bd.  XIII  S.  11  ff. 
Cohn,  Volkswirthschaftliohe  Aufsätze  S.  30-44. 

»)  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik  Bd.  XIII  S.  3. 
*)  G.  Cohn  ebenda  S.  22. 


weise  klar  zu  Tage  treten  solltet),    ist  eine  Berichtigung  di 
selben  achwierig. 

Hieraus  erhellt,  dass  die  Bchriftliche  Enquete  bei 
Untersuchung  von  wirthachaflUcheo  Fr^tin,  welche  nicht  r< 
8 tatifi tischet'  Natur  sind ,  nickt  die  nöthige  Gewähr  für 
Richtigkeit  der  Ergebnisse  der  Untersuchung  zu  bieten  ver- 
mag. Irrtbiimer  und  Lücken  sind  bei  ihrer  Anwendung  un- 
ausbleiblich. Ja,  selbst  vor  willkürlichen  Entstellungen  der 
Thatsnchen  ist  man  nicht  sicher  und  hat  zumal  da  keine 
Waffe  gegen  dieselbe,  wo  man  einer  Partei  aussehlieBälich 
ciler  vorwiegend  Gehör  gielit. 

Gilt  dies  für  nichtstali 8 tische  wirthsc haftliche  EnquSten 
jeglicher  Art,  so  namentlich  bei  Erhebungen  auf  dem  Gebiel" 
der  Arbeit  er  frage.  Hier  nämlich  macht  sich  noch  als  besoi 
derea  llemmniss  gehend,  dass  der  Forscher,  den  gebildel 
Klassen  ungehörig,  der  einen  Klasse  besonders  nahe,  d( 
andern  aber  fremd  gegenüber  steht.  Hier  käme  es  meist  vor 
allem  darauf  an,  durch  Fragen  erst  das  kennen  zu  lernen, 
was  zu  fragen  ist,  und  durch  die  erhaltenen  Antworten  sich 
zu  weiieren  Fragen  leiten  zu  lassen.  Hier  ferner  ist  die  Ge- 
fahr der  Einseitigkeit  der  Ergebnisse  bei  Anwendung  der 
schriftlichen  Enquete  schon  dadurch  gegeben,  dass  es  in  der 
Regel  nur  der  Arbeitgeber  ist,  au  den  die  EnquSte  sich  wenden 
wird.  Denn  er  ist  zunächst  dem  Forscher  bekannt.  Und  ist 
sein  Zeugniss  als  das  eines  Interessenten  auch  von  hervor- 
ragender Wichtigkeit,  so  ist  ea  eben  als  das  eines  Interessenten 
doch  auch  äusserst  gefährlich.  Bei  Anwendung  der  schrift- 
lichen Enquete  aber  lässt  sich  das  Zeugniss  des  Arbeitgebers 
nur  schwer  koniroliren.  Denn  diejenigen,  welche  das  ent- 
gegenstehende Interesse  haben,  die  Arbeiter,  sind  meist  unbe- 
kannt und  aelbst  wo  bekannt,  in  der  Regel  nicht  gebildet  und 
unabhängig  genug,  um  schriftlich  ausreichend  Aufschlüsae 
geben  zu  Können.  Bei  achriftlichen  Erhebungen  über  Arbeits- 
verhältnisse ist  man  daher  vorzugsweise  auf  das  Zeugniss  des 
Arbeitgebers  angewiesen.  Was  das  besagt,  darüber  unter- 
richtet John  Malcolm  Ludinw  in  seinem  treö'Iiohen  Aufsätze 
„L'eber  die  Untersuchung  von  Gew erbestreit igkeiten  und 
dem  Zeugniss  der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  zukommen« 
Glaubwürdigkeit '  1." 

Allen  diesen  NachlheÜen  ist  eine  »weckmäissig  angeoi 
nete  mündliche  Enquete  nicht  ausgesetzt.  Damit  sie  indeeä 
zu  der  erwünschten  Richtigkeit  der  Ergebnisse  führe,  scheinen 
nach  den  Ausführungen  der  genannten  Autoren  folgende 
Maassnahmen  nüthig: 

1.  Die  Unlersuchuiigskommission  soll  Gtch  zusammensetzt 
nicht  blos  aus  ^Staatsbeamten,  was  als  Regel  der  Fall  ist,  soi 

■)  SchrifWn  des  VereiDe  für  Sodalpoliök  Bd.  XIU  8.  47—64. 
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dem  auch  aus  andern  Personen,  welche,  sei  es  durch  ihre 
kteressen,  sei  es  durch  ihre  Kenntnisse  oder  durch  Unab- 
hängigkeit der  Gesinnung,  besonders  zur  Betheiligung  an  der 
Erörterung  der  zu  untersuchenden  Fragen  berufen  erscheinen. 
Die  Vertretung  der  Interessenten  in  der  Erhebungskommission 
ist  deshalb  unerlässlich,  weil  diese  die  Untersuchung  auf  die- 
jenigen Punkte  zu  lenken  wissen^  auf  welche  es  vor  allem 
ankommt.  Wo  aber  verschiedene  Interessen  sich  gegenüber 
stehen,  müssen  gleich  viel  Vertreter  der  beiderseitigen  Inter- 
essen in  der  Kommission  Platz  finden ;  andernfalls  ist  Gefahr, 
dass  die  Untersuchung  auf  falsche  Bahnen  gelenkt  und  par- 
teiisch werde.  Keineswegs  jedoch  ist  es  erforderlich,  dass  alle 
Untersuchenden  besondere  Spezialkenntnisse  besitzen.  Ja,  es 
ist  dieses  nicht  einmal  erwünscht.  Denn  je  weniger  dieselben 
von  den  Verhältnissen,  welche  sie  untersuchen,  wissen,  um 
80  mehr  und  eindringlicher  werden  sie  die  Zeugen  zu  ihrer 
eigenen  Aufklärung  ausfragen  und  um  so  umfassender  wird 
der  Bericht,  welcher  dem  £eser  zu  Gebote  steht. 

Die  Untersuchungskommission  soll  nicht  an  einen  Frage- 
bogen gebunden  sein.  Denn  erstens  ist,  wie  oben  schon  be- 
tont, eine  zweckmässige  Fragestellung  im  voraus  unmöglich, 
vielmehr  lehrt,  wie  schon  bemerkt,  erst  die  Untersuchung, 
welche  Fragen  erheblich,    welche  nicht,  ja  was  überhaupt  zu 

2en.  Sodann  fragt  ein  Fragebogen  von  jedem  Zeugen  alles 
dasselbe,  während  jeder  nur  in  Bezug  auf  gewisse  Seiten 
und  Detailpunkte,  nämlich  im  Bereiche  seiner  eigensten  Er- 
tahrung,  ein  wirklich  authentischer  Gewährsmann  oder  ein 
Interessent  von  besonderem  Gewichte  sein  kann.  Rationeller 
Weise  muss  die  Untersuchung  nur  daraufgerichtet  sein,  einen 
Jeden  im  Umkreise  seiner  speziellsten  Erfahrungen,  Einsichten 
und  Interessen,  hier  aber  auch  mit  erbarmungsloser  Gründ- 
lichkeit auszufragen.  Endlich  drittens  führt  die  Benutzung 
eines  Fragebogens  leicht  zu  Entstellungen,  da  der  Interessent 
auf  die  Fragen  vorbereitete  Antworten  zu  geben  im  Stande  ist. 
2.  Die  Auskunftspersonen  sind  nicht  auf  diese  oder  jene 
Partei ,  diese  oder  jene  Interessenten  oder  blos  Dritte  zu  be- 
schränken. Vielmehr  ist  es  unentbehrlich,  „dass  alle  bethei- 
ligten Interessen  im  Lande,  die  privaten  sowohl  wie  die  öffent- 
lichen, gleichsam  auf  den  Kampfplatz  gerufen  werden,  indem 
das  Verhör  vor  der  Kommission  jedem  Einzelnen  Reiz  und 
Gelegenheit  giebt,  jedem  Andern  mit  seinem  eigenen  Zeugnisse 
entg^enzutreten"').  Jedweder,  der  eine  Aussage  zu  machen 
oder  die  eines  Andern  zu  berichtigen  wünscht,  ist  zum  Ver- 
hör zuzulassen.  Alsdann  gestaltet  sich  die  Vernehmung  der 
verschiedenen  Interessenten  oft  zu  einem  wahren  Kreuzverhör^ 


'j  G.  Cohn,  Volkswirthschaftliche  Aufsätze  S.  15. 
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als   (lesüeii  Ergebniss   die  Walirheit   sk'li  ähnlich  wie  bei  d4 
QericbtBverhaudlungea  berausBtclIt. 

3,     Die  Untersuchiiüg   soll  öffentlich  sein.     Besonders 
der   Presse   freier   Zutritt   zu   geben,    die   Aussagen    sind 
stenograpbiren  und  die  j^tenogramme  alsbald  in  den  Zeitung 
zu  veröffentlichen.    Durch  die  üefientUchkeit  des  Verhörs  «i 
Veröffentlichung   des  im  Verhöre  gewonnenen  Materials  ni 
lieh  ist  es  viell'ach  allein  möglich*),  Einseitigkeit  der  Aussi  _ 
EU    verhindern.     Denn    Jeder   aus    dem   Publikum,    der   dh 
Unrichtigkeit   einer  Aussage  erkennt  und  ein  Interesse  daran 
hat,    sie   su    korrigiren,    wird    dadurch    veranlasst,    sich  zu 
melden.     Auf   diese  Weise   werden   Zeugnisszwang   und  Ver- 
eidigung überSüssig  gemacht.     Denn  dann  liegt  es  sowohl  im 
Interesse  der  Betheiligten,  vor  der  Kommission  zu  erscheinen, 
als    auch    wird    durch    Gegenüberstellung    der    sich    wider- 
sprechenden Zeugen  die  Wahrheit  enthüllt.     Nur  so  lässt  sii ' 
die  Richtigkeit  des  Schlussberichtea  kontroliren.  — 

Wie  verhalten  sich  nuu  gegenüber  diesen  Anforderum 
die  genannten  über  die  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Uni 
nebmergewinn  stattgehabten  beiden  Enqucften? 

Zuerst  die  Böhmcrtsche  £uqu€te. 

Böhniert  erhielt,  wie  er  selbst  erzählt"),  im  Jahre  181 
eine  Aufforderung  des  Vereins  für  Socialpolitik,  ein  Gutachtt 
über  die  Frage  der  Gewinnbetheibgung  zu  erstatten.  Da  er 
die  Sache  zu  einer  gutachtlichen  Entscheidung  noch  nicht  ftlr 
reif  genug  hielt,  zog  er  es  vor,  darüber  zunächst  eine  be- 
sondere Enquete  auzuatellen.  Mit  Rucksicht  auf  das  Vor- 
kommen der  Gewinnbethetligung  in  aller  Herren  Ländern  war 
es  geboten,  derselben  eiuen  internationalen  Charakter  zu  geben. 
Böhmert  entwarf  daher  ein  Fragen  form  u  lar ,  12  Fragen  ei 
haltend^),    welches    zugleich    in   französischer  und  englisch« 

')  G.  Cohn,  Volkswirthscliaftliche  Anfeätze  S.  35  rt. 
»)  Vgl.  Böhmort,  Gewinubelheiligung  Bd.  I  S.  12  f. 
')  Die  fVagepunkte  waren  folgende: 

Name  uiid  Ort  des  Oeachäfts; 

Ort  der  Induatrie; 

Zahl  der  Arbeiter. 

1,  Bestellt  die  Gewinn lietheiligung  mit  oder  ohne  Äutbeil  um  Ge- 
achäfi?  Werden  beatimnite  Prunion  oder  Tantiemen  oder  BeitrSge 
zu  deu  Arbeitskasaeii  ausbezahlt  oder  tioch  andere  äbnliclie  Lohn' 
Eahluiigairielhoden  anseweadel? 

2.  Welche  feste  ArbeitsFöLne  werden  ausbezahlt : 

a|  im  Tsgelohn? 

b)  im  Stöiklohn? 

c)  im  Grappenakkord  ? 
In  wcirhein  VerhiiltnisB  stellen  diese  Löhne  zu  den  in  Ühnlichen' 

EiabU«sementB  derselben  Gegend  üblichen  Lohnen? 
'S.   In  wekliem  Verhältniss  steht  der  Arbeitslohn  zu  dem  Preise  des 
Produkt«  nnd  wie  rerhält  sich  der  Gesammtbetrag  der  jährlich  aus- 

gi/.ahlten  ArbeiteliJhne  zn  dem  Gesammtbetrage  des  Anlage     — '' 
etriebskapilala  ? 
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Sprache  verbreitet  und  an  viele  Zeitungen;  sowie  an  Hunderte 
von  Privatleuten;  Aktiengesellschaften  und  Vereinen   gesandt 
wurde.    Daraufhin  gingen  Böhmert  zahlreiche  Antworten  mit 
MittheiluDgen    über   den    einzelnen    konkreten   Fall  und    mit 
gutachtlichen    Aeusserungen ,     begleitet     von    vielen    neueren 
Schriften  y    Statuten ,   Rechnungsschlüssen  u.  s.  w.  zu.     Diese 
sowie  sonstiee  Zuschriften;    die  Böhmert  auf  seine  Veröffent- 
lichungen  über  den  Oang  seiner  Untersuchung  im^  „ Arbeiter- 
freund*'   seit   1873   von  Lesern   dieser  Zeitschrift  im  In-  und 
Auslände  erhielt,  bilden  den  Hauptbestandtheil  des  Urmaterials 
des  Böhmertschcn  Werks.    Ausserdem  benutzte  er  noch  be- 
sonders die  Ergebnisse    der  Erhebungen   über  die  in  Bayern 
and  Preussen  bestehenden  Wohlfahrtseinrichtungen  zum  Besten 
der  Arbeiter;  welche  von  dem  königL  bayerischen  statistischen 
Bareau  bezw.  von  dem  königl.  preussischen  Handelsministerium 
ebenfalls  vermittelst  Fragebogen  in  den  siebziger  Jahren  ver- 
anstaltet  sind.     Mit  Hilfe   dieser   Materialien   stellt    Böhmert 
81  Fälle  von  Gewinnbetheiligung  zusammen  und  zwar  12  von 
Oewionbetheiligung  mit  Antheil  am  Geschäft  und  69  von  Ge- 
winnbetheiligung ohne  Antheil  am  Geschäft. 

Die  Methode  y  welche  bei  der  Ermittelung  des  von  Böh- 
mert veröffentlichten  Materials  zur  Anwendung  kam ,  ist  also 
die  schriftliche  Erhebung  mit  Hilfe  des  Fragebogens.  Da  es 
rieh  am  die  Enquete  einer  Privatperson  handelt^  lag  die  An- 

i.  Wie  hoch  1)eläuft  sich  der  Gewinnantheil  der  Arbeitnehmer  V 

a)  im  Verhältniss  zum  Reinertrag  des  Geschäfts? 

b)  im  Verhältniss  zu   den   im  Geschäftsjahre  bezogenen  Löhnen? 
0.  Wer  ist  antheilsberechtigt ?     Erhalten  alle  Arbeiter  gleiche  An- 

Uieile  oder  geschieht  die  Yerthcilung  mit  Rücksicht  auf  die  Dienst- 
jahre oder  die  bezogenen  Löhne  und  in  welchem  Verhältniss? 

6.  Werden  die  Antheile  baar  aasbezahlt  oder  in  Sparkassen  und  Ver- 
sorgungskassen  ffelegt  oder  zur  Bildung  von  Hilfs-  und  Garantie- 
fonds  für  die  Arneiter  in  Zeiten  der  Arbeitslosigkeit  oder  schlechten 
Geschäftsganges  verwendet? 

7.  Können  die  Arbeiter  Antheile  am  Geschäftseigenthum  erwerben 
and  unter  welchen  Bedingungen? 

8.  Ist  den  Arbeitnehmern  eme  Kontrole  über  die  Rechnungsführung 
eingeräumt? 

9.  Sind  die  Arbeiter  auch  zur  Deckung  von  Geschäftsverlusten  mit  ver- 
pflichtet? 

10.  In  wieweit  wird  für  das  betheiligte  Kapital  und  für  den  Fortgang 
des  Geschäfts  durch  einen  Reservefonds  gesorgt? 

11.  Wann  wurde  die  Gewinnbetheiligung  emgeflihrt  und  welche  Er- 
Bediruneen  machte  man  seither? 

a)  Welches   sind   die  Wirkungen   für   die   Förderung  der  ökono- 
mischeu und  moralischen  Interessen  der  Arbeiter? 

b)  Inwiefern  zog  der  Inhaber   des  Etablissements  daraus  Vortheil 
bei  günstigen  und  ungünstigen  Geschäftskonjunkturen? 

c)  Könnten  die  gleichen  Resultate  nicht  durch  Stücklohn,  Prämien 
oder  andere  Lohnzahlungsmethoden  erzielt  werden? 

12.  Inwiefern  könnte  der  Staat  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  oder 
bei  der  Verwaltung  der  ihm  zugewiesenen  Unternehmungen  die 
GewinnbetheiUgung  fördern? 


VI.  2. 


wcBdung    des   FragebogCDS    liier   besonders   nshe.     Nicht  als 
üb  PrivatperaoDCQ   bei   der  Eriaiitduiig  wtrtliscliat'tlicher  uud 
sozialer  Thateachen  noihwendig  auf  die  Bchrifiiiclie  üet'raguiig 
angewiesen    wUren.      Es   liegen    vorziigüelie    Untersuchungen 
Tun   PrivatperBOnen  vor,    die   daraal'   beruhen,    daaa   die   b 
treffenden  Forscher  sich  persönlich  an  den  Schauplatz  der  vi 
ihnen  untersuchten  Erscheinungen  begaben  und  durch  tuüni 
liehe  Befragung  der  sich  entgegenstehenden  Interessenten 
auch  neutraler  Personen  den  Sacbverhatt  festzustellen  sucht 
Ich   verweise   auf  die  noch    später  mehrfach   zu  erwähn« 
Enquete  der  National  Association  for  tlie  Promotion  of  > 
Science    über   Tradea'   Socteties    and   iStrikes   von   1860 
gewisse  Theile    der  den  , Arbeitergilden  der  Gegenwart"  von 
Brentano  zu  Grunde  liegenden  Untersuchungen,  auf  das  Werk 
von  Ä.  Thuu   über  „Die  Industrie   am  Niederrhein   und  ihre 
Arbeiter",     auf    die    fünf    Dorfgemeinden     am    Taunus    von 
Schnapper- Arndt,    auf  die  Aibeiten   von  Emanuet  Sax    über 
die  Hausindustrie  in  Thüringen  und  zalilreiche  andere.    Allein 
da   bei    der   von  Böhntert   zu  untersuchenden  Frage  das  Ma- 
terial, wie  bemerkt,  über  mehrere  Länder  sich  erstreckte,  war 
es    für    eine    in  Amt  und  Würden  befindliche  Person  beinahe 
selbstverständlich,    dass   sie   sich   des   Frag:ebogens   bei   ihrer 
Untersuchunfj  bediente.     Soll  deshalb  Böhmert  aus  der  Wahl 
dieser  Methode  hier  kein  persönlicher  Vorwurf  gemacht  werden, 
HO    ist   aber   auch    andererseits   natürlich,    dass   alle   mit  der 
Fragebogenenquöte ,  wie  oben   dargelegt,   verbundenen  Nach- 
theile  in  dem  Böhmertachen  Werke  scharf  hervortreten. 

Vor  allem   macht    die  Unzulänglichkeit  jener   12  in  dem 
Fragebogen  gestellten  Fragen  sich  geltend.    Auch  gelangt  das 
Kigenthümlicne  jedes  einzelnen  Falls  nicht  zu  voller  Erscl 
nung,    wo  die  bezüglich   eines  jeden   gestellten   Fragen 
über   einen   Leisten    geschlagen   sind.     Erzählt  uns   Böhm« 
doch  selbst,  seine  Fragen  hätten  sich  im  Fortgange  der  Uni 
Buchung  als   noch   lange  nicht   ausreichend    erwiesen    und 
habe  bei  besonders  wichtigun  Fällen  durch  persönliche,  münd- 
liche oder  briefliche  Anfragen  nachhelfen  müssen.     Und  trotz 
dieser     nachträglichen    Erkundigungen    sind    die    Einzeldar- 
stellungen   noch    vielfach    lückenhalt   geblieben.      Kann   man 
doch    überhaupt   auf  schriftlichem  Wege    viel    weniger  einen 
Zeugen  zur  Beantwortung  der  an  ihn  gerichteten  Fragen  ver- 
anlassen  als   in   mündlicher  Unterhaltung.     Es   ist   daher   bi" 
vielen  Fällen  dem  Leser  unmöglich,  sich  ein  klares,  anschal 
lichea  Bild   von  dem  mit  G-ewtnubetheiligung  gemachten  Vei 
suche   und   allem,   was  drum   und   dran    bringt,    zu   macheBi 
Eine   wissenschaftliche  Verwerthung    des   Materials   ist   daher 
in   nicht   wenigen  Fällen   schon  in  Folge  der  Geringfügigkeit 
der  Angaben  unmöglich. 

Sodann  rühren  die  von  Böhmert  zu  seinen  Darstellungen 


Den 
■er-    'I 


n.  2,  11 

Terwendeten  Mittheilungen  ^  mit  ganz  wenigen  Ausnahmen^ 
yon  einer  einzigen  Partei  her,  nämlich  von  derjenigen;  die 
bei  der  Bchriftlicnen  £nqu€te,  wie  schon  bemerkt,  naturgemäss 
die  vor  allem,  wenn  nicht  die  einzig  zugängliche  ist,  von 
den  Arbeitgebern.  Nimmt  man  nun  auch  an,  was  gewiss  un- 
zweifelhaft ist,  dass  in  der  weitaus  grössten  Anzahl  von 
Ytilen  ein  jeder  der  von  Böhmert  befragten  Arbeitgeber  nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen  geantwortet  habe,  so  ist  doch 
bekanntlich  Befangenheit  in  Klassenvorurtheilen  und  Inter- 
euen  ein  Medium ;  das  den  Blick  auch  des  Wohlwollendsten 
und  Gewissenhaftesten  zu  trüben  geeignet  ist;  und  ausserdem 
kann  selbstverständlich  über  eine  Reihe  von  den  Arbeiter,  seine 
Verhältnisse  und  seine  Bestrebungen  betreffenden  Punkten 
der  Arbeiter  selbst  weit  richtiger  und  ausfuhrlicher  Auskunft 
geben  als  irgend  ein  Anderer.  Die  Folge  der  Böhmert- 
icfaen  Erhebungsmethode  war  also  selbst  in  den  besten  Fällen 
eine  gewisse  Einseitigkeit  in  der  Darstellung.  Die  einzelnen 
FUle  werden  so  dargestellt,  wie  nur  die  eine  der  beiden 
interessirten  Parteien,  der  Arbeitgeber,  sie  ansieht;  bei  einigen 
f^en  aber  möchte  man  beinahe  safi;en,  sie  werden  so  dar- 
gestellt, wie  diese  Partei  sie  angesehen  wissen  möchte.  Da 
Bohmert  die  andere  Partei,  die  Arbeiter,  aber  nicht  auch  be- 
fragt hat,  giebt  sein  Buch  selbst  dem  Leser  nicht  die  Mittel 
an  die  Hand,  diese  einseitigen  Darstellungen  zu  korrigiren. 
Und  wenn  auch  Böhmerts  Objektivität  in  der  Wiedergabe 
der  ihm  gemachten  Angaben  mit  Elster^)  in  hohem  Maasse 
anzuerkennen  ist,  so  wäre  doch  etwas  mehr  Kritik  gegenüber 
den  ihm  gemachten  Angaben  sehr  zu  wünschen  gewesen,  ganz 
zu  geschweigen  davon,  dass  seine  Bearbeitung  ^ar  keinen 
Unterschied  macht  zwischen  den  Thatsachen,  welche  die  An- 
gaben seiner  Zeugen  enthalten,  und  dem,  was  als  Schluss- 
folgerung  dieser  Zeugen  aus  jenen  Thatsachen  anzusehen  ist; 
and  dass  gar  häufig  der  Abdruck  der  von  den  Befragten 
ausgesprochenen,  aber  keineswegs  verwirklichten  Prinzipien, 
ihrer  Phrasen  und  Geiiihlsäusserungen  das  Fehlen  brauchbarer, 
handfester  Thatsachen  ersetzen  muss. 

Wie  viele  der  von  Böhmert  mitgetheilten  Fälle  in  Folge 
der  gerügten  Lückenhaftigkeit  der  ihm  gewordenen  Angaben 
for  jede  Untersuchung  unzureichend  sind ,  wird  sich  im  wei- 
teren Verlauf  dieser  Arbeit  noch  herausstellen.  Wie  einseitig 
und  in  Folge  dessen  irreführend  aber  oft  diese  Angaben  sind, 
soll  hier  zunächst  an  einigen  Beispielen  eingehend  dargethan 
werden.  — 

Ich  wähle  vor  allem  den  viel  besprochenen  und  viel 
gerühmten  Fall  der  Gewinnbetheiligung  in  den  Steinkohlen- 


»)  HUdebrands  Jahrb.  Bd.  XXXII  S.  221. 
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Das  Material,  welches  Bölimert  zur  UarstelluDg  des  Falles 
Briggs  verwendet,  beruht  theils  auf  direkten,  theils  auf  in- 
direkten Angaben  der  Herren  Briggs,  Theila  sind  es  Mit- 
theilungen, welche  Professor  Böhmcrt  oder  sein  Mitarbeiter 
in  England,  Herr  A.  von  Studnitz,  von  Herrn  Briggs  erhielt, 
theils  lichriften,  welche  ihrerseits  süaimtlich  auf  Aeusserungen 
des  Herrn  Briggs  fusseu.  Auf  anderen  Quellen  beruht  allein 
die  von  Bcihniert  aus  der  Ouncordia  vom  22.  Januar  1876 
abgedruckte  Notiz  des  Prof.  Brentano-),  in  welcher  dieser 
seine  Bedenken  gegen  die  Briggssche  Darstellung  des  Schei- 
terns seines  Industriat  Partneiship  ausspricht.  Ebenso  die 
Antwort  des  Prof.  Brentano,  in  welcher  derselbe  eine  in- 
zwischen auf  seine  Bemerkungen  hin  erfolgte  Zuschrift  des 
Herrn  Briggs  an  Prof.  Bühniert  für  unerheblich  erklärt*). 

Nach  der  DarsteltuDg  Böhmerts  war  der  Verlauf  de« 
BriggsBchen  Gewinnbetbeiligungsversuches  in  kurzem  der 
folgende : 

Lnuge  Zeit  hindurch  hatten  Arbeitsstreitigkeiten  zwischen 
der  Firma  Briggs  und  ihren  Arbeitern  bestanden.  In  Folge 
derselben  bracbie  ihr  Kapital  ihr  kaum  mehr  5  Prozent  Zinsen, 
Da  führten  im  Jahre  1865  die  Herren  Briggs,  um  eine  In- 
teressengemeinschaft zwischen  sich  und  ihren  Arbeitern  zu 
schaffen  und  damit  der  Wiederkehr  von  Konflikten  vorzu- 
beugen, eine  Betheiligung  ihrer  Arbeiter  am  Geschäftsgewina 
ein.  Ausserdem  verwandelten  sie  ihr  Geschäft  in  eine  Aktien- 
gesellschaft und  gestatteten  ihren  Arbeitern,  Aktien  bis  zu 
einem  gewissen  Brucbtheil  des  Aktienkapitals  zu  erwerben. 

Diese  Einrichtung  bewährte  sich  vorzüglich  und  Arbeit- 
geber wie  Arbeiter  waren  mit  ihrer  Wiiksamkeit  äusserst 
zufrieden.  Die  grössere  Arbeitsenergie  der  Arbeiter  ersetzte 
den  Betriebsunternehmern  nicht  nur  das,  was  sie  den  Ar- 
beitern an  Bonus  bezahlten,  sondern  verschaffte  ihuen  noch 
einen  erklecklichen  Mehrgewinn.  Nicht  genug  konnten  die 
Herren  Briggs  Ende  der  sechziger  Jahre  die  Vorzüge  ihrer 
Einrichtung  loben;  alle  Arbeitsstreitigkeiten,  biess  es,  seien 
beseitigt,  und  alle  Welt  war  gespannt  auf  die  groBBartigen 
Erfolge,  welche  die  Herren  Briggs  noch  erzielen  würden. 

Da,  im  Oktober  IS74,  als  die  bis  dahin  an  die  Arbeiter 
vertheilte  Summe  nicht  weniger  denn  450U0  £  betragen  hatte, 
schrieb  Herr  Briggs  an  Böhmert:  „Wir  hatten  gehoflrt,  dass 
die  Wirkung    der   Geschäftsbetheiligung  auf  die   wirth8chttf^ 


')  Nr.  2  bei  Böhmert,  Bd.  I  b.  227—242. 
*)  Böhmert  Bd.  I  S.  240  f, 
")  Ebenda  S,  242. 
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liehen  LeiataDgen  wie  die  sittliche  Haltung  der  Leute  von  guter 
Wirkung  sein  würde.     Vor  einigen  Jahren  war  der  Vortheil 
des  Systems,  die  Herstellung  eines  guten  Verhältnisses  zwischen 
den  Ontemehmem  und  Arbeitern  zu  fördern;  auch  offenbar  — 
aber  im  letzten  oder  in  den   beiden   letzten  Jahren   hat  das 
Betragen  der  Arbeiter  einige  Enttäuschungen  hervorgerufen" 
(.  . .  but  for  the  last  year   or   two   the   action    of  the   men 
has   caused   some  little  disappointments)  ^).    Zu  einem  offenen 
Brache    kam    es   schon    kurz    nach   Abgang    dieses    Briefes, 
unter  dem  S.  Dezember  theilte  Herr  Archibald  Briggs  (der  da- 
malige geschäftsführende  Direktor)  Herrn   von    Studnitz    auf 
dessen  briefliche  Anfrage  mit,  dass  bald  nach  jenem  Schreiben 
die  Arbeiter  des  Unternehmens  mit  denen  benachbarter  Kohlen- 
werke gegen  eine  Lohnherabsetzung  gestreikt  und  den  Vor- 
schlag,  ein   Schiedsgericht    entscheiden  zu  lassen,    durchaus 
abgelehnt   hätten ,    wenn   sie   sich   auch   nachher   hierzu   ver- 
itanden.     „Das  Biesultat   dieses  vierwöchigen  Streiks  bestand 
jedoch  darin,  dass  das  Antheilsystem  —  ich  kann  sagen  nach 
gegenseitiger    Uebereinkunft    —     aufgegeben    wurde;    jetzt 
wird  unsern  Arbeitern  nichts  von  dem  Reiogewinn  zugetheilt. 
Viele  derselben   sind   aber   auch  jetzt  noch  Besitzer   unserer 
Aktien  und  hierzu  ermuthigen  wir  sie." 

Es  liegt  auf  der  Hand,   wie  wenig  diese  Darstellung  be- 
friedigen kann.    Wie  kommt  es,  wird  Jedermann  fragen,  dass 
ein  Lobnsystem,    das    soeben   noch    den   ungetheilten   Beifall 
von  Arbeitgebern   wie  Arbeitern  genossen,   das   dem  tief  ein- 
gewurzelten Misstrauen    zwischen   beiden   Parteien   ein   Ende 
gemacht  und  alle  Arbeitsstreitigkeiten  beseitigt  hatte,  plötzlich 
in  Folge  einer  Arbeitseinstellung   wieder   abgeschafft  wurde? 
Welches  waren  die  Ursachen,  die  zu  dieser  Arbeitseinstellung 
geführt  haben?     Welcher   Art  waren  die    „Enttäuschungen", 
von  denen  der  Brief  des  Herrn  A.  Briggs  an  Böhmert  spricht? 
Bei  dem   grossen  Aufsehen,   das   der   Fall  Briggs  durch   die 
ganze  zivilisirte  Welt  hervorgerufen,   hätte  Böhmert  sich  zur 
Aufklärung   dieser   Fragen   ganz    besonders  veranlasst  sehen 
müssen.     Es    ist  augenscheinlich,   dass    hier   die   Einziehung 
eingehenderer  Nachrichten,  und  zwar  von  verschiedenen  Seiten, 
am  Platze  gewesen    wäre.     Warum  z.  B.   hat  Böhmert   sich 
nicht  an  den  Sekretär  des  Gewerkvereins  der  Grubenarbeiter 
Yon  West- Yorkshire    um    Auskunft    gewandt?     Hätte    er  ja 
doch  die  Angaben   desselben  Herrn  Briggs   und    dessen  Aus- 
sagen wieder  dem  Gewerkvereinssekretär  zur  Nachäusserung 
vorlegen    können.     Und    hierzu    lag   ein  Anlass   um   so   mehr 
Tor,  als  Brentano  in  der  Concordia  vom  22.  Januar  1876  be- 
reits  die   Zuverlässigkeit    der    an  sich   schon   so    vagen   An- 


I)  Böhmert,  Gewinnbetheiligung  Bd.  I  S.  239. 
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deutungen  des  Herrn  Briggs  über  die  Ursachen  des  Auf  hörens 

seines  uewinnbetheiligungsversuches   in  Zweifel  gestellt  batte. 

Allein    auch    ohne   solche   Befragung    dürfte   ca    möglicb 

feweseii  sein,  in  das  nach  der  BühmertBchoD  DarateÜung 
leibeode  Dunkel  etwas  Licht  zu  bringen,  wenn  Böhmert  nur 
ausser  dem  von  ihm  benutzten  vorgenannten  Material  noch 
anderes,  nicht  blos  von  Herrn  Briggs  herrüLrcndes  in  Be- 
tracht gezogen  haben  würde. 

Ea  sind  nämlich  über  das  VerhSltniss  der  Firma  Briggs 
zu  ihren  Arbeitern  noch  folgende  zu  berücksichtigende  Quellen 
vorhanden : 

Bezüglich  der  groaeeu  Arbeitseinstellung  und  Aussperrung 
in  der  Koldenindustrie  von  West- Yorkshire  im  Jahre  1858, 
bei  welcher  die  Firma  Briggs  eine  hervorragende  RoUe 
spielte,  kenne  ich  die  Darstellung  von  John  Holmes  in  den 
Tranaactiuns  der  National  Association  for  tfae  Promotion  of 
8ocial  Science  von  1859  und  ausserdem  den  exakten  Bericht 
von  J.  iM,  Ludlow  in  dem  schon  oben  erwähnten  Enqueten- 
werke dieser  Gesellschaft  über  „Trades"  Societiea  and  Strikes", 
London  1860.  Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  der  letztere  auf 
Grund  von  Befragen  beider  Parteien  iibgefasste  Bericht  beiden 
Parteien  und  insbesondere  auch  den  Herren  Briggs  vor  der 
Veröffentlichung  vorgelegen  hat  und  von  denselben  als  korrekt 
anerkannt  worden  ist'}- 

Ausserdem  kommt  iiir  die  Vorgeschichte  des  Briggsscheii 
Industrial  Partnership  in  Betracht  der  Sixth  Keport  of  tlie 
Commissioners  appointed  to  inquire  into  the  Organization  and 
Rules  of  Trades'  Union»  and  other  Associationa  vom  Jahre 
1868.  Dieser  Bericht  enthält  lauter  Aussagen  der  Herren 
Henry  Currer  und  Archibald  Briggs,  welche  damals  den 
Posten  eines  geschäfts führenden  Direktors  bezw.  Sekretärs  bei 
der  Firma  Henry  Briggs  Son  &  Co.,  Limited,  bekleideten, 
sowie  einiger  von  ihnen  mitgebrachter  Arbeiter  vor  der 
königlichen  Untersuchungskommission  über  Ue  werk  vereine, 

Speziell  über  die  Arbeitsstreitigkeilen  des  Jahres  1863 
giebt  detaillirte  Kunde  noch  ein  Aufsatz  des  genannten  John 
Holmes  im  „Beehive",  dem  Organe  der  Trades'  Unions  vom 
14.  September  1872, 

Endlich  über  die  der  Aufhebung  des  Industi-ial  Partnership 


')  Trades'  Soeieties  and  Strikes  S.  11;  „In  laving  this  report  before 
the  Cominittee  1  bee  leave  to  say  thot  it  btts  oeen  communicated  in 
M.  S.  to  Mr.  John  Holraei!  on  beliall"  of  the  men.  to  Mr.  W.  E.  Foret«, 
as  one  of  those  who  ottempted  to  mediate  bctn-eeti  loaeters  aud  men, 
and  to  MeserB.  Briggs  coal-owiiers;  and  in  proof.  tu  Meeers.  Briggs 
again  (who  weilt  througli  it  with  me  in  a  eonfercaice  of  eeveral  lioure' 
duratioD),  and  to  Mr.  Shaw,  Minere'  Delegate  for  West  Yotkahu^  and 
that  evcry  fnct.  figure  and  explanatiun  haa  been  ineerted  nhich  aiiy  of 
Ihe  persona  t^ouaultcd  deeined  Iniporlaiit.  —  J.  M.  L." 
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Torma%ehenden  Erei^isse,  die  Differenzen  zwischen  der  Firma 
Briggs  and  ihren  Arbeitern  im  Jahre  1872,  geben  Aufschlüsse 
der   im  Beehive   im  Monat   August  und   September  des  ge- 
nannten Jahres  zwischen  Lloyd  Jones  und  Archibald  Briggs 
geflÜirte  Streit,  sowie  die  Ausführungen  des  englischen  National- 
Ökonomen  Sedley  Taylor  in  seinem  1884  erschienenen  Werke: 
.Profit-Sharing  oetween  Capital  and  Labour"  ^),  welche  weaent- 
uch  auf  einem  ihnen  vorangedruckten  Memorandum  der  Herren 
Archibald  und  Henry  Currer  Briggs  beruhen. 

Auf  Orund  dieses  Materials  und  unter  Benutzung  der 
sonstigen  Angaben  Böhmerts  ergiebt  sich  die  folgende  Dar- 
Stellung  des  Gewinnbetheiligungsversuches  der  Firma  Briggs, 
eines  Versuchs,  der  zu  einer  Art  Weltberühmtheit  gelang  ist, 
dessen  Einrichtungen  lange  Zeit  als  Muster  galten  und  der 
10  £nde  der  sechziger  Jahre  in  Deutschland  als  das  Lösungs- 
mittel der  sozialen  Frage  gepriesen  wurde.  ' 

Die  Kohlengruben  der  Firma  Henry  Briggs  Son  &  Co. 
in  Normanton  und  Methley  liegen  im  Distrikt  West-Yorkshire, 
dessen  Mittelpunkt  die  Stadt  Leeds  bildet^). 

Von  1844  bis  1858  hatten  die  Grubenbesitzer  und  die 
Grubenarbeiter  von  West-Yorkshire  in  fast  ununterbrochenem 
Frieden  gelebt®).  Nur  1853  kam  es  in  den  Gruben  einer 
Firma,  denen  der  Herren  Pope  und  Pearson,  zu  einer  Arbeits- 
einstellung, da  den  Arbeitern  derselben  eine  geforderte  Lohn- 
erhöhung abgeschlagen  wurde  ^).  Während  dieses  Ausstandes 
waren  die  feiernden  Grubenarbeiter  von  ihren  nicht  feiernden 
Genossen  des  Bezirkes  unterstützt  worden,  und  ebenso  hatten 
die  Herren  Pope  und  Pearson  von  den  sämmtlichen  Gruben- 
besitzern West-Yorkshires  Geldbeiträge  erhalten.  Zum  ersten 
Male  zeigte  sich  ein  gemeinsames  Handeln  der  Grubenarbeiter 
von  West-Yorkshire^).  Dieser  Arbeitszwist  wurde  nach  fünf- 
monatlicher Dauer  beigelegt®)  und  damit  schwand  auch  wieder 
die  Organisation  der  Arbeiter,  die  sich  nur  zu  diesem  Zwecke 
gebildet  hatte''). 

Anders  dagegen  verhält  es  sich  mit  der  Verbindung  der 
Grubenbesitzer  von  West-Yorkshire.  Diese  hatte  sich  nicht 
erst  bei  dieser   Gelegenheit  gebildet,  sie  bestand  schon   seit 


^)  Bei  Kegan  Paul,  Trench  &  Co.,  London. 

^  Vgl.  den  oben  erwähnten  Tiades'  Unions'  Commiseioners'  Report 
qa.  12487.  Bei  Verweisung  auf  die  in  diesem  Berichte  enthaltenen  An- 
Ijaben  werde  ich  fortan  nur  mehr  die  Nummer  der  betreffenden  Aussage 
utireu« 

«)  Ludlow  a.  0.  S.  18.    J.  Hohnes  a.  O.  S.  640  f. 

*)  Ebenda  und  qu.  12489. 

6)  Ludlow  S.  46. 

•)  qu.  12  489. 

')  Ludlow  S.  20  a.  E.  und  qu.  12495. 
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30  Jahren  and  blieb  auch  beatclien').  Der  Verein  der  Grtil 
besitzer  kam  von  Zeit  zu  Zeit  zusammen,  aetzte  die  Pj 
lest,  zu  denen  die  Kohlen  an  das  Publikum  verkauft 
Eollten,  und  hestimut«  die  Lohnsätze  der  Grubenarbeil 
nöthigun falls  versandte  er  gedruckte  Listen  mit  den  Xu 
der  Grubenarbeiter,  die  sieh  bei  einem  Arbeitgeber  mtsjlic 
gemacht  hatten,  an  die  Vereinsmitglieder;  auch  wachte 
über  der  Bergwerksgesetzgebung,  um  die  Aufnahme  von 
Stimmungen  in  dieselbe,  welche  den  Arbeitgebern  nacblheilig 
oder  unbequem  sein  würden,  zu  verhüten-). 

Dieser   Verein    der   Grubenbesitzer   von  West- Yorks-bire 
beschloss    nach   einer  mehrjährigen  Ueberproduktion  im  Ml 
1858,    um    die    Nauhtheile    des    Sinkens    der   Preise    von 
Cnternehmern  abzuwenden,   den  Lohnsatz  der  Grubenarbeit 
um  15  Prozent  herabzusetzen^). 

Als  dies  den  Arbeitern  angezeigt  wurde,  begannen  di 
sich  zum  Zweck  des  Widerstandes  zu  organisiren.  Da  erat 
bildete  sich  ein  förmlicher  Gewerkverein  der  West-YorkahJrer 
Grubenarbeiter*).  Es  ist  dies  einer  der  in  neuerer  Zeit 
seltenen  Falle,  in  denen  ein  Gewerkverein  sich  erst  aus  einer 
durch  das  Vorgehen  der  Arbeitgeber  hervorgerufenen  Arbeits- 
einstellung entwickelte^).  Dazu  kam  bei  dieser  Gelegenheit 
zu  Tage,  dnss,  wahrend  man  immer  über  das  Geheimwes 
der  Arbeiter  Klage  führte  ,  jener  Gewerkverein  der  Grub) 
besiizer  seit  mehr  als  30  Jahren  im  geheimen  bestand"), 

')  Nach  J.  Holmes  S.  641  entstand  dieser  Verein  der  Grubcobeailg 
allerdings  eist  1S5S  und  dasselbe  sagte  186S  vor  der  kiinigl.  Komm.' 
abennalBHeiTH.C. Briggs  aus (qu.  12^9).   Dacegen  schrieb  SL'hoD  1860 
Lndlotv  in  seinem  obeo  genanut«u  von  den  Herren  Briggs  durchgesehen^^ 
und  als  richtig  anerkaniitea  Berichte:    The  foriiuitiou  o(  tliis  associatioi* 
iE  aSBigned  by  Mr.  Holmes  to  Ihe  year  lä^iS^   Mr.   Briggs,  how^ver,  ia 
tlie  course  of  the  disfussioa  at  Bmdford,  stnted  that  .,it  hae  existed 
for  the  liiat  thirty  yeara''.     1  am  sony  to  aay  that  fhe  prindple  of 
secrecy   bo  oflen  uast  into  the  teeth  of  the  men'e  trade  socieüea,  aupau^_ 
emineutlv   ehoracteriatic   of   thia    trade  society  of  coal-oimerB.     Altlioq^H 
so  long  in  eiiatent;e.  it  is  alleged  to  bc  „hardly  in  a  state  of  formatio^^^ 
to  have   .no  rnles  nor  regulär  subscriptiona'' ;  and  I  have  vainly  BoliäM^| 
copies  of  ita  piinnles,  even  as  respecting  ita  moat  important  proceedisoB 
In  addition,  moreover,  to  this  „GenoraT  Association'',  as  it  is  termed  fo 
the  „E^mployer"  (but  wbich  bdeed  eeeias  now  alinost  broken  up),  it  woala 
eeera  that  the  mastera  of  parttcular  districts  (Bamsley,  Wakefield  and 
Leede.  and  Gildcraomcl  are  in  tbe  habic  of  meating  for  simllar  purpoew 


tliose    of  the  general   body,    but  act  qnile  independentlv 


I  piiblicitj-  I 


id  bc  i 


i  31.  Äugt 
■ju.  125; 


not  aln'ays  shoir   the  same  nbstii 
farther  on. 

')  J.  M.  Ludlow  S.  20.     Lloyd  Jones  im  Beehive  \ 
1872.    John  Holmes  im  Beehive  vom  14.  September  U72. 
und  12,^23. 

')  Ludlow  S.  27.    J.  Holmea  S.  641.    qa.  12  495. 

')  Ludlow  S.  29  f.    Holmes  im  Beehive  vom   14.  September  131 
qu.  12495. 

1^)  Ludlow  S.  11. 

*)  Ludlow  H.  20  u 
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Die  Arbeiter  legten  Anfang  April  bei  einigen  Firmen  die  Ar- 
beit nieder^).  In  den  folgenden  Monaten  mehrten  sich  die  Arbeits- 
einBtellongen ').  Da  die  Arbeiter  nicht  nachgaben,  so  schritten 
die  Grabenbesitzer  im  Spätsommer  zu  einer  allgemeinen  Aus- 
nerrang derjenigen,  welche  sich  ihren  Anforderungen  nicht 
fugten").  Den  Grubenarbeitern  wurden  ihre  Wohnungen  ge- 
kfifldigt  und  in  Folge  dessen  mussten  dieselben  zu  Tausenden 
Wochen  und  Wochen  eines  feuchten  Spätherbstes  unter  Zelten 
anf  den  Feldern  kampiren,  ohne  dass  deshalb  die  Arbeitgeber 
ihren  Zweck  erreichten^).  Ende  November  fiel  eine  Blrma 
TOD  der  Koalition  der  Arbeitgeber  ab.  Sie  schloss  mit  ihren 
Arbeitern  einen  Separatfrieden,  in  dem  sie  sich  mit  einer 
Lohnreduktion  von  T^/s  Prozent  begnügte  und  alle  sonstigen 
Forderungen  fidlen  liess^).  Die  übrigen  Firmen  folgten  inner- 
halb kurzer  Zeit  nach  und  schlössen  unter  denselben  Be- 
diBgangen  Frieden^).  Im  März  des  folgenden  Jahres  (1859) 
worden  den  Arbeitern  auch  noch  jene  gekürzten  7^/2  Prozent 
wieder  bewilligt,  ohne  dass  es  zu  einer  neuen  Arbeitseinstellung 
gekonunen  wäre^). 

So  war  ausser  enormen  pekuniären  Verlusten  —  John 
HohDes^)  berechnet  sie  auf  100000  SS  —  das  einzige  Resultat 
dieses  heftigen  Arbeitsstreites  das  Bestehen  eines  Gewerk- 
Vereins  unter  den  Arbeitern  und  eine  heftige  Erbitterung  und 
grosses  Misstrauen  derselben  gegen  die  Arbeitgeber.  Ins- 
oesondere  war  die  Firma  Briggs  Gegenstand  dieser  gereizten 
und  argwöhnischen  Stimmung  der  Arbeiter.  Ihr  wird  nach- 
gesagt, dass  sie  durch  ihr  besonders  rücksichtsloses  Vorgehen 
am  meisten  zur  Entstehung  des  Gewerkvereins  der  Gruben- 
arbeiter beigetragen  habe^). 

Der  Gewerkverein  der  Grubenarbeiter  bestand  nach  den 
Ereignissen  von  1858  noch  eine  Zeit  lang  fort.  Er  zerfiel 
aber  allmählich  in  Folge  des  veränderten  Verhaltens  der 
Ombenbesitzer  ^®). 

Erst  am  12.  Juni  1863  kam  es  zu  einem  neuen  Aus- 
stande,  als  die  Firma  Briggs  ihren  Arbeitern  anzeigte,  dass 
sie  den  Lohn  herabsetzen  und  eine  bis  vor  kurzem  übliche 
Arbeitsmethode  (riddle)  wieder  einfuhren  werde.  Das  Riddeln, 
das  im  Ausscheiden  der  grossen  Kohlenstücke  von  dem  Kohlen- 


1)  Ludlow  S.  28.    Holmes  S.  641. 
^  Holmes  S.  642. 

»)  Ludlow  S.  30  f    Holmes  S.  642.    qu.  12499  u.  12  500. 
*)  Ludlow  S.  33.    Holmes  S.  642  f. 
^)  Ludlow  S.  37.    Holmes  S.  644. 
•)  Dieselben  und  qu.  12  501  u.  12  507. 
')  Ludlow  S.  39.    qu.  12  510  f. 
»)  S.  653,  auch  Ludlow  S.  38  f. 
*)  John  Holmes  im  Beehive  vom  14.  September  1872. 
10)  Ders.  ebenda,  qu.  13  028. 
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grua  vcriniltelat  grosser  Öiebe  besteht'),  war  einige  Ml 
nate  vorlier  aufgehoben,  da  damals  grosse  Nacbt'rage  nacl 
Kohlen  herrachte  und  daher  auch  der  lur  gewöhnlich  unver- 
käufliche Kohlengrus  mit  den  Kohlen  abgegehen  werden 
konnte  *),  Der  Widerwille  der  Arbeiter  gegen  die  Wieder- 
eintührung  dieser  Arbeitsnnethode  war  gross;  dieselbe  ver- 
ursachte ihnen  viel  Mühe  und  Mehrarbeit  und  die  dafür  ge- 
botene Kotschädigung  von  1  d.  per  Tonne  genügte  ihnen 
nicht').  Sie  gingen  daher  nicht  auf  die  Forderungen 
Herren  Briggs  ein. 

Dies   führte  zu  einer  Wiederbelebung  des  Gewerkvei 
der  Grubenarbeiter*)  und  zu  einem  neuen  Arbeitsstreit.    Diei  _ 
Kampf   war,   wenn    auch    nur   auf   die   Gruben    der   Herren 
Briggs  sowie  die  der  Herren  Pope  und  Pearson  beschränkt'), 
dennoch  weit  heftiger  und  erbitterter  als  der  von  1858'). 

Vergebens  waren  die  Versuche  der  Herren  Briggs,  den 
Willen  ihrer  Arbeiter  nu  brechen.  Öie  scheiterten  an  der 
Abneigung  dieser  und  an  der  Macht  ihres  Gewerkvereim. 
Uie  Herren  Briggs  schritten  daher  abermals  zu  einer  Aus- 
sperrung ihrer  Grubenarbeiter.  Aber  nicht  genug  damit  und 
nicht  blos,  dass  man  Anstalten  traf,  die  Aufnahme  der  aus- 
geschloHBenen  Arbeiter  in  andere  Gruben  zu  verhindern,  man 
schnitt  ihnen  sogar  die  Möglichkeit  ab,  irgend  welche  Arbeit 
zu  erlangen;  selbst  denjenigen,  welche  auf  der  Landstraase 
Steine  klopfen  wollten,  wurde  dieses  versagt.  Mit  so  rück- 
sichtsloser  Härte  M-urden  die  Arbeiter  aus  ihren  Wohnungen 
vertrieben,  dass  selbst  die  dazu  aufgebotene  Polizei  nur  wider- 
willig sich  ihres  Auftrages  entledigte.  Monate  lang  mussten 
die  Ausgewiesenen  wahrend  eines  harten  Winters  in  elenden 
Hütten,  Zelten,  ja  selbst  unter  freiem  Himmel  auf  bloi 
Erde  kampiren'). 

Die  Firma  Briggs  besorgte  sich  unterdessen  Arbeiter 
Staffordshire    und    Derby shire  *).     Zwischen    diesen  und 
feiernden  Ge  werk  vereinlern  kam  es  zu  allerhand  Reibereien"), 
welche   schliesslich    zu  einigen  Verhaftungen  führten'").     Die 
Westbezirks obrigkeit    klagte    über    die    Ünertritglichkeit    der 


iden 
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■)  Vgl,  anch  B.  Taylor  8.  126. 
')  qu.  12530, 
")  qu.  12531— 12. JSa. 
*)  qu.  13028.    John  Hiilmes  im  Beehive 
")  qu.  12335. 

")  Jnhn  Holmes  im  Beehive  vom  14,  September  IÄ72. 
')  John  Holmes  ebeodaselbst   und   Llojd  Jones 
3],  August  1872. 

")  qu.  12537.     Johu  Holmes   im   Beehive   vom   14.  September  1S72. 
•)  qu.  13152-l.tl55.    Holmea  ebenda.    Vgl. auch  qu.  ß 4H9.   12&.53. 
""—13008.     13116  f.    13119.     12537-12540. 


14.  September  1^^| 
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nes  im  Beehive  v<!^^| 
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'")  qu.  12537. 
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Ciuraheii  und  Kosten  ^  welche  ihr  aus  diesem  Arbeitszwiste 
enmchsen  ^). 

Das  Resultat  des  Streites  war:  die  Herren  Briggs  mussten, 
<U  die  schlechte  Arbeit  der  neu  in  die  Gruben  eingeführten 
Arbeiter  ihnen  nur  Kosten  verursachte,  abermals  nachgeben, 
äe  schlössen  mit  den  Feiernden  Frieden,  indem  sie  ihnen 
bessere  Lohn-  bezw.  Arbeitsbedingungen  boten  ^). 

Diese  heftigen  Interessenkämpfe  hatten  das  Verhältniss 
der  Firma  Briggs  zu  ihren  Arbeitern  zu  einem  wenig  erfreu- 
lichen gestaltet  Die  Arbeiter  waren  von  Hass  und  Miss- 
traaen  gegen  die  Arbeitgeber,  in  denen  sie  die  Urheber  ihrer 
Leiden  ^ahen,  erfüllt^).  Ihr  Interesse  am  Geschäft  erlahmte 
oothwendig  und  sie  betrachteten  jede  neue  Maassregel  der 
Herren  Brig^  mit  Argwohn  ^^.  Es  kam  daher  in  den  folgen- 
den Jahren  leicht  zu  JMisshelligkeiten  und  kleinen  Konflikten 
swischen  der  Firma  und  den  Grubenarbeitern^). 

Ausserdem  hatten  diese  wiederholten  Arbeitsstreitigkeiten 
der  Firma  sehr  erhebliche  pekuniäre  Verluste  verursacht.  Das 
Kapital  trug  kaum  mehr  5  Prozent  Zinsen  ^)  und  man  dachte 
sogar  schon  daran ^  die  Gruben  zu  verkaufen®).  Dazu  soll, 
wie  John  Holmes  behauptet  ^)^  noch  der  Umstand  gekommen 
seiB,  dass  ein  stark  betheiligter  Sozius  des  Geschäftes  um  jene 
Zeit  seinen  Antheil  aus  demselben  zurückzog. 

Unter  solchen  Umständen  schritten  die  Herren  Brig^ 
dazu,  ihr  Geschäft  in  eine  Aktiengesellschaft  zu  verwandeln 
and  ihre  Arbeiter  am  Gewinn  zu  betheiligen. 

Die  Firma  wurde  im  Jahre  1865  unter  die  Limited  Lia- 
bility  Act  von  1862  gestellt»). 

Das  Geschäf^kapital  hatte  1860  75000  £  betragen  und 
belief  sich  zur  Zeit  der  Umwandlung  auf  86000  jß.  Nun 
wurden    9000   Aktienscheine   geschaffen    zum    Nominalwerthe 


M  John  Holmes  im  Beehive  vom  14.  September  1872. 

-)  Zur  Charakteristik  der  Stimmung  der  Grubenarbeiter  dienen 
Aeoaseningeo  derselben  wie:  „All  coal  masters  is  devils  and  Brig^  is 
the  prince  of  the  devils"  oder  „He  [Briggs]  would  be  the  devil.  if  he 
lad  homs"  etc.  S.  Taylor  S.  125  f.  1  hörnten,  Die  Arbeit,  deutsch 
TOD  Schramm,  Leipzig  1870,  S.  399.  Concordia,  Jahrgang  1873  Nr.  6. 
qn.  13  109.     12  540. 

»)  qu.  12  547.  12558.  Hovell  -  Thurlow ,  Trades'  Unions  Abroad, 
London  1871,  S.  285  f.  (Hovell-Thurlow  resümirt  die  Ergebnisse  der  1868 
Teröffentlichteu  &hebungen  der  königlichen  Untersucnungskommission 
über  Gewerkvereine.) 

*)  qu.  12547.    12558. 

'•)  qu.  12  588.  H.  C.  Briggs,  Industrial  Partnerships,  London  1868, 
&  5.    Böhmert  Bd.  I  S.  380. 

*)  Enquete  de  la  commission  extraparlementaire  des  associations 
oorri^res  S.  29  (Mittheilung  des  Herrn  Ch.  Robert). 

'*)  Beehive  vom  14.  September  1872. 

**)  S.  Taylor  S.  118.    qu.  12  547. 
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von  je  15  jß ,  aber  zum  Kurse  von  10  £  emittirt.  Bald 
darauf  wurden  noch  1000  junge  Aktien  kreirt'). 

Von  dem  gesammlen  Aktienkapital  behielten  die  Herren 
Briggs  etwa  zwei  Drittel  fiir  sich  zurück  und  aiclierten  sich 
80  die  unbßscliränkte  Leitung  des  Ganzen').  Den  Rest  boten 
sie  ihron  Beamten ,  Arbeitern ,  Agentea ,  Kunden  sowie  dorn 
weiteren  Publikum  zum  Verkaufe  an'). 

Sodann  wurde  den  AngcBtellten  und  Arbeitern  des  Hauses 
ein  Jährlicher  Antheil  am  Ertrage  des  Ocscbäfts  zugesagt.  Der- 
selbe sollte  sich  auf  folgende  Weise  berechnen :  Zunächst  sollten 
vom  Reingewinn  Abzüge  f^r  den  Reservefonds  stattfinden^). 
Hierauf  waren  10  Prozent  des  Aktienkapitals  den  Aktionären 
als  Dividende  (5  Prozent  Zins,  5  Prozent  Risiko  etc.)  auszn- 
theilen  ^).  Der  etwaige  Rest  des  Reingewinnes  endlich  fiel  zur 
Hälfte  (ileiclifalla  an  die  Aktionäre,  zur  anderen  an  die  Beamten 
und  Arbeiter'),  Letzterer  Betrag  vertheilte  sich  unter  die  Ein- 
zelnen nach  Maassgabe  des  im  Laufe  des  Jahres  verdienten  Lohnes, 
und  zwar  sollten  di^enigen  unter  ihnen,  welche  zugleich  In- 
haber von  Aktien  waren,  die  Hälfte  mehr  als  die  Nicbt- 
aktionäre  zu  beanspruchen  haben  ^). 

Zum  Empfang  des  Bonus  berechtigt  waren  alle  diejenigen 
Arbeiter,  welche  sich  ein  Lohnbücblein  zum  Preise  von 
1  penny  gekauft  halten.  Dieses  Büchlein  sollte  der  mindestens 
alle  14  Tage  stattfindenden  Eintragung  der  inzwischen  er- 
worbenen Löhne  dienen^). 

Daneben  wurde  den  Arbeitern  der  Durchschnittslohn  des 
Distrikts  versprochen'). 

Schliesslich  wurde  ein  Arbeiterausschuss  gegründet,  welchen 
die  Direktoren  gelegentlich  berufen  sollten,  um  von  ihm  Vor- 
schläge betrefiFs  Arbeitsverbesserungen  eatsegenzunehmen "). 
Eine  Kontrole  bei  der  Oeschäftsflihrung  oder  über  die  j&hr- 
lichc  Abrechnung  stand  den  Arbeitern  nicht  zu").  Nur  hatte 
ein  von  den  Aktionären  zu  bestellender  Revisor  gemäss  der 
Limited  Liability  Act  die  Rechnungen  zu  prüfen''). 

Den    neuen   Einrichtungen   begegneten    die  Arbeiter  an- 


■)  qu.  12  579. 
»)  qn.  12611.    12567. 
')  qu.  12  547. 

*)  qu.  12  547 :  „a  fair  and  nsual  reservation  for  redemption  of  capital 
aud  other  legitimate  allowances".      Böhmert  Bd.   I  S.  233.     S.  Taylor 

ä.  na 

•)  qn.   12547.     S.  Taylor  S.  IIH.     Böhmert  Bd.  I  S.  232. 

«)  qu.  12  517  f.     S.  Taylor  S.  118.    Böhmert  Bd.  I  S.  232. 

■<)  Ebenda. 

«1  qu.  12  650.    8.  Taylor  S.  119. 

»)  qu,  12.550  ff.    8.  Taylor  S.  119. 
'")  Hovell-Thurlow  S.  288, 
><)  qn.  I2S65.    Böhmert  Bd.  I  8.  232. 
'•)  qu.  12  565  f. 


iUngUch  mit  Susserstem  Misstrauen').  Einige  waren  der 
AnBicht ,  dasa  die  Herren  Briggs  mit  der  Eintührung  der 
Gewin  nbetheiligiing  einen  verniclitenden  Schlag  gegen  die 
Gewerkvereine  zu  führen  gedachten  -),  andere  erklärten :  Ja, 
das  Ding  an  und  ftir  eich  ist  gut,  aber  seht,  es  kommt  von 
Briggs,  und  zu  Briggs  habe  icli  kein  Vertrauen').  Auch 
wurden  Anfangs  sehr  wenige  Aktien  von  den  Arbeitern  ge- 
zeichnet*) und  nicht  mehr  als  3Ü  Prozent  derselben  hatten 
das  Zutrauen,  dasa  sie  die  10  Pfennige  für  das  Lohnbiichlein 
wagten,  um  die  Antheilaberochtigung  zu  erwerben''). 

Indess  die  Arbeitgeber  führten  das  neue  Lohnsystem  mit 
voller  Loyalitüt  durch.  Und  zwar  wurden  nicht  nur  alle 
bezüglich  der  Gewinnbetheiligung  getroffenen  Beatimmungen 
pünktlich  ert'Öllt,  sondern  die  Herren  Briggs  schienen  auch 
jede  Absicht,  ihren  Arbeitern  die  MilgÜedschaft  in  dem  Ge- 
werkverein KU  untersagen  oder  zu  erachweren,  aufgegeben 
zu  haben. 

Da  schwand  auch  bald  die  anfängliche  Abneigung  der 
Arbeiter.  Insbesondere  machte  die  erste  Auszahlung  des 
Bonus  am  31.  Juni  1866  grossen  Eindruck  auf  sie")  und  sie 
beeilten  sich,  durch  Ankauf  des  Lohnbüchleins  die  Antheils- 
berechtigung  zu  erwerben.  Im  zweiten  Jahre  empfingen  be- 
reits 80  Prozent  der  Arbeiter  Gewinnantheile').  An  die  Stelle 
der  früheren  Zurückhaltung  trat  ziemlich  allgemein  volle  Zu- 
friedenheit mit  dem  neuen  Lohnayatem  ^). 

Nicht  wenig  trug  dazu  bei  die  laute  Zustimmung,  mit 
welcher  notorische  Freunde  der  arbeitenden  Klassen  die 
Maassnahmen  der  Herren  Briggs  begrüssten.  John  Stuart 
Ulli")  und  Fawcett'")  einerseits,  Louis  Blanc  andererseits  er- 
klärten sich  für  die  neue  Organisation.  G.  J.  Holyoake"), 
der  Chartist  der  vierziger  Jahre,  Lloyd  Jones,  der  alte 
Owenit    und    eifrige    Vorkilmpfer    des    englischen    Genossen- 


')  qu.  IZGÖÜ.  ArcbibalJ  Briggs  in  den  Traiisactinua  der  Social  Science 
Aasociatioii  von  1800  S.  704.    S,  Taylor  .S.  136  ff.    Bölimert  Bd.  I  S,  232. 

*)  ,Ii  was  instiluted  to  destroy  the  uniou."     qu.  I2ö9H. 

')  .Well,  tlie  tliine  is  good,  but  you  ktiow  it  comea  from  Briggs 
«nd  I  hnvc  no  faitli  Id  Briefra."     qu.   13  072. 

*)  Böhmert  Bd.  1  8.  232. 

^1  qu.  12  050. 

')  BOhinert  l!d.  I  S.  233. 

')  qu.  12  6.J2. 

»)  qu.  12  SMS.    18  072. 

»)  Onuideätzo  der  polit.  Oekonomie,  deiilath  von  Adolf  äoetbeer, 
LeipriB  1869,  S.  81.    Vgl.  auch  S.  Taylor  S.  133. 

'")  Panperism.  its  cauaea  and  remedies,  London  und  New-York  1Ö71, 
S,  170  ff.  Manual  of  PoUtical  Economy.  5.  ed.  London  1876,  S.  254. 
Tratuactions  der  Social  t^cience  Aseocialion  von  lä73  8.  119.  ä.  Taylor 
IS.  133. 

")  Hülycake,  Partii«i'Bhij>s  uf  Industry  etc.,  London  1>(65,  S.  5. 


B chafts Wesens ,  J.  M.  Ludlow')  und  Thomas  Hughes,  weiche 
zur  Zeit  der  chrisllich-BcizJalen  Bewegung  mit  der  Gründung 
von  Produklivgenossenscliaften  vorgegangen  waren  und  aeit- 
dem  unermüdlicli  wirkten  in  der  Vertretung  der  Idee  und 
Interessen  der  Kooperation,  waren  voll  Begeisterung  Air  dieses 
Hystem  der  Vereinigung  der  Interessen  von  Kapital  und 
Arbeit.  Und  nicht  minder  stimmten  dem  bei  Frederic 
Harrison,  der  theoretische  Gegner  der  Produktivgenossen- 
schaft,  dem  die  englischen  Gewerkvereine  vor  allet 
Anerkennung  durcli  die  Gesetzgebung  zu  danken  haben, 
Macdonald,  der  Präsident  des  Gewerkvereins  der  Grubt 
arbeiter  von  Grosshritannien,  Der  Enthusiasmus  diea| 
Männer  ebenso  wie  die  energische  Propaganda  der  Herr 
Briggs  selbst  verbreitete  die  Kunde  von  ihrem  Induatrij 
Partnershtp  nicht  nur  über  ganz  England,  sondern  brad 
sie  auch  nach  dem  europäischen  Kontinental  und  den  Vm 
einigten  Staaten  von   Amerika, 

So  wurde  das  Verhältniss  zwisehen  den  Herren  Brim 
und  ihren  Arbeitern,  das  sich  in  Folge  der  wiederhofif 
Arbeitszwistigkeiten  und  Reibereien  gegen  das  Jahr  1865  | 
einem  ganz  unerträglichen  gestaltet  hatte,  in  Folge  der  I" 
fuhrung  des  Industrial  Partnership  ein  wesentlich  aiidei 
Die  Arbeitfistreitigkeiten  schwanden  aeit  diesem  Zeitpui^ 
völlig  und  Friede  und  EinmUthigkcit  herrschte  zwUcbl 
beiden  Theilen.     Vertrauen  zu  dem  guten  Willen  der  Arb« 

geber   hatte   sieb   in  der  Brust   der  Arbeiter  Bahn  gebrocho 

und  das  trug  dazu  bei,  dass  auch  sie  ihren  Vortheil  in  dem 
gros etmögli eben  Gedeihen  des  Gcscliät'ts  sahen.  Das  Industrial 
Partnership  trug  ihren  beiderseitigen  Interessen  Rechnung. 

Die  Arbeiter  erfuhren  eine  bessere  Behandlung  und 
hatten  einen  höheren  Verdienst.  Der  Bonus  des  Jahres  18l3ä'66, 
welcher  2  Prozent  des  Geschäftskapitals  betrug,  bedeutete  iUr 
die  Arbeiter- Aktionäre  eine  Lohnerhöhung  von  10,  für  die 
übrigen  Arbeiter  eine  solche  von  5  Prozent.  Im  Bonus  dos 
darauffolgenden  Jahres  in  der  Hohe  von  3  Prozent  des  Ge- 
schäflskapitalB  emplingen  die  ersteren  eine  Lohnsteigeiung 
von  12,  die  Nichraktionäre  eine  solche  von  8  Prozent").  Die 
Gewinnantheile  der  Arbeiter  in  den  Geschiiftsjahren  1667  68 
bis  1871'72  betrugen  je  S'/a,  S's,  I*/b,  V/b  und  5  Prozent  des 


')  J.  M.  Ludlow  und  Lloyd  Jon™,  Li<?  BrbcileDdcn  Klnvseii  ._  . 
land  in  snzialfir  und  politischer  Be^khung,  deutsch  von  Jul,  v.  Holt) 
dnrff.  Berlin  1868,  S.  105. 

')  Vgl.  X.  B.  Enoel,  Kede  in  der  juriatiBchen  (ieBelUchaft 
1ÖG7  [Bohmert  Bd.  I  8.  115).    F.  W.  Stahl,  Die  Arbeilei-frage  sonst  und 
ietüt;     Deutsche  Zeit-  und  Streitfragen  Heft  VI,  1872.     Lg  comte  de 
Paris,    De  la  Situation  des  ouvriers  en  Angleterre,  Paris  1673,  8.  1(^6  £ 

»)  qa.  12  6.52—12  658.    Hovcll-Thnrlow  S.  287. 
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GesellschafbikapitalB  und  bezifferten  sich  auf  3150^  3462, 1740, 

1746  and  5250  iß^).    Dafür  entschädigten   sie  aber  auch  die 

Arbeitgeber   durch  in   leder  Beziehung  werthvoliere  Arbeits- 

leiatungen.    Ihr  Grubenoesuch,  der   früher  viel  zu  wünschen 

ftbrig  gelassen  hatte,  wurde  regelmässiger.    Die  Arbeit  wurde 

besser   und    sorgfaltiger  verrichtet^).     Grössere   Sparsamkeit 

war  nicht  su  verkennen^).    Herr  H.  C.  Briggs  erzänlt  z.  B.  ^), 

früher  habe  er  öf);ers  bemerkt,  dass  die  Arbeiter,   wenn  ein 

Stück  Eisenbahnschiene  einzusetzen  gewesen  wäre,  eine  neue 

Schiene  genommen   und  dieselbe,   um  die  nöthige  Länge  zu 

erhalten,   entzweigebrochen   hätten.     Hätten  sie   dann  falsch 

gebrochen,    so    hätten   sie   die    Schiene    vergraben   und   eine 

frische  genommen.     Nun  käme  derartiges  nicht  mehr  vor. 

Die  Arbeitgeber  fanden  in  Folge  der  Betheiligung 
ihrer  Arbeiter  am  Geschäftssewinn  und  am  Aktienkapital 
ihre  Stellung  gegenüber  denselEen  nicht  nur  nicht  geschwächt, 
aondem  sogar  wesentlich  gestärkt,  sie  war  einflussreicher  ge- 
worden'^). Ganz  besonders  jedoch  waren  die  pekuniären  Er- 
folge des  Industrial  Partnership  für  sie  von  Wichtigkeit. 
Hatte  das  Kapital,  wie  oben  erwähnt,  in  den  Jahren  1863—65 
kaom  5  Prozent  getragen,  so  stieg  der  Kapitalzins  im  Jahre 
1865  66  auf  12,  im  Jahre  1866/67  auf  13  Prozent«),  und  ähn- 
lich günstige  Resultate  lieferten  die  folgenden  Jahre.  In  den 
Jahren  1867/68  bis  1871/72  betrug  der  Kapitalgewinn  je  13^2, 
12}  tj  IP/a,  ll*/8  und  15  Prozent').  Das  Geschäft  florirte  so, 
dass  die  1865  zu  einem  Kurse  von  10  i^  emittirten  Aktien  1868 
bereits  auf  14  Ü^  5  s.  bis  14  £  10  s.  standen^).  Aus  dem  In- 
dustrial Partnership  entsprangen  der  Firma  Briggs  also  keines* 
wegs  Unkosten,  vielmehr  fielen  ihr  erkleckliche  Mehreinkünfte 
zü,  hervorgerufen  durch  die  Mehrleistungen  der  Arbeiter. 

Ermöglicht  waren  diese  Mehrleistungen  der  Arbeiter,  er- 
möglicht war  das  vorzügliche  Gedeihen  des  Briggsschen 
Industrial  Partnership  durch  den  besonderen  Arbeitsoetrieb 
des  Geschäfts.  Die  Firma  Briggs  beschäftigte  im  Jahre  1868 
785  Grubenarbeiter  (miners  oder  bottom  hands),  214  Jungen 
(boys)  und  204  Arbeiter  über  der  Erde  (top  oder  surface 
hands)  •),  und  ihre  wöchentliche  Produktion  bezifferte  sich  auf 


M  8.  Taylor  S.  120. 

*)  qu.  12  7fm— 12  710. 

«)  qu.  12  711  f. 

*)  qu.   12  713.    12  714. 

*)  Archibald  Briggs  in  den  Transactions  der  Soc.  Sc.  Assoc.  von 
1866  S.  783:  „So  far  trom  the  workmen  interfering  in  our  managoment 
1  find  my  power  is  really  more  despotic  than  ever."    Vgl.  auch  qu.  12  618. 

«)  au.  12  652—12  658.     Hovell-Thurlow  S.  2öT. 

'•)  b.  Taylor  S.  120  (Messrs.  Briggs'  Memorandum). 

«)  qu.  12575.    12  768. 

»)  qu.  12690. 
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7000—8000  Tonnen').  Die  Handarbeit  Bpielt  die  wichtigate 
Rolle  in  dem  Betriebe  und  die  Kotilenarbeiter  besitzen 
demnacb  einen  hervorragenden  Einfluss  auf  die  gesammte 
Produktion  und  somit  auf  den  Ertrag  des  QeschtöB').  Die 
Arbeitslöhne  machen  den  weitaus  gröaaten  Theil,  n&mlich 
70  Prozent  der  Produktionskosten  ans').  Weitere  15  Pro- 
zent derselben  gehen  auf  die  Materialien,  wie  Holz,  Eisen. 
Gel  und  dergl.,  bei  deren  Verbraueh  die  Arbeiter  bedeutend 
sparen  können^).  GeringfUg^  sind  dagegen  die  tlbrieeo 
AuBgabeposten,  wie  folgende  Tabelle*),  ^n  Rechnungen  deB 
Jahres  1866'67  entnommen,  zeigt: 


ProE.  der 
-.Oesammt- 
i.\    kosten 


Löhne  in  Kohlen,  welche  den  Ar-  j] 
heitern   lu   1  b.  6  d.  per  Tonne  !| 
abKetteben  wurden 1  115      4  9 

Bauholz i'  1 

Eisen  und  Kupfer 

Abnutzung  der  »Schienen ) 

Pfcrdefutter 1. 1 

3662   14    8 

796     7    5 

900     0    0 

3410     8    0 

3  515     0    2 

7  482   16    1 

1628     9    1 

1002     7    7 

316   17    2 

895   !7  11 

993     7    3 

4.5 

n 

il 

Ikr^iverkaabgaben  (royaltjea)  .    -    .   (i 
Salär  der  Direktoren  .......'' 

Kontor- Unkosten  und  Diverse.    .    .  „ 

K  oh  Icnv  er  brauch  fiir  Orubenzwecke  -^ 
l^teucm  und  Abgaben 

Sa. 

«2  275     7    4 

100,0 

Wie  weittragend  der  Einfluss  der  Arbeit  auf  die  Pro- 
duktion ist,  erbellt  aus  folgender  Berechnung  der  Herren 
Briggs*):  Die  Kohlenarbeiter  in  den  Gruben  von  Whitwood 
und  Methley  können,  wenn  sie  sich  die  Mühe  nehmen,  die 
Kohlen  in  grossen  Stücken  zu  gewinnen  und  zu  fördern,  das 
Netto  ausbringen  um  jährlich  1500  i^  steigern.  Und  wenn  sie 
etwas  mehr  Sorgfalt  auf  die  Sortirung  der  Kohlen  verwenden 
wollten,   könnten   weitere  1500  i6'  erzielt,  der  Reinertrag  im 

!;anzen    also    um    3000  iß    vermehrt    werden.     Durch    nach- 
ässigo  Arbeit   dagegen   und   durch  Gleich giltigkeit  gegen  die 


')  qn.  12  562. 

>)  QU.  12270  fF.    Böhmen  Bd.  I  S.  236. 

»)  qu.  12  588,     12  772.    Böhmert  Bd.  I  S.  2 

*)  qu.  12.588.    Böhmert  ebenda. 

")  qu.  12  753. 

')  8.  Böhmert  Bd,  I  S.  234. 
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Oesehftftainteressen  können  die  Arbeiter  beinahe  den  ganzen 
Gewinn  illuBorisch  machen^). 

Eb  handelt  sich  also  hier  um  einen  Geschäftsbetrieb ,  bei 
dem  der  FleieSy  die  Geschicklichkeit  und  die  Sorgfalt  der 
Albeiter  einen  wesentlichen  Einfluss  auf  Erfolg  oder  Miss- 
erfolg des  Unternehmens  haben. 

Da  die  Arbeiter,  wie  oben  ausgeführt,  angespornt  durch 
die  Aussicht  auf  den  Bonus,  nach  Kräften  das  Ihrige  zum 
Gedeihen  des  Geschäfts  beitrugen,  so  funktionirte  das  In- 
diutrial  Partnership  vorzüglich  und  die  Herren  Briggs  waren 
mit  ihrem  Versuche  ausserordentlich  zufrieden.  In  och  1871 
yeroffentlichte  Herr  Archibald  Briggs  eine  denselben  feiernde 
Sdirift:  Industrial  Partnership.  Remedy  for  Strikes  and 
Locks-out.     Wakefield.    Alfred  W.  Shantield. 

Auf  Grund  dieser  Nachrichten  gewöhnte  sich  die  Welt, 
das  Industrial  Partnership  der  Herren  Briggs  als  Muster  und 
das  dadurch  erzielte  harmonische  Verhältniss  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  als  beneidenswerth  zu  betrachten. 

Da  traten  im  August  1872  Ereignisse  ein,  welche  ein 
Uldiges  Ende  des  Briggsschen  Industrial  Partnership  voraus- 
sehen Hessen. 

Die  Grubenarbeiter  von  West-Yorkshire  hatten  auf  all- 
gemeinen Beschluss  auf  Montag  den  19.  August  ihre  Jahres- 
Tersammlung  zu  Leeds  angesetzt,  um  an  diesem  Tage  die 
Entstehung  ihres  Gewerkvereins  zu  feiern  und  sich  der  Er- 
folge,  welche  sie  mittels  desselben  erzielt  hatten,  zu  freuen. 
Acht  Wochen  vorher  wurde  das  bekannt  gemacht.    Die  Arbeit- 

Sber  des  Distrikts  stimmten  im  allgemeinen  diesem  Vor- 
ben der  Arbeiter  zu  und  einige  von  ihnen  betheiligten  sich 
sogar  durch  Zeichnung  von  Beiträgen  zu  den  Ausgaben  für 
Unsik  und  Fahnen.  Die  Arbeiter  zahlten,  um  an  der  Feier 
theilnehmen  zu  können,  in  kleinen  Raten  ihre  Beiträge  ein, 
nnd  da  die  Arbeitgeber,  ihrem  Wunsche  willfahrend,  ziem- 
lich allgemein  sich  bereit  erklärt  hatten,  an  jenem  Montage 
ihre  Gruben  nicht  zu  öffnen ,  damit  jeder ,  der  wolle ,  nach 
Leeds  zu  dem  Feste  sich  begeben  könne,  so  sahen  die  Arbeiter 
voll  Freude  dem  19.  August  entgegen. 

Da  sandte  Herr  Archibald  Briggs,  der  damalige  geschäfts- 
fahrende Direktor  der  Firma  Henry  Briggs  iSon  &  Co.,  Li- 
mited, nur  wenige  Tage  vor  dem  19.  August  seinen  Arbeitern 
eine  gedruckte  Ankündigung,  in  welcher  er  ihnen  mittheilte, 
dass  an  dem  gedachten  Montage  alle  Gruben  der  Firma  für 
die  Arbeit  bereit  sein  würden,  und  dass  „jeder  Mann  oder 
Junge,  welche  ausbliebe,  angesehen  werde,  als  habe  er  das 
Kooperativaystem   aufgegeben,  und  in  Folge  dessen  jeglichen 


»>  qu.  12  558. 
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Anspruch    auf  einen    Bonus   für   seine    künftigen   Verdienste 
verliere". 

Auf  diese  Ankündigung  des  Herrn  Archibald  Briggs  ant- 
wortete im  Auftrage  der  Arbeiter  der  Sekretär  des  Gewerk- 
vereins,   Herr  John  Dixon,  in  einem  bescheiden  und  höflich 

Behaltenen  Schreiben.  Er  hob  darin  hervor;  wie  es  seit  acht 
i^ochen  bekannt  sei,  dass  die  Arbeiter  für  Montag  den 
19.  August  das  Fest  geplant  hätten,  wie  die  Grubenarbeiter 
von  Whitwood  in  kleinen  Raten  die  erforderlichen  Beiträge 
gezahlt  hätten  und  wie  die  Verweigerung  der  Möglichkeit 
ihrer  Theilnahme  am  Feste  in  ärgerlicher  Weise  ihre  Hoff- 
nungen zerstören  würde.  Ein  Extrazug  zum  Transport  der 
Festgenossen  sei  bereits  bestellt ,  27  Firmen  hätten  die  Ein- 
stellung des  Betriebes  für  diesen  Tag  beschlossen;  und  es 
werde  den  Anschein  von  Engherzigkeit  haben,  wenn  die 
Gruben  des  Briggsschen  Industrial  Partnership  an  diesem 
Tage  der  Arbeit  geöffnet  sein  würden.  Er  bat,  die  Angelegen- 
heit nochmals  in  Erwägung  zu  ziehen  und  versprach  für  die 
Gewährung  dieser  Begünstigung  desto  grösseren  Fleiss  in 
der  Zukunft. 

Die  einzige  Antwort  auf  Herrn  Dixons  Gesuch  war  folgende 
Bekanntmachung  des  Herrn  Archibald  Briggs: 

„Whitwood  Colliery,  den  17.  August  1872. 
An  die  in  den  vereinigten  Gruben  von  Whitwood  und  Methley 

beschäftigten  Arbeiter! 
Da  Zweifel  darüber  entstanden  sind,  ob  diejenigen, 
welche  am  nächsten  Montag  von  der  Arbeit  fortbleiben,  den 
Bonus  für  das  vergangene  Jahr  verlieren  werden,  so 
möchte  ich  Euch  daran  erinnern,  dass  an  diesem  Tage  die 
Versammlung  der  Aktionäre  stattfindet,  in  welcher  die  Ent- 
scheidung getroffen  wird,  wie  hoch  der  Bonus  sein  und 
wem  er  zu  Theil  werden  soll. 

Wir  können  uns  des  Gefühls  nicht  erwehren,  dass  der 
Gewerk verein  unserem  Industrial  Partnership  feindlich  ist 
und  dass  unsere  Arbeiter  zwischen  Vereinigung  mit  ims 
und  Vereinigung  gegen  uns  wählen  müssen. 

Vorausgesetzt^  dass  die  Aktionäre  meinen  Vorschlag 
billigen  und  Keinerlei  Beschränkungen  oder  Ausschliessungen 
beschliessen ,  so  wird  der  Bonus  für  Aktionäre  9  Prozent 
und  für  Nichtaktionäre  6  Prozent  ihres  Lohnes  betragen. 

Montag  Abend  um  6  Uhr  bei  der  Versammlung  im 
Wagenschuppen  wird  bekannt  gemacht  werden,  was  scmiess- 
lich  entschieden  ist.  Alle,  welche  beabsichtigen,  nach  dem 
von  uns  begonnenen  und  im  guten  Glauben  zum  Besten 
Aller  von  uns  ausgeführten  System  mit  uns  su  arbeiten, 
sollten  dann  zugegen  sein.  (gez.)  Archibald  ^riggs, 

"irekl 


geschäftsführender  Direktor*).** 

^j  All  dies  nach  Lloyd  Jones  im  Beehive  vom  24.  August  1872. 
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Damit  war  die  Möglichkeit  angedeutet  ^  dass  die  Aktio- 
näre —  und  der  Wille  der  Aktionäre,  muss  man  bedenken^ 
war  der  Wille  der  Herren  Briggs,  denn  diese  hatten  zwei 
Drittel  des  gesammten  Aktienkapitals  in  Händen  und  besassen 
daher  auch  zwei  Drittel  sämmtlicher  Stimmen  in  der  General- 
Torftammlung  —  den  Arbeitern,  die  nach  den  Statuten  des 
Indnstrial  Partnership  für  die  im  vergangenen  Jahre  ge- 
leistete Arbeit  ein  Anrecht  auf  den  Bonus  desselben  hatten^ 
diesen  Bonus  aberkennen  könnten. 

Gegen  das  ganze  Verfahren  des  Herrn  A.  Briggs  und 
iDsbesoDdere  gegen  seine  Andeutung  der  letztgenannten  Mög- 
lichkeit wandte  sich  Lloyd  Jones ,  der  alte  Vorkämpfer  der 
eDglischen  Genossenschaften,  in  mehreren  flammenden  Artikeln 
im  Beehive.  Er  legte  gegen  die  Auffassung,  als  bestehe  eine 
Datürliche  Feindschaft  zwischen  Gewerkverein  und  Genossen- 
schaft, energisch  Verwahrung  ein.  Er  führte  aus,  dass  das 
B^Doen  des  Herrn  Briggs,  einen  Gegensatz  und  Konflikt 
iwiechen  beiden  hervorzurufen,  verkehrt  sei,  und  forderte  die 
Gewerkvereinler  auf,  den  Fehdehandschuh,  den  Herr  Briggs 
ihnen  vorgeworfen  habe,  nicht  aufzunehmen^). 


')  Lloyd  Jones  wies  auf  die  Ungesetzlichkeit  des  von  Herrn  Briggs 
in  Aasacht  und  als  möglich  dargestellten  ßeschlusscs  hin.     Er  betonte, 
dtss  Herr  Briggs,  wenn  er  seine  Stellung  verstände,   vor  allen  Andern 
ach  freuen  sollte,  dass  die  Arbeiter  bei  ihrem  ersten  Versuche,   sich  zu 
oiKsnisiren,  erfolgreich  gewesen  seien,   bei  einem  Versuche,  aus  dem  die 
höhere  Form   des   Genossenschaftswesens   sich   entwickeln    müsse.     Die 
schroffe  und  feindselige  Stellung,  die  er  den  Arbeitern  gegenüber  ein- 
genommen habe,   müsse  das  Genossenschaftswesen  noth wendig  in  deren 
Au^n  diskreditiren  und  es  zu  einem  Gegenstande  des  Argwohns  und  der 
Betehdung  machen.    Niemand  könne  Herrn  Briggs  das  Becht  besti-eiten, 
in  seinen  Gruben  zu  beschäftigen,  wen  er  wolle  und  unter  welchen  Be- 
dingungen  er  wolle.    Allein  wenn  er  seinen  Zorn  über  die  zweimalige 
Niedermge.  die  der  Gewerkverein  ihm  beigebracht  habe,   durch  eine  im 
Namen  des  Genossenschaftsprinzips  verübte  Feindseligkeit  befriedigen  wolle, 
80  müsse  Jeder,  dem  das  Gedeihen  des  Genossenschaftswesens  am  Herzen 
Kege.  dagegen  Einspruch  erheben,  dass  unter  den  Arbeitern  die  Vor- 
stellung  erzeugt  werde,    es    bestehe    eine    natürliche   Feind- 
schaft  zwischen  Gewerkverein   und  Genossenschaft.    Er  bestreitet  den 
Gedanken,  dass  es  nothwendig  sei,  den  einen  zurückzuweisen,  wenn  man 
die  andere  aufnehme.     Das  Feldgeschrei  der  Arbeiter  müsse   sein:    Ge- 
werkverein und  Genossenschaft,  nicht  Gewerkverein  gegen  Genossen- 
schaft.   (Beehive  vom  24.  August  1872.)    Es  sei  möglich,  dass  das  Ge- 
noeeenschaftswesen  in  voller  Verwirklichung  des  Prinzips  der  Gerechtig- 
keit, von   dem  es  ausgehe,   für  Gewerkvereine  keinen  Flatz  lasse,   aber 
gegenwärtig  sei   dieser  Zustand   noch  nicht  erreicht.     Zur  Zeit   sei  nicht 
nar  Raum  tür  das  Wirken  beider,  sondern  es  sei  sogar  nothwendig,  dass 
beide  neben   einander  bestünden.    Die   genossenschaftliche    Organisation 
der  Industrie,   vollkommen  als  Ideal,    sei  als  lebende  Thatsachc  nur  ein 
Experiment.     Die  Kohlengruben    der  Herren  Briggs  seien  nur  eine 
Form   dieses  Experiments   und    keineswegs   die   höchste  und    hoffnungs- 
reichste.    Nichtadestoweniger  möge  viel  Gutes  von  dieser  Form  kommen, 
wenn  diejenigen,  welche  sie  zu  verwirklichen  suchten,  nicht  die  Grund- 
gedanken der  Genossenschaft  verliessen  und  in  Folge  persönlicher  Vor- 
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I>ie  Artikel,  in  welchen  Lloyd  Jones  im  Namen  und  In* 
teresae  des  OenosseuBchafUweaeus  Herrn  Ärchibald  Briggs 
entgegentrat,  erschienen  im  Beebive  vom  24.  und  Sl.  August 
1872. 

Inzwischen  hatte  am  19.  August  sowohl  die  Jahresfeier 
des  OewerkvereinB  der  West  -  Yorluhire  Grubenarbeiter  zu 
Leeds  als  auch  die  OeoeralTersammlDng  der  Aktionäre  der 
Firma  Henry  Briegs  Son  &  Co.,  Limited,  stattgefunden.  Ad 
der  FcBtfeior  zu  Leeds,  bei  welcher  die  Grubenarbeiter  ihre 
gewöhnlichen  Aufzüge  veranstalteten  und  einige  (hierher  nicht 
gehörigej  Resolutionen  fassten*),  hatte  auch  die  Mehrzahl  der 
Briggsschen  Grubenarbeiter  Tbeil  genommen.  Die  General- 
versammlung der  Briggsschen  Aktionäre  hatte  beschlossen, 
dass  diejenigen  Arbeiter  der  Firma,  welche  am  19.  August  in 
Leeds  gewesen  wären,  zwar  nicht,  wie  Herr  A.  Briggs  den 
Arbeitern  angedroht  hatte,  des  Bonus,  auf  den  sie  durch  die 
Arbeit  im  vergangenen  Jahre  ein  Anrecht  erworben  hatten, 
verlustig  gehen,  wohl  aber  zur  Strafe  für  das  kommende  Jahr 
keinen  Bonus  erhalten  sollten.  Ausserdem  nahm  die  General- 
versammlung folgenden  von  Herrn  A.  Briggs  beantragten 
Beschluas  an:  „In  Anbetracht,  daae  die  Mitglieder  des  Vereins 
der  Grubenarbeiter  von  West-Yorkshire  neuerdings  einer 
aggressiven  Politik  sich  zugewandt  haben,  welche  den  Inter- 
essen unserer  Gesellschaft  feindlich  gegenübersteht,  und  in 
Allbetracht,  dass  die  Direktoren  unserer  Gesell- 
schaft jeder  Zeit   allen    Koalitionen    der   Arbeit- 


Urtheile  und  übel  veiatandener  Inleressen  das  Orondpiinzip ,  dem  ne 
dienen  wollten,  opferten.  Die  Gewerkvereine  dagegen  säen  kein  £i- 
perimenl.  Sie  seien  eine  notorische  Maeht,  die  für  bestimmte  Ziele  wirke. 
nie  hielten  die  aggressive  Gewalt  des  Kapitals  gegenüber  den  Arbeiten 
in  r^chach  und  brächten  mit  der  Macht,  sie  durcnzusetzen,  die  Amiprflche 
der  Arbeit  gegenüber  dem  Kapitale  zur  Geltang.  Eine  lange  and  geniuie 
Bekanntschaft  mit  dem  Wirken  der  Uewerkvereine  habe  ihn  belehrt,  dam 
diese  dem  Arbeiter  grössere  Unabhängigkeit  und  ein  höheres  f^kommen 
verschafften.  Sie  bildeten  einen  grossen  streitenden  Flügel  in  dem  mäch- 
tigen Heere  des  Fortschritts,  welcher  durch  Disziplin  und  Muth  den 
f^ind  im  Zaume  halte;  wßhrend  die  Genossenscbafter  Versuche  machten 
auf  der  neuen  Grundlage,  auf  welcher  der  Bau  einer  grossen  und  cdeln 
Organisation  der  Gesellschaft,  in  dem  fUr  das  Glück  Aller  Vorsorge  ge- 
tronen  werde,  errichtet  werden  müsse.  Dieses  grosse  Werk  dürfe  nicht 
von  Herrn  Briggs  im  Namen  des  Genossenschaftsprinzipa  gestört  werden. 
Die  Ge  werk  verein  1er  sollten  den  Fehdehandschuh,  welchen  Herr  Briggs 
ihnen  in  seinem  Zorn  vor  die  Füsse  geworfen  habe,  nicht  aufuebmen. 
Die  Genossenschafter  selbst  würden  denselben  wegstossen  and  nut  ilmeo 
vereint  des  vergeblichen  Versuches  lachen ,  der  gemacht  werde,  um  die 
beiden  (Wanisationen  arbeitender  Brüder  zu  spalten,  welche  bis  jettt  den 
srössten  Erfolg  versprächen  in  ihren  Bestrebungen  für  eine  wase  und 
friedliche  Emanzipation  der  Arbeit,  die  allen  Klassen  gerecht  werde  und 
deshalb  im  Interesse  der  Naüon  wltnschenswerth  sei.  (Beehive  vom 
31.  August  1872.) 

')  S.  den    Bericht   darüber    „Miners  Demonstration   at  Leeds"   im 
Beehive  vom  04.  Augudt  lifTi  9.  7. 
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geber  in  Sachen  der  Lohnbewegung  ferngeblieben 
lind  und  Biets  freiwillig  einen  Lohnsatz  gewährt  iiaben,  der 
dem  Durchschnittslohn  im  Distrikt  reichlich  gleichkam,  wird 
beschlossen,  dass  diejenigen,  welche  unsere  Ge- 
sellschaft beschäftigt,  sich  gleichfalls  von  allen 
Koalitionen  fernhalten  sollen  und  dass  Maassregeln 
ergriffen  werden  sollen,  um  Nichtgewerkvereinler  zu  schützen 
and  alle  Einschüchterungsversuche  zu  verhindern^)." 

Diese    Resolution,    bemerkte    Lloyd    Jones,    zusammen- 
genommen   mit   den  Aeusserungen    des   Herrn  A.  Briggs   in 
der  Generalversammlung  und  seinem  Zirkular  vom  17.  August,, 
lasse  keinen  Zweifel,  dass  es  der  £ntschlu88  des  Herrn  Briggs 
sei,  mit    dem    Qewerkverein    der    Grubenarbeiter    Krieg   zu 
(obren.    Es   sei  ja  möglich,    meint  Lloyd  Jones  weiter,   dass 
Herr  Briggs   etwas   zur  Rechtfertigung  dieser  Politik   anzu- 
iiihren  habe;  dann  aber  hätte   er  es  sagen  sollen^).    Allge- 
meine Hinweisungen  auf  etwaige  Einschüchterungen  der  Nicht- 
gewerkvereinler  durch   Gewerkvereinler,   wie   die  Resolution 
sie  enthalte,   seien  um  so  weniger  stichhaltig,  als  das  Gesetz 
eine  genügende  Handhabe  gebe,  ihnen  entgegenzutreten.    Nie- 
mand werde   es   Herrn   Briggs   verübeln,   wenn  er   eventuell 
TOiD  Gesetze   Gebrauch  mache  ^).     Zudem   erinnerte  man  an 
die   oben    erwähnte    Rolle,    welche    die    Herren    Briggs    seit 
Jahren   in    der  Koalition    der  Grubenbesitzer  gegenüber  ihren 
Arbeitern  gespielt  hatten.    Noch  jetzt  sei  Herr  Briggs,  wie  er 
selbst   zugebe,  Mitglied   des  Gewerkvereins   der  Arbeitgeber. 
Allein    er   erkläre  entschuldigend,  dass  er  sich  an  demselben 
Dor    insoweit    betheiligte,    als    es   sich   darum  handelte,    die 
Kohlenpreise   zu    regeln   und   seine   Interessen  in  der  Frage 
der  Aendcrung  der  Jöergwerksgesetzgebung  zu  verfolgen ;   so- 
bald über  Löhne  gesprochen  würde,  verlasse  er  das  Zimmer. 
Das   hindere   aber  nicht,  dass  Herr  Briggs   die  von   den  im 
Zimmer    zurückbleibenden   Grubenbesitzern,    welche   dasselbe 
Interesse  verfolgten,   für  den  ganzen  Bezirk  normirten  Lohn- 
sätze   auch    fUr  sein  Geschäft  gelten   lasse.    Wie   aber  jener 
Verein    die    Kohlenpreise    regele,    das   könne    das   Publikum 
eerade  im  Augenblick  treffend  beurtheilen.    Und  wie  er  über 
der  Bergwerksgesetzgebung  wache,  hätten  die  Grubenarbeiter 
in  nur  zu  trauriger  Weise   erfahren.     Was   schliesslich   aber 
immer    die  Wirkungen    dieser    Koalition    der    Grubenbesitzer 
seien:  wenn  die  Arbeiter  sich  einfallen  Hessen,  jeden  Gruben- 
besitzer,  der   ihr   beiträte,    zu   proskribiren ,   ähnlich  wie  das 
Herr  Briggs   seinen  Arbeitern  gegenüber  gethan,   würde  sich 


')  Lloyd  Jones  im  Beehive  vom  31.  August  1872. 
*)  Lloyd  Jones  iai  Beehive  vom  31.  August  1872. 
•)  Lloyd  Jones  im  Beehive  vom  14.  September  1872. 
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alsbald   ein  Schrei  der  Entrüstung  gegen  aolclie  Tyraonei 
heben '). 

Die  Eiklärungen,  welche  Heri-  A.  Briggs  im  Beehive  i 
7.  Sept.  gegenüber   diescu  Ausluhrtingen  Lloyd  Jones'  aljgal 
vermuchteu  weder  die  Thatsachen  in  Abrede  zu  stellen,  m 
auch   den    Eindruck,   welchen    sein    Verfahren    hervorgeru 
liattfi,   abwusch  wachen^).     Die   feindliche   Absicht  des    Her) 
Brigga  gegenüber  dem  Qewerkvereiii   lag   klar  zu  Tage,  ui 
laut  wurde  sein  Beginuen  veruitheJlt.    Lloyd  Jones  ergriff  itd^ 
Beehive*)   nocli  einmal  das  Wort  zur  Erwiderung,  und  nicht 
nur    dass,    wie   selbstTerst&ndlich,    die   üewerkvereinter  mit 
ihrem  Misstrauenevotum  nieht  zurückhielten*),  auch  Drausaen- 


»)  Lloyd  Jone«  im  Beeliive  vom  31.  Angust  1S72. 

')  Was  nutzte  es.  nenn  Heir  Briggs  bemerkte,  dnss  die  Fiimu  ihn 
ÄTbciteni  am  6.  Jnli  dn  Fest  auf  eigene  Kosleii  gegeben  Iiabe  und  ds 
deronacb  ein  weiterer  Festtajg  nicht  hätte  beansprucht  werden  können? 
Man  fing  ihn  (John  Hoimes  im  Beehive  vom  14.  September  1S72),  waniin 
er  drei  Wochen  vor  jener  Oe  werk  verein  sfeier,  als  mau  seit  fünf  Wochen 
wuBBte,  dasfl  diese  genlaiit  war,  in  den  Gruben  den  Aiieditag  gemacht 
habe,  dass  in  der  auf  den  Anschlag  folgenden  Woche  die  Grubenarbeiter 
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die  Grubenarbeit  am  Tage  der  (.Icneralvereammlan^  aosKasctzen  und 
Arbeitciu  einen  Feiertag  für  die  Tlicilnahme  an  eioer  Öffentlichen  Ki 


:lioniie  I 
ayuVxäm 
ind  d^H 

iritUdS 

tie  ra^^ 
'aitaa-      ' 


Feiertag 

„  ihreB  Gewerkvereine  au  bewilligen.  War  dies  der  wiritUi 
Urund  jenes  Verbotes,  was  sollten  dann  Jene  Anspietimgen  auf  die 
meiotUcDe  Unvertriglicbkeit  von  Gewerkverein  und  Induatrial  Partner- 
ship?  WiLS  war  damit  gewonnen,  wenn  Herr  Briggs  die  von  ihm  bean- 
tracte  und  durcbgesetKte  Uesoluüon  dahin  ausleorte,  dass  es  nicht  die  Ab- 
sicnt  der  Firma  sei,  Gewerkvereinlern  in  Zukunft  Beschtlftigung  in  ihtea 
Oruben  zu  verweigern,  no«h  auch  solchen  keinen  Bonus  zu  gewAhien, 
sondern  eiuxig  und  allein  die  Ge  werk  vereinler,  welche  NichtgevrcrkTerdnlei 
verfolgten,  zu  entlsssen?  Mit  letzterem  erklärte  man  (Lloyd  Jones  im 
Beehive  vom  14.  September  1872)  aich  einverstanden;  jedoch  in  Anlielracht, 
dass  der  Firma  gegen  solche  Ge  werk  vereinler  das  Gesetz  zur  Seite  stehe, 
hielt  man  es  fUr  einen  blossen  Vorwand,  ebenso  wie  man  in  der  Erklänmg 
der  Rrma,  auch  fernerhin  Ge  werk  vereint  er  beschäftigen  zu  wollen,  nur 
das  Eingestandnisa  der  liekannten  Ttuttsachc  sab,  dass  die  Firma  im 
entgegeugeset/ten  Falle  nicht  genug  tüchtige  Arbeiter  finden  wQrde. 
Dass  die  Firma,  wenn  es  anginge,  keinen  Gewerkvereinlcr  beschüftigeii 
wilide.  schien  klar,  zumal  Herr  ttrigga  erklärte,  die  Firma  werde  nunmehr 
üine  Krankenkasse  anl^n,  um  auch,  was  die  KrankenveTwcherung  an- 
gehe, den  Arbeitern  die  Mitgliedscliaft  im  Gewerkverein  nicht  '  "'" 
wQnschenawerth  erscheinen  ztx  lassen. 

")  Beehive  vom  14.  September  1872. 

*)  Auf  der  monatlichen  Zusammenkunft  des  allgemeinen  Gewi 
vereinsiathes  der  Stadt  und  des  Bezirkes  Leeds  IBesirk  West- Yorks) 
vom  II.  (September,  bei  der  die  versctuedensten  Gewerkvereinc  vertiet 
naren,  wurde  folgende  Resolution  eingebracht  und  einstimmig  ange- 
nommen: „Nach  der  Ansicht  des  Geweävereinarathes  ist  das  von  den 
Herren  Briggs  t  Co.  an  ihre  Arbdter  erlassene  Verbot,  an  der  SfTent- 
licheu  Kundgebung  der  Grubenarbeiter    vom    19.  vergangenen    Monats 
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«tehende  gaben  ihrer  Missbilligang  lebhaften  Ausdruck.  So 
John  Holmes^),  der  ausführte,  wie  die  Herren  Briggs  von 
Anbeginn  danach  gestrebt  hätten,  den  ihnen  unbequemen  Ge- 
werkverein zu  vernichten.  Ja,  selbst  der  sonst  wenig  gewerk- 
vereinsfreundliche  ehemalige  Chartist  G.  J.  HoIyoakC;  in  der 
letzte  Zeit  der  eifrige  Fürsprecher  des  Briggsschen  Industrial 
Ptrtnership '),  bezeichnete  nun  auf  einem  Kongress  der  Social 
Science  Association  die  Handlungsweise  der  Herren  Briggs 
ab  einen  Missbrauch  des  Gewinnbetheiligungssyetems^). 

Auf  alle  diese  Aeusserungen  der  MissDüligung  erfolgte 
keine  weitere  Entgegnung  der  Herren  Briggs.  — 

Für  die  Beurtheilung  des  ganzen  Falles  Briggs  ergiebt 
sich  sooiit  das  Folgende: 

Die  Herren  Briggs  hatten  Jahre  lang  Lohn-  und  Arbeits- 
streitigkeiten mit  ihren  Arbeitern  gehabt.  In  allen  diesen 
EJUnpien  waren  sie  stets  unterlegen.  Die  in  einem  Gewerk- 
verein  organisirten  Arbeiter  hatten  immer  über  sie  triumphirt. 
In  Folge  dessen  die  äusserste  Erbitterung  gegen  die  Gewerk- 
vereinsorganisation  bei  den  Herren  Briggs^). 

Allein  mit  Gewalt,   das  hatte  die  bisherige  Erfahrung  sie 
gelehrt,     konnten     sie    die    Gewerkvereinsorganisation    nicht 
brechen.      Da   verfielen    sie    auf  ein   Mittel,    das   gleichzeitig 
ihren  verschwindenden  Geschäftsgewinn  wieder  heben  und  die 
Auflösung    der   verhassten  Organisation   herbeiführen  sollte^). 
Jm  Genossenschaftswesen   sahen    die    intelligenteren    Arbeiter 
und  die  philanthropischen  Arbeiterfreunde  der  höheren  Klassen 
damals    die   ideale  wirthschaftliche   Organisation.     Als   kluge 
Oeschäftsleute    beschlossen    die    Herren    Briggs,    dasselbe    zu 
verwerthen.    Dies  die  Ursache  der  Entstehung  ihres  Industrial 
Partnership.     Und    wer   könnte   sie   wegen   dieses  Vorgehens 
tadeln !   An  den  Geschäftsmann  besondere  philanthropische  An- 
sprüche  zu   stellen,  wäre  gar   nicht  am   Platze.     Nur  ist   es 
allerdings    nöthig,    sich    dessen   bewusst  zu   sein,    dass  nicht 
Philanthropie  y     sondern    berechnende    Geschäftsklugheit    das 
Brig^ssche  Industrial  Partnership  ins  Leben  gerufen  hat. 
Und  mit  derselben  Geschäftsldugheit  benutzten  die  Herren 


henrorsumfen  und  das  Genossenschaftsprinzip  zu  beeinträchtigen."  Vgl. 
den  Bericht  „Leeds,  The  Trades  Councu**  im  Beehive  vom  14.  September 
S.  3  f. 

')  Beehive  vom  14.  Sept.  1872. 


peril 

1888  S.  45d. 

*)  Vgl.  auch  John  Holmes  im  Beehive  vom  14.  Sept.  S.  2. 

^)  "Vgl.  auch  Messrs.  Briggs'  Memorandum  bei  S.  Taylor  S.  122:  „It 
W18  hopea  tbat,  as  industrial  partnership  gave  all  that  trades  Unionism, 
coold  tairly  demand,  the  workmen  would  ^^adually  Substitute  combination 
with  their  employers  for  combination  against  them.^ 
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Briggs   nun  jedes   sich   ihnen    bietende  I  

Unternehmen  auch  finanziell  erfolgreich  zu  machen.    Wie  dis 
Fabrikanten  von  Malzextrakt  und  die  Versender  von  ApollinariB- 
wasser    der    Atteste    hoher    und    berühmter    Abnehmer    sich 
brüsten ,    eo   verbreiteten   sie  in  geschickter  Reklame  die  Za^ 
stimmungsäasserunfren  der   damals  populärsten  Sozial reformaifl 
und   jeder    neue    Sozial kongress    brachte   dem    Unternehm^H 
gi'össerc  Notorielät  ^| 

Und  die  Klugheit  blieb  nicht  ohne  Erfolg.  Das  Ver- 
hältnisB  zu  den  Arbeitern  wurde  ein  gUnsdgea,  während  die 
Oeachäftserträgnisse  bedeutend  stiegen.  Die  Gewerkvere inier 
befreundeten  sich  mit  dem  ludustrial  Fartuership,  und  was 
mehr  werlh  war,  der  Prüsident  des  Gewcrkvereins  der  eng- 
lischen Grubenarbeiter,  Herr  Macdonald,  gewiihrte  den  Herren 
Briggs  fieine  Unterstützung  bei  Verbreitung  desselben  ^J,  Die 
ökonomischen  Resultate  dee  Briggssehen  Systems  zeigten  ai« 
glänzend. 

Hätte  Herr  Briggs  sich  mit  diesen  begnügt,  der  Krfi) 
wäre  ein  dauernder  gewesen.  Altein  in  der  Seele  des  Her* 
Briggs  war  der  Wunsch,  seinen  alten  Gegner,  die  Gewen 
vereinsorganisation,  zu  veroichten,  nur  verschleiert,  nicht  af ' 
erstorben,  und  je  grösser  die  Erfolge  seines  Systems  bei  ( 
Arbeitern  waren ,  desto  näher  glaubte  er  sich  der  Verwirf 
lichung  ilieses  Wunsches.  Der  erste  Versuch  dazu  war  C*. 
an  seine  Arbeiter  erlassene  V^erbot,  die  Gewerkvereinademo^ 
strattoD  in  Leeds  zu  besuchen. 

Auch  dieses  Hestrebea  des  Herrn  Briggs  sind  wir  ' 
entfernt,  zu  verurtbeilcn.  Seine  Berechtigung  zu  dies 
Verbot  steht  ausser  Zweifel,. und  nur  zu  begreiflich  ist  dd 
Wunsch  des  Hauptes  eines  Geschllfts,  sich  der  Organisation 
seiner  Arbeiter,  die  ihm  eventuell  Widerstand  zu  leisten  ver- 
möchte, zu  entledigen.  Aber  nicht  minder  begreiflich,  dasB 
die  Arbeiter,  eingedenk  dessen,  was  ihnen  früher  Herr  Briggs 
und  was  ihr  Gewerkverein  ihnen  gewesen,  diesem  letzteren 
den  Vorzug  gaben.  Von  Herrn  Briggs  hatten  sie  Lohnberab- 
BOtzungen  in  den  verschiedensten  I'ormen  und  Ausweisung 
aus  ihren  Wohnungen  zu  rauher  Jahreszeit  wiederholt  erlebt 
Ihrem  Gewerkverein  verdankten  sie  nicht  nur,  dass  sie  troti 
alledem  über  Herrn  Briggs  siegten,  sondern  auch  die  Ein- 
führung des  Industrial  Fartnership  selbst.  Vor  die  Wahl  ge- 
stellt, sich  zwischen  einer  Betheiligung  am  Gei^-inn  des  Herrn 
Briggs  unter  völliger  Äbhilngigkeit  von  dessen  Belieben  und 
ihrem  Gewerkverein  zu  entscheiden,  konnte  der  Ausgang 
nicht  zweifelhat^   sein.     Der  Untergang    des  Briggsschen  G»? 


1.  Bijhmert  Bd.  I  S.  243. 
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wiimbetheiligungsversuches  war  unter  diesen  Umständen  noth- 
wendig  *). 

Nur  dann  hätte  das  Industrial  Partnership  noch  gerettet 
werden  können ,  wenn  die  Arbeitgeber  alsbald  und  endgiltig 
eine  andere  Politik  eingeschlagen  hätten.  Sie  waren  aber 
nicht  eewillty  einzulenken.  Vor  allem  konnte  die  Maassregel, 
dttB  sie  den  vom  Reingewinn  vorwegzunehmenden  Kapital- 
zins  von  10  auf  15  Prozent  erhöhten,  nicht  dazu  beitragen, 
die  Arbeiter  die  Ereignisse  vom  August  1872  vergessen  zu 
lassen  und  einen  Ausgleich  herbeizurunren  ^). 

Einige  Arbeitsstreitiekeiten  im  Sommer  1874  vergrösserten 
den  Riss  noch  mehr  und  brachten  das  Industrial  Partnership 
sebem  £nde  einen  Schritt  näher.  Das  Riddeln,  das  wiederum 
in  Folge  hoher  Kohlenpreise  einige  Zeit  vorher  abgeschafft 
worden  war,  sollte  nun  bei  der  geringeren  Nachfrage  wieder 
eingef&hrt  werden,   und   die   Lohnbedingungen,   zu  denen  es 

Eeschehen  sollte,  genügten  den  Arbeitern  nicht ^).     Vergebens 
Dt  Herr  Archibald  Briggs  seine  Beredsamkeit  auf,  vergebens 
drohte  er,  dass  der  Entschluss,   den  ihr  Gewerkverein 
gefasst  habe,  sich   den  Anforderungen   der  Firma  zu  wider- 
setzen,  den  Todesstoss  für  das  Industrial  Partner- 
ship   bedeuten    würde*).      Die    Arbeiter    beharrten    auf 
ihrem  Entschlüsse,   und    ein  Schiedsgericht,    dem   sich    beide 
Theile  unterwarfen,  entschied  zu  Ungunsten  der  Firma ^). 
Das  Industrial  Partnership    siechte  jetzt  langsam   dahin. 
Nachdem   im  August  1874  die  Statuten    desselben  abgeändert 
nnd  theilweise  verschärft  waren,  wurde  im  Februar  1875  von 
den  Aktionären    seine   förmliche  Aufhebung  beschlossen^).  — 
Nach    der   obigen   Darstellung  des   Falles   Briggs  dürfte 
es  möglich   sein,   die  Fragen,   welche  im    Böhmertschen  Be- 


^)  Zu  einer  gleichen  Ansicht  kommt  2S.  Taylor,  der  sich  wesentlich 
dabei  auf  die  Angaben  der  Herren  Briggs  stützt.  Der  Vorfall  von  1872, 
schreibt  er  (S.  14<)>  musste  Erbitterung  bei  den  Arbeitern  hervorrufen. 
i»e  mossten  der  Herren  Briegs  Verbot  und  die  Strafe,  die  sich  an  dessen 
Nichtbefolgmig    knüpfte,    als    eine    gesetzwidrige   Einmischung    in   ihre 


HandlungOTeiHeit  betrachten.  Die  alte  Feindschaft  musste  einen  frischen 
Sporn  erhalten  und  die  Grundlage  gegenseitigen  Vertrauens,  auf  welcher 
das  Industrial  Partnership  allein  sicher  ruhen  kann,  war  fortan  unter- 
graben. 

')  Siehe  S.  Taylor  S.  141.  Herr  Archibald  Briggs  stellt  zwar  in 
einer  Begntachtune  der  Bemerkungen  Taylors  (S.  Taylor  S.  151)  in  Ab- 
rede, dass  die  Erhöhung  des  Kapitalziuses  auf  15  Prozent  „eine  feind- 
selige Gksinnung  bei  den  Arbeitern  hervorgerufen  habe"^.  Allein  diese 
Maaasregel  konnte  selbstverständlich  nicht  dazu  dienen,  die  Arbeiter 
freundlicher  zu  stimmen,  und  S.  Taylor  hält  seine  Ansicht,  mit  der  die 
oben  vorgetragene  übereinstimmt,  aufrecht. 

»)  Ö.  Taylor  S.  127  (Messrs.  Briggs'  Memorandum). 

*)  Ebenda. 

^)  Ebenda. 

«)  Ebenda  S.  127  f. 

Fonchnogen  (25)  VI.  2.  —  Frommer.  3 
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richte  utfeii  geblieben  sind,  zu  beanlwortcu.  £s  ergiebt  siob.i. 
Das  Gewinnbetheiligwngsajalem  der  Herren  Briggs  funktionirte 
vorzüglich,  so  lange  es  rein  als  Lohnsysteni  und  ohne  jec- 
liehen  Rückhalt  durchgeführt  wurde  L»  versagte  aber  di 
liienst,  sobfild  die  Herren  Briggs  bei  seiner  Durchfuhr! 
einen  Hintergedanken  verfulgteu  und  es  als  Hebel  gegen 
ihuen  unbequeme  Organisation  des  Qewerkvereina  derUrubei 
Arbeiter  gebrauchten.  Die  „EnttÄuschungen",  von  denen  i» 
Brief  des  Herrn  A.  Briggs  &n  (ieli.  Rath  Bcihmerl  sprich^ 
dürfte  man  wohl,  ohne  fehlzugehen,  dabin  verstehen,  dass 
die  Herren  Briggs  sich  in  ihrer  Hoffnung,  durch  die  Ein- 
führung des  Industrial  Partnership  ihre  Arbeiter  an  sich  zi 
ketten  und  dieselben  dem  Weat-\  orkshirer  Geworkverein  al 
wendig  zu  machen,  getäuscht  sahen. 

Die  obige  Darstellung  durfte  wohl  geeignet  i 
über  einen  zweiten  Gewinnbetheiligungsverauch,  dessen  Dai 
legung  bei  Böhmert  unter  der  Mangelhaftigkeit  seiner  ."' 
thüdc  gleichfalls  leidet,  Licht  zu  verbreiten.  Ein  Mitglied  dd 
Familie  der  Herren  Briggs  hat  nach  dem  Vorbilde  des  eben 
erörterten  Induslrial  Partnership  im  Jahre  1870  ein  weiteres 
gegründet:  die  „North  of  England  Induslrial  Goal  and  Iron 
Company"  in  Widdlesborough.  Böhmert  führt  auch  diesen 
Versuch  unter  seinen  zwölf  Fällen  von  Gewinnbetheiligung 
mit  Antheil  am  Geschäft  auf,  ohne  indess  Angaben  von  wissen- 
schaftlicher Bedeutung  ma<.'hen  zu  können.  Mit  Rücksicht 
auf  das  im  Vorstehenden  Erörterte  sind  Jedoch  zwei  Angabei 
bezüglich  dieses  Induslrial  Partnership  von  Interesse: 

„Der  Unternehmer,  achreibt  Böhmert,  setzte  sich 
Gründung  des  Industrtal  Partnership  in  Beziehungen  zu  dra 
Vorständen  der  Arbeiierunionen  und  erhielt  von  dem  PrC 
sidenten  derselben,  Mr.  Macdonald,  die  Zusage  loyaler  Untet 
Stützung."  Ueber  einen  Bericht  der  Gesellschaft  aus  deij 
Jahre  1873  thellt  Böhmert  sodann  mit:  „Die  Gewinnanlheitfl 
der  Gesellschaft,  heisst  es,  seien  genau  im  Verhultniss  zu  der 
Grösse  der  Sympathie  der  Arbeiter  für  das  Partnerschafts- 
systeni  und  im  umgekehrten  Verhältnisa  zu  der  Macht  dw 
EinfluBses  der  Trades'  Unions  :iuf  dieselben." 

Böhmert  bemerkt  hierzu:  „Wir  haben  leider  keine  weitei 
Auskunft  über  dieses  Uniernehmen  erhalten  und  vermög« 
daher  auch  nicht  den  Widerspruch  zu  erklären ,  welcher  j 
der  Behauptung  von  der  Unterstützung  des  Mr.  Uacdondl 
und  in  dem  ScTilusssalze  liegt." 

Vielleicht    Hesse    sich     dieser   Widerspruch,     wie    schtq 
angedeutet,  aus  obiger  Darstellung  des  von  den  Herren  Brig 
zu   verschiedenen  Zeilen   gegenüber  den  Ge  werk  vereinen  f 
gehaltenen  Benehmens  erklkren.     1870  bei  der  Gründung  c 

n  Induslrial  Partnership  hatte  Herr  Briggs  das  KooperatM 
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•yilem  noch  nicht  in  Gegensatz  zu  dem  Gewerkverein  ge- 
bracht und  empfing  daher  die  volle  Unterstützung  des  letz- 
teren. Sein  Auftreten  gegen  den  Gewerkverein  seit  1872 
nmisste  auch  in  dessen  Verhalten  eine  entsprechende  Aenderung 
hervorrufen.  —  Ob  dies  zweite  Briggssche  Industrial  Partner- 
(diip  noch  besteht,  konnte  Böhmert  nicht  angeben. 

Diese  beiden  f^lle  dürften  wohl  schon  allein  zur  Genüge 
die  Unzulfinglichkeit  der  von  Böhmert  gewählten  Erhebungs- 
metbode  kennzeichnen.  Indess,  um  nicht  lediglich  mit  den 
Aassagen  der  Herren  Briggs  zu  argumentiren^  sei  noch  ein 
dritter  Fall,  der  Gewinnbetheiligungsversuch  der  Herren  Fox, 
Head  &  Ck>.  (Nr.  33  bei  Böhmert),  einer  genaueren  Prüfung 
unterzogen. 

Böhmerts  Bericht  über  diesen  Fall  ist  etwa  der  folgende : 
Die  Herren  Fox,  Head  &  Co.  besitzen  ein  grosses  Walz- 
werk zu  Newport,  Middlesborou^h,  Yorkshire,  welches  eiserne 
Platten  für  Schiffe  und  Damp^essel  anfertigt.  Der  Werth 
des  Werkes  belief  sich  im  Jahre  1874  auf  etwa  60000  i^. 
Der  Preis  der  Schiffsplatten  hatte  während  des  Jahrzehnts  von 
1864  bis  1874  von  7  bis  14  £  per  Tonne  variirt  und  betrug 
im  September  1874  9  ^  10  s.  per  Tonne. 

Die  Firma  beschäftigte  etwa  600  Arbeiter.  Der  Wochen- 
lohn schwankte  von  1  bis  12  i^.  Der  letztere  Satz  wurde  an 
geschickte  Meister ,  welche  einige  andere  Arbeiter  unter  sich 
hatten,  gezahlt  und  zwar  als  Reinertrag,  nachdem  sie  zuvor 
ihre  Leute  ausgelohnt  hatten.  Der  durchschnittliche  Wochen- 
lohn  bezifferte  sich  auf  1^2  i^;  es  war  dies  der  im  ganzen 
Distrikte  übliche  Durchschnittssatz.  Der  Gesammtbetrag  der 
ausgezahlten  Löhne  und  Gehälter  kam  einem  Viertel  des  Ver- 
kaufspreises der  produzirten  Waaren  gleich. 

lii  dieser  FaDrik  wurde  ebenso  wie  bei  der  Firma  Henry 
Briggs  Son  &  Co.  die  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Gewinn 
des  Unternehmens  nach  grossen  Arbeitseinstellungen  der 
Eisenarbeitcr  zu  dem  Zweck  ^  um  solche  in  Zukunft  zu  ver- 
hüten, im  November  1866  eingeführt.  Die  Arbeiter,  die  davon 
Nutzen  ziehen  wollten,  durften  keinem  Gewerkverein  ange- 
hören^), und  ebenso  versprachen  die  Unternehmer,  an  keiner 
gegen  die  Arbeiter  gerichteten  Verbindung  theilnehmen  zu 
wollen. 

Nachdem  diese  erste  vorläufige  Einrichtung  während 
dreier  Jahre  zur  gegenseitigen  Zufriedenheit  von  Arbeitern 
und  Arbeitgebern  bestanden  hatte,  schritt  man  zur  Errich- 
tung eines  für  beide  Theile  verbindlichen  Reglements. 


V)  Vgl.  darüber  auch  Trades'  Unions'  Comm.  Report  qu.  12  723  und 
J.  M.  Lndlow  in  Good  Words  von  1867  S.  244.  Vgl.  auch  Bulletin  de 
U  participation  aux  b^n^fices  tome  V,  Paris  1883,  S.  169. 
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Hiernach  Bollten  dia  sämmtlichen  in  dem  Werke  Be- 
schäftigten ,  voui  gewöhnlichen  Handarbeiter  bis  hinauf  zudi 
Direktor  und  Gteacbäftsinhaber ,  ftir  ihre  Arbeit  „die  in  dem 
Distrikte  übliche  Vergütung  in  Form  von  Löhnen  und  Ge- 
hältern bezieheD",  der  Lohn-  oder  Oehalteaatz  derselben  eich 
nach  dem  in  der  Etuent'abrikation  Üblichen  Tarif  richten.  Das 
allgemeine  Steigen  oder  Fallen  der  Lohnsätze  im  Distrikt 
BoUte  maasBgebend  sein,  sobald  die  eingetretene  Veränderune 
von  dem  fiisengewerbe  des  Distrikts  angenommen  sei;  während 
die  Entscheidung  noch  schwebe,  sollten  die  alten  Löhne  fort- 
bezahlt werden.  Die  in  der  Firma  arbeitenden  QeachätU- 
inhaber  sollten  tur  ihre  persönlichen  Dienetleiatungen  einen 
angemessenen  und  im  Distrikte  üblichen  Gehalt  beziehen, 
dessen  Höhe  von  der  Zustimmung  eines  öffentlichen  Rech- 
nungsftihrent  (public  accountant)  abhängig  wäre.  Den  in  dem 
Geschäft  angelegten  Kapitalien  wurde  ein  Zins  von  10  Prozent 
bestimmt,  während  höchstens  6  Prozent  jährlich  für  Er- 
neuerung nud  Entwerthuug  der  Werke  abgeschrieben  werden 
sollten.  Für  schlechte  Schulden  war  ein  Keservefonds  zu 
errichten,  welchem  alljährlich  l'/t  Prozent  des  Bruttoertrages 
zu  überweisen  waren. 

Der  nach  Abzug  der  Ausgaben  fiir  Löhne,  Gehälter  and 
Kapitalien  verbleibende  Reingewinn  sollte  in  zwei  gleiche 
Thöile  getbeilt  werden,  von  denen  der  eine  den  G«Bcbäfte- 
inbabern,  der  andere  den  Arbeitern  zugebilligt  wurde.  Die 
Unternehmer  verpflichteten  sich,  die  Hechnungen  einem  an- 
ej'kannt  tüchtigen  Rechnungsführer  (public  accountant)  vorzu- 
legen. Derselbe  sollte  entscheiden ,  ob  und  in  welcher  Höhe 
auf  Grund  des  Vertrages  ein  Gewinn  an  die  Arbeiter  vertbeilt 
werden  könne.  Antneilsb  er  echtigt  war  jeder  Arbeiter,  An- 
gestellte u.  s.  w.,  der  wenigstens  100  Tage  dum  Geschäft  an- 
gehört hatte. 

Gemäss  den  vorstehenden  Bestimmungen  betrug  der  an 
die  Arbeiter  vertheilte  Bonus  im  Jahre  1870  4  Prozent  der 
im  Jahre  verdienten  Löhne,  1871  3''*  Prozent,  1872  3Vb  Pro- 
zent. Im  Jahre  1R73  gelangte  nichts  zur  Vertheilung.  Die 
Gewinnbetheiligung  wurde  am  31.  Dezember  1874  von  der 
Firma  wieder  aufgegeben. 

Eine  Vermehrung  des  Fleisses  war  von  der  Gewinii- 
betheiligung  wohl  kaum  zu  erwarten,  da  die  Arbeiter  der 
Walzwerke  schon  seit  langer  Zeit  im  Stücklohn  bezahlt 
wurden  und  diese  Lohrmethode  weit  mehr  als  die  Aussicht 
auf  einen  immerhin  zweifelhaften  Gewinn,  und  zumal  wenn 
derselbe  sich  noch  als  so  gering  herausstellt  wie  hier,  geeignet 
ist,  die  Arbeiter  zu  eifrigerer  Tnätigkeit  anzuspornen.  Indess 
glauben  die  Unternehmer  im  ganzen  von  der  Gewinnbethei- 
ligung Vortbeil  gehabt  zu  haben.  Als  Hauptvortheil  be- 
zeichnen   sie    den    Umstand,    dass   die   Fabrik   dadurch   der 
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«ODSt  überall  ^föhlbaren  Herrschaft  der  Gewerkvereine  ent- 
flogen und  sie  selbst  in  Folge  dessen  nicht  gezwungen  worden 
leieD,  sich  dem  Untemehmerverein  anzuschliessen  und  sich 
der  Politik  anderer  Eisenindustrieller  zu  unterwerfen. 

Als  Ursache  des  Scheiterns  der  Gewinnbetheiligung  fUh- 
ren  die  Unternehmer  an^  sie  wären  zu  ihrem  Bedauern  zu 
der  Ueberzeugung  gekommen,  dass  der  Durchschnitt  der- 
jenigen Arbeiter,  welche  sie  zu  gewinnen  vermocht,  nicht 
genügend  gebildet  wäre,  um  zu  dem  Verständniss  des 
tortgächrittenen  Systems,  das  sie  ins  Werk  zu  setzen  ver- 
sudit  hätten,  befähigt  zu  sein.  „Wir  müssten",  heisst  es  so^ 
dum  in  ihrer  Erklärung,  „weitere  Verbreitung  moralischer 
und  intellektueller  Erziehung  abwarten,  ehe  die  arbeitenden 
Klassen  durch  einen  Appell  an  ihre  Vorsicht,  ihren  gesunden 
Uenschen verstand  und  ihre  Treue  geleitet  werden  können: 
bis  jetzt  fassen  dieselben  nui*  ihre  nächstliegeuden  BeJtirf- 
oisse  ins  Au^e/ 

Diese  Erklärung  lässt  viel  zu  wünschen  übrig.  Sie 
ist.  wie  Böhmert  selbst  sagt^),  „um  so  auffallender,  weil 
sich  aus  den  Berichten  über  die  jährlichen  Versammlungen 
der  Unternehmer  und  Arbeiter  des  Hauses  Fox,  Head  &  Co. 
seit  1870  eine  höchst  erfreuliche  Harmonie  des  ganzen  Per- 
sonals zu  ergeben  schien". 

Erwägt  man  indess,  dass  die  Firma  Fox,  Head  &  Co., 
Ähnlich  wie  die  Firma  Henry  Briggs  Son  &  Co.,  die  Gewinn- 
betheiligung ,,nach  grossen  Arbeitseinstellungen  der  Eisen- 
wbeiter"  einführte,  „um  solche  in  Zukunft  zu  vermeiden"  2), 
dass  „Arbeiter,  die  davon  Nutzen  ziehen  wollten,  keinem  Ge- 
werkverein angehören  durften,  welcher  den  Zweck  hatte,  die 
Löhne  festzustellen  und  in  die  Beziehungen  zwischen  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  einzugreifen",  und  dass  die  Firma 
in  ihrer  Erklärung  bezüglich  des  IScheiterns  der  Gewinn- 
betheiligung klagt,  „dass  die  Arbeiter  nur  ihre  nächst- 
liegenden Bedürfnisse  ins  Auge  fassten":  so  liegt  der 
Gedanke  nahe,  dass  die  Bemerkung,  die  Firma  sei  zu  ihrem 
Bedauern  zu  der  Erkenntniss  gelangt,  dass  der  Durclischnitt 
der  Arbeiter  nicht  genügend  gebildet  sei,  um  das  von  ihr 
eingeführte  Svstem  gebührend  werth  zu  schätzen,  dahin  aus- 
zulegen ist,  dass  die  Firma  zu  der  Einsicht  kam,  die  Mehr- 
zahl der  Arbeiter  schätze  ihren  Gewerkverein  immer  noch 
höher  als  die  Gewinnbetheiligung,  und  daher  sei  ihr  Ver- 
such, die  grosse  Masse  ihrer  Arbeiter  dem  Gewerkverein 
durch  die  Gewinnbetheiligung  abspenstig  zu  machen,  ver- 
geblich. 

Was  aber  ist  die  Ursache  hiervon?    Besteht  sie  etwa  in 


1)  Bd.  U  S.  111. 

«)  Vgl.  auch  Trades*  ünions'  Comm.  Report  qu.  12  724. 
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der  geringen   Bildung   der   Arbeiter   und    lässt  sicL   wirltli 
aunenmen,   daas   eine    „weitere  Verbreitung   moralischi 
intellektueüer  Bildung"  eine  Wnndelung  in  den  Verhnitnis« 
hervorrufen  werde?     Böhmert   scheint  beinahe  dieaei-  Ansii 
zuzuneigen,    indem    er    anknüpfend    an    aeiue    Betrnt^'htungeä 
über   das   Scheitern    des   Ge  w  inn  be  th  ei  ügungs  versuch  es   einen 
Abschnitt   aus   dem    10.  Kapitel   von    Herben   Spencers  „The 
Study  of  Sociology"')  abdruckt,  in  welchem  dieser  als  Ursachi 
dafdr,  daas  in  England  das  Antheilsystem  so  geringen  Erfol' 
aalzuweisen  habe,  das  Klassen vorurt heil  der  Arbeitgeber 
Arbeiter   bezeichnet   und  dem  Antheilsystem  eine  bessere 
kunft  verspricht,   wenn   erst   beide  Theile   die   nöthige  m 
lische  und  intellektuelle  Bildungsstufe  erreicht  haben,    Ka 
scheint  dies  problemaliach  und  es  dürften  vielleicht  die  eigen- 
thtim  liehen   Arbeiter  Verhältnisse   im    englischen    Ei  senge  werbe 
eine  einfachere   und   nftherliogendc   Erklärung   für  das   Mii 
glücken    des   hier   in  Frage  kommenden  Versuches  bieten  i 
Klagen    über    mangelhahe    Bildung    und    KlassenTomrthei 
Stehen   doch  die   Arbeiter    vieler    anderer  Firmen,   in   dei 
Gewinnbetheiiigungs versuche   dauernd  gut  ausfielen^ 
dune    und    Klassen vorurth eile    anlangt,    auf  keiner    höhet 
Stuie  als  die  Arbeiter  der  Herren  Pox,  Head  &  Co, 

Im  englischen  Eiscngewerüe  sind  die  Lohnstreitigkeitea 
ahen  Datuma^l.  Die  Erfahrung  lehrte  die  Arbeiter,  daas 
Arbeitseinstellungen,  um  Lohnerhöhungen  zu  erzielen,  nur  bei 
aufblühendem  Geschäfte  erfolgreich  waren,  und  dass  Arbeits- 
einstellungen, um  Lohn  herab  Setzungen  bei  eintretendem  Nieder- 
gange des  Geschäfts  entgegenzuwirken,  regelmässig  fehl- 
schlugen''). Dem  entsprechend  richteten  die  Gewerkvereine 
ihre  Politik  ein.  Blühte  das  Gewerbe  auf,  so  forderten  sie 
höhere  Löhne,  und  waren  ihre  Forderungen  elnigermaasseu 
vernünftig,  so  wurden  sie  ihnen  von  den  Arbeitgebern,  welche 
in  dieser  Zeit  alles,  nur  keinen  Arbeitsstillstand  ertragen 
konnten,  bewilligt.  Sollten  beim  Niedergang  der  Geschäfte 
die  Löhne  herabgesetzt  werden,  so  fügten  sich  die  Gewerk- 
vereine  dem  Verlangen   der  Arbeitgeber*).     Als  Zeichen   de» 

')  Deutseh  v 
wiaBeiiBchafll.  Bil 

'■')  FiftbReport  of  thcTradesUnioDBCDinmiBBionera.  HeDij  Crompto 
InduBtrial  ConciUation,  London  1^:76,  ,S.  54  oder  auch  BieutanoB  Kdei 
Ubex  das  Buch  in  Bcinem  und  Holtzendorffa  Jikhrb.  1^77  S,  256. 

»)  Brentano,  Arbrftergilden  Bd,  U  8.  2-57;  ArbeitsverhUtuiss  S.  144| 
und  8.  122.  \_ 

'I  Ebenda.  —  NoiL  ktlrzlkh,  Ende  löö4,  weideten  die  Zeitungen 
eine  gleiche  Politik  der  Schiffbauer:  die  Schiffsbauhcrren  des  Distiäts 
des  Tees  hätten  ihren  Arbeitern  eine  LohnherabselKung  vtrn  V:t  Proceut 
angekündigt,  diese  hlitten  aber  ^mit  Kfiekeicht  auf  die  besseren 
GeseliSftHauBaichten  im  Distrikt"  beschlossen,  sich  dieser  Mas 
regel  zu  widersetze». 
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Aoi-  and  Niederganses  des  Gewerbes  dienten  ihnen  jedesmal 
die  fasenpreise  ^).  Dies  führte  dahin ,  dass  im  Eisengewerbe 
eine  „gieitende  Skala"  (sliding  scale)  vereinbart  wurde^  d.  h. 
es  wurde  Usance  im  Gewerbe  ^  dass  die  Löhne  mit  dem 
Steigen  und  Fallen  der  Eisenpreise ,  wie  sie  von  den  Unter- 
nehmern durch  Uebereinkommen  festgesetzt  wurden,  auf-  und 
abschwankten').  Eine  solche  gleitende  Skala ^  deren  Vor- 
kommen in  Staffordshire  Brentano  berichtet^)  und  über  deren 
Einführung  in  South-  und  North-StafFordshire,  East-Worcester- 
ghire,  im  Norden  von  England,  in  Northumberland  und  Cleve- 
land  Kleinwächter  einige  Daten  giebt^),  besteht  nach  Böh- 
merts  eigenen  Mittheilungen  ^)  auch  in  Yorkshire,  in  welcher 
Grafschaft  Newport;  der  Sitz  der  Firma  Fox,  Head  &  Co. 
liegt  Böhmert  sagt:  „Die  Höhe  des  Gewinns  (des  Geschäftes) 
wird  durch  die  in  Yorkshire  übliche  Methode  der  Lohnzahlung 
nach  dem  schwankenden  Stande  der  Eisenpreise  stark  beein- 
flus»;'*  u.  8.  w.  Darauf  deuten  auch  die  oben  erwähnten  Be- 
stimmungen des  1870  von  der  Firma  mit  den  Arbeitern  ab- 
geschlossenen Vertrages  hin,  wonach  die  Löhne  bezw.  Gehälter 
sammtlicher  im  Geschäft  Angestellter  durch  den  im  Distrikte 
herrschenden  Durchschnittssatz  bestimmt  sein  und  die  Lohn- 
sätze der  Arbeiter  mit  den  im  ganzen  Distrikte  üblichen  Eisen- 
preisen steigen  oder  fallen  sollten. 

Mit  dieser  Einrichtung  der  gleitenden  Skala  aliein  waren 
aber  die  Arbeitsstreitigkeiten  noch  nicht   beseitigt.     Es   kam 
nämlich    vor,    dass  die   Eisenpreise   eben   mit  Rücksicht   auf 
ihre    Bedeutung    als    Lohnregulator    von    den   Unternehmern 
ggemacht^  wurden,  d.  h.  dass  andere  Eisenpreise  als  diejenigen, 
2u  denen  wirklich  verkauft  wurde,  angegeben  wurden  ^),    Seit- 
dem das   tiefste  Misstrauen   auf  Seite   der    Arbeiter,   seitdem 
die   bittersten    Streitigkeiten,    die   zu    Ausständen    und   Aus- 
sperrungen    führten     und    bei     denen    es    sich    formell    nur 
darum   drehte,   was   denn   wirklich   der  Eisenpreis   sei.     Erst 
die  Schiedsgerichte  und  Einigungskammern  haben  hier  Abhilfe 
gebracht ').     Ihre  Aufgabe  im  Eisengewerbe  besteht  vornehm- 
lich  darin,    wenn   der  Ausbruch   solcher  Streitigkeiten   droht, 
die  Thatsachen    zu    untersuchen   und    nach   Ermittelung   der- 
selben  festzustellen,   was   der  Eisenpreis  ist.     Hierauf  bezieht 

»)  Brentano,  Arbeitergilden  Bd.  II  S.  39.  40.  214. 

*)  qu.  9  496. 

^)  Arbeitergilden  Bd.  II  S.  214  f. 

*)  Hildebrands  Jahrb.  Bd.  XXIV  S.  33  ff.  37  ff.  Vgl.  auch  Klein- 
wichter.  Zur  Geschichte  der  englischen  Arbeiterbewegung  in  den  Jah- 
ren 1873  und  1874,  in  Conrads  «hihrb.  Supplementheft  Bd.  I,  Jena  1»78, 
S.  3*>-33. 

*)  Bd.  U  S.  112. 

«)  qu.  9  579—88. 

')  H.  Crompton  S.  59  ff.  67.  Auch  Brentano  in  Holtzendorff  und 
Brentanos  Jahrb.  1877  S.  256. 
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sich  auch  die  oben  angeführte  Bestimmuo?  des  Keglemento 
von  Fox.  Head  &  Co.,  daas,  so  lange  die  Entscheidung  über 
den  im  Distrikt  zu  zahlenden  Lohn  noch  achwebe,  die  alten 
Löhne  forthezahlt  werden  sollten. 

Es  erhellt:  die  Arbeiter  im  englischen  Eisengewerbe 
haben  durch  ihre  Gewerkvereine  bereits  eine  Art  Grewinn- 
betheiligung  erzielt'),  die  vor  derjenigen  der  Firma  Fox, 
Head  &  Co.  für  sie  den  Vorzug  hatte,  dass  sie  ihnen  die 
Freiheit,  ihre  Arbeit  bei  jedem  beliebigen  Geschäftsherrn  an- 
zubieten, und  somit  ihre  Verliigungsfreiheit  über  sich  selbst  un- 
beschränkt lies»,  während  die  Gewinnbetheiligung  der  Herren 
Fox,  Head  &  Co.  sie  au  das  Geschäft  derselben  teaseite.  Er- 
klärter maassen  beabsichtigte  die  Firma  Fox,  Head  &  Cu.,  diesen 
Einäufis  der  Gewerkvereine  zu  brechen  —  ein  Beginnen,  das 
der  schon  mehrfach  erwähnte  Vorkämpfer  des  Gewinnbethoi- 
ligungaayatems,  G.  J.  Holyoake,  vor  den  Mitgliedern  der  ^Social 
ticience  Association  als  einen  „Missbi'iiuch  des  Lidustrial 
Partnership"  bezeichnete^).  Um  also  die  Arbeiter  von  ihrem 
Gewerkverein  abzuziehen,  stellte  die  Firma  ihnen  für  den 
Fall,  dass  sie  sich  von  dem  Oewerkverein  fernhielten,  ein« 
weitere  Gewinnbetheiligung  in  Aussicht,  sobald  der  Gewinn 
einen  bestimmten  Betrag  erreicht  habe.  Sollte  dies  Anerbteten 
den  gewünschten  Erfolg  haben,  so  musste  das,  was  die  Herren 
Fox,  Head  &  Co.  boten,  offenbar  mehr  Vortheil  gewähren  aU 
das,  von  dem  es  die  Arbeiter  abbringen  sollte.  Lässt  sich 
aber  sagen,  d.-iaa  das.  was  die  Firma  in  Aussicht  stellte,  hin- 
reichte, um  die  Arbeiter  dem  Gewerkverein,  dem  sie  so  viel 
und  eigentlich  auch  den  Gewinnbetheil  igungs vertrag  mit  der 
Firma  verdankten,  zu  entfremden?  Man  bedenke,  dass  der 
Zins,  der  nach  dem  Reglement  von  1870  von  dem  Jahre»- 
ertrage  in  Abzug  kommen  sollte,  bevor  Gewinn  vertheilt 
wurde,  nicht  etwa  sich  in  der  Höhe  des  gewöhnlichen  Leih- 
zinses hielt,  sondern  10  Prozent  des  Kapitals  betrug  und  dass 
die  Geschäftsinhaber  daneben  noch  den  üblichen  Direktorial- 
gehalt als  Arbeitslohn  erhielten.  Allzuviel  gaben  also  die 
Geschäftsinhaber  nicht  auf.  Eine  Theilung  des  Reingewinns 
zwischen  Kapital  und  Arbeit  ist  dies  daher  auch  nicht  zu 
nennen.  Hier  wird  in  der  Regel  nicht  allzuviel  übrig  bleiben, 
eine  Schlussfolgenmg,  die  in  den  Jahresabschlüssen  der  Firma 
Fox,  Head  &  Co.  Bestätigung  findet:  drei  bis  vier  Prozent 
des  Lohnes  betrugen  die  Gewinnantheile  der  Arbeiter  in  den 
Jahren  1870—72  und  1873  kam  sogar  überhaupt  kein  Bonus 
zur  V'ertlieilung.     Dabei  ist  noch  zu  bedenken,  dass,  um  diese 


')  Vgl.  auch  qu.  10  726: 
the  worSman  and  Iht  -- 

■)  ,Th»  is    the    ins.: 
partnership,"     Transnctior 
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Aotheile  am  Qewinn  zu  erlaDgen,  die  Arbeiter  an  die  Firma 
gebooden  waren^  die  Firma  aber  nicht  an  die  Arbeiter,  da  sie 
dieselben  jederzeit  entlassen  konnte.  Es  entsprach  also  der 
Fesselang  der  Arbeiter  an  die  Firma  keine  Gewähr  der  Be- 
schäftigang  seitens  dieser.  Die  Gewerkvereine  dagegen  ^  von 
denen  jene  Qewinnbetbeiligung  die  Arbeiter  abziehen  sollte, 
gtnuitirten  ihren  Mitgliedern  bei  voller  Verfügungsfreiheit 
über  ihre  Arbeit  und  ihre  Person  im  Falle  der  Beschäftigungs- 
losigkeit  den  Unterhalt^). 

Nicht  also  aus  Mangel  an  wirthschaftlicher  Bildung  der 
Arbeiter  ist  es  zu  erklären^  wenn  die  Arbeiter  ihren  Gewerk- 
ferein  dem  Antheilsystem  der  Firma  Fox,  Head  &  Co.  vor- 
sogen.  £&  wäre  gegen  ihr  wirthschai'tliches  Interesse  gewesen, 
bitten  sie  anders  gehandelt.  Und  wenn  die  Arbeiter,  ebenso 
wie  die    bei    weitem    grösste  Anzahl    der   Arbeitgeber,    das 

1)  Die  Aussagren,  welche  der  Chef  der  Firma  Fox,  Head  &  Co.  über 
<fie  Erfolge  seines  versQches  und  die  Ursachen  des  Aufhebens  desselben 
10  Tencniedenen  Zeiteu  gemacht  hat,  sind  übrigens  keineswegs  ohne 
Widenprach.    Während  ooen  im  Text  das  wiedergegeben  ist,  was  Herr 
Jeremias  Head  €kh.  Kath  Höhmert  mittheilte,  schrieb  Herr  Jeremias  Head 
im  26.  November  1883  an  die  Soci^te  de  la  participatiou  aux  b^n^fices 
in  Paris  (vgl.  Bulletin  de  la  gart,  aux  b^n^f.  tome  V,  Paris  1883,  S.  168  ff.) 
einen  Brief,   wonach  der  Beitritt  der  Puddler  des  Walzwerks  zum  Ge- 
werkverein nur  als  der  Anlass  zum  Aufgeben  des  Versuchs  erscheint. 
Als  ^wahre  Ursache"  dieses  Aufgebens  wird  zwar  auch  hier  der  Mangel 
in  der   nöthigen   moralischen  und  intellektuellen  Bildung  der  Arbeiter 
bezeichnet;    aUein    was   hier  unter  dieser  vagen   Redeweise   verstanden 
wird,  geht  aus  dem  gleich  darauf  folgenden  hervor.     Jener  Mangel  an 
BOdung,  heisst  es  nämlich,  habe  die  Arbeiter  gehindert,  das  Prinzip  der 
Geinnnbetheiligung  ganz  zu  verstehen  und  gewissenhaft  zu  verw^irklichcn. 
Die  Arbeiter  gäben  sehr  wenig,  wenn  überhaupt  etwas,  für  den  gewährten 
GewinnanÜieil;  in  Folge  dessen  seien  die  Leistungen  der  beiden  Parteien 
n  ungleich  gewesen.    Während  also  friiher  der  Mangel  an  Bildung  der 
Arbeiter  in  der  Zugehörigkeit  zum  Gewerk verein  erblickt  wurde,    wird 
jetst  ab  Resultat  desselben   hingestellt,   dass  die  Arbeiter  entsprechend 
dem  Bonus   nicht  hinreichend  mehr  leisteten.     Welche  der  beiden  Aus- 
legungen ist  die  richtige?   Die  Nothwcnd^keit  dieser  Frage  ist  ein  neuer 
Beleg  für  die  Werthlosigkeit  der  mittels  Y  ragebogen  gefünrten  Enqueten. 
Mir  scheint,  dass  die  ältere,  ei-ste  Auslegung  die  richtige  ist,  dass  die 
6^;enleistung,    die  man  von  den  Arbeitern  bei  Einführung  der  Gewinn- 
betDeiUgung  erwartete,  nicht  in  einer  Steigerung  der  Arbeitsleistungen, 
sondern    in   der  Nichtzugehörigkeit   zum  Gewerk  verein  bestand.     Denn 
].  eine  Steigerung  der  Arbeitsleistungen  konnte  man  bei  der  Niedrigkeit 
des  Gewiiinantheiis,  der  den  Arbeitern  versprochen  wurde,  um  so  weniger 
erwarten,   als   dieselben   durch   das  Stücklohnsystem   bereits   zu   grüsst> 
möglichen  Leistungen    angespornt  waren;    2.   h^lgte  der   Gewinnbethei- 
hgongsversnch  auf  eine  Arbeitseinstellung  mit  der  ausgesprochenen  'ien- 
denz,  deren  Wiederkehr  durch  Fernhaltung  der  Arbeiter  vom  Gework- 
verein  zu  verhindern;  8.    haben  die  Unternehmer  fiiiher,  wie  im  Text 
dargelegt,  selbst  gesagt,  dass  sie  von  dem  Versuch,  so  lange  er  bestand, 
glaubten  Yortheil  gehabt  zu  haben;   4.   der  Versuch  wurde  aufgegeben, 
sobald   sich   zeigte,  dass  das  Ziel,    die  Arbeiter  dem  Gewerkverem   zu 
entfremden,  nicht  erreicht  wurde.   Dem  entsprechend  geht  der  Text  oben 
von  den  Aofklärongeu  aus,  wie  die  Herren  rox,  Head  &  Co.  sie  früher 
gegeben  haben. 
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AntLeilsystera  vum  geBchäftlichen  titandpunkie  aus  beuriheÜ« 
so  lüsst  sich  gegen  sie  der  Vorwurf  wenigstens  eines  Maogeli 
an  wirüischattlicher  Bildung  gewiss  nicht  erheben')! 

Es  würde,  nachdem  wir  su  die  Zuverlässigkeit  der  in 
der  Böhmertschen  Enquete  enthaltenen  Berichte  mit  Hilfe 
von  anderweitigem  Material  in  zwei  Fällen  geprüft  haben, 
noch  erübrigen,  dieselbe  auch  mit  Hilfe  der  in  der  iranzij 
Enquete  enthaltenen  Angaben  zu  urüfen,  und  umgekehrt  dij 
Angaben  dieser  Enquete  mit  Hilfe  des  von  Böhmen  Gl 
boten --n. 

Eine  derartige  Prüfung    würde   indese  ganz  nutzlos  sal 
Es  zeigt  sich  nämlich  —  abgesehen   von  wenigen  unterg« 
nelen  Punkten*),  die  au   ihrer  Stelle  Berücksichtigung  linden 
werden  —  in  alJeai  Wesfntlichen  eine  Uebereinstimmung  zwi- 
schen den  Angaben  beider  Enqueten.   Aber  nichts  verkehrter  ah 
den  tichlusB  daraus  ziehen  zu  wollen,  dass  diese  Angaben  d< 
halb   richtig  seien.     Die  Uebereinstimmung  ergiebt  sich  nf 
lieh  uls  Folge  davon,  dass  beide  EnquSten  dieselben  Persoi  . 
befragt    haben    und    diese    naturgcmäss    in    beiden  Fällen    i^ 
Fragestellern   dieselbe   ,\ntwort  gegeben  haben.     Das   Erf 
nisB     unserer    Untersuchung    der     Fälle    Briggs 
Head  &  Co.   bat   aber   gezeigt,    was   von   solchen    etnseilij 


leu 

i 


')  Nnch  ubiften  Korrekturen  xer&llen  auch  die  Auaflllmmgen  . 
merlE  iu  dem  Aidsatze  ^Die  Stellung  der  engliEchen  Gewerkverüne 
Lohnfm^e  und  zum  Antheilsjeiem"  im  Arbeiterfreuud ,  16.  Jahre-  II 
sowie  diejenigen  in  si^iner  EnquSte  Bd.  I  S.  47^52,  nach  denen  SGhi 
die  englischen  tiewerkvereine  für  dss  Scheitern  der  GewinnbetheitigUDf 
versuche  vna  Briggs  und  Kos,  Head  &  Co.  und  Uberhaa^t  fiir  die  gen^ 
Ausbreitung  des  AutheiUvstems  verantwortlich  macht,  in  sich.  NicfatJ 
Folge  pnxii:ipieller  Antipathien  der  Gewerkveroine  sind,  wie  oben  gea 
die  Gewinnbetheiligungavei-Buirhe  der  genannten  beiden  Firniea  gf 
lert,  soDdora   vielmehr  in  Folge  der  Politik  der  Geschäftsinhaber. 

haben   erat    künstlich   im   konkreten   Fall   i  "    ^  

nerkverein   und   ßewinnbetheiligung   hervorgerufen.     Das«   die  Oeweric-    I 
vereine  überhaupt  nicht   dem  inaustrielien  Partnerschaftssystem   feindlich 
und,  darüljer  vgl.  O.  J.  Holyoake,  PartiierBhip  of  InduBtry.  London  ISßS, 
H.  '•.     Koebuck   in   H.  C.  Bnggs,    Induetrial   Partnerahips,   London   ItjeS,    1 
S.   13.     Lloyd  JoncB   bei  S.  Taylor,   The  Participation   of  Labour  in  tif"^ 
Profits  of  Enterprise,  London  lööL  S.  8.   8.  Taylor.  Profi^Bharing  betw« 
Capital   and    Labour,    London   1W*1,   S.  72  f.   und   die  dort   angerufen^ 
Autoritäten:     Burt,   M.   P.  for   Moipeth,   George   Howell,   IJoyd   Joat 
sowie  insbesondere  Macdonalds  Verhalten  fs.  oben  S,  34). 

')  Auffallender  ist  nur,  dftsa  im  Falle  Lenoir  (Bohmert  Nr.  ( 
Bd.  U  S.  89-  "       "■ 
tusgpsahlten  Oewinnantheile 

Lenoir»  Arbeiter  empfingen,  waren  , 

nach  Bohmert  Bd.  11  H.  2äT    nach  der  Enquete  Bd.  11  8.1 

im  Jahre  1871  2730  Fr.  36  C.  2(i07  IV.  ( 

,     1872  3872    ,    98    ,  2C43    ,   i 

.     1873  7146    „    —    „  7et*5    .   ( 

„     1S74  4243    „    eo    „  4980    „  - 
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Antworten,  mögen   sie  auch   noch  so  oft  wiederholt  sein,  zu 
halten  ist. 

Wenden  wir  uns  nun  zur  Prüfung  der  französischen 
Enquete! 

Auf  einen  Bericht  des  Chefs  der  professionellen  Gesell- 
schaften im  französischen  Ministerium  des  Innern,  Barbaret, 
setzte  der  Minister  des  Innern,  Waldeck-Rousseau,  durch  Er- 
ias8  vom  20.  März  1883  eine  „ausserparlamentarische  Eom- 
misaion^  nieder  und  beauftragte  dieselbe:  1.  zu  erforschen, 
auf  welche  Weise  den  Arbeitergenossenschaften  (associations 
ouvriferes)  die  Betheili^ng  an  den  Submissionen  der  öffent- 
lichen Arbeiten  erleichtert  werden  könne,  und  2.  zu  unter- 
suchen, mit  welchen  Mitteln  es  möglich  sei,  die  Unternehmer 
2ur  Betheiligung  ihrer  Arbeiter  am  Gewinn  des  Geschäfts 
anzuhalten. 

Kurze  Zeit  vorher  —  im  Jahre  1882  —  hatte  der  Ma- 
dstrat  von  Paris  eine  ähnliche  Erhebung  veranstaltet.  Dabei 
hatte  die  mit  dieser  Erhebung  betraute  städtische  Kommission 
es  u.  a.  fUr  zulässig  erklärt,  denjenigen  Unternehmern,  welche 
sich  bei  der  Uebernahme  städtischer  Arbeiten  verpflichteten, 
ihre  Arbeiter  am  Gewinn  zu  betheiligen,  eine  Prämie  zu  ge- 
währen. Ursache  und  Zweck  der  städtischen  Enquete  war 
die  Absicht  des  Pariser  Gemeinderathes,  sein  Entgegenkommen 
und  seine  Fürsorge  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen 
an  den  Tag  zu  legen  ^). 

Aehnliche  Beweggründe  leiteten  den  Minister  des  Innern 
bei  der  Niedersetzung  der  genannten  Erhebungskommission. 
Er  beabsichtigte  damit  eine  Förderung  des  Kooperativsystems ^). 

Die  ministerielle  Kommission  bestand  aus  24  Mitgliedern. 
Es  waren  dies  sämmtlich  höhere  Beamte  aus  den  Ministerien 
des  Innern,  der  öffentlichen  Arbeiten,  des  öffentlichen  Unter- 
richts, dem  Justiz-,  Finanz-,  Kriegs-,  Marine-,  Handels-, 
Äckerbau-,  Post-  und  Telegraphenministerium.  Präsident  der 
Kommission  war  der  Minister  des  Innern,  Vizepräsident  der 
Unterstaatfisekretär  im  Ministerium  des  Innern,  iSekretär  der 
oben  erwähnte  Bureauchef  Barbaret. 

Die  Kommission  begann  ihre  Thätigkeit  im  April  1883. 
Sie  theilte  sich  in  zwei  Sektionen,  eine  technische  und  eine 
juristische.  Erstere  sollte  die  Abgesandten  der  Arbeiter- 
^nossenschaften ,  sowie  die  bezüglich  der  Gewinnbethei- 
ügung    vorzuladenden    Sachverständigen,    die    Vertreter    der 

M  Vgl.  Bulletin  de  la  part.  aux  b^n^f.  1881  S.  208—210.  214  f.; 
1^2  S.  8  f.  20-28;  1>^83  S.  1—87.  94  f.  Lavoll^e  in  der  Kevue  des 
2  mondes  vom  15.  Febr.  18><4  S.  7x3  f.  Hubert  -Valleroux  im  Journal  des 
Economistes  1884  tome  27  8.  336-348.  Arbeiterfreund  20.  Jahrg.  1882 
g  2si 287. 

2)  Siehe  die  Rede  des  Ministers,  Enquete  Bd.  I  S.  25  ff.  Vgl.  auch 
ßalletin  de  la  part.  aux  b^nef.  1883  S.  110—123.  157  ff. 
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Finnen  mit  Gewinnbetheiliguug,  verhören,  letztere  hatte  die 
Aufgabe,  sich  mit  der  gesetzgeberiselieu  Seite  der  fraglichen 
Angelegenheiten  zu  beschäftigen  und  zu  untersuchen,  inwie- 
weit das  Gesetz  vom  24.  Juli  1867,  betreffend  die  „Gesell- 
schaften mit  veränderlichem  Kapital",  eine  Abänderung  er- 
heische. Eine  Subkommission  wurde  beauftragt,  Fragebogen 
zu  entwerfen,  auf  Grund  welcher  die  Vernehmungen  der  Aus- 
kunftspersonen stattfinden  sollten. 

Die  juristische  Sektion  hat,  soweit  bekannt,  ihre  Thätig- 
keit  nocn  nicht  abgeschlossen.  Dagegen  hat  die  technische 
Abtheilung,  welche  während  des  Sommers  1883  unausgesetzt 
tagte,  bereits  im  Herbst  desselben  Jahres  die  Ergebnisse  ihrer 
Arbeiten  in  zwei  Foliobänden  veröffentlicht  unter  dem  Titel: 
EnquSte  de  la  commission  extraparlementaire  des  associations 
ouvri^res,  2  vol.  Paris  1883.  Der  erste  Band  behandelt  düe 
Arbeitergenossenschaften,  der  zweite  die  Gewinnbetheiligung. 
Hier  ist  also  allein  der  zweite  Band  von  Interesse. 

Die  Methode,   welche   dieser  offiziellen  französischen  £n- 

Su^te  zu  Grunde  liegt,  ist,  wie  aus  Vorstehendem  ersichtUch, 
ie  mündliche  Erhebungsmethode.  Die  französische  Regierung 
hat  somit  diejenige  EnquStenmethode  gewählt,  welche  sich  nach 
den  obigen  Ausiunrungen  über  EnquSten  als  bei  Untersuchungen 
über  ihrer  Natur  und  ihrem  inneren  Zusammenhang  nach 
unbekannte  wirthschaftliche  Erscheinungen  allein  zweckmässig 
herausstellt.  Allerdings  ist  man  in  sieben  Fällen  von  diesem 
Prinzip  abgewichen  und  hat  sich  mit  einer  schriftlichen  Be- 
antwortung des  Fragebogens  begnügt.  Aber  auch  in  den 
andern  ist  die  französische  EnquSte  nicht  mit  technischer 
Vollkommenheit  durchgeführt.  Man  hat  nämlich  bei  ihrer 
Einrichtung  die  nach  den  früheren  Ausführungen  für  die  Rich- 
tigkeit der  Resultate  einer  mündlichen  Enquete  als  unbedingt 
erforderlich  sich  ergebenden  Vorsichtsmaassregeln  anzuwenden 
unterlassen.  Auszusetzen  ist  danach  an  der  französischen 
EnquSte  Folgendes: 

1.  Die  Untersuchungskommission  setzte  sich,  wie  schon 
erwähnt,  lediglich  aus  Staatsbeamten  zusammen,  während  die 
Gründlichkeit  der  Untersuchung  es  erheischte,  dass  ausserdem 
sowohl  Arbeitgeber  wie  Arbeiter,  als  auch  Dritte  und  zwar 
besonders  unabhängige  und  kenntnissreiche  Männer,  wie  Mit- 
glieder des  Senats  und  der  Kammer,  Richter,  Professoren, 
^ationalökonomen ,  in  der  Kommission  vertreten  gewesen 
wären  ^).  Die  Folge  dieser  Versäumniss  zeigt  sich  dann,  dass 
wenig  gefragt  wurde,  was  im  Interesse  einer  umfassenden 
und  zugleich  exakten  Forschung  bedauerlich  ist  Viel  ist 
daher  bei  der  französischen  Enquete  unter  den  Tisch  gefallen. 
Wirft  man  vergleichsweise    einen  Blick  in  eine  der  muster- 

1)  Vgl.  auch  Alban  Förster,  Arbeiterfreund  21.  Jahig.  1833  S.  467. 
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gütigen  eDgiischen  Enoueten,  so  lehrt  derselbe,  wie  viel  zabl- 
reieher,  vieiseitiger  una  eingehender  die  dort  gestellten  Fragen 
sind.  Ihnen  gegenüber  erscheint  die  französische  Enquete 
oberflächlich  una  ärmlich  an  wirklichem  Material. 

2.  Die  von  der  französischen  Kommission  angewandte 
Art  und  Weise  des  Fragens  ist  nicht  die  richtige  gewesen: 
man  hat  bei  der  Untersuchung,  wie  schon  bemerkt,  einen 
Fragebogen  zur  Anwendung  gebracht  —  im  Widerspruch 
zu  den  oben  dagegen  ausgesprochenen  Bedenken.  Können 
unsere  Ausführungen  über  die  Unzweckmässigkeit  eines 
Fragebogens  in  solchen  Fällen  eine  bessere  Bestätigung  finden 
als  in  der  Bemerkung,  welche  ein  Kommissionsmitglied  auf 
eine  Aussage  des  Herrn  Lenoir  über  die  Betheiiigung  der 
Arbeiter  am  Veilust  des  Geschäfts  machte?  Sie  lautet:  „Je 
dois  faire  obsei  ver  que,  lur&que  nous  avons  ölabore  le  question- 
naire,  on  ne  comprenait  pas  bien  cette  question  de 
la  participation  des  pertes."  Es  lässt  sich  eben  nicht  im  voraus 
sagen,  was  zu  fragen  ist.  Das  zeigt  sich  aber  nicht  blos  in 
dieser  Aeusserung,  sondern  überhaupt  in  dem  wenig  speziali- 
sirten  und  nur  wenige  allgemeine  Punkte  berührenden  Frage- 
bogen^). In  dieser  allgemeinen,  mehr  logischen  Unrichtigkeit 
des  Fragebogens  erschöpfen  sich  indess  keineswegs  die  gegen 
seine  Anwendung  vorzubringenden  Einwände,  vielmehr  hat 
er  erhebliche  praktische  Nachtheile  zur  Folge  gehabt.  Wäh- 
rend man  doch  denken  sollte,  dass  die  Anwendung  des  Frage- 
bogens die  Zeugen  nöthigte,  streng  bei  der  Sache  zu  bleiben, 
hat  dieselbe,  wie  die  Enquete  lehrt,  die  Auskunftspersonen 
keineswegs  von  mannigfachen  Abschweifung(jn  abgehalten.  Ver- 
schiedene der  Zeugen  haben  sich  nicht  damit  begnügt,  die 
thatsächlichen  Verhältnisse  zu  berichten,  sondern  haben  in 
langen  Ergüssen  ihren  Prinzipien  und  Weltanschauungen, 
ihren  Wünschen  und  Forderungen  Ausdruck  gegeben.  Kann 
der  Leser  auch  diesem  Uebelstande  dadurch  begegnen,  dass 
er  derartige  Stellen  überspringt,  so  giebt  es  andere  Mängel, 
die  sich  nicht  ausmerzen  lassen.     Es  fehlen  vielfach  Angaben 


M  Das  den  Auskunftspersouen  mitgetheilte  Frageformular  enthielt 
folgende  Fragen  (vgl.  Enquete  Bd.  I  S.  52): 

1  *.  Sous  quelle  forme  vos  ouvriers  participent-ils  aux  ben^iices  de 
votre  entrepriser  Et  dans  quelles  conditions  prendraient-ils  part  aux 
pertes»  si  vous  en  subissiez? 

2*.  De  quelle  mani^re  etablissez-vous  votre  repartition?  Par  un 
coutrat  de  louage  d'ouvrage  special?  Par  Tentr^e  de  Touvrier  en  asso- 
ciation  avec  vous?  Par  les  b^nöfices  calcules  au  prorata  de  la  soinme 
et  de  la  valeur  de  son  travail? 

8^.  Vos  ouvriers  ont-ils  le  droit  et  le  moven  de  controler  les  gains 
ou  los  pertes  par  vous  declares,  ou  doivent-ils  s'en  rapporter  k  votre 
üeclaration  V 

4**.  Quels  r(^*8ultats  avezvous  obtenus  dans  votre  maison  par  le 
BjBt^me  de  la  participation? 
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über  sehr  wissenswerthe  l'iinkle.  Demi  da  Alle  dasselbe 
gefragt  wurden,  au  irltt  Jiitht  Hellen  die  Individuulitäi  der 
einzeinen  Fälle  (des  einzelnen  Geacliäfts,  seines  Betriebs,  seiner 
Oewinnbetheiligung)  nicht  deutlich  genug  lier\'Or.  Der  tiang 
der  Untersuchung  war  eben  ein  durch  den  Fragebogen  im 
allgemeinen  gegebener ,  nicht  ein  in  jedem  einzelnen  Fall  be> 
Honderer.  Was  bei  einer  achrittweiae  vorsehreitenden  Frage- 
melliode  möglich  gewesen  wäre,  nämlich  durch  sofort  ein- 
greifende Fragen  der  Kommission  und  die  darauf  erfolgenden 
Antworten  die  Lücken  in  den  Angaben  der  Zeugen  aussu- 
füUen  und  die  der  Aufklärung  bedürftigen  Punkte  in  den- 
selben klarzustellen,  das  ging  hier  nicht  gut  an.  Ein  Zurfick- 
greifen  auf  früher  berührte,  aber  dunkele  oder  unklare 
Punkte  war  im  allgemeinen  schwer  möglich. 

3.  Betreifs  der  Auskunftspersonen  hat  man  aich  auf  die 
Arbeitgeber  beschränkt.  Man  hat  es  verabsäumt,  noch  andere 
Personen,  wie  vor  allem  die  Arbeiter,  zum  Verhöre  heran- 
zuziehen. Demgemäss  ist  die  franBÖaiache  Enqußte  nur  ein 
Spiegelbild  der  einseitigeu  Anschauungen  der  Arbeitgeber; 
die  Auflassung  der  Arbeiter  von  dem  Wirken  und  den  Er- 
folgen der  Gemnnbetheiligung  bleibt  dem  Leser  unbekannt. 
Daneben  dürfte  es  in  manchen  Fällen  angemeasen  gewesen 
sein,  Werkmeister  oder  Aufseher  des  betreffenden  Geschäfts 
zu  vernehmen,  da  diese  in  der  Regel  noch  mehr  Fühlung 
mit  den  Arbeitern  haben  als  die  Chefs  und  daher  auch  aua 
näherer  Anschauung  und  mit  grösserer  Zuverlässigkeit  ala 
diese  die  Wirkungen  der  Gewinnbetheilignng  auf  die  Arbeitt^ 
im  einzelnen  hätten  berichten  können  J 

4.  hat  man  dem  Prinzip  der  Oeffentlichkeit  des  Vq 
fahrens  nicht  in  genügender  Weise  Rechnung  getragen.  WeM 
ist  dem  Publikum  oder  der  Presse  freier  Zutritt  zu  den  Vm 
handlungen  gewährt,  noch  hat  eine  sofortige  Veröffentlichin 
der  Stenogramme  durch  die  Tageshlätter  siattgefunden.  ' 
ist  also  auch  nicht  einmal  auf  diese  \^'ei6e  ein  Gegengewicht  I 
gegen  die  nothwendige  Einseitigkeit  der  Zeugnisse  hergestellt 
worden. 

Um  nun  auch  hier,  ähnlich  wie  bei  der  Böhmertschen 
Enquöte,  an  einem  Beispiel  zu  zeigen,  wie  unbefriedigend  die 
französische  ausser  parlamentarische  Kommission  ihre  Auf- 
gabe gelöst  hat,  sei  zunächst  die  Vernehmung  des  Herrn 
Lenoir'J  über  den  bei  ihm  stattgehabten  Gewinnbetheiligungs- 
versuch  kurz  ins  Auge  gefasst. 

Herr  Lenoir   wird  über  die  Erfolge  seines  Versuches  be- 
fragt.    Gewiss  eine   der   wichtigsten  Fragen,   die   an   ihn   ; 
richten  waren !   In  Beantwortung  derselben  erklärt  sich  Lei 
mit   seinen   Erfolgen   äusserst   befriedigt.     Wiia   er  aber  s 

'I  Euqufite  Bd.  ir  S.  Hy-yi. 
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Bd^  dieser  seiner  Antwort  des  näheren  beibringt,  ist  einer- 
teitB  theils  vag,  theils  offenbar  unerheblich,  andererseits  .sind 
ernste  Zweifel  an  einer  objektiven  Grundlage  dieser  Befrie- 
digUDg  am  Platz. 

Zum  Beleg  seiner  Befriedigung  fuhrt  Herr  Lenoir  nämlich 
aOy  dass  die  Gewinnbetheih'gung  ihm  gute  Beziehungen  zu 
MDem  Personal  verschafft  habe.  Mit  dieser  Aeusserung  ist 
der  Phantasie  des  Lesers  ein  weiter  Spielraum  gegeben.  Man 
kaon  sich  ebenso  gut  darunter  vorstellen,  dass  die  Arbeiter 
ihren  Principal  nur  höflicher  grüssen  u.  dergl.,  wie  etwa,  dass 
lie  sich  von  Arbeitseinstellungen  ferngehalten  haben  u.  a.  m. 
In  Folge  dieser  Unklarheit  ist  die  Aussage  völlig  wertblos 
und  ebenso  wenig  bedeutsam  ist  es,  wenn  Herr  Lenoir  rühmt, 
dass  manche  Arbeiter  schon  seit  den  Jahren  1853,  1854, 
1857,  1859,  1862,  1868,  1869,  1870,  1874,  1875,  1877,  1879, 
1880  und  1881  seinem  Geschäft  angehörten^).  Dass  Arbeiter 
noch  aus  den  fUnfziger  und  sechziger  Jahren  im  Lenoirschen 
Geschäft  sind,  kann  immöglich  fiir  die  Gewinnbetheilieung 
sprechen,  da  diese  erst  1870  eingeführt  wurde.  Eher  erhellt 
dtraos  umgekehrt,  dass  auch  ohne  Gewinnbetheiligung  die 
Arbeiter  an  das  Unternehmen  gefesselt  wurden.  Weiter  oietet 
der  Bericht  des  Herrn  Lenoir  über  die  Erfolge  seines  Ge- 
winnbetheiligungs  versuch  es  nichts;  er  spricht  weder  von  einer 
Steigerung  des  Fleisses  der  Arbeiter,  noch  von  einer  Ver- 
mehrung ihrer  Leistungen. 

Bleibt  somit  unaufgeklärt,  was  zur  geäusserten  Befrie- 
digung Anlass  geben  könnte,  so  ist  andererseits  Ursache  zu 
Zweifeln  vorhanden,  ob  wirklich  eine  solche  Befriedigung  be- 
gründet war.  Herr  Lenoir  äussert  nämlich,  sein  Sohn  wolle, 
wenn  er  ans  Ruder  käme,  die  Gewinnbetheiligung  nicht  fort- 
setzen, denn  nach  dessen  Ansicht  verursache  dieselbe  zu  viel 
Schererei  beim  Rechnungsabschluss.  Dieses  Motiv  muss  aber 
als  unzureichend  bezeichnet  werden,  wenn  die  Gewinnbethei- 
ligong  wirklich  vortheilhaft  war.  Fast  scheint  es  also,  als 
ob  reelle  günstige  Erfolge  nicht  zu  verzeichnen  sind,  als  ob 
es  sich  vielmehr  nur  um  ein  Steckenpferd  des  alten  Lenoir 
handelt,  der  ja  erzählt,  dass  er  Assoziiiungen  mit  hochange- 
Behenen  Firmen  ausgeschlagen  habe,  wenn  dieselben  sich 
nicht  zur  Einfuhrung  der  Gewinnbetheiligung  bereit  erklärt 
hatten.  Die  Befriedigung  des  Herrn  Lenoir  scheint  demnach 
die  rein  subjektive  über  seine  gute  That,  nicht  aber  eine 
durch  objektive  Erfolcre  derselben  gerechtfertigte  gewesen 
la  sein. 


')  Wie  kritiklos  die  Agitatoren  für  Gewinnbetheiligung  zu  Werke 
geben,  zei^,  dass  in  einem  solchen  agitatorischen  Aufsatze,  einem  lob- 
qjendenden  Bericht  über  die  französische  Enquete,  sogar  diese  Aussage 
nachgedruckt  wird.    Vgl.  Arbeiterfreund  1SS3  S.  4^0. 


48  VI.  2. 

Hätte  nun  die  KommiBeion  ihre  Au%abe  richtig  er&sat, 
BO  hätte  sie  einerBeits  durch  geeigoete  Frageu  dea  alten  Lenoir 
gezwungen,  seine  Befriedigung  zu  aubetanzüren ,  andererseits 
den  jungen  Lenoir  zitirt,  um  über  die  Ursachen  seiner  Ab- 
sichten Aufschluas  zu  erhalten.  Dazu  lag  um  so  mehr  Anlass 
vor,  als  es  von  Interesse  sein  musste,  zu  untersuchen,  inwie- 
weit sich  die  bei  Leclaire  erzielten  günstigen  Resultate  hier 
in  dem  kleineren  Geschäft  dergelben  Branche  wiederfanden 
und  aus  welchen  Gründen  event.  sich  eine  Abweichung  ergab. 

Aebnliches  gilt  auch,  um  noch  ein  Beispiel  anzuführen,  iilr 
die  Untersuchung  des  Gewinnbetheiligungs Versuches  der  Akden- 

fesellschaft  zur  Versicherung  gegen  Feuersgefahr  „Union"  •). 
lur  ist  es  hier  nicht  der  Enolg,  der  im  Dunkel  bleibt,  son- 
dern die  elementare  Frage,  in  welcher  Weise  die  Gewinn* 
betheiliguug  organiairt  ist. 

Es  Iflsst  sich  nämlich  aus  den  Mittheilungen  des  Direktors 
dieser  Gesellschaft,  des  Staatsraths  Charlea  Robert,  vor  der 
ministeriellen  Kommisaion  keine  ausreichend  brauchbare  Vor- 
Stellung  gewinnen,  wie  die  Gesellschaft  ihre  Gewinnbethet- 
ligung  geregelt  hat.  Fünf  Prozent  dea  Reingewinns,  beisst 
es,  werden  alljährlich  von  der  Firma  ftlr  ihre  Angestellten 
ausgesetzt.  Ein  Prozent  fliesst  in  sich  ungesondert  in  eine 
für  die  Beamten  eingerichtete  VersorgungsKasse  (Caisse  de 
Retraite).  Von  den  übrigen  4  Prozent,  heisst  es  weiter, 
wird  zunächst  eine  gewisse  Summe,  deren  Betrag  nicht 
genannt  ist,  tür  die  VerBicheningsinspektoren  vorweg  ge- 
nommen. Der  Rest  wird  zu  einem  Theil  nach  Maassgabe  der 
Gehälter,  zum  andern  nach  Gutdünken  des  Direktors  unter 
die  übrigen  Beamten  vertheilt.  Hier  ist  also  einmal  nicht 
gesagt,  ob  die  für  die  VerBicherungBinspektoren  enthobene 
tiumme  objektiv  feststeht,  und  sodann,  ob  das  Verhältniss 
der  in  zweifecber  Weise  den  sonstigen  Beamten  zuzuwendenden 
Gratifikationen  durch  einen  objektiv  bestimmten  Maassstab 
gegeben  ist.  Normirt  sich  die  Extra  Vergütung  der  Ver- 
sicherungsinBpektoren  nach  dem  Belieben  der  Direktion,  so 
haben  wir  es  bei  der  Union  nur  mit  einer  kollektiven  Ge- 
winnbetbeiligung  zu  1  Prozent  des  Beingewinns  zu  thun. 
AndernfallB  findet  sich  hier  auch  nur  dann  das  G«winn- 
betheiligungsprinzip  in  weiterer  Ausdehnung  in  Anweadnng, 
wenn  a&B  VerbältnisB  der  beiden  Gratifikationen  fUr  die 
Burcaubcamten  ein  festes  ist:  nur  dann  bildet  die  nach  Maass- 
gabe der  Gehälter  unter  die  einzelnen  Beamten  zu  vertbeilende 
Summe  einen  objektiv  feststehenden  Prozentsatz  des  gesammten 
Reingewinns,  und  nur  dann  erhalten  die  Beamten  in  den  pro- 
portional   ihrem   Gehalt   auf  sie    entfallenden   Beträgen   noch 


■)  Vgl.  Enquete  Bd.  D  S.  1- 
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lodividaell  einen  Gewinnantheil  ^).  Da  die  Enqu§te  über  diese 
wichtigen  Punkte  schweigt,  so  muss  auch  der  Fall  „Union^ 
Ton  einer  weiteren  wissenschaftlichen  Behandlung  ausgeschlossen 
bleiben. 

Uebrigens  erklären  sich  diese  Mängel  der  französischen 
Enqnlte  sehr  leicht,  wenn  man  erwägt,  um  was  vor  allem  es 
sich  bei  ihr  handelte.  Ist  doch  die  Forderung  nach  Gewinn- 
bMheiliguDg  eine  populäre  unter  den  Demokraten  der  pariser 
Bevölkerung  und  insbesondere  eine  Panazee  des  bekannten 
pariser  Munizipalrathes  ^).  Es  kam  dem  entsprechend  weniger 
darauf  an,  die  Frage  von  Grund  aus  zu  erscnöpfen,  als  demo- 
kratische Postulate  durch  eine  £nqu§te  zu  beschwichtigen^). 
Enqu^n  werden  ja  nicht  blos  gemacht  zur  Feststellung  von 
Thatsachen,  sondern  sind  häufig  nur  moderne  Mittel,  um  nichts 
lu  thun,  wo  ein  Handeln  verlangt  wird. 

Als  auffallend  ist  noch  zu  bezeichnen,  dass  die  französische 
Enquete  nur  einen  Theil  der  aus  anderen  Quellen  (Böhmert; 
Bulletin  de  la  participation  aux  b^nefices ;  Fougerousse,  Patrons 
et  ouvriers  de  Paris,  Paris  1880,  u.  s.  w.)  bekannten  Gewinn- 
betheiligungsversuche  aufzuweisen  hat.  Darüber  könnte  man 
sich  indess  schon  eher  hinwegsetzen,  wenn  nur  die  behan- 
delten Fälle  exakter  untersucht  wären. 

Hiernach  ergiebt  sich,  dass  die  französische  Fnquete  über 
Gewinnbetheiligung  ebenfalls,  wie  die  Böhmertsche,  unter  der 
Einseitigkeit  und  Lückenhaftigkeit  der  Aussagen  leidet.  Ka- 
mentUch  macht  sich  letzterer  Mangel  schwer  bei  ihr  fühl- 
bar. Angaben  über  beobachtete  Thatsachen  sind  äusserst 
selten.  Dagegen  findet  sich  in  der  Enquete  eine  wahre 
flut  von  Phrasen,  Gefühlsäusserungen,  Theorien  und  Welt- 
beglückungsplänen ,  in  denen  sich  nicht  wenige  Zeugen  von 
besonders  lebhaftem  Temperament  ergehen,  so  dass  es  für 
den  nüchternen  Beobachter  eine  wenig  erquickliche  und  wenig 
lohnende  Aufgabe  ist,  aus  diesem  Wortschwall  die  spärlichen 
brauchbaren  Brocken  herauszulesen. 

Die  vorstehende  Prüfung  sowohl  der  von  Böhmert  als 
auch  der  von  der  französischen  Regierung  veranstalteten 
Enquete  fuhrt  zu  folgendem  Ergebniss: 

Beide  Enqueten  leiden  an  zwei  grossen  Fehlern. 

L  An  grosser  Lückenhaftigkeit.  In  einer  grossen  Anzahl 
der  von  den  Enquiten  behandelten  Fälle  wird  so  ungenügend 


M  Vgl.  unten  8.  54    . 

*)  Vgl.  oben  S.  43. 

')  Vgl.  besonders  auch  die  oben  (8.  43  Anm.  2)  zitirte  Rede  des 
Ministers.  M.  Block  meint,  die  £nqu(^tckommi8sion  sei  eine  von  den 
periodisch  ernannten  Kommissionen,  welche  dazu  bestimmt  seien,  die 
heate  glücklich  zu  machen  und  zwar  ohne  dass  dieselben  sich  darum  zu 
bemühen  brauchten.    Wiss'  Vierteljahrsschrift,  22.  Jahrg.  Bd.  IV  S.  158. 

Fonchuigeii  {25)  VI.  2.       Frommer.  4 
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fiber  Verbältuisse  oder  Vorgänge  berichtet,  dass  es  ganz  oii- 
möglich  ist,  sich  über  dieseiDen  eine  aaareichende  VorBtellaiig 
zu  EildeD.  Alle  diese  Fälle  müBsen  von  jedem  Veranclie  wissen- 
schaftlicher  Verwerthung  selbstTerstandtich  ausgeschlosaen 
bleiben. 

Diese  Fälle  sind: 

A.     Bei  der  Böhmertschen  Enqugte. 

a.  In  Folge  zu  mangelhafter  Nachrichten  über  die  Orga- 
nisation des  Geschäfts  oder  der  Gewinnbetheiligung : 

1.  Nr.  3.     North    ol'  England  Industrial  Goal   and  Iron 
Company  in  Middlesborougli. 

2.  Nr.  22.     Gutsbesitzer  William   Lawson   zu   Blenner- 
hasset  in  Cumberland. 

3.  Nr.  32.     Eieenwerk  Aadals  Brug  in  Norw^en. 

4.  Nr.  43.     Eanimgamspinnerei  von  Schöller  &  Lang  in 
Schaff  hausen. 

b.  Hauptsächlich   wegen   zu   mangelhafter  oder  gänzlich 
fehlender  Nachrichten  über  die  erzielten  Resultate: 

1.  Nr.  5.     Maschinenfabrik,    Kesselschmiede  und  Eisen- 

fiesserei  von  R.  &  Tb.  Möller  zu  Rupferhammer  in  Brackwed^ 
rov.  Westfalen. 

2.  Nr.  8.   Die  mechanischen  Baumwollspinnereien  zu  Hasel 
und  Altmatt  im  Grosaherzogthum  Baden. 

3.  Kr.  16.     Gutsbesitzer  R,  Böhm  zu  Brunne  bei  Fehr- 
bellin. 

4.  Nr.   19, 
Kanton  WaadL 

5.  Nr.  19. 

6.  Nr.  24. 

7.  Nr.  25. 

8.  Nr.  26. 
Hildesheim. 

9.  Nr.  29.     Eisenwerk   Kaiserslautern  in   Kaiserslautern 
in  der  bayerischen  Rbeinpfalz. 

10.  Nr.   33.     Walzwerke    von    Fox,    Head   &    Co.    in 
Newport. 

11.  Nr.  42.     Lanificio  Rossi  zu  Schio  in  Italien. 

12.  Nr.  43.     Kammgarnspinnerei   von  Schötler  &  Lang 
in  Schaffhausen. 

13.  Nr.  46.     Baumwollspinnerei,  Bleicherei  und  Färberei 
von  G.  Steinheil,  Dieterlen  &  Cie.  zu  Rotbau  im  Elsass. 

14.  Nr.   49.     Kattundruckerei   der   Gebr.   Geilinger   in 
Winterthur. 

15.  Nr.   50.     Druckerei    von    F.   Schindler    zn    MoUis, 
Kanton  Glarus. 


Gutsbesitzer  Eugen  Risler  zu   Calives  im 

Schweizerischer  Weinbau. 
Transportgesellschaft  auf  der  Seine. 
Züricher  Dampfschifffahrtsgesellschaft. 
Ilseder  Hütte   zu  Gross -llsede,  Landdrostei 
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16.  Nr.  51,    Thodesche  Papierfabrik  zu  Hainsberg  bei 
DreBden,  Aktiengeaeilschaft. 

17.  Nr.  55.    Zigarettenpapierfabrik  von  Abadie  &  Cie.  in 
Paris. 

18.  Nr.  57.    Lederfabrik  von  Webster  &  Co.  in  Maiden 
and  Boston,  Massachusetts. 

19.  Nr.  6S.    Lenoir.  Malergeschäft  in  Paris. 

20.  Nr.  64.    C.  Keilpflug  &  Co.,  Zigarrenfabrik  in  Berlin. 

21.  Nr.  66.    Tabaksfabrik  von  Joh.  Pet.  Raulino  &  Co. 
in  Bambei]?. 

22.  Nr.  67.     Stiefel-   und  Schuhwaarenfabrik  von  Bige- 
low  &  Co.  in  Worcester,  Massuchesetts. 

23.  Nr.  68.  Paul  Dupont^  Buchdruckerei  und  Buch- 
handlung in  Paris. 

24.  Nr.  78.    Hessische  Ludwigs-Eisenbahn^esellschaft. 

25.  Nr.  77.  Preussische  Boden-Eredit-Aktiengesellschaft 
in  Berlin. 

26.  Nr.  78.  Le  Lloyd  Beige,  See-  und  Unfallver- 
aicherongsgesellschaft. 

27.  ^r.  81.    Magazin  „Au  bon  Marchö^  in  Paris. 

Ausserdem  wären  hier  noch  zahlreiche  andere  Fälle  der 
Bobmertschen  Enqudte  wegen  unzulänglicher  Angaben  aus- 
soscheiden.  Dieselben  werden  indess  in  der  zweiten  Unter- 
abtheilung aufgezählt  und  ausgesondert  werden,  da  bei  ihnen 
dne  Gewinnbetheiligung  überhaupt  gar  nicht  vorliegt. 

B.  Bei  der  französischen  EnquSte  fallen  fort  wegen  un- 
genügender Berichte  sei  es  über  die  Organisation  des  Ge- 
schäfts oder  der  Gewinnbetheiligung,  sei  es  über  die  erzielten 
Erfolge: 

£inmal  drei  schon  von  Böhmert  mitgetheilte  und  soeben 
zurückgewiesene  Fälle: 

1.  Malergeschäft  von  Lenoii*  (S.  89). 

2.  Manufakturwaarengeschäft  „Au  bon  March^^,  Aristide 
Boadcaut  Vve.,  in  Paris  (S.  122  u.  540). 

3.  Buchdruckerei  und  Buchhandlung  von  Paul  Dupont 
in  Paris  (S.  161). 

Sodann  folgende  neue  Fälle: 

4.  Möbelfabrik  von  Fourdinois  in  Paris  (S.  130  u.  541). 

5.  Schlosserei  von  Paul  Moutier  in  Paris  (S.  140). 

6.  Suezkanalgesellschaft  (S.  143  u.  543). 

7.  Depositen-  und  Kontokorrentgesellschaft  in  Paris 
(S.  161). 

8.  Sägenfabrik  von  Edouard  Mongin  &  Cia  in  Paris 
(S.  225). 

9.  Transatlantische  Gesellschaft  in  Paris  (S.  318). 

4* 
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Im  ÄQSchlasa  hieran  sind  noch  besonders  folgende  be- 
kanntere in  anderen  Quellen  aufgeführte  Fälle,  welooe  gleich- 
falU  wegen  der  Unzulänglichkeit  der  über  sie  vorhaadeoen 
Berichte  sich  nicht  verwenden  lassen,  zu  nennen: 

1.  Nederiandsche  Oist-  en  Spiritusfabrik,  ÄktiengesellBchaft 
zu  Delft.  (Quelle:  J.  C.  van  Marken,  La  quesdon  uuvri^re 
b,  la  tabrique  Nöerlandaise  de  levure  et  d'alcool,  Paria  1881 ; 
auch  Ärbeitertreund  1883  S.  26  ff.;  Bulletin  de  la  participatlnn 
aus  b^näficeB,  tome  IV  1882  S.  29—46,  tome  VI  1884 
S.  89-92.) 

2.  Weinberg  des  Herrn  Mathieu  Dolfus  zn  Chateau- 
Montrose.  (Bulletin  de  la  participation  aux  faänätices,  tome  III 
1881  S.  123-128;  Arbeiterfreund  1882  S.  144.) 

3.  Landgut  des  Lord  0.  Manners  bei  Newmarket  (H, 
Fawcett,  Travail  et  salaires,  traduit  par  Ä.  Raffalovich,  Paris 
1885,  S.  63,) 

4.  Feuer veralcherungsgesellBchaft  „La  France"  in  Paris. 
(FougerouBse,  Patrons  et  ouvriers  de  Ift  France,  Paris  1880; 
Bulletin  de  la  participation  aux  bän^fices,  tome  IV  1882 
S.  187  ff.) 

5.  A.  Gaiffe,  Fabrik  für  Messinstrumente  und  galvanische 
Vernickelung  in  Paris.  (Bulletin  de  la  participation  aux  b^ne- 
fices,  tome  III  1881  Ö.  30.) 

II.  Die  beiden  Enqueten  leiden  ferner  an  grosser  Ein- 
seitigkeit, indem  sie  sich  fast  ausschliesslich  auf  das  Zeugniss 
nur  eines  der  am  Arbeits verhältniss  interessirten  Tbeile 
stützen.  Die  Folge  haben  wir  in  den  oben  erörterten  Bei- 
spielen kennen  gelernt.  Wo  immer  soziale  Gegensätze  als 
Ursache  des  Scheiterns  eines  Falles  der  Gewinnbetheiligung 
dargestellt  werden,  sind  die  Berichte,  wofern  sie  nicht  aus 
anderem  Material  ergänzt  werden  können,  für  jede  weitere 
wissenschaftliche  Betrachtung  unbrauchbar. 

Demgemäss  werden  in  den  folgenden  Erörterungen  die 
nachstehenden  Fälle  der  Böhmertschen  EnquSte  keine  weitere 
Berücksichtigung  finden: 

1.  Nr.  60.  Albert  Niess,  VVerkstätte  für  Zimmer-, 
Tischler-  und  Brunnenarbeiten  in  Braunschweig. 

2.  Nr.  61.  Baur  &  Nabholz,  Bauuuternehmer  zu  See- 
feld bei  Zürich. 

3.  Nr.  64.     C.  Keilpäug  &  Co.,  Zigarrenfabrik  in  Berlin. 
Glücklicher  Weise  enthalten   die  beiden  EnquSten  indess 

auch  Fälle,  welche  an  den  eben  genannten  beiden  Fehlern 
nicht  leiden. 

In  vielen  Fällen,  über  die  ausreichende  Berichte  vorliegen, 
spielen  soziale  Gegensätze  gar  keine  Rolle. 

In  anderen  Fällen,  welche,  sei  es  bei  Böhmert,  sei  es  in 
der   französischen  Enquete,    nur   ungenügend  aufgeklärt  sind, 
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war  es  möglich,  die  Lückenhaftigkeit  der  Angaben  der  einen 
EoqnSte  durch  die  der  zweiten  oder  durch  sonstiges  Material 
aoareichend   zu   ergänzen.     So   insbesondere  im  Fall   Dorg^- 

Heos& 

Ebenso  ist  es^  wie  gezeigt,  möglich  gewesen,  die  Ein- 
seitigkeit der  Angaben  in  dem  Falle  Briggs  und  im  Falle 
Fox,  Head  &  Co.  aus  anderen  Quellen  zu  beheben.  Letzterer 
matt  freilich,  wie  schon  oben  (S.  50)  bemerkt,  wegen  unzu- 
reichender Mittheilungen  über  die  Art  des  Erfolges  ausser 
Betracht  bleiben. 

Es  bleibt  also  auch  nach  Fortlassung  alles  ungenügenden 
und  mangelhaften  Materials  noch  genug  des  Brauchbaren  fUr 
oDsere  weitere  Untersuchung.  Und  nunmehr  gilt  es  zunächst 
festzustellen,  in  welchen  der  Fälle,  über  die  Berichte  vor- 
li^en,  eine  Gewinnbetheiligung  wirklich  besteht,  in  welchen 
Dient.  f 

II.    Die  Sichtung  des  geprüften  Materials. 

In  der  ersten  Unterabtheilung  dieses  ersten  Theiles  wurden 
die  beiden  wichtigsten  Quellenwerke  über  Gewinnbetheiligung 
einer  genaueren  Prüfung  unterzogen.  Hier  in  der  zweiten 
eilt  es,  das  geprüfte  Material  zu  sichten,  d.  h.  es  sind  alle 
diejenigen  in  den  Quellen  enthaltenen  Fälle,  welche  keine 
Beispiele  der  Gewinnbetheiligung  der  Arbeiter  sind, 
anssascheiden. 

Vor  allem  ist  es  nöthig,  diejenigen  Fälle,  bei  denen  gar 
kein  Arbeitsverhältniss  vorliegt,  abzuweisen.  Die  Böh- 
mertsche  Enquete  führt  nämlich  auch  blosse  Pachtverhältnisse 
unter  ihren  81  Fällen  von  GewinnbetheiUgung  der  Arbeiter 
auf',  und  aswar 

I.  Pachtverhältnisse,  in  denen  statt  der  Betheiligung  der 
Arbeiter  am  Geschäftsgewinn  eine  Betheiligung  von  Gutseigen- 
thümern  am  Pächtergewinn,  d.  i.  der  gewöhnliche  Theilbau 
(Halbbau,  Sackbau;  m^tayage;  mezzadria)  vorliegt. 

1.  Das  Landgut  Pfalzhill  im  Kreise  Bittburg,  Reg.-Bez. 
Trier.     (Böhmert  Nr.  17.) 

Der  Besitzer,   Herr  Limburger,  und   der  Pächter  des 
Gutes  theilen  sich  in  den  Rohertrag  und  in  die  Ausgaben  ^). 


M  Gelegentlich  dieses  Falles  führt  Böhmert  noch  eine  der  Noth  und 
dem  Wacher  entspringende  Halbpartwirthschaft  in  der  Eifeleegend  auf. 
Dieselbe  besteht  darin,  dass  der  Landmann  mit  dem  Spekulanten,  der 
ihm  das  zur  Düngergewinnung  nöthige  Vieh  leiht,  sich  in  den  Rohertrag 
der  Wirthschaft  theilt.  Ob  Böhmert  diese  auf  niedriger  Kulturstufe 
stehende  Theilwirthschaft  gleichfalls  als  Gewinnbetheiligung  betrachtet 
oder  ob  er  sie  nur  als  eme  Kuriosität  mittheilt,  ist  nicht  ersichtlich. 
Gewinnbetheiligung  ist  sie  keineswegs,  da  es  sich  hier  gar  nicht  um  ein 


2.  Das  Landeut  Altenhof  im  Ereiee  Bittburg,  ßeg.-Bee. 
Trier.     (Böhmert  Nr.  18.^ 

Der  Bruttoertrag  mlit  zur  Hälfte  an  dea  Eigenthtimer, 

zur  Hälfte  au  den  Pächter. 

II.    PachtverhältnisBe ,  die   üch  von   den  gewöbnliclien 

Pachtverträgen    nur  dadurch   unterscheiden,    dasB   der   Quta- 

eigenthUmer   sein  Land  statt  au   einen   einzelnen  Pächter  an 

eine  GenosBenschaft  von  Pächtern  vergiebt. 

1.  Die  Äsein^ton  Cooperative  Farm  zu  Aasington  Hall 
bei  Sudburg  in  der  Grafschaft  Suffolk  In  England.  (Böhmert 
Nr.  1;  H.  Fawcett,  Travail  et  salaires,  traduit  par  Arthur 
Raffalovich,  S.  94;  Paul  Leroy-Beaulieu,  Le  collectivisme  S.  157.) 

Der  Gutsbesitzer  Ourdon  auf  Assington  Hall  verpach- 
tete im  Jahre  1850  ein  Stück  Land  an  genoBaeoscbaiftUch 
Organ  isirte  Arbeiter. 

2.  Die  Genoaaenschaftswirth Schaft  zu  Ralahine  in  der 
Grafschaft  Cläre  in  Irland.  (Böhmert  Mr.  21;  S.  Taylor, 
Profit-Shari^  S.  99.) 

Das  Gut  Ralahine  war  in  den  Jahren  1831 — 183S  an 
eine  Genossenschaft  von  Arbeitern  verpachtet. 

In  einer  grossen  Reihe  anderer  Fälle,  in  denen  allerdinga 
ein  ArbeitsverhÜltDiss  in  Fraee  kommt,  liegt  nicht  eine  6e- 
winabetheitigung  der  Arbeiter  vor,  sondern  ein  anderes 
Prämien-  oder  Lohnsyatem.  Um  diese  Fälle  mit  Sicherheit 
bestimmen  zu  können,  kommt  es  zunächst  darauf  an,  den 
Begriff  der  Gewinnbetheiligung  iestzuatellen. 

Als  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Unternehmergewinn  ist 
eine  solche  Prämiirung  der  Arbeiter  zu  bezeichnen,  bei  welcher 
die  Summe,  die  dem  einzelnen  Antheilsberecbtigten  zu  be- 
stimmten Zeiten,  d.  i.  gewöhnlich  alljährlich,  zu  Theil  wird, 
mit  dem  Ertrage  des  Geschäfts  steigt  oder  fällt  und  zwar 
stets  in  demselben  Maasse'). 

Es  ist  danach  zweierlei  erforderlich:  Erstens,  die  Summe, 
welche  den  berechtigten  Arbeitern  oder  Angestellten  aUiährlich 
zugewiesen  wird,  muBs  einen  objektiv  feststehenden  Prozent- 
satz des  Reingewinns  —  der  übrigens  auch  nach  stets  gleichen 

Arbeits verhältnbs  handelt.  Als  Merkwürdigkeit  jedoch  steht  sie  kdnes- 
wegs  vereinzelt  da.  Im  17.  Jahrh.  achon  kam  in  der  Mark  Brandenbcirg 
das  sog.  „halbe  Säen"  vor;  ein  Wacherer  streckte  dem  aDvennögenden 
Landwirtbe  das  Saatkorn  gegen  die  Hfiifte  dea  Eohertrages  vor.  Vgl.  die 
revidirte  Baner-  etc.  Ordnung  für  die  sieben  neum&rkischen  Kreise  und 
die  Lande  StemberK  vom  li.  September  1685,  durch  welche  der  Oroase 
Kurfurat,  um  dem  Wucher  und  der  damit  verbundenen  Schüdigung  des 
Landmannes  zu  steuern,  das  halbe  Säen  zu  verbieten  bezw.  ernzn- 
BCbiinkeu  suchte.  MyUua,  Corpus  Conatit  March.  Bd.  V  Th-  in  S.  206. 
■)  Vgl.  auch  Lavoll^e  in  der  Revue  des  2  mondea  vom  15.  Febr. 

1884  8. 800 ;  „La  participation  hux  b£n6ficea  —  une  r6mnn£ratioa  qni 

varie  chague  ann^e  «elon  Ics  rcaultats  de  l'inventaire." 
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bestimmten  Grundsätzen  zu  ermitteln  ist  —  darstellen,  und 
xweitenSy  diese  Summe  muss  nach  feststehenden  Prinzipien 
unter  die  einzelnen  Berechtigten  vertheilt  werden. 

In  der  Regel  findet  sich  bei  den  Fällen  der  Gewinn- 
betbciligung  die  erstere  Bedingung  in  der  Weise  verwirklicht^ 
dass  der  Gewinnantheil  der  sämmtlichen  Arbeiter  einen  in 
konstanten  Zahlen  fixirten  Prozentsatz  des  Reingewinns  bildet. 
In  einigen  Fällen  ist  indess  dieser  Prozentsatz  kein  ein  für 
allemal  in  festen  Ziffern  gegebener,  sondern  bemisst  sich  nach 
dem  Verhältniss  sämmthcher  an  die  Arbeiter  während  des 
jeweiligen  Rechnungsjahres  gezahlten  Löhne  zu  dem  Geschäfts- 
jLipitaL  Dann  freUich  ist  der  Prozentsatz  je  nach  der  Höhe 
der  Löhne  und  des  Geschäftskapitals  variabel,  aber  er  ist 
immer  ein  objektiv  feststehender. 

Die  zweite  Bedingung  wird  gewöhnlich  derart  erfüllt,  dass 
der  sich  so  nach  festen  Regeln  ergebende  Bonus  unter  die 
einzelnen  Antheilsberechtigten  nach  Maassgabe  ihrer  im  Laufe 
des  Jahres  verdienten  Löhne  oder  nach  Maassgabe  ihrer 
Dienstjahre  und  ihrer  Jahreslöhne  vertheilt  wird^). 

Ausser  dieser  strengen  Form  der  Gewinnbetheiligung  lässt 
sich  auch  noch  eine  andere  Präraienmethode  als  Gewinn- 
betheiligung bezeichnen.  Es  kommt  nämlich  vor,  dass  der 
Gewinnantheil,  der  den  berechtigten  Arbeitern  zufliesst,  zwar 
gleichfalls  einen  objektiv  feststehenden  Prozentsatz  des  Rein- 
gewinnes darstellt,  derselbe  aber  der  Arbeiterschaft  als  einem 
üanzen  zukommt,  während  der  Genuss,  welchen  der  einzelne 
berechtigte  Arbeiter  davon  hat,  genau  geregelt  ist. 

Hierunter  fallen  einmal  alle  diejenigen  Fälle,  in  denen 
der  Geschäftsinhaber  alljährlich  gewisse  Prozente  des  Rein- 
gewinns für  die  Gründung,  Erhaltung  oder  Erweiterung  all- 
gemeiner Wohlfahrtseinrichtungen,  wie  Bibliotheken,  Lese- 
zimmer, Badeeinrichtungen,  Fach-  und  Fortbildungsschulen, 
Einderkrippen  u.  dergl.,  verwendet,  deren  Benutzung  seitens 
der  Arbeiter  gewissen  Reglements  unterliegt.  Insbesondere 
gehören  aber  hierher  die  Fälle,  in  welchen  die  den  Arbeitern 
bestimmte  objektiv  feststehende  Gewinnquote  zur  Erhaltung, 
Unterstützung  oder  Förderung  gewisser  Kassen  dient  und 
wobei  der  Vortheil,  welchen  der  einzelne  Arbeiter  davon  hat, 
sowohl  überhaupt  als  auch  seinem  Umfange  nach  an  den  Ein- 
tritt gewisser  äusserlich  erkennbarer  Bedingungen  geknüpft, 
nicht  aber  jedesmal  von  dem  subjektiven  Ermessen  des  Arbeit- 
gebers abhängig  ist.  Unter  diesen  Kassen  sind  ganz  besonders 
«u  nennen  Pensions-   oder  Versorgungskasson    und  Kranken- 


M  Eine  andere  Art  der  Vertheilung  findet  sich  in  der  Eiseugiesserei 
nnd  Maschinenfiabrik  von  Windhoff,  Deeters  &  Co.  zu  Liiigen  an  der 
Eott.    (Böhmert  Nr.  28.) 
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ksBseD,    aber   aucii    Sparkassen,   Uuterstützungskaseeü, 
schusakassen. 

Die  eratgeDannte  Art  von  GcwinnWtheiligiuig,  bei  welcher 
der  Gewinnantlieil  unter  die  einzelnen  Arbeiter  nach  beatimniten 
Normen  vertheilt  wird,   könnte  man  ,,IndividualgewiDDbethE 
ligung"    nenDen.     Die   zweite,    bei  welcher   die   Gewinnqual 
der   Arbeiterschaft  als   einem   Ganzen  zu   gute  konamt, 
sich  als   „ Kollektivgewini] betheiligung"   bezeichnen. 

Uieraach  kann  man  ziisammenfaseend  sagen:  daa  Chan 
teriatiacbe  der  Gewin  nbelbeüigung  besteht  darin,  das«  die  « 
Arbeitern  alljährlich  zufallende  Prämie  einen  objektiv  fa^ 
atehenden  Prozentsatz  des  Gcschäliügewinua  bildet  und  dal 
eine  fealatehende  Verthcilung  oder  Verwendung  den  einzelnen 
Arbeitern  gewÄhrleistet  ist.  Negativ  würde  dies  heiseen:  daa- 
jenige  Prämienavalem  ist  keine  Gewinnbetheiligung,  bei  wel- 
chem das  subjeKtive  Eriiiesaen  des  Arbeitgebers  auf  irgend 
eine  Weise  einen  Einäuss  auf  die  Nomurung  des  Gewinn- 
antheils  oder  seine  Vertheilung  bezw.  \'erwendiiiig  für  die  ein- 
zelneu Arbeiter  hat. 

Auf  Grund  dieser  Begriffsbestimmung  ist  einer  ganzen 
Keihc  der  in  unseren  Quellen  in  Folge  einer  höchst  unaeiiarfen 
Auffassung  oder  Ausdrucksweise  als  Gewinnbet  hei  ligung  auf- 
gezählten Fälle  die  Eigenschaft  einer  solchen  abzuerkennen. 
Dieselben  sind  daher  von  vornherein  für  unsere  spätere 
Untersuchung  abzuweisen.  Ks  sind  das  die  folgenden  Fälle, 
welche  sich  etwa  in  nachstehenden  Gruppen  aufführen  lassen: 

I.  Gewionbetheihgung  liegt  nicht  vor,  wo  die  äumme, 
welche  den  Arbeitern  nach  Kechnungsahschluss  zu  Tlieil  wird, 
nicht  einen  featsteheoden  Prozentsatz  des  Geechäftsgewinns 
bildet,  sondern  lediglich  durch  das  subjektive  Ermesaen  des 
Geachäflsleitera  normirt  wird ,  einerlei  ob  die  Verthcilung 
deraelben  unter  die  einzelnen  Arbeiter  sich  nach  feateu  Regeln 
oder  nach  Gutdünken  vollzieht. 

lu  diese  Kubrik  sind  zu  zählen: 

1.  Die  Telegraphen  werka tu tte  ta  Neuenburg  in  der  Schwfll 
■(Böhmert  Nr.  30.) 

Alljährlich  wird  „eine  gewisse,  im  Verbältniss  zum  C 
winn  des  Geschäfts  stehende  Summe*^  für  die  drei  Jahre 
lang  in  der  Werkstätte  beschäftigten  Personen  ausgesetzt. 
Dasa  die  tiumme  sieb  ungefähr  nach  dem  Jahres  ertrage 
richtet,  ist  aelbstverst&udlich;  feststehend  scheint  aber  das 
Verhältniss  nicht  zu  sein.  —  Ueberdies  sind  die  Angaben 
so  mangelhaft,  dass  man  sich  keinen  Begriff  von  der  Or- 
ganiaation  des  Geschäfta  und  dieser  G rati fikation sein  rieh  tung 
und    noch   weniger  von  dem  Erfolg  letzterer  macLen  kann. 

2.  Die  Werkzeugfabrik  von  Keishauer  &  ßluntschli  in  Zürich. 
(Böhmert  Nr.  31.J 
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Die  Fabrik  sicherte  im  Jahre  1872  auf  Grund  eines 
Vertrages  ihren  älteren  Arbeitern  eine  „Betheiligung  am 
Beingewinn^  zu.  Wie  viel  Prozente  des  Reingewinns  den 
Arbeitern  zufallen,  ist  nicht  angegeben.  £s  heisst  vielmehr 
nur,  die  Zuwendung  habe  „einen  ganz  freiwilligen  Charakter*'. 
Danach  scheint  es  sich  lediglich  um  Dienstprämien  zu  han- 
deb,  die  in  keinem  festen  Verhältniss  zum  Reingewinn 
stehen. 
8.  Die  Seifenfabrik  von  Friedrich  Steinfels  in  Zürich.  (Böh- 
mert  Nr.  39.) 

Ob  ein  fester  Prozentsatz  des  Gewinns  unter  die  Ar- 
beiter vertheilt  wird,  ist  nicht  angegeben.  Indess  selbst 
wenn  derselbe  bestimmt  wäre,  so  wäre  das  Prinzip  der 
Gtewinnbetheiligung  schon  dadurch  durchbrochen;  dass  die 
Art  der  Vertheilung  dieser  Summe  ganz  in  dem  Belieben 
des  Herrn  Steinfels  steht.  Allem  Anscheine  nach  handelt 
es  sich  hier  um  blosse  Neujahrsgratitikationen;  deren  Höhe 
ganz  und  gar  von  dem  Gutdünken  des  Arbeitgebers  abhängt. 

4.  Die  Wachskerzenfabrik    des   Kaufmanns   Protopopow   bei 
Moskau.     (Böhmert  Nr.  40.) 

Der  Besitzer  vertheilt  alljährlich  „eine  dem  Geschilfts- 
ertrage  entsprechende  Summe"  unter  die  Arbeiter  „ganz 
nach  seinem  Belieben".  In  welchem  Mnasse  diese  Summe 
dem  Geschäftsertrage  entspricht,  erfährt  man  nicht.  Dass 
der  Besitzer  weniger  schenkt,  wenn  er  weniger  einnimmt, 
ist  selbstverständlich.  Es  handelt  sich  hier  augenscheinlich 
nur  um  ganz  beliebige  Zuwendungen ,  keineswegs  aber  um 
Gewinnbetheiligung. 

5.  Die  Kammgarnspinnerei  von  Chessex  &  Hössly  in  Schaflf- 
hausen.     (Böhmert  Nr.  44.) 

Allerdings  heisst  es,  die  Firma  lege  alljährlich  einen 
festen  Prozentantheil  des  Gewinns  zum  Besten  ihrer  Ar- 
beiter zurück.  Trotzdem  handelt  es  sich  in  Wahrlieit  hier 
nicht  um  Gewinnbetheiligung.  Denn  dieser  Prozentantheil 
wird  nicht  unter  die  Arbeiter  des  betreffenden  Jahres 
vertheilt,    sondern  nach   dem  Ermessen    der  Firma  wird  in 

?iten  Jahren  ein  Gewisses  reservirt,  um  in  schlechteren 
erioden  die  Leute  nicht  völlig  leer  ausgehen  zu  lassen.  Damit 
wird  das  Prinzip  der  Gewinnbetheiligung  total  negirt  und 
das  fragliche  Lohnsystem  erscheint  als  blosses  Lohnzuschuss- 
system. 

6.  Die  Bleicherei,  Färberei,  Baumwollen-  und  Wollendruckerei 
von  SchäflFer,  Lalance  &  Co.  in  Lutterbach  bei  Mülhausen 
im  Elsass.    (Böhmert  Nr.  48.) 

Gewissen  Arbeitern  wird  „ein  gewisser  Theil"  des 
Reingewinns  zugewiesen.  Die  Nachrichten  über  diesen  Fall 
sind  nicht  klar;  soweit  sie  aber  gehen,  führen  sie  noth- 
wendig  zu  dem  Schluss,  dass  hier  keine  Gewinnbetheiligung, 


sondern    eine  Vertbeilung    von  bciiebigen  Summen  vorlieg 
Heisat  es  doch  S.  190:  ,J^ie  jedes  Jahr  baar  zu  bezahlei 
äumme  bleibt   UDgetUhr  gleicb ;  grosse  Differenzen  ^ 
wohl  ein  Uebeistand  sein." 

7.  Die  Thodesche  Papierfabrik,  Aktiengeaellscliaft   zu  Hai 
berg  bei  Dresden.     (Böhmert  Nr.  51.) 

Hier  besteht  Gewinnbetheiligung  nur  für  gewisse  t 
Dische  BeauiteD.  Die  übrigen  von  Uöhmert  hier  aufgeführt  ^ 
Prämiensystenie,  wie  die  Qralitikationen  von  50 — 500  Mark 
und  die  Produktionsprämien  flir  andere  Angestellte,  sind 
keine  Gewinn beth ei JiguDg,  Da  Angaben  über  die  Wir- 
kiingeu  der  Einrichtungen  gänzlich  fehlen,  so  kann,  \.. 
schon  in  der  ersten  Ünterabtheilung  (S.  50)  angedeuta 
auch  nicht  die  Gewinnbetheiligung  jener  wenigen  Beai 
tür  unsere  weitere  Untersuchung  in  Betracht  kommen. 

8.  Die    Papierfabrik    zu  Schlöglmühl    in  Nieder  -  OeEterreifli 
Aktiengeaellschaft.     (Böhmert  Nr.  52.) 

Der  Verwaltungsratli  „bestimmt  alljährlich  je  nach  i . 
Höhe  der  Bilanz  nus  den  Erträgen  der  Fabrik  einei 
Betrag,  der  an  die  Angestellten  und  solche  Arbeiter,  die 
einen  Einäuss  auf  die  Produktion  haben,  als  Tantieme  ver- 
theilt  wird".  Diese  sog,  TantWime  hängt  also  lediglich  von 
dem  Belieben  des  Verwaltungsrathea  ab;  sie  ist  daher  eine 
blosse  Gratifikation. 

9.  Die  K.ir ton nagL' fahr ik  von  Georg  Adler  in  Buchhols, 
Königreich  8iichsen.     (Böhmert  Nr.  53.) 

„Der  Besitzer  gewährt  seinen  Leuten  alljährlich  eine 
je  mich  den  Ergebnissen  der  jährlichen  Geschäftsinveniiir 
bemcEsene  Öumme."  Hiernach  seheint  es  sich  nur  um  ein 
Gratifikntionsaysteni  zu  handeln.  Es  gebt  aus  dem  Bericht 
nur  hervor,  dass  dc-r  Gescliäftsinhaber  Prämien  selbstver- 
ständlich nur  dann  vertheilt,  wenn  er  einen  Gewinn  ge- 
macht hat. 

10.  Die  Lederfabrik  von  Heinrich  Reymoud  in  Morges, 
Kanton  Waadt.     (Böhmert  Nr.  56,) 

Der  Üeschiiftseigenthüraer  vertheilt  eine  beliebige  Summe 
des  Reinfiewinns  an  die  Arbeiter,  welche  zwei  Jahre  im 
Dienste  dir  Fabrik  sind,  nach  Outdünken. 

11.  Die  Holzhandlung  von  Adolf  Kröber  in  München,  ver- 
bunden mit  Dsmpfaägen-Etablissements  in  der  Oberpfalz  und 
Galizien,     (Böhmert  Nr.   58.) 

Von  Gewinnbetheiligung  ist  hier  gar  keine  Kede.  Herr 
Kröber  vertlicilte  eine  Zeit  lang  am  Jahresschiuss  an  die 
Arbeiter  der  verschiedenen  Kategorien  Geschenke  von  vei 
jchiedenem  Betrage,  die  zusammen  durchschnittJieh  20  I' 
30  Prozent  des  Nettoertrages  ausmachten.  Ueber  Erfi^ 
zudem  gar  keine  Angab«, 
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12.  WechselageDtur   von  Louis  Roland   Ooesselin   in   Paris. 
(Böhmert  Nr.  79.) 

Ob  die  unter  die  30  Angestellten  des  Geschäfts  alljähr- 
lich zu  vertheilende  Sunune  einen  feststehenden  Prozentsatz 
des  Reingewinns  bildety  ist  nicht  gesagt.  Nach  Fougerousse, 
Patrons  et  ouvriers  de  Paris  S.  82,  ist  dies  nicht  der  Fall. 
Ebenso  Bulletin  de  la  participation  aux  b^nöfices  1885: 
tabelle  sjnoptique  des  Etablissements  qui  pratiquent  la  par- 
tidnation. 

13.  Hanappier  &  Cie.,  Weingeschäft  in  Bordeaux.    (Böhmert 
Nr.  80.) 

Die  unter  die  berechtigten  Arbeiter  alljährlich  zu  ver- 
theilende Quote  des  Gewinns  scheint  lediglich  von  dem 
jedeBmaligen  Ermessen  des  Geschäftsinhabers  abzuhängen. 
Wenigstens  heisst  es  in  dem  diesbezüglichen  Reglement  der 
Firma:  „Bei  jedem  Rechnungsabschluss  werden  die  Herren 
Hanappier  &  Uie.  im  Verhältniss  zum  erzielten  Gewinn  eine 
Summe  aussetzen,  welche  .  .  .  .^ 
14  Die  Manufakturwaaren- Handlung  „Au  Bon  Marchö", 
Aristide  Boucicaut  Vve.  in  Paris.  (Böhmert  Nr.  81;  £n- 
qn§te  Bd.  U  S.  122  ff.;  Bulletin  de  la  participation  aux 
Wn^fices  1881  S.  1—80.) 

Die  als  Gewinnbetheiligung  aufgeführte  Dotirung  der 
Versorgungskasse  der  Firma  Au  Bon  Mar  che  ist  keine 
Oewinnbetheiligung.  Dieselbe  erfolgt  nämlich  durch  die 
Vorwegnahme  einer  Summe  vom  Jahresgewinn  des  Hauses, 
deren  Höhe  die  Firma  beim  Rechnungsabschluss  nach  den 
Ergebnissen  der  Inventur  bestimmt:  Böhmert  Bd.  II  IS.  339; 
Enqudte  Bd.  II  S.  124.  —  Gewinnbetheiligung  ist  dagegen 
die  femer  bei  dieser  Firma  bestehende  Tanti^melöhnung 
des  verkaufenden,  beaufsichtigenden  und  verwaltenden  Per- 
sonals. Hierüber  sind  aber,  wie  bereits  oben  (S.  51)  be- 
merkt, die  Berichte  zu  geringfügig,  um  im  zweiten  Theil 
unserer  Unterauchung  Berücksichtigung  finden  zu   können. 

15.  Hochöfen  und  Schififsbauwerkstätten  der  Sociötä  anonyme 
de  Mazi^res  (Direktor :  Marquis  de  Vogüd).  (Enqu§te  Bd.  II 
S.  101  ff.) 

Die  Gesellschaft  setzt  alljährlich  nach  freiem  Frmessen 
eine  Summe  für  ihre  Arbeiter  zu  Versorgungszwecken  aus. 
Also  keine  Gewinnbetheiligung! 

16.  Maschinenfabrik  der  Geor.  Caillard  in  Havre.  (Enquete 
Bd.  n  S,  279;  Arbeiterfreund  von  1882  S.  141;  Bulletin 
de  la  participation  aux  benöfices  1881  S.  113 — 122.) 

Alljährlich  nimmt  die  Firma  vom  Reingewinn  eine 
Summe  nach  Belieben  —  gewöhnlich  5  Prozent  der  ge- 
sammten  Ausgaben  für  Löhne  —  vorweg  und  vertheilt  die- 
selbe unter  ihre  Arbeiter  nach  Maassgabe  der  Jahreslöhne 
derselben.    Es  handelt  sich  hier  also  nur  um  Lolmzuschüsse. 
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17.  EisengieBserei  toq  Fiat  in  Paris.  (Enqo^te  Bd.  II  S.  64 
und  522;  Bulletin  de  la  participation  aus  b^nMces  1881 
S.  94  f.,  1882  S.  73  ff.) 

Herr  Fiat  beetimmt  alljährlich  nach  GutdünkoD  eine 
Summe  vom  Reingewinn  für  die  Arbeiter  und  vertbeilt  die- 
selbe unter  die  einzelnen  nach  festen  Frinzipien.  Also 
bloBSCB  üratifikationsBjstem. 

18.  Kattunfabrik  von  Beeseli^re  zu  Maromme,  (EnqaSte 
Bd.  II  S.  ISQi  Bulletin  de  la  participation  aux  b^n^fices  1885: 
tabelle  synoptique  des  dtabUBsementB  qui  pratiqueot  la  par- 
ticipation etc.) 

Der  Cliet  enthebt  alljährlich  nach  deoi  Resultate  der 
Inventur  einen  beliebigen  Betrag  vom  Reingewinn  und  ver- 
theilt  denselben  unter  die  einzelnen  berechtigten  Arbeiter 
nach  Maassgabe  ihrer  Löhne. 

19.  BaumwolTspinnerei  zu  Oissel  bei  Rouen,  Departement 
Unter-Seine.  (Enquöte  Bd.  U  S.  305—315.  561  f.;  BuUetin 
de  la  participation  aux  b^n^fices  1882' S.  53.) 

Unbestimmte  Qratifikationen  werden  alljährlich  einer 
Arbeiterversorgungskasae  überwiesen. 

II.  Gewinnbetheiligung  liegt  nicht  vor,  wo  zwar  der 
Prozentsatz  des  ReingewiiiDS,  der  unter  die  Arbeiter  vertheilt 
werden  soll,  featateht,  wo  aber  die  Art  der  Vertheilung  dieser 
Summe  sich  nicht  nach  featen  Regele  vollzieht,  sondern  bei 
der  Vertheilung  derselben  allein  das  aubjektive  Ermessen  des 
Oescliäf'tHleiters  entscheidet.  Durch  die  willkürliche  Verthei- 
lung nämlich  wird  das  Prinzip  der  Qewinnbetheiligung  völlig 
durchbrochen.  Es  handelt  sieh  aomit  hier  um  ein  blosses 
Gratifikationssvatem  mit  der  Eigenthümlichkeit,  dass  der  Ge- 
sammtbetrag  der  Gratifikationen  von  der  Höhe  des  Geachftßa- 
gewinnes  bedingt  iat. 

Hierunter  föUt: 
Die  ehemalige  Berliu-AnhaltiBche  Eiaenbahngeseilechaft.    (Böh- 
mert  Nr.  72.) 

In  den  Jahren  1870—1873  inkl.  vertheilte  die  Direktion 
einen  lixen  Prozentsatz  des  Reinertrages  unter  ihre  Ao- 
geatellten  nach  jeweiligem  Erraeaaen.  Nach  der  1874  er^ 
folgten  Neuregulirung  der  Dien  stein  kommen  wurden  nur 
noch  generelle  Beträge  ala  Gratifikationen  unter  die  Arbeiter 
vertheilt.  Ueber  den  Erfolg  weder  dar  einen  noch  der 
anderen  Gratifikation emethode  finden  sich  Angaben. 

III.  Gewinnbetheiligung  liegt  nicht -vor,  wo  blosse  Ver- 
theilung von  feststehenden  Gratifi Kationen,  ohne  Rücksicht  auf 
den  Reingewinn,  stattfindet. 

In  diese  Kategorie  fallen: 
1.     Die  EokosDUssölmühle  von  James  Samuelson  in  Liverpool, 
(Böhmert  Nr.  12.) 
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Den  Arbeitern  wurden  bei  gutem  Verhalten  alljährlich 
LohDiUBcbüBse  im  Betrage  von  10  Prozent  des  in  dem  be- 
tretenden Jahre  verdienten  Lohnes  gutgeschrieben. 

2.  Die  mechanische  Baumwollspinnerei  und  -weberei  in  Kauf- 
beoren,  Königreich  Bayern.     (Böhmert  Nr.  45.) 

Die  Arbeiter  bekommen  Lohnzuschüsse  von  10  Prozent, 
die  alle  14  Tage  als  sog.  „Theuerun^zulage"  vertheilt  werden. 

3.  Die  Baumwollspinnerei  von  Gebr.  Keller  in  Fischenthal, 
Kanton  Zürich.     (Böhmert  Nr.  47.) 

Alljährlich  wurde  die  gleiche  Summe  von  1200  Thalern 
unter  die  Arbeiter  vertheilt. 

4.  Die  Zigarrenfabrik  Rülzheim  von  L.  Moekel  &  Kollmar 
in  Rülzheim  bei  Germersheim.     (Böhmert  Nr.  65.) 

Den  Arbeitern  wurden  während  dreier  Jahre  regel- 
mässige Lohnzuschläge  von  5  Prozent  gewährt;  die  Aus- 
zahlung derselben  erfolgte  am  Ende  jedes  Jahres. 

5.  Die  Paris-Orleans-Eisenbahngesellschaft  (Böhmert  Nr.  74; 
Enqu§te  Bd.  II  S.  152  ff.;  Bulletin  de  la  participation  aux 
benöfices  1881  S.  181—208.) 

Die  alljährlich  den  Arbeitern  zufallende  Gratifikation 
steht  zwar  in  einem  festen  Verhältniss  zum  rechnungs- 
mässigen  konstanten  Ertrage  des  Unternehmens^  nicht  aber 
zum  thatsächlichen.  Sie  richtet  sich  nämlich  nach  der 
Dividende  der  Aktionäre  der  Gesellschaft  und  diese  ist  in 
Folge  besonderer  Konventionen  der  Geöellschaft  mit  dem 
Staate  auf  jährlich  56  Fr.  unveränderlich  festgesetzt.  Dem- 
gemäss  ist  auch  der  sich  nach  der  Aktiendividende  be- 
messende Gewinnantheil  der  Arbeiter  zu  einem  feststehen- 
den geworden.  Die  Arbeiter  haben  daher,  wie  auch  der 
Direktor  der  Gesellschaft  vor  der  französischen  ausser- 
parlamentarischen  Kommission  erklärt  (S.  158),  kein  Inter- 
esse daran,  ob  die  Gesellschaft  grössere  oder  geringere 
Gewinne  macht. 

IV.  Gewinnbetheiligung  liegt  nicht  vor,  wo  nicht  die 
Arbeiter  als  solche  am  Geschäftsgewinn  Betheiligung  finden, 
sondern  den  Arbeitern  nur  gestattet  wird,  ebenso  wie  das 
Publikum  —  event.  unter  Erleichterung  der  Einzahlung  der 
Beträge  in  Raten  —  Aktien  des  Geschäfts  zu  erwerben. 

In  diese  Klasse  gehören: 

1.  Die  Teppichfabrik  von  John  Crossley  &  Sons,  Limited, 
in  Halifax.  (Böhmert  Nr.  7;  H.  Fawcett,  Travail  et  salaires 
S.  61.) 

Die  Firma  gewährt  ihren  Arbeitern  auf  Wunsch  ein 
Darlehn  von  10  J^  behufs  Ankauf  einer  Aktie.  Dabei  gehen 
die  Arbeiter  die  Verpflichtung  ein,  mit  Hilfe  der  ihnen  zu- 
üiUenden  Dividende  das  Darlehen  zu  5  Prozent  zu  verzinsen 
und  zu  amortisiren. 
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2.     Die  Dampfsägerei  von  StrömaD  <!t  Larson  in  Gothenburg. 
(Böhmert  Nr.  9.) 

Die    ChefB    der    Fabrik    bestimmen,    ob    ein    Arbeiter 
wllrdig  ist,  Aktien  za  erhalten  oder  nicht.     Ist  aber  einmal 
einem  Arbeiter  das  Recht  gewährt,  Aktien  zu  erwerben,  so 
kann  er  beliebig  viele  Aktien  in  seinen  Besitz  bringen. 
V.     Gewinnbetheiligung   liegt  nicht  vor,   wo  es  sich  blos 
um  eine  Durchllihrung  des  Stücklohnsystems  handelt. 
Dieser  Rubrik  sind  zuzutheilcn : 

1.  Hofbaurath  G.  H.  Demmler  in  Schwerin.   (Böhmert  Nr.  59.) 

Herr  Demmler  machte  einen  sehr  interessanten  und  wie 
es  scheint,  recht  gelungenen  Versuch  mit  dem  Gruppen- 
akkord  im  Baugewerbe,  ähnlich  der  .\nwendung  dieses 
Systems ,  welche  nach  Brentano ,  Arbeitei^ilden  Bd.  II 
8.  7tj — 79,  im  londoner  Schiffbau  herrscht,  und  derjenigen, 
welche,  wie  ßöhmert  im  3-  Hauptabschnitt  seines  speziellen 
Thcils  berichtet,  im  freiburger  Berg-  und  Hüttenwesen  wie 
in  den  SchieferbrUchen  des  nürdlichen  Wales  üblich  ist. 

2.  EidgenÖseiBche  Post-  und  Telegraphenverwaltung.   (BÖhmert 
Nr.  75.) 

Die  unteren  schweizer  Post-  und  Telegraphen- 
beamten  sind  keineswegs,  wie  Böhmert  meint,  am  Gewinn 
der  betr.  Verwaltungen  betheiligt.  Vielmehr  handelt  ee  sich 
bei  ihnen  nur  um  eine  mit  Erfolg  gekrönte  Anwendung  des 
Stück  lohn  Systems.  —  Wohl  aber  Bind  die  höheren  Be- 
amten der  eidgenÖSHischen  PoBtverwaltung  eine  Zeit- 
lang am  Gewinn  derselben  betheiligt  gewesen.  Dieser  Ver- 
such wird  im  2.  Theile  Berücksichtigung  finden. 

In  beiden  Fällen  ist  die  Bezeichnung  „Gewinnbetheil^ung'' 
zu  verwerfen,  wenn  anders  nicht  alles,  was  nicht  Zeitlönnung 
ist,  als  Gewinnbetheiligung  bezeichnet  werden  soll.  Böhmert 
bedient  sich,  indem  er  hier  von  „Betheiligung  am  Brutto- 
erträge" spricht*),  einer  allerdings  nur  aflzu  liäufieen  un- 
scharfen Ausdrucksweise.  Allein  wem  wird  es  einfallea,  zu 
sagen,  der  Gutsherr,  welcher  von  einem  Arbeiter  eine  Wiese 
im  Akkord  (morgenweise)  mähen  läsat,  betheilige  denselben 
am  Bruttogewinn  seiner  landwirthschaftlichen  Unternehmung. 
Will  man  die  Stücklöhnung  als  eine  Betheiligung  am  Brutto- 
ertrage bezeichnen,  so  liesae  sich  mit  demselben  Rechte  sagen, 
der  Maachinenfabrikant ,  der  mit  einem  Kohlenhändler  einen 
Vertrag  abgeBchlossen  hat,  wonach  er  demselben  fiir  den 
Zentner  Korden  x  Pfennige  za  zahlen  verspricht,  lasse  den 
Kohlenhändler  am  Bruttoertrage  seiner  Maschinenproduktion 
theilnehmen.  In  allen  diesen  Fällen  wird,  statt  wie  bei  der 
Zeitlöhnung   die    für   die    Herstellung    einer  Waare   zu    ver- 
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wendende  Zeit,  die  zu  liefernde  Waare  selbst  bei  Berechnung 
des  Lohnes  in  Anschlag  gebracht.  Oder  mit  andern  Worten, 
es  wird  nicht  fUr  eine  annähernd  feststehende,  sondern  für 
eine  genau  bestimmte  Menge  von  Waaren  ein  Preis  verab- 
redet und  gezahlt.  Dies  ist  ebenso  wenig  Betheiligung  am 
firattoertra^  wie  wenn  ein  Fabrikant  den  Kammerjäger,  der 
ans  seinem  Waarenschuppen  die  Ratten  vertreiben  soll  und  pro 
Stück  der  getödteten  xCatten  einen  vereinbarten  Preis  erhält, 
am  Bruttoertrage  seiner  Fabrik  betheiligt  — 

Endlich  sind  ausserhalb  der  vorgeführten  fUnf  Gruppen 
vor  unserer  weiteren  Untersuchung  auszuscheiden: 

1.  Die  Schiffswerfte  von  Cölestin  Martin  zu  Verviers  in  Belgien. 
(Böhraert  Nr.  62.) 

Die  Gewinnbetheiligung  blieb  nur  Projekt. 

2.  Die  Zentralvolkskasse  zu  Paris.    (EnauSte  Bd.  II  S.  161.) 

Hier   besteht  gar  keine  Gewinnbetneiligung  oder  ver- 
wandte LöhnungsmethodOy  sondern  es  ist  nur  die  Einführung 
einer    Gewinnbetheiligung   nach   Verlauf  einiger   Jahre   in 
Aassicht  |;enommen,  wie  man  am  Schluss  der  langathmigen 
Auseinandersetzungen   des  Herrn   Donon,  des   Präsidenten 
des  Verwaltun^raths  dieser  Gesellschaft,  zu  nicht  gelindem 
Erstaunen  erfährt.  — 
Es  ergiebt  sich :  35  der  in  den  Quellen  aufgeführten  Fälle 
können  für  unsere   weitere   Untersuchung   nicht  in   Betracht 
kommen,  weil  bei  ihnen  gar  keine  Gewinnbetheiligung  besteht. 
Ebenso  sind,  wie  aus  der  ersten  Unterabtheilung  dieses  Theils 
hervorgeht,  38  fernere  Fälle  fortzulassen,  da  die  Angaben  be- 
säglich derselben  ungenügend  bezw.  unbrauchbar  sind. 

Es  bleiben  somit  27  Fälle  für  unsere  weitere  Unter- 
sachong  übrig.  An  der  Hand  derselben  gilt  es  nunmehr,  die 
mktische  Anwendbarkeit  der  Gewinnbetheiligung  festzustellen. 
Wir  gehen  damit  zum  zweiten  Theile  unserer  Untersuchung 
ober. 


Zweiter  Theil. 
Die  praktische  Anwendbarkeit  der  GewiiuibetlieUigaDg. 


I.  OewinnbethelllgnngsTersDclie  In  der  Landwlrthscbaft. 

I.     Qutsbesitzer  J.  Jahoke  zu  Bredow  bei  Naaen   im  Havel- 

lande.     (Bohmert  Nr.  15.) 

Herr  J.  Jahuke  Ut  Besitzer  des  kleinen  Qntea  Bredow  im  Harel- 
lande.  Dasselbe  amfaeat  26^  Morgen  oder  67,64  Hektar  Land,  darunter 
82  Molken  Weizenboden  zweiter  Klasse ,  40  Morgen  Roggenboden. 
68  Morgen  niedrig  gelegene,  eist  zur  Hälfte  urbar  gemachte  Wöden  nnd 
15  Morgen  WieeoD.  Das  lebende  Inventar  besteht  ans  5  Pferden,  6  Hast- 
Bchweinen  und  20  MUchkühea.  Die  Kühe  werden  nur  zum  Abmilcben 
gekauft.  Alle  Aufzucht  von  Vieh  nnd  damit  verwickelte  Züchtongaftagen 
und  anegeschlossen.  Die  von  den  Kühen  gewonnene  Milch  wird  ver- 
kanft     Im  übrigen  wird  Kombau  getrieben. 

Der  Wirthschaftebetrieh  ist  möglichst  einfach.  Es  kommt  hier  we- 
niger „auf  geniale  Lotung  als  auf  eine  sorgfältige  Ansführong  einea  alt- 
hergebrachten fest  bestimmten  Wirthschaftsplanes  an". 

Im  Januar  des  Jahres  1872  schlosa  Herr  Jabnke,  Teranlaast  dnrch 
den  in  Folge  des  starken  Zuzuges  nach  Berlin  und  der  blähenden  Ziegel- 
und  Torffabrikation  des  benachbarten  Havelluchs  im  Havellande  herr- 
EChenden  Arbeiturmangel  wie  durch  die  t^chwierigkeit  des  geschtiAlichen 
Verkehrs  mit  seinen  Arbeitern,  mit  fünf  Arbeitern  aus  Nauen  ränen  Ver- 
trag ab,  wonach  er  dieselben  gegen  Gewährung  der  Hälfte  dem  Hein- 
ertrages  zur  Leistung  der  durch  den  bredower  Wirthschaftsplan  bedingten 
und  im  allgemeinen  im  Kontrakte  vorgesehenen  Arbeiten  auf  tOnf  Jahre 
verpftichtete.  Erforderte  der  WirtiBchaftsbetrieb  zeitweise  noch  wettere 
Arbeitekräfle,  so  waren  die  fünf  Arbeiter  zur  Stellung  geeigneter  Hilb- 
arbeiter  auf  eigene  Kosten  verpflichtet.  Die  Naturalemolnmente  wie  die 
Geldsummen ,  welche  Herr  Jahnke  sowohl  als  die  Arbeiter  während  des 
laufenden  Rechnungeiahres  als  unmittelbare  Nutzung  des  Gutes  bezw. 
aus  der  WirthschaftsKasse  zu  beziehen  hatten,  waren  im  Vertrage  genan 
bestimmt.  Danach  bezog  Herr  Jahnke  ungetKhr  die  gleiche  Summe 
Geldes  und  die  gleiche  Quantität  Produkte  wie  die  fünf  Arbeiter  m- 
sammen.  Ebenso  waren  die  Vergütungen,  welche  die  {^meinen  für  die 
Benutzung  gewisser  WirthschafCaeinrichtungen  an  die  Wirthschaflskasse 
zu  leisten  hatten,  geregelt.  Am  Schluss  des  Bechnungejabres  wurde  der 
nach  Abzug  der  kontraktlich  festgesetzten  Bezüge  sowie  aller  sonstigen 
Unkosten  sich  siebende  Gutsgewinn  zwischen  Herrn  Jahnke  nnerseits 
und  den  fUnf  Arbeiterfamilien  andererseits  getheilt 
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In  Folge  dieser  Gewümbetheiligimg  stellte  sich  das  Jahreseinkommen 
der  ftinf  Jalmkescben  Arbeiter  in  den  drei  Jahren  1872—1875  dureh- 
Khnittlich  auf  1178  Mark  81  Pf.,  während  nach  v.  d.  Goltz  der  j&hrliche 
Darvhflchnittalohn  des  ländlichen  Arbeiters  in  Norddeutschlaud  nicht  viel 
Aber  700  Mark  betriigt 

Dabei  war  die  JRente  des  Gutsherrn  nicht  geringer  als  früher  und 
toserdem  erwuchsen  ihm  nodi  fernere  wichtige  Vortheile,  die  nicht  im 
Geiebiftsertnige  zum  Ausdruck  gelangten.  Im  einzelnen  waren  die 
Wokongen  der  Gewinnbetheiligung  die  folgenden: 

1.  Grösserer  Fleiss  der  Aroeiter.  Es  wurde  schneller  gearbeitet  und 
daher  mehr  in  derselben  Zeit  bewältigt  als  vordem.  Während  Herr 
Jahnke  früher  14  .^heiter  im  Sommer  beschäftigte,  verrichteten  nun 
10  dieselbe  Arbeit,  ja  noch  grössere.  Seit  1872  waren  nach  den  Be- 
richten von  1875  10  Prozent  Ackerland  mehr  urbar  gemacht  .unter 
f^diger  Zustimmung  der  Arbeiter"  i).  Die  Arbeiter  strengten  sicn  an, 
möglicDSt  alle  Arbeit  selbst  zu  verrichten,  um  nicht  selbst  fremde  Arbeits- 
kriute  miethen  zu  müssen.  Ja,  als  zwei  der  fünf  Arbeiterfamilien  von 
dem  Abkonunen  zurücktraten'),  übernahmen  die  übrigen  drei  Arbeiter, 
ftatt  zwei  neue  Familien  in  den  Vertrag  aufnehmen  zu  lassen,  die 
Pflichten  und  Rechte  der  ausgetretenen  und  wurden  so,  indem  sie  nun 
itetig  mit  fremden  Hilftkräften  arbeiteten,  gewissermaassen  zu  Afterunter- 
nehmcm. 

2.  Die  Arbeit  wurde  besser  und  sorsfldti^r  verrichtet  Insofern 
Mi,  wird  ausdrucklich  bemerkt,  die  Gewinnoetheiligung  der  Akkordarbeit 
bei  weitem  vorzuziehen,  denn  der  Akkordarbeiter  setze  selbst  bei  guter 
Kontrole  nur  auf  die  Massenarbeit  sein  Ziel.  Speziell  war  die  Wartung 
und  Pflege  des  Nutz-  und  Zugviehes  eine  bessere  als  früher. 

3.  Eine  Kontrole  über  den  Fleiss  der  Arbeiter  und  die  Güte  ihrer 
Arbeit  wurde  unnöthi^.    Sie  beaufsichtigten  sich  gegenseitig. 

i.  Die  Arbeiter  gmgen  mit  dem  Material  sparsamer  um.  Insbesondere 
wurden  von  den  zerbrechlichen  thönemen  Milchsatten  im  Jahre  genau 
«0  riel  Finzelexemplare  gebraucht  als  früher  Dutzende. 

5.  Bei  den  Arbeitern  herrschte  das  Gefühl  der  Solidarität.  Ein 
Streit  entstand  gewöhnlich  nur  durch  den  Uebereifer,  mit  dem  einer  den 
indem  zur  Arbeit  anhielt.  Diese  Zerwürfhisse  waren  aber  nur  vorüber- 
gehend; das  allgemeine  Wirthschaftsinteresse  versöhnte  sie  schnell  wieder. 

6.  Der  frohere  Arbeitermangel  war  beseitigt.  Herr  Jahnke  ver- 
fugte über  einen  festen  Stamm  wünger  Arbeitskrme. 

7.  Es  wurde  Herrn  Jahnke  viel  V erdruss,  der  ihm  vordem  aus  seinem 
Verbältniss  zu  Arbeitern  und  Gesinde  erwachsen  war,  erspart.  — 

Die  Jahnkesche  Gewinnbetheiligung  hat  nach  fünfjährigem  Bestehen 
am  1.  April  1877  aufgehört;  sie  dauerte  also  gerade  so  lange,  als  im 
Kontrakte  vorgesehen  war.  Herr  Jahnke  verkaufte  nämlich  um  diese 
Zeit  sein  Gut,  und  sein  Nachfolger  konnte,  wie  Herr  J.  berichtet,  sich 
nicht  entschliessen,  die  Gewinnbetheili^ung  fortzuführen.  Als  Grund  des 
Gotsverkaofes  giebt  Herr  Jahnke  an,  dass  er  sich  durch  Einführung  der 
Gewinnbetheiligung  unter  den  Besitzern  der  Gegend  viele  Feinde  zugezogen 
habe  und  dadurch  veranlasst  worden  wäre,  sein  Gut  fortzugeben.  Meisten- 

1)  Böhmert  Bd.  U  S.  26.  Vgl.  v.  d.  Goltz,  Die  Lage  der  ländUchen 
Arbeiter  im  Deutschen  Reiche,  Berlin  1875,  S.  20  u.  41z;  Ländliche  Ar- 
beiterfrage, 2.  Aufl.  Danzig  1874,  S.  19. 

')  Der  Grund  des  Ausscheidens  der  beiden  Arbeiter  aus  dem  Ver- 
tragsverhäitniss  ist  bei  Böhmert  nicht  angegeben.  Dr.  Ottomar  Victor 
Leo,  Lehrer  an  der  früheren  landwirtbschaftlichen  Akademie  in  Proskau, 
boichtet  in  seiner  Schrift  „Zur  Arbeiterfrage  in  der  Landwirthschaft^, 
Oppeln  lö79,  S.  39  f.  darüber,  eine  Familie  sei  privater  Verhältnisse  halber, 
die  andere  wegen  mangelnder  lieber einstimmung  mit  den  übrigen  Arbeiter- 
familien ausgetreten. 
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Jlolg  agidrt  hätten. 

AIbo:  So  lange  die  Bredower  Gewinnbetheiligung  bestand, 
funktionirte  sie  vorzüglich.  Die  Arbeiter  leisteten  mehr 
und  Besseres;  Material  wurde  erspart,  Kontrole  überflüssig, 
Verdruas  Tennieden;  Herr  Jahnke  gebot  über  eine  sichere 
Zahl  williger  und  von  Gemeingefühl  beseelter  Arbeiter.  — 
Das  Ende  des  Versuches  hatte  seine  Ursache  weder  in  wirth- 
schaftlichen  Gründen  noch  in  den  Beziehungen  des  Gutsherrn 
zu  seinen  Arbeitern. 

2.     Lehosbaron  G.  F.  0.  Zylphen-Adeler  auf  Dragsholm,  Insel 
Seeland.     (Bohmcrt  Nr.  20.) 

Das  dem  däaisolien  Lehnsherrn  Zjtphen -Adeler  gehurige  Herrengnt 
Dragaholm  bildet  den  ^rÖBsien  Wirthsctiaflsbetrieb  der  Tasel  Seeland. 
Etwa  100  Peraonen  eind  in  demBelben  beschäftigt. 

Herr  Zj^phen- Adeler  betbeiligt  auaaer  den  herkömm liehen  Lohn- 
zahluDgen  seit  1873  sein  Personal  am  Nettoertrag  der  Wirthschaft  in  folgen- 
der Weise:  Alljährlich  wird  der  Reingewinn  des  Gutes  Dragsbolm  nach  be- 
stimmten hergebrachten  Regeln  berechnet.  Von  demselben  wird  zunächst 
als  normaie  Rente  eine  r^umme  im  Werth  von  3000  Tonnen  Gerste  für  den 
Outshemi  und  ein  Betrag  von  400  Kronen  (450  Mark),  welcher  ra  Anf- 
munterun^aprHmien  für  Angestellte  und  Arbeiter  des  Gutes,  insbesondere 
in  der  Viehhaltung,  verwendet  wird,  in  Abzug  gebracht.  Der  aonach 
verbleibende  Rest  wird  in  zwei  sleiche  Theile  zerlegt,  von  denen  der 
eine  dem  Gutsherrn,  der  andere  den  Leuten  zuislIL  Letzterer  wird  an 
die  fjnzelnen  auf  Grund  von  bestimmten  Verhältnissen  je  nach  der  Ver> 
antwortlichkeit  ihrer  Stellung  venheilt').  Von  der  jedem  Einzelnen  zu- 
fallenden Summe  kann  ein  Viertel  auf  den  Namen  des  Betreffendeu 
in  eine  Spar-  und  Altersversorgungskasse  gethan  werden ,  wShrend  die 
anderen  drd  Viertel  sofort  auszuzahlen  sind. 

Die  Leitung  des  Ganzen  steht  Herrn  Zytphen-Adeler  in  unbeschränkter 
Freiheit  zn  und  auch  in  Bezug  auf  die  Rechnungsrührung  findet  keine 
Kontrole  durch  das  Personal  statt. 

Als  Bonus  wurden  an  das  Gutspersonal  vertheilt  im  Betriebsjahr 
1873/74  4210  Kronen  (473.5  Mark),  1874/75  1358V:  Kronen  (1521  Mark), 
187.5/78  5580  Kronen  (6250  Mark).  Im  Jahre  1876,'77  konnte  in  Folge 
ungünstiger  Ernte  kein  Bonus  vertheilt  werden. 

Ueber  den  Erfolg  seines  Gewin nbetheiligungsversnches  schreibt  der 
Besitzer  ftusserst  befriedigt: 

Die  Sorgfalt  der  Arneiter  wurde  gesteigert  und  vor  allem  ihr  Fleiea 
und  ihr  Arbeitseifer  gemehrt.  Diese  Wirkungen  nahmen  mit  jedem  Jahie 
zu.     Im  Jalirc  1875/76   gelang  es  sogar,  die  Ernte  acht  Tage  früher  als 

')  Es  erhält  an  Bonus:  ,der  Meiereiverwalter  lOProzent,  der  Rechnungs- 
führer und  Magazinverwalter  3''i!,  die  beiden  Unterv er w alter  je  2  I^- 
zent,  also  4  Prozent,  die  Haushälterin  5  Prozent,  die  Meierin  2  Prozent, 
der  Meiereiführer  2'i's  Prozent,  der  Aufseher  auf  dem  Vorwerk  V^rhöjgaard 
1  Prozent,  der  Schmied,  der  Itadmacher  und  der  .Stallknecht  je  '/i  I^sent. 
6  Knechte  und  10  Mägde  je  'U  Prozent,  zusammen  4  Prozent,  4  Jungen 
jo  Vk,  glek'h  '/a  Prozent,  21  Tagelüiiner  und  30  Hofk&ther  je  1  Prozent, 
zusammen  51  Prozent,  die  Frauen  in  der  Ernte  und  bei  der  Rübenbeai^ 
bcitung  mit  ihren  Kindern  insgesammt  10  Prozent,  femer  der  Verwalter 
auf  dem  Vorwerk  Nksgaard  2V2  Prozent,  2  Mägde  daselbst  je  '/4  Pro- 
'.,  also  'h  Prozent,  nnd  die  dortigen  Knechte,  Tagelöhner  und  Jungen 


semeinsam  2  Prozent".    Nach  späteren  Vorschriften  wird  hei  Bestimmung 
der  Antheile  der  Uofkäthev,  Jungen,  Frauen  und  Kinder  auch  die  Zahl 

der  Arbeitslage  derselben  in  Anseblag  gebracht. 
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«uf  den  meisten  Banernhöfen  der  Umgehend  einzubringen  —  ein  Erfolg, 
d«n  man  nie  zuvor  erreichte  und  der  m  diesem  Jahre  nur  dadurch  er- 
xieit  wurde,  ,»da80  von  Allen  fleissig  und  andauernd  gearbeitet  wurde". 
.Wis  es  heiseen  will*',  schreibt  Herr  Zytphen- Adeler,  ,,iTühzeitig  mit  der 
Ernte  fertig  zu  werden,  welchen  Schaden  die  Saat  schon  in  acnt  Tagen 
Betunen  kann  und  was  es  bedeutet,  acht  Tage  zeitiger  die  Herbstbestellung 
beginnen  zu  können:  weiss  jeder  Landmann.*"  „Neben  diesem  mehr  all- 
femein  gOltigen  Beweise*'  —  so  fahrt  der  Besitzer  in  seinem  Berichte 
fort  —  ^t  es  mich  gefreut,  auch  im  einzelnen  wahrzunehmen ,  wie  das 
Sjstcm  von  meinen  üntergeoenen  begriffen  wird.  Ich  möchte  in  dieser 
ifioflicht  ein  kurzes  Beispiel  erwähnen.  Es  wurde  eines  Tages  Roggen 
gwäet.  Als  ich  Abends  7*/2  Uhr  die  Leute  noch  in  voller  Thätigkeit  traf, 
ioMcrte  ich.  dass  es  an  dem  Tage  doch  nicht  gelingen  werde,  die  noch 
zurfick^bliebenen  2V's  Acker  zu  bestellen.  Die  Arbeiter  waren  indess 
fofort  m  der  Antwort  einig,  dass  das  erreicht  werden  müsse,  und  es 
vnrde  erreicht"  Derselbe  Eifer  zeigte  sieh  auch  im  Jahre  187677. 
Auch  da  wurde  die  Ernte  früher  alp  auf  den  meisten  Bauernhöfen  der 
Ume^end  eingebracht  Und  Herr  Zytphen  -  Adeler  konstatirt,  dass  der 
Aosfall  des  Bonus  dieses  Jahres  kein  MissvergnUgen  bei  den  Arbeitern 
herroreerufen  habe,  sondern  ist  der  Ueberzeugung,  dass  der  Eifer  und  die 
Sorgfalt  der  Arbeiter  in  Folge  dieses  Ereignisses  nicht  erlahmen  werde. 

Fassen  wir  zusammen:  Wir  haben  es  zu  thun  mit  einem 
landwirthschaftlichen  Orossbetrieb.  Die  Arbeiter  sind  in  der 
Haoptsache  im  Zeitlohn^  zum  Tiieil  auch  im  Akkord  beschäf- 
tigt Ein  jeder  Arbeiter  hat  Antheil  am  Gewinn  nach  fest- 
steheDden  Grundsätzen  und  zwar  nach  Maassgabe  seines  Ein- 
flusses auf  die  Produktion.  Falls  nicht ,  wie  in  einem  JahrC; 
die  Ernte  sehr  unglücklich  ausfiel^  war  der  Bonus  beträchtlich 
und  sofort  disponibel.  Folge:  Steigerung  des  Fleisses  und  Eifers 
der  Arbeiter.     Demgemäss  Steigerung  des  Gutsertrages. 

3.  Rittergutsbesitzer  J.  Neumann  auf  Posegnick  in  Ostpreusseu. 
(Böhmert  Nr.  14.;  Th.  v.  d.  Goltz,  Die  ländliche  Arbeiter- 
frage und  ihre  Lösung,  2.  Aufl.  Danzig  1874.) 

Auf  dem  im  Besitze  des  Herrn  Neumann  befindlichen  Kittergute 
Pose^ick  nebst  den  dazu  gehörigen  Vorwerken  Luisenwerth  und  ßetty- 
hof  ra  Ostpreusseu  sind  die  ständigen  Gutstageliihncr  seit  den  fünfziger 
bezw.  sechziger  Jahren  am  Ertrage  der  Wirthschaft  ])etheiligt  und  zwar 
Kit  1866  unter  folgenden  Kegeln : 

Von  den  gesammten  Geldeinnahmen  des  Gutes  werden  alle  Aus- 
gaben in  Abzug  gebracht^  sowie  4  Prozent  des  Kaufschillings  und  T)  Pro- 
zent der  für  Wrthschaftsmeliorationen  verwendeten  Summen.  Acht  Pro- 
lent  des  darüber  hinausgehenden  Reinertrages  werden  alljährlich  für  die 
Gntstsgelöhner,  welche  regelmässig  zur  Arbeit  gekommen  sind,  ausge- 
worfen. Je  ein  Arbeiter  oder  eine  Arbeiterin  erhält  einen  Antheil.  Der 
Anfeehcr  bezieht  einen  doppelten  Bonus.  Auch  die  Süeleute  pflegen  einen 
Titrtel  oder  halben  Antheil  mehr  zu  bekommen.  Ausgeschlossen  sind 
T"o  dii'ser  Tantieme  die  Viehwärter,  Schüfer  und  Hirten,  welche  beson- 
dere Produktionsprämien  beziehen. 

Die  Gewinnantheile  werden  nicht  sofort  ganz  ausgezahlt,  sondern 
nr  tum  Theil.  Ein  Drittel  jedes  Antheils  wird  nämlich  als  eiserner 
Bestand  in  einer  Gutssparkasse,  welche  ausserdem  freiwillige  Einlagen 
«k  Leute  sowie  vom  Gutsherni  zu  zahlende  Sparprämien  für  solche. 
nfbimmt,  niedergelegt,  dem  Berechtigten  auf  sein  Sepamtkonto  gut- 
geechrieben  und  mit  4^/6  Prozent  verzinst.  Jeder  Kontoinhaber  kann  von 
teioem  55.  Lebensjahre  über  die  Zinsen  ganz  frei  und  vom  60.  Lebens- 

5* 


68  VI.  2. 

jähre  über  den  eiaenen  Bestand  in  der  Weise  yeißigeD ,  daas  er  bis  za 
einem  Zehntel  jährlich  herausziehen  dftrf. 

In  der  Zeit  vom  B^nn  der  Oewinnbetbeilignng  bis  1866  inkL 
schwankte  die  Tanti^c  jährlich  iniechen  20  bis  40  Hark.  Seit  186T/SS 
stellten  sich  die  Reinertrllge  nnd  die  Gewinoantheile  aaf  Posegnick  und 
den  beiden  damit  verbundenen  Vornerken  folgendermaaasen: 


Zahl  der 
Antfadle 


( Posegnick 
i  i  Betljhof  . 

I  Luisenwerth 

IPoseraticl 
)  i  Bettybof 

I  Luisenwerth 


I  Posegnick 
1870—71  ^  Bettyhof  .   . 
l  Luisenwerth 


1974 
8  670 


1012 
1344 


I  Pos^;nick 

1872—73  \  Bet^hof  . 
\  Luisenwerth 
I  Posegnick 

1873-74  }  Bettyhof  . 
I  Luisen  wert 
t  Posegnick 

1874—75  {  Bettyhof  , 
I  Luisenwerth 
I  Posegnick 

1875—76  i  Bettyhof  .  . 
l  Luisenwerth 


Hei  der  obigen  Tabelle  ist  noch  zu  bemerken,  daas  daa  Jahr  1867/6B 
das  für  Ostprensaen  so  verhün^iss volle  Nothatandsjabr  war  imd  auch 
in  seinen  Nachwirkungen  auf  die  Jahre  1868/69  und  1869i70  sehr  ffiklhu 
blieb.  Daa  Fehlen  eine»  UeinertrazesinPoHeKnickint  Jahre  1675/76  hingegen 
wird  aus  folgenden  Gründen  erklärt:  Zu  den  im  allgemeinen  ungünstigen 
landwirtfaschafl liehen  Verhältnieaen  der  Gegend  sei  fUr  den  gedachten 
Besitz  noch  besonders  hinzugekommen ,  dasB  m  den  vorbeigehenden  Jahnn 
dort  der  Getreidebau  beschränkt  wurde  und  dafiir  Viehhalhing  und  Weide- 


')  Die  einzelnen  Summen  entsprechen  nicht  immer  genau  der  Summa 
der  Tantiemen.  In  manchen  Jahren  hat  bezüglich  der  Verthalmig  eine 
Alinindung  elattgefnuden,  in  andern  sind  OtatiSkatiouen  für  besondon 
gut  geleistete  wichtige  Arbeiten  in  der  Hauptsumme  mit  einbegriffen. 
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virtfaflchaft  gröasere  Ausdehnang  gewonnen  hatte.  Und  hierauf  habe  der 
«^  trockene  Sommer  1876 ,  der  frühe  Herbst  und  Winter  1875  und  der 
ipite  ODgänstige  Frühling  187ö  nachtheilig  einwirken  müssen. 

Anaierdem  ist  bei  den  vorgeführten  Zahlen  zu  beachten,  „dass  jeder 
Dieottmann  für  sich  und  seinen  Scharwerker  je  einen  Gewinnantheü 
«opAngt,  flo  dass  also  auf  die  einzelne  Instenfamiüe  zwei  Anthcile 
Jlobuimb  • 

BesO|;lich  des  Erfolges  der  Gewinnbetheiligung  für  die  Gutswirth- 
idiaft  berichtet  Herr  Neumann ,  dass  die  von  ihm  gebrachten  Geldopfer 
Toriinfig  durch  bessere  Disziplin  und  tüchtigere  Arbeit  nur  theilweise 
TerKfltet  sind.  Bei  diesem  Resultate  sei  indess  —  fuhrt  er  aus  —  der 
Ternältnisemässig  sehr  niedrige  Bildungsgrad  des  ostpreussischen  Arbeiters 
la  berttcksichti^n.  In  Hinsicht  hierauf  habe  er  auch  keineswegs  eine 
KhneUe,  sondern  nur  eine  langsam  und  allmählich  fortschreitende  £in- 
wirkoDg  seines  Systems  erwartet  Immerhin  seien  die  Ejrfblge  ermuthigend 
üd  er  wisse  noch  kein  besseres  und  wirksameres  Mittel,  den  Arbeiter 
ta  Fleiss  und  guter  Ausführung  der  ihm  übertragenen  Arbeit  anzuregen. 
Oem  gebe  er  zu,  dass  es ,  um  diesen  Einfluss  zu  verstärken,  wünschens- 
verth  wäre,  den  Prozentsatz  der  Tantieme  erheblich  zu  erhöhen.  Er  sei 
aber  noch  nicht  sicher,  ob  bei  der  EigenthUmlichkeit  des  ostpreussischen 
Arbdterstandes  die  grösseren  Opfer,  die  damit  verbunden  seien,  einen 
«ntsprechenden  Erfolg  haben  würden.  Er  hoffe,  mit  der  Zeit  noch  grössere 
Erfolge  zu  erzielen,  und  erwarte  Förderung  von  einer  fortschreitenden 
iatellektuellen  und  wirthschafl liehen  Ausbiloung  der  Arbeiter. 

Eaien  ferneren  Vortheil  seiner  Gcwinnbetneiligun^  sieht  Herr  Keu- 
nion  darin,  dass  seine  Arbeiter  sich  schwerlich  zu  einer  gemeinsamen 
Arbeitseinstellung  entschliessen  würden,  was  in  der  Erntezeit  für  den 
Landwirth  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  sei.  Wenn  die  Arbeiter  auf 
«Dem  Gute,  wo  Gewinnbetheiliguni:  bestehe,  sich  von  einem  gemeinsamen 
AmBtande  zur  5^it  der  Rübsen-,  Weizen-  oder  Erbsencmte  fernhielten, 
80  sei  es  möglieb,  dass  der  Arbeitgeber  in  wenigen  Tagen  volle  materielle 
Ijitschädigung  für  die  eine  Reihe  von  Jahren  zum  Zweck  der  Gewinn- 
betheiligung  stattgehabten  Aufwendungen  erhalte. 

Um   zusammenzufassen:    Grosses   Rittergut  in  Ost- 
preussen.  Individuelle  Gewinnbetheiligung.    Gewinnquote  nicht 
hoch  bemessen.    Vertheilung  derselben  nach  festen  Regeln  und 
iwar  im  Verbältniss   zur  Bedeutung  der  Thätigkeit  der   ein- 
zelnen Arbeiter  in  dem  Betrieb.    Die  den  Einzelnen  zufallen- 
den Beträge  sehr  schwankend,  je  nach  den  Konjunkturen  der 
Landwirthschaft,    wie    sie    durch   Witterung    und   Stand    der 
Preise  bedingt  werden.    Doch  als  Regel  im  Vergleich  zu  der 
Verbesserung,  die  der  ländliche  Arbeiter  bei  Zuzug  zur  Stadt 
zu  finden   träumt  und  thatsächlich  dort  findet,  nicht  sehr  er- 
heblich und   zwar  auch  in  den  Jahren,  in  denen  sie  anschei- 
nend grosse  Beträge  erreichen,  wie  zu  Anfang  der  70er  Jahre: 
da  damals    die    sehr  gestiegenen  Löhne   in   den   Städten   die 
kodwirthschaftlichen    Arbeiter    besonders    anlockten.      Dabei 
wird  der  ganze    Bonus  dem  Einzelnen   nicht  sofort  zur  Ver- 
ftgong  gestellt,   sondern   ein  Drittel  desselben   alljährlich    als 
obligatorische  Spareinlage  zurückbehalten.    Reizmittel  für  den 
als  besonders  gering  bezeichneten  Bildungsstand  der  Arbeiter 
also   nicht    stark   genug,    wie   Herr   Neumann  selbst  zugiebt. 
folge  dem  entsprechend  bis  jetzt  nur  theilweise  Verbesserung 
der  Disziplin  und  des  Fleisses. 
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4.      Gutsbesitzer    von    Thünen    zu    Teliow    bei    Teterow    in 
Meklenburg-Scbwerin.     (Böhuiert  Nr,  13.) 

Der  bekfuinte  Nalianalükonoiii  Joh.  Heintlcli  von  Thrinen.  der  Ver- 
fasser des  ,,lBDlirten  Staates",  ftthrtc  im  Jahre  1847  für  nÜe  auf  seinem 
Gute  bescliäftieten  Bewglmer  des  Dorfes  Teliow  Geniimbelheiligung^ 
ein.  E^eselbe  bestellt  uoi^b  heut«  in  im  wcbentltchen  unrerändfrter  Ge- 
stalt. 

Weiin  der  Heiuerlrag  di?s  Gutes')  18(iOn  Mark  (Anfangs  lfS500  Mail) 
Ubersteißt.  ao  erhält  jeder  Anlheilsberechtigte  V't  Prozent  vom  Mehrertnge 
gulgescnrieben.  Berechtigt  zum  Empfang  einea  eolehen  Antheils  siud, 
wie  sclion  angedeutet,  alle  orbeitelXhigen  mit  Mann  und  Prau,  event. 
ßenstboten,  für  das  Gut  arbeitenden  Bewohner  des  Dorfes  Teliow,  sofcm 
KB  eich  im  Beeitxe  einer  Wohnung  befinden.  Es  sind  dies  die  Deputa- 
tisten  (Statthalter,  Vorhäker,  UolzwÜrter,  Stellmacher.  Kuhhirten),  der 
Schullehrer,  der  Schäfer,  der  Weber,  der  Scbmied  (Betheiligung  an 
der  Ernte  vorausgesetel)  und  die  Knechte,  deren  Frauen  ein  Hans  im 
Dorfe  bewohnen,  xusamroen  22  Personen.  Der  Gutsherr  giebt  also  bei 
diüur  Anzahl  von  Leuten  11  Prozent  seines  Uebersebusses  auf,  Wiid  ,' 
in  einem  Jahre  die  Ijunabme  von  18000  Mark  nieht-  erreicht,  so  wiidt 
das  Fehlende  von  den  nücbatjährigen  Ueberschüssen  zunächst  abgezOKCoi 

Die  Antheile  werden  den  Einzelnen  nicht  sofort  baur  ausgezanll 
sondern  in  einem  Sparkassenbuche  gutgeschrieben.  Die  Sparguthaba 
verzinst  der  Gutsherr  mit  4'/u  Prozent  und  händigt  die  ZiusbetrSge  a 
Welhnai'faten  jedes  Jiihres  den  Inbabem  der  äparbricher  aus.    Das  K» 

Sita]  ist  beiderseits  unkündbar,  so  lange  nicht  der  EiRenthUmcr  desselboi 
IS  60.  Lebensjahr  zurückgelegt  hat.  Für  den  Fall  des  früheren  Abi 
iebene  erbt  die  Wittwe. 

Au  Gewinnantheilen  wurden  überwiesen  an  jede  Familie  in  da 
Jahren ; 
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Bei  vielen  Sparbuch  inbabem,  die  sich  lange  Zeit  auf  dem  Gnb 
befinden,  sind  jctit  in  massigen  Jahren  die  auszuzahlenden  Zinsen  hSha 
als  der  Bonus,  welcher  gutgcach rieben  wird. 

■)  AU  Gutseinnahmen  gellen  die  Erträge  1.  von  allen  Früchten  (Korn 
aller  Art,  Oclfrüchte,  Kleesaiuen,  Kartott'ein|.  2.  von  dem  verkauften  Holee,) 
3.  von  der  Sehäferei,  4.  von  der  HollÜnderei  (Kuhhaltungl  und  Schweino- 
zui'ht  sowie  dem  eveut.  Mebrwerih  des  todten  und  lebenden  Inventars 
eegenflber  dem  Vorjahr.  Als  Auseabe  kommen  ausser  deu  Löhnen  zur 
Kechuunß:  die  Baarausgaben  fiir  den  Ankauf  von  Produkten  oder  Vieh, 
für  Krat'liutter  und  künstlichen  Dünger,  die  Kriegssteuern  oder  Kriega- 
koalen,  der  Mehrbetrag  über  die  erhallene  EnischSdigime;  bei  etwaigem  , 
Brandunglück,  die  event.  Vermiiidening  des  Inventarwerthes. 
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Die  GewinDbetheiliguog  bat  Bich  auch  für  den  GutBkemi  „gut  be* 
wihrt". 

1.  Der  Anthdl  fesselt  die  Leute  an  das  Gut,  da  dieselben  beim 
Foitxoge  das  Kapital  nicht  erhalten,  sondern  nur  nach  wie  vor  die 
ZiowD. 

8.  Die  Arbeiter  werden  von  Diebstählen  u.  dgl.  Betrügereien  ab- 
gehalten. 

8.  Die  ge^Murten  Gewinnantheile  sichern  dem  Arbeiter  ein  sorgen- 
firaes  Alter,  wodurch  die  Annenlast  des  Gutes  verringert  wird. 

4.  Das  Antheilsystem  schafft  gemeinsame  Interessen  und  fuhrt 
dther  zu  einem  besseren  Verhültniss  zwischen  Gutsherrn  und  Guts- 
leaten. 

E»  ergiebt  sich:  OewinnbetbeiligUDg.  Bonus  nicht  aus- 
gezahlt, sondern  Gutschriften  erst  nach  Vollendung  des 
60.  Lebensjahres  erhebbar,  bis  dahin  relativ  hoch  verzinst 
Höhe  der  Outschriften  sehr  schwankend,  wie  die  Tabelle 
zeigt,  je  nach  den  landwirthschaftlichen  Konjunkturen,  dem 
Ausfall  der  Ernten  und  dem  Stande  der  Getreidepreise, 
d.  h.  je  nach  Verhältnissen,  auf  welche  die  Arbeiter  von  un- 
mittelbarem Einfluss  nicht  sind.  Resultat  demgemäss  nicht  in 
einer  Steigerung  des  Fleisses  oder  der  Sorgfalt  der  Arbeiter, 
londem  in  einer  Minderung  der  durch  die  Arbeiter  ver- 
ursachten Verluste  und  dem  Vortheil  für  den  Gutsherrn,  dass 
ihm  die  nöthige  Arbeiterzahl  gesichert  ist. 

Fassen  wir  nun  zusammen,  was  sich  aus  den  vier  be- 
trachteten Versuchen  der  Betheiligunff  von  Arbeitern  am 
Keinertrage  landwirthschaftlicher  Betrieoe  für  die  praktische 
Anwendbarkeit  der  Gewinnbetheiligung  in  der  Landwirthschaft 
ergiebt ! 

Vor  allem  tritt  uns  entgegen,  dass  in  keinem  der  vier 
Versuche  die  gewinnbetheiligten  Arbeiter  irgend  welche 
Funktionen  des  Unternehmers  übernommen  haben.  Die- 
selben bestehen  nach  den  Ausfuhr ungen  von  Prof.  Bren- 
tano in  seinen  Vorlesungen^)  1.  darin,  dass  der  Produzent 
das  Verfügungsrecht  über  sämmtiche  zur  Produktion  nöthigen 
Produktionselemente  in  seiner  Hand  vereine.  Diese  Funktion 
wird  hier  ausschliesslich  vom  Arbeitgeber  erfüllt.  2.  Er  muss 
den  so  vereinten  Produktionselementen  die  Bestimmung  geben, 
einem  bestimmten  konkreten  Bedürfnisse  zu  dienen.  Auch 
diese  Funktion  liegt  bei  den  vier  Versuchen  ausschliesslich  in 
der  Hand  des  Arbeitgebers.  3.  Er  muss  durch  Uebernahme  von 
Gewinn  und  Verlust  die  Verantwortung  tragen  dafür,  dass  die 
von  ihm  vereinten  Produktionselemente  in  der  Bestimmung, 
die  er  ihnen  giebt,  dem  vorhandenen  Bedürfnisse  mindestens 
ebenso  sehr  entsprechen  wie  vor  dieser  Verfugung.  Auch 
diese  Funktion  findet  sich  in  den  vorliegenden  vier  Versuchen 


>)  Vgl.  auch  Brentano   in  Schönbergs  Handbuch  der  polit.  Oekon. 
1.  Ann.  Bd.  I  S.  946. 
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lediglich  beim  Arbeitgeber;  die  Arbeiter  erhalten  zwar  An* 
tbeil  am  Gewinn,  nicht  aber  am  Verlast.  Die  Folge  ist:  in 
den  vier  vorgeführten  Vereuchen  tritt  die  GewinnbetheUigan)^ 
nicht  als  eine  neue  Unteraehmangsform  auf,  die  sich  neben 
die  Einzeluntemehmung,  offene  HandelBgesellBchaft,  Konunaa- 
ditgeseUscbaft,  Aktiengesellschaft,  Genossenschaft  oder  Koope- 
ratiooB Unternehmung  etwa  ebenbttrtig  hinstellte.  Denn  aas 
CharaktenBti&che,  was  diese  verschiedenen  Arten  und  Weisen 
des  Geschäftsbetriebes  zu  besonderen  Untemehtnungsformen 
macht,  besteht  eben  darin,  dass  in  jeder  derselben  die  ge- 
nannten Funktionen  des  Unternehmers  von  verschiedenen 
Personen  in  eigenthümlicher  Weise  erfWt  werden.  In  den 
vorgeführten  vier  Fällen  der  Gewinnbetheiligung  dag^en  ist 
eine  Besonderheit  hinsichtlich  der  Erfüllung  dieser  Fanktionea 
in  keiner  Weise  vorhanden.  Es  sind  dieselben  Personen, 
welche  sie  innehaben,  die  auch  ohne  Gewinnbetheiligung  der 
Arbeiter  sie  erfUllen  würden.  Und  es  ist  klar,  dass  die  Ge- 
winnbetheiligung, wie  in  den  vier  vorgeführten  Fällen  mit  der 
Einzeluntemehmung,  so  mit  jeder  anderen  der  soeben  genannten 
Untemehmungsformen  verknüpft  sein  könnte,  und  wie  wir  im 
weiteren  Verlauf  der  Untersuchung  sehen  werden,  thatsächlicb 
oft  verknüpft  ist,  ohne  dass  damit  in  der  Tbatsache,  wer  die 
Funktionen  des  Unternehmers  erfüllt,  etwas  verändert  wflrde. 
Die  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Qeschäftagewinn  ist  also 
nichts  weniger  als  eine  neue  Unternehmungsfonn.  Sie  ist 
nichts  weiter  als  ein  Lohnsystem,  das  mit  jedweder  Form  der 
Unternehmung  verbunden  sein  kann. 

Ferner  zeigt  sich  in  den  vorgeführten  Berichten  die 
Landwirthschaft  als  ein  Gewerbe,  dessen  Ertrag  abhängt  ein- 
mal von  allgemeinen  Konjunkturen,  auf  die  der  Kinzelne  nicht 
von  Einfluss  ist,  wie  Witterung  und  Stand  der  Getreidepreise, 
und  sodann  von  der  Leitung  des  ganzen  Betriebes  and  den 
positiven  und  n^;ativen  Leistungen  der  Arbeiter. 

Nicht  in  jeder  Art  von  landwirthschaftlichen  Betrieben 
haben  diese  Momente  die  gleiche  Bedeutung;  einige  sind  noch 
mehr  als  andere  von  der  Jan  res  Witterung  abhängig*,  in  manchen 
beruht  der  Erfolg  hervorragend  auf  der  Tüchtigkeit  der  Lei- 
tung, während  bei  anderen  die  Betriebsroutine  des  Landes 
völlig  ausreicht;  in  einigen  kommt  es  vor  allem  auf  die  Güte 
der  Arbeit  und  den  Fleiss  der  Arbeiter  an;  unter  Umständen 
gilt  es  hauptsächlich  sogar  nur,  sich  die  nöthige  Arbeiter- 
menge zu  sichern. 

Es  zeigt  sich  in  Folge  dessen,  daas  die  Gewinnbetheiligung 
nicht  in  jeder  Art  von  Land wlrthschaft  und  vor  allem  nicht 
in  jeder  Art  von  Landwirthschaft  gleichmässig  anwendbar 
ist.  Es  zeigt  sich,  dass  sie,  nicht  nur  weit  entfernt,  eine  neue 
Untemehmungsform  zu  sein,  der,   wie  oft  behauptet  wird,  die 
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Zakttnft  gehört,  nicht  einmal  ein  unter  allen  Umständen  gleich- 
misiu?  anwendbares  Lohnsystem  ist. 

£b  erhellt  nämlich,  dass  in  allen  Betrieben,  deren  Erfolg 
Tor  allem  grossen  Schwankungen  in  Folge  der  besonderen  Be- 
deotoiig  der  Witterung  oder  grossen  Schwankungen  der  Preise 
lOflcesetzt  ist,  die  Aussicht  auf  eine  Betheiligung  an  diesem 
nnucheren  Gewinn  kein  ausreichendes  Reizmittel  ist,  um  die 
Arbeiter  sowohl  dauernd  dem  Betrieb  zu  erhalten  als  auch 
sie  za  qualitativ  oder  Quantitativ  besseren  Leistungen  anzu- 
treiben. So  zeigt  die  über  die  Gutserträge  zu  Tellow  mit- 
getheilte  Tabelle  sehr  erhebliche  Schwankungen  im  Gutsertrage, 
aoabhängig  von  dem,  was  die  Arbeiter  leisteten,  und  neben 
anderen  noch  zu  erwähnenden  Momenten  ist  wohl  auch  hierin 
eine  Ursache  der  Abwesenheit  wirthschaftlicher  Resultate  in 
dem  dortigen  Gewinnbetheiligungsversuche  zu  sehen. 

Aber  auch  abgesehen  von  den  Einflüssen  der  Witterung 
nnd  des  Standes  der  Getreidepreise  auf  den  Gutsertrag  zeist 
sich  die  Gewinnbetheiligung  nicht  gleich  erfolgreich  in  iea- 
weder  Art  von  landwirthschaftlichem  Betrieb.  Am  ertolg- 
reichsten  erscheint  sie  da,  wo,  wie  bei  Jahnke  in  Bredow,  die 
Leistungen  der  Arbeiter  für  den  Erfolg  des  gesam raten  Unter- 
nehmens weit  schwerer  in  die  Wagschale  fallen,  als  die  Leitung 
des  Ganzen:  denn  hier  wird  eben  dem  Arbeiter  von  jeder 
Mehrleistung  auch  der  adäquate  Mehrerfolg. 

Erscheint  die  Gewinnbetheiligung  somit  lediglich  in 
der  Eigenschaft  eines  Reizmittels,  so  lassen  sich  auch  die 
weiteren  Ergebnisse  der  vorgeflihrten  vier  Versuche  leicht 
begreifen.  Dieselben  bekunden  nämlich  positiv  wie  negativ, 
da«  auf  den  Erfolg  oder  Misserfolg  der  Gewinnbetheiligung 
in  der  Landwirthschaft  zunächst  von  Einfluss  ist  das  Maass, 
in  dem  die  Gewinnbetheiligung  als  Reizmittel  auf  die  Arbeiter 
wirkt  Dieses  Maass  aber  ist  verschieden  einmal  nach  der 
Grosse  des  G^winnantheils,  der  dem  Einzelnen  zu  Theil  wird, 
andererseits  nach  der  Unmittelbarkeit,  mit  der  ihm  derselbe 
znfliesst. 

Was  die  Grösse  der  Gewinnantheile  angeht,  so  ergeben  die 
Torgefährten  vier  Versuche  ein  Doppeltes: 

Die  Er&hrungen  in  Dragsholm  wie  auch  in  Posegnick 
leigen  vor  allem  als  eine  für  den  Erfolg  sehr  bedeutsame 
Haassnahme  eine  Abstufung  der  Prozentsätze  der  Betheiligung 
je  nach  der  Verantwortlichkeit  der  Stellung  des  einzelnen 
Arbeiters  in  dem  gesammten  Betriebe.  Je  grösser  die  Be- 
deatong  der  Stellung  des  Einzelnen  für  den  Erfolg  des  Ganzen, 
desto  höher  an  sich  schon  sein  regelmässiger  Lohn.  Je  höher 
aber  dieser  Lohn  an  sich  schon  ist,  desto  grösser  muss  der 
Anreiz  sein,  um  zu  einer  weiteren  Steigerung  zu  veranlassen. 
Dem  entsprechend  erweist  sich  umgekehrt  die  in  Tellow  übliche 
gleichmässige  Vertheilung  des  Bonus  pro  Kopf  weniger  wirksam. 
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Sodann  erweist  sich  in  den  vier  Versiiciieii  bei  alien  . 
beitern,   unabhängig  von   ihrer  Stellung  in  dem  Betrieb, 
Steigerung  der  Tüchtigkeit  ihrer  Leistungen  als  abhttngig  i 
der  GroBse  des  Boqub,  der  nnler  sie  vertheilt,  und  der  Meh 
einnähme,  die   ihnen   dsdurch  zu  Theil  wird.     So  in  Bredc 
und  Dragaholm,  wo  die  Gewinnquote  eine  hohe:  sehr  günsti 
Resultate  in  Steigerung  von  FleisB  und  Sorgfalt  der  Arbeiti 
in  Poaegnick   dagegen  in    dieser  Hinsicht  nur  theilweise  F 
folge. 

Die  Unmittelbarkeit  anlangend,  mit  welcher  den  A 
beitern  die  durch  die  Gewinn hetheiligung  bewirkte  Steigeriq 
ihrer  Einnahmen  zu  Theil  wird,  so  lassen  die  angeltihrt 
vier  Versuche  die  grosse  Bedeutung  derselben  liir  den  wJrt 
Bchaftlichen  Erfolg  erkennen.  In  Bredow  und  Dragsholai, 
der  Arbeiter  sofort  über  geinen  gesammten  Antheil  verfilm 
kann,  ungemeine  Steigerung  von  Fleiss  und  Sorgfalt;  in  ¥ 
aegnick ,  wo  der  Arbeiter  nur  zwei  Drittel  seines  Antbeils 
sofortiger  Verfügung  erhält,  das  übrige  Drittel  in  eine  Spi 
kaBse  abgeführt  werden  muss.  aus  der  es  nur  mit  Zustimma 
des  Gutsherrn  zurückgenommen  werden  kann ,  nur  th( 
weiser  Erfolg;  in  Tellow,  wo  die  Arbeiter  erst  vom  Gl.  Leb« 
jähre  ab  Verfügung  über  ihren  Antheil,  bis  dahin  aber  i 
desBcn  Zinsen  erhalten,  wird  von  einer  Steigerung  der  Leistung 
gar  nichts  berichtet. 

Und  es  ist  dies  begreiflich.  Je  näher  die  Aussicht  I 
einen  Vortheil  ist,  je  unmittelbarer  und  kräftiger  wirkt  d 
selbe.  Gerade  aber,  je  tiefer  die  Bildungsstufe  der  Arb^ 
ist,  eine  desto  stärkere  Unmittelbarkeit  der  Belohnung  i 
thig,  wenn  die  Arbeiter  zu  nach  Umfang  und  Inhalt  wef 
volleren  Leistungen  vermocht  werden  sollen.  Der  Gebildl 
begreift  den  Vortheil,  den  iboi  eine  Spareinlage  und  eine  i 
durch  begründete  Sicherung  seines  Alters  bietet,  und  < 
HUcksicht  auf  dieselbe  ist  ihm  viel  eher  ein  Reizmittel,  di9 
ihn  zu  Grösserem  und  Besaerem  anspornt.  Wenn  Herr  Neu- 
roann  -  Posegniek  dem  Mangel  an  Bildung  seiner  Arbeiter  den 
nur  theilweisen  Erfolg  seines  Versuches  zuschreibt,  so  hat 
er  gewiss  Recht,  nur  wäre  es  bei  diesem  Bildungazustand  < 
Arbeiter  am  Platze  gewesen,  denselben  ihre  durch  die  Ofl 
winnbetheiligung  hervorgerufenen  Mehreinnahmen  unmitti 
barer  zufallen  zu  lassen. 

Begreiflich  ferner,  dass  für  Tellow  als  Hauptresultat  ( 
Gewinn bethoiligung  angegeben  wird,  es  sei  durch  dieselbe  dsj 
Gutsherrn  die  nothige  Arbeiierzahl  gesichert  worden.  Gewi 
ein  erheblicher  Vortheil  in  Gegenden,  in  denen  zur  Zeit  i 
Gutsherren  imter  Arbeiterin  an  gel  leiden.  Allein  dieser  Vorth. 
ist  nur  indirekt  als  Folge  der  Gewinnbetheiligung  anzusehci 
nämlich  nur  insofern,  als  der  Arbeiter  in  Folge  derselben  eia 
Einlage  in  der  Sparkasse  hat.  Die  direkte  Ursache  des  BUI 
bens   ist   diese  Einlage   des   Arbeiters   in   der  GutssparkftH 
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d».  wie  es  in  dem  Bericht  über  Tellow  wörtlich  heisst,  „die 
Arbeiter  beim  Fortzuge  das  Kapital  nicht  erhalten,  sondern 
Dar,  nach  wie  vor,  die  Zinsen".  Eben  daraufhin  deutet  die  Zu- 
venicht  des  Herrn  Nemnann,  dass  seine  Arbeiter  sich  von 
einer  ffemeinsamen  Arbeitseinstellung  fernhalten  würden:  denn 
diese  bedürfen  seiner  Zustimmung,  ehe  sie  ihre  Sparguthaben 
erheben  können.  Wer  aber  weiss,  wie  sehr  der  ländliche 
Arbeiter  selbst  nur  durch  geringen  Besitz  an  einen  Ort  ge- 
fesselt wird,  wird  die  Erhaltung  der  Arbeiter  in  Tellow  somit 
nicht  als  unmittelbare,  sondern  nur  als  mittelbare  Wirkung 
der  Oewinnbetheiligung  erkennen,  die  ganz  ebenso  durch 
jedes  in  die  GutssparKasse  ähnlich  festgelegte  Weihnachts- 
geschenk erzielt  werden  könnte.  « 

Ja,  auch  die  Minderung  der  Diebstähle,  von  der  in  Tellow 
als  Folge  der  Gewinnbetheiligung  berichtet  wird,  erscheint 
nun  weniger  als  unmittelbare  folge  der  letzteren  denn  vielmehr 
ab  Folge  jenes  im  Besitz  und  in  der  Verwaltung  des  Guts- 
herrn befindlichen  Guthabens  des  Arbeiters.  Nur  insofern 
die  Gewinnbetheiligung  dem  Gutsherrn  das  Mittel  gewährt^ 
von  seinem  Arbeiter  diese  Kaution  sich  zu  verschaffen, 
kann  die  Minderung  der  Diebstähle  als  Folge  der  Gewinn- 
betheiligung selbst  hingestellt  werden.  — 

Um  indess  über  die  Ergebnisse  der  vorstehend  behandelten 
Erfahrungen  über  die  praktische  Anwendbarkeit  der  Gewinn- 
betheiligung in  der  Landwirthschaft  völlig  ins  klare  zu 
kommen,  ist  die  Zusammenfassung  dessen,  was  die  vier 
Versuche  uns  lehren,  noch  keineswegs  ausreichend.  Es  er- 
übrigt dazu,  dass  wir  diese  Erfahrungen  bei  der  Betheiligung 
der  Arbeiter  am  Reingewinn  mit  anderen  verwandten  land- 
wirthschaftlichen  Löhnungssystemeu  vergleichen. 

Vorher  aber  sei  es  gestattet,  einen  flüchtigen  Blick  auf 
einige  auf  dem  gleichen  Grundgedanken  beruhende  Wirth- 
Bchaftseinrichtungen,  wie  die  Pacht  und  speziell  den  Theilbau, 
zn  werfen.  Zwar  handelt  es  sich  bei  der  gewöhnlichen  Pacht 
wie  heim  Theilbau,  wie  oben  im  ersten  Theile  schon  aus- 
drücklich betont,  um  keine  Lohnsysteme,  sondern  um  beson- 
dere Methoden  der  Bewirthschaftung.  Da  sich  indess  bei 
ihnen  ein  ähnlicher  Grundzug  findet,  so  dürfte  diese  Parallele 
einiges  Bemerkenswerthe  bieten. 

Es  sei  daher  angeführt,  dass  bereits  Columella  in  seiner 
Schrift  De  re  rustica')  den  Rath  ertheilt,  Grundstücke,  bei 
deren  Bearbeitung,  wegen  der  weiten  Entfernung  der  Höfe, 
die  Aufsicht  schwierig  sei,  lieber  durch  Kolonen  als  durch 
Sklaven  unter  einem  Vogt  bebauen  zu  lassen.  Denn  die  Ab- 
gaben, die  der  Kolone  dem  Herrn  für  Ueberlassung  des 
Grundstucks  zahlen  konnte  und  zahlte,  waren,    da   er  durch 

')  L.  I  c.  7,  ed.  Bip.  1787,  S.  44. 
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aein  eigenes  loteresse  zum  grösstm&gUcIieD  Fleisse  and  äorg- 
folt  angeipornt  wurde,  gröaaer  als  das,  was  die  EVchtel  des 
Vogts  aus  dem  Sklaven  bei  maagelbaher  Aufsicht  erpressen 
konnte.  Also  hier  bereits  die  Beobachtung,  dass  das  Eigen* 
Interesse  des  Arbeiters  in  wirksamerer  Weise  da  angewendet 
werde,  wo  fortwährende  Aufsicht  zwar  nötbig,  aber  nicht 
möglicn  seL 

Indess  dürfte  es  doch  unzulässig  sein,  bei  Pacht  und  Kolonat, 
als  streDg  genommen  nicht  hierher  gehörig,  länger  za  verweilen. 
Und  ebenso  ist  der  Theilbau,  eine  spezielle  Form  der  Facht, 
eher,  wie  schon  oben  hervorgehoben,  als  eine  Betheiligung  des 
O  rundeige nthUmers,  der  einen  Theii  des  Betriebskapitals  liefert, 
am  Gewinn  des  Bauern,  denn  als  eine  Betbeiligung  des  letz- 
teren am  Gewinn  des  Gutsherrn  zu  betrachten.  Immerhin 
sei  hier  hervorgehoben,  dass  die  weite  Verbreitung  des  Tbeil- 
baues  im  Mittelalter  darauf  hinweist,  dass  man  auch  damals 
mit  der  Erfahrung,  der  Columella  Ausdruck  gab,  völlig  ver- 
traut war.  Und  auf  dieselbe  Erfahrung  gründet  sich  die 
bis  heute  übliche  Anwendung  dieses  Pachtsystems  in  weniger 
fortgeschrittenen  Ländern  und  Gegenden,  in  denen  auf 
dem  Lande  wesentlich  noch  Naturaiwirthschaft  vorherrscht 
und  kleine  Qutsbetriebe  stark  vertreten  sind').  So  ist  die 
Mezzadria  noch  heute  in  Italien  sehr  gebräuchlich')  und 
in  Amerika  nehmen  die  Share- tarmlnge  eine  grosse  Aus- 
dehnung ein").  Insbesondere  bemerkenswerth  aber  ist,  dass 
wir  den  Tbeilbau  hier  vorzUglich  da  in  Gebrauch  finden,  wo 
es  sich  um  Pflanzen  handelt,  in  denen  ein  grosser  Ea^ital- 
werth  steckt  und  die  eine  besonders  sorgföltige  Kultur  er- 
fordern: so  bei  01iven|)äaDzunKen,  beim  Obst-  und  Weinbau 
in  Italien*),  so  auch  beim  Weinoau  in  der  Schweiz"),  so  auch 
beim  Rebbau  in  Eleinasien  ^). 

Allein     so     werthvoU    diese    Beobachtungen    ftir    unsere 


«)  Koscher,  System  §  59  Anm.  2  u.  7.  Böhmert  Bd.  I  S.  82  f.  Retro 
Hanfredi,  Dellapüticipazioiie  deü' operaio  al  profitto  doli'  impreaa,  Padua 
1877.  H.  Dietzel.  Ueber  'Wesen  and  Bedeutung  des  TheÜbanes  in  Italien, 
TOb.  Zeitschr.  1884  u.  1885.  K.  Th.  Eheberg,  Agrarische  Zustände  in 
Itajien,  Schriften  des  VereioB  tür  Socialpoütik  Bd.  XXIX,  Leipzig  1886, 
8.  124  ff. 

*)  A.  V.  Studnitz,  Nordamerikanieche  Arbetterverh&ltnisse  S.  127  bis 
131,  Leipzig  1879.    Böhmert  Bd.  I  8.  88-92. 

•)  H.  TKetzel,  TUb.  Zeitecbr.  1884  S.  239.    Ehebeis  a.  0.  S.  28,  ISO. 

")  Böhmert  Bd.  1  &.  69  f.;  Bd.  II  S.  45  ff.  Arbeiterfremid  1872 
S.  472  f.  Wie  weit  hiernach  Theilbau  und  wie  weit  (jewinnbeUieiligmig 
in  der  Schweiz  verbreitet,  Ifiset  aich  nach  den  Angaben  Böhmerts  nicht 
uateracheiden.  Augenscheinlich  handelt  es  nch  mebr&ch  daselbst  um 
Theilbau. 

')  Arbeiterfreund  1885  8.  56. 
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weitere  Betrachtung ,  so  handelt  es  sich  doch,  wie  schon  be- 
merkt, bei   ihnen   um   kein   eigentliches   Lonnsystem, 

Von  Lohnsystemen  nun,  welche  gewisse  Verwandtschaft 
mit  der  Gewinnbetheilignng  haben ,  sind  zu  nennen  die  ver- 
ichiedoien  in  der  Landwirthschaft  üblichen  Einzel -Brutto- 
tantümen,  die  verschiedenen  Prämiensysteme  sowie  auch  die 
Stiicklöhnung. 

Wenden  wir  uns  zunächst  zum  Stücklohnsystem. 

Der  Stücklohn  findet  Anwendung  bei  der  Düngung  und 
Vorbereitung  zur  Saat^),  insbesondere  häufig  beim  Dünger- 
wenden'), beim  Umgraben  von  Land  mit  dem  Spaten^),  bei 
der  Feldbestellung,  beim  Körner-  und  Futterbau  ^)  und  zwar 
da  hauptsächlich  bei  den  Emtearbeiten^),  beim  Mähen  und 
Binden  des  Getreides  *)  wie  beim  Gras-  und  Kleeraähen  ^),  beim 
Bin  der  Hackfrüchte^),  vornehmlich  beim  Stecken,  beim 
Hacken  und  Behäufeln,  beim  Ausnehmen  der  Kartoffeln  und 
Sahen"),  beim  Hopfen-  und  beim  Obstbau*).  Sodann  wird 
bei  vielen  Hofarbeiten  ^^)  wie  in  vielen  landwirthschaft- 
lichen  Nebenbeschäftigungen  der  Stücklohn  verwendet,  vor- 
zfi^ch  bei  £rd-  und  Strassenarbeiten^^),  beim  Ziehen  und 
BSomen  der  Gräben**),  bei  Dränagearbeiten**),  beim  Torf- 
stechen und  der  Torfbereitung**),  beim  Mergeln*^),  Modem 
und  Moderkarren**),  bei  der  Ziegelei*')  und  Brennerei*®), 
in  der  Forstwirthschaft  beim  Roden*®),  Holzfallen,  Bretter- 
schneiden  *^)  u.  s.  w.    Ebenso  geschieht  in  der  Viehhaltung  das 

')  Guido  Krafit,  Ein  Grossgrandbesitz  der  Gregenwart,  Wien  1872, 
S.  70  f. 

«)  Schmoller,  Tüb.  Zeitschr.  1866  S.  194. 
«)  V.  d.  Goltz,  Konkordia  Jahrg.  1873  S.  115. 
*)  Krafft  S.  71  f. 

^)  Meitzen,  Der  Boden  und  die  landwirthschaftlichen  Verhältnisse 
des  preossischen  Staates,  Berlin  1869,  S.  97—114.  Schmolicr  S.  194  u.  195. 
AL  V.  Lenfferke,  Die  ländliche  Arbeiterfrage,  1849,  S.  105.  O.  V.  Leo 
S.  81.  CaiDerla,  Die  Löhnung  nach  der  Arbeitsleistung  in  einer  sächsi- 
schen Landwirthschaft,  1875,  S.  15. 

«)  V.  Lengerke  S.  129.    Meitzen  S.  97,  102,  107,  112,  114. 
7)  V.  Lengerke  S.  39  u.  129.    Meitzen  S.  101,  106,  107,  112,  114. 
»)  V.  Lengerke  S.  91.    Schmoller  S.  194  f.    Meitzen  S.  97,  102,  107. 
Arbeiterfreund  1884  8.447.    Krafft  S.  71  f.   Leo  S.  83.   Calberla  S.  11-13. 
»)  Krafft  S.  72  f.    Calberla  S.  11. 
10)  Calberla  S.  8  u.  9. 
^^)  Calberla  S.  14  f. 

")  V.  Lengerke  S.  39,  105,  163—165  f.    Schmoller  S.  194.    Meitzen 
S.  97.    Arbeiterfreund  1885  S.  47. 

»)  Schmoller  S.  195.    Arbeiterfreund  1885  S.  47. 
^*)  V.  Lengerke  S.  81,  91,  105,  109,  139  f.    Meitzen  S.  97.  v.  d.  Goltz, 
Konkordia  1873  Nr.  15  S.  115;  Ländliche  Arbeiterfrage  S.  177. 
")  V.  Lengerke  S.  109,  163-165.     Meitzen  S.  97. 
^*)  Meitzen  S.  97. 

")  V.  Lengerke  S.  109.    v.  d.  Goltz,  Ländliche  Arbeiterfrage  S.  177. 
^*)  Calberla  S.  9  u.  10. 

>»)  V.  Lengerke  S.  91.     Meitzen  S.  97.    Krafft  S.  74. 
^)  V.  Lengerke  S.  91  u.  109.    Krafft  S.  73  f.    Calberla  S.  11. 
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Melken  der  Kühe')  wie  das  Scheeren  der  Schafe')  im  Akkord. 
In  Eleasa-LothringeD  werden  die  Arbeiten  des  Rebmannes  bin 
und  wieder  im  Akkord  vergeben"). 

So  zeigt  sieb  heute  die  Anwendbarkeit  dee  Stücklohnarstems 
bei  einer  sehr  bedeutenden  Anzahl  landwirthacbaftlicber  ArDeiten. 

Hand  in  Hand  mit  dieser  Ausdehnung  der  Sphäre  des 
Stücklobnsy Sterns  sehen  wir  seine  territoriale  Herrschaft  aich 
erweitern.  Die  Ausbreitung  desselben  geht  in  Deutschland 
mit  dem  Qange  der  Kultur  überhaupt  von  Westen  nach  Osten. 
So  hat  bereits  Seh  moller  1866  hervorgehoben*),  dass,  je  weiter 
man  nach  Osten  kommt,  je  weniger  entwickelt  der  Arbeiter- 
stand ist,  desto  seltener  die  Akkordarbeit  sich  findet.  Und 
damit  stimmt  die  Mittheilung  Jacobis^)  überein,  dass  in  der 
Rheinprovinz  die  Akkordarbeit  länger  ziemlich  üblich  sei  als 
in  Norddeutschland.  Damit  übereinstimmend  ferner  die  Be- 
merkung von  V.  d.  Goltz  "),  dass  der  Fortacbritt  der  Akkordarbeit 
vom  Westen  Deutschlands  nach  Osten  stattgefunden  habe, 
im  Westen  sei  sie  früher  im  Gebrauch  gewesen  und  sei  noch 
heute  ausgedehnter  in  Anwendung.  Und  eben  dasselbe  be- 
sagtes, wenn  v.  Lengerkein  seiner  EnquStc  von  1849  berichtet'), 
dass  in  den  Kreisen  Memel  und  Gumbinnen  die  EinfiibrunK 
von  Akkordarbeit  meist  an  der  „Indolenz"  oder  dem  „Mangel 
an  Inteihgenz"  der  dortigen  Arbeiter  gescheitert  sei.  Und  es 
ist  dies  begreiflich  denn  wenn  es  Thatsache  ist,  was  v.  d.  Goltz 
betont,  dass  die  intelligentesten,  äeissigsten  und  geschicktesten 
Arbeiter  am  meisten  auf  Stücklohn  dringen,  so  betont  er 
andererseits  gleichfalle,  dass  ein  gewisser  Grad  geistiger  nnd 
sittlicher  Bildung  nöthig  sei,  lirn  die  Vorzüge  der  Stück- 
löhnung  zu  erkennen  und  auszunutzen^). 

Die  Stücklöhnung  bietet  dem  Arbeiter  nicht  geringen 
Vortheil.  Hie  steigert  sein  Einkommen  in  dem  Maasse,  in 
dem  er  flelssiger  ist.  Diese  Vermehrung  ist  mitunter  eine  recht 
beträchtliche.  So  berichtet  v,  d.  Goltz*),  dass  in  Preuseen 
der  Vordienst  der  freien  ländlichen  Arbeiter  bei  Akkordarbeit 
sich  um  20 — 25  Prozent  und  selbst  noch  mehr  erhöhe. 

Ebenso  ist  die  StUcklöhnung  aber  auch  fitr  den  Arbeit- 
geber von  wesentlichem  Nutzen.  Sie  erspart  ihm  die  Kosten 
für  die  Aufsicht,   die   sonst  nöthig  ist,   um  die  Arbeiter  zum 

')  Schmoller  S.  194.     Calberla  S.  19. 

^)  Meitzeo  S.  102.  Schmoller  S.  19.^.  v.  d.  Ooltz,  Konkoidia  1873 
S.  115.     Vgl.  noch  besondere  Kraftt  S.  73. 

■l  Stalisf.  Mitlheil.  von  Elsaaa-Lothringen  Heft  XVI  1880  S.  54  f. 

*)  Tfib.  ZeifHChr.  S.  195. 

")  Niederrheinische  Studien,  18-54,  S,  56, 

«)  Konkordift  1873  S.  115. 

')  S.  30  u.  101. 

")  Konkordia  1873  S.  115, 

»)  Ländliehe  Arbeiterfrage  S.  55-59.  69,  73,  75,  77,  80,  176.  Kon- 
kordia 1873  S.  114  n.  133. 
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FleiM  anzutreiben,  und  verschafft  ihm  eine  selbst  bei  dem 
boheren  Lohne  no<m  werthyoUere,  weil  grössere,  Arbeitsleistung 
der  Leute.  Der  ländliche  Arbeiter  leistet,  sagt  v.  d.  Goltz  ^)y 
hd  St&cklohn  ^,''4 — V^  mehr  als  im  Tagelohn.  Und  Schmoller 
abreibt,  dass  zwei  Männer  im  Akkord  wenigstens  dasselbe  ver- 
lichteten,  was  drei  im  Tagelohn  zu  Wege  brächten.  —  In 
nuuichen  Fällen  indess  ist  die  Anwendung  des  Stücklohns  zweifel- 
los mit  Nachtheil  für  den  Arbeitgeber  verbunden.  Leicht  werden 
niffilich  die  Arbeiter  zu  hastiger  und  darum  flüchtiger  Arbeit 
angetrieben,  was  eine  schlechtere  Beschaffenheit  ihrer  Leistungen 
Jiervonruft *).  So  z.  B.  ist,  wie  Röscher  mittheilt®),  Gefahr 
vorhanden,  dass  die  Stücklöhner  bei  der  Ernte  „etwa  trotz  der 
Hasse  fortajrbeiten ,  fortbinden  u.  s.  w. ,  worauf  die  Garben 
alsdann  verfaulen".  „In  England  femer  hält  man  es  beinahe 
für  anmöglich,  Akkordarbeiter  dahin  zu  bringen,  dass  sie  das 
Getreide  ganz  niedrig  abmähen^)."  Eben  daraufhin  weist  die 
oben  angeführte  Bemerkung  Jahnkes,  dass  Akkordarbeit  zu 
Zeiten  sehr  theuer  zu  stehen  komme,  da  der  Akkordarbeiter 
idbet  bei  guter  Kontrole  nur  auf  die  Massenarbeit  sein  Ziel 
richte.  Es  wird  also  nicht  jede  Aufsicht  bei  der  Stücklöhnung 
enpsrt.  Ein  Antreiben  der  Arbeiter  zum  Fleiss  durch  den 
Aoneher  ist  allerdings  nicht  nöthig,  wohl  aber  unter  Um- 
ständen eine  Beaufsichtigung  der  Qualität  unerlässlich.  £k 
bleibt  also  trotz  der  Ansicht  einiger  Landwirthe '^) ,  dass  fast 
alle  Art  landwirthschaftUcher  Handarbeit  sich  im  Akkord  ver- 
richten lasse,  immer  noch  eine  Reihe  von  Verrichtungen 
übrig,  in  denen  die  Anwendung  des  Stücklohnes  mit  Gefahren 
verbunden  ist. 

Schmoller  empfiehlt^)  für  solche  Thätigkeiten  den  Gruppen- 
akkord; bei  diesem  würden  die  Arbeiter,  weil  zusammen  für 
die  Güte  der  Arbeit  verantwortlich  gemacht,  zu  gegenseitiger 
Beaufsichtigung  veranlasst.  Und  in  der  That  ist  der  Gruppen- 
akkord ausser  in  den  von  Schmoller  zitirten  Beispielen  noch  be- 
sonders beim  Mähen,  Dreschen,  Kartoffelausmachen  wie  bei  Gra- 
benarbeiten vielfach    mit  Glück  angewandt  worden'). 

>)  LäDdliche  Arbeiterfrage  S.  176  und  Konkordia  1873  S.  115.  In  der 
von  V.  d.  Goltz  unter  Mitwirkung  von  Kicliter  und  v.  LangsdortF  ver- 
anstalteten Enqndte:  Die  Lage  der  ländlichen  Arbeiter  im  Deutschen 
Reich  (Bericht,  erstattet  an  die  vom  Kongress  deutscher  Landwirthe 
niedergesetzte  Kommission  zur  Ermittelung  der  Lage  der  ländlichen  Ar- 
beiter in  Deutschland),  1875,  8.  470  f.  heisst  es  sogar,  ,,der  Akkordlohn 
überragt  den  Sommertagelohn  noch  um  49  Prozent,  den  Durchschnitt  von 
Sommer-  und  Wintertagelohn  um  70  Prozent". 

2)  Tübinger  Zeitsciirift  für  die  gesammte  Staats  Wissenschaft  löGO 
S.  1!>4. 

3)  SchmoUer,  Tüb.  Zeitschr.  1866  S.  196.  v.  d.  Goltz,  Ländliche 
^Vrbeiterfrage  S.  178. 

*)  Röscher,  System  Bd.  I  §  39  Anm.  6. 

'•)  Ebenda.     Sinclair,  Grundgesetze  des  Ackerbaues  S.  102. 

«)  S.  196  f. 

")  V.  d.  Goltz,  Konkordia  1873  S.  133. 


80 


VL  2. 


Ein  modifizirtos  StücklohoBystem  ist  die  Betheilieung  am 
Bruttoertrage,  wie  sie  bei  Ernte-  und  Dreecharbeit  senr  häufig 
vorkommt. 

Ein   Theil  des  Erntelohnes    oder    unter   Umständen    der    ' 

tanze  wird  nach  dem  Stück  in  der  Weise  gezahlt,  dasa  je  nach 
en  abgelieferten  Quantitäten  ein  entsprechender  Theil  der 
Ernte  den  Arbeitern  in  natura  überwiesen  wird.  So  erzählt 
schon  Albr.  v.  Thaer'),  dass  es  in  Schlesien  gebräuchlich  sei, 
den  Erntelohn  in  einem  Theil  des  Ernteertrages  auszuzahlen. 
Die  schlesischeu  eog.  „Dreflfhg&rlner"  erhielten  bei  der  Ernte 
die  10,,  11.,  12,  oder  13.  Mandel*)  des  geernleten  Getreides. 
Den  gleichen  Brauch  berichtet,  wenn  auch  mit  theilweise  ver- 
änderten Zahlenverhähniasen  und  Modalitäten,  Alex.  v.  Lengerke 
iur  die  Getreideernte  in  der  Provinz  Posen  und  im  Reg.-Bez. 
Frankfurt  a.  O,  ^);  in  letzterem  hatten  die  Dienstleute  auch 
hie  und  da  Antheil  am  Ertrage  der  Kartoffelernte  *).  Noch  , 
heute  besteht  im  Posenschen  die  Ablühnung  in  der  so  und  i 
vieiten  Mandel  bei  der  Ernte  der  verschiedensten  MelUfrüchte*),  i 
Noch  gebräuchlicher  und  älter  und  heute  fast  durchweg  * 
gang  und  gebe  ist  die  Erdruechquote.  In  der  Neumark 
wurde  schon  im  17.  Jahrhundert  um  den  18,  Scheffel  ge- 
droschen"). Und  in  Pommern'),  Ostpreussen  und  Litthauen*)*), 
WestpreuBsen ")  und  Schlesien'")  erhielten  die  Drescher  be- 
reits am  Ausgange  des  18.  Jahrhunderts,  wahrscheinlich  aber  J 

■I  AimaleD  det  AckerbauB  1.  Jahrg.  1805  Bd.  I  S.  787.  \al.  auch  1 
A.v.lliaer,  Onutd^tze  der  ratiünellen  Landwirtlischaft,  1809,  Bd.  1  S.  146. 

^)  £jiie  „Mandel"  Getreide  ist  eine  aus  15  Üarben  besteheode 
„Stiege",  wie  sie  bei  der  Ernte  auf  dem  Felde  errichtet  werden-  »Un- 
eigeotlich  versteht  man  im  Oeeterreiehischen  unter  Mandel  einen  Ge- 
treidebaufen  von  10  Uarbcn.  wovon  9  in  einem  Kreise  berumstebeo  und 
die  10.  die  Deckgarbe  ausmacht"  (sog.  .Hutmandeln"  a.  Krafft).  Vgl. 
Alei.  V.  Lengerke,  Landw.  Kunvers.-LeJ^.,  Prag  1H38,  Bd.  111  S.  39.  — 
Die  Ilezeichnung  .Mandel"  für  eine  Stiege  von  15  Garben  ist  sehr  alt. 
Scbou  im  Landbuch  der  Mark  Brandeoburg  von  1375  (ed.  von  IT81  S.  49}  . 
wird  crwSbnt.  dass  50  Hufen  des  Dorfes  Tempelhof  bei  Berlin  die  10.  J 
Mandel  von  allem  Korn  als  Pachtgeld  zu  entrichten  hatten. 

'I  Y.  Lengerke,  Ländbche  Arbeiterfrage,  1849,  S.  128  n. 

*)  Ebenda  S.  148  u.  32. 

")  H.  V.  Cbrzanowski,  Die  Lohnsyateme  der  ländlichen  Arbeiter  usw., 
Posen  1877,  8.  54,  51. 

•)  MyliuB.  Corpus  Const.  Marcb.  Bd.  V  Th.  III  S.  205. 

'')  Insbesondere  im  Gebiete  der  Stadt  Anklam.  Vgl.  Gesindeord- J 
nung  für  das  Herzogthum  Vor- und Hinterpominern.  De  Dato  Berlin  den] 
20.  Ang.  1766.  1 

")  £Xe  luslen  auf  den  Adelsgüteni  droschen  gegen  den  10.  odee  1 
11.  .ScbefFel.    Vgl.  Gesindeordnung  vom  10.  .September  1784.  I 

*|  Die  atif  den  Domänen  bufindlichen  Inaleii  .pflegen  während  dei  I 
Winters  gegen  einen  bestimmten  Antheil  das  Getreide  auszudreecheu". 
Vgl.  die  westpreussische  Inetrukiion   vom  30.  Oktober  1T99,  welche  am 
27.  Oktober  IWl  anch  in  Ostpreussen  und  Litthnuen  ciiiceßlhrt  wurde. 

'°)  Die  Hchlesischen  Dreschgürtner  erhielten  den  18.  Dis  20.  ScheSel. 
Vgl.  Thaer,  Annalen  des  Ackerbaues  I.  Jahrg.  Bd.  1  .S.  787. 
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schon  viel  früher^  einen  Antheil  am  Erdrusch  —  je  nach 
Ortsgebrauch  den  10.  bis  20.  Scheffel.  A.  v.  Thaer  nennt  diesen 
Qaotallohn  „Drescherhebe"  ^).  Heute  findet  diese  Löhnungs- 
weise  bei  den  meisten  Gutstagelöhnem  und  auch  bei  freien 
Arbeitern  Anwendung^).  Der  Prozentsatz  des  Erdrusches 
ist  in  den  einzelnen  Gegenden  verschieden  und  innerhalb  der- 
selben richtet  er  sich  speziell  danach^  ob  mit  der  Hand  oder 
ob  mit  der  Maschine  gedroschen  wird,  sowie  meist  nach  der 
Getreideart  und  der  Ergiebigkeit  derselben. 

In  Nordfrankreich  ist  ein  Zwanzigstel  des  Erdrusches 
als  Drescherlohn  üblich^). 

In  Palästina  empfangen  die  „Pfitiger^^  d.  h.  die  auf  neun 
bis  zehn  Monate  während  der  Zeit  vom  Beginn  der  Feld- 
bestellung bis  zu  vollendetem  Ausdrusch  des  Getreides  ge- 
mietheten  Arbeiter  ^  neben  anderem  Naturallohn  auch  einen 
Antheil  am  Körnerertrage  ^). 

Auch  hier  zei^t  sich  als  Folge  eine  Steigerung  im  Fleisse 
des  Arbeiters.  Indess  ist  gleichzeitig  grössere  Sorgfalt  gewähr- 
leistet^ indem  bei  schlechter  Leistung  auch  der  Antheil^  den 
der  Arbeiter  erhält,  minderwerthig  wird,  der  Arbeiter  also 
selbst  unter  der  schlechteren  Arbeit  mit  leidet. 

Noch  mehr  garantirt  neben  dem  Fleisse  die  nöthige  Sorg- 
falt jene  Kombination  von  Stücklohn  und  Prämie,  die  in  der 
Landwirthschaft  vorwiegend  bei  der  Viehhaltung  sich  findet. 
Die  Schäfer,  Viehwärter  und  Hirten  nämlich  bekommen,  wie 
in  Posegnick,  abgesehen  von  ihrem  festen  Lohn  in  der  Regel 
tür  jedes  Stück  Vieh,  das  ihrer  Obhut  anvertraut  ist,  und 
insbesondere  für  jedes,  das  sie  aufziehen,  eine  Belohnung; 
dagegen  müssen  sie  sich  Abzüge  gefallen  lassen  für  jedes 
gefallene  oder  krank  geschlachtete  Thier.  Der  Schäfer  be- 
zieht ferner  öfters  eine  gewisse  Prämie  für  ein  bestimmtes 
Quantum  Wolle*).  Der  Jäger  auf  grösseren  Gütern  erhält 
gewöhnlich  Schuss-  oder  Fangpräraien  von  bestimmten  Sätzen. 

Ein  Vergleich  der  eben  vorgeführten  Lohnsysteme  mit 
der  Gewinnbetheiligung  zeigt,  dass,  wo  es  vorzüglich  auf  den 
Fleiss   ankommt,    der  Stücklohn  ein   weit  mächtigerer  Sporn 


»)  Grundsatze  Bd.  I  S.  146. 

*)  Auff.  V.  Haxthausen,  Die  ländliche  Verfassung  in  Ost-  und  West- 
pTeas6<*n,  Königsberg  1839,  S.  109— 115.  Alex.  v.  Lengerke,  Die  ländliche 
Arbeiterfrage,  1849.  Meitzen  Bd.  II  S.  97-114.  Th.  v.  d.  Goltz,  Länd- 
liche Arbeiterfrage,  2.  Aufl.  1874,  S.  14.  16.  18  und  Schönbergs  Handbuch 
1.  Autl.  Bd.  I  S.  583.  H.  v.  Chrzanowski  a.  0.  S.  54.  48.  58.  «eifert, 
Ueber  genossenschaftliche  Gutsbewirthschaftung  und  Antheilswirthschaft, 
Leipzig  1873,  S.  120.  Arbeiterfreund  1885.  E.  Ganz,  Ländliche  Arbeite r- 
TerDältnisse  in  Hinterpommern  Ö.  41.  43. 

»)  Schmoller,  Tüb.  Zeitschr.  1866  S.  200. 

*}  Dr.  Leo  Anderlind,  Arbeit  er  freund  1884  S.  202. 

*)  V.  d.  Goltx,  Konkordia  von  1873  S.  115.  Dr.  Ottomar  Victor  Leo 
S.  35.    Seifert  S.  117  f. 
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ist  «la  diese,  da  er  viel  unmittelbarer  wirkt  und  vod  ] 
jiinktureD  unabhängig  ist.  Wo  es  sich  besonders  um  die 
zielung  höherer  Sorgifalt  handelt,  da  erweisen  sich  die  Ei 
Bnittotanti^men  und  die  Froduktions-  oder  Güteprämie! 
stärkerer  Antrieb  aus  den  gleichen  Gründen.  Danach  w 
im  allgemeinen  als  Wirkung  der  Gewinnbetheiiigung  in 
Laudwirthschaft  nur  die  bleiben,  die  Arbeiter  bei  Arbt 
mangel  zu  fesseln.  Es  wurde  aber  oben  schon  angedc 
dass  festgelegte  Geschenke  augenscheinlich  daaselbe  und 
leicht  gar  noch  mehr  vermöchten,  da  sie  dem  Arbeiter  siel 
als  Gewin nanth eile  sind. 

Es  bleibt  also  nur  eine  ganz  beschränkte  Sphäre 
Gewin nbetheitigung  übrig,  nänilich  für  die  Personen  in 
antwortlicher  leitender  ätellung,  die  einerseits  weder 
Sttlck  noch  nach  Prämien  gelohnt  werden  können,  and' 
seit«  Ueberblick  und  Bildung  genug  besitzen,  um  zu  erkei 
dass  der  Ertrag  des  Ganzen  von  der  Erfüllung  ihrer  Pflic 
beeinäuBst  wird. 

Daraus  erklärt  sich  denn  auch,  dass,  wenn  wir  von 
Betheiligung  dieser  verantwortlichen  Personen  am  Reingev 
die  in  der  Land wirth schalt  ziemlich  gebräuchlich  ist,  und 
den  Fällen,  die,  weil  ungenügend  berichtet,  von  der  weil 
Betrachtung  ausgeschlossen  werden  mussten,  absehen,  Gev 
betheiligung  nur  in  den  oben  angeführten  Fällen  und  nt 
zweien  derselben  eigentlich  erfolgreich  vorkommt. 


II.    €^wlBDbethelllgiing8rersiiche  im  Gewerbe,  Ha 
ond  Terkebr. 

I.     Familisterium  zu  Guise  (Departement  Aisne),    Fabrik 
Heizvorrichtungen,  Haus-  una  KüchengerSthe. 

(EnquSte  de  la  commiasion  extraparlementaire  Bd.  II  S.  244- 
ArbeilerfreaDd  1884  «.433—434');  Bulletin  de  la  participatioQ  ata. 
fices  tome  n  1Ö80  S.  150-197,  tome  IV  1882  3.178-187;  vgl. 
Economiste  frangjÜB  21  fevr.  1885  S.  233  ff.) 

Die  Fabrik  für  gusadsenie  Waaren  (Heiz Vorrichtungen ,  Haus 
Ktlchenger&tbe)  zu  Gmise  ~  daa  heute  sog.  FamiliBtenuni  zu  Gui 
wuide  Mitte  der  vierziger  Jahre  von  dem  Indastriellen  Godio  gegil 
Im  Laufe  der  Jabre  ist  die  Fabrik  zu  bedeutendem  Umfange  t 
gewachsen ;  verschiedene  HilfBinduBtrieu  haben  eich  ausgebildet.  Im . 
1883  beschäftigte  die  Fabrik  1400  Arbeiter,  während  sie  Anfangs 
nur  20  zihlte.  AuBBerdem  besitzt  sie  eioe  Filiale  zn  Laeken  in  Bi 
mit  300  Arbeiten!. 

Im  Jahre  1880  wardc  die  Fabrik  in  eine  Kommanditeeaelli 
verwandelt  Herr  Oodin  brachte  dabei  ein  Kapital  von  4  600  OO 
mit,    Meses  ist  mittlerweile  auf  6  000  000  Fr.  erhöht.    Hiervon  befi 
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«cb  1888  1960000  Fr.  in  den  Händen  der  Angestellten  und  Arbeiter  des 

Hmmi. 

Am  GeflchSftflgowinn  können  nar  diejenigen  Arbeiter  theilnehmeu, 
velche  Gesch&ftsantheile  besitzen. 

Gkwinobetheiligiing  wurde  im  Jahre  1877  ein^fülirt.  Vom  Rein- 
gewinn werden  xonächst  10  Prozent  des  Werthes  der  Materialien  und 
.5  Prozent  des  Werthes  der  Immobilien,  sodann  5  Prozent  Zinsen  des  Kapitals, 
ferner  gewisse  Summen  för  Erziehungs-  und  Unterrichtszwecke  una  end- 
Beb  an  Beitrag  für  eine  Arbeiterpensionskasse  in  der  Höhe  von  2  Pro- 
sent  der  im  Laue  des  Jahres  ausbezahlten  Löhne  und  Grehälter  abgezogen. 
Der  Best  Tertheilt  sich  in  folgender  Weise:  25  Prozent  tiiessen  in  den 
BeKrrefonds,  25  weitere  Prozent  fallen  der  Leitung  zu^)  und  50  Prozent 
woden  theila  als  Dividende  fUr  das  Kapital,  theils  als  Bonus  ftir  die 
aotiieilsberechtißten  Arbeiter  verwendet.  Die  Höhe  der  Dividende  und 
des  Bonos  bestimmt  sich  nach  dem  Verhältniss  der  Kapitalzinsen  zu  der 
an  die  Angestellten  und  Arbeiter  als  Gehälter  oder  Löhne  ausbezahlten 
ikimme.  Im  Jahre  1880  betrugen  z.  B.  die  Kapitalzinsen  280  000  Fr.  und 
die  Arbeitslöhne  1 888  000  Fr.  Der  Bonus  von  1880  war  daher  etwa 
seht  Hai  grösser  als  die  Superdividende. 

Die  antbeilsberechtigten  Arbeiter  beziehen  demnach  eine  Dividende 
nach  Maassgabe  ihrer  I^pitaleinlage  und  einen  Bonus  nach  Maass^be 
ihres  Arbeitslohnes.  Die  (iewinnantheile  der  Arbeiter  werden  nicht  oaar 
tnageiahlty  sondern  kapitalisirt  und  zum  Ankauf  von  Geschäftsantheilen 
Terwendet. 

Herr  Godin  beabsichtigt  nämlich,  die  Fabrik  ganz  in  die  Hände 
eemer  Arbeiter  übergehen  zu  lassen  und  sich  nur  die  Leitung  derselben 
Toizabehalten.  Um  aber  die  Fabrik  auch  dauernd  in  den  Händen  der 
«▼eiligen  Arbeiterschaft  zu  erhalten,  ist  folgende  Bestimmung  getroffen. 
Asduiem  Godin  sein  Kapital  vollständig  zurückbezahlt  erhalten  hat,  sollen 
die  ältesten  Antheilscheme,  welche  selbstverständlich  in  den  Händen  der 
ältesten  Arbeiter  oder  ihrer  Rechtsnachfolger  sich  befinden,  eingelöst  und 
da^  neue  zum  Erwerb  für  die  jüngeren  Arbeiter  ausgegeben  werden.  Auf 
diese  Weise  soll  der  Besitz  der  Fabrik  von  Generation  zu  Generation  der 
Arbeiter  übergehen  und  diese  dauernd  eine  Produktivgenossenschaft  bilden. 

Der  Reservefonds  des  Geschäfts  beträgt  460000  Fr.  Die  Arbeitcr- 
pensionskasse  besitzt  ein  Kapital  von  670000  Fr.  und  geniesst  einen 
jikrlichen  Zinsbezug  von  5  Prozent 

Die  antbeilsberechtigten  Arbeiter  zerfallen  in  drei  Gruppen:  associ^s, 
mci^taires  und  participants.  Die  as80ci6s  müssen  vor  allem  mindestens 
25  Jahre  alt  sein  imd  5  Jahre  in  der  Fabrik  gearbeitet  haben.  Die  socie- 
tiires  und  participants  müssen  im  Alter  von  wenigstens  21  Jahren  stehen 
nnd  erstere  3«  letztere  1  Jahr  der  Fabrik  angehört  haben.  Sodann  müssen, 
wie  schon  oben  bemerkt,  all  diese  Arbeiter  Geschäftsantheile  besitzen, 
ond  zwar  die  associ^  solche  von  mindestens  500  Fr.  Ausserdem  ist  für 
die  assodös  und  soci<^taires  noch  besonders  Wohnung  im  sog.  familist^re-) 
oder  palais  social,  einem  Biesengebäude,  das  1200  Personen  (Direktor, 
Betmten,  Arbeiter)  beherbergt  und  neuerdings  noch  eine  Erweiterung 
durch  einen  Anbau  erfahren  bat,  erfordert.  Die  associ^s  ergänzen  sich 
selbst  durch  Kooptation,  Sozietäre  und  Partizipantcn  werden  durch  den 
Direktor  (Godin)  und  den  Verwaltungsrath  ernannt.     Aus  der  Mitte  der 


>)  Diese  25  Prozent  vertheilen  sich  so,  dass  der  Direktor  (Godin)  12, 
der  Verwaltungsrath  9,  der  Aufsichtsrath  2  Prozent  erhält  und  2  Prozent 
dem  Anfirichtsnithe  zur  Belohnung  für  aussergewölmliche  Dienstleistungen 
zur  Verfügung  gestellt  werden. 

*)  Das  Familisterium  wurde  1859  gebaut  und  1860  bezogen.  Es  ist 
gewissermaassen  die  Verwirklichung  der  Fouricrschen  Indus triekaseme, 
des  Phalansterium.  Ein  Pendant  dazu  bildet  das  für  die  Beamten  der 
Firma  Aristide  Boucicaut  Vve  (Au  bon  March^)  errichtete  Wohngebäude. 

6* 
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asBOci^  BoU  Dach  Godins  Tode  der  neue  Direktor  gewählt  werden. 
Die  associ^B  oehmen  im  Verhältnisa  mit  dem  doppelt^,  die  Sozietfire 
mit  dem  anderthalbfachen,  die  PartizipaDteD  mit  dem  einfachen  Betrage 
ihres  Lohnea  am  Qeaammtbonus  Theil. 

AKsoci^  gab  ea  1883  68,  Sozictäre  95  and  Partizipant«n  573.  Im 
ganzen  betrag  also  die  Zahl  dei  Anthälaberechtigten  unter  den  Ar- 
beitern 73d. 

Die  übrigen  Arbeiter,  welche  nicht  am  Gewinne  theilnebmen,  heissen 
auxiliairee. 

Eine  fünfte  Gruppe  von  zu  der  Fabrik  in  BeziehuDK  Btehenden  Per- 
Bonen  sind  die  sog.  int^reBs^B.  Das  sind  Leute,  welche  dorch  Erbschaft, 
Kauf  u.  s,  w.  Geschäft  BS  ntheile  ertangt  haben,  sonst  aber  in  keiner  Ver- 
bindung mit  der  Fabrik  ateben. 

Die  Arbeit  wird  meist  im  Stück  verrichtet.  Die  Lolmtarife  werden 
in   der   Regel  unter  Mitwirkung  der  Arbeiter  aufgestellt. 

Die  Resultate  der  GewinnbethäligunK  waren  folgende: 

In  deu  Jahren  1877— 1S79  wurden  den  Arbeitern  172  266  Fr.  ati 
Gewinnantheile  baar  zugewiesen.  Von  Anfang  1880  bis  Ende  1883  wurden 
zum  Ankauf  von  OeBcbüfteantbeiten  für  die  Arbeiter  Gewinnquoten  im 
Uetrage  von  1969000  Fr.')  verwendet.  Ausserdem  fielen  den  berech- 
tigten Arbeitern  während  dieser  vier  Jahre  I8S000  Fr.  als  Zinsen  und 
Dividende  für  ihre  Geschäftsantheile  zn.  Ueber  die  Zahl,  die  Oesammt- 
und  die  durchschnittliche  Höbe  der  Geschäftsantheile  der  Arbeiter  nach 
dem  Stande  vom  30.  Juni  1883  giebt  folgende  Tabelle  An&chluas. 


Antheile  im  Betrage 


Durchschnitts- 

werth  eines 

Antheils 


100  Fr.  und  weniger 

101—     500  Fr. 

501—  1  000    „ 

1001—5000    „ 

5  001—10000    „ 

10001—15  000    „ 

25  001-5000C    „ 

über  50000    „ 


2220 
6969 
11115 


I 


i')^ 


Dabei  bezog  Herr  Godin  im  Jahre  1883  ein  Einkommen  von 
259339  Fr.  und  zwar  154  521  Fr.  als  Sprozentige  Zinsen  seines  Kapitals 
von  3090420  Fr.,  15  000  Fr.  an  Gehalt  als  Direktor,  4  785  Fr.  EKvidende 
für  seine  Arbeit  als  assodä,  24646  Fr.  Superdividende  rär  sein  Kapital 
und  60387  Fr.  IKvidende  als  Direktor. 

Für  das  Geschäft  hat  die  Gewinnbetheilie:ung  uebst  Kapitalbethei- 
ligune  eine  wesentliche  Verbesserung  der  Aibeilsleistungen  zur  Folge 
eehaot.  Herr  Godin  rühmt  insbesondere,  daaa  die  Arbeiter  eifrig  auf  die 
Verbesserung  der  Produktion  bedacht  seien.  Sie  legen  sich  darauf,  die 
Ursachen  der  Verluste  und  des  Missrathens  von  Produkten  beranazumiden 
und  anzuzeigen.  Sie  sind  bemälit,  neue,  die  Produktion  verbessernde 
Mittel   zu  ersinnen.     Die  Firma   ist   daher  öftera   genöthigt,   Erfindungs- 

Sitente  zu  nehmen.    Gegenwärtig   arbeitet  sie  mit  180  meist  von  Herrn 
odin  selbst  genommenen  Patenten. 

Sonach  ergiebt  sich :  Ea  handelt  sich  hier  um  eine  Fabrik 
t;rÖssten  Stils,   in  welcher  GegenBtände  des  täglichen  Bedarf* 
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hergestellt  werden.  Daher  eine  regelmässige  Nachfrage;  keine 
oder  höchstens  geringe  Schwankungen  im  Absatz.  Die  Ar- 
beiter durch  Grösse  ihres  Fleisses  und  ihrer  So^falt  von 
Einiflass  auf  den  Erfolg  des  Unternehmens.  Zum  Fleiss  an- 
gespornt durch  Stücklöhnung,  zur  nöthigen  Sorgfalt  bei  der 
Arbeit  durch  Gewinnbetheiligung.  Die  Art  und  Weise  der 
Durchführung  dieses  Reizmittels  muss  dasselbe  im  höchsten 
Grade  wirksam  machen.  Es  handelt  sich  nämlich  um  nichts 
geringeres  als  um  die  Verwandlung  der  Fabrik  in  eine  Pro- 
ooktivgenossenschaft,  um  einen  Versuch^  mittels  der  Gewinn- 
betheiligung das  gesammte  Eigenthum  der  Fabrik  in  den 
Besitz  der  Arbeiter  hinüberzufuhren.  Folge  grösstmöglicher 
Sporn  für  die  Arbeiter,  ihr  Bestes  zu  leisten.  Resultat  sehr 
bedeutend:  Fürsorge  für  Vermeidung  von  Verlusten  und 
Verbesserung  der  Produktion  seitens  des  einzelnen  Arbeiters. 

2.    Billon  &  IsaaCy  Fabrik  für  Spieldosenbestandtheile  in  Genf^ 
Aktiengesellschaft. 
(Böhmert  Nr.  6;  Arbeiterfreund  1882  S.  138»).) 

Das  Haus  Billon  &  Isaac  verfertigt  Bestandtheile  von  Spieldosen, 
Halbfabrikate.  Seine  Abnehmer  sind  Fabrikanten  von  MusiKstücken, 
welcbe  die  von  Billon  &  Isaac  gefertigten  Dosen  mit  mehr  oder  weniger 
Tollkommen  ausgestatteten  Spielwerken  versehen  und  für  diese  die  Aus- 
wahl der  Tonstücke  treffen.  Die  Fabrikation  von  Billon  &  Isaac  erstreckt 
Bch  besonders  demnach  auf  die  Walzen  und  Kädcrwerke  zu  den  Spieldosen, 
die  Klaviere,  welche  den  Ton  hervorbringen  und  die  Treibfedem.  Ausser- 
dem werden  in  einer  zur  Fabrik  gehörigen  Werkstatt  für  mechanische 
Tischlerei  Dosen  oder  Büchsen  aus  hartem  Holz  hergestellt,  welche  zur 
Bekleidung  der  sog.  Blancs  (mouvements  oder  cbauches)  d.  h.  der  Walze 
sarnmt  dem  Räderwerke  dienen. 

Fast  die  ganze  Fabrikation  beruht  auf  mechanischen  Prozessen;  die 
eigentliche  Handarbeit  ist  beschrankt.  Immerhin  sind  aber  die  sämmt- 
Kcnen  von  der  Fabrik  Beschäftigten  aualifizirte  Arbeiter.  Die  gelernten 
Arbeiter,  welche  eine  formliche  Lehrzeit  durchgemacht  haben,  sind 
Mechaniker,  Schmiede,  Schlosser,  Tischler,  Uhrmacher.  Auch  die  un- 
gelernten Arbeiter,  die  zu  leichteren  Thätigkeiten  verwendet  werden, 
uasen  sich  nicht  als   einfache  Handarbeiter  oezeichnen. 

Die  Arbeiter  sind  theilweise  im  Stücklohn  angestellt.  Letzterer  ist 
?iel&ch  mit  Produktionsprämien  nach  Gewicht  der  abgelieferten  Arbeit 
oder  nach  Zahl  der  abgelieferten  Stücke  verbunden. 

Die  Zahl  der  Arbeiter  beträgt  normaler  Weise  etwa  100. 

Der  Arbeitslohn  repräsentirt  ein  Drittel  des  Preises  der  Produkte 
und  zwei  Drittel  des  Geschäftskapitals,  welches  232  300  Fr.  betraf. 

In  dieser  Fabrik  wurde  mit  dem  1.  Juli  1871  Gewinnbetheiligung 
der  Arbeiter  in  folgender  Weise  durchgeführt: 

Der  jährliche  Reinertrag  des  Geschäfts,  welcher  nach  Abzug  der 
Kapitalzinsen  und  eines  Beitrages  für  den  Reservefonds  und  für  die 
AmortisatioD  der  Gebäude,  der  Werkzeuge  und  des  Kapitals  verbleibt, 
vird  in  zwei  gleiche  Hälften  zerlegt.  Die  eine  Hälfte  erhält  das  Kapital 
snd  die  Leitung,  und  zwar  25  Prozent  die  Aktionäre  und  25  Prozent  die 
Admmistratoren  (drei  ah  der  Zahl  nebst  einem  Ingenieur),  welche  ausser- 


')  Das  Nene,  das  die  Darstellung  im  Arbeiterfreund  bringt,   beruht 
tof  direkten  Mittheilungen  des  Herrn  Billon. 


I 
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dem  ein  festes  Jahreegehalt    bemehea.      IKe  andere    H&lfte  des    Rtin- 

fewinns,  aleo  50  Prozent,  wird  unter  die  übrigen  Angestellten  and  Ai- 
eiter  nach  Verhältnis  des  von  ihnen  im  Jahre  bezogenen  Oehalts  oder 
Lohnes  verlheilt. 

Um  Äntheil  am  Geschäft  ed  erhalten,  ist  nöthi;;,  dasa  die  Arbeiter 
und  JJeamlen  aussehlieBHlich  filr  Bechnung  der  Firma  eearbeitet  haben 
und  mindestena  drei  auf  einander  folgende  Monate  des  Rechnungsjahre» 
in  den  Werkstätten  derselben  beschäftigt  waren. 

Der  auf  die  bctbeiligten  ÄngeatelTcen  und  Arbeiter  entfiülende  Ge- 

winnantheil  wird  jedoch  nur  z\xr  Hälfte  baar  ausgezahlt  zur  andern  Hälfle 

als  obligatorische  Einlage  für  das  Geschäft  ztirückbehalten  und  in  eins 

GeBchäftaaktie  verwandelt,  sobald  er  den  Betrag  von  je  100  fV.  erreicht. 

Diejenigen   Arbeiter,   welche   Aktien  beaitzen,   können   durch  Dele- 

g'.rte  bei  der  Jahresversammlung  der  Aktionäre  eine  Kontrole  über  die 
echnungsfabrung  aueUben. 

IMe  Aktien,  welche  die  Arbeiter  erwerben,  sind  nicht  frd  veränseerlich. 
Beim  Tode  oder  Forlgang  eines  Arbeiters  oder  Angestellten  müssen  die 
Aktien,  welche  derselbe  erworben  hatte,  an  das  Geschäft  znrüekverkaufl 
werden.  Ein  Angestellter  oder  Arbeiter,  welcher  den  Dienst  des  Hauses 
verl&sst,  verliert  seine  Ansprüche  auf  den  Gewinnantheil  fär  die  drei 
letzten  Monate  zu  Gunsten  seiner  Mitarbeiter.  Von  dieser  Einbusse  mnd 
diejenigen  ausgenommen,  welche  im  Dienste  des  Hauses  versterben  oder 
ohne  ihre  Schuld  weuen  Verminderung  des  Personals  oder  wegen  schlechten 
Geschäftagangea  entlassen  werden.  Wer  aber  ohne  eine  wenigetens  14  Tage 
vorausgehende  Kündigung  die  Fabrik  verlftsst,  geht  des  Kechts  an  der 
GewinnbetheiliguQg  im  laufenden  Jahre  verluBtig. 

Die  ökonomisehen  Vortheile,  welche  die  Arbeiter  und  Angestellten 
des  Hauses  aus  der  Geminnbetheüignng  zogen,  rind  aus  folgender  Tabelle 
ersichtlich : 


Gesammtbonus 


Durch- 
schnitts- 
anthdl  jede 
I    Arbeiters 


Gewinn- 
antheil IL 
Prozenten 


täglicher 

Durch- 

Bchnittslohn 

(Bonne  eikL) 


I   103    I 


18V«  »/o 
28V»  . 
20V«  , 
23Vi  - 


1871—72  I 
1872—73 
1873—74 
1874-75 

1876—76 
1876—77 
1877-78,, 
1878— 79  li 
1879—80 
1880-81 


Im  ganzen  flössen  dem  Personal  des  Hauses  194259  Fr.  40  C.  zu. 
Die   Wirkungen   der   Gewin nbetheiligung   für   das   Geschäft    waren 
sehr  er^olich.    Insbesondere  lassen  eich  als  solche  hervorheben: 

1.  Erhöhung  des  Arbeitseifers  des  PerBonala.     Die  Arbeiter  zeigten 
„grossere  Freudigkeit  und  Lust  beim  Schaffen". 

2.  Ersparnise  an  Zeit,  iStoff  und  Werkzengen. 


■)  Raraisch-tUrkiBcher  Krieg:  S.  Tajrlor  Ü.  34. 


VI  2.  87 

S.  Gttzeimeitige  Kontrole  der  Arbeiter  über  ihre  ThätLgkeit;  gute 
DinWiD-  iHidiircb  i8t  „den  Unternehmern  viel  Sorge  der  Ue^wachnng 
imd  kamt  über  das  Verbalten  der  Arbeiter  erspart  geblieben''. 

4.  |)ie  Fabrik  blieb  von  Arbeitseinstellungen  verschont  und  Ar- 
beitHtrettigkeiten  hörten  anf.  Arbeitgeber  und  Arbeiter  stehen  nunmehr 
«ifgotem  Fasse. 

Bemerkenswerth  ist  schliesslich  folgender  Passus  aus  einem  Briefe, 
den  die  dentachen  Arbeiter  der  Fabrik  im  Jahre  1877  an  Oteh,  Rath 
BSfamert  richteten.  Es  wird  daselbst  hervorgehoben,  dass  die  gleichen 
fienltate^  sieb  nicht  durch  Stücklohn  oder  eine  andere  Löhnunesform 
eraelen  Hessen,  and  es  heisst  sodann  wörtlich:  „Bei  Stücklohn  sucnt  der 
Arbeiter  so  schnell  als  eben  möglich  anzufertigen,  um  recht  viel  zu  ver- 
dieneoi  und  bedürfte  es  einer  senr  scharfen  Kontrole  seitens  der  Meister, 
diM  nicht  schlechte  Arbeit  geliefert  und  somit  das  Geschfift  in  Misskredit 
«biacht  würde.^  Bei  der  hier  eing^efuhrten  Methode  jedoch  11^  es  im 
uterease  jedes  Enzelnen,  die  Ariieit  immer  mehr  zu  vervollkommnen,  um 
dem  Hause  immer  mehr  Bestellungen  dadurch  zu  gewinnen,  und  aus 
dietem  Grand  wird  der  Arbeiter  bemüht  sein,  die  Hilrawerkzeuge  zu  ver- 
ToUkommnen,  um  Zdt  zu  ersparen  und  die  Arbeit  besser  machen  zu  können.^ 

FaBsen  wir  zusammen:  HerstelluDg  von  feinen  Arbeiten, 
die  mehr  oder  weniger  kleine  Kunstwerke  sind.  Hierbei  mehr 
oder  minder  qualifizirte  Arbeiter  beschäftigt.  Der  Arbeitslohn 
gleich  einem  Drittel  des  Preises  der  Produkte  und  gleich  zwei 
Drittel  des  Geschäftskapitals.  Demzufolge  ziemlich  ^osse 
Bedeutung  der  Arbeit.  Theils  Stücklohn ,  theils  Zeitlonn  in 
Verbindung  mit  Quantumsprämien.  Dadurch  also  scharfer 
Antrieb,  möglichst  viel  zu  produziren.  Individuelle  Gewinn- 
betheili^ng.  Betrag  des  Bonus,  abgesehen  von  den  schlechten 
Konjunkturen  weniger  Jahre,  gross.  Der  jährliche  Bonus  zur 
H&lne  sofort  ausgezahlt,  die  andere  Hälfte  erst  fallig,  wenn 
der  Arbeiter  die  Fabrik  verlässt,  allein  in  der  Zwischenzeit 
nicht  etwa  in  einer  Sparkasse  oder  dergl.,  sondern  im  Geschäfte 
Eolbet  auf  den  Namen  des  betreffenden  Arbeiters  angelegt. 
Ako  auch  für  diesen  Theil  nicht  Abschwächung,  sondern  Ver- 
schärfung des  Anreizes,  den  die  Oewinnbetheiligung  bietet. 
Entsprechend  diesem,  sowohl  was  Höhe  des  Bonus  als  auch 
Unmittelbarkeit  seiner  Wirkung  angeht,  lebhaften  Sporne  die 
Resultate:  die  Gewinnbetheiligung  führte  zu  besserer  Arbeit, 
grösserer  Sparsamkeit  und  gegenseitiger  Ueberwachung  der 
Arbeiter,  also  zu  Verbesserung  und  Verbilligung  der  Pro- 
duktion; dabei  Fernhaltung  von  Arbeitsstreitigkeiten  und 
fireondliches  Verhältniss  zwischen  Arbeitern  und  Leitung. 

3.  Leclaire,  jetzt  Redouly  &  Cie.,  Geschäft  fiir  Gebäudemalerei 

in  Paris. 

(Böhmert  Nr.  10;  Enquöte  Bd.  II  S.  53—64.  494—521 ;  S.  Taylor, 
Phyfit-Sharing  between  Capital  and  Labour  S.  1— 25^);  Balletin  de  la 
paiticipation  aux  b^^ces  1882  8.  101—178,  1888  8.  136,  1885  S.  2—6.) 


')  S.  Taylor  lernte  die  Einrichtungen  des  Hauses  Leclaire  im  Früh- 
jahr 1880  aus  eigener  Anschauung  kennen:  Profit-Sharing  S.  2. 


Das  Haus  Lecloire  betmbt  das  Gewerbe  der  Gebäude-  und  Stnbeu- 
malerd  im  grossieii  Maaseslabe.  lu  Icleinem  Umfange  im  Jahre  162i'i  von 
dem  iDZwiachen  11872)  verstorbenen  Geliäudemaler  Leclaire  ice^tündet. 
bt  das  Geacbäft  nach  und  nach  zu  cmem  bedeuteDdeo  EtabhsBemeiit 
LeNDgewachBen  und  zählt  Jetzt  durchschnittlich  400  ständige  und  auEser- 
deni  noch  zahlrcicbe  Htlfearbeiter. 

Die  Arbeit  wird  immer  auseer  dem  Hause  und  £war  au  TÖ—VQ  Q 
läuden  täglich  durch  GrupneD  Ton  8—10  Arbeitern  unter  Ldtung  je  ei 
Werkflihrers  vetiichtet  Unter  den  Arbwtem  sind  haupt«ichlicli  folg" 
Kategorien  vertreten:  Arbeiter  mm  Putzen  und  Reinigen  der  ifi  _ 
und  tfir  glatte  Malerei.  Anstreicher,  Dekorateure  verschiedener  Art,  Mal 
welche  aas  Gesimse  nachahmen,  Buchstabenmaler,  Vergolder,  Tape'' 
aufüeber,  Bohuer.  Glaser. 

Die  Arbeiter  sind   fKst  durchweg  ini  Tagelobn   angestellt, 
Tupezierer   und   Dekorateure    ompfa^en    Stücklohn. 

Arbeitslöhne    machen     70    Frozen t    der    Geschfiftskosten 


le  Dampfmaschine  besoa 
!  allein  gehörig,    fmrdel 

-. j, verwandelt.     Das  Betriff 

kapital  hetrSgt  400000  Fr.    Me  Bftifte  davon,  also  200000  Fr.,  geU 
einer  aug  den  Elitearbeifem  des  Hauses  beaielienden  Uilts-  und  P«nüaj 
gesellschaft.  welche  die  Kummanditisün  des  GeecbäflB  bildet  Je  lOOOOOi 
gehören  statutengem äss  den  beid«n  jeweiligen  Direktoren  des  Hauses,  '~ 
den  Herren  Eedouly  und  MaiquoL     Die  IHrektoren   werden   auf  Lei 
zeit  von  den  Elitearbeitem  des  Geachäfls  gewählt.    Ist  der  neugewi 
Direktor  bei  seinem  GeschäfUantritt  nicht  im  Besitze  eines  Venor 
von   lOÜOOO  Fr.,  »j  ist  sein  ausscheidender  Vorgänger  bezw.  desser 
milie  verptlichlet ,  dos  Kapital  von  100000  Fr.  nach  Bedarf  gani  < 
Ihellweise   im  Geschäft  zu   belassen,   bis   der  neue  Direktor  üch  eäa 
pitsi  bis  zu  dieser  Hähe  erworben  bat     Die  Direktoren,  wenn  auch 
den   Elilearbeitem   erwSblt,   besitzen   die  uneingesehiänkte   L«tung 
OeschAftee. 

Die  Arbeiterelite  setzt  sich  zusammen  aus  den  tüchtigsten  und  besten 
Arbeitern  des  Hauses.  Und  zwar  können  Mitglieder  der  Elite  nur  die- 
jenigen Arbeiter  werden,  welche  fünf  Jabre  dem  Geschäft  Iren  gedient 
uabeu,  sich  durch  Tüchtigkeit  und  sittlichen  Lebenswandel  ausKeichne)!, 
im  Alter  von  25 — W  Jahren  stehen  und  —  nach  einer  neuerlichen  Be- 
stimmung —  FianEosen  sind.  Die  Aufnahme  erfolgt  auf  Beechluss  der 
bereits  zur  Elite  gehörigen  Arbeiter.  Vorauf  geht  derselben  dne  genaue 
Priitting  der  Qualität  und  insbesondere  der  Moralität  der  Bewerber  seitens 
jener.  Die  alten  Iklitglieder  sollen  dabei  sehr  streng  veriahrea  und  mit 
Neuaufnahmen  recht  sparsam  zu  Werke  gehen;  die  Uitglieder  der  KUt« 
wählen  aus  ihrer  Mitte  einen  .Aussohuss.  Dieser  übt  eine  strenge  Kou- 
trole  über  die  Arbeiterschaft  des  Hauses  und  bt  befugt,  bei  unordent- 
lichem Lehenswaudel  oder  ungehörigem  Verhalten  von  Arbeitern  die  Ent- 
lassung derselben  mit  Verlust  aller  Rechte  xu  verlangen.  Die  Entlassung 
wird  sodann  auf  BeschlusB  der  Generalversammlung  der  EUtemitgliedet 
verfügt. 

Die  Zahl  der  Elitearbeiter  betrug  im  Jahre  18ä3  126. 

Die  Hauptbedeutung  der  Elite  besteht  gegenwärtig  darin,  dasi 
Mitglieder  derselben  in  die  oben  erwähnte  gegenseitige  Hilfs-  und 
siiinsgescllschaft')  Aufnahme  finden   könneu.     Diese   gewährt  ihren 

')  EcoBomiste  frani;ais  11  juillet   18&5  S.  43. 

^)  Fluiden!  dieser  GesellBchaft  ist  der  f^taatsrath  Charles  Kohert, 

bekannt  durch  seine  Schriften :   „  La  anporeasion  des  grSves  par  rassocialion 

je  partagc  des  fhiita  du  travail' 


^ 


cipfttion  des  cmplnjea 


^  1»T3.  Vgl.  obentj.  S 
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^edan  inabeBondere  Untenttttznng  in  Krankheitsfällen  und  zahlt  ihnen 
oieh  Emiehimg  des  50.  Lebensjiuires  bezw.  des  20.  Diens^'ahres  eine 
jÜiriiehe  Rente  von  1200  Fr.  bezw.  ihren  Wittwen  eine  solche  von  600  Fr. 
Annerdem  haben  die  Elitemitglieder  das  Recht,  alljiUirlich  die  Werk- 
neiiter  ans  einer  ihnen  von  den  beiden  Direktoren  vorgelegten  Liste  aus- 
nwihlen,  und  wie  schon  erwähnt,  bei  eintretender  Vakanz  steht  ihnen 
&  Emennanff  der  Direktoren  des  Hauses  zu. 

Fr&hety  bis  zum  Jahre  1870,  genossen  die  Elitearbeiter  noch  den  be- 
aondsren  Vorzug  vor  den  ttbrigen  Arbeitern,  dass  sie  allein  am  Gewinn 
d«  GeschüftB  betheiligt  waren.  1870  wurde  aber  die  von  Leclaire  1 842 
ODSiäfBhrte  und  seitdem  in  verschiedenen  Formen  bestehende  Gewinn- 
bmeUignng  auf  s&nuntliche  Arbeiter  erstreckt.  EHeselbe  hat  nunmehr 
auf  Grund  mehrerer  notarieller  Akte  folgende  Gestalt  erhalten : 

25  Prozent  des  Reingewinns  entfallen  auf  die  Direktoren,  25  auf  die 
Mgenseitige  Hilfsgesellschait  und  50  auf  die  sämmtlichen  innerhalb  des 
Keeimangsjahres  vom  Hause  beschäftigten  Arbeiter  mit  Ausnahme  der 
Akkoidarbeiter.  Der  Reingewinn  ergiebt  sich  nach  Absnig  aller  Unkosten 
andiliesslich  der  Gehälter  für  die  Direktoren  und  eines  Kapitalzinses 
TOB  5  Prozent  Eventuell  werden  auch  Abzüge  von  10  Prozent  för  den 
BflNrvefondB  gemacht,  welcher  sich  gegenwärtig  auf  100  000  Fr.  beläuft  und, 
£dls  einmal  angegriffen,  bis  zu  diesem  Betrage  ergänzt  werden  muss. 

Jene  50  rrozent  werden  an  die  einzelnen  Arbeiter  nach  Maassgabe 
ftrer  während  des  Jahres  verdienten  Löhne  vertheilt  Bei  der  Summirung 
des  in  dem  Rechnungsjahre  von  dem  Einzelnen  erworbenen  Lohnes  wira 
aber  nur  der  für  eine  Tagesarbeit  von  10  Stunden  gezahlte  Lohn  ange- 
reehiiet,  Ueberstunden  und  Nachtarbeit  werden  dabei  nicht  in  Anschlag 
gdneht 

Die  Elitearbeiter  geniessen  ausser  dem  Bonus  noch  die  oben  er- 
wibnten  Vortheile  der  Hilfs-  und  Pensionsgesellschaft,  welche  durch  die 
Kipitalzinsen  von  5  Prozent  und  durch  die  weitere  Dividende  (25  Pro- 
lent  des  Reingewinns)  geschaffen  werden. 

Die  Hilfs-  und  Pensionsgesellschaft  kontrolirt  die  ordnungsmässige 
BedmungsfUhrung  durch  Delegirte. 

E^e  Höhe  der  Löhne,  der  Betrag  der  Gewinnantheile  und  das  Ver- 
hiltDiBS  des  Bonus  zu  den  Löhnen  während  der  Jahre  1870 — 82  wird 
durch  folgende  Tabelle^)  veranschaulicht: 


Jahr 

Gksammtsunune 

Bonus 

Verhältniss  des  Bonus  im 

der  Löhne 

Vergleich  zu  den  Löhnen 

1S70 

406  414  Fr. 

61  625  Fr. 

etwa  14      ®/o 

1871 

556495    „ 

67  500    „ 

.     12       „ 

1872 

695  429   „ 

88  250    „ 

n       12          " 

1873 

508167    „ 

64500    „ 

n       12^'2     „ 

1874 

600293   „ 

79000    „ 

n       13          „ 

1875 

696  569    „ 

100000    „ 

«       14         n 

1876 

689  575   „ 

112  500    „ 

^        16          r, 

1877 

645500   „ 

105000    „ 

n       18         „ 

1878 

713  650   „ 

130000    „ 

»      18       „ 

1879 

877  875   „ 

160  000    „ 

n       18         " 

1880 

972425    . 

190  000    „ 

«     19       " 

1881 

1068600   „ 

215000    „ 

.     20       l 

1882 

1069975   „ 

240750    „ 

.     22       „ 

>j  ^e  Zahlen  bis  1876  inkl.  nach  Böhmert  Bd.  I  S.  329,  die  späteren 


nach  S.  Taylor  S.  15. 
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Die  Kesultate,  welche  das  Geschäft  aus  der  GewiDDbethdliganr 
seiner  Arbeiter  wie  aus  der  Assoziation  eines  Theils  deraelben  zog,  sind 
in  der  Hauptsache  folgende: 

1.  Der  Benich  der  Werkstätten  worde  viel  reeelmSMiger.  Früher 
machten  40  Prozent  der  Arbeiter  blauen  Hontag.  Seit  den  60er  Jahren 
indeea  vermiiiderte  uch  dieae  Zaiil  beträchtlich  und  uät  10  Jahren  feiert 
nicht  mehr  1  Prozent,  Seit  über  5  Jahren  haben  die  Direktoren  nie 
Grund  gehabt,  in  dieser  Beziehnng  unzufrieden  zu  sein. 

2.  Der  Fleisa  und  die  Aufmerksamkeit  der  Artteiter  wurde  ange- 
spornt.    Hie  BchaSten  schnell  und  Boiv^tig,  möeÜchst  viel  und  möglicbst 

El.  Ihr  Eifer  wird  dadurch  noch  erhobt,  dase  eine  Kontrole  ihrer  Tnfitig- 
Lt  leicht  ist.  Sowie  nämlich  eine  Arbeit  ausgefUhrt  ist,  kommt  der 
Vermesser  des  Hanses,  nimmt  eine  AusmeHBung  der  Arbeiten  vor  and 
stellt  die  Bechnung  auf.  Auf  diese  Weise  ergiebt  sich  aoFort  der  in  der 
betreffenden  ambiuanten  Werkstatt  erzielte  Gewinn  und  das  fenert  die 
Arbeiter  besonders  an.  —  In  Zeiten,  in  denen  die  Arbeiten  sich  stark 
hänfen,  lassen  die  Arbeiter  ^ch  auch  ohne  Murren  eine  Verlftngemng  der 
Arbdiszeit  gefallen.  Bei  der  p»riser  Weltansstellung  von  1876  z.  B. 
waren  Arbeiten  im  Rückstände  und  es  ^It,  dieselben  mögtichst  rasch 
zn  erledigen.  Damals  haben  nun  die  Arbeiter  6  Wochen  lang  14  Standen 
täglich  und  2  Nächte  wöchentlich  gearbeitet,  ohne  auch  nur  ein  Wort 
duflber  zu  verlieren.  Erst  nach  Beendigung  der  Arbeiten  hieas  ee:  .Das 
ist  auch  ganz  gut,  wir  langen  gerode  an,  davon  genug  zu  haben."  —  Dabei 
wurden  ihnen  keine  besonderen  Gratifikationen  zu  Theil;  sie  erhielten 
nur  fUr  die  Ueberstunden  die  gewöhnliche  Vergütung. 

3.  Die  Arbeiter  üben  gegenseitig  eine  scharfe  Kontrole  über  ihre 
Thätigkeit  aus.  Im  Berichte  des  Direktors  Marquot  vor  der  franzofÖBChm 
Kommisaion  heifist  es  u.  a.:  „Wenn,  wie  es  manchmal  Torkommt,  ein 
schwarzes  Schaf  sich  in  unsere  Heerde  verirrt,  so  bleibt  es  nie  länger 
als  48  Stunden  darin,  es  wird  sofort  angezeigt"  Wenn  ein  WerkfBlucr 
seine  Pflicht  vernachlässigt,  so  wird  die  Direktion  sofort  davon  brieflich 
in  Kenntniss  gesetzt.    Jede  Unregelmässigkeit,  anch  die  kleinste,  wird 

Semeldet').  —  Diese  gegenseitige  Uefaerwachung  und  diese  Einmütldgkeit 
er  Arbeiter  ist  hier  von  besonderem  Interesse  dämm,  weil  Arbeiter  des 
Hsases  unter  Führung  eines  einfachen  Werkmeisters  Sfters  weit  fort  von 
Paris  in  die  Provinzen  wie  ins  Annland  auf  Schleaser  geschickt  worden, 
wo  sie  längere  Zeit  Arbeiten  auszufilhrcn  haben. 

4.  Arbeitsstreitigkeiten.  Ausstände  wurden  vermieden.  Bei  &6ff- 
numt  der  Weltausstellung  von  18T8  haben  die  Arbeiter  im  Malergewerbe 
zu  Paris  fast  sfimmtlich  die  Arbeit  eingestellt  und  eine  Lohnt^Ohimg 
gefordert,  welche  man  ihnen  auch  hat  bewilligen  müssen.  Bei  Leclair« 
hat  keine  LohnsCeigerung  stattgefunden.  Vielmehr  haben  die  Arbeiter 
gerade  in  jener  Zeit,  wie  erzählt,  durch  einen  besonderen  Anfwand 
von  Arbcitsenereie  ihre   Willfährigkeit  an  den  Tag  gelegt 

5.  Die  Arbeiter  wissen,  dass  sie  durch  ihr  Benehmen  nnd  ihre  Höf- 
lichkeit ein  Haus  zu  vertreten  haben,  mit  dessen  Gedeihen  ihr  Interesse 
stark  verknüpft  ist  Ea  wurden  daher  der  Firma  häufiger  ZnMedenheits- 
erklftmngen  der  Kunden  nicht  nur  m^en  der  trefflichen  AnafUhmne  der 
Arbeiten,  sondern  auch  wegen  des  guten  Verhallens  der  Arbeiter  zu  Tbdl. 

Kurz  zusammengel'asst :  Gewerbebetrieb  im  Bau&ch  in 
einer  Weltstadt,  in  der  eine  stetige  groBse  Nachfrage;  relativ 

feringer  EinäusB  sowohl  allgemeiner  Konjunkturen  als  auch 
esonders  geschickter  Leitung ;  ferner  eeringes  Geschäftskajütal ; 
dagegen  grosse  Wichtigkeit  der  Arbeit  als  ProduktionBelemen^ 
sowohl   was   den  Antheil  der  ÄrbeitBlShne   an   den  GeBchftfta- 


')  Vgl.  noch  Enquete  Bd.  U  S.  58. 
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unkoBteii  angeht  —  die  Arbeitslöhne  betragen  70  Prozent  der 
letsteren  — j  als  auch  mit  Rücksicht  auf  die  besondere  Be> 
deatuDg  der  Qualität  der  Arbeit  für  den  Erfolg  des  Ganzen. 
Der  Oeschftftsgewinn  demgemäss  wesentlich  von  der  Güte  und 
Scbnelligkeit  der  Arbeit  bedingt.  Sehr  hohe  Gewinnbetheili- 
goDg  der  Arbeiter.  Resultat :  grössere  Arbeitsenergie  ^  regel- 
misBiger  Besuch  der  Werkstätten,  gegenseitige  Kontrole  der 
Arbeiter  unter  einander,  Vermeidung  von  Arbeitsstreitigkeiten, 
gates  Verhalten  der  Arbeiter  gegenüber  der  Kundschaft. 

4.  Henry  Briggs  Son  &  Co. ,   Kohlenbergwerke  in  Whitwood 
and  Methley  bei  Normanton  in  Yorkshire. 

Dieser  Versuch  der  Betheiligung  am  Reingewinn  hat  be- 
reits oben  im  ersten  Theile  (S.  15  ff.)  eine  eingehende  Dar- 
siellong  erfahren.  £s  handelt  sich  hier  nur  darum,  das  zu- 
sammenzufassen, was  sich  aus  der  obigen  Darlegung  für  die 
Frage  nach  der  praktischen  Anwendbarkeit  der  Gewinnbethei- 

nemebt. 
er  Kohlenbergbau  ist  häufiger  Schwankungen  im  Absatz 
and  in  den  Preisen  ausgesetzt,  welche  durch  allgemeine  Kon- 
jankturen  veranlasst  werden.  Indess  da  die  Ausgaben  für 
Arbeitslöhne  allein  70  Prozent  der  Geschäftsunkosten  betragen 
imd  weitere  15  Prozent  der  letzteren  auf  Materialien  kommen, 
VI  deren  Ersparniss  die  Arbeiter  in  hohem  Maasse  beitragen 
können,  sind  diese  von  ganz  hervorragendem  Einfluss  auf  den 
Gteschäftsgewinn.  Die  Höhe  desselben  hängt  wesentlich  von 
dem  Fleisse  der  Arbeiter,  von  ihrer  Sorgfalt  in  Behandlung 
des  Materials  und  von  der  Qualität  der  Arbeit  ab.  Ist  es  doch 
Herrn  Briggs  gelungen,  durch  Steigerung  der  letzteren  (Aus- 
bringen grosser  Kohlenstücke  statt  kleiner)  bei  sinkender 
Konjunktur  sogar  den  Nachtheilen  dieser  theilweise  zu  be- 
eegnen.  Bei  Wiederbeginn  des  Steigens  der  Nachfrage  ist  es 
rar  das  Geschäft  von  nicht  zu  unterschätzendem  Werth,  die 
nothiee  tüchtige  Arbeiterzahl  willig  zur  Verfugung  zu  haben. 
Nachdem  die  Arbeiter  durch  wiederholte  Arbeitsein- 
stellungen theils  in  Folge  von  Lohnstreitigkeiten,  theils  aus 
Anlass  gedachter  Versuche,  die  Qualität  ihrer  Arbeit  zu  stei- 

Sm,  sowie  durch  Materialvergeudung  der  Firma  grossen 
baden  zugefügt  hatten,  führte  diese  die  Gewinnbetheiligung 
ein.  Die  Gewinnantheile  waren  im  Verhältniss  zum  Lohn  der 
einseinen  Arbeiter  bemessen  und  wurden  sofort  ausgezahlt:  die 
Beträge»  die  auf  die  Einzelnen  kamen,  waren  nicht  unerheblich. 
Aach  konnten  die  Arbeiter  Geschäftsantheile  erwerben,  was 
indess  verhältnissmässig  nur  Wenige  thaten.  Der  Erfolg  war 
fdftnzend.  Stei^rung  der  Produktion  in  Menge  und  Güte» 
IlrqNimisse  an  Material,  Fesselung  der  Arbeiter  an  die  Firma, 
Abwesenheit  der  früher  so  häufigen  Arbeitsstreitigkeiten  und 
Arbeitseinstellungen. 


Der  Versuch  scheitert,  sobald  die  Firma,  mit  diesen  ök< 
nomischen  Kesultatea  nicht  zufrieden,  das  Lohnsyatem  benutze 
will,  um  ihre  Arbeiter  den  Gewerkvereinen  abwendig 
machen,  in  denen  die  englischen  Arbeiter  diejenige  Organii 
tion  sehen,  auf  welche  sie  für  die  Besserung  ihrer  Lage  a 
Sicherung  ihrer  wirthschafilicben  Uiiabb]lngigkeit  zu  blickt 
haben,  und  der  die  Briggsscbeo  Arbeiter  spezteil  wied« 
holten  Schutz  gegenüber  trüberen  Angriffen  ihrer  ÄrbeitgelM 
und  in  letzter  Linie  sogar  die  Einführung  der  Gewinnbetli«! 
^iing  zu  danken  haben. 

5.  La  Providence,  Aktienverein  für  Gerberei  und  Färberei 
Cuulonimiera  (früher  L>org^-Heuz^). 

(Böhmert  Nr.  U;  Enquöte  Bd.  II  8.  U8~122  u.  538  f.) 

Herr  Dot^^  führte  die  Gewinn beiheiligung  in  den  öOer  Jahren  I 
seiner  Gerberei  und  FUrberei  zu  CoulommierB  ein.  nesentlich  aoe  da 
Umude,  um  die  Arbeiter  an  dnä  CjeechUt  zu  fesseln  und  von  Änsrtändeff^ 
abzuhnlteo. 

Die  Oewinubetlieili(Eiinj;  besteht  heute  io  foleemler  Fi>nn.  Die  Ar- 
beiter nehmen  im  Verhultnisa  üvt  Saume  ihrer  Löhne  zu  dem  Aktien- 
kapital am  Reingewinn  des  Uescbäfts  Tlieil;  sie  erhallen  pro  rata  ihrer 
Ldune  die  gleiche  Dividende    «ie   die  Aktionäre   auf  Grund  der  Aktien. 

IMe  Bedingungen  der  Tbeilnahme  am  Geechfiftsgeninn  beetehui  vor 
allen  Dingen  darin,  daas  der  betreffende  Arbeiter  luindeEtens  1  Jnbr  in 
der  Fabrik  tbätig  gewesen  und  Aktionär  der  Firma  ist.  Entweder  mnas 
er  den  PieiB  einer  Aktie  sofort  erlegen  oder  er  Itlssi  sieb  Lobnabzüge 
von  5  Prozeut  gefallen,  wekhe  in  eine  Rasse  fliessen,  aas  der  die  nCttaigen 
Gescbäftsaktieu  angekauft  werden.  Ferucrc  Erforderoiaae  sind:  gate  Füh- 
rung nnd  Zulaaanng  durah  einen  mit  Zweidrittel-Majorit=it  gdäseten 
BeschluBs  der  am  Gewinn  bereits  Betheiligten. 

Von  den  120  Arbeitern,  welche  die  Providentia  beschäftigt,  erfllllen 
nur  80  obige  Bedingungen  und  diese  30  nehmen  daher  allein  am  Gescliäfts- 
gewinn  TheiL  EHe  GeringfQgigkdt  dieser  Ziffer  begreift  sich  aus  der 
LÄstigkeit  der  Bedingung  einer  Kapttaleinzahlung;  sodann  hat  die  General- 
yeiEiumnlung  der  Antbeubaber  es  in  der  Hand,  die  Zulassung  a 
oder  zu  verdagen,  und  beKreitlicber weise  liegt  es  in  dem  Int« 
nnr  wenige  und  tüchtige  Arbeiter  aufzunehmen. 

Die  StO  betheiligten  Arbeiter,  die  sog.  Konperateure,  besit/en  1. 
sammcu  mit  dem  Direktor ,  Uemi  Dorgä ,  etwa  die  Hälfte  des  | 
sammlen   Aklienkapitsle. 

Der  Bonus  der  30  Arbeiter  betrug  im  Jubre  1802  6  Prozent  i 
Löhne;  ila  diese  die  Öiunme  von  eiilMO  Fr.  erreichten,  bezifferte  er  a 
auf  8656  Fr.     Auf  den  Einzelnen  kamen  somit  121  Pr.  90  C. 

Die  Qewinnbetheiligung  hat  in  dem  beschränkten  Umfange,  in  dem 
sie  durchgeführt  ist,  vortrefflich  gewirkt.  Die  Arbeiter  bringen  viel 
gröBseren  Eifer  zur  Arbeit  mit.  Und  daraus  entspringt  wne  Steigerung 
5ca  Ertrages  sowie  erleichterte  Bezieimngen  zwisohen  der  Ijintaug  und 
den  Arbeitern.  Die  Arbeiter  sind  dHraui  bedacht,  Mittel  zu  erannen. 
welche  die  Arbeit  abkürzen.  Auch  unteratütxen  sie  einander  mit  fiath 
und  That.  £^u  Werkmeister  sagt  z.  B.  zum  andern:  .Wenn  du  schlechte 
Arbeiter  in  deiner  Werkstatt  hast,  so  werde  ich  dir  welche  aus  meiner 
Gruppe  abreben,  um  deine  zu  verbessern,"  Schliesslich  trl^l  die  Qe- 
winnbetheingung  dazu  bei,  die  Arbeiter  an  das  Geschäft  au  Asseln. 

Also:  Gewerbebetrieb  mit  qualifizirter  Arbeit.  Eine  Znhl 
auserwühlter  Arbeiter,  welche  ausserdem  Geschäftsaktien  be- 
sitzen,  hat  Äntbeil   am  Gewinn,   ein  jeder  im  Verhältnias  i 
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seinem  Lohn.  Der  dadurch  erzielte  Lohnzuschuss  von  mitt- 
lerem Betrag,  dabei  aber  alle  Jahre  sofortige  Vertheilung  des 
Bodos.  Also  grosse  Unmittelbarkeit  des  dadurch  erzielten 
Reizes.  Erfolg :  Vermehrung  der  Arbeitsenergie  und  Um- 
sicht, insbesondere  der  Werkmeister.  Die  Arbeiter  angetrieben, 
selbst  fiir  gute  Mitarbeiter  zu  sorgen.  Dabei  Fesselung  der 
Arbeiter  ans  Q^schäft. 

6.  Papeterie  coop^rative  d' AngoulSme  (früher  Laroche- Joubert, 
Lacroix  &  Cie.). 

(böhmert  Nr.  54 ;  Enquete  Bd.  II  S.  89  ff.  485  ff. ;  Bulletin  de  la 
partidpation  aux  bönefices  1880  S.  103—127,  1882  S.  11—13,  1884:  ta- 
belle  synoptique  des  Etablissements  qui  pratiquent  la  participation. 

Zur  Papierfabrik  von  Angoul^me  gehört  ein  Dutzend  Etablissements. 
.Mehrere  Werkstätten  haben  die  Verfertigung  von  Papier  der  ver- 
ichiedeDsteD  Art  und  Feinheit  zum  Gegenstand.  In  andern  wird  das  in 
jenen  hergestellte  Papier  geglättet  und  fagonnirt  und  zu  Schulheften, 
Kijgifltem, Notizbüchern,  Zigarettenpapier,  Visitenkarten,  Briefumschlägen, 
Rriefoapier  von  jeder  Stärke  und  Format  und  von  jeder  Art,  wie  soldies 
mit  Trauerrand,  mit  Wappenschildern  u.  s.  w.,  verarbeitet  Ungefähr 
10000  verschiedene  Zubereitungen  werden  an  jedem  Tage  verrichtet.  Es 
aod  dazu  1200 — 1500  Arbeiter  in  den  verschiedenen  Werkstätten  er- 
forderlich. 

Die  Arbeitslöhne  machen  ein  Sechstel  der  gesammten  Produktions- 
kosten aus.     Fast  sämmtliche  Arbeiter  sind  im  Stücklohn  angestellt. 

Angestellte  und  Arbeiter  des  Hauses  dürfen  ihre  Kapitalien  oder 
Ersparnisse  im  Geschäft  anlegen  und  Gcschäftaantheile  erw'erben.  So 
lange  als  die  Einlage  des  Einzelnen  nicht  2000  Fr.  ciTcicht.  bezieht  der 
Inhaber  einen  Zins  von  5  Prozent,  mag  der  Geschäftsgewinn  sein  wie 
er  wolle.  Sobald  aber  das  Depositum  den  Betrag  von  2000  Fr.  über- 
eteigt,  nimmt  der  Inhaber  in  jeder  Beziehung  die  Stellung  eines  Kom- 
mamiitärs  ein.  82  Angestellte  und  Arbeiter  besitzen  bereits  Einlagen, 
wriche  ein  Drittel  des  sich  auf  4V'2  Millionen  beziffernden  Geschäfts- 
bpitals  betragen. 

Seit  dem  Jahre  1843  werden  die  Arbeiter  am  Gewinn  dos  Unter- 
nehmens betheiligt.  Die  Gewinnquote  derselben  berechnet  sich  aber  nicht 
nach  dem  Gesammtreingewinn,  sondern  jeder  Arbeiter  erhält  einen  Bonus 
entsprechend  dem  Ueberschuss  der  Werkstätte,  welcher  er  zugehört. 
Alljährlich  wird  nämlich  zuvörderst  tür  jede  Werkstätte  der  Nettoertrag, 
▼elcher  in  ihrem  Betriebe  erzielt  ist,  festgestellt  und  bestimmte  Prozente 
desselben  unter  die  einzelnen  Arbeiter,  Werkmeister  u.  s.  w.  der  betreffen- 
den Werkstatt  pro  rata  ihrer  Löhne  vertheilt.  Die  Gewinnquote  geht  in 
emzelnen  Werkstätten  bis  zu  60  Prozent  des  Ueberschusses.  Die  resti- 
renden  Theile  der  Üeberschüsse  bilden  den  Gesammtreingewinn. 

Die  höheren  Beamten  sind  nicht  am  Gewinn  betheiligt,  wie  die 
Arbeiter  Sie  erhalten  Gratifikationen.  10  Prozent  des  Gesammtrein- 
gewions  werden  unter  sie  nach  Ermessen  der  Geschäftsleiter,  nicht 
nach  einem  festen  Maassstabe  vertheilt. 

Die  Gewinnantheile  der  Arbeiter  betrugen  im  Jahre  1879  61 463  Fr. 
2C.,  1880  68078  Fr.  74  C,  1881  71053  Fr.  68  C,  1882  109368  Fr.  96  C. 
Im  ranzen  kamen  während  dieser  4  Jahre  309  964  Fr.  32  C.  als  Bonus 
ZOT  Vertheilune. 

Das  Resultat  der  Gewinnbetheiligung  ist  ein  äusserst  günstiges: 

1.  Der  Arbeitseifer  wurde  gesteigert :  VermehrunjE?  und  Verbesserung 
der  Prodoktiou  war  die  Folge.  Die  Gewinnbetheiligung  ermöglichte 
die  weitere  Durchführung  des  StUcklohnsystems,  da  sie  eine  Verschlechte- 
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der  Qualität  der  ErzeugniBse  veTbinderte.  IHe  VennebninK  der  Produk- 
tion ist  demnach  hier  nur  mittelbar  der  Gewinnbetbdligang,  uninittelbar 
der  nunmehr  fast  durchgängigen  Anwendung  dee  StQcUouu  znznachreiben. 

2.  Die  Arbeiter  wurden  von  Vergeudung  der  Materialien  al^^balten. 
In  Folge  dessen  verringern  rieh  die  Defekte  and  die  Herstellungakoeten. 

3.  Die  Arbeiter  überwachten  sich  gegenseitig. 

4.  Da«  Personal  wurde  stabiler  und  lieaa  uch  nicht  auf  Arbeita- 
einsteltnngen  ein. 

Um  zusammenzufassen:  Ein  Gewerbebetrieb,  der  Scbwan- 
kuDgen  im  Absatz  in  Folge  wechselnder  Konjunkturen  wenig 
ausgesetzt  ist.  Erlieblicher  Einäuss  der  Arbeit  auf  die  Gh-össe 
und  Güte  der  Produktion  nnd  auf  den  Geschäftsgewino.  Be- 
theilignng  der  Arbeiter  am  Gewinn,  eines  jeden  nach  Ver- 
hältniss  des  von  ihm  verdienten  Lohns.  Gewinn&ntheile  der 
Arbeiter  beträchtlich  und  alljährlich  ausgezahlt.  Geaultat 
glänzend.  Vermehrung  der  Leistungen,  so  dass  erst  in  Folge 
der  G^winnbetheiligung  allgemeine  Anwendung  der  Stück- 
löhnung  möglich  und  in  Folge  dieser  eine  Steigernng  des 
Fleisses  erzielt  wurde.  Femer  sparsamerer  Gebrauch  der 
Materialien,  gegenseitige  Ueberwachung  der  Arbeiter,  Fesselung 
derselben  ans  Geschäft. 

7.  Bourreiff,  Fabrikant  für  Gasanlagen  in  Paris. 

(EnquSte  Bd.  11  S.  315.) 

Herr  Bourreiff  wendet  in  seinem  Qeschäft  fUr  Gaaanlagan  rine  sehr 
interessante  und  eifcenartige  Form  ron  Gewiunbetheiligung  an.  Dieselbe 
hat  eine  gewisse  Aennlichheit  mit  dem  Lohnsjstem,  welches  nach  Brentano, 
Arbeitergilden  Bd.  I  8.214  u.  215,  bei  den  londoner  Schitfbauem  üblich 
ist  und  da«  derselbe  als  Akkordmeisterlobn  mit  Oewinnbetheiligung  he- 
zeichnet.  Es  unterscheidet  sich  von  diesem  nur  dadurch,  dasi  Herr 
BourreifF  direkt  mit  dem  Pabiikum,  der  Akkordmeister  dagegen  mit  dnem 
Betriebauntemehmer  kontrahirL 

Herr  Bourreiff  lässt  sich  von  seinem  Auftniggeber  die  Sonunen, 
welche  er  zur  Bezahlung  der  Materialien,  wie  Gasuhren,  £^senrÖiiien, 
Blrä  u.  B.  w.,  und  zur  BeatreituDg  der  Arbeitslöhne  braucht,  voractüeesen. 
Nuch  Beendigung  der  Arbeiten  stellt  er  eine  HeclmuDg  gemäss  dem 
Tarife  der  Stadt  Paris  auf  und  ocw&hrt  von  der  Differenz  zwischen  dem 
Betrage  der  Rechnung  und  der  Höhe  seiner  faktischen  Unkosten  50  Pro- 
zent Rabatt  als  Entschädigung  für  das  vorgestreckte  Kapital.  Die  übrigen 
50  Prozent  des  UeberacnuaBeB  theilt  er  zur  Hälfte  zwischen  sich  und 
seinen  Arbeitern.  Die  Ueberweisung  der  den  Arbeitern  zufallenden  Ge- 
winnquote an  die  Einzelnen  findet  nach  festen  Prinzipien,  wie  ea  schnnt 
pro  rata  der  Lühne,  statt. 

Die  Arbeiter  stehen  üch  bei  dieser  Priimienmethode  sehr  gut  Herr 
Bourreiff  erwähnt  beispielsweise  einen  Fall,  In  welchem  der  Bonus  für 
die  Arbeiter  eine  Lohnerhähung  von  30  Prozent  ausmachte. 

Auch  der  Unternehmer  ist  von  seinem  Lohnsjsteme  sehr  befriedigt 
und  betrachtet  dasselbe,  das  Qberdies  den  Vorzug  der  Einfachheit  hst, 
ata  das  einzige  Mittel,  seine  Industrie  aus  dem  wenig  erfreulichen  Zu- 
stande, in  dem  sie  sich  befiinde.  zu  heben.  In  den  20  Jahren,  während 
welcher  er  daa  System  angewendet,  hat  sieh  dasselbe  vortrefflich  bewährt: 

1.  In  Folge  desaelben  arbeiten  die  Arbeiter  sowohl  rasch  als  auch  gut. 
Letzteres  besonders,  um  spätere  Ausbesserungen,  die  umständlich,  zu  ver- 
meiden. Arbeiter,  welche  Herr  Bourreiff  ausserhalb  der  Gewinobcthei- 
lif^ung  beschäftigt,  leisten  dreimal  weniger  als  jene. 
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2.  Die  Arbeiter,  gut  gestellt,  lassen  sich  nicht  auf  Arbeitsein- 
fteDnoceo  eio. 

Uerr  Bomreiff  hat,  durch  seine  Erfolge  animirt,  in  den  Bureaus  der 
pariser  Onmibnsgesellschaft  zur  Anpreisung  seines  Geschäfts  Plakate  an- 
{Äogen  lassen  mit  der  Aufschrift :  „Augmentation  des  salaires,  diminution 
dflsprix  de  revient,  suppression  des  greves!'^ 

Es  erhellt:  Geschäftsbetrieb ,  bei  dem  es^  abgesehen  yon 
der  Thätiskeit  des  Betriebsunternehmers ,  lediglich  auf  Hand- 
arbeit anRommt  Für  die  Grösse  des  Gewinns  maassgebend : 
entens,  die  Schnelligkeit  der  Arbeit:  je  schneller  sie  fertige 
desto  geringer  der  Betrag  der  zu  zahlenden  Löhne,  desto 
grösser  der  verbleibende  Gewinn;  zweitens,  die  Güte  der 
Arbeit:  je  besser  die  Arbeit ,  desto  weniger  Ausbesserungen, 
desto  geringere  Abzüge  und  Zeitverlust  für  diese.  Betheili- 
gan^  der  Arbeiter  am  Gewinn  nach  Maassgabe  des  von  jedem 
yeruenten  I/ohns.  Der  Sporn ,  den  diese  auf  die  Arbeiter 
ausübt,  wird  dadurch  erhöht,  dass  der  Gewinn  auf  Grund 
jeder  einzelnen  übernommenen  und  ausgeführten  Arbeit  be- 
rechnet und  sofort  nach  Beendigung  derselben  vertheilt  wird. 
Orosser  Erfolg:  Beschleunigung  und  Verbesserung  der  Pro- 
daktion;  Arbeitseinstellungen  ausgeschlossen. 

8.  Braun  &  Bloom,  Fabrik  für  Zündhütchen,  Jagd-  und  Metall- 
patronen in  Düsseldorf. 
(Böhmert  Nr.  36.) 

Die  Fabrik  von  Braun  &  Bloem  in  Düsseldorf,  welche  Zündhütchen, 
Jagd-  und  Metallpatronen  fertigt,  beschäftigte  im  Jahre  187C  130  Arbeiter. 
Die  grössere  Zahl  dieser  ist  im  btücklohn  angestellt,  andere  im  Gruppen- 
akkord und  wieder  andere  empfangen  Tagelohn.  Der  Arbeitslohn  er- 
reicht ein  Achtel  bis  ein  Siebentel  oes  Anlage-  und  Betriebskapitals. 

Die  Herren  Braun  &  Bloem  führten  im  Jahre  1872  Gewinnbethei- 
figong  ihrer  Arbeiter  ein.  Sic  bezweckten  damit  vor  allem,  die  Pünkt- 
lichkeit imd  Ordnung  der  Arbeiter  zu  heben  und  hofften  zugleich,  die- 
adben  zu  grösserer  Sorgfalt  anzuspornen. 

Die  Theilnahme  am  Gewinn  ist  bedingt  durch  eine  dreimonatliche 
Thätigkeit  im  Geschäft  Die  den  Arbeitern  zufallende  Gewinnquote  be- 
rechnet sich  allmonatlich  nach  einem  bestimmten  Verhältniss  zu  dem 
Ertiaffe  der  in  dem  betreffenden  Monat  zur  Versendung  gekommenen 
ZOndbütchen  und  Patronen.  Dies  Verhältniss  ist  verscKiieden  normirt 
je  Dich  den  einzelnen  Arten  der  Fabrikate.  Die  Höhe  der  verschie- 
dcDen  Sätze  für  die  Betheiligung  ist  durch  Anschlag  in  den  Arbeits- 
riomen  der  Fabrik  bekannt  gegeben.  Die  Vertheilung  des  sich  sonach 
ergebenden  Bonus  unter  die  berechtigten  Arbeiter  geschieht  nach  Maass- 
fijbc  der  von  denselben  in  dem  betreffenden  Monat  bezogenen  Löhne. 
Die  Gewinnantheile  werden  nicht  sofort  den  Arbeitern  überwiesen,  viel- 
mehr gelangt  die  eine  Hälfte  am  Ende  des  nächstfolgenden  Monats,  die 
andere  am  1.  August  zur  Auszahlung. 

Wer  am  1.  August  noch  nicht  ein  volles  Jahr  in  der  Fabrik  be- 
sehiftigt  gewesen,  erhält  die  rückständigen  Hälften  seiner  Antheile  erst 
am  Ende  aes  13.  Monats  ausgehändigt  „Wer  früher  austritt,  einerlei  aus 
welchem  Grunde,  oder  wer  zeitweise  die  Fabrik  verlässt,  Krankheit  aus- 
genommen, verliert  seinen  Anspruch  sowohl  auf  den  noch  nicht  ausbe- 
lahlten,  am  Ende  des  folgenden  Monats  fälligen  Gewinnantheil  als  auch 
auf  die  zurückbehaltenen  Hälften.  Wer  ganze  oder  halbe  Tage  ohne 
Genehmigung  oder  ohne  begründete  Entschuldigung  von  der  Arbeit  weg- 
bleibt oder    letztere  ohne  Erlaubniss   vcrlässt,    geht  für  den  laufenden 
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JlniiHt  seinca  Anrechts  verlustig.     Knmint  dies  im  Rcehnune^alir  1 
1.  Aiwuat   big  Ende  Jali  dreiniEU   vor,   so   verliert  der  BetteSende   n 
nur  die  rückslätidigen  Hälften,  sondern  er  wird  tod  der  Betheüignng  zeit* 
neise  oder  einz  ausgeschlossen.* 

Um   also  einen  Theil  des  Bonus  zu  erhalten ,  moea  der  Arbeite! 
i  Monate,   und    um   ihn   etmr.  zu  erhalten,    12   besw.  l:!  Monate    in 
Fabrik  gearbeitet  und  sich  ordentlich  und  pttnktlich  geführt  haben. 

„Eine  Kontrole  über  die  Kechnunesfuhrung  ist  den  Arbtileni  R 
benominen.''     Wie  sie  dieselbe  ausüben  können,  ist.  nicht  gesagt 

Die  Gewinn  an  thelle  der  Arbeiter  betrugen  zwischen  3  und  10  I 
zent  der  ausgezahlten  Löhne. 

Der  Ertolg  der  Gewinnbetheiligun^  oSenbarte  sich  im  ^plinktlicheM 
Kommen  und  durch  die  Aufmerksamkeit,   welche  die  Arbeiter  unter  d 
ihrer   i.eiBtunBsßihigkeit   zuwenden.      Faule   Gesellen    dulden   sie  j 
Ferner   bemerken  sie  es  sehr  bald,    wenn   die  Fabrik  schwieriger 
durchzumachen  hat,   und  fUhlen,   dass  eine  solche  Krisie  vor  aJlei 
erhöhte   Arbeitsleiatunf;   überwunden   werden   mÜBSe.     Man    forscht   < 
Ureachen    des   gtriiigen   AbB»lJtea    des   Fabrikats    nach,    diese   Urai 
werden   von   den  Leuten  mehr  als  sonst  beaprochen  und  jeder  wird  ■ 
bewuBBt,   das9  sein   Wohl   und   Wehe   mit  der  Fabrik   zusammenhiUii 
Ea   schien  dies  ^^emde  in  der  äusserst  flauen  Geschätlszeit  des  Jana 
18TT,  aus  dem  die  letzten  Nachrichten  sind,  hervorzutreten. 

Kurz  zusamnieneeJaBst :   Arbeitslöhne   gleich    ':■: 
GcBchäftskapitalB,       Nur    wenige    Arbeiter    im    Zeitlohn 
BcbUf'tigt.     Betheiliguug  am   Gewinn   nach  MaasBgabc  des  i 

einem  jeden  veidienteu  LobneB;    Arbeiter,  die  ohne  Berech^ 

;  den  Dienst  verBBuiuen  oder  unpünktlich  erBcheinen,  ver- 
■  Strafe  den  Itonue  ganz  oder  theilweise,  event,  so- 
gar daa  Antheiirecbt  Tür  immer  oder  für  einige  Zeit,  Bonue 
ausgezablt  theils  allmonatlich ,  theils  nach  Schluss  des 
Eechaungfjahres.  Also:  UumitlelbaFkeit,  mit  welcher  der 
Arbeiter  den  Lohn  1^  erhöhte  Leistungen  empfängt,  sehr 
groBB.  Mittiere  Höhe  des  Bonus.  Da  Stücklöhnung,  Wirkung 
weniger  in  Steigerung  des  Fleisses,  als  in  Steigerung  de^ 
Pünktlichkeit  und  gegenseitigen  Kuutrole  der  Arbeiter.  Uebl| 
gens  auch  Steigerung  des  Lifers  und  der  Hingebung  an  ( 
Unternehmen  bei  schwierigen  VerhältnisBen, 

9.    Brewster  &  Cie.,  Wogenfabrik  in  New-York, 

iBohmert  Nr.  34.) 

Die  Firma  Brewster  &  Co.  führte  in  ihrer  grossen  Wagenfabrifc  i 
New-York,  in  welcher  200  ArlxMter  beschäftigt  sind,  im  Jahre  187Ü  Q" 
winnbetbeiligung  ein.  Der  Gewinn  ward  festgestellt  durch  Abzug  6 
Lohne  und  der  aufgewendeten  Materialien  vom  Unittoertrag;  dogeg 
kamen  keine  Kapitalzinsen  von  diesem  in  Abrechnung.  Von  dem 
ermittelten  Gewinn  erhielt  die  Arbeiterschaft  10  Prozent,  Die  zur  Anthräl- 
nahme  an  diesen  10  Prozent  bereclitigten  Personen  eoÜfeii  von  der  Ar- 
beiterschaft selbst  bezeichnet  werden.  Die  Verlheilung  der  alljährlich 
Tiilligen  Gewinnquote  unter  die  Eiiizelueu  fand  nach  Manssgabe  ihrer 
Löhne  atfttt. 

Das  die  Gewinnbethriligung  regelndf  Statut  war  von  der  Firn 
unter  Vereinbarung  mit  ihr«i  Angestellten  und  Arbeitern  abgefiis 
Letzteren  war  dabei  uoch  insbesondere  ein  weitgehender  Einflues  auf  i 
Normirung  der  Lohnenlie  wie  auf  die  Gestaltung  der  ganzen  Arbei 
urdnuiig  eingerliunit.     Ebenso  süincl  den  Arlieilem  eine  IJficUnungskoB 
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tiole  n.  Die  j^eechfiftliche  Leitang  IndeBS  behielten  die  Unternehmer 
aanehliariicli  och  Belbst  vor. 

Die  Fiima  führte  nunmehr  auf  Grand  des  Statuts  von  1870  die  Be- 
leiefanaiig  „Industrielle  Assoziation*'. 

Die  wwinnbetiidligang  funktionirte  vortrefflich  sowohl  zu  Gunsten 
der  Arbeiter  wie  des  Gtäcnafts. 

Die  Arbeiter  erfireuten  sich  für  die  ersten  6  Monate  des  Jahres  1870 
dB«  Bonus  Ton  8600  Dollars,  im  Jahre  1871  eines  solchen  von  8200 
DoUm.  Die  einzelnen  Antheile  in  den  6  Monaten  von  1870  gingen  bis 
n  .52  DoQars  und  keiner  betrug  unter  5;  der  Durchschnitt  war  20  bis 
40  Dollars.  Insgesammt  bedeutete  der  Bonus  dieses  halb^i  Jahres  eine 
Lohnsteigerung  von  8^/2  Prozent  i).  Noch  bessere  Resultate  erwarteten 
die  Che»  flir  das  Jahr  1872. 

In  dieses  Jahr  fiel  jedoch  die  Achtstundenbeweeung  in  Nordamerika, 
und  ein  dadurch  henroigerufener  Arbeitsstreit  im  Juni  desselb^i  Jahres 
bndite  dem  Brewsterschen  Industriai  Partnership  nach  2 Vs jährigem  lie- 
«tehen  ein  rasches  Ende.  Die  Arbeiter  der  Firma  wünschten  aufs  leb- 
kifteste  die  fjnführung  des  achtstündigen  Arbeitstages  anstatt  des  zehn- 
sCnadigen;  die  Unternehmer  aber  waren  entschieden  dagegen.  Als  nun 
ätt  Aroeiter  durch  einen  Ausstand  die  EinfÜhrang  der  kürzeren  Arbeits- 
lat  n  erzwingen  suchten,  kündigte  die  Firma  das  Gewiunbetheiligun^- 
fcrhiltniBs.  Sie  theilte  den  Arbeitern  mit,  dass  sie  durch  die  Arbeits- 
OBStellnng  den  Jahresbonus  verwirkt  hätten;  diese  Summe  müsste  der 
fimia  zur  Deckung  des  Verlustes,  den  ihr  der  Ausstand  verarsacht  hätte, 
fienen.  —  Seitdem  erhalten  die  Arbeiter  nur  den  einfachen  Tagelohn. 

Die  Herren  Brewster  &  Co.  bemerken  ausdrücklich,  dass  sie  das 
TOD  ihnen  angenommene  Svstem  trotz  seines  Scheiterns  in  allen  wesent- 
lichen Punkten  für  gut  hielten.  Sie  versichern,  ihr  Geschäft  unter  dem 
Bestehen  des  Industriai  Partnership  sowohl  mit  weniger  Mühe  und  mehr 
Vergnügen  als  auch  mit  mehr  G^ewinn  wie  in  irgend  einer  andern  Ge- 
sehiftsperiode  betrieben  zu  haben.  Denn  die  Gewinnbetheiligung  wirkte 
«ngezeichnet 

1.  Trotzdem  es  formell  fast  unbedin^  in  die  Hand  der  Arbeiter 
gegeben  war,  eine  Lohnerhöhung  herbeizufuhren,  machten  dieselben  nie 
von  ihrer  Befngnise  Gebrauch;  niemals  traten  unmässige  Ansprüche  an 
die  Firma  heran. 

2.  Es  wurden  so  strenge  Beglements  betreffend  die  Disziplin  in 
der  Fabrik  von  den  Arbeitern  aufgestellt,  wie  die  Fabrik  sie  zu  erlassen 
vorher  nie  jgewagt  hätte. 

3.  Die  Arbeit  wurde  besser  ausgeführt  und  die  Produkte  hatten 
höheren  Werth. 

4.  Die  Verluste  jeder  Art  waren  in  Folge  der  grösseren  Sorgsam- 
keit der  Arbeiter  geringer. 

^Die  Verbesserung  war  überall  notorisch," 

£rgebni88:  Qewerbebetrieb,  bei  dem  die  Oeschicklichkeit 
der  Arbeiter  von  erheblicher  Bedeutung  ist,  in  einem  Industrie- 
zentrum, das  als  einer  der  Mittelpunkte  der  modernen  sozialen 
Bewe^ng  anzusehen  ist,  in  dem  Lohnsti'eitigkeiten  etwas  6e- 
wöfanJicbes  sind  und  in  welchem  zudem  das  Streben  der  Ar- 
beiter nach  Selbständigkeit  und  ihre  Abneigung  gegen  Unter- 
ordnung entwickelter  sind  als  an  irgend  einem  Punkte  der 
übrigen  Welt.  Betheiligung  einer  von  den  Arbeitern  selbst 
bestimmten  Anzahl  von  Arbeitern  am  Gewinn  nach  Maassgabe 


')  Die  detaillirten  Zahlen  über  die  G  Monate  des  Jahres  1870  nach 
A.  T.  Studnitz,  Nordamerikanische  Arbeiterverhältnisse  (1879j  S.  125,  der 
&ie  aus  MitÜieilungen  von  New-York  schöpft. 
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düB  von  einem  jeden  verdienten  Lohnes.    Bonus  von  mittlerei 
Betrag  und  sofort  auszahlbar.    Erfolg  aehr  befriedigend. 
Betheiligung  am  Gewinn   ^jcrhütet  Lohustreitigkeiten ,  v 
laast  die  Arbeiter  zur  Disziplin,    führt   zur  Verbesserung  ( 
Arbeitsleistungen  nnd  zu  ErspamisBeu  am  Material.    Der  V 
such  scheitert  indes»,    sobald    die  Firma    das  Lobnsyatcm  1 
nutzen  will,  um  ihre  Arbeiter  einer  Bewegung  abspenstig 
machen,  in  der  die  ganze  Arbeiterklasse  des  Platzes  zur  Z 
ihr  Heil  sieht  (Bewegung  für  Reduktion   der  Arbeitszeit,  i 
Achtstundeubewegung  in  Nordamerika). 
10.  WalÜBchfaDg   und  Stockfisch-    und  Makrelenfaug 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 

(Böhmen  Nr.  23;  v.  ätudnitz,  NoTdamerikaiiiscbe  ArteiteTreriiültn 
1870  S.  120 'U 

Die  Gewinnbetlieilignng  ist  in  der  Seefieclierei  weit  »crbreitel. 
findet  sicli  fast  Hberatl,  im  der  Uat-  und  Nordsee,  in  England  und  S 
land,  iu  Frankreich,  am  Kanal  wie  luii  Üzeati  and  dem  Uittelniijer,  ia 
M^a\  in  Italien,  in  Griecbenland,  in  Dänemark,  in  Guinea,  in  den  Ver. 
einigten  Staaten  von  Nordamerika,  in  Neufatidland  *)  u.  b.  w.  Leider  stad  , 
die  Nachricliten  über  dieselbe  in  den  melsieD  Fällen  nie' 
^pDUc,  um  eine  wiseenitrhaftliche  Ausbeutang  Euzulasseii. 

EinKebendere  Berichte  liegen  nur  Utier  den  Walfischfane  und  fl^ 
den  Stockfisch-  und  Hakrclenfang  im  Cape  -  Distrikt  in  den  Vei 
Staaten  von  Nordamerika  vor. 

Die  WalfiBchfahrer,  welche  einen  Gehall  von  70— läO  Ton 
haben,  kosten  S— 16U0II  Dollars  mit  vollständiger  Ausrüstung;  die  A. 
riistunKskoBten  allein  betragen  ä—lOOOÜ  Dollars.  Die  Walfiachfhhi«r  iL 
T  bis  §i  Monate  iiDterwegs  und  kreuseo  im  Atlantischen  Ozean,  Ifin 
der  Westküste  vou  .\frika.  bei  'Westindien  und  Südamerika, 

Kapitän  und  Mannschaft  sind  in  der  H«^l,  sei  ea  dasi 
dem  noch  Schitlsparten  hesibccii  bexw.  aa  den  AuBrOBtongskostcu  beige- 
tragen haben  oder  nicht,  am  Gewinn  der  Reise  betheiligt.  Der  Antheil 
der  Qnzelnen  weithselt  nach  dem  ßauge.  Der  Kapitän  erhält  märt 
20  Mal  mehr  als  einige  der  mitbetheii igten  Seeleute,  „Die  Bildung  t'^^ 
KapitöDB  und  der  Mannschaften  difi'erirt  aber  auch  meistens  nicbt  w  ' ' 
Der  Kapitän  stammt  in  der  Regel  aus  den  Neu -England- Staaten  v 
Mannschaft  besteht  meiatene  aus  PortUEicsen  oder  weatindischea  t.^—. 
Nach  Vertheilung  der  Antheile  an  den  Kapitän  and  die  ManDBchn 
bleiht  der  Kest  den  Eigenthümem  des  Schiffes." 

Die  dem  Stockfisch-  und  Makrelenfange  dienenden  Falit- 
y.euge  kosten  bei  einem  Geball  von  40—120  (gewöhnlich  70)  Tonnen  neu 
.'.—12000  Doli.,  alt  3— 5000  Doli.  Der  Stockfisch  fang  bedarf  3-5  Mona», 
"     bc^nnt  in    der  ße^el   im^  Mai   oder  Juni   und   endigt   im  September 


oder  (ätober.  Die  MakreJenfischi 
.luni  und  dauert  bis  zum  Novemt 
[len  Hafen  znrQck,  um  iliien  Fan| 
zu  rösten.  Ea  Huden  etwa  4 — 6 
dauern. 


..   .  „. Septerai>er 

nimmt  Ihren  Anfang  im  Mai  oder 
Die  Fahrzeuge  kehren  bänfig  i 
landen  und  sicli  zu  nenen  Beise 
cn  statt,    welche  Je  3-6  Woch« 


']  Dam  Berichte  von  v.  Stu^luitz  liegen  Mittlieilungeu  des  Bureaus  fl 
Arbeiteeta tistik  zu  Boston  xn  Grunde. 

*)  Vgl.  inBbe«ondere  über  Frankreich  noch  Bulletin  de  Ia  particnial 
m%  bWficos  1884  S.  157-190. 

■)  Vgl.   Böhmen  Bd.   II   S.   7;.— 86;    Koscher,    System   Bd.   I   i 
Aüin,  9:  Alfred  de  Comvv  in  der  Enquete   Bd.  II  S,  79. 
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Die  Bemannang,  welche  aus  12—20  Personen  besteht,  wird  beim 
Stockfis^ifang  und  oft  auch  bei  der  Makrelenfischerei  für  die  ^anze  Saison 
gedungen.  I>Br  Kapitän  ist  der  einzige  Offizier.  Er  vereinigt  sich  mit 
S-4  LmteD,  die  auf  Grund  ihrer  Energie  und  Erfahnuig  von  den  Schif^- 
agenthömem  ausgewählt  werden.  Diese  werden  wie  er  am  Ertrage  der 
Base  betheitigt  and  zwar  in  gleichem  Maassc.  Sie  haben  die  übrige  Mann- 
«chift  (die  sog.  balf-liners)  auszuwählen  und  sind  für  die  Vorräthe  verant- 
wortlich. Der  Kapitän  trägt  die  AusrUstungskosten  und  verkauft  den  Er- 
tng;  zuweilen  wird  ihm  auch  von  den  Eigenthümem  des  Fahrzeuges 
€in  Extraantheil  gewährt  „Diejenigen  Fische,  welche  von  den  am  Ge- 
winn Betheiligten  eefangen  worden,  werden  von  dem  übrigen  Fange  ge- 
trennt Jeder  halt-liner  salzt  die  von  ihm  gefangenen  Fische  ein  und 
bezeichnet  das  Fass  mit  seinem  eigenen  Zeichen.  Nach  der  Landung 
weiden  die  von  den  am  Gewinn  Hetheiligten  gefangenen  Fische  zuerst 
Terptckt  Der  Inspektor  übergiebt  dem  Eic^enthümer  des  Schifii^s  oder 
Agenten  desselben  eine  Liste,  in  welcher  die  Quantität  Stockfisch,  die 
Ton  jedem  half-liner  gefangen  wurde,  eingetragen  ist.  Am  Ende  der 
Saison  werden  die  einzelnen  Erträge  zusammengezählt  Von  dem  Ge- 
ammtertrage  werden  die  allgemeinen  Unkosten  abgezogen,  von  dem  Rest 
die  25— 28  Prozent,  welche  dem  Besitzer  des  Fahrzeuges  gehören.  Hierauf 
wüd  das  Uebn^e  unter  die  zu  einem  Antheii  Berechtigten  und  die  Mann- 
schaften vertheilt  Die  Eünnahmen  der  am  Autheil  Berechtigten  stehen 
in  (tirektem  Verhältniss  zum  allgemeinen  Erfolg  der  Reise,  diejenigen 
der  htlf-Uner  in  direktem  Verhältniss  zu  seinen  eigenen  Erfolgen."  Nur 
die  ersteren  scheinen  somit  einen  Antheii  am  Remertrage  zu  beziehen, 
wahrend  die  letzteren  eine  Stückprämie  erhalten. 

Die  Gewinnbetheiligung  im  Waifischfang  wie  im  Stockfisch-  und 
Makrelenfang  gewährt  den  hetheiligten  Fischern  ein  reichliches  Ein- 
kommen. In  der  Stockfisch-  und  Makrelenfischerei  beläuft  sich  im  Durch- 
schnitt die  Einnahme  eines  am  Gewinn  ßetheiligten  auf  400  Dollars, 
mitnnter  auf  weniger,  mitunter  auf  bedeutend  mehr.  In  Folge  ihres 
gaten  Einkommens  wird  den  Leuten  das  Emporkommen  wesentlich  er- 
leichtert. In  den  Städten  Wellfleet,  Truro,  Provincetowu,  in  welchen  die 
Antheiifischerei  besonders  heimisch  ist,  giebt  es  eine  bedeutende  Anzahl 
von  Männern,  welche  als  half-liner  begannen,  dann  Antheilshaber, 
Kapitän  und  zuletzt  gar  Befehlshaber  ansehnlicher  Küstenfahrer  ge- 
worden sind.  In  Orten  jedoch ,  in  welchen  die  Fischerei  nach  dem  ge- 
wöhnlichen Löhnungssysteme  betrieben  wird,  kommen  derartige  Kc- 
Boltate  nicht  vor.  Da  werden  die  Eigcnthümer  und  Ausrüster  reich, 
während  die  Mannschaften  sich  mit  ihrem  kärglichen  Solde  begnügen 
müssen.  Die  Antheilslöhnung  wird  daher  insbesondere  von  ehrgeizigen 
jongen  Leuten  der  einfachen  Heuer  vorgezogen. 

Die  Erfolge  der  Gewinnbetheiligung  für  das  ganze  Unternehmen 
treten  hanptsäcnlich  in  folgenden  Erscheinungen  zu  Tage: 

1.  Ine  ganze  Mannschaft  ist  in  Hinsicht  auf  den  gemeinsamen 
Vortheil  mit  den  Reisevorräthen  sparsam. 

2.  Schnelligkeit  der  Arbeit;  die  Leute  nutzen  die  Zeit  sorg- 
fältig aus. 

3.  Stete  Dienstbereitschaft 

4.  Elfer  und  Anstrengung  beim  Fang  der  Fische. 

5.  Fleiss  und  Sorgfalt  bei  der  Behandlung  der  Fische  nach  dem 
Fange. 

6.  Gegenseitige  Kontrole,  Disziplin  und  Einmüthigkeit  der  Mannschaft. 
In  der  letzten  Zeit  wurde  die  Antheilslöhnung  weniger  angewendet, 

was  einen  schädlichen  Einfluss  auf  die  La£:e  derer  hatte,  die  sich  dem 
Fischergewerbe  ergeben.  Heute  sind  nocn  diejenigen  Fischerorte  die 
bltlhendsten,  welche  am  Antheilsystem  festgehalten  haben. 

Also:    In  diesem  Unternehmen   wird   ein  grosses  Kapital 

den  Beschäftigten  Monate  lang  ohne  irgend  mögliche  Aufsicht 

^  * 
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aelteuB  dea  EigenthUniers  anvertraut.  Das  Gelingen  dea  Uni 
nefameDs  hängt  ferner  —  abgeeelien  von  dem  FiBchreicl>thi 
der  GewäßBcr  —  aiisacliliesslich   von   den  Leistungen  der  Be- 
Bchät'dgten   ab').      Folge    der  Gewinnbetheiligung:    sorgsame 
Behandlung  des  anvertrauten  Materials,  Steigerung  des  Fleiaai 
des  Eifers  und  der  Sorgfalt,  endlich    Erlcichtermig  der   Koi 
trole  und  Disziplin. 
11.  Eidgenössische  Post  Verwaltung. 

(Büliinert  Nr.  7Ö  S.  305  ff.) 

WAhrend  die  UDleren  Anzestellleii  der  eidgeoüssischen  PohI-  und 
Tele^aphenvernaltniig  ihr  Einkommen ,  wie  oben  iTheil  1  8.  02)  be- 
merkt. eJDe  Zeit  lang  xam  Theil  nach  dem  Stilcklobnpiiiiaip  beBO^eu 
liezw.  noch  beziehen,  wtinle  ftir  die  höheren  Beamten  ilrr eidgenöesin-^en 
PoatverwaltuDg  im  Jahre  1869  das  System  der  Belhdligung  am  Er- 
trage des  Unternehmena  einseführt.  Durch  Bandesbeschlusa  vom  19.  Jalt 
1869  wurden  den  B<>4initen  der  ZeiitntIdirettloD  oud  der  KreJsdircklioutik 
gewisse  Tantiemen  vun  den  Ueberschussen  der  Postver waltung  bewillig^ 

Das  i^vBtem  nurde  indees  schon  im  Jahre  1^72  wieder  aulgegebiJ 
Die  AufhebiiDg  wird  von  Seiteu  des  «chweiEerischeu  PostdepartcmegB 
damit  motivirt.  daea  das  Syetem  der  Tantiemen  das  Rech nunga wea^H 
iibermäeeig  koiii(iti2irt  und  auf  das  höhere  Poatperaonal  allein  angewenddji 
m  ungünetigea  VcvBiekhiiniien  vov  Seiten  des  PerHonals  der  anapreii  eid- 
(,'eD&e8iBcbeii  Verwaltungen  jgefiihrt  habe.  Der  Bundearatli  habe  es  dah«r 
voi^gezoKeii .  bei  Anlas»  der  allgemeinen  B<»oldung8reTiBion  aaf  alle  dua 
gleiche  Maass  anmiwenden. 

Dabei  wird  aber  bemerkt;  „Wenn  die  Postverwaltnng  die  Frage 
nur  vom  Standpunkt  ihrer  eigenen  Interessen  beuitheilen  wollte,  so 
ktlnnte  sie  leicht  zu  dem  Scblnsse  gelangen,  die  Tantiemen  anfreclitzu- 
erhalten,  indem  e«  festsieht,  daes  die  oberen  Direktionabeamten  auf  die 
Einnahmevermehrung  und  besonders  auch  auf  die  Aasgaben  vermin  den 
einen  wesentlichen  Einflnss  ansllben  können  und  dass  es  gut  trän,  w 
dieselben  in  dieser  doppelten  Richtung  nicht  nur  durch  ihren  IMenetei 
welchen  Niemand  verkenul.  sondern  auch  durch  ihr  persflnliches  Inl 
angespornt  würden." 

Hiemach  ergiebt  eich,  dass  die  Gewinnbetheiligung  der  hShoK 
Beamten  der  schweizerischen  Post  Verwaltung  nicht  eines  Mitaerfold] 
wegen,  sondern  aus  äusseren  Gründen  aufgehoben  wurde  and  dass  ■ 
sfi  Tange  sie  bestand,  gut  wirkte. 

Uestiitigt  wird  dies  durch  folgende  Mittheilongen .  welche  Bobii 
von  anderer,  nicht  offizieller,  aber,  wie  er  berichtet,  sachkundiger  S 
empfangen  hat:  „Die  Betheiligung  des  Poalpersonals  am  Gewinn  ist  ti 
halD  ausser  Kraft  gcsetct  worden,  weil  die  Büreaukrntie  fand,  dass  n 
nicht  für  einen  einzelnen  Zweig  der  Staatsverwaltung  solche  abnoT 
Kestimmungen  treffen  könne  nntf  weil  es  den  Kontrolheamton  l&stig  WSir, 
die  Rechnung  über  diese  kleinen  Einuahmcn  zn  führen.  Diese  •Rcfonn- 
hat  nicht  auf  sich  warten  lassen."  Während  nSmlich  die  Jahre  \>i^9 
bis  IS'2  eine  Steigerung  des  Beinertragea  der  Postverwaltang  aufzuweisen 
hatten,  sank  fortan  der  Jahresilberscbuss  stetig.  Denn  einmal  maMt(ir~ 
wie   weiter   ausgeführt   wird,   die  Gehälter  der   hQberen   Postbeamten  || 

')  „IHe  nordanierikanische  Walfischerci,  bemerkt  Aosc  her  (AnriehU 
der  Völkawirthschaft  aus  dem  geschichtlichen  Standpunkt,  1878,  Bd.  1 
S,  2791,  erfordert  von  jedem  Matrosen,  selbst  Schiffsjungen,  nngowSbnlfar 
Anstrengungen,  Aufopfemngj  mitunter  sogar  Mutli  und  Geistesgegeni — ' 
l'nd  BOhniert  und  v.  Studmtj!  berichten,  dass  beim  Stockfiscn-  unc.  ._ 
krelenfangc  pder  Erfolg  der  Kdse  znio  grossen  Tbeil  vou  der  Hannofl 
unter  der  Bemannung  des  Schiffes  abhHngf". 
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EDtNliidigiiiiff  für  die  fortfallenden  Gewinnantheile  erhöht  werden  und 
swoteiM  Sterne  sich  nunmehr  die  Nothwendigkeit  einer  Vermehrong  des 
BeuntenpenoiiaU  heraus. 

Ob  die  Aufhebung  der  Gewinnbetheiligung  begründet  oder  ob  die- 
fldbe,  wie  BOhmerts  Gewährsmann  meint,  ein  Missgriff  der  eidfi^enössischen 
BOieiiikratie  gewesen,  das  zu  entscheiden  ist  nicht  unsere  Sache.  Zweifel- 
1m  berechtigt  erscheint  aber  die  Annahme,  dass  die  1872  bereits  ange- 
itellteD  Beamten  bei  Fortsetzung  der  Gewinnbetheiligunff  des  zu  er- 
wartenden Grewinnes  halber  lieber  den  vermehrten  GeschSftsumfang  auf 
sich  genommen ,  als  eine  Mehrunff  der  Beamtenzahl,  die  ihren  Gewinn- 
lothä  beeinträchtigt  hätte,  zugelassen  haben  würden.  So  aber  hatten 
die  Beamten  kein  niteresse,  sich  viele  Arbeit  aufzubürden.  Es  konnte 
ilioen  vielmehr  eher  daran  gelegen  sein,  ihre  Geschäftslast  zu  verringern. 
£b  stiegen  daher  die  Besoldungen  verglichen  mit  den  Roheinnahmen  seit 
1872 onverhältnissmässig;  trot^em  überdies  noch  der  Weltpostvertrag  die 
EiBOslimen  der  letzten  Periode  günstig  beeinflusst  hat  und  obschon  in  den 
Jahren  1875  und  1876  verschiedene  Taxerhöhungen  stattgefunden  haben. 
Die  Besoldungen  bildeten  Prozente  der  jährlichen  Bruttoerträge  der  Post- 
venraltang: 

1869 :  34,5  Prozent  1873 :  38,8  Prozent 

1870:85,9        „  1874:39,0 

1871:32,6        „  1875:41,4 

1872:82,0        „  1876:43,5        „ 

Fassen  wir  zusammen,  was  sich  aus  dem  Vorstehenden 
fär  uns  erjriebt.  Wir  haben  es  zu  thun  mit  einer  staatlichen 
Wirthschaftsyerwaltung  grossen  Stils.  Die  unteren  Beamten 
derselben  sind  meist  im  Stück  gelohnt  und  so  zu  grösstem 
Fleiss  und  Eifer  angespornt.  Bei  den  höheren  Beamten  ist  das 
nach  der  Natur  der  von  ihnen  geforderten  Dienste  nicht  mög- 
lieb. Hier  Versuch,  durch  Betheiligung  am  Reinertrage  der 
Verwaltung  den  Fleiss,  Eifer  und  die  Fürsorge  für  Ersparnisse 
tnzospornen.  Qlänzendes  Resultat.  Versuch  aufgegeben,  eben 
▼eil  die  glänzenden  Resultate  Neid  und  Missstimmung  der 
Beamten  anderer  Verwaltungszweige  erregten  oder  erregen 
konnten. 

12.  A.  Bord,  Pianofortefabrik  in  Paris. 

(Böhmert  Nr.  35;  Bulletin  de  la  participation  aux  b^n^fices  1882 
i>.  64  £;  Fougerousse,  Patrons  et  Ouvriers  de  Paris,  1880,  S.  67;  Enquete 
Bd.  n  8.  219—225.  547  f.;  auch  Ö.  Taylor,  Profit-Sharing  S.  30  f.  157  f.»).) 

Herr  Bord  besitzt  eine  Pianofortefabrik  in  Paris  mit  einem  Greschäfts- 
kipital  von  2  MUlionen  Fr.  Die  Fabrikation  ist  fast  ausschliesslich  auf  den 
Eiyai  berechnet.  Täglich  wurden  12,  im  Jahre  1883  in  Folge  der  starken 
(ieotBchen  Konkurrenz  nur  10  Pianos  hergestellt.  Der  Vorrath  an  fertigen 
Iiutnunenten  bezifferte  sich  in  der  Regel  auf  700,  1883  auf  3—400.  Im 
Jthw  1882  hat  die  Fabrik  ihr  50000stes  Pianoforte  vollendet. 

Die  Fabrik  beschäftigt  320—350  Arbeiter,  die  Lehriinge  und  Hilfs- 
arbeiter mit  einbegriffen.  Unter  der  Arbeiterschaft  befinden  sich  viele 
felernte  Arbeiter.  Die  besten  sind  diejenigen,  welche  die  Tischlerei  er- 
ient  haben.  Diese  werden  anfangs  damit  beschäftigt,  die  Bekleidung 
(eaiaBe)  des  Pianoforte  herzustellen,  und  erst  allmählich  werden  ihnen 
schwierigere  Arbeiten  übertragen.  Es  giebt  indessen  auch  Arbeiter,  welche 


')  S.  Taylor  gründet   seine  Darstellung  wesentlich  auf  die  übrigen 
oben  genannten  Quellen. 
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vun  Hause  aus  in  der  PiODofortefabrikation  gearbcdtet  haben,  and  so  hat 
Herr  Bord  auch  LehrliiiKei  die  Söhne  seiner  Arbeiter. 

IKe  Arbeiter  «tDd  fast  durchweg  im  Stücklohn  angestellt  Der  ge- 
wöhnliche StßcklQhner  verdient  5— 7  Fr.  den  Tag,  der  ansgeEeicbnete' 
bringt  es  biß  anf  10  Fr, 

„i^ofem  bei  der  Veränderung  der  Fabrikation  Veränderung  der  LÖbne- 
eintreten  Bollte,  werden  5  Arbeiter  zur  Beralhung  Ober  die  Lohnhöhe- 
gewShIt.  Sonst  haben  die  Arbeiter  keine  Einwirkung  auf  Leitung  de» 
EtabliMemente. " 

Im  Jahre  IS65  wurde  Oewinnbetbeiligung  eingeführt  und  zwar  ui- 
sprünglich  in  folgender  Form.  Herr  Bord  verzinste  sich  sein  Kapital  mit 
lü  Prozent  und  vertheilte  den  dann  verbleibenden  UebeischaBa  zwischen 
eich  und  seinen  Arbeitern  nach  dem  Verhältniss  der  von  ihm  bezogeneu 
Zinsen  zu  den  an  diese  gezahlten  Lahnen.  Mitte  der  TOer  Jahre  jedoch, 
als  die  GeBchäfle  nicht  eben  gl&nzende  waren,  verzichtete  Herr  Bord 
auf  seinen  Gewinnantheil  und  behielt  sich  nur  einen  Kapitsbäns  Toa 
10  Prozent  vor.  Im  Jahre  1S82  endlich  setzte  er,  unter  dem  Drucke  der 
deulBchen  Konkurrenz,  seinen  Kapitalzins  auf  5  Prozent  herab  and  be- 
anspruchte weiter  nichts.  Diese  Reduktion  zu  Gunsten  des  Personals 
((eschah  augenscheinlich  deshalb,  um  den  Ansporn,  den  die  Qewinn- 
betheili^unc  auf  die  Arbeiter  ausübte,  nicht  zu  mindern. 

Die  Vertheilung  des  Gewinnes  unter  die  berechtigten  Arbeiter  erfolgt 
nach  Maassgabe  ihrer  Jahreslöhne.  Berechtigt  zum  £m|:^ang  ränes  soldien 
Qewinnantheils  ist  jeder,  der  G  Monate  vor  RechnungsabschluM,  das  ist 
in  der  Zeit  vom   1.  Oktober  bis  zum  1.  März,  im  Geschäft  gearbeitet  hat. 

Eine  Kechnungskontrole  findet  durch  die  6—7  Werkmeister  de» 
Hauses  statt 

Die  Höhe  der  Gewinnantheile  während  der  Jahre  1866 — 1882  nnd 
ilie  Lohneteigerung,  welche  dieselben  alljährlich  repi^sentirten,  zeigt  die 
nachstehende  Tabelle: 


" 

Verhalt- 

VertiUt- 

nissdea 

niwdes 

Jftbr!             Bonus 

Bonus  zu 

Jahr             Bonus 

Bonns  n 

den 

den 

! 

Lahnen 

Ufanen 

1866     16 186  Fr.  14  C. 

9.40  */o 

1875 

121  209  Fr.  80  C. 

1867     38  237    „    10  , 

17        „ 

:  1876 

112  460    „    45    , 

20  . 

1868     29286    ,    40  - 

12,86  „ 

1877 

103  529    „    SS    , 

17  ^ 

1869     47299    ,    -  „ 

20       , 

1878 

94  619   „    10   , 

1870     47 170   -    0.5  , 

18       , 

1  1K79 

71855   „    95    „ 

12  „ 

1872     55  867    ,    60  - 

1.5       , 

1880 

80  703   -    45   - 

16, 

1873     68  494   „    40  „ 

i»       , 

■  1881 

101355    ,    —  , 

18  , 

1874     88084    ,    98  „ 

20       ,     1 

1882 

130123    „    95    „ 

20  . 

1  213  982  Fr.  90  C. 

Herr  Bord  erklärt  sich  mit  den  Wirkungen  seiner  Gewinn betheilignng 
zaMeden.    Dieselbe  habe 

1.  die  Arbeiter  an  das  Geschäft  gefesselt  und 

2.  von  Ausständen  abgehalten. 

In  Kürze :  Exportgewerbe ,  in  welchem  die  Geschicklich- 
keit der  beachäftigteu  Arbeiter  von  grosser  Bedeutung  ist. 
Der  Fleiss  derselben  ist  durch  Stücklöhnung  bereits  geinäiert; 
Veränderung  der  StücksStze  bei  Veränderung  der  Konjunktur 
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nur  unter  Zuziehung  von  Delegirten  der  Arbeiter.  Gewinn- 
lietheiliguDe  eiDes  jeden  Arbeiters  nach  Maassgabe  des  von  ihm 
befogenen  jLohnes.  Der  Bonus  steht  einem  Jeden  sofort  am 
Jabresschluss  zur  Verfügung.  Die  ausgezahlten  Gewinnan- 
theile  waren  beträchtlich.  Kesultat:  Sicherung  der  nöthigen 
Anzahl  geschickter  Arbeiter  und  FernhaltuDg  derselben  von 
AoMtänden. 

13.  Hanufacture  de  Poteries  de  Nyon^  societe  anonyme,  Kan- 
ton Waadt. 
(Böhmert  Nr.  27.) 

„Die  PoTzellanfabrik  zu  Nyon  in  der  Schweiz  hatte  im  Anfange 
dieseB  Jahrhonderts  einen  gewisfieu  Ruf.  Einige  der  besten  Arbeiter  von 
SMes  hatten  sich  1793  nach  Nyon  geflüchtet  und  hatten  ausgezeicbnct 
^M  Waare  gefertigt,  welche  noch  letzt  von  Kunstkennern  sehr  gesucht 
ist.  Aber  nach  1815  ging  das  Geschäft  in  Folge  verschiedener  Ursachen 
larficL  Um  die  Gebäude,  Oefen  u.  s.  w.  zu  benutzen,  machte  man  von 
om  an  nur  Halbporzellan.  Bis  1^50  wurde  das  Geschäft  in  kleinem 
JÜuflBBtabe  betrieben.  Damals  wollte  der  Chef  es  ver^ssem.  Er  bildete 
daher  dne  Aktiengesellschaft,  um  die  nöthigen  Kapitalien  zu  erhalten, 
and  verschuldete  überdies  noch  stark  die  Fabrik.  Die  Mühlen  zum 
Mahlen  der  Stoffe,  die  O^en  und  der  sonstige  Betrieb  wurde  ausgezeichnet 
gut  and  schön  eingerichtet,  aber  es  fehlte  an  Ordnung  und  praktischem 
Sinn  in  der  Direktion.  Der  Chef  starb  und  nun  kam  die  1^'abrik  noch 
mehr  zurück.^ 

In  Folge  dieser  Ereignisse  war  der  Kurs  der  Aktien  sehr  gesunken 
und  man  war  im  Jahre  1869  nahe  daran,  zur  Liquidation  des  Geschäfts 
m  schreiten.  Diesem  Vorhaben  widerrieth  aber  energisch  einer  der 
Aktionäre,  der  Gutsbesitzer  Eugen  Risler.  Herr  Risler  wurde  daraufhin 
zum  Mitglied  und  dann  sogar  zum  Präsidenten  des  Verwaltungsraths  ge- 
prahlt Es  gelang  zunächst,  der  Fabrik  Kredit  zu  verschaffen.  Sodann 
sockte  Herr  Bisler  sowohl  auf  andere  Weise,  als  dadurch  die  Greschäfts- 
kosten  zu  verringern,  dass  er  den  in  der  Fabrik  beschäfti^n  Stückarbeitem 
eine  Verminderung  ihres  Lohnes  um  5  Prozent  vorschlug.  DafUr  sollten 
dieselben  von  jedem  Tausend  Franken  Keingewinn  über  4  Prozent  Zins 
des  Aktienkapitals  30  C.  mehr  für  je  100  Fr.,  die  sie  in  Zahlung  erhalten 
hätten,  beziehen.  Die  Arbeiter  mussten  wohl  oder  übel  darein  willigen, 
da  sie  sonst  ihre  Arbeit  ganz  verloren  hätten. 

Dies  geschah  indess  nicht  zu  ihrem  Schaden.  Denn  schon  am  Ende 
des  ersten  Jahres  1870/71  konnten  ihnen  im  Bonus  ungefähr  jene  5  Pro- 
zent wiedererstattet  werden  und  im  Jahre  1878  bezogen  sie  bereits  um 
10  Prozent  höhere  Löhne  als  friiher. 

Die  Fabrik  blühte  wieder  auf. 

Im  Jahre  1877,  aus  welchem  die  letzten  Nachrichten  datiren,  be- 
flchäftigte  die  Krma  40  Arbeiter  und  zwar  20  Arbeiter  bezw.  Arbeiterinnen 
im  Taglohn  und  12  Arbeiter  im  Stücklohn  nebst  8  Gehilfen;  eine  iede 
Gnrope  von  8  Stückarbeitem  hatte  2  Gehilfen.  Die  Arbeitslöhne  machten 
ein  Drittel  des  Gesammtwerthes  der  Produktion  aus  und  stellten  den 
Mchsten  Theil  des  Anlagekapitals  dar. 

Berechtigt  zur  Theilnahme  am  Reingewinn  sind  alle  Stücklöhner 
nnd  alle  Tagearbeiter,  welche  mehr  als  ein  Jahr  in  der  Fabrik  thätig 
gewesen  sind.  Eine  Ausnahme  davon  machen  die  jungen  Leute  und  die- 
jenieen  Arbeiter,  welche  je  nach  der  Qualität  der  labnzirten  Waare  eine 
wöchentliche  Gratifikation  beziehen.  Der  Gewinnantheil  der  Arbeiter 
berechnet  sich  in  der  oben  angegebenen  Weise. 

Bis  1876  inkl.  wurden  den  Arbeitern  13 136  Fr.  als  lionus  vertheilt. 
1870  betrug  derselbe  10  Prozent  des  Reingewinns  und  7  Prozent  der  Ar- 
bettsldhne. 


lehrige  Blute    hat  daa  Geschäft   ' 

„     ._      j  «u  danken,  Bc  ' 

dem  GewimibetbeiliguiigsajBteiii' 

1.  Dasselbe  erwies  sich  als  ein  wichtiges  Erziehnngs-  and  Schs 
mittel  gegenüber  einer  imdiBxipliiiirien  und  in tcreaee losen  Arbeitereclii 
.E^  bildete  dch  eine  Ordnung  und  Disziplin,  die  in  der  P'abrik  noch 
gesehen  war  and  die  im  Wandtlande  sehr  selten  sein  goW." 

2.  Die  Gewin nbeth ei liguag  bat  das  gänzliche  Auflinren  der  IHI 
regelmässigen  und  bedentendeti  WaarendiebstHhle  bewirkt,  in  Folge 
Mitwirkung  der  Arbeiter  bm  der  Kontrole. 

8.  Die  Arbeiter  haben  sieb  auc-h  in  Zeiten  von  Arbeilseinstellung 
in  der  Umgegend  von  AuBsttinden  ferngehalten. 

Ee  erbellt:   Eiue  früher  blühende   kunstgewerbliche  j 
stalt  ist  in  Folge  schlechter  Leitung  und  DisziplinloBigkeit 
Arbeiter    heruiitergefcommea.      Um   fortbeslehen    zu    kömi 
ist  eine  gutwillige  Zuatimiuung  der  Arbeiter  zur  Uerabselzi 
ihres  Stücklohns  nothwendig.   Ein  neuer  Leiter  führt  Oew' 
betheiligung  ein.     Folge:     Die  geringeren  Stücltsätze  wei 
gutwillig  angenoinaien,  Ordnung  und  Disziplin  wird  bergeste 
die  Veruntreuungen  nehmen  ein  Ende,  ArbeitseinstellungeD 
Zwecken   der  Lohnsteigerung   bleiben   aus.     Vermehriuig  t 
Flei^s   und  Sorgfalt   nicht    berichtet;    dabei   iat  aber  nicDt 
vergessen,   das»   da,   wo   es  beaondera   iiuf  die  Quantität  i 
Arbieit  ankommt,  Stücklöhnung  besteht  und  daaa,  wo  die  Q» 
lilät   der  Produkte   vorzüglich   in  Frage  steht,   hierl<Ur   scb 
durch  Güteprämien  ausreichend  gesorgt  iat. 
14.     Buchdruckerei   und  Buchhandlung   von  A.  Chaix  & 

(Böhmeit  Nr.  69;  EnquSte  Bd.  H  S.  M-100.  ,535;  S.  Taylor  S.  I 
1M>);  Arbciterfteund  von  18T9  S.  aST-a«'):  Bulletin  de  la  uarticipati 
aui  bea^ce»  laSO  S.  149,  1381  S.  56-61,  13-2  S.  6^-70,  I8s3  8.  31 
18«4  S.  IV-VI.I 

Die  Zentralbuchdruckerei  und  -  bucbhandlung  für  die  Ebenbahi 
von  A.  Chaix  &  Cie.  in  Paris  l>eeteht  seit  1845').  l^ie  beschiftigt« 
Jahre  1884  ungefähr  1200  Arbeiter,  daruniec  120  Francn  im  Broschl 
und  150  Kinder.  In  der  Buchhandlung  sind  verhältnissmässig  nnr  wen 
Persünen  beschUftigt;  der  Hauptabsatü  findet  im  grossen  statt 

In  diesem  HiesenetablisBemenl  —  das  sich  iibiigens  darch  eine  Hd 
musterhafter  Wuhlfahrtseinrichlungeii  anazeicboet  —  sind  seit  dem  Ja] 


')  S.  Taylor  hat  im  Frühjahr  1882  dem  Hause  Chaix  einen 
abgestattet  und  kennt  daher  dessen  Einrichtungen  aus  eigener  Anschsni 

*)  Die  Darstellung  der  Einrichtungen  des  Hauses  Chaix  im  Arba 
treund  beruht  Iheils  auf  den  eigenen  Anschauungen  des  unter  < 
Chifire  H.  sehreibenden  Heferenten,  theila  auf  der  von  Herrn  Chaix  It 
herausgegebenen  Schrift:  „Historique  de  rimprimerie  et  de  la  Libroi 
(■entraJe  des  chemins  de  ter;  organisatiira  industrielle  et  ^onomique 
cet  ätablisBement,    Paris." 

'I  Herr  Napol£»n  Chaix,  der  Begründer  des  Geschäfts  und  V& 
des  jetzigen  Besitzers,  versuchte  bereits  im  Jahre  1848,  zur  Zeit,  da  nn 
Lonis  BlancB  Leitung  das  -Arbcilerpatlament"  im  Palais  du  Luxembol 
tagte,  seine  Arbdter  mit  10  Prozent  am  Reingewinn  zu  betheiligw.  t 
Venuch  scfaeilerte  indes»,  da  die  Arbeiter  allmanatliclie  Ausxamung  t 
Bonus  verlangten,  Herr  N.  Chaii  aber  hierein  nicht  willigte. 
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]gn  fgsmme  Arbeiter  am  Beingewinn  betheiligt.  Es  können  n&mlich 
gor  cbejeD^en  theilnehmen ,  welche  3  Jahre,  oder  wenn  sie  aus  einem 
Oflidivt  mit  QewinnbetheilignniB^  kommen,  3  Monate  bei  Chaix  gearbeitet 
hibeiL  Dieses  Dienstalter  i^eiht  indess  kein  absolutes  Becht  auf  Theil- 
aihne,  sondern  zur  Zolassang  bedarf  es  noch  der  b^K>nderen  Zustimmung 
da  Henm  Cbaiz  und  eines  aus  Beamten  und  Arbeitern  gebildeten  Aut- 
flchtakoimtees. 

Dieser  Arbeiterelite  werden  alljährlich  den  Statuten  gemäss  15  Pro- 
lest  des  Bdngewinns  zugewendet  und  unter  die  einzelnen  Berechtigten 
pro  nta  ihrer  Löhne  und  Gkhälter  verthdlt.  Die  einzelnen  Antbeile 
M  nicht  sofort  voll  erhebbar.   Vielmehr  greifen  fol^nde  B^eln  Platz : 

1.  Ein  Drittel  der  Summen  wird  den  Berechtigten  aur  der  Stelle 
bair  ausgehändigt. 

1  Das  zweite  Drittel  wird  auf  2iinseszins  in  einer  im  Statut  yor- 
leieheDen  Weise  deponirt.  Zum  Genuss  dieses  Guthabens  gelangen  die 
EiuelDen  erst  bei  ihrem  Austritt  aus  dem  Geschäft,  gleichviel  was  die 
VenmlasBung  davon  ist 

8.  Das  letzte  Drittel  fliesst  in  eine  bei  ihrer  Gründung  im  Jahre 
1872  mit  einem  Stifhmgsfonds  von  52000  Fr.  versehene  Altersversorgnngs- 
faflie.  Aus  dieser  Kasse  erhält  der  Berechtigte^  sobald  er  sein  20.  Dienst- 
jihroder  das  60.  Lebensjahr  vollendet  ha^  eme  Jahresrente. 

Ete  Posten  ad  2  und  3  werden  bis  zu  ihrer  Liquidation  mit  4  Pro- 
sat veninst  Von  beiden  haben  die  Arbeiter  selbst  nur  den  Niessbrauch, 
vilnend  die  Kapitalien  ihren  Familien  zufsdlen.  Sind  sie  indess  unver- 
banÄet,  so  erhalten  sie  eine  Leibrente. 

Im  Jahre  1884  waren  368  Angestellte  und  Arbeiter  antheilsberechtigt. 

Die  während  der  12  Jahre  des  Bestehens  der  Gewinnbetheiligung 
ftr  die  Arbeiter  vom  Beingewinn  enthobenen  Antbeile  erreichten  am 
Sl.  Dezember  1883  die  Summe  von  719589  Fr.  90  C.  Dieser  Betrag  stellt 
eine  durchschnittliche  Lohnerhöhung  von  7V2  Prozent  für  die  Bethei- 
figten  dar'). 

Ueber  die  wirthschaftlichen  Besultate  der  Gewinnbetheili^ng  für 
dis  Geschäft  spricht  sich  der  Inhaber  sehr  befriedigt  aus.  Er  ahmt 
den  giCeseren  Eifer  und  das  lebhaftere  Interesse  der  Arbeiter  und  hebt 
oefFOr: 

1.  die  schnellere  und 

2.  die  sorgfältigere  Ausführung  der  Arbeiten, 

3.  die  grössere  oparsamkeit  des  Personals,  welche  allerdings  manch- 
mal  in  einer  etwas  Kleinlichen  und  plumpen  Weise  Ausdruck  findet. 
Ebern  Verleger  hatte  man  z.  B.  mehrmals  Probedrucke  in  demselben 
Unuehlage  zugestellt,  und  als  dieser  hierüber  eine  Bemerkung  machte, 
iitwortete  ihm  der  botreffende  Beamte:  „Aber,  wir  haben  ja  Gewiun- 
bethdligun^.* 

4.  Die  Arbeiter  wurden  an  das  Geschäft  c^efesselt  und  von  Aus- 
ftinden  abgehalten.  Bei  einer  Arbeitseinstellung  im  Buchdnickerge werbe 
behoft  Lolmerhöhung  im  März  1878  verliessen  62  Setzer  das  Cbaixsche 
Etablissement.  Aber  darunter  war  nicht  einer  der  am  Gewinn  bethei- 
ligteB  Arbeiter. 

5.  leidlich  findet  die  firma  „ihre  Genu^huung  und  ihren  Vor- 
theil  darin,  lang  gedienten  Arbeitern  gegenüber  nicnt  mehr  vor  die 
Ahemative  gestellt  zu  sein,  entweder  Pensionen  aus  einem  Fonds,  der 
ineht  voigesehen  war,  zu  zahlen,  oder  die  Leute  ihre  Laufbahn  im  Elend 
endigen  zu  sehen". 


1)  In  manchen  Jahren  bedeutete  der  Bonus  eine  Lohnerhöhung  von 
10  Prozent;  1882  nur  IVa  Prozent  in  Folge  der  starken  Konkurrenz, 
wdche  insbesondere  die  mit  Monopolrechten  ausgestattete  staatliche 
Natioiisldruckerei  (über  diese  vgl.  EnquSte  Bd.  II  S.  174  ß.)  der  Firma 
bereitet  hatte. 


Also :   GroBsee   Unternehmen   mit  quaUfizirten   Arbeitei ' 

Zahl  der  beBchäftigten  Arbeiter  grose.  Höbe  des  Bonus,  d^^^ 
vertheilt  wird,  von  mittlerem  Betrag.  Bodub  zu  "b  sofort,  ■^^=^ 
'i's  Kwar  nicht  Botbrt  ausgezahlt,  aber  beim  Ansiritt  unter  all^^  - 
Umständen  in  Kententbrm  disponibel;  das  letzte  Dritte!  W.M 
eine  AltersrentenkaBse  gelegt  und  folglieh  nur  zum  Vorthe  J-- 
der  Bleibendan.  Das  Kapital  fällt  allein  der  Familie  z«*^- 
Folglich  Unmittelbarkeit  des  Anreizes,  wenn  auch  nicht  so' 
gross  wie  bei  sofortiger  Auszahlung  des  ganzen  Bonus,  so  docli 

Eösser  als  da,  wo  beim  Austritt  aus  dem  Geschäft  der  ziirück- 
haltene  Bonus  ganz  verftillt.  Die  Aussicht  auf  Altersver- 
sorgung für  diejenigen,  die  bis  zum  Alter  beschäftigt  werden, 
Beweggrund  zum  Bleiben.  Erfolg:  Steigerung  vonFleißs  und 
Güte  der  Arbeit;  grössere  Sparsamkeit  bei  Verweudui  '  ' 
Materials;  die  Arbeiter  ans  Geschäft  gefesselt. 
15.  E.  Büttner-Tbierrry,  Lithograph  iu  Paris, 
(Enquete  Bd.  US.!"" 


Herr  Bflttner-Thieriy  gewährt  seit  dem  Jahre  1.   _     _   ... 

Werkmeislem  und  Arbeitern  einen  Antheil  am  Gewinn,  Derselbe  bi  .^^ 
I  Prozent  des  Betrages,  der  sich  nach  Abzug  der  erlittenen  Verluste,  der  J 
KinBen,  der  Kosten  der  Fehlprodukte  und  der  Einbussen  am  Material  vom 
Bruttogewinn  ergiebL  Die  für  Arbeitslöhne  verausgable  t^urnwe  scheint 
demnach  von  dem  Edöa  derVertüufe  bei  der  Berewnung  des  Glewinnes 
fiir  die  Arbeiter  nicht  in  Abrng  zu  kommen.  Der  Antheil  von  1  Prozent, 
der  den  Arbeilem  zu  Theil  wird,  stellt  sich  demnach  häher,  als  bei  Zu- 
grundeleguuc  des  rite  berechneten  Reinertragea. 

Nach  Angaben  des  Herrn  ßiittner-Thierry  «nd  auf  die  GröBse  seines 
Gewinne  nicht  blos  die  Leistungen  der  .\rbpiicr  von  Einfluss,  sondern 
auch  wesentlich  die  mehr  oder  minder  |;lücklichen  Verträge,  welche  die 
Pinna  nbüchliesst,  sowie  insbesondere  die  Schwaiihnngen  im  EKskont  der 
von  ihr  aufgenominenen  Kapitalien  und  die  WerthschWniikungeD  der  snf 
Lager  befindlichen  Produkte.  FKe  Bedeutung  der  Arbeit  für  die  Höbe 
des  Gewinns  eischeint  demnach  als  eine  besäu^kte.  und  mit  KQck^cbt 
hierauf  wachst  noch  die  Bedeutung  des,  wie  oben  un^-cgeben,  berechneten 
Gewinns,  der  den  Arbeitern  alljÄhrlich  zu  Theil  wird. 

Die  Vcrtheihmg  der  Gewinm^uote  unter  die  Euizelnen  vollzieht 
üch  nach  featen  Prinzipien.  Ejn  Drittel  des  einem  Jeden  znkommeDden 
Betrages  wird  ilim  auf  der  Stelle  überantwortet.  Die  übrigen  2  Drittel 
werden  alljährlich  auf  ZinscEzina  bei  der  Versicherungsgesellschaft  „Union" 
niedergelegt  und  dienen  dann  als  Kapital  versieb  enutg  auf  I..ebenBniü.  Sie 
werden  fallig,  wenn  der  Arbeiter  sein  20.  Dienstjahr  bei  Böttner-Thierry 
bezw.  sein  fiO.  Lebensjahr  erreicht,  oder  kommen  unmittelbar  nach  setuem 
Tode  sdner  Frau  und  seinen  Kindern  zu  gute.  Wer  das  erste  I>itl«l  J 
mit  dieseu  beiden  verbindet,  erhiilt  von  der  Firma  eine  SparprSm:"  — 
5  Prozent.     Nur  4  Leute  haben  hiervon  Gebrauch  gemacht. 

Die  Zahl  der  Tbeilnehmer  betr&gt  27. 

Der  Oewinnantbeil  erreichte: 

im  Jahre  \m>  eine  Höhe  von  1  595  Fr.  —  C. 

„    18H1     „        „        „     1206     „    20  „ 

„    18^2     „        ,        „     19S5    „    90  „ 

„        „    1883     „        „        „     1 828    „    50  „ 


L 


Summa    ...     6  .^95  Fr.  SO  C. 
Als  Wirkungen  der  Gewinnbetheiligung  flir  das  Geschäft 
Herr  Bfiltner-Thierry ; 
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1.  Die  Gtewinnbetbeili^Dg  hat  ihm  eine  Elite  tüchtiger  Beamten 
und  Arbeiter  Tenchafft,  welche  mehr  als  früher  bestrebt  sind,  gut  zu 
prodnziren.    Demzufolge  ergaben  eich 

2.  beesere  Leistongen  und  sorgfältige  Behandlung  des  anvertrauten 
Hiterials  und 

3.  gote  Beziehungen  zwischen  Chef  und  Arbeiterschaft;  ersterem 
Tiel  Aeiger  und  Arbeitsstreitigkeiten  erspart 

Es  erhellt:  Qualifiadrte  Arbeit  und  werthvoiles  Material 
in  Händen  der  Arbeiter.  Dabei  ein  Oeschäftsbetrieb;  fUr 
dessen  Gedeihen  neben  der  Arbeit  Momente  ^  auf  welche  der 
Arbeiter  ohne  Einfluss  ist;  grosse  Bedeutung  haben.  Bonus 
tbeüs  sofort,  theils  später  ausgezahlt.  Resultat:  Steigerung 
der  Qualität  und  grössere  Sorgsamkeit  in  Behandlung  des 
Materials.  Femer  J'esselung  der  gewünschten  Arbeiterzahl 
ins  Geschäft. 

16.  Goffinon  &  Barbas,  neuerdings  Barbas,  Tassart  &  Balas, 
Bleigiesserei  und  Dachdeckerei  in  Paris. 

(Enquete  Bd.  II  204.  546:  Balletin  de  la  participation  auz  b^ndBces 
ftomelll  1881  S.  146,  tome  VI  1884  S.  117—156,  tome  Yll  premi^re 
ümison  1885  S.  38.) 

Die  Firma  Goffinon  &  Barbas  in  Paris  hat  eine  Fabrik  flir  Bleiar- 
beiten, Dachdeckerei  nnd  eine  besondere  Werkstätte  für  hygienische  Ap- 
ptiate.  Die  Zahl  ihrer  Arbeiter  beträgt  120,  darunter  bennden  sich  fol- 
gende Spezialitäten:  Dachdecker,  Zinn-  und  Bleipesser,  Drechsler,  Hahn- 
mtcher,  Justirer  u.  s.  w.  Die  Arbeiter  werden  theils  im  Tagelohn,  theils  im 
Akkordlohn  beschäftigt.  An  Lohn  empfangen  sie,  je  nach  ihrer  Fähig- 
keit, 3J5  Fr.  bis  9,50  Fr.    Die  Lehrlinge  erhalten  zu  Anfang  2  Fr. 

Seit  dem  Jahre  1872  werden  die  Arbeiter  des  Geschäfts  am  Gewinn 
betbeüigt  5  Prozent  des  alljährlichen  Reinertrages  —  nach  Vorweg- 
Bshme  von  10  Prozent  für  den  Reservefonds  (seit  1880)  —  werden  für 
dis  Personal  ausgesetzt  und  unter  die  einzelnen  Berechtigten  nach  Maass- 
iibe  ihrer  Löhne  bezw.  Gehälter  vertheilt;  dabei  erhalten  die  Akkordar- 
beiter  den  Betrag  eines  gewöhnlichen  Ta^elohns  angerechnet,  da  sie 
toderenflEdls  noch  die  Arbeit,  welche  sie  durch  Hilfsarbeiter  verrichten 
bflsen,  in  ihrem  Lohne  in  Anschlag  bringen  und  sich  so  einen  ungebühr- 
lich grossen  Gewinnantheil  verschafien  könnten. 

Die  Grewinnantheile  werden  nicht  voll,  sondern  nur  zur  Hälfte  un- 
nittelbar  nach  Rechnunfl;8abschluss  ausgezahlt.  Die  anderen  Hälften 
werden  jedem  einzelnen  l&rechtigten  auf  ein  Separatkonto  gutgeschrieben 
und  mit  5  Prozent  verzinst.  Die  so  kapitalisirten  Beträge  smd  unüber- 
tngbar  und  unantastbar.  Sie  können  erst  dann  erhoben  werden,  wenn 
der  Kontoinhaber  sein  20.  Dienstjahr  in  der  Fabrik  oder  sein  50.  Lebens- 

K  erreicht  hat  Bis  dahin  verbleiben  die  Summen  im  Geschäft  an^e- 
„  ,  können  aber  auch  nach  Beschluss  der  Generalversammlung  oei 
aner  Versicheningsgesellschaft,  bei  einer  Kreditgesellschaft  oder  bei  einer 
Öffentliehen  Staatskaisse  auf  Verlangen  der  Arbeiter  deponirt  werden.  Die 
Liquidation  findet  in  einer  durch  das  Statut  vorgeschnebenen  Weise  statt. 
Die  Guthaben  dienen  dazu,  dem  Kontoinhaber  und  event.  seiner  Frau 
lebenslängliche  Renten  zu  gewähren ;  sind  Kinder  vorhanden,  so  hat  der- 
selbe nur  den  Zinsbezug  and  das  Kapital  verbleibt  seiner  Familie. 

Zur  Theilnahme  am  Gewinn  sind  diejenigen  Angestellten  und  Ar- 
beiter berechtigt,  welche  folgende  Bedingungen  erfüllen : 

1.  Sie  müssen  8  Jahre  im  Geschäft  thätig  gewesen  sein  und  Beweise 
ihres  ESfers  und  ihrer  Geschicklichkeit  gegeben  haben. 
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□  Zultamiug 


ilem  giebt  e 


2.  Sie  mäBMO  bei  dem  Chef  ein  Bchriftlicfaee  Geaacb  u 
^nrücben.  dem  eine  Abecbrift  des  casier  jodiciaire  beitieKen 

3.  Die  Friifiing   der  moralischen   und   materiellea  Vei 
iDabesoiidere  der  gewerblichen   Uefähigune   des  Bewerbers  dnicb   3   vaa 
dem  beralhenden  ArbelleraaBScIiuisg  (comite  coiumlUtif.  gebildet  dnri-b  die    . 

beiden  iUteetea  BeBmtcn  und  die  5  ältesten  Arbeiter)   ernannte  „Wlbeq^^ > 

mtiBS  glücklich  bestanden  sein. 

4.  Auf  Vorschlag  des  Arb^iternuBBCbusses  spricht  der  Chef  des  h_^^ 
ftes  alsdann  die  Bewilligung  oder  Verweigeniug  des  Gesnches  beiw.  die  Vfl 
tngung  der  Aufnalune  aus.  W 

K.  Die  Lehrlinge  des  Hauses  werden  vom  1.  Januar  de^enigen  Jm 
res  an,  in  welchem  sie  ihre  Lefarzät  beendet  haben,  zur  Tbeilnahme  v 
dem  Bonus  zugelassen. 

Die  ^mmtlichen  .\ntheilBbetecbtiglen  heiesen   parlicipanta. 

giebt  es  noch  sog.  aapirants  partiüpants.  Zu  einem  aspirsiit  pari] 
j„.M.  lann  man  auf  Ersuchen  nach  I>^mouat lieber  TliBtigkeit  ii"  '2'— «*' 
von  dem  Chef  ernannt  werden.     IHe  Vonsöge,  die  aus  dieeer  '. 
tlieHBen,  bestehen  in  dem  Recht  der  Theilnabme   an   einer  in  der  Fabü 

bestehenden  gegenseitigen  Hilfs-  und  IJnfaJlve.rBicberiine«geeeUecbBi't  n  

in  dem  Bezüge  einer  vom  ArbeiteTsnsschues  ans  der  Oewinnffnote  be- 
willigten Grsti6kation.  Die  aspiranta  pertictpants  werden  nach  Erfüllung 
der  oben  genannten  Bedingungen  in  der  K^el  paröcipants. 

Im  Jahre  1@8S  befanden  aich  unter  den  12Ü  Beamten  and  .\rbeitcn] 
des  Ilausee  -'iH  parücipants  und  sapirants  partieipants. 

Wer  vor  Erreichung  des  20.  ffienstjahres  beaw.  des  50.  Lel>ensjabre* 
die  Fabrik  verläset  oder  wegen  schwerer  Vergeben  entlassen  wird,  gehl 
des  Anspruchs  auf  sein  Guthaben  verlustig.  Uieaes  wird  dann  unter  die 
übrieen  Posten  vertheilt.  Eine  Ausnahme  bieivon  wird  sät  1880  fUr  die 
Lehniti^gemachti  ihnen  kano  statutengetnäss  gestattet  werden,  aufhöcfa- 
stens  ein  Jahr  die  Arbeit  in  der  Fabrik  zu  quittiren,  ohne  ihrer  erwor- 
benen Anrechte  verlustig  zu  geben.  Es  hatte  sieh  nSinUch  herausgestellt, 
dase  es  ebenso  im  [nteresae  der  Lehrlinge  wie  der  Firma  lag,  dass  jene 
auf  eine  Zdtlang  die  Fabrik  verliessen,  um  ihre  tciur  de  France  xa 
machen  und  so  ihre  Kenntnisse  zu  vervollständigen  und  auBäerdem  aas 
utreten. 
!  Rachnungsführung  besitzen  die  iietheiliglea 
Arbeiter  Ihatsücblich  nicht  denn  wenn  auch,  wie  Herr  Bsrbas  hervor- 
hebt, der  Buchhalter  und  der  KaBsirer,  welchen  die  Rechnungsablegnng 
obliegt,  gleicbfaila  am  Gewinn  betheili^  sind,  so  ist  es  doch  wenig  wahr- 
scheinlich, dass  diese  den  Arbeitern  einen  Einblick  in  die  Geechiifts Ver- 
hältnisse und  die  Rechnungslührung  gestalten  werden. 

Gemäss  der  Gewinnbetheiligung  cnl£elen  wShreiid  der  Jahre  131 
bis  1873  85700  Fr.  auf  die  berechtigten  Arbeiter.  Die  Löhne  belieS" 
sich  in  diesem  Zeitraum  auf  81 1  593  Fr.  65  C,  Demnach  bedeutet«  d 
Uiuius  durchschnittlieh  eine  Lohnerhöhung  von  10''9  Prozent  und  i 
EU  sofortiger  Auszahlung  gelnngcnde  Theil  desselben  eine  solche 
5,25  Pnizont. 

Der  Erfolg   der   Gewinnbetheiligung  für  das   Untemehm 
eich  vor  allem  darin,  dass  dieselbe 

1.  ein  stabiles  Personal  gescbafien  —  ein  Umstund,  ivelcbetn  i 
GoschSftsleiter  grossen  Werth  beilegen  —  und 

2,  die  ArMiter  vnii  ÄUBständen  zurückgehalten  bat; 
8.   sodann  aber  wurde  auch  grössere  Spaisamkeit  an  Material  n 

Werkzeugen  bemerkt    Während  man  früher  (SlOO— lOOOO  Fr.  jahrll 
auf  die  Abnutzung  und  Verluste  an  Tauwerk,  Leitern  und  Scbwtti 
eisen  rechnete,  ist   dieser  Defekt  auf  5000  geRunk''n.     Statt   ; 
ehedem  ein  kleines  ätilck  Zink    aus  einer  ganzen  Platte  auaauschneidq 
suchen  die  Arbeiter  nunmehr  dasselbe  aus  den  Abfiillen  ku  gewinnen. 

4.  Endlich  wird  über  grösseren  Fleiss  und  grössere  Sorgfalt  1~' 
richtet. 
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Um  sosammenzufassen*:   Die  ganze  Art  und  Weise,   wie 
die  Qewinnbetheiligung  organisirt  ist,   ist  darauf  berechnet, 
den  Unternehmern   die   gewünschte  Arbeiterzahl  zu  sichern. 
Jeder  Betheiligte  erhält  Antheil  am  Gewinn  nach  Maassgabe 
seines  Lohns;   abei*  nicht  jeder  Arbeiter  wird  betheiligt,  son- 
dern nur   eine  Auswahl  zur  Belohnung   für   längere   ausge- 
zeichnete Dienstzeit   Die  Höhe  des  Bonus  ist  nicht  unerheblich. 
Nor  die  Hälfte  des  Bonus  wird  unmittelbar  ausgezahlt,  die 
lodere  kann  erst  nach  zwanzigjähriger  Dienstzeit  oder  nach 
Vollendung  des  50.  Lebensjahres   erhoben  werden  und  dient 
der  Altersversorgung  wie  event  zur  Ansammlung  eines  Erbes 
iar  die  Kinder.      Verlässt  ein  Arbeiter  vor   zwanzigjähriger 
Dienstzeit    bezw.   vor  Vollendung   des   50.  Lebensjahres   die 
Fthrik,  so  verfällt  sein  Guthaben  zu  Gunsten  der  bleibenden 
Arbeiter.    Als  Wirkungen  dem  entsprechend  in  erster  Linie: 
Feesehmg  der  gewünschten  Arbeiterzahl  an  die  Fabrik  und 
Verhütung  von  Arbeitseinstellungen;  ausserdem  werden  ent- 
!     sprechend  der  Höhe   des   unmittelbar   ausgezahlten   Gewinn- 
intheils   grössere  Ersparnisse   an  Material   und    Werkzeugen 
und  Steigerung  der  Grösse  und  Güte  der  Leistungen  gerühmt 

17.  Aug.  Godchaux  &  Cie.,  Buchdruckerei  und  Verlagsgeschäft 
in  Paris. 
(BÖhmert  Nr.  70;  Enquete  Bd.  II  S.  186—139.) 

Das  Geschäft  von  Aue.  Godchaux  &  Cie.  verfertigt  Schreib-  und 
Zeiehoibücher  für  den  Scbulgebrauch  mit  Hilfe  besonderer,  von  Herrn 
Godchaox  erfundener  Maschinen.  Die  Firma  beschäftigt  50  Angestellte 
und  Arbeiter  im  Hause '  L  Die  Tagelöhne  der  Arbeiter  steigen  von  2,50  Fr. 
\m  8  Fr.  Die  Summe  der  Arbeitslöhne  stellt  ungefähr  V'2  Prozent,  d.  i. 
dn  Drdzebntel,  des  Werthes  der  Produkte  dar.  Der  Maschinenbetrieb 
mmmt  emen  bedeutenden  Spielraum  ein^). 

Die  Firma  führte  am  1.  Januar  1872  Gewinnbetheiligung  für  ihre 
Pctmteu,  Arbeiter,  Arbeiterinnen  und  Lehrlinge  ein.  Als  Bedingung  für 
die  Tbeilnahme  am  Gewinn  forderte  sie  nur  einjährige  Thätigkeit  im  Ge- 
Kfaift  imd  Zugehörigkeit  zu  einer  von  Herrn  Godchaux  gestifteten  gegen- 
leitigeD  HilfiBeesellscnaft ,  welche  ihren  Mitgliedern  insbesondere  Unter- 
etötzimg  in  Krankheitsfallen  gewährt.  Die  Mitgliedschaft  bei  letzterer 
wird  durch  monatliche  Beiträge  von  8  Fr.  fUr  Arbeiter,  von  1,50  Fr.  fUr 
Arbeiterinnen  erworben.  Antheiisberechtigt  waren  im  Jahre  1883  89 
ooter  den  .SO  Arbeitern,  also  etwa  *k  des  Personals. 

Die  den  Arbeitern  zufallende  Quote  des  Nettogewinns  beträgt  5  Pro- 
UDt  Hiervon  wird  die  Hälfte  alljährlich  unter  die  einzelnen  Arbeiter 
uch  Maassgabe  der  bezogenen  Löhne  und  Besoldungen  vertheilt  und  baar 
HBgeiablt  Die  andere  Hälfte  fliesst  in  sich  ungesondert  in  eine  Alters- 
TenorffongskasBe.  Diese  Kasse  dient  dazu,  den  Arbeitern  nach  Erreichung 
ODes  Lebensalters  von  55  Jahren  und  einer  Dienstzeit  von  20  Jahren 
kbeiifllftDgliehe  Pensionen  zu  gewähren.  Die  Pensionen  sind  fest  normirt 
BBd  betra^n  für  Arbeiter,  die  55  Jahre  alt  sind  und  20  Jahre  im  Ge- 
schäft gedient  haben,  1000  Fr.    Derjenige  Arbeiter,  welcher  durch  einen 


^)  Ausserdem  werden  noch  200—250  Personen  in  Gefangnissen  im 
Broflchiren  Terwendet. 

')  „Une  grande  partie  des  affaires  se  faisant  mocaniquement.^ 


im  GeschftfC  erlilLenen  LlnfuII  arb«itsanfiihig  geworden  ist.  emußnEt  glekli- 
fiills  dne  lebeiiBl an B liehe  Pcuätm,  und  zwar  werden  ilim  je  50  Fr.  für 
jedes  Dienstjalir  als  Peiiflion  angerechnet  ESe  Bänuntlichen  Benleu- 
MKÜg«  sind  KU  einem  Viertel  übertragbar  «uf  die  WittW'e  und  die  minder- 
jübrieon  Kinder.  Die  PenBicmcn  werten  von  der  Firma,  welche  übrigen» 
die  PenBioiiakusse  mit  einem  Sliftungsfonda  von  5(HI0  Pr.  versehen  bat, 
garantirt 

Währcnd  der  Jahre  1BT2  bis  lSä2  haben  die  an theilsbereeht igten 
Arbeiter  als  Bonus  64  319  Fr.  75  C.  in  Bttar  empfiuigen  und  die  Alter»- 
veraorgungsk&BSC  beeaas  1883  einen  Fonds  von  (<4ä43  Fr.  45  C  Damit 
haben  die  betheiliften  Arbeiter  während  der  1 1  Jahre  eine  Lohnstei^ruDg 
von  durchschnittlich  21,48  Prosent  erfahren,  die  Summen,  welche  in  den 
Reservefonde  floesen,  miteinbegriffen. 

Die  [nhabcr  der  Firma  erklären  sich  von  der  ZweckmüsBie-kdl  und 
Vortheilbaftigkeit  des  Systems  übeTzeu^t  und  heben  als  Wirkung  des- 
selben dne  grössere  Stabilität  der  Arbeiterschaft  hervor.  Eine  Vcnoelt- 
rung  oder  Verbesserung  der  Produktion  wird  nicht  berichtet,  ial  aber 
auch  nicht  wahrscheinlich ,  da  der  maschinelle  Betrieb  im  Geschäft  eine 
überwiegende,   die  Arbeit  eine   unteigeordnete  Kolle   zu   spielen  eehdnt. 

Es  ergiebt  sich:  Einäusa  der  Arbeit  auf  die  Produktion 
Eicht  bedeutend.  Gewinnbetheiligung,  theüs  individuelle  mit  bo- 
fortiger  Auszahlung  des  Bonus,  theila  kollektive  zum  Zweck 
der  ÄlteraverBorgung;  die  Altera  Versorgung  wird  aber  nur  bei 
sehr  langen  Diensten  und  zugleich  hohem  Alter  gewährt. 
Gesammtbonus  ziemlich  hoch.  Demzufolge  weder  Steigerung 
des  Fleissee  noch  der  Qualitüt  berichtet,  wulil  aber  Fesselung 
der  Arbeiter  an  das  GeBchäft. 

18.    L.  Gast4,  Kupferstecherei  und  lithographische  Druckerei 
in  Paris. 

(Böhmert  Nr.  69;  Fougeroiiaae  S.  89.) 

Das  Geschäft  von  L.  Gasf^  betreibt  Kupferatecherei   und  lithogia- 

Eliischen  Druck  und  stellt  Register  her.  £s  ist  also  dn  Betrieb  mit  At- 
eitern,  die  auf  einer  Bildungsstufe  stehen,  welche  weit  höher  ist.  als  die 
der  meisten  übrigen  Arbeiterklassen.  In  Folge  dessen  besitien  diesdbea 
VerständnisB  auch  flir  ferner! i elende  Vortlidle.  wie  sie  Altersversorgung 
und  dergl.  bieten,  ein  Verstündinss,  das  bd  anderen  Arbeitern  sehr  oft  fehlt. 
Das  Geschift  zählt  2S-:W  Angestellte,  Arbeiter,  Lehrling.  Ge- 
hilfen u,  s.  w.  Die  Arbeitslöhne  ergeben  40  Prozent  des  Werltiefl  ? 
Produktes. 

Die  Einführung  der  Gewinnbetheiligung  datirt  vom  1 
ISTl.  Der  dritte  Theil  des  nach  Abzug  von  l(i  Prozent  für  den  £ 
fonds  verbleibenden  Reingewinns  wird  fnr  die  berechtigten  Beschäftig 
des  Hauses  nusgeachieden.  Die  Vertheilnng  dieses  Drittels  gesc^eS. 
unter  Bcrücksiclitigung  a|  des  bezogenen  Lohnes  uder  Gehaltes.  b|  der 
.Stellung  des  Berechtigten  nach  festen  Nonnen.  So  hat  der  Prokurist 
des  Hauses  drei  Theile,  der  Buchhalter  und  die  Vorsteher  der  Werk- 
stiitten  je  iswei,  die  übrigen  Theilnebmer  je  einen  ThdI. 

Die  Antheile  werden  nicht  sofort  baar  ausgeeahlt,  sondern  at)f 
Si-paratguthaben  bei  der  Allgemdnen  Versieh erungagese Ilse haft  in  Pari» 
niedergelegt.  Ke  so  kapital isirten  Beträge  können  von  den  Routr>- 
iniiabem  in  der  Regel  erst  nach  SOjlihriger  Dienstadt  erhoben  weitleii. 
Vorher  ist,  abgesehen  von  Todesfall,  Entlassung  oder  Einziehung  xum 
MilitSr,  eine  gänzliche  oder  theilweise  Liquidirang  der  ijummen  nur 
bei  Krankheit  oder  Arbeitonnfähigkdt  mit  Genehnigutif  des  Herrn  Gasl^ 
statthaft.  Bei  freiwilligem  Verlassen  des  Dienstes  tritt  mithin  Verlust  i 
des  Gnthabcna  ein,  ' 
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ADtheilBberechtiguDg  verleiht  einjährige  Thätigkeit  im  Gast(^chen 
Geiehifi    AnageschlosBen  sind  die  Lenrlinge. 

Em  ans  f&nf  Angestellten  ziuammengesetzter ,  theils  vom  Prinzipal 
«roannter,  theilB  von  dem  Personal  gewählter  Ausschuss  soll  den  Cnef 
m  der  Anwendung  und  AnsfÜhron^  der  Betriebsordnung  unterstützen. 
Auch  soll  jedes  Jahr  dreien  der  Mitglieder  der  Bechnungsabschluss  zur 
BüHeht  und  FrOfoDß  vorgelegt  werden. 

An  OewiniMBitfaeilen  fielen  den  Arbeitern  in  den  5  Jahren  1871 — 76 
20175  Fr.  b  C  KL    Sie  bedeuteten 

im  Jahre  1871/72  eine  Lohnerhöhung  von  7,38  Prozent 

„        „      1872/73    „  „  „    5,75        „ 

„        „     1873.74    „  „  „    6,52        „ 

„        „     1874.75    „  „  n    9,37        „ 

„      187576    „  „  „    7,64        „ 

Liqoidirt  sind  davon  nur  2916  Fr.  90  C.  für  solche  Theilnehmer^  welche 
gotorben  oder  entlassen  oder  zum  Militärdienst  eingezogen  sind.  Es 
Tobiieb  also  £nde  1876  bei  der  Allgemeinen  Versicherungsgesellschaft 
aa  Guthaben  yon  17  258  Fr.  15  C. 

Das  sind  bedeutende  Beträge,  wenn  man  erwägt,  dass  dieselben 
BnzahlniM^  für  Altersversor^unj^  darstellen. 

IXe  Wirkungen  der  Gewinnbetheiligung  blieben  in  diesem  Greschäft, 
m  dem  es  sich  wesentlich  um  feine  Arbeit,  Lithographie  und  Kupfer- 
itadierei,  handelt  und  in  dem  die  Kosten  für  die  Arbeitslöhne  einen  so 
bedicbtUchen  Theil  des  Werthes  der  Produkte  darstellen,  nicht  aus: 

1.  Die  Gkwinnbetheili^^ung  verschaffte  Herrn  Gastö  ein  tüchtiges, 
averlesenes  Personal  und  sicherte  ihm  dessen  Stabilität.  Die  weniger 
ffirten  Elemente  wurden  nach  und  nach  ohne  Anstrengungen  von  Seiten 
oes  Geschäftsinhabers,  durch  blosses  natürliches  Di-ängen  der  übrigen 
Arbeiter  ausgestossen^j. 

2.  Die  Arbeiter  leisteten  mehr  als  früher;  sie  [^arbeiteten  besser  und 
«clmeller. 

Durch  diese  Erfolge  wurde  Herr  Gast^  in  den  Stand  gesetzt,  Ar- 
beiten, die  früher  zu  schwierig  gewesen,  zu  übernehmen  und  mit  Leichtig- 
keit durchzuführen. 

3.  Die  Arbeiter  bewiesen  weit  grössere  Sparsamkeit  bei  Verwen- 
duBff  und  Handhabung  des  Materiab.  Ein  recht  drastisches  Beispiel 
hiemir  weiss  Herr  A.  de  Ck)urcj  gelegentlich  seiner  Aussagen  vor  der 
fnuLZÖsischen  ausserparlamentanschen  Kommission  zu  berichten^).  Vor 
Einfuhrung  der  Gewinnbetheiligung  zerbrachen  die  Gast^hen  Arbeiter 
riete  Üthographische  Steine,  von  denen  ein  jeder  etwa  24  Fr.  kostete. 
Seit  1871  kam  eine  solche  Nachlässigkeit  nicht  mehr  vor  und  Herr  Gast6 
hörte  eines  Tages,  wie  ein  Arbeiter  den  andern  zurief:  „Zerbrecht  nur 
ja  kerne  Steine  mehr,  ein  jeder  kostet  uns  8  Franken.^ 

In  Folge  dieser  Wirkungen  ist  die  Arbeit  wohlfeiler  geworden  und 
Henr  Graste  verliert  bei  der  Gewährung  des  Bonus  nicht  nur  nichts,  son- 
dern gewinnt  noch. 

Die  Beziehungen  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmern,  welche 

ae  schwierig  waren,  sind  in  Folge  der  Gewinnbetheiligung  völlig  be- 
igende  geworden. 

Faasen  wir  zusammen:  Geschäft,  in  welchem  die  Arbeiter 
besonderen  Einäuss  auf  den  Erfolg  haben.  Dabei  stehen  die- 
selben auf  einer  Bildungsstufe,  welche  weit  höher  ist,  als  die 

')  Vgl.  auch  die  Mittheilungen  des  Herrn  Alfred  de  Courcy:  Enouete 
Bd.  II  S.  77.  Ebenso  das  Bulletin  de  la  participation  aux  b^nefices 
1881  S.  147. 

<)  Enquete  Bd.  H  S.  76. 
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der  meiaten  übrigen  Arbeiterklnssen.  In  Folge  dessen  bei 
ihnen  Verständniss  auch  iür  fernerüegeLde  Vorlheile,  wie  sie 
AltereverGorgung  und  dergl.  bieten,  ein  Verständniae,  das  bei 
anderen  Arbeitern  oft  fehlt.  Die  Arbeiter  erhalten  AntbeiL 
am  Gewinn,  ein  jeder  nach  MaaeBgabe  dea  von  ihm  verdienten 
Lohns;  allein  der  Bonus  wird  nicht  einem  Jeden  sofort  aus- 
gezahlt, sondern  zur  Sicherung  einer  Alters  Versorgung  für  iha 
verwendet.  Die  hiezu  Üiissigen  Beträge  sind  relativ  bedeu- 
tend. Nach  zwanzigiähriger  Dienstzeit,  unter  Genehmigung 
der  Firma  auch  früher,  können  die  bei  der  Versicherungs- 
geBellschaft  ttir  einen  Jeden  kapitalisirten  Beträge  baar  er- 
hoben werden,  selbstverstiindhch  alsdann  unter  Verzicht  auf 
eine  Altersrente,  Wirkungen :  Vermehrung  der  Quantitit,  , 
Steigerung  der  Qualität  der  Produkte,  Verbillignng  der  Pro-  1 
dnktion,  iiiicberung  eines  Bestandes  tüchtiger  Arbeiter,  guteft>l 
Einvernehmen  zwischen  Firma  und  Arbeitern. 
19.    Deberny  &  Cie.,  Schriftgiesserei  in  Paris. 

(Entiuöte   Bd.  n  S,  113  fl.  537  f.;  FougerousBe  S.  95  ff.; 
de  la  participatioii  aux  ben^fices  1Ö80  S.  TT.) 

Die  Firma  Deberny  &  Cio.  beBchäftict  150  Pereonen ,  darunter  Tl> 
Frauen.  Die  Frauen  werden  liauptsiLcliiich  in  folK^^d^n  Arbeiten  ange- 
Btetlt,  welche  in  Dentachland  gewöhnlich  von  Knaben  versehen  werden: 
Die  alten  Frauen,  deren  Augen  nicht  mehr  scharf  und  deren  Finger 
nicht  mehr  gelenkig  Mnd,  besorgen  das  sog.  „Abbrechen"',  d.  i.  ein  Ver- 
&hren,  nelchca  darin  besteht,  die  ^egosaenen  Schriftzeichen  von  dem  j 
.Anguea"  oder  „Gusazapfea"  zu  befreien.  Auf  diese  Manipulation  eifolgt  j 
das  „Abviercn"  oder  ,, Abschleifen"  der  Typen  zur  EutferauDg  der  .(juaa- 
nath~  (des  „Gratfaes").  Dabei  ist  nöthiß,  dasa  man  die  einzelne  Xietter 
mit  2  Fingeni  aiifasat  und  einen  Schleifstein  ungeheuer  rasch  darunter 
vorübergeben  lässt;  es  ist  dies  die  feinste  Arbeit,  die  darum  auch  von 
jüngeren  Frauen  besorgt  wird.  IMe  Bedeutung  der  Mascbinenkintft  für 
die  Produktion  ist  gering,  die  der  Handarbeit  groas'l. 

Die  Arbeitelöhne  werden  alle  5—6  Monate  durch  eiuo  Verstäudigung 
zwischen  Arbeileebern  und  Arbeitern  festgesetzt 

Der  jährliche  Reingewinn  dea  GeBchüfta  wird  uuter  die  Beamten 
und  Albeiter  einerseits  und  die  Firma  andererseits  nach  dem  VerbtUtniM 
der  Summe  der  während  des  betreffenden  RechnungsjabreB  ausgezahlten 
Gehälter  und  Löhne  su  dem  GetH'hNflakapital  getheilt. 

Die  Gewinnquote  der  Angestellten  nnd  Arbeiter  wird  seit  1872  den 
Einzelnen  nicht  mehr  sofort  baar  ansgeziihlt.  sondeni  ßieast  nuiimehr  in 
eine  gegenseitige  Unterstützungskasse.  Man  bezweckte  damit,  die  Arbeiter 
gegen  die  Polgen  der  ArbeitsunfUhigkeit  in  Krankheit  und  im  Alter  zu  { 
versichern,  was  sie  vi.u  selbst  nicht  thaten.  Diese  Kasse  wird  ausserdem  i 
noch  durch  r^elmüsaige  Lohnabzüge  im  Betrage  von  2  Prozent  gespeist. 
Die  Kasse  ist  das  gemeinsame  und  lebenslängficbe  Eigenthaoi  ihrer  Mit- 
glieder. Jeder  Beamte  und  Arbeiter  bat  sein  äeparatkouto  in  derselbeD 
und  ailj&hrUch  wird  sein  Guthaben  nach  Maassgabe  seines  seit  EUntiitt 
in  das  Geschäft  erworbenen  Lohnes  festgestellt,  d.  h.  aiyährlich  wird 
der  Kassenbeslaud  unter  die  einKelnen  Guthaben  nach  Alaassgabe  der 
von  ihren  Inhabern  verdienten  Löhne  aufgetheilt. 


')  M.  Debeinf :  „Cbcz  nous  il  v  a  peu  de  machines  et  beaucoap 
in-d'(euvre  parbe  preuaote."    Bulletin  de  la  participatioii  aax  hioä 
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erfüllt  folgende  Funktionen: 

1.    Sie  leistet  den  Arbeitern  Vorschüsse  bis  zu  einem  Drittel  ihres 
Gnthmbens  so  6  Prozent  Zinsen. 

i.     Sie  gewährt  ihnen   und  ihren    hinterlassenen  Familien   Unter- 
•tützoiigen  jeoer  Art 

3.  Sie  liefert  den  Arbeitern  eine  Pension  von  ihrem  56.  Lebensjahre 
•b  nach  7500  Arbdtstagen  bei  Männern  und  6  200  Arbeitstagen  bei 
FniWB.  Die  Höbe  der  Pension  richtet  sich  nach  dem  Betrage  des  betreffen- 
den Gathabene.  £b  steht  den  Arbeitern  nach  Erreichung  des  genannten  Zeit- 
ponktes  frei,  aoü  dem  Geschäft  auszutreten  und  volle  Pension  zu  ver- 
laagen  oder  fortzuarbeiten,  eventuell  mit  geringerer  Arbeitszeit,  und  eine 
Tbeilpension  zu  beziehen.  Sobald  pensionirt ,  nat  der  Arbeiter  nur  An- 
nucb  auf  den  Bezug  der  Pension  und  verliert  sein  Anrecht  auf  das 
Kapital;  der  Theilpensionär  verliert  das  Anrecht  auf  sein  Guthaben  zu 
der  Quote,  zu  welcher  er  die  Pension  bezieht.  Die  Vollpensionen 
sdiwanken  bei  den  Männern  zwischen  1300  und  1800  FVanken  und  bei 
den  Frauen  zwischen  500  und  900  Franken.  Arbeiterwittwen  haben  keine 
AüRirtfche  auf  eine  Pension,  erhalten  aber  in  der  Kegel  eine  freiwillig 
gewährte  Kente.  Ein  theils  von  der  Geschäftsleitung  bestellter,  theils 
TOD  den  Arbeitern  erwählter  Ausschuss  verwaltet  die^asse. 

Verlftsst  ein  Beamter  oder  Arbeiter  den  Dienst  des  Hauses,  bevor 
er  das  genannte  Lebens-  und  Dienstalter  erreicht  hat,  so  verliert  er  je 
aach  der  Länge  seiner  Dienstzeit  sein  Guthaben  entweder  ganz  oder 
um  TheiL  Der  Abzug,  den  er  erleidet,  schwankt  von  der  Gesammt- 
nuDiDe,  wenn  er  noch  nicht  900  Arbeitstage  in  der  Fabrik  zugebracht 
bat,  bis  zu  zwei  Zehntel,  wenn  er  mehr  als  3000  Arbeitstage  gearbeitet 
liat  Das  heisst  also:  der  Arbeiter  muss,  um  auch  nur  einen  {geringen 
Theil  seines  Bonus  ausgezahlt  zu  erhalten,  mindestens  3  Jahre  ucm  Ge- 
icbäft  aufhört  haben. 

AuTdiese  Weise  waren  18^3  119  der  150  Arbeiter  antheilsberechtigt 

In  der  Zeit  von  1848  bis  1872,  bis  zur  Gründung  der  Unterstützungs- 
b»e,  wurden  106509  Fr.  als  Gewinnquote  vertheilt.  Von  1872  bis  1^82 
betrog  der  Bonus,  welcher  in  die  Kasse*)  floss,  im  ganzen  79  281  Fr.  40  C. 
Der  Konus  der  drei  Jahre  1880 — 82  bedeutete  im  Durchschnitt  17  Pro- 
seiit  des  Beingewinns  und  7*^8  Prozent  der  Arbeitslöhne. 

Die  flrma  erklärt  von  der  Gewinnbetheili^n^  Vortheile  gezogen 
zu  haben,  die  weit  beträchtlicher  seien ,  als  die  damit  verbundenen  Aus- 
gaben.   Hervorgehoben  wird: 


')  Die  Unterstützungakasse  hatte  am  31.  Dezember  1872 

einen  Fonds  von 58089  Fr.  05  C. 

Einnahmen  seit  1872: 

Einlagen  des  Herrn  Debemy 10588  „  —  „ 

Lohnabzüge 36  593  „  05  ., 

Leihzinsen 3  894  „  40  „ 

Zinsen  der  deponirten  Kapitalien 27  440  „  ^5  „ 

verschiedene  Einnahmen 2354  „  05  „ 

Bonus .    .  79  281  „  40  „ 

Sa. :    210  241  Fr.  4Ö~  C. 
Ausgaben  sdt  1872: 

Krankenhilfe  .....  26  792  Fr.  30  C. 

Pensionen 49805    „    45  „ 

Begrabnisskosten   ...     1 933    „    30  „ 

verschiedene  Ausgaben  3 155     .,    25  ^ 

liquidirte  Guthaben  .    .  12  445  _^ ^^^_r  _ 

sä.  r~94  131  Fr.  <*  ti. 

94 131     „   85    , 

Aküva  am  31.  Dezember  1882:    116105  Fr.  55  C. 
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1.  Die  Gewinnbetbeiliguiig  habe  dem  GescbkA  die  besten  Arbeöl 
EOgeführt  und  halte  dieselben  feet. 

2.  Üie  Arbeiter  würden  m  BargfKItigereu  Ärbeiteleistimgen  anee- 
epomt  —  ein  nichtiges  Moment  .in  einer  Indtistrie.  in  welcher  es  sehr 
auf  die  Genauigkeit  der  Formen  nnkoinrnt" .  Fehlerhafte  Formen  sind 
in  Folge  deaaen  selten. 

3.  Die  Arbeiter  «'firden  von  Ausständen  abgehalten.  Sie  haben 
an  der   lebhaften  Arbeitsebatellangsbetregung  cou    1$S2  nicht  TbeU  ge- 


Aleo:  Oewerbebetrieb ,  für  dcsseii  Gedeihen  ea  von  be- 
sonderer Wichtigkeit  ist,  sich  die  nöthige  Zahl  qualifizirter 
Arbeiter  zu  sichern  und  diese  zu  sorgfältigen  Arbeitsleistan- 
gen  zu  veranlassen.  Dem  entsprechend  die  Organisation  der 
Gewinnbetheiligung.  Die  Löhne  werden  jedes  halbe  Jahr  durch 
Verständigung  zwischen  Arbeilgeher  und  Arbeiter  feslgeateüt; 
äü  jeder  Arbeiter  erhält  Antbeil  am  Gewinn  nach  Maassgabe 
seines  Lohnes.  Allein  der  ihm  zugetheilte  Bonus  wird  ihm 
nicht  auf  der  Stelle  ausgezahlt.  Er  gelaugt  zum  Genuas  des- 
selben nicht  früher,  als  biB  er  das  56.  Lebensjahr  und  zu- 
gleich das  20.  bis  25.  Dienstjahr  erreicht  hat.  Hohe  Straf- 
abziige  bei  früherem  AVegzuge,  Auf  diese  Weise  wird  es 
möglicht,  den  Arbeitern  im  Alter  hohe  Pensionen  zu  gewähren. 
Wirkung:  Sicherung  einer  bestimmten  Zahl  tüchtiger  Arbeiter, 
Femhaliung  von  Ausständen,  Verbesserung  der  Leistungei 
20.  Chemische  Fabrik  von  Scheurer-Kestner  zu  Thann 
Elsass,  Aktiengesellschaft. 

iBÖhmert  Nr.  37;  Enquete  11  S.  295  und  S.  .^58'l;  Ch.  Grad,  L' 
duBtrie  de  l'AlBace.  IS80,  Bd.  II  S.  311  t=).| 

Die  chemische  Fabrik  von  Scheurer-Kestner  in  Thanu,  Mülhai 
und  Bellevue  wird  mit  einem  Aktienkapital  von  2  500  000  Fr.  betriel 
8ie  beschäftigt  350—400  Arbeiter.  Stttckarbeii  und  Gruppenakkord 
möglielist  verbreitet.    Die  Arbeitel^hne  betragen  etwa  SOOOOO  Fr. 

Sdt  1H72  werden  gewisse  Arbeiter  am  (.iewinn  betheiligt,  nachdem 
schon  vorher,  vom  Jahre  1853  an,  regelmässig  Dienstprämien  in  dT  Form 
von  beatimmtea  Lohnzoscbüseen   gezahlt  waren.   Alljährlich  werden  nim- 
mehr  10  Proeent   des  Reinertragee  für  di^enigen  Arbeiter  auageeel 
welche  ein  Jahr  ununterbrochen  der  Fabrik  angehOrt  haben     Der  & 

Setrinii  ergiebt  sieb  nach  Abzug  aller  Unkosten,  sowie  von  10  Prozent 
en  Reservefonds  und  5  ProKent  Kapitalzinsen.    I>er  Bonos  von  ] 
zent  dieses  Nettogewinns  wird  unter  die  einselnen  Derechtigten  nach 
gäbe  ihrer  Jahreslobne  und  ihrer  Dionst^seil   nach   bestimmten  Priniij 
vertlieill°)  und  gutgeseliricben.    Die  Betriige,  auf  welche  die  Gltttschi 

*|  Die  Fabrik  des  Herrn  Scheurer-Kestner  ist  deutsch,  Herr  ScheuB, 
Kestner  flelbst,  der  Schwiegervater  des  Herrn  Jules  Ferry,  aber  Fiaozolj 
Dies  der  Grund,  wanun  die  Fabrik  zu  Thann  als  einzige  nicht  tranr 
Bische  Firma  von  der  französischen  Enqu&tekommiasion .  gleich  ala  v" 
sie  noch  heute  fransMsch,  vernommen  wird. 

')  Die  Angaben  des  bekannten  ejsäsmschen  Publizisten  und  Fabiiq 
heamten  in  Logelbach,   Charles  Grad,   bezüglich   der  Fabrik  zu  *"'    "' 
können,  insofern  sie  die  eine^  Kenners  der  elsäsaischen  Industrie  a 
zuverlissig  gelten. 

"}  Nach  Böhmens  Ausdrucks  weise  8.  13,'i  u.  1^6  bat  es  den  Ansehe 
als  ob  der  Bonus,  welchen  die  Arbeiter  alljälirUeh  erhalten,  f 


ireu. 
iter, 
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iaoteo,  können  in  der  Re^el  erst  nach  je  drei  Jahren  flüssig  gemacht 
werden.  Atumahmsweise  ist  die  Auszahlung  vor  Ablauf  dieser  Frist  ge- 
lUttet,  1)  wenn  der  Betheiligte  mit  dem  Tode  abgeht  oder  das  Etablisse- 
oeot  Yerläast .  2)  wenn  die  delegirten  Verwaltungsräthe  der  Gesellschaft 
oder  der  Direktor  die  betreffende  Ausgabe  als  natzlich  oder  nothwendig 
ansehen. 

Im  Zeitraum  von  1872  bis  1882  hat  der  jährliche  Bonus  des  einzelnen 
AibeiterB  durchschnittlich  42,80  Fr.  betragen.  Im  Jahre  1882  erhidten 
45  Arbdter  Gewinnantheile  von  101—350  Fr.,  87  Gewinnantheile  von  .51 
fall  100  Fr.  und  die  ttbrijgen  solche  von  25—50  Fr. 

Die  Gewinnbetheiligung  hat  wesentlich  dahin  gewirkt,  die  Arbeiter 
AD  das  Etablissement  zu  fesseln  und  ^te  Beziehungen  der  Firma  zu 
denselben  lu  schaffen.  Herr  Scheurer-Kestner  le^  auf  dieses  Resultat 
Tiden  Werth;  eine  CTÖssere  Stabilität  des  Personals  herbeizuführen,  war 
der  Hanptgesichtspunkt,  welcher  ihn  zur  Anwendung  des  Gratifikations- 
lystems  von  1853—72  und  zu  der  des  Gewinnbetheiligungsprinzips  seit 
1872  leitete.  Die  Gkwinnbetheiligung,  wie  sie  von  Herrn  Scheurer- 
Keitner  durchgeführt  wurde,  hatte  den  Vortheil,  die  Arbeiter  zum  Sparen 
amohalten;  wenn  der  Arbeiter  aber  erst  ein  pa>ir  hundert  Franken  ge- 
qwthat,  so  äussert  sich  Herr  Scheurer-Kestner,  wird  er  sehr  sparsam, 
snd  Tielfach  sucht  er  dann,  das  Kapital  im  Ankauf  eines  eigenen  Hauses 
oder  Feldes  anzulegen.  So  ergab  eme  1880  veranstaltete  Erhebung,  dass 
44  Prozent  der  An)eiter  Grundeigenthümer  waren.  War  der  Arbeiter 
aber  einmal  Parzellenbesitzer,  so  war  er  damit  der  Fabrik  zu  Thaim  fast 
dwisosebr  gesichert,  wie  durch  das  Mülhäuser  System,  welches  Herr 
Scheorer-Kestner  als  eine  Freiheitsberaubung  verdammt. 

Eine  Vermehrung  des  Fleisses  wie  der  Sorgfalt  ist  nicht  koustatirt 
worden;  auch  wurde  Sie  Herbeiführung  einer  solchen  wenigstens  nicht  in 
erster  Linie  erstrebt.  Zudem  ist  zu  bedenken,  dass  Einzel-  wie  Gru])pen- 
^ord  sehr  verbreitet  und  eine  Kontrole  der  hergestellten  Fabrikate 
leicht  ist  Auch  waren  die  Gewinnantheile,  wie  aus  Obigem  erhellt, 
ft  den  einfachen  Arbeiter  nicht  bedeutend.  ^Höheres  Verständnisse 
ftr  die  Gewinnbetheiligung,  das  soll  doch  wohl  heissen :  bessere  Wirkung 
der  Gewinnbetheiligung  auf  den  Arbeitseifer,  wurde  daher  auch  nur  bei 
den  Werkmeistern  und  ersten  Arbeitern,  welche  höhere  Antheile  erhielten, 
ecselt. 

Kurz  zusammengefasst :  Vor  allem  von  Wichtigkeit,  einem 

Eossen  und   raschen   Wechsel   des   Arbeiterpersonals   vorzu- 
ugen.     Dabei  meist  Stücklöhnung.     Dem   entsprechend  Ge- 
winnbetheiü^ung  erst  für  Arbeiter,  welche  1  Jahr  der  Fabrik 

S angehört  haben;  ein  jeder  Arbeiter  erhält  Antheil  nach  Maass- 
De  des  von  ihm  verdienten  Lohns  und  seiner  Dienstzeit.  In 
r  Regel  Bonus  erst  nach  dreijähriger  Deponirung  in  der 
Geschäflskasse  fällig.  Wirkung:  Die  beabsichtigte  Fesselung 
der  Arbeiter  ans  Geschäft  wird  erreicht. 


dtt  für  die  Pramürung  der  Arbeiter  ausgesetzte  Betraff  von  10  Prozent 

des  jährlichen  Reingewinns  eine  Erhöhung  bezw.  Herabsetzung  erführe, 

je  nachdem  die  durch  jene  festen  Sätze  beanspruchte  Summe  den  Betrag 

yon  10  Prozent  überstiege   bezw.  nicht   erreichte.     Dann   läge   freilich 

kerne  Gewinnbetheiligung  vor,  sondern  das  alte  Gratiiikationss^stem  von 

]g53— 73  wäre   noch  in  Uebung.      Allein    wenn   man   auf  die  Quellen 

fiöhmerts,  das  Bulletin  de  la  Society  de  Mulhouse  Aoüt  1874  und  den  Ar- 

bdterfreund  1873  S.  103  zurückgeht,  so  erhellt,  dass  diese  Auffassung 

mnichtiff  ist  und  dass  es  sich  daher  nur  um  eine  allerdings  unzutreffende 

Alisdrucksweise  Böhmerts  an  der  genannten  Stelle  handelt.    Dies  bestätigt 

£Dquete  Bd.  II  S.  298  u.  300  a.  E. 

8* 
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21.  Allgemeine  Versicherungsgeeellachaft  in  Paris  (Direktor: 
Alfred  de  Courcy). 

(Böhmen  Nr.  76;  Enqugte  Bd.  11  S.  69  n.  524;   PoDgerotuae  S.  71.) 

Die  Allgemeine  Versiehe  rangfReeeUBchaft  in  Paris  (Compagnie  d'as- 
Burances  gäneralet)  nrofuBt  4  VersicDerun^zweige :  See-,  Feuer-,  l^bens- 
nnd  Hagel veteicherang.  Sie  besteht  aeit  dem  Jahre  1818  and  zihlt 
gegenw^K  nngefShr  250  Aoeeetellte. 

Nachdem  sie  »hon  in  den  ersten  30  Jahren  ihres  Bestehens  ihnn 
Beamten  i^elmässiß  Gratifikationen  gewährt  hatte,  fOhite  «ie  im  Jahre 
1850  6ewinnbetheiliguD0  für  dieselben  ein.  Es  WQide  festgesetzt,  daae 
5  Prozent  des  Reingeirinns  alljährlich  am  81.  Dez.  iu  eine  zn  diesem 
Behuf  gegründete  VersorzungiikBssc  flieasen  sollten.  Die  betreffenden 
Summen  waren  nnter  diejenigen  Beamten,  welche  ein  volles  Jahr,  vom 
1.  Januar  bis  znm  31.  Dezember,  dem  Qeschäft  angehörten,  nach  Haaas- 
gabe  ihres  JahrcM^ehalta  anfzatheilen  und  in  einem  Sparbeft  den  Qn- 
zelnen  gutznschrräben.  Auwerdem  empfing  die  Kasse  bei  ihrer  Oründwig 
eine  eimnalige  Dotation  von  150  000  Fr.,  welche  auf  die  Uothaben  der 
zum  Bonusempfang  quali&sirten  Beamten  repartirt  wurde.  Die  Gut- 
schriften werden   mit  4  Prozent  verziuBt. 

Die  Beamten  sind  zmn  Gennaa  ihrer  Guthaben  berufen,  wenn  sie 
das  25.  Dienstjahr  oder  ihr  65.  Lebenqabr  errdcht  haben,  sei  .es  dass 
sie  alsdann  aus  dem  Geschäft  anstreten  oder  in  demselben  verbleiben. 
Alsdann  kann  der  AngeBtellte  verlangen,  entweder,  dass  die  disponible 
Smnme  zur  Begriindung  einer  Rente  —  mit  oder  ohne  Uebergang  an 
Beine  Wittwe  od^  eine  andere  der  Verwaltung  genehme  Person  —  oder  znm 
Ankauf  franzÖBiscber  Renlentilel  oder  tVanzösiBcher  £iBenbahnobIigationen 
verwandt  werde.  Dieee,  auf  den  Namen  des  betreffenden  Beamten  lanten- 
den  Wcrthpapiere  werden  in  der  Kaase  der  Gesellschaft  bis  zu  B^em  Tode 
aufbewahrt,  um  alsdann  auf  seine  rechtmassigen  Erben  überzugehen.  Qne 
andere  Verwendung,  insbesondere  Baarauszanlung  des  Guthabens,  ist  nur 
ausnahmsweise  und  nur  mit  Genehmigung  des  Verwaltungerat  he  statthaft, 
und  der  Beamte,  dessen  Konto  liquidirt  wird,  muss  sein  Bchriftliches 
Ehrenwort  abgeben,  seine  IKenste  ohue  die  ausdrückliche  und  schriftliche 
Genehmigung  der  Gesellechaft  keiner  anderen  Versicherungsgesellschaft 
widmen  zu  wollen.  Verstäset  er  gegen  diese  Verpflichtung,  so  fönnen  alle 
Summen,  die  er  empfangen,  mit  den  dafür  aufgelaufenen  Zinsen  zn  Gun- 
sten der  Vereorgungskasee  zurück  verlang  werden. 

Stirbt  der  Beamte  vor  Erreichung  jenes  Termins,  so  wird  sein  Gut- 
haben erhoben  und  seiner  Wittwe,  seinen  Kindern  oder  Verwandten  in 
aufsteigender  Linie  ausgebändJEt.  Im  Falle  völliger  Auflösung  oder 
Liquidation  der  Gesellschaft  oder  wenn  Beamte  ohne  ihr  VerscDulden 
wegen  Verminderung  des  Personals  oder  wegen  schlechten  Geechifts- 
^nges  entlassen  werden ,  sind  die  Konü  der  oetreSenden  Beamten  am 
Tage  ihres  Austritts  zu  reguliren  und  die  enteilenden  Guthaben  baar  zu 
ihrer  VeifUgimg  zu  steilen,  welches  auch  die  Zahl  ihrer  Diens^ahre  sein 

In  allen  sonstigen  Fällen  des  früheren  Ausscheidens  eines  Beamten,  sei 
es  dsBB  er  freiwillig  austritt  oder  verschuldeter  Weise  seine  Entlassung;  er- 
hält, verliert  er  jeden  Anspruch  auf  sein  GuthabeD  zu  Gunsten  der  uhri- 
fen  ein  Konto  besitzenden  „treuen"  Beamten.  Nur  wenn  der  Beamte  in 
olge  von  Krankheit  vorzeitig  arbeitsunfähig  wird,  kann  der  Verwaltunge- 
ralh  zu  seinen  Gunsten  über  das  Oanze  oder  über  einen  Tbeil  seines 
Guthabens  verfügen. 

Der  Verwattunesrath  besitzt  das  Recht,  jederzeit  die  Bestimmungen 
des  in  der  Hauptsacoe  die  erwähnten  Nonnen  enthaltenden  Begiements 
umzuändern ,  ohne  dass  jedoch  die  Veränderungen  rückwirkende  Kraft 
haben  dürfen.  Ausserdem  hat  derselbe  sich  ausdrücklich  die  volle  Frei- 
heit der  Aktion  uud  volle  Autorität  über  sämmtliche  Beamte  der  Gesell- 
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fchaft  Yorbehalteii,  wie  sie  in  den  Statuten  ausgesprochen  ist,  iusbeson- 
dere  hinsicbtlich  der  EntlasBong,  ohne  dass  er  jemals  gebunden  ist.  Motive 
fir  seine  Entacheidungen  anzugehen. 

Diese  Einrichtungen  hatten  folgende  Wirkungen: 

Den  Beamten  der  Gesellschaft  sind  in  der  Zeit  von  ISbO  bis  1876 
4897749  Fr.  gutgeschrieben  worden,  wovon  2  747  116  Fr.  im  Laufe 
^eier  26  Jahre  zur  Austheilung  gelangten ;  1  950  6:3:3  Fr.  verblieben  also 
iD  der  Kasse. 

Em  einfacher  Beamter,  dessen  Jahresgehalt  1  5U0  Fr.  betrug,  bezog 
fjuc  ins  den  Gewinnantheilen  gebildete  Rente  von  1  250  Fr.  Ein  Buch- 
biter.  welcher  nach  Hiähriger  Dienstzeit  starb,  hinterliess  ein  Gutliaben 
TOD  12  000  Fr.  Mit  Hilfe  dieses  sicherte  der  Verwaltungsrath  der  Gesell- 
idisft  dem  minderjährigen  Sohne  des  Buchhalters  eine  Staatsrente  von 
500  FV.,  deren  Nutzniessung  die  Wittwe  erhielt,  und  übermittelte  dieser 
nr  Deckung  des  grösseren  Theiles  der  Nachlassschnlden  einen  Betrag 
TOD  3500  Fr.  Einem  höheren  Beamten  wurde  nach  2ö  Dienstjahren 
m  Kapital  yon  6500<^)  Fr.  überwiesen,  so  dass  er  sich  eine  Rente 
TOD  3500  Fr.  sichern  konnte.  Ein  unterer  Kassenbeamter  erwarb  sich 
oich  ?5jäliriger  Dienstzeit  ein  Vermögen  von  mehr  als  20  000  Fr.  und 
blieb  im  EKenste,  um  ferner  noch  neben  seinem  gewöhnlichen  Gehalt 
«ne  Erfaöhuiur  desselben  um  etwa  20  Prozent  zu  beziehen  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

Die  Erfolge,  welche  der  Gesellschaft  aus  dem  Gewiunbetheiligunes- 
fyitem  zu  Theil  wurden,  bezeichnet  Herr  Alfred  de  Courcy  als  glänzende : 

1.  Die  Beamten  arbeiten  besser. 

2.  >\e  beschweren  sich  nicht  über  Ueberbürdung  und  klagen  nicht, 
dasB  ihrer  zu  wenige  seien.  Im  Gegentheil  wünschen  sie  gar  nicht  eine 
Veraiehrung  des  FerjK)uals,  welche  eine  Verminderung  der  emzelnen 
Aodieile  des  Jahresbonus  zur  Folge  haben  würde.  Sie  kommen  daher 
auch  bei  lebhaften  Geschäftszeiten  lieber  des  Abends  auf  das  Bureau 
ond  arbeiten  noch  spät  gegen  eine  kleine  Entschädigung. 

3.  Vor  allem  aber  werden  die  Angestellten  ans  Geschäft  gefesselt. 
Ehedem  kamen  Entiassungseesuche  häufig  vor,  jetzt  haben  dieselben 
infgehört.  Während  femer  früher  andere  GeselUcnaften,  namentlich  neu 
entstandene,  öfters  der  allgemeinen  Versicherungsgesellschaft  bewährte 
Beamte  durch  das  Versprechen  höherer  Gehälter  abwendig  machten,  er- 
wiM  ach  das  von  der  Firma  durchgeführte  Gewinn betheiligun^ssystem, 
aach  welchem  ein  austretender  Beamter  sein  Guthaben  verlor,  als  Damm 
geeen  solche  der  Firma  unliebsamen  Vorkommnisse.  Nur  thatkräftige,  unter- 
Beende  Naturen  seien,  wenn  bessere  Aussichten  lockten,  nicht  in  engeren 
Verhältnissen  bei  der  Gesellschaft  zurückgehalten,  während  die  „beschei- 
deneren'* und  „furchtsameren"  I^ute  blieben.  Herr  Alfred  de  Courcy 
erziMt  einen  Fall,  in  welchem  ein  ehrgeiziger  junger  Mann  ein  Guthaben 
TOD  20000  Fr.  aufgab,  um  den  mit  15  000  irr.  dotirten  Direktorposten 
JD  einer  anderen  Versicherungsgesellschaft  zu  übernehmen. 

Fassen  wir  zusammen:  Es  handelt  sich  um  ein  Unter- 
nehmen, das  unter  der  Konkurrenz  anderer  gleichartiger  stark 
za  leiden  hat.  Diese  Konkurrenz  machte  sich  insbesondere 
dadurch  geltend,  dass  die  konkurrirendeii  Gesellschaften  die 
tüchtigen  Beamten  der  Allgemeinen  Versicherungsgesellschaft 
an  sien  zogen.  Damit  aber  entzogen  sie  einestheils  dieser  ihr 
geschultes  Personal  und  sicherten  sich  selbst  ein  solches^  ohne 
urerseits  erhebliche  Opfer  zu  bringen,  sodann  gewannen 
«e  mit  dem  Personal  auch  eine  Kenntniss  der  Kund- 
schaft der  Allgemeinen  Versicherungsgesellschaft  und  damit 
die  Möglichkeit,  durch  günstigere  Versprechungen  die  Kund- 
schaft  von    dieser  weg   zu   sich   hinzulocken.     Die  Gcwinnbe- 
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theiligung  jet  eingetuhrt,  um  diesen  NachtlieilcD 

Bierzu  war  uueDtbehrlich ,  daaa,  wie  hier  durchgeführt,  der 
Berechtigte  bei  Lebzeiten  über  seinen  Gewinnantheil  über- 
haupt nicht  verfugt,  Bondera  nur  über  dessen  Zinsen,  und  das» 
erst  die  Erben  des  Berechtigten  in  den  VoUgenuss  des  An- 
tbeils  treten.  Dieser  Erfolg  im  grossen  und  ganzen  erreicht. 
Nur  die  tüchtigsten  Naturen  dadurch  nicht  gefesselt:  sie  ga- 
ben ihren  Antheil  Preis ,  wo  bessere  Aussicht  auf  VorwÄrt»- 
kommen  sich  bot.  Dagegen  die  Leute  vom  Mittelschlag  der 
Gesellschaft  gesichert,  Da  die  Beamten  einer  Versiehe  rungs- 
gesellachaft  zudem  eine  gewisse  Bildung  besitzen  und  daher 
auch  den  ferner  liegenden  Vortheil  einer  Versorgung  ihre» 
Alters,  ihrer  Wittwen  und  Waisen  wohl  zu  würdigen  wissen, 
ausserdem  noch  ein  weiterer  Vortheil:  dieser  Mittelschlag 
nicht  blos  vom  Uebertntt  zu  Konkurrenten  abgehalten  und 
der  OesellBchaft  erhalten,  sondern  auch  noch  zur  Steigerung 
seiner  Sorgfall,  seines  Fleieses  und  seiner  .\rbeit8freuüigkeit 
durch  die  Aussicht  auf  die  zu  erwiirtende  Gewinnquote  ver- 
mocht, 

22,  H.  vom  Brück  Sohne :  Seiden- ,  Sammt-  und  Saromibi 
fabrik  in  Krefeld. 

(Böhmen  Nr.  41,1 

Die   Seiden-,   ijainmt-   tud  äammtbandfabrik  vnn 
Söhne  tn  Krefeld  beschfiftigte  im  den  Jahreo  1S67— T4  2ö(HI— 3000  Wt 
Stühle.     Die  Weber  arbeiten  eämmtUeh  in  ihren  eif^enen  Wohuongtai 

sind  —  die  bei  dieser  hausindnalriellen  Fabiikationsweise  einiig  mijgl 

Löhuungsmethode  —  im  Stückltihn  nu^etellt  Hilfaindustrien  besoTgen 
dai  Färben,  .Scheeren,  Winden,  Appretiren  u.  b.  w.  der  Stoffe. 

In  dieser  Fabrik  wurde  die  Gewinnbetheiligung  der  Arbeiter  im  Jatm 
1867  auf  Anrathen  eines  Geechäftsthtilhalien,  des  bekannten  preusä- 
Bchea  Abgeordneten  L.  F.  Seyffanit,  eingeführt.  Die  Terschiedeneu  Ge- 
Bcbiiftetheilhaber  kamen  unter  äch  überein,  die  Arbeiter  mit  einem  be- 
stimmten Prozentsatz  am  Reingewinn  zu  betbeiligen.  Den  .Arbeitern  aber 
wurde  von  jenem  Prozentsatz  und  der  v<in  den  Asfloci^s  unter  einander 
einge^ngenen  Verbindlichkeit  niclits  Gewissee  bekannt. 

Die  Verl heilnng  dieser  Gewinnquote  unter  die  eimtelnen  berechtig 
Arbeiter  geschah  gleichmässig,  ohne  Rücksicht  auf  die  Dienstjaht«  i 
die  bezogenen  Lühne  —  also  pro  Kopf.  Ein  Recht  auf  einen  Antb 
hatte  jeder  Webstuhl,  der  in  dern  betreffenden  Rechnungsjahre  a 
8  Monate  lang  ftir  die  Fabrik  in  Thäügkeit  gewesen  war.  .  .  ._. 
zftfalang  der  Gewinnantheil e  fand  indeas  erst  am  SO,  September  des  fi, 
genden  Jahres  statt,  sofern  die  Arbeiter  dann  noch  für  die  Fabrik  B 
schäftigt  waren.  Demnach  rnuaslen  die  Arbeiter,  wenn  sie  einen  Gewia 
antheil  ausbezablt  erbalten  wollten,  nicht  blos  ji,  sondern  20  Monate  f 
die  Fabrik  arbeiten. 

Diese  Löbnungsmethode  hat  rieh  nicht  bewährt.  Herr  Se^ardt  t| 
in  seinen  Hoünungea  enttTiuscht  und  betrachtet  auf  Gmnd  seiner  T 
fahrungen  das  Gewinnbetheiligim^ssvstem  als  einen  Luxus,  Die  Fori 
eetzung  des  Systems  erscheint  B-weifelbaft.  ' 

Der  Misserfolg  erhellt  ans  Folgendem: 

1,     Zwar  spielt   in    dem  Geschäft  der  Herren  H.  vom  Bmck  S 
die  Arbeit  an  und  fQr  sich  keine  nnbedeutende  Rolle,   denn  der  Well| 
lohn  allein  macht  24  Prozent  von  dem  Bnittoertrügniss  der  verkauf 
Waaren  aus.    Allein  der  GeschSftsertrag  wird  in  diesem  ..an  dem  ii 
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AoBtauBch  betiieilig[ten  FabrikctablisBemeDt  der  Hausindastrie'' 
KUiB  wesentlich  you  den  Konjunkturen  des  Weltmarktes,  von  der  ganzen 
iMge  des  Gkeehäftsstandes,  von  der  Höhe  der  Lebensmittelpreise,  von 
dar  Verinderlichkät  der  Mode,  von  dem  schwankenden  Preise  der  Roh- 
itoffB  und  Aehnlichem  beeinflusst.  Es  ist  daher  leicht  möglich,  dass  in 
Jahxen  besonders  tüchtiser  Arbeitsleistungen  der  Ausfall  em  sehr  unbe- 
fiiediffender  ist»  ia  dass  die  Firma  bedeutende  Verluste  erleidet :  während 
VDgttehrt  in  Janren,  in  denen  die  Arbeitsleistungen  wenig  hervorragende 
waiCD,  in  Folce  günstiger  Verhältnisse  der  Geschäftsgewinn  recht  be- 
trkbtiich  smn  kann. 

2,  Die  Weber  empfingen  Stücklohn  und  wurden  durch  diesen  schon 
nm  gröestmöglichen  Fleisse  angespornt,  tüne  Steigerung  ihres  Arbeits- 
eifen war  daher  ausgeschlossen  und  dies  um  so  mehr,  als  sie  nicht  nach 
Mungabe  ihres  Lohnes  (d.  i.  ihrer  Leistung)  an  der  für  sie  ausgesetzten 
Gewinnquote  Antheil  erhielten,  sondern  pro  Kopf. 

3.  Der  den  Arbeitem  bestimmte  Prozentsatz  war  kein  bedeutender, 
wie  Herr  Seyffiurdt  selbst  aussagt  Die  den  Einzelnen  gewährten  An- 
tbaUe  konnten  daher  auch  nur  gering  sein.  Es  gelangten  zur  Ver- 
diefloog 
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h  den  Jahren  1873 — 77  wurde  nichts  vertheilt,  da  in  den  3  ersten  Jahren 
flieh  Kapitalverluste  ergaben  und  in  den  beiden  letzteren  der  Gewinn  zur 
Deckung  dieser  Verluste  Verwendung  finden  musste.  —  Auf  den  Einzel- 
nen kamen  also,  wenn  überhaupt  etwas,  nur  wenige  Mark.  Im  Jahre  1870 
bedeutete  der  Bonus  eine  Lonnerhöhung  von  1,2  Prozent,  1871  eine 
solche  von  1  Prozent  und  in  dem  günstigsten  Jahr  1872  —  zur  Zeit  des 
allgemeinen  wirthschaftlichen  Aufschwuujgs  —  eine  Lohnsteigerung  von 
Um  2,7  Prozent  Dass  die  Aussicht  auf^  solche  geringfügigen  Summen 
die  Aroeiter  nicht  zu  höherem  Fleiss  oder  zu  grösserer  Sorgfät  anspornen 
oder  zum  Ausharren  beim  Geschäft,  auch  nur  während  20  Monate  — 
der  Voraussetzung  zum  Erwerb  des  Bonus  — ,  veranlassen  konnte,  liegt 
aaf  der  Hand. 

4.  Schliesslich  ist  zu  bemerken,  allein  die  Thatsache,  dass  den  Ar- 
beitern flberhaupt  nicht  mitgetheilt  wurde,  es  solle  eine  reguläre  Bethei- 
ligang  der  Arbeiter  am  Reingewinn  nach  feststehenden  Prozentsätzen  statt- 
finden, hätte  ausgereicht,  meses  Lohnsystem  seiner  Bedeutung  als  Reiz- 
mittel zu  berauben. 

Nach  alledem  kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  der  Gewinn- 
bedidligunesversuch  zu  Enttäuschungen  führte  und  Herr  Seyfiardt,  von 
dem  nnglttdüichen  Aus&U  desselben  abstrahirend,  die  Gewinnbetheihgung 
tk  einen  „Luxus''  betrachtet. 

In  Kürze:  Gewerbebetrieb,  auf  dessen  Erfolg  wechselnde 
Konjunkturen,  denen  der  Arbeiter  fremd  ist;  den  hervorragend- 
Bten  Einfluss  nahen.  Ausserdem  Gewinnbetheiligung  in  einer 
Weise  durchgeführt ,  dass  sie  jeder  Wirkung  als  Keizmittel 
entbehren  musste:  die  Arbeiter  wissen  nicht  einmal,  dass  eine 
Oewinnbetheiligung  nach  festen  Prozentsätzen  stattfindet;  sie 
find  durch  Stücklöhnung  bereits  zum  grösstmöglichen  Fleiss 
angespornt,  während  der  Bonus  nicht  nach  Maassgabe  des 
Verdienstes,  sondern  unter  alle  gleichmässig  vertheilt  wird; 
der  Bonos  endlich  ist  unbedeutend  und  verhältnissmässig  sehr 
spät  fällig. 
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23.  MeBBingwerke  von  W.  Borebert  jun.  id  Berlin. 

(Böhinert  Nr.  4;  Arbeiterfreund  1862  S.  133  ff.').) 

Herr  Wilhelm  Horchert  führte  im  Jahre  1867  in  seiner  groaaeii 
Measingfabrik  zu  Uerlin  GewinnbetheilisuDg  seiner  etwa  70  (1S72  wuea 
es  130)  Beamten  und  Arbeiter  ein.  Ueselben  sollten  50  Prozent  des 
nach  Abzug  aller  Unkosten  sowie  eines  Kapitalzinses  von  6  Proient 
verbleibenden  Reingewinnes  erhalten. 

Diese  Einriebtung  wurde  nach  fUn^äbriKem  Bestehen ,  nachdem 
70  992  Mark  unter  die  iu  der  Fabrik  BescbäfOgten  während  der  JaJire 
1868-72  zur  Vertheilune  gelangt  waren,  Anfang  1872  wieder  aufeehoben. 

Als  Grund  dieser  Haassnahme  eiebt  Herr  W.  Uorchert  au,  aaas  der 
Bonns  der  Arbeiter  an  Umstände  geknüpft  gewesen  sei,  anf  welche  ne 
keinen  Einfluse  gehabt  h&tten.  Es  sei  sicher  nicht  der  Fehler  der  Arbeit, 
wenigstens  nicht  der  technischen,  wenn  Kupfer,  Zink  oder  Kohlen  zu 
tbeuer  gekauft,  die  gefertigten  Waarcn  zu  wohlfeil  verkauft  und  in  sol- 
chen Fftllen  Ueberscniisse  oder  Gewinne  nicht  erzielt  würden.  Obachon 
jeder  der  nicht  beim  Ein-  oder  Verkauf  bethcilieten  Beamten  und  Ar- 
Deiter  seine  Schuldigkeit  im  vollsten  Maasse  getban  haben  kOnne,  so  würde 
er  doi^b  wegen  des  mangelnden  Produktioosgewinnes  (wovon  auf  den  BiD- 
DDS  die  Hültte  entfallen  solle)  leer  ausgeben  mUssen.  Oio  Arbeitslöhne 
betrogen  überdies,  wie  Herr  Wölbung  zu  berichten  w«8s'),  nur  3  Prozent 
der  iMibstkosten  des  Fabrikates. 

DemgemfisB  konnte  Herr  Borciiert  nicht  „einen  in  Ziffern  erkenn- 
baren vermehrten  Fleiss,  Sorgfalt  oder  Eifer  der  Arbeiter  konstatiren". 
Vielmehr  berichtet  derselbe,  „aass  ein  grosser  Theil  namentlich  der  nur 
kürzere  Zeit  im  Geschäft  verbieibenden  Arbeiter  die  Bonus vertheilung  als 
etn'ss  in  so  fem  er  Zukunft  Liegendes  und  so  Unbestimmtea  betrachtete, 
dasa  sie  ihm  kein  hinlänglicher  Antrieb  zar  Entfaltung  eines  Maximums 
von  Fleise  und  I^oi^alt  während  eines  ganzen  Jahres  war". 

Die  Wirkung  der  Gewinnbetheiligung  beschränkte  sich  demnach 
darauf,  „dass  Schwierigkeiten,  ArbcitseinsteHongen  und  dergL  vermieden 
wurden  und  dass  ferner  der  Zahl  und  Häufigkeit  nach  weniger  Wechsel 
im  ArbeiterpersoLial  eintrat,  als  dies  sonst  geschehen  wäre". 

Diese  Hesuliate  allein  aber  entschädigten  Herm  Borchert  für  den 
kostspieligen  Apparat  der  Gewinnbetheiligung  nicht  binläuglich.  Er  nb 
daher  das  Bonussjstecn  auf  und  führte  statt  dessen  Oruppenakkord  neost 
Qoantumsprämien  ein.  Es  werden  jetzt  einer  Anzahl  von  Giessem  am  Ende 
jedes  Monats  die  im  Laufe  desselben  he^estellteu  Gusewaaren,  einer  zwei- 
ten Gmppc  von  Arbeitern  in  gleicher  Weise  die  fertig  gewalzten,  in  du 
Magazin  abgelieferten  Bleche  u.  s.  w.  mit  einem  festeu  Einheitspreise  pro 
100  Kilo  bezahlt,  ^^'cnn  aber  in  den  einzelnen  Gruppen  eme  fixirte 
Produktion  überechritten  wird,  so  werden  für  das  Mehr  höhere  ^nhäta- 
sätze  gezahlt.  Diese  Prämienmethode  scheint  viel  mehr  geeignet,  auf  den 
Arbeitseifer  der  Borchertschcn  Arbeiter  zu  wirken,  da  bei  ihr  die  Be- 
rechnung der  Prämie  wie  des  Arbeitslohnes  direkt  nach  den  Leistungen 
der  Arlieiter  sich  bemisst,  und  Herr  Borchert  scheint  sehr  betriedigt  von 
den  Erfolgen  dieses  Systems. 

Alao:  G^rosse  Anzahl  der  Arbeiter  im  StUcklobn  ange- 
stellt, BcBcliäftigung  der  übrigen  im  Qruppenakkord  nebst 
Quantumsprämien  niöglioli.  Oewerbebetrieo ,  dessen  Erfolg 
Öbcrwiegend   von  der  Gestaltung  gewiseer  Kunjunktttren   ab- 

'}  Den  Mittheilungen  im  Arbeiterireund  dienen  auBser  BChmerta  Ge- 
winnbetheiligung als  Quellen  ein  Geschüttszirkular  des  Herrn  Borchert 
vom  lö.  August  1878  und  ein  an  den  HcraiisKeber  des  Arbeiterfreundes 
gerichteter  Brief  desselben  vom  2.^.  Januar  1883. 

-)  Landwirt hschaft liehe  Jahrbücher,  herausgegeben  von  v.  Nathurius 
und  Thiel  1876  S.  6. 
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l^^ängiff  18^  auf  welche  die  Arbeiter  ohne  Einäuss  sind.     Dem 
entspncht    das    Resultat   der   Betheiligung   der   Arbeiter   am 
Beinertrage  des  Oesammtgeschäfts    nach  Maassgabe  des   von 
jedem  Einxelnen   bezogenen  Lohnes:  Fleiss  und  Sorgfalt  der 
Arbeiter  wurden  nicht  in   erwarteter  Weise  gesteigert.    Als 
dnsige  Wirkung  zeigt  sich  ein  geringerer  Wechsel  im  Arbeiter- 
penonaL     Dieser    scheint  dem   Fabrikeigenthümer   als   nicht 
lOBreichender  Ersatz  der  gebrachten  Opfer.     Folge:  Aufge- 
ben der  Oewinnbetheiligung   und  Ersetzung   derselben   durch 
Orappenakkord  und  Quantumsprämien. 

Nachdem  im  Vorhergehenden  in  23  Fällen  die  Ursachen 
des  Erfolges  oder  Misserfolges  der  Betheiligung  von  Arbeitern 
am  Rdnertrag  gewerblicher  Unternehmungen  festzustellen  ver- 
weht worden  sind,  gilt  es  nunmehr,  das,  was  sich  aus  diesen 
Er&hrungen  f[ir  die  Frage  der  Anwendbarkeit  der  Oewinn- 
betheiligung ergiebt,  zusammenzufassen. 

Hierbei  tritt  uns ,  ebenso  wie  bei  der  früheren  Betrach- 
tung der  4  landwirthschaftlichen  Fälle,  als  erstes  entgegen, 
dtts  in  keinem  der  23  Fälle  die  Arbeiter  irgend  welche  Funk- 
tionen, in  denen  das  Wesen  des  Unternehmers  besteht  (vgl. 
oben  S.  71)  übernommen  haben.  Einerlei,  welches  die  ünter- 
nehmongsform  in  den  23  betrachteten  Oeschäf'ten,  die  es  mit 
der  Oewinnbetheiligung  versucht  haben,  ist:  es  sind  dieselben 
Personen,  welche  die  Funktionen  des  Unternehmers  erfüllen, 
die  auch  ohne  Oewinnbetheiligung  der  Arbeiter  sie  ertüllt 
haben  würden.  Das  gilt  auch  tiir  die  Fälle,  wo,  wie  zu  Guise 
oder  bei  Briggs,  bei  Laroche- Joubert,  bei  Dorg^-Heuze 
oder  Billon  &  Isaac,  den  Arbeitern  gestattet  wird,  sich  als 
Aktionäre  oder  Kommanditisten  am  Geschäft  zu  betheiligen. 
Denn  selbstverständlich  wird  der  Unternehmungscharakter  der 
Aktien-  oder  der  Kommanditgesellschaft  kein  anderer  dadurch, 
dasB  zu  den  Aktionären  bezw.  Kommanditären  Arbeiter  ge- 
hören, die  in  dem  Unternehmen  beschäftigt  werden,  wie  auch 
dieses  Aktien-  oder  Kommanditverhältniss  mit  der  Gewährung 
TOD  Gewinnantheilen  an  die  Arbeiter  überhaupt  in  keinerlei 
notbwendigem  Zusammenhang  steht.  Eben  dasselbe  gilt  für 
den  Fall  Leclaire,  wo  eine  Genossenschaft  von  Arbeitern  die 
Eommanditistin  des  Geschäfts  bildet.  In  allen  23  Fällen  tritt 
uns  die  Oewinnbetheiligung  nicht  als  eine  neue  Unternehmungs- 
form gegenüber,  sondern  nur  als  ein  bei  den  verschiedensten 
Untemenmungsformen  mögliches  Lohusystem. 

Fragen  wir  nun  nach  der  Anwendbarkeit  dieses  Lohn- 
BTstems,  so  ist  vor  allem  darauf  hinzuweisen,  dass  sich  in 
den  23  Fällen,  die  an  uns  vorüberzogen,  der  Einfluss  der  Ar- 
beiter auf  den  Erfolg  oder  Misserfolg  der  Unternehmungen 
als  ein  sehr  verschiedener  zeigte.  Wir  haben  Fälle  gesehen, 
in  denen  das  Verhalten  der  Arbeiter  fast  ausschliesslich  über 


den  £rfolg  des  UoternehmenB  entscheidet:  so,  at^^eaehen  toq 
der  Ergiebigkeit  der  FischgrÜDde,  im  Walfisch-.  Stockfisch- 
und  Makreleolang;  hier  finden  wir  die  Gewinnbetneiüeung  als 
eine  Einrichtung  von  altem  Datum  mit  bestem  Erfolg.  Es 
kamen  Fälle  vor ,  in  denen  das  Verhalten  der  Arbeiter 
von  so  grossem  Einfiuss  ist,  dass  es  einzelnen  Untemehmon- 
gen,  die  eich  ein  entsprechendes  Verhalten  ihrer  Arbeiter  si- 
chern, sogar  gelingt,  die  Nachtheile  schlechter  Konjanktnren, 
nnter  denen  alle  ihre  Konkurrenten  leiden,  wenigstens  theil- 
weise  zu  paralysiren.  So  im  Falle  Briggs  und  Büttner-Thierrj; 
und  hier  war  die  Gewinnbetheiligung  das  Mittel,  um  die  ./^ 
beiter  zu  dem  entsprechenden  Verhalten  zu  bewegen.  In  der 
grossen  Mehrzahl  der  erfolgreichen  Fälle  von  Gewinnbetheili- 

gung  sind  der  Fleiss  und  die  Sorg&lt  der  Arbeiter  lur  das 
lelingen  oder  Misslingen  des  Unternehmens  von  grosser  Be- 
deutung, und  die  Gewmnbetheiligun^  zeigte  sich  hier  als  das 
beste  und  billigste  Mittel,  diesen  Fleiss  und  diese  Sorgfalt  zu 
erzielen,  wie  zu  Guise,  wie  bei  BUlon  &  Isaac,  Leclaire,  Doi^^ 
Beuzä,  Laroche- Joubert.Bourreiff,  Brewster,  Chaix,  Qast^ 
bei  der  eidgenössischen  PoatverwaltUBg').  In  andern  Fällen 
dagegen  kam  es  wesentlich  darauf  an,  sich  überhaupt  die  nö- 
thige  Zahl  tüchtiger  und  ordentlicher  Arbeiter  zu  eichen^ 
während  filr  den  Fleiss  und  die  nöthlge  Sorgfalt  mehr  oder 
weniger  durch  andere  Maassregeln  gesorgt  war.  So  t.  B.  bei 
A.  Bord,  Scheurer-Kestner ,  in  der  Porzellanfabrik  zu  Nyoo 
u.  a.  Es  Hegt  übrigens  auf  der  Hand,  dass  die  Aussicht  auf 
einen  Gewinnantheil  diesen  Erfolg  einer  Sicherung  der  nöthi- 
gen  Arbeiterzahl  nur  so  lange  hervorrufen  kann,  als  der  Ar- 
beiter nicht  auch  In  anderen  Fabriken  die  Gewinnbetheiligung 
findet:  so  lange  diese  also  nicht  allgemein  ist,  Uebrigens 
wird  in  den  meisten  Fällen  dieser  Art  dieser  Erfolg  wenig^ 
durch  die  Aussiebt  auf  die  Oewinnbetbelligung,  als  durch  die 
Furcht  vor  Verlusten  bereits  erworbener  Ansprüche,  wenn 
der  Arbeiter  gegen  die  Arbeitsordnung  verstösst  oder  wenn 
er  das  Unternenmen  verläset,  herbelgeßihrt,  so  z.  B.  bei 
Braun  &,  Bloem ,  Ooffinon  &  Barbas,  Godchaux  u.  a.  Doch 
hierüber  gleich  unten  ^)  noch  mehr.  In  dem  Falle  der  Allge- 
meinen VergicherungsgesellschafC  zu  Faris  kam  es  hanptsäch< 
lieh  sogar  nur  darauf  an,  die  Beschäftigten  davon  abzuhalten, 
zu  anderen,  konkurrirenden  Gesellschaften  Überzugehen,  and 
auch    hier   war  es   weniger  die   Gewinnbetheiligung,   als  die 

')  Aehntiches  berichtet  A.  v.  Stndnitz  (NordainerikKniacbe  Arbeiter- 
verliältnisse  6.  120  Anm.)  von  einem  amerikaiiischen  Etablisaement  der 
Baumnollfabrikatioii.  Hier  beruhte  b&ii£g  der  Gewinn  des  Fabriksnten 
in  Folge  der  starken  Konkurrenz  lediglich  auf  eiuer  vortbeübaften  Ter> 
Wendung  der  Abfalle  (waste^  und  die  GewinDbetheiliciuiiK  erwies  nch  als 
zweckmfisügeB  Mittel,  die  Arbeiter  von  der  Verschreuderung  dieser  ab- 
Enhalt«ii. 

»)  8.  125  f.    Dazu  S.  131  u,  132. 
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Furcht  vor  dem  Verlust  festgelegter  Kapitalien  und  erworbe- 
ner Ansprüche  auf  Altersversorgung/  was  diesen  Erfolg 
hervorbrachte  ^).  In  anderen  Fällen  wieder,  wie  z.  B.  bei  Le- 
ebure, Billon  &  IsaaC;  Bourreiff,  Bord,  Dorgö-Heuzä,  Goffi- 
DOD  &  Barbas  u.  s.  w.,  kam  es  u.  a.  auch  darauf  an,  die  Arbeiter 
dsvon  abzuhalten,  bei  steigender  Konjunktur  die  Arbeit  ein- 
Eostellen,  um  Lohnerhöhungen  zu  erzielen.  Die  Gewinnbe- 
theiligun^  hat  dieses  in  den  genannten  Fällen  erreicht;  in 
anderen  dagegen,  wie  bei  Briggs  und  Fox,  Head  &  Co.  ^),  zogen 
die  Arbeiter  es  vor,  sich  eine  dieser  steigenden  Konjunktur 
entsprechende  Steigerung  ihrer  Einnahmen  durch  eine  in 
Schieds-  und  Einigungskammem  gipfelnde  G^werkvereins- 
oiganisation  zu  sichern.  Bei  H.  vom  Brück  Söhne  und 
bei  Borchert  endlich  standen  Momente,  auf  welche  die  Ar- 
Wter  einflusslos  sind,  beim  Gelingen  oder  Misslingen  des 
Unternehmens  so  sehr  im  Vordergrund,  dass  die  Gewinnbe- 
tbeiligung  sich  als  gänzlich  unwirksam  erwies. 

So  zeigt  sich  auch  hier,  dass  die  Gewinnbetheiligung,  um 
von  derselben  als  einer  besonderen  Untemehmungsform  ^anz 
za  schweigen,  auch  als  blosses  Lohnsystem  nur  unter  gewissen 
Bedingungen  erfolgreich  ist. 

Diese  Bedingungen  sind  zweifacher  Art.  Es  sind  einmal, 
wie  soeben  gezeigt  worden  ist,  Bedingungen  der  Beschaffenheit 
und  Verhältnisse  der  Unternehmungen,  in  denen  die  Gewinn- 
betheiligung Anwendung  findet;  es  sind  dies  ferner  Bedin^ngen 
in  der  Art  und  Weise  der  Ordnung  der  Gewinnbetheiügung. 

Was  die  Ordnung  der  Gewinnbetheili^ng  angeht,  so 
zeigen  sich  die  verschiedenen  Arten  derselben  verschieden 
wirksam,  je  nach  dem  Zweck,  den  es  gilt,  mittels  der  Gewinn- 
betheiligung zu  erreichen.  Es  sind  da  wohl  auseinanderzu- 
halten oie  Fälle,  in  denen  es  galt,  mittels  der  Gewinnbetheiligung 
grösseren  Fleiss  oder  grössere  Sorgfalt  der  Arbeiter  zu  erzielen, 
und  die  Fälle,  in  denen  es  sich  wesentlich  darum  handelte,  sich 
die  nöthige  Arbeiterzahl  zu  sichern,  sie  vom  Uebergang  zu  Kon- 
kurrenten abzuhalten,  sie  zur  Beachtung  der  Arbeitsordnung  zu 
Teranlassen  und  an  Arbeitseinstellungen  zu  hindern. 

In  den  ersten  Fällen ,  in  denen  es  vornehmlich  auf  eine 
Steigerung  des  Fleisses  und  der  Sorgfalt  ankam,  erweisen  sich 
Tor  allem  von  Einiluss  die  Höhe  des  Bonus,  der  einem  Jeden 
zn  Theil  wird,  und  die  Unmittelbarkeit,  mit  welcher  der  Ein- 
zebe  über  den  ihm  gewordenen  Antheil  verfugt. 

Die  Grösse  des  Bonus  wird  durch  zwei  Momente  bestimmt. 

Einmal  zeigen  fast  alle  23  Fälle  eine  Abstufung  der  An- 
theilsrechte  der  einzelnen  am  Gewinn  betheiligten  Arbeiter  je 
nach  der  Höhe  der  von  ihnen  bezogenen  Löhne  und  Gehälter, 


1)  Siehe  unten  S.  125  f. 

»)  Vgl.  oben  Theil  I  S.  85-42. 
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A.  h.  nach  der  Bedeutung  des  WirkungskreiBes  der  EinzelneD 
in  der  Produktion.  Je  Löher  der  einzelne  ÄcseBtellte  oder 
Arbeiter  steht,  je  grösser  eeia  Qebftlt  oder  Lohn  ist,  desto 
stärker  muss  auch  der  Ansporn  sein,  den  er  durch  die 
Gewinobetheihgung  erfahren  soll.  In  einena  Falle,  bei  Gast^ 
findet  die  btellung  der  einzelnen  Arbeiter  in  dem  Betriebe  bei 
Berechnung  der  Oewinnant heile  sogar  ganz  besondere  Be- 
rücksichtigung, und  zwar  mit  besonderem  £rfolg.  Unagekehrt 
erscheint  die  bei  H.  vom  Brück  Söhne  gebräuchliche  Ver- 
theilung  des  Oesammtbonus,  welche  pro  Kopf  der  berecbUgten 
Arbeiter  ohne  Kücksicht  auf  ihren  Lohn  stattfindet,  wohl  als 
einer  unter  den  allerdings  zahlreichen  GrUnden,  warum  der 
Bonus  gänzlich  seine  Wirkung  auf  die  Arbeiter  verfehlt  hat 
Sodann  zeigt  sich  in  allen  23  Versuchen,  ganz  unabbän- 

g'g  von  der  Stellung  der  einzelnen  berechtigten  Arbeiter  im 
etrieb,  der  Erfolg  der  GewinnbetheiUgung  bei  den  Arbeitern 
ganz  wesentlich  bedingt  durch  die  zifFermässige  Höhe  der  Ge- 
winnquote, welche  ihnen  zu  Theil  wird,  und  der  Mehreimuihme, 
welche  ihnen  daraus  erwächst  Bei  Leulaire,  Godin,  Bourreifl^ 
Billon  &  Isaac  u.  A. ,  wo  der  Bonus  besonders  hoch,  ganz 
besonders  günstige  Resultate.  Dagegen  bei  H.  vom  Brück 
Sühne ,  wo  die  Bedeutung  der  Gewinnantheile  ganz  minimal, 
völliger  Mangel  an  Erfolg. 

Was  femer  die  Unmittelbarkeit  anbetrifft,  mit  welcher 
die  Gewinnantheile  den  Arbeitern  zufallen,  so  erweist  sich  in 
den  Fällen,  in  welchen  der  Bonus  den  Arbeitern  sofort  nach 
Bechnungsabschluss  zu  Theil  wird,  die  Wirkung  der  Gewinn- 
betheiligung tür  Steigerung  von  Fleiss  oder  Sorgfalt  relativ  am 
stärksten.  So  ganz  besonders  intensiv  bei  Bourreiff,  wo  die 
Arbeiter  unmittelbar  nach  Ausführung  jeder  Arbeit  ihren  An- 
tbeil  an  dem  bei  derselben  erzielten  Gewinn  erhalten.  So 
femer  bei  Leclaire,  Laroche  -  Joubert ,  Dorg^-Heuzö,  Bri^, 
Brewster,  wie  im  nordamerikauischen  Walfisch-,  Stockfisch- 
und  Makrelenfang  und  in  der  eidgenössischen  Post  Verwaltung, 
so  auch  bei  Goltmon  &  Barbas,  wo  der  Betrag  der  Quote  des 
Bonus,  der  den  Arbeitern  sofort  zur  Vei-fÜgung  steht,  sehr  be- 
trächtlich ist.  Umgekehrt  treten  in  den  Berichten  über  den 
Erfolg  der  Gewinnbetheiligung  die  Nachrichten  über  gestei- 
gerten  Fleiss  und  vermehrte  Sorgfalt  umsomehr  in  den  Hin- 
tergrund, je  entfernter  die  freie  Verfügung  der  Arbeiter  über 
die  versprochenen  Gewinnantheile  ist  So  wird  bei  Chaix&  Cie., 
wie  auch  bei  Büttner-Thierry,  noch  von  gesteigertem  Fleiss 
und  vermehrter  Sorgfalt  berichtet,  bei  Godchaux  ist  davon 
nicht  mehr  die  Rede.  Auch  in  dem  fehlgeschlagenen  Ver- 
such von  H.  vom  Brück  Söhne  Auszahlung  des  Bonus  erat 
nach  Ablauf  eines  verhältnissmässig  grossen  Zeitraums,  Eine 
Ausnahme  von  dieser  Regel  nur  da,  wo,  wie  bei  Gast^  und 
in  der  Allgemeinen  Versicherungsgesellschaft  in  Paris,  die  be- 
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■ehiftigten  Leute  von  ausreichender  Bildung  sind,  um  auch 
den  ferner  liegenden  Vortheil  einer  Versorgung  ihres  Alters, 
ihrer  Wittwen  und  Waisen  so  sehr  würdigen  zu  können,  dass 
lie  darin  einen  Antrieb  zu  grösseren  oder  besseren  Leistungen 
finden. 

Den  eröBsten  Antrieb  aber  zu  Fleiss  und  Sorgfalt  zeigen 
düe  Fälle,  in  denen,  wie  in  Quise  und  bei  Billon  &  Isaac,  die 
Gewinnbetheiligung  zu  einem  unmittelbaren  Uebergang  eines 
Theils  des  Greschäftseigenthums  in  die  Hände  der  Arbeiter 
Ahrt.  Steht  hier  der  erzielte  Bonus  dem  Arbeiter  auch  nicht 
ta  anmittelbarer  Verfügung,  so  liegt  in  diesem  System  doch 
ein  doppelter  Sporn  des  Arbeiters  zu  grösserer  Tüchtigkeit: 
denn  durch  seine  Leistungen  wird  hier  nicht  blos  die  jeweilige 
Jihreshohe  des  in  Aussicht  gestellten  Bonus,  sondern  auch  die 
Dividende  des  dem  Arbeiter  mittels  des  Bonussystems  zufal- 
lenden Kapitals  bedingt. 

In  den  Fällen,  in  denen  es  sich  wesentlich  um  die  Siche- 
rung der  nöthigen  Anzahl  gefügiger  Arbeiter  handelt,  zeigt 
sieh  in  mancher  Beziehung  gerade  das  Gegentheil  der  soeben 
ineedeuteten  Erscheinung.  Nicht  als  ob  nicht  auch  hier  die 
Hone  des  Bonus  von  Einfluss  auf  den  £rfolg  wäre:  allein 
während  ein  entferntes  Verfügungsrecht  über  den  Gewinn- 
aotheil  bei  den  ersteren  Fällen  als  Ursache  eines  gewissen 
Nisserfolgs  auftritt,  zeigt  sie  sich  hier  als  Ursache  eines 
grosseren  Erfolges.  So  insbesondere  bei  Goffinon  &  Barbas, 
od  Qodchaux,  bei  Deberny  &  Cie.,  bei  der  Allgemeinen  Ver- 
richeningsgesellschaft  in  Jraris;  so  ferner  auch  bei  Gastö^ 
Büttner-Thierry,  Chaix  &  Cie. 

Aber   auch  in   diesen  Fällen   zeigt  sich   der  Erfolg   nicht 
als  eine   unmittelbare,   sondern   als  eine  mittelbare  Wirkung 
der  Gewinnbetheiligung.   Denn  nur  in  ganz  wenigen  Versuchen 
hat  die  Aussicht  auf  einen  Antheil   am  Gewinn  allein  es  ver- 
mocht, die  Arbeiter  an  das  Geschäft  zu  fesseln;  es  sind  dies 
einmal  die  Fälle  von  Laroche-Joubert  und  Bord,  in  denen  die 
den    Arbeitern     ausbezahlten     Gewinnantheile     beträchtliche 
waren,  und   der  Fall  der  Porzellanfabrik  von  Nyon,  in  dem, 
wie  die  gewordenen  Mittheilungen  zeigen ,   es  weniger  darauf 
ankam,  oie  Arbeiter  dem  Geschäft  zu  erhalten,   als  vielmehr 
darauf,  Arbeiter,  die  durch  die  Auflösung  des  Geschäfts  brod- 
loB  geworden  wären,  zu  einer  gutwilligen  Reduktion  des  Stück- 
lohns zu  bewegen ,    die  zum  Fortbestand  des  Geschäfts  unent- 
behrlich   war.      Es    handelt    sich    hier    also     um    Fälle    mit 
Aosnalimeverhältnissen,  welche  die  Abweichung  von  der  Regel 
erklären.   Li  den  vorher  cenannten  Fällen  von  Goffinon  &  Bar- 
Ims,  Godchaux  u.  s.  w.  dagegen  war   die  Gewinnbetheiligung 
insofern  die  Ursache   der  Fesselung  der  Arbeiter   an  das  Ge- 
schäft, als  sie  das  Mittel  war,   den  Arbeitern  kleine  Kapita- 
lien, die  seitens  der  Firma  festgelegt  wurden,  oder  Ansprüche 
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aaf  Altersversorgung,  die  beim  Verlassen  der  Firma  verlorea 
gingen,  zu  verschaffen.  Jede  andere  Einrichtung,  wie  Oe- 
Bchenke  oder  Prämien,  die  ähnlich  festgel^  worden  wären, 
oder  wie  nach  dem  Muster  gewieser  EnappBchaftskaBsen  ein- 
gerichtete Alters  Versorgungskassen  der  Arbeiter,  würde  die- 
selben Erfolge  erzielt  haben  ^). 

Was  die  Furcht  vor  Arbeitseinstellungen  angeht,  so  zeigt 
sich,  dasB  dieselbe  in  einer  Reihe  von  FäBen  zur  Einführung 
der  Gewinnbetheiligung  den  Anlass  gab,  so  insbesondere  is 
Paris,  in  England  und  Amerika,  und  in  Deutschland  zur  Zeit 
des  wirthschaftlichen  Aufschwungs,  äo  lange  es  sich  dabei 
nur  darum  handelte,  das  plumpe  und  kostspielige  Mittel  der 
Arbeitseinstellung,  um  bei  steigender  Konjunktur  eine  Lohn- 
erhöhung zu  erzielen,  durch  ein  von  selbst  und  gewissermaassen 
mechanisch  funk tioniren des  Mittel  der  Steigerung  des  Arbeiter- 
einkommens  zu  ersetzen,  hat  die  GewinnbetheiDgung,  sowohl 
die  mit  unmittelbarer,  als  auch  die  mit  späterer  Auszahlung 
des  Bonus,  sich  wohl  bewärt.  So  bei  GofBnon  &  Barbas,  De- 
berny  &  Cie.,  Leclaire,  BiUon  &  Isaac,  Laroche-Joubert,  Bour- 
reiff,  Bord,  Risler,  Chaix. 

Wo  man  dagegen  dieses  Lohnejstem  dazu  zu  benutzen 
versuchte,  um  die  Arbeiter  von  der  Theilnahme  an  grossen 
sozialen  Bewegungen,  in  denen  jeweilig  die  betreffenden  Ar- 
beiterklassen ihr  ganzes  Heil  sahen,  abzuhalten,  sind  die  Ver- 
suche kläglich  gescheitert.  So  im  Falle  Briggs,  Fox,  Head  &  Co., 
BrewBter.  Hierher  dürfen  wir  ferner  wohl  die  Fälle  bei  Böh- 
mert  zählen,  in  denen  einfach  die  Sozialdemokratie  als  Ur- 
sache des  Scheiterns  der  Gewinnbetheiligungsversuche  genannt 
wird,  die  hier  aber  wegen  Einseiligkeit  und  Unzulänglichkeit 
der  Angaben  ausser  Betracht  bleiben  mussten,  wie  z.  B.  die 
Versuche  von  C,  Eeilpflug  &  Co.')  und  von  Albert  Niess*). 

Dies  die  Hauptergebnisse  unserer  Betrachtung  der  ^^- 
tiscben  Erfolge  der  Gewinnbetheiligung  in  den  23  dem  Han- 
del und  Gewerbe  angebörigen  Fällen,  die  im  Vorhergehenden 
untersucht  wurden.  Um  die  praktische  Bedeutung  der  Ge- 
winnbetbeiligung  genau  festzustellen,  mUssen  indess  auch  hier 
diese  Ergebnisse  im  Zusammenhang  mit  anderen  Lohn- 
methoden,  welche  die  gleichen  Erfolge  erstreben,  betrachtet 
werden. 

Vor  allem  handelt  es  sich  auch  hier  um  die  Stack- 
löhnung. 

Die  Stücklöhnung  findet,  wie  allbekannt,  im  Gewerbe  die 
weiteste  Anwendung  und  hat  sich,  weil  sie  dem  Arbeiter  eine 
unmittelbar  mit  der  Steigerung  seines  Fleisses  Hand  in  Hand 

')  Vgl.  unten  S.  131.  132. 
■)  Bobmert  Nr.  64. 
ä)  BÖbmert  Nr.  60. 
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gehende  Steigerung  seiner  Einnahmen  schafft,  von  jeher  als 
du  wirksamste  Mittel  erwiesen,  ihn  zu  grösseren  Anstrengun- 
gen anzuspornen.  Diese  alte  £rfiEihrung  findet  ihre  neue  Be- 
ftätiffong  m  denjenigen  der  vorgeführten  Fälle,  in  denen  die 
Oewmnbetheiligung  mit  der  Stücklöhnun^  in  Konkurrenz  trat 
So  hat  z.  B.  in  den  Geschäften  von  Bord,  Risler,  Qodin  u.  a., 
in  denen  Stücklöhnung  vorherrschte,  die  Gewinnbetheiligung 
eine  Steigerung  des  Meisses  nicht  herbeizufuhren  vermocht. 
Wo  immer  also  eine  Steigerung  des  Fleisses  zu  erzielen  ge- 
dacht wird  und  die  Stücklöhnung  anwendbar  ist,  wird  sie 
wirksamer  sein,  als  die  Gewinnbetheiligung. 

Indess  die  Stücklöhnun^  ist  nicht  überall  anwendbar.  In 
yielen  Fällen  ist  es  technisch  nicht  möglich,  die  Arbeiter  nach 
dem  Stück  zu  bezahlen,  da  die  zu  leistende  Arbeit  sich  nicht 
in  Stückleistungen  zerlegen  lässt,  z.  B.  wo  es  sich  um  das 
Hontiren  einer  Lokomotive,  um  die  Arbeit  an  einem  Schiffs- 
körper handelt;  ebenso  bei  vielen  Arbeiten  im  Baugewerbe. 

In  anderen  Fällen  wiederum  ist  die  Stücklöhnung  zwar 
anwendbar,  aber  ihre  Anwendung  nicht  rathsam,  da  nämlich, 
wo  es  sich  vor  allem  darum  handelt,  dass  die  Arbeit  ein  be- 
sonderes Maass  der  Güte  erlange.  Denn  eben  das  Streben, 
seine  Einnahmen  möglichst  zu  steigern,  führt  den  Arbeiter  bei 
Stücklöhnung  leicht  zu  einer  Lleberhastung  der  Arbeit  und  im 
Gefolge  zu  einer  Schädigung  des  Materials  oder  der  Güte  der 
Leistung.  So  berichtet  Koscher^),  dass  in  Russland,  wo  das 
Abhäuten  des  Viehes  stückweise  erfolgt,  die  Arbeiter  zahllose 
Häute  verletzen,  um  schneller  fertig  zu  werden.  Eine  ganz 
bekannte  Thatsache  ist  ferner,  dass  im  Druckergewerbe,  wo 
die  gewöhnlichen  Schriftsetzer  im  Stücklohn  arbeiten ,  beson- 
ders schwierige  Sätze,  welche  viele  Sorgfalt  und  Genauigkeit 
erheischen,  wie  mathematische  Abhandlungen,  orientalische 
Schriften,  Facsimiles,  Inschriften,  Kurszettel  u.  dergl.,  im  Tage- 
lohn besorgt  zu  werden  pflegen^).  Im  freiberger  Bergbau, 
in  welchem  die  Akkordarbeit  (Gedinge)  eine  sehr  ausgiebige 
Anwendung  findet,  geschieht  der  Gruoenausbau,  d.  i.  die  Ver- 
wahrung der  Gruben  an  brüchigen  Stellen  mittels  Zimmerung 
oder  Itütuerun^,  die  Herstellung  der  Wasserhaltungs  -  und 
Förderungseinnchtungen,  der  Fahrung  u.  s.  w.  nicht  im 
Stücklohn,  sondern  im  Schichtlohn,  also  im  Tagelohn;  auf 
diese  Arbeiten  muss  nämlich  im  Interesse  der  Mannschaft  die 
Hrösste  Sorgfalt  verwendet  werden®).    Diese  Erfahrung,  dass 

>)  System  Bd.  I  §  39  Anm.  6. 

»)  Vgl.  auch  Röscher,  System  Bd.  I  §  39  S.  72. 

»)  Bohmert  Nr.  84,  Bd.  II  S.  353.  Böhmert  berichtet  ferner,  dass 
m  der  Spinnerei  an  der  Lorze  im  Kanton  Glarus  in  den  Jahren,  in 
welchen  der  missliche  Geschäftsgang  ganz  besonders  gute  Produkte  er- 
lieischte,  die  Akkordarbeit  in  gewissen  Hantirungen  ganz  habe  abge- 
schafft werden  müssen,  da  sonst  die  Arbeiter  zu  nachlässige  Waare  lieferten. 
Vgl  Nr.  104,  Bd.  U  S.  421. 
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der  Stücklohn  leicht  mit  NacbtheUen  f&r  die  Güte  der  Pro- 
duktion verknüpft  ist,  datirt  schon  lange  zurück,  wie  u.  a. 
folgendes  Beispiel  zeigt  In  der  i.  J.  1663  zn  Basel  verabre- 
deten Ordnung  der  Steinmetzenbruderschaft  war  vorgeschrie- 
ben, dase  bei  grossen  Bauten  im  Tagelobn,  nicht  im  Oedinge 
gearbeitet  werden  solle,  da  man  dieses  für  die  Gediegenheit 
der  Arbeit  für  unentbehrlich  hielt*). 

In  den  ersteren  FäUen,  in  denen  die  StÜcklöhnong  tech- 
nisch nicht  anwendbar  ist,  giebt  es  aber  verwandte  Systeme, 
die  zu  der  gewünschten  Hteigening  der  Leistungen  ttihren. 

Dazu  gehört  vor  allem  das  Akkordmeietersyatem  mit  Be- 
theiligung  der  Arbeiter  am  Gewinn  des  Akkordmeisters.  Die  aus- 
zuführende Arbeit  wird  an  einen  tüchtigen  Arbeiter,  den  Akkord- 
nieifiier,  verdungen;  dieser  lässt  die  Arbeit  durch  andere  Ar- 
beiter ausführen,  die  er  im  Tagelobn  bezahlt;  ausserdem  legt 
er  selbst  mit  Hand  an  und  beaufsichtigt  das  Ganze.  Je  ge- 
ringer die  Zahl  der  Tage,  in  denen  die  Arbeit  vollendet  wird, 
desto  weniger  Tagelöbne  brauchen  aus  der  vom  Akkordmeister 
bedungenen  äumme  gezahlt  zu  werden :  desto  grösser  also  der 
übrig  bleibende  Gewinn,  Um  die  Arbeiter  zu  gutwilliger 
Steigerung  des  Fleisges  zu  veranlassen,  berechnet  der  Akkord- 
meister sieb  nun  selbst  einen  Tagelohn  und  vertbeilt  den  etwa 
erzielten  GewinnUberschuss  unter  sSmmtliche  bei  der  Arbeit 
Betheiligte,  sich  selbst  inbegriffen,  nach  Maasagabe  der  ver- 
dienten  Löhne.  Dies  System  ist  z.  B.  in  der  englischen  Ha- 
schinenindustrie  sehr  in  Gebrauch').  Selbstverständlich  ist 
dieses  Akkordmeister  System  mit  Gewinnbetbeiligung  nicht 
mit  dem  einfachen  Akkordmeietersystem  zu  verwechseln;  die 
Ausbeutungen  der  Arbeiter  durch  den  Akkordmeister,  welche 
das  letztere  {läufig  zur  Folge  hat^),  werden  durch  die  Ver- 
bindung desselben  mit  Gewin nbetheiligung   eben  verndeden*). 

Damit  verwandt  ist  das  System  des  Gruppen akkords,  wie 
es  nach  Brentano")  im  englischen  Schiffsbau  zur  Anwendung 
kommt  Statt  an  einen  Arbeiter,  verdingt  der  Arbeitgeber  die 
zu  leistende  Arbeit  an  eine  Gruppe  von  Arbeitern  für  eine 
bestimmte  Summe.  Auch  hier  berechnen  die  Arbeiter  sich 
einen  Tagelobn,  einem  Jeden  nach  Maaasgabe  seiner  Leistun- 
gen.   Auch  hier  wird  der  etwa  verbleibende  tleberscbuss  pro 

■)  Eberhard  Qotbein  (Prof.  in  KarlBrube),  BUder  aus  der  Oescbidite 
dee  Handwerks  in  Baden,  KarlBmbe  1885,  Ü.  24.  —  So  wurde  auch  dan 
Webern  in  Ulm  1492  durch  RathsbeschlnsB  die  Arbeit  auf  Stücklohn  anf 
Gniud  einer  Klage  der  dortigen  Kaoflente  Über  das  Schlechter  werden 
des  ukner  Gewebes,  das  sich  bis  dabin  eines  ansgezeichueten  Bufes  er- 
frente,  verboten.  Vgl.  F.  W,  Stahl,  Das  deutsche  Handwerk  Bd.  I, 
Oieseen  1874,  S.  331  l 

°)  Brentano,  Arbeiternlden  Bd.  I  S.  214  ff. 

■)  V.  d.  Goltz,  Konkordja  1871  Nr.  6  S.  69. 

')  Brentano  a.  a.  O. 

')  Arbeitergilden  Bd.  II  S,  73. 
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TiXSL  der  verdieDten  Löhne  unter  die  Einzelnen  vertheilt   Mit 
groisem  Glück  ist  diese  Löhnungsmethode  ferner  z.  B.  in  der 
Sdmellpressentabrik  von  König  &  Bauer  zu  Oberzell  in  Baiern 
darcbgefährt     „Die  Ablehnung  geschieht  hier  nach  bestimm- 
ten Gruppen  (Schreiner,  Schmiede^  fiisengiesser  u.  s.  w.)  und 
Dftch  den  bestehenden  Tarifen   unter  Eintheilung  der  Arbeiter 
in  13  Klassen,  je  nach  der  Leistung ^    so  dass  jeder  Arbeiter 
mit  der  seiner  Klasse  zukommenden  Verhältnisszahl   am   6e- 
saouDtverdienste  partiadpirt*'  u.  s.  w.  ^).  Auch  das  Buch  von  Böh- 
mert  enthält  zahlreiche  Beispiele  solcher  Gruppenakkorde.   Ln 
freiberger    Bergbau    und   Hüttenwesen^),   im  königl.    sächsi- 
schen äteinkohlenbergwerk  im  Plauenschen  Grunde  bei  Dres- 
den'), im  Kupferbergbau  zu  Cornwall  ^),  in  den  Schieferbrüchen 
des  nördlichen  Wales  ^)    hat   sich   derselbe  seit  längerer  Zeit 
bewährt.    Ausgezeichnete  Erfolge  hat  sodann  der  Hofbaurath 
6.  H.  Denunler  in  Schwerin  mit  der  Anwendung  des  Gruppen- 
akkords erzielt,  insbesondere  beim  Bau  des  Schweriner  Kesi- 
denzschlosses.     Nach    den  Erfahrungen   des    Herrn  Demmler 
•teilte  sich  grössere  Billigkeit,  Tüchtigkeit  und  Gediegenheit  der 
Arbeiten    beim   Vergeben   derselben   im   GruppenaKkord   her- 
tos*).   Auch  bei  W.  Borchert  hat  der,   wie   oben  erwähnt^), 
nach  Aufgabe  der    Gewinnbetheiligung   eingeführte  Gruppen- 
akkord gute  Früchte  getragen®). 

Wo  eines  der  beiden  Systeme,  Akkordmeisterlohn  ^mit 
Betheiligung  der  Arbeiter  am  Gewinn  des  Akkordmeisters 
oder  Gruppenakkord,  angewendet  wird,  wird  die  nöthige  Güte 
der  Leistung  durch  die  Kontrole  des  Geschäftsunternehmers 
oder  seiner  Beamten  garantirt. 

Da,  wo  das  eine  oder  andere  dieser  Lohnsysteme  technisch 
zur  Anwendung  kommen  kann,  erweist  sich  dasselbe  gleich- 
fiJls  weit  wirksamer  in  Steigerung  des  Fleisses  der  Arbeiter, 
ila  die  Betheiligung  des  Arbeiters  am  Gewinn  des  ganzen 
Unternehmens,  denn  der  Arbeiter  hat  unmittelbarer  den  von 
seiner  vermehrten  Anstrengung  für  ihn  abfallenden  Vortheil 
vor  Augen  und  dieser  Erfolg  wird  nicht  etwa  durch  Ver- 
h&hnisse,  auf  welche  er  einflusslos  ist,  wie  Konjunkturen, 
beeinträchtigt. 

Und  dasselbe  gilt  da,  wo  weder  Stücklöhnung,  Akkord- 
meistersystem  mit    Gewinnbetheiligung    noch    Gruppenakkord 

')  Amtliche  MittheUungen  aus  den  Jahresberichten  der  mit  Beaof- 
■efatigimg  der  Fabriken  betrauten  Beamten,  Jahrg.  1879,  Bd.  11  8.  40; 
T.  d.  Goltz,  Konkordia  1871  Nr.  15  S.  70. 

«)  Böhmert  Nr.  84. 

»)  Böbmcrt  Nr.  85. 

*)  Bohmert  Nr.  86. 

*)  Böhmert  Nr.  88. 

«)  Böhmert  Nr.  59. 

^)  VgL  oben  S.  120  f. 

^)  Arbeiterfreund  1882  S.  137. 

FonchvBfen  (25)  VI.  2.  —  F  r  o  m  m  e  r.  9 
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angeweudet  wird,  f&r  die  Stückprämien,  die  ömelneii  Arbeitern 
oder  Ortippeu  deraelbea  h&ufig  in  der  \f'eiae  gexahlt  werden, 
dass  den  im  Tagelohn  Besch&fti^eD  QnUiGkatiODen  in  Aimicht 
gestellt  werden,  sei  ea  je  nach  der  An^-*hl  der  abgelieferten  Fa- 
brikate überhaupt,  sei  ea  je  nach  der  Anxahl  der  Produkte, 
welche  über  ein  f^ewiases  sog.  .theoretisches"  oder  .Nonnal- 
quantum'  hinauB  innerhalb  gewisaer  Zeit  aneefertigt  sind.  Ein 
erfolgreicher  Fall  von  StUckprämien ,  die  den  «nzelnen  Ar- 
beitern gezahlt  wurden,  Uegt  z.  B,  in  der  Spionerei  nnd  We- 
berei des  Herrn  Jenny  zur  Ziegelbrücke  im  Kanton  Glanu'} 
vor.  Qünatige  Resultate  einer  Vertheilung  von  StOckprSmien 
an  Gruppen  von  Arbeitern  melden  Berichte  ans  den  Glaa- 
hUtten  von  Friedrich  Siemeos  in  Dresden  und  DChlen  im 
Plauenschen  Grunde^),  aus  der  Papierfabrik  in  Eöalin  und 
den  varziner  Holzschleifereien  von  Georg  Behrecd*),  «na  der 
Bierbrauerei  zum  Spaten  von  Gabriel  Sedlmayr  in  München*), 
aus  der  Sttgenfabrik  von  Edouard  Mongin  &  Cie.  in  Paria*}. 
Wo  aber  die  Stilcklöhnung  zwar  anwendbar,  die  Anwen- 
dung derselben  mit  Rücksicht  auf  die  zu  erzielende  Güte  der 
Leistung  jedoch  nicht  rathsam  ist,  fUhren  oft  Güteprämien  in 
dem  erwünschten  Resultat.  Als  Beispiele  mögen  dienen  die 
oben  erwähnten  in  der  Porzellanfabrik  zu  NVon  üblichen 
Qualitätsprämien*),  sowie  diejenigen,  welche  die Tagearbeiter  in 
der  Spinnerei  an  der  Lorze  (Kanton  Zug)  erhalten^);  in  bei- 
den Fällen  wurde  die  Qualität  der  Fabrikate  in  Folge  der 
Güteprämien  auf  der  nüihigen  Höbe  erhalten.  Und  auch  wo 
solche  Güteprämien  technisch  möglich  sind  (aie  setzen  s.  B. 
eine  leichte  Kontrolirbarkeit  der  Produkte  voraus),  ist  die 
Betheiligung  der  Arbeiter  am  Geschäftsgewinn  das  minder 
gute  Lonnsystem,  um  die  gewünschte  Güte  zu  erreichen,  und 
zwar  aus  denselben  Gründen,  aus  denen  Stücklohn,  Akkord- 
meisterlohn mit  Betheiligung  am  Gewinn  des  Akkordmeisters, 
Gruppenakkord  und  Stückprämien  da  den  Vorzug  verdienten, 
wo  es  sich  um  die  Steigerung  des  Fleisses  der  Arbeiter  han- 
delt: nämlich  die  grössere  Durchsichtigkeit  des  Zusammen- 
hangs der  Mehreinnahme  mit  der  besseren  Arbeitsleistung  und 
die  grössere  Sicherheit,  dass  die  Vortheile  der  besseren  Lei- 
stung dem  Arbeiter  wirklich  zu  Theil  werden. 

Aehnlich  verhält  es  sich  da,  wo  es  sich  darum  huidel^ 
MaterialerspamiBse  seitens  der  Arbeiter  herbeizuiiihren.  Hier 
kommen  Ersparnissprämien  in  Anwendung.     Namentlich  sind 


I)  B»hmert  Kr.  106. 

■}  Böhmert  Kr.  91. 

■)  Böbmert  Nr.  112. 

*)  Böhmert  Nr.  115. 

")  Enquete  extr&parlemeataire  Bd.  U  S.  225  ff. 

*)  Vgr.  oben  S.  103  a.  E.    Böhmert  II  ».  91. 

^)  Bjlhmert  Nr.  104,  Bd.  II  S.  421. 
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solche  im  Gebrauch  für  firspamiflse  an  Brenn-  und  Schmier- 
naterial  zu  Gunsten  von  LoKomotivführern;  Heizern  und  Ma- 
sehinisten  auf  Eisenbahnen  und  Dampfschiifen,  und  zwar 
haben  sich  dieselben  laut  Bericht  als  senr  erfolgreich  heraus- 
Mtellt  bei  der  Berlin-Anhaltischen  Eisenbahngesellschaft  ^),  bei 
der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn.  Direktion  in  Wien  ^)y  bei  der 
«hweizerischen  Nordostbahngesellschaft;  Direktion  in  Zürich  ^), 
mf  den  Dampfschiffen  der  Compagnie  generale  transatlantiaue, 
Direktion  (Isaac  Pereire)  in  Paris  ^).  Auch  hier  führen  diese 
Erspamissprämien  sicherer  zum  Ziel;  als  die  Betheiligune 
der  Arbeiter  am  Reinertrage  des  Unternehmens,  und  auch 
kier,  weil  die  grössere  Unmittelbarkeit  und  Sicherheit  der  Be* 
kimung  ein  weit  mächtigerer  Sporn  sind. 

Ist  das  Ziel,  das  ein  Geschäftsunternehmen  erreichen  will, 
Tor  allem  die  Sicherung  eines  Stammes  tüchtiger  und  gefugi- 
ger Arbeiter,  so  giebt  es  ausser  der  Betheiligung  der  Arbeiter 
sm  Oeschäftsgewinn  gleichfalls  noch  eine  ganze  Reihe  anderer 
ind  grossentheils  wirksamerer  Mittel. 

Das  einEachste  Mittel  zur  Sicherung  tüchtiger  Arbeiter  ist 
£e  Auszahlung  von  Dienstprämien.  Arbeitern ,  welche  sich 
treu  und  tüchtig  gehalten  haben,  werden  nach  Ablauf  einer 
msseren  oder  geringeren  Anzahl  von  Jahren  Gratifikationen 
in  Aussicht  gestellt.  Mit  diesem  System  wurden  oft  gute  Er- 
fclge  erzielt,  so  z.  B.  in  der  Papierfabrik  Biberist  bei  Solo- 
tbnm'^)  oder  in  der  mechanischen  Seilerwaarenfabrik  in 
Possen  •). 

Mitunter  wird  auch  bestimmt,  dass  Gratifikationen,  Kassen- 
foschüsse,  Sparprämien,  welche  den  Arbeitern  in  gewissen 
Zehräumen  und  unter  bestimmten  Umständen  gewährt  werden, 
erst  nach  längerem  Verweilen  im  Dienst  erhoben  werden 
können,  und  auf  diese  Weise  hat  man  häufig  mit  Erfolg  tüchtige 
Aibeiter  an  das  Unternehmen  gefesselt.  Dies  lehren  z.  B.  die 
Verroche  in  der  Baumwollspinnerei  von  Meyer  Kauifmann  in 
Breslau  ^)9  in  der  mechanischen  Bindfadenfabrik  und  Spinnerei 
fiir  Hanf-,  Werg-,  Schlauch-,  Segel-  und  Schuhgarne  zu  Im- 
menstadt  im  Kgr.  Bayern^),  in  der  Rothgarnßirberei  von  Gu- 
stav Römer  zu  Löbau  im  Kgr.  Sachsen^),  in  der  Seidenfär- 
berei von  Josef  Schetty  in  BaseP®). 


1)  Bdhmert  Nr.  72. 

>)  Böhmert  Nr.  118. 

*)  Bobmert  Nr.  119. 

*)  Enqadte  Bd.  II  S.  820. 

»)  Bobmert  Nr.  112,  Bd.  U  S.  449    . 

•)  Böhmert  Nr.  111,  Bd.  U  S.  448  u.  445. 

^)  Böhmert  Nr.  108. 

>)  Böhmert  Nr.  102. 

*)  Böhmert  Nr.  101. 

1«)  Böhmert  Nr.  98. 

9 
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Hierbei  kommt  es  offeDbar  nur  auf  das  Verbaltniss  dieser 
Bleibeprämie  zu  den  Vortheileo,  welche  die  Arbeiter  durch  an 
Verlassen  des  Dienstes  zu  erzielen  hoffen,  an,  ob  dieselbe  ihren 
Zweck  erreicht.  Ist  die  Hühe  dieser  Bleibeprämie  ausreichend, 
Bo  ist  kein  Zweifel,  daes  auch  hier  durch  sie  der  beabsich- 
tigte Zweck  weit  besser  als  durch  G^ewinnbetheiligung  erreicht 
wird,  und  zwar  aus  den  schon  oft  genannten  ursachea  der 
grösseren  Durchsichtigkeit  und  Sicherheit.  Hat  doch  auch  nn- 
sere  Betrachtung  der  23  Fälle  gezeigt,  dass  nur  in  zwei 
Fällen,  in  denen  der  Bonus  ein  sehr  hoher  war*),  die  blosse 
Gewinnbetheiligung  ein  stärkeres  Verbleiben  der  Arbeiter  beim 
Geschüft  zur  Folge  hatte.  In  allen  anderen  Fällen,  in  denen 
dies  erreicht  wurde,  rausste  zu  der  Gewinnbetheiligung  ein 
derartiges  Festlegen  des  Bonus  seitens  des  Geschäftsinhabers 
hinzukommen,  dass  der  Arbeiter  nicht  ohne  ganzen  oder  theil- 
weisen  Verlust  des  Bonus  das  Geschäft  verlassen  konnte.  Ein 
deutliches  Zeichen,  dass  nicht  die  Aussicht  auf  Gewinnbethei- 
ligiing,  sondern  die  Furcht  vor  Verlust  bereits  erworbener  An- 
spriiclie  die  Ursache  des  Bleibens  und  der  Gefügigkeit  der 
Arbeiter  war  und  dass  jede  andere  Methode,  wie  Gratifika- 
tionen u.  8.  w.,  bei  der  in  ähnlicher  Weise  den  Arbeitern  sugestan- 
dene  Ansprüche  mit  dem  Bleiben  und  der  Gefügigkeit  dersel- 
ben verknüpft  werden,  dieselbe  Wirkung  haben  würde. 

Dies  tritt  ganz  besonders  hervor,  wenn  man  die  Gewinn- 
betheiligung  mit  den  Altersvcrsorgungskassen ,  die  mit  einem 
Geschäft  verbunden  sind*),  oder  mit  dem  mülhauser  Vorschuas- 
System  vergleicht.  Die  Fesselung  der  Arbeiter,  die  dadurch 
bewirkt  wird,  ist  eine  weit  intensivere.  Und  die  Gewinnbethei- 
ligung kann  ähnliche  Erfolge  nur  dann  aufweisen,  wenn  mit 
ihr  eben  Altersversicherung  oder  ähnliche  Einrichtungen,  d»- 
ren  Vortheile  in  Folge  des  Verlassens  des  Dienstes  erlöschen, 
verknüpft  sind.  Es  sind  also  wesentlich  diese  mit  der  Gewiim- 
betheiligung  verbundenen  EinrichtungeQ ,  nicht  die  Gewinnbe- 
theiligung,  welche  das  Bleiben  und  die  Gefügigkeit  derArb«- 
ter  zur  Folge  haben. 

Und   ebenso   lässt,   wie   das  pünktlichere  ErscheineQ  der 

')  Vg;l.  oben  S.  125. 

')  Vgl.  I.  B.  den  Knappscbafteverein  der  Berg-  und  Mnttenwetke 
der  Gebr.  Stumm  zu  Neunkirchen.  Derselbe  verlangt,  abgesehen  toq 
den  üblichen  Anfnabmebedinenngen  in  Knappech.iftB vereinen,  von  den  Ar- 
beitern, welche  Invaliden-,  Wittwen-  und  Waigenpensioncn  erhalten  wollen, 
das»  sie  auf  einem  Werke  des  Herm  Stumm  ü  bezw.  7  Jahre  lang  ohne 
«elbstverechuldet«  Unterbrechung  zur  Zufriedenheit  des  Werkbesitiera  ffi- 
arbeitet  haben;  Beurlaubte  haben  zur  Wahrung  ihrer  Unterstütxungt- 
anspriiche  ihre  bisherigen  Beiträge  fo rtza bezahlen :  alle,  welche  ohne 
Urlaub  die  Werkearbeit  aufgeben,  verlieren  die  Mitgliedschaft  £Une  der- 
artige Ordnnug  der  Aibeiterversieherung  fesselt  die  Arbeiter  angeaschäii- 
lich  noch  weit  mehr  an  den  Betrieb,  aig  es  eine  Oewinnbethetliguiur  thim 
kann.  Siehe  Brentano,  Der  Arbeiterversicherungszvrang,  seine  V^irans- 
setKungen  und  seine  Folgen,  Berlin  1881,  M.  55 — 57. 
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Arbeiter  sar  Arbeit  durch  GewiDnbetheiiigung  hervorgerufen 
werden  sollte,  dieses  Resultat  sich  weit  wirksamer  erzielen, 
wenn  wöchentlich  ertheilte  Gratifikationen  bis  zum  Jahres- 
ichluss  festgelegt  werden  und  bei  Versäumnissen  ganz  oder 
theUweise  verfallen;  denn  Prämie  wie  Strafe  sind  hier  weit 
unmittelbarer  und  sicherer.  Ein  Beleg  dafiir  ist  der  von  dem 
Fabriken-Inspektor  des  Inspektions- Bezirkes  Löbau  im  Jahre 
1879  mitgetheilte  Fall  ^). 

Somit  zeigt  sich,  dass  von  den  Fällen,  in  denen  es  gilt, 
den  grösstmögiichen  Fleiss  und  die  grösstmögliche  Sorgfalt  der 
Arbeiter,  sowie  Pünktlichkeit,  Treue  und  Ergebenheit  für  das 
Geschäft  zu  garantiren,  der  Gewinnbetheiligung  nur  diejenigen 
als  ausschliessliches  Gebiet  übrig  bleiben,  in  denen  aus  irgend 
einem  technischen  Grunde  oder  wegen  der  Stellung  der  be- 
treffenden Arbeiter  in  dem  Betrieb  keines  der  vorgenannten 
weit  wirksameren  Lohnsystemc  anwendbar  ist. 

Da,  wo  es  sich  um  gewöhnliche  Arbeiter  handelt,  trifft 
aber  dieser  Fall  nur  als  Ausnahme  zu.  So  gehört  von  den 
23  betrachteten  Fällen  allein  der  Seefischfan^  dahin ;  und  hier 
m  diese  Ausnahme  aus  der  Stellung  der  Arbeiter  zum  Unter- 
nebmen  leicht  erklärlich.  Hier  gilt  es^  Monate  hindurch  die 
iuaserste  Willigkeit  zur  Arbeit,  die  grösste  Sorgfalt  und  ab- 
solute Disziplin  zu  sichern,  wenn  nickt  grosser  Schaden  er- 
wachsen, ja  das  ganze  Unternehmen  fehlschlagen  soll,  während 
weder  Stücklohn,  noch  Prämien,  noch  Versicherungskassen  eiii 
ilioliches  Interesse  der  Arbeiter  nach  allen  Richtungen  hin  für 
das  Gelingen  des  ganzen  Unternehmens  hervorrufen  könnten^ 
wie  die  Tantieme. 

Hingegen  da,  wo  es  sich  um  Arbeitskräfte  handelt,  welche 
nicht  mit  der  Vornahme  dieser  oder  jener  einzelnen  Arbeits- 
leistungen, sondern  bei  der  Leitung  oder  mit  Arbeiten,  die  sich 
auf  das  Ganze  beziehen ,  beschäftigt  sind ,  und  die  vermöge 
ihrer  höheren  Stellung  im  Betrieb  die  nöthige  Bildung  und 
Uebersicht  haben,  um  den  Zusammenhang  zwischen  dem 
Eifer,  den  sie  dem  Geschäft  widmen,  und  der  Tantieme  am 
Geacbäftsgewinn,  die  ihnen  zufallt,  zu  begreifen,  da  ist  die 
eigentliche  Domäne  der  Gewinnbetheiligung.  Hier  kann  sie 
durch  kein  besseres  Lohnsystem  ersetzt  werden,  wie  z.  B.  bei 
Prokuristen,  Disponenten,  Direktoren,  Technikern,  Ingenieuren, 
Kaaairem,  Schriftführern  u.  s.  w. 

So  zeie^  unsere  Betrachtung,  dass  das  eigentliche  Gebiet 
der  Gewinnbetheiligung  dasjenige  ist,  auf  dem  sie  schon  längst 
lur  Anwendung  gekommen  ist;  in  allen  Fällen  dagegen,  wo  sie 
Bit  grösserer  Keklame  in  den  letzten  40  Jahren  neu  zur  An- 
wenoung  kam,   haben,  wenn  es  gilt,  grösseren  Fleiss  zu  er- 


^)  Amtliche  Mittheilungen  aus  den  Jahresberichten  der  mit  Beauf- 
■chägong  der  Fabriken  betrauten  Beamten,  Jahrg.  1879  Bd.  II  S.  160. 
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zielen,  irgend  ein  Akkordlohnsystem,  wo  es  gilt,  grössere  Gätl 
herbei  zu  füll  ren,  Giiteprämien ,  wo  es  gilt,  Ersparnisse  hervor' 
zurufen,  Ersparnissprämien,  wo  ea  gilt,  die  Arbeiter  an  das 
Geschäft  zu  tesseln,  Altorsversorgungskassen  und  andere  ühn- 
liche  aop.  Wohlfahrtseinrichtungen,  d.  h.  Einrichtungen,  die_ 
den  Arbeiter  bei  Lösung  des  Arbeilsverbällnisaea  mit  Ve 
iusten   bedrohen,   eine  weit  grössere  Wirksamkeit. 

Nur  wo  man  es  mit  einer  Arbeiterbevölkerung  zu  thia 
hatte,  die  geneigt  war,  steigende  Konjunkturen  zu  Arbeitaeiq 
Stellungen  zu  benutzen,  um  Lohnerhfihungen  zu  erzielen, 
die  Gewinn  lietheiligung  eine  etgenthiimliche  Bedeutung  < 
langt,  indem  die  Firmen,  die  sie  einführten  und  damit  den  ^  ^ 
heitern  eine  mit  steigender  Konjunktur  steigende  Einnahme 
gaben,  von  Arbeitsein stel hingen  frei  blieben.  Aber  auch  diese 
Bedeutung  ist  keine  allgemeine,  indem  in  einer  Anzahl  von 
Füllen  in  England  die  auf  Gewerkvereine  gegründete  Orgi 
eation  in  ächieds-  und  Einigungskammern,  vermöge  welclu 
den  Arbeitern  diese  iü^ieigerungen  unmittelbar  und  unabhäi  ' 
von  allen  sonsligen  Zuliillen  des  Geachafts  zukommen,  ^ 
Oberhand  über  die  Gewinnbetheiligung  erlangt  hat,  nicht  abl 
umgekehrt. 

GesammtergebnisB. 

Rekapitulireu  wir  nun  in  wenigen  Sätzen  die  Haupl 
gehnisse  sowohl  der  in  der  Landwirthschal't,  als  auch  der 
Gewerbe  und  Handel  mit  der  Gewinnbetheiligung  bisher 
machten  Erfahrungen. 

1.  Nirgends    tritt  die    GewinnbelheiÜgung    uns    als    > 

neue  oder eigenthümliche ünternehmungsförm  entgegen;  übt 

nur  als  ein  oesonderes  Lohnsystera,  das  mit  jedweder  Unter- 
nehmungsfomi  verknüpit  werden  kann,  und  zwar  als  ein 
Lohnsystem  von  aristokratischem  Gepräge,  indem  fast  durch- 
weg nur  die  besten  Arbeiter  desselben  theilhattig  werden. 

2.  Auch  als  Lohnsystem  liat  die  Gewinnbetheiligi 
sich  nur  da  bewährt,  wo  die  Arbeiter  einen  mehr  oder 
niger  grossen  Einduas  auf  das  Gedeihen  eines  Geschäfts  habes] 
wo  dngegen  eine  ausserordentliche  Geschicklichkeit  der  Lei- 
tung oder  Schwanhuiigen  der  Konjunktur  für  das  Gelingen 
der  Unternehmung  nahezu  alles  sind,  haben  die  Gewinnbe- 
theiligungsversuehe,  als  wirkungslos,  sich  nicht  halten  können. 

3.  Als  erfolgreiches  Lohnsystem  zeigte  sich  die  Gewinn- 
betheiligung unter  den  eben  genannlen  Umständen,  insofern  sie 
zu  einer  Steigerung  der  Qualität  der  Arbeitsleistung  oder  zu 
einer  Mehrung  ihrer  Menge  oder  dahin  führte,  dem  Arbei* 
geber  die  regelmässige  und  dauernde  Verfügung  über  will 
Arbeitskräfte,  welche  sonst  in  Frage  gestellt  gewesen  wäre, 
sichern. 


ein 
rcb-   ,1, 
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4.  Als  LohnBystem  wird  die  Gewinnbetheiligung  an 
Wirksamkeit  übertroffen  in  der  Erzielung  einer  Steigerung 
der  Grösse  der  Arbeitsleistungen  durch  die  verschiedenen  Sy- 
steme der  Akkordlöhnung;  in  der  Erzielung  grösserer  Oüte 
der  Leistungen  durch  Oüteprämien,  in  der  Erzielun^  von  Ma- 
terialersparnissen durch  Erspamissprämien;  wo  diese  ver- 
ichiedenen  Systeme  technisch  anwendbar  sind.  Die  Herbei- 
fahmng  eines  regelmässigen  Werkstftttenbesuches  iMsst  sich 
ebensogut y  wenn  nicht  besser,  durch  festgelegte  Gratifika- 
tionen als  durch  Gewinnbetheiligung  erreichen.  Betreffs  der 
Sicherung  der  gewünschten  Arbeiterzahl  hat  die  einfache  Ge- 
winnbetheiligung Erfolg  nur  in  einem  ganz  vereinzelten  Fall 
aa&uweisen^  in  dem  der  Bonus  sehr  hoch  war.  Im  übrigen 
Termochte  die  Gewinnbetheiligung  auch  diesen  Erfolg  nur 
zu  erreichen  durch  Festlegung  des  den  Arbeitern  zugetheilten 
Bonus  in  sog.  Wohlfahrtseinrichtungen;  die  mit  dem  Geschäft 
rerknüpft  wurden.  Ueberall  hat  sich  gezeigt;  dass  diese  an 
nch  dasselbe  Resultat  auch  ohne  Gewinnbetheiligung  zu  er- 
zielen  vermochten.  Nur  wo  diese  verschiedenen  theils  inten- 
UTST;  theils  gleichartig  wirkenden  Lohnsysteme  aus  technischen 
Gründen  nicht  anwendbar  sind;  erscheint  die  Gewinnbetheili- 
gung als  zweckmässig. 

5.  Wo  die  Gewinnbetheiligung  Erfolge  in  einer  der  eben 
(gedachten  Richtungen  erzielt  hat,  waren  die  Erfolge  in  Erzie- 
lung grösserer  Menge  und  Güte  der  Leistungen  um  so  grösser; 
je  unmittelbarer  den  Arbeitern  der  zugetheilte  Bonus  zur  Ver- 
tuguDg  gestellt  wurde,  die  Erfolge  in  Erzielung  einer  grösseren 
Stetigkeit  und  Gefügigkeit  der  Arbeiter  dagegen  waren  um  so 
bedeutender,  je  schwieriger  es  den  Arbeitern  gemacht  wurde, 
den  zugetheilten  Gewinnantheil  zu  realisiren. 

6.  Wo  Lohnstreitigkeiten  und  im  Gefolge  derselben  Arbeits- 
einstellungen häufig  sind,  hat  sich  die  Gewinnbetheiligung  oft 
als  Mittel  bewährt,  um  durch  die  von  ihr  verursachte,  mit  der 
Besserung  der  Konjunktur  Hand  in  Hand  gehende  Steigerung 
der  Einnahmen  der  Arbeiter  diese  Missstände  zu  vermeiden» 
wo  nicht,  wie  in  England,  die  Arbeiter  auch  hier  der  auf 
Gewerkvereine  beider  Parteien  gegründeten  Organisation  in 
8chieds-  und  Einigungskammern,  die  ihnen  diese  Steigerung 
unmittelbar  durch  Lohnerhöhungen  zu  gute  kommen  lässt,  den 
Vorzug  gaben. 

7  Nirgends  hat  die  Gewinnbetheiligung  sich  fähig  gezeigt, 
die  Arbeiter  von  der  Theilnahme  an  grossen  sozialen  ße- 
weguncen,  in  denen  die  Arbeitervveit  jeweilig  ihr  Heil  sah, 
abzuhalten.  Wo  immer  sie  zu  Versuchen  in  dieser  Richtung 
iohrte,  sind  dieselben  zusammengebrochen. 

8.  Als  einziges  Gebiet;  auf  dem  die  Gewinnbetheiligung 
als  Lohnsystem  vor  allen  andern  den  Vorzug  verdient,  haben 
sich  die  Fälle  gezeigt,   in  denen   sich   das  Verhalten  der  ge* 
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winnbetheiligten  Arbeiter  weniger  fiir  das  Gelingen  dieser  oder 
jener  Arbeitsleistung  als  fUr  das  Ganze  nach  jeder  Richtung 
nin  von  durchschlagender  Bedeutung  zeigt  und  andererseits 
die  Arbeiter  entweder  die  Bildung  haben  (wie  bei  den  höheren 
Angestellten  eines  Geschäfts)  oder  nach  der  Natur  des  Geschäfts 
leicht  erkennen  (wie  beim  Seefischfang) ,  dass  ihr  Verhalten 
in  engem  Zusammenhang  mit  der  Steigerung  ihrer  Einnahmen 
durch  das  Gelingen  des  Unternehmens  stehe :  also  in  den  Fällen, 
in  denen  sie,  man  möchte  beinahe  sagen,  von  jeher  in  An- 
wendung kam. 

Das  Ergebniss  ist  demnach,  dass  die  Gewinnbetheiligung 
nur  da  anwendbar  ist,  wo  die  Arbeiter  überhaupt  einen  ent- 
sprechenden Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  Geschäftsertrages 
besitzen  und  ein  anderes,  an  sich  zweckmässigeres  Lohnsystem 
nicht  möglich  ist,  also  abgesehen  von  jenen  Fällen ,  in  denen 
sie  von  Arbeitseinstellungen  abzuhalten  vermochte,  insbesondere 
in  eben  den  letzterwähnten  Fällen,  in  denen  sie  fast  zu  etwas 
Selbstverständlichem  geworden  ist. 


Dritter  Theil. 

Die  theoretische  Berechtigung  der  Gewinnbetheilignng. 


Die  bisherige  Untersuchung  über  die  praktische  Anwend- 
bariceit  der  Gewinnbetheiligung  führt  mit  Leichtigkeit  zur 
Beantwortung  auch  der  Frage  nach  ihrer  theoretischen  Be- 
rechtigung. Denn  mit  der  Darlegung,  dass  die  Gewinn- 
betheuigung  unter  Umständen  mit  Erfolg  angewendet  werden 
kinn,  und  mit  Feststellung  der  Grenzen,  innerhalb  deren  dies 
der  Fall  ist ,  ist  auch  über  das  Ob  und  das  Maass  ihrer  Be- 
rechtigang  entschieden. 

E&  bedürfte  sonach  kaum  noch  einer  besonderen  Dar- 
leguD^,  ob  und  wie  die  Gewinnbetheiligung  sich  auch  theo- 
retisch rechtfertigen  lasse,  gälte  es  nicht,  einerseits  den  vagen 
Vorstellungen  derer  enteegenzutreten ,  welche  im  Namen  der 
Gerechtigkeit  die  Einführung  der  Gewinnbetheiligung  in  alle 
Unternehmungen  fordern,  andererseits  diejenigen  zu  bekämpfen, 
welche,  ebenso  extrem,  die  Berechtigung  einer  Gewinnbethei- 
li^g  völlig  zurückweisen. 

Prüfen  wir  zaerst  die  Anschauung  derjenigen,  welche  der 
Gewinnbetheiligung  die  Vorherrschaft  im  zukünftigen  Erwerbs- 
leben prophezeien   und    dieselbe   herbeizuführen  bestrebt  sind. 

Zu  ihnen  gehört  vor  allem  eine  grosse  Anzahl  franzö- 
Bischer  Schriftsteller,  Geschäftsleute  und  Politiker.  Bereits  in 
dem  ersten  Theile  dieser  Arbeit  wurde  wiederholt  der  gefühl- 
vollen und  energischen  Propaganda  der  pariser  Sociöt^  de  la 
participation  aux  b^n^fices  gedacht.  Es  bleibt  hier  noch 
nervorziiheben ,  dass  die  Gewinnbetheiligung  da,  wo  sie  ein- 
geführt ist,  zwar  regelmässig  als  blosses  Geschenk  (lib^ralit^) 
und  als  juristiscn  unverbindlich  anerkannt  wird  —  nur 
in  wenigen  Fällen  besteht  eine  vertragsmässige  Verpflichtung 
der  Geschäftsinhaber,  Gewinnan theile  zu  gewähren  — ,  dass 
aher,  wo  es  sich  um  die  Propaganda  handelt,  die  Mitglieder 
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beaagter  Oesellachatt  nicht  etwa  aus  praktischen  Oründen  für 
ihre  Forderung  eintreten,  sondern  sie  ohne  weiteres  einen 
Akt  der  Gerechtigkeit  nennen.  Auch  beruhen  auf  dieser 
Vorstellung  die  Petitionen,  welche  sie  an  die  französische  Re- 
gierung gerichtet  haben  ^).  Femer  wurde  oben  (S.  43)  be- 
reits erwähnt,  dass  der  pariaer  Manizipalrath  in  Ueberein- 
atimmung  mit  besagtem  Verein  die  Gewinnbetheüigung  nicht 
nur  als  eine  Forderung  der  Moral  anerkannt,  sondern  der 
Verwirklichung  dieser  Forderung  auch  dadurch  Vorschub  za 
leisten  versucht  hat,  dass  er  bei  tiubmissionen  städtischer  Ar- 
beiten denjenigen  Vergünstigungen  ertheilt,  welche  sich  zur 
Qewinnbetheibgung  ihrer  Arbeiter  verpöicbten ').  Und  ähn- 
lich sind  nicht  nur  französische  Deputirte,  sondern  sogar  ein 
Minister  des  Innern,  dieser  in  einer  offiziellen  R«[e,  za 
Gunsten  der  Gewinnbetheiligung  aufgetreten^). 

Verwandt  mit  diesen  französischen  Bestrebungen  sind  die- 
jenigen, welche  in  Deutschland  in  der  iSoziat-Korrespondent 
und  im  Arbeiterfreand  mehrfach  zum  Ansdmck  gelangt  sind  *). 
Diese  fordern  dasselbe,  nur  nicht  im  Namen  der  Gerechtigkeit, 
sondern  des  sozialen  I?  ortschritts. 

Fragt  man  nach  den  Gedanken,  welche  diesen  Postolaten 
zu  Grunde  li^en ,  so  stösst  man  allenthalben  auf  irrige  Vor- 
stellungen von  dem  Begriff  der  Produktivität  und  dem  Her- 
gange des  Froduzirens  in  der  heutigen  Organisation  der 
Volkswirthscbaft.  Insbesondere  trifft  man  vielfach  auf  die 
Irrlehre,  welche  seit  Ricardo  sowohl  eine  grosse  Anzahl  von 
Oekonomisten  als  auch  sämmtlicbe  Sozialisten  beherrscht  hat: 
die  Vorstellung  von  der  Arbeit  als  dem  Werth-schaffenden 
Froduktionsfaktor ;  and  huldigt  man  dieser  Autfassung,  das« 
es  die  Arbeiter  seien,  welche  den  Mehrwerth  des  Produkts 
über  die  Kosten  schüfen,  dann  ist  es  in  der  That  nur  eine 
geringe  Abfindung,  wenn  man  ftir  sie  einen  Antheil  am  Unter- 
nebmergewinn  verlangt  Andere  aber,  deren  Auffassung  der 
Arbeit  nicht  so  weit  geht,  dass  sie  in  ihr  den  alleinigen  Fro- 
duktionsfaktor sehen,  sondern  die  in  derselben  nur  einen  Pro- 
duktionsfaktor  neben   anderen  erblicken,   verlangen  ebenfalli 

')  Vgl  oben  S.  2  Anm.;  ferner  Economiste  franfais  du   11  Jnillet 


»)  M.  Block  iü  WUb'  Vierteljahraschrift  22.  Jah^.  Bd.  4.  Vgl.  anch 
Bulletin  de  la  participation  an.t  Wn^ces  löSO  S.  127—140. 

*)  So  wiii^e  in  der  Soz.-Korresp.  1S83  Nr.  49  die  Aufnahme  eines 
PaTSKTSpben  in  die  Aktiennovelle  von  1881  gefotdert,  welcher  darauf 
abzielte,  für  Aküenvereine  die  Gewinnbetheiligung  der  Arbeiter  obliga- 
torisch EQ  mBcben.  Dieser  VorBchlag  wurde  nocn  wiederholt  in  dem- 
Beiben  blatte  verfochteu,  Jabrg.  läH4  Nr.  2.  Nr.  8,  Nr.  21.  Im  Arbeiter- 
freuDd  von  I8Ö3  H.  493  ff.  empfahl  Böhmert  den  zuerst  erwfthnten  Ar- 
tikel der  ttozial-KorreBpondenz.    Vgl.  aucb  Arbeiterfreund  18IJ4, 
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fyr  m  einen  ihrer  Mitwirkung  bei  Herstellung  des  Produkts 
eotsprechenden  Antheil  an  dem  Gewinne. 

Aber  sind  es  in  der  That  die  Arbeiter,  welche  das  Pro- 
dukt, durch  dessen  Verkauf  dem  Arbeitgeber  der  Gewinn 
n&llt,  gans  oder  theilweise  herstellen? 

Die  Beantwortung  dieser  Frage  erheischt  ein  kurzes 
Eingehen  auf  die  heutige  Organisation  der  Volkswirthschaft. 

Sehen  wir  ganz  daron  ab^  was  unsere  Volkswirthschaft  m 
der  Vergangenheit  war^  oder  was  sie  in  Zukunft  vielleicht  sein 
wird,  £Assen  wir  nur  das  ins  Auge^  was  sie  heute  thatsächlich 
isty  so  mttssen  wir  sie  bezeichnen  als  „eine  Summe  auf  der 
porsöDlichen  Freiheit  und  dem  Eigenthum  beruhender  Sonder- 
wirthschaften  von  Volksgenossen,  zu  einem  Ganzen  verbunden 
dnrch  gewisse  gemeinsame  historische  Grundbedingungen  und 
durch  Arbeitstheilung  und  Tausch^)". 

Es  giebt  also  zwei  Arten  von  Bindemitteln,  welche  heute 
die  innerhalb  eines  Volkes  bestehenden  Sonderwirthschaftcn 
sowohl  der  physischen  als  auch  der  juristischen  Personen  zu 
einem  Ghmzen  vereinen: 

1.  die  Einheit  der  konkreten  Grundbedingungen,  welche, 
wie  Territorium,  Rasse  und  Nationalität,  Staat,  Kulturstufe,  Ar* 
beitskraft,  Vermögen,  Geld-  und  Kreditorganisation,  die  Son« 
derwirthschaften  innerhalb  eines  Volkes  im  Gegensatz  zu  den 
Sonderwirthschaftcn  der  Angehörigen  anderer  Völker  beein- 
floflsen  —  und 

2.  die  Thatsache,  welche  das  ganze  wirthschaftliche  Le- 
ben  der  Gegenwart  in  allen  seinen  Einzelheiten  beherrscht  und 
mAr  als  alles  Andere  seinen  Charakter  und  seine  Entwicke- 
tang bestimmt:  die  gesellschaftliche  Organisation  der  Volks- 
wiithschaft  durch  Arbeitstheilung  und  Tausch. 

Den  Einfluss  jener  gemeinsamen  konkreten  Grundbedin- 

Sngen  lassen  wir  hier  unerörtert,  da  er  uns  zunächst  nicht 
rührt  Wenn  wir  aber  die  heutige  Volkswirthschaft  be- 
seichnen  als  eine  gesellschaftliche  Wirthschaftsorganisation  durch 
Arbeitstheilung  und  Tausch  auf  Grundlage  von  Freiheit  und 
Eigenthum^  so  ist  damit  gesagt: 

1.  „Jedweder  wirtbschaftenden  Person  gehört  heute  die 
Nutzung  ihrer  Arbeitskraft;  es  giebt  keinerlei  rechtliche  Schran- 
ken zu  Gunsten  Anderer,  welche  sie  in  der  bestmöglichen  Ver- 
werthung  derselben  im  Austausch  behindern.  Eine  jede  der 
Aneignung  physisch  fähige  Sache  steht  sowohl  selbst  als  auch 
was  mren  Werthzuwachs  angeht  im  Eigenthum  einer  Sonder- 
wirthschaft  sei  es  einer  physischen  sei  es  einer  juristischen  Per- 
son, wie  auch  ihr  Untergang  und  ihre  Werthminderung  eine 
Sonderwirthschaft  trifft.  ** 


>)  Brentano,  Druckbogen  zur  Vorlesung  über  Allgemeine  National- 
ökonomie, Sommer  1885  S.  1. 
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2.  „Ein  jeder  Arbeiter  oder  EigentliUiner,  oder  Jeder,  der 
beides  zusammen  ist,  kurzom  Jedweder,  der  eine  selbataodige 
Wirthscbaft  ftibil  —  sei  es  nun  eine  physische  oder  juristi- 
sche Person  — ,  benutzt  das  oder  die  ihm  zur  Vertilgung  ste- 
henden Produktionseiemente,  um  nur  eine  oder  wenige  Arten 
von  OUtem  denen  darzubieten,  welche  ihm  dafür  die  Guter, 
die  er  bedarf,  hinzugeben  bereit  sind." 

3.  „In  Folge  dessen  hängen,  was  die  Arten  der  Güter 
betrifft,  welche  eine  jede  Sonderwirthscbaft  aar  Befriedigung 
ihrer  Bedürfnisse  erhält ,  dieselben  heute  nicht  von  ihr  selbst 
ab;  vielmehr  ist  ein  Jeder  fiir  die  Befriedigung  seiner  Bedürf- 
niase  davon  abhängig,  dasa  die  Gesammtheit  der  Uebrigcn  ihm 
die  Güter,  die  er  begehrt,  liefere.  Ebenso  hängt  jede  tionder- 
wirthschaft  hioBichtlich  der  Gütermenge,  die  ihr  zur  Vertilgung 
steht,  nicht  blos  davon  ab,  wie  viel  sie  selbst  herstellt,  son- 
dern nicht  minder,  wie  sehr  das  von  ihr  Hergestellte  dem  Be- 
dUrfinisBe  der  Anderen  entspricht  und  diese  ihr  dafür  zu  geben 
geneigt  sind  •)." 

Es  war  nöthig,  diesen  Grundcharakter  der  heutigen  WirÜi- 
scliaft  so  nachdrütJdich  zu  betonen;  denn,  wie  wir  sehen  wer- 
den, in  dieser  Organisation  der  Volkawirthschaft  ist  ee  weder 
die  Arbeit,  die  produzirt,  noch  ist  es  der  Produzent,  welcher 
den  Werth  sch^l. 

Um  das  erstere  zu  zeigen,  gilt  es  vor  allem,  den  B««riff 
des  Produzirens  in  der  beuugen  WirthschaftBorganisatioD  fest- 
zustellen. 

Schon  Hermann^)  hat  betont,  dass  in  der  heutigen  Wirth- 
Bcbaftsorganisation  keineawega  jede  Zunahme  der  Güter  der 
bonderwirthauhaften  auf  Produktion  beruhe.  Er  unterschied 
von  der  Produktion  oder  der  Herstellung  neuer  Erzeugnisse: 
die  Okkupation,  den  unentgeltlichen  Gutcrempfang  von  Ande- 
ren und  die  \\'ertherhohung  von  VennÖgensbeatandtheüen, 
welche  in  einer  ganzen  Art  bereits  vorhandener  Güter  zu- 
gleich und  zwar  zum  Vortheil  aller  Besitzer  dieser  Gilterart, 
selbst  ohne  ihr  Zuthun,  stattfindet.  An  diesen  B^riff  der 
Wertheriiohung  schlieBBt  aich,  wie  Brentano  hervorhebt,  anfii 
engste  der  Begriff  der  Spekulation.  „Dieselbe  besteht  in  der 
Erwerbung  des  Eigenthumsrechts  an  Gütern  in  der  Hoffnung, 
durch  eine  Wertherhöhung  derselben  Gewinn  zu  ziehen*)." 

Will  man  nun  im  Gegensatz  zu  den  eben  genannten  Ai^ 
ten  der  Güterzunahme  den  Begriff  der  Produktion  klarstellen, 
so  muss  man,  wie  schon  MiU*)  bemerkt  hat,  vor  allem  den 
Fehler  vermeiden,   unter  der  Herstellung   neuer   Erzeugnisse 


')  Brentano,  Drackbo^eo  S.  2  u.  3. 

*)  Hertnann,   Stsatswirtbachaftliche  Untersuchungen,  2.  Aufl.  ! 
eben  1870,  S.  129  ff.  599  fi'. 

')  Brentano,  Druckbogen  S.  4. 

')  John  Stuart  HiU,  KiliticiLl  Economj  Bd.  I  1  §  2. 
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die  Herstellung  derselben  aus  Nichts  zu  verstehen.    Dies  wäre 
Enchaffiing.    Das,   was  durch  die  Produktion  hervorgebracht 
wird,  ist  niemals  der  Stoff,  aus  dem  die  Erzeugnisse  bestehen. 
Die  gesammte  Arbeit  aller  Menschen  ist  nicht  im  Stande,  den 
allergeringsten  Theil  eines  Stoffes  hervorzubringen.   Die  Men* 
•eben  thun  weiter  nichts  und  können  weiter  nichts  thun,   als 
Stoffe  in  Bewegung  setzen,  aJs  einen  Stoff  dem  anderen  nahe- 
brisen   und   mn   davon   entfernen.    Alle  Produktion   besteht 
nar  m  der  einen  Verrichtung,   Stoffe  in    die   rechte  Lage  zu 
bringen,    so    dass   die   ihnen    beiwohnenden    eigenthümlichen 
Krfttte,  sowie  die  bei  anderen  Naturgegenständen  sich  vorfin- 
denden Kräfte  auf  sie  einwirken  können.   Indem  die  Menschen 
dies  thun,  können  sie  es  dahin  bringen,  dass  bereits  vorhan- 
dener Stoff  Eigenschaften  annimmt,  wodurch  er  für  sie  nütz- 
lich wird,  während  er  vordem  für  sie  nutzlos  gewesen. 

Statt  in  der  Schaffung  von  Stoffen  besteht  die  Produktion 
also  in  der  Verwirklichung  eines  Gedankens  der  Brauchbar- 
keit in  dem  bereits  vorhandenen  Stoff,  wodurch  dieser  einem 
Bedürfnisse  in  höherem  Maasse  dienstbar  gemacht  werden  soll, 
ib  er  es  vorher  war.  Mit  anderen  Worten :  Produktion  ist 
die  auf  die  Anpassung  gewisser  vorhandener 
Elemente  an  die  Befriedigung  von  Bedürfnissen 
gerichtete  Thätigkeit. 

Welches  aber  sind  diese  Produktionselemente  und  wer  ist 
es,  der  produzirt? 

Von  Verschiedenen  werden  Natur,  Kapital,  Arbeit  und 
{  der  Staat  entweder  alle  zusammen  oder  nur  das  Eine  oder 
!  Ändere  der  Genannten  als  Produktionsfaktoren  bezeichnet. 
/  Dabei  wird  dann  das  Wort  Produktionsfaktor  so  verstanden, 
als  ob  die  Genannten  es  seien ,  von  denen  die  produktive 
Thätigkeit  ausgehe.  Und  begreiflicher  Weise  haben  sich 
daran  allerlei  unfruchtbare  Kontroversen  geknüpft,  indem 
bald  dem  Einen,  bald  dem  Anderen  der  Genannten  die  pro- 
duktive Thätigkeit  abgesprochen  wurde. 

Und  in  der  That,  gehen  wir  von  dem  Produktionsbegriff 
aas,  zu  dem  wir  in  dem  Vorstehenden  gelangt  sind,  so  müssen 
wir  sagen:    weder  Natur,   noch  Kapital,   noch  der   Staat   — 
wo  er  nicht  selbst  Unternehmer  ist  —  produziren,  d.  h.  passen 
selbst  ihre  Gaben,  Eigenschaften  und  Nutzungen  an  die  mensch- 
lichen Bedürfnisse  an.     Und  ebenso  ist  es,   wie  Brentano  be- 
reits 1878  ausgeführt  hat^),  auch  die  Arbeit  an  sich  nicht,  die 
produzirt,  d.  h.  Gedanken  der  Brauchbarkeit  in  Anpassung  an 
ein   vorhandenes  Bedürfniss  verwirklicht,    und   folglich  ist  es 
insbesondere  ganz  falsch  zu  sagen,  dass  der  Tausch werth  der 
Erzeugnisse  im  Verhältniss  stehe  zu  der  auf  ihre  Herstellung 


*)  Vel.  Brentano  im  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und 
Volkswirtbschaft  im  Deutschen  Reich  2.  Jahrg.  S.  569  ff. 
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verwandten  geaellBchaftlichen  Arbeitszeit.  „Die  Arbeit  an  sich 
vermag  nur  technische  Kesultate  zn  ichaffen,  keine  wirth- 
sebaftlicben.  Der  Freie  eines  ErzeugniBBes  und  damit  Mm 
TaUBchwertb  —  d.  b.  die  Bedeutung,  welche  ihm  beigelegt  wird 
ihr  den  Zweck ,  einen  Preis  zu  erkngen  —  wird  aber  nicht 
durch  die  Kosten  bedingt,  die  auf  seine  Herstellung  verwendet 
wurden,  sondern  durch  das  Maass,  in  dem  es  dem  vorhandenen 
konkreten  Bedürfnisse  entspricht.  Die  Tbatsache,  ob  ein  Er- 
zeugniis  wirthscbaftlicheB  Qnt  ist,  und  das  Maass,  in  dem  es 
Gut  ist,  ob  es  Tausohwerth  hat  und  wie  gross  dieser  Tausch- 
wert]! ist,  hängt  also  nicht  ab  von  dem  Quantum  Arbeitsseit, 
die  auf  seine  Berstellung  verwendet  wurde,  sondern  davon, 
dasB  die  Arbeitszeit  auf  die  Herstellung  des  richtigen  Er- 
zeugnisses verwendet  wurde.  Sonach  ist  die  blosse  Verwen- 
dung von  Arbeitszeit  an  sich  ebenso  unfähig,  zu  prodoziren, 
d.  n.  vorhandene  Elemente  den  vorhandenen  BedQrfnissen 
dienstbar  zu  machen,  wie  Natur,  Kapital  and  die  Katzungen 
der  staatlichen  Ordnung.  Die  Arbeit  an  sich  ist  ebenso  un- 
produktiv, wie  diese  letzteren." 

„Der  Faktor,  welcher  produzirt,  ist  vielmehr  einzig  und 
allein  der  menschliche  Öeist,  durch  dessen  Verstandesufttig- 
keit  und  Willen  alle  oder  mehrere  Produktionselemente  ver- 
eint einem  vorhandenen  konkreten  Bedürfnisse  in  höherem 
HdaaFse  dienstbar  gemacht  und  zu  seiner  Befriedigung  darge- 
boten werden')."  Natur,  Kapital  und  Arbeit  sind  ebenso  wie 
die  Nutzungen  der  staatlichen  Ordnung  and  wie  alle  übri- 
gen oben  genannten  konkreten  Grundb^ogungen  der  Volks-  . 
wirthschaft  für  sich  allein  nicht  produktiv,  sie  sind  nur  die 
Produktioneelemente,  deren  der  menschliche  Geist  bei  soner 
produktiven  ThHtigkeit  sich  bedient. 

Die  Person  aber,  deren  Verstandesthätigkeit  and  Wille 
die  Produktionselemente  einem  vorhandenen  Bedürfnisse  dienst- 
bar machen,  mit  anderen  Worten:  die  Person,  welche  produ- 
zirt und  bestimmt,  was  produzirt  wird,  heisst  Unternehmer, 
„Er  ist  es,  welcher  die  Funktionen  erfüllt,  die  erfüllt  werden 
mUsaen,  wenn  produzirt  werden  soll.  Diese  Funktionen  aber 
sind:  —  1.  Der  Produzent  muss,  um  zu  produziren,  das  Ver- 
fügungsrecht über  das  oder  die  Produkt! onselemente.  die  der 
Bäürinissbefnedigung  dienstbar  gemacht  werden  sollen,  selb- 
ständig besitzen  oder  kontraktlich  erworben  haben.  —  2.  Er 
muss  diesem  oder  diesen  Produktionselementen  die  Bestimmong 
geben ,  einem  gewissen  konkreten  Bedürfnisse  zu  dienen.  — 
8.  Er  maes  durch  Uebemahme  von  Gewinn  und  Volost  der 
Produktion  die  Verantwortung  tragen  dsftlr,  daae  da«  oder 
die  Produktionselemente  in  der  Bestimmung,  die  er  ihnen  gi^t, 


>)  Brentano,  Druckbogen  S.  7  u.  8. 
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Aeta  vorhandenen  Bedürfixisse  mindestens  ebensosehr  ent- 
iprechen,  wie  vor  dieser  VerfUgang/ 

.Dieses  sind  die  drei  Funktionen  des  Produzenten;  dieses 
die  drei  Funktionen,  mit  deren  Vorhandensein  der  Begriff  des 
Untemehmera  verknüpft  ist  Diese  drei  Funktionen  können 
aber  nicht  blos  von  physischen,  sondern  ebenso  von  juristi- 
ichen  Personen  erfüllt  werden.  Auch  juristische  Personen 
können  Unternehmer  sein^)." 

Sehen  wir  somit,  dass  es  nicht  die  Arbeit  an  sich,  son- 
dern der  Unternehmer,  durch  dessen  Verstandesthätigkeit  und 
Wille  die  genannten  drei  Funktionen  erfüllt  werden,  ist,  wel- 
cher produzirt ,  so  ist  damit  doch  keineswegs  gesagt,  dass  es 
der  Unternehmer  sei,  welcher  den  Werth  schafft.  Denn 
ebensowenig,  wie  Produziren  gleich  Schaffen  von  Stoff, 
d)ensowenig  ist  es  gleich  Schaffen  von  Gütern  oder  Schaffen 
?on  Tausch  werth'). 

Unter  Gut  ist  nämlich  nicht  das  zu  verstehen,  was  wirk- 
Kdi  geeignet  ist,  ein  Bedürfniss  zu  befriedigen.  Talismane  und 
Reliquien  z.  B.  werden  von  Vielen  als  grosse  Güter  geschätzt, 
ohne  dass  ihnen  die  Eigenschaften,  die  ihnen  beigelegt  werden, 
wirklich  zukommen.  Gut  ist  vielmehr  Alles,  was  der  Mensch 
ftr  geeignet  hält,  einem  Bedürfniss  zu  dienen.  Werth  ist 
die  Bedeutung,  die  einem  Gute  tiir  die  Bedürfnissbefriedigung 
beigelegt  wird,  also  das  Maass,  in  dem  etwas  Gut  ist 
Tanschwerth  ist  die  Bedeutung,  die  einem  Gute  beigelegt 
wird  mit  Rücksicht  auf  seine  Fähigkeit,  andere  Güter  einzu- 
tioschen,  d.  h.  einen  Preis  zu  erzielen.  Indem  der  Produzent 
rinen  Gedanken  in  einem  Stoffe  verwirklicht,  um  diesen 
einem  Bedürfnisse  in  höherem  Maasse  dienstbar  zu  machen, 
ist  —  es  ist  dies,  worauf  schon  oben  (S.  139  f.)  vorbereitet 
wurde,  eine  Folge  unserer  durch  Arbeitstheilun^  und  Tausch 
bewirkten  gesellschaftlichen  Organisation  der  Volkswirthschaft 
—  also  noch  nicht  gesagt,  dass  er  das  Ziel  erreicht;  dazu  ist 
femer  nöthig,  dass  sein  Gedanke  von  Brauchbarkeit  von  den 
Menschen  anerkannt  werde.  Ob  dies  der  Fall  ist,  ob  sein 
Fh)dukt  wirklich  Gut  ist,  und  in  welchem  Maasse  es  Gut  ist, 
hingt  also  davon  ab;  ob  und  in  welchem  Maasse  die  Men- 
ichen  ein  Bedürfniss  nach  seinem  Produkte  empfinden,  und 
dies  wird  nicht  blos  durch  die  Eigenschaften  seines  Produktes 
bedingt,  sondern  durch  die  Verhältnisse,  unter  denen  das,  was 
er  bietet,  den  Menschen  gegenübertritt.  Die  Fähigkeit,  an- 
dere Güter  einzutauschen,  die  einem  Gute  beigelegt  wird,  oder 
sein  Tauschwerth  hängt  ab  von  den  Bestimmungsgründen  des 
Preises  ^). 

„Also :  der  Produzent  schafft  nicht  Güter  oder  Werthe, 


1)  Brentano,  Druckbogen  S.  8  u.  9 
*)  Ebenda  S.  4  u.  5. 
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goDilern  Produkte;  eine  Tabakanianu&ktar  nicht  Güter  oder 
Werthe ,  sondern  Zigarren ;  ob  diese  ah  Out  anerkannt 
werden  und  das  Maaes,  in  dem  sie  als  Out  aoerkaiuit 
werden,  d.  h.  ihr  Werth,  wird  bedingt  durch  die  Verhältiii8B& 
unter  denen  die  Zigarren  den  Menschen  dargeboten  werden, 
„üb  ein  Produkt  G-ut  ist  und  wie  gross  sein  Werth  ist,  wird 
in  der  heutigen  Organisation  der  Volkswirthschaft  also  nicht 
durch  die  Fruduzenten,  die  Unternehmer,  bestimmt,  Bondem 
durch  die  Umstände  (Konjunktur),  die  das  Verhältniss  der 
in  Frage  stehenden  Sache  oder  der  in  Frage  stehenden  Nutzung 
von  Arbeitskraft  oder  Vermögen  zu  den  Bedürfnissen  dw 
Menschen  bestimmen')." 

Wenn  aber  der  Unternehmer  auch  nicht  den  Werth  schafft, 
so  ist  er  es  doch,  von  dem  es  wesentlich  abhängt,  ob  dem, 
was  er  den  übrigen  Sonderwirtbschaften  bietet,  von  diesen 
eine  höhere  Bedeutung  für  die  Befriedigung  ihrer  Bediirfniaae 
beigelegt  wird  als  den  Elementen,  aus  denen  es  besteht,  vor 
seinem  Angebot;  mit  jindern  Worten:  zu  den  Umständen, 
welche  das  Verbäitniss  eines  Produkts  zu  den  Bedürfnissen  der 
Menseben  oder  seinen  Werth  bestimmen,  gehört  auch  dia 
Thätigkeit  seines  Erzeugers,  des  Unternehmers.  Denn  er  ist 
es,  welcher  den  Produktionseiementen,  wie  wir  sahen,  die  Be- 
stimmung G^ebt,  einem  bestimmten  konkreten  BedUrÄiisae  za. 
dienen,  und  daa  Produkt  zu  dessen  Befriedigung  darbietet 

Je  vollkommener  der  Unternehmer  diese  seine  Funktion 
erfüllt,  d.  h.  je  mehr  die  Bestimmung,  welche  er  den  ihm  ver- 
fügbaren Produktionseiementen  giebt,  den  in  der  Volkswirth- 
schaft vorhandenen  konkreten  Bedürfnissen  entgegenkommt 
um  so  mehr  übertrifft  das,  was  er  bietet,  die  einzelnen  Pro- 
duktionselemente, aus  denen  es  besteht,  an  konkretem  G«- 
brauchswerth :  um  so  grösser  der  Ueberschuss  des  Preises  des 
Produkts  über  den  ^%is  der  Produktionselemente  oder  die 
Kosten.  Je  weniger  sein  Produkt  den  vorhandenen  kon- 
kreten Bedürfnissen  entgegenkommt,  um  so  geringer  der  Ueber- 
schuss. Entspricht  das  neue  Produkt  den  vorhandenen  kon- 
kreten Bedürfnissen  in  geringerem  Maasse  als  die  einzelnst 
Produktionselemente,  ans  denen  es  besteht,  so  bleibt  der  Prrä 
hinter  den  aufgewendeten  Kosten  zurück"). 

„Der  Ueberschuss  des  Preises  über  die  aufgewendetea 
Kosten  oder  der  Unternehmergewina  stellt  sich  also  dar  ah 
der  volkswirthschaftlicbe  Lohn  für  die  unter  den  gegebenen 
konkreten  Verbältnissen  wirthschaftlicbste ,  d.  fa.  den  Bedürf- 
nissen am  meisten  entsprechende,  Verwendung  der  Produktions- 
elemente.  Die  Grösse  des  Ueberschusses  £ilckt  das  M«w 
dieses  Verdienstes  aus.  Das  Zurückbleiben  des  Preises  hint^ 
den  Kosten   ist  die  volkswirtbschaftliche  Strafe  für  eine  Ver- 

')  Brentano,  Drackbogen  S.  5. 

')  Vgl.  Brentano,  Dmckbogen  Ü.  47. 
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Wendung  von  Produktionselementen ,  welche  unter  den  kon- 
kreten Verhältnissen  den  vorhandenen  Bedürfnissen  nicht  ent- 
spricht Die  Grösse  des  Verlustes  drückt  das  Maass  dieser 
unwirthschaftlichen  Verwendung  aus^)." 

Der  Unternehmergewinn  gehört  sonach  mit  Fug  und 
Recht  ausschliesslich  und  allein  dem  Unternehmer.  Der  Ar- 
beiter, dessen  Arbeit  der  Unternehmer  (zusammen)  mit  anderen 
Produktionselementen  y  wie  z.  B.  der  Nutzung  von  Fabrik- 
gebäuden und  Maschinen,  mit  Erzen,  Kohlen  u.  s.  w.,  zu  dem 
neuen  Produkt  verbunden  hat,  hat  an  sich  so  wenig  Anspruch 
auf  einen  Antheil  daran,  wie  etwa  der  Lieferant  der  von  ihm 
verwandten  Kohlen  und  Erze.  Dieser  Arbeiter  hat  das  Pro- 
dukt, das  der  Unternehmer  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
bietet,  nicht  geschaffen.  Das  Produkt,  welches  der  Arbeiter 
bietet,  besteht  nur  in  der  Nutzung  seiner  Arbeitskraft,  in 
seiner  Arbeitsleistung,  und  diese  ist  für  den  Unternehmer  ein 
Produktionselement  wie  andere  Produkte,  wie  z.  B.  Kohlen 
und  Erze,  die  er  gekauft  und  mit  der  gekauften  Nutzung  der 
Arbeitskraft  des  Arbeiters  ^)  und  anderen  Produktionselementen 
zur  Herstellung  des  neuen  Produkts  verwendet  hat. 

Demnach  erscheint  es  als  etwas  völlig  Haltloses,  wenn 
man,  wie  jene  oben  erwähnten  Franzosen,  im  Namen  der 
Oerechtigkeit  den  Anspruch  aut  Betheiligung  der  Arbeiter 
am  Unternehmergewinn  erhebt,  oder  wenn  man,  wie  die  Sozial- 
Korrespondenz,  befürwortet,  allen  Aktiengesellschaften  die 
Betheiligung  der  Arbeiter  am  Unternehmergewinn  durch  Ge- 
setz zu  befehlen. 

Unter  Umständen  dagegen  lässt  sich  die  Betheiligung  der 
Arbeiter  am  Unternehmergewinn  sehr  wohl  theoretisch  recht- 
fertigen.   Und  ebenso  wie  gegen  Jene,  welche  die  Einfuhrung 


')  Vgl.  Brentano,  Druckbogen  S.  47. 

*^)  Icn  bin  mir  völlig  bewusst,  dass  da,  wo  hier  von  einem  Kauf 
von  Nutzungen  die  Rede  ist,  die  Juristen  nicht  von  Kauf  der  Nutzung, 
sondern  von  Miethe  des  Nutzung  Gebenden  sprechen.  Indem  der  'l'ext 
von  einem  Kaufe  von  Arbeitsleistungen  oder  von  einem  Kaufe  von  Kapital- 
nutznngen  spricht,  folgt  er  aber  nicht  nur  dem  Vorgange  Brentanos  son- 
dern auch  dem  aller  miheren  Nationalokonomen.  So  spricht  z.  B.  Adam 
Smith  von  der  Rente  als  dem  „price  paid  for  the  use  of  the  land", 
und  ebenso  haben  die  Nationalökonomen  jegliche  andere  Art  von  Miethe 
stets  als  Kauf  von  Nutzungen  behandelt,  sie  einfach  imter  den  all- 
gemeineren wirthschaftlichen  Begriff  des  Kaufs  subsumirt.  Und  sie 
mussten  dies  thun.  Galt  es  doch,  der  Vorstellung  Raimi  zu  schaffen, 
dass  es  sich  bei  der  Ueberlassung  jedweder  Art  von  Nutzung  um  die 
Hingabe  selbständiger  Güter  handle,  die  ebenso  wie  die  jedweder  an- 
derer Güter  auf  vollen  Entgelt  Anspruch  habe.  Kamen  doch  die  allge- 
meinen Preisbcstimmungsgi-unde  lür  diese  Nutzungen  ebenso  wie  für 
andere  Güter  zur  Anwendung.  Und  war  die  rechtliche  Verfügungs- 
freiheit (oder  die  rechtliche  Beschränkung  in  der  Verfügung)  des  Ver- 
miethers prinzipiell  doch  in  keiner  Weise  von  der  rechtlichen  Verfögungs- 
freiheit  (oder  aer  rechtlichen  Beschränkung  in  der  Verfugung)  des  Ver- 
käufers gegenüber  seiner  Sache  verschieden. 

Forecbangpn  (25)  VI.  2.  —  Frommer.  10 
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der  Gewinnbetbeiligang  in  allfl  Unter nehmuDgen  fordern, 
müssen  wir  hob  g^en  diejenigen  erklären,  welche  ihr  allent- 
halbrai  jedwede  Berechtigung  abstreiten '). 

Betrachten  wir  nämlich  die  Stellung  des  Arbeiters  in 
unserer  heutigen  Organisation  der  Yolkswirthschaft 

Wir  haben  diese  oben  bezeichnet  als  eine  auf  der  per- 
sönlichen Freiheit  und  dem  Eigenthum,  der  Arbeitstheilong 
und  dem  Tausche  beruhende  eesellschaftliche  Wirthschafti- 
organisation.  Wie  dabei  bereits  oemerkt  wurde,  bedeutet  dies 
für  die  Arbeiter  ein  Doppeltes:  1.  daas  der  Arbeiter,  weit  ent- 
fernt, alle  Güter,  deren  er  bedarf,  unmittelbar  herzustellen, 
die  Nutzung  seiner  Arbeitskraft,  die  Arbeitsleistung,  denen 
zum  Kauf  anbietet,  seitens  deren  er  eine  Nachtrage  nach  der- 
selben vorhanden  glaubt,  um  seitens  dieser  die  Güter,  die  er 
bedarf,  dafür  zu  erhalten;  2.  dass  der  Arbeiter  es  ist,  dem 
heute  die  Nutzung  seiner  Arbeitskraft  ganz  und  ungetheilt 
angehört;  es  giebt  heute  keinerlei  rechtliche  ächranken  zu 
Gunsten  Anderer,  welche  ihn  an  der  bestmöglichen  Verwer- 
thung  derselben  im  Austausch  verbindem.  Hit  andern  Worten: 
gesellschaftliche  Organisation  der  Volkswirthschafi  auf  Grund- 
lage der  persönlichen  Freiheit  und  des  Eigenthums  heisst  ffir 
die  Arbeiter:  der  Arbeiter  ist  zum  freien  Unternehmer  ge- 
worden. Und  betrachten  wir  die  ganze  geschichtliche  fät- 
wickluDg  der  Stellung  des  Arbeiters  in  der  Wirthschafts- 
organisation  seit  dem  Beginn  der  germanischen  Welt,  so  sehen 
wir,  dasa  gerade  die  Entwicklung  der  persönlichen  Freiheit 
des  Arbeiters  in  einer  allmählichen  Entwicklung  aus  einem 
blossen  Arbeitsiostrumente  zum  selbständigen  Unternehmer 
von  Arbeitsleistungen  besteht^).  Oder  suchen  wir  bei  dem 
heutigen  Lobnarbeiter  nach  den  Funktionen,  deren  Vorhanden* 
sein  wir  als  das  Kriterion  des  Begriffs  des  Unternehmen 
kennen  gelernt  haben,  so  finden  wir,  dass  1.  der  heutige 
Lohnarbeiter  in  Folge  der  persönlichen  Freiheit  das  Ver- 
fiigungarecht  besitzt  über  das  Produktionselement,  das  der 
Bedürfnissbefriedigung  dienstbar  gemacht  werden  soll,  nämlich 
die  Nutzung  seiner  Arbeitskraft;  2.  dass  er  es  ist,  der  diesem 
Produktionselement  die  Bestimmung  giebt,  einem  bestimmten 
konkreten  Bedürfnisse  zu  dienen ,  indem  er  es  ist ,  der  die 
Nutzung  seiner  Arbeitskraft  einem  bestimmten  Arbeitgeber 
zum  Kauf  anbietet;  3.  dass  er  es  ist,  der  dafUr  die  wirth- 
schaftliche  Verantwortung  trägt,  da  es  ihn  trifft,  ob  der 
Preis,  den  der  Arbeitgeber  ihm  für  seine  Arbeitsleistung  zahlt, 


')  Vgl.  unter  den  von  Bohmert  veröffeDtlichten  Uitheilen  g^en  die 
GewiuDbetheiligUDg  insbesondere  das  des  genfer  Professors  Dr.  Bracher, 
Böbmert  Bd.  I  S.  112. 

')  Vgl.  BreutAHo,  Der  /-beiterrenicberangizwaiig,  seine  Vomos- 
eetzungen  uod  seine  Folgen  ä.  69.  —  Druckbogen  S.  9—12. 
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JÜDter  den  Produktionskosten  seiner  Arbeit  zurückbleibt  oder 
dieselben  übersteigt 

So  sehen  wir  denn:  der  Begriff  des  Unternehmers  ist 
keineswegs  identisch  mit  dem  Begriff  des  Arbeitgebers.  Viel- 
mehr giebt  es  verschiedene  Arten  von  Unternehmern ,  so  viel 
Arten,  als  es  Kategorien  von  Produkten  giebt,  welche  von 
denjenigen,  die  dartioer  das  VerfUgun^srecht  haben,  fdr  eigene 
Rechnung  und  Oefahr  zur  Befriedigung  bestimmter  kon- 
kreter Beidürfnisse  dargeboten  werden.  Der  Arbeitgeber,  der 
die  Arbeitsleistung  des  Arbeiters  mit  anderen  Produktions- 
elementen zu  einem  neuen  Produkte  vereint,  ist  nur  eiue 
dieser  Arten.  Der  Lohnarbeiter,  der  die  Nutzung  seiner  Ar- 
beitskraft, die  Arbeitsleistung,  dem  Arbeitgeber  zum  Kauf 
anbietet,  ist  eine  andere  unter  diesen  Arten. 

Wenn  wir  femer  den  Begriff  des  Produzenten  an  den 
des  Unternehmers  geknüpft  sahen,  so  ergiebt  sich  des  wei- 
teren, dass  damit  keineswegs  gesa^  ist,  oass  etwa  blos  der 
Arbeitgeber  ein  Produzent  sei.  Vielmehr  ist  auch  der  Lohn- 
srbeiter  ein  Produzent.  Nur  dass  sein  Produkt  nicht  etwa 
das  ist,  was  der  Arbeitgeber  durch  Verbindung  der  Arbeits- 
leistang des  Arbeiters,  die  er  gekauft  hat,  mit  anderen  Pro- 
duktionselementen, über  die  er  das  Verfügungsrecht  hat,  neu 
herstellt;  dies  ist  das  Produkt  des  Arbeitgebers.  Das  Pro- 
dukt des  Lohnarbeiters  ist  seine  Arbeitsleistung.  Nur  die 
Nutzung  seiner  Arbeitskraft  ist  es,  welche,  indem  er  sie  einem 
bestinmiten  Arbeitgeber  zum  Kauf  anbietet,  durch  seine  Ver- 
standesthätigkeit  und  seinen  Willen  einem  vorhandenen  Be- 
dürfiiisse  dienstbar  gemacht  wird. 

Nun  liegt  der  Linwand  nahe,  dass  gerade,  weil  der  Lohn- 
arbeiter in  der  heutigen  Organisation  der  Volkswirthschaft  als 
selbständiger  Unternehmer  und  die  Arbeitsleistung  als  selb- 
ständiges Produkt  sich  darstelle,  unter  allen  Umständen  dem 
Arbeiter  ebenso  ein  Antheil  am  Unternehmergewinn  des  Arbeit- 
gebers zu  verweigern  sei  wie  etwa  einem  Produzenten  von 
Kohprodukten  oder  Halbfabrikaten,  welche  der  Arbeitgeber 
u  seiner  Produktion  verwendet  habe. 

Allein    wenn    wir  auch  selbst  oben  diese  Analogie  ge- 
brauchten,  um   den  im  Namen   der  Gerechtigkeit   erhobenen 
Anspruch  der  Arbeit  auf  Betheiligung  am  Untemehmergewinn 
des    Arbeitgebers   zurückzuweisen,   so   ist   damit    keineswegs 
gesagt,   dass  eine  solche  Betheiligung  aus  Zweckmässigkeits- 
gründen unter  Umständen  nicht  auch  theoretisch  gerechtfertigt 
erscheine.    Denn  ebenso  liesse  es  aus  Zweckmässigkeitsgründen 
sich   theoretisch   sehr  wohl  rechtfertigen,   wenn  oeispielsweise 
ein    Hüttenbesitzer   oder  Maschinenfabrikant   die  Lieferanten 
seines  Rohmaterials  oder  gewisser  Halbfabrikate,  deren  er  be- 
darf, an  seinem  Untemehmergewiir%  betheiligen  würde. 

Nehmen  wir  an,  dass  die   Qualität  der  Produkte  eines 

10* 
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Hütteobesitzers  oder  Maschinenfabrikanten  ungemein  erhöht 
oder  die  Produktionsmenge  ungemein  gesteigert  würden  wenn 
die  Möglichkeit  wäre,  dem  Werke  dauernd  die  Kohlen  oder 
Koaks  genisaer  Gruben  au  sichern.  Möghcfaer  Weise  könnte 
dies  nur  geschehen,  indem  der  betreffende  HUttenbesitzer  oder 
Maschinentabrikant  dem  Eigenthiimer  jener  Gruben  durch 
eine  Betheiligung  an  seinem  Unternehmergewinn  das  lebhaf- 
teste Interesse  an  seiner  regelmässigen  ausreichenden  Ver- 
sorgung  mit  den  betreffenden  Kohlen  erregte.  Gewiss  würde 
eine  solche  Betheiligung  auch  theoretisch  zu  rechtfertigen 
sein.  Denn  dieselbe  scheiot  nur  als  das  sicherste  Mittel, 
dem  Hüttenbesitzer  oder  Maschinenfabrikanten  das  Verliigungit- 
recht  über  gewisse  Produktionselemente,  deren  er  bedarf  za 
verschaffen.  Durch  Anwendung  dieses  Mittels  gelingt  es  den- 
selben  also,  ihre  Funktionen  als  Unternehmer  weit  voll- 
kommener  zu  erfüllen.  Der  Aniheil  am  Untemehmei^wino, 
der  dem  Grubenbesitzer  gewährt  wird,  wird  ihm  daher  nicht 
auf  Kosten  des  Hüttenbesitzers  oder  Maschinenfabrikanten  ge- 
währt. Er  wird  ihm  vielmehr  aus  dem  Betrag  gewährt,  um 
den  der  Ueberscbuss  des  Preises  des  fertigen,  neu  hergestellten 
Produkts  über  die  Produktionskosten  in  Folge  der  Gewinn- 
betheiligung grösser  ist  als  vorher. 

Ganz  ebenso  ist  das  Verhältnias  des  Arbeitgebers  sum 
Lohnarbeiter.  Das  Interesse  des  Arbeitgebers  kann  dahin 
gehen,  sich  1.  eine  Arbeitsleistung  von  ausseife  wohnlicher 
technischer  Güte  zu  sichern,  oder  2.  die  Menge  der  Arbeits- 
leistungen möglichst  zu  steigern,  oder  3.  sich  die  legelmäasige 
und  dauernde  Verfugung  über  die  Nutzung  williger  Arbeits- 
kräfte zu  sichern.  Es  ist  möglich,  dass  er  nur,  wenn  ihm  dies 
gelingt,  seine  Produktion  überhaupt  betreihen  kann.  £a  ist 
möglich,  dass  er  seiuen  Unternehmergewinn  beträchtlich  stei- 
gern kann,  wenn  ihm  dies  gelingt.  Und  es  ist  möglich,  dass 
nur  die  Betheiligung  der  Arbeiter  an  seinem  Unternehmerge- 
winn ihm  die  aussergewöhn liehe  Qualität  oder  das  erforder- 
liehe  Maass  der  Arbeitsleistungen  oder  die  unentbehrliche  regcl- 
tuässige  und  dauernde  Verfügung  über  willige  Arbeitskräfte  ta 
sichern  im  Stande  ist.  In  diesem  Falle  fUhrt  also  die  Gbwinn- 
bethciligung  zu  einem  Ueberscbuss  des  Preises  des  vom  Arbeit- 
geber hergestellten  Produkts  über  die  Produktionskosten,  der 
ohne  sie  entweder  gar  nicht  oder  nicht  in  gleicher  Höhe  vor- 
handen wäre.  Und  ohne  Zweifel  ist  sie  hier  theoretisch  ge- 
rechtfertigt. Denn  sie  findet  keineswegs  auf  Kosten  des  Arbeit- 
gebers statt,  sundern  der  Antheü  der  Arbeiter  wird  bestritten 
aus  einem  Ertrag,  der  erst  in  Folge  der  Gewianbetbeiligung 
überhaupt  entstanden  ist. 

Wo  dagegen  eine  Gewinnbetheiligung  der  Arbeiter  nicht 
zu  solcher  Steigerung  der  Qualität  oder  der  Menge  der  Ar- 
beiuleistungen    fUbren    kann    oder    tührt,    oder   wo    die   er- 
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wfinichte  regelmässige  und  dauernde  Verfügung  über  willige 
Arbeitskräfte  nicht  ihre  Folge  ist^  lässt  die  Gewinnbetheiligung 
sich  ökonomisch  nicht  rechtfertigen.  Hier  erscheint  sie  nur 
entweder  als  unberechtigte  Verkürzung  des  Unternehmer- 
gewinns  des  Arbeitgebers  oder  als  freiwilliges  Geschenk  des- 
idben  an  seine  Arbeiter. 

Blicken  wir  nun  auf  die  Ergebnisse  des  zweiten  Theils 
oiuerer  Untersuchung  zurück,  so  finden  wir  dort,  dass  die 
Gewinnbetheiligung  sich  nur  da  als  praktisch  anwendbar  ge- 
seifft  und  dem  entsprechend  da,  wo  praktisch  durchgeführt,  be« 
wäbrt  habe,  wo  sie  entweder  zu  einer  Steigerung  der  Qualität 
der  Arbeitsleistung  oder  zu  einer  Mehrung  ihrer  Menge  den 
Anlass  eab  oder  wo  sie  die  Wirkung  hatte,  dem  Arbeitgeber 
die  regelmässige  und  dauernde  Verfugung  über  willige  Arbeits- 
krftfte,  welche  vorher  in  Frage  gestellt  war,  zu  sichern. 

So  zeigt  sich  denn,  dass  aie  Ergebnisse  unserer  empi- 
rischen Untersuchung  mit  dem,  was  auf  Grund  der  heutigen 
Organisation  der  Volkswirthschaft  sich  apriorisch  begreifen  und 
recntfertigen  lässt,  genau  übereinstimmen.  Wir  haben  somit 
den  Forderungen  entsprochen,  welche  Brentano  in  seiner  Dar- 
legung über  die  Methode  volkswirthschaftlicher  Forschung^) 
an  diese  stellt:  Zuerst  Feststellung  der  Thatsachen  und  empi- 
rische Beobachtung  der  in  ihrem  Auftreten  sich  ergebenden 
Regelmässigkeiten  und  sodann  Erklärung  und  Rechtfertigung 
des  Beobachtungsresultats  auf  dem  Wege  der  Deduktion.  Da 
beide  Wege  uns  zu  demselben  Ziele  geführt  haben,  glauben 
wir  daher  als  feststehend  nunmehr  formuliren  zu  dürfen: 

Die  Betheiligung  der  Arbeiter  am  Unternehmergewinn 
des  Arbeitgebers  ist  da,  aber  auch  nur  da,  am  Platze,  wo  sie 
zu  einer  Steigerung  der  Güte  oder  Menge  der  Arbeitsleistun- 
gen oder  zu  der  sonst  fehlenden  sicheren  Verfugung  über  die 
gewünschte  Anzahl  williger  Arbeitskräfte  führt. 

*)  Brentano,  Der  Arbeiterversicheruiigszwang,  seine  Voraussetzungen 
ond  seine  Folgen  S.  17—24. 


Berichtigungen  und  Zusätze. 

Zeile  15  und  16  auf  S.  50:  „4.  Nr.  43.  Kammgarnspinnerei 
von  Schöller  &  Lang  in  Schaffhausen",  fallen  fort. 

Auf  S.  60  ist  den   in   der  Gruppe  I  bereits  aufgezählten 
Fällen  noch  hinzuzufügen: 
20.   Nationaldruckerei  in  Paris  (Enquete  Bd.  II  S.  174). 

Ein  Theil   der  jährlichen  Ueberschüsse ,    welche  in  der 
Staatsdruckerei  erzielt  werden,    wird  zur  Subventionirung 
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einer  ErankeD-  und  PeiuioaBkasse  für  die  Arbeiter  ver- 
wendet. Dieser  Betrae  steht  aagenscheinlicli  in  keinem 
festen  VerhältnisB  zum  Ueberschusa  des  betreffenden  Jahres, 
sondern  bemisst  sieb  lediglich  nach  dem  Cintdilnken  der 
Verwaltung.  Seibat  wenn  indeas  derselbe  einen  bestimmten 
Prozentsatz  des  Ueberschnsses  bilden  würde,  so  könnte  man 
zweifelhaft  sein,  das  fragliche  Oratifikationssystem  Oewinn- 
betheUigong  zu  nennen,  denn  bei  diesem  Staatsinstitut  kommt 
es  wemeer  darauf  an,  möglichst  grosse  Gewinne  zu  erzielen, 
als  die  BediirfniBse  des  Staates  an  Drucksachen  so  gut  nnd 
so  billig  wie  möglich  zn  befriedigen. 
S.  38  Zeile  23  t.  o.  ist  zu  lesen  36  statt  S5  nnd  Zeile  27 
das.  39  statt  38. 


Htni'MliB  Hsnmcbdnekml.    Sk;bin 
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Vorwort. 


Durch  das  Reichsgesetz  über  den  Feingehalt  der  Gold- 
imd  Silberwaaren  vom  16.  Juli  1884  und  die  Ausfiihrungs- 
bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom  7.  Januar  1886  ist 
endlich  eine  Angelegenheit  geregelt  worden,  über  welche  in 
Deutschland  unter  den  Regierungen  seit  dreissig  Jahren,  und 
mit  dem  Reichstag  seit  dem  Jahre  1878  wiederholt  ver- 
handelt worden  war. 

Da  dieselbe  nicht  nur  zahlreiche  Fabrikanten  und  mehrere 
Tausend  kleinere  Gewerbetreibende,  sondern  die  ganze  Nation 
angeht,  insofern  diese  mit  dem  zunehmenden  Wohlstand  in 
einem  von  Jahr  zu  Jahr  steigenden  Maass  einen  Theil  ihres 
Vermögens  in  Edelmetallgegenständen  dauernd  anlegt  —  der 
Werth  der  Jahresproduktion  an  Edelmetallwaaren  übersteigt 
in  Deutschland  weitaus  100  Millionen  Mark,  wovon  allerdings 
ein  grosser  Theil  exportirt  wird  — ,  so  dürfte  eine  Darstellung 
des  Ganges  und  des  Abschlusses  der  über  diesen  schwierigen 
Gegenstand  so  lange  gepflogenen  Verhandlungen  Manchem 
erwünscht  sein. 

Von  dem  Verfasser,  welcher  als  Eommissarius  des  Bundes- 
raths  den  Gesetzentwurf  vom  Jahre  1884  vor  dem  Reichstag 
vertreten  hat,  ist  für  jenen  Zweck  schon  damals  das  in  mancherlei 
Quellen  zerstreute  Material  gesammelt  und  gesichtet  worden. 
Er  erachtete  es  deshalb  nach  dem  inzwischen  erfolgten  Erlass 
der  vorerwähnten  abschliessenden  Bekanntmachung  für  seine 


P&cht,  im  Interesse  derer,  welche  das  am  1.  JsDo&r  1888  ii 
Kraft  tretende  neue  Gesetz  unmittelbar  berührt,  sowie  derer 
welche  sich  später  mit  dieser  Materie  als  Richter,  Volkswirtb< 
oder  Gesetzgeber  befassen  werden,  jenes  Material  entsprecbenc 
zu  verwerthen  und  weiteren  Krösen  zugänglich  zu  machen 
Unter  dem  gleichen  Gesichtspunkt  zieht  die  nachfolgend« 
Schrift  auch  die  Gesetzgebung  der  auf  diesem  Gebiete  fui 
uns  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Nachbarländei 
(Belgien,  Frankreich,  Schweiz  und  OeSterreich)  in  den  Kreis 
der  Erörterungen. 


Berlin,  im  Juli  1886. 


Der  Terfasser. 
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Einleitang. 

Die  gesetzliche  Rwelung  des  Feiogehalta  der  Gold-  und 
Mienraaren  hat  die  Gesetzgebung  des  Äuslandea  uad  des 
Inlmdes  schon  seit  sehr  langer  Zeit  beschäftigt'). 


'iPein  ist  in  BecieliDiigMif  Oold  and  Silber  der  techniacbe  Ausdruck 
iir  .mn".  Feingehalt  oder  Feinheit  bedeutet  das  VerhältuiBs  der 
Cewiehtameiige  dea  in  einer  EdelmetallwaBre  oder  Münze  enthaltenen 
Edeliwtalls  zu  der  Gewichtimeuge  des  in  der  Waare  oder  Miinne  eiit- 
bltenen  ZuBatze«  an  unedlem  MetaM  (zu  der  I<egiruiig).  Ein  Silbergertith 
in  t.  B.  SOG  Tausend tlieile  „feiD",  wenn  die  Grewichtamenge  des  in  ihm 
(Bthaltenen  Silbers  '"'*'H)cio  oder  'n  des  Ganzen  auamucHt.  Während 
Nmit  der  Feingehalt  oder  die  Feinheit  etwas  Relatives  ausdrücken,  be- 
iholel  h'eingenicht  die  absolute  Menge  des  in  einem  bestimmten  Edel* 
mettlleegenstande  enthaltenen  Goldes  oder  Silbers.  So  stellt  sich  z.  B, 
•üb  dem  Gesetze  vom  4.  Dezember  1871,  betreffend  die  Ausprägune- von 
ReiehigoldmünzeD,  das  Feingewicht  des  deutschen  ZwanzigmarkstückA  — 
der  sogenannten  Doppelkrone  —  auf  7,1685  g,  während  das  liauhge wicht 
der  Doppelkrone  bei  100  Tausendth eilen  Kupterausatz  7,9650  g  bettagt 
(Bekinntmachun^  vom  21,  Januar  18721-  Nach  dem  richtigen  SpracTi- 
(Wtimuch  ist  bei  Münzen  der  Ausdruck  Korn  (von  den  Gerstenkörnern, 
mit  denen  man  GoldmUnzen  wog)  gleichbedeutend  mit  Feinsewichi,  und 
der  Aasdruck  Schrot  gleichbedeutend  mit  dem  Unedeunetallzusatz 
»der  der  Lyeprung:  beides  sind  indess  Bezeichnungen,  welche  mehr  und 
nehi  ausser  Anwendung  kommen. 

Bäm  Golde  drückte  man  früher  den  Feingehaltagrad  durch  Karate, 
beiiD  Silber  durch  Lothe  aus.  Karat  (französisch  carat,  italienisch  carato, 
qiuiisch  quilAte)  stammt  von  dem  arabischen  kirit,  welches  wiedenim 
uu  dem  griechischen  xtpärtor,  getrockneter  Johannisbrotkem,  hergeleitet 
iit.  Id  Deutschland  wurden  24  Karat  eine  Mark  genannt,  das  Karat  in 
\i  Giän  getheUt  — 

Beim  Silber  wurde  die  Hark  (kölnische  Mark)  in  16  Loth  getheilt, 
jedes  Loth  In  18  Orün,  sodass  sowohl  beim  Golde  als  auch  beim  Silber 
j(de»  Giän  '/tmi  Mark  wog.  24-karätiges  Gold  und  16-löthiges  Silber  ist 
»Iwlitt  reines  (Jold  und  absolut  reines  Silber.  In  neuerer  Zeit,  in  Deutsch- 
l«iid  seit  dem  Jahre  1«72,  wird  der  Feingehalt  der  Gold-  und  Silber- 
wuren.  dem  Dezimalge wichtssystem  entsprechend,  mehr  und  mehr  nach 
Tiosendtheilen  angedrückt 

Was  die  Ermittelung  des  Feingehaltes  angehl,  so  möge  noch 
die  Bemerkung  Platz  finden,  dass  es  (Ur  dieselbe  hauiitsächlich  drei  Ver- 
ühieosarten  giebt;    die   sogenannte   Nadel-  oder  Sirichprobe,  die 
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Die  Schwierigkeit,  bei  dem  Kaute  von  Gold-  und  Silbei 
waaren  den    wahren   Gehalt   derselben   an   Edelmetnll   zu   er- 
kennen, lieas  das  BediirfniBS  hervortreten,  den  Käufern  solcher 
Waaren  gegen  Uebervortheilungen  einen  obrigkeitlichen  Schute 
zu  gewähren,  und  eine  Sicherheit  dafür  zu  bieten,  dass  in  den,, 
von    ihnen    gekauften    Waaren     der    angegebene    Feingehi 
wirklich  enthalten   Bei.    Die  zu  diesem  Zwecke  von  den  Geael 
gebern    ergriffenen  Maasaregein    lassen,    mit    gröBseren    od( 
geringeren  Schattirnngen,  zwei  wesentlich  verschiedene  Systeme 
erkennen ;  das  RepresBivsyatem,  welches  die  Bezeichnung 
des  Feingehalts   dem   dafür  verantwortlichen   und   deshalb   in 

feeigneter  Weise  beaufsichtigten  Verfertiger  überlftsst,  und  das 
'räventivsystem,  nach  welchem  die  Bezeichnung  aus- 
BchliesBÜch  durch  vom  Staate  hierzu  besonderB  berufene  Be- 
amte zu  geschehen  hat.  Nebenher  gehen  Beatinimungen,  nach 
welchen  nur  gewisse  MiBchungsverhiiltnisse  für  zulässig  erklärt 
werden  (Legirungszwang). 

Gesetzgebungen  über  diese  Materie  bestanden  schon  früher 
namentlich  in  England,  Frankreich,  Belgien,  Italien,  Holland, 
Ueaterreich  und  vor  allem  in  Deutschland, 

Hier  war  achou  zur  Zeit  der  Uttonen  daa  Goldschmiede- 
handwerk zur  grössten  BlUthe  gelangt.  Die  Edelmetall  bestände, 
welche  in  früheren  Jahrhunderten  als  Tribntbeträge  an  die 
drohenden  germanischen  Grenzstämme  gelangt  waren,  römische 
Beutestücke  und  später  die  Erzeugnisse  der  rheinischen  Gold- 
wäschereien und  der  böhmischen  Bergwerke  u.  s.  w.  bildeten  die 
Unterlage  jenes  namentlich  in  den  Klöstern  und  Frohnhöfen 
der  Grossen  genflegten  Handwerks.  „Die  Werkstatte  von  Hildes- 
heim,  wo  Biscnof  Bemward  selbst  werkthätig  war,  die  Gold- 
schmiede von  Paderborn, Münster,  Minden  u- s.w.  fertigten  Wunder 
des  deutschen  Kunsthandwerks')."  —  Mit  der  Bildung  der 
Städte  und  deren  wachsendem  Wohlstände  von  der  Zeit  der 
Staufen  an  gelangte  die  Goldschmiedekunst,  vielfach  vereint 
mit  der  Munzerei  und  Malerei,  zu  immer  altgemeinerer  Ver- 
breitung und  höherer  Blüthe.  Gleichzeitig  aber  wurden  von 
Seiten  der  Städte  strenge  Vorschriften  in  Bezug  auf  die  Aus- 
übung jener  Gewerbe  erlassen,  welche  sich  neben  der  allge- 
meinen Ordnung  der  Zunftverhältniese  namentlich  auch  mit 
den  Legirungs Verhältnissen  befassten.  Das  strassburger  Gold- 
Bchmiedezunftartikelbuch,  ans  der  Mitte  des  vierzehnten  bis 
zum   fünfzehnten   Jahrhundert,    bestimmte   als   Minimalgrenze' 


Lea_ 


Feiierp  robc  (Abtreiben  auf  der  .Kapelle'')  niid  die  Bogen annte  Ti 
methode    oder   nnssc    Probe   (cbemiHche   Behandlung    des    Sillien 
SsipetersSure  u.  s.  w.).      Ke   beiden    ersten  Proben  geben  nur  ann&hemd 
richtige  Resultate,   die  dritte  Methode,   von  Gay-Lnssac  erfunden,   ist  die 
in  allen  Mfinz Werkstätten  llbliehe. 

'I  Hans    Mejer,    Die    Strassborecr   OnldBchmiedezimfC    von    ihrem  _ 
Entstehen  bis  16»I,  »and  III  Heft  2  dieser  Forwlmngen. 
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beim  Gold  3  Gulden  Feingold  und  1  Gulden  Zusatz  (d.  i. 
"®yiooo  Feingehalt)  und  beim  Silber  die  weisse  Farbe  des 
Strichs  als  roaassgebendes  Kriterium.  In  Wien  (um  1360)  war 
beim  Gold  20  Karat  das  Minimum,  in  Goslar  (1350)  24  Karat. 
In  Köln  durfte  nur  reines  Feinsilber  verarbeitet  werden  (daher 
die  „kölnische  Mark**).  —  Fbenso  bestanden  genaue  Vor- 
schrilten  über  die  Stempelung  u.  s.  w. ;  ja  sogar  die  Mischung  der 
£delmetalle  wurde  unter  besonderer  Kontrole  bewirkt.  Das 
Verbot^  im  Wohnhaus  Siiberschmelzen  einzurichten,  und  die 
Zusammenlegung  der  Werkstätten  aller  in  der  Stadt  wohnenden 
Qold-  und  Silberarbeiter  kehrt  in  fast  allen  Städten  wieder^). 

Es  war  somit  bereits  überall  im  Reiche  vorgearbeitet 
worden,  als  der  Titel  36  der  Reichspolizeiordnung  vom  Jahre 
1577  und  später  ein  Reichsgesetz  vom  Jahre  1667  in  diese 
Materie  regelnd  eingriffen. 

Diese  beiden  Gesetze  sind  indessen  ausser  Gebrauch  ge- 
kommen. Die  Landesgesetzgebung  trat  in  einzelnen  Ländern 
an  ihre  Stelle :  so  in  Bayern  die  Verordnungen  vom  25.  Januar 
und  1.  August  1741,  später  in  Hannover  das  Gesetz  vom 
15.  JuU  1836. 

Ein  Versuch,  zu  einer  umfassenderen,  einheitlichen  Regelung 
zu   gelangen,   wurde   zuerst   wieder  im  Jahre   1845  auf  der 

VII.  Generalkonferenz  der  Bevollmächtigten  der  Zollvereins- 
Staaten  (S  42  des  Hauptprotokolls  über  diese  Konferenz)  ge- 
macht, indem  hier  von  dem  württembergischen  Bevollmächtigten 
die  Einführung  eines  gleichen  Gehalts  der  Gold-  und  Silber- 
waaren  in  sämmtlichen  Staaten  des  Zollvereins  und  eine  Ver- 
einbarung über  die  zur  Einhaltung  eines  gesetzmässigen  Zu- 
standes  zu  ergreifenden  Maassregeln  als  höchst  wünschenswerth 
in  Anregung  gebracht  wurde.  Der  preussische  Bevollmächtigte 
erklärte  damals  die  Bereitheit  seiner  Regierung,  dem  Antrage 
entgegenzukommen,  legte  aber  zugleich  die  Verschiedenheit 
der  bestehenden  Ansichten,  die  Schwierigkeiten  einer  Verein- 
barung und  die  Unmöglichkeit  einer  sofortigen  Berathung  dar. 
Die  Angelegenheit  ist  damals  nicht  weiter  verfolgt  worden. 

Gelegenheit  und  Veranlassung,  dem  Gegenstande  wieder 
nahe  zu  treten,  boten  die  dem  Abschlüsse  der  Münzkonvention 
mit  Oesterreich  vom  24.  Januar  1857  vorausgegangenen  Ver- 
handlungen, indem  diese  nach  einer  zu  Artikel  19  des  Handels- 
und Zollvertrags  zwischen  Preussen  und  Oesterreich  vom 
19.  Februar  1853  getroffenen  besonderen  Verabredung  auch 
auf  gemeinsame  Bestimmungen  über  den  Feingehalt  von  goldenen 
und  silbernen  Geräthschaften  sich  erstrecken  sollten.  V  on  dem 
österreichischen  Bevollmächtigten    wurde    damals  ausweislich 


*)  Näheres  hierüber  bei  Hans  Meyer  a.  a.  O. ;  B.  Bücher,  Geschichte 
der  technischen  Künste  II  (18><0):  Die  Goldschmiedekunst;  Soetbecr, 
Beiträge  zur  Geschichte  des  Münzwesens. 
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des  11.  ProtukoUe  vom  15.  Januar  1855  eine  ZuBammensteilungT] 
der  Hauptgrundsätze  eines  Vertrages,  jedoch  mit  dem  Bemerken 
vorgelegt,  dass  er  dieselbe  nicht  als  eine  definitive  Proposition 
der  österreichischen  Regierung,  an  welche  diese  gebunden  sein 
wolle,  sondern  als  eine  Vorlage,  über  welche  von  der  Konferenz 
beratben  werden  wolle,  zu  betrachten  bitte.  Jene  Hauptgrund- 
zUge  waren  auf  das  in  Oesterreich  wie  in  Frankreich  geltende 
Präventivay Stern  mit  Legirungszwang  gebaut. 

I'reuBBCn  hatte  schon  zuvor  eine  etwaige  legislative  ßo- 
haiidtung  der  Sache  in  das  Auge  gefaast,  die  dabei  haupt- 
sächlich in  Betracht  kommenden  Gesichlspunkte  nach  Ver- 
nehmung der  Organe  des  Handelsetandes  und  einzelner  Sach- 
verständiger in  einer  Denkschrift  zusammengestellt  und  letztere 
der  Konferenz  milgetheilf.  Nunmehr  bracble  es  unter  gleichem 
Vorbehalte,    wie    von    dem    üslerr eichischen    Bevollmachiigten 

fescbeben  war,  einen  Gegenentwurf  ein,  in  welchem  das  Verbot 
es  Feilbietens  und  des  Verkaufs  von  Waaren  geringeren  aU 
des  nach  dem  Vertrage  zulässigen  Feingehalts  oder  von  solchen 
Waaren,  welche  mit  einem,  den  Vorschriften  des  Vertrags  ent- 
sprechenden Stempel  nicht  versehen  sind,  an  die  Spitze  gestellt, 
ferner  über  den  geringsten  zulässigen  Feingehalt,  über  Be- 
schufl'eubeil  des  Stempels  u.  s.  w.  Bestimmung  getroffen,  dagegen 
jedem  der  kontrahirenden  Theile  überlassen  war,  ob  er  die 
Stempelung  entweder  Beamten,  welche  die  Waare  vorher  auf 
den  Feingehalt  zu  prüfen  hätten,  übertragen  oder  dem  Ver- 
fertiger der  Waare  unter  desaen  eigener  Verantwortlichkeit 
zur  Pflicht  machen  wolle.  Der  österreichische  Bevollmächtigte 
erkannte  die  Möglichkeit  einer  Vereinbarung  auf  der  Basis 
dieses,  beide  erwähnten  Systeme  neben  einander  stellenden 
Gegenentwurfs  an  und  machte  deren  Zustandekommen  nui' 
von  der  Vereinbarung  ausreichender  Uestimmunjren  über  dft 
beabsichtigte  Ueberwachung  und  über  die  Straten  abhängig. 

Bei  der  hierauf  in  einer  Reihe  von  Sitzungen  gepflogenen 
Berathung  wurde  der  Entwurf  in  mehrfacher  Beziehung  amen- 
(liit  und  es  ging  hieraus  ein  dem  4.  Protokolle  vom  9.  bis 
llj.  Mai  1856  beigefügter  Vertragsentwurf  hervor,  welclior 
vorläufig  unter  allseitigem  Vorbehalt  späterer  Abänderungen 
und  Ergänzungen  festgestellt  wurde. 

Zu  einer  definitiven  Einigung  kam  es  nicht.  Mehrere 
Regierungen,  insbesondere  die  von  I'reussen,  Bayern  und 
Sachsen,  natten  mancherlei  Bedenken  gegen  de«  vorläufie  fest- 
gestellten Entwurf,  Vor  allem  aber  wurde  von  der  preusaiachen 
Regierung,  welche  bei  der  Aufstellung  ihres  Entwurfs  von  der 
Absicht,  in  ihrem  Lande  das  Repressivsystem  einzufUbren, 
und  von  der  Voraussetzung,  daas  die  übrigen  Zollverclnsstaaten 
für  dasselbe  System  eich  entscheiden  und  demzufolge  nur  im 
Zollverein  einerseits  und  in  Oesterreich  andererseits  zwei 
verschiedene   Systeme   sich   gegenüberstehen   würden,  geleitet 
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worden  war,  in  Erwägung  gezogen,  dass  das  Zutreffen  dieser 
VontQBsetzung  erst  sicner  zu  stellen  sei.  Dazu  kam  in  Betracht, 
daM  es  sich  um  Bestimmungen  handelte,  welche  tief  in  die 
innere  gewerbepolizeiliche  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten 
eingreifen  würden,  und  deren  Bedüriniss  im  allgemeinen  oder 
deren  Zweckmässigkeit  im  einzelnen  wohl  bestritten  werden 
konnte,  femer,  dass  diese  Bestimmungen  für  fast  alle  Staaten 
neu  waren,  dass  sie  in  den  Kreis  der  eigentlichen  ZoUvereins- 
Anfrelegenheiten  nicht  gehörten  und  dass  zwei  wesentlich  be- 
theiligte Regierungen  —  Baden  und  Kurhessen  —  bei  der 
Konferenz  in  Wien  nicht  vertreten  gewesen  waren.  Die 
preuflsische  Regierung  erachtete  es  daher  für  angemessen,  vor 
einer  Fortsetzung  der  Verhandlungen  vorerst  sämmtlichen  Zoll- 
vereinsregierungen Gelegenheit  zu  einer  Prüfung  und  Aeusserung 
über  den  Entwurf  zu  geben,  und  liess  denselben  den  Entwurf 
mit  einer  Denkschrift  zugehen,  in  welcher  zugleich  auf  einige 
wesentliche  Bedenken  gegen  den  Inhalt  des  Entwurfs  auf- 
merksam gemacht  wurde. 

Inzwischen  war  von  dem  Bevollmächtigten  fhr  Sachsen 
der  wiener  Konferenz  ein  Entwurf  zu  einem  Vertrage  wegen 
des  Feingehalts  der  Gold-  und  Silberwaaren,  wie  er  nach 
Ansicht  seiner  Regierung  den  bisher  über  diesen  Gegenstand 
staitgefundenen  Erörterungen  zu  entsprechen  scheine,  über- 
reicht worden.  Dieser  Entwurf  befindet  sich  als  Beilage  bei 
dem  9.  Protokolle  vom  29.  September  1856. 

Rückäusserungen  an  die  preussische  Regierung  erfolgten 
von  15  deutschen  Regierungen  in  der  Zeit  bis  zum  Monat 
Mai  1857. 

Wenn  auch  die  Ansichten  niclit  durchgehend  überein- 
stimmten, in  einzelnen  Punkten  sogar  grundsätzlich  von  einander 
abwichen,  gewährten  die  Aeusserungen  doch  im  allgemeinen 
Hoffnung  auf  eine  Verständigung.  Nicht  so  auch  die  württem- 
bergische Erklärung,  welche  zu  den  wesentlichsten  Prinzipien 
des  auf  der  wiener  Münzkonferenz  vereinbarten  Vertrags- 
entwürfe, insbesondere  zu  dem  Stempelungs-  und  Legirungs- 
zwange  die  Zustimmung  versagte. 

Unterdess  war  die  Münzkonvention  vom  24.  Januar  1857 
zum  Abschluss  gelangt.     Bei   den  in  Artikel  3  des   Handels- 
und Zollvertrags  vom   19.  Februar   1853   vorgesehenen   Ver- 
handlungen über  weitere  Erleichterungen  des  Verkehrs  zwischen 
dem  Zollvereine   und  Oesterreich,   zu  welchen    im  März  1857 
zu  Berlin  eine  Konferenz  zusammentrat,  wurde  zwar  die  Er- 
ledigung jener  nicht  zum  Austrag  gebrachten  Sache  von  der 
österreichischen    Regierung    wieder    angeregt    (Punkt   II    des 
Protokolls    vom   27.  März  1857).    Die  Angelegenheit  ist  aber 
später  nicht  wieder  aufgenommen  worden,  und  namentlich  auch 
bei  dem  Abschlüsse  der  Handels-  und  Zollverträge  mit  Oester- 
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reich   vom  11.  April   1865  und   vom  d.  März  1868  ODerledigt 
geblieben. 

Inzwiachea  wurde  die  Materie  in  Oesterreich  durch  das 
Gesetz  über  den  Feingehalt  der  Gold-  und  SUberwaaren 
und  dessen  Ueberwacbung  vom  19.  Äugast  1865  (S.  181 
des  österreichischen  Reichsgesetzblattes  vom  Jahre  1866) 
und  bald  darauf  in  Bayern  durch  die 

Verordnung,   den  Feingehalt  und   die  Probe   von  Oold- 
und    Silberwaaren    betreffend,   vom   28.    Oktober    1868 
(Regierungsblatt  vom   Jahre  1868  S.  2281  ff.) 
geregelt. 

Die  Angelegenheit  ruhte  sodann,  bis  im  Herbst  des  Jahres 
1872  die  Fabnkanten  Wilkens  und  Söhne  in  Bremen  im 
Verein  mit  154  Fabrikanten  und  Verkäufern  von  Silberwaaren 
aus  Nord-  und  Süddeutachland  beim  Bundesrath  um  die  gesetz- 
liche Regelung  des  Feingehalts  der  im  Deutschen  Reiche  zum 
Verkauf  ausgebotenen  Silberwaaren  petitionirten. 


Die  Petition  von  Wilkens  und  Söline  zu  Bremen  vnd 
Genossen,  vom  Jalire  1872. 

Die  vorgenannte  Petition  gab  den  unmittelbaren  Anlass 
zu  der  nunmehr  erfolgten  Kegelung  des  Feingehalts  der  Oold- 
und  Silberwaaren  im  Deutschen  Reich.  Es  waren  namentlich 
drei  Momente,  welche  der  Petition  zu  statten  kamen: 

die  Errichtung  des  Deutschen  Reichs   und   der   Uebergang 

der  Gewerbegesetzgebung  auf  das  Reich, 
die  Einführung  eines  neuen  Gewichtssystems,  endlich 
der  Uebergang  Deutschlands  zur  Goldwährung. 

Die  Fetenten  hoben  hervor,  dass  fast  sämmthche  Staaten 
von  jeher  durch  gesetzliche  Bestimmungen  die  in  ihren  Gebieten 
befindlichen  Edelmetalle  gegen  willkürliche  Vermischung  und 
Unbestimmbarkeit  ihres  Werthes  sichergestellt  haben,  um  auf 
diese  Weise  einen  nicht  unbedeutenden  Tbeil  ihres  in  gewissem 
Sinne  baaren  oder  allzeit  disponiblen  Vermögens  gegen  Ent- 
werthung  zu  schützen.  Auch  in  Deutschland  habe  es  an  solchen 
gesetzlichen  Vorschriften  nicht  gefehlt,  nur  haben  sich  dieselben 
bei  der  politischen  Zerrissenheit  so  bunt  eestaltet,  dass  sie  in 
dem  neuen  Reich,  welches  seine  gesetzlicne  und  wirthschaft- 
liehe  Einheit  so  glücklich  anstrebe,  nur  noch  als  Unordnung 
und  Hemmniss  für  freie  geschäftliche  Bewegung  and  vortheij- 
hafte  Fabrikation  bestehen.  Dazu  werde  die  Menge  des 
Silbers,  welches  Deutschland  bei  seinem  wachsenden  Wohl- 
stand zu  den  verschiedensten  Gebrauchs-  und  Lususgegen- 
st&nden  in  seinen  Besitz  bringe,  eine  immer  grössere,  und 
deshalb  eine  einheitliche  gesetzriche  Bestimmung  wegen  seiner 
I^gining  entschieden  wünschenswerth. 
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Es  wird  dann  in  der  Petition  weiter  ausgeführt,  dass  zur 
2eit  in  Deutschland  drei  verschiedene  Silbergenalte  verarbeitet 
werden:  derelflöthigeinSchleswig-Holstein;  Posen  und  Schlesien, 
ier  zwölflöthige  in  den  nördlichen  und  östlichen,  der  dreizehn- 
löthige  in  den  stldlichen  und  westlichen  Theilen.  Dazu  hätten 
«ber  Preiskonkurrenz  und  missbräuchliche  Benutzung  eines 
Metzlich  eingeräumten  Remediums  für  verzeihliche  Ungenauig- 
keit  die  wirklichen  Legirungen  an  die  untersten  Grenzen  dieses 
Kemediums  herabgedrückt,  so  dass  thatsächlich  obige  Gehalte 
«elten  voll  gefunden  würden  und  eine  Erhöhung  dringend 
geboten  erscheine,  damit  nicht  ferner  im  Auslande  die  Be- 
aennung  „deutsches  Silber''  gleichbedeutend  sei  mit  „schlechtes 
and  unechtes  Silber*'. 

Hinsichtlich  der  Einfuhrung  eines  neuen  Gewichtssystems 
wurde  hervorgehoben,  dass  die  kölnische  Mark  zu  16  Loth, 
das  Loth  zu  18  Grän,  abzuschaffen  und  die  Uebertragung  der 
ins  ihr  entnommenen  Verhältnisse  für  Feingehalt  und  Remedium 
tuf  Dezimalstellen  unpraktisch,  deshalb  eine  Bezeichnung  der 
künftigen  Legirung  nach  einfachen  dezimalen  Verhältnissen 
wüDftchenswerth  sei. 

Endlich  wurde  mit  Rücksicht  auf  den  Uebergang  Deutsch- 
lands zur  Goldwährung  hervorgehoben,  dass  nach  dem  Ver- 
schwinden der  groben  Silbermünzen  dem  Fabrikanten  nicht 
mehr  wie  bisher  in  je  30  Thalern  ein  Pfund  fein  Silber 
xur  Verfügung  stehen  werde,  sondern  er  werde  sein  Arbeits- 
Silber  nach  einer  Valuta,  die  auf  Gold  basii*t  sei,  also  zu  schwanken- 
derem Preise  einkaufen  müssen,  und  wenn  dann  keine  gesetz- 
liche Vorschrift  über  Feingehalt  seiner  Silberwaaren  ihm  zur 
Seite  stehe,  werde  ein  allmähliches  Heruntergehen  der  Legirung 
nicht  ausbleiben. 

Die  Petition  schloss  mit  dem  Satze: 

^Fabrikanten  wie  Verkäufer  von  Silberwaaren  sehnen  sich 
darnach,  durch  ganz  Deutschland  in  einen  freien,  nicht 
mehr  durch  widersprechende  Verordnungen  erschwerten 
Verkehr  unter  einander  treten  zu  können,  und  wünschen 
ihren  Kunden  gegenüber  ein  offenes,  Allen  bekanntes  Werth- 
verhältnlss  des  Arbeitssilbers  und  seiner  Legirung  herbei- 
gef&hrt  zu  sehen/ 

Der  Petition  war  ein  Gesetzentwurf  beigefügt,  welcher 
die  Anfertigung  geringhaltiger  Silberwaaren  (unter  ®^*^  looo 
Feingehalt)  verbot  und  die  Stempelung  aller  Silberwaaren  mit 
einem  einheitlichen  Stempel  (Kaiserkrone,  Adler  oder  dergl.) 
unter  Beidrückung  der  (ieachäftsfirma  durch  den  Verkäufer 
vorschrieb. 

Von  einer  Regelung  des  Feingehalts  der  Goldwaaren 
sahen  die  Petenten  ab,  weil  es  ihnen  nicht  gelungen  war,  von 
den  grösseren  Fabrikanten  derselben  in  Pforzheim,  Stuttgart 
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und  Hanau  Vorschläge  dal^r   zu  erhalten,  indem  eine  geaet^^ 
geberische  Behandlung  dieses    Industriezweiges   viel  \ 
Schwierigkeiten  biete. 


Bnndesrathsbesehlüsse  vom  17.  Febmar  1873 
nnd  4.  Februar  1875. 

Unter  dem  17.  Februar  1873  beachloss  der  BundesraUi^ 
die  vorstehend  wiedergegebene  Eingabe  den  Regierungen  der 
deutschen  Bundesetaaten  mit  dem  Anheimgeben  mitzutheilen, 
innerhalb  der  nächBten  drei  Monate  darüber  eine  Änsichts- 
äueserung  an  das  Reich  skan zier amt  gelangen  zu  lassen. 

Wie  aus  einem  dem  Bundesrath  erstatteten  Vorbericht 
des  ÄUBScbusaes  f^r  Handel  und  Verkehr  vom  14.  Dezember 
1872  hervorgeht,  erschien  es  nicht  angemessen,  schon  damals 
mit  einer  materiellen  Prüfung  der  durch  die  Petition  wieder 
in  den  Vordergrund  gestellten  Frage  sich  zu  befassen.  Die- 
Verhältnlsse  seien  nicht  mehr  dieselben  wie  zu  jener  Zeit^ 
da  die  deutschen  Regierungen  über  die  Frage  verhandelt  und. 
zu  derselben  Stellung  genommen  hätten.    Der  theilweise  Ueber- 

§ang  der  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  auf  dns  Reich,  das 
urch  die  Gewerbeordnung  proklamirte  Prinzip  der  Gewerbe- 
freiheit, der  Aufschwung,  den  die  betreffende  Industrie  in  der 
Zwischenzeit  genommen  habe,  und  die  grössere  Komplizirtheit 
derselben,  dei-  im  Waarenverkehr  steigende  Verbrauch  von 
Surrogaten  fUr  Gold  und  Silber,  der  in  der  Petition  hervor- 
gehobene, namentlich  in  Bezug  auf  den  Export  bestehende 
Unterschied  der  Verhältnisse  bei  Gold-  und  bei  Silberwaareo, 
der  von  dem  Uebergange  zur  Goldwährung  zu  erwartende 
Finäues  auf  den  Preis  des  Arbeitssilbers :  alles  das  biete  neue 
Gesichtspunkte  dar  und  lasse  die  Frage  nicht  mehr  in  dem- 
selben  Licht  erscheinen  wie  vor  15  Jahren.  Es  sei  bedenklieb 
ohne  weiteres  zu  den  Prinzipien  des  damals  aufgestellten,  einer 
Vereinbarung  nahegebrachten  Vertragsentwurfs  zurück  Bu 
greifen,  nicht  minder  bedenklich,  eine  neue  Basis  zu  suchen, 
ohne  dasB  den  Regierungen  zuvor  Gelegenheit  geboten  worden, 
mit  Berücksichtigung  der  neuen  Gestaltung  der  politischen  und 
industriellen  Verhältnisse  die  Frage,  in  Ansehung  sowohl  des 
Bedürfnisses  einer  gesetzlichen  Regelung  überhaupt  als  der 
dabei  zu  befolgenden  Prinzipien  insbesondere,  einer  erneuten 
Erwägung  zu  unterziehen. 

In  Folge  jenes  Beschlusses  gelangten  von  fast  sämmtlichen 
Regierungen  minder  oder  mehr  eingehende  Aeusserungen  an 
das  Reicbskanzleramt. 
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Diesdben  waren  der  gesetzlichen  Regelung  der  An- 
gele£;eiiheit  im  allgemeinen  günstig.  Ueber  die  hierbei  zu 
brfo^nden  Prinzipien  gingen  die  Ansichten  indessen  noch 
gas  einander. 

Bei  dieser  Sachlage  beschloss  der  Bundesrath,  dem  daa 
Material  vom  Reichskanzler  unterbreitet  wurde,  den  letzteren 
sa  ersachen,  den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  Feststellung 
deB  Feingehalts  der  zum  Verkauf  gestellten  Silberwaaren,  soweit 
DÖthig,  nach  Vernehmung  von  Sachverständigen,  aufstellen  zu 
lassen  and  dem  Bundesrath  vorzulegen  (Beschluss  vom  4.  Febr. 
1875,  §  93  der  Protokolle). 


Die  gesetzgeberisehen  Hauptfragen. 

Die  Hauptfragen,  auf  welche  es  bei  der  Reselune  der 
Angelegenheit  ankam,  betrafen  die  Legirung,  die  ÄusfÜnrung 
der  Stempelung  und  die  Behandlung  der  Importwaaren. 

I.  In  ersterer  Beziehung  war  zwischen    drei   verschiedenen 

Systemen  zu  wählen: 

1.  die  Verarbeitung  der  edlen  Metalle  nur  in  bestimmten 
Mischungsverhältnissen  zuzulassen  (Legirungszwang), 

2.  aUe  Mischungsverhältnisse  zuzulassen,  die  Bezeichnung 
des  Feingehalts  jedoch  vorzuschreiben  (Stempelungs- 
zwang), 

3.  die  Verarbeitung  in  jedem  Mischungsverhältnisse  zwar 
zu  gestatten,  die  Bezeichnung  als  Waare  aus  edlem 
Metalle,  beziehungsweise  die  Aufdrückung  eines  den 
Feingehalt  bezeichnenden  Stempels  aber  auf  bestimmte 
feinere  Legirungen  zu  beschränken  (Stempelungs- 
verbot für  die  nicht  normalgehaltigen  Le- 
girungen). 

II.  In  Betreflf  der  Durchführung  der  Stempelung,  mochte 
dieselbe  nun  im  Sinne  des  unter  1,  2  oder  3  vorbe- 
zeichneten Systems  beliebt  werden,  kam  es  darauf  an, 
zu  entscheiden,  ob  die  Stempelung  zweckmässiger  amt- 
lich durch  staatlich  angestellte  Beamte  zu  geschehen  hat 
(Präventivsystem)  oder  den  dafür  verantwortlichen 
Produzenten  zu  überlassen  ist  (Repressivsystem). 

III.  Hinsichtlich  der  Importwaaren  musste  festgestellt  werden, 
ob  man  den  mit  ausländischen  obri^eitlichen  Stcinpeln 
versehenen  Waaren  eine  privilegirte  Behandlung  zu  Theil 
werden  lassen,  oder  ob  man  ausländische  Waaren  nur  zu- 
lassen wollte,  wenn  dieselben  entweder  nicht  gestempelt 
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oder  durch  die  inländischea  Verkäufer  mit  dem  Reidia- 
Stempel  und  ihrer  Firma  versehen  giad, 
Kodlich  kam 
IV.   in  Frage,  üb  die  etwa  zu  erlasseadeu  Bestimmiuigea  auf 
die  Goldwaaren  ausgedehnt  werden  sollten. 


Enqoete  vom  Jahre  1875. 

In  Ausführung  des  Bundcsrathsbeschlusses  vom  4.  Februar 
1875   veranlasste   das   Beichskanzleramt  eine  umfassende  £a- 

3u§te,  indem  es  einen  vorläufigen  Gesetzentwurf  aufstellte  und 
enselben  durch  Vermittelung  der  Land  es  beb  Orden  zahlreichen 
Fabrikanten  und  Kaufleuten,  sowohl  aus  den  Kreisen  de« 
kleinen  als  auch  des  grossen  Gewerbes,  und  insbesondere  auch 
Hus  dem  Bereiche  der  Kunstindustrie,  zur  sachverständigen 
Prüfung  mittheilte. 

Der  in  solcher  Weise  der  fachmännischen  Beurtheilung 
unterstellte  Entwurf  wai-  dem  Beschlüsse  des  Bundesraths 
gemäss  zwar  auf  Silberwaaren  beschränkt  geblieben.  Da 
jndess  bei  jeuer  Beschlussfassung  von  einer  Seite  bereits  der 
^VunBch  Ausdruck  gefunden  hatte,  dass  die  gesetzliche  Regelung 
uuf  die  Goldwaaren  ausgedehnt  werden  möge,  so  wurde  den 
Sachverständigen  auch  die  Frage  vorgelegt,  ob  sich  eine  Aoa- 
dehaung  des  Entwurfs  auf  die  Goldwaaren  empfehle. 

Die  Bestimmungen  des  Entwurfs  beruhten  auf  folgenden 
Grundsätzen: 

1.  dass  gewisse  Grade  des  Feingehalts  auf  den  Waaren  durch 
eine  bestimmte  in  ganz  Deutschland  gleiche  Stempelung 
sollten  bezeichnet  werden  dürfen; 

2.  dass  andere  als  diese  Gebaltsbezeichnungen  unzulässig 
sein  aotlten; 

3.  dass  den  Betfaeiligteo  Gelegenheit  gegeben  werden  sollte, 
die  Bichtigkeit  der  Gehalubezeichnungen  in  glaubwürdiger 
Weise  feststellen  zu  lassen. 

Der  Entwurf  wurde  zur  Aeusseruiig  vorgel^:  in  Preussen 
inabesondere  Sachverständigen  aus  Frankfurt  a.  M.,  Hanau, 
Kassel,  Köln,  Aachen,  Altona,  Dortmund,  Hannover,  Berlin, 
Königsberg,  Breslau  u.  a. ;  in  Bayern  zahlreichen  Handels- 
kammern und  einzelnen  Sachverständigen,  desgleichen  in 
Württemberg  (Stuttgart,  Gmünd)  und  Baden  (Pforaheim,  Karls- 
ruhe, Freiburg,  Heidelberg),  ferner  Sachverständigen  in  Dann- 
stadt,  Lübeck,  Bremen,  Hamburg  u.  s.  w. 

Der  Standpunkt  des  Entwurfs  fand  bei  dem  weit  Über- 
wiegenden Theil  der  gewerblichen  Kreise  Zustimmung.  Hehrfach 
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wurde  der  Zustand,  wonach  bezüglich  des  Feingehalts  der 
Edelmetallwaaren  nicht  nur  in  den  verschiedenen  Theilen 
Deutschlands  ein  verschiedenes  Recht  galt,  sondern  auch 
Fabrikation  und  Handel  von  verschiedenen  Gewohnheiten  be- 
herrscht wurden,  als  unhaltbar  bezeichnet  Es  wurde  zu^eeeben, 
im  Täuschungen  des  Publikums  über  den  Feingehalt  der 
Waaren  häufig  vorkommen,  dass  eine  grosse  Menge  von 
Waaren  im  Verkehr  sei,  welche  einen  geringeren  als  den  ali- 
gemein gebräuchlichen  und  selbst  als  den  ausdrücklich  ange- 
gebenen Feingehalt  besitzen.  £&  wurde  behauptet,  dass  unter 
Jen  gegenwärtigen  Verkehrsverhältnissen  der  Feingehalt  der 
Waaren  immer  mehr  sich  verringern  müsse  und  auch  that- 
aächlich  in  stetiger  Abnahme  begriffen  sei.  Es  wurde  beklagt, 
im  hiedurch  die  Technik,  namentlich  nach  der  kunstgewero- 
liehen  Seite  hin,  in  sehr  nachtheiliger  Weise  berührt  werde 
und  dass  der  Absatz  deutscher  Waare,  insbesondere  in  das 
Ausland  —  wenn  auch  vielleicht  durch  die  Billigkeit  der  gering- 
haltigen Waare  vorübergehend  gehoben  —  auf  die  Dauer  jeden- 
tdls  zurückgehen  müsse.  In  den  gewerblichen  Kreisen  zeigte 
lieh  die  Ueberzeugung  verbreitet,  dass  diesen  Uebelständen 
und  Gefahren  mit  Erfolg  entgegengearbeitet  werden  könne, 
wenn,  wie  der  zur  Beurtheilung  gestellte  Entwurf  dies  beab- 
sichtige, den  Fabrikanten  und  Kaufleuten  die  Möglichkeit  ge- 
boten werde,  ihre  bessere  Waare  in  allgemein  gültiger  und 
allgemein  verständlicher  Weise  kenntlich  zu  machen. 

Die  Gegner  des  Entwurfs  theilten  sich  in  zwei  Lager. 
Nur  sehr  wenige  Stimmen  waren  es,  welche  sich  überhaupt 
gegen  eine  Intervention  der  Gesetzgebung  aussprachen,  sei  es 
wed  sie  solche  für  unnütz,  sei  es  weil  sie  dieselbe  fUr  schädlich 
hielten.  Zahlreichere  Gegner  fand  der  Entwurf  deshalb,  weil 
er  nicht  scharf  genug  gegen  die  bestehenden  Missstände 
Torgehe.  Einig  mit  der  vorherrschenden  Anschauung  in  der 
Verurtheilung  des  Bestehenden,  theilten  diese  Gegner  doch  nicht 
die  Hoffnung,  dass  ein  auf  der  Grundlage  des  Entwurfs  er- 
hssenes  Gesetz  nachhaltige  Wirkungen  haben  werde.  Ihre 
Wünsche  waren  deshalb  auf  die  Einführung  eines  Stempelungs- 
iwanges  und  theils  sogar  eines  Legirungszwanges  gerichtet, 
la  Nurddeutschland  nur  wenig  vertreten,  hatten  diese  Ansichten 
in  Sttddeutschland  weitverbreiteten  Ausdruck  gefunden. 

Die  Frage,  ob  auch  die  Goldwaarenindustrie  eine  gesetz- 
liche Regelung  in  der  Richtung  des  Entwurfs  wünschenswerth 
ascheinen  lasse,  war  in  den  sachverständigen  Kreisen  eben- 
falls eingehend  erwogen  worden.  Eine  besonders  lebhafte, 
über  den  Bereich  der  amtlichen  Erhebungen  weit  hinausgehende 
Erörterung  erfuhr  sie  an  den  Hauptsitzen  der  deutschen  Gold- 
waarenindustrie :  in  Hanau,  Stuttgart,  Schwäbisch-Gmünd  und 
Pforzheim.  Während,  von  letzteren  Orten  abgesehen,  in  Süd- 
deatschland  fSetst  einstimmig,  in  Norddeutschland  und  namentlich 
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in  Berlin  eiostiminig  die  Ausdehnung  des  Entwurfs  auf  die 
Qoldwaaren  gewüiiEcLt  wurde,  bildeten  eich  in  den  genanntes 
Städten  unter  der  Einwirkung  lebhafter  Agitationen  zwei 
Parteien,  von  welchen  die  eine  ebenso  entachieden  für  diese 
Ausdehnung  war,  wie  die  andere  dieselbe  verwarf.  In  Stutt- 
gart und  Gmünd  schien  wie  von  der  letzteren  vertretene  Auf- 
fassung nur  wenig  Anhänger  zu  besitzen,  in  Pfurzheira  war 
sie  anscheinend  die  überwiegende,  in  Hanau  waren  beide 
Meinungen  stark  vertreten. 


Gesetzentwurf  virni  Jahre  IS7S. 


Das  ErgebnisB  der  Erhebungen  vom  Jahre  1875  durfte 
im  ganzen  als  eine  Bürgschaft  dafür  nncesehen  werden,  dau 
mit  den  Grundsätzen  des  aufgestellten  Entwurfs,  von  Einzel- 
heiten abgesehen,  der  richtige  Weg  für  die  Lösung  der 
fichwehenden  Frage  eingeschlagen  war.  Während  Fabnkation 
und  Handel  in  ihrer  freien  Bewegung  dadurch  Dicht  beschränkt 
wurden,  wurde  doch  den  betheiligten  Kreisen  die  Möglichkeit 
geboten,  aus  eigener  Initiative  einfachere  und  solidere  Ver- 
liältniase  in  das  Edelmetallgewerbe  einzurühren.  So  gewährte 
der  Entwurf  einen  beachte nswerthen  Vortheil,  ohne  anderer- 
seits Gefahren  zu  erzeugen.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus 
muBBte  es  stichgemäss  erscheinen,  auch  die  Goldwaaren  unter 
das  Gesetz  zu  stellen.  Die  Grundlagen  des  Entwurfs  konnten 
demnach  bei  den  weiteren  Vorarbeiten  unisomehr  tes^ebaltec 
werden,  als  dieselben,  und  zwar  auch  in  der  Anwendung  auf 
die  Goldwaarenindustrie  der  Auffassung  der  meisten,  durch- 
die  Industrie  ihrer  Länder  an  der  Frage  betheiligten  Bunde»-' 
regierungen  entsprachen. 

Demgemäss  gelangte  nach  weiteren  eingehenden  Be- 
ralhungen  im  Bundesrath  unter  dem  6.  Märe  1878  der  nacb- 
slehende  „Entwurf  eines  Gesetzes  über  den  Feingehalt  der 
Gold-  und  Süberwaaren"   an  den  Reichstag. 

§  !• 

Eine  Angabe  dea  Feingehalts  auf,Oold-  und  äilherwaaren 
iittnur  mich  Maassgabe  der  folgenden  Bestimmungen  gestattet 


Auf  äilherwaaren  darf  der  Feingehalt  nur  in  800  oder 
mehr  Tausendtheileu,  auf  Goldwaaren  nur  in  580  oder  mehr 
Tausendtbeilen  angegeben  werden. 

Der  wirkliche  Feingehalt  darf  weder  im  Ganzen  der 
Waare   noch   auch   in    deren    einzelnen   BestandtheiJen   bei 
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SQberwaaren  mehr  als  8,  bei  Gold  waaren  um  mehr  als  5  Tausend- 
theile  unter  dem  angegebenen  Feingehalt  bleiben.  Bei  Er- 
mittelung des  Feingehalts  bleibt  die  Löthung  ausser  Betracht. 

§3. 

Die  Angabe  des  Feingehalts  geschieht  durch  ein  Stempel- 
seicheu;  welches  die  Zahl  der  Tausendtheile  und  die  Firma 
des  GeschäiltSy  fUr  welches  die  Stempelung  bewirkt  ist, 
kenntlich  macht.  Die  Form  des  Stempelzeichens  wird  durch 
den  Reichskanzler  bestimmt. 

§4. 

Ausländische  Waaren,  deren  Feingehalt  durch  eine  diesem 
Gesetze  nicht  entsprechende  Bezeichnung  angegeben  ist, 
dürfen  feilgehalten  werden,  wenn  sie  ausserdem  mit  einem 
Stempelzeichen  nach  Maassgabe  dieses  Gesetzes  versehen  sind. 

§  5. 

Für  die  Richtigkeit  des  angegebenen  Feingehalts  haftet 
der  Verkäufer  der  Waarc.  Ist  deren  Stempelung  im  In- 
lande  erfolg  so  haftet  gleich  dem  Verkäufer  der  Inhaber 
des  Geschäfts,  für  welches  die  Stempelung  erfolgt  ist. 

§  6. 

Gold-  oder  Silberwaaren,  auf  welchen  der  Feingehalt 
angegeben  ist,  dürfen  mit  anderen  metallischen  Stoffen  nicht 
ausgefüllt  sein :  Verstärkungsvorrichtungen,  welche  im  Innern 
der  Waare  angebracht  sind,  dürfen  mit  der  letzteren  metallisch 
nicht  verbunden  sein. 

§7. 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  Eintausend  Mark  oder  mit  Ge- 
fängniss  wird  bestraft: 

1.  wer  Gold-  oder  Silberwaaren,  welche  nach  diesem  Gesetz 
mit  einer  Angabe  des  Feingehalts  nicht  versehen  sein 
dürfen,  mit  einer  solchen  Angabe  versieht; 

2.  wer  Gold-  oder  Silberwaaren,  welche  nach  diesem  Gesetz 
mit  einer  Angabe  des  Feingehalts  versehen  sein  dürfen, 
mit  einer  anderen  als  der  nach  diesem  Gesetz  zulässigen 
Feingehaltsangabe  versieht ; 

3.  wer  andere  Waaren  als  Gold-  und  Silberwaaren  mit 
einer  nach  diesem  Gesetz  für  den  Feingehalt  von  Gold- 
und  Silberwaaren  zulässigen  oder  einer  ähnlichen  An- 
gabe versieht; 

4.  wer  Waaren  feilhält,  welche  mit  einer  diesem  Gesetze 
nicht  entsprechenden  Angabe  versehen  sind. 

Mit  der  Verurtheilung  ist  zugleich  auf  Vernichtung  der 
gesetzwidrigen    Bezeichnung    oder,   wenn    diese    in   anderer 


14  VI.  SM 

Weise    nicht    müglich   ist,   auf  Zerstömng   der   Waare   eh 
erkenneD.  ■ 

S  8.  I 

Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Juli  187f  in  Kraft.   An  dem-n 
selben  Tage  treten  alle  landesrechtlichen  Bestimmungen  über 
den  Feingehalt  der  Gold-  und  Öilberwaaren  ausser  Geltung. 

Der  vorstellende  Entwurf  liess  somit  die  volle  Freiheit 
bestehen,  Waaren  in  jedem  Feingehalte  herzustellen,  und  zwang 
Niemand,  den  Feingehalt  auf  der  Waare  anzugeben.  Dagegen 
sollten  gewisse  Grade  des  B^eingehalts  auf  den  Waai-en  durch 
eine  bestimmte,  in  ganz  Deutschland  gleiche  Stempelung  be- 
zeichnet werden  können  und  andere  als  diese  Gehaftsbe- 
zeichnungen  überhaupt  nicht  zulässig  sein.  Die  maassgebenden 
Gesichtspunkte  waren  dabei  auf  ein  zwiefaches  Ziel  gerichtet: 
zunächst  sollte  das  Publikum  im  Handel  und  Verkehr  mehr 
als  bisher  gegen  Tauaehung  gesichert  werden;  sodann  sollte 
die  Fabrikation  in  ihren  auf  die  Vereinfachung  der  bestehenden 
Legirungsverhältnisse  gerichteten  Bemühungen  durch  das  GeseU  < 
unterstützt  werden.  m 

„Auch  in  dieser  zweiten  Beziehung",  sagen  die  Motive  des  I 
Entwurfs,  „ist  das  Interesse  des  Publikums  betheiligt,  wmI  * 
Täuschungen  um  so  eher  mÜglich  sind,  Je  mannigfaltiger 
die  Legirung  der  auf  dem  deutschen  Markt  angebotenen 
Waaren  ist.  Aber  vorwiegend  wird  dadurch  doch  den  Interessen 
des  Gewerbes  Rechnung  getragen,  insofern  für  dieses  die 
Kosten  und  die  Schwierigkeiten  der  Fabrikation  sich  steigern, 
je  verschiedener  der  Gehalt  des  auf  dem  Markt  verkäutlichen 
rohen  und  Bruchmetalls  und  je  mannigl'altiger  der  Feinheits- 
grad  der  von  dem  Publikum  verlangten  Waare  ist. 

„Nach  beiden  Richtungen  hin  sucht  der  Entwurf 
durch  Zwang  und  Verbote,  sondern  dadurch  zu  wirken,  di 
er  Waaren,  welche  eine  in  technischer  und  wirthschaftlicher 
Rücksicht  vortheilhiifte  Legirung  enthalten,  durch  gewisse  Be- 
günstigungen auszeichnet:  das  Publikum  soll  darauf  hinge- 
wiesen werden,  vorzugsweise  Waaren  eines  bestimmten  Fein- 
gehalts zu  verlangen,  und  andererseits  das  Gewerbe  angeregt 
werden,  vorzugsweise  auf  die  Anfertigung  solcher  Waaren  sich 
zu  verlegen.  Während  damit  Fabrikation  und  Handel  in  ihrer 
freien  Bewegung  nicht  beschränkt  werden,  ist  doch  den  be- 
tbeiligten  Kreisen  die  Möglichkeit  geboten,  aus  eigener  Initiative 
einfachere  und  solidere  Verhältnisse  in  das  Edelmetallge werbe 
einzuführen.  So  gewährt  der  Entwurf  einen  beachtenswert hen 
Vortheil,  ohne  andererseits  Gefahren  zu  erzeugen.  Es  ist  zu- 
zugestehen, dass  seine  Bestimmungen  insofern  an  einem  Mangel 
leiden,  als  sie  eine  unmittelbare  und  sichere  Wirkung  in  der 
von  ibnen  begünstigten  Richtung  nicht  zu  äussern  vermögen. 
Erst  allmählich  wird  die  Erfahrung  ergeben,  ob  die  betheiligten 
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Kreise—  die  Gewerbeireibendea  ebensowohl  wie  die  Käufer  — 
gewJgl  sind,  den  ihnen  geöffneten  Weg  mit  Ernst  zu  be- 
schreiten. EHUtlt  sich  diese  Aussicht  nicht,  so  kann  immer 
noch  erwogen  wei-den,  ob  die  Gesetzgebung  mit  strengeren 
Bestimmungen  vorangehen  soll.  Erfüllt  sie  sich  'aber,  so 
werden  erheblicbe  wjrthscbattliche  V'ortheile  erreicht  werden, 
obne  die  Fabrikation  und  den  Handel  in  irgendwie  empfind- 
licher Weise  einzuengen." 

Die  gesetzliche  Regelung  sollte  somit  nicht  auf  der  Basis 
des  jLegirangszwanges*  (vergl.  oben  S  9)  erfolgen.  Zwar  be- 
rabte  und  beruht  noch  heute  die  Gesetzgebung  in  den  grossen 
Kachbarländern  Deutschlands,  insbesondere  England,  Frank- 
reich und  Oesterreicb- Ungarn,  auf  dem  sogenannten  Legirungs- 
zwuge,  wobei  die  Verarheitung  von  Gold  und  Silber  nur  in 
venigen  bestimmten,  meist  hohen  Feingehaltsstufen  zugelassen 
wird.  gEine  solche,  sehr  empfinditcne  Beschränkung  des 
Qewerbrä",  sagen  die  Motive,  „ist  für  Deutschland  aus  keinem 
Gesichtspunkte  des  Öffentlichen  Wohles  zu  begründen.  Im 
G^ntheil  liegt  es  durchaus  im  Interesse  unserer  Industrie, 
dus  Niemandem  verwehrt  wird,  in  jeglicher  Sletallmischung, 
wie  es  dem  augenblicklichen  Begehr  entspricht,  zu  arbeiten. 
Je  mehr  die  Fortachritte  in  der  Technik  des  Vergoldens,  Ver- 
lilbems  und  Flattirens,  sowie  in  dem  Anfertigen  und  Ausfüllen 
hohler  Waaren  die  Darstellung  von  Gegenständen  mit  einer 
mehr  oder  weniger  starken  Hülle  aus  edlem  Metall  in  Auf- 
nahme gebracht  haben,  um  so  nachtheiliger  muss  das  Gewerbe 
durch  eine  Beschränkung  in  der  Legirungs weise  berührt 
«erden.  Ganz  besonders  empfindlich  sind  in  dieser  Beziehung 
das  Eanstgewerbe  und  der  Ausfuhrhandel.  Jenes  wie  dieser 
verlangen  die  möglichste  Freiheit  in  der  Anwendung  des  zu 
den  verschiedenen  Waaren  zu  verwendenden  Materials." 

Andererseits  verwirft  der  Entwurf  auch  den  Stenipelungs- 
Ewang  (oben  S,  9),  aus  den  vorhin  angeführten  Gründen. 
Derselbe  adoptirt  vielmehr  das  oben  als  drittes  aufgeführte 
System  des  Stern pelungsverbots  für  die  nicht  norroalgenaltigen 
(me  niedrigen)  I^giningen. 

Hinsichtlicb  der  Durchführung  der  Stempelung  wird  von 
der  Einführung  amtlicher  Punzirung  Umgang  genommen,  da- 
gegea  das  RepressivBjstem  (oben  S.  S)  eingeführt,  und  zwar 
auch  hinsichtlich  der  vom  Auslände  eingeführten  Waaren. 


Berathnng  des  Gesetzentwurfs  im  Reichstag. 

Am  21.  März  1878  fand  im  Reichstag  die  erste  Berathung 
des  Gesetzentwurfs  statt,  wobei  sich  drei  Redner  im  ganzen 
für,  ein  Redner  gegen  die  beabsichtigte  Regelung  aussprachen 
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und  schlieBslicb  die  Verweisung  an  eine  Vierzehner-KommiBsioa 
beschlösse  wurde. 

AuBweialich  des  Kommisaionsberichts  vom  10.  Mai  1878, 
Nr.  231  der  Druckaachen  des  ReichslagSj  war  die  überwiegende 
Mehrheit  der  Konttnissionfiir  die  Vorlage.  Von  der  KoromisBion 
wurde  im  §  1  der  Gedanke,  dasB  Gold-  und  Silberwaaren 
zu  jedem  Feingehalt  angefertigt  und  feilgehnltea  werden  dürfen, 
ausdrücklich  ausgesprochen,  im  §  2  der  stempelfähige  Fein- 
gehalt bei  Gold  von  580  auf  585  Tauaendtheile  erhöbt,  und 
zu  S  4  der  Zusatz  beschlossen,  dass  Waaren,  welche  für  den 
Absatz  im  Inlande  nicht  bestimmt  sind,  den  Beschränkungen 
der  §§  2  und  3  nicht  unterliegen  sollen. 

Wegen  Schlusees  der  Reichstagssession  fand  eine  zweita 
Berathung  der  Vorlage  im  Plenum  nicht  statt. 


I 


ReiohstagS'Petitioiien  aus  deu  .lahren  IKSO  und  1S81.' 

Im  Jahre  1880  petilionirten  Bruckmann  und  tiöhne  in 
Ileilbronn  und  im  Jahre  1881  Wilkens  und  Söhne  in  Bremen 
und  Genossen  beim  Reichstag  um  gesetzliche  Regelung  de» 
Feingehalts  der  Gold-  und  Silberwaaren. 

Die  Petitionskommission  erstattete  zu  diesen  Petitionai 
im  Jahre  1880  einen  mündlichen  Bericht  und  im  Jahre  188J| 
einen  schriftlichen  Bericht,  jedesmal  mit  dem  Antrage, 

dem  Herrn  Reichskanzler  die  Petitionen  zur  Erwägung  H 
uberweiaen. 
(Drucksachen   des   Reichstags   1880   Nr.    110,   1881   Nr.  235;) 
Beide  Male  gelangten  die  Kommissionsberichte  indessen  wegea 
fSessionsschlusses  nicht  zur  Verhandlung  im  Plenum. 

Aus  dem  Berichte  vom  Jahre  1881  ist  die  in  denselben 
aufgenommene,  im  Jahre  1880  abgegebene  Erklärung  de| 
Bundesrat hskomraissars  Geheimraths  Nieberding  bemerken» 
werth: 

die  Keichsregierung  habe  sich  keineswegs  schlUssig  gemach^ 
das  Gesetz  fallen  zu  lassen,  es  sei  vielmehr  dessen  Wieder; 
einbringung  nur  durch  die  Fülle  anderer,  wichtigerer  Auf 
gaben  verschoben  worden. 

Die  Kommission  selbst  sprach  ihre  Ueherzeugung  dabin  aus, 
„dass  der  Erlass  eines  Gesetzes  nach  dem  mehrfiu^h  er- 
wähnten Entwurf  über  die  Festsetzung  des  Feingehalts 
dazu  beitragen  wird,  die  Bestrebungen  unserer  Fabrikantea-g 
zur  Hebung  unserer  Kunstgewerbe  und  zur  Wiedererlangunj 
des  VertrauenB  zu  deutschen  Gold-  und  Silberwaaren  i 
unterstützen". 
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Gesetzgeberische  Maassregeln  in  der  Schweiz  and 

in  Frankreich. 

Während  in  der  vorangegebenen  Weise  sich  die  gesetz- 
gebenden Faktoren  in  Deutschland  mit  der  Regelung  des 
Feingehalts  der  Gold-  und  Silberwaaren  abmühten^  ohne  zu 
einem  Resultat  zu  gelangen,  erliess  die  Schweiz  unter  dem 
23.  Dezember  1880  ein  Bundesgesetz,  betreffend  die  Kontro- 
lining  und  Garantie  des  Feingehalts  der  Gold-  und  Silber- 
waaren, dem  eine  Vollziehungsverordnung  vom  17.  Mai  1881 
folgte.  Andererseits  brachten  in  der  französischen  Deputirten- 
kammer  die  Deputirten  Viette,  Lockroy  und  Genossen  einen 
auf  die  Materie  bezüglichen  Gesetzentwurf  im  Februar  1882 
ein  (Documents  parlementaires :  Chambre  S.  340). 

Das  schweizerische  Gesetz  führte  für  1 8-  und  14karätige 
Uhrgehäuse  C^^^/iooo  und  *®*/iooo  Goldgehalt),  sowie  für  ®''^/iooo 
und  ^**®/iooo  haltige  Silberwaaren,  sofern  sie  als  solche  be- 
zeichnet sind,  eine  obligatorische  Kontrolirung  und  Stempelung 
ein,  für  andere  Gold-  und  Silberwaaren  eine  fakultative 
Kontrolirung. 

Sollte    durch    dieses    Gesetz     der    amtlich    gestempelten 
schweizerischen    Waare   im  Ausland   ein  erhöhter  Werth  ver- 
liehen und   deren  Absatz  dadurch   erleichtert  werden,  so  lag 
das  gleiche   Motiv    dem   vorerwähnten   französischen    Gesetz- 
entwurf zum    Grunde.     Die   Motive   zu  diesem  Gesetzentwurf 
sagen  in  dieser  Beziehung: 
„Mit  Rücksicht   darauf,  dass   seit  der  Veröffentlichung  des 
Gesetzes   vom    19.  Brumaire  des  Jahres  VI    der    innere 
Werth    der   zur   Juwelier-    und    Goldschmiedearbeit    im 
Auslande   verwendeten   edlen   Metalle   beständig   in   der 
Abnahme  begriffen  ist; 
dass  jenseits  unserer  Grenzen  goldene  und  silberne  Waaren 
von  jedem  Gehalt  gefertigt  werden,  während  französische 
Produzenten  selbst  zur  Ausfuhr  kein  Gold  unter  750  und 
kein  Silber  unter  800  Tausendsteln  verwenden  können; 
dass  unter  diesen  nachtheiligen  Umständen  die  Konkurrenz 

auf  den  fremden  Märkten  ihnen  fast  unmöglich  ist; 
dass  es  leicht  sein  würde,  durch  Festsetzung  eines  vierten 
Gehalts  (titre)  und  eines  demselben  entsprechenden 
Stempels  (poin9on,  Punze)  dieser  Lage  der  Dinge  abzu- 
helfen, ohne  die  Interessen  des  Schatzes  und  den  Ruf 
der  Rechtlichkeit  unserer  Fabrikation  zu  schädigen  und 
den  konventionellen  Tarifen  zu  nahe  zu  treten  — 

aus   diesen    Gründen  ist  es    angemessen,   das   Gesetz 
vom  Jahre  VI  auf  die  nachstehende  Weise  zu  verbessern 

Porachinigeii  (26)  VI.  3.  —  Bödiker.  2 
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Gesetzentwurf. 

Art.  1.     ^lit    Aulliebuiig    des    Artikels  4  des  Gesetzes   voiu 
19.    Brumaire    des    Jahres    VI    sind    die    Goldschmiede, 
Juweliere,  Juwelenhändler  und  Fabrikanten  von  goldenen 
Uhrgehäusen  befu^,  unter  Kontrole  und  Bürgschaft  des 
Staats   ausschliesshch   zur  Ausfuhr   bestimmte   Arbeiten 
aus   Gold  zum  Gehalt   von   584  Tausendsteln  und  aus 
Silber  von  600  Tausendsteln  zu  fertigen. 
Ein  besonderer  den  Gehalt  angebender  Stempel  und  ein 
eigenthümliches,  die  Bestimmung  der  Waare  zur  Ausfuhr 
ausweisendes  Gepräge  werden   durch  das  Departements- 
stempelamt auf  diesen  Gegenständen  angebracht. 
Art.   2.     Jedem    Fabrikanten,     Kaufinann,    Händler     imd 
Kommissionär  ist  verboten,  unter  irgend  einem  Vorwande 
goldene   oder  silberne   Waaren,   welche   mit  geringerem 
als  dem  durch  das  Gesetz  vom  19.  Brumaire  bestinmitea 
Gehalte  verfertigt  sind,  zum  innern  Verbrauch  zu  liefern^ 
Art.  3.     Bezüglich   aller   übrigen  Bestimmungen  unterliege!^ 
die  in  Rede  stehenden  Gegenstände  den  Vorschriften  des 
Gesetzes  vom  19.  Brumaire  des  Jahres  VI." 
Der  Gesetzentwurf  ist  sodann   in   sehr  erweiterter   Form 
und  10  Artikel  enthaltend  am   3.  Juli  1882  von  der  Kammer 
der  Abgeordneten  angenommen  worden  (Dubats  parlcmentaires: 
Chambre   1882  S.  1130)   und  unter   dem  25.  Januar  1884  als 
Gesetz  publizirt  (Journal  officiel  Nr.  25  vom  26.  Januar  1884). 
Der  Wortlaut   dieses  Gesetzes   nebst  der  dazu  erlassenen 
Ausführungsverordnung,  sowie  des  vorerwähnten  schweizerischen 
Gesetzes   nebst  Ausführungsverordnungen   ist   wegen   der  Be- 
deutung, welche   dieselben  besonders  für  Deutschland   haben, 
weiter  unten  mitgetheilt  werden.  —  Dort  finden  sich  auch  die 
uns  nahe  angehenden  belgischen  und  österreichischen  Gesetzes- 
bestimmungen zusammengestellt,  während  von  einer  weiteren  Be- 
handlung der  Gesetzgebungen  von  Spanien,  England,  Russland, 
Schweden    und    Norwegen  —   sämmtlich    mit  obligatorischer 
Feingehaltsbestimmung    und    Leeirungszwang    — ,   soT^^e  von 
Holland  und  Italien  —  mit  fakultativer  Feingehaltsbestimmung  — 
abgesehen  worden  ist. 


Regierungsvorlage  vom  Jahre  1884. 

Musste  durch  die  vorerwähnten  legislativen  Maassnahmen 
in  den  Nachbarländern  die  Aufmerksamkeit  der  auf  die 
Förderung  der  nationalen  Arbeit  bedachten  Reichsregierung 
erweckt  werden,  so  unterliessen  auch  einzelne  Handelskammern 
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(Osnabrück  u.  a.)  es  nicht,  auf  die  Nothwendigkeit  der  Regelung 
des  Feingehalts  der  Gold-  und  Silberwaaren  hinzuweisen,  und 
wurde  in  der  für  die  Berathung  der  1883er  Gewerbeordnungs- 
Koreile  eingesetzten  Reichstagskommission  an  den  diese  Vor- 
lage vertretenden  Regierungskommissar  die  Anfrage  gerichtet, 
ob  nicht  jene  Regelung  wieder  in  Angriff  genommen 
werden  solle. 

Die  verbündeten  Regierungen  nahmen  unter  diesen  Um- 
ständen den  Gesetzentwurf  vom  Jahre  1878  wieder  auf,  trugen 
den  von  der  Reichstagskommission  s.  Z.  beschlossenen,  vor- 
wiegend redaktionellen  Aenderungen  im  wesentlichen  Rechnung 
and  beschlossen  ausserdem  noch  einzelne  die  Hauptprinzipien 
des  alten  Entwurfs  unberührt  lassende  Abweichungen  von  dem 
letztern.  Insbesondere  wurden  die  Hauptgrundsätze  der  früheren 
Vorlage, 

dass  Gold-  und  Silberwaaren  zwar  zu  jedem  Feingehalt  an- 
gefertigt, mit  einem  Zeichen  des  Feingehalts  aber  nur 
dann  bezeichnet  werden  dürfen,  wenn  sie  einen  bestimmten 
Gehalt  an  Edelmetall  besitzen, 

dass  das  Feingehaltszeichen  im  ganzen  Reich  ein  einheit- 
liches sein  und  in  unzweifelhafter  Weise  den  wirklichen 
Feingehalt  erkennen  lassen  soll, 

dass  endlich  jeder  Verkäufer  der  Waare,  und  sofern  deren 
Stempelung  im  Inlande  erfolgt  ist,  auch  der  Inhaber  des 
Geschäfts,  für  welches  dieselbe  erfolgte,  für  die  Richtigkeit 
des  angegebenen  Feingehalts  haftet, 

unverändert  aufrecht  erhalten. 

Unter  dem  6.  März  1884  gelangte  der  Gesetzentwurf  an 
den  Reichstag  (Nr.  6  der  Drucksachen). 

Zu  demselben  ist  noch  Folgendes  zu  bemerken. 
Der  Gesetzentwurf  bezog  sich,   wie  insbesondere  aus  der 
Fassung    des    §    4    hervorging    —    vergl.    den    Gesetzentwurf 
in  dem    Anhang  zum  Kommissionsbericht   unten   Seite  46  — 
nur  auf  den   inländischen  Verkehr;   er   sollte  nur  auf  solche 
Fabrikationsgegenstände    Anwendung    finden,   welche   im    in- 
ländischen Handel  feil  gehalten  werden.  Ebenso  wurden  solche 
Gegenstände,   welche   ausserhalb    des   gewerblichen    Verkefirs 
durch  Verkauf  von  Hand  zu  Hand  ^ehen,  durch  den  Entwurf 
nicht   getroflfen.     Mit  Rücksicht   auf  den  derart  beschränkten 
Geltungsbereich   des  Entwurfs   erschien    es  nicht  nöthig,  Aus- 
nahmen von  einzelnen  Bestimmungen  zu  machen.    Insbesondere 
unterblieb  dies  in  Ansehung  älterer  Gold-  oder  Silbergeräthe, 
welche    einen   besonderen    Kunst-    oder    Alterthumswerth    be- 
haupten, zumal  sich  an  diesen  Geräthen  eigentliche  Feinheits- 
zeichen,   welche    nach    den   Bestimmungen   des   Entwurfs    als 
unzulässig  gelten  mussten,  nur  selten  vorfinden  werden. 

Der   Entwurf  ging   davon   aus,   dass   nur  bessere  Metall- 

2* 
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mischungen  mit  der  BezeicbnUDg  des  Feingehalts  versehen 
werden  dürfen.  Daeg  ftir  die  sogenannte  kurrente  Waare  sich 
mehrere  Ledrungen  in  DeutBcmand  eingebürgert  hatten,  und 
zwar  ftir  Silberwaaren  in  Süd  deutsch!  and  eine  schwerere  als  in 
Norddeutschland,  und  in  Norddeutgchland  selbst  noch  ver- 
schiedene, wurde  je  länger  desto  mehr  in  weiten  Kreisen  als 
ein  [JebeUtand  empfunden.  Derselbe  konnte  nur  dadurch  be- 
seitigt werden,  daes  der  besseren  Legirung  ein  gewisser  Vorzug 
eingeräumt  wurde,  indem  die  Hervorhebung  des  Feingehalts 
nur  fUr  sie  gestattet  blieb.  In  den  gewerblichen  Kreisen  war 
die  Zahl  detjenigen  Stimmen,  welche,  diesem  GrundaatEe  ent- 
gegen, für  jede  Mischung  die  Angabe  des  Feingehalts  gestattet 
wissen  wollten,  eine  verschwindend  kleine  gewesen.  Kein  er- 
hebliches Interesse  wurde  verletzt,  wenn  die  Bezeichnung  des 
Feingehalts  für  die  niedrigen  Feinlieitsstufen  ausgeschloBaen 
wurde;  die  Folge  konnte  lediglich  die  sein,  dass  in  manchen 
Kreisen  mehr  Werth  als  bisher  auf  den  Besitz  gestempelter 
Geräthe  gelegt,  dass  damit  die  Nachfrage  nach  solcher  Waare 
gesteigert  und,  wie  dies  in  der  Absicht  lag,  die  Verbreitung 
schlechterer  Waare  eingeschränkt  wurde. 

Die  Angabe  des  Feingehalts  sollte  nach  dem  Entwürfe 
durch  den  Fabrikanten  oder  durch  den  Händler  erfolgen 
können.  Eine  amtliche  Prüfung  der  Richtigkeit  des  Zeichens 
sollte  nicht  statttinden.  Die  Einzeichnusg  sollte  unter  der 
Verantwortlichkeit  der  Fabrikanten  und  Händler  geschehen 
und  lediglich  unter  ihre  und  der  Käufer  Kontrole  gestellt  werden. 
Gegen  die  Einführung  einer  fakultativen  Kontrole  durch 
Öffentliche  Beamte  hatten  nicht  nur  zahlreiche  Sachverständige 
sich  ausgesprochen,  sondern  auch  die  in  Bayern  gesammeiten 
Erfahrungen  sprachen  dagegen.  Denn  dort  hildete  diese 
fakultative  behördliche  Kontrole  geltendes  Recht;  thatsächlich 
war  aber  von  derselben  nur  äusserst  selten  Gebrauch  gemacht 
worden.  Der  Entwurf  nahm  deshalb  jene  fakultative  Kontrole, 
tur  welche  ein  allgemeines  Interesse  nicht  anerkannt  werden 
konnte,  nicht  auf.  Die  Motive  zu  §  1  (S.  10  a.  a.  O.)  sagen 
in  dieser  Beziehung: 

*nSoweit  an  einzelnen  Orten  das  BedUrfniss  nach  ent- 
sprechenden Einrichtungen  hervortreten  sollte,  sind  die 
betheiligten  gewerblichen  Kreise  in  der  Lage,  sich  selbst 
zu  helfen,  und  sie  haben  dies  bereits  mehrfach  gethan, 
indem  sie  sich  einer  Kontrole  durch  gewählte  Sachverständige 
unterwerfen.  Auch  ist  die  Gesetzgebung  hier  schon  insofern 
entgegengekommen,  als  durch  §  36  der  Gewerbeordnung 
ein  Weg  gegeben  ist,  um  den  kontrolirenden  Sachverstän- 
digen mittels  der  Berufung  durch  die  verfassungsmässig 
dazu  befugten  Staats-  oder  Kommunalbeh Orden  oder  Kor- 
porationen das  allgemeine  Vertrauen  zu  sichern.  Eine 
weitere  gesetzliche  Begünstigung  der  Kontrole  würde  nicht 
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nur  über  das  Bedürfniss  hinausgehen,  sondern  auch  mit 
vielfachen  Unbequemlichkeiten,  mit  unverhältnissmässigen 
Kosten  fiir  die  Gewerbetreibenden  verbunden  sein.  Sie 
würde  endlich  noch  die  Gefahr  erzeugen,  dass  die  Fabrikation 
in  den  grösseren  Orten,  welche  eine  Kontrolstelle  besitzen, 
b^ünstigt  wird  zum  Nachtheile  der  kleineren  Orte,  welche 
den  Kontrolstellen  mehr  oder  weniger  fern  gelegen,  nur 
mit  Zeilverlust,  mit  Unbequemlichkeiten  aller  Art  und  mit 
erhöhten  Kosten  deren  Dienste  in  Anspruch  nehmen  könnten. 
Die  Kleinindustrie,  die  gerade  in  der  Gold-  und  Silber- 
waarenfabrikation  noch  einen  gesunden  Boden  hat,  würde 
somit  zu  Gunsten  der  Grossindustrie  beeinträchtigt  werden. "  — 

Im  §  2  wurde  der  stempelungsfahige  Feingehalt  bei  Gold- 

waaren  von  580  auf  585  Tausendtheile,  d.  h.  2  Tausendtheile 

mehr  als  14  Karat,  erhöht.   Damit  sind  die  nach  den  oben  Seite 

17  u.  18  angeführten  schweizerischen  und  französischen  Gesetzen 

zu  14  Karat  für  den  Export  angefertigten  Waaren  in  Deutschlaud 

nicht  stempelungsfahig.     Jene  Waaren  dürfen  in  Deutschland 

mit  einem  Feingehaltsstempel  überhaupt  nicht  verkauft  werden. 

Die  Stempelung  des   12karätigen  Goldes   konnte  nicht  in 

Frage  kommen,  da  eine  Waare,  die  nur  zur  Hälfte  von  Gold 

ist,  nicht  als    „Gold"  gestempelt  werden   kann.     Beim   Silber 

ging  man  nicht  unter  **^^/iooo  hinunter,  weil  dieses  Mischungs- 

yerbältniss  der  Legirung  zu  13  Loth  am  nächsten  lag.    Diese 

letztere  Legirung  verdiente  aber  in  technischer  Beziehung  den 

Vorzug  vor   geringhaltigeren  Mischungen:    dieselbe  herrschte 

nicht  nur   in   einem   grossen   Theile   des   Reichs   bereits  that- 

sächlich,  sondern  war  in  Bayern  auch  gesetzlich  als  normaler 

Feingehalt  der  Silberwaaren  anerkannt;  endlich  Hess  sich  die 

50  wünschenswerthe  Einführung  einer  gleichmässigen  Legirung 

nur   auf  dieser   Feingehaltsstufe    erreichen,    da    wohl    gehofft 

werden  durfte,  dass  die  damals  noch  mit  weniger  feinem  Silber 

arbeitenden    Gewerbetreibenden  demnächst  zu    einer  höheren 

Gehaltsstufe  übergehen  würden,  aber  keine  Aussicht  vorhanden 

war,    dass   dort,  wo   das    ISlöthige   Silber   gebräuchlich   war, 

Gewerbetreibende    und    Konsumenten    sich    bestimmen   lassen 

würden,  eine  niedrigere  Mischung  anzunehmen. 

Für  die  585,  bezw.  800  Tauseodtheile  übersteigenden 
Mischungen  enthielt  der  Entwurf  keine  Beschränkungen.  Er 
gestattete  jeden  über  den  bezeichneten  Stufen  stehenden  Fein- 
neitsgrad  auf  den  Waaren  anzugeben.  Eine  gesetzliche  Be- 
schränkung hätte  hier  nur  den  Zweck  haben  können,  auch 
für  die  feineren  Legirungen  der  Edelmetallwaaren  die  Zahl 
der  Gehaltsabstufungen  möglichst  zu  verringern.  Allein  an 
dieses  Ziel  knüpfte  sich  weder  für  die  Fabrikation,  noch  auch 
für  das  grössere  Publikum  ein  erhebliches  Interesse.  Der 
Markt  fär   feiner  legirte  Waaren  ist  in  Deutschland  ein  sehr 
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beschränkter,  der  Verbrauch  innerhalb  der  Berölkerang  wird 
immer  überwiegend  auf  Waaren  des  »iedrigaten  zur  Be- 
zeichnung dea  Gehalts  zugelassenen  Fein  hei  tsgradea  gerichtet 
sein,  eines  Feinheitsgrades,  welcher  nach  unseren  wirthachafl- 
licben  Verhältnissen  die  Waaren  nicht  zu  sehr  vertheuert  und 
welcher  in  technischer  Beziehung  ein  tüchtiges  Fabrikat  re- 
präaentirt.  Auf  der  anderen  Seite  würde  eine  Vorschrift,  nach 
welcher  nur  einzelne  bestimmte  Legirunsen  mit  dem  Fein* 
gehalt  bezeichnet  werden  dürfen,  nicht  nur  die  Gefahr  erzeugen, 
dasa  der  Absatz  nach  dem  Auslände,  das  vielleicht  sehr  ver- 
schiedene Legirungen,  und  zwar  unter  der  Garantie  eines 
Feinheitastempels  verlangt,  empfindlich  beschränkt  wird,  sondern 
auch  die  Entwickelung  der  Kunstindustrie  hemmen,  die  in  der 
Wahl  der  feineren  Legirungen  eine  freie  Bewegung  beansprucht. 
Dem  sehr  fragwürdigen  Nutzen  irgend  welcher  Beschränkung 
standen  also  sehr  heachtenawerthe  Nachtheile  gegenüber. 

Hinsichtlich  der  zwischen  dem  wirklichen  und  dem  an- 
gegebenen Feingehalt  zulässigen  Abweichung  (Fehlergrenze, 
Remedium)  bestimmte  der  Entwurf,  daas  dieselbe  bei  Silber- 
waaren  8,  bei  Goldwoaren  5  Tausendtheile  an  den  lotbfreiea 
Stellen  betragen  dürfe.  Die  Löthung  aolle  ausser  Betraclit 
bleiben.  Der  Entwurf  folgte  darin  nicht  dem  Vorschlag  der 
1878er  ReichBtagskommission,  welciier  die  Löthung  mit  in  Be- 
tracht ziehen,  dafür  aber  das  Gesammtremedium  (bei  der 
aammt  der  Löthung  eingeschmolzenen  Waare)  in  beiden  Fällen 
auf  10  Tausendtheile  erhöhen  wollte. 

Eine  Unterscheidung  zwischen  gelötbeten  und  nicht  ge- 
lötheten  Waaren  und  die  Bestimmung  eines  höheren  Gesammt- 
remediuma  für  eretere  wurde  für  nicht  zweckmässig  erachtet, 
weil,  je  mehr  Unterscheidungen  in  die  Materie  hineingetragen 
würden,  desto  schwieriger  die  Kontrole  der  Waare  und  desto 
fraglicher  der  Nutzen  des  ganzen  Gesetzes  werden  müsse. 

Die  Stempelung  der  Waaren  erfolgt  durch  die  Betheiligten 
mittels  eines  Stempels,  welcher  von  jedem  Einzelnen  zu  be- 
schaffen und  der  vom  Bundesrath  bestimmten  Form  genau 
nachzubilden  ist;  ausserdem  soll  die  Firma  dea  Geschäfts,  für 
welches  die  Stempelung  bewirkt  wird,  sowie  die  Zahl  der 
Tausendtheile   durch  Stempelung   ersichtlich  gemacht  werden. 

Hinsichtlich  der  Exportwaaren  bestimmte  der  Entwurf 
(§  4),  dasB  dieselben  den  Beschränkungen  des  Gesetzes  nicht 
unterliegen  sollen.  Es  sollte  also  zulässig  sein,  die  Export- 
waaren mit  den  an  den  Bestimmungsorten  gelteaden  oder 
sonstigen  Stempeln  zu  versehen,  und  ebenso  die  Waaren, 
die  anders,  als  im  §  2  voi^esehen,  legirt  oder  gelöthet 
worden,  mit  einer  dem  vorhandenen  Feingebalt  entsprechenden 
Feingehaltsmarke  zu  bezeichnen.  Dagegen  sollte  es  nicht  ge- 
duldet werden,  Exportwaaren  mit  einem  Zeichen  nach  Maass- 
gäbe  der  §§  2  und  3  zu  versehen,  obgleich  die  Waaren 
den  Anforderungen  des  §  2  nicht  entspret^en,  also  schlechten 
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Exportwaaren  den  durch  das  Gesetz  zu  schaffenden  Stempel 
f&r  gute  Waaren  aufzudrücken.  Eine  Strafsanktion  hierfiir 
ftnd  «eh  in  §  7  Ziffer  2 — 4  in  Verbindung   mit  §  5. 

Aaf  den  Handel  mit  den  vom  Auslande  eingeführten 
Wa&ren  bezog  sich  der  Absatz  2  des  §  4.  Wurde  die  Aus- 
landswaare  bedingungslos  unter  die  allgemeinen  Bestimmungen 
des  Entwurfs  gestellt;  so  musste  die  Einführung  solcher  Waare 
in  hohem  Maasse  erschwert  werden,  da  dieselbe  regelmässig 
bereits  bei  der  Fabrikation  die  durch  die  Gesetzgebung  des 
Fabrikationsortes  vorgesehene  Bezeichnung  erhält.  Wurden 
umgekehrt  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  auf  die  im  Inlande 
hergestellten  Waaren  beschränkt,  so  würde  darin  eine  Be- 
günstigung der  ausländischen  Waare  gelegen  haben.  Der 
einzige  Weg,  um  diese  Schwierigkeiten  zu  vermeiden,  war 
der  in  dem  Entwurf  gewählte,  wonach  die  Importwaaren,  deren 
Feingehalt  durch  eine  dem  Gesetze  nicht  entsprechende  Be- 
zeichnung angegebeif  ist,  im  Inlande  nur  dann  feilgehalten 
werden  dürfen,  wenn  sie  ausserdem  mit  einem  Stempelzeichen 
nach  Maassgabe  des  Gesetzes  versehen  sind.  Wenn  dieser  Weg 
für  den  Einfuhrhandel  immerhin  noch  eine  gewisse  Belästigung 
mit  sich  brachte,  so  konnte  dies  um  so  weniger  Bedenken 
erregen,  als  die  deutsche  Waare  im  ausländischen  Verkehr 
im  allgemeinen  nicht  günstiger  gestellt  ist. 

Nach  dem  Wortlaut  und  Sinne  der  Bestimmungen  des 
§  4  Absatz  2  sollte  deutsche  Exportwaare,  welche  zum  Verkauf 
im  Inland  wieder  importirt  wurde,  der  Auslandswaare  gleich 
geachtet  werden. 

Die  ^§  5  und  7  regelten  die  zivilrechtlichen  und  straf- 
rechtlichen Folgen,  welche  sich  an  den  Verkauf  einer  mit 
einem  unrichtigen  Feingehalte  bezeichneten  Waare  knüpfen 
sollten;  §  6  bezog  sich  auf  die  sogenannten  Kittwaaren  und 
die  im  Innern  der  Waaren  angebrachten  Verstärkungsvor- 
richtungen; §  8  endlich  schob  die  Gesetzeskraft  bis  zum 
1.  Januar  1886  hinaus. 


Berathnn^  des  Gesetzentwurfs  im  Reichstag. 

Unter  dem  12.  März  1884  fand  die  erste  Berathung  der 
Vorlage  im  Reichstage  statt.  Mit  Ausnahme  eines  Redners 
sprachen  sich  die  Vertreter  der  verschiedenen  Fraktionen  im 
allgemeinen  zu  Gunsten  der  Vorlage  aus^  welche  an  eine  aus 
14  Mitgliedern  bestehende  Kommission  verwiesen  wurde.  Die 
letztere  hielt  ihre  erste  Sitzung  am  18.  März,  die  ferneren 
Sitzungen  vom  23.  April  1884  an  ab. 

War  die  Stimmung  der  Kommission  dem  Entwurf  in  der 
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ersten  Sitzun|j;  durchaus  günstig  gewesen,  so  hatte  sich  in 
der  Zwischenzeit  hinsichtlich  der  Schmucksachen  (im 
Gegensatz  zu  den  Gerätlien)  bei  manchen  Kommissionsmit* 
gliedern  ein  Umschwung  vollzogen. 

Der  Grund  für  diesen  Stimmungswechsel  lag  darin,  daes 
von   den  Fabrikanten  geringhaltiger  Schmucksachen  eine  hef- 
tige Agitation  gegen  die  Stempelung  der   besseren  Schmuck- 
sachen ins  Leben  gerufen  wurde.   Dieselben  befürchteten,  dass 
ihre  Fabrikate,  welche   nur  zu  ^U  bis  V2  aus  Gold  bestehen, 
demnächst  so  gut  wie  unverkäuflich  sein  würden,  wenn  die- 
selben  den  Stempel  nicht  trügen.    Das  Publikum  werde  nur 
die  gestempelten  feinhaltigen  Schmucksachen  kaufen,  die  un- 
gestempelten, auch  wenn  sie  eine  noch  so  schöne  Form  hätten, 
als  „unechte^,  als  „Schund"  ansehen.  Zum  Verschenken  werde 
sich  eine  ungestempelte  Waare  auf  die  Dauer  gar  nicht  mehr 
eignen.     Dadurch   würde   eine  empfindliche  Schädigung  zahl- 
reicher Betriebe,   welche  mit  der   Herstellung   geringhaltiger 
Schmucksachen  sich  befassen,  herbeigeführt  werden. 

Dem  gegenüber  unterliessen  die  Fabrikanten  feinhaltiger 
Schmucksachen  zwar  nicht  hervorzuheben,  es  liege  doch  kein 
Grund  vor,  ihnen  um  jener  geringhaltigen  Waare  willen  die 
Möglichkeit  vorzuenthalten,  unter  gesetzlichem  Schutze  den 
Feingehalt  auf  ihren  Waaren  anzugeben.  Es  sei  unrecht,  die 
Schmucksachen  von  jedwedem  Feingehalt  gleich  zu  behandeln 
und  dem  Publikum  es  unmöglich  zu  machen,  sich  vor  Täuschung 
und  Betrug  in  einfacher  Weise  wirksam  zu  sichern. 

Die  Kommission  hielt  in  ihrer  Mehrheit  angesichts  jener 
auch  in  die  Kreise  der  Kleinindustrie  übertragenen  Agitation 
an  dem  Entwurf  hinsichtlich  der  Schmucksachen  nicht  in 
vollem  Umfange  fest.  Vielmehr  gab  sie  —  nicht  ohne  leb- 
haften Widerspruch  der  Minderheit  —  die  ausschliessliche 
Stempelung  feinhaltiger  Schmucksachen  preis,  verbot  überhaupt 
die  Anbringung  des  vom  Bundesrath  zu  bestimmenden  Stempel- 
zeichens auf  irgend  welchen  Schmucksachen,  gestattete  dagegen 
die  einfache  Angabe  des  Feingehalts  mittels  eines  Zahlen- 
stempels in  Tausendtheilcn  (ohne  jenes  bundesräthliche  Stempel- 
zeichen) auf  allen,  auch  den  geringhaltigen  Edelmetallschmuck- 
sachen und  machte  den  Verkäufer  für  die  Richtigkeit  des 
angegebenen  Feingehalts  zivil-  und  strafrechtlich  verant- 
wortlich. 

Somit  kann  also  auch  bei  Schmucksachen  das  Publikum 
sich  dagegen  sichern,  Waaren  von  geringerem  Gehalte  zu  er- 
halten, als  CS  zu  kaufen  meint,  indem  es  den  Feingehalts- 
stempel sich  nachweisen  lässt.  Dagegen  ist  die  Auszeichnung 
feinhaltiger  Schmuckgcgcnstände  durch  das  vom  Bundesrath 
bestimmte  Stempelzeichen  ausgeschlossen. 

Goldene  und  silberne  Uhrgehäuse  wurden  von  der  Kom- 
mission den  Geräthen  gleichgestellt. 
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Inbetreflf  der  letzteren  wurde  sodann,  nach  Ausscheidung 
der  Schmucksachen,  die  Verschärfung  eingeführt,  dass  der 
Q^enstand,  im  Ganzen  und  mit  der  Löthung  eingeschmolzen, 
die  Fehlergrenze  von  fünf  (bei  silbernen  Geräthen  von  acht) 
Taosendtheilen  nicht  überschreiten  darf.  Andererseits  wurde 
mit  Rücksicht  auf  die  Ausscheidung  der  Schmucksachen  die 
TOD  den  Exportwaaren  handelnde  Ausnahmebestimmung  des 
S  4  Absatz  1,  weil  von  keinem  Bedtirfhiss  zu  Gunsten  der 
Geräthe  und  Uhrgehäuse  getragen,  beseitigt. 

Endlich  bescÜoss  die  Kommission  hinsichtlich  der  Kitt- 
naren  und  im  Innern  verstärkten  Waaren  eine  im  wesent- 
lichen redaktionelle  Aenderung  des  Entwurfs,  durch  welche 
die  in  der  Praxis  vorkommenden  Fälle  bestimmt  bezeichnet 
werden. 

Ab  Termin  für  die  Gesetzeskraft  wurde  der  1.  Januar 
1888  festgesetzt. 

Bei  der  Schlussabstimmung   über  den  also  abgeänderten 
Gesetzentwurf  ergab  sich  dessen  einstimmige  Annahme  seitens 
der  Kommission.  —  Da  der  Bericht  der  Kommission  inbetreff 
der  wirthschaftlichen    Bedeutung   der    deutschen    Gold-    und 
Silberwaarenindustrie  interessante    Angaben    enthält,    für    die 
Interpretation  des  Gesetzes  werthvoUes  Material  bietet  und  am 
Schlüsse  die   Fassung  der  Regierungsvorlage    derjenigen   der 
Rommissionsbeschlüsse    gegeniiuerstellt,    ist    ein    Auszug    aus 
jenem  Bericht  unter  Seite  32  ff.  zum  Abdruck  gebracht  worden. 
Für  die  zweite  Berathung  des  Gesetzentwurfs  im  Plenum 
des  Reichstags   (2.  Mai  1884)  nahm  die  Minderheit  der  Kom- 
mission den  Kampf  um   die   ausschliessliche   Stempelung    der 
feineren    Schmucksachen    nochmals   auf.      Die    Abgeordneten 
Freiherr  von  Göler,  Haerle,  Reiniger  und  Stötzel  beantragten, 
I.     dem  §  3b  die  folgende  Fassung  zu  geben: 
„Auf  goldenen   Schmucksachen  darf  der  Feingehalt  nur  in 
330   oder   mehr  Tausendtheilen,  auf  silbernen  Schmuck- 
sachen nur  in  660   oder  mehr  Tausendtheilen  angegeben 
werden. 
Das  vom  Bundesrath  gemäss  §  3  bestimmte  Stempelzeichen 
darf  auf  goldenen  Schmucksachen  nur  bei  einem  Fein- 
gehalte von  585  oder  mehr  Tausendtheilen,  auf  silbernen 
Schmucksachen   bei    einem    Feingehalte    von    800    oder 
mehr  Tausendtheilen  angebracht  werden."  — 

Absatz    3   wie    Absatz   2  der    Kommissionsbeschlüsse 
(siehe  unten  Seite  45  vorletzter  Absatz); 
IL    fUr   den   Fall    der  Annahme    von  §  3b  Absatz  2  nach 
der  oben  beantragten  Fassung  in  (dem  Strafparagraphen) 
§  7  nach  Ziffer  2  einzuschalten: 

2  a.  „wer  Gold-  oder  Silberwaaren  [welche  einen  ge- 
ringeren als  den  in  §  3b  Absatz  2  bezeichneten  Fein- 
gehalt haben]  mit  einem  dem  vom  Bundesrathe  gemäss 
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§  S  bestimmten   Stempel  zeichen  Ülmlichen   Zeichen  vqbI 
aieht;"  —  I 

(Drucksachen  dea  Reichatags  1884  Nr.  76).  | 

Es  sollte  also  in  Uebereinstimmung  mit  der  RegieruDgtj 
vorläge  der  bundesrätbÜche  Stempel  nur  auf  Schmucksuchett 
von  tnindestena  585  bezw.  800  Tausend)  heilen  Feingehalt  an- 

febracbt  werden  dürfen;  fUr  Schmucksachen  von  niedrigerem 
'eingeh alt  wurde  die  Angabe  dea  Feingehalt«  mit  einem 
Zalilenatempel  nur  dann  konzedirt,  wenn  sie  mindestens  330 
bezw.  660  Tausendtheile  Feingehalt  hätten. 

Die   Antragsteller   vertheidigten   diese  Anträge  mit  einem 
Aufgebot  grosser  Kräfte   und   erklärten  dabei,   die  Anreguni 
zu  der  gegen    die  Regierungsvorlage  inszenirten  Agitation 
keineswegs  von  den  Fabrikanten  selbst,  sondern  von  Grossist 
und  Delaillisten  ausgegangen. 

Von  der  anderen  Seite  fanden  dieselben  jedoch  ebenso 
entschiedene  Gegner,  welche  die  Diskreditirung  der  „guten 
Mittelwaaren"  in  Folge  der  Stempelung  der  feineren  Waaren 
mittels  eines  Bundearathsstempels  voraussahen  und  für  die 
Mittelwaare  selbst  einen  Unterschied,  ob  Stempelung  mit 
Zahlenstempel  oder  NichtStempelung,  unter  keinen  Umständen 
wollten.  Die  Abstimmung  ergab  eine  geringe  Majorität  iur 
die  Komraiasionsvorlftge,  welche  schliesslich  im  Ganzen  unver*j 
ändert  angenommen  wurde.  « 

Das  Gleiche  fand  bei  der  am  13.  Mai  1884  vorgenommen« 
dritten  Beratbung  statt.  " 

Zwar  hatten  die  Abgeordneten  Freiherr  von  Göler,  Haerle, 
Reiniger  und  Genossen  ihren  Antrag  auf  auBschliessliche 
Stempelung  der  öcbmuckaachen  von  585  bezw.  800  Tausend- 
theilen  Feingehalt  mittels  dea  bundesräthlicben  Stempels  — 
diesmal  ohne  die  Zulassung  eines  Zahlenstempele  für  Schmuck- 
sachen von  330  bezw.  660  Tausendtheilen  Feingehalt  —  wieder 
eingebracht  (Drucksache  Nr.  03),  denselben  indessen  bei  der 
mündlichen  Beratbung  wieder  zurückgezogen.  So  erfolgte  die 
Annahme  der  ersten  Paragraphen  ohne  wesentliche  Deoatte. 

Nur  zum  §  7  (jetzt  §  9)  rief  ein  A  band  er  ungsan  trag  des 
Abgeordneten  Lenzmann,  welcher  für  das  fahrlässige  Feil- 
halten von  Waaren  mit  einer  gegen  das  Gesetz  verstossenden 
Bezeichnung  eine  niedrigere  Strafandrohung  (Geldstrafe  bis 
zu  150  Mark)  in  das  Gesetz  aufgenommen  wissen  wollte,  eine 
längere  Auseinandersetzung  zwischen  ihm  und  dem  Vertreter 
der  verbündeten  Regierungen  hervor.  Der  letztere  hatte  schon 
bei  der  zweiten  Beratbung  jene  Idee  bekämpft,  worauf  die- 
selbe von  dem  Abgeordneten  Lenzmann  einstweilen  fallen 
gelassen  wurde.  Jetzt  bei  der  dritten  Beratbung  nahm  dieser 
dieselbe  wieder  auf  und  begründete  seinen  Antrag  mit  dem 
Hinweis  daraul^  dass  die  Fahrlässigkeit  anders  bestraft  werden 
müsse  als  der  dolus  malus.  Ihm  wurde  erwidert,  es  sei  nicht 
notbwendig  ftlr  den   Richter   einen   näher   umgrenzten   Tarif 
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eiozofiihren.  Der  Richter  werde  unschwer  das  rechte  Straf- 
iBsaBS  finden.  Der  Antrag  entspreche  im  allgemeinen  nicht  den 
in  yielen  anderen  analogen  Gesetzen,  namentlich  Gewerbe- 
MBetsen  angewandten  Prinzipien:  derselbe  beschränke  die 
t^irkupg  des  §  7  —  welcher  in  Ermangelung  einer  behörd- 
ichen  Kontrole  den  Rückhalt  des  Gesetzes  bilde  —  in  einer 
uuserordentlichen  Weise,  da  Jedermann  sich  hinter  der  Fahr- 
äsaigkeit  verstecken  und  den  Beweis  des  dolus  abwarten 
rerde;  das  Maximum  des  Strafmaasses  von  150  Mark  sei  auch 
la  gering  angesichts  der  Umständlichkeit,  die  damit  verbunden 
lei;  eine  unrichtige  Stempelung  nachzuweisen ;  bei  so  geringem 
>trafinaass  könne  ein  gewissenloser  Händler  getrost  lange  Zeit 
jjsch  gestempelte  Waaren  mit  grossem  Vortheil  verkaufen; 
sodlich  gereiche  der  Antrag,  der  dem  Vorstehenden  nach 
äner  Anforderung  der  Gerechtigkeit  gewiss  nicht  entspreche, 
1er  ausländischen  Fabrikation  zu  Nutzen  auf  Kosten  der  in- 
Ümdischen,  da  der  ausländische  Fabrikant  mit  der  höheren 
lolas-Strafe  diesseits  niemals  erreicht  werden  könne  und 
der  inländische  Importeur  bei  der  Schwierigkeit,  den  dolus  ihm 
nachzuweisen,  nur  die  niedrigere  Fahrlässigkeitsstrafe  zu  ris- 
kiren  habe,  so  dass  auf  ausländische  falsche  Stempelung  that- 
sächlich  eine  niedrigere  Strafe  gesetzt  sei  als  auf  die  inlän- 
dische. —  Die  Mehrheit  des  Reichstags  verwarf  hiernach  den 
Antrag  Lenzmann  und  nahm  sodann  das  ganze  Gesetz  mit 
grosser  Mehrheit  an. 

Was  dabei  die  zu  §  3b  (jetzt  §  5)  vom  Reichstag  be- 
schlossene Stempelungsunfähigkeit  aller  „Schmucksachen  von 
Gold  und  Silber"  anlangt,  so  möge  bei  der  Wichtigkeit  der 
Sache  hier  schliesslich  noch  die  von  dem  Kommissar  des 
Bundesraths  bei  der  zweiten  Berathung  dieserhalb  abgegebene 
Erklärung  mitgetheilt  werden: 

„Es  würde  also  auch  im  Zusammenhalt  mit  §  7  Ziffer  3 
(jetzt  §  9  Ziffer  3)  völlig  ausgeschlossen  sein,  dass  die  von 
dem  Herrn  Freiherrn  von  Göler  erwähnte  Aluminiumbronze, 
welche  17^/2  Tausendtheile  Gold  enthält,  mit  irgend  einem 
Feingehaltsstempel   versehen    würde.     Das  war  auch  nicht 
die  Meinimg  der  Kommission,  so  geringhaltige  Metalle  mit 
einem  Feingehaltsstempel  versehen  zu  lassen.    Es  ist  event. 
Sache    des   Richters,  zu    entscheiden,   ob   die    gestempelte 
Schmucksache   nach    dem    Wortlaut   des   §   3b  noch   als 
»Schmucksache  von  Gold  oder  Silber ^^  anzusehen  ist,  oder 
ob  sie  unter  §  7  Ziffer  3  ftlllt,  wo  von  »gold-  und  silber- 
ähnlichen« Sachen  die  Rede  ist/ 
Eine  ähnliche  Erklärung  findet  sich  im  Kommissionsbericht 
rmten  Seite  40:    „Zu  Nr.  3"  u,  s.  w.    Ein  Widerspruch  hier- 
gegen ist  nicht  erhoben  worden  V). 

*)  Verel.  §  21   des  österreichischen  Gesetzes  vom   19.  August  1865, 
QDten  Seite  BO/ 
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Die  vom  Reichstag  hinsichtlich  der  Schmucksachen  vor- 

fenommenen  Abschwächun^en  der  ursprünglichen  Vorlage 
ildeten  für  den  Bundesrath  keinen  Grund^  dem  also  ver- 
änderten Gesetzentwurf  nicht  zuzustimmen.  Der  letztere  ge- 
langte somit  unter  dem  16.  Juli  1884  zur  Vollziehung  durch 
den  Kaiser  und  ist  wie  folgt  im  Reichsgesetzblatt  1884  S.  120 
verkündet  worden: 


Gesetz  über  den  Feingehalt  der  Grold-  und  Silberwaaren. 

Vom  16.  Juli  1884. 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser, 
König  von  Preussen  u.  s.  w.  verordnen  im  Namen  des  Reichs, 
nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesraths  und  des  Reichs- 
tags, was  folgt: 

§  1. 

Gold-  und  Silberwaaren  dürfen  zu  jedem  Feingehalte  an- 
gefertigt und  feilgehalten  werden.  Die  Angabe  des  Fein- 
gehalts auf  denselben  ist  nur  nach  Maassgabe  der  folgenden 
Bestimmungen  gestattet. 

§  2. 

Auf  goldenen  Geräthen  darf  der  Feingehalt  nur  in  585 
oder  mehr  Tausendtheilen,  auf  silbernen  Geräthen  nur  in 
800  oder  mehr  Tausendtheilen  angegeben  werden. 

Der  wirkliche  Feingehalt  darf  weder  im  Ganzen  der 
Waare  noch  auch  in  deren  einzelnen  Bestandtheilen  bei 
goldenen  Geräthen  mehr  als  iiinf,  bei  silbernen  Geräthen 
mehr  als  acht  Tausendtheile  unter  dem  angegebenen  Fein- 
gehalte bleiben.  Vorbehaltlich  dieser  Abweichung  muss 
der  Gegenstand  im  Ganzen  und  mit  der  Löthung  ein- 
geschmolzen den  angegebenen  Feingehalt  haben. 

§3. 

Die  Angabe  des  Feingehalts  auf  goldenen  und  silbernen 
Geräthen  geschieht  durch  ein  Stempelzeichen,  welches  die 
Zahl  der  Tausendtheile  und  die  Firma  des  Geschäfts,  für 
welches  die  Stempelung  bewirkt  ist,  kenntlich  macht.  Die 
Form  des  Stempelzeichens  wird  durch  den  Bundesrath 
bestimmt. 

§4. 

Goldene  und  silberne  Uhrgehäuse  unterliegen  den  Be- 
stimmungen der  §§  2  imd  3. 

§5. 
Schmucksachen  von  Gold  und  Silber  dürfeQ  in  jedem 
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Fdogehalte  gestempelt  werden  und  ist  in  diesem  Falle  der 
letztere  in  T^osendtheilen  anzugeben. 
Die  Fehlergrenze  darf  zehn  Tausendtheile  nicht  über- 
.  schreiten  y     wenn     der    Gegenstand     im    Ganzen    einge- 
schmolzen wird. 

Das  vom  Bundesrath  gemäss  §  2  bestimmte  Stempel- 
zeichen darf  auf  Schmucksachen  von  Gold  und  Silber  nicht 
angebracht  werden. 

§6. 

Aus  dem  Auslande  eingeführte  Gold-  und  Silberwaaren, 
deren  Feingehalt  durch  eine  diesem  Gesetze  nicht  ent- 
sprechende Bezeichnung  angegeben  ist,  dürfen  nur  dann 
feilgehalten  werden,  wenn  sie  ausserdem  mit  einem  Stempel- 
zeichen nach  Maassgabe  dieses  Gesetzes  versehen  sind. 

§7. 

Für  die  Richtigkeit  des  angegebenen  Feingehalts  haftet 
der  Verkäufer  der  Waare.  Ist  deren  Stempelung  im  In- 
lande  erfolgt,  so  haftet  gleich  dem  Verkäufer  der  Inhaber 
des  Geschäfts,  für  welches  die  Stempelung  erfolgt  ist. 

§8. 

Auf  Gold-  und  Silberwaaren,  welche  mit  anderen  metal- 
lischen Stoffen  ausgefüllt  sind,  darf  der  Feingehalt  nicht 
angegeben  werden. 

Dasselbe  gilt  von  Gold-  und  Silberwaaren,  mit  welchen 
ans  anderen  Metallen  bestehende  Verstärkungsvorrichtungen 
metallisch  verbunden  sind. 

Bei  Ermittelung  des  Feingehalts  bleiben  alle  von  dem 
zu  stempelnden  Metalle  verschiedenen,  äusserlich  als  solche 
erkennbaren  Metalle  ausser  Betracht,  welche: 

1.  zur  Verzierung  der  Waare  dienen; 

2.  zur  Herstellung  mechanischer  Vorrichtungen  er- 
forderlich sind; 

3.  als  Verstärkungsvorrichtungen  ohne  metallische  Ver- 
bindung sich  darstellen. 

§9. 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  eintausend  Mark  oder  mit  Ge- 
&Dgniss  bis  zu  sechs  Monaten  wird  bestraft: 

1.  wer  Gold-  oder  Silberwaaren,  welche  nach  diesem 
Gesetze  mit  einer  Angabe  des  Feingehalts  nicht  ver- 
sehen sein  dürfen,  mit  einer  solchen  Angabe  versieht ; 

2.  wer  Gold-  oder  Silberwaaren,  welche  nach  diesem 
Gesetze  mit  einer  Angabe  des  Feingehalts  versehen 
sein  dürfen,  mit  einer  anderen,  als  der  nach  diesem 
Gesetze  zulässigen  Feingehaltsangabe  versieht ; 
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3.  wer  gold-  oder  ailberähnlicbe  Waaren  mit  cdnem  durch 
dieses  Gesetz  Toi^oseheiiQn  Stempelzeichen  oder  mit 
einem  Stempelzeichen  versieht,  welches  nach  diesem 
G«Betze  sie  Feing^ehaltsbezeichnung  för  Qold-  und 
Silberwaaren  nicht  zulässig  ist; 

4.  wer  Waaren  feilhält,  welche  mit  einer  gegen  die  Be- 
stimmungen dieses  Qesetzes  veratoBsenden  Bezeichnong 
versehen  sind. 

Mit  der  Venirtheilnng  ist  zugleich  auf  Vernichtung  der 
gesetzwidrigen  Bezeichnung  oder,  wenn  diese  in  anderer 
Weise  nicht  möglich  ist,  auf  Zerstörung  der  Waaren  zn 
erkennen. 

§  10. 
Dieses   Gesetz   tritt  am   1.  Janaar   1888  in   Kraft.     Ao 
demselben  Tage  treten  alle  landesrechtlichen  BeBtimmungen 
über  den  Feingehalt   der   Gold-   und  Silberwaaren  ausser 
Geltung. 

Urkundlich  nnter  Unserer  Höchateigenhändigen    Unter- 
schrift und  beigedrucktem  Kaiserlichen  Insiegel. 
Gegeben  liad  Gastein,  den  16.  Juli  1884. 

(L.  S.)  Wilhelm. 

von  Boetticher. 


Form  des  Stempelzeicliens. 

Um  für  die  dem  Stempelzeichen  (§  3  des  Gesetzes)  zu 
gebende  Form  einen  Vorschlag  von  tecnnischer  Seite  zu  er- 
halten, ersuchte  der  Keichekanzler  den  königlich  preussischen 
Minister  für  Handel  und  Gewerbe  um  die  Einziehung  eines  ent- 
sprechenden Gutachtens  von  der  demselben  unterstellten  könig- 
lichen technischen  Deputation  iUr  Gewerbe.  Die  genannte  Depu- 
tation legte  mehrere  Versuchsfigiiren  vor  und  bemerkte  dazu  er- 
läuternd, wie  es  ihr  auf  möglichste  Einfachheit  der  Marke, 
neben  welcher  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  noch  eine 
dreistellige  Zahl  und  die  Firma  des  die  Stempelang  vo^ 
nehmenden  Geschäfts  auf  dem  Geräth  Platz  finden  müssen, 
anzukommen  scheine.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  schlug 
die  Deputation  in  erster  Linie  vor,  die  alten  metallurgischen 
Zeichen  iur  Gold,  Q ,  und  Silber,  c^  oder  c ,  zur  Bezeichnung 
des  Metalls  zu  wählen,  und  unter  oder  in  dieselben  die  Tauseno- 
theilzahl,  darüber  aber  das  Firmenzeichen  zu  setzen,  z.  6. 

I      Firma      I  |      Flma      1 
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Dieser  Vorschlaff  erschien  jedoch  um  deswillen  wenig 
empfehlenswerth,  weil  danach  nicht  zum  Ausdruck  kam^  dass 
es  sich  um  eine  vom  Reich  angeordnete  Stempelung  handelte. 
Um  diesem  Erfordernisse  zu  genügen,  hätte  es  nahe  gelegen, 
den  Reichsadler  als  Zeichen  zu  wählen.  Indessen  sprach  da- 
g^n  der  Umstand,  dass  das  Zeichen  auch  auf  kleinen  6e- 
räthen,  im  kleinsten  Maassstabe  angebracht,  noch  erkennbar 
sein  musste,  was  bei  dem  Adler  kaum  zu  ermöglichen  war. 

Der  Reichskanzler  stellte  deshalb  zur  Erwä^ng,  von  den 
Emblemen  des  Reichs  die  Krone  mit  ihrer  auch  im  kleinsten 
Haassstabe  wohl  erkennbaren  Form  als  Zeichen  zu  wählen 
und  zur  Unterscheidung  von  Gold  und  Silber  die  metallur- 
flschen  Zeichen,  Sonne  und  Mond,  mit  der  Krone  zu  ver- 
binden. Die  Verbindung  würde  in  der  Weise  bewirkt  werden 
können,  dass  die  Krone  in  das  Innere  der  Sonne  bezw.  rechts 
neben  die  Mondsichel  gesetzt  würde. 

Der  Bundesrath  trat  diesen  Ausfuhrungen  bei  und  beschloss 
demgemäss,  dass  das  Stempelzeichen  für  die  Gold-  und  Silber- 
geräthe  enthalten  müsse: 
I        1.  die  Reichskrone, 

2.  das  Sonnenzeichen     Q   fiir  Gold  oder  das  Mondsichel- 

zeichcn  (£  für  Silber, 

3.  die  Angabe  des  Feingehalts  in  Tausendtheilen  und 

4.  die  Firma  oder  die  in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom 
30.  November  1874  eingetragene  Schutzmarke  des  Ge- 
schäfts, für  welches  die  Stempelung  bewirkt  ist. 

Die  Krone  muss 

bei  Goldgeräthen  in  dem  Sonnenzeichen  Q  » 
bei  Silbergeräthen  rechts  neben  dem  Mondsichelzeichen  ([ 
uch  befinden. 


Gold  f  ^  J  Silber 


Der  vorstehende  Beschluss  wurde  durch  das  Reichsgesetz- 
blatt 1886  S.  1  wie  folgt  bekannt  gemacht. 

Bekanntmachung,  betreffend  die   Bestimmung  der  Form  des 
Stempelzeichens  zur  Angabe  des  Feingehalts  auf  goldenen 
und  silbernen  Geräthen.    Vom  7.  Januar  1886. 

Auf  Grund  des  §  3  des  Gesetzes  über  den  Feingehalt  der 
Gold-  und  Silberwaaj-en  vom  16.  Juli  1884  (Reichsgesetzblatt 
S.  120)  hat  der  Bundesrath  folgende  Bestimmung  getroffen: 
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Das  Stempelzeichen  für  die  Gold-  und  Silbergeräthe  muss 
enthalten : 

1.  die  Reichskrone, 

2.  das  Sonnenzeichen    r^  fiir  Gold  oder  das  Mondsichel- 
zeichen (X    fiir  Silber,       : 

3.  die  Angabe  des  Feingehalts  in  Tausendtheilen  und 

4.  die  Firma  oder  die  in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom 
30.  November  1874  eingetragene  Schutzmarke  des  Ge- 
schäfts, fiir  welches  die  Stempelung  bewirkt  ist. 

Die  Krone  muss 

bei  Goldgeräthen  in  dem  Sonnenzeichen   O  j 

bei  Silbergeräthen  rechts  neben  dem  Mondsichelzeichen  (^ 

sich  befinden. 


Gold  f  <ib  1  Silber 


Berlin,  den  7.  Januar  1886. 

Der  Stellvertreter  des  Reichskanzlers, 
von  Boetticher. 


Anszng  ans  dem  Bericht  der  VI.  Kommission 

betreffend 

den  Entwurf  eines  Gesetzes   über   den  Feingehalt  der  Qold- 

und  Silberwaaren  —  Nr.  5  der  Drucksachen  — . 

Berichterstatter  Abg.  Dr.  Karsten. 
Nr.  70  der  Drucksachen  des  Reichstags  1884. 

Durch  Beschluss  des  Reichstages  in  der  3.  Plenarsitzung 
vom  12.  März  d.  J.  wurde  der  unterzeichneten  Kommission 
der  obige  Gesetzentwurf  zur  Vorberathung  überwiesen. 

Die  Kommission  hat  diesen  Auftrag  in  6  Sitzungen  aus- 
geführt. An  den  Berathungen  hat  der  Kaiserliche  Geheime 
Regierungsrath  Herr  Bödiker  als  Vertreter  des  Bundesrathes 
Theil  genommen. 

Die  erste  Kommissionssitzung  fand  am  18.  März  d.  J. 
statt  und  wurde  in  derselben  zunächst  zur  Feststellung  der 
Sachlage,  wie  sich  solche  aus  den  früheren  Verhandlungen, 
namentlich  des  Jahres  1878,  und  den  bis  dahin  vorliegenden 
neueren  Mittheilungen  zu  ergeben  schien,  Bericht  erstattet 

In  Folge   des   hierdurch  ermittelten   Thatbestandes  ergab 
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sich,  vorbehaltlich   einzelner  Bestimmungen,  eine  der  Vorlage 

im  aUgemeinen  günstige  Stimmung  der  Kommission 

Es  erschien  angemessen^  zumal  ein  Abschluss  der  Eom- 
missionsberathangen  vor  dem  Osterfeste  doch  nicht  zu  ermög- 
lichen war,  die  Fortsetzung  der  Verhandlungen  bis  zum  Wieder- 
beginn der  Reichstagssitzungen  zu  verschieben,  theils  um  die 
Betheiligten  in  den  Stand  zu  setzen  ihre  Wünsche  zu  äussern, 
theils  den  Mitgliedern  der  Kommission  Gelegenheit  zu  geben, 
sich  selbst  näher  über  die  schwierigen  technischen  Fragen, 
welche  bei  dem  vorgelegten  Gesetze  zur  Frörterung  kommen 
muBsten,  zu  unterrichten. 

So  fand  denn  die  zweite  Kommissionssitzung  erst  am 
23.  April  statt  und  hatte  sich  inzwischen  inbetreff  der  Hin- 
einzieoung  der  Schmucksachen  neben  den  Gold-  und  Silber- 
geräthen  in  den  Gesetzentwurf  ein  so  erheblicher  Umschwung 
in  den  Ansichten  der  Kommission  vollzogen,  sowohl  durch  die 
in  überraschendem  Umfange  einlaufenden  Frklärungen  von 
den  Betheiligten,  als  durch  die  aus  eigenen  Anschauungen 
seitens  der  Kommissionsmitglieder  gewonnene  Ueberzeugung, 
dass  von   der  Mehrheit  der   Kommission   die  Nothwendigkeit 

einer  Abänderung  des  Gesetzes  anerkannt  wurde 

Das   Gesetz  triflFt  in   seinen  Wirkungen    zwei  ganz   ver- 
schiedene Interessentenkreise:    1.  die  Grosst'abrikation,   2.  das 
kleine  und   mittlere    Gold-    und  JSilberschmiedegewerbe.     Für 
das  letztere  fehlt  jeder  zuverlässige  statistische  Anhalt,  um  den 
Werth   seiner    Produktion   zu   bestimmen.     Dass   derselbe  ein 
sehr  beträchtlicher  sein  muss,  ist  aber  selbstverständlich,  denn 
es  sind  ja  viele  Hunderte  von  Existenzen,  die  ausser  von  dem 
nebenher  betriebenen  Handel  mit  Gold-  und  Silberwaaren  von 
der  gewerbsmässigen  Bearbeitung  der  Edelmetalle  leben  müssen. 
Für    die    Grossfabrikation    in    Deutschland    liegen    aber 
wenigstens  einige  Angaben  vor,  welche  einigermaassen  den  ge- 
waltigen    Umfang    dieser     Industrie    erkennen     lassen.     Dr. 
Soetbeer   in   seiner  bekannten   Schrift  über   die   Verwendung 
des  Goldes  und  Silbers  (Jena  1881)  kommt  zu  dem  Resultate, 
dass  in  Deutschland  der  gesammte  industrielle  Silbervcrbraucli 
etwa  100000  kg  beträort  (Werth  16000000  Ji),  wovon  auf  die 
Silberwaarenfabrikation  etwa  72000  kg  (11520  000^) 
fallen   (S.  66  flf.).     Für    die    Goldwaarenfabrikation   berechnet 
Dr.  Soetbeer   12000  kg   (Werth  33  750000  ^)  (S.  36).    Von 
letzterem  Betrage  fällt  */5  auf  die  konzentrirte  Fabrikation  zu 
Hanau,  Pforzheim  und  Schwäbisch-Gmünd  und  nur  etwa  Vs  auf 
das  ganze  übrige  Deutschland.    Dass  diese  Berechnungen  sehr 
nahe  zutreffend   sind,  erweisen    die   folgenden  möglichst  sorg- 
faltigen Ermittelungen  aus  den  genannten  drei  Orten. 

FonehoBgen  (26)  VI.  3.  -  Bödiker.  3 


34  VI.  3. 

Im  Jahre  1883  verarbeitete  Edelmetalle: 

Gold  Silber 

kg  etwa  Werth  Ji             kg  etwa  Werth  Ji 
Pforzheim       .     .     .     4978     14  Mill.             (5250     1     Mill. 
Schwäbisch-Ömünd     1422       4     „               12500    2       „ 
Hanau  .     .     .     .     .     3200      9     ^ 1400    0,225  ^ 

im  ganzen     9600     27     „  20150     3,226  „ 

Der  jährliche  Gesammtverbrauch  beider  Edelmetalle  zum 
Zwecke  der  Fabrikation  von  Gold-  und  äilberwaaren  in 
Deutschland  erreicht  nach  demselben  Gelehrten  etwa  50  Millionen 
Mark,  wovon  auf  die  genannten  drei  Orte  volle  ^/6  fallen. .  .  . 

Der  Werth  des  verarbeiteten  Materials  ist  nun  an  sich 
noch  nicht  entscheidend,  um  die  wirthschaftliche  Bedeutung 
klarzustellen;  es  wird  auch  zu  fragen  sein,  um  wie  viel  sich 
der  Werth  des  Materials  durch  die  Bearbeitung  steigert,  wie 
viele  Menschen  ihre  Versorgung  in  der  Industrie  finden  und 
unter  welchen  Bedingungen. 

Hierüber  ist  aus  den  genannten.  Orten  nach  der  Petition 
des  Stadtrathes  zu  Pforzheim  und  nach  den  Mittheilungen 
der  Handelskammern  zu  Pforzheim  und  Hanau  Folgendes 
vorzuführen : 

Die  Werthvermehrung  des  Stoffes  im  Fabrikat  darf  fast 
genau  als  eine  Verdoppelung  des  Material werthes  berechnet 
werden,  beträgt  also  rund  80  Millionen  Mark.  Diese  Werth- 
vermehrung setzt  sich  zusammen  aus  den  Löhnen,  der  Ver- 
zinsung des  Betriebskapitals  und  dem  Fabrikationsgewinn. 

Die  Zahl  der  in  der  Edelmetallfabrikation  an  den  drei 
Orten  beschäftigten  Personen  betragt; 

Firmen  Arbeiter 

ohne  Hüh'86;08chäfte 

Pforzheim 450  10000 

Schwäbisch-Gmünd  ....          110                          2000 
Hanau .         140 2000 

im  ganzen      ...         700  14000. 

Der  Verkaufswert h  der  Waare  erhöht  sich  dann  noch 
durch  die  Edelsteine  u.  s.  w.  und  ebenso  erhöht  sich  die  Zahl 
der  beschäftigten  Personen  durch  die  Hülfsgeschäfte. 

Der  Gesamnitverkaufswerth  von  den  Fabriken  der  drei 
Orte  (nicht  zu  verwechseln  mit  dem  viel  höheren  Werthe  des 
Detailverkaufs)  beziffert  sich  auf  rund  77  Millionen  Mark 
jährlich 

Etwa  die  Hälfte  der  Waare  findet  in  Deutschland  Ver- 
wendung, die  andere  Hälfte  wird  exportirt. 

Die  offizielle  Statistik  lässt  eine  genaue  Vergleichung  nicht 
zu,  bestätigt  aber  im  ganzen  vorstehende  Berechnung.  Denn 
als  Export  für  Waaren  ganz  oder  theilweise  aus  edlen 
Metallen  ist  für  1882  der  Werth  auf  29^/8  Millionen  angegeben, 
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wozu  noch  Wertbe  aus  anderen  Rubriken  kommen  würden. 
Dieflem  Werthe  steht  ein  Importwerth  von  6^^2  Millionen 
gegenüber 

Man  hat  die  Zahl  der  kleineren  Betriebsstätten  in  Deutsch- 
land nach  der  Berulsstatistik  auf  etwa  6000  zu  veranschlagen  ^). 

Schon  oben  wurde  bemerkt,  dass  bereits  in  der  zweiten 
and  dritten  Sitzung  der  Kommission  am  23.  und  24.  April 
die  Mehrsahl  der  Kommissionsmitglieder  sich  in  der  Ansicht 
bestimmter  Grundsätze,  welche  in  dem  Gesetze  zum  Ausdruck 
kommen  sollten,  zusammenfanden. 

Die  Grundsätze  waren: 

1.  Trennung  in  der  Behandlung  von  goldenen  und  silbernen 
Geräthen,  von  den  Schmucksabhen ; 

2.  Anwendbarkeit  eines  besonderen,  vom  Bundesrathe  zu 
bestimmenden  Stempels  zur  Bezeichnung  eines  Minimal- 
feingehaltes fiiT  die  goldenen  und  silbernen  Geräthe  und 
Verbot  der  Feingehaltsstempelung  minderhaltiger  Geräthe ; 

3.  Zulässigkeit,  aber  nicht  Verbindlichkeit  der  Angabe  des 
wirklichen    Feingehaltes   bei   Schmucksachen   von   Gold 

r  und  Silber  für  jeden  Feingehalt; 

4.  Ausfuhrung  der  Stempelung  durch  den  Fabrikanten 
beziehungsweise  Verkäufer  und  Abweisung  einer  staat- 
lichen Stempelung; 

5.  Verantwortlichkeit  des  Verkäufers  sowie  desjenigen, 
welcher  die  Stempelung  ausführte,  für  die  Richtigkeit 
der  Angabe  nach  Maassgabe  der  strengen  Strafbestim- 
mungen des  Gesetzes. 

Die  Verhandlung  in  den  ersten  beiden  Sitzungen  nahm 
folgenden  Verlauf. 

Nachdem  der  Referent  über  die  seit  der  ersten  Sitzung 
veränderte  Sachlage  berichtet  hatte,  sprachen  sich  verschiedene 
Hitglieder  dahin  aus,  dass  auch  sie  zu  einer  Aenderung  ihrer 
Ansicht  gelangt  seien.  In  den  Ausführungen  der  Mitglieder 
kamen  die  vorangestellten  Punkte  ohne  Widerspruch  zu  finden 
zam  Ausdruck.  Nur  von  vereinzelten  Mitgliedern  der  Kom- 
mission wurdo  ausgeführt,  dass  sie  zwar  die  freie  Stempelung 
der  Schmucksachen  jedes  Feingehaltes  billigen,  aber  den  fein- 
iialtigen  Gegenständen  einen  dieselben  auszeichnenden  Stempel, 
wie  dies  für  die  Geräthe  von  Edelmetall  in  Aussicht  genommen 
sei,  zubilligen  wollen. 

In  einer  die  Debatte  zusammenfassenden  Ausführung  des 
Herrn  Vertreters  des  Bundesrathes  ergab  es  sich,  dass 
auf  der  Grundlage   der  oben  verzeichneten  Punkte   eine  den 

*)  Die  Zahl  der  grösseren  Gold-  und  Silberwaaren-Fabrikations- 
betriebe  (Fabriken)  betrug  im  DeutBcben  Reiche  am  1.  Juli  1886  aus- 
wdslieh  der  Kataster  der  auf  Grund  des  Unfall  Versicherungsgesetzes  vom 
6.  Juli  1884  gebildeten  beiden  Edel-  und  Unedelmetallindustrie-Berufs* 
genoisenschaften  (norddeutsche  imd  süddeutsche)  649  mit  16  984  Arbeitern. 
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Ansichten  der  Mehrheit  entap rechende  Fassung  des  Geeet»- 
entwurfes  zu  finden  sein  werae,  zu  welchem  die  Zustimmang 
der  verbündeten  Regierungen  erwartet  werden  könne,  wenn 
die  unveränderte  Aufrechter  Haltung  der  Vorlage-,  die  er  aelbst- 
V  er  stand  lieh  in  erster  Linie  beantrage,  sich  nicht  sollte  er- 
reichen lassen.  J 

Der    Herr    Vertreter    des    Bundearathes    führte    nämücit  I 
Folgendes  aus:  1 

Wenn  das  Geselz  nach  den  unter  1  —  5  oben  bezeichneten 
Gesichtspunkten  redigirt  werde,  so  werde  dasselbe  in  seinem 
vollen  Umfange  aufrecht  erhalten  fiir  die  goldenen  und  silbernen 
Geräthe,  insbesondere  also  für  Tafel-,  Haus-  und  Kirchen- 

feräthe  a.  s.  w.,  mit  der  —  von  den  Betheiligten  beantragten  — 
erschärfung,  dass  auch  die  zum  Export  bestimmten  Edel- 
metallgeräthe  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  unterliegen 
Bollen.  Abgeschwächt  werde  das  Gesetz  nur  inbetreff  der 
goldenen  und  silbernen  iSchm  ucksach  en.  Während  somit 
der  Wirkungskreis  des  Gesetzes  auf  einen  Theil  der  von  dem 
Entwürfe  belrufi'enen  Gegenstände  beschränkt  werde,  komme 
doch  für  diese  das  System  des  Entwurfs  durchaus  zur  Geltung; 
für  den  anderen  Theil  (die  Schmucksachen)  würden  immerhin 
noch  werthvolle  Bestimmungen  getroffen,  welclie  sich  gegen  die 
auf  diesem  Gebiete  nicht  seltene  und  zur  Zeit  schwer  ver- 
folgbare Täuschung  des  Publikums  richten;  auch  fiir  diesen 
Theil  träte  eine  Verbesserung  des  gegenwärtigen  Zustandea 
ein.  Ea  sei  zu  erwarten,  dass  die  vorgesehenen  schweren 
Strafbestimmungen  in  der  That  den  Erfolg  haben  würden,  das»  J 
auf  Schmuckaachen  fernerhin  keine  Feingehalts  angäbe  eich.H 
finden  werde,  welche  über  den  vorhandenen  wirklichen  Fein-™ 
gehalt  hinausgehe. 

Erläuternd  fügte  der  Herr  Vertreter  des  Bundesraths 
hinzu,  dass  der  im  Rcichskanzleramt  im  Jahre  1875  ausge- 
arbeitete ursprüngliche  Gesetzentwurf  sich  ebenfalls  nur  auf 
die  Silberwaaren  bezogen  habe,  dass  erst  in  Folge  der  Anträge, 
welche  von  den  über  den  Gesetzentwurf  damals  vernommenen 
Sachverständigen  gestellt  seien,  die  Ausdehnung. des  Entwurf» 

Lauf  die  Goldwaaren  erfolgt  sei.  Bei  den  Silber  waaren  kommen 
ja  die  Schmucksachen  nur  in  geringem  Maasse,  hauptsächlich 
kommen  nur  die  Geräthe  in  Betracht.  Die  letzteren  sollen 
aber  dem  Gesetze  auch  jetzt  unterworfen  werden.  —  Inbetreff 
des  neuesten  französischen  Gesetzea  vom  25,  Januar  1884  sei 
zu  bemerken,  dass  bei  Annahme  obiger  Grundsätze  französische 
gestempelte  Schnmckaacheu  von  Gold  und  Silber  in  Deutscb- 
fand  frei  zugelassen  werden  müssten,  wenn  der  Feingehalt  h 
Tausend t heilen  angegeben  sei,  und  dass  dieselben  keiner  Nacbr] 
Stempelung  unterliegen. 
Nach  diesen  Aeusaerungen  wurde  konatatirt,  dass  die  AI 
faasung   des    Gesetzes   auf  Grund    der    gewonnenen   Gemeh 
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tamkeit  der  Anschauungen  von  allen  Eommissionsmitgliedem 
gewünscht  werde.  .... 

§  1  des  Gesetzentwurfes  der  verbündeten  Regierungen 
wurde  unverändert  ohne  Debatte  angenommen. 

Dieser  Paragraph  hält  die  bestehende  Freiheit  der  Fabri- 
kation von  Gold-  und  Silberwaaren  aufrecht  und  bestimmt 
noTDOch^  dass  die  Angabe  des  Feingehaltes  der  Waare  gesetzlich 
geregelt  werden  solle,  wie  es  die  folgenden  Gesetzparagraphen 
feststellen. 

Im  §  2  wurde  im  ersten  Alinea  die  Scheidung  zwischen 
den  Geräthen  und  den  Schmucksachen  eingeführt,  ftir  welche 
lieh  die  Mehrheit  der  Kommission  erklärt  hatte. 

Für  Geräthe  von  Gold  und  Silber  soll  also  in  Zukunft 
der  Feingehalt  nur  angegeben  werden  dürfen,  wenn  derselbe 
eine  bestimmte  Minimalgrenze  erreicht.  Minderhaltige  Waare 
dieser  Art  soll  künftig  eine  Feingehaltsang  ab  e  nicht 
tragen  dürfen. 

Dieses  erste  Alinea  des  Paragraphen  gab  zunächst  keinen 
Anlass  zur  Verhandlung,  da  indessen  in  Folge  eines  späteren 
Paragraphen  auf  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  „Geräthe** 
zurückgekommen  wurde,  so  ist  es  zweckmässig,  hier  sogleich 
das  Resultat  der  Besprechung  einzufügen. 

Es  musste  zugegeben  werden^  dass  es  schwierig  ist,  eine 
strenge   Definition   der   Dinge  zu  geben,  welche  man  als  Ge- 
räthe hier  bezeichnen  wollte.     Die  Mehrzahl  der  Kommission 
war  aber  darin   einig,   dass  erstens  in  der  Gegenüberstellung 
von  „Geräthen"  gegen  „Schmucksachen"  bereits  die  Mehrzahl 
der    Gegenstände    genügend    gekennzeichnet     sei    und     dass 
zweitens  unter  Geräthen   im  Sinne   des   Gesetzes  Tischgeräth 
aller  Art,  wie  LöflFel,  Gäbein,  Messer,  Teller,  Platten  u.  s.  w., 
Tafelaufsätze,    Hausgeräth,    wie    Leuchter    u.    dergl.,    endlich 
Eirchengeräthe    und  Prunkgeräthe   u.  s.  w.  zu   verstehen  sei. 
Die  von  einer  Seite  in  Vorschlag  gebrachte  Spezialisirung  im 
Gesetze  wurde  von  der  Kommission  abgelehnt. 

Das  zweite  Alinea  des  §  2  ändert  den  Gesetzentwurf 
dahin  ab,  dass  bei  den  Geräthen  für  die  Feingehaltsbestimmung 
die  Löthang  mit  hineinzurechnen  ist 

Es  wurde  kein  Bedenken  dagegen  erhoben,  für  die  Ge- 
lithe  diese  strengere  Bestimmung  unter  Beibehaltung  des 
Remediums  einzufuhren,  und  erfolgte  die  Annahme  dieser  Ab- 
inderung  einstimmig. 

Der  §  3  des  Abänderungsvorschlages  der  Referenten 
lautete  wie  die  Regierungsvorlage,  nur  mit  der  Beschränkung, 
dass  der  den  Feingehalt  auszeichnende,  vom  Bundesrath  zu 
bestimmende  Stempel  auf  die  goldenen  und  silbernen  Geräthe 
und  nicht  auf  Gold-  und  SUberwaaren  überhaupt  bezüglich 
sein  sollte. 

Hierzu  war  folgender  Abänderungsantrag  gestellt: 
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Die  Angabe  des  Feingehalts  geschieht  durch  ein  StempeU 
zeicheD,  welches  die  Zahl  der  Taueendtheile  und  die  Firma 
des  GeschäfteB,  für  welches  die  Stempelung  bewirkt  ist, 
kenntlich  macht. 

Silberwaaren  von  800  oder  mehr  Tauseudtheilen  Fein- 
gehalt dürfen  ausserdem  mit  einer  für  das  ganze  Reich 
einheitlich  zu  bestimmenden-  Marke  (Reichsstempel)  ver- 
sehen werden. 

Die  Form  der  Stempel  zeichen    wird  durch  den  Bundes- 
rat h  bestimmt. 
Der   Sinn  dieses  Antrages   ist,  für   die  Gold-  und  Silber- 
waaren überhaupt  einen  Unterschied  feiner  und  weniger  feiner 
Waare  einzulÜhren,  also  auch  wieder  bei  den  Schmucksachea 
zwei  Gattungen  von  Waaren  zu  schaffen. 

Gegen  diesen  Antrag  wurde  Folgendes  eingewendet  s 
Gerade  die  Ueberzeugung,  dass  die  Bezeichnung  der  kost- 
baren Schmucksachen  durch  einen  auszeichnenden  Stempel 
die  unvermeidliche  Folge  haben  müsse,  die  gute  Mittelwaara 
herabzudrücken,  habe  die  Mehrzahl  der  Kommisaionsmitglieder 
veranlasst,  die  Trennung  der  GerÄthe  von  den  Schmucksachea 
vorzunehmen,  für  jene  den  besonderen  Stempel  als  von  der 
Mehrzahl  der  Interessenten  gewünscht  zuzulassen,  für  diese 
als  den  Wünschen  der  Mehrzahl  der  Interessenten  entsprechend 
und  der  Industrie  nachthoilig  abzulehnen. 

Bei  der  Abstimmung  wird  der  Antrag  mit  8  gegen  4 
Stimmen  abgelehnt,  dagegen  die  Fitssung  der  Referenten  an* 
genommen. 

In  dem  Abänderungsentwurfe  der  Referenten  folgte  nun 
der  dem  Gesetze  wegen  der  Trennung  der  Qeräthe  von  den 
Schmucksachen  erforderlieh  gewordene  neue  Paragraph,  welcher 
jetzt  mit  §  3b  bezeichnet  ist,  und  zwar  waren  zunächst  nur 
die  beiden  ersten  Alinea  vorgelegt.  Diese  wurden  ohne  weitere 
Debatte  angenommen. 

In  Folge  des  vorgenannten  Abänderungsantrages  erachiea 
es  rathsam,  um  jedes  Missverständniss  auszuschlie^iBen  und  ftir 
die  Schmucksachen  eine  gleich  massige,  nur  den  Feingehalt 
ausdrückende  Bezeichnung  zuzulassen ,  die  Anwendung  de« 
besonderen  Stempelzeichens  des  S  3  bei  Schmucksachen  aus- 
drücklich zu  untersagen. 

Hienach  wurde  das  dritte  Alinea  des  §  3b  beantragt 
und  mit  8  gegen  4  Stimmen  angenommen. 

Von  einer  Seite  wurde  der  Antrag  gestellt,  dass  eina 
Bestimmung  In  das  Gesetz  aufgenommen  werde,  wonach  goldene 
und  silberne  Uhrgehäuse  zu  den  Geräthen  zu  rechnen  seien. 
Die  Anwendbarkeit  und  Zweckmässigkeit  der  Zulassung 
des  auszeichnenden  Stempels  ftr  die  Uhrgehäuse,  lür  welche 
sich  die  betheiligten  Fabrikanten  ausgesprochen  haben,  wurde 
allgemein  anerkannt.    Es  wurde  jedoch  von  der  Kommission 
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IBr  richtig  gehalten,  da  es  zweifelhaft  sein  könne,  ob  Uhr- 
geUose  a%emein  zu,  den  „Geräthen^  gerechnet  werden  würden, 
dieselben  in  einem  besonderen  Paragraphen  den  Geräthen 
gidchzustellen.  Dieser  §  3a  wurde  einstimmig  angenommen. 
Zu  §  4  hatte  der  Abänderungsvorschlag  der  Referenten 
d«8  erste  Alinea  der  Regierungsvorlage  zu  streichen  vor- 
schlagen. Dieses  Alinea  nahm  die  zum  Export  bestimmten 
Oold-  und  Silberwaaren  von  den  Beschränkungen  der  §§  2 
and  3  des  Entwurfes  aus,  verbot  jedoch  die  Anwendung  des 
ansseichnenden  Stempels  bei  zu  exportirenden  Gold-  und 
Silberwaaren  von  geringerem  als  dem  für  diesen  Stempel  fest- 
gestellten Minimalfeingebalte.  Da  dieser  Stempel  nach  der 
Annahme  des  §  3b  bei  den  Schmucksachen  überhaupt  nicht 
anzuwenden  ist,  so  war  das  Alinea  für  diese  gegenstandslos 
geworden.  Dagegen  wurde  nicht  das  Bedürfniss  anerkannt, 
inbetreff  der  Gerät  he  jene  Ausnahme  für  die  Exportwaare 
bestehen  zu  lassen. 

Das  zweite  Alinea  musste  dagegen  stehen  bleiben,  um 
nicht  Bezeichnungen  bei  Auslandswaaren  zuzulassen,  deren  sich 
SU  bedienen  der  inländischen  Industrie  nicht  gestattet  ist,  z.  B. 
der  Feingehaltsangaben  nach  Karaten  oder  Lothen,  oder  einer 
höheren    als   der  wirklichen    Feingehaltsangabe  (vergl.  §  3  b). 

Der  80  gestaltete  §  4,  ebenso  wie  der  §  5  nach  der 
Regierungsvorlage,  dieser  ohne  Diskussion,  wurden  einstimmig 
angenommen. 

Eine   etwas   eingehendere   Erörterung  wurde    durch   den 
jj  6  hervorgerufen,   welcher  technische  Bestimmungen  enthält, 
die  darauf  Bezug   haben^   auf  welchen  Waareii  entweder  der 
Feingehalt    überhaupt    nicht    angegeben    werden    darf,    oder 
welche  Umstände  bei  der  Ermittelung  des  Feingehaltes  zu  be- 
rücksichtigen sind.    Ueber  die  Absicht,  welche  durch  den  §  6 
der    Regierungsvorlage    erzielt    werden    sollte,    bestand    kein 
Zweifel,    vielmehr   handelte    es    sich   nur   darum,   die  in   der 
Praxis   vorkommenden    Fälle    bestimmt   zu    bezeichnen.     Die 

i'etzige  Fassung  ist  aus  der  Besprechung  mit  Sachverständigen 
lervorgegangen   und  entspricht   den    in  mehreren   Petitionen 
ausgesprochenen  Wünschen. 

Zum  §  7,  welcher  die  Strafbestimmungen  enthält,  war 
zu  der  Nr  2  ein  Abänderungsvorschlag  von  den  Referenten 
gemacht  worden.    Der  Ausdruck  der  Regierungsvorlage: 

„wer  Gold-  und  Silberwaaren mit  einer  anderen 

als  der   nach  diesem  Gesetz   zulässigen  Feingehaltsangabe 
versieht", 

schien  nämlich  den  Referenten  deutlicher  gewählt  werden  zu 
können,  wenn  die  in  dieser  Beziehung  möglichen  Fälle  spezi- 
fisirt  würden.  Diese  Fälle  würden  insbesondere  sein:  1.  wenn 
der  aaazeichnende  Stempel  (§  3  und  §  3  b)  für  Waaren  benutzt 
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würde^  für  welche  derselbe  ausgeschlossen  ist;  2.  wenn  Fein- 
gehaltsbezeichnungen  angewendet  würden^  welche  den  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  (§  2  und  §  3b)  entgegen  sind;  also 
z.  B.  Karat  und  Loth;  3.  wenn  die  zulässige  Feingehalts- 
bezeichnung nicht  dem  wirklichen  Feingehalte,  wie  derselbe 
durch  die  §§  2  und  3  b  geregelt  wird,  entspräche,  wenn  z.  B. 
Jemand  eine  Goldschmucksache  von  560  Tausendtheilen  Fein- 

fehalt  mit  einem  Stempel  580  versieht.  Die  beiden  ersten 
'alle  beziehen  sich  auf  die  Form  des  Stempels,  der  letzte 
Fall  auf  den  Inhalt  der  Stempelangabe.  Um  diese  Punkte 
festzustellen,  hatten  die  Referenten  beantragt,  zu  sagen:  „mit 
einer  der  Form  nach  unrichtigen  oder  einer 
höheren  als  der  wirklichen  Feingehaltsangabe 
versieht". 

Die  Kommission  entschied  sich  indessen  dafür,  dass  die 
Regierungsvorlage  diese  Fälle  genügend  decke,  wie  dies  auch 
von  dem  Herrn  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen  aus- 
geführt worden  war. 

Zu  Nr.  3  führte  der  Vertreter  der  Regierungen 
aus,  dass  durch  diese  Bestimmung  —  in  Verbindung  mit 
§  6  —  es  ausgeschlossen  sei,  Metallschmucksachen  mit  einem 
Minimalfeingehalt  und  einem  Edelmetall  Überzug  mit  einem 
Feingehaltsstempel  zu  versehen. 

Nach  §  3  b  sei  die  Feingehaltssterapelung  nur  von  Schmuck- 
sachen von  Gold  und  Silber  zulässig.  Nach  §  7  Ziffer  3  sei 
die  Stempelung  von  gold-  und  silberähnlichen  Waaren  un- 
zulässig. Ob  eine  gestempelte  Wuare  noch  als  goldene  oder 
silberne  (§  3  b)  oder  als  gold-  oder  silberähnlich  (§  7  Ziffer  3) 
anzusehen  sei,  sei  im  einzelnen  Falle  quaestio  facti  und  even- 
tuell vom  Richter  (und  Sachverständigen)  zu  entscheiden. 

Der  ganze  §  8  wurde  in  der  Fassung  der  Regierungs- 
vorlage angenommen. 

Bei  dem  Schlussparagraphen  war  die  Kommission  darin 
einig,  dass  eine  Hinausschiebung  des  Termins,  an  welchem  das 
Gesetz  in  Kraft  treten  solle,  nothwendig  sei.  Die  grossen 
Bestände  fertiger  Waaren,  sowohl  von  Schmucksachen  als 
von  Geräthen,  z.  B.  Bestecksilber,  welche  mit  Stempeln  ver- 
sehen sind,  die  nach  dem  Gesetze  nicht  mehr  gebraucht  werden 
dürften,  haben  alle  Betheiligten,  ohne  Unterschied  ihrer 
Stellung  zu  dem  Gesetze,  veranlasst,  die  Ansetzung  eines 
späteren  Termins  zu  erbitten.  Die  Kommission  einigte  sich 
für  diesen  Termin  auf  den  1.  Januar  1888. 

In  der  Schlusssitzung  am  28.  April  wurde  von  der  Kom- 
mission die  Abstimmung  über  das  Gesetz  vorgenommen^  wie 
sich  dasselbe  nach  den  Beschlüssen  der  Kommission  gestaltet 
hatte.  Die  Annahme  erfolgte  durch  die  10  anwesenden  Kom- 
missionsmitglieder  einstimmig;  fiir  3  Mitglieder,  welche  zu  er- 
scheinen  verhindert   waren,  wurde  die  ausdrückliche  Zustim- 
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BWDnerkläruiu^  durch  anwesende  Mitglieder  abg^eben.  Ein 
H^ed  der  Kommission  hatte  überhaupt  den  Serathungen 
Bicbt  beiwohnen  können.  Der  Gesetzentwurf  ist  also  von  der 
KomnuMion  einstimmig  angenommen  worden,  und  bean- 
tragt dieselbe: 

der  Reichstag  wolle  beschliessen : 

dem  Gesetze  über  den  Feingehalt  von  Gold- 
und  Silberwaaren  in  der  beschlossenenFassung 
Beine  Zustimmung  zu  ertheilen. 

Berlin,  den  28.  April  1884. 

Die  VI.  Kommission. 

Freiherr    v.     Wöllwarth    (Vorsitzender).     Dr.    Karsten 

(Berichterstatter).    Baron  v.  Arnswal dt- Böhme.  Freiherr 

y.  Göler.    Haerle.    Klumpp.    Kochhann  (Landsberg). 

Dr.  Lingens.     Lüders   (Görlitz).     Dr.  Papellier. 

Dr.  Perrot.    Dr.  Schläger.     Stötzel. 


Anhang  zum  vorstehenden  Bericht  S.  43 — 49. 


Anhang 


zum 


Bericht  der  VI.  Kommission  des  Reichstags: 

Znsammenstellung 

des 

Entwurfs  eines  Gesetzes  über  den  Feingehalt  der  Gol^ 
und  Silberwaaren  —  Nr.  5  der  Drucksachen  — 


mit 


den  Beschlüssen  der  VI.  Kommission. 
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Vorlage. 

Entwurf  eines  Gesetzes  fiber  den  Feingehalt  der 

Gold-  nnd  Silberwaaren. 


Wir   Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher 
Kaiser,  König  von  Preussen  u.  s.  w. 
verordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung 
des  Bundesraths  und  des  Reichstags,  was  folgt: 

§  1. 

Gold-  und  Silberwaaren  dürfen  zu  jedem  Feingehalt  an- 
gefertigt und  feilffehaiten  werden.  Die  Angabe  des  Fein- 
gehalts auf  denselben  ist  nur  nach  Maassgabe  der  folgenden 
Bestimmungen  gestattet. 

§2. 

Auf  Silberwaaren  darf  der  Feingehalt  nur  in  800 
oder  mehr  Tausendtheilen,  auf  Goldwaaren  nur  in  585  oder 
mehr  Tausendtheilen  angegeben  werden. 

Der  wirkliche  Feingehalt  darf  weder  im  Ganzen  der 
Waare  noch  auch  in  deren  einzelnen  Bestandtheilen  bei 
Silberwaaren  mehr  als  acht,  bei  Goldwaaren  mehr  als  fünf 
Tausend theile  unter  dem  angegebenen  Feingehalt  bleiben. 
Bei  Ermittelung  des  Feingehalts  bleibt  die  Lö- 
thung  ausser  Betracht. 


§3. 

Die  Angabe  des  Feingehaltsgeschieht  durch  ein  Stempel- 
zeichen, welches  die  Zahl  der  Tausendtheile  imd  die  Firma 
des  Geschäfts,  für  welches  die  Stempelung  bewirkt  ist,  kenntlich 
macht.  Die  Form  des  Stempeizeichens  wird  durch  den 
Bundesrath  bestimmt. 


Estwnrf  eines  Gesetzes  fiber  den  Feingehalt  der 
Gold-  und  Silberwaaren. 


Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Q-naden  Deutacher 
Kaieer,  König  von  Preussen  u.  s.  w. 
verordnen  im  Namen  des  Reichs,  nach  erfolgter  Znstimmang 
des  Bondesraths  und  des  Reichstags,  was  folgt: 


Unverändert 


Aaf  goldenen  Gerätben  darf  der  Feingehalt  nur  in  585 
oder  mehr  Tausendtheilen,  auf  silbernen  Geräthen  nur  in 
800  oder  mehr  Tausendtheilen  angegeben  werden. 

Der  wirkliehe  Feingehalt  darf  weder  im  Ganzen  der 
Wuure  noch  auch  in  deren  einzelnen  Bestandtheilen  bei  goldenen 
GerSthen  mehr  als  fUnf,  bei  Bilbernen  Geräthen  mehr  als 
uht  Tausendtheile  unter  dem  angegebenen  Feingehalt  bleiben. 
Vorbehaltlich  dieser  Abweichung  muBs  derGegen- 
itand  im  Ganzen  und  mit  der  Löthung  einge- 
icbmolzen   den  angegebenen  Feingehalt  haben. 


Die  Angabe  des  Feineeh&lts  auf  goldenen  nnd  sil- 
bernen Geräthen  geacTiieht  durch  ein  Stempelzeichen, 
welches  die  Zahl  der  Tausendtheile  und  die  Firma  des  Oeschäfts, 
für  welches  die  Stempelung  bewirkt  ist,  kenntlich  macht.  Die 
Form  des  Stempelzeichens  wird  durch  den  Bundesrath  bestimmt. 

§  3a. 
Goldene  und  silberne  Uhrgehäuse  unterliegen 
den  Bestimmungen  der  §§  2  und  3. 

§  3b. 

Schmucksachen  von  Gold  und  Silber  dürfen 
in  jedem  Feingehalte  gestempelt  werden  und  ist  in 
diesem  Falle  der  letztere  in  Tausendtheilen  anzu- 
geben. 

Die  Fehlergrenze  darf  zehn  Tausendtheile 
nicht  überschreiten,  wenn  der  Gegenstand  im 
Ganzen  eingeschmolzen  wird. 

Das  vom  Bundesrathe  gemäss  §  3  bestimmte 
Stempelzeichen  darf  auf  Schmucksachen  von  Gold 
and  Silber  nicht  angebracht  werden. 
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Waaren,  welche  für  den  Absatz  im  Inlande 
nicht  bestimmt  Bind,  unterliegen  den  Beschrän- 
kungen der  §§  2  und  3  nicht.  Eb  ist  jedoch  nicht 
gestattet,  dieBelbenmlteinem  Zeichen  nachMaass- 
gabe  der  §§  2  und  S  zu  versehen,  wenn  sie  den 
Anforderungen  des  §  2  nicht  entsprechen. 

Aus  dem  Auslände  eingeführte  Gold-  und  Silberwaaren, 
deren  Feingehalt  durch  eine  ueBem  Gesetze  nicht  entsprechende 
Bezeichnung  angegeben  ist,  dürfen  nur  dann  f^gehalten 
werden,  wenn  sie  ausserdem  mit  einem  Stempelzeichen  nach 
Maassgabe  dieses  Gesetzes  versehen  sind, 

§  5. 
Für  die  Richtigkeit  des  angegebenen  Feingehalts  haftet 
der  Verkäufer   der  Waare.     Ist  deren  Stempelung  im  Inlande 
erfolgt,   so   haftet  gleich  dem  Verkäufer  der  Inhaber  des  Ge- 
Bcbätts,  ftir  welches  die  Stempelung  erfolgt  ist 


Qold-  oder  Silberwaaren,  auf  welchen  der 
Feingehalt  angegeben  ist,  dürfen  mit  anderen 
metallischen  Stoffen  nicht  ausgefüllt  sein;  Vei^ 
Stärkungsvorrichtungen,  welche  im  Innern  der 
Waare  angebracht  sind,  dUrfen  mit  der  letzteren 
metallisch  nicht  verbunden  sein. 


VL8. 

BeBcblflsse  der  Kommission. 
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§4. 


Alinea  1  fällt  weg. 


Aas  dem  Auslande  eingeführte  Oold-  und  Silberwaaren, 
deren  Feingehalt  durch  eine  diesem  Gesetze  nicht  entsprechende 
Bezeichnung  aneegeben  ist^  dürfen  nur  dann  feilgehalten 
werden,  wenn  sie  ausserdem  mit  einem  Stempelzeichen  nach 
Haassgabe  dieses  Gesetzes  versehen  sind. 


§  5. 


Unverändert. 


§6. 

Auf  Gold-  und  Silberwaareri,  welche  mit 
anderen  metallischen  Stoffen  ausgefüllt  sind,  darf 
der  Feingehalt  nicht  angegeben  werden. 

Dasselbe  gilt  von  Gold-  undSilberwaaren^mit 
welchen  aus  anderen  Metallen  bestehende  Verstär- 
kungsvorrichtungen  metallisch  verbunden    sind^ 

Bei  Ermittelung  des  Feingehaltes  bleiben  alle 
von  dem  zu  stempelnden  Metalle  verschiedenen, 
äusserlich  als  solche  erkennbaren  Metalle  ausser 
Betracht,  welche: 

1.  zur  Verzierung  der  Waare  dienen; 

2.  zur  Herstellungmechanischer  Vorrichtungen 
erforderlich  sind; 

3.  als     Verstärkungsvorrichtungen      ohne      me- 
tallische Verbindung  sich  darstellen. 
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Vorlage. 

§7. 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  Eintausend  Mark  oder  mit  Ge- 
fängniss  bis  zu  6  Monaten  wird  bestraft: 

1.  wer  Gold-  oder  Silberwaaren,  welche  nach  diesem  Gesetz 
mit  einer  Angabe  des  Feingehalts  nicht  versehen  sein 
dürfen,  mit  einer  solchen  Angabe  versieht; 

2.  wer  Gold-  oder  Silberwaaren,  welche  nach  diesem  Gesetz 
mit  einer  Angabe  des  Feingehalts  versehen  sein  dürfen, 
mit  einer  anderen  als  der  nach  diesem  Gesetz  zulässigen 
Feingehaltsangabe  versieht; 

8.  wer  gold-  oder  silberähnliche  Waaren  mit  einem  durch 
dieses  Gesetz  vorgesehenen  Stempelzeichen  oder  mit 
einem  Stempelzeichen  versieht,  welches  nach  diesem 
Gesetze  als  Feingehaltsbezeichnung  für  Gold-  und  Silber- 
waaren  nicht  zulässig  ist; 
4.  wer  Waaren  feilhält,  welche  mit  einer  gegen  die  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  verstossenden  Bezeichnung 
versehen  sind. 

Mit  der  Verurtheilung  ist  zugleich  auf  Vernichtung  der 
gesetzwidrigen  Bezeichnung  oder,  wenn  diese  in  anderer  Weise 
nicht  möglich  ist,  auf  Zerstörung  der  Waare  zu  erkennen. 

§8. 

Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Januar  1886  in  Kraft  An 
demselben  Tage  treten  alle  landesrechtlichen  Bestimmungen 
über  den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaaren  ausser 
Geltung. 

Urkundlich  u.  s.  w. 
Gegeben  u.  s.  w. 


1  ni. 

BgiohlüBBfl  der  Komn 

iBBion. 

UoverÄndert. 

§  7. 

§8- 
Dieses   Gesetz  tritt    am   1.   Januar   1888   in   Kraft.     An 
demselben  Tage   treten  alle  landeBrechtlicben  BestimmungeD 
über  den    Feingebalt    der    GKild-    und    Silberwaaren    ausser 

Geltmig. 

Urkundlich  u.  s.  w. 
Q^ben  u.  s.  w. 


Die  Oesetzgebnng  der  Naehbarstaaten:  Belgien, 
Frankreich,  Schweiz  und  öesterreieh*). 


I.  Belgien. 
Id  Folge  des  Sieges  der  FranzoBen  bei  Fleurua  (26.  Juni 
1794)  in  Frankreicfa  eioverleibt,  hat  Belgien  mit  der  geaammieQ 
französischen  Gesetzgebung  auch  das  Oeaetz  vom  19.  Bmmaire 
des  Jahres  VI  (1797)  über  den  FeiDgehalt  der  Gold-  und 
Silberwaaren  überkommen.  Letzteres  blieb  bis  zum  Jahre 
1868  in  Geltung,  nachdem  es  durch  ein  Dekret  vom  14.  Sep- 
tember 1814  nur  in  wenigen  Punkten  abgeändert  worden  war. 
Im  Jahre  1868  erging  das  folgende  noch  jetzt  geltende: 

Gesetz  vom  5.  Jnni  186S,  betreffend  die  Erlanhniss  zur 
Anfertigung  von  Oold-  und  Silberwaaren. 
Leopold  IL  König  der  Belgier 
Allen  Gegenwärtigen  und  Zukünftigen  Oruss: 
Die   Kammern  haben   angenommen   und   Wir    bestätigen 
was  folgt: 

Art.  1.  Die  Herstellung  von  Gold-  und  Silberwaaren  zu 
jedem  Feingebalt  ist  gestattet.  Die  obligatorische  staatliche 
Kontrole  wird  deshalb  eingc stellt. 

Art.  2.  Gold-  und  Silberwaaren  zu  dem  hierunter  fol- 
genden Feingehalt  können  jedoch  von  dem  Verkäufer  oder 
Käufer  der  Prüfung  und  Stempelung  durch  den  von  der  Regie- 
rung ernannten  Probirer  unterzogen  werden. 

Für  Gold     1.  Feingehalt  800  Tausendtheile 
2.  „  750 

„     Silber  1.  „  900  „ 

2.  ,  800 


<)  Vergleiche  v.  Stadnitz,  Die  geBctzliche  Regelung  des  Feingehalte 
vnu  Gold-  und  Silberwaaren,  nebst  einer  fijamTDiiiiiK  der  Bestünmungen 
BäDiDitlicher  zivilieirten  Staaten  und  einer  tabellarischen  Ueberacbt  Über 
die  FeingehaltsgeBetzgebung,  Pfor/heim  1875. 
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Art  8.  Die  Gold-  und  Silberwaaren^  welche  zwar  keinen 
geringeren  Feingehalt  als  den  niedrigsten  durch  das  Gesetz 
bestunrnten,  jedoch  nicht  genau  einen  solchen  haben  ^  werden 
oach  demjenigen  gesetzlichen  Feingehalt  gestempelt,  welcher 
anmittelbfi^  hinter  dem  durch  die  Prüfung  festgestellten  folgt. 

Art  4.  Bei  jedem  Verkaufe  von  Gold-  oder  Silberwaaren 
ist  der  Verkäufer  verpflichtet,  dem  Käufer  auf  dessen  Ver- 
Ungen  eine  die  Gattung,  das  Gewicht,  den  Feingehalt  und  den 
Preis  der  verkauften  Gegenstände  enthaltende  Rechnung  aus- 
zahändigen. 

Art  5.  Die  Regierimg  schreibt  die  Form  der  staatlichen 
Stempel  vor,  sie  bestimmt  die  Beschaffenheit,  welche  die  Gold- 
und  oilberwaaren  haben  müssen ,  um  zur  Prüfung  des  Fein- 
gehalts zugelassen  zu  werden,  sowie  die  gestattete  Abweichung 
von  dem  im  Artikel  2  vorgeschriebenen  Feingehalt,  Sie  be- 
stimmt gleichfalls  die  für  Rechnung  des  Staats  einzuziehenden 
Kosten  der  Probe  und  ertheilt  die  übrigen  Vorschriften  fUr 
das  Verfahren. 

Art.  6.  Die  Bestimmungen  der  vorstehenden  Artikel  treten 
mit  dem  1.  Juli  1869  in  Kraft.  Von  diesem  Tage  an  sind 
das  Gesetz  vom  19.  Brumaire  des  Jahres  VI  und  die  Verord- 
nung vom  14.  September  1814  sowie  alle  übrigen,  den  Fein- 
gehalt der  Gold-  und  Silberwaaren  betreffenden  Bestimmungen, 
mit  Ausnahme  derjenigen  des  Strafgesetzbuchs,  aufgehoben. 

Vorübergehende  Bestimmungen. 

Art.  7.  Mit  dem  elften  auf  die  Verkündigung  dieses  Ge- 
setzes folgenden  Tage  und  bis  zu  demjenigen,  an  welchem 
die  Artikel  1  bis  6  in  Kraft  treten,  wird  der  zweite  Fein- 
gehalt des  Silbers  auf  800  Tausendtheile  herabgesetzt  und  die 
vom  Auslande  herstammende  Silberwaare  zu  diesem  Feingehalte 
zur  Kontrole  des  Gehalts  zugelassen. 

Zur  Ausfuhr  bestimmte  Gold-  und  Silberwaaren  können 
zu  jedem  Feingehalte  frei  von  der  Stempelgebühr  angefertigt 
werden.  Eine  königliche  Verordnung  wird  die  Bedingungen 
vorschreiben,  an  welche  diese  doppelte  Ausnahme  geknüpft 
wird.  Jedoch  werden  Gegenstände  von  geringerem  Fein- 
gehalte als  750  Tausendtheilen  für  Gold  und  800  Tausend- 
theilen  iiir  Silber  nicht  mit  dem  Staatsstempel  gezeichnet. 

Vom  1.  Juli  1868  an  wird  die  Stempelgebühr  auf  10  Franken 
per  Hektogramm  Gold  und  auf  50  Centimes  per  Hektogramm 
Silber  ermässigt. 

Die  Hunderttheile  4^es  Betrages  der  Stempelgebühr  werden 
jetzt  and  künftig  nicht  gerechnet. 

Wir    verkündigen    dieses    Gesetz,    befehlen   dasselbe  mit 


dem  StaatBuegel  zu   verseben   und  im  Monitenr  zu  Teröffent- 
liehen. 

Gegeben  zu  BrUsBel  am  5.  Juni  1868. 
Leopold. 

Im  Namen  des  Königs : 

der  FinanzminiBter  Gesehen  und  mit  dem  Staats- 

Fräre-Orban.  Siegel  gesiegelt: 

der  JuBtizminister 
Jules  Bara. 


Zur  ÄasflihruDg  des  vorstehenden  Gesetzes  wurden  die 
folgenden  Verordnungen  erlassen: 

Königliche  Verordnanr 
betreffend  das  '6epräge  der  Hatrisen  nna  die  Form  der  Kon- 
trolstempel  ffir  &i>ld-  und  Silberwaaren.     Vom  1.  Joli  1868. 
Leopold  IL  König  der  Belgier 
Allen  Gegenwärtigen  und  Zukünfügen  Gruss. 
Nach  Einsicht  des  Artikels  5   des  Gesetzes    vom  5.  Juni 
1868,  welcher  so  lautet: 

Die  Regierung   schreibt  die  Form  der  staatlichen  Stempel 

vor — , 

in  der  Absicht: 

das  Gepräge   der  Matrizen   und  die  Form   der  Stempel   zu 
der  Angabe  des  Feingehaita  der  Gold-  und  Silberwaaren 
zu  regeln; 
die    zur  Abnahme   dieser  Stempel   nothwendigen   Matrizen 
zu  genehmigen, 
auf  den  Bericht  unseres  Finauzministers, 
haben  wir  verordnet  und  verordnen: 

Art  1.  Die  Matrizen  der  Stempel  tragen  entweder  den 
Anfangsbuchstaben  des  Wortes  Or  oder  den  Anfangsbuch- 
staben des  Wortes  Argent  zur  Bezeichnung  der  Besch^enheit 
des  Metalls  und  die  Zahl  1  oder  2  zur  Bezeichnung  des  Fein- 
gehalts der  Legirung.  Bei  Geprftgen  von  geringer  Grösse 
mllt  indees  das  Kennzeichen  des  Feineehalts  fort. 

Art.  2.  Die  Matrize  des  Stempels  fUr  Goldwaaren  zum 
ersten  Feingehalt  trägt  ein  O  in  gothiscber  Kleinschrift,  in 
dessen  Mitte  sich  die  Zahl  1  befindet  Die  äussere  Form  des 
Stern petzeichens  ist  die  eines  Rechtecks  mit  abgestumpften 
Ecken. 

Die  Matrize  des  Stempels  ftlr  Goldwaaren  zum  zweiten 
Feingehalt  trägt  ein  0   in   gothischer  Kapitalschrift   welches 
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in  der  Mitte  die  Zahl  2  enthält.  Die  äussere  Form  des 
Stempels  ist  rund. 

Art  3.  Die  Matrize  des  Stempels  für  Silberwaaren  zum 
ereten  FeiDsebalt  träet  ein  A  in  gothischer  Kapitalschrift^ 
welches  die  ^hl  einscäliesst. 

Die  äussere  Form  des  Stempels  ist  ein  Dreieck  mit  ab- 
gestumpften Ecken. 

Die  Matrize  des  Stempels  für  Silberwaaren  zum  zweiten 
Feingehalt  hat  gleichfalls  ein  A  in  gothischer  Eapitalschrift, 
welches  oben  und  rechts  die  Zahl  2  trägt.  Die  äussere  Form 
dieses  Stempels  ist  ein  Quadrat  mit  abgestumpften  Ecken. 

Art.  4.  Die  mit  dem  in  den  vorhergehenden  Artikeln 
angegebenen  Gepräge  gravirten  Matrizen,  welche  die  Stempel 
geliefert  haben,  deren  Abdruck  dieser  Verordnung  beigefügt 
ist,  werden  genehmigt. 

Art  5.  Die  von  diesen  Matrizen  abgenommenen  Stempel 
werden  zur  Bezeichnung  des  Feingehalts  der  Oold-  und  Silber- 
waaren benutzt. 

Unser  Finanzminister  ist  mit  der  Ausführung  dieser  Ver- 
ordnung beauftragt 

Qegeben  zu  Laeken  am  1.  Juli  1868. 

Leopold. 
Im  Namen  des  Königs: 
der  Finanzminister 
Frire-Orban. 


(l'afel  der  Feingehaltsstempel  siehe  Seite  54.) 


Königliche  Verordnung, 
betreffend  den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaaren. 

^'om  10.  Juni  1869. 

Leopold  IL  König  der  Belgier 

Allen  Gegenwärtigen  und  Zukünftigen  Gruss. 
Nach  Einsieht  des  Artikels  5   des  Gesetzes  vom  5.  Juni, 
welcher  so  lautet: 

„Die  Re^erung  schreibt  die  Form  der  staatlichen  Stempel 
Yor,  sie  bestimmt  die  Beschaffenheit^  welche  die  Gold-  und 
Silberwaaren  haben  müssen^  um  zur  Prüfung  des  Fein- 
gehalts zugelassen  zu  werden ,  so  wie  die  gestattete  Ab- 
weichung von  dem  im  Artikel  2  vorgeschriebenen  Fein- 
gebalt Sie  bestimmt  gleichfalls  die  für  Rechnung  des 
Staats  einzuziehenden  Kosten  der  Probe  und  ertheilt  die 
übrigen  Vorschriften  für  das  Verfahren."  — ; 
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nach    wiederholter    Einsicht    unserer    Verordnung    vom 
1.  Juli  1838,  betreffend  die  Form  der  Stempel, 
auf  den  Vorschlag  unseres  Finanzministers, 
haben  wir  verordnet  und  verordnen: 

Art.  1.    Zur  Prüfung  ihres  Feingehalts  werden  zugelassen : 

a.  Gold-  und  Silberwaaren  von  gleichartiger  Masse  und 
massiv, 

b.  Gold-  und  Silberwaaren  von  gleichartiger  Masse  und 
hohl,  jedoch  ganz  oder  theilweise  und  ohne  Beschädi- 
gung so  zu  öfimen,  dass  sie  gestatten  sich  zu  überzeugen, 
dass  sie  weder  Metall  noch  Legirungen  oder  fremde 
Körper  enthalten. 

Als  Gold-  und  Silberwaaren  von  gleichartiger  Masse  werden 
diejenigen  angesehn,  deren  Legirung  in  allen  ihren  Theilen 
gleiche  Bestandtheile  enthält,  bis  auf  das  Remedium  des  Fein- 
gehalts. 

Art.  2.  Das  Remedium  des  Feineehalts  der  Gold-  und 
Silberwaaren  ohne  Löthung  beträgt  drei  Tausendtheile  für 
Gold  und  fünf  Tausendtheile  für  Suber. 

Das  Remedium  des  Feingehalts  der  Hauptmasse  der  Gold- 
und  Silberwaaren  ohne  Löthung  ist  gleichfalls  drei  Tausend- 
theile für  Gold  und  fünf  Tausendtheile  für  Silber.  Das  ge- 
sammte  Remedium  des  Feingehalts  gelötheter  Gold-  und  Silber- 
waaren beträgt  jedoch  zwanzig  Tausendtheile  mit  Inbegriff 
der  Löthung. 

Art.  3.  Der  Münzmeister  entscheidet  die  Streitigkeiten 
inbetreff  der  Zulassung  der  Gold-  und  Silberwaaren  zur 
Probe  und  zur  Zeichnung  mit  dem  Staatsstempel. 

Art.  4.    Die  Kosten  der  Probe  werden  bestimmt  wie  folgt: 

1)  10  Franken  per  Hektogramm  Goldwaare; 

2)  50  Centimes  per  Hektogramm  Silberwaare. 
Goldwaaren,  welche  weniger  wiegen  als  ein  Gramm,  werden 

für  ein  Gramm  gerechnet. 

Silberwaaren,  welche  weniger  wiegen  als  10  Gramm,  werden 
für  10  Gramm  gerechnet. 

Das  Gewicht  wird  nach  Dezigrammen  bei  Goldwaaren 
and  nach  Grammen  bei  Silberwaaren  berechnet. 

Art.  5.  Die  Klassifikation  und  die  Gehälter  der  Probirer 
enthält  die  folgende  Tabelle: 
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Art.  6,     Die  Probirer  werden   tob  £»■«  ^^•—i  ud 


Art.    7.     Probirer   werden   angerteJh   in    den   ftigcaden 
Städten: 

Antwerpen     ....  2  M<fns 

BruMd 2  Dooraik 

L^wen 1  Lüttidi 

Brfii^^e.     .....  1  Haud: 

Kortryk 1  Ari 

Gent 1  Kamor 


Art.  8.  Die  Probirer  sind  für  die  GoU-  und  Silberwatten, 
welche  ihnen  zur  Prüfung  ihres  Feingehahs  übergeben  werdeo, 
yeranti%'ortlich.  Sie  tragen  dieselben  anTerE^fich  in  du 
Stammregister  ein.  Der  Generalinspektor  der  Prohiranstaken 
der  Münzverwaltung  überwacht  das  Verfahren  bei  den  Proben 
und  die  dieselben  betreffende  Buchführung. 

Art  9.  Die  Kosten  der  Proben  werden  durch  die  Ein- 
nahmestellen  für  direkte  Steuern,  Zölle  und  Akzisen,  welche 
der  Finanzminister  dazu  bestimmt,  eingezogen. 

Art.  10.  Die  Miethe  für  die  zur  Ausfuhrung  der  Proboi 
dienenden  Räume,  die  zu  den  Proben  erforderlichen  Materialien 
und  chemischen  Hül&mittel,  die  Beschaffung  der  Stempel  und 
die  übrigen  Verwaltungskosten  fallen  dem  Staatsschatze  zur 
Last 

Unser  Finanzminister  ist  mit  der  Ausführung  dieser  Ver- 
ordnung beauftragt. 

Gegeben  zu  Laeken  am  10.  Juni  1869. 

Leopold. 
Im  Namen  des  Königs: 
der  Finanzminister 
Frcre-Orban. 


II.  Frankreich. 

Das  mit  der  weiter  unten  zu  erörternden  Ausnahme  nocl 
gegenwärtig  geltende  Gesetz  vom  19.  Brumaire  des  Jahres  VI 
enthält  in  140  Artikeln  strenge  und  weit  im  Detail  durch- 
geführte Bestimmungen  über  die  Regelung  des  Feingehaltf 
der  Gold-  und  Silberwaaren.  Die  Fundamentalvorschriftei 
sind  auf  den  Prinzipien  des  LegirungszwangeS;  des  Stempelungs 
Zwanges  und  des  Präventivsystems  (Staatsstempelung)  auf 
gebaut.  Für  Gold-  und  Silberwaaren  sind  drei^  beziehungs 
weise  zwei  Feingehaltsgrade  gestattet: 
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920  Tausendtheile  ]  1  «„u  q  T««a^«^fU^;i^« 

840  .  ^   für  Gold    ^  ™'*  STausendtheden 


750 
950 
800 


Remedium 


für  Silber 


mit  5  Tausendtheilen 
Remedium. 

Jede  Edelmetallwaare  ist  dreifach  zu  stempeln: 

1)  mit  dem  Stempel  der  Feingehaltsangabe, 

2)  „       „  ^        des  Fabrikanten, 

3)  „       „  „  „    Kontroibureaus. 

Die  —  nicht  unerheblichen  —  Stempelgebühren  trägt  der 
Fabrikant;  sind  die  Waaren  zum  Export  bestimmt,  so  werden 
zwei  Drittel  der  gezahlten  Stempelgebühren  rückvergütet. 

Der  Umstand,  dass  diese  Bestimmungen  nun  bereits  ü^t 
ein  Jahrhundert  gelten  und  jeden  Regierungswechsel  in  Frank- 
reich überdauert  haben,  dürfte  beweisen,  dass  dieselben  dem 
Volksbewusstsein  entsprechen.  Wer  in  Frankreich  Gold-  und 
«Silbersachen  kauft,  will  neben  der  gefkUigen  Form  auch  den 
reellen  Inhalt. 

Diese  den  inneren  Konsum  beherrschende  solide  Richtung 
konnte  indess  nicht  verhindern,  dass  von  Jahr  zu  Jahr 
dringender,  im  Interesse  der  Konkurrenzfähigkeit  der  fran- 
zösischen Fabrikate  im  Auslande,  eine  grössere  Latitüde  gegen- 
über den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  19.  Brumaire  ver- 
langt wurde. 

So  kam  denn  das  bereits  oben  Seite  18  erwähnte  Gesetz 
vom  25.  Januar  1884  zu  Stande.  Dasselbe  gilt  lediglich  für 
die  Exportwaaren.  Für  den  inländischen  Konsum  bewendet 
es  bei  dem  Gesetze  vom  19.  Brumaire. 

Der  Wortlaut  jenes  Gesetzes  und  der  dazu  erlassenen 
Verordnung  vom  6.  Juni  1884,  deren  strenge  Straf-  und  Kon- 
trolbestimniungen  bemerkenswerth  sind,  ist  folgender: 

Gesetz  vom  25.  Januar  1884,  betreffend  die  Einftthrnng  eines 
vierten  Feingehalts  (titre)  für  die  zur  Ausfuhr  bestimmten 

goldenen  und  silbernen  Waaren. 

Der  Senat  und  die  Kammer  der  Abgeordneten  haben  an- 
genommen, 

der  Präsident  der  Republik  verkündet  das  Gesetz  folgenden 
Inhalts: 

Art.  1.  Nachträglich  zum  Artikel  4  des  Gesetzes  vom 
19.  Brumaire  des  Jahres  VI  wird  für  die  Fabrikation  der  zur 
Ausfuhr  bestimmten,  nur  aus  Gold  bestehenden  Uhrgehäuse 
ein  vierter  gesetzlicher  Feingehalt  (titre)  von  ^®^/iooo  eingeführt, 
welcher  rechtsgültig  ist. 

Diese  Gehäuse  werden  durch  das  Stempelamt  mit  einem 
den   Feingehalt    angebenden    besonderen   Stempel    und    einem 
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ihre  Beatimmaiig  zur  Ausfuhr  nachweisenden  besondrawn  Q» 
präge  versehen. 

Art.  2.  Abweichend  von  den  BestimmuDgen  des  genuiDtai 
Artikels  4  and  auaser  den  im  vorstehenden  Artikel  1  ent- 
haltenen sind  nur  die  Fabrikanten  von  Goldschmiedearbet^ 
Jnwelierwaaren ,  SchmncksacheD  und  Uhrgehäusen  berechtig 
auBBchliesslich  zur  Ausfuhr  beatimmmte  goldene 
und  silberne  GTegenstände  von  jedem  anderen  Fein- 
gehalte zu  fertigen. 

Die  so  gefertigten  G^enstände  jeden  Gehalts  erhalten  in 
keinem  Falle  das  Gepräge  der  Stempel  des  Staats ;  sie  mfism 
jedoch  sofort  nach  ihrer  Vollendung  mit  einem  Meieterstempel 

fezeichnet  werden,  dessen  Form  durch  spätere  Verordnnng 
er  öffentlichen  Verwaltung  bestimmt  wird  und  welcher  den 
auf  der  Faktur  anzugebenden  Feingehalt  der  Legiruog  b 
Zahlen  nachweist. 

Art.  3.  Die  Fabrikanten,  welche  von  den  durch  dieaei 
Gesetz  ertheilten  Befugnissen  Gebrauch  machen  wollen ,  die 
mit  der  Ausfuhr  beschäftigten  Kaufleute  und  Kommissionäre, 
welche  mit  goldenen  und  silbernen  Waaren  von  jedem  Feiu- 
gehalt  ins  Ausland  Handel  treiben  wollen,  haben  der  Präfektor 
inrea  Departements  und  der  Mairie  ihrer  Gemeinde  davon 
Anzeige  zu  machen. 

In  Paris  erfolgt  diese  Anzeige  bei  der  Polizeipräfektnr 
und  auf  dem  Stempelamte, 

Art.  4.  Die  Fabrikanten  und  Kaufleute,  welche  diese 
Gegenstände  ausfuhren,  sind  den  Besichtigungen  und  Viii- 
tationen  der  Beamten  der  indirekten  Steuern  nach  den  Be- 
stimmungen der  Artikel  235,  236,  237,  238  und  245  des 
Gesetzes  vom  28.  April  1816  unterworfen.  Sie  liefern  er- 
forderliche nfalls  die  zur  Ausführung  der  Untersuchungen  noth- 
wendigen  Wagen  und  Gewichte. 

Art.  5.  Auf  diese  Fabrikanten  und  Kaufleute  finden  alle 
Bestimmungen  der  Gesetzgebung  Anwendung,  welche  den 
Handel  mit  Gold-  und  Silberbarren  ordnet,  insofern  dies« 
Bestimmungen  denjenigen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  nicht 
widersprechen. 

Art.  6.  Die  durch  die  Ausfuhrung  dieses  Gesetzes  ge- 
forderten Nachtragsbestimmungen  werden  durch  ein  Reglement 
der  öffentlichen  Verwaltung  getroffen  werden. 

Art.  7.  Die  goldenen  und  silbernen  Waaren,  deren  Fabri- 
kation dieses  Gesetz  ausschliesslich  zum  Zwecke  der  Ausfuhr 
gestattet,  dUrfeu  unter  keinem  Verwände  für  den  inneren  Ver 
brauch  geliefert  werden. 

Alt.  8.  Diejenigen  von  diesen  Waaren,  welche  bei  Fabri- 
kanten, Eaufleuteo  oder  Kommissionärec,  welche  die  im  vor- 
stehenden Artikel  3  vorgeschriebene  Anzeige  nicht  gemacht 
haben,  angetroffen  werden,  oder  deren  Feilbieten  zum  inneren 
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Verbrauch  nachgewiesen  ist;  werden  mit  Beschlag  belegt  und 
ziehen  die  Verfolgung  vor  dem  Strafgericht  nach  sich.  Die 
Inhaber  der  mit  Beschlag  belegten  Gegenstände  erleiden  deren 
Konfiskation  unbeschadet  der  in  dem  folgenden  Artikel  ver- 
hängten anderen  Strafen. 

Art  9.  Im  Falle  der  Uebertretung  der  Bestimmun^n 
dieses  Gesetzes  und  derjenigen  des  gemäss  dem  vorstehenden 
Artikel  6  erlassenen  Reglements  der  öffentlichen  Verwaltung 
werden  die  von  der  uebertretung  betroffenen  Gegenstände 
konfiszirt  und  ausserdem  der  Uebertreter  zu  einer  Geldstrafe 
verurtheilty  welche  das  erste  Mal  den  zehnfachen  Werth  der 
konfiszirten  Gegenstände,  das  zweite  Mal  das  Doppelte  der 
ersten  Strafe  nebst  Verkündigung  der  Verurtheilung  auf  Kosten 
des  Uebertreters  beträgt;  das  dritte  Mal  wird  endlich  die  erste 
Strafe  vervierfacht  und  dem  Uebertreter  der  Handel  mit  und 
die  Fabrikation  von  goldenen  und  silbernen  Waaren  bei  Strafe 
der  Konfiskation  aller  Gegenstände  seines  Betriebes  untersagt. 

Im  Falle  von  AusfUllen  gelegentlich  der  Inventare  oder 
nicht  nachgewiesener  Ausfuhren  beträgt  die  Strafe  75  Franken 
per  Hektogramm  für  goldene  und  4  Franken  per  Hektogramm 
für  silberne  Gegenstände. 

Art.  10.  Die  mit  dem  durch  das  Gesetz  vom  19.  Bru- 
maire  des  Jahres  VI  festgesetzten  Feingehalt  gefertigten  und 
zur  Ausfuhr  oder  zum  inneren  Verbrauch  bestimmten  goldenen 
und  silbernen  Waaren  unterliegen  ferner  der  bestehenden 
Gesetzgebung, 

Dasselbe  gilt  in  jeder  diesem  Gesetze  nicht  widersprechenden 
Beziehung  für  die  zur  Ausfuhr  bestimmten  goldenen  Uhr- 
gehäuse vom  vierten  Feingehalt. 

Dieses  vom  Senate  und  von  der  Kammer  der  Abgeord- 
neten berathene  und  angenommene  Gesetz  wird  als  Staats- 
gesetz ausgeführt. 

Geschehen  zu  Paris  am  25.  Januar  1884. 

gez.:  Jules  Gr^vy. 

Im  Auftrag  des  Präsidenten 
der  Republik 
der  Finanzminister  der  Handelsminister 

gez.:  P.  Tirard.  gez.:  Ch.  Hörisson. 


Ausffihrnngsverordnung  zn  vorstehendem  Gesetz. 

Der  Präsident  der  französischen  Republik  verordnet, 
auf  den  Bericht  des  Finanzministers, 
nach   Einsicht    des  Gesetzes    vom  25.  Januar   1884  und 
namentlich  der  Artikel  2  und  6; 

nach  Einsicht  des  Gesetzes  vom  19.  Brumaire  des  Jahres  VI 
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nach  Eineicbt  des  Artikels  2  des  Gesetzes  vom  30.  Mir 
1872; 

nach  Einsicht  der  Artiliel  235,  236,  237,  238  uod  245 
des  Gesetzes  vom  28.  April  1816; 

Dach  Anhörung  des  ätaatsraths, 
was  fulgt: 

Art.  1.  Die  gemäss  den  Bestimmungen  des  Artikels  1 
des  Gesetzes  vom  25.  Januar  1884  zu  dem  4.  Feingehalt  zur 
Ausfuhr  fabrizirten  goldenen  Uhrgehäuse  werden  der  Probe 
und  Stempelung  nach  den  Vorschriften  der  Gesetzgebung  für 
den  Münzgebalt  unterworfen. 

Dieses  doppelte  Verfahren  ist  befreit  von  Stempel  abgäbe. 

Die  Kosten  der  Probe  werden  vom  Fabrikanten  getragen. 

Der  den  Feingehalt  anzeigende  besondere  Stempel  stellt 
einen  ägyptischen  Kopf  dar. 

Das  Desondere  Gepräge  hat  die  Form  einer  Ellipse  mit 
der  Inschrift:  Esp.  und  darunter  583  M.  Derselbe  wird  in 
der  Mitte  des  Bodens  der  Gehäuse  angebracht. 

Die  Abbildungen  dieser  beiden  Stempel  befinden  sich  bei 
dem  Originale  dieser  Verordnung. 

Art.  2.  Der  Abdruck  des  Stempels  jedes  Fabrikanten 
von  Gold-  und  Silberwaaren,  welche  gemäss  den 
Vorschriften  des  Artikels  2  des  Gesetzes  vom 
25.  Januar  1884  gefertigt  sind,  rauss  die  Gestalt 
eines  uuregelmässigen  Fünfecks  mit  gleichen  Seiten 
haben,  welches  ein  (Quadrat  mit  einem  darauf 
siebenden  Dreieck  nach  der  hiemeben  befindlichen 
Figur  darstellt. 

Die  Grössen  Verhältnisse  dieses  Stempels  bestimmt  der 
Fabrikant  nach  der  Gattung  der  von  ihm  gefertigten  Waaren. 

Der  obere  Theil  des  Stempels  enthält  den  Anfangsbuch- 
staben des  Namens  des  Fabrikanten  und  das  durch  den  Ar- 
tikel 9  des  Gesetzes  vom  lü.  Brumaire  des  Jahres  VI  vor- 
geschriebene Sinnbild,  und  der  untere  Theil  die  Angabe  des 
Gehalts  der  Legirung  in  Zahlen.  Dieselbe  kann  je  nach  den 
Anforderungen  des  Ausfuhrhandels  entweder  in  Tausendtheilen 
öder  in  Karaten  erfolgen ,  jedoch  muss  sich  hinter  der  die 
Karate  anzeigenden  Zahl  ein  K  und  hinter  den  Tausendtheilen 
ein  M  befinden. 

Jede  andere  Angabe  des  Feingehalts  von  Gold  und  Silber 
ist  verboten.  Sobald  die  Verwaltnngsbeamtcn  die  Abdrücke 
des  Stempels  nicht  mehr  tiir  hinreichend  deutlich  halten,  darf 
der  Stempel  nicht  länger  benutzt  werden  und  ist  er  durch 
einen  neuen  zu  ersetzen. 

Art.  '■i.  Vor  dem  Beginn  der  Fabrikation  von  Gold-  und 
Silberwaaren  zu  jedem  Feingehalt  ist  der  Fabrikant  verpflichtet, 
den    zur   Zeichnung    dieser    Gegenstände    bestimmten    Stempel 
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ftof   der  Präfektur  seines  Departements  and  auf  dem  Bürger- 
meisteramt seiner  Oemeinde  stechen  zu  lassen. 

In  Paris  geschieht  das  Stechen  auf  der  Polizeipräfektur 
und  auf  dem  Stempelamt. 

Art.  4.  Gold-  und  Silberwaaren  jeden  Feingehalts  müssen, 
sobald  ihre  Fabrikation  beendet  ist  und  vor  jedem  Poliren 
oder  Glätten,  mit  dem  Stempel  von  der  im  Artikel  2  dieser 
Verordnung  vorgeschriebenen  Form  gestempelt  werden. 

Nach  Maassgabe  ihrer  Stempelung  hat  der  Fabrikant  diese 
Waaren  in  ein  Regster  einzutragen,  welches  von  der  Ver- 
waltung der  indirekten  Steuern  ihm  unentgeltlich  geliefert 
wird  und  auf  jedes  Verlangen  der  Aufsichtsbeamten  vorge- 
wiesen werden  muss. 

In  das  Register  werden  die  Beschafienheit  der  Gegen- 
stände nach  der  Gattung  des  Metalls  (Gold  oder  Silber),  mre 
Zahl,  ihr  Feingehalt,  ihr  Bruttogewicht  und  bei  Gegenständen, 
welche  aus  verschiedene  Metalle  enthaltenden  Stücken  bestehn, 
das  Gewicht  jeder  Gattung  von  Metall  eingetragen. 

Der  Fabrikant  ist  aucn  verpflichtet,  nach  dem  Poliren  das 
Nettogewicht  derselben  Gegenstände  einzutragen,  damit  es  als 
Grundlage  fUr  die  Belastung  diene. 

Am  ersten  jeden  Monats  hat  der  Fabrikant  dem  Stempel- 
amte ein  von  ihm  bescheinigtes  Verzeichniss  der  während  des 
vorhergehenden  Monats  in  jenes  Register  eingetragenen  Gegen- 
stände einzureichen. 

Anstatt  dieses  Verzeichnisses  erfolgt  eine  Vakatanzeige, 
wenn  im  Laufe  des  letztvergangenen  Monats  kein  Gegenstand 
gefertigt  worden  ist. 

Art.  5.  Goldene  Uhrgehäuse  vom  4.  Feingehalt  und  Gold- 
und  Silberwaaren  von  jedem  Feingehalt  dürfen  in  den  Maga- 
zinen nicht  mit  fiir  den  innern  Handel  bestimmten  goldenen 
und  silbernen  Kleinodien  vermengt  werden. 

Sowohl  bei  den  Fabrikanten  als  bei  den  Kommissionären 
oder  Kaufleuten,  welche  exportiren,  sind  ihnen  gesonderte 
Liagerplätze  anzuweisen. 

Diese  Plätze  müssen  mit  den  nachstehenden  Inschriften 
in  festen  und  deutlichen  Buchstaben  versehn  sein: 

Ausfuhr.  —  Goldene  Uhrgehäuse  vom  vierten  Feingebalt. 

Ausfuhr.  —  Goldene  oder  silberne  Gegenstände  jeden 
Feingehalts. 

Art.  6.  Mit  Ausnahme  der  Muster,  deren  zeitweiser  Aus- 
tritt aus  den  Fabriken  nothwendig  sein  kann,  ist  der  freie 
Verkehr  goldener  Uhrgehäuse  vom  4.  Feingehalt  und  goldener 
und  silberner  Gegenstände  von  jedem  Feingehalt  verboten. 

Sendungen  von  einem  Fabrikanten  an  den  andern  oder 
an  den  exportirenden  Händler  und  umgekehrt  sind  jedoch  erlaubt. 

Diese  Sendungen,  sowie  die  ins  Ausland  bestimmten  er- 
folgen auf  Grund  eines  auf  der  Deklaration  der  sich  zu  ihrer 
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BUcknafame  innerhalb  der  Frist  von  drei  Monaten  Terpflichtendeo 
Versender  abgegebenen  und  je  nacb  den  Umständen  mit  einer 
Bescheinigung  der  Eintragung  in  das  Konto  des  Empßbigen 
oder  mit  einer  Beacheinigung  des  Zollamts  über  den  Ansgaug 
ans  dem  französischen  Gebiete  versehenen  Anerbietens  mr 
Zahlung. 

Die  Versendungen  ins  Ausland  können  nur  in  versiegelten 
und  plombirten  Kisten  nach  der  Durchsuchung  durch  die 
Beamten  der  indirekten  Steuern  erfolgen.  Zu  dein£nde  möues 
die  Kisten  auf  Veranlassung  und  Kosten  der  Versender  im 
Stempelamte  vorgeführt  werden. 

Im  Falle  ihrer  Wiedereinfuhr  nach  Frankreich  sind  Gegen- 
stände, welche  im  Auelande  nicht  abgesetzt  wurden,  bmIi 
FeBtstellunc;  ihrer  Identität  vom  exportirendeu  Fabrikanleu 
oder  Händler  wieder  zu  vereinnahmen  und  in  sein  Konto  von 
neuem  einzutragen. 

Art.  7.  Die  Verwaltung  eröffnet  jedem  exportirenden 
Fabrikanten  oder  Händler  sowohl  für  goldene  ÜhrgehHiite 
vom  4.  Feingebalt  als  f[ir  goldene  und  silberne  Gegenstände 
von  jedem  Feingehalt  ein  Eingangs-  und  Ausgangskonto. 

Dieses  Konto  enthält  einerseits  die  am  Orte  fabrieirteD 
Gegenstände,  andererseits  die  gemäss  den  regelmässigen  Zu- 
Sendungen  von  ausserhalb  eingegangenen. 

Jeder  in  Folge  einer  Besichtigung  festgestellte  UeberBchou 
wird  zu  Protokoll  genommen  und  in  Rechnung  gestellt. 

Das  Konto  wird  nach  und  nach  entlastet: 

1)  von  den  regelmässig  entweder  ins  Ausland  oder  ins  In- 
land versendeten  Gegenständen; 

2)  von  den  Gegenständen,  welche  der  Fabrikant  omarbäten 
zu  wollen  erklärt  und  welche  in  Gegenwart  der  Ver- 
waltungsbeamten  vorher  vernichtet  wurden; 

3)  von  den  Ausfällen,  welche  mittels  Inventars  gemäss  den 
Bestimmungen  des  letzten  Paragraphen  im  Artikei  9  des 
Gesetzes  vom  25.  Januar  1884  festgestellt  wurden. 

Art.  8.  Die  Uebertretungen  dieser  Verordnung  werdet: 
gemäss  den  Artikeln  5  und  9  des  Gesetzes  vom  25.  Jiuinai 
1884  festgestellt,  verfolgt  und  bestraft. 

Art-  9,    Der  Finanzminister  ist  mit  der  Ausführung  dieeei 
Verordnung   beauftragt,   welche  im  Journal  of&ciel  veröfiFent 
licht  und  in  die  Gesetzsammlung  aufgenommen  wird. 
Geschehen  zu  Paris  am  6.  Juni  1884. 

gez.:  Jules  Gr^vy. 

Im  Auftrag  des  Präsidenten  der  Kepablil 

der  Finanzminister 

gez.:  P.  Tirard. 
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HI.  Die  Schweiz. 

Eine  grosse  Anzahl  von  schweizer  Kantonen  besass  aus 
früherer  Zeit  —  Genf  z.  B.  seit  Jahrhunderten  —  Bestim- 
mungen über  den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaaren, 
wobei  18  Karat  bei  Gold  und  12—13  Loth  bei  Silber  die 
unterste  Feingehaitsgrenze  zu  bilden  pflegten. 

In  anderen  Kantonen  fehlte  es  indessen  an  derartigen 
Bestimmungen,  und  im  grossen  und  ganzen  herrschte  in  Folge 
dessen  innerhalb  der  Eidgenossenschaft  die  grösste  Verschieden- 
heit. Diesem  Zustande  wurde  durch  die  nachstehend  mit- 
getheilte  Gesetzgebung  ein  Ende  gemacht 


Bnndesgesetz  bet reifend  Kontrolirnng  und  Garantie  des 
Feingehalts  der  Gold-  nnd  Silberwaaren. 

(Vom  23.  Christmonat  1880.) 

Die  Bundesversammlung  der  schweizerischen 

Eidgenossenschaft; 

in  Anwendung  der  Artikel  31  lit.  c  und  64  der  Bundes- 
verfassung, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrathes  vom 
28.  Wintermonat  1879, 

beschliesst: 

Art.  1.  Die  Anfertigung  und  der  Verkauf  von  Gold- 
und  Silberwaaren  zu  allen  Feingehaltsgraden  unterliegen  den 
folgenden  Bestimmungen : 

A.  Für  Uhrengehäuse,  welche  in  irgend  einer  Sprache 
oder  Ziffer,  vollständig  oder  abgekürzt,  eine  der  folgenden 
Bezeichnungen  oder  eine  diesen  entsprechende  fuhren,  nämlich : 

für  das  Gold:       18   Karat    oder    750    Tausendtheile   und 

darüber, 
14  Karat  oder  583  Tausendtheile; 
für  das  Silber:  875  Tausendtheile  und  darüber, 

800  Tausendtheile, 
ist  die  Kontrolirung  obligatorisch;  dieselben  müssen  gemäss 
den  Vorschriften  der  eidgenössischen  Vollziehungsverordnung 
mit  dem  eidgenössischen  Kontrolstempel  versehen  sein,  es 
sei  denn  dass  sie  das  als  gleichwerthig  anerkannte  amtliche 
Stempelzeichen  eines  andern  Staates  tragen. 

B.  Für  die  andern  Gold-  und  Silberwaaren  ist  die 
Kontrolirung  fakultativ.  Von  diesen  Waaren  können  die  mit 
höherem  Feingehalt,  nämlich:  18  Karat  oder  750  Tausend- 
theile und  darüber  in  Gold,  875  Tausendtheile  und  darüber 
in  Silber,  amtlich  gestempelt  werden,  selbst  wenn  sie  eine 
Angabe  des  Feingehalts  nicht  enthalten. 

Art.    2.      Uhr^ngehäuse    und   andere    Gold-    und   Silber- 
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waareo,  welche  nicht  amtlich  kontrolirt  sind,  dürfen^  was  ihr 
MischungsyerhältniBS  oder  ihre  Leerung  betrifft,  mit  keiner 
andern  Bezeichnung  als  derjenigen  ihres  wirklichen  Feingehalts 
versehen  werden.  Wenn  sie  oiese  Bezeichnung  aufweisen,  so 
sollen  sie  ausserdem  gemäss  der  VoUziehungsverordnung  mit 
der  Marke  oder  dem  Zeichen  des  Fabrikanten  gestempelt  sein. 

Bei  den  Proben  ist  eine  Fehlergrenze  von  3  Tausend- 
theilen  für  das  Gold  und  5  Tausendtheilen  für  das  Silber  ge- 
stattet, welches  auch  der  Feingehalt  der  betreffenden  Waare  sei. 

Kein  Theil  der  Uhrengehäuse  oder  andern  Gold-  und  Silber- 
waaren  darf  einen  niedrigeren  Feingehalt  haben,  als  derjenige 
ist,  den  das  aufgedrückte  Stempelzeichen  oder  eine  andere 
Bezeichnung  angiebt  Die  Vollziehungsverordnung  wird  die 
nähern  Bestimmungen  hierüber  und  die  nöthigen  Ausnahmen 
enthalten. 

Es  ist  verboten,  auf  Waaren  von  anderem  Metall  oder 
auf  plakirten  Gegenständen  Bezeichnungen  anzubringen,  welche 
auf  Täuschung  aes  Käufers  abzielen. 

Art  3.  Die  Errichtung  von  Eontrolämtem  ist  Sache  der 
Kantone,  unter  Vorbehalt  der  folgenden  Bestimmungen  über 
die  Organisation: 

Die  beeidigten  Probirer  müssen  im  Besitz  eines  eidgenös- 
sischen Diploms  sein.  Sie  sind  in  Bezug  auf  den  technischen 
Theil  ihrer  Aufgabe  den  Anleitungen  und  der  Oberaufsicht 
der  Bundesbehörde  unterworfen. 

Die  Bureaux  müssen  den  Bundesvorschriffcen  gemäss  mit 
einer  genügenden  Anzahl  von  Probirern  und  andern  Beamten, 
sowie  mit  den  zu  den  Proben  erforderlichen  Einrichtungen 
und  Materialien  versehen  sein. 

Sie  sind  verpflichtet,  die  ihnen  eingesandten  Waaren,  aus 
welchem  Theile  der  Schweiz  sie  auch  kommen,  in  der  Reihen- 
folge, in  der  sie  einlaufen,  zu  probiren  und  zu  stempeln,  sowie 
dieselben  ohne  Berechnung  von  Verpackungskosten  wieder 
zurückzusenden.  Die  eidgenössische  Vollziehungsverordnung 
kann  Vorschriften  aufstellen,  um  der  Anhäufung  solcher  Gegen- 
stände auf  den  Bureaux  vorzubeugen. 

Die  für  Proben  und  Stempelung  zu  erhebenden  Gebühren 
werden  durch  die  eidgenössische  VoUziehungsverordnung  fest- 
gesetzt.   Dieselben  dürfen  keinen  fiskalischen  Charakter  haben. 

Die  Einnahmen  gehören  den  Kantonen,  beziehungsweise 
den  Gemeinden,  welche  für  den  Unterhalt  der  Bureaux  zu 
sorgen  und  die  Kosten  derselben  zu  tragen  haben. 

Die  Kontrolämter  sind  für  ihre  Proben  und  Stempelungen, 
sowie  mit  den  Kantonen  oder  Gemeinden,  denen  sie  unter- 
stellt sind,  für  die  ihnen  übergebenen  Gegenstände  verant- 
wortlich. 

Art.  4.  Am  eidgenössischen  Polytechnikum  wird  ein 
eidgenössisches  Kontrolamt  eingerichtet,  welches  speziell  dazu 
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bestunmt  ist,  hinlänglich  be&higte  Probirer  auszubilden,  sowie 
in  Streitfällen  die  Proben  anderer  Kontrolämter  zu  revidiren. 

Die  Einnahmen  und  Ausgaben  dieses  Eontrolamtes  bilden 
einen  Bestandtheil  des  Budgets  des  eidgenössischen  Handels- 
departements. 

Art.  5.  Das  schweizerische  Handels-  und  Landwirth- 
schaftsdepartement  übt  die  der  Bundesbehörde  im  Art.  3  vor- 
behaltene Oberaufsicht  aus. 

Es  liefert  den  Kontroiämtern  ^egen  Wiedererstattung  der 
Kosten  die  eidgenössischen  Stempel. 

Art  6.  Wer  Uhrengehäuse  mit  Bezeichnung  der  gesetz- 
lichen Feingehaltsgrade  ohne  das  amtliche  Stempelzeichen 
angefertigt,  verkauft  oder  feilgeboten  hat,  ist  gehalten,  den 
fünffachen  Betrag  des  Stempelungstarifs  zu  bezahlen ,  wenn 
die  amtliche  Probe  beweist,  dass  die  Bezeichnung  keine  be- 
trügerische ist  In  diesem  Falle  wird  das  Stempelzeichen  von 
Amts  wegen  und  ohne  weitere  Kosten  beigefUgt. 

Wer  Uhrengehäuse  in  andern  als  den  gesetzlichen  Fein- 
eehaltsgraden  oder  andere  nicht  amtlich  kontrolirte  Gold-  und 
Silberwaaren  mit  Bezeichnung  des  Feingehaltes,  jedoch  ohne 
dass  zugleich  die  Marke  oder  das  Zeichen  des  Produzenten 
beigesetzt  ist,  angefertigt,  verkauft  oder  feilgeboten  hat,  verfilllt 
in  eine  Busse,  welche  im  vierfachen  Betrage  der  für  Stempe- 
lung der  gesetzlichen  Feingehalte  festgesetzten  Taxe  besteht,, 
sofern  die  amtliche  Probe  beweist,  dass  die  Bezeichnung  keine 
betrügerische  ist 

In  den  beiden  oben  genannten  Fällen  darf  der  Gesammt- 
betrag  der  Busse  indessen  die  Summe  von  500  Franken  nicht 
übersteigen. 

Wer  in  betrügerischer  Absicht  mit  Uebertretung  gegen- 
wärtigen Gesetzes  Gegenstände  angefertigt,  verkauft  oder 
feilgeboten  hat,  wird  mit  einer  Geldbusse  im  Betrage  von 
30 — 2000  Franken  oder  mit  Gefangniss  von  drei  Tagen  bis 
zu  einem  Jahre  oder  mit  Geldbusse  und  Gefangniss  innerhalb 
der  angegebenen  Begrenzung  bestraft. 

Als  betrügerisch  gilt: 

a)  was   die   Uhrengehäuse   und  andern   Gold-    und    Silber- 
waaren betrifft: 

1)  in  Bezug  auf  Mischungsverhältnisse  oder  Legirung 
jede  andere  Bezeichnung  als  diejenige  des  wirklichen 
Feingehalts,  dieselbe  möge  auf  der  Waare  selbst  an- 
gebracht, oder  bei  Gelegenheit  des  Verkaufs  oder  des 
Feilgebots  geschehen  sein; 

2)  wenn  bei  einer  Waare  einzelne  Theile  derselben  von 
niedrigerem  Feingehalte  sind,  als  das  amtliche  Stempel- 
zeichen oder  eine  sonstige  Bezeichnung  angiebt,  unter 
Vorbehalt  der  durch  die  Vollziehungsverordnung  fest- 

Forsihung«'u  (2«i)  VI.  H.    -   IJödiker.  5 
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geeetzten    BestimmuDgec    und    Ausnahmen    (Art,    2 
Alinea  3  des  Qesetzee); 
b)  was  Waaren    ans  anderem  Metall  oder  plakirte  Gegen- 
etande  betrifft: 

jede  Bezeichnung,  welche  auf  Täuschung  des  Käufen 
abzielt,  sei  es  dass  diese  Bezeichnung  auf  den  Waaren 
selbst  angebracht  oder  bei  Gelegenheit  des  Verkauft 
oder  des  Feilgebots  geschehen  ist. 

Art  7.  Wer  die  amtlichoD  Stempelzeichen  ganz  oder 
theil weise  nachgemacht  oder  nachgemachter  Stempelzeichen 
in  betrügerischer  Absicht  sich  bedient,  oder  in  gleicher  Ab- 
sicht die  amtlichen  älempeizeicben  entstellt  hat  oder  hat  ent- 
stellen lassen ,  wird  mit  Uefangniss  von  einem  Monat  bis  zu 
einem  Jahre  und  mit  einer  Busse  von  100 — 1000  Frankes 
bestraft. 

Wer  wissentlich  einen  unerlaubten  Grebrauch  von  den 
amtlichen  Stempeln  gemacht  hat,  wird  mit  QetangnisB  von 
zwei  Wochen  bis  zu  einem  Jahre  und  einer  Busse  toü 
50—1000  Franken  bestraft.  Ist  der  Schuldige  ein  Kontrol- 
boamter,  so  trifft  ihn  ausserdem  Absetzung  und  Verlust  des 
eidgenössischen  Diploms. 

dollte  ein  Mitglied  des  Kontrolamtes  oder  ein  Angestellter 
dtJBselben  Waaren ,  welche  auf  dem  Kontrolamte  abgegetwn 
worden  sind,  i^opiren  oder  kopiren  lassen,  so  verfällt  der 
Fehlbare  in  eine  Busse  von  20 — 200  Franken;  sofern  eine 
böswillige  Absicht  oder  grobe  Fahrlässigkeit  vorliegt,  so  erfolgt 
ausserdem  Amts-  oder  Dienstentlassung  und  gegebenen  Fall« 
Verlust  des  Diplomes. 

Art.  8.  Der  Bundesrath  ist  jederaeit  berechtigt,  den 
Gebrauch  von  Marken  oder  Zeichen  zu  untersagen,  weldie 
Veranlassung  zu  einer  Verwechselung  mit  dem  amtlichen 
Stempel  geben  könnten. 

Art.  9.  Gegen  Rückfällige  können  diese  Strafen  bU  »nf 
das  Doppelte  erhöht  werden. 

Der  Ertrag  der  Bussen  und  der  honfiszirten  Gegenstände 
fällt  in  die  vom  Kanton  bezeichnete  Kasse. 

Bei  Ausfällung  einer  Geldstrafe  hat  der  Richter  für  den 
Fall  der  Nichlerhebbaikeit  derselben  eine  entsprechende  öe- 
fängnisastrafe  festzusetzen,  welche  an  deren  Stelle  zu  treten  hat. 

Immerhin  bleibt  in  den  in  Art.  6  und  7  vorgesehenen 
Fällen  die  Zivilentscbädigung  vorbehalten. 

Art.  10-  Die  Strafverfolgung  geschieht  auf  Antrag  der 
lukalen,  kantonalen  oder  eidgenössiscneo  zuständigen  Behörden 
oder  der  beschädigten  Partei, 

Die  Gerichte  werden  nach  Maaasgabe  der  Gesetze  über 
das  Prozess verfahren  die  Untersuchungen  anordnen  und  die 
nöthigen   vorsorglichen  Verfügungen   treffen.     Sie  können  bis 
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auf  den  Belauf  des  der  beschädigten  Partei  zu  entrichtenden 
vollständigen  Schadenersatzes  und  der  schuldigen  Bussen  die 
Konfiskation  der  mit  Beschlag  belegten  Gegenstände  anordnen. 
Sie  können  ebenfalls  auf  Kosten  der  Verurtheilten  die  Ein- 
rückung  des  Urtheils  in  die  öffentlichen  Blätter  veranstalten. 

In  allen  Fällen  werden  die  falschen  Stempel  konfiszirt 
und  zerstört^  und  die  mit  betrügerischen  Stempelzeichen  ver- 
sehenen Gegenstände  werden  zerschnitten. 

Art.  11.  Gegenwärtiges  Gesetz  tritt  am  1.  Jänner  1882 
in  Kraft.  Vom  gleichen  Tage  an  sind  die  einschlägigen  Vor- 
schriften kantonaler  Gesetze  und  Verordnungen  aufgehoben. 

Während  der  diesem  Zeitpunkte  vorangehenden  vier 
Monate  können  von  den  Kontroiämtern  mit  einem  Stempel 
ad  hoc  alle  diejenigen  Waaren  versehen  oder  auch  plombirt 
werden,  welche  zwar  keine  auf  Betrug  abgesehene  Bezeich- 
nung führen,  aber  auch  nicht  den  Bestimmungen  gegenwärtigen 
Gesetzes  und  den  Vollziehungsverordnungen  entsprechen. 

Sobald  das  Gesetz  in  Kraft  getreten  ist,  wird  jede  nicht 
plombirte  oder  nicht  mit  dem  Stempel  ad  hoc  bezeichnete 
vVaare  den  Bestimmungen  der  Art.  1,  2,  6  bis  10  gemäss  be- 
handelt. Die  Gegenstände  indessen,  welche  sich  zur  Zeit  der 
Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  im  Auslande  befinden,  aber 
später  nach  der  Schweiz  zurückgeschickt  werden,  können  zur 
Bezeichnung  mit  dem  Stempel  ad  hoc  oder  zur  Plombirung 
zugelassen  werden,  wenn  der  Beweis  beigebracht  wird,  dass 
der  Inhaber  der  betreffenden  Waare  verhindert  war,  zu  rechter 
Zeit  dem  Gesetze  nachzukommen.  Diese  ausnahmsweise  Er- 
leichterung hört  nach  Ablauf  von  fünf  Jahren  nach  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  auf. 

Art.  12.  Der  Bundesrath  ist  beauftragt,  auf  Grundlage 
der  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom  17.  Brachmonat 
1874,  betreffend  die  Volksabstimmung  über  Bundesgesetze 
und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes 
zu  veranstalten. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrathe, 
Bern,  den  23.  Christmonat  1880. 

Der  Präsident:  Dr.  C.  Burckhardt. 
Der  Protokollführer:  Schiess. 

Also  besclilossen  vom  Ständerathe, 
Bern,  den  23.  Christmonat  1880. 

Der  Präsident:  Sahli. 
Der  Protokollführer:  Gisi. 
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Der  schweizerische  Bandesrath  besohltesBt: 
Aufnahme  des  vorstehendeii  BimdesgeBetses  ia  das  Bandes- 
hlatt. 

Bern,  den  4.  Jänner  1881. 

Im  Namen  des  schweizeriscben  Busdesrathca, 

Der  Vizepräsident: 

Dro8. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

S  c  h  i  e  s  B. 

Datnm  der  PablikaUon:  8.  Janoar  1881. 
Ablaof  der  Einspradufrist:  8.  April  1881. 


Zur  Aasfuhrung  des  vorstehenden  GeBetses  wurden  folgende 
Yerordnungen  erlaaeen. 

L  VoUEiehungsverordnniig  betreffend  Kontrolirnng 

nnd  Clarantie  des  Feingehalts  der  6old-  und  Silberwaaren. 

(Vom  17.  Mai  1881.) 

Der  schweizerische  Bundesrath, 

in  AaBftihning  des  Bundeagesetzes  vom  23.  Christmonat 

1880,  betreffend  die  Kontrolirung  und  Garantie  des  Feingehalte* 

der  Gold-  und  Silberwaaren; 

auf  den  VorBchlag  des  eidgenössiBchen  Handels-  and  Land- 
wirthsch  aftsdepartements, 

beBchliesst: 

I.   Proben  und  Stempelun  gen. 
Art.  1.    Die   Stempelzeichen    tür  die  Kontrolirung  der 
verschiedenen  Feingehafte  sind  folgende: 

(BUd  siebe  Säte  69.) 

Art  2.  Die  einem  Kontrolamte  zur  Probirung  und  Kon- 
trolirung eingesandten  Waaren  oiüssen  nach  dem  Feingehalte 
klassifizirt  und  von  einander  getrennt  gehalten  sein.  Jede 
Partie  muBS  von  einer  mit  der  Unterschrift  des  Produzenten 
versehenen  Deklaration  begleitet  sein,  welche  die  Zahl  und 
Beschaffenheit  der  Gegenstände,  den  Feingehalt  und  die 
Nummern  angiebt. 

Die  Bijouteriearbeiten,  Gold-  und  Silberarbeiten,  Uhreu- 
gehäuse  und  alle  nicht  numerirten  Stücke  müssen,  am  kontro- 
lirt  zu  werden,  die  Marke  des  Fabrikanten  oder  ein  von  dem 
Kontrolamte  anerkanntes  Unterscheidungszeichen  tragen. 
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Gold« 

18  Karat  oder 

750  Taosendstet  und  darül)er. 


14  Karat 
oder  583  Tausendstel. 


875  Tausendstel  nnd  darüber. 


800  Tausendstel. 


Art.  3.  Die  zur  Kontrolirung  eingereichten  Qold-  oder 
Silberwaaren  werden  in  allen  ihren  Theilen  probirt.  Um  eine 
£eschädigung  durch  die  Entnahme  der  Probe  zu  vermeiden, 
ZDÜasen  sie  vollständig  montirt,  nicht  ganz  fertig,  aber  so  weit 
in  der  Fabrikation  vorgerückt  eingereicht  werden,  dass  beim 
Fertigstellen  die  eingeschlagenen  Marken,  sowie  die  Waaren 
keine  Aenderung  erfahren  können. 

Eine  spezielle  Verordnung  des  eidgenössischen  Handels- 
and Lfindwirthschaftsdepartements  wird  soweit  nöthig  und  mit 
Berücksichtigung  der  verschiedenen  Klassen  von  Waaren  diese 
Vorschrift  noch  mehr  ins  Einzelne  ausführen. 

Art  4.  Keiner  der  eine  Gold-  oder  Silberwaare  zusammen- 
setzenden Theile  darf  von  geringerem  Feingehalte  als  die 
Waare  im  Ganzen  sein,  was  auch  immer  die  Farbe  der  für 
•eine  Fabrikation  oder  Dekoration  angewendeten  Legirungen 
sei.  Ausgenommen  sind  die  Einlagen  und  Ornamente  von 
Piatina  und  Silber,  welche  äusserlich  angebracht  sind,  sowie 
auch  die  Charniere  von  silbernen  Uhrengehäusen,  soweit  dies 
nicht  durch  die  Bestimmungen  des  Art.  8  beschränkt  ist 

Art.  5.    Der  Stempel  wird  auf  allen  wesentlichen  Theilen 
der  Waare  angebracht,  nämlich: 
1)  bei  den  Uhrengehäusen: 

a)  auf  den  Deckeln; 

b)  auf  dem  Staubdeckel  (cuvette); 

c)  auf  den  Rändern  (carrures); 

d)  auf  dem  Bügel. 

Auf  Verlangen    des   Fabrikanten    kann    der    Stempel 
auch  auf  dem  Bügelring  angebracht  werden. 
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Stempel  mit  denaelbeß  Zeichen  wie  die  oben  ange^ilirteD, 
aber  kleiner,  dienen  zum  Stempeln  der  Gold-  und  Silber- 
arbeiten, der  Ränder  (carrures)  und  Bügel  von  Uhren- 
gehäuaen  u.  s.  w. 

Wenn    der  Staubdeckel   von   einem  andern  Metall  als 
dem  durcli   den  Stempel  bezeichneten  iat,  so  muaa  er  die 
genaue  Bezeichnung  dieses  Metalles  mit  allen  Buchstaben 
enthalten. 
2)  Bei  den  Gold-,  Silber-    und  Bijouteriearbeiten    wird  der 
Stempel    auf   dem    Haupttheil    der    Waare    angebracht 
Dies  wird  an  dem  Orte  geschehen,  welcher  am  passendsten 
und   solidesten   ist,  um   den  Eindruck   des  Stempels  zu 
ertragen. 
Zusätze  zur  Angabe   des  Feingehaltes   von  18  Karat  für 
Gold  und  875  Tausendstel  fiir  Silber,  wie:  premier  titre,  first 
silver,  first  gold,  erster  Feingehalt  und  damit  identische  Ueber- 
Betzungen    in    andere    Sprachen   werden   zur    eidgenÖssischeai 
Stempelung  zugelassen.  i 

Art.  6.  Wenn  Gold-  und  Süberwaaren  äusserlich  odfflfj 
innerlich  Theile  von  geringerem  Feingehalt  als  dem  in  dei^j 
Deklaration  oder  den  au^edruckten  Zeichen  angegebenen  ent. 
halten,  so  werden  diese  Theile  durch  den  beeidigten  Probirer' 
in  Gegenwart  eines  Mitgliedes  der  Autsichtsbehörde  zer- 
schnitten, unbeschadet  der  durch  das  Gesetz  vorgesehenen 
Strafen. 

Art.  7.  Für  täuechungsweise  ausgefüllt  erklärt  werden 
die  Gold-   und  Silherwaaren,   welche    im    Inneren  Theile   von 

Eeringerera  Feingehalt,  ein  Ueberniaaas  von  Lolh,  oder  Metalle, 
icgirungen  und  andere  Substanzen,  verschieden  von  den  die 
Hauptmasse  der   Waare  bildenden,  enthalten. 

Die  für  täuschungsweiae  ausgefüllt  erkannten  Gegenstände 
werden  von  dem  beeidigten  Probirer  in  Gegenwart  eines  Mit- 
gliedes der  Aufsichtsbehörde  zerschnitten,  unbeschadet  der 
durch  das  Gesetz  vorgesehenen  Stnifen. 

Art,  8.  Wenn  die  zur  Stempelung  vorgelegten  Waaren 
für  ein  Land  bestimmt  sind,  welches  verlangt,  dass  die  Fein- 
gehalte voll  oder  ein  wenig  hoher  seien,  als  die  durch  das 
Bundesgesutz  bestimmten,  oder  welches  die  im  Art  4  ange- 
führten Ausnahmen  nicht  zuJäast,  so  ist  es  Sache  des  Pro- 
duzenten, die  in  dieser  Beziehung  nothigen  VorsichtsmaasB- 
regeln  zu  treffen.  Das  acliweizerische  KontrnJamt  trifft  keine 
Verantwortlichkeit,  wenn,  nachdem  es  das  eidgenössische 
Stempelzeichen,  unter  Berücksichtigung  der  gesetzmäsaigen 
Fehlergrenze  oder  der  im  Art.  4  vorgesehenen  Ausnahmen, 
angebracht  hat,  die  fraglichen  Wanren  später  von  dem  aus- 
wärtigen Kontrolamt  zerschnitten  oder  zurückgewiesen  werden. 
Art,  9.  Der  Tarif  für  die  Stempelung  wird  festgesetzt 
wie  folgt: 


I 
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a)  fbr  ein  goldenes  Ubrengehäuse  mit  Qlas  Fr.  0.  15 

b)  ,      „           „                   „                „     Doppel- 
schale     •.     .     .     .      „     0.  20 

c)  für  ein  silbernes  Uhrengehäuse  mit  Glas      .      „     0.  05 

d)  »      »           «                   «                «      Doppel- 
schale    „     0.  10 

e)  für  die  Bijouterie  pro  Stück  bis  zu  10  gr.  .      „     0.  05 

f)  »       »  «  »         „       von  10  gr.  und 

darüber      .     .     .     : „  0.  15 

e)  für  Goldschmiedarbeit  pro  Stück  bis  zu  150  gr.  „  0.  05 
h)  für  Goldschmiedarbeit   pro    Stück    von   150 

bis  300  gr. „  0.  15 

i)  für  Goldschmiedarbeit  pro  Stück  von  300  gr. 

und  darüber „  0.  50 

Diese  Taxen  müssen  genau  beobachtet  werden.  Jedoch 
darf  der  Bundesrath  eine  kleine  Erhöhung  zu  Gunsten  der- 
jenigen Kootrolämter  bewilligen,  welche  ihre  Jahreskosten 
nicht  einbringen. 

Die  Rücksendung  der  Waaren  muss  ohne  Verpackungs- 
kosten stattfinden. 

Für  Gegenstände,  welche  nicht  gestempelt  werden  können, 
wird  als  Busse  die  doppelte  Probirtaxe  erhoben. 

Art.  10.  Jeder  JStempel  wird  ein  besonderes  Zeichen 
haben,  aus  welchem  man  erkennen  kann,  in  welchem  Kontrol- 
amt  die  Gegenstände  gestempelt  worden  sind. 

II.  Organisation  der  Kontrolämter. 

Art.  11.  Die  Kantone  bestimmen  die  Art  und  Weise 
der  Verwaltungsorganisation  der  Kontrolämter.  Für  jedes  Amt 
wird  eine  Aufsichtskommission  eingesetzt. 

Die  Kantone  müssen  dafür  sorgen,  dass  den  Kontrol- 
ämtern  passende  Lokalitäten  überwiesen  werden,  damit  die 
Beamten  bequem  arbeiten  können  und  das  Publikum  keinen 
Zutritt  zu  den  Laboratorien  und  Arbeitszimmern  der  Probirer  hat. 

Das  eidgenössische  Handels-  und  Landwirthschaftsdeparte- 
ment  wird  den  Kantonen  die  erforderlichen  Instruktionen  über 
die  Einrichtungen,  Materialien,  Register  und  Formulare, 
Apparate,  Werkzeuge,  Chemikalien  u.  s.  w.,  deren  die  Kontrol- 
ämter bedürfen,  ertlieilen. 

Art.  12.  Die  Kantone  müssen  die  Bewilligung  zur  Er- 
öffnung eines  Kontrolamtes  jeder  Gemeinde  oder  jeder  Ver- 
einigung von  Gemeinden  ertheilen,  welche  den  Beweis  liefert, 
dass  sie  in  der  Lage  ist,  dem  Gesetze  und  den  Verordnungen 
in  dieser  Sache  zu  entsprechen,  und  welche  sich  verpflichtet, 
ein  eventuelles  Defizit  des  Amtes  zu  tragen. 

Wenn  in  einer  oder  mehreren  Lokalitäten,  wo  es  keine 
Kontrolämter  giebt,  sich  Gemeinden  befinden,  welche  nicht  ge- 
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neigt  Bind,  die  Verantwortlichkeit  eines  KontrolamteB  zu  üIm 
nehmen,  und  Bich  dagegen  ein  Konsortium  oder  eine  Ver-^ 
einigung  von  InteresBeoten  bildet,  um  ein  Probiramt  in  Ueber- 
einetinimung  mit  den  V'orsc brüten  des  Bundesgesetzes  und  der 
Vollziehungaverordnung  zu  errichten,  bo  müssen  sie  hiezu  die 
Bewilligung  ihrer  bezüglichen  KantonBregierungen  nachsuchen. 
Ihre  Statuten  unterliegen  der  Genehmigung  dureh  die  KantouB- 
behörde. 

Die  Bundesbehörde  kann  sich  der  Eröffnung  eines  Kontrol- 
amtes  widersetzen  oder  die  Schliessung  eines  solchen  anordnaa 
welches  nicht  iu  der  Weise  organisirt  ist,  um  Iiinreichendi 
Garantien  zu  bieten, 

Art.  13.  Die  Kantone,  Gemeinden  oder  Vereinig uneen,' 
welche  zu  der  Unterhaltung  und  den  I^iaten  der  Aemter  bei- 
zutragen haben,  bestimmen  nach  Gutlinden  die  Verwendung 
eines  alllalligen  bei  den  Aemtern  entstehenden  Ueber  Schusses, 
immerhin  in  erster  Linie  zur  Verbesserung  der  Kinrichtungc 
des  Amtes  und  zur  Erriclitung  eines  Reservefonds. 

Art.  14,  Die  Aemter  übersenden  jedes  Vierteljahr  dei 
eidgenössischen  Handels-  und  Land  wirth  sc  hafte  de  parte  ment' 
einen  Bericht  über  die  Anzahl  der  kontrolirten  Gegenstände, 
Über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Amtes,  sowie  im 
allgemeinen  über  die  Art,  in  welcher  das  Gesetz  im  Industrie- 
bezirke ausgeführt  wird,  für  welchen  das  Amt  hauptsächlit^L 
arbeitet. 

Art,  15.  Das  eidgenössiBche  Handels-  und  Landwtrtlt 
schaf'tsdepartcnieut  hat  die  Bet'ugnias,  zu  ihm  passend  ei 
scheinenden  Zeiten  eine  lnspektion  der  Kontrolämter  voi 
nehmen  zu  lassen. 

Art.  16,  In  Gemässheit  des  Art.  4  des  Bundespesetz« 
über  die  Kontrole  und  Garantie  der  Gold-  und  Silberwaara 
wird  ein  eidgenössisches  Kontrolamt  errichtet. 

Es  ist  dazu  bestimmt: 

1)  Probirer  auezubilden,  welciie  die  nöthigen  tlieoretiachti 
und  praktischen  Kenntnisse  besitsen ;  -, 

2)  Prüfungen    ftir     die    Erlangung     eines    eidgentissischä 
Diploms  vorzunehmen; 

3}  in  Streitfällen  die  Proben  der  kantonalen  Kontrolämtd 

Die  beiden  Alinea  unter  Kr.  1  und  2  bilden  den  Geget 
stand  spezieller  Instruktiunsertheilung  seitens  des  eidgenOi 
sischen  Handels-  und  Landwirthschaftsdepartements. 

Art.  17.  In  Streitfallen  ist  die  Revision  der  Prob« 
welcJie  im  eidgenössischen  Kontrolamte  geschieht,  eine  eoi 
gültige  ohne  Appellation.  Die  Waaren  werden  folglich  en 
weder  gestempelt  oder  zerschnitten. 

Art.  18.  Für  die  Revision  wird  das  Vierfache  des  vg 
den  Kantonen  festgesetzten  Tarifs  bezahlt. 
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Die  Kosten  werden  von  derjenigen  Seite  bezahlt^  welche 
den  Irrthom  begangen  hat  Wenn  der  Streit  zwischen  einem 
Amte  und  einer  Privatperson  stattfindet  und  die  letztere  Recht 
bdüüty  so  werden  ihr  keine  Kosten  oder  Stempelongstaxe 
berechnet 

Art  19.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  eidgenös- 
fliichen  Kontrolamts  bilden  einen  Bestandtheil  des  Budgets  des 
eidgenössischen  Handels-    und  Landwirthschaftsdepartements. 

III.    Beeidigte  Probirer. 

Art  20.  Der  Titel  eines  beeidigten  Probirers  kommt 
ausschliesslich  den  Probirem  zu,  welcne  im  Besitze  des  eid- 
genössischen Diploms  sind. 

Das  eidgenössische  Diplom  wird  nach  bestandener  Prüfung 
ertheilt  Ausnahmsweise  kann  es  auch  auf  andere  Beweis- 
mittel hin  ertheilt  werden,  nach  entsprechendem  Berichte  der 
Prüfungskommission . 

Das  eidgenössische  Handels-  und  Landwirthschaftsdeparte- 
ment  ernennt  diese  Kommission  und  setzt  das  Prüfungsregle- 
ment  und  Programm  fest. 

Die  Diplome  werden  im  Namen  des  Departements  aus- 
gestellt 

Art.  21.  Die  Aemter  müssen  eine  hinreichende  Anzahl 
Probirer  und  anderer  Angestellten  besitzen,  damit  der  Dienst 
in  passender  Weise  ausgeübt  werden  kann  und  niemals  unter- 
brochen wird. 

Die  Ernennung  der  Probirer  und  anderen  Beamten  findet 
nach  den  durch  den  Kanton  festgesetzten  Regeln  statt  und 
wird  sofort  zur  Kenntniss  des  eidgenössischen  Handels-  und 
Landwirthschaftsdepartements  gebracht. 

Der  Kanton  bestimmt  auch  die  Besoldung  der  Probirer 
und  Angestellten,  die  von  ilmen  zu  leistende  Kaution  und  die 
ihnen  zukommenden  Verpflichtungen  in  Bezug  auf  Dauer  und 
Vertheilung  der  Arbeit 

Die  Probirer  und  Angestellten  des  Kontrolamtes  dürfen 
auf  keinen  Fall  Handel  mit  Waaren  oder  Material  aus  Gold- 
und  Silber  treiben. 

Das  eidgenössische  Handels-  und  Landwirthschaftsdeparte- 
ment  kann  die  Suspension  oder  Absetzung  eines  Probirers 
oder  Angestellten  verlangen,  welcher  seine  Verrichtungen 
nicht  ordnungsmässig  ausübt.  Im  Falle  ernstlicher  Nach- 
lässigkeit eines  beeidigten  Probirers  hat  das  Departement  die 
Befogniss,  ihm  sein  Diplom  zu  entziehen,  mit  Vorbehalt  eines 
Rekurses  an  den  Bundesrath. 

Art  22.  Es  ist  den  Probirem  und  Angestellten,  so  wie 
den  Mitgliedern  der  Aufsichtskommissionen  ausdrücklich 
untersagt;   von  den  dem  Amte  zum  Probiren  allein  oder  zum 
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Probiren  und  Eontroliren  eingesandten  Waaren  Nach  zeich- 
nungen^  mündliche  oder  schrifUiche  Beschreibungen  zu  nehmen 
und  zu  ^eben,  Typen,  Dessins  und  Dekorationen  zu  kopiren 
oder  kopiren  zu  lassen. 

IV.   Verschiedene  Bestimmungen. 

Art.  23.  In  jedem  Kontrolamt  werden  zwei  Metallplatten 
deponirt,  welche  die  Bestimmung  haben,  nach  einer  Ordnungs- 
nummer den  Abdruck  der  Marken  oder  Zeichen  der  in  den 
Bezirk  dieses  Amtes  fallenden  Produzenten  von  Gold-  und 
Silberwaaren  zu  empfangen  (Artikel  2  des  Gesetzes).  Das 
eidgenössische  Handeis-  und  Landwirthschaftsdepartement  wird 
die  Umstände  näher  bezeichnen,  unter  welchen  diese  Marken 
,  zugelassen  werden. 

Jeder  zur  Deponirung  seiner  Marke  eingeladene  Produ- 
zent ist  gehalten,  zugleich  seinen  Wohnort  und  seinen  Industrie- 
zweig anzugeben.  Diese  Angabe  wird  in  einem  speziell  dazu 
bestimmten  jRegister  eingetragen,  welches  auch  die  Ordnungs- 
nummer des  Abdrucks  anzeigt. 

Art.  24.  Wenn  ein  Kontrolamt  eine  Gesetzesübertretung 
zu  rügen  bat,  so  muss  es  darüber  sofort  Bericht  an  die  lokale 
Aufsichtskommission  erstatten,  welche  der  gerichtlichen  Be- 
hörde des  Kantons  darüber  zu  referiren  hat,  damit  dem  Ge- 
setze Genugthuung  gegeben  werde. 

Art.  25.  Die  Kantone  können  bestimmen,  dass  die  so- 
genannten Handelsproben  (von  Barren  u.  s.  w.)  in  den  Kontrol- 
ämtern  stattfinden,  aber  es  darf  daraus  kein  Verzug  für  das 
Probiren  und  Stempeln  der  Gold-  und  Silberwaaren  entstehen. 
Die  Kantone  bestimmen  den  Tarif  für  diese  Proben  nach 
freiem  Ermessen. 

Bern,  den  17.  Mai  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes. 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Schiess. 


2.  Vollziehnngsver Ordnung  zum  Artikel  11  des  Bnndesgesetzes 
ttber  die  Kontrole  von  Gold-  und  Silberwaaren. 

(Vom  17.  Mai  1881.) 
Der  schweizerische  Bundesrath, 

in  Ausführung  vom  Artikel   11    des  Bundesgesetzes  über 
die  Kontrole  und  Garantie  von  Gold-  und  Silberwaaren: 

auf  den  Antrag   seines    Handels-   und   Landwirthscnafts- 
departements, 

beschliesst: 
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Art  1.  Vom  1.  Herbstmonat  1881  ab  können  die  kanto- 
nalen Kontrolämter  Oold-  und  Silberwaaren  zur  Stempelung 
od  hoc  oder  zur  Plombirung  mit  folgendem  Stempel  unter 
den  nachstehenden  Bedingungen  zulassen. 


Art  2.  Uhrengehäuse,  welche  eine  oder  die  andere  der 
im  Art  1  litt  A  des  Bundesgesetzes  erwähnten  Bezeichnungen 
iöliren,  und  welche  nicht  mit  dem  Kontroizeichen  eines 
schweizerischen  Kantons  oder  irgend  eines  anderen  Staates^ 
dessen  Stempel  als  gleichwerthig  anerkannt  ist,  versehen  sind, 
können  entweder  den  dem  angezeigten  Feingehalte  entsprechen- 
den Stempel  empfangen  oder,  wenn  dessen  Anbringung  nicht 
möglich  ist,  (ul  hoc  plombirt  werden,  in  Gemässheit  der  den 
Eontrolämtem  zu  ertheilenden  Anweisungen. 

Art  3.  Waaren,  welche  die  Bezeichnung  anderer  Fein- 
gehalte fuhren,  ohne  die  Marke  oder  das  Zeichen  des  Er- 
zeugers zu  tragen,  werden  zur  Anbringung  eines  Stempels 
ad  hoc  oder  zur  Plombirung  zugelassen,  um  den  Beweis  zu 
liefern,  dass  sie  vor  dem  Inkrafttreten  des  Bundesgesetzes 
fertig  gestellt  worden  sind. 

Art  4.  In  den  durch  Art.  2  und  3  dieser  Verordnung 
vorgesehenen  Fällen  muss  die  amtliche  Probe  zeigen,  dass  die 
Bezeichnung  des  Feingehaltes  der  Wirklichkeit  entspricht. 

Art.  5.  Wenn  Gold-  oder  Silberwaaren,  deren  Zusammen- 
setzung den  Bedingungen  der  Vollziehungsverordnung  nicht 
vollständig  entspricht,  zur  Stempelung  ad  hoc  oder  zur 
Plombirung  eingereicht  werden,  so  haben  die  Kontrolämter 
darüber  an  das  Handels-  und  Landwirthschaftsdepartement 
Bericht  zu  erstatten,  welches  ihnen  weitere  Anweisungen  er- 
theilen  wird. 

Art.  6.  Ein  spezieller  Tarif  wird  für  die  Stempelung  ad 
hoc  oder  Plombirung  der  in  die  oben  bezeichneten  Kategorien 
gehörigen  Gold-  und  Silberwaaren  aufgestellt  werden. 

Bern,  den  17.  Mai  1881. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrathes. 

Der  Bundespräsident: 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Schiess. 
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Eine  Reihe  von  weiteren  Initraktionen  and  Zirkalar- 
verßigangen,  deren  Uittheilung  iodeaaen  zn  weit  f&hren  würde, 
findet  BicH  in  dem  amtlichen  Werke:  Becueil  dee  diBpomtioDB 
actuellement  en  viguenr  concem&nt  la  garantie  et  le  controle 
officiels  da  titre  des  oavrages  d'or  et  d'argent  ea  SniBse. 
Beme,  Imprimerie  S.  Collin.    1885. 


rv.  Oesterreloh. 
In   den   österreichischen  Kronländem  beetanden  während 
der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  in  Bezug  auf  den  Feia- 

f  ehalt  der  Gold-  und  Silberwaaren  sehr  abweicnende  Gesetzes- 
cstlmmuDgen.  Mit  dem  zunehmenden  Verkehr  wurde  das 
Bestreben,  zu  einer  einheitlichen  Regelung  zu  gelangen,  immer 
stärker.  Der  mit  dem  deutschen  Zollvereine  in  den  fünf- 
ziger Jahren  dieserhalb  gepflogenen  Verhandlungen  wurde  oben 
Seite  3  bereite  gedacht.  Als  diese  nicht  zum  Abschluss  ge- 
langten, schritt  Oesterreich  zur  autonomen  Regelung  der  An- 
gelenheit  mittels  des  noch  jetzt  fUr  das  ganze  Reich  geltenden 
Gesetzes  vom  19.  August  1865. 

Kach  diesem  Gesetze  besteht  zar  Zeit  in  Oesterreich  der 
StempelungB-  und  Staatskoutrolzwang  fiir  die  im  Inlande  znm 
Handel  verfertigten  Gold-  und  Silberbarren,  für  Gold-  und 
S il berge räth e ,  zu  denen  auch  die  Schmucksachen  gehören, 
sowie  tlir  Gold-  und  Silberdraht.  Fiir  Geräthe  und  Draht 
besteht  ausserdem  ein  Legirungs-  (Feingehalts-)  Zwang. 

Das  erwähnte  Gesetz  nebst  der  Inkraftsetzung»- Verordnung 
hat  folgenden  Wortlaut: 


Kaiserliehe  Verordnung  vom  26.  Mai  1S66, 
womit  ein  Gesetz  Über  den  Feingehalt  der  Oold-  und  Silber- 
waaren nnd  dessen  Ueberwachnng  in  Wirksamkeit  gesetzt  wird. 
Gültig  fUr  das  ganze  Reich. 
(Reictu-Oeaetz-Blatt  S.  181.) 
Auf  Grund    Meines    Patentes   vom   20.    September    1865 
(Reichs -Gesetz- Blatt  Nr.  89)  finde  Ich,  nach  Anbömng  Meines 
Ministerrathes,  zu  verordnen: 

I. 
Das  folgende,  mit  Zustimmung  der  beiden  Häoser  Meines 
Reichsrathes  zu  Stande  gekommene,  von  Mir  bereits  anterm 
19.  August  1865  sanktionirte  Gesetz  Über  den  Feingebalt  der 
Gold-  und  Silberwaaren  und  dessen  Ueberwachung  hat  mit 
erstem  August  1866  in  Wirksamkeit  zu  treten. 


VL  8.  77 

n. 

Alle  hinsichtlich  des  Feingehaltes  der  Gold-  und  Silber- 
waajren  und  dessen  Ueberwachung  bisher  geltenden  Bestim- 
mungen haboi  mit  der  Wirksamkeit  des  neuen  Gesetzes  auf- 
zuhören. 

Mein  Finanzminister  ist  mit  dem  Vollzuge  dieser  Verord- 
nung beauftragt. 

Schönbrunn^  26.  Mai  1866. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Graf  Belcredi  m.  p.     Graf  Larisch-Moenich  m.  p. 

Auf  Allerhöchste  Anordnung: 
Bernhard  Ritter  von  Meyer  m.  p. 

Gesetz  Aber  den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaaren 

und  dessen  Ueberwachung. 

Wirksam  flir  das  ganze  Reich. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  Meines  Reichsrathes  finde 
Ich  zu  erlassen  wie  folgt: 

I.    Abschnitt. 
Allgemeine  Bestinimnngeii. 

§  1.  Die  im  Inlande  verfertigten;  sowie  die  vom  Aus- 
lande eingeführten  Gold-  und  Silberwaaren  unterliegen  hin- 
sichtlich ihres  Feingehaltes  der  amtlichen  Kontrole. 

§  2.  Diese  Kontrole  wird  durch  eigene  Kontrolämter 
ausgeübt^  welche  dem  Finanzministerium  unterstehen. 

§  3.  Für  die  amtliche  Kontrole  der  Gold-  und  Silber- 
waaren wird  eine  Gebühr  erhoben. 

§  4.  Der  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaaren  wird 
durchgehends  in  tausendsten  Theilen  (r^)  ihres  Gewichtes  aus- 
gedrückt. 

§  5.  Die  Gewichtseinheit  bei  Gold-  und  Silberwaaren 
ist  das  durch  das  kaiserliche  Patent  vom  19.  September  1857 
(R.-G.-BU  vom  Jahre  1857  Nr.  169)  der  Ausmünzung  zu  Grunde 
gelegte  Pfiind,  im  Gewichte  von  500  Grammen  mit  der  Unter- 
abtheilung in  10  000  Ass. 

l  Pfond  ist  gleich  1  Mark,  12  Loth,  2  Quintel,  0.093824 
Denar. 

1  Ass  gleich  0.0456093824  Denar  des  bestandenen  wiener 
Markgewichtes. 

§  6.  In  Absicht  auf  die  Kontrole  und  Bestätigung  werden 
die  Gold-  und  Silberwaaren  unterschieden  in 

a)  Barren, 

b)  Greräthe  (mit  Einschluss  der  Geschmeide), 

c)  Draht  und  aus  Draht  verfertigte  Gegenstände. 
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II.  A  bschni  tt. 
Gold-  uud  Silberbarren. 

s5  7.  Die  im  Inlande  zum  Handel  verfertigten  Gold-  und 
Silberbarren  müssen  mit  dem  Namen  des  Verfertigers  versehen 
sein,  und  sind  dem  betreffenden  Punzirungsamte  zur  Unter- 
suchung des  Feingehaltes  vorzulegen. 

§  8.  Bei  Bestimmung  des  Feingehaltes  der  Gold-  und 
Silberbarren  hat  das  den  Münzstätten  vorgeschriebene  Probir- 
verfahren  und  insbesondere  beim  Silber  die  Probe  auf  nassem 
VV^ege  stattzufinden. 

§  9.  Findet  die  Partei  gegen  den  amtlichen  Probebefund 
einen  Anstand  zu  erheben,  so  ist  ein  in  deren  Gegenwart  dem 
Barren  entnommenes  und  gemeinschaftlich  versiegeltes  Stückchen, 
behufs  der  nochmaligen  Feingehaltsuntersuchung;  an  das  k.  k. 
Generalprobiramt  in  VV^ien  zu  leiten.  Der  Probebefund  des 
letzteren  Amtes  bleibt  maassgebend. 

W^enn  durch  diese  Entscheidungsprobe  die  von  der  Partei 
gegen  den  Befund  des  Punzirungsamtes  erhobenen  Anstände 
nicht  als  begründet  erkannt  worden  sind,  ist  von  derselben 
für  die  wiederholte  Probe  die  tarifmässige  Probegebühr  sammt 
den  Einsendungskosten  zu  entrichten. 

§  10.  Nach  Feststellung  des  Feingehaltes  wii'd  der  Barren 
mit  dem  Stempel  des  betreff^enden  Punzirungsamtes,  der  fort- 
laufenden Nummer  und  dem  in  Ziffern  ausgedrückten  Fein- 
gehalte bezeichnet. 

§  11.  Die  Rontrolgebühr  ist  bei  Goldbarren  auf  einen 
Gulden,  bei  Silberbarren  auf  fünfzig  Neukreuzer  für 
das  Pfund  festgesetzt. 

Für  Barren  über  dem  Gewichte  von  fünf  Pfiind  ist  für 
das  Mehrgewicht  nur  die  halbe  Gebühr  zu  entrichten. 

§  12.  Die  von  einer  k.  k.  Münzstätte  ausgehenden  Gold- 
und  Silberbarren  sind  mit  dem  Stempel  derselben,  einer  fort- 
laufenden Nummer  und  dem  in  Ziffern  ausgedrückten  Fein- 
gehalte zu  versehen. 

§  13.  Vom  Auslande  eingeführte,  mit  dem  Probezeichen 
einer  ausländischen  öffentlichen  Behörde  versehene  Barren 
unterliegen  der  Kontrolbehandlung  und  Gebührenentrichtung 
nicht. 

Eingeführte,  mit  einem  solchen  Probezeichen  nicht  ver- 
sehene Barren  sind  dagegen  dem  in  diesem  Abschnitte  vor- 
geschriebenen Verfahren  zu  unterziehen,  wenn  nicht  die  Partei 
deren  Wiederausfuhr  vorzieht. 

III.  Abschnitt. 
Gold-  und  Silbergeräthe. 

§  14.  Es  dürfen  nur  solche  Gold-  und  Silbergeräthe  ver- 
fertigt werden,  welche  keinen  geringeren,  als  den  im  §  20 
festgesetzten  niedersten  Feingehalt  besitzen. 
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§  15.  Jedes  neu  verfertigte  Gold-  oder  Silbergeräthe  ist 
der  kontrolamtlichen  Untersuchung  des  Feingehaltes  und  Be- 
seicbnong  desselben  (Punzirung)  zu  unterziehen. 

§  16.  Zu  diesem  Behufe  muss  das  zur  Punzirung  über- 
brachte Geräthe  mit  der  Namenspunze  des  Verfertigers  (§  35) 
oder  dem  von  der  Behörde  genehmigten  Fabrikszeichen  des- 
selben versehen  und  in  seiner  Ausfertigung  so  weit  vorgeschritten 
sein;  dass  dasselbe  nach  erfolgter  amtlicher  Probe  und  runzirung 
bei  der  Vollendung  nicht  verändert  werden  kann,  und  dass 
die  amtliche  Punze  nicht  beschädigt  werde. 

§  17.  Jeder  abnehmbare  (d.  i.  mittels  Anschrauben,  An- 
nieten oder  mittels  Charnier  verbundene),  sowie  jeder  ange- 
iöthete  Bestandtheil  eines  Geräthes  ist  einer  besonderen  Fein- 
gehaltsuntersuchung,  und,  wo  es  ohne  Beschädigung  geschehen 
kann,  der  Bezeichnung  des  Feingehaltes  zu  unterziehen. 

§  18.     Der  amtlicnen  Kontrole  sind  nicht  unterworfen: 

a)  chirurgische,  physikalische  und  mathematische  Instrumente 
und  deren  Fassungen; 

b)  Denkmünzen;  welche  in  den  k.  k.  Anstalten  geprägt 
werden ; 

c)  mit  Schmelz  vollständig  überzogene  Arbeiten; 

d)  blosse  Fassungen  von  Steinen,  Mosaik  oder  Perlen  u.  dgl., 
bei  welchen  das  Gewicht  des  Goldes  und  Silbers  von 
untergeordneter  Bedeutung  ist; 

e)  Gegenstände,  welche  im  Ganzen  beim  Gold  nicht  mehr 
als  40  Ass  oder  0.004  Münzpfund,  und  beim  Silber  nicht 
mehr  als  als  60  Ass  oder  0.006  Münzpfund  wiegen. 

§  19.  Zur  Ausfuhr  ausser  das  Zollgebiet  bestimmte  Gold- 
und  Silbergeräthe  können  von  der  amtlichen  Punzirung  und 
der  Entrichtung  der  Gebühr  ausnahmsweise  enthoben  werden, 
wenn  dem  Punzirungsamte  vorerst  von  der  Erzeugung  solcher 
Geräthe  zum  Zwecke  der  Ausfuhr  unter  Angabe  der  Anzahl, 
Gattung  und  des  Gewichtes  der  Stücke  die  Anzeige  erstattet, 
die  fertige  Waare  demselben  vorgewiesen  und  ohne  Namens- 
punze befunden,  endlich  unter  der  Kontrole  desselben  die 
Ausfuhr  bewirkt  wird. 

§  20.    Die  gesetzlichen  Feingehaltsgrade  sind: 

für  inländische  Goldgeräthe: 

1.  920  Tausendsttheile  (22  Karat    0.96  Grän) 

2.  840              „              (20  „        1.92       „  ) 

3.  750              „               (18  „         -         „   ) 

4.  580             „              (13  ,      11.04       „   ); 

für  inländische  Silbergeräthe: 

1.  950  Tausendsttheile  (15  Loth    3.6  Grän) 

2.  900  „  (14     „        7.2      ,    ) 

3.  800  „  (12      „      14.4      „    ) 

4.  750  „  (12     ,       -       „    ). 
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Nur  die  entsprechende  Nummer  dieser  Feingehaltsgrade 
wird  auf  den  Geräthen  amtlich  bezeichnet.  Andere  Feingehalte 
werden  gleich  dem  nächst  niedrigeren  gesetzlichen  Feingehalts- 
grade behandelt. 

Vergoldete  oder  mit  Gold  überzogene  (plattirte)  Silber- 
geräthe  werden  als  Silbergeräthe  punzirt. 

§  21.  Unter  Gold-  und  Silbergerät hen  werden  solche  Qe- 
räthe  aus  anderen  Metallen  nicht  verstanden;  welche  nur  ver- 
goldet, versilbert;  plattirt,  oder  welche  mit  Gold  oder  Silber 
so  verbunden  (legirt)  sind,  dass  das  edle  Metall  nicht  über  ein 
Viertheil  (250  Tausendsttheile)  von  dem  G^sammtgewichte  des 
Geräthes  bildet. 

Solche  Geräthe  dürfen  nicht  als  Gold-  und  Silberwaaren 
feilgeboten  und  verkauft  werden. 

§  22.  Gold-  und  Silbergeräthe,  deren  Bestandtheile  durch 
Löthung  verbunden  sind,  dürfen  weder  im  Ganzen  mit  £in- 
schluss  des  Schlagloths,  noch  in  einem  der  einzelnen  Bestand- 
theile einen  geringeren,  als  den  durch  die  Punze  auszu- 
drückenden Feingehalt  besitzen. 

§  23.  Das  zur  Löthung  eines  Gold-  oder  Silbergeräthes 
verwendete  Schlagloth  muss  wenigstens  zur  Hälfte  aus  dem- 
selben edlen  Metalle  bestehen. 

Das  Schlagloth  darf  die  zur  Löthung  unumgänglich  noth- 
wendige  Men^e  nicht  überschreiten. 

§  24.  Als  Beisatz  (Legirung)  des  Goldes  darf  nur  Silber 
oder  Kupfer,  oder  Silber  und  Kupfer,  als  Beisatz  des  Silbers 
nur  Kupfer  verwendet  werden. 

Andere  Metalle    oder  Metallgemische  sind  ausgeschlossen. 

§  25.  Die  Bestimmung  des  Feingehaltes  der  Gold-  und 
Silbergeräthe  erfolgt  in  der  ßegel  mittels  der  Nadel-  oder 
Strichprobe.  In  den  Fällen  aber,  in  welchen  eine  grössere 
Genauigkeit  nothwendig  erscheint,  ist  das  in  dem  kaiserlichen 
Patente  vom  19.  September  1857  (R.-G.-B1.  XXIII.  Stück, 
Nr.  169,  1857),  Artikel  3,  für  die  Ausmünzung  vorge- 
schriebene  Probirverfahren  anzuwenden  und  entscheidend. 

§  26.  Ergiebt  sich  bei  der  Probe,  dass  das  Geräthe  den 
geringsten  gesetzlichen  Feingehalt  (§  20)  nicht  hat,  so  ist 
dasselbe,  wenn  die  Partei  gegen  den  Probebefund  keine  Ein- 
wendung erhebt,  zu  zerschlagen  und  derselben  zurückzustellen. 

§  27.  Findet  jedoch  die  Partei  den  Feingehaltsbefund 
des  Kontrolamtes  zu  beanstanden,  so  steht  es  ihr  frei,  die 
Wiederholung  der  Probe  zu  verlangen.  Ist  die  Partei  auch 
durch  den  zweiten  Befund  nicht  zufriedengestellt,  so  ist  das 
Geräthe,  gemeinschaftlich  gesiegelt,  an  das  Generalprobiramt 
in  Wien  zur  Vornahme  einer  neuen  genauen  Probe  zu  leiten, 
deren  Ergebniss  für  das  weitere  Verfahren  (§  20  oder  26) 
maassgebend  bleibt.  Wenn  durch  diese  Entscheidungsprobe 
die   von  der   Partei   gegen    den   Befund   des  Punzirungsamtes 
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erfiobenen  Anstände  nicht  ala  begründet  erkannt  worden  sind, 
Ht  von  derselben  für  die  wiederholte  Probe  die  tarifmäasige 
Probegebübr  sammt  den  Einsendunggkosten  zu  entrichten. 

S  28.  Verfertiger  oder  Verkäufer  von  Gold-  und  Öilber- 
wuren  sind  verpflichtet,  die  in  ihrem  Besitze  befindlichen 
Vonüthe  an  derlei  noch  nicht  punzirten  Waaren  —  sofeme 
Bolche  mehr  als  ein  Viertheil  von  dem  Gemimnitgewichte  an 
edlem  Metalle  enthalten  —  binnen  einem  Jahre  nach  ein- 
getretener Wirksamkeit  dieses  Gesetzea  der  amtlichen  Be- 
Kichnung  ( Vorrat hapunzirung,  i;  39)  zu  unterziehen,  welche 
^balirenfrei  zu  erl'oleen  hat. 

Diese  Amtshandlung  wird  sich  aber  nur  darauf  be- 
Kbranken,  nach  gepäugener  Untersuchung  und  richtigem 
Befunde  durch  eine  besondere  Punze  anzuzeigen,  dass  das 
Gewicht  des  in  dieser  Waare  enthaltenen  edlen  Mctalles  mehr 
als  ein  Viertheil  von  dem  Gesammtgewichte  derselben  betrage. 
Die  nach  Ablauf  obiger  Frist  bei  jenen  Personen  vor- 
^undenen  kontrolpHichtigen,  aber  nicht  amtlich  bezeichneten 
(punzirtenj  Gold-  und  Silberwaaren  unterliegen  dem  in  diesem 
öeselze  vorgezeichneten  Strafverfahren. 

§  29.  Eb  bleibt  jedoch  den  Verfertigern  uud  Verkäufern 
von  Gold-  und  öilbergerätben  freigestellt,  ihre  Vorräthe  an 
älteren  Erzeugnissen  während  des  freigelassenen  Zeitraumes 
voD  einem  Jahre  auch  der  amtlichen  Bezeichnung  des  Fein- 
ffehaltf-s,  nach  freier  Wahl,  entweder  nach  den  Bestimmungen 
dieses  oder  des  vor  dieaeoi  in  Wirksamkeit  bestandenen  Ge- 
■etzes,  gegen  Entrichtung  der  dem  bezuglichen  Gesetze  ent- 
sprechenden Gebühr,  unterziehen  zu  lassen,  insofern  der  Fein- 
^halt  den  Bestimmungen  entspricht. 

S  30.  Ausländische  Gold-  und  Silbergeräthe.  welche  in 
das  Zollgebiet  eingeführt  werden,  unterliegen  der  Feingehalts- 
kontrole. 

In  den  ZoUausschlüssen  müssen  derlei  Geräthe  nur  dann 
dieser  Kontrole  unierzogen  werden,  wenn  sie  zum  Handek- 
rerkehre  bestimmt  aind. 

§  31.     Ausgenommen  von  dieser  Bestimmung  sind: 
a)  die  im  ^  18  genannten  Gegenstände, 
bj  jene  Gold-  und  Silbergeräthe ,  welche,    wie  z.  B.  Reise- 
efiekten,    bei   der   Einfuhr  über   die  Zolllinie   vom  Ein- 
gangszolle  gesetzlich  befreit  sind. 
■;  32.     Das  Zollamt    hat    nach    geschlossenem   Verfahren 
die   kontrolpflichtige    Wiiare    sanirat    der    zollamtlichen   Aus- 
fertigung icQ  amtlichen  Wege  an  dns   nächste,   oder  auf  Ver- 
langen der  Partei  an  das  von   ihr  bezeichnete  Punzirungsamt 
zu  leiten. 

§  33.  Bei  den  aus  dem  Auslande  eingeführten  Gold- 
und  Silber  geräthe  n  hat  sich  die  Kontrole  auf  die  Er- 
hebung zu  beschränken,   ob  dieselben  wenigstens  den  gering- 
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sten  für  das  Inland  bestimmten  Feingebaltsgrad  (§  20) 
besitzen. 

Er^iebt  sich  bei  der  Probe,  dass  die  eingeführte  Waare 
diesen  Feingehaltsgrad  nicht  erreicht,  so  ist  dieselbe,  wenn 
der  Eigenthümer  einwilligt,  zu  zerschlagen  und  an  denselben 
zurückzustellen,  im  entgegengesetzten  Falle  aber  auf  dessen 
Kosten  über  die  Grenze  zurückzuschaffen,  was  in  dem  Falle, 
wo  die  Einfuhr  über  ein  Zollamt  erfolgte,  im  Wege  desselben 
zu  geschehen  hat. 

Hat  aber  die  Waare  den  geforderten  Feingehalt,  so 
ist  sie  mit  der  Bezeichnung  des  ausländischen  Ursprunges 
zu  versehen  (§  40)  und  zum  inländischen  Verkehre  zuzu- 
lassen. 

§  34.  Die  aus  dem  Auslande  in  das  Zollgebiet  oder  in 
Zollausschlüsse  eingeführten  kontrolpflichtigen  ausländischen 
Gold-  und  Silbergeräthe  unterliegen  der  im  §  44  festgesetzten 
Gebühr. 

§  35.  Jedes  im  Inlande  neu  verfertigte  und  zur  amt- 
lichen Kontrolbehandlung  überbrachte  Gold-  und  Silber- 
geräthe muss  mit  der  Namenspunze  des  Verfertigers  oder  dem 
von  der  Behörde  genehmigten  Fabrikszeichen  desselben  ver- 
sehen sein. 

Die  Namenspunze  hat  den  Vor-  und  Zunamen  des  Ge- 
werbsmannes oder  wenigstens  deren  Anfangsbuchstaben  zu 
enthalten  und  ist  von  dem  betreffenden  Punzirungsamte  gegen 
Vergütung  der  Anschaffungskosten  zu  beziehen. 

Die  Form  muss  bei  allfälliger  Uebereinstimmung  der 
Namensbuchstaben  zweier  oder  mehrerer  Gewerbetreibenden 
verschieden  sein,  worüber  das  Rontrolamt  zu  wachen  hat. 

§  36.  Die  bei  der  vorgenommenen  Untersuchung  probe- 
hältig  befundenen  Gold-  und  Silbergeräthe  werden  mit  folgen- 
den amtlichen  Punzen  bezeichnet: 

a)  mit  der  Feingehaltspunze, 

b)  mit  dem  Kontroiamtszeichen. 

i^  37.  Die  Feingehaltspunze  ftir  Gold-  und  Silber- 
geräthe wird  die  Feingehaltsnummer  und  ein  von  dem  Finanz- 
ministerium zu  bestimmendes  und  kundzumachendes  Zeichen 
enthalten. 

§  38.  Ebenso  werden  auch  die  Zeichen  der  Kontrol- 
ämter  besonders  bekannt  gemacht  werden. 

§  39.  Die  für  die  im  §  28  bezeichneten  Geräthe  vor- 
geschriebene Vorrathspunze  besteht  aus  den  vereinigten  Buch- 
staben VI  und  wird,  wo  es  ohne  Beschädigung  geschehen 
kann,  mit  dem  Kontroiamtszeichen  (§  38)  auf  die  Waare  auf- 
gedrückt. 

§  40.  Die  den  ausländischen  Ursprung  einer  Gold-  und 
Silberwaare    bezeichnenden    Punzen    werden   die    vereinigten 
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I    Budtftaben  AI  TAusIand)  enthalten  und   sind  vereint  mit  dem 
I    KoDtrolamtszeichen  (§  3^)  aufzudrücken. 

§  41.  Gold-  und  Silbergeräthe  ^  welche  wegen  ihrer 
Kleinbeit  oder  sonstigen  Beschaffenheit  mit  den  Kontrol- 
stiUnpeln  auf  ihrem  Haupttheile  selbst  nicht  bezeichnet  wer- 
den könnten,  sollen  zu  aiesem  Behufe  entweder  mit  einem 
I  kleinen  Blättchen  aus  dem  Stoffe  des  Geräthes  versehen 
sdn,  oder  dieselben  erhalten  einen  angehängten  amtlichen 
StfnipeL 

Die  Art  und  Weise  dieser  amtlichen  Bezeichnung  wird 
im  Verordnungswege  bestimmt  und  kundgemacht. 

§  42.  Die  Beurtheilung,  ob  die  Bezeichnung  des  probe- 
liüldg  befundenen  Gold-  und  ISilbergeräthes  in  der  im  §  36 
oder  in  der  im  §  41  vorgeschriebenen  Weise  zu  geschehen 
babe,  steht  dem  betreffenden  Kontrolamte  zu. 

5  43.  Die  den  Verfertigern  der  im  §  21  benannten 
Jletallgeräthe  obliegende  Bezeichnung  derselben  muss  die 
Fabriks-  oder  Gewerbsmarke  des  Verfertigers  und  die  Natur 
des  Stoffes ;  woraus  ein  solches  Metallgeräthe  besteht  (z.  B. 
BroDze,  Packfong,  Neusilber,  Chinasilber,  Alpacca  u.  dergl.), 
deutlich  ausdrücken,  darf  jedoch  mit  den  in  den  §§  37—41 
für  Gold-  und  Silbergeräthe  vorgeschriebenen  amtlichen  Punzen 
keinerlei  Aehnlichkeit  haben. 

55  44.  Die  Gebühr  für  die  Kontrole  des  Feingehaltes  ist 
bei  Goldgeräthen  auf  zwölf  Gulden,  bei  Silbergeräthen 
auf  ein  Gulden  fünfzig  Kreuzer  für  das  Pfund  rauh 
bemessen.  Für  Gerät  he  unter  dem  Gewichte  von  100  Ass 
(/^.looo)  des  Pfundes  ist  die  Gebühr  für  dieses  Mindestgewicht 
zu  entrichten. 

§  45.  Die  Kontrolgebühr  ist  vor  der  Vornahme  der 
amtlichen  Bezeichnung  zu  erlegen. 

§  46.  Für  Vornahme  einer  wiederholten  Probe  (§  27)  ist 
eine  abermalige  Gebühr  nicht  zu  entrichten. 

§  47.  Die  Gewerbsleute,  welche  sich  mit  der  Verfer- 
tigung oder  dem  Umsätze  von  Gold-  und  Silbergeräthen  be- 
schäftigen, sind  verpflichtet,  vor  dem  Antritte  ihres  Gewerbes 
dem  betreffenden  Kontrolamte  hievon  die  Anzeige  zu  erstatten 
unter  Angabe  der  Gewerbstätte. 

Jeder  Wechsel  derselben  ist  gleichfalls  längstens  binnen 
acht  Tagen  anzuzeigen. 

§  48.  Jedem  der  in  dem  §  47  genannten  Gewerbe- 
treibenden liegt  ob,  das  gegenwärtige  Gesetz  in  den  Verkauf- 
stätten an  einem  leicht  zugänglichen  Orte  anzuheften  und 
dessen  Einsicht  Jedermann  zu  gestatten. 

§  49.  Jeder  Verkäufer  von  Gold-  oder  Silbergeräthen 
ist  verpflichtet,  dem  Käufer  auf  dessen  Verlangen  beim  Ver- 
kaufe der  Waare  eine  Note  zu  übergeben,  welche  enthalten 
muss: 
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i\)  den  Namen  fies  Verkäufers  und  die  genaue  Bezeichnung 
der  Verkaufstätte; 

b)  den  Nanien  des  Käufers,  wenn  er  es  verlangt; 

c)  die    Beschreibung    des    verkauften    Gegenstandes    und 
dessen  Bezeichnung  als  Gold-  oder  Silberwaare; 

d)  das  Rauhgewicht  desselben  an  Gold  oder  an  Silber; 

e)  den  Feingehalt  des  Goldes  oder  Silbers; 

f)  Ort  und  Zeit  der  Ausstellung; 

g)  die    Namensfertigung    der    den    Verkauf    besorgende 
Person. 

§  50.     Die  im  §  21  bezeichneten  Waaren  müssen  in  de 
Verkaufstätten,    sowie    in    deren  Auslagen    in   abgesonderten 
durch   eine  deutliche  Aufschrift  kenntlich  gemachten  Räume 
aufbewahrt  und  dürfen  nicht  vermengt  mit  Gold-  und  Silber — 
waaren  feilgeboten  werden. 

§  51.     Wenn  ein  Gold-  oder  Silberarbeiter  oder  Händler— 
sein  Gewerbe  aufgiebt,  so   hat  er  gleichzeitig  oder  längstenaii 
binnen   acht  Tagen   dem   Kontrolamte   dies    anzuzeigen,   undB 
ersterer   seine   Namenspunzen   oder    sonstigen    Fabrikszeichea 
abzugeben.     Erlischt   das  Gewerbe    durch   den   Tod   des  Ge* 
werbetreibenden,  so  liegt  die  Anzeige,   sowie  die  Abgabe  der 
Punzen    oder    Fabrikszeichen    dem    Vorstande   der    Gewerbs- 
genossenschaft oder,  wo  eine  solche  nicht  besteht,  dem  Orts- 
vorstande ob. 

§  52.  Die  Gewerbsleute,  welche  sich  mit  der  Verfertigung 
oder  dem  Umsätze  von  Gold-  und  Silbergeräthen  beschäfdgen, 
stehen  unter  Aufsicht  des  Kontrolamtes. 

§  53.  Den  Punzirungsämtern  liegt  ob,  bei  den  vorer- 
wähnten Gewerbetreibenden,  so  oft  hiezu  eine  Veranlassung 
gegeben  ist,  genaue  Nachschau  pflegen  zu  lassen.  Der  Ab- 
geordnete des  Amtes  hat  sich  die  Ueberzeugune  zu  ver- 
schaffen, ob  die  gesetzlichen  Vorschriften  gehörig  Deobachtet 
werden. 

Bei  Vollziehung  dieser  Nachschau  ist  sich  nach  den  ge- 
setzlichen Bestimmungen  für  gefkUsamtliche  Untersuchungen 
(§  271  —286  der  Zoll-  und  Staatsmonopolsordnung  vom  Jahre 
1835)  zu  benehmen. 

§  54.  Die  Nachschau  (§  53)  bei  Gewerbetreibenden, 
welche  nach  diesem  Gesetze  der  Kontrole  (§  52)  unterliegen, 
die  sich  aber  nicht  am  Standorte  eines  Punzirungsamtes  be- 
finden, obliegt,  insoferne  sie  nicht  von  diesem  Amte  selbst 
durch  Aussendung  eines  seiner  Beamten  gepflogen  werden 
kann,  der  kompetenten  Gewerbsbehörde,  welcne  das  betrefl^ende 
Punzirungsamt  über  das  Ergebniss  der  Nachschau  in  Kennt- 
niss  zu  setzen  hat. 

§  55.  Bei  vorkommenden  Anständen  ist  über  die  Nach- 
schau ein  amtlicher  Befund  aufzunehmen. 


VI  3.  85 

Beanständete  Waaren  sind  abzunehmen  und  mit  dem 
Befunde  dem  Eontrolamte  zum  weiteren  Verfahren  zu  über- 
geben. 

IV.  Abschnitt. 
Gold-  imd  Silberdraht. 

§  56.  Das  zu  Draht  zu  verarbeitende  Gold  und  Silber 
unterliegt  der  kontrolamtlichen  Feingehaltsprobe. 

§  57.  [Das  Silber  soll  die  Feine  von  wenigstens  985  Tau- 
sendttttbeilen,  das  Oold  von  wenigstens  975  Tausendsttheilen 
besitzen.]     (Gesetz  vom  23.  Mai  1875.) 

§  58.  Die  Goldblättchen,  welche  zur  Vergoldung  der  zu 
Draht  auszuziehenden  Silberstange  bestimmt  sind  (§  59  und 
60),  müssen  bei  der  (im  §  57)  vorgeschriebenen  Feine  das 
Gewicht  von  mindestens  17  Ass  haben. 

§  59.  Die  Vergoldung  der  Silberstangen  findet  nach  drei 
Abstufungen  statt.  £s  werden  nämlich  auf  eine  Stange  im 
Gewichte  von  1.4000  bis  1.4300  Pfund  entweder  28  Gold- 
blättchen oder  20  Goldblättchen  oder  12  Goldblättchen  uui- 
jgdegt;  so  dass  der  Gehalt  des  aus  der  Stange  ausgezogenen 
Golddrathes  an  feinem  Golde  bei  der  ersten  Sorte  Golddraht 
von  33  bis  mindestens  30  Tausendsttheilen,  bei  der  zweiten 
Üorte  Golddraht  von  24  bis  mindestens  21.5  Tausendsttheilen, 
bei  der  dritten  Sorte  Golddraht  von  14  bis  mindestens 
13  Tausendsttheilen  beträgt 

§  60.  [Die  Anfertigung  einer  vierten  Golddrahtsorte  ist 
gestattet,  wobei  auf  eine  Silberstange  im  Gewichte  von  1.4000 
bis  1.4300  Pfund  (§  59)  sechs  Goldblättchen  aufgelegt  werden 
und  darnach  der  Goldgehalt  des  solchergestalt  ausgezogenen 
Golddrahtes  7  bis  mindestens  6.5  Tausendsltlieile  beträgt. 
(Gesetz  vom  23.  Mai  1875.) 

§  61.  Das  Vergülden  der  Silberstangen,  sowie  das  Aus- 
ziehen des  Drahtes  bis  zur  Dicke  von  4^/2  Linien  darf  nur 
bei  einem  Kontrolamte  oder  bei  einem  unter  amtlichem  Ver- 
schluss belindlichen  Privatdrahtzuge  unter  amtlicher  Aufsicht 
geschehen. 

Bei  dem  Kontrolamte  ist  die  Ausziehung  des  Drahtes 
nicht  weiter  als  bis  zur  Dicke  von  einer  Linie  fortzusetzen. 

Die  weitere  Verarbeitung  des  Drahtes  ist  den  Gewerbe- 
treibenden überlassen. 

§  62.  Bei  Einfuhr  von  Gold-  und  Silberdraht  aus  dem 
Auslande  findet  das  in  den  §§  30,  31  und  32  für  Gold-  und 
Silbergeräthe  angeordnete  Verfahren  statt. 

Die  Kontrole  des  Feingehaltes  hat  sich  hierbei  auf  die 
Prüfung  zu  beschränken,  ob  der  Golddraht  wenigstens  den 
dritten  für  inländischen  Draht  vorgeschriebenen  Grad  (§  57 
und  59)  erreicht. 

Ergiebt   sich,    dass    dies   nicht   der   Fall    ist,    so   ist   die 
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Waare  auf  Kostea  des  EigeathUmerB  nach  §  33  über  die  Qrenie 
zurückzusc  haffen . 

§  63.    [Die  KontrolgebUhr  iat  fiir  Silberdraht  auf  eineix 
,  Guldea ,     für    Gkilddraht     ohne    Unterschied    der    Sorte    ao^ 
einen  Oulden  zehn  Kreuzer  für  dasFfund  raub  festgesotsL"! 
(Gesetz  vom  23.  Mai  1875.) 

Bei  Bemessung  der  Gebühr  wird  das  Gewicht  der  aLa 
Draht  unbrauchbaren  Enden,  sowie  der  Uatertnark^i,  d.  i. 
der  unvergoldeten  Zwischentneile  eines  aasgezogenen  Gold- 
drahtes, un  berücksichtigt  gelassen. 

§  64.  Ausländische  Golddrähte  sind  bei  der  GebfibreQ- 
bemesBung  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  im  zwdten 
Absätze  des  g  62  als  Golddrabt  dritter  Sorte,  die  atislandiBcben 
Silberdrähte  wie  die  inländischen  zu  behandeln. 

§  65.  Die  Gewerbslente ,  welche  sich  mit  der  Verfer- 
tigung, der  Zurichtung'  oder  dem  Umsätze  tod  Gold-  und 
SHberdrahtwaaren,  als :  Borten,  Gallonen,  sonstigen  Gespinnsten, 
gold-  und  silberge webten  Stoffen  u.  dgl.,  beschäftigen,  stehen 
unter  Anfeicht  des  Funzirungsamtes. 

§  66.  Diese  Gewerbsleute  sind  verpflichtet,  das  gegen- 
wärtige Gesetz  in  ihren  Verkaufstätten  an  einem  leicht  in- 
gänglichen  Orte   anzuheften     und  dessen   Einsicht  Jedermann 


j  67.  In  Beziehung  auf  die  Pflicht  der  Anmeldung  des 
Gewerbebetriebes  oder  des  Erlöschens  desselben  gelten  auch 
fiir  die  Gold-  und  Silberdrnhtzieher  nnd  Händler  die  Bestim- 
mungen der  §§  47  und  51. 

§  68.  Den  Spulen,  auf  welchen  der  feilgebotene  Gold- 
draht der  ersten  drei  Sorten  und  der  Silberdraht  aufgewunden 
ist,  muBS  der  Name  des  Verfertigers  und  die  Nummer  der 
Drahtsorte  eingebrannt,  und  das  Ende  des  aufgewundenen 
Drahtes  mit  dem  Lacksiegel  des  Verfertigers  an  der  Spule 
befestigt  sein.  (Die  lediglich  für  die  Ausfuhr  gestattete  vierte 
Golddrahtsorte  darf  kein  Zeichen  ihres  Ursprunges  an  der 
Spule  zeigen.) 

§  69.  Die  zum  Verkaufe  im  Inlande  bestimmten  Gold- 
oder Silbe  rgespinnste,  Gewebe  und  derlei  Waaren  dürfen 
keinerlei  Beimengung  von  unechtem  (leonischem)  Drahte  ent- 
halten. 

§  70.  Jeder  Verkäufer  von  Gold-  oder  Silberdraht  und 
von  daraus  verfertigten  Waaren  ist  verpflichtet,  dem  Käufer 
auf  dessen  Verlangen  eine  Note  auszustellen,  welche  ausser 
den  Erfordernissen  §  49  lit.  a,  b,  c,  f,  g  noch  die  Angabe 
der  Sorte  des  verarbeiteten  Golddrahtes  zu  enthalten  hat. 

§  71,  In  den  Verkaufstätten  müssen  Gold-  und  Silber- 
drähte,  sowie  die  daraus  verfertigten  Oespinnste,  Gewebe  oder 
andere  derlei  Waaren  von  den  unechten  (leonischen)  Drähten 
und   daraus   verfertigten  Waaren    abgesondert   in   durch  eine 
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deodiche  Aufschrift  kenntlich  gemachten  Räumen  aufbewahrt, 
und  dürfen  die  letzteren  nicht  vermengt  mit  den  ersteren  feil- 
geboten werden. 

§  72.  In  Betreff  der  Ausübung  der  amtlichen  Aufsicht 
(§  65)  gelten  die  in  den  §§  53 — 55  festgesetzten  Bestim- 
maiigen. 

V.  Abschnitt. 
Uebertretnngen  und  Strafen. 

§  73.  Jeder  Gold-  und  Silberscheider  (§  7)  oder  Han- 
delsmann,  welcher  einen  zum  Handelsverkehre  bestimmten 
Barren  ohne  kontrolamtliche  Bezeichnung  oder  ohne  ein  aus- 
ländisches öffentliches  Probezeichen  (§  13)  feilbietet  oder 
hintangiebt,  verfällt  in  eine  Geldstrafe  von  zwanzig  bis  ein- 
handert  Gulden^  im  Wiederholungsfalle  nach  vorausgegangener 
Bestrafung  in  eine  Geldstrafe  bis  zweihundert  Gulden. 

§  74.  Der  Verfertiger  von  Gold-  und  Silbergeräthen, 
welcher  es  unterlässt,  ein  kontrolpflichtiges  Geräthe  noch 
vor  dem  Färben,  beziehungsweise  Sieden  und  Poliren,  zur 
kontrolamtlichen  Bezeichnung  vorzulegen  (§  16),  oder  die 
Anzeige  von  der  Erzeugung  zur  Ausfuhr  bestimmter,  von  der 
Pflicht  zur  Bezeichnung  ausgenommener  Gold-  und  Silber- 
geräthe  dem  Punzirungsamte  zu  erstatten  (§  19),  unterliegt 
einer  Geldstrafe  von  fünf  bis  zwanzig  Gulden;  wenn  aber 
der  innere  Werth  der  Waare  geringer  ist  als  fünf  Gulden,  dem 
Verfalle  derselben. 

§  75.  Der  Verfertiger  oder  Verkäufer,  welcher  ein  nicht 
puDzirtes  Gold-  oder  Silbergeräthe  feilbietet,  veräussert  oder 
verschickt,  hat  den  Betrag  des  inneren  Werthes  der  Waare 
und  die  Kontroigebühr  zu  erlegen. 

5i  76.  Besitzt  ein  solches  unpunzirtes  Geräthe  überdies 
nicht  wenigstens  den  gesetzlichen  Feingehaltsgrad  (§  20,  22, 
23),  oder  ist  es  nicht  nach  Vorschrift  des  §  24  legirt,  so  hat 
nicht  nur  das  in  den  §§  26  und  27  vorgeschriebene  Verfahren 
Platz  zu  greifen,  sondern  der  Verfertiger,  beziehungsweise  der 
Verkäufer,  hat  ausser  der  Kont roigebühr  und  nebst  der  allen- 
talls  in  Anwendung  kommenden  Strafe  des  §  75  noch  das 
Fünffache  jenes  Werthes  zu  erlegen,  welcher  an  dem  minde- 
sten gesetzlichen  Feingehalte  abgeht. 

§  77.     Gold-  oder  Silbergeräthe,  welche 

a)  mit  einer  nachgeahmten  oder  verfälschten  Amtspunze 
(§  37—41)  bezeichnet  sind,  oder  welche 

b)  ein  echtes  Punzzeichen  auf-  oder  eingelöthet  tragen, 
oder  welche 

c)  fremdartige  Körper,  als:  Eisen,  Kupfer,  Blei,  minder- 
haltiges  Schlagloth  (§  23),  Harzkitt  u.  dgl.  mit  Ausnahme 
der  zur  Erhaltung  der  Form  des  Geräthes  nothwendigen 
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Unterlage  (Contre-Email),  in  nicht  sichtlicher  und  leicht 
trennbarer  Weise  eingeschlossen  enthalten, 
unterliegen  dem  Verfalle,  unabhängig  von  den  etwa  nach 
§  75  und  76  zu  verhängenden  Strafen.  Die  Verfertiger  und 
deren  Mitschuldige  sind  dem  Besitzer  der  verfallenen  Waare 
ersatzpflichtig. 

§  78.  Das  Vergolden  der  Silberstangen,  sowie  das  Aus- 
ziehen derselben  zum  Drahte  bis  zur  Dicke  von  4^/2  Linien 
herab  mit  Uebergehung  der  amtlichen  Kontrole  zieht  den 
Verfall  der  Waare  nach  sich.  Mangelt  überdies  dem  Drahte 
die  vorgeschriebene  Feine  (§  57  und  59),  oder  wird  im  In- 
lande  die  vierte  Golddrahtsorte  (§  60)  feilgeboten,  so  ist  mit 
dem  Verfalle  der  Waare  noch  überdies  eine  Geldstrafe  von 
einhundert  bis  fünfhundert  Gulden  verbunden. 

§  79.  Gold-  und  Silberdrahtzieher,  welche  sich  nicht  nach 
Vorschrift  des  §  68  bezeichneter  Spulen  bedienen,  verfallen 
in  eine  Geldstrafe  von  zehn  bis  fünfzig  Gulden. 

§  80.  Gewerbetreibende,  welche  die  Anordnungen  der 
§§  50  und  71  in  Betreff  der  abgesonderten  Aufbewahrung 
unechter  Gold-  und  Silberwaaren  im  Verkaufslokale  über- 
treten, unterliegen  einer  Geldstrafe  von  zehn  bis  fünfzig  Gulden. 

§  81.  Verfertiger  und  Verkäufer  von  Gold-  und  Silber- 
gespinnsten,  Geweben  und  derlei  Waaren,  welche  der  Bestim- 
mung des  §  69  entgegen  handeln,  werden  mit  dem  Verfalle 
der  Waare  und  einer  Geldbusse  von  zehn  bis  zweihundert 
Gulden  bestraft. 

§  82.  Gewerbsleute,  welche  die  ihnen  nach  den  §§  48 
und  66  obliegende  Anheftung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  in 
ihren  Verkaufstätten  unterlassen,  unterliegen  einer  Geldstrafe 
von  fünf  bis  zwanzig  Gulden. 

§  83.  Bei  unterlassener  Anzeige  des  Antrittes  oder  Er- 
löschens eines  Gewerbes  verfällt  der  zu  dieser  Anzeige  Ver- 
pflichtete (§  47,  51  und  67)  in  eine  Geldstrafe  von  fünf  bis 
zwanzig  Gulden. 

§  84.  Die  Verweigerung  oder  mangelhafte  Ausstellung 
einer  Verkaufsnote  über  Gold-  oder  Silberwaaren  (§  49 
und  70)  ist  mit  einer  Geldbusse  von  fünf  bis  zwanzig  üulden 
zu  strafen. 

Wenn  aber  die  Verkaufsnote  eine  falsche  Angabe  des 
Feingehaltes  bei  Gold-  und  Silbergerät heri  oder  der  Sorte  beim 
Golddraht  enthält,  so  zieht  diese  Uebertretung  eine  Geldstrafe 
von  zwanzig  bis  zweihundert  Gulden  nach  sich. 

§  85.  In  Bezug  auf  das  Verfahren,  durch  welches  die 
im  gegenwärtigen  Abschnitte  festgesetzten  Strafen  in  Anwendung 
gebracht  werden,  und  die  zur  Vollziehung  dieses  Verfahrens 
berufenen  Behörden,  sowie  in  Absicht  auf  die  gesetzlichen 
Rechts-  und  Gnadenmittel,  die  Umwandlung  uneinbringlicher 
Geldstrafen  in  Arrest  u.  s.  w.  ist  sich  nach  den  Bestimmungen  des 
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6eftllMtra%e8etze8  yom  11.  Juli  1835;  in  den  Ejronländem 
iber,  wo  jenes  Gesetz  noch  nicht  eingeführt  ist,  nach  den 
VorBcbriften  zu  benehmen,  welche  über  die  Bestrafung  der 
ZoUg^lflübertretungen  in  Wirksamkeit  stehen. 

lieber  das  Ansuchen   um  Äblassung  vom  Strafverfahren 
gegen  ein  Strafpauschale  im   Sinne   des  §  541    des  Gefälls- 
fltrsfgesetzes  entscheidet  die  Finanzlandesbehörde,  gegen  deren 
Beflchluss    der  Rekurs    an    das    Finanzministerium    ergriffen 
\     werden  kann. 

j  Hinsichtlich   der  Belohnung  der  Anzeiger  und  Ergreifer 

.1     von  Uebertretungen   der  Punzirungsvorschriften  kommen   die 
forZollgefällsübertretungen  bestehenden  Normen  in  Anwendung. 
Ane;estellte  der  Punzirungsämter  sind  von  der  Betheilung 
mit  solchen  Belohnungen  ausgeschlossen. 

Die  nach  Bestreitung  der  Kosten  des  Verfahrens  und  der 
erwähnten  Belohnungen  erübrigenden  Strafgelder  fiiessen  dem 
Lokalarmenfonde  jener  Gemeinde  zu,  wo  das  Kontrolamt,  in 
dessen  AmtsbezirKe  die  Uebertretung  entdeckt  wurde,  seinen 
Standort  hat. 
'  §  86.    Für  die  Verjährung  der  in  diesem  Abschnitte  fest- 

gesetzten Strafen  wird  der  Zeitraum  eines  Jahres  bestimmt. 

§  87.  Insoferne  Uebertretungen  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes auch  andere  Straf behandlungen  nach  sich  ziehen  können, 
werden  durch  die  vorstehenden  Anordnungen  weder  die  Straf- 
bestimmungen über  Verbrechen,  Vergehen  und  Uebertretungen, 
noch  jene  der  Gewerbeordnung,  insbesondere  hinsichtlich  der 
Entziehung  der  Gewerbeberechtigung,  berührt. 

§  88.    Mit  der  Vollziehung  dieses  Gesetzes  ist  der  Finanz- 
minister beauftragt. 

Salzburg,  am  19.  August  1865. 

Franz  Joseph    m.  p. 

Graf  B e  1  c r e d i  m.  p.     Graf  Larisch-Moenich   m.  p. 

Auf  Allerhöchste  Anordnung: 
Ritter  von  Schurda  m.^p. 


Zur  Ausfuhrung  des  vorstehenden  Gesetzes  sind'"zahlreiche 
Ausfuhr ungs Verordnungen  ergangen,  welche  sich  in  der  „offi- 
ziellen Handausgabe  aer  österreichischen  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen^ 46.  Heft,  Wien,  Druck  und  Verlag  der  k.  k.  Hof- 
ond  Staatsdruckerei,  zusammengestellt  finden,  zu  denen  aus 
neuerer  Zeit  noch  einige  weitere  hinzugekommen  sind,  die 
indessen  nur  ein  internes  Interesse  haben.  Diese  sämmtlichen 
Verordnungen  und  Erlasse  berühren  die  Wesenheit  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen  nicht.  Von  besonderer  Bedeutung  sind 
die  folgenden   durch   das  Keichs-Gesetz-Blatt   veröffentfichten 
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Finanzministerialer lasse    vom  30.   November    1866    und  voitx 
10.  März  1872. 


Erlass  des  Finanzministeriums  vom  30.  November  1866,  wegei 
Vollziehung  des  Gesetzes  ttber  den  Feingehalt  der  äold-  wm 
Silberwaaren  und  dessen  üeberwachung. 

Wirksam  fiir  das  ganze  Reich. 
(Reichs-Gesetz-Blatt  S.  423.) 

In    Ausfuhrung    des    mit    kaiserlicher    Verordnung  voi 
26.  Mai   1866   kundgemachten   Gesetzes  über  den  Feingehal.^ 
der  Gold-  und  Silberwaaren  und  dessen  üeberwachung  (Reich»  — 
Gesetz- Blatt  Nr.  75)  werden  nachstehende  Verfügungen,  welch.  ^ 
gleichzeitig  mit  jenem  Gesetze  am   1.  Jänner   1867    (Reichsj— 
Gesetz-Blatt  Nr.  94)  in  Wirksamkeit  zu  treten  haben,  zur  all- 
gemeinen Kenntniss  gebracht. 

1.  Kontrolämter. 

Zur  Prüfung  und  Üeberwachung  des  Feingehaltes  der 
Gold-   und  Silberwaaren  sind   folgende  Kontrolämter  berufen: 

Das  Hauptpunzirungsamt  in  Wien; 

Punzirungsämter,  in  den  einzelnen  Ländern,  welche  in 
Ausübung  jener  Kontrole  dem  Hauptpunzirungsamte  unter- 
geordnet  sind; 

Punzirungsstätten,  welche  bei  anderen  landesfürstlichen 
Äemtern  aufgestellt  sind,  und  dem  Punzirungsamte  unterstehen, 
in  dessen  Bezirke  sie  sich  befinden. 

Die  Amtswirksamkeit  des  Hauptpunzirungsamtes  und  der 
Punzirungsämter  erstreckt  sich  in  ihrem  Bezirke  auf  alle 
Gattungen  Gold-  und  Silberwaaren  (Barren,  Geräthe  mit  Ein- 
schluss  der  Geschmeide,  Draht  und  Drahtwaaren).  Sie  sind 
auch  berufen,  ihre  Kontrole  auf  die  Amtsbezirke  der  ihnen 
unterstehenden  Punzirungsstätten  auszudehnen. 

Dem  Hauptpunzirungsamte  wird  der  bisher  dem  Haupt- 
münzamte untergeordnete  Aerarial- Drahtzug  in  Wien  einver- 
leibt. Ueberdies  wird  dem  Hauptpunzirungsamte  ausnahms- 
weise auch  die  Kontrole  der  im  Amtsbezirke  anderer  Punzirungs- 
ämter, jedoch  von  dem  Standorte  derselben  entfernter  als  von 
Wien  gelegenen  Privat-Gold-  und  Silberdrahtzüge  übertragen. 

Die  übrigen  Punzirungsämter  haben  nebst  den  oben  er- 
wähnten Obliegenheiten  auch  die  Einlösung  des  Goldes  und 
Silbers  nach  den  hierüber  bestehenden  Bestimmungen  zu  besorgen. 

Den  Punzirungsstätten  ist  die  Kontrole  der  Gold-  und 
Silbergeräthe,  sowie  der  Gold-  und  Silberdrahtwaaren  über- 
wiesen. Die  Kontrole  der  Barren  und  der  Verfertigung  des 
Drahtes,  sowie  die  Gold-  und  Silbereinlösung  gehören  nicht 
zu  ihrer  Amtswirksarakeit. 
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Die  Sjaadorte  der  Kontrolämter  und  deren  Amtsbezirke 
sind  in  der  beiliegenden  Uebersicht  A  angegeben,  desgleichen 
aach  die  Amtszeichen,  mit  welchen  die  von  ihnen  untersuchten 
Gold-  and  Silbergeräthe  bezeichnet  werden. 

Veränderungen  des  Standortes  oder  des  Amtsbezirkes, 
Anfbebung  oder  neue  Errichtung  von  Kontroiämtern  werden 
amtlich  kundgemacht  werden. 

2.  Bezeichnung  der  Barren. 

Der  Stämpel  der  Punzirungsämter,  mit  welchem  die  von 
ihnen  geprüften  Gold-  und  Silberbarren  unter  Angabe  des 
FeiDgebalteB  in  Tausendtheilen  bezeichnet  werden,  besteht 
ans  dem  kaiserlichen  Adler  und  trägt  als  Umschrift  die  Be- 
zeichnung des  Punzirungsamtes. 

3.  Uebernahme  der  Geräthe  zur  Punzirung. 

Die  zu  prüfenden  Goldgeräthe  und  Silbergeräthe  sind 
nach  Feingehaltsgraden  gesondert  zur  Untersuchung  und 
Punzirung  zu  übernehmen. 

Die  Gewerbetreibenden  haben  zu  diesem  Behufe  für  jeden 
Feiugehaltsgrad  der  Goldgeräthe  und  der  Silbergeräthe  ein 
Verzeichniss  mit  Angabe  des  Gewichtes,  der  Gattung  der 
Geräthe,  sowie  der  Gewerbestätte,  mit  ihrer  Namensfertigung 
beizubringen. 

Sind  hiefür  bei  einem  Kontrolamte  zur  schnelleren  Vor- 
nahme der  Amtshandlung  Drucksorten  eingeführt,  so  haben 
die  Gewerbetreibenden  sich  ausschliesslich  dieser  Drucksorten, 
welche  ihnen  vom  Kontrolamte  gegen  Vergütung  der  Kosten 
erfolgt  werden,  unter  Ausfüllung  aller  Daten  zu  bedienen. 

4.  Punzen. 

Die  allen  Kontroiämtern  gemeinschaftlichen  Punzen  für 
Gold-  und  Silbergeräthe,  nämlich:  die  Feingehaltspunzen,  die 
Vorrathspunze  für  ältere  Erzeugnisse  (d.  i.  für  solche,  die  vor 
Eintritt  der  Wirksamkeit  des  neuen  Gesetzes  verfertigt  wurden), 
und  die  den  ausländischen  Ursprung  eines  Gold-  oder  Silber- 
geräthes  bezeichnende  Punze,  sind  in  der  Beilage  B  abgebildet. 

Die  Feingeh alts punzen  für  grössere  inländische  Ge- 
räthe enthalten  mythologische  Figuren,  und  zwar  jene  für 
Goldgeräthe  den  Ivopf  des  Phöbus-ApoUo  mit  den  Sonnen- 
strahlen, und  jene  für  Silbergeräthe  den  Kopf  der  Diana  mit 
der  Mondessichel,  nebst  der  Nummer  des  Feingehaltes  der 
Waare  (§  20  des  Gesetzes).  Die  Punzen  der  verschiedenen 
Feingehaltsgrade  unterscheiden  sich  durch  die  Feingehalts- 
nummer und  deren  Stellung,  sowie  durch  die  Form  der  äussern 
Einfassung. 

Zur  Bezeichnung  kleinerer  inländischer  Geräthe  der  hau- 
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liger  vorkommeuden  niedrigeren  Feingehaltßgrade  dienen 
kleinere  Punzen.     Dieselben  entlialten: 

fiir  Gold  Nr.  3  den  Kopf  einer  Gemse, 
für  Gold  Nr.  4  den  Kopf  eines  Fuchses^ 
für  ISilber  Nr.  3  den  Kopf  eines  Windspiels, 
für  Silber  Nr.  4  den  Kopf  eines  Löwen, 

mit  der  betreflfenden  Feingehaltsnummer  und  knapperer  Ein» 
fassung. 

Die  Vorrathspunze  und  die  Punze  für  ausländische 
Gold-  und  Silbergeräthe  enthalten  die  im  Gesetze  (§  39  und 
40)  vorgeschriebenen  Zeichen  mit  unterschiedener  Einfassung. 

Können  die  amtlichen  Punzen  nicht  auf  die  Waare  selbst 
aufgeschlagen  werden,  so  werden  sie  in  einer  kleinen  Blei- 
scheibe aufgedrückt,  und  es  wird  dieser  amtliche  Stämpel 
(§  41  des  Gesetzes)  an  einem  feinen  Drahte,  mit  welchem  das 
Geräthe  mehrfach  durchzogen  ist,  so  befestigt,  dass  die  Ab- 
nahme des  Stämpels  und  dessen  Uebertragung  auf  ein  anderes 
Geräthe  nicht  vorgenommen  werden  kann. 

5.     Ausfuhr    von    Gold-   und    Silberwaaren,    deren 
Feilbietung  im  Inlande  nicht  gestattet  ist. 

Die  zur  Ausfuhr  bestimmten  unpunzirten  Gold-  und  Silber- 
geräthe (§10  des  Gesetzes),  welche  selbstverständlich  im  Sinne 
des  §  14  keinen  geringern  als  den  niedersten  gesetzlichen 
Feingehalt  besitzen  dürfen,  sind  unter  der  unmittelbaren  Auf- 
sicht des  Kontrolarates  zu  verpacken.  Dasselbe  hat  die  Pack- 
slücke zu  versiegeln,  mit  der  laufenden  Nummer  zu  versehen, 
und  an  das  nächstgelegene  Zollamt  zu  leiten.  Dieses  hat  den 
zollamtliehen  Verschluss  anzulegen,  und  die  Waare  mit  einem 
Begleitschein  der  Partei  zu  übergeben,  welche  die  Ausfuhr 
zu  bewirken  hat.  Dem  Grenzzollamte,  bei  welchem  der  Aus- 
tritt der  Waare  erfolgt,  liegt  ob,  den  Begleitschein  mit  der 
Bestätigung  dieses  Austrittes  zu  versehen,  und  an  das  Zollamt^ 
welches  denselben  ausgefertigt  hat,  zurückzusenden.  Letzteres 
hat  das  Kontrolamt  von  der  stattgefundenen  Ausfuhr  zu  ver- 
ständigen. 

Ein  gleicher  Vorgang  ist  hinsichtlich  des  Golddrahtes 
vierter  Sorte  (§  60  des  Gesetzes),  welcher  nur  tiir  das  Aus- 
land verfertigt  und  im  Inlande  nicht  feilgeboten  oder  weiter 
verarbeitet  werden  darf,  und  hinsichtlich  der  aus  Gold-  oder 
Silberdraht  mit  Beimengung  unechten  (leonischen)  Drahtes  für 
das  Ausland  verfertigten  G^spinnste,  Gewebe  und  derlei 
Waaren  (§  69)  zu  beobachten. 

Wenn  Waaren,  deren  Verfertigung  nur  mit  der  Bestim- 
mung zur  Ausfuhr  g(»stattet  ist,  bei  den  Verfertigern  oder  bei 
Verkäufern  in  fertigem  Zustande  getroffen  weraen,  tritt  das 
gesetzliche  Strafverfahren  ein. 


Qold-  und  SUberwaaren ,  die  auf  obige  Weise  ausgeführt 
mirden,  Bind  bei  etwaiger  Wiedereinfuhr  gleich  aasIändiBchen 
Oertlben  zu  behandeln. 

6.    Ausländische  Gold-  und  Silbergeräthe. 

Bei  den  aus  dem  Auslände  eingeführten  Gold-  und  Silber- 
gerithen  ist  zu  erbeben,  üb  dieselben  wenigstens  den  geringsten 
tür  das  Inland  beaiimmten  Feingehalt  mit  der  vom  Qeaetze 
|[efonlertea  Beschaffenheit  der  MetallmiBchung  besitzen,  und 
njcbt  etwa  zur  Täuschung  des  Käufers  fremd  artige  Körper  ein- 
gnchlossen  enthalten. 

Äualändische  Geräthe,  welche  in  diesen  Beziehungen  nicht 
uitBndslos  befunden  werden,  Bind  nach  den  Bestimmungen 
der  §§  33  und  beziehungsweise  77  des  Gesetzes  zu  bebaadeln. 

7.  Drahtzug. 
Bei  Privatdrabtzügen  ist  der  amtliche  Verschluss  (§  61 
des  Gesetzes)  an  die  G-robdrahtzugsvurrichtungen,  d.  i.  die- 
jraigen,  die  zur  Ausziehung  des  ürahlea  bis  zur  Dicke  von 
4'j  Linien  herab  dienen,  derart  anzulegen,  dasa  die  Verwen- 
dODg  derselben  ohne  Verletzung  des  Verschlusses  nicht  mög- 
lich ist. 

Der  Inhaber  eines  Drahtzuges  ist  gehalten,  das  betreffende 
PuDzirungsanit  von  der  beabsichtigten  Vergoldung  der  Silber- 
Btangen  und  Ausziehung  des  Qrobdrahtes  mindestens  24  Stunden 
vor  ienem  Zeitpunkte  in  Eenntniss  zu  setzen,  an  welchem  der 
TOT  Kontrole  abzuordnende  Beamte  abzugehen  hnt. 

Diesem  Beamten  sind  die  SilberBtangen  und  Goldblättchen 
zur  Ermittlung  des  Gewichtes  und  zur  Abnahme  von  Probe- 
ituckchen,  welche  zur  Untersuchung  des  Feingehaltes  dienen, 
lu  übergeben. 

Von  den  zu  untersuchenden  Gegenständen  sind  je  zwei 
Probeatückchen  zu  nehmen,  und  abgesondert  unter  gemein- 
BcbafUiches  Siegel  des  Amtes  und  der  Partei  zu  legen.  Die 
UntersuchuDg  des  Feingehaltes  wird  bei  dem  Funzirungsamte 
vorgenommen,  und  nach  dem  Richtigbefunde  desselben  das 
Uateri&le  der  Partei  zurückgestellt. 

Der  amtliche  Verschluss  des  Drahtzuges  wird  von  dem 
Beamten  nach  Uebernahme  der  Probestück  eben  abgenommen 
und  wieder  angelegt,  sobald  die  kontrolpHichtige  Ausziehung 
des  Drahtes,  welcher  er  beizuwohnen  bat,  beendigt  ist. 

8.    Kontroigebühr. 
Die  Kontroigebühr  für  Barren   und  Geräthe   ist   vor  der 
Vornahme   der  amtlichen   Bezeichnung,    jene    für   Draht   un- 
mittelbar  nach  Beendigung  der  kontrolpnichtigen  Ausziehung 
dnselben  so  eriegen. 
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Beim  Drahte  bis  zum  Ciewichte  von  18  Pfund  kann  der 
gebührenfreie  Gewichtsabzug  der  als  Draht  unbrauchbaren 
Enden  und  der  IJntermarken  ohne  wirkliches  Abschneiden 
und  Abwägen  derselben  mit  6  Hunderttheilen  für  jedes  Pfund 
bemessen  werden. 

Ueber  die  für  die  Prüfung  von  Gold-  und  Silberwaaroi 
berichtigte  Kontroigebühr  wird  der  Partei  von  dem  Kontrol- 
amte  eine  Empfangsbestätigung  ausgestellt. 

9.     Gewerbsbücher. 

Die  nach  dem  Gesetze  unter  amtlicher  Aufsicht  stehendeiL 
Verfertiger  und  Verkäufer  von  Gold-  und  Silberwaaren  sindL 
verbunden,  ihre  Gewerbsbücher  dem  Kontrolamte  oder  dem 
von  demselben  abgeordneten  Beamten  auf  Verlangen  zur  Ein- 
sicht vorzulegen.  Q^^f  Larisch-Moenich   m.p. 

Beilare  A. 

(Vergleiche  Beilage  A  zu  dem  folgenden  Erlass  vom  10.  März  1872.) 

Beilare  B. 

(Vergleiche  Beilage  B  zu  dem  folgenden  Erlass  vom  10.  März  1872.) 


Erlass  des  Finanzministeriums  vom  10.  März  1872,  wegen 
Vereinigung  der  Kontrolamtszeichen  mit  den  Fein^ehalts- 

pnnzen. 

Mit  Bezug  auf  die  §§  36,  37  und  38  des  Gesetzes  über 
den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silberwaaren  und  dessen  Ueber- 
wachung  vom  19.  August  1865  (R.-G.-Bl.  Nr.  75  vom  Jahre 
1866),  und  die  zum  Vollzuge  desselben  erlassenen  Vorschriften 
vom  30.  November  1866  (R.-G.-B1.  Nr.  149)  und  vom  30.  Mai 
1868  (R.-G.-Bl.  Nr.  55),  wird  bekannt  gemacht,  dass  zur  Be- 
seitigung der  bisherigen  abgesonderten  Bezeichnung  der  Gold- 
und  Silbergeräthe  mit  dem  Kontrolamtszeichen  neben  der 
Feingehalts-  und  Auslandspunze  künftig  diese  Punzen  zugleich 
auch  das  Kontrolamtszeichen  dergestalt  enthalten  werden,  dass 
auf  den  Feingehaltspunzen  unter  vollständiger  Beibehaltung 
ihrer  bisherigen  Form,  Grösse  und  Zeichnung  das  betreffende 
Kontrolamtszeichen  an  jener  Stelle  angebracnt  wird,  welche 
der  Feingehaltsnummer  gegenüberliegt. 

Sämmtliche  dermalen  bestehende  Kontrolämter  sind  mit 
ihren  Amtszeichen  in  der  Beilage  A  libersichtlich  zusanmien- 
gestellt  und  sind  überdies  an  den  auf  der  Beilage  B  dar- 
gestellten Abbildungen  der  verschiedenen  Feingehaltspunzen 
jene  Stellen  mit  einem  Sternchen  bezeichnet,  auf  welchen  das 
Amtszeichen  angebracht  sein  wird.  Auf  den  Auslandspunzen 
wird  der  Buchstabe  des  Punzirungsamtes  auf  der  linken,  die 
Ziffer  der  Stätte  aber  auf  der  rechten  Seite  erscheinen. 

Kleinere  Nebenbestandtheile  eines  Geräthes,  welche  die 
Bezeichnung  mit  der  kleinen  Feingehaltspunze   ohne  Verun- 
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stiftoue  nicht  zutaBHen.  oder  bei  denen  ein  Missbrauch  der 
Feingebaltspunze  zu  beliirchten  wäre,  wie  z.  B.  Nadelatifte 
dar  Brocfaen,  Aufsätze  zu  Ubrgeliängen  u.  ilgl. ,  werden  mit 
doD  bisher  in  Anwendung  gestandenen  Amtseeichen  allein 
lam  Beweise  der  stattgefundenen  Kontroie  bezeichnet  werden. 
Dibei  bat  als  Regel  zu  dienen,  daes  bei  Güld-  und  Süber- 
geiltfaen  mit  dem  Feinde  haltegrade  Nr.  3  oder  darüber  das 
Antazeicben  doppelt,  bei  dem  Feingehaltsgrade  Nr.  4  dagegen 
bloa  eiu&cb  aufgeschlagen  wird. 

Wenn  aber  auch  die  Anbringung  des  Amtszeichens  allein 
laf  solchen  Nebenbestaadtheilen  wegen  ihrer  .Zartheit  nicht 
tlmnlich  wäre,  so  wird  dasselbe  aut'  den  Hauptbestandtheil 
da  Oerälbea  neben  der  mit  dem  Amtszeichen  vereinigten 
FeingehaltspUDze  besonders,  jedoch  stets  einfach  aufgeschlagen 
Din  aadurcn  derlei  Geräthe  von  solclien  zu  uiitcr scheiden, 
welche  ohne  den  betreffenden  Nebenbestandtheil  (Aufsatz  u.  a.  w.) 
iur  Konlrole  gelangten.  Mit  der  Einführung  der  neuen  ver- 
einigten Punzen  treten  die  bisher  in  Anwenduug  gestandenen 
einfachen  Feingehaltspunzen  ganz  ausser  Gebrauch. 

Diese  Verordnung  ti-itt  mit  dem  1.  April  IS72  in  Wirk- 
eamkeit. 

Pretia  m.  p. 


UeberKichl 
in  tnr  l'rnfune   and  l'ebernachung  äts  Feingehaltrs  der  ( 
Silticrwaaren  berufenta  k.  k.  KoDtrulämter. 


Ponziniiigs- 
imter 

Pnnzirungsatätten 
nebigeu  Puuzirungsämtern  untcTstcbend 

Amts- 

Standort                  |         Amt 

Wien 

1 

A 

Folgen  11  Punzirungaämter  mit  den  Amtszeichen 

A.bUAu 

Lioz 

B 

Desgl.  5  Punzirungsämter  mit  den  Amtszeichen 

B>  biB  Es 

Pr-S 

Ci  bis  C; 

De^l.  5  Punzirungs&mter  mit  den  Amtazeicben 

Ei  bis  Es 

Leaberg 

Desgl.  7  Punzinmgsämter  mit  den  Amtszeicheo 

F.  bis  Ft 

Gl  bis  Gl 

Bregeai 

H,  bis  H. 

Trjest 

DesgL  9  PuDziruDgaamter  mit  den  Amtszeichen 

Ml  bis  M. 

Abbild  nnj; 

der  FnnzeD  znr  Bezeicbnang  der  Gold-  nnd  Silberseräthe. 

Im  IZfechen  LinieamaaBse  der  DatÜTlicbeo  Qtöue. 


I.  Feinf^haltspnnzen  fOr  grilssere  inlSnAisehe  GrrSthe. 

Die  EinfaasuDg  des  Kopfe»,  bei  welcher 

eine  gerade  Linie  15  Hunderttheile 

eine  eingezogene  Linie     14  „ 

eine  aufgebogene  Linie     16  „ 

andeutet,  bezeichnet  zugleich  selbst  unmittelbar  den  Feingehalt 

in  Honderttheilen. 


II.    Fein^halfspunzen  ffir  kleiner«  iiitUndische  Geräthe. 


O 
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.  Punze  fllr  ältere  Erienpnisse. 

O    "»»    D 

IV. 

Pnnze  für  ausländische  Heräthe. 

1  *  Y- 

^°"'\ 

W-> 

HsrbDcbdtiiet<»[.    SUphio  Qe<l»l  <  Co.  in  Altonburi. 


Staats-  und  socialwissensGhaftliohe 
Forschungen 


Onstar  Schmoller. 


Sechster  Band.    Viertes  Hrft 

(Der  gtaien  Baibc  liibanniltwBBiigsttä  H<ft.) 


Leipzig, 

Verlag   von   Dnncker   &   Hamblot. 
1887. 


Die 


deutsche  Armengesetzgebung 


das  Material  zu  ihrer  Reform. 


Dr.  Emil  Muensterberg, 


Leipzig, 

TerUg  Ton  Bnncker  &   Hnmblot. 
18S7. 


iu;.i; 


1%  .    :Z.  '^ 


Dem  Bezirkspräsidenten  z.  D. 


Herrn 


Friedrich  Freiherrn  von  Reitzenstein 


in  aufrichtiger  Verehrung 


zugeeignet. 


Vorwort. 


Die  äussere  Veranlassung  zu  der  nachfolgenden  Arbeit 
wurde  dem  Verfasser  durch  seine  amtliche  Thätigkeit  in  der 
Armenverwaltung  der  Stadt  Berlin  geboten.  Namentlich  war 
es  die  ihm  übertragene  Leitung  der  vom  Reiche  ftir  das  Jahr 
1885  angeordneten  Armenstatistik ^  welche  ihn  nötigte,  den 
Wert  und  die  Aufgabe  der  Armenstatistik  näher  zu  unter- 
suchen. Von  selbst  ergab  sich  hieraus  die  Beziehung  zu  allen 
denjenigen  Fragen,  für  deren  Beantwortung  die  Armenstatistik 
Materiid  zu  liefern  bestrebt  ist  oder  wenigstens  bestrebt  sein 
soll:  zu  den  Fragen  der  Armengesetzgebung  und  der  ihr 
verwandten  Einrichtungen  im  Bereiche  der  vorbeugenden  und 
der  freiwilligen  Armenpflege. 

Das  Bemühen,  in  diese  Fragen  tiefer  einzudringen,  wird 
aber  weder  durch  die  Literatur  noch  durch  die  Statistik  in 
hinreichendem  Masse  unterstützt  Nicht  dass  ^s  an  theoreti- 
schen Darlegungen  oder  Versuchen  zahlenmässiger  Ermittelung 
fehlte ;  man  darf  imigekehrt  es  aussprechen ,  dass  kaum  eine 
Zeit  an  Bestrebungen  zur  Besserung  und  Heilung  der  Armuts- 
zustände  so  reich  gewesen  ist,  wie  die  unsere,  dass  keine  die 
diesbezüglichen  thatsächlichen  Verhältnisse  zu  untersuchen 
eifriger  bemüht  war.  Aber  dieser  Vorzug  wird  zu  einem 
grossen  Teile  wieder  ausgeglichen  durch  zwei  Uebelstände, 
deren  einer  zu  allen  Zeiten  hat  beobachtet  werden  können, 
während  der  andere  gerade  der  neueren  Zeit  eigentümlich  ist : 
es  ist  dies  einerseits  die  altgewohnte  Verquickung  der  Fragen 
der  Armen-  und  Wirtschaftsgesetzgebung  mit  der  Politik  und 
dem  Partei  Wesen  und  auf  der  anderen  Seite  die  gegenwärtig 
so  sehr  starke  Zersplitterung  der  diesbezüglichen  Thätigkeiten, 
welche  teils  nur  der  Theorie  oder  nur  der  Praxis,  teils  nur 
der  öffentlichen  oder  nur  der  privaten  Armenpflege  zugewen- 
det sind.  Hindert  jene  Verquickung  vielfacn  die  sachliche, 
vorurteilslose  Würdigung  der  gegnerischen  Meinung,  so  hat 
diese  Zersplitterung  in  den  meisten  Fällen  eine  höchst  schäd- 
liche Einseitigkeit  zur  Folge.     Und  so  geschieht  es,   dass  ein 


vm  VI.  4. 

ungeheuerea,  in  den  Verhandlungen  der  Parlamente  und  Ge- 
meindevertretungen, der  Kongresse  und  Vereine,  in  Zeitui^en 
und  BroBchliren,  in  den  statistischen  Publikationen  des  Reichs, 
der  Bundesstaaten  und  der  einzelnen  Verwaltungsbezirke  auf- 
gespeichertos,  überaus  vieUeitigea  Material  zum  grossen  Teile 
ungenutzt  bleibt,  weil  es  entweder  am  guten  Willen  odw  an 
der  Gelegenheit  fehlt,  es  kennen  zu  lernen.  Man  will  von 
\'ielen  Ausführungen  keine  Kenntnies  nehmen,  weil  sie  einen 
feststehenden  Bestandteil  des  gegnerischen  Parteiprogramm« 
bilden,  und  man  kann  von  vielen  Darlegungen,  Nachweisun- 
gen und  Zahlenangaben  keine  Kenntnias  nehmen,  weil  ihr 
Umfang  kaum  die  Beherrschung  eines  einzelnen  in  sich  ge- 
schlossenen Teiles,  geschweige  denn  ein  Eindringen  in  das 
gesammte  Material  ermöglicht 

Unter  diesen  Umständen  dürfte  nicht  sowohl  ein  BedUrf- 
niss  nach  Auffindung  neuer  Reformpläne,  nach  Parteinahme 
und  Verschärfung  der  bestehenden  G^ensätze  vorhanden  sein, 
als  wie  es  notwendig  erscheint,  Umschau  zu  halten,  das  Vor- 
handene unparteiisch  zu  betrachten,  das  Zerstreute  zu  sammehL 
Völlig  wird  man  die  bezeichneten  Uebelstände  auch  dann  noch 
nicht  überwinden  können;  aber  ee  wird  möglich  sein,  ihre 
Wirkungen  einigermasscn  abzuschwächen. 

Und  hieran  an  ihrem  Teile  beizutragen  ist  der  vor^ 
nehmste  Zweck  der  vorliegenden  Arbeit,  Sie  will  weder  den 
mannigfach  laut  gewordenen  Wünschen  und  Vorschlägen  wegen 
Beasorung  oder  Aenderung  der  Armengesetzgebung  neue 
Wünsche,  neue  Vorschläge  hinzufügen;  noch  auch  will  sie 
das  eine  oder  das  andere  Refoniiprojekt  vom  Partei  Standpunkt 
aus  empfohlen  oder  bekämpß;n.  Sie  will  vielmehr  den  Versucb 
machen,  möglichst  unparteiisch  und  möglichst  allseitig  zn 
untersuchen,  was  von  den  herrschenden  Zuständen  in  det 
Meinung  der  Menschen  Bedenken  erregt  hat,  was  über  die- 
selben von  verschiedenen  Seiten  geäussert  worden,  welche 
Thatsachen  in  Bezug  auf  dieselben  mehr  oder  weniger  zu- 
verlässig festgestellt  werden  können.  Es  ist  die  Absicht,  den 
zur  Armengesetzgebung  berufenen  und  den  mit  ihrer  Aus- 
flihrung  betrauten  Organen  über  die  wichtigsten  Fragen  Aus- 
kunft zu  geben,  ihnen  eine  Art  Sicherheit  zu  gewähren,  dsat 
sie  an  einer  Stelle  beisammen  finden,  was  in  Beziehung  aul 
die  einzelnen  Fragen  gesagt,  geschrieben  und  nachgewieaer 
ist,  bezw.  wo  die  Literatur  und  die  Statistik  im  Stiche  lassen. 

Dennoch  soll  die  vorliegende  Arbeit  nicht  lediglich  eine 
Materialien-Sammlung  darstellen.  War  meine  AlMicht  ur 
sprünglich  auch  in  erster  Linie  darauf  gerichtet,  so  musste 
ich  mich  doch  bald  davon  überzeugen,  dass  es  an  einer  blossen 
Kompilation  nicht  genug  sein  könne.  Denn  erst  bei  dem  Be 
mühen ,  die  einzelnen  Thatsachen  und  Zahlen  in  bestimmter 
Reihenfolge  und  nach  systematischen  Gesichtspunkten  su  ord- 
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nen,  empfand  ich,  was  der  Mangel  systematischer  uiid  ge- 
schicbtlicner  Grundlagen  zu  bedeuten  hat^  und  wie  gross  dieser 
Mjngd  gerade  auf  aem  Gebiete  des  Armenwesens  und  der 
Annengesetzgebung  ist.  Noch  fehlt  es  —  abgesehen  von  eini- 
ge kürzeren  Darstellungen  in  Encyklopädien  sowie  in  Lehr- 
bflchern  der  Staatswissenschaft  und  der  Volkswirtschaft  — 
an  einer  auf  tieferem  Grunde  aufgebauten,  das  ganze  Gebiet 
umfassenden  Systematik  der  öffentlichen  Armenpflege;  und 
noch  besitzen  wir  mit  Ausnahme  des  verdienstvollen,  aber 
doch  sehr  Ittckenhaften  Sammelwerkes  von  Emminghaus  keine 
Geschichte  dieser  Disziplin^). 

Nur  aus  diesem  Mangel  in  Verbindung  mit  den  oben  ge- 
nannten   Uebelständen    wird    die    überaus    unhistorische   und 
nstematische  Behandlung   erklärt  werden  können,   welche 
iT  Tagespresse  —  wozu  namentlich  auch  die  Broschüren- 
literatur, die  gegenwärtig  den  literarischen  Markt  beherrscht, 
zu  rechnen   ist  —  den  meisten  hierher  gehörigen  Fragen   zu 
Teil  wird.     Denn  wie   eben   diese  Presse  in  der  unvergleich- 
lichsten  Weise   für  Ausbreitung   und   Verallgemeinerung   von 
Ideen   zu   wirken  vermag,   wenn   sie  sich   an  ein  durchgebil- 
detes   System    anschliesst,    so    verwirrt    sie    andererseits    die 
öffentliche  Meinung,    wenn    sie  dieses  festen  Haltes  entbehren 
muss.     Wohl  bin  ich  weit  entfernt  zu  glauben,    dass    mit  be- 
grifflicher  Klarstellung,  mit   geschichtlicher   Ergründung    das 
Beste  auf  unserem  Gebiete  gethan   sei:    das  Beste,  was  hier 
geleistet  werden  kann,   liegt  vor  allem  in  gegenwärtigem  nütz- 
lichen und  hülfreichen  Thun.     Aber   dieses  ist  doch  die  nicht 
zu  bezweifelnde    Wirkung,    dass    die  Begriffsbildung  die  Er- 
kenntniss  sowie   die  Verbindung   zweckmässiger  Thätigkeiten 
befördert,  und  dass  die  geschichtliche  Erkenntniss,  wenn  nichts 
mehr,  doch  wenigstens  vor  der  Einbildung  bewahrt,  die  gegen- 
wärtigen Zustände  seien   ohne  Beispiel,   die  gegenwärtig  vor- 
geschlagenen Heilmittel  ohne  Vorbild.    Wie  viel  Beglückungs-, 
H-ie  viel  Weltverbesserungspläne   blieben   ungesagt  und  uner- 
örtert,  wenn  man  jederzeit  den  unwiderleglichen  Nachweis  zur 
Stelle  hätte,  dass  keiner  derselben  noch  irgend  unversucht  ge- 
bKeben  ist 

Wenn  es  nun  auch  nicht  möglich  ist,  dem  bezeichneten 
Mangel  in  kurzer  Zeit  abzuhelfen  —  ein  solches  Unternehmen, 
in  gründlicher  Weise  durchgeführt,  würde  eine  Lebensarbeit 
erfordern  — ,  so  mochte  es  doch  des  Versuchs  verlohnen,  dies 
bei  den  wesentlichsten  Punkten  zu  thun,  neben  den  that- 
sächlichen  auch  die  begrifflichen  und  geschicht- 
lichen Grundlagen  aufzusuchen  und  die  gefundenen  Resul- 
tate systematisch  zu  verarbeiten.     In  welcher  Weise  dies  mei- 


')  VgL  das  Nähere  hierüber  in  den  §§  1—3  des  ersten  Kapitels. 
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neneiu  nun  im  Einzelnen  geschehen  ist.  bniaeht  hier  nicht 
näher  ausgefbhrt  zu  werden:  ein  Blick  in  das  der  Arbeit 
yorange«chickte  systematiische  Inhaltsverzeichniss  giebt  hier&ber 
genügenden  Auüschluss.  Nur  das  möchte  noch  hervorzuheben 
nein,  da»»  neben  der  Beachtung  der  angedeuteten  theoretischen 
Gesichtspunkte  auch  der  Bücksicht  auf  die  praktische  Brauch- 
barkeit und  Benutzbarkeit  der  Arbeit  Rechnung  zu  tragen 
war.  Denn  wie  sehr  es  auch  bei  dem  g^enwärtigen  Stande 
der  Armengesetzgebung  und  der  ihr  geltenden  Beformbestre- 
bungen  wtinschenswert  erscheinen  musste^  die  vielfidtig  ver- 
streuten  Meinungen  und  Betrachtungen.  Wünsche  und  Vor- 
schlüge, Zahlen  und  Thatsachen  an  einem  Orte  und  mit  Bezug 
auf  j^e  einzelne  Frage  zusammenzuÜEtssen,  so  schien  es  gleich- 
wohl zweckmässiger,  auf  Vollständigkeit  im  Ganzen,  d.  h.  auf 
Behandlung  aller  Fragen  zu  Gunsten  der  Vollständigkeit  im 
Einzelnen  zu  verzichten  und  lieber  einige  Punkte,  über  welche 
eine  Meinungsverschiedenheit  nicht  besteht  ganz  bei  Seite  zu 
lassen  oder  nur  vorübergehend  zu  ennähnen,  um  die  wich- 
tigeren —  die  sog.  brennenden  Fragen  —  auf  breiterer  Grund- 
lage und  erschöpfend  zu  erörtern. 

Aus  eben  diesem  Grunde  habe  ich  es  auch  vorgezogen, 
die  Reihenfolge  der  Erörterungen  nicht  der  Legalordnung,  d.  h. 
den  einzelnen  Paragraphen  der  geltenden  Armengesetzgebung 
anzuschliessen,  sondern  möglichst  der  sinngemässen,  natürlichen 
Entstehung  einer  Frage  aus  der  anderen  nachzufolgen.  Wie 
ist  es  geworden  ?  Was  ist  geworden  ?  Was  soll  anders  werden  ? 
Warum  soll  es  anders  werden?  Hierauf  wünschte  ich  Aus- 
kunft zu  geben. 

In  diesem  Sinne  ist  die  Arbeit  in  drei  Bücher  eingeteilt 
Der  erste  Abschnitt  des  ersten  Buches  enthält  eine  Uebersicht 
der  Literatur  und  Statistik,  um  zunächst  darüber  zu  orien- 
tiren,  wo  die  Quellen  für  die  behandelten  Gegenstände  zu 
finden  sind.  Sodann  sind  die  allgemeinen  Voraussetzungen 
der  Armengesetzgebung,  ihr  Verhältniss  zur  Versicherung, 
sowie  zur  freiwilligen  Armenpflege  untersucht.  Es  folgt  eine 
Uebersicht  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Armengesetz- 
gebung in  Deutschland.  Den  Beschluss  bildet  eine  kurze  Dar- 
stellung des  gegenwärtiß:en  Standes  derselben  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  bezüglichen  Verhandlungen  des  nord- 
deutschen Reichstages,  deren  Inhalt  meist  viel  zu  wenig  be- 
achtet wird.  Ueberhaupt  ist  ein  historischer  Zusammenhang 
an  vielen  Stellen  betont  worden.  Es  schien  dies  um  so  wün- 
Hchen8wert(;r,  als  gegenwärtig  eine  lebhafte  Neigung  wahr- 
nehmbar ist,  die  herrschenden  Zustände  nur  zu  der  jüngsten  - 
Vergangenheit  in  Beziehung  zu  setzen,  insbesondere  auch  die 
Armengesetzgebung  selbst  aus  ihrer  wirtschaftsgeschichtlichen 
Entwicklung  loszulösen  und  sie  unter  dem  Gesicntspunkt  einer 
willkürlichen  theoretischen  Konstruktion  zu  behanaeln. 
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In  dem  zweiten  Buche  wird  der  bestehende  Zustand  zu 
acluldeni  versucht  und  mitgeteilt,  welche  finanziellen  und  so- 
xuJen  Wirkungen  der  geltenden  Gesetzgebung  zugeschrieben 
werden.  Namentlich  ist  die  in  den  Wanderungen  zum  Aus- 
druck kommende  Bevölkerungsbewegung  in  ihrer  Beziehung  zur 
Wirtschafts-  und  Armengesetzgebung  Gegenstand  der  Betrach- 
toQg.  Daneben  nimmt  die  Untersuchung  des  Standes  der 
konununalen  Finanzen  und  seiner  Rückwirkung  auf  die  Zu- 
sttnde  der  Armenpflege  und  den  Armenaufwand  einen  brei- 
teren Raum  ein.  Auch  auf  den  Rechtsgrund  der  armenrecht- 
lichen Verpflichtung  seitens  der  Orts-  und  der  Landarmenver- 
b&nde  (das  wirtschaftliche  Aequivalent),  auf  die  sittlichen  Wir- 
kungen des  Landarmenwesens  wird  näher  eingegangen. 

Das  dritte  Buch  enthält   die  Darstellung  der  gegenwärti- 
gen Reformbestrebungen   und   zwar  in  der  Reihenfolge,   dass 
Vorschläge,  welche  auf  eine  vollständige  Aenderung  der  Gesetz- 
gebung abzielen,  vorangestellt  sind,  und  die  übrigen  mehr  oder 
weniger    umfassenden  Einzelvorschläge   folgen.      Dass   diesen 
drei  Gegenständen :  Rückkehr  zur  Heimatgesetzgebung  —  Bil- 
dung bezw.   Beteiligung  grösserer   Verbände  als  Träger  der 
Annenlast  —  Zwangsmassregeln  gegen  Arme  und  gegen  Armen- 
verwaltungen —  der  verhältnissmässig  breiteste  Raum  gegönnt 
ist,  wird  bei  der  praktischen  Wichtigkeit  gerade  dieser  Fragen 
keiner  weiteren  Rechtfertigung  bedürfen.     Aus  dem  entgegen- 
gesetzten Grunde  ist  umgekehrt  die  Erörterung  der  Vorschläge, 
welche  die  Einführung  der  Staatsarmenpflege,  die  Verlängerung 
bezw.  Verkürzung   der  Fristen   fiir  Erwerb  und   Verlust    des 
Unterstützungswohnsitzes   zum   Gegenstande   haben   u.    a.  m. , 
in  engeren  Grenzen  gehalten  worden. 

Kritischer  Aeusserungen  habe  ich  mich  nicht  völlig  ent- 
halten können,  obwohl  ich  in  erster  Linie  nichts  Anderes  zu 
sein  wünschte,  als  ein  Berichterstatter,  welcher  die  Gegen- 
stände nach  gewissen  Gesichtspunkten  zusammenfasst  und  ver- 
bindet Aber  eben  mit  dieser  Thätigkeit  ist  die  Notwendig- 
keit der  Beurteilung  naturgemäss  verknüpft.  Nur  glaube  ich 
ausdrücklich  versichern  zu  sollen,  dass  es  mein  ernsthaftes 
Bestreben  gewesen  ist,  mich  hierbei  von  dem  Einflüsse  irgend- 
welchen Parteistandpunktes  freizuhalten. 


Die  Sammlung  des  Materials  ist  bis  zum  Mai  1886  fort- 
geführt. Doch  sind  einzelne  wichtige  Arbeiten,  welche  nach 
dieser  iJeit  erschienen,  noch,  soweit  thunlich,  berücksichtigt 
worden.  Ein  definitiver  Abschluss  ist  für  diese  Dinge  gerade 
auf  unserem  Gebiete  niemals  zu  finden;  nur  die  praktische 
Nötigung  ein  Ende  zu  machen,  führt  ihn  herbei.  Uebrigens 
darf  wohl  angenommen  werden ,  dass  für  die  nächsten  Jahre 
wesentlich  neue  und  andere  Reformvorschläge,  als  die  bisher 


bekannt  gewordenen  nicht  zu  erwarten  stehen,  weil  schon  H^ 
letzteren  fast  alle  denkbaren  Möglichkeiten  erschöpfen. 


Zum  Schlüsse  habe  icb  einer  grossen  Zahl  von  I^andes- 
behörden,  Gemeindeverwaltungen,  Vereinen  und  PrivatperBonen 
ftlr  die  bereitwilligste  Unterstützung  meiner  Arbeit  durch 
Uebereendung  gedruckten  und  handschriftlichen  Materials  auch 
an  dieser  Stelle  meinen  aufrichtigen  und  herzlichen  Dank  aus- 
zusprechen. 

Namentlich  aber  ist  es  mir  Bedürfniss,  dies  dem  Heraus- 
geber dieser  Forschungen,  Herrn  Professor  Scbmoller 
ge^entlber  zu  thun,  der  mit  freundlichstem  Anteil  den  B^nn 
und  das  Fortschreiten  der  Arbeit  begleitet  hat. 
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1.  Kapitel. 

Literatur  und  Statistik  der  öfTentlicIien  Armenpflege. 


Vorbemerkung. 

Die  folgeade  Uebersicht  soll  nach  den  drei  Gebieten:  Wissen- 
schaft, Publizistik,  Statistik  geordnet  in  grossen  Zügen  über  die 
literarische  Behandlung  des  Armenrechts  und  die  Armenstatistik 
orientiren.  Bezüglich  der  beiden  ersteren  verweise  ich  noch  auf 
das  der  Uebersicht  angeschlossene  alphabetische  Yerzeichniss  der 
gesammten  armenrechtlichen  Literatur,  in  welches  auch  diejenigen 
älteren  Arbeiten  aufgenommen  sind,  welche  mehr  als  blos  historische 
Bedeutung  haben.  Wo  im  Verlaufe  der  Arbeit  ein  Schriftsteller 
ohne  nähere  Bezeichnung  angeführt  ist,  bezieht  sich  die  Anführung 
auf  das  genannte  Verzeichniss ,  welches  vollständige  Angaben  ent* 
hält.  In  Bezug  auf  die  Statistik  sind  die  in  der  Uebersicht  ent- 
haltenen Angaben  erschöpfend. 


I.    Wissenschaft. 

1.     Die  Grnndzflge  der  Systematik. 

§  1. 

Die  Systematik  des  deutschen  Armenrechts  ist  verhältniss- 
mässig  jung.  Die  ältere  Literatur  behandelt,  vornehmlich  im 
Anschluss  an  die  Untersuchungen  von  Adam  Smith  und 
Robert  Malthus,  die  Fragen  nach  Notwendigkeit  und  Inhalt 
der  öffentlichen  Armenpflege  im  Zusammenhange  mit  allen 
Fragen  der  Wirtschafts-  und  Handelspolitik  auf  der  einen, 
der  Organisation  und  den  Zwecken  der  Armenpflege  auf  der 
anderen  Seite.  Weit  ausholende  Untersuchungen  über  die 
Natur  des  Arbeitslohnes,  über  Wert  von  Freihandel  und  Schutz- 

1* 


4  VI.  4. 

zoll,  von  NiederlaBsungsfrciheit  und  Aufenthaltsbeschränkung 
u.  8.  w.  fllhren  zur  Erkenntniss  der  Ursachen  der  Armut^ 
diese  Erkenntniss  zur  Erwägung  geeigneter  Hultamittel ,  in 
deren  Verftilg  zwischen  freiwilliger  und  öffentlicher  Armen- 
pflege geschieden  wird.  Aber  der  Hauptnachdruck  liegt  hier- 
bei auf  der  Untersuchung,  ob  die  Natur  und  die  Zwecke  der 
Annenpflege  ein  Eingreifen  der  öffentlichen  Gewalt  gestatten 
oder  rechtfertigen;  ein  tieferes  Eingehen  auf  die  Fragen,  durch 
wen,  wem  gegenüber  und  in  welcher  Weise  die  öffentliche 
Armenpflege  zu  üben  ist,  falls  ihre  Zulässigkcit  oder  Not- 
wendigKeit  bejaht  wird,  findet  nicht  statt.  Die  dem  älteren 
Heimatretht  entsprechende  Verpflichtung  der  Heimatgemeinde 
zur  Armcnfllrsorge  gilt  als  schlechthin  identisch  mit  der  Ver- 
pflichtung zur  öffentlichen  Armenpflege,  Die  Feststellung  ihrer 
Voraussetzungen  und  näheren  Massgaben  wird  nicht  als 
Gegenstand  der  Armengesetzgebung,  sondern  der  Gesetzgebung 
über  das  Gemeindebürgerrecht  betrachtet.  Dies  ändert  sieb, 
seitdem  der  Umschwung  der  wirtschaftliehen  und  Produktions- 
verhältnisse bei  gleichzeitigem  Erstarken  der  Staatsgewalt  zu 
stärkerer  Betonung  des  Staatsbürgerrechts  gegenüber  dem 
Gemeindebürgerrecht  führt  und  die  dem  Heimatrecht  eigen- 
tümlichen Beschränkungen  der  wirtschafdichen  Freiheit 
unvereinbar  erscheinen  mit  den  dem  Staatsbürger  als  solchem 
zustehenden  Rechten.  Die  Gegensätze  —  von  denen  weiter 
unten  ausführlicher  zu  handeln  sein  wird  —  des  Staates  als 
des  obersten  und  der  Gemeinde  als  des  untersten  verfassungs- 
mässigen Bezirkes  treffen  auf  einander;  dem  Staats interesse, 
welches  auf  Eröffnung  des  ganzen  Staatsgebietes  für  die  wirt- 
schaftliche Thätigkeit  aller  seiner  Einwohner  gerichtet  ist, 
tritt  das  Gemeindeinteresse  gegenüber,  welches  dem  Beginn, 
der  Fortsetzung,  der  Ausdehnung  dieser  wirtschaftlichen 
Tliätigkeit  ohne  oder  gegen  den  Wnlen  der  Gemeinde  wider- 
strebt, weil  und  soweit  die  Gemeinde  gleichzeitig  zur  Armen- 
fUrsorge  verpflichtet  werden  soll.  Und  nun  nOtigt  der  von 
den  Inhabern  der  Staatsgewalt  im  wesentlichen  in  Ueber- 
einstimmung  mit  der  Theorie  anerkannte  Grundsatz,  dass 
eine  öffentliche  Armenpflege  nicht  entbehrt  werden  könne,  zur 
viclfilltigsten  Erwägung,  wie  ihre  Durchfiihrung  möglich  sei, 
ohne  das  eine  oder  das  andere  Interesse  zu  schwer  zu  ver- 
letzen, wie  es  zum  mindesten  möglich  sei,  diese  Interessen 
einigermassen  auszugleichen.  Es  muss  untersucht  werden, 
ob  die  Gemeinden  oder  wer  sonst  die  Organe  der  öffentlichen 
Armenpflege  bilden  sollen,  wer  die  zu  ihrer  Uebung  notwen- 
digen Mittel  aufzubringen  hat,  wem  gegenüber  die  zu  be- 
zeichnenden Organe  sich  zu  bethätigen  haben.  Es  muss 
untersucht  werden,  welche  Beziehung  zwischen  dem  einzelnen 
bedürftigen  Individuum  und  den  Trägem  der  öffentlichen 
Gewalt,  den  Gemeinden,  dem  Staat  und  den  etwa  dazwischen 
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liegenden  mittleren  Verwaltungsbezirken  besteht,  und  wie  weit 
diese  Beziehung  die  Auferlegung  der  Armenlast  rechtfertigt, 
welche  Schutzmittel  den  Gemeinden  als  Trägern  der  Armen- 
last  gegeben  werden  können,  um  eine  solche  Beziehung  nicht 
gänzlich  unabhängig  von  ihrem  Willen  entstehen  zu  lassen. 
Die  althergebrachte  Verpflichtung  zur  Armenflirsorge  seitens 
der  Heimatgemeinde  als  derjenigen,  welcher  ein  Individuum 
in  der  G^ammtheit  seiner  wirtschaftlichen  und  politischen  Be- 
ziehungen angehörte,  geht  allmählich  in  die  spezifisch  armen- 
rechtliche Verpflichtung  über.  Die  Erinnerung  an  die  erstere 
erhält  sich  in  dem  Namen  Heimat,  der  selbst  da,  wo  ledig- 
lich die  armenrechtliche  Verpflichtung  zur  Frage  steht,  zur 
Bezeichnung  dieser  einen  Seite  des  Heimatverhältnisses  zu- 
nächst beibehalten  wird,  um,  bei  allmählicher  Ausscheidung 
aller  übrigen  Beziehungen,  geradezu  der  technische  Ausdruck 
für  die  Angehörigkeit  eines  Individuums  zu  einer  Gemeinde 
in  Bezug  auf  die  öffentliche  Armenpflege  zu  werden.  Heimat- 
recht, Heimatgemeinde  werden  identisch  mit  Armenrecht  und 
Armengemeinde.  Durch  die  Untersuchungen,  welche  dies 
wesentlich  modifizirte  Heimatverhältniss  zum  Gegenstande 
haben,  empfängt  die  Literatur  über  das  Armenwesen  einen 
neuen  und  eigentümlichen  Inhalt;  es  sondert  sich  von  ihr 
als  ein  wesentlicher,  aber  in  gewissem  Sinne  selbständiger 
Bestandteil  die  Literatur  über  eben  diese  Fragen  ab  und 
wird  zur  Spezialliteratur  des  Heimat-  oder  des  Armenrechts 
als  des  Inbegriffs  aller  auf  die  öffentliche  Armenpflege  bezüg- 
lichen Normen. 


2.    Die  Literatnr  über  das  Armenwesen  im  allgemeinen. 

§  2. 

Eine  umfassende  systematische  Darstellung  aller  auf  das 
Armenwesen  bezüglichen  Momente  ist  in  Deutschland  bisher 
nicht  unternommen  worden.  Die  einzige  in  grösserem  Mass- 
stabe angelegte  Arbeit  ist  die  von  v.  Gerando,  Die  öffent- 
liche Armenpflege,  in  der  guten  deutschen  Bearbeitung  von 
F.  J.  Buss,  4  Bände,  1843 — 46.  Dieselbe  stehtauf  dem  oben 
angedeuteten  Standpunkt,  das  Armenwesen  als  ein  Ganzes 
zu  allen  Erscheinungen  des  wirtschaftlichen,  sozialen  und 
politischen  Lebens  in  Beziehung  zu  setzen,  und  begreift  unter 
öffentlicher  Armenpflege  die  Armenpflege  im  weiteren  Sinne; 
ein  Eingehen  auf  die  eigentümlichen  Interessengegensätze, 
welche  später  in  den  Vordergrund  der  eigentlichen  armen- 
rechtlichen Literatur  treten,  liegt  ihr  fern.  Dagegen  werden 
alle  näheren  und  ferneren  Veranstaltungen  der  Armenpflege, 
Vorbeugung  durch  Leihhäuser,  Sparkassen  u.  s.  w.,  Hülfelei- 
stung an  Arbeitsfähige  und  Arbeitsunfähige,  Fürsorge  für  Ge- 
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brechliche  und  Kranke  u.  s.  w.,  nach  dem  damaligen  Stande 
der  'Wissen ecliaft  in  den  Bereich  der  Betrachtung  gezogen. 
Das  umfangreiche  Werk  ist  sowohl  wegen  seiner  Tendenz 
auch  heute  noch  in  hohem  Grade  beachtenswert,  ala  auch 
wegen  der  eigentümlichen,  im  Grunde  unter  allen  Verhält- 
niBsen  eich  gleichbleibenden  Natur  der  Armut  und  der  Annen- 
pflege noch  durchaus  praktisch  brauchbar. 

Am  nächsten  stehen  dem  Geran doschen  Werke  zwei 
gleichfalls  nicht  deutsche  und  gleichfalls  Ende  der  dreissiger 
Jahre  erschieneue  Arbeiten,  die  von  Duchatel  und  JJaville, 
von  einem  ungenannten  Bearbeiter  1842  zusammengefasst  und 
in  deutscher  Uebertragung  bearbeitet.  Auch  diese  Autoren 
setzen  sich  die  Untersuchung  des  ganzen  Gebiets  zur  Auf- 
gabe und  legen  den  Hauptnachdruck  auf  den  Gegensatz  von 
freiwilliger  und  öffentlicher  Annenpflege,  die  letztere  venir- 
theilend.  Auch  diese  Arbeiten  sind  wegen  der  grossen 
Sachkenntniss  ihrer  Verfasser  noch  heute  vollständig  brauch- 
bar; das  mit  auaserordentlichem  Fteias  von  Haville  zusammen- 
getragene, zwar  etwas  bunt  und  zuweilen  sogar  tendenziS» 
zusammengestellte  Material  darf  als  geradezu  unentbehrlich 
bezeichnet  werden. 

Die  deutschen  Arbeiten  ähnlicher  Art  gehen  nicht  Über 
das  Handbuchmässige  hinaus.  Hierher  gehören  vor  allem 
die  sehr  gut  geschriebenen  Artikel  von  Stahl  über  Armen- 
pflege und  ArmenpoJizei  und  von  Brater,  Oeffentliche  und 
Privatarmenpflege,  in  Bluntschli  und  Brater,  St-W,-B.  Na- 
mentlich geht  Stahl  auf  das  eigentliche  armenrechtliche  Ver- 
hältnies ein  und  bespricht  im  liberalen  Sinne  das  Verhältniss 
von  öffentlicher,  den  Gemeinden  zu  übertragender  Armen- 
pflege zur  Freizügigkeit  und  Niederlassung.  Spezieller  auf 
dieses  Verhältnise  und  mit  derselben  Tendenz  gebt  Med  icue 
ebenda  s.  v.  Heimat  und  Niederlassung  ein.  Siehe  femer  die 
Artikel  über  Freizügigkeit  von  Lette  im  Staatslexikon  von 
Itotteck  und  Wclcker;  von  Meier  in  v.  Holtzendorffs  En- 
cyklopädie  der  Rechtswissenschaft. 

Die  weitaus  wichtigste  und  bie  zu  diesem  Augenblicke 
noch  als  ausgiebigste  Quelle  am  meisten  benutzte  Arbeit  bildet 
das  Sammelwerk  von  Emminghaus,  welches  zunächst  be- 
stimmt war,  den  Verhandlungen  des  Volkswirtschaftlichen 
Kongresses  von  1869  über  das  Armenweeen  thatsäch liebes 
Material  an  die  Hand  zu  geben.  Dasselbe  enthält  aus  der 
Feder  verschiedener  Autoren  Darstellungen  des  Armenwesens 
der  meisten  europäischen  Staaten,  darunter  aller  grossen  und 
einiger  kleiner  deutschen  Staaten  und  einiger  deutschen  Städte 
(Berlin,  Frankfurt  a.  M.,  Elberfeld,  Kiel,  Braun  schweig).  Von 
den  zu  Preusscn  gehörenden  Gebieten  sind  Hannover,  Hessen, 
Nassau,  sowie  die  Eibherzogtümer  Gegenstand  abgesonderter 
Darstellung.     Für  Geschichte  und  Dogmatik  des  Armenrechts 
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sind  diese  Arbeiten  insofern  besonders  wichtig,  als  die  Armen- 
gesetzgebung  in  jeder  derselben  an  bevorzugter  Stelle  behan- 
delt und  in  Bezug  auf  ihren  Wert  beurteilt  ist.  Doch  ist 
Umfang  und  Wert  der  Arbeiten  ein  sehr  ungleicher.  Neben 
den  Ausftlhrungen  über  Baiem,  Wtirtemberg,  Baden  imd 
Nassau,  die  von  Makowitza,  Bitzer,  Emminghaus  und  Scholz 
herrühren  und  namentlich  durch  die  Darlegung  des  Einflusses 
der  wirtschaftlichen  Zustände  auf  das  Armenwesen  von  blei- 
bendem Werte  sind,  befinden  sich  andere,  die  notdürftig 
einiges  statistische  Material  nebst  einigen  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen zusammenstellen,  ohne  dasselbe  nach  wichtigeren 
Gesichtspunkten  zu  verarbeiten.  Uebrigens  darf  hieraus  kein 
Vorwurf  erhoben  werden,  da  das  Werk  in  sehr  kurzer  Zeit 
herzustellen  war.  Für  das  Reichsarmenrecht  ist  dasselbe,  da 
es  vor  Emanation  des  Gesetzes  über  den  U.-W.  erschien, 
selbstverständlich  nur  von  mittelbarer  Bedeutung. 

Dies  letztere  gilt  auch  für  Ratzinger,  Geschichte  der 
kirchlichen  Armenpflege,  die  aber  gleichwohl  für  die  Erkennt- 
niss  des  historischen  Zusammenhanges  sehr  wichtig  ist,  nament- 
lich da,  wo  es  sich  um  den  Uebergang  von  der  Armenpflege  der 
kirchlichen  zu  der  der  bürgerlichen  Gemeinde  handelt.  Doch 
beeinträchtigt  der  Standpunkt  des  Verfiissers  für  die  Zeit 
nach  der  Reformation  insofern  den  Wert  seiner  Arbeit,  als 
er  unter  kirchlich  immer  nur  katholisch  versteht  und  die  sehr 
bedeutenden  Leistungen  der  kirchlichen  Gemeindearmenpflege 
in  protestantischen  Ländern  ganz  ignorirt  Im  übrigen  scheint 
mir  der  Vorwurf,  der  gegen  R.  erhoben  wird,  dass  sein  Buch 
einseitig  und  im  katholisch- hierarchischen  Interesse  geschrieben 
sei,  nicht  ganz  begründet.  Weder  sucht  Ratzinger  die  Entartung 
der  kirchlichen  Armenpflege  in  den  Händen  der  hohen  Geist- 
lichkeit irgendwie  zu  beschönigen,  noch  will  er  in  seinen  am 
Schluss  gegebenen  Reformvorschlägen  die  weltliche  Verwaltung 
von  der  Armenpflege  ausschliessen ;  vielmehr  soll  dieselbe 
nach  wie  vor  die  Leitung  behalten  und  den  Klerus  angemessen 
bei  der  Uebung  der  Armenpflege  beteiligen.  Protestantischer- 
sei ts  wird  die  kirchliche  Armenpflege  in  dem  gründlichen 
Werke  von  Uhlhorn,  Die  christliche  Liebesthätigkeit,  be- 
handelt Für  das  eigentliche  Armenrecht  bietet  dasselbe  noch 
geringere  Ausbeute,  als  Ratzingers  Geschichte,  da  die  Dar- 
stellung sich  auf  die  Zeit  bis  zum  Beginn  der  Reformation 
beschränkt  und  nur  in  einem  Sehlus8ka])itel  der  Uebergang 
von  den  damaligen  Zuständen  zu  der  Armenpflege  der  l)tirger- 
lichen  Gemeinde  angedeutet  wird. 

Als  letzte  hierher  gehörige  Arbeit  ist  die  von  Loening, 
Das  Armen wesen,  in  Schönbergs  Handbuch  der  politischen 
Oekonomie,  zu  nennen.  Derselbe  giebt  in  sehr  guter  Anord- 
nung einen  Ueberblick  über  die  Ursachen  der  Armut,  über 
die   Geschichte    und    den    gegenwärtigen    Stand    der    Armen- 
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gosetzgebung,  über  die  sog.  brennenden  Fragen  der  Befonn, 
über  Organisation  und  Ausübung  der  Armenpflege  sowohl 
nach  der  präventiven  wie  der  repressiven  Seite.  Wenngleich 
die  Arbeit,  entsprechend  der  Stelle,  an  der  sie  erschienen 
ist,  auf  die  einzelnen  Funkte  nicht  tief  und  erschöpfend  dn- 
geht,  so  bietet  sie  doch  ein  ausreichendes  und  zuverlässiges 
Bild  des  gerammten  Armenwesens,  wie  es  dem  lieutigen  Stande 
der  Wissenschaft  und  namentlich  auch  der  Verwaltungapraiis 
entaprioht. 

3.    Die  armeurechtliche  Literatur  im  engeren  Sinne. 
I.   Biszuden  gegenwärtigen  Reformbestrebungen. 

§3. 
a.  Was  die  eigentlich  armenrechtliche  Literatur  betrifft,  so 
lässt  sich  nicht  wohl  ein  genauer  Zeitpunkt  angeben,  in  wel- 
chem die  diesbezüglichen  Untersuch nngen  begonnen  haben. 
Es  wird  unten  darzulegen  sein,  wie  sich  die  Gesetzgebung 
der  einzelnen  deutschen  Staaten  und  später  des  Norddeutschen 
Bundes  in  Sachen  der  Wirtschafts-  und  Annengesetzgebung 
verhalten,  in  welchen  Jahren  diesbezügliche  wichtige  und  ent- 
scheidende Gesetze  erlassen  worden  sind.  Hier  ist  zu  be- 
merken, dass  die  Literatur  mit  der  Gesetzgebung  gleichen 
Schritt  gehalten  hat,  dieselbe  beurteilend,  Neuerungen  im 
Sinne  voller  wirtschaftlicher  Freiheit,  Aenderungen  im  cnt 
gegengesetzten  Sinne  fordernd,  je  nachdem  die  Gesetzgebung 
nicht  weit  genug  oder  zu  weit  gegangen  zu  sein  schien.  Will 
man  Zahlenangaben  machen,  so  mag  es  das  Jahr  1815  sein, 
in  welchem  die  Vereinbarung  der  deutschen  Bundesakte  auch 
die  Freiheit  der  Niederlassung,  dea  Gewerbebetriebs  u.  s.  w. 
in  allerdings  sehr  massigen  Grenzen  filr  alle  Angehörigen  des 
Deutschen  Bundes  statuirte,  und  das  Jahr  1848,  in  welchem 
die  grosse  Kundgebung  der  deutschen  Nationalversammlung 
von  1848  diese  Freiheiten  als  Grundrechte  des  deutschen  Volkes 
forderte').  In  dem  Menschenalter,  welches  durch  diese  beiden 
Jahre  als  Endpunkte  bezeichnet  wird,  gelangen  fast  alle  grös- 
seren Staaten  dazu,  nach  vielfachen  Verhandlungen  mit  den 
ständischen  Vertretungen,  die  ihnen  angemessen  erscheinenden 
Grundsätze  des  Annenrechts  gesetzlich  zu  fonnnliren.  Und 
aus  dieser  Epoche  stammen  auch  die  Arbeiten,  in  welchen 
d.TS  Armenwesen  in  seiner  engen  Beziehung  zum  Geraeinde- 
leben  und  die  Rückwirkung  der  Wirtschaft»-  und  der  Armen- 
gesetzgebung auf  das  letztere  zum  ersten  Male  abgesondert 
und  wirklich  gründlich  untersucht  worden  ist  Es  sind  dies 
namentlich     die    Schriften    von    Wernher,    Deisler    und 

"1  Vgl  unten  §  29. 
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Vahl kämpf,  die  auch  noch  gegenwärtig  von  grossem  Werte 
giod.  Ferner  Mohl,  der  in  seinem  Lehrbuch  der  Polizei- 
witfenschaft  dem  Armenrecht  seine  Stellung  im  System  des 
öflentlichen  Rechts  unter  den  im  öffentlichen  Interesse  not- 
wendigen Massregeln  gegenüber  wirtschaftlichen  Notständen 
attweist,  und  Rau,  welcher  in  seinem  Lehrbuch  der  politischen 
Oekonomie  das  Armenwesen  in  dem  Abschnitt  Beförderung 
der  Verteilung  des  Gütererzeugnisses  behandelt  und  speziell 
das  Verhältniss  der  politischen  Gemeinde  zur  Armenversor- 
gung betrachtet^). 

fc.  In  der  folgenden  Epoche,  welche  man  durch  die  Jahre  1848 
und  18ö7  begrenzen  kann^  nimmt  die  literarische  Behandlung 
der  Angelegenheit  insofern  eine  etwas  andere  Gestalt  an,   als 
die  einzelnen    Staaten    zu   einem   vorläufigen  Abschluss  ihrer 
Gfesetzgebung  gelangt  sind,  und  nun  die  Forderung  nachdrück- 
licher   erhoben    wird,    gaijz    Deutschland    nach    einheitlichen 
Orundsätzen    zu    behandeln.      Es    sind    hier   in    erster   Linie 
Sitz  er  und  Flottwell  zu  nennen,  welche  in  verschiedenen 
Schriften    über   das  Heimatwesen    diese  Forderung   vertreten 
und  begründen.    Neben  ihnen  kommen  die  Abhandlungen  von 
»Schüz,    Kries,   Medicus,    Stahl,   Brater  u.  a.  in   Be- 
tracht,  welche    überwiegend  im   Sinne  von  Bitzer  und  Flott- 
well sich  aussprechen.     Nur  Kries  ist  stärkerer  Beschränkung 
der    wirtschaftlichen   Freiheit   geneigt,    entwickelt   aber,    was 
»ehr  bemerkenswert  ist,  gleichzeitig  im  Anschluss  an  die  Ver- 

5 flichtung  der  Gemeinde  zur  Armenpflege  energisch  den  Ge- 
anken  des  Versicherungszwanges  am  Arbeitsorte.  Schilz' 
Abhandlung  ist  bemerkenswert  durch  die  gute  Uebersicht  über 
die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten.  Namentlich  sind 
seine  tabellarischen  Zusammenstellungen  (S.  80 — 86)  über  Um- 
fang und  Inhalt  der  gemeindebürgerlichen  Gesetzgebung  in 
Ansehung  der  Beschränkungen  der  wirtschaftlichen  Freiheit 
äusserst  brauchbar. 

Im  allgemeinen  darf  in  Bezug  auf  die  Literatur  dieses 
Zeitabschnitts  bemerkt  werden,  dass  sie  die  in  Betracht 
kommenden  Fragen  gründlicher .  und  vorurteilsloser  behan- 
delt, als  es  jemsJs  in  der  folgenden  Zeit  geschehen  ist.  Die 
Kenntniss  derselben  ist  für  jede  eingehendere  Betrachtung  des 
Armenrechts  unerlässlich.  Namentlich  gilt  dies  von  der  Schrift 
Bitzers  „Das  Recht  auf  Armenunterstützung  und  die  Frei- 
zügigkeit" ,  und  der  F 1  o  1 1  w  c  1 1  s  „Armenrecht  und  Armen- 
polizei".  Beide  Arbeiten  untersuchen  in  grundlegender  Weise 
die  Voraussetzungen  des  sog.  Heimatrechts,  wobei  Bitzer  vor- 
züglich   die    historische    Seite    dieses    Verhältnisses,    Flottwell 


')  Bei  beiden  (Mohl  8.  317,  Kau  S.  366)  finden  sich  gute  Literatur- 
angaben,  die  jedoch  mehr  das  Armenwesen  im  allgemeinen  als  speziell 
die  Heimatverhältnisse  betreffen. 
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die  dogmatische  betont.  Beide  gelangen  im  wesentlicbea  m 
densell>en  Schlussidlgeruiigeii.  Bilzer  erachtet  die  immer 
kräftigere  Beförderung  der  wirtschaftlichen  Freiheit  als  die 
natürliche  Konsequenz  der  wirtschaftlichen  und  politischen  Eni- 
Wickelung  und  würdigt  namentlich  den  veränderten  Charakter 
des  Gemeindo-  und  Staatalebens;  Flottwell  scheidet  streng 
zwischen  der  A'erpflithtung  zur  Annenflirsorge  und  dem  an' 
und  ftlr  sich  liier\'on  völlig  unabhängigen  Rechte  der  froieai 
Selbstbeetimniung  bei  Aufenthalt  und  Nitxlerlassung,  Fttr 
die  Systemsitik  des  Armenrechts  ist  insbesondere  die  dem- 
entsprechend e  KlarstcUung  des  Verhaltniaaes  der  vermögen»- 
rechtlichen  Voi-pflichtung  zur  Tragung  der  Arroenlast  und  der 
im  polizeilichen  Interesse  zu  fordernden  örtlichen  Füntoige 
von  bleibendem  Werte. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Reichsgesetzgebung  sicli 
eng  an  die  preussische  anschtii^sst,  sind  hier  auch  noch  die 
systematischen  Darstellungen  der  letzteren  zu  nennen,  u 
namentlich  Rocholl,  System  des  preusa.  Armen pflegerechls, 
Hamm  1864;  DfihI,  Die  Armenpflege  des  prcuss.  Staate«, 
Berlin  1860;  Oii|MMilif>rf.  Di.-  jireuss.  Gesetze  über  die 
Ressortverhalmiasc,  Berlin  ISdä,  u.  a.  JEbenso  gehOn  hierher 
die  Systematik  des  bair.  Heimatrechts  als  desjenigen,  wel- 
ches noch  gegenwärtig  neben  der  Reichsgesetzgebung  in 
Kraft  ist,  namentlich  die  Kommentare  von  Riedel  (gegen- 
wärtig bair.  Finanzminister),  in  neuer  Aufl.  von  v,  MtUler. 
welche  mit  der  Auslegung  der  einzelnen  Artikel  sehr  qib- 
f aasende  geschichtliche  und  dogmatiaclie  Darlegungen  ver- 
binden und  ftlr  das  Verständniss  der  Grundlagen  des  Heimat- 
reclits  unentbehrlich  sind.  — 

c.  Die  dritte  Epoche  umfasst  die  Zeit  von  GrUndungJdes 
Korddeutschen  Bundes  bis  in  die  Mitte  der  siebziger  Jahre. 
Sie  beginnt  mit  Emanation  des  FreizUgigkeits  -  Gesetzes  vom 
1.  November  1867,  das  nach  1870  auf  das  ganze  Deutsche 
Reich  erstreckt  wird,  und  des  Geselaes  über  den  Unterst, -Wohn- 
sitz vom  6.  Juni  1870,  welches  flir  Deutachland  mit  Ausnahme 
von  Baiern  und  Eiaaas- Lothingen  gilt.  Eine  systematiache 
Darstellung  des  gesammten  deutschen  Armen  rechts  nach 
dem  Stand  von  1873  (in  welchem  Jahre  der  Anschluas  von 
Wilrtcmberg  und  Baden  an  das  Ges.  v.  1870  erfolgte)  giebt 
Rocholl  in  seinem  System  des  deutschen  Armenpflegerechta, 
welches  auch  die  annen rechtlichen  Verhältnisse  in  Baiem 
mit  umfasst.  Ausser  der  Zeichnung  der  GrundzUge  des  durch 
jene  Gesetze  geschaffenen  Zuatandes  wird  auch  die  Ausführung 
des  Gesetzes  über  den  U.-W.  in  den  einzelnen  Staaten  auaflihrlicb 
dai^estcllt.  Für  die  Zeit  bia  1873  bietet  die  Arbeit  das  voU- 
atftndige  diesbezügliche  Material.  Doch  iat  gerade  die  Organi- 
sation der  Annen  verbände  nachträglich  mannigfachen  Ver- 
änderungen   unterwoi-fen    worden,    so    dass    die    Arbeit    nach 
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dieser  Kichtung  hin  nicht  mehr  gentigt.  Auch  leidet  sie  an 
einer  gewissen  Breite,  die  sie  mehr  als  Quellenwerk  denn  als 
praktisches  Handbuch  erscheinen  lässt.  In  dieser  ersteren 
Eigenschaft  ist  sie  noch  gegenwärtig  von  grosser  Bedeutung. 
Aufs  glücklichste  erreicht  den  Zweck  des  letzteren  die  Aus- 
gabe der  bezüglichen  Gesetze  von  Krech.  Obwohl  nur 
eine  Zusammenstellung  der  einzelnen  reichs-  und  landesgesetz- 
lichen Vorschriften,  darf  sie  doch  beanspruchen,  als  syste- 
matische Darstellung  zu  gelten,  weil  sie  nach  sehr  zweck- 
mässig gewählten  Rubriken  —  A.  Umfang  der  Unterstützungs- 
pflicht, B.  Organe  der  öffentlichen  Unterstützung,  C.  Tarife, 
D.  Unterstützung  a.  d.  Auslande  übernommener  u.  s.  w.,  E.  Be- 
hörden und  Verfahren  in  Streitsachen  der  Armen  verbände, 
F.  Verhältniss  der  Armenverbände  zu  anden^'eit  Verpflich- 
teten —  alle  auf  das  geltende  Armenrecht  bezüglichen  Be- 
stimmungen, wenn  auch  ohne  verbindenden  Text,  zusammen- 
fasst  und  eine  vorzügliche  systematische  Uebersicht  ermög- 
licht. Die  Arbeit  von  Seydel  „Das  Reichsarmenrecht"  stellt 
sich  als  ein  Mittelding  zwischen  systematischer  Darstellung 
und  Kommentar  zu  dem  Reichsgesetze  dar.  Die  Zweifel  sind 
nach  dem  Stande  der  damaligen  Literatur  und  sehr  ausfuhrlich 
behandelt;  da  die  Arbeit  aber  bereits  1877  erschienen  ist  und 
inzwischen  die  Judikatur  des  Bundesamts  für  das  Heimatwesen 
eine  sehr  erhebliche  Vermehrung  erhalten  hat,  so  ist  sie  gegen- 
wärtig nur  noch  von  bedingtem  Wert.  Dagegen  entsprechen 
dem  gegenwärtigen  Stande  der  Rechtsprechung  die  Kommentare 
von  E  g  e  r  und  Wo  h  1  e  r  s.  Doch  gilt  von  dem  ersteren  Aehn- 
liches  wie  von  Rocholl;  durch  die  ausführliche  Berücksichti- 
gung der  gesammten  Judikatur  und  Literatur,  deren  Be- 
sprechung den  einzelnen  §§  des  Ges.  über  den  U.-W.  an- 
geschlossen ist,  wird  die  Uebersicht  erschwert.  Im  übrigen 
ist  das  äusserst  gründliche  und  —  speziell  mit  Be^zug  auf 
Prcuöscn  —  sehr  inhaltreiche  Werk  für  die  Dogmatik  des 
Armen  rechts  unentbehrlich.  Der  von  Wohlers  herrührende 
Kommentar  beschr.*tnkt  sich  auf  Mittheilung  des  wesentlichen 
Inhalts  der  bundesamtlichen  Entscheidungen ;  neben  dem  Um- 
stände, dass  sein  Verfasser  an  der  Reichsgesetzgebung  als 
Regierungsbevollmächtigter  beteiligt  war  und  gegenwärtig 
dem  Bundesamt  f.  d.  H.  als  Mitglied  angehört,  bilden  prägnante 
Kürze  und  äusserst  zweckmässige  Stoffeinteilung  den  Haupt- 
vorzug dieser  Arbeit,  welche  ebensosehr  die  praktische  An- 
wendung, wie  die  wissenschaftliche  Erkenntniss  des  Reiclis- 
gesetzes  erleichtert.  Der  Kommentar  von  v.  Rönne  bildet 
einen  Teil  der  bekannten  Ergänzungen  und  Erläuterungen 
zum  preuss.  Recht;  er  giebt  vollständige  Nachweisungen  <ler 
Literatur  und  Judikatur,  die  aber,  dem  Erscheinungsjahr  1870 
entsprechend,  nur  bis  1878  reichen. 

Von  wissenschaftlichem  Werte  sind  auch  einige  Kommen- 
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tare  zu  dem  Reiclisgcsatz  mit  besouderer  Beziehang  auf  eiit»i 
einzelnen  Staat,  so  namentlich  diejenigen  von  Bätzner  fOp 
WUrtemberg,  von  Wittgenstein  für  Sachsen  u.  a. 

Einige  andere,  wie  die  von  Ebert  und  Kleibömer,  sind 
lediglich  dem  praktischen  BedUrfoiss  dienende  Q«setzei- 
aiisgaben  mit  Anmerkungen,  die  zwar  keioen  wisaenschtfit- 
liuhen  Wert  haben,  ihren  praktischen  Zweck  aber  gut  erfUUen. 

Ferner  gehört  hierher  die  Studie  von  Böhlau  über  du 
mecklenburgische  Armenrecht,  die  in  Ansehung  de»  lebteran 
wenig  Ausbeute  bietet,  dagegen  als  Untersuchung  des  B^^lb 
des  HetmatrechtB  in  seinem  Yerhältniss  zum  Staats-  und 
Reichsrecht  eine  allgemeinere  Bedeutung  für  die  Dogmatik 
des  deutschen  Amienrechts  beansprucht  Dasselbe  gut  tob 
der  Untersuchung  von  Jolly  über  die  Verteilung  der  Öffent- 
lichen Armenlast.  Endlich  t^ind  noch  in  diesem  Zusammen- 
hange die  systematischen  Darstellungen  in  den  LebrbUchera 
des  Verwaltungsrechts,  der  Polizei  Wissenschaft  und  der  Volks- 
wirtschaft zu  nennen.  Von  orstcren  namentlich  die  knappe, 
aber  äusserst  konziee,  der  Vorrede  entsprechend  nicht  kritische 
Darstellung  von  Meyer,  während  die  in  dem  neuerdings  e^  ■ 
schienenen  Stengelschen  Handbuch  seinem  Zwecke  ent- 
sprechend nur  die  dürftigsten  Umrisse  zeichnet  Dagegen  aus- 
führlich mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Organisation  der 
Armenpflege  v,  Ron  ne  im  Preuas.  Staatsrecht  unter  den  Gegen- 
ständen der  Polizei  Verwaltung ;  ebenso  in  anderen  Spezialdarstel- 
lungen  dos  Staats-  und  Verwaltungsrechts  der  einzelnen  Staaten, 
Von  volkswirtschaftlichen  Schriftstellern  ist  vor  allem  Adolf 
Wagner  zu  nennen,  der  in  seiner  Grundlegung  zwar  nicht  das 
Armenrecht,  aber  doch  die  sozialen,  mit  ersterem  in  engster  Ver- 
bindung stehenden  Frei  hei  tsrechte  (Ehoschliessung,  Freizügig- 
keit u.  3.  w.)  unt'trsucht  und  auch  in  Ansehung  des  Armen- 
rechts  zu  wichtigen  Schlussfolgerungen  gelangt.  Von  Seiten 
der  Gegner  der  Freizügigkeit  unstreitig  die  dogmatisch  wert- 
vollste Untersuchung.  Auch  sind  die  Literaturangahen  S,  447 
und  477  in  Bezug  auf  diese  Freiheitsrechte  sehr  gut  und 
ziemlich  vollständig,  dagegen  für  das  Annenrecht  unzureichend. 
Die  Untersuchungen  von  Mario,  Schaffte,  Gamp  u,  a. 
gehen  noch  weniger  auf  die  eigentlieh  armen  rechtlichen  Be- 
griffe ein  und  sind  überwiegend  sozialpolitischer  Natur.  Ihre 
wesentliche  Bedeutung  liegt  in  der  nachdrücklichen  Betonung 
umfassender  sozialer  Selbsthulfe  durch  Versicherung,  durch 
welche  die  Uebung  der  öffentlichen  Armenpflege  UberfltlBsig  ge- 
macht werden  soll. 

II.     Die   neueste  Literatur  zur  Reform   des 

A  r  m  e  n  r  e  c  h  t  s. 
Die  reichsgesetzliche  Regelung   des  Armenrechts    brachte 
zunächst  eine  Art  Abschluss  der  mannigfaltigen  Bestrebungen 


VI.  4.  IS 

der  vorhergehenden  Jahre.  Da  aber  der  Gegensatz  zwischen 
Gemeinde-  und  Staatsinteressen  auf  der  einen,  zwischen 
Staats-  und  Reichsinteressen  auf  der  anderen  Seite  in  der 
Katur  der  Stellung  liegt,  welche  Gemeinde,  Staat  und  Reich 
jedes  fiir  sich  und  im  Verhältniss  zu  einander  einnehmen,  so 
durfte  von  vornherein  erwartet  werden,  dass  die  Reichsgesetz- 
gebung keinen  Friedensschluss ,  sondern  nur  einen  Waffen- 
stillstand zwischen  den  widerstreitenden  Interessen  bedeuten 
würde.  Derselbe  dauerte  in  der  That  nur  wenige  Jahre,  weil 
die  junge  Reichsbildung  durch  wichtigere  Interessen  in  An- 
spruch genommen  wurde  und  ein  unerhörter  wirtschaftlicher 
Aufschwung  glinstig  auf  die  Armutszustände  zurückwirkte. 
Als  dagegen  der  Rückschlag  eingetreten,  und  angesichts  des 
Niederganges  von  Handel  und  Industrie  das  Angebot  von 
Arbeitskräften  nicht  gleichen  Schritt  mit  der  Nachfrage  hielt^ 
als  dementsprechend  die  allein  auf  Verwertung  ihrer  Arbeits- 
kraft angewiesenen  Klassen,  namentlich  die  Fabrik-  und  Hand- 
arbeiter, mangels  genügender  Arbeit  das  Proletariat  derjenigen 
Orte  zu  bilden  begannen,  welche  ihnen  bis  dahin  Arbeit  ge- 
währt hatten,  —  da  fing  man  an,  sich  der  Armen-  und  Wirt- 
schaftsgesetzgebung des  Reichs  als  derjenigen  zu  erinnern,  welche 
das  freie  Ab-  und  Zuströmen  für  das  ganze  Reich  gestattete 
und  den  Gemeinden  die  Verantwortlichkeit  hierfür  in  Gestalt 
der  Armenlast  auferlegte.  Man  begann  von  neuem  Mass  und 
Art  der  öffentlichen  Armenpflege,  die  Voraussetzungen  für 
ihre  Anknüpfung  an  die  einzelnen  Träger  der  öffentlichen 
Gewalt  zu  erörtern.  Eine  Reihe  von  Schriftstellern  —  es  sind 
dies  namentlich  Luthardt,  Waentig,  v.  Marschall,  de 
la  Chevallerie  u.  a.  —  gelangt  dazu,  eine  Umbildung  der 
Reichsgesetzgebung  im  Sinne  des  älteren  Heimatrechts  zu 
fordern;  soweit  dieses  der  Fall  ist,  bietet  die  bezügliche 
Literatur  schlechterdings  keine  neuen  Gesichtspunkte.  Ja  sie 
bleibt  hinter  den  tiefen,  gründlichen  Untersuchungen  von 
Schüz,  Kries,  Flottwell,  Bitzer  und  andern  Schriftstellern 
der  fünfziger  und  sechziger  Jahre  in  Form  und  Inhalt  so  weit 
zurück,  dass  sie  in  keinem  Falle  es  zu  einer  Leistung  von 
bleibendem  Wert  gebracht  hat.  Die  bezüglichen  Erzeugnisse, 
durchweg  Mittelbildungen  zwischen  Zeitungsartikel  und  Ab- 
handlung, besprechen  meist  einseitig  nur  einige  Gegenstände 
des  Armen  Wesens,  namentlich  auch  die  Mittel  der  Selbsthülfe 
und  Vorbeugung,  im  Hinblick  auf  die  herrschenden  Zustände. 
Ihre  Hauptbedeutung  ist  nicht  so  sehr  in  ihrem  materiellen 
Inhalt  als  in  dem  Umstände  zu  suchen,  dass  sie  unzweideutige 
Kennzeichen  von  Missstimmung  und  von  Missständen  sind. 
Eine  andere  Richtung  nehmen  diejenigen  Arbeiten,  welche 
von  der  Rückbildung  zu  den  älteren  Verhältnissen  nichts  oder 
wenig  halten  und  das  gänzliche  oder  teilweise  Brechen  mit 
der   hergebrachten  Verpflichtung  der  Gemeinden   zur  Armen- 
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pflege  wUnachen  und  näher  begründen.  Auch  hier  sind 
einige  flüchtige,  schnell  hingeworfene  Darlegungen  zu  vtr- 
zeichnen,  L'cberwiegend  sind  aber  tiefergehende  Arbeiten, 
welche  Art  und  Mass  der  Beteiligung  des  Reichs,  der  Staaten 
bezw.  der  grösseren  Vtirwaltungabezirke  an  der  öfFenÜichen 
Armenpflege  zum  Gegenstande  ihrer  Untersuchung  machen. 
Statt  die  Reküustruktioo  des  Heiniatverhältnisses  in  irgend 
einer  Form  in  den  Vordergrund  zu  atellen,  untersuchen  sie 
zunächst,  ob  die  Gemeinde  nach  Lage  der  geltenden  Gemeinde- 
varfiwsung  überliaupt  geeignet  ist,  die  Trägerin  eines  solchen 
Verhältnissea  zu  sein,  bezw.  welche  Art  von  neu  zu  schaffen- 
der Gemeinwirtschaft  an  ihre  Stelle  zu  setzen  »ein  würde. 
weiche  der  vorhandenen  Bildungen  fi;«nz  oder  zum  Teil  dir 
die  Ölfentliclie  .\nnenpflego  in  Betracht  gezogen  werden  könnte. 
Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  erlangen  diese  zum  grossen 
Teil  durchaus  neuen  Untersuchungen  eine  über  die  Reform 
der  Armengesetzgebung  noch  hinausgehende  Bedeutung,  indem 
sie  in  unmittelbare  Beziehung  treten  zu  den  wichtigsten 
Fragen  der  staatlichen  Grund  Verfassung,  zu  den  Fragen  d« 
Kommunal  Wesens  und  der  konununalen  Reform. 

Das  Verdienst,  die  Beteiligung  grösserer  Verbände  an  der 
Armenlast  von  grösseren  Gesichtspunkten  aus,  vor  allem  auf 
der  Grundlage  umfassenden,  ans  vielen  Quollen  geschöpften 
Materials  zuerst  eiugehonder  Untersuchung  unterzogen  zu  haben, 
gebührt  Adickes,  der  seine  bezüglichen  Ansichten  in  der 
Zeitschrift  für  die  gesammte  Staats  Wissenschaft  1881  und  später 
an  mehreren  anderen  Stellen  noch  imblizirte.  Nächst  ihm  ist 
V.  Reitzenstetn  zu  nennen,  der  diese  Fragen  in  Zusammen- 
hang mit  den  Aufgaben  der  kommunalen  Reform  aufs  gründ- 
lichste ebenfalls  an  verschiedenen  Stellen  behandelte.  Ausser 
ihm  vor  allem  noch  Gneist  in  der  Schrift  Über:  Die  Kreis- 
ordnung und  über  die  deutsche  Finanzreform,  und  Jolly  in 
der  oben  erwähnten  Abhandlung.  Neuerdings  noch  Aschrott 
in  seinem  Werke  Über  englisches  Armenwesen.  Hierzu  treten 
die  an  andrer  Stelle  (unten  §  137)  genauer  bezeichneten  Ar- 
beiten über  die  Vereinigung  von  Armenverbänden  zu  gemeiu- 
schaftiichen  Armen  pflegezwecken.  Auch  sind  hier  diejenigen 
zu  nennen,  welche,  wie  Elvers  und  Germershausen,  die 
Fragen  bezüglich  Schaffung  von  leistungsfähigen  Verbänden  in 
Verbindung  mit  der  auch  von  ihnen  gewünschten  Rückkehr 
zur  Heimatgesetzgebung  gründlicher  untersuchen. 

Gleichzeitig  tauchen  Vorschläge  auf,  welche  den  gewohnten 
Boden  des  Armenrechts  gänzlich  verlassen  und  unter  Betonung 
der  Notwendigkeit  vollkommenster  Freizügigkeit  die  Loslösung 
der  Annenlast  von  den  Gemeinden  und  Uebertragung  der- 
selben auf  das  Reich  bezw.  die  Staaten  fordern.  In  diesem 
Sinne  sprechen  sich  namendich  Wittgenstein  und 
Rocholl  aus. 
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SelbstverötHiidlicli  fehlt  es  nicht  au  (iiner  Zahl  von  ver- 
mittelnden Vorschlägen,  deren  Urheber  prinzipiell  an  der 
Keichägesetzgebung  festzuhalten  oder  prinzipiell  zu  dem  Ilei- 
matrecht  zurückzukehren  für  richtig  halten,  jedoch  aus  prak- 
tischen oder  sonstigen  Opportunitätsgrlinden  sich  schon  von 
einzelnen  Aenderungen  der  Gesetzgebung  Erfolg  versprechen. 
Auch  sind  diejenigen  hier  zu  nennen,  welche  den  wesent- 
lichsten Nachdruck  auf  die  Organisation  der  Armenpflege 
legen  und  der  Gestaltung  des  Armenrechts  überhaupt  keine 
sonderliche  Bedeutung  beimessen:  so  namentlich  Seyffardt, 
Lammersy  Böhmert,  Doell,  Ratzinger,  Ehrle 
IL  a.  m. 

Eine  Kritik  und  übersichtliche  Zusammenfiissung  der 
wesentlichsten  Reformwünscbe  findet  man  bei  Adickes  I  und 
V.  Reitzenstein  I  und  II.  —  Eine  von  Conrad  herrührende 
Zusammenstellung^  Die  neueste  Literatur  über  Armen wesen  in 
Deutschland,  in  seinen  Jahrb.  N.  F.  Bd.  5  S.  32  will  über 
das  neueste  Material  in  Bezug  auf  die  darin  erörterten  Fragen : 
1.  Wodurch  ist  die  Zunahme  des  Bettelwesens  und  der  Armen- 
last herbeigeführt?  2.  Wie  hat  sich  die  deutsche  Gesetzgebung 
über  den  Unterstützungswohnsitz  bewährt?  3.  Wie  ist  die 
private  und  öflFentliche  Armenpflege  zu  organisiren,  um  bessere 
Resultate  als  bisher  zu  erzielen?  —  orientiren.  Doch  sind  die 
Angaben  nur  kurz  und  auf  ein  verhältnissmässig  sehr  geringes' 
und  sehr  ungleichartiges  Material  gestützt,  am  ausführlichsten 
noch  über  die  Verbindung  der  öffentlichen  mit  der  Privat- 
armenpflege. 


4.    Die  Literatur  des  ausländischen  Armenweseus. 

§4. 

Im  Zusammenhaixge  mit  der  Darstellung  der  Reform- 
bestrebungen ist  die  Angabe  einiger  wichtiger  Werke  über  aus- 
ländisches Armen  wesen  unerlässHch,  weil  von  jeher  und  auch 
gegenwärtig  die  vielfachen  nachahmenswerten  sowie  andererseits 
auch  warnenden  Beispiele,  welche  das  Ausland  gegeben  hat,  in 
hervorrjigendem  Masse  auf  die  Gesetzgebung  und  Literatur  des 
deutschen  Armenrechts  zurückgewirkt  haben.  Dies  gilt  nament- 
lich von  England,  der  Schweiz  und  Frankreich.  Ersteres 
sowie  die  Mehrzahl  der  schweizerischen  Kantone  haben  ein  den 
deutschen  Verhältnissen  sehr  nahe  stehendes  Heimatrecht  in 
mehr  oder  minder  von  diesen  abweichender  Weise  ausgebildet, 
während  in  Frankreich  und  der  Minderzahl  der  schweizerischen 
Kantone  das  System  der  freiwilligen  verbunden  mit  departe- 
inentaler  bezw.   kantonaler  öffentlicher  Armenpflege    herrscht. 

Nachrichten  über  das  gesammte  ausländische  Armenwesen 
finden    sich    in    kurzer,    handbuchmässiger  Form  bei  Stahl, 


Bitzer,  Loening,  Emmingliaus  a.  a.  O.;  doch  dienen 
dieselben  im  ganzen  mehr  zur  allgemeiDen  Orientirung,  als  zar 
speziellen  Belehrung;  die  ausfUhrliclieren  Angaben  bei  Ge- 
rando  und  Duchatel-Naville  sind  für  die  neuere  Zeit 
unzureichend. 

a.  Speziell  England  hatte  aich  von  jeher  das  besonder« 
Interesse  zugewendet.  Ausser  einer  älteren  Arbeit  von 
Kleinschrodt  besitzen  wir  in  dem  1863  aus  dem  Nachlass. 
von  Krieg   herausgegebenen  Werke    „Die   englische  Armen- 

De"  eine  vortreffliche  Arbeit,  die  bislang  als  hauptsAchlichBte 
le  gedient  hat;  aus  ihr  hat  wesentlich  auch  der  Bearbeiter- 
des  Abschnittes  über  Grossbritannien  in  Emminghaua'  Sammel- 
werk —  Meier  —  geschöpft.  Von  anderen  Arbeiten  dürften 
nur  noch  die  von  Gneist,  der  das  englische  Armenwesen  im 
systematischen  Zusammenbange  seines  Verwaltungsrechts  be- 
handelt, zu  nennen  sein. 

An  einer  neueren  umfassenden  Darstellung,  welche  die 
wichtigen,  zum  Teil  umgestaltenden  Aenderungen,  wie  sie 
gerade  die  Gesetzgebung  nach  1865  brachte,  die  praktischen  ; 
Erfahrungen,  die  mit  der  jüngsten  Reform thatigkeit  gemacht 
worden,  mit  berücksichtigte,  fehlte  es  bisher  gänzlich.  Diesem 
Mangel  hat  Asclirott  in  seinem  jüngst  erschienenen  Werke 
„Das  englische  Armenwesen"  abgeholfen.  Dasselbe  zerßlllt  in 
zwei  Hauptabschnitte,  deren  einer  die  Darstpllung  der  ge- 
schichtlichen Ent Wickelung,  deren  anderer  die  gegenwärtig 
feltondcn  Einrichtungen  behandelt;  als  Anhang  sind  einige 
lachrichten  über  die  Ergänzung  der  öffentlichen  Armenftirsoi^e 
durch  die  Privatwohlthfttigkeit  und  eine  Uebersicht  über  die 
Lage  der  englischen  Annen  Statistik  beigefügt.  Mit  einem 
kurzen  Hinweis  auf  die  deutschen  Einrichtungen  im  Verhält- 
nis» zu  den  englischen  schliesst  das  Buch.  Doch  sind  nur 
die  Einriebtungen  fUr  England  und  Wales  dargestellt,  so  dass 
wnr  bezüglich  Irlands  und  Schottlands  noch  auf  Kries  und 
Meier  angewiesen  bleiben.  —  Einzelne  Mitteilungen,  nament- 
lich über  das  englische  Workbousc,  finden  sich  bei  ver- 
schiedenen Schriffetellem ,  die  an  anderem  Orte  genannt  sind. 

b.  D  i  e  S  c  h  w  e  i  z.  Speziell  für  die  Schweiz  sind  die  Nach- 
richten von  Naville  (aus  Genf)  sehr  umfassende.  Von 
neueren  Arbeiten  sind  drei  gleich  gute  zu  nennen:  die  von 
Böhmert  bei  Emminghaus;  die  von  Kambli,  welcher  na- 
mentlich das  Verhältniss  der  freiwilligen  zur  öffentlichen 
Armenpflege,  des  Heimartrinzips  zum  Territorial prinzip  er- 
schöpfend auf  Grund  vollständigen  Materials  für  säramtliche 
Kanttme  erörtert;  drittens  Niederer,  Das  Armenwesen 
der  Kchweiz,  eine  im  Auftrage  der  schweizerischen  statisti- 
schen Gesellschaft  und  auf  Rosten  des  Bundes  veröffent- 
lichte Armenstatistik  fUr  sämmtliche  Kantone  mit  ausführlichen 
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crüiuteraden  Bemerkungen.  Für  das  öflFentliche  Armenrecht 
von  grosaem  Wert  und  in  ihrer  Art  bisher  einzig  ist  die  im 
Eingänge  gegebene  Zusammenstellung  derjenigen  Antworten, 
welche  von  sämmtlichen  Kantonen  auf  17  denselben  gestellte 
Fragen  eingegangen  sind.  Diese  Fragen  betreffen  Art  und 
ümiang  der  Unterstützung,  Aufbringung  der  Mittel,  Mass- 
regeln gegen  arbeitsfähige  und  arbeitsscheue  Arme,  namentlich 
aber  das  Bestehen  oder  Nichtbestehen  einer  Verpflichtung  zur 
öffentlichen  Armenpflege,  das  Vorkommen  des  Heimat-  und 
des  Territorialprinzips,  die  in  der  einen  oder  anderen  Rich- 
tung damit  gemachten  Erfahrungen. 

C.    Frankr  ei  eh.    Hierfür  sind,  zumal  sich  die  wesentlichen 
Grundsätze  der  Armenpflege  in  Frankreich  seit  Anfang  des  Jahr- 
hunderts nicht  geändert  haben,  die  ausführlichen  Mitteilungen 
?on  Gerando    und    Duchatel    noch    durchaus    brauchbar, 
ebenso   die  Mitteilungen  bei    Bitzer.     Der    von    M.  Block 
herrührende   Abschnitt    bei   Emminghaus    orientirt    nur    ganz 
obenhin   und  ist  namentlich   für   die  Erkenntniss   der  fUr  die 
französische  Armengesetzgebung  äusserst  wichtigen  historischen 
Entwickelung  unzureichend.     Dagegen  behandeln  die  umfang- 
reichen Studien  von  v.  Reitzenstein,  zuerst  in  Schmollers 
Jahrbuch    (1881),   später   in  besonderem  Abdruck  erschienen, 
das    französische  Armenwesen   in    erschöpfender   Weise.     Vor 
allem   wird  die   Entwickelung   der   einzelnen  Veranstaltungen 
nach   ihrer   theoretischen   und    praktischen  Seite   aufs  sorgfUl- 
tigste    und   mit   genauer    Quellenangabe    bis    zur    Gegenwart 
nachgewiesen.     Für  das  deutsche  Armenrecht  hat  diese  Arbeit 
einem  seit  dem  Eintritt  Elsass-Lothringens  in    den  Reichsver- 
band besonders  lebhaft  empfundenen  Mangel  abgeholfen. 

In  Ansehung  der  übrigen  Staaten  verweise  ich  auf  die 
Arbeit,  in  deren  Verlauf  an  verschiedenen  Stellen  Vorschriften 
der  ausländischen  Armengesetzgebung  angezogen  sind.  So 
namentlich  in  §  167  diejenigen  Belgiens. 


IL  Pnblizistik. 

§5. 

Es  ist  nicht  ganz  leicht,  die  Grenze  zu  bestimmen,  an 
welcher  eine  Aeusserung  aufhört,  den  Charakter  wissenschaft- 
licher Arbeit  zu  behaupten  und  den  einer  Tagesmeinung  anzu- 
nehmen beginnt  Die  gegenwärtige  Zeit,  welche  kurzen,  ge- 
l^entlichen  Aeusserungen  in  Parlamenten,  Kongressen,  Ver- 
einen und  in  der  Tagespresse  so  vielfach  eine  Stätte  bietet,  hat 
diesen  Dienst  auch  der  Diskussion  über  die  öffentliche  Armen- 
pflege erwiesen.  Ja  man  geht  mit  der  Behauptung  nicht  zu  weit, 
oass  die  Erörterung  der  letzteren  in  dem  vergangenen  Jahrzehnt 
mehr  und   mehr  einen   publizistischen  Charakter  angenommen 
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hat  und,  wie  schon  oben  angedeutet,  selbst  in  Buchform  er- 
scheinende Erörterungen  diesen  Charakter  nicht  verleugnen. 
Wenn  hierdurch  nun  auch  die  nattirliche  Keigung  au  einseitigem, 
von  Partei  Interessen  sehr  wesentlich  beeinflussten  Crtii^en 
gefördert  wird,  eine  Neigung,  die  auf  politischem  und  Tolks- 
wirtechaftlichem  Gebiete  von  jeher  unoesieglich  gewesen  ist, 
Bo  darf  doch  die  Bedeutung  dieser  Aeusserungen  nicht  unter- 
schätzt werden.  Abgesehen  von  wirklich  ernsthaften  und 
gründlichen  Berichten  und  Diskussionen,  die  hierbei  zu  Tag& 
getreten  sind  und  lediglich  in  der  äusseren  Form  den  publi- 
zistifichen  Charakter  tragen,  bilden  diese  fUr  sich  allein  nicht 
sehr  wertvollen  Aeusserungen  doch  in  ihrer  Gesammtheit  ^n 
unentbehrliches  Material  zur  Beurteilung  der  Zustände  und 
mehr  noch  der  Stimmung,  welche  die  leteteren  erzeugt  haben. 

1.    ParlamentariBChe  Körperschaften. 

a.  Reichstag.  Dieser  bildet  die  bedeutendste  und  tun 
meisten  wahrnehmbare  Stelle  zur  gelegentlichen  VorbringuDg 
von  Klagen  und  Wünschen  aus  dem  Gebiete  des  ganzen 
Reiche.  Seit  1880  ist  das  Reichs-Armenrecht  wiederholt  Gegen- 
stand der  Verhandlung  gewesen.  1880  berichtete  die  Fetitions- 
Kommission  des  Reichstages  über  mehrere  Petitionen,  welche 
die  Hcrabsetüung  der  Aufenthaltsfristen  und  der  Altersgrenze 
zum  Erwerbe  des  Unters  tu  tzungswohnsilzea  wünschten  —  vgl. 
Drucks.  Nr.  183  — ;  1881  stellten  die  Abgeordneten  v.  Vam- 
bttler  und  Gen,  Anträge  auf  Wiedereinführung  der  Heimat 
und  Aenderung  der  Fristen,  welchen  von  anderer  Seite  (Graf 
Stolberg  u.  Gen.)  mit  dem  Antrage  auf  Herabsetzung  dieser 
Fristen  erwidert  wurde.  Seit  Erlass  des  Gesetzes  Über  den 
Unterstütz ungswohn sitz  fand  damals  zum  ersten  Male  wieder 
eine  gründliche  ErOrterung  der  für  das  Annenrecht  mass- 
gebenden Gesichtspunkte  statt,  wobei  ein  bemerkenswerter 
Gegensatz  nicht  sowohl  zwischen  den  konservativen  und  libe- 
ralen Parteien,  als  zwischen  SUd-  und  Norddeutschland,  zwischen 
Westen  und  Osten  der  preuasischen  Monarchie  hervortrat 
Zum  ersten  Male  wurde  dort  auch  das  BedUrfniss  einer  gründ- 
lichen Enquete  Über  das  Annenwesen  erOrtert  und  die  Er- 
hebung einer  solchen  beantragt.  Die  Diskussion  endete  mit 
der  Ueberweisung  aller  Anträge  an  den  Reichskanzler.  — 
Vgl.  Drucks.  Nr.  124.  137.  166.  170.  171.  193;  stenogr.  Ber. 
S.  1291.  —  Anfang  1885  gab  die  Petition  des  Verbands- 
direktots  der  städtischen  Haus-  und  Grundbesitze rv ereine  in 
Berlin  auf  Abänderung  des  UnterstUtzungswohnsitzgesetzes  zu 
einer  längeren  Diskussion  Anlass.  Seitens  eines  Regierungs- 
kommissars ward  die  Erklärung  abgegeben,  daas  in  Anlass 
der  vom  Rf^ichstage  im  Jahre  1881  gefassten  bezüglichen  Be- 
schlüsse die    verbündeten   Regierungen   mit   der  Bearbeitung 
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jieeer  Angel^enheit  beschäftigt,  die  betreffenden  Arbeiten  aber 
noch  nicht  zum  Abschlüsse  g^iehen  seien.    Man  musste  hier- 
nach die  Petition  als  zur  Zeit  zur  Plenarverhandlung  für  un- 
geeignet erklären.  —  1885/86  wurde  der  Gegenstand  zweimal 
erörtert    Einmal   bei  Gelegenheit  der  Berathungen  des  Etats 
des  Reichsamts  d.  Innern  bei  Tit.  6 :  Statistik  der  öffenth'chen 
Annenpfl^e.     Doch    ging    die    Diskussion    nicht    über    eine 
Plftnk^ei  zwischen   den   Abgeordneten   v.   Ow   und   Dirichlet 
über  den  Wert  der  Reichsgesetzgebung  hinaus.  —  Vgl.  Stenogr. 
Ber.  S.  362.  —  Dagegen  wurde  aus  Anlass  einer  Petition  des 
Kreises  Mohrungen,  welche  die  Ausdehnung  des  Reichsgesetzes 
aofElsass-LfOthringen  wünschte,  die  Frage  eingehender  erörtert 
and  namentlich  der  Gegensatz  von  freiwilliger  und  öffentlicher 
Annenpflege,    von    Heimat    und   Unterstützungswohnsitz  von 
verschiedenen  Seiten   betrachtet.     Auch  hier  endeten  die  Ver- 
handlungen  mit  Ueberweisung  des   Materials   an   den  Reichs- 
kanzler. -    Vgl.  Stenogr.  Ber.  S.  2046;  Drucks.  Nr.  223. 

b.  Landtage  der  einzelnen  Staaten.  Auch  in  den 
Einzellandtagen  sind  die  grundlegenden  P>agen  zunächst  bei 
Beratung  der  Ausführungsgesetze  zum  Reichsgesetz  erörtert 
worden.  Später  sind  dieselben  ebenfalls  Gegenstand  von  Inter- 
peUationen  und  Petitionen  geworden.  In  der  Literatur  werden 
am  häufigsten  die  Verhandlungen  der  sächsischen  II.  Kammer 
vom  2.  Dezember  1881  und  der  I.  würt.  Kammer  vom  1.  Juni 
1883  zitirt  Den  Versuch,  dies  im  einzelnen  zu  verfolgen, 
haben  wir  nicht  unternommen. 

e.  Vertretungen  kommunaler  Selbstverwal- 
tungskörper. Hierher  gehören  die  ausserordentlich  mannig- 
fachen Aeusserungen  in  den  ständischen  Vertretungen:  der 
Provinziallandtage ,  der  Städtetage,  der  einzelnen  Gemeinde- 
vertretungen. Eine  Uebersicht  derselben  lässt  sich  hier  nicht 
wohl  geben.  Eine  grosse  Zahl  ist  im  Verlaufe  der  Arbeit 
angezogen. 

2.    Kongresse  nnd  Vereine. 

a.  Es  bestehen  sowohl  für  den  Bezirk  einer  einzelnen  Ge- 
meinde, wie  grösserer  Verwaltungsbezirke  ganz  oder  halb- 
amtliche, oder  auch  ganz  freiwillige  Vereinigungen  zu  Zwecken 
der  freiwilligen  und  öffentlichen ,  der  präventiven  und  re- 
pressiven Armenpflege.  Es  mag  auf  die  Antibettelvereine, 
auf  die  Vereinigungen  zur  Herstellung  eines  Netzes  von  Natural- 
verpflegungsstationen,  auf  die  sächsischen  Bezirks  vereine  u.  s.  w. 
hingewiesen  werden.  Von  den  zahllosen  an  die  Oeffcntlich- 
keit  gelangenden  Aeusserungen  derselben  in  Bezug  auf  die 
öffentliche  Armenpflege  wird  ebenfalls  eine  grosse  Zahl  im 
Verlaufe  der  Arbeit  mitgeteilt  werden,  namentlich  in  Ansehung 
der  letztgenannten  Bezirksvereine. 
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Ausscrddii    wt!ni«Ti    Mllialii'lii'li    in    \\'aii(lervt'rrsannnliinir«'n 
und  Kongressen    aller  Art,     welche    Gegenstände    des    öti'ent- 
lichen    Lebens    oder    auch    speziell  des  Armenwesens   in  den 
Bereich   ihrer   Betrachtung  ziehen,   vielfache  Meinungen  über 
die    öffentliche  Armenpflege    laut.     In   dieser  Beziehung  sind 
zu  nennen:    der  Zentralverein   für  deutsche  Arbeiterkolonien 
und  zur  Bekämpfung   der  Wanderbettelei,   der  Kongress  fiir 
innere  Mission,  der  Kongress  fiir  Ge&ngnisswesen,  fiir  Ferien- 
kolonien ,    für    Sparkassen    u.   s.    w. ;     namentlich    auch    die- 
grossen  Vereinigungen  der  Anhänger  der  verschiedenen  wirt- 
schaftlichen  Strömungen,  der  Kongress  deutscher  Volkswirte 
und    der  Verein    für  Sozialpolitik.     Abgesehen  von  den  Ver-- 
handlungen,  welche,  wie  die  über  das  Kommunalsteuerwesen 
und  ähnliche,   in  mittelbarem  Zusammenhange  mit  der  öffent- 
lichen Armenpflege  stehen,  haben  beide,  der  erstere  vor  1870 
auf   dem    XL  Kongress    1869  zu  Mainz,    der    zweite    in   der 
7.   Generalversammlung    1882  zu   Frankfurt  a.  M.  die  Frage 
der   öffentlichen  Armenpflege    zum   Gegenstande    eingehender 
Erörterung    gemacht;    in  dem    erstcren    wurde    vornehmlich 
d<'is  Verhältniss  von   freiwilliger  und  öffentlicher  Armenpflege 
untersucht,  während  in  dem  andern  das  Verhältniss  von  Armen- 
pflege und  Versicherung  im  Vordergrunde  der  Diskussion  stand. 
Vgl.   die   Referate   und  Verhandlungen,    welche    zu    1    in  der 
V.-J.-Schr.  f.  Volksw.  Bd.  XXVU  8.  149  ff.,  zu  2  in  Bd.  XXI 
der  Sehr.  d.  V.  für  Sozialpolitik  S.  82  ff.  abgedruckt  sind. 

Von  den  anderen  vielfachen  und  an  verschiedenen  Stellen 
der  Arbeit  mitzuteilenden  Aeusserungcn  möchte  hier  eine 
Kundgebung  besonders  hervorzuheben  sein,  welche  auf  Wieder- 
einführung des  Heimatrechts  gerichtet  ist.  Es  ist  dies  die 
Petition  der  Versammlung  der  Vertrauensmänner  des  christ- 
lich-konservativen Vereins  in  Würtemberg  vom  Januar  1885. 
Dieselbe  besitzt  inhaltlich  und  im  Hinblick  auf  die  Stelle,  von 
der  sie  ausgeht,  an  und  für  sich  keine  grössere  Bedeutung 
als  die  Aeusserung  irgend  eines  anderen  Vereins.  Soviel 
aber  bekannt,  hat  sie  in  Deutschland  bei  mehreren  Hundert 
grösseren  und  kleineren  politischen  Körperschaften  lebhaften 
Anklang  gefunden;  sie  scheint  hiemach  mehr  als  eine  blos 
einseitige  Aeusserung  und  darf  als  eine  in  grösseren  Dimen- 
sionen verlaufende  Kundgebung  der  süddeutschen  Bevölke- 
rung überhaupt  betrachtet  werden.  Die  Petition  ist  auch  in 
Nord-  und  Mitteldeutschland ,  hier  aber  mit  geringem  Erfolge 
verbreitet  worden.  Der  thüringische  Städtetag  vom  26.  Sept 
1885  hat  sie  mittels  motivirter  Tagesordnung  abgelehnt 

b.  Speziell:  Der  Deutsche  Verein  für  Armen- 
pflege und  Wohlthätigkeit.  Trotz  ihrer  Menge  ver- 
mochten die  bestehenden  Vereinigungen  mannigfacher  Art 
das  Bedürfniss  nach  vielseitigem  Meinungsaustausch  ge- 
rade   über    die    Fragen    der    Armenpflege    nicht    zu    befrie- 
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digen.     Es    fehlte   an    einer  Zentralstelle,    an    welcher    Kla- 
gen und  Wünsche,    Erfahrungen    und    Besserungsvorschläge 
gerade    in    Bezug    auf   die    Armenpflege     zusammenströmen 
konnten,     um    von     dort    zu    den    einzelnen    Armenverwal- 
tungen   zurückgeleitet    zu   werden,    um    auf    die    öffentliche 
Meinung  aufklärend,    für    den  Gang    der   Gesetzgebung   vor- 
bereitend zu  wirken.     Es  ist  das  ausserordentlich  grosse  Ver- 
dienst des   Senators   Doell,   diesem   Bedürfhiss   Ausdruck  ge- 
geben, in  seiner  Schrift    „Die  Reform   der   Armenpflege**    die 
Wichtigkeit   einer  solchen  Zentralstelle  für  die  Zusammenfas- 
sung und  den  Austausch  der  die  Armenpflege  leitenden  Ideen 
überzeugend    dargelegt  zu    haben.      Seiner   Anregung    dankt 
der  Deutsche  Verein   für   Armenpflege  und  Wohlthätigkeit  die 
Entstehung.     Derselbe    ist   im  Jahre  1880    unter   Mitwirkung 
einer  Anzahl  gemeinnütziger  Männer,    unter  Teilnahme   einer 
Anzahl  von   Armenverwaltungen   gegründet  worden   und  hat 
seitdem  im  Herbst  jeden  Jahres  und  zwar  in  Berlin,  Weimar, 
Dresden,  Darmstadt,  Bremen  Versammlungen  abgehalten.   Die- 
selben wurden   durch  gedruckte  Referate  vorbereitet;   ebenso 
werden  die  stenographischen  Berichte  über  die  Verhandlungen 
durch  Druck  vervielfältigt. 

Ueber  die  Thätigkeit  des  Vereins  und  den  Inhalt  seiner 
Verhandlungen  lässt  sich  nicht  wohl  in  kurzen  Worten  be- 
richten. Man  wird  im  Verlaufe  der  Arbeit  keine  nennens- 
werte Frage  berührt  finden,  zu  welcher  nicht  der  Verein  viel- 
faches, oft  das  beste,  oft  auch  das  einzige  Material  an  die 
Hand  gegeben  hätte.  Was  speziell  das  Armenrecht  betrifi^t, 
80  nahm  zunächst  Adickes  Veranlassung,  seine  Ansichten  und 
Vorschläge,  welche  er  a.  a.  ü.  veröff*entlicht  hatte,  dem  Ver- 
ein zu  unterbreiten.  Es  fand  die  erste  grosse  öff*entliche  Dis- 
kussion der  wichtigsten,  das  Armenrecht  betreffenden  Punkte 
im  Schosse  einer  Versammlung  statt,  welche  von  vornherein 
durch  ihre  Zusammensetzung  die  Garantie  allseitiger  und  er- 
schöpfender Behandlung  bot.  Im  nächsten  Jahre  —  1882  — 
stana  die  Frage  des  Unterstützungswohnsitzes  von  neuem 
auf  der  Tagesordnung  des  Vereins,  eingeleitet  durch  die  Re- 
ferate von  Elvers  und  Germershausen.  Und  als  wenn  es  nur 
des  Anstosses  bedurft  hätte,  um  an  der  Stelle  rein  theoretischer 
Konstruktionen  die  praktischen  Forderungen  des  Lebens  zu 
erwägen ,  trat  nun  im  Anschluss  an  diese  Fragen  zunächst 
das  Bestreben  in  den  Vordergrund,  in  das  Wesen  der  Armen- 
zustände  einzudringen  und  Aufschluss  über  die  thatsäclilichen 
Verhältnisse  zu  erlangen.  So  wurde  der  Versuch  einer  Armen- 
statistik gemacht,  welche  später  der  Erhebung  des  Reichs  zum 
Vorbild  diente  (vgl.  hierüber  unter  Statistik).  Vor  allem 
wurde  nun  auch  neben  der  finanziellen  Leistungsfähigkeit  der 
Organe  der  Armenpflege  ihrer  persönlichen  fverwaltungstech- 
nischen)   Leistungsiahigkeit  die  Aufmerksamkeit  zugewendet. 
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In  diesem  Sinne  wurde  die  Undliche  Armeopflege,  die  Fnge 
der  BezirksarmenhäuBer  Gegenstand  besonders  eingehender 
Verhandlungen.  Und  ebenso  wie  der  FersSnlichkeit  des 
Gebenden  wandte  der  Verein  denenigen  des  Nehmenden  ein 
besonders  reges  Interesse  zu.  Die  Möglichkeit^  pflichtver- 
gessene, ihre  Angehörigen  der  Ärmenöflege  überlassende  Per- 
sonen zur  Fürsorge  fUr  diese  zu  zwingen,  die  Bekämpfung 
des  Bettel-  und  Vagabundenwesens,  das  Einschreiten  gegen 
die  Verwahrlosung  jugendlicher  Personen  und  ahnliches  wurde 
wiederholt  zum  Gegenstande  der  Erörterung  gemacht. 

Der  EinfluNS,  welchen  derVerein  auf  das  Armenwesen  geübt 
hat,  lässt  sich  nicht  so  genau  verfolgen,  um  behaupten  zu  können, 
dass  alle  diese  Funkte  ohne  seine  Anregung  nicht  zur  Sprache 
gekommen  wären.  Aber  soviel  lässt  sich  nachweisen,  dass 
ebenso  wie  in  der  Zeit  von  1875  bis  1880  die  Wünsche  nach  Aen- 
derung  der  Gesetzgebung  im  wesentlichen  von  dem  Gedanken 
an  die  Rückkehr  zur  Heimatgesetzgebung  beherrscht  sind,  die 
Periode  von  1880  bis  zur  Gegenwart  vorzugsweise  von  Be- 
strebungen in  Ansehung  jener  Punkte  erfüllt  ist,  welche  der 
Deutsche  Verein  in  den  Bereich  seiner  Verhandlungen  gezogen 
hat.  In  seinen  Berichten  und  Verhandlungen  spiegelt  sich  am 
getreuesten  der  Gang,  welchen  die  Bestrebungen  Ulr  Reform 
der  Armengesetzgebung  genommen  haben.  Das  dort  auf- 
gehäufte Material  ist  schlechterdings  unentbehrlich  für  jede 
Untersuchung  der  Fragen  des  Armenwesens.  Dasselbe  speziell 
nachzuweisen,  wäre  zu  umständlich.  An  den  einzelnen  Stellen 
der  Arbeit  sind  die  entsprechenden  Anführungen  gemacht.  — 
lieber  die  Grundgedanken  und  die  Entstehung  findet  man 
Näheres  vornehmlich  in  der  angeführten  Schrift  von  Doell, 
in  der  von  Lammers  herausgegebenen  Wochenschrift  Nord- 
west 1879  S.  50,  in  den  Nr.  550.  553.  558.  560  der  Nordd. 
Allg,  Z.  Jahrg.  1880  und  in  den  stenogr.  Berichten  des  Ver- 
eins 1880  S.  68  fr. 

3.    Die  Presse. 

Man  wird  unter  Aeusserungen  der  Presse  im  weiteren 
Sinne  alle  diejenigen  Druckerzeugnisse  zu  verstehen  haben, 
die  nicht  unter  das  anderweit  charakterisirte  wissenschaftliche 
und  publizistische  Material  fallen.  Ihre  Eigentümlichkeit  ist 
es,  der  eigentlichen  Tagesmeinung  Ausdruck  zu  geben,  wobei 
es  keinen  wesentlichen  Unterschied  macht,  ob  dies  in  Form 
einer  Broschüre  oder  eines  Leitartikels  in  Wochen-  und 
Tageszeitungen  geschieht,  obwohl  dies  letztere  selbstverständ- 
lich bei  weitem  überwiegt.  Die  einzelnen  Aeusserungen  sind, 
wie  schon  bemerkt,  für  sich  ohne  sonderlichen  Wert.  Aber 
besser  als  an  irgend  einer  andern  Stelle  kommt  in  der  Ge- 
sammtheit  derselben  die  politische  und  mrtsc haftliche  Grund- 
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«nachauung  der  Parteien  auch  in  Bezug  auf  das  Armenwesen 
xam  Ausdruck.  Aehnlich  wie  Freihandel  und  Schutzzoll, 
Gewerbefireiheit  und  Innungswesen,  drücken  auch  die  indi- 
viduelle wirtschaftliche  Freiheit  bezw.  die  Beschränkungen 
derselben  Gegensätze  der  liberalen  und  der  konservativen 
Parteien  aus:  und  wie  in  eigentümlicher  Verkennung  des 
Ursprunges  der  Reichsgesetzgebung  (aus  der  preussischen  6e- 
Aetxgebung  von  1842)  das  Gesetz  von  1870  als  Erzeugniss  des 
Liberalismus  erachtet  wird,  so  werden  auch  die  Worte  „Unter- 
stützungswohnsitz **  und  „Heimat^  zu  Schlag worten  der  libera- 
len bezw.  der  konservativen  Parteien,  unter  denen  sich  die 
bezeichneten  G^ensätze  verbergen.  Dies  im  Einzelnen  zu 
verfolgen,  ist  wonl  nicht  nötig  und  sehr  schwer  möglich.  Doch 
möchte  ich,  um  einige  positive  Beispiele  zu  geben,  auf  die 
Artikel  der  bekannteren  Blätter  hinweisen,  welche  zur  Zeit, 
als  die  Vambülerschen  Anträge  verhandelt  wurden,  oder 
kurz  vorher  erschienen.  Man  vergl.  Voss.  Ztg.  vom  18.  März 
1881  Nr.  129:  Die  Reaktion  und  das  Gesetz  betr.  den  Unter- 
sttttzungswohnsitz.  —  Berliner  Tageblatt  vom  14.  April  1881 
Kr.  177:  Armenlast  und  Freizügigkeit,  —  dagegen  Nordd. 
Allg.  Ztg.  vom  3.  Febr.  1881  Nr.  56  und  Germania  vom 
8.  April  1881  Nr.  50:  Unterstützungswohnsitz  oder  Heimat? 
Doch  hält  sich  die  letztere  etwas  reservirt  und  hebt  nament- 
lich auch  die  Bedenken  hervor,  die  mit  dem  ihr  an  und  für 
sich  sympathischen  Heimatprinzip  verbunden  sein  können. 

Auf  die  Broschürenliteratur  glaube  ich  ebenfalls  nicht  ge- 
nauer eingehen  zu  sollen.  Was  hiervon  in  den  letzten  zehn 
Jahren  erschienen  ist,  ist  in  das  unten  folgende  Verzeichniss 
aufgenommen  und  an  seinem  Orte  angezogen  worden. 

Besonders  hervorzuheben  ist  hier  aber  noch  die  Deutsche 
Gemeinde-Zeitung,  welche  seit  mehr  als  25  Jahren  er- 
scheint und  bei  dem  engen  Zusammenhang  des  Armenwesens 
mit  der  Gemeindeverwaltung  am  häufigsten  Gelegenheit  hatte, 
auf  Fragen  des  Armenrechts  einzugehen.  Sie  selbst  nimmt 
einen  mittleren  Standpunkt  ein,  der  als  sozialistischer  bezeich- 
net werden  kann;  sie  ist  heftige  Gegnerin  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes, nicht  aber  der  Freizügigkeit;  sie  wünscht  die 
Einführung  der  Heimat,  aber  nicht  in  dem  alten  Sinne,  son- 
dern als  den  örtlichen  Mittelpunkt  eines  allseitig  auszubildenden 
Hulfskassenwesens.  Diesen  Standpunkt  verteidigt  sie  mit 
nicht  zu  leugnender  Konsequenz;  doch  schadet  sie  ihren  in 
vielen  Punkten  zutreffenden  Ausführungen  durch  eine  oft 
ebenso  takt-  wie  geschmacklose  Ausdrucksweise.  Dagegen 
hat  sie  sich  ein  unleugbar  sehr  grosses  Verdienst  dadurch  er- 
worben, dass  sie  in  durchaus  objektiver  Weise  auch  wider- 
streitenden Meinungen  sehr  häufig  Aufnahme  in  ihren  Spalten 
gewährt  und  aufs  sorgfältigste  alle  auf  das  Armenrecht  be- 
züglichen literarischen  und  publizistischen  Aeusserungen  ver- 
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folgt  und  vielfach  statistische  Angaben,  namentlich  aus  den 
Verwaltungsberichten  der  Gemeinden,  Kreise  und  Provinzen, 
mitgeteilt  hat.  Auf  diese  Weise  bietet  sie  ein  Material  in 
Bezug  auf  die  Reformbestrebungen,  wie  es  nirgends  anders 
in  dieser  Mannigfaltigkeit  und   VoU ständigkeit  zu   finden   ist. 

—  Die  näheren  Angaben  sind  ebenfalls  am  betreffenden  Orte 
gemacht. 

An  einem  besonderen  literarischen  Organ  für  das  Armen- 
wesen fehlt  es  noch  zur  Zeit.  Ein  Zentralorgan,  welches  Rocholl 
I  Einl.    S.  V  in  Aussicht  gestellt  hatte,   ist  nicht  erschienen. 

—  Ein  Anzeiger  für  Deutsche  Armenbehörden, 
herausgegeben  seit  Anfang  1885  von  Stadtrat  Ludwig- Wolf 
in  Leipzig,  verfolgt  in  erster  Linie  die  Aufgabe,  den  Armen- 
verbänden durch  laufende  Personalverzeichnisse  die  Ermitte- 
lung bedürftiger  Personen  zu  erleichtem.  Im  Anhange  sind 
kleinere  Notizen,  Mitteilungen  von  bundesamtlichen  Entschei- 
dungen u.  s.  w.  enthalten. 

Das  Zentralblatt  des  Deutschen  Reichs  teilt 
fortlaufend  Entscheid,  d.  B.  f.  d.  H.  mit;  vgl.  Generalreg.  zu 
den  Jahrg.  1873—82  S.  78  ff.  In  Jahrg.  1883  befinden  sich 
vornehmlich  Entscheid,  betr.  die  armen  rechtliche  Familien- 
gemeinschaft. In  den  Jahrgängen  1883  u.  1884  sind  keine 
Entscheidungen  mitgeteilt. 

In  Würtemberg  dienen  die  Blätter  für  öffentliches  Armen- 
wesen als  Organ  der  Zentralleitung  (vgl.  unten  §  220). 

Von  andern  periodisch  erscheinenden  Blättern  sind  na- 
mentlich der  von  Lammers  herausgegebene  „Nordwest"  und 
das  von  Böhmert  in  Dresden  herausgegebene  „Volkswohl" 
als  solche  zu  bezeichnen,  welche  vielfache  Mitteilungen  über 
Armenwesen  und  Armenrecht  bringen. 

Die  Schaffung  eines  eigentlichen  Zentralorgans  fllr  die 
öffentliche  Armenpflege  darf  als  ein  Bedürfniss  bezeichnet 
werden. 


Anhang. 

Alphabetisches  Verzeichniss  der  armenreoht- 

liohen  Literatur. 

Adickes.  I.  Die  Vertheilang  der  Armeninsten  in  Deutschland  n. 
ihre  Reform,  in  „Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft ^ 
37.  Jahrgang  2.  and  4.  Heft  S.  235  und  727  ff. 

—  II.  Inwieweit  kann  der  Staat  den  Gemeinden  die  Armen- 
lasten erleichtem?  Bericht  für  den  Deutschen  Verein  1881 
Drucks.  S.  237  ff.     (Ausgabe  in  Buchformat.) 

—  in.  Die  Armenlasten  in  der  Provinz  Hannover,  in  „Nord- 
west" Jahrgang  1880  Nr.  16—19. 

Armensteuer,  Die.  Von  einem  preussischen  Fachmanne.  In 
Conrads  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  1881  N.  F.  Bd.  2  Heft  6 
S.  567  ff. 

Amoldt,  Friedrich.  Die  Freizügigkeit  und  der  Unterstützungs- 
wohnsitz.     Berlin  1872. 

Aschrott,  P.  F.  Das  englische  Armenwesen  in  seiner  historischen 
Entwicklung  und  in  seiner  heutigen  Gestalt.  Bd.  V  Heft  i 
der  Staats-  und  social wissensch.  Forschungen,  herausg.  von 
Schmoller.     Leipzig  1886. 

Bätzner,  W.  Handbuch  der  neuen  Gesetzgebung  über  die  öffent- 
liche Armenpflege  nach  deutschem  und  württembergischem 
Recht     Stuttgart  1873. 

Beisler,  Hermann.  Betrachtungen  über  Gemeindeverfassung  und 
Gewerbwesen  mit  besonderer  Bezugnahme  auf  Bayern.  Augs- 
burg 1831. 

Berthold,  G.  Armenlast  und  Freizügigkeit  mit  besonderer  Bezug- 
nahme auf  die  Armenpflege  der  Stadt  Berlin.     1881. 

Beutner  und  Herrflirth.  Reichsgesetz  über  den  Unterst.-Wohnsitz. 
Aus  den  gesammten  amtlichen  Materialien  ausführlich  er- 
läutert.    Berlin  1872. 

Bitzer,  Friedrich.  I.  Das  Recht  auf  Armenunterstützung  und  die 
Freizügigkeit.     Stuttgart  und  Oehringen  1863. 

—  II.  Die  Bezirks- Annenarbeitshäuser  im  Königreich  Sachsen. 
Stuttgart  und  Oehringen  1864. 

—  III.  Armenwesen  und  Armengesetzgebung  im  Königreich 
Württemberg,  in  A.  Emmighaus,  Das  Armenwesen  u.  s.  w. 
S.  358  ff. 

Boehlau.  Die  Wandelung  des  Heimatrechts  in  Mecklenburg- 
Schwerin,  in  den  Jahrb.  für  Nat.  und  Stat.  1872  Bd.  19 
S.  321. 


26  VI.  4. 

BÖhmert,  V.  Armenwesen  und  Armengesetzgebung  in  der  Schweiz, 
in  A.  Emrainghaus,  Das  Armenwesen  u.  s.  w.     S.  456. 

Brater.  Oeffentliche  und  Privatarmenpflege ,  in  Blontschli  and 
Brater,  Staatswörterb.  I  S.  399. 

Bruch,  Ernst.  Armenwesen  und  Armengesetzgebung  im  Königreich 
Preossen  nach  seinem  Bestände  vor  1866,  in  A.  Emminghaos,. 
Das  Armenwesen  n.  s.  w.    S.  25. 

de    la    Chevallerie,    A.      Armengesetzgebung    and    Armenpflege^ 
Düsseldorf  1884. 

Cohn,   G.     Arbeit  and  Armat,  in   Schmollers  Jahrb.   f.  Gesetz^ 
gebang,  Verwaltang  und  Yolkswirthschaft  1881  Heft  4  S.  1 . 

Conrad.  Die  neueste  Literatur  aber  Armenwesen  in  Deatschland, 
in  Conr.  Jahrb.  f.  Nat.  und  Stat.     N.  F.  Bd.  5  S.  32. 

Deutscher' Verein.  Vgl.  die  Mitteilungen  aaf  S.  20  ff.  —  Die 
einzelnen  Referate  sind  teils  mit  dem  Namen  ihrer  Ver- 
fasser in  diesem  Verzeichniss  aufgeführt  oder  im  Verlaufe 
der  Arbeit  nebst  den  auf  sie  bezüglichen  Verhandlungen 
näher  bezeichnet. 

Duchatel  und  Naville.  Das  Armenwesen  nach  allen  seinen  Rich- 
tungen als  Staatsanstalt  und  Privatwerk.  Im  Auszüge  (nach 
der  Preisschrift  von  Duchatel,  Consid6ration  d'Economie 
politique  sur  la  bienfaisance ,  1836,  und  Naville,  De  la 
Charit^  16gale,  de  ses  effets  et  ses  causes,  1836)  bearbeitet 
von  einem  deutschen  Staatsbeamten.    Weimar  1842. 

Doell,  A.    Die  Reform  der  Armenpflege.    Bremen  1880. 

Ebers,  Johann  Jacob  Heinrich.  Das  Armenwesen  der  Stadt  Breslau. 
Breslau  1828. 

Ebert,  L.  Die  Armengesetzgebung,  die  Freizügigkeit,  sowie  die 
Erwerbung  und  der  Verlust  der  Reichs-  und  Staatsangehörig- 
keit im  Deutschen  Reiche.    Breslau  1875. 

Eger.  I.  Das  R.-G.  über  den  Unterst.- Wohnsitz ,  erläutert  u.  s.  w. 
Nebst  einem  Anhange  aller  wichtigeren  bezüglichen  Gesetze, 
Verordnungen  und  Reskripte.     2.  Aufl.    Breslau  1884. 

—  IL     Beiträge   zur  Erläuterung  des  deutschen  Armenpflege- 
rechts, in  Gruchots  Beiträgen  Bd.  18  S.  719  ff. 

Ehrle,  Franz  S.  J.  Beiträge  zur  Geschichte  und  Reform  der 
Armenpflege.  (Ergänzungshefte  zu  den  „Stimmen  aus  Maria- 
Laach^  Nr.  17.)    Freiburg  im  Breisgau  1881. 

Elvers,  I.  Das  Unterstützungswesen  und  das  Landarmenwesen 
mit  Rücksicht  auf  die  vagabondirende  Bettelei.  In  den 
Drucks,  des  Deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohl- 
thätigkeit  1882  S.  88  ff.     (Ausgabe  in  Buchformat.) 

—  IL    Die  Beseitigung  der  Landarmenthums,  in  Deutsch.  Grem.- 
Z.  1882  S.  209. 

Emminghaus,  A.  I.  Das  Armenwesen  und  die  Armengesetzgebung 
in  europ.  Staaten.  Herausgegeben  von  E.  Berlin  1870. 
(Sammelwerk.) 


VL  4.  27 

EMingllAUSy  A.  II.  Annenwesen  und  Armengesetzgebong  im 
Grossherzogthiim  Baden,  in  Emminghans,  Das  Annenwesen 
a.  8.  w.  S.  380. 

Flasch,  Karl.  Die  Ursachen  der  Armut  nnd  die  Krankenversiche- 
rang,  in  „Soziale  Zeitfragen ^  14.  Heft.  Minden  in  Westf. 
1886. 

von  Flottwell ,  Tb.  I.  Armenrecht  und  Armenpolizei.  Leipzig 
1866. 

—  11.  Die  Gmndsätze  des  ersten  Senats  des  Eönigl.  Ober- 
tiibonals  aber  Freizügigkeit  und  öffentliche  Armenpflege. 
Berlin  1861. 

—  111.  Was  bedeutet  das  deutsche  Heimathwesen?  Potsdam 
1867. 

—  rV.  Gesetzentwurf  zur  Ergänzung  des  Bundesgesetzes  ttber 
die  Freizfigigkeit.     Berlin  1870. 

—  V.  Die  Freizflgigkeitsgesetzgebung ,  ihre  wahren  Väter  und 
ihre  wahren  Feinde,  in  den  Preuss.  Jahrb.  1877  Jahrgang  40 
S.  602. 

—  VI.  Das  Bundesgesetz  über  den  Unterst.- Wohnsitz ,  seine 
Täter  und  seine  Feinde,  in  den  Preuss.  Jahrb.  1879 
Jahrgang  43  S.  588. 

Friedrich.  Gesetz  über  den  Ünterst.-Wohnsitz  vom  6.  Juni  1870 
nebst  den  bezügl.  Vorlagen  des  Bundesraths  und  den  Ver- 
handlungen des  Reichstages.     Dresden  1870. 

V.  Gerando.  Die  öffentliche  Armenpflege,  3  Bde.  Im  Auszug 
übersetzt  und  mit  Anm.  begleitet  von  Dr.  F.  J.  Buss.  Stutt- 
gart 1844. 

Germershausen,  A.  Vorschläge  zur  Reform  der  Armengesetz- 
gebung. Tübingen  1882.  Dasselbe  als  Referat  für  den 
Deutschen  Verein  1882  Drucks.  8.  159  ff.  (Ausgabe  in 
Buchformat.) 

Gmmbrecht,  A.  Armenwesen  und  Armengesetzgebung  im  vormal. 
Königreich  Hannover,  in  Emminghaus,  Das  Armenwesen  u.  s.  w 
S.  98. 

Gutfa,  Heinrich.  Die  Armenpflege,  deren  Geschichte  und  Reform- 
bedürfniss,  in  „Zeitfragen  des  christlichen  Volkslebens^ 
Bd.  X  Heft  4.     Heilbronn  1885. 

Hallbauer,  G.  Zur  Frage  des  sächsischen  Armenwesens  und  der 
Selbstverwaltung  ländlicher  Gemeinden.     Meissen  1868. 

Huber,  V.  A.     Zur  Reform  des  Armenwesens.    Schaffhausen  1867. 

Jagielskiy  J.  Die  Ueberhandnahme  der  Bettelei  und  ihre  Be- 
kämpfung.    3.  Auflage.     Leipzig  1885. 

Jelly,  L.  Die  Vertheilung  der  öffentlichen  Armenlast,  in  „Zeitschr. 
f.  d.  ges.  Staatswissenschaft ""  1884  Bd.  40  S.  1. 

Kambli,  C.  W.  Das  Verhältniss  von  bürgerlicher  und  territorialer 
Armenpflege.     Zürich  1874. 

Kleibömery  G.    Die  Armengesetzgebung  in  ihrer  neuesten  Gestalt 


28  VI.  4. 

Eowie  die  BestimmnDgcn  über  Erwerb  nnd  Verlust  der  Beidu~- 

und  StafttGaDgebfirigkeit  nnd  aber  Freizügigkeit.    Berlin  1879. 
Kollmann,  F.     Sutist.   Nachricbten   Ober  das   Grossh.   Oldenbnrs. 

Heft  18 :    Das  ArmeDweBea   mit  Einschloss  der  besondereck 

Wohltbätigkeitsangtalten.     Oldenburg  1881. 
Kortkampf.     Heimats-   and   Staatsbllrgerrecht.     Gesetze  und  Yer.. 

Ordnungen  über  H.  und  St.  —  Im  Verlage  von  Kortkampf^ 

Berlin  1874. 
Kroch,   Dr.  J.     Die  Reichsgesetze    über    den   Untent. -Wohnsitz 

die  Freizl^gkeit,  den  Erwerb  and  Verlast  der  Bandes-  aai 

Staatsangehörigkeit ,  nebst   den   anf  ersteres   Gesetz   bezQg. 

liehen  landesgesetz lieben  BestimiiiaDgen  sämmtlicher  Bandet- 

staaten.     2.  Auflage  Berlin  und  Leipzig  1885. 
Kries,  K.  G.    I.     Die  englische  Armenpflege,   heraasgegeben  toh 

V.  Richthofen.     Berlin  1863. 

—  II.  Betrachtungen  über  Armenpflege  nnd  Heimat srecht,  mh 
besonderer  Beziehang  auf  den  preossischen  Staat,  in  nZeitschr. 
f.  d.  ges.  Staatswisseuscbaft"  9.  Bd.  Jahrgang  1853  S.  1. 
Zweiter  Artikel:  Bemerkongen  über  das  Recht  der 
Niederlassang,  ebd.  S.  313. 

Lammers,  A.      Staatsarmenpflege,   in    „Volkswirtschaftliche   Zeit- 

fragen",  Heft  16  (Jahrgang  II  Heft  8).     Berlin  1881. 
Laves,  Tb.    Die  bayerische  Armenpflege    von   1847  bis  1880,  in 

SchmoUeni  Jahrb.  f.  G.,  V.  u.  V.  1884  Heft  2  S.  196  ff. 
V.  LlflSlngen.     lieber  Armenwesen  mit   besonderer  Beziehung  anf 

Ostfriesland.      Dentecbe  V.-J. -S.   (jetzt   eingegangen)  1867 

Heft  2  S.  69. 
Loening,  Edgar.     Annenwesen ,  in  Schoenbergs  Handb.   der   polii. 

Oekonomie.     2.  Auflage  TQbingen  1885.     S.  855. 
Lothsisan ,   F.     Armenwesen   und   Armengesetzgebung   im   Grossfa. 

Hessen,  in  A.  Emminghaas,  Das  Annenwesen  a.  a.  w.  S-  409. 
LotZ,   W.     Armenwesen   und  Armen gesetzgebung  im    vorm.    Knr- 

fUrstentham    Hesseii,     in    A.    Emminghaas,     Das    Annen- 
wesen u.  s.  w.     S.  134. 
Luthardt,   Angnst.     I.     Armenpflege    nnd    Unterst-Wohnsitz,   in 

„Zeitfragen  des  Christlichen  Volkslebens"    Bd.   VI    Heft  2. 

Heilbronn  1880. 

—  II.     Ueber  den  Unterst.- Wohnsitz.     Heidelberg  1881. 
Luzernische  Annenwesen,   Das.     Die  Revision   des  Armengesetns 

vom  5.  Dez.  1856.  Ein  Beitrag  zur  Lösong  der  Armen- 
frage.    Lazern  1882. 

Makowiczka.  Armeuwesen  nnd  Armengesetzgebung  im  Königreich 
Bayern,  in  Emminghaas,  Das  Armenwesen  u.  s.  w.     S.  325. 

Mario.  Untersuchungen  aber  die  Organisation  der  Arbeit  oder 
System  der  Weltökonomie.  2.  Auflage  Tttbingen  1886. 
Bd.  IV  Kap.  40:    Von  der  Wohlthätigkeit. 

Marclnowski,  F.  Das  Heimatsrecht  nnd  die  Armenpfl^  im 
preass.  Staatsgebiet.     Königsberg  1871. 


VL  4.  29 

YM  larschali,  Adolph.     I.     Ueber  Wohlthätigkeit  und  Armen- 
geeetzgebong.    Freibarg  im  Breisgau  1881. 
-    IL     Ueber  Eheschliessnng  und  Unterst.  -  Wohnsitz.     Frei- 
barg im  Breisgau  1879. 

lediCUS,  8.  y.  Heimat  and  Niederlassung,  in  Blantschli  und 
Brater,  Staatsw.-B.     Stuttgart  und  Leipzig  1862. 

von  Melle,  W.  Die  Entwickelung  des  öffentlichen  Armenwesens  in 
Hamburg.     Hamburg  1883. 

Msyer,  Georg.  Lehrb.  des  deutschen  Vorwaltungsrechts.  Leipzig 
1888.  Th.  I  Kap.  2:  Das  Heimats-  und  Niederlassungs- 
recht. 

Y.  Mohl,  Robert.  Die  Polizeiwissenschaft.  2.  Auflage  Tübingen 
1844.  Kap.  8  Abth.  II  S.  315—350:  1.  Die  Einzeln- 
armut; 2.  die  Massenarrout. 

Naville  s.  Duchatel. 

Niederer.  Das  Armenwesen  der  Schweiz.  Armengesetzgebung  und 
Statist.  Darstellung  der  amtlichen  und  freiwilligen  Armen- 
pflege. Im  Auftrage  der  schweizerischen  Statist.  Gesellschaft. 
Zürich  1874. 

Ofher,  Dr.  Julius.  Die  neue  Gesellschaft  und  das  Heimstätterecht. 
Wien  1886. 

Oppenheim,  H.  B.  Ueber  Armenpflege  und  Heimatsrecht.  Berlin 
1870. 

Post^  Jul.    Arbeit  statt  Almosen.     Bremen  1881. 

Ratzinger,  Georg.  Geschichte  der  kirchlichen  Armenpflege.  2.  Aufl. 
Freiburg  im  Breisgau  1884. 

Rau,  K.  H.  Lehrb.  der  politischen  Oekonomie.  4.  Auflage  Leipzig 
und  Heidelberg  1858.     4.  Abschn. :  Das  Armenwesen. 

Y.  Reltzenstein.  I.  Die  Reform  der  ländl.  Armenpflege.  Referat 
für  den  D.  V.  f.  A.  u.  W.  1885  Drucks.  Nr.  7. 

—  II.  Ueber  die  Reform  der  ländlichen  Armenpflege,  in  Conr. 
Jahrb.  f.  Nat  u.  Stat.  1886  Heft  2  S.  101  ff. 

—  III.  Die  Armengesetzgebung  Frankreichs  in  den  Grund- 
zügen ihrer  histor.  Entwicklung,  in  Schmollers  Jahrb.  f.  G., 
V.  u.  V.  1881  2.  Heft  S.  115—256,  4.  Heft  S.  107—200 
(auch  als  Separatabdruck  erschienen). 

Rentzsch,  Herm.  Armenwesen  und  Armengesetzgebung  im  Königreich 
Sachsen,  in  Emminghaus,  Das  Armenwesen  u.  s.  w.    S.  171. 

Rlckert,  H.  Die  Armenpflege  in  Danzig.  Ein  Beitrag  zur  Frage 
über  die  Wirkungen  des  Gesetzes  vom  31.  Dezember  1842. 
Danzig  1869. 

von  Riedel.  I.  Kommentar  zum  Bayerischen  Gesetze  über  Heimat, 
Verehelichung  und  Aufenthalt  vom  16.  April  1868.  Nörd- 
lingen  1881.  5.  Auflage  bearbeitet  von  Dr.  Ludwig 
von  Müller. 

—  II.  Kommentar  zum  Bayerischen  Gesetze  über  öffentliche 
Armen-  und  Krankenpflege  vom  29.  April  1869.  3.  Auflage 
bearbeitet  von  v.  Müller.     Nördlingen  1883. 


30  VI.  4. 

Rindfleisch,  A.    Armenwesen  und  Armeugesetzgebung  im  Herzogth. 

Anhalt,  in  Emminghaus,  Das  Armenwesen  u.  s.  w.    S.  250. 
Rocholl,  C.     I.     System  des  dentscheo  Armenpßegerechts.    Berliik 

1873. 

—  II.     Ueber  die  Reform  des  Armenwesens.    Breslau  1880. 

V.  Rönne,    Ludwig.    I.    Das  Staatsrecht  der  preuss.  Monarchie^ 

4.  Auflage,  Leipzig    1884.     Bd.  IV    §   291—802:    Di« 
Annenpolizei  und  die  Armenpflege. 

—  II.    Das  Reichsgesetz   ttber  den  Unterst.- Wohnsitz  und  dn;^ 
preuss.  Ausführungsgesetz  nebst  deren  Ergänzungen  und  £r-> 
läuterungen.     Besonderer  Abdruck  aus  der  6.  Ausgabe  de^ 
Ergänzungen  und  Erläuterungen   der  preuss.  Rechtsbttdi^. 
Berlin  1879. 

SchäfTle,  A.  E.  f.  Das  gesellschaftliche  System  der  menschl.  Wirt- 
schaft. Tübingen  1873.  4.  Hauptabschnitt:  Die  Ergebnisse 
des  volkswirtsch.  Processes.    S.  562  ff. 

Scbmltthenner,  H.  Das  Armenwesen  in  Baden.  Eine  Sammlung 
von  Vorträgen  von  Frommel  und  Pfaff.  XI  9.  Heidel- 
berg 1884. 

Scholz,  K.  Armenwesen  und  Armengesetzgebung  im  Herzogth. 
Nassau,  in  Emmighaus,  Das  Armenwesen  u.  s.  w.  S.  141. 

SchObler,  E.  Die  Gesetze  ttber  Niederlassung  und  VerehelicbaDg 
in  den  versch.  deutschen  Staaten  nebst  Kritik  und  Vor- 
schlägen.    Stuttgart  1855. 

SchQz.  Ueber  das  Verehelichungs-  und  Uebersiedelungsrecht,  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  Württemberg,  in  „Zeitschr.  f.  d. 
ges.  Staatswissenschaft*'  1848  Heft  1  S.  24. 

Schunck,  Julius.  Die  Armenpflege  vom  christlichen  Standpunkt 
und  ihr  Verhältniss  zu  Kirche  und  Staat.     Erlangen  1850. 

Seelig,  W.  Armenwesen  und  Annengesetzgebung  in  den  Elbherzog- 
thümem,  in  Emminghaus,  Das  Annenwesen  u.  s.  w.  S.  108. 

Seifert,  A.  Die  Gentralisation  in  der  Armenpflege.  Ein  Beitrag 
zur  Lösung  der  sozialen  Frage.     Leipzig  1886. 

SeydeL    Das  Reichsarmenrecht,  in  Hirths  Annalen  d.  D.  R.  1877 

5.  544. 

SeyfPardt.    I.    Die  Reform  des  Annenwesens.     Krefeld  1874. 

—  IL  Die  Organisation  der  Armenpflege  in  den  Gemdnden^ 
insbesondere  in  den  kleineren  Verbänden.  Referat  für  den 
Deutschen  Verein,  Drucks.  1882  S.  33  ff.  (Ausgabe  iß 
Buchfbrmat.)  —  Auch  abgedruckt  in  Hirths  Annalen  des 
D.  R.  1882  S.  704  ff. 

SIegal.    Ueber  Staatshülfe  bei  wirthschaftlichen  Nothstttnden,  in 

Tüb.  Z.  f.  d.  ges.  St.  1882  Bd.  38. 
Siiberschlag ,    C.      Die    soziale    Gesetzgebung    und    Armenpflege 

Berlin  1882. 
Stahl.     Armenpflege  und  Armenpolizei,  in  Bluntschli   und    Brater 

St.-W.-B.  I  S.  370. 
V.Stengel.   Lehrb.  des  D.  Verw.-Rechts.    Stuttgart  1886.    §  104 ff. 


VI-  4.  81 

Streckerjan,  L.  Armenwesen  und  Armengesetzgebnng  im  Orossh, 
Oldenburg,  in  Emminghaos,  Das  Armenwesen  a.  s.  w.  S.  230. 

Toussaint.  Ein  Beitrag  zur  Reform  der  Armengesetzgebung,  in 
Allgem.  konservat.  Monatsschrift  Januar  1886. 

Uhlhorn.  Die  christliche  Liebesthätigkeit.  Bd.  I:  Die  christliche 
Liebesthätigkeit  in  der  alten  Kirche.  2.  Aufl.  Stuttg. 
1882.  Bd.  II:  Die  christliche  Liebesthätigkeit  im  Mittel- 
alter.   Stuttg.  1884. 

V.  VarnbOler  und  Gen.  Anträge  und  Verhandlungen  im  deutsch» 
Reichstage  1881:  Drucks.  Nr.  124.  137.  166.  170.  171, 
193,  Stenogr.  Ber.  S.  1291. 

Verein  fDr  Socialpolitlk.  Verhandlungen  1882.  Versicherungs- 
zwang und  Armenverbände.     Schriften  Bd.  XXI  S.  82  ff. 

Wachenhusen ,  0.  Armenwesen  und  Armengesetzgebung  in  den 
Grossherzogthümem  Mecklenburg,  in  Emminghaus,  Das 
Armenwesen  u.  s.  w.  S.  203. 

Waentig.    Unterst-Wohnsitz  oder  Geburtsheimath?   Dresden  1877. 

Wagner,  Adolph.  Lehrb.  der  polit.  Oekonomie.  I.  Th.:  Grund- 
legung. Leipzig  und  Heidelberg  1879.  2.  Abth.  1.  Kap. 
3—7.  Abschn.  S.  424—500:  Die  socialen  Freiheitsrechte. 

Wernher,  Julius.  Ueber  Gemeindebürgerthum,  insbesondere  Stimm- 
recht und  Nahrungsstand  des  Gemeindebtlrgers.  Darmstadt 
1838. 

Wittgenstein,  Max.  I.  Das  Armen-  und  Heimathsrecht.  (Hand- 
ausgabe kgl.  Sachs.  Gesetze  23.  Bd.)  3.  Auflage  Leipzig 
1876. 

—  n.    Augsb.  Allgem.  Zeitung  1877  Nr.  267  Hauptbiatt 
Wolllers.     Das    Reichsgesetz    über    den    Unterst.  -  Wohnsitz    vom 

6.  Juni  1870.     3.  Auflage  Berlin  1884. 
Wurtembergische    Petition.     Eine    von     der  Versammlung   der 

Vertrauensmänner    der    christlich  -  konservativen    Partei    in 

Würtemberg  beschlossene  und  in    Umlauf  gesetzte  Petition 

an  den  Reichstag  vom  Januar  1885. 
V.    Zelimen.     Bemerkungen    zu   dem    Gesetz   über   den   Unterst.- 

Wohnsitz.     Dresden  1874. 
Ziller.     I.     Die   Beseitigung    des   Landarmenwesens,   in   Deutsch. 

Gem.-Z.  1880  S.  192  u.  197. 

—  II.     Zur     Reform     der    ländlichen    Armenpflege.      D.    V» 
f.  A.  u.  W.  Drucks.  1884  Nr.  10. 


III.   StatlBUk. 

§e. 

Die  Klagen  über  den  Mangel  an  genügendem  statistisehen 
Material  kehrun  fast  bei  allen  Erörterungen  über  die  Reform 
der  Arnieng<?8etzgebung  wieder.  Dieselben  sind  insowöit  te- 
rechtigt,  al^  in  der  That  gewissen  Punkten  der  Reform 
schlechterdings  nicht  ohne  thatsächlit^hcs  Material  naher  ge- 
treten werden  kann.  Zum  andern  Teil  wird  freilich  vieifch 
der  Wert  von  Zahlen  tiberschätzt,  w.»  hinreichende  Erfib- 
rungen  vorliegen  und  Thatsac;hea  anderer  Art  bekannt  sind, 
die  zureichende  Schlüsse  auf  diese  oder  jene  Eracheinungeii 
des  Armenweaens  gestatten '). 

Will  man  die  Aufgabe  der  Armen  Statistik  aeliärfer  um- 
grenzen, so  ist  entaprQuhcnd  der  Maani^faltigkoh  dor  Ba- 
ziebungen,  welche  das  Armenwesen  zu  allen  Eracheinungen 
des  wirtschaftlichen,  sozialen  und  politischen  Lebens  hat, 
zwischen  ihrem  notwendigen  und  ihrem  möglichen  Inhalt  la 
unterscheiden.  Als  notwendig  darf  derjenige  bezeichnet 
werden,  der  alles  umfasst,  was  mit  den  Unterstützung  bedürfen- 
den Personen  unmittelbar  zusammenhängt,  als  möglich  jeder 
andere,  der  in  grösserer  oder  geringerer  Nähe  mittelbar  aal 
den  Stand  der  Bedürftigkeit  und  die  Mittel,  ihr  abzuhelfen, 
einwirkt. 

Notwendig  gehört  der  Armenstatistik  daher 
an  die  Darstellung  1.  des  Systems,  2.  der  Verwaltunga- 
organisation,  3.  der  Mittel  zur  Bestreitung,  4.  derEin- 
richtungon  und  Anstalten,  5.  des  Personenkreises 
der  Armenpflege.  Eine  Armenstatistik;  die  es  auch  nur  be- 
züglich eines  der  bezeichneten  Gegenstände  an  Nachrichtea 
fehlen  lässt,  ist  unvollständig. 

Dem  möglichen  Inhalt  kann  der  Natur  der 
Sache  nach  keine  Grenze  gezogen  werden;  man 
muss  sich  beschränken,  die  nächstliegenden  Gegenstände  her- 
vorzuheben: dahin  gehören  die  KenntaisB  des  Standes  der 
Bevölkerung,  der  innerhalb  derselben  betriebenen  Nahruugs- 
zweige  und  ihrer  Erträge  (Lohnverhältnisse) ,  dahin  gehßrt 
vor  allem  die  Kenntniss  Hessen,  was  die  Bevölkerung  selbst 
zum    Schutz     gegen     Armut    durch     Alters-,     Lebens-     und 


*)  „Dna  experimentelle  VerfahreQ  ist  eben  nicht  nur  nicht  immer  der 
Beobachtunp  und  Induktion  überlegen,  sondern  in  wdtem  Umfange 
unmSglich" :  vgl.  SchälTle,  Bau  und  Leben  d.  a.  K.  1  S.  125,  wo  über- 
lianpt  sehr  feine  Unters cheidunfren  bezüglich  Anwendbaikeit  und  Nicht- 
anwendbarkeit  der  atatiBtiBchen  Methoden  gemacht  ^d.{ 


VI.  4.  33 

Schadensversichenmg  u.  a.  thut  und  was  wir   ganz  aUgemein 
„soziale  Selbsthülfe"  zu  nennen  pflegen. 

Mit  einem  zusammenfassenden  Ausdruck  kann  man  die 
Gesammtheit  der  Nachrichten,  soweit  sie  jenen  notwendigen 
Inhalt  betreffen,  als  das  unmittelbar  armenstatistische 
Material,  soweit  sie  auf  den  möglichen  Inhalt  Bezug  haben^ 
als  das  mittelbar  armenstatistische  Material  be- 
zeichnen. 

1.    Das  nnmittelbar  armenstatistische  Material. 

§  7. 

Für  die  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  stehen  der  Armenstatistik 
dieselben  beiden  Mittel  zu  Gebote,  über  welche  die  Statistik 
überhaupt  verfligt:  das  Wort  und  die  Zahl.  Die  Möglich- 
keit ihrer  Anwendung  hängt  von  der  Beschaffenheit  des  dar- 
zustellenden Gegenstandes  ab. 

Der  Beschreibung  durch  Worte  zugänglich  und  ihrer  vor- 
nehmlich bedürftig  sind  das  System,  die  Verwaltung,  die 
Veranstaltungen,  während  bei  den  Mitteln  der  Armenpflege 
und  des  von  ihr  umfassten  Personenkreises  die  Beschreibung 
hinter  die  Zahl  zurücktreten  muss.  Aus  diesem  Gesichts- 
punkte vollzieht  sich  nun  eine  methodologiiiche  Scheidung  in 
beschreibende  und  zählende  Armenstatistik  in  der 
Weise,  dass  die  letztere  als  Armenstatistik  i.  e.  S.  verstanden 
und  ohne  weiteren  Zusatz  als  Armenstatistik  schlechthin  be- 
zeichnet wird.  Als  solche  zerfällt  sie  in  die  zahlenmässige 
Darstellung  der  Armenraittel,  ihrer  Aufbringung  und  Ver- 
wendung —  Armenfinanzstatistik  —  und  in  diejenige 
der  von  der  Armenpflege  betroffenen  Personen  —  Personal- 
armenstatistik — ;  soweit  die  letztere  über  die  summa- 
rische Zählung  hinaus  individuelle  Eigenschaften  der  zu 
zählenden  Personen  feststellt,  wird  sie  zur  Individual- 
armeiistatistik. 

Einer  grossen  fundamentalen,  in  gewisser  Beziehung  fast 
unüberwindlichen  Schwierigkeit  begegnet  jede  Armenstatistik 
in  der  Unbestimmtheit  des  Begriffs  der  Armut  und  der  viel- 
fachen Vermischung  von  freiwilliger  und  öffentlicher  Armen- 
pflege. Aber  wenn  selbst  der  Begriff  der  Armut  unter  Aus- 
scheidung aller  theoretischen  Merkmale  auf  das  praktisch 
einzig  brauchbare  Merkmal  der  Gewährung  von  Beihülfe  aus 
fremden  Mitteln  zurückgeführt  wird,  so  ist  diese  an  sich 
lediglich  thatsächliche  Erscheinung  doch  in  sehr  verschiedenem 
Masse  dem  verwaltungstechnischen  Apparat  zugänglich. 
Regelmässig  entzieht  sich  der  öffentlichen  Kenntniss  der  ein- 
zelne Akt  der  nicht  organisirten ,  meist  auch  die  organisirte 
Privatwohlthätigkeit.     In  sehr  ungleicher  Weise,   in  einzelnen 
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Orten  und  Ländern  allerdings  nah^u  Tollstaiidig  bekannt 
sind  die  aus  kirchlichen  und  weltlichen  Stiftui^smi^In  unter- 
ettltzten  Peraonen,  sowie  der  aus  ihnen  geflbte  Aufwand. 
Wirklich  vollkommen  offen  liegen  aber  meist  nur  diejenigen 
Unterstützungen,  die  aus  Sffentlicben  Mitteln  auf  Qmnd  öffent- 
lich-rechtlichen Zwanges  gewährt  werden,  gleichgültig,  ob 
dieser  Zwang  durch  Gesetz  ausdrücklich  vorgeschriebräi  ist, 
oder  thatsäcRlich  geübt  wird. 

So  zeigt  sich  der  Weg,  den  die  armenstatistiache  Praxi« 
einzuschlagen  hat,  gleichsam  von  selbst.  Bezüglich  der  Privat 
armcnp6ege  ist  sie  auf  sehr  ungleiche,  je  nach  dem  guten 
W^illen  der  Beteiligten  fliessendc  Erkenntnissquellen  angewieeen; 
die  Stiftungsarmenpflcge  kann  sie  in  den  Bereich  ihrer  Er- 
hebung ziehen,  wo  eine  genügende  Kontrole  derselben  ¥0^ 
banden  ist.  Aber  das  eigentliche  Feld  ihrer  Thätigkeit  wirf 
sie  im  Bereich  der  öffentlichen  Armenpflege  erblicken. 
Gerade  ihre  Kenntniss  ist  auch  vom  sozialpolitischen  Gesicbli- 
punkte  deswegen  besonders  wichtig,  weil  die  UnterstUtzong 
aus  OfTenttichen  Mitteln  im  allgemeinen  als  Beweis  der  E^ 
Schöpfung  aller  übrigen  Hülfsquellen  zu  betrachten  ist.  Hllt 
man  hierbei  fest  im  Auge,  dass  eine  solche  Erschöpfung  nicht 
in  gleicher  Weise  überall  eintritt,  dass  sie  vornehmlich  durch 
die  allgemeine  Lebenshaltting  der  Bevölkerung  wie  durch  dat 
Vorhandensein  anderweiter  vorher  zu  erschöpfender  Mittel, 
durch  die  Organisation  und  die  Mittel  der  öffentlichen  Annen- 
pflege örtlich  und  zeitlich  sehr  verschieden  bedingt  ist,  w 
wird  man  einer  Statistik,  weiche  die  Zahl  der  unterstützten 
Personen  und  den  Umfang  des  zu  ihrer  Unterstützung  er 
forderlichen  Aufwandes  darstellt,  einen  gewissen  Wert  und 
eine  gewisse  Vergleichbarkeit  nicht  absprechen  können. 

Die  Statistik  der  öffentlichen  Armenpflege  hat  die  Zahl 
der  Unterstützten  anzugeben,  sie  nach  der  Art  der  Unte^ 
Stützung  in  dauernd  und  vorübergehend  Unterstützte,  in  Haas- 
arme  und  Anstaltsarme  zu  scheiden.  Von  Wert  sind  femer 
Angaben  über  Alter,  Geschlecht,  Familienstand,  sowie  mit 
besonderer  Bezieliung  auf  das  armen  rechtliche  Verhältniss  die 
über  Geburtsort,  Dauer  des  Aufenthalts  am  Orte  der  Unter- 
stützung, Staatsangehörigkeit  und  Unterstützungswohnsitz. 
Namcntlicli  diese  letzten  zweckmttssig  mit  den  Angaben  Über 
das  Nationale  konibinirt,  müssen  wichtige  Schlüsse  auf  die 
Wirkung  der  Armengesetzgebung  gestatten.  Welche  Schwierig- 
keiten die  Erhebung  auch  in  dieser  Beziehung  vorflndet,  kann 
hier  nicht  nöber  dargelegt  werden. 

Die  Armenfinanzstatistik  ist  hinsichtlich  ihrer  be- 
grifflichen Grenzen  an  dieselben  Voraussetzungen  gebunden, 
wie  die  Personal  Statistik.  Auch  für  sie  gilt  die  Schwierigkeit, 
festzustellen,  welche  Mittel  ea  sind,  die  einer  Gabe  den 
Charakter  der  öfTentlicben  ArmenstUtzung   im  Gegensatz  zur 
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itiftangsgemässen  und  privaten  verleihen;  auch  für  sie  ist 
Iringend  zu  beachten,  dass  diese  Mittel  keineswegs  den  ge- 
Bammten  Aufwand  der  Armenpflege  darstellen.  Gleichwohl 
ist  ihre  Aufgabe  eine  leichtere,  weil  es  sich  um  verhältniss- 
mftsaig  ein&che,  grosse  Zahlen  handelt,  deren  Kenntniss,  so- 
weit es  möglich,  meist  auch  ohne  die  Nötigung  einer  Armen- 
Btatistik  vorhanden  und,  wo  dies  nicht  der  Fall,  mit  einem 
Terhältnissmässig  geringen  Aufwand  von  Mühe  und  Kosten 
za  erlangen  ist 

Für  die  Fragen  des  Armenrechts,   zu   deren  Lösung   die 
Kenntniss  der  Belastung  notwendig  ist,  welcher  der  einzelne 
Armenverband  ausgesetzt  ist,   genügt  aber   die  Amienfinanz- 
gtatistik  als  solche  noch  nicht     Hierbei  ist  ein  meistens  nicht 
genügend  beachteter  Punkt  vr)n  grundlegender  systematischer 
Bedeutung^).     Es   ist  unmöglich,   selbst  aus   der  genauesten 
Kenntniss  des  Aufv\randes  für  diis   öffentliche  Armenwesen,  er 
sei  im  Ganzen  oder  nach  einzelnen  Kategorien   dargelegt,  die 
Kenntniss  der  Armenlast  zu   schöpfen,    weil  Armenlast  im 
Sinne  etwaiger   Reform   nicht  identisch   mit   dem 
Aufwand  ist,  weil  ein  Armenverband,  der  aus  be- 
sonderen   Mitteln     ohne    Zuhülfenahme     des    Ge- 
mein desäckels    die   Kosten    der   Armenpflege    be- 
streitet, keine  Armenlast  hat 

Und  weiter,  wenn  man  selbst  die  Armenlast  zuverlässig 
ermittelte,  so  brauchte  man  einen  Massstab,  um  ihren  Druck 
mit  dem  Druck  der  andern  Lasten  zu  vergleichen,  weil  ein 
spezielles  Reform  bedürfniss  nicht  als  vorliegend  erachtet 
werden  kann,  wo  der  Aufwand  für  Armenzweeke  erheblich 
hinter  andern  Aufwandszwecken:  Schul-,  Verkehrs-,  Gesund- 
heitswesen, zurücktritt.  Kurz:  die  einseitige  Kenntniss  eines 
Punktes,  wo  es  um  feinverzweigte  und  mannigfach  bedingte 
Verhältnisse  sich  handelt,  ist  von  geringer  Bedeutung,  und 
insbesondere  die  Kenntniss  der  Armenausgaben  ohne  die- 
jenige der  entsprechenden  Einnahmen  von  last  verseh winden- 
dem Wert  Es  handelt  sich  m.  a.  W.  nicht  allein  um  Armen- 
finanzstatistik ,  sondern  vor  allem  auch  um  Kommunal- 
finanzstatistik.  Denn  es  giebt  mit  geriiijLJ^en  Ausnahmen 
in  Deutschland  keinen  Staat,  dessen  Armen wesen  nicht 
organisch  in  das  Gemeindewesen  eingefügt  wäre,  so  dass  eine 
mehr  als  äusserliche  Scheidung  der  Verwaltungsergebnisse 
beider  kaum  möglich  ist 

Auch  auf  die  hierbei  obwaltenden  Schwierigkeiten  kann 
an  dieser  Stelle  nicht  näher  eingegangen  werden.  Selbstver- 
ständlich müssen  die  Angaben  die  einzelnen  Aufwandszwecke 
deutlich  erkennen  lassen,  die  je  nach  der  Qualität  des  Araien- 


')  Vgl.     hierzu    die    treffenden  Bemerkungen  bei  L.  von    Stein, 
FmanzinflsenBchaft,  5.  Aufl.,  I  S.  92. 
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Verbandes  als  Orts-  oder  Landarmen  verband  apezifisch  ver- 
schiedene sind. 

Die  ArmonstatiBtik  ist  eine  einmalige  oder  eine  periodische; 
sie  erstreckt  sich  auf  einen,  auf  mehrere,  auf  alle  Annen- 
verbände desselben  Verwaltungsbezirks,  des  Staats,  des  Reichs. 
Jede  periodische  und  jede  Über  einen  Verband  hinausgehende 
Erhebung  setzt  gleichmässige  Aufzeichnungen  in  den  ver 
schiodenen  Zeiträumen ,  innerhalb  der  verschiedenen  Bezirke 
voraus,  um  den  wichtigsten  Gebrauch,  den  man  von  einer 
Statistik  machen  kann,  die  Vergleichbarkeit  zu  ermöglichen. 
Die  gleichmäseigen  Aufzeichnungen  liaben  gleichmässige  Grumj- 
Sätze  zur  Voraussetzung,  die  auf  Grundlage  freier  Vereinbarung 
mSglich,  in  der  Regel  aber  nur  mit  Hülfe  der  Autorität  lier 
vorgesetzten  Behörde  ernsthaft  durchftlhrbar  sind.  Die  be- 
zügTichen  Anordnungen  haben  die  Einrichtung  der  Buch- 
führung, sowie  die  Lieferung  von  Nachweisungen  aus  den 
Ergebnissen  derselben  zu  umfusson. 

Es  liegt  anf  der  Hand,  dass  Verwaltungen,  die  regel- 
mässiger Aufzeichnungen  entbehren  und  in  Würdigung  der 
ihnen  gesetzten  Grenzen  die  Anordnung  regelmässiger  Samm- 
lung lind  Nach  Weisung  diesbezüglicher  Thatsaebcn  UTlt«^ 
lassen  wollen  oder  müssen,  auf  den  Weg  einmaliger  oder 
periodischer  Einzelerhebung  angewiesen  sind.  In 
solchem  Falle  ist  aber  der  Wertuntei-schied  zwischen  den 
Resultaten  des  einen  und  denen  des  andern  Verfahrens  kein 
blos  quantitativer.  Werterhöhend  kommt  vor  allem  ein 
Moment  bei  den  regelmässigen  Aufzeichnungen  in  Bclraciit: 
das  ist  die  Nötigung  zu  genauer  und  gleichmäasiger  Buch- 
führung, welche  genaue  und  vor  allem  gleichmässige  Ergeb- 
nisse sichert,  während  für  die  einzelne  Enicbung  —  bcsonoere 
wenn  sie  in  weit  von  einander  abliegenden  Zeiträumen  ve^ 
anstaltet  wird  —  immer  wieder  neue  Einzel  an  Weisungen  er- 
forderlich sind,  immer  wieder  von  neuem  Uebung  und  Erfahrung 
erworben  werden  muas,  ganz  abgesehen  davon,  dass  eine  nicht 
von  sehr  langer  Hand  vorbereitete  Erhebung  meist  auch  du 
Material  in  ungenügend  vorbereitetem  Zustande  antriffL 

Gleichwohl  ist  auch  die  einmalige  Erhebung  nicht  ohne 
jede  Bedeutung.  Es  unterliegt  keinem  Bedenken ,  dass  über 
eine  gewisse  Höhe  hinaus  alle  Zahlenangaben,  die  auf  nicht  gani 
einnlnser  Erhebung  beruhen,  eine  gewisse  typische  Bedentui^ 
ansprechen  können  und  unter  Heranziehung  verwandter  Wahr 
nehmungen  bei  andern  Eraclicinungen  sehr  wohl  für  die  Er- 
kenntnisH  der  beschriebenen  Zustände  verwertbar  sind.  Wenn 
eine  Armen  Statistik  das  Verhältniss  von  Stadt  und  Land,  die 
Einflüsse  der  örtlichen  Lage,  den  Anteil  der  Geschlechter 
an  der  Zahl  der  Unterstützten  u.  a.  durch  grosse  Zahlen  ei^ 
sichtlich  macht,  so  sind  das  Wahrnehmungen,  die  unter  allen 
Umständen  als   typische  zu   gelten   haben   und  einer   wesent- 
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liehen  Veränderung  kaum  je  unterliegen  werden.  Nur  ist 
eben  dabei  zu  beachten,  dass  es  nur  Andeutungen,  Ergänzungen 
der  Erfahrung  sind,  nicht  feste  Grundlagen,  an  die  bestimmte 
finanzielle  Massnahmen,  wie  etwa  Aufbringung  von  Armen- 
steuem  u.  dgl.,  angeschlossen  werden  können.  Hier  muss 
man  sehr  genau  unterscheiden  —  es  wird  dies  im  Verlaufe 
der  Arbeit  an  verschiedenen  Stellen  geschehen  — ,  ftir  welche 
Punkte  des  Armenrechts  man  sich  an  einmaligen  Andeutungen 
genügen  lassen  darf,  und  flir  welche  eine  periodische,  min- 
destens über  mehr  als  einen  Zeitabschnitt  sich  erstreckende, 
eine  mehr  als  einen  Armenverband  umfassende  Armen  Statistik 
un erlässlich  ist. 


§8. 

Obwohl  armenstatistische  Versuche  schon  sehr  früh  ge- 
macht worden  sind,  fehlt  es  dennoch  fast  ganz  an  einer  systema- 
tischen Grundlegung  für  die  Armenstatistik.  Einiges  über  Methode 
und  Inhalt  bei  Lammers,  Ueber  Armenstatistik,  in  V.-J.-S.  für 
Yolksw.  und  Kulturgesch.  Bd.  XXYIII  und  Emminghans  am 
Schluss  des  Sammelwerkes  S.  720  ff.  Nach  vielen  Seiten  hin  sind 
die  bezüglichen  Fragen  zum  ersten  Male  im  Deutschen  Verein  er- 
örtert worden,  der  sofort  unter  der  energischen  Führung  von  Böh- 
mert  eine  armenstatistische  Kommission  niedersetzte  und  sie  mit 
den  Vorbereitungen  zu  einer  Vereinsstatistik  betraute,  von  welcher 
weiter  unten  zu  sprechen  sein  wird.  Zunächst  nur  so  viel,  dass 
seit  der  Gründung  jede  Versammlung  des  Vereins  mit  den  Be- 
richten und  Verhandlungen  über  Armenstatistik  begonnen  hat.  Man 
findet  in  allen  Jahrgängen,  namentlich  aber  in  denen  von  1881 
und  von  1883  bis  1885  ein  ausserordentlich  reichhaltiges  und  wert- 
volles Material,  in  dem  alle  die  Personalstatistik  betreflfenden  Fragen 
aufs  gründlichste  und  zugleich  aufs  vorsichtigste  erörtert  sind.  — 
Ein  Versuch  systematischer  Grundlegung  bei  Münsterberg,  Die 
Armenstatistik,  in  Conr.  Jahrb.  1886  Heft  5  S.  377  ff.,  vergl. 
auch  Loening  S.  897  ff.;  Adickes  I  S.  244;  namentlich  auch 
Einleitung  und  Schluss  der  unten  näher  zu  bezeichnenden  preuss. 
Armenstatistik  von  1849. 

Ueber  die  einzelnen  Erhebungen  bis  einschliesslich  1880  orien- 
tirt  vollständig  K  oll  mann  in  seiner  sogleich  zu  nennenden  Armen- 
statistik S.  2  ff. ;  bis  einschliesslich  1882  Böhm  er t  in  Zeitschr. 
des  Sachs,  stat.  Bur.  Jahrg.  28  S.  14;  bis  einschliesslich  1885 
Loening  a.  a.  0.  — 

Sieht  man  von  denjenigen  Zahlenangaben  ab,  die  zunächst  nur 
im  Hinblick  auf  örtliche  Verwaltungszwecke  als  Grundlage  des  Vor- 
anschlages zu  dienen  bestimmt  sind  oder  dem  Verwaltungsberichte 
über  einen  abgelaufenen  Zeitraum  eingefügt  werden,  so  ist  die  Zahl 
der  eigentlich  armenstatistischen  Erhebungen   in  Deutschland  keine 
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erhebliche.  Immerhin  ist  die  Bedeutung  der  VerwaltoDgBberichte 
fUr  die  ErkeantnisB  der  ArmenTerh&ltnisBe  des  engsren  Yerwaltanp- 
bezirkeB  nicht  za  aDterschUzen ;  mehrere  derselben,  nach  Massgib« 
gleichartiger  Verwaltungsbezirke  und  fOr  gleichartige  Zeitrftome  ta- 
fiammengehalten,  vermögen  unter  Umstanden  sogar  eine  weiter  siet 
erstreckende  spezielle  Armenstatistik  zn  ersetzen,  ja  zu  DbertreAo. 


Jim  einzelnen: 
».    Periodisohe  ErhebnuireK. 

1.  Oldenburg.  In  erster  Linie  ist  heute  und  wird  wohl  % 
lange  2>eit  noch  im  Gebiete  der  eigentlichen  Armenstatiatik  die  Ar- 
beit za  nennen  sein,  in  welcher  Kollmann  die  ArmenTerhUtsine 
des  GroBsberzogtamB  Oldenburg  zur  Darstellnng  biiogt. 
Das,  was  oben  der  notwendige  lobalt  der  Armenstatistik  genaant 
wurde,  wird  vollkommen  erschöpft:  System,  Verwaltung,  Vcf^ 
anstaltungen  der  Armenpflege  so  gut  wie  Mittel  und  Personenknii 
derselben.  Aber  darttber  hinaus  fligt  Kollmann  von  ihrem  mOglicfaeo 
Inhalt  noch  unendlich  wichtige  Feststellungen  hinzn,  von  denen  be- 
sonders Bodenbeschaffenheit ,  Verhftltniss  der  industriellen  nnd 
ackerbautreibenden  Bevölkerung,  die  Einkomm ensTerhältnisse  n 
nennen  sind.  Die  Mittel  der  Armenpflege  gliedert  er  sorgßkltig  nach 
Ausgaben  und  Einnahmen,  Vermögens-  und  Schuldenstand;  er  giebt 
an,  aus  welchen  Quellen  die  Einkünfte  fliessen  und  welche  dnielnin 
Aufwandszwecko  uos  denselben  bestritten  werden.  Durch  Mit- 
teilungen tkber  die  weltlichen  und  kirchlichen  Stiftungen  und  nba 
Privat wobltbfttigkeit  sucht  er  das  entworfene  Bild  zu  erg}uz«n. 
Die  Zahl  der  unterstutzten  Personen ,  ihr  Geschlecht ,  ihr  Alter, 
ihren  Familienstand,  die  Art  ihrer  Unterst&tzung  nnd  den  Grad  ihrer 
Bedürftigkeit  bringt  er  summarisch  und  individuell  zur  Darstellung. 

In  zeitlicher  Beziehung  umfasst  er  bezflglich  der  älteren  Landn- 
teile  die  leuten  25  Jahre  (von  ISb'A  bis  1878),  bezl^lich  der  im 
erworbenen  den  Zeitraum  von  ihrer  Erwerbung  an  bis  1878.  Oert- 
lieh  scheidet  er  die  drei  Gebietsteile  des  Herzogtums  Oldenbn^ 
(Marsch,  oldenburgische,  mttnsterische  Geest)  nnd  die  Farstentfinnr 
Lttbeck  und  Birkenfeld  j  tiefer  in  das  individnelle  Detail  dringt  ei 
ein,  indem  er  fOr  die  einzelnen  Gemeinden  (bezw.  BDrgermeistereioi) 
die  vorgedachten  Nacbweisungen  giebt;  erst  aus  ihrer  Snmmimng 
zieht  er  das  Fazit  fOr  die  grösseren  Gebietsabschnitte.  Gesondert 
endlich  werden  die  Angaben  bezOglieh  der  Ort«-  und  der  Land- 
armenverbände. 

Ueber  diese  Mitteilungen  hinaus  hat  Kollmann  sodann  durch 
Erläuterung  und  ausführliche  Berechnung  von  Verhältnissziffem  inner- 
halb der  behandelten  Zeitabschnitte  und  für  die  einzelnen  Bezirke 
das  Material  nach  allen  Richtungen  zugänglich  gemacht  und  mühe- 
los-fruchtbarer Forschung  erschlossen. 
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Zieht  man  bei  näherem  Eingehen  noch  die  übrigen  Kollmann- 
fichen  Arbeiten  über  Oldenburgs  Bevölkenings- ,  Wirtschafts-  und 
Einkommensverhältnisse  zu  Rate,  so  erhält  man  bezüglich  dieses 
kleinen,  aber  durch  seine  eigentümlichen  Verhältnisse  sehr  grosse 
Verschiedenheiten  aufweisenden  Landes  ein  fast  allseitig  erschöpfen- 
des Bild,  dessen  Einzelheiten  nicht  minder  sorgfältig  gezeichnet 
fiind,  wie  die  grossen  Umrisse.  —  Das  oldenburgische  Material 
ist  immer  ein  sehr  gutes  gewesen,  wie  die  Bütteilungen  von 
Strackerjan  (bei  Emminghaus  S.  230  ff.)  beweisen.  —  Die  Arbeiten 
von  Kollmann  gehen  freilich  viel  tiefer.  Es  sind  dies:  Stat  Nachr. 
aber  das  Ghgt.  Oldenburg,  Heft  18:  Das  Armenwesen.  1881. 
—  Heft  19:  Der  Stand  der  Bevölkerung.  1882.  —  Das 
Hgt.  Oldenburg  in  seiner  wirtschaftl.  Entwicklung 
währendder  letzten  25  Jahre.  1878.  —  DieKommunal- 
besteuerung  im  Ghgt  Oldenburg.  In  Schanz' Finanzarchiv. 
1884  II  S.  192. 

Speziell  über  das  Annenwesen  hat  Oldenburg  seit  jener  grossen 
Arbeit  noch  nicht  wieder  etwas  publizirt.  Es  hat  aber  seit  1880 
statt  der  summarischen  Nachweisungen  Listen  eingeführt,  in  welche 
die  Unterstützten  individuell  einzutragen  sind.  Vgl.  Kollmann 
a.  a.  0.  8.  16. 

2.  Baiern.  Oldenburg  zunächst  ist  Baiern  zu  nenneU;  das 
regelmässige  Nachweisungen  über  das  Armenwesen 
bringt.  In  Bezug  auf  Personalien  sind  dieselben  unvollständiger, 
da  dieselben  nur  die  Gesammtzahl  der  aus  öffentlichen  Mitteln  unter- 
stützten Personen,  mit  der  Unterscheidung  in  dauernd  und  vorüber- 
gehend und  ausserdem  mit  Hervorhebung  der  jugendlichen  Personen 
angeben.  Bei  den  Vermögensverhältnissen,  die  im  übrigen  eben- 
falls weniger  reich  gegliedert  sind,  ist  eine  ständige  Rubrik  für  Art, 
Zahl  und  Gesammteinkünfte  der  Krankenkassen  geöffnet. 

Die  Leistungen  der  Distrikts-  und  Kreisarmenpflege  sind  nach 
den  ihnen  eigentümlichen  Zwecken  der  Beihülfe  zur  Gemeinde- 
armenpflege ersichtlich  gemacht,  während  bezüglich  der  Privatwohl- 
thätigkeitsvereine  Nachrichten  über  Gegenstand,  Mitgliederzahl,  Ein- 
künfte (vollständiger  erst  seit  1881)  gegeben  werden.  In  Beziehung 
auf  die  örtlichen  Grenzen  sind  die  grösseren  Verwaltungsbezirke 
(Bezirksämter,  Kreise)  massgebend;  nur  für  die  unmittelbaren 
Städte  (38)  sind  die  Angaben  individuell. 

Verhältnisszahlen  werden  in  geringerem  Umfange  und  nur  für 
die  grossen  Bezirke  (Kreise  und  Königreich)  berechnet  und  einer 
die  Zahlen  weniger  erklärenden,  als  sie  betrachtenden  Darstellung 
eingefügt.  Die  Nachrichten  über  das  Armen wesen  sind  kurze;  eine 
erschöpfende  Darstellung  des  Systems  findet  sich  nicht;  sie  liegt 
auch  nicht  in  dem  Charakter  der  periodischen  Publikationen,  was 
im  Gegensatz  zu  Oldenburg  zu  beachten  ist,  für  welches  das  ganze 
Material  von  25  Jahren  in  einem  verarbeitet  wurde.  —  Die  gegen- 
wärtig bis  1888  fortgeführten  Publikationen  sind  in  der  Zeitschr. 
des  bair.  stat.  Bur.  Bd.  4  S.  229  (für  1870),  14  S.  260  (1871—80), 
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IS   8.   265   (1881),    16   S.  184    (1882),    17  8.  214   (1888)  n 
findm. 

Die  voMrefflichen,  die  ArmenstatiBÜk  erst  ermögUchendeti  Au- 
ordDongen  betx.  Führnng  des  Euu-,  Kaeaea-  nnd  Bechnongswesene 
in  Baiern  berahec  auf  <ler  Entechl.  des  k.  StaiUemio.  d.  iDDem 
T.  14.  Hai  1370  and  sind  abgedrackt  bei  Biedel,  Armeoges.  8.  242. 
—  De^).  die  EntschliesaoDg  betr.  Armen slatistili  v.  1.  Juli  1882, 
ebenda  S.  2<i9. 

Von  ei^aiizeniieD  Arbeiten  besonders:  StUtUDgen  und  Siiftncgi- 
znschlüsse  in  Baiern  a.  a.  0„  regelmässig  seit  1881.  —  Ferner  die 
1878  begonnenen  Beiträge  z.  Stat.  d.  Gemeindebesteuerang  a.  n,  0 
Bd.  10  S.  2t;8  (1878),  Bd.  15  S.  G9  (1883t  und  Seydel,  Zur 
Finanz-Slat.  der  grösseren  Städte  a.  a.  O.     Bd.  12  S.  600. 

Eine  sehr  gute  und  umfassende  Bearbeitung  der  bair.  StBIinik, 
die  gleichzeitig  über  den  Stand  der  Gesetzgebung  und  der  Vw- 
waltnug  orientirl  und  die  Zablenergebnisse  Itritiscli  betrachtet,  rührt 
von  Tb.  Laves  her:  Die  bairische  Armenpflege  von  1847  bis  ISgO. 
In  Schmollers  Jahrb.  1884  H.  2  S.  1%— 250.  — 

8.  Derartig  regelmässige  Angaben,  nie  in  den  beiden  genannla, 
fehlen  in  den  übrigen  grösseren  Staaten.  Nur  noch  die  HaneenUle 
bringen  regelmässige  Kacbrichten,  die  aber  im  ganzen  keine  «eiUr- 
reichende  Bedeutung  haben,  als  die  Verwallungsberichie  der  grraBeo 
deutschen  Städte  und  anderer  kommunaler  Kärgier,  auf  deren  unter 
L'mst&nden  sclir  lehrreichen  Inhalt  schon  Eingangs  hingewiesen  vnrde. 
Bremen  mndjt  insofern  eine  Ausnahme,  als  es  in  seiner  allgemeineo 
Verwaltungsslulislik  einen  besonderen  Abschnitt  der  _0e  ff  entliehen 
Wohlthätigkcit  und  der  Armenpflege"  widmet,  und  inner- 
halb desselben  1S82  eine  Ilarstellung  des  gesammten  Annenwesens 
für  eineu  zelinjabrigen  Zeitraum  (1873 — 82)  unter  Kennzeichnnog 
des  Systems,  der  Verwaltung  u.  s.  w,  gebracht  hut,  die  bescinden 
für  die  drei  Stadtgebiete  des  bremischen  Staates  (Bremen,  Vegesaek, 
Bremerhaven)  von  grossem  Wert  ist.  Neben  Bumniarische  Angaben 
der  Armenmittel  und  der  unterstützten  Personen  treten  solche  Ober 
milde  Stiftungen  und  Privatwohltbätigkeit.  I>ie  massgebenden  Ver- 
hältnisse sind  durch  Berechnung  der  Kopfbeträge  bei  den  einzelnen 
Kategorien  ersichtlich  gemacht.  Vgl.  Jahrb.  f.  brem.  Stat.  1SS2 
S.  295  ff.  (Abschn.  XI).  —  FOr  Hamburg  in  der  SUt.  des 
Hamb.  Staates  Heft  3  S.  93  ff.,  H.  U  S.  178  ff.  Ueberblicke 
tlber  die  Wirksamkeit  der  Allgem.  Armenanstalt.  —  Für  Lübeck 
die  allgem.  Berichte  der  Zentralarmendeputation,  von  denen  der  d. 
die  Jahre  1873  bis  1877.  der  10-  die  von  1878  bis  1882  umfasst.  — 

Der  Vollständigkeit  halber  muss  hier  noch  Würteniberg  ge- 
nannt werden,  mit  einer  Uebersicbt  über  den  Umfang  der  öffent- 
lichen Armen  Unterstützungen  im  Königr.  WUrtemb.  vor  und  nach 
der  Einführung  des  E.-G.  über  den  UnterRtützungs- Wohn  sitz,  herausg. 
vom  K.  Ministerium  des  Innern,  43  S.  i°,  Stuttgart  1883.  Dieselbe 
ist  mir  im  Buchhandel  nicht  zugänglich  geworden.  Wie  aber  die 
Mitteilungen,  welche  die  Gem.-Z.  1883  S.  115  macht,  ergeben,  sind 
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mr  gßxa  summarisch  die  dauernd  Unterstfltzten  gezählt,  and  die 
Gesammi-Aiifwendnngen,  sowie  die  auf  den  Kopf  entfallenden  Be- 
trftge  fftr  die  Zeit  von  1871/72  his  1879/80  angegehen. 

üebrigens  findet  man  eine  grosse  Anzahl  allerdings  nicht  gleich- 
wertiger statistischer  Angahen  für  einzelne  Länder  in  den  verschie- 
doien  dem  Werke  von  Emminghaos  einverleibten  Arbeiten. 


§  10. 
b.    Einmalige  Erhebungen. 

I.    Deutsches  Reich. 

a.  Erhebung  von  1881.  Diese,  durch  die  Yarnbülerschen 
Anträge  auf  Revision  der  Armengesetzgebung  und  durch  den  Wunsch, 
fftr  die  Unfallversicherung  bessere  Grundlagen  zu  schaffen,  hervor- 
gerufen, beschränkte  sich  auf  die  Ermittelung  der  Ursachen  der 
Unterstützungsbedürftigkeit,  die  in  vier  Hauptgruppen  gegliedert 
wurden:    I)    Verletzung    oder    Tödtung    durch    Unfall, 

II)  Arbeitsunfähigkeit    (die  weder  unter   I   oder   III  fällt), 

III)  geistige  oder  körperliche  Gebrechen,  lY)  andere 
Gründe,  —  auf  die  Feststellung  des  Verhältnisses  der  völlig  und 
teilweise  unterhaltenen  dauernd  unterstützten  Personen,  sowie  des 
Wertes  der  Unterstützung  in  Geld  bei  völligem  Unterhalt.  Von 
den  im  ganzen  35  Fragen  wurden  die  auf  Unfall  als  Ursache  be- 
zöglichen  noch  in  Hinblick  auf  die  Veranlassung  des  Unfalls  in 
solche,  die  in  industriellen,  in  forst-  und  landwirtschaftlichen  Betrieben 
imd  bei  anderen  Anlässen  sich  ereignet  haben ,  unterschieden.  Die 
Personenzahl  sollte  nach  Alter  und  Geschlecht  geschieden  dargestellt 
werden,  wobei  den  Unfällen  wiederum  eine  hervorragendere  Stellung 
eingeräumt  und  die  Sondemachweisung  derjenigen  Wittwen  und  der- 
jeoigen  Kinder  gefordert  wurde,  deren  Ernährer  infolge  des  Unfalls 
verstorben  waren.  Ausgeschlossen  von  der  Erhebung  wurden  die  in 
Staats-,  Provinzial-  u.  s.  w.  Anstalten,  sowie  die  von  Seiten  der 
Landarmenverbände  unterhaltenen  Personen.  Die  Nach  Weisungen 
hatten  durch  Ausfüllung  der  vorgeschriebenen  Formulare  seitens  der 
Einzelstaaten  zu  erfolgen,  denen  im  übrigen  das  Detail  der  Er- 
hebung überlassen  blieb. 

Wie  man  sieht,  handelt  es  sich  mehr  um  eine  Unfall-Annen- 
statistik, als  um  eine  eigentliche  Armenstatistik ;  die  Veröffent- 
lichung eines  Ergebnisses  für  das  Reich  als  solches  hat  nicht  statt- 
gefunden*). 

b.  Die  Berufsstatistik  vom  5.  Juni  1882.  Anläs.slich 
der  Berufsstatistik  wurden  unter  Personen  „ohne  Beruf  oder  Beruf s- 


')  Nicht  zu  verwechseln  mit  dieser  Annenstatistik  ist  die  Reichs- 
nnfallstatistik  von  demselben  Jahre,  deren  Plr^ebnisse  durch  Erhebung 
in  den  einzelnen  Betrieben  gewonnen  und  direkt  für  die  Zwecke  der 
Unfallversicherung  von  Bödiker  bearbeitet  worden  sind.  Vgl.  Erg.- Heft 
m  Stat.  d.  D.  R.  Bd.  LVIU. 
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angäbe"  zn  2 :  von  Untentatzung  lebende,  zu  4 — 6 :  1 
Annen-,  Kranken-  and  ähnlichen  Anstalten,  sowie  deren  Angeh&iigB 
gezahlt  —  vgl.  Stat.  d.  D.  R.  N.  F.  Bd.  2.  —  Leider  sind  die 
E^bniese  in  der  YTeiBe  publizirt,  dasa  die  sbumtlichen  Personen, 
die  ohne  Benif  sind,  in  derselben  Uebersicbt  zosammengefastt  werden, 
BD  dass  also  die  von  ebenem  Vennögen  oder  von  Pensionen  lebenden 
mit  den  aas  fremden  Mitteln  lebenden  zusammen  une  Gmppe  bilden- 
Hierdurch  wird  das  Ergebniss  für  die  Zwecke  des  Armenwesens  fut 
illuBOrisch.  —  Uebrigens  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  derart 
ermittelte  Zahl  der  Almosen emp^nger  und  Anstaltsinsassen  das  Ter- 
bUtniss  von  Wohlstand  und  Armut  nach  mancher  Richtung  bin 
besser  andeuten  kann,  als  eine  eigentliche  Armenstatistik ,  weil  bti 
der  Volks-  oder  Bernfszählnng  der  von  fremden  Mitteln  Lebonde  als 
Bolcher  ohne  Racksicht  darauf,  ob  er  ans  öffentlichen  oder  privaten 
Mitteln  BeihUlfe  erhält,  gezählt  wird.  Freilich  fehlen  die  vorabw- 
gehend  Unterstützten! 

c.  Die  Armen  Statistik  von  188  5.  Dem  dringenden  Be- 
dUrfnies  nach  statistischem  Material  fOr  etwaige  Reform  nachgebend 
hat  der  Bundesrat  durch  Beschluss  vom  24.  Juni  1884  eine  nene  Reichs- 
erhehnng  und  zwar  für  das  Kalenderjahr  1885  angeordnet,  welche 
die  innerhalb  diesea  Zeitraums  von  der  öffentlichen  Armenpflege 
unterstützten  Personen,  sowie  die  hierfür  in  Betracht  kommenden 
Ausgaben  und  Einnahmen  erforschen  will.  Auch  hierbei  kommen 
wiederum  mehrere  Formulare  zur  Anwendung,  in  welche  die  einzelnen 
Bundesstaaten  das  Ergehniss  ihrer  Sonderzählung,  and  zwar  diesmal 
nach  Orts-  und  nach  Landarmenverbänden  geecbieden,  einzutragen 
haben.  Der  Umfang  der  Fragen,  deren  Beantwortung  das  Reich 
verlangt,  ist  ein  sehr  geringer.  £s  werden  in  Bezug  auf  die  Per- 
gonalstatistiknur  folgende  Fragen  gestellt:  1)  Name  des  Unter- 
sttltzten,  2)  hat  der  Unterstützte  mit  ihm  zusammenlebende 
Angehörige,  nnd  zwar  a)  eine  Ehefrau,  b)noch  nicht  14  Jahre 
alte  Kinder  nnd  Kindeskinder,  wie  viele?  S)  Art  der  Unter- 
stützung, ob  dauernd  —  vorabergehend,  ob  Anstaltspflege  — 
offene  Pflege,  4)  Ursache  der  UnterstutzangsbedOrftigkeit ? 

Ohne  die  Negative  erschöpfen  zu  wollen,  sei  hier  noch  bemerkt, 
dasB  unter  anderem  nicht  gefragt  wird  nach:  Alter  —  Geburtsort 
—  Aufenthaltsdauer  —  UnterstutzwigswohnBitz ;  Fragen,  die  zur 
ErkennUiiss  der  Wirkungen  des  Gesetzes  vom  6.  Juui  1870  ou- 
erlasslich  sind. 

In  Bezug  anf  die  Finanzstatistik  nmfasst  die  Reichs- 
erhebung die  ordentlichen  nnd  ausserordentlichen  Ausgaben,  wobei 
1)  Erstattungen  verausgabter  Beträge;  2)  Unterstatzungen  a)  in 
baarem  Gelde,  b)  in  Naturalien ;  3)  Ausgaben  far  a)  Suppenanstsilten, 

b)  far  Zehr-  und  Reisegeld ;  4)  die  ausserordentlichen  (fDr  Repara- 
turen n.  dgl.)  unterschieden  werden,  sowie  die  Erstattungen  mit 
Unterscheidung  der  von  a)  deutschen  Orts-  h)  Landarmenverbänden, 

c)  von  anderen  Seiten  znr  direkten  Verabfolgnng  an  Untersttltzte 
bezw.   als  Erstattung  eingegangenen  Beträge.     Posten,   welche,   wie 
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rarllckgttalilte  Kapitalanleihen  und  ausgeliehene  Kapitalien,  nur  fttr 
die  Baehfbhning  als  Ausgaben  oder  Einnahmen  erscheinen  und  als 
iolche  nur  kassenmässig  durchlaufende,  nicht  wirkliche  Einnahmen 
nd  Ausgaben  sind,  sollen  ausser  Betracht  bleiben.  Die  nicht  be- 
sonders henrorgehobenen  Ausgabekategorien  sind  in  die  Gesammt- 
ssmine  einzustellen. 

Leider  darf  das  von  dieser  Erhebung  zu  erhoffende  Resultat 
als  kein  gOnstiges  bezeichnet  werden.  Es  fehlt  fiU*  sie  durchaus  an 
den  oben  als  erforderlich  bezeichneten  gleichm&ssigen  Voraussetzungen 
und  an  begrifflicher  Durchbildung.  Für  die  brennenden  Fragen 
der  Reform  könnte  sie,  selbst  eine  andere  Zuverlässigkeit  voraus- 
gesetzt, als  sie  besitzt,  nur  in  geringem  Masse  Aufschluss  geben. 
Namentlich  wird  durch  die  unterschiedslose  Gleichstellung  der  Orts- 
imd  der  Landarmen  verbände  in  den  finanzstatistischen  Formularen  die 
wesentliche  und  eigentümliche  Verschiedenheit  ihrer  Aufwandszwecke 
völlig  verwischt  Gerade  hierauf  und  auf  eine  feinere  Differenziirung 
muas  es  aber  ankommen.  Ausserdem  entbehrt  sie  als  einmalige  Er- 
hebung gerade  in  Ansehung  der  vielfach  wechselnden  Erscheinungen 
des  Ab-  und  Zuströmens  in  den  ärmeren  Bevölkerungsklassen,  der 
Zu-  und  Abnahme  des  Armenaufwandes  der  Vergleichbarkeit  mit 
aaderen  Feststellungen.  Als  Andeutung  über  die  Armenzustände  im 
allgemeinen,  wie  dies  durch  einmalige  Ermittelung  möglich  ist, 
wird  sie  nicht  ohne  Wert  sein,  aber  in  der  Hauptsache  wenig  Neues 
bieten. 

Die  Veröffentlichungen  des  Resultats  haben  für  das  Reich  noch 
nicht  begonnen ;  Preussen  hat  einige  Hauptergebnisse  bereits  publizirt : 
s.  unten.  —  Vergl.  über  das  Detail  meinen  Bericht  über  den  Stand 
der  Individual-Armenstatistik  mit  Beziehung  auf  die  seitens  des 
Reichs  veranlasste  Erhebung  für  das  Kalenderjahr  1885,  in  Drucks, 
des  D.  V.  1885  Nr.  2  und  meine  Abhandlung  über  Armenstat  a.  a.  0. 
Dieselbe  knüpft  unmittelbar  an  diese  Erhebung  an. 

II.     Bundesstaaten. 

1.  Preussen.  a.  Die  Armenstatistik  von  1849.  Ein 
in  grösserem  Massstabe  angelegter  Versuch,  der  namentlich  auf 
finanzstatistische  Nachweisungen  der  gesammten  Armenpflege,  ein- 
schliesslich der  kirchlichen  und  Stiftungsarmenpflege,  abzielt.  Die 
Angaben  sind  auch  heute  noch,  soweit  sie  städtische  Verwaltungen 
betreffen,  durchaus  brauchbar,  für  das  Land  allerdings  ganz 
unzureichend.  Den  wertvollsten  Bestandteil  der  Publikation  bilden 
die  vortrefflichen,  noch  gegenwärtig  völlig  zutreffenden  Bemerkungen, 
mit  welchen  Dieterici  die  Zahlenangaben  begleitet.  —  Preuss. 
Stot.  1849  Bd.  IV  S.  429  ff. 

b.  Die  finanzstatistische  Erhebung  von  1869.  — 
Dieselbe  ist  eine  Finanzstatistik  im  weiteren  Sinne  und  weist  unter 
den  Einnahmen  und   Ausgaben  auch   unter  IV   die   Ausgaben   für 
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WohlthfttigkeitB-  und  ArmenanetalteD,  sowie  für  Wohlthitigkeit  und 
Armenpflege  überhaupt  nach.  Die  in  Preuss.  Stat.  1875  Bd.  XXXV 
pnblizirten  Uebersichten  betreffen  die  kreis-  and  kommimalständiscIieD 
Verbände,  ^  Vgl.  hierzn  das  Ei^.-H.  VI  zur  Ztschr.  des  preuas. 
stftt.  Bnr.  Tab.  III  S.  82  ff.,  woaelbat  die  ReB&ltate  der  Erbebong 
fOr  56  Städte  Über  20  000  £.  genauer  verfolgt  werden. 

C.  Die  finanzBtatistische  Erbebnng  von  1876.  läse 
Oeraeindefinanzstatiatik  im  weiteren  Sinne  für  die  damals  1 70  pmtg. 
Städte  mit  mebr  als  10  000  E.  Die  Uebersicht  I  enthalt  unter  IV 
AuBgaben  fQr  WohlUt.-  und  Armenanstalten ,  für  W.  nnd  A.  übet- 
haupt,  nnterschieden  in  1.  für  W.-  und  Armenanstalten  unter  Gemeinde- 
verwaltung, 2.  Zoschflsse  an  andere  nicht  unter  GemeindeverwalUmg 
stehende  Wohtthätigkeits-  und  Armenanstallen ,  3.  sonstige  Am- 
gaben  für  A.  und  W.  mit  Einschluss  der  Armenkrankenpflege  ond 
Aufwendungen  für  arme  Schulkinder,  4.  Summe.  —  In  Tab.  V 
nnd  VI  sind  die  Gessramtansgaben,  hierbei  unter  d  die  für  Annen- 
wesen,  sowie  der  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfallende  Being 
angegeben,  und  zwar  für  die  56  Städte  mit  mehr  als  20000  £. 
gleichzeitig  nnt«r  Vergleichnng  mit  den  Ergebnissen  von  1869.  — 
Erg.-H.  VI  znr  Zeitschr.  d.  prenss.  stat.  Bur.  1879. 

d.  Die  finanzstatiatische  Erhebung  von  1877'7S. 
Eine  Ereisfinanzstatigtik.  In  Tab.  A  sind  unter  A  III  aach  die 
Ausgaben  für  Wohltbätigkeits-,  Armen-  und  Beesemngsanst altes  nnd 
Armenpflege  nachgewiesen,  unter  B  III  die  Einnahmen  aus  den 
Wohltblttigkeitsanstalten  und  gemeinnützigen  Ein  richten  gen.  ^  Jlrg.- 
H-  VII  der  Ztschr.  des  preuss.  stat.  Bar.  1880, 

e.  Die  finanzstatislische  Erhebung  von  1880,81. 
Eine  Gemeinde-  nnd  Kreisfinanzstatistik  im  engeren  Sinne,  die  üch 
auf  die  allerdings  sehr  detaillirte  Kachweisniig  des  Aufkommens  m 
direkten  Staatssteuern.  Gemeindcabgaben  bezw.  an  Schul-,  Kirchen-, 
Armen-,  Kreis-  und  Pro  vi  nzial  steuern  erstreckt.  Speziell  fUr  i^ 
Fragen  des  Armenrechta  Sp.  25  bemerkenswert :  Nachweis  der  neben 
den  Gemein  deab gaben  besonders  zur  Erhebung  gelangenden  Armen- 
Bteuern.  Die  Uebersichten  betreffen  1-  sämmtliche  Städte  —  d.  h. 
alle  Gemeinden  mit  städtischer  Verfassung  ~  einzeln,  2.  die  Land* 
gemeinden  nach  Kreisen  bezw.  Bürgermeistereien.  —  Erg. -II.  IX 
der  Ztschr.  des  preuss.  stat.  Bur.    1882. 

f.  Die  finanzstatistiscbe  Erhebung  von  1883,84. 
Eine  Gemein deün an zstalistik  im  weitesten  Sinne,  welche  alle  Aus- 
gaben und  Einnahmen  der  Gemeinden  nach  sehr  fein  geglioderten 
Kategorien  nachweist,  überall  bei  der  betreffenden  Rubrik  neben 
der  Ausgabe  etwaige  direkte  Erträge  aus  den  betreffenden  Ver- 
anstoltungen  vermerkend,  die  Ausgaben  in  ordentliche  nnd  ausser- 
ordentliche scheidend.  In  Ruhr.  V  werden  die  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen für  Wohllhätigkeits-  und  Armenanstalten,  für  W.  und  A. 
überhaupt  nachgewiesen.  Die  Uebersichten  betreffen  1.  Bämmtliche 
Städte  einzeln,  2.  die  Landgemeinden  nach  Kreisen.  —  Im  Ein- 
gänge befindet  sich  ein  Ueberblick  Über  die  Geschichte  der  prenss. 
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iüsük.  —  £rg.-H.  XVl  zur  Ztschr.  d.  preoss.  stat.  Biir.1884. 

Preossen  besitzt  in  den  vorbezeicbneten  Arbeiten  ein  aos- 
^ekhneteB,  Ton  keinem  anderen  Staate  ttbertroffenes  armenfinanz- 
fUtistiscbes  Material.  Dasselbe  ist  nm  so  wertvoller,  als  die  be- 
tflgUchen  Nachweisongen  in  engstem  Zusammenhang  mit  dem  übrigen 
Sttneindehaoshalt  gegeben  sind,  und  daher  nicht  blos  zeitlieh  wie 
6rüich,  sondern  namentlich  auch  mit  den  übrigen  Ausgaben  und 
Emnahmen  vergleichbar  sind.  —  Allerdings  ist  hervorzuheben,  dass 
die  für  den  Osten  Preussens  äusserst  wichtige  Kategorie  der  Guts- 
bedrke  ausser  Betracht  geblieben  ist ,  weil  die  ihnen  eigentümliche 
Vermischung  von  privater  und  öffentlich-rechtlicher  Wirtschaft 
eine  Scheidung  der  bezüglichen  Ausgaben,  ja  selbst  eine  blos  über- 
schlägliche Schätzung  unmöglich  macht.  —  Vgl.  a.  a.  0.  S.  261.  — 
Ausserdem  die  Schrift  von  Gerstfeldt,  Städtefinanzen  in  Preussen 
(Leipzig  1882,  Bd.  IV  H.  1  der  von  Schmoller  herausg.  staats- 
ond  socialwiss.  Forschungen),  der  das  Material  bis  einschliesslich 
1881  zum  Gegenstande  mannigfaltiger  Bearbeitung  und  Vergleichung 
macht.  —  Ferner  v.  Tzchoppe,  Vergleichende  Darstellungen  aus 
der  Finanzstat.  der  preuss.  Stat.  für  d.  J.  1883  84,  in  Ztschr.  d. 
preoss.  stat.  Bur.  1884  S.  203  £f.  —  In  beiden  Arbeiten  ist  auch 
das  Verhältniss  des  Armenaufwandes  zu  den  Mitteln  und  den  übrigen 
Auf «andsz wecken  der  Gemeinden  gut  berücksichtigt.  —  Vgl.  über- 
haupt über  den  Stand  der  Eommunalfinanzstat.  Eollmann,  Die  Eom- 
nnoalbelastung  im  Grossh.  Oldenburg,  in  Schanz'  Archiv  1884 
II  S.  192;  V.  Reitzenstein  in  Schönbergs  Handb.  d.  polit  Oekon. 
2.  Aufl.  S.  667;  Loening  ebenda  S.  896. 

g.  Die  Armenstatistik  von  1885.  Von  den  für  die 
Rdchserhebung  zu  liefernden  Nachweisungen  sind  die  Hauptergeb- 
nisse kurz  und  summarisch  in  Nr.  25  der  Stat.  Korr.  des  preuss.  stat.  Bur. 
vom  3.  Juli  1886  veröffentlicht  worden.  Sie  betreffen  namentlich  die 
Zahl  der  Armen,  den  Gesammtbetrag  der  Aufwendungen  seitens  der 
Orts-  und  der  Landarmenverbände  ^). 

h.  Die  Volkszählungen.  1852  wurden  bei  der  Volks- 
iählnng  „diejenigen  Personen,  welche  lediglich  von  Almosen  leben 
md  zwar  ohne  zu  den  Familienangehörigen  zu  zählen,"  besonders 
mfgenommen.  In  dem  älteren  Quellenwerk  der  Preuss.  Stat. 
3d.  V  S.  1023.  —  Bei  der  Volkszählung  von  1861  wurden  unter 
len  Berufsklassen  in  Sp.  13^  „aus  fremden  Mitteln  lebende  Familien- 
läupter  und  Alleinstehende  (Almosenempfänger)"  nachgewiesen. 
Preuss.  Stat.  Bd.  V  S.  148.  —  Bei  der  Volkszählung  von  1867 
RTorden  nachgewiesen:  „aus  fremden  resp.  öffentlichen  Mitteln  Le- 
)ende   a)  Almosenempfänger,    Insassen    von    Heil-    etc.   Anstalten, 


*)  Inzwischen  sind  auBführlichere  Nach  Weisungen  in  der  Zeitschr.  des 
)reuas.  stat  Bor.  1886  S.  42—64  erschienen;  dieselben  erstrecken  sich 
Ulf  die  einzelnen  Regierungsbezirke.  Eine  nähere  Prüfern^  dieser  Pubii- 
Lation,  sowie  die  Verwertang  ihrer  Ergebnisse  in  dieser  Arbeit  ist  mir 
licht  mehr  möglich  gewesen,  da  dieselbe  erst  während  der  Korrektur 
leraosgekommen  ist 
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Detinirte  in  Gefängnissen  aller  Art;  b)  etwaige  Angehörige  der 
von  fremden  Mitteln  Lebenden".  Prenss.  Stat.  Bd.  XYI  S.  116.  — 
Desgl.  1871,  Prenss.  Stat.  Bd.  XXX  Rubr.  75.  76.  85.  86.  — 
Seit  1875  ist  von  solcher  Sonderzäblung  im  Hinblick  aaf  eine  sp&tere 
Gewerbestatistik  Abstand  genommen  worden.  —  Die  Ergebnisse  der 
Bemfszählung  von  1882  sind  in  Bd.  LXXYI  veröffentlicht  worden; 
dort  sind  entsprechend  den  für  das  Reich  bezeichneten  Kategorien 
unter  den  berufslosen  Personen  auch  die  von  Unterstützung  Lieben- 
den und  die  Anstaltsinsassen  nachgewiesen;  in  brauchbarer  Detafl- 
lirung  aber  nur  für  den  gesammten  Staat,  während  für  die  Reg.-Be- 
zirke  und  Kreise  die  Angaben  über  diese  Personen  mit  den  über 
die  anderen  berufslosen,  worunter  namentlich  solche,  die  von  eigenem 
Vermögen  oder  Pensionen  leben,  zusammengeworfen  sind.  —  YgL 
hierzu  die  Bem.  oben  S.  42  zu  b.  —  Diese,  wie  der  erste  Blick 
ergiebt,  sehr  ungleichwertigen  Ziffern  sind  jedenfalls  mit  allergrösster 
Vorsicht  zu  benutzen. 

2.  Sachsen.  Die  Reichserhebung  von  1881  war  für  Sachsen 
die  Veranlassung  im  Anschluss  an  sie  das  Formular  des  Reiches  er- 
heblich zu  erweitern,  die  einzelnen  Daten  durch  Individualzählkarten 
zu  ermitteln,  und  die  Resultate  seiner  Nachforschungen  in  umfassen- 
der Weise  zu  veröffentlichen.  Die  Fragen,  die  weiter  gehen,  als 
die  des  Reichs,  betreffen  das  genauere  Nationale  und  den 
Unterstütznngswohnsitz.  Nur  für  Leipzig  und  Dresden  wurde  noch 
weiter  gegangen  und  für  jeden  der  Unterstützten  die  Angabe  des 
vollen  Nationale  (Name,  Geburtstag,  Geburtsort,  Religion  u.  s.  w.), 
der  Aufenthaltsdauer  und  des  Unterstützungswohnsitzes,  des  Leu- 
mundes und  der  Art  der  Unterstützung,  letzere  bis  ins  Einzelne 
gegliedert,  gefordert.  Ueberdies  unterschied  sich  Sachsen  noch  da- 
durch vom  Reich,  dass  es  die  Erhebung  auch  auf  die  Landarmen 
erstreckte.  Die  Veröffentlichungen  sind  sehr  umfassende  und  geben 
die  Resultate  gesondert  nach  Amts-  und  Kreishauptmannschaften  in 
Verbindung  mit  einem  kurzen  Ueberblick  über  System  und  Organi- 
sation des  Armen  Wesens  in  Sachsen  und  unter  Klarlegung  des  Ver- 
hältnisses der  einzelnen  Kategorien  durch  Prozentberechnungen.  Die 
Publikationen  bezüglich  Leipzigs  und  Dresdens  sind  umfangreiche 
Monographien  der  in  jenen  Städten  aus  öffentlichen  Mitteln  geübten 
Armenpflege.  Am  Eingange  der  ganzen  Veröffentlichung  sind  An- 
gaben und  Betrachtungen  enthalten,  die  über  das  Wesen  der  Armen- 
statistik und  den  Stand  der  betreffenden  Arbeiten  orientiren  sollen. 
Da  Sachsen  durch  seine  zentrale  Lage  und  die  vorwiegend  industrielle 
Beschäftigung  seiner  Bewohner  ein  ganz  besonders  wichtiges  Gebiet 
für  die  Fragen  des  Armenrechts  bietet,  so  sind  die  Feststellungen, 
namentlich  bezügl.  des  Unterst.-Wohnsitzes,  von  allgemeinerer  Be- 
deutung. Auch  bewirkt  der  Umstand,  dass  Sachsen  viele  intelligente, 
in  Verwaltungsgeschäften  geübte  Gemeindeverwaltungen  besitzt,  eine 
grössere  Zuverlässigkeit  dieser  Statistik,  als  sie  einmaligen  Erhebungen 
an  und  für  sich  zukonmit.  —  Zeitschr.  des  sächs.  stat.  Bur.  Jahrg. 
28  und  29. 
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3.  Würtemberg.  Ausser  der  schon  erwähnten  dürftigen 
Zusammenstellang  besitzt  W.  noch  eine  sorgfältige  and  wertvolle 
Annenstatistik  in  der  von  Camerer  bearbeiteten  Stat.  der  Fürsorge 
fOr  Arme  and  Notleidende:  Würtemberg.  Jahrb.  für  Statistik  und 
Landesk.  1876  H.  IIL  —  Doch  handelt  es  sich  in  der  Hauptsache 
am  Anstalten,  Stiftungen  und  Vereine  zu  Armenpflegezwecken,  deren 
Entstehung,  Zweck,  Sach-  und  Yermögensstand  sowohl  einzeln  wie 
unter  folgenden  Kategorien :  a)  für  Kinder  b)  für  die  heranwachsende 
Jugend  c)  für  Arbeiter  d)  Kranke  e)  Alte  und  Gebrechliche 
f)  Arme  überhaupt  —  nachgewiesen  werden.  Unter  f)  sind  nament- 
lich auch  alle  Stiftungen  begriffen,  die  ausschliesslich  den  Zwecken 
der  öffentl.  Armenpflege  gewidmet  sind.  Doch  ist  eine  Sonderung 
zwischen  den  Gebieten  der  öffentlichen  und  der  Stiftungsarmenpflege 
im  engeren  Sinne  nicht  durchgeführt,  so  dass  die  Arbeit  für  die 
Beurteilung  der  ersteren  nur  von  mittelbarem  Werte  ist.  —  In 
der  an  anderer  Stelle  (vgl.  unten  §  87)  zu  nennenden  Gemeinde- 
finanzstatistik sind  nur  Nachrichten  über  Abgaben,  Nutzungen  u.  s.  w. 
im  allgemeinen  enthalten,  der  besondere  Haushalt  der  Armenpflege 
nicht  ersichtlich  gemacht. 

4.  Baden.  Einige  Ergebnisse  der  Reichserhebung  von  1881 
sind  in  der  Karlsruher  offiziellen  Zeitung  mitgeteilt;  doch  handelt 
es  sich  nur  um  ganz  summarische  Angaben  der  Zahl  der  Unter* 
stützten  und  des  Aufwandes  für  dieselben.  —  Man  findet  dieselben 
abgedruckt  in  D.  Gem.-Z.  1881  S.  232  und  in  Schrrollers  Jahrb. 
f.  G.  u.  s.  w.  1882  H.  4  S.  235.  —  Ausserdem  sind  auch  in  den 
Nachweisungen  betr.  das  Gemeinderechnungswesen  in  Baden  die 
Armenausgaben,  soweit  sie  aus  Gemeindemitteln  gedeckt  werden,  er- 
sichtlich gemacht  und  zwar  seit  1878  als  „besondere  Armenumlagen**. 
In  den  Nachweisungen  betr.  den  Vermögensstand  der  Stadtgemeinden 
über  3000  und  der  Landgemeinden  über  4000  Einw.  sind  die  Aus- 
gaben für  „Armenpolizei"  besonders  hervorgehoben.  —  Vgl.  Stat. 
Jahrb.  für  d.  Grossh.  Baden  regelmässig  in  Tab.  19;  speziell  noch 
Bd.  15  S.  240. 

5.  Andere  Staaten.  Die  Ergebnisse  der  Reichserhebung 
sind,  soviel  bekannt,  nur  noch  von  S.-Meiningen  und  zwar  ebenfalls 
sehr  summarisch  veröffentlicht  worden.  Die  Angaben  über  die  Ur- 
sachen sind  unbrauchbar,  dagegen  die  Armenziffer,  der  Gesammt- 
betrag  und  der  Kopfbetrag  des  Armenaufwandes,  nach  den  4  Kreisen 
gegliedert,  von  einigem  Wert.  —  Stat.  d.  Hgt.  S.-Meiningen  Bd.  1 
S.  853  ff 

III.    Andere  Verwaltungsbezirke. 

a.  Die  Armenstatistik  der  Provinz  Hannover  für 
1872,  1877,  187  9.  Obwohl  alle  grösseren  Verwaltungen, 
namentlich  auch  die  provinzialständischen,  in  ihren  Berichten  An- 
gaben über  das  Armenwesen  veröffentlichen,  die,  wie  schon  bemerkt, 
unter  Umständen  sehr  wertvoll  sind,  so  können  doch  unmöglich  alle 
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diese  hier  einzeln  aufgezählt  werden.  Eine  Ausnahme  ist  bezüglich 
der  Provinz  Hannover  zu  machen,  welche  drei  Mal  eigentlich  armen- 
statistische  Erhebungen  veranstaltet  und  als  Beilagen  zu  ihren  Ye^ 
waltungsberichten  für  1874,  1878  und  1881  publizirt  hat.  In  den 
beiden  erstgenannten  sind  die  Einnahmen  der  Armenverwaltungen 
nach  ihren  einzelnen  Quellen,  die  Zahl  der  Unterstützten  nach  Art 
und  Dauer  unterschieden.  Die  Nachweisungen  beziehen  sich  auf  dis 
selbständigen  Städte  und  die  Amtsverbände.  Desgleichen  die  Er- 
hebung für  1879,  die  aber  sehr  viel  weiter  geht  und  sehr  viel  sorg- 
fältiger veranstaltet  ist  als  die  früheren.  Es  wird  nachgewiesen: 
1.  Die  Staatssteuerkraft  im  Ganzen  und  pro  Kopf.  2.  Die  Art  der 
Unterstützung  —  in  genauer  Scheidung  zwischen  Anstalts-,  Kost- 
ond  Uausarmenpflege.  Auch  ist  bei  ersterer  die  nähere  Eigenschaft 
der  Anstalt,  als  Siechen-,  Irren-  etc.  Anstalt,  bei  letzterer  Geschlecht 
und  Familienstand  der  Unterstützten,  sowie  ihre  Zugehörigkeit  zu 
einem  Orts-  oder  zum  Landarmenverband  angegeben.  8.  Erstattungen. 
4.  Der  Aufwand,  mit  genauester  Scheidung  der  Quellen  desselben, 
namentlich  a)  ob  aus  eigentlichen  Armensteuem  oder  Gemeinde* 
mittein,  b)  aus  Ersatzleistungen  des  L.-A.- Verbandes  oder  anderer 
Armenverbände,  c)  aus  Stiftungen,  freiwilligen  Beiträgen,  Armen- 
gebühren, d)  aus  Amtsnebenanlagekassen.  —  Die  Bedeutung  für  die 
Fragen  des  Armenrechts  liegt  bei  dieser  Statistik  vor  allem  in  der 
Scheidung  der  Aufwandszwecke  und  der  Einnahmequellen,  nament- 
lich auch  in  der  sorgfältigen  Auseinanderhaltung  und  Nebeneinander- 
stellung der  auf  die  Ortsarmenverbände  und  den  Landarmenverband 
bezüglichen  Nachweisungen.  Da  Hannover  eine  Bevölkerung  von 
2,2  Hill.  Einw.  hat,  also  in  der  Bevölkerungsrangordnung  Wtlrtem- 
berg  vorangeht,  so  leuchtet  ein,  dass  diese  Erhebungen  einen  grösseren 
als  einen  rein  lokalen  Wert  haben,  obwohl  gewisse  Veranstaltungen 
(namentlich  die  Amtsnebenanlagen)  Hannover  eigentümlich  sind. 

*  b.  Die  Indi  vidualstatistik  des  Deutschen  Vereins 
von  188  3.  Wie  schon  erwähnt,  wurde  das  Bedürfhiss  einer 
Armenstatistik  im  Schosse  des  D.  V.  sehr  lebhaft  empfunden.  Der- 
selbe veranstaltete  daher  1883  eine  Erhebung,  die  in  Inhalt  und 
Methode  der  sächsischen  Statistik  ganz  ähnlich  war  und  nur  darin 
sich  von  ihr  unterschied,  dass  sie  statt  eines  ganzen  Landes  eine 
Anzahl  deutscher,  dem  Verein  angehörender  Städte  umfasste  und 
statt  auf  amtlicher  Anordnung  seitens  einer  Zentralstelle  auf  der 
Initiative  der  einzelnen  Beteiligten  beruhte.  Die  Aehnlichkeit  rührte 
vor  allem  daher,  dass  Böhmert,  der  Leiter  der  amtlichen  sächs.  Stat., 
die  Seele  dieser  Vereinsstat.  wurde.  Die  Erhebung  umfasst  77  dem 
Vereine  als  Mitglieder  angehörige  Ortsarmenverbände  (Städte)  und 
geht  ebenfalls  auf  die  armenrechtlich  äusserst  wichtigen  Fragen  der 
Aufenthaltsdauer,  des  Unterst.-Wohns.  u.  s.  w.  ein.  Bis  jetzt  sind 
in  den  Vereinspublikationen  die  wichtigsten  Resultate,  teils  speziell, 
teils  zusammenfassend,  mitgeteilt;  vgl.  a.  a.  0.  Eine  Bearbeitung  in 
grösserem  Stile,  bei  welcher  das  Armenwesen  der  einzelnen  Armen- 
verbände auf  Grund  der  Erhebung  eingehender  dargestellt  wwden 
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soll,  ist  angekündigt,  aber  bisher  noch  nicht  erschienen.  Mit  Rtlck- 
sicht  daraof,  dass  diese  Erhebang  einen  sehr  anerkennenswerten, 
aber  anstreitig  noch  sehr  Iflckenhaften  Versuch  darstellt,  hat  eine 
derartige  grössere  Publikation  ihre  erheblichen  Bedenken,  weil  sie 
leicht  den  Charakter  eines  eigentlichen  Quellenwerkes  annehmen  und 
zu  vielfach  irriger  Benutzung  verleiten  kann.  Der  Hauptwert  der 
Yereinsstat.  liegt  in  der  schon  oben  hervorgehobenen  Vielseitigkeit 
und  Gründlichkeit  der  über  sie  geführten  Verhandlungen.  Die  Er- 
gebnisse sind,  so  weit  sie  sich  auf  grosse  Zahlen  gründen,  für  einige 
Erscheinungen  der  öffentlic)ien  Armenpflege  verwendbar.  —  Ob  die 
Statistik  fortgesetzt  werden  wird,  soll  von  dem  Ausfall  der 
lleichserhebung  für  1885  abhängen. 

c.  Armenpflegestatistik  deutscher  Städte  für  die 
Jahre  1872  bis  187  6.  Eine  von  der  Gemeinde-Zeitung  ver- 
anstaltete Privatarbeit,  welche  135  deutsche  Städte  umfasst  und 
namentlich  das  Verhältniss  der  ortseingeborenen  und  nicht  orts- 
eingeborenen Armen,  den  Aufwand  für  öffentliche  Armenpflege,  das 
Erstattungs-  und  Armenstreitwesen  in  24  Rubriken  geschickt  be- 
handelt. Doch  sind  die  Zahlen  offenbar  äusserst  ungenau  und  eben- 
falls nur  andeutungsweise  und  mit  grosser  Vorsicht  zu  benutzen.  — 
Deutsch.  Gem.-Z.  1878  Beilage  zu  Nr.  22. 

d.  Die  Anforderungen  für  öffentliche  Unter- 
stützungenin51  deutschenStädtenwährend  d.  J.  1876 
unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Stadt  Aachen  aus  amtlichen 
Quellen  mitgeteilt  durch  die  Aachener  Armenverwaltung.  Aachen 
1879.  —  Die  Bevölkerungszahl,  Beträge  an  Staats-  und  Gemeinde- 
steuern insgesammt  und  pro  Kopf,  die  Zahl  der  dauernd  Unter- 
stützten und  die  einzelnen  Veranstaltungen  für  letztere,  nach  ver- 
schiedenen Gesichtspunkten  geschieden,  sind  neben  einander  ge- 
stellt. 

e.  Die  Verteilung  der  Armenlasten  in  51  preus- 
sischen  Städten.  Von  Adickes,  als  Beilage  zu  seiner  genannten 
Abhandlung,  Tüb.  Ztschr.  1881  S.  419  ff.  —  Es  ist  eine  Ueber- 
sicht  über  den  Betrag  der  Grund-  und  Gebäude-,  der  direkten 
Staatssteneni,  der  Kommunalsteuern,  der  Zwangsbeiträge  für  die 
Kosten  der  öffentlichen  Armenpflege  insgesammt  und  pro  Kopf  ge- 
geben und  eine  Berechnung  hinzugefügt,  welche  das  Verhältniss  der- 
selben zu  einander  ersichtlich  macht.   — 

Hiermit  dürfte  die  Zahl  der  über  mehr  als  einen  Verwaltungs- 
bezirk sich  erstreckenden  bezw.  den  üblichen  Inhalt  eines  Verwaltungs- 
berichts überschreitenden  Zusammenstellungen  und  Erhebungen  er- 
schöpft sein.  Von  den  für  die  Untersuchung  armenrechtlicher  Fragen 
verwendbaren  Einzelangaben  aus  einzelnen  Verwaltungsberichten  wird 
im  Verlaufe  der  Arbeit  mannigfacher  Gebrauch  gemacht  werden. 

Fonchongen  (27)  VI.  4.  —  Hünsterberg.  4 
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2.    Das  mittelbar  armenstatistische  MateriaL 

§11. 

Eine  Aufisählung  aller  derjenigen  Angaben,  welche  für 
die  Kenntniss  der  Erscheinungen  des  Armenwesens  mittelbare 
Bedeutung  haben,  ist  nicht  wohl  möglich.  Dieselben  sind  in 
allen  grösseren,  zum  Teil  auch  in  den  kleineren  (vornehmlich 
in  den  thüringischen)  Staaten  sehr  erheblich,  fast  unerschöpf- 
lich. Von  der  grundlegenden,  für  alle  Verhältnisse  wichtigen 
Bevölkerungs-  und  Wanderungsstatistik  bis  herab  zu  der  das 
Gebiet  des  Armenwesens  hart  streifenden  Bettler-  und  Arbeits- 
hausstatistik auf  der  einen,  der  Unfall-,  Kranken- Versicherungs- 
statistik und  ähnlichen  auf  der  andern  Seite  giebt  es  eine 
Reihe  von  Spezialerhebungen^  welche  für  die  Erkenntniss  des 
Armenwesens  als  unendlich  wichtig,  ja  als  schlechthin  unent- 
behrlich zu  bezeichnen  sind. 

Es  erschien  Angesichts  der  Schwierigkeit  erschöpfender  Auf- 
zählung zweckmässig,  über  das  einschlägige  Material  an  seinem  Orte 
nähere  Angaben  za  machen.  So  wird  man  in  §  17  Angaben  über 
Krankenversicherung  —  in  §  67  ff.  über  die  Bevölkerungs-,  speziell 
Wanderbewegungen  —  in  §  87  ff.  über  Kommunalfinanzen  —  in 
§102  über  Bettlerwesen  —  in  §  151  ff.  über  Gebrechliche  —  in 
§180  über  Krankenanstalten  u.  a.  m.  finden. 


2.  Kapitel. 

Notwendigkeit  der  Armengesetzgebung. 


1.    Die  Orundzfi^e. 

§  12. 

Von  dem  gesetzlich  geregelten  Zustand  unterscheidet  sich 
der  gesetzlich  nicht  geregelte  nicht  dadurch,  dass  der  Inhalt 
des  inn  betreffenden  Thuns  und  Unterlassens  in  beiden  Fällen 
ein  notwendig  verschiedener  ist.  Unter  übrigens  gleichen 
Verhältnissen  wird  an  der  einen  Stelle  ohne  Gesetz  thatsäch- 
Heli  dasselbe  gethan  und  unterlassen,  was  an  einer  anderen 
Stelle  auf  Grund  des  Gesetzes  gethan  oder  unterlassen  wird. 
D<*r  wesentliche  Unterschied  liegt  vielmehr  darin,  dass  im 
ersten  Falle  etv\\is  gethan  oder  unterlassen  werden  kann  und 
im  zweiten  Falle  etwas  gethan  oder  unterlassen  werden 
muss.  Dass  die  auf  das  Verhalten  der  Menschen  bezüglichen 
Vorschriften,  wenn  nötig,  im  Wege  des  Zwanges  verwirklicht 
werden  können,  charakterisirt  den  gesetzlich  geregelten  Zu- 
stand gegenüber  dem  gesetzlich  nicht  geregelten. 

Weil  nun  das  freie  Walten  der  den  Menschen  und  den 
sie  umgebenden  Dingen  innewohnenden  Kräfte  das  Natürliche 
und  daher  überall  das  Primäre  ist,  so  bedarf  (»s  einer  sekun- 
dären Thätigkeit,  eines  besonderen  Aktes,  um  dies  freie  Wal- 
ten zu  einem  notwendigen  und  gesetzmässigen  umzugestalten. 
Als  selbstverständliche  Voraussetzung  darf  hierbei  erscheinen, 
dass  der  Gesetzgeber  nicht  anders  zu  solcher  Thätigkeit 
schreiten  wird,  als  wenn  er  die  Ueberzeugung  erlangt  hat,  es 
müsse  etwas  geschehen,  um  Besserung  und  Abhülfe  herbei- 
zuführen, und  es  würde  dies  nicht  geschehen,  wenn  es  nicht 
unter  Zwangsandrohung  geboten  oder  ver})oten  würde. 

Wendet   man  diese  allgemeinen  Sätze  auf  die  Fragen  des 

4* 
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Armenwesens  an,  so  gelangt  man  zu  demjenigen  Punkte,  von 
welchem  ein  Teil  der  neueren  Reformbestrebungen  seinen 
Ausgang  nimmt,  indem  die  Fernhaltung  bezw.  die  Beseitigung 
des  gesetzlichen  Zwanges  in  Bezug  auf  das  Armenwesen  ge- 
fordert wird. 

Diese  Forderung  ist  an  erster  Stelle  deshalb  zu  betrach- 
ten, weil  im  Falle  ihrer  Erfüllung  das  Sekundäre,  die  Armen- 
gesetzgebung, hinfkllig,  die  Erwägung  ihrer  Regelung  über- 
flüssig erscheinen  würde.  Andererseits  gewährt  gerade  die 
Betrachtung  der  bezüglichen,  diesen  Punkt  bestimmenden 
Gegensätze  die  geeignete  Grundlage  für  die  weitere  Dar- 
stellung, die,  von  dem  Boden  der  natürlichen  Thatsachen 
ausgehend,  zu  denjenigen  Gestaltungen  zu  gelangen  hat, 
welche  bisher  geschaffen  worden  sind,  oder  deren  Schaffung 
in  der  einen  oder  anderen  Weise  begehrt  wird. 

§  13. 

Der  Zustand  der  Bedürftigkeit  einzelner  Personen  — 
Einzelarmut  —  oder  ganzer  Personenklassen  —  Massen- 
armut  —  ist  nicht  an  und  für  sich  in  der  Beschaffenheit 
der  menschlichen  Natur  begründet;  es  lassen  sich  Zustände 
denken,  in  denen  ein  niedriges  Mass  der  Bedürfnisse  im  all- 
gemeinen Unterschiede  zwischen  den  einzelnen  Einwohnern 
eines  Bezirks,  also  den  Gegensatz  von  Wohlstand  und  Armut 
nicht  hervortreten  lässt,  oder  in  denen  einem  jeden  Ein- 
wohner ein  angemessener,  zu  seinem  Unterhalt  ausreichender 
Erwerb  zur  Seite  steht.  Aber  wenn  es  für  solche  Zustände 
auch  nicht  an  Beispielen  fehlt,  so  beziehen  sich  dieselben 
doch  immer  nur  auf  einzelne  Bezirke,  in  denen  eigentüm- 
liche Verhältnisse  einen  meist  nicht  lange  dauernden  eigen- 
tümlichen Einfluss  zu  üben  und,  nur  für  kurze  Zeit,  den 
Zustand  der  Bedürftigkeit  von  allen  Einwohnern  fernzuhalten 
vermochten. 

Vgl.  z.  B.  die  interessanten  Angaben  über  die  Gemeinden 
Kornthal  und  Wilhelmsdorf  in  Würtemberg,  welche  darch  ein  System 
vollständigster  Abschliessung  nach  aussen  auf  der  einen,  durch  vor- 
zügliche Zucht  und  Ordnung  im  Innern  von  bedürftigen  Einwohnern 
frei  blieben,  bei  Sc  hüb  1er  S.  93  und  102.  —  Ueber  Zustände, 
in  denen  die  allgemeine  Armut  das  Hervortreten  individueller  Be- 
dürftigkeit beinahe  unmöglich  macht,  sind  wiederholt  Wahrnehmungen 
gemacht.  So  von  Kries  bezüglich  der  oberschlesischen  Bezirke 
II  S.  8  Anm.  1;  in  der  preussischen  Armenstatistik  von  1849 
bezüglich  der  Kreise  Wittgenstein,  Brilon,  Laasphe;  in  KoUmanns 
Armenstatistik  bezüglich  der  münsterischen  Geest  (Oldenburg).  Ein 
ganz  vortreffliches  Bild  des  Gemeindelebens  in  kleinsten  und 
engsten  Verhältnissen  entrollt  Schnapper-Arndt  in  seinem 
Buche:    5  Dorfgemeinden  auf  dem  hohen   Taunus,   in  den   Staats- 
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uid  sodalwissenschaftlichen  Forschungen,  herausgegeben  von  G. 
Sehnioller,  Bd.  lY  Heft  2;  auch  Stttve,  Wesen  und  Verfassung 
der  Landgemeinden  und  des  ländlichen  Grundbesitzes  in  Nieder- 
sachsen und  Westfalen,  1851,  besonders  S.  150. 

In  Wahrheit  ist  die  Armut  von  jeher  eine  Thatsache  ge- 
wesen.     Von  jeher    hat   es    Zustänoe   gegeben,    in    welchen 
einzelne  Personen    oder  ganze  Klassen   von  Personen  ausser 
Stande   oder  nicht  Willens  waren,   sich  das  zu  ihrem  Unter- 
halt Erforderliche   durch   eigene  Arbeit  zu  erwerben  und  für 
den  Fall  der  Erwerbslosigkeit  aus  eigenen  Mitteln  Abhülfe  zu 
schaffen,    und    ebenso   hat    es    keine    Zeit   gegeben,    in    wel- 
cher die  Thatsache  der  Armut  nicht  Gegenstand  der  Wahr- 
nehmung,   der  Beurteilung   und   der  Fürsorge  gewesen  wäre, 
keine  Zeit,    welcher  es   an  Erwägungen  und   Massregeln  ge- 
fehh  hätte,  dieselbe  zu  verhüten  und  zu  beseitigen.     Art  und 
Mass  ihrer  Uebung   sind  freilich  immer  verschieden  gewesen. 
Von  den   hierauf  im   einzelnen   einwirkenden   Faktoren  wird 
im  folgenden  vielfach  zu   handeln   sein;    hier  bedarf  es  nur 
der  Hervorhebung    der  wichtigsten    in   Betracht   kommenden 
Gesichtspunkte. 

Soweit  von  Armut  als  Gegenstand  verhütender  oder  be- 
seitigender Massregeln  die  Rede  ist,  hat  man  darunter  immer 
denjenigen  Zustand  der  Bedürftigkeit  zu  verstehen,  in  welchem 
das  Individuum  weniger  besitzt  oder  erwirbt,  als  es  notwendig 
2U  seiner  Erhaltung  bedarf  —  also  den  äussersten  Zustand 
des  Mangels  an  den  zum  Leben  absolut  erforderlichen  Unter- 
haltsmitteln. 

Die  Armut    ist   verschuldet    oder    unverschuldet.      Ver- 
schuldet   ist  Armut,    wenn    das    Erwerben    des    Unterhalts 
versäumt  (Müssiggang)   oder  das  Erworbene  über  den  gegen- 
wärtigen Bedarf  hinaus  ohne  Rücksicht  auf  die  Zukunft  ver- 
wendet  worden   ist   (Verschwendung).     Unverschuldet  ist 
sie,   wenn  nicht  voraussehbare  Ereignisse  die  Möglichkeit  des 
Erwerbes    überhaupt   oder  zeitweilig   hindern.     Diese   Hinde- 
rangen    sind   allgemeine  (objektive)  oder  individuelle  (subjek- 
tive).      Zu    den    ersteren    gehören    vornehmlich    gewerbliche 
Krisen,  mangelhafte  Staatseinrichtungen  und  ähnliche  als  Pro- 
dukte    menschlicher    Veranstaltungen,    —     Brand-,    Wasser-, 
Hagelschäden,  Epidemien  und  ähnliche  als  Folgen  von  Natur- 
erscheinungen.    In   subjektiver  Beziehung  hindernd  sind  vor- 
nehmlich Krankheit,  Gebrechen,  jugendliches  Alter,  Greisenalter. 

Aufzählungen  der  möglichen  Armutsursachen  finden  sich  vor- 
nehmlich in  den  Lehrbüchern  der  politischen  Wissenschaft  und  Volks- 
wirtschaft, wo  dieselben  den  Ausgangspunkt  für  Erörterung  all- 
gemeiner sicherheitspolizeilicher  und  wirtschaftspolitischer  Massregeln 
bilden.  Am  besten  noch  immer:  Mohl  S.  280  ff.  und  Rau  §  826 
v.  327.  —  Neuerdings  sind  die  Versuche,  die  Armutsursachen  im  Wege 
der  statistischen  Erhebung   zu   erforschen,    sehr    zahlreiche.     Die 
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Reichest atistik  vou  1885  bat  allerdings  eine  NomeukUtor  von 
Ursachen  aufgestellt,  die  ganz  üusBerlii'h  und  unzulilBglich  ist.  Da- 
gegen liaben  Sacbscu  und  Bremen  im  Äiischiuss  an  die  letztere  die 
Ursachen  sehr  eingebend  behandelt  und  besonders  dem  Auftreten 
der  individuellen  Ursachen:  Krankheit,  Alter,  Verlassen  seitens  des 
Emäbiers,  Arbeitslosigkeit,  Trunksucht  u.  a.,  bt^sondere  Aufmerk- 
samkeit  geechenki.  —  Ueber  das  Detail  vgl.  Böbmert  in  den 
Bericliteu  an  den  Deatschen  Verein  für  Ä-  und  W.  1883—85, 
auch  oben  §  lü'.  Ausserdem  MUnsterberg,  Die  Armen- 
Btaüstik,  in  Conr.  Jahrb.  f.  Nat.  u.  ötai.   1886  Heft  5  S.  408. 

Doch  wirken  die  einzelnen  Ursachen  der  Armut  nicht, 
wie  ein  einzelnes  Naturgesetz  wirkt,  d.  h.  in  deutlich  erkenn- 
barem Zusammen liang  vnn  Ursachß  und  Wirkunff,  snndeni 
OS  handelt  sich  immer  um  mehr  oder  weniger  komplizirta 
Vorgänge:  Müssiggang  kann  die  Verminderung  des  Lebens- 
unterhalts, dieser  Krankheit,  Krankheit  Gebrechen  zur  Folge 
haben.  Jugendliches  Alter,  fitr  sich  immer  ein  Zustand  der 
Hulflosigkeit,  wird  zum  Zustand  der  Armut,  wenn  die  zur 
Unterhaltung  des  Kindes  verpflichteten  Eltern  verstorben,  ab- 
wesend oder  sonst  unvermögend  oder  nicht  Willens  sind,  den 
Unterhalt  zu  gewähren.  Greisenalter,  das  als  natürliche  Er- 
scheinung nie  unerwartet  auftreten  kann,  fuhrt  zur  Armut, 
wenn  der  zum  Greise  Gewordene  es  versäumt  hat,  in  den 
Tagen  der  vollen  Erwcrbsfkhigkeit  für  die  Sicherung  seiner 
Zukuntnt  Sorge  zu  tragen,  bezw,  wenn  andere  Ursachen,  be- 
sonders geringe  Lohnhöhe,  die  ErUbrigung  einer  Altersversor- 
gung unmöglich  gemacht  haben.  So  schliesat  sicJi  eins  an  das 
andere  mit  tmuriger  Notwendigkeit  an :  ein  oft  undurchdring- 
liche« Dunkel  hliltt  die  ersten  Ursachen  ein,  aus  denen  die 
folgenden  sich  ergeben.  Mit  Sicherheit  ist  eben  nur  eines  or- 
kenuljur:  die  endliche  Wirkung,  die  in  der  äusseren  Erschfii- 
nung  der  Armut  zu  Tage  tritt  und,  woher  immer  kommend, 
immer  ein  und  dasselbe  bedeutet:  Mangel  an  dem  zum  not- 
wendigen Lebensunterhalt  Erforderlichen. 

§  u. 

Die  Massrcgcln,  welche  auf  Verhütung  bezw,  Beseitigung 
der  Armut  abzielen,  gliedern  sich  in  natürlicher  Reihen- 
folge, sobald  man  vom  Ferneren  zum  Nälieren  und  Nächsten 
vorschreitet. 

In  erster  Linie  steht  die  allgemeine  Wohlfahrtspflege, 
welche  Wohlstand,  d.  h.  das  Gegenteil  von  Armut,  positiv  xa 
erzeugen  und  zu  fördern  sucht  Sie  steht  mit  den  objektiven 
Ursachen  im  engsten  Zusammenhang,  indem  sie  durch  Aende- 
ruug  schädlicher  Staatseinrichtungcn,  wie  etwa  der  Zollgcseta- 
eebung.  durch  Belebung  des  Verkehrs  und  dor  Industrie  und 
Anderes   Erwerbsquellen    eröffnet    oder    allgemein    zugänglich 
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macht.  Ihr  zunächst  stehen  die  auf  Unschädlichmachung 
ichftdiicher  Naturereignisse  gerichteten  Bemühungen,  Vor- 
kehrungen gegen  Feuers-  und  Wassersnot,  gegen  Epidemien 
und  dergl.  Dieser  Thätigkeit  ist  charakteristisch,  dass  sie  es 
mit  keinem  Einzelnen  zu  thun  hat,  sondern,  ganz  allgemein 
allen  Teilen  der  Bevölkerung  zu  gute  kommend,  das  Ver- 
sinken in  Armut  verhindern  will. 

Ihr  gegenüber  stehen  diejenigen  Bestrebungen,  welche 
den  subjektiven  Ursachen  der  Verarmung  nachfolgen.  Sie 
wollen  oiejenigen  Folgen  unschädlich  machen,  welche  durch 
die  Bestrebungen  der  ersten  Art  nicht  haben  verhütet  werden 
können;  sie  wollen  diejenigen,  die  trotzdem  in  den  Zustand 
der  Armut  verfallen  sind,  aus  demselben  wieder  befreien;  sie 
sind  daher  gerichtet  auf  Beschaffung  von  Mitteln,  welche  den 
in  Armut  geratenen  Individuen  den  zeitweilig  oder  dauernd 
fehlenden  Lebensunterhalt  zu  gewähren  vermögen.  Die  Be- 
schaffung der  Mittel  geschieht  durch  das  Individuum  selbst, 
indem  es  zur  Zeit  des  Erwerbes  soviel  erspart,  um  in  der  Zeit 
der  Eh*werbslosigkeit  oder  der  Erwerbsunfkhigkeit  sich  aus  den 
Ersparnissen  zu  unterhalten  —  oder  sie  geschieht  durch  andere 
E^ersonen,  welche  zu  dem  Individuum  in  irgendwelcher  Be- 
ziehung stehen.  Es  können  das  die  Angehörigen,  die  Dienst- 
oder Arbeitgeber,  die  näheren  Gemeinschaften  —  Korpora- 
tionen, kirchliche,  bürgerliche  Gemeinden  u.  s.  w.  —  sein;  in 
Ermangelung  solcher  Personen,  oder  auch  vor  ihnen,  können 
es  diejenigen  sein,  welche  nur  im  Verhältniss  der  Mitmenschen 
zu  ihnen  stehen  und  als  solche  sich  verpflichtet  oder  sonst 
veranlasst  fUhlen,  den  Zustand  der  Armut  zu  beseitigen.  So- 
weit die  Hülfe  von  Personen  geleistet  wird,  denen  eine  per- 
sönliche Verpflichtung  (Familie,  Dienstherr,  Arbeitgeber)  nicht 
obliegt,  heisst  die  Hülfeleistung  Armenpflege^). 

So  bewegen  sich  die  auf  Verhütung  und  Beseitigung  der 
Armut  gerichteten  Thätigkeiten  in  konzentrischen,  nach  dem 
Mittelpunkt  hin  sich  verengenden  Kreisen;  während  Wohl- 
fahrtspflege und  Schutzveranstaltungen  ins  Allgemeine  gehen, 
treten  die  beiden  anderen,  die  Veranstaltungen  zur  Selbsthülfe 
and   die   eigentliche  Armenpflege  dicht  an  das  betreffende  In- 


*)  „Die  Pflicht  der  Unterstützung  einzelner  Mitglieder  der  Gesell- 
ichaft  durch  andere  entspring  aus  fünf  verschiedenen  Quellen ,  die  ihrer 
nneren  Natur  nach  wesenthch  von  einander  abweichen  und  in  ihrer 
rtaatswirtschaftlichen  Bedeutung  scharf  von  einander  zu  trennen  sind. 
CKeee  Quellen  sind  erstens  der  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  oder  Ver- 
änigung  der  Kräfte  zu  gemeinsamer  Verfolgung  eines  Zieles;  zweitens 
ias  Dienstverhältniss  oder  die  Verhältnisse  des  Lohnes;  drittens  das  Ver- 
tdütniss  der  Familie  oder  die  natürlichen  Bedingungen  der  menschlichen 
Bxistens  und  Entwicklung;  viertens  die  Gebote  unserer  Reli^on  und 
fünftens  die  Rücksichten  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Wohlmhrt.^  — 
Kries  II  S.  30. 
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dividuum  heran,  um  den,  der  trotz  alledem  bedürftig  geworden 
ist,  dem  Zustand  der  Armut  wieder  zu  entziehen. 

Der  ursächliche  Zusammenhang  aller  dieser  BemtUmngen 
und  Veranstaltungen  leuchtet  ein.  Man  darf  behaupten,  dasa, 
wenn  die  beiden  ersten  von  erheblichem  Erfolg  gekrönt  wür- 
den, die  dritte  wesentlich  verringert  werden  könnte,  und  dass 
mit  vollkommener  ErfÜllimg  auch  der  an  die  Selbsthülfe  zu 
stellenden  Forderungen  es  der  Armenpflege  überhaupt  nicht 
bedürfen  würde. 

Dass  ein  Zustand,  in  welchem  die  Armut  gänzlich  aus  der 
Welt  verschwindet,  nicht  wahrscheinlich,  ja,  an  dem  Masse 
menschlicher  UnvoUkommenheit  gemessen,  wohl  schlechterdings 
unmöglich  ist,  bedarf  keiner  näheren  Begründung;  viehnehr 
lässt  sich  die  Besorgniss  nicht  iinterdrücken ,  dass  die  kom- 
plizirten  Produktions-  und  Lohnverhältnisse  der  modernen 
Zeit  eher  eine  Steigerung  der  Armut  als  ein  Sinken  der- 
selben erwarten  lassen.  Was  Menschen  thun  können,  ist  eben 
nur:  vorbeugen,  auf  sittliche  Veredlung  hinwirken;  äussersten 
Falls  helfen. 

Mit   Bezug   auf  das   Helfen   möchte   es   von   vornherein 
ebenso   unwahrscheinlich ,  Ja   selbst  unmöglich  erscheinen,  auf 
die  Herbeiführung  eines  Zustandes  zu  hoffen,  in  welchem  die 
Hülfe  nur  von  dem  hülfsbedürftigen  Individuum  selbst  ausgeht, 
eine   Hülfe   von  anderer   Seite  überflüssig  wird.     Gleichwohl 
kann   gegenwärtig   eine   kurze    Betrachtung   dieser  Hoffnung 
und   der   Umstände,    auf  welche    sie   gegründet   wird,   nicht 
unterlassen    werden,    weil    nicht    blos    die    auf   Beförderung    | 
der    Selbsthülfe    gerichteten    Bestrebungen    den   vornehmsten    ' 
Bang   unter  den  auf  Beförderung  der  allgemeinen  Wohlfahrt 
gerichteten   Bestrebungen   überhaupt  einnehmen,  sondern  weil 
gerade    in   neuerer  Zeit  positive  Vorschläge  gemacht,  positive 
Gesetze  erlassen  worden  sind,  welche  die  Hofliiung,  dass  man 
die  Armenpflege  durch  Veranstaltungen  der  Selbsthülfe  über- 
flüssig machen  kann,  zu  verwirklichen  versuchen. 

2.    Das  Verbältniss  der  Armenpflege  und  der  Selbsthfilfe. 

Vgl.  die  grundlegenden  Arbeiten  von  Brentano:  Die  Arbeiter- 
versicherung gemäss  der  heutigen  Wirtschaftsordnung.  —  Der 
Arbeiterversicheruogszwang  und  seine  Folgen.  —  Die  gewerbliche 
Arbeiterfrage,  in  Schönbergs  Handbuch  §  42  ff.  —  Seh  äff  le, 
Gesellsch.  System,  3.  Aufl.,  S.  483  ff.  —  Wagner,  Theoret.  V.- 
W.-Lehre.  I.  Teil:  Grundlegung.  S.  475.  —  Gamp.  Die  wirt- 
schaftlichen sozialen  Aufgaben  unserer  Zeit  auf  industriellem  und 
landwirtschaftlichem  Gebiete.  Berlin  1881.  —  Hirschberg,  Die 
Selbsthülfe  des  Arbeiterstandes  als  Grundlage  seiner  Versicherung, 
in  Deutsche  Zeit-  und  Streitfragen,  herausgegeben  von  v.  Holtzen* 
dorff.    Berlin  1883.  —  v.  Reitzenstein,  Inwieweit  ist  von  der 
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AvsbildiiDg  der  ArbdlerversicheroDg  eine  Minderoiig  der  ArmeDlast 
m  erwarten?  In  Conr.  Jahrb.  1882  S.  491  ff.  —  Die  Frage  des 
Terbiltnisses  Yon  Yersicherung  und  Armenpflege  ist  aasführlicher 
Mfentlich  erörtert  in  dem  Verein  für  Socialpolitik ,  Verhandlungen 
Tom  9.  und  10.  Oktober  1882.  Das  Referat  hatte  v.  Reitzenstein, 
das  Korreferat  Lamm  er  s  und  A  dickes.  Von  den  übrigen 
Rednern  ist  namentlich  Schmoller  za  nennen.  Vgl.  Bd.  XXI  der 
Schriften  d.  V.  f.  8.  8.  82  ff.  —  Ebenso  im  D.  V.  f.  A.  u.  W. 
Referat  von  Lammers,  Die  Unfallversicherung  in  ihrer  Rück- 
wirkung auf  die  Armenpflege.  (Drucks,  und  Verband],  von  1881.) 
Sehr  viele  Nachweisungen,  sowie  Entwürfe  findet  man  in  der 
Deutschen  Gem. -Z.,  welche  seit  langen  Jahren  die  Ersetzung 
der  Armenpflege  durch  Versicherung  öffentlich  verteidigt  und  be- 
gründet hat    Vgl.  besonders  Jahrg.  1877  Nr.  31—34. 

§  15. 

Die  Gründe,  welche  flür  die  ^Notwendigkeit  der  Selbst- 
hülfe durch  Versicherung  sprechen,  sind  hier  so  wenig  wie 
die  Frage,  ob  freie  Kassen  oder  Kassenzwang  zweckmässiger, 
zu  untersuchen.  Nur  des  Zusammenhanges  wegen  mögen 
in  Kürze  die  massgebenden  Gesichtspunkte  hervorgehoben 
werden. 

Grundsätzlich  hat  jeder  erwachsene  und  arbeitsfähige 
Mensch  fllr  seinen  eigenen  Unterhalt  sowie  für  den  seiner 
nächsten  Angehörigen  zu  sorgen.  Soweit  diese  Sorge  keine 
gegenwärtige  ist,  weil  sie  durch  gegenwärtigen  Arbeitsverdienst 
ihre  Erledigung  findet,  betrifft  sie  die  zukünftige  Lebens- 
möglichkeit, als  welche  zeitweilige  Erwerbslosigkeit  wegen 
Arbcitsmangel  oder  Krankheit,  dauernde  Erwerbsunftlhigkeit 
wegen  Krankheit,  Invalidität,  Alter  oder  durch  Versterben 
mit  Hinterlassung  von  Angehörigen  —  in  Betracht  zu  ziehen 
sind.  Die  aus  den  verschiedenen  Möglichkeiten  sich  ergeben- 
den Folgen  sind  zeitweilige  oder  dauernde,  sie  treffen  den  Ein- 
zelnen, sofern  er  ohne  Angehörige  ist,  allein,  oder  ihn  zusammen 
mit  seinen  Angehörigen,  oder  seine  Angehörigen  allein.  Will  er 
sich  gegen  die  Folgen  sicher  stellen,  so  muss  er  von  dem, 
was  er  im  Zustand  der  Arbeitsfähigkeit  erwirbt,  soviel  erübri- 
gen, um  seinen  Unterhalt  und  etwaige  besondere  Aufwendun- 
gen, wie  Krankenpflegekosten  für  die  Zeit  seines  Lebens,  die 
Erziehung  und  den  Unterhalt  seiner  von  ihm  abhängenden 
Angehörigen  (Ehefrau  und  unselbständige  Kinder)  auf  den 
Fall  seines  Todes  sicherzustellen.  Die  Sicherstellung  soll  regel- 
mässig in  Gestalt  der  Kranken-,  Unfall-,  Alters-,  Lebensver- 
sicherung erfolgen. 

Gesetzt  nun,  dass  die  natürliche  Indolenz  der  meisten 
Menschen,  in  guten  Tagen  die  möglichen  schlechten  ausser 
Acht  zu  lassen,  durch  Erziehung  überwunden  oder  durch  all- 
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fememen   Versicherungszwang    unschädlich   gemacht   werden 
önnte,    so   wäre   noch   ein   zweites  Erfordemiss  zu  erfbllen, 
dass    nämlich   der   Erwerb   in    der   Zeit  der  Arbeitsfähigkeit 
nicht  blos  zum  gegenwärtigen  Unterhalt  ausreichend  sei,  son- 
dern einen  Ueberschuss   enthalte,   aus  welchem  die  Versiche- 
rungsbeiträge gedeckt   werden   können.     Würde   auch  dieses 
Erfbrderniss   erfüllt,   so   hätte  der  Arbeitslohn  diejenige  Höhe 
erreicht,   welche   er    aus   volkswirtschaftlichen   Gründen   not- 
wendig  haben  muss,   um  dem  Arbeitenden  und  seinen  Ange- 
hörigen  mindestens   die  Existenz  zu  sichern.     Das  Eingreifen 
der  Armenpflege   würde  in  diesem  Fall  überflüssig  sein.    Er- 
reicht der  Arbeitslohn  diese  Höhe  nicht  und  wird  nunmehr 
für    den    Unterhalt    der    nicht    versicherten   Personen   durch 
Armenpflege  Sorge  getragen,  so  treten  die  Mittel  der  Armen- 
pflege an  die  Stelle  des  Arbeitslohns;  und  geht  man  von  dem 
volkswirtschaftlich  wohl   kaum   anfechtbaren   Satze  aus,    dass 
der  Arbeitslohn   einen,  und  meist  den  wichtigsten,   Teil   der 
Produktionskosten   bildet,   so  gelangt  man  zu  dem  Folgesatz, 
dass   die  an  die  Stelle  des  Arbeitslohns  getretenen  Mittel  der 
Armenpflege    einen    Teil    der   Produktionskosten  bilden   und 
dass   um   ebensoviel  das  Produkt   billiger  hergestellt  werden 
kann,   als  der  Arbeitslohn   durch  die  Zuschüsse   der   Armen- 
pflege zu   seiner  notwendigen,   d.  h.  die  Versicherungsprämie 
mitbegreifenden  Höhe  ergänzt  ist.     Mit  anderen  Worten:  die- 
jenigen,   welche    von    der    Produktion     unmittelbar    Vorteil 
haben  —  die  Produzenten  bezw.  die  Konsumenten  — ,  erhalten 
diesen  Vorteil   auf  Kosten  derjenigeif,   welche  die  Mittel  der 
Armenpflege    aufbringen,    also  je    nach   den  Umständen   auf 
Kosten   von  Privatpersonen,  auf  Kosten   der  Gemeinde,  des 
Staates  u.  s.  w. 

Dies  ist  der  unleugbare  Zusammenhang  der  Armenpflege 
mit  der  Versicherung,  aus  welchem  die  theoretische  Berech- 
tigung der  Forderung,  dass  erstere  durch  die  letztere  voll- 
kommen ersetzt  werde,  unzweifelhaft  hervorgeht^).  Die  Frage, 
ob  diese  Forderung  in  absehbarer  Zeit,  d.  h.  so  schnell  ver- 
wirklicht werden  kann  oder  wird,  um  die  Reform  in  Bezug 
auf  die  Armenpflege  selbst  schon  jetzt  überflüssig  erscheinen 
zu  lassen,  ist  dem  gegenüber  eine  thatsächliche,  wenngleich 
auf  mannigfachen  Voraussetzungen  beruhende. 

Was  den  Versuch  der  Verwirklichung  betriflft,  so  ist  kein 
Projekt  bekannt,  welches  den  ganzen  Kreis  der  Versicherungs- 
pflichtigen zu  umspannen  gewagt  und  dem  Wunsch  nach  all- 
seitiger Versicherung  vollkommen  Form  zu  geben  versucht 
hätte;  dagegen  ist  dies  in  Bezug  auf  diejenigen  Personen, 
welche  aus  körperlichen  Ursachen  bedürftig  werden  können, 
seitens  der  „Deutschen  Gemeinde-Zeitung"  geschehen. 

^)  Sehr  gut  und  klar  bei  Hirschberg  a.  a.  O.  S.  8ff. 
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Deotsche  6em.-Z.  Jahrg.  1877  Nr.  31—34.  —  Am  nächsten 
tlehen  diesem  Gedankengange  Wagner  und  Schaff le,  obwohl  die- 
tdben  keine  positiven  Vorschläge  machen,  aach  Rocholl  II 
S.  27  ff.  ansfQhrlicher,  u.  a.  m.,  wie  denn  der  Gedanke  der  Selbst- 
hilfe in  der  ganzen  neueren  Uteratar  die  ausdrOckliche  oder  still- 
schweigende Voraussetzung  der  öffentlichen  Armenpflege  bildet.  Es 
ist  hierauf  noch  an  verschiedenen  Stellen  zurückzukommen.  —  Doch 
mag  hier  noch  darauf  hingewiesen  werden,  dass  die  Frage  meist 
aas  dem  theoretisch  unrichtigen  Gesichtspunkte  des  Ersatzes  der 
Annenpflege  durch  Versicherung  behandelt  wird.  So  führt  Wagner 
aus,  dass  die  Erschwerung  der  Spekulation  am  besten  durch  Ueber- 
wUzong  der  Lasten,  welche  die  Freizügigkeit  mit  sich  bringe,  auf 
die  Schultern  derjenigen  stattfinde,  „welche  zumeist  die  wirklichen 
oder  die  ihrer  individuellen  Meinung  nach  vorhandenen  Vorteile  von 
der  Freizügigkeit  haben:  die  Arbeitgeber  und  die  Arbeiter  Zu 
diesem  Zwecke  muss  namentlich  die  Armen  last  in  den  beteiligten 
Kreisen  von  der  Gemeinde  fortgenommen  und  auf  die  in  einem  um- 
fassenden Hülfskassenwesen  mittels  des  Prinzips  des  Kassenzwangs 
verbundenen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  übertragen  werden.^  —  Die 
Ausbildung  des  Hülfskassenwesens  ist  selbstverständlich  das  nie 
ausser  Augen  zu  lassende  Ziel;  von  Ueberwälzung  der  Armenlast 
auf  Arbeiter  und  Arbeitgeber  reden,  heisst  aber  das  Sachverhältniss 
geradezu  umkehren.  Eine  Ueberwälzung  findet  nur  von  Seiten  der 
letzteren  statt;  die  Selbstversicherung  muss  an  und  für  sich  immer 
das  Primäre  sein.  Die  Gründe,  welche  zur  Armenpflege  bezüglich 
derjenigen  führen,  welche  nicht  versichert  und  auch  sonst  mittellos 
sind,  sind  ganz  andere. 


§  16. 

Die  Gemeinde-Zeitung  unterscheidet  drei  Kategorien  von 
tPersönliehkeiten,  die  wegen  der  verschiedenen  Ursache  ihrer 
Fürsorgebedttrftigkeit  eine  ganz  verschiedenartige  gesetzgebe- 
rische Behandlung  erfordern :  die  aus  wirtschaftlichen 
Ursachen  (Arbeits-  und  Erwerbsmangel),  die  aus  mora- 
lischen Ursachen  (Faulheit,  Lüderlichkeit),  die  aus  körper- 
lichen (gesundheitlichen)  Ursachen  htüfsbedürftig  gewordenen 
Personen.  Die  Fürsorge*  für  die  beiden  ersten  Kategorien 
scheidet  sie  aus  dem  Gebiet  der  eigentlichen  Armenfürsorge 
aus,  weil  dieselben  der  polizeilichen  bezw.  der  wirtschafts- 
politischen Thätigkeit  des  Staates  unterlägen.  Nur  die  dritte 
Kategorie  soll  den  Gegenstand  der  eigentlichen  öffentlichen 
Armenpflege  bilden.  Um  nun  dieser  in  Folge  von  Krankheit 
und  erwerblicher  Arbeitsunfähigkeit  herbeigeführten  Bedürftig- 
keit gerecht  zu  werden,  empfiehlt  die  Gemeinde-Zeitung  eine 
eigentümliche     Organisation    des    Hülfskassenwesens ,    dessen 
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Grundzligc  zunäelist  in  14  Artikeln')  fornmlirt  iiiul  demniiclist 
in  etwfls  knapner  Weise  begründet*)  werden.  Art.  1  lautet: 
„Jeder  S taataangeiiörige,  welcher  das  16.  Lebens- 
jahr ziirfickgelegt  hat,  ist  verpflichtet,  in  der  Gemeinde  seines 
durch  AutVnthaU  oder  Vereholiehung  erworbenen  Untei^ 
Btützungöwuhnaitzes,  und  wenn  er  aolchen  nicht  besitzt,  in  der 
Ctemeinde  seiner  Geburtsheimat  einer  Hfllfskasse 
(Kranken-  und  UnterstÜtzungafeasae)  beizutreten,  welche  im 
Falle  der  Erkrankung  oder  Arbeitaunfölugkeit  desselben  ihm 
eine  baare  Unterstützung  von  1  Mark  tttglich  oder  statt  der- 
selben eine  entsprechende  Natural verpfleguug  zu  gewähren  liat 
Stirbt   ein   hulfaKaasen  Pflichtiger  Viiter  oder   eine  htllfskasaen- 

fiflichtige  verwittwete  oder  unverheiratete  Mutter  mit  Hintei"- 
ftsaung  von  Kindern,  ao  wird  auch  nach  dem  Tode  derselben 
im  Interesse  der  Kinder  die  baare  Unterstützung  bis  zu  deren 
16.  Lebensjahr  ebenso  gewahrt,  als  wenn  ihre  Eltern  zur 
Todeszeit  unterstützungebereehtigt  aus  der  Hillfskasae  gewesen 
waren." 

Art,  2,  „Jede  Gemeinde,  besonders  oder  in  Gemeinschaft 
mit  Nachbargemeinden,  ist  verpflichtet,  eine  Hülf'akasse  zu  er- 
richten, durch  welche  die  innerhalb  ihres  Bezirks  unter- 
stützungsberechtigten Einwohner  und  bezlehungaweiae  deren 
Hinterbliebene  im  Falle  der  Erkrankung  und  Arbeitsunftlhig- 
kcit  unterstfitzt  werden." 

Nachdem  sodann  in  den  Artikeln  3  und  4  das  Nähere 
wegen  eventueller  Haftbarkeit  der  Eltern,  Lehrherren,  und 
wegen  Einziehung  der  Beträge  im  Zwangswege  (llUlfskaasen- 
ateuer)  verordnet  ist,  wird  in  den  Artikeln  4 — 7  vorgeschrieben, 
dasa  ein  Kassenpfiiehtiger ,  der  einen  neuen  Unterstützunp- 
wohnsitz  erwirbt,  der  biaherigen  Verpflichtung  entbunden  und 
an  dem  letzteren  Grte  beitragspflichtig  wird,  daaa  jedoch  bis 
zum  Neuerwerb  die  Kaase  des  früheren  Unter  Stützung«  Wohn- 
sitzes bezw.  der  Geburtsheimat  insoweit  beteiligt  bleibt,  als 
sie  alle  Beiträge  zu  erstatten  hat,  welche  über  die  schon  ge- 
leisteten Beträge  des  Neuangezogenen  hinaus  von  der  Hülfe- 
kasse  des  Aufenthaltsortes  zum  Zwecke  vorläufiger  Unter- 
stützung aufgewendet  werden  müssen.     Sodann  heisst  es  in 

Art.  8.  „Gemeinden ,  deren  HUlfskasse  durch  die  regel- 
mässigen Leistungen  derselben  erachCpft  ist,  sind  zur  Deckung 
der  ihre  Kasseneinnahmen  überschreitenden  ferneren  kassen- 
massigen  Leistungen  die  Aushülfe  des  Staates  (Provinz, 
Land  armen  verband)  in  Anspruch  zu  nehmen  berechtigt.  Des- 
gleichen können  aic  Ersatz  ftir  diejenigen  Kassen  bei  träge  ver- 
langen, welche  sie  ttlr  lebenslänglich  kranke,  erwerbs-  und 
arbeitsunföhige  Personen  als  mittelbar  Haftpflichtige  zu  leisten 
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haben,  sofern  nicht  diese  Personen  in  besonderen  öffentlichen 
Anstalten  oder  durch  besondere  milde  Stiftungen  selbständig 
versorgt  werden." 

In  der  Begründung  wird  betont,  dass  es  wünschenswert 
sei,  wennjeder  Staatsangehörige  von  dem  erwerbsfkhigen  Alter 
ab  einer  Htilfskasse  angehöre,  da  jeder  einmal  in  dtlrftige  Ver- 
hältnisse geraten  und  der  öffentlichen  Fürsorge  anheimfallen 
könne,  und  dann  die  zu  gewährende  Gabe  den  Charakter  des 
Onaderigeschenks  ganz  allgemein  verliere.  Ausserdem  lege 
•die  allgemeine  Kassenpflicht  eigentlich  keinem  Staatsbürger 
eine  neue,  sondern  nur  eine  andere  Last  auf.  „Denn  schon 
jetzt  ist  in  den  für  die  Armenpflege  aufzubringenden  Steuern 
jedermann  zur  Beitragsleistung  für  die  Kosten  derselben  ver- 
pflichtet, während  diese  Steuern  bei  Durchführung  eines  all- 
gemeinen Hülfskassensystems  im  wesentlichen  fortfallen  würden. 
Die  Hülfskassenbeiträge  treten  also  im  grossen  und  ganzen  für 
den  jetzigen  Armensteuerzahler  nur  an  die  Stelle  der  Armen- 
steuern." Für  die  Beteiligung  des  Staates  wird  Folgendes 
geltend  gemacht:  „Behält  man  die  materielle  Unterstützungs- 
fürsorge der  Gemeinden  auf  Grundlage  des  Hülfskassenwesens 
durchgängig  bei,  macht  man  ferner  dieselben  allgemein  für  die 
AusMle  ihrer  Hülfskassen  haftbar  und  setzt  man  endlich  für 
die  letzteren  einen  im  ganzen  Lande  gleich  hohen  Betrag  fest, 
Ao  muss  die  in  einzelnen  Gemeinden  erfolgte  Erschöpfung  der 
Hülfskassen  den  Zeitpunkt  angeben,  wo  alle  Gemeinden  gleich- 
massig  eine  Beihülfe  des  Staates  werden  beanspruchen 
können.  Denn  alles  dasjenige,  was  sie  über  die  Leistungen 
ihrer  erschöpften  Ilülfskasse  hinaus  noch  aus  der  Gemeinde- 
kasjse  gewähren  müssen,  übersteigt  alsdann  die  vollkommen 
gleichmässigen  Leistungen  aller  anderen  Gemeinden  und  be- 
rechtigt die  überbürdeten  Gemeinden  zu  einer  Staatshülfe, 
welche  gegenwärtig  völlig  irrationell  und    willkürlich  erfolgt." 

Ob  dieses  Projekt,  dem  der  nicht  genannte  Verfasser  die 
Fähigkeit  nachrühmt,  das  Problem  der  öffentlichen  Armenpflege 
mit  einem  Schlage  zu  lösen,  allen  Anforderungen  genügt,  lässt 
sich  billigorweise  bezweifeln.  Man  wird  einwenden  können, 
dass  der  Beitrag  von  12  Mark  jährlich  nicht  ganz  gering  ist 
und  dass  Verhältnisse,  in  welchen  der  Arbeitslohn  diesen  Ueber- 
schuss  freilässt,  nicht  immer  zu  erwarten  sind.  Vor  allem 
wird  die  Beteiligung  der  Gemeinden  und  des  Staates  gerechtes 
Bedenken  erregen,  da  eben  jede  andere  Deckung  der  Ver- 
sicherungsprämie als  die  aus  dem  Arbeitslohn  nicht  mehr  die 
Natur  der  Versicherung,  sondern  diejenige  der  Armenpflege 
hat  Dieses,  wie  gesagt,  am  weitesten  gehende  Projekt  ist  ftir 
unsere  Frage  deshalb  besond<,Ts  bemerkenswert,  weil  es  in  ge- 
wissem Sinne  dem  Wunsche  nach  allseitiger  Versicherung  Ge- 
.stalt  leiht  und  in  diesem  Bestreben  zu  keinem  andern  Ergeb- 
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niss  kommt  als  zu  dem,  wdchem  es  eigentlich  aus  dem  Wege 
gehen  will. 


§  17. 

Wieweit  von  den  bestehenden  Gesetzen  betreffend  die 
Kranken-  und  Unfallversicherung  ^)  ein  Einfluss  auf  die  Armen- 
pflege zu  erwarten  steht,  lässt  sich  vorläufig  noch  nicht  mit 
(}ewissheit  sagen.  Jedenfalls  kann  er  vorläufig  nur  ein  ge- 
ringer sein,  weil  von  vornherein  die  Versicherung  nur  auf 
bestimmte  Personenklassen  beschränkt  ist  und  in  keinem  Falle 
andere  Arten  der  Versicherung,  vor  allem  Alters-  und  Lebens- 
versicherung,  zum  Gegenstande  eines  Zwanges  gemacht  sind. 
Ja  selbst  wenn  in  absehbarer  Zeit  die  Ein-  und  Durchführung 
der  Altersversorgung  zu  erwarten  wäre,  so  könnten  selbstver- 
ständlich nur  erst  die  jüngeren  Elemente  der  Bevölkerung 
herangezogen  werden,  welche  die  Früchte  der  Versicherung 
erst  nach  einem  Menschenalter  geniessen  würden^). 

Es  hat  also  zunächst  bei  demjenigen  sein  Bewenden,  was 
die  neugeordneten  und  die  bisher  eingegangenen  Versicherungen 
thatsächlich  leisten. 

Auch  die  Betrachtung  dieser  thatsächlichen  Leistungen 
gewährt  nicht  die  Aussicht  auf  einigermassen  ausreichenden 
Ersatz  der  Armenpflege.  In  Baiern,  wo  lange  vor  dem  Reichs- 
gesetz die  Gemeindekrankenversicherung  nicht  blos  zulässig, 
sondern  auch  wirklich  in  sehr  erheblichem  Masse  durchgeführt 
war,  sind  gleichzeitig  mit  den  Leistungen  der  Krankenver- 
sicherung die  Aufwendungen  für  Arnienkrankenpflege  gestiegen 
und  erreichen  eine  sehr  beträchtliche  Höhe. 


*)  Ges.  betr.  die  Krankenversicheniug  der  Arbeiter  vom  15.  Juni 
1883.  R.-G.-BI.  S.  78.  —  Gesetz  betr.  die  Abänderung  des  Ges.  vom 
15.  Juni  1888;  vom  28.  Januar  1885.  R.-G.-Bl.  S.  5.  —  Unfallversiche- 
nmgsgesetz  vom  6.  Juli  1884.  R.-G.-Bl.  S.  69.  —  Gesetz  über  die  Aus- 
dehnung der  Unfall-  und  Krankenversicherung  vom  28.  Mai  1885.  R.- 
G.-BL  S.  159.  —  Ges.  betr.  die  Fürsorge  für  Beamte  und  Personen  des 
Soldatenstandes  in  Folge  von  BetriebsimföUen  vom  15.  März  1886.  R.- 
G.-Bl.  S.  53.  —  G«s.  i)etr.  die  Unfall-  und  Krankenversicherung  der  in 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten  Personen  vom 
5.  Mai  1886.  R.-G.-B1.  8.  136.  —  Ueber  die  Ausfuhrung  der  Kranken- 
versicherung orientirt  gut  Lewald  in  Schmollers  Jahrb.  1885   S.  1103  ff. 

*)  V.  Keitzen stein  a.  a.  0.  S.  533. 
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Es  bestaadeo  im  Königreich  Baiem: 


Kranke 
gemeindliche 

nkassen 

industrielle 

Es  beirnffen  die 

Gemmintaasgaben 

der  fiiiliebeii 

Aneaerdein 

wurden  fttr 

AnsUltskrAnkeB- 

pflege 

aufgewendet 

HO«  dtr  Bei- 

Höhe  der  Bei- 

ArmeDpüege 

Zahl 

trlge 
i«  1000  Xftrk 

Zahl 

trtffe 
in  1000  Xftrk 

in  MiUioDen  Mark 

1871 

9049 

710 

137 

388 

4.6 

' 

*     1875 

3290 

914 

177 

473 

5.1 

Angaben 
1       fehlen 

1879 

3567 

1163 

176 

512 

6.3 

1881 

4199 

1332 

239 

708 

6.9 

3.9 

1888 

4579 

1470 

264 

706 

7.5 

4.4 

Die  Zahlen  sind  ans  den  bezügl.  oben  näher  bezeichneten 
bairischen  Publikationen  zusammengestellt.  Bezüglich  der  Anstalts- 
krankenpflege sind  die  Angaben  erst  seit  1881  vollständige.  —  Die 
Yerwendangen  für  Anstaltskrankenpflege  gliederten  sich  in  den 
Jahren  1881  und   1883  folgendermassen.    Es  wurden   aufgewendet 

durch: 

1881  1883 

in  Tausend  Mark 

a)  Gemeindeanstalten 1280  1280 

b)  Stiftungen   unter  Gemeindeverwaltung  346  1259 

c)  Distriktsanstalten 682  699 

d)  Ereisanstalten :   für  Taubstumme  .     .  142  74 

Blinde 11  11 

Irre 795  809 

sonstige 207  219 

e)  Privatanstalten 480  340 
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In  Frankreich  sind  die  Veranstaltungen  der  Selbsthülfe  sehr 
erbebliche.  1881  bestanden  dort  4958  soci^täs  approuväes  mit 
799097  und  2058  soci6täs  autoris^es  mit  298  487  Mitgliedern, 
welche  2.9  bezw.  1.4  Mill.  Yerpflegnngstage  (journ^es  de  maladie) 
gewährten,  und  eine  Gesammteinnahme  von  14.8  bezw.  12.5,  eine 
Gesammtausgabe  von  7.4  bezw.  6.1  Mill.  Franken  hatten.  Der  Ver- 
mögensstand  betrug  83.9  bezw.  23.6  Mill.  Franken.  —  Die  Angaben 
smd  dem  zuletzt  1885  erschienenen  Jahrgang  1884  des  Annuaire 
stau  de  la  France  entnommen;  sie  reichen  nur  bis  1881.  Diese 
Publikationen  zeichnen  sich  dadurch  aus,  dass  sie  jedesmal  die 
Hanptresnltate  der  früheren  Jahrgänge  mit  aufnehmen  und  so  einen 
sehr  bequemen  Ueberblick  über  die  Entwicklung  dieser  Einrich- 
timgen  gewähren.  — 

Bei  den  caisses  d'^pargne,  welche  am  81.  Dezember  1881 
eine  Gesammteinlage  von  1409  Mill.  Franken  hatten,  waren  neu  be- 
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teiligt  188  891  ouvriers,  61748  domestiqaes,  25  924  employ^s, 
166  000  personnes  diverses,  214287  aa  nom  d'enfants  minears ;  ebenda 
S.  284.  —  Die  Tabelle  S.  287  zeigt  die  Entwicklung  seit  1835 
in  danernder  Zunahme  begriffen. 

Sehr  bemerkenswert  ist  der  Entwicklungsgang  der  caisses  de 
retraite  poor  la  vieillesse,  a.  a.  0.  Tabelle  S.  246  von  1852  bis 
1881.    Es  waren  beteiligt: 


Personen 

mit 

Rent< 

1852 

1176 

0.6 

1870 

27  478 

5.9 

1876 

53010 

8.3 

1881 

106093 

17.2 

Mill.  Franken. 


Trotz  alledem  sind  die  Leistangen  der  freiwilligen  and  der 
öffentlichen  Armenpflege  aasserordentlich  grosse  geblieben,  zum  Teil 
in  den  letzten  Jahren  erheblich  gewachsen.  Um  nur  zwei  der  wich- 
tigsten Einnahmequellen  hervorzuheben,  so  betrugen  in  Frankreich 
die  Subventionen  an: 


äUblitwiMDta  hospitalieri  - 
a)  ordentliche              b)  autterordentlidie 

Die  freiwill  im 
Leistungen  an  dflentliehe 
WohlthUigkeitsanataltea 

in  Millionen  Franken 

1872 

17.6 

• 

4.9 

23 

1875 

17.2 

3.2 

32 

1877 

16.8 

0.4 

29 

1880 

19.6 

0.9 

27 

1881 

25.7 

1.0 

25 

1882 

21.7 

1.0 

23 

Vgl.  Stat.  de  la  France,  nouvelle  sörie  tome  XII,  ann^e  1882 
(erschienen  1885)  S.  LX  ff.  und  XCI  ff. 

Bemerkenswert  ist  in  dieser  Beziehung  auch  eine  Aensserung 
in  dem  Yerwaltungsbericht  von  Burtscheid  für  1884/85,  einer  Stadt 
von  rund  11000  Einwohnern,  in  welchem  es  heisst:  „Eine  wohl- 
geordnete Kranken-  und  Unfallversicherung,  wie  sie  neuerdings  für 
das  ganze  Deutsche  Reich  angeordnet  worden  ist,  hat  hier  zum  Teil 
von  alters  her  bestanden  und  der  Armenkasse  alljährlich  gewiss 
viele  Tausend  Mark  erspart;  aber  sie  hat  es  nicht  verhindern 
können,  dass  die  laufenden  Armenausgaben  von  17  430  Mark  im 
Jahre  1873  auf  38  200  Mark  im  Jahre  1885  herangewachsen  sind, 
während  die  Bevölkerungszunahme  in  dieser  Zeit  kaum  12^/o  be- 
tragen hat." 


VI.  4.  65 

Man  wird  nach  allem  den  Ausführungen  v.  Reitzensteins 
l>ei8timmen  müssen,  welcher  seine  mehr  erwähnte  Abhandlung 
mit  folgenden  Worten  schliesst^): 

„Hieraus  folgt  meines  Erachtens,  dass,  soweit  innerhalb 
des  Gebietes  der  öffentlichen  Armenpflege  und  der  Verteilung 
der  Armenlast  insbesondere  das  Bedürfniss  einer  Reform  der 
Gesetzgebung  besteht,  dieses  Bedürfniss  nicht' durch  die  blosse 
Hinweisung  auf  jene,  der  Armenpflege  durch  die  Versicherung 
bevorstehende  Organisation  beseitigt  werden  kann.  Die  Heil- 
mittel werden  vielmehr  vorläufig  nur  bis  dahin,  dass  der 
Erfolg  der  neuen  Organisation  zu  übersehen  sein  wird, 
innerhalb  der  Organisation  der  Armenpflege  selbst  zu 
suchen  sein," 


3.    Verhältniss  der  freiwilligen  und  der  Sffentlichen 

Armenpflege. 

§  18. 

Die  Armenpflege  will,  was  schon  ihr  Name  besagt,  Arme 

Sflegen ;  sie  will  Personen,  die  bedürftig  sind,  aus  dem  Stande 
er  Bedürftigkeit  befreien,  sie  will  den  Hungrigen  speisen,  den 
Nackten  kleiden,  den  Obdachlosen  beherbergen«  Darin  besteht 
ihrer  innersten  Natur  nach  der  wesentliche  und  charakteristische 
Unterschied  gegenüber  den  Veranstaltungen  der  Wohlfahrt 
und  des  Schutzes.  Diese  wollen  Allen  zu  gute  kommen ;  kein 
Einwohner  des  Gebiets,  für  welches  sie  getroffen  sind,  soll 
von  ihnen  ausgeschlossen  bleiben.  Die  Armenpflege  will  da- 
gegen nicht  allen,  sondern  nur  denjenigen  Personen  zu  Hülfe 
kommen,  die  arm  sind,  denen  die  Nahrung,  Kleidung,  Ob- 
dach entbehren,  wenn  und  soweit  sie  dies  entbehren;  sie  hat 
immer  nur  mit  Individuen  zu  thun.  Diesen  ihren  eigentüm- 
lichen Charakter  ändert  der  Umstand  so  wenig,  dass  solcher 
Individuen  eine  grosse  Zahl  vorhanden  ist,  wie  der  andere, 
dass  nicht  allen  diesen  geholfen  werden  kann.  Die  Tendenz 
der  Armenpflege  ist  Hülfe  und  zwar  individuelle  Hülfe. 

Noch  ein  anderer  Unterschied  ist  wesentlich.  Die  Wohl- 
fahrtspflege kann,  ja  muss  unter  Umständen  sich  auf  die  Ne- 
gative, auf  die  blosse  Beseitigung  von  Hemmnissen  beschränken, 
wie  etwa  Aufhebung  von  Zöllen,  Erleichterung  der  Ehe- 
schliessungen u.  s.  w. ;  auch  ist  in  gewisser  Beziehung  Passivi- 
tät, blosses  Gehenlassen  denkbar,  vielleicht  erwünscht  Die 
eigentliche  Armenpflege  würde  sich  selbst  aufheben,  wenn  sie 


^)  A.  a.  O.  S.  585.  —  Ganz  ähnlich  Reitzenstein  und  Adickes  in 
den  y erhandlangen  des  Vereins  für  Socialpolitik  a.  u.  0.  und  Adickes  in 
Tab.  Zeitschr.  1879  8.  599.  —  Vgl  auch  m  den  Annalen  des  Deotschen 
Racbs  188B  S.  572  und  die  Aeussemngen  von  Seyffardt  im  D.  V.  a.  a.  0. 

Fon«haiiftn  (27)  YI.  4.  —  Mbntierberg.  5 


«6 


VI. 


I 


I 


passiv   oder  negativ   sich   bethätigte   oder   vielmehr   nicht 
tliätigtc;    ihre  ExiBtenz   ist  auf  positive  Leistungen  basirt; 
muas  pflegend    und  gebend   positiv  tbKtig  sein.     Hieraus  tbl| 
zweierlei : 

Wahrend  die  etwaige  PaBsivitttt  der  Wohltahrtspöeg» 
gegenüber  dem  Tbiui  der  Menschen  nichts  weiter  als  ein 
Kiehtsthun  ist,  also  weder  Personen  fordert,  die  etwas  thun, 
noch  Mittel,  durch  welche  getban  wird,  braucht  die  Annen- 
jiflege  unter  allen  Umständen  Personen,  welche  pflegen,  unä: 
Mittel,  durch  welche  gepflegt  wird. 

Auf  die  Gründe,    welche    zur  Uebung   der   Armenpflt 
veranlassen  können,  soll  hier  nicht   ausführlicher  eingegan] 
werden,   als   es   der    unmittelbare  Zweck   der  Klarstellung 
fordert.     Die  Gesichtspunkte,  welche  denjenigen,  der  mehr 
seinen  notdürftigen  Unterhalt  besitzt,  bestimmen  können,  eim 
andern,   der  weniger  hat,    von   seinem  Ueberfluss  ubzugebei 
dürfen  hier  im  allgemeinen  als  bekannt  vorausgesetzt  werdei 
Man  nenne   es   religiöse   oder  menschliche  Pflicht,   die  That-: 
SHche   besteht,    dass    eine   solche  Pflicht  anerkannt  und    eine 
unendliche   Fülle    von  Thätigkeit   und    Vermögen    von    jehw 
freiwillig   aufgewendet  worden   ist,   um   dieser  Pflicht   zu  ge- 
nügen.    Hier   ist   vielmehr  gerade    der    Punkt  ins  Auge   zu 
fassen,  dessen  Anerkennung  eine    bo    allseitige  nicht    ist:    der 
Punkt  nämlich,  an  dem  die  Erfüllung  dieser  Pflicht  ihre  will- 
kürliche oder  natürliche  Grenze  findet,  das  ist  der  Hangel  an 
Personen,  welche  Armenpflege    üben  können  oder  wollen,  der 
Mangel  an  Mitteln,  aus  denen  Armenpflege  geübt  werden  kamt. 
oder  soll.     Und   in  Hinblick   auf  diese  Punkte   wird    freili< ' 
eine  kurze  Betrachtung  nicht  unterlasBen  werden  können,  nii 
ob,  sondern   bis   wieweit   die  Pflicht   zur  Annenpflege  zu 
gründen  ist. 

Man  hat  sich  zu  diesem  Behufe  auf  der  einen  Seite  einen  Zi 
stand  zu  vergegenwärtigen,  in  welchem  thatsächlieh  eine  An: 
Menschen  weniger  erwerben  oder  besitzen,  als  sie  zur  notdüi 
tigen  Friatung  ihres  Lebens  gebrauchen,  und  auf  der  andern  Seil 
die  Möglichkeit   zu   erwägen,   dasa   dieser  Zustand   durcli  di« 
vorhandenen   Helfer   und  Hülfsmittel   nicht   gJlnzlich   beseitigt 
wird.     Es  bliebe  dann  ein  Best  von  Personen,  welche  mangels 
eigenen  Erwerbs  oder   fremder  Hülfe   nicht  sieh  kleiden  oder 
nicht  hinreichende  Nahrung  oder  nicht  Obdach  oder  Überhaupt 
weder  das  eine  noch  das  andere  erhalten  würden. 

Die  unerbittliche  Konsequenz   hieraus  lautet:    dieser 

muss  nackt,  hungernd,  obdaenlos  bleiben,  mit  anderen  Wortec^ 
er  muss,  da  er  diesen  Zustand  nicht  zu  ertragen  fähig  ist, 
leiblich  untergehen ,  erfrieren  und  verhungern.  Es  handelt 
flieh  nur  darum,  ßb  man  diese  Konsequenz  wirklich  ziehen 
oder  ihr  Eintreten  verhindern  will,  oder,  wenn  letzteres,  um 
die  Erwflgung:  wie  ist  sie  zu  verhindern?   und  weiter:  durch 
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welche  Personen  und  durch  welche  Mittel  ist  sie  zu  verhin- 
dern ?  und  damit  gelangt  man  zu  dem  eigentlichen  Kernpunkt 
der  Frage:  darf  für  den  Fall,  dass  jene  allgemeine  Menschen- 
pflieht  nicht  oder  nicht  in  hinreichendem  Masse  freiwillig  er- 
füllt wird  oder  erfüllt  werden  kann,  Htilfeleistung  und  Bereit- 
stellung von  Mitteln  erzwungen  werden? 

Es  ist  dies,  wie  am  Schluss  des  §  12  hervorgehoben,  die 
grosse  prinzipielle  Frage,  von  deren  Beantwortung  die  Be- 
rechtigung der  Armengesetzgebung  selbst  abhängig  ist.  Wird 
sie  verneint,  so  hat  es  hinsichtlich  der  Armenpflege  bei  dem 
freien  Walten  der  natürlichen  und  sittlichen  Kräfte  zu  be- 
wenden; wird  sie  bejaht,  so  bedarf  es  des  Eingreifens  der 
Gesetzgebung,  welche  allein  befugt  ist,  Handlungen  und 
Unterlassungen  im  Rahmen  der  allgemeinen  Rechtsordnung 
mit  Zwang  auszustatten. 

Die  Lösung   der  Frage   ist  kein   blosses  Rechenexempel. 
Eb  lässt  sich  zwar  denken,  dass  in  kleinsten  Bezirken  bei  ge- 
nauer Kenntniss  der  Zahl  und  des  Zustand  es  der  Bedürftigen 
berechnet  werden  kann,  welches  Mass  von  persönlichen  Hülfs- 
ieistungen,  von  Geld-  oder  Naturalgaben  ausreichend  sein  wird, 
^ilB  allen  Bedürftigen  zu  helfen,  und  dass  ebenfalls  mit  einiger 
Sicherheit    im  voraus  festgestellt  werden  kann,   dass  die  Ein- 
"^rohner   eines   solchen   Bezirks   die    als   notwendig    erachteten 
"«littel   freiwillig   beschafl'en    werden.      Aber    ebenso,    wie   das 
^^reibleiben    einzelner   Bezirke    von    Armut    eine    Ausnahme- 
Erscheinung  ist,    ebensowenig   genügt  eine  solche  —  übrigens 
in  kleineren  Bezirken  noch  gegenwärtig  sehr  häutige  —  that- 
s^ächliche    Berechnung   und  Feststellung  den  Forderungen   des 
"wirklichen  Lebens.    Seiner  unendlichen  Mannigfaltigkeit  gegen- 
"öber    versagt    von    vornherein  jeder  Versuch,    sich    über  den 
wahrscheinlichen   Umfang   der  Armut   und    der  zu   ihrer   Be- 
seitigung notwendigen  Mittel   zu  vergewissern.     An  Stelle  der 
Berechnung    der   Armenzahl    kann    daher    nur    eine    gewisse 
Wahrscheinlichkeitsannahme,  an  Stelle  der  Feststellung  der  zu 
erwartenden  Mittel   nur   eine  mehr   oder  weniger    gegründete 
Hoffnung  treten.     Die  Thatsache  etwa,  dass  eine»  gewisse  Zeit 
hindurch  es  an  Mitteln  nie  gefehlt  hat,  kann  zu  der  Annahme 
berechtigen,    dass  es   auch  fernerhin  nicht  daran  fehlen  wird; 
die  Thatsache,  dass  die  Mittel  oft  unzulänglich  gewesen  sind, 
erregt  das  berechtigte  Bedenken,  dass   diese  niemals  ganz  zu- 
reichend sein  werden. 

Ohne  Bedeutung  sind  diese  Thatsachen  für  die  Entschei- 
dung der  Frage  dennoch  nicht;  sie  bilden  den  äusseren  An- 
lass,  derselben  näher  zu  treten  und  sich  prinzipiell  zu  ent- 
scheiden, ob  es  mit  dem  Wesen  und  dem  Zweck  der  Armenpflege 
vereinbar  sei,  persönliche  und  pekuniäre  Tlülfeleistungcii  zum 
Gegenstande  eines  Zwanges  zu  machen. 


§  19. 

Wie  verschie^ien  nun  auch  diese  Frage  beantwortet 
den,  so  darf  dnch  vorab  als  die  übereinstimmende  Meinung 
festgestellt  werden,  dass  man  die  äusserste  Konsequene  dei 
Mangels  an  ünlerhaltsiuitteln,  den  lciblii.'lien  Untergang  be- 
dürftiger Perannen,  in  keinem  Falle  zulassen  dürfe,  weil  eine 
ZulasBung  in  Widerspruch  mit  den  Anforderungen  der  zivili- 
airten  Geaellachaft  stehen  und  Öefahren  heraufbeschwören 
würde,  deren  Tragweite,  über  das  Schicksal  der  untcrgehendi 
Individuen  hin  ausreichend,  die  allgemeinen  Zustände  erheblidi! 
bedrohen  würde. 

Auf  der  andern  Seite  besteht  auch  darin  Ueboroinatim- 
mung,  dass  die  Armenpflege  in  keinem  Falle  den  Bedürftige) 
besser  stellen  dürfe  als  denjenigen,  der  sich  durch  seiner 
Hände  Arbeit  erhält,  dass  also  die  Hülfe  immer  nur  das  Not- 
wendige, nie  das  Ueberflüssige  gewähren  dürfe. 

Im  übrigen  sind  die  Ansichten  über  das  Verhältnis«  d«r] 
freiwilligen  und  Zwangsarmenpflege  immer  sehr 
ei  nand  ergeh  ende  gewesen.  Jede  der  drei  möglichen  Kombina- 
tionen: ll  Verbot  der  freiwilligen  Armen pflpge,  2)  Verbot  der 
Zwangsarmenpflege,  3)  Zulassung  der  Zwangsannen  pflege  zur 
Ergänzung  der  freiwilligen  Armenpflege  hat  ihre  Vertreter 
gefunden.  Es  mag  gleich  hier  bemerkt  werden,  dass  iv 
erste  Möglichkeit  nur  zeitweise  Billigung  gehabt  und  g€gei 
wärtig  von  keiner  Seite  mehr  verteidigt  wird'),  dass  d< 
zweiten  eine  im  Verhältuiss  nicht  grosse  Zahl  von  Vertoidiiij 
gern  zur  Seite  steht,  und  dass  die  dritte  Kombination  gegeiH 
wärtig  von  der  überwiegenden  Mehrheit  in  Theorie  und  Prai " 
acceptirt  wird. 
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§  20. 

Die  charakteristische  Verschiedenheit  der  freiwilligen  ' 
Armenpflege  gegenüber  der  Zwangaarmenpflege  liegt  in  der 
Verschiedenheit  von  Persönlichkeit  und  Allgemeinheit.  Der 
keinem  Zwange  unterworfene  Wille  zur  Hülfeleiatung  hört 
da  auf  7,u  wollen,  wo  das  persönliche  Gefühl  fllr  den 
Bedürftigen  aufhört  oder  wo  der  für  den  Bedürftigen  m 
machende  Aufwand  ihm  ausser  Verhältniss  zu  treten  scheint 
mit  den  für  andere  Zwecke  zu  machenden  Aufwendungen; 
das  Mass  der  freiwilligen  Annenpflege  hängt  also  von  zwei 
rein  persönlichen  Momenten  ab:  von  der  Individualität  des 
Gebenden  auf  der  einen,  von  der  des  Nehmenden  auf  der 
anderen  Seite.  Beide  Momente  kommen  angesichts  des  ZwangesJ 


<)  Vgl.  Mohl  a  319  Anm.  3  mit  Bezog  auf  Oodeffroy,  Theo 
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in  Fortfall;  die  Mittel  müssen  beschafft  und  aufgewendet 
werden,  wenn  und  solange  bedürftige  Personen  vorhanden 
sind. 

Immerhin  fallen  diese  Verschiedenheiten  doch  nur  inso- 
weit in  Betracht;  als  selbstverständlich  auch  das  Zwangsgesetz 
sich  nicht  entschlagen  kann,  diejenigen  zu  bestimmen,  welche 
geben  sollen,  und  diejenigen,  welchen  zu  geben  ist,  und  als 
es  sinnlos  wäre,  bei  diesen  Bestimmungen  wesentlich  andere 
Momente  als  die  der  Leistungsfähigkeit  nes  Gebenden  und  der 
Bedürftigkeit  des  Nehmenden  entscheidend  sein  zu  lassen. 

So  sind  es  denn  auch  vorzugsweise  diese  Momente,  von 
welchen  die  Anhänger  des  Prinzips  der  freiwilligen  Armen- 
pflege ausgehen.  In  Ansehung  der  Person  des  Gebenden 
führen  sie  vor  allem  an,  dass  das  Wesen  der  Armenpflege  in 
natürlichem  Widerspruch  mit  irgend  welchem  Zwange  stehe. 
Solle  ernsthaft  von  einer  Menschenpflicht  zum  Helfen  ge- 
sprochen werden,  so  dürfe  diese  nicht  anders  als  auf  Menschen- 
liebe gegründet  sein,  und  Liebe  könne  nicht  erzwungen  wer- 
den. Man  müsse  vielmehr  dieser  Liebe  vertrauen,  die  an- 
gesichts der  Not  der  Mitmenschen  sich  nicht  versagen,  ja  ge- 
rade durch  das  Bewusstsein,  dass  ohne  ihre  Bethätigung  Mit- 
menschen dem  Elend  verfallen  mtissten,  zu  höchster  Leistung 
angespornt  werden  würde.  Umgekehrt  würde  der  Zwang  die 
Liebe  nicht  nur  ertödten,  sondern  geradezu  Härte  und  ün- 
barmherzigkeit  zur  Folge  haben.  Würden  alle  dem  Gesetz 
Unterworfenen,  also  etwa  alfe  Angehörigen  einer  Gemeinwirt- 
schaft gezwungen,  aus  Mitteln  der  Gemeinwirtschaft  den  Armen 
zu  verpflegen,  so  bestünde  eine  in  der  menschlichen  Natur 
begründete  Anreizung  für  die  einzelne  Gemeinwirtschaft,  sich 
der  Zwangspflege  zu  eiitschlagen  und  mit  der  Ausübung  der- 
selben eine  andere  Gemein  Wirtschaft  zu  beschweren.  Dies 
habe  dann  vor  allem  grosse  Härten  gegen  den  Bedürftigen 
selbst  zur  Folge,  den  man  nicht  blos  loszuwerden  suche,  wenn 
er  bereits  im  Zustande  der  Bedürftigkeit  sei,  sondern  vor 
allem  dann,  wenn  er  noch  nicht  darin  befindlich,  aber  in  den- 
selben zu  geraten  drohe. 

Andererseits  verkenne  eine  erzwungene  Armenpflege  den 
Charakter  der  Liobesj)flicht  in  Ansehung  der  Persönlichkeit 
des  Nehmenden.  Werde  der  Zwang  zur  Unterstützung  an- 
erkannt, so  werde  damit  auch  ein  Recht  des  Bedürfh'gen  an- 
erkannt, dieselbe  zu  fordern ;  ein  Bedürftiger  habe  aber  keinen 
anderen  Anspruch  —  wenn  man  dies  einen  Anspruch  nennen 
könne  —  als  den  auf  die  Barmherzigkeit  der  Mitmenschen.  Die 
Ausserach tlassung  dieses  Gesichtspunktes  habe  zur  notwendigen 
Folge,  dass  auch  der  Nehmende  alsbald  den  Ursprung  der 
Gabe  verkenne  und  im  Vertrauen  auf  die  Notwendigkeit,  die- 
selbe im  Fall  der  Bedürftigkeit  gewährt  zu  erhalten,  es  ver- 
säume, seine  Kräfte  zur  Abwehr  der  Armut  anzuspannen,  und 
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dasa  Personen,  welche  aus  natürlichen  Gründen  zur  Hülfe- 
leistung  verpflichtet  wären  —  Angehörige,  Dienstherren,  Ar- 
beitgeber u.  s,  w,  — ,  dieser  Pflicht  sich  im  Vertrauen  auf 
die  Zwangsarmenpflege  entzögen. 

Und  endlich  könne  die  Zwangsarmenpflege,  die  ihrer 
Matur  nach  auf  gesetzlich  geordnetem  Wege  als  Öffentliche 
und  durch  Organe  der  öffentlichen  Gewalt  geübt  werden  müsse, 
nicht  leisten,  whs  guter  Wille,  vemtfindige  Einsicht  hulfe- 
bereiter  Menschen  leiste;  sie  mUsse,  statt  auf  das  Elend  des 
Einzelnen  einzugehen  und  tief  in  die  Individualität  des  ein- 
zelnen Pflegefallftfi  einzudringen,  sich  mit  einer  Versorgung 
nach  allgemeinen  bureauk ratischen  Gesichtspunkten  begnügen, 
wobei  dann  vor  allem  gefragt  werde,  ob  jemand  bedürftig  sei, 
nicht,  weshalb  er  es  sei.  Befördert  werde  diese  bureaukra- 
tische  Neigung  durch  die  Unerschöpflichkeit  der  im  Wege 
des  Zwanges  zur  Verfügung  gestellten  Mittel. 

Am  eingehendsten  in  der  tLlt«ren  Literatur  bei  Dnchatel- 
Naville  S.  34  ff.  dargelegt.  Die  im  Text  angegebenen  Gostchts- 
pnnkte  sind  im  wesentlichen  diejenigen,  welche  in  den  Verband- 
langen  des  XL  Kongresses  deutscher  Volkswirte  von 
Seiten  der  Anhänger  des  Systems  der  freiwilligen  Armenpflege 
geltend  gemacht  wurden.  Namentlich  das  Referat  von  Böhmert 
und  die  Ausfabrangen  von  Dorn,  Rickert,  Kmminghaas, 
Faucher,  abgedruckt  in  der  V.-J.-Schr.  f.  Volksw.  1869  Bd.  27 
S.  149  ff.  —  Ausserdem  zu  vgl.  Kries  II  8.  45.  —  Rickert 
S.  30  führt  aus;  „Ka  giebt  für  uns  alle  nie  za  vergessende  heilige 
Pflichten  der  Mensclilichkeit  und  Nächstenliebe,  aber  sie  liefen  auf 
einem  Gebiete,  auf  dem  der  Staat  nicht  Gesetzgeber  ist. 
Die  UUlfe,  welche  wir  den  Darbenden  bringen,  soll  ein  Werk 
freien  Entschlusses  sein.  Nicht  das  Machtgebot  des  Staates,  sondern 
nur  unser  eigener  Trieb  and  Wille,  unsere  freiwillige,  ernste 
Thätigkeit  kann  wirklich  helfen.  Daher  hat  alle  amtliche  Armen- 
pflege die  Privatth&tigheit  niemals  ersetzen  können,  nnd  die  letztere 
wird  sich  erst  dann  in  rechter  Weise  entwickeln  können,  wenn  der 
Staat  davon  aijstelit,  Werke  der  Barmherzigkeit  nnd  Nächstenliebe 
im  Zwangswege  durchzuführen." 

Für  alle  diese  Behauptungen  wird  nun  teils  die  Natur 
der  Sache  angeführt,  teils  auf  diejenigen  Länder  exempliflzirt, 
in  denen  man  mit  freiwilliger  und  mit  Zwangsarmenpflege 
hinreichende  Erfahrungen  genucht,  um  die  Wirkung  des  einen 
oder  andern  Systems  beurteilen  zu  können.  Insbesondere 
sind  es  England  und  Frankreich,  die  immer  wieder  hierfür 
in  Bezug  genommen  werden. 

In  Würdigung  dieses  Zusammenhanges  gelangen  die  Ver- 
teidiger der  freiwilligen  Armenpflege  im  wesentlichen  zu 
folgenden  Schlüssen:  auszuschli essen  von  der  Armenpflege  seien 
solche,   die  erwerben  können,   aber  nicht  wollen  und  sich  so- 
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mit   willkürlich   in  den  Zustand   der  Armut  versetzen.     Mit 
diesen   habe  nicht  die  Armenpflege,    sondern  die  Sicherheits- 

SAizei  zu  thun,  welche  Müssiggang  luid  Verschwendung  aus 
runden  des  öffentlichen  Wohls  nicht  dulden  dürfe.  Aus- 
zuschliessen  seien  femer  solche,  die  erwerben  wollen,  aber 
nicht  können,  weil  ungünstige  allgemeine  Verhältnisse  wirt- 
schaftlicher, politischer  und  sozialer  Natur  sie  daran  verhin- 
dern. Mit  ihnen  habe  nicht  die  Armenpflege,  sondern  die 
Wohlfahrts-  und  Wirtschaftspflege  zu  thun,  welche  die  Hemm- 
nisse des  Erwerbs  beseitigen  müsse  ^). 

Der  Armenpflege  bedürftig  seien  vielmehr  nur  solche,  die 
«rwerbsunfkhig  sind  und  für  die  niemand  die  Fürsorge  über- 
nimmt; allein  ihnen  gegenüber  habe  sich  die  menschliche 
Barmherzigkeit  zu  bethätigen,  weil  ihr  Schicksal  ein  unver- 
schuldetes, in  der  allgemeinen  Unzulänglichkeit  menschlicher 
Dinge  begründetes  sei. 

Die  Erreichung  des  Zieles  der  Armenpflege  wird  erwartet 
von  der  genauen  Durchführung  rationeller,  d.  h.  vor  allem 
individualisirender  Grundsätze  und  von  dem  ausdrücklichen 
Ausschluss  jedweden  Rechtes  auf  Unterstützung,  besonders 
aber  von  der  festen  Organisation  der  freiwillig  sich  darbieten- 
den Hülfskräfte  2). 

§  21. 

Der  hauptsächlichste  Einwand,  der  gegen  die  ausschliess- 
lich freiwillige  Armenpflege  erhoben  wird,  lässt  sich  in  die 
kurzen  Worte  zusammenfassen :  Unzulänglichkeit  derselben, 
sofern  wirklich  der  leibliche  Untergang  einer  mehr  oder  minder 
gössen  Zahl  von  Individuen  verhindert  werden  soll.  Freilich 
darf  man,  wenn  aus  diesem  Grunde  die  Ergänzung  der  frei- 
willigen Armenpflege  gefordert  wird,  nicht  übersehen,  dass 
damit  nur  ein  äusserliches  Moment  betont  und  dem  Prinzip 
der  freiwilligen  Armenpflege  —  der  freien  Liebesthätigkeit  — 
kein  Prinzip,  sondern  eine  Thatsache  gegenübergestellt  wird, 
welche  eine  tiefere  Begründung  in  Bezug  auf  das  Prinzip  der 
öflFentlichen  Armenpflege  nicht  überflüssig  macht.  Hierbei  kann 
man  nun  die  sehr  charakteristische  Wahrnehmung  machen, 
dass,  während  über  das  Prinzip  der  freiwilligen  Armenpflege 
gar    keine    Meinungsverschiedenheit  besteht,    der  Streit  viel- 

^)  Diesem  Standpunkt  entsprechen  die  auf  dem  volksw.  Kongress 
von  dem  Referenten  Böhmert  zur  Annahme  empfohlenen  Thesen,  a.  a.  O. 
S.  151.  171.  Im  ttbrigen  ist  dies  die  übliche,  für  die  Verwaltungspraxis 
sehr  wertvolle  Einteilung. 

*)  Ein  Unterschied  Gesteht  insofern  noch  zwbchen  den  Anhängern 
dieser  Grundsätze,  als  je  nach  dem  Standpunkt  derselben  die  Organisation 
als  weltliche  oder  kirchliche  beabsichtigt  ist.  An  dieser  Stelle  ist  hierauf 
nicht  näher  einzugehen.  Vgl.  Ratzinger  S.  588,  Ehrle  S.  126, 
»chunk  8.  52,  Schmidthenner  S.  15,  ICambli  S.  138. 
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mehr  nur  um  das  Mass  ihrer  Leistungsfilhigkeit  geführt  wird, 
umgekehrt  ttber  die  thatsächHchen  Zustftnde,  welchen  die  5ff(^t- 
liehe  Armenpflege  begegnen  soll,  üebereinstimmung  herrscht^ 
dagegen  das  Prinzip  derselben  viel  umstritten  und  in  verschie- 
dener Weise  zu  begründen  versucht  worden  ist.  Diese  Ver- 
suche können  auch  hier,  wo  zwar  im  allgemeinen  mehr  prak- 
tische als  theoretische  Gesichtspunkte  in  den  Vordergrund  ge- 
stellt werden  sollen,  doch  nicht  ganz  übei^angen  werden,  weil, 
wie  sich  wiederholt  ergeben  wird,  die  praktische  Gestaltung 
doch  sehr  wesentlich  davon  abhängt,  wie  ihre  theoretische 
Grundlage  beschaffen  ist*). 

Die  Verpflichtung  zur  öffentlichen  Armenpflege  wird  nun 
von  drei  innerlich  verschiedenen  Standpunkten  aus  zu  be- 
gründen versucht:  vom  polizeilichen,  vom  wirtschaft- 
lichen, vom  ethischen  Standpunkt 

Der    polizeiliche    schliesst    sich    am   engsten   an    den 
Zwang  der  Thatsachen  an.     Seine  Vertreter  folgern,  dass  der- 
natürliche  Trieb  des  Menschen  zur  Selbsterhaltung  gewaltsame 
Befriedigung  fordern  würde,  wenn  ihm  von  keiner  Seite  sonst 
Befriedigung  zu  Teil  würde;  es  würde  also  zunächst  mit  der 
an  Privatpersonen  gerichteten  Bitte  um  Unterstützung  begon- 
nen  werden,   um   von   dieser    zum   öffentlichen   Betteln    und, 
sofern    auch    dieses    fruchtlos    sein    sollte,    zu    eigenmächtiger 
Befriedigung  des  Erhaltungstriebes  vermittelst  der  Aneignung 
fremder    Güter    (Diebstahl,   Raub,    Erpressung    u.    s.    w.)   zu 
schreiten.       Da     nun     der     Staat     als    Träger    der     allge- 
meinen   Rechtsordnung    zum    Schutz    des    Eigentums    seiner 
Angehörigen  berufen  sei,    so  habe  er  die  Verpflichtung,  Ver- 
letzung des  Eigentimis   zu   strafen.     Er  könne   das   aber  nur 
unter  der  Voraussetzung,   dass  kein  Grund  vorliege,  welcher 
die  Strafbarkeit  ausschliesst ;  ein  solcher  Grund  sei  derjenige 
Notstand,  durch  welchen  die  Existenz  einzelner  seiner  Ange- 
hörigen  durch  Mangel   wirklich   bedroht  ist     „Nur  wenn  für 
die  äusserste  Not  (wo  also  sowohl  jedes  eigene  Mittel  als  auch 
Privatwohlthätigkeit   völlig   fehlschlagen    sollte)   eine  Zusiche- 
rung öffentlicher  Hülfe  gegeben  ist,  kann  der  Staat  unbedingt 
Eigentumsverletzung  verbieten  und  bestrafen,  und  nur  gegen 


^)  Im  ganzen  besteht  freilich  gegenwärtig  die  Tendenz,  den  That- 
sachen unmittelbar  zu  Leibe  zu  gehen,  ohne  den  dogmatischen  Gründen 
tiefer  nachzuspüren.  Mit  gerini^en  noch  zu  erwähnenden  Ausnahmen  hat 
die  neuere  Literatur  in  dieser  Beziehung  fast  nichts  zu  Tage  gefördert, 
ein  Umstand,  der  übrigens  ebensowohl  beweisen  kann ,  dass  die  älteren 
Untersuchungen  eine  ausreichende  Grundlage  bieten,  als  auch,  dass  die 
althei^ebracnte  Verknüpfung  der  Armenpflege  mit  den  Organen  der 
öffentlichen  Gewalt  eine  in  der  öffentlichen  Meinung  tief  gewurzelte  ist 
Dies  konstatirt  bereits  Naville  a.  a.  0.  8.  266  ff.  ~  Die  Versuche ,  die 
öffentliche  Armenpflege  theoretisch  zu  begründen,  behandelt  Cohn  in 
seinem  sehr  lesenswerten  Anfftatz:  Arbeit  und  Armut 
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denj  dessen  Leben   erträglicb  ist,  kann  ein  physisches  fühl- 
bares Uebel  erkannt  werden." 

So  vornehmlich  Mohl,  P.-W.  I  S.  274,  Gerando  III  S.  610, 
Stahl  S.  891,  Huber  S.  5  und  die  in  den  folgeDden  Anmerkungen 
geuannten.  Montesquieu,  auf  dessen  Sätze  noch  vielfach  zurOck* 
gegriffen  ^ird,  sagt:  „Quelques  aumönes  que  l'on  fait  h.  un  homme 
dans  les  rues  ne  remplissent  point  les  obligations  de  TEtat,  qui 
doit  ä  tons  les  citoyens  une  subsistance  assur^e,  la  nourriture,  un 
Y^tement  convenable,  et  un  genre  de  vie  que  ne  seit  point  contraire 
k  la  santö.  .  .  .  C'est  pour  lors  que  TEtat  a  besoin  d'apporter  un 
prompt  sccours,  soit  pour  emp^cher  le  peuple  de  souffrir,  seit  pour 
6viter  qu'il  ne  se  rövolte."  Vgl.  Esprit  des  lois  Buch  23  Kap.  29. 
Uebrigens  schliesst  das  Vorwiegen  des  polizeilichen  Gesichtspunktes 
das  Mitwirken  der  anderen  nicht  aus,  wie  die  Ausführungen  aller 
hier  in  Betracht  kommenden  Schriftsteller  beweisen. 

Die  Begründung  der  Verpflichtung  zur  öffentlichen  Armen- 

Sflege  aus  wirtschaftlicnen  Gesichtspunkten  geht  von 
em  Zusammenhange  ans,  der  zwischen  aem  Arbeitsprodukt 
und  dem  Arbeitserträgniss  besteht.  Es  wird  aus  dem  oben 
(§  15)  näher  dargelegten  Verhältniss,  dass  der  unzureichende 
Arbeitsertrag  das  Arbeitsprodukt  um  den  Fehlbetrag  billiger 
mache,  gefolgert,  dass  dieser  Fehlbetrag  von  denjenigen  er- 
gänzt werden  müsse,  welche  den  Vorteil  des  billigeren  Pro- 
dukts genössen;  dies  sei  die  Gesammtheit  der  Konsumenten, 
als  deren  Repräsentant  der  Staat  erscheine.  Oder  aber  der 
geringere  Arbeitsertrag  rühre  von  mangelhaften  allgemeinen 
Staatseinrichtungen  her,  ftir  welche  wiederum  die  Gesammt- 
heit verantwortlich  sei,  in  deren  Vertretung  der  Staat  solche 
Einrichtungen  angeordnet  oder  die  Beseitigung  hemmender, 
die  Einflihrung  schützender  Massrogeln  unterlassen  habe.  Ins- 
besondere gelte  dies  von  freihändlerischen  oder  schutzzöUneri- 
schen  Massnahmen,  von  Zulassung  oder  Beschränkung  der 
Freizügigkeit,  von  Gestattung  oder  Ausschliessung  der  Gewerbe- 
freiheit. 

Namentlich  der  interessante  Versuch  von  J.  G.  Hoffmann, 
„Das  Verhältniss  der  Staatsgewalt  zu  den  Vorstellungen  ihrer  Unter- 
gebenen", Berlin  1842,  wo  der  Anspruch  auf  Lohn zuschuss  mit  der 
Notwendigkeit  der  Unterhaltung  des  unentbehrlichen  Stammes  von 
Handarbeitern  begründet  wird.  —  Gamp  meint,  dass  die  Fürsorge 
f&r  die  in  Folge  von  Arbeitsstockungen  und  industriellen  Krisen  in 
ihrer  Existenz  bedrohten  Arbeiter  Sache  des  Staates  sei,  der  es 
durch  seine  Zollpolitik  in  der  Hand  habe,  die  Verwertung  der 
vaterländischen  Arbeitskräfte  zu  fördern.  Vgl.  a.  a.  0.  S.  284. 
Uebrigens  gehört  die  Arbeit  von  Gamp  nur  zum  Teil  hierher;  seine 
Vorschläge  sind  überwiegend  sozialpolitischer  Natur.  —  Meyer  führte 
auf  dem  volkswirtschaftlichen  Kongress  aus,  dass  ein  Teil  des  all- 
gemeinen   Lohnfonds    von    vornherein   zurückgehalten    und    in    der 
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irratioii eilen  Form  des  Almosens  verteilt  wird.  Da  dies  sowohl  z 
Schaden  des  fleissigen  Arbeiters,  der  hierdurch  in  seinem  Erwerbe 
zurilclcgeluiUen  werde,  wie  des  Produzenten  gereiche,  „so  sei  es 
die  Anfgabe  der  GesellschaCt ,  die  Arbeiter  zu  grösserer  wirtschaft- 
licher Einsicht,  zu  TOcIitigkeit  und  Fürsorge  heranzuziehen, 
damit  eine  immer  geringere  Summe  des  auszuzahlenden  Arbeitslohns 
in  der  Form  des  Almosens  zurückgehalten  werden  muss.  Es  ist 
die  Aufgabe  der  gesitteten  Klassen,  diese  wirlschaCtliche  Einsicht 
herbeizuführen,  und  um  ihnen  diese  Aufgabe  fühlbarer  zn  machen, 
ist  eine  Zwangsarmensleuer  nötig."  S.  a.  a.  0.  S.  166.  —  Vgl.  auch 
Cohn  a.  a.  0.  -  Ganz  nackt  ist  diese  Theorie  des  Lohnzuschusses, 
der  ja  zweifellos  ein  Element  jeder  Armenpflege  ist,  in  England 
anter  der  Herrschaft  der  sog.  Gilberts-Act  von  1782  verwirklicht 
worden.     Vgl.  unten  g  200. 

Vom  etliiaohen  Gesichtspunkt  wird  die  Verpflichtung 
zur  affenttichen  Armenpflege  durch  den  Hinweis  auf  das  all- 
gemcine  Menschenschtcksal  begründet ;  in  dem  Empfinden,  das« 
den  einen  morgen  treffen  könne,  was  den  andern  heute  ge- 
troffen hat,  in  dem  Gefühl  „von  der  ZußlUigkeit  dessen,  was 
der  eine  hat  und  der  andere  nicht  hat,  wurzelt  die  Verpflich- 
tung, welche  der  Staat  mit  seinem  Zwange  durchsetzt,  die  Ver- 
pflichtung, für  die  Menschen  zu  sorgen,  die  einmal  da  sind 
und  für  sich  selber  nicht  sorgen  können;  das  Gefühl  der 
Bedingtheit  menschlichen  Lebens  durch  ein  Tausenderlei  von  I 
Hemmungen,  Gefahren,  UniJlllen  gestaltet  sich  für  das  Gk-  ' 
sanimtbewusstsein  zu  der  Ueberzougung  von  dem  Walten  eine» 
Glückes  oder  Unglückes,  dessen  Rezieliungen  zu  dem  Einzelnen 
so  unberechenbar  sind,  dasa  mehr  oder  weniger  bewusst  die 
Verpflichtung  zu  einer  Gesaramtbürgschaft  empfunden  wird  ^)," 


S  22. 

Betrachtet  man  die  hier  angedeuteten  Theorien  in  Beznf  3 
auf  ihre  praktischen  Konsequenzen,  so  wird  man  linden,  dasa '. 
der  wirtschaftliche  und  der  ethtache  Gesichtspunkt  nicht  ganz  I 
zureichend  sind.  Wenn  der  verminderte  Arbeitsertrag  di^^ 
billigere  Herstellung  des  Produkts  ermöglicht,  so  wäre  ea  uW 

fer*?cht,  die  Geaammtheit  fttr  den  Fehlbetrag  zu  belasten,  d 
er  Vorteil  nur  den  einzelnen  Produzenten  und  Konsumenta 
des  billigeren  Produktes  zu  gute  kommt. 


')   Dies   ist    der   Standpunkt,    den    Cohn    einnimmt,    vgl.     ..    . 
S.  2t.  25.  —  Ueber  die   Ütete   Literatur  vgl.   namentlich  Mo  hl  S.  ; 
Anm.  16.     Muhl  selbst  bemerkt   tn  AnBehung  dieses  Standpunktes, 
das  sittliche  und  chriatliche  Gebot  der  Barmherzigkeit  nicht  als  nnmittei- 
baren  Zwangsgesetz  für  den  Bechtsstaat   erklärt    werden    köune,    da   nur 
die  Erfüllung  des  Rechtaschutzes  und   der  polizeilichen  Hülfe  Zwangs- 
Obliegenheit  des  letzteren  sei,   unter   welchen   Begriff  jeaes  nicht    feile:  . 
a.  a.  0.  S.  272. 
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Auf  der  anderen  Seite  ist  es,  wie  man  es  auch  wenden 
mag;  doch  ein  Almosen,  was  zur  Ergänzung  des  Fehlbetrages 
gereicht  wird,  nicht  Arbeitslohn.  Dieser  kann  in  seiner  eigent- 
lichen Gestalt  unmittelbar  nur  aus  dem  Produkt  selbst  gewährt 
werden,  dessen  Erträge  zur  gegenwärtigen  und  künftigen  Sicher- 
atellung  gegen  Mangel  ausreichen  müssen.  Und  endlich  ver- 
sagt die  konsequente  Durchführung  des  Gedankens  die  Ge- 
währung des  Fehlbetrages  an  solche,  welche  dem  Stande  ihres 
Erwerbszweiges  und  ihrer  persönlichen  Erwerbsfkhigkeit  nach 
desselben  an  und  für  sich  nicht  bedürfen  würden  und  nur, 
weil  sie  Müssiggänger  und  Verschwender  sind,  der  Unter- 
haltsmittel entbehren,  welche  sie  erwerben  konnten  und 
nicht  erworben  haben,  oder  erworben  aber  nicht  aufgespart 
haben. 

Eben  derselben  Kategorie  von  Personen  gegenüber  ver- 
sagt auch  der  schöne  Gedanke  vom  Ausgleich  zwischen  den 
Zufälligkeiten  des  Lebens.  Nie  wird  man  erwarten  können, 
das8  das  Gefühl  der  Barmherzigkeit  Platz  greifen  kann,  wo 
von  Seiten  des  Individuums  alles  versäumt  worden  ist,  um 
selbst  diesen  Zufälligkeiten  zu  begegnen.  Das  will  ja  auch 
die  freiwillige  Armenpflege:  Barmherzigkeit  üben  an  denen, 
welche  derselben  wert  sind. 

So  wichtig  daher  alle  jene  Momente  sind,  um  den  Zu- 
sammenhang des  Armenwesens  mit  den  wirtschaftlichen  und 
moralischen  Grundlagen  des  menschlichen  Lebens  au&uhellen 
und  an  die  Beachtung  dieses  Zusammenhangs  aufs  ernstlichste 
zu  mahnen,  sie  erschöpfen  doch  nur  einen  Teil  der  Frage, 
der'jn  Lösung  sie  versuchen.  Gerade  die  Lücke,  um  deren 
willen  die  Frage  vornehmlich  gestellt  ist,  vermögen  sie  nicht 
auszufüllen:  die  Lücke,  welche  hinsichtlich  derjenigen  ent- 
steht denen,  gleichviel  aus  welchem  Grunde,  das  zur  Erhaltung 
des  Lebens  Notwendigste  fohlt.  So  ist  man  denn  nicht  blos 
aus  praktischen  sondern  auch  aus  logischen  Gründen  genötigt, 
der  Anschauung  den  Vorzug  zu  geben,  welche  aus  dem  Zu- 
sammenhang der  allgemeinen  Rechtsordnung  mit  der  Stellung 
des  Individuums  die  Verpflichtung  folgert,  kein  Individuum  im 
Interesse  der  Rechtsordnung  von  dem  Schutz  gegen  äusseren 
Mangel  auszunehmen. 

Treff'end  bemerkt  hierüber  Mo  hl  S.  325:  „Der  besondere 
Grund,  aus  welchem  der  Einzelne  in  Mittellosigkeit  verfallen 
ist,  hat  zwar  auf  die  Art  der  Hülfe,  welche  ihm  gewährt  wird, 
und  auf  das  Verhalten  des  Staates  zu  ihm  in  anderen  Be- 
ziehungen den  entschiedensten  Einfluss;  allein  in  keinem  Falle 
befreit  er  den  Staat  oder  die  Gemeinde  von  der  Verpflichtung 
zur  Gewährung  des  absolut  Notwendigen.  Die  Folgen  einer 
völlig  selbstverschuldeten  Armut  sind  zum  mindesten  ebenso 
nachteilig  für  das  Allgemeine,  wie  die  der  unverschuldeten. 
Auch    der  Müssiggänger  und  Schlemmer  könnte  nicht  einfach 
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dem  HuDgertode  preisgegeben  werden  ohne  Gefahr,  weiiigatena 
ohne    NachtoH    für  das   allgemeine  Wohl,     Ein    solcher   wird 
nicht  unterstützt,  weil  er  es  sittlich  verdient,  sondern  weil 
rechtlich  und  politisch  notwendig  ist,  dass  er  nicht  ausserhalb 
des  Rechtskreisca  stehe." 

In  charakteristischer  Weise  wird  diese  Meinung  von  dea 
Anhitngern  der  ausschlieHslich  freiwilligen  Armenpflege  «nter- 
BtUtzt  Die  schon  erwÄhote,  auf  dem  Volkswirtschaftlichen 
Kongress  zur  Annalime  empfohlene  zweite  These  lautet«'); 
„Eine  gesetzliche  Armen  Unterstützung  ist  nur  aus  Sicherheit»- 
und  ge Rundh ei tspolizei liehen  Rücksichten  zulfissig." 

Rickert  kommt  gleichfalls*)  zu  dem  Resultat,  daas  nicht 
weitergehende  Verpflichtungen  im  Wege  des  Zwanges  g»- 
schaffen  werden  durften,  als  sie  durch  allgemeine  Sicherheits- 
interessen  und  polizeiliche  Rücksichten  bedingt  sind. 

Heisst  denn  das  etwas  anderes  als  eine  Klausel  setzen, 
unter  welcher  auf  einem  Umwege  eben  dieselben  Personen 
wieder  zugelassen  werden,  die  man  direkt  von  der  Armen- 
pflege auaschliessen  wolltei*  Es  berulit  diese  Verklausulirung 
auf  der  Verkennung  des  Unterschiedes  zwischen  der  Organi',. 
sation  der  Armenpflege  und  der  Aufbringung  der  zu  ihK 
nötigen  Mittel,  Dass  die  erste  weder  bei  der  freiwilligeai 
noch  bei  der  öffentlichen  Armenpflege  entbohrt  werden  kaniir 
dass  es  ein  selbstverstilndlichea  Ziel  beider  sein  muas,  an 
der  wirtBchnftlichen  Hebung  der  Bedürftigen  mit-,  auf  Be- 
strafung der  Müssiggänger  hinzuwirken  —  wird  denn  das  von 
irgend  einer  Seite  verkannt?  Es  handelt  sicli  da  eben 
den  Fall,  dass  arbeitafährge  Personen  verschuldeterweiso  sich 
im  Zustande  der  Bedürftigkeit  befinden  und  dem  drohenden 
Untergange  entrissen  oder  von  den  Folgen  des  in  Rechtsver- 
letzung sich  kundgebenden  Selbsterhaltungstriebes  zurückge- 
halten werden  müssen.  Man  nenne  das  nun  Armenunter 
stutzung  oder  polizeiliche  Massregel,  die  Hauptsache  ist  doch, 
dass  die  Unterstützung  ebenfalls  aus  den  Mitteln  der  Gemein- 
wirtschaft  bestritten  werden  muss,  dass  die  Geber  in  dem  einen 
wie  in  dem  andern  Falle  dieselben  sind.  Widerstreitet  difi' 
Gewährung  der  Unterstützung  in  der  That  den  wirtschaftliches 
und  moralischen  Grundsätzen,  so  widerstreitet  sie  ihnen  in 
dieser  wie  in  Jener  Gestalt,  Ganz  ebenso  verhält  es  sich  mit 
den  Rücksichten  der  öfl'entlichen  Gesundheitspflege  und  dem 
Aufwände,  der  in  ihrem  Interesse  ftlr  bedürftige  Kranke 
machen  ist.    Man  wird  hierbei  vor  allem  auch  beachten  müsi 

sich   doch  nicht  um  Gebiete  handelt,   die  scharf 
bestimmt  von   einander   abgegrenzt  werden   können.     Gerader.^ 


')  A.  a.  O.  S.  1.51.  171. 
*)  S.  8«.     Vgl.   auch   Emmiiighi 
DcDtsche  Gem.-Z.  a.  s.  O. 
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bei  der  Armenpflege  handelt  es  sich  um  so  feine  Uebergänge 
von  Arbeitsfilhigkeit  zur  Unfähigkeit,  von  Arbeitslosigkeit  zur 
Arbeitsscheu  u.  s.  w.,  dass  eine  Scheidung  zwischen  den  Fällen, 
welche  polizeiliche  oder  welche  freiwillige  Unterstützung  er- 
heischen, in  vielen  Fällen  schlechterdings  unmöglich  ist*). 

Auch  lässt  sich  gewiss  nicht  leugnen,  dass,  wenn  aus 
angeblich  unbegrenzten  öffentlichen  Mitteln  leicht  zu  viel  ge- 
than  und  Verschwendung  getrieben  werden  sollte,  die  Bezeich- 
nung der  Mittel  als  Armen-  oder  als  Polizeifonds  hieran  nichts 
ändern  würde.  Uebrigens  wird  gerade  in  Beziehung  auf  diesen 
Punkt  ganz  zutreffend  ausgeführt,  dass  vor  Verschwendung 
und  unrichtiger  Verwendung  auch  die  freiwillige  Armenpflege 
nicht  an  und  für  sich  geschützt  ist. 

Unzweckmässige  Stiftungen,  persönliche  Interessen  sind 
bekanntlich  für  die  freiwillige  Armenpflege  sehr  häufige  und 
sehr  erhebliche  Veranlassungen  schlechter  Verwaltung*). 

Es  handelt  sich  vor  allem  um  die  richtige  Organisation. 
Die  Unterscheidung  zwischen  verschuldeter  und  unverschuldeter 
Armut,  zwischen  erwerbsßlhigen  und  erwerbsunfähigen  Be- 
dürftigen ist  auch  der  öffentlichen  Armenpflege  möglich.  Und 
der  Umstand,  dass  die  Mittel  zwangsweise  zur  Verfügung  ge- 
stellt werden,  verhindert  nicht  ihre  richtige  Verwendung.  Das 
Gefühl  der  Verantwortlichkeit  kann  und  muss  ein  Staats- 
beamter ebensogut  haben  wie  ein  Verwalter  freiwilliger  Mittel'). 

Vor  allem  aber  können  die  Verteidiger  der  öffentlichen 
Armenpflege  ein  Argument  geltend  machen,  das  sich  gleich- 
sam von  selbst  ergiebt,  dass  nämlich  die  Anordnung  eines 
Zwanges  nur  eventuell  und  zwar  nur  eben  dann  und  nur 
ebensoweit  wirksam  werden  soll,  als  die  freiwillige  Armenpflege 
Mittel  nicht  bereitstellt.  Nur  das  von  der  letzteren  unbesetzte 
Gebiet  soll  besetzt  gehalten  werden,  aber  nicht,  um  es  für 
immer  zu  behalten,  sondern  um  es  ganz  oder  zum  Teil  zu 
räumen,  sobald  es  die  freiwillige  Armenpflege  wieder  ein- 
nehmen will. 


^)  Dies  heben  auch  schon  Duchatel-Naville  hervor,  die  im 
übrigen  heftige  Gegner  jeder  gesetzlichen  Annenpflege  sind ;  S.  280.  Vgl. 
auch  Rries  I  S.  ^. 

^)  Man  vgl.  von  den  sehr  zahlreichen  Belegen  in  der  Literatur  be- 
sonders Ratzinj^er,  der  die  beispiellose  Entartung  der  kirchlichen  und 
Stiftungsanncnpfleffe  in  den  Händen  der  hohen  Geistlichkeit  an  vielen 
Stellen  seiner  Gescnichte  der  kirchlichen  Armenpflege  nachweist,  beeonden 
S.  77.  124.  237.  287.  319.  Dies  Zeugniss  verdient  bei  dem  ausgesprochen 
katholischen  Standpunkt  Ratzingers  gewiss  besondere  Beachtung.  —  Qunz 
neuerdinffs  bietet  die  Verwaltung  des  Hospitals  Santo  Spirito  in  Rom  ein 
Bild  un^ublicher  Misswirtschaft  Vgl  aie  Zuschrift  an  die  Nat-Zeit 
in  Nr.  554  Jahrgang  1885. 

^)  Gneist  bemerkte  im  Volkswirtschaftlichen  Kongress:  „Man  wird 
bei  uns  das  Gefühl  der  Verantwortlichkeit  stets  schaffen,  wenn  man  an 
öffentliche  Einrichtungen  anknüpft.^  Aehnlioh  Bamberger  a.  a.  O. 
S.  192.  197.  -  Vgl.  Näheies  unten  §  216  ff. 
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Stahl  bemerkt  selir  zutreffend  S,  391:  „Es 
Verl,  wie  allenlhalben  in  den  christlichen  Staaten  auf  dem  Boden 
der  Annenpflege  die  Freiheit  des  Individuums  zu  Grunde  lag  und 
Dur  allmählich  mit  der  Entwickelung  aller  misslichen  Folgen,  die 
wir  bezeichnet  haben ,  die  öfifenilifhe  Armenpflege  eingriff,  immer 
nur  sich  dicht  an  die  Notwendigkeit  ballend,  wie  die  Geschichte  so 
deutlich  nachweist  nnd  wir  oben  betont  haben.  Die  Staats- 
armenpflege  erkennt  sicli  damit  selbst  als  nur  sab- 
aidiär   an."  —  Aehnlich  auch  Duchatel  S.  307: 

„Der  Staat  soll  also,  selbst  wenn  er  es  ohne  Gefahr  zu  thnn 
vermöchte,  nur  insoweit  der  Ärmennot  abzuhelfen  suchen,  als  die 
Besonnenheit  der  Armen  und  die  Privatmild thätigkeit  noch  nicht 
Aufschwung  genug  bekommen  hat  und  daher  sein  Einschreiten  nÖt~ 
wird  ....  Die  Ausübung  der  Wohltbäligkeit  ist  eine  von  d< 
Obliegenheiten,  womit  sich  der  Staat  nur  mit  dem  Vorsatz  und  d( 
Wunsch,  diese  Bürde  wieder  abzuwerfen,  beflissen  muss 
natürlichen  Fortschreiten  der  Gesellschaft  muss  alle  vom  Staate 
ausgehende  Sorge  lilr  die  Armen  endlich  verschwinden .  wie  die 
Staatsreligionen  und  offiziellen  Wahrheiten."  —  Sehr  ausführlich  tiber 
diese  Frage  im  Anscbluss  an  die  Armenpflege  des  Kantons  ßasel- 
stadt  bei  Kambli  S.  63  ff.  namentlich  die  dort  mitgeteilten 
Aenssemngen  des  Referenten  Pfarrer  Breiten  stein.  Derselbe 
bemerkt  unter  anderem :  „Die  Besorgung  der  Armenpflege  kann  tat 
Zeit  noch  nicht  völlig  der  Freiwilligkeit  anheimgegeben  werden; 
amiliche  und  freiwillige  Tbütigkeit  milssen  neben  einander,  einander 
ergänzend  wirken.  Der  Staat  kann  und  darf  die  Aufsicht  üb«r 
das  Armenwesen  und  die  unter  Umständen  notwendige  Organisatioi 
desselben  nicht  aus  den  Uänden  geben,  da  dies  /u  den  Kulli 
zwecken  des  modernen  Staats  gehört."  —  Und  Kambl 
S.  9S:  „Nach  allem  Gesagten  spreche  ich  daher  als  meine  Uebi 
zengang  aus:  die  staatliche,  obligatorische  Armenpflege  ist,  wo 
bestebl,  lieizub ehalten,  es  soll  aber  auf  stete  Reduzirung  ihrer  Ad 
gäbe  hingearbeitet  worden,  bis  endlich  die  völlig  freiwillige  Armi 
pflege  nn  ihre  Stelle  treten  kann.  Diese  letztere  Eventualil&l 
ich  aber  noch  in  unendlich  weiter  Feme." 

Während  sich  also  nach  der  ersten  Ansicht  frfiwilHge  ui 
Zwangsarmenpfiego  wie  Gegner  gegenüberstehen  wlinlen,  sollen 
sie,  der  anderen  zufolge,  wie  Lülfreiche  Genossen  nebeneiu- 
anderwirken.  Ja  mehr  noch,  es  wird  vielfach  ein  guter  Ein- 
fliiss  von  diesem  Neben  ei  nandergelien  der  freiwilligen  und 
der  gesetzlichen  Armenpflege  erwartet,  insofern  als  bei  etwaigem 
Nachlassen  der  freiwilligen  Annenpflege  die  Zwangsleistungen 
erheblicher  werden  tntissten  und  dieser  Umstand  in  dauernder 
Wechselwirkung  dazu  fllhren  würde,  den  Druck  der  ^ 
liehen  Lasten  zu  erleichtern  und  die  freiwillige  Liebestfaäl 
keit  zu  beleben. 

Meyer,   Volkswirtschaftlicher  Kongress   S.   177.  —  Linsiuj 
S.  87    bemerkt:    .  .  .  „nur  dadurch,   dass  jede    Verwendung 
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dfeitlicheii  Annenmitteln  anter  anderen  als  jenen  harten  Bedingungen 
dm  G^emeinden  verwehrt  wird,  nur  dadurch,  dass  eben  die  polizei- 
liche Armenpflege  als  eine  strenge,  fast  grausame   auftritt,   lässt 
Bch  in  den  Gemütern  der  Besitzenden  kraft  der  nattirlichen  Reaktion 
der  gSnzlich  entschwundene  Sinn  für  Privatwohlthätigkeit  gegen  die 
Armen  wieder  wecken  und  so  allmählich  ein  Zustand  herbeiführen, 
in  welchem  das,  was  seiner  Natur  nach   getrennt  sein   soll ,   auch 
wirklich  getrennt  ist:    d.  h.  dass  neben  der  polizeilichen,  lediglich 
.  inf  Abstellung  absoluten  Notstandes  gerichteten,   nur   äussere  be- 
itimmt  erkennbare  Momente  berücksichtigenden    Armenpflege    sich 
die  christliche  oder  allgemeine  menschliche  Privatwohlthätigkeit  in 
{est  organisirter  Weise  der  Armenpflege   in  der  Art  annimmt,  dass 
thnnlicbst  Notständen  vorgebengt  und  je  nach  der  subjektiven  Wür- 
digi^eit   des  Bittstellers  auch  weniger  Bedürftige   mit  Liebesgaben 
Tersehen  werden/ 


§  23. 

Und   80   kehrt  die  Betrachtung  zu  ihrem  Ausgangspunkt 
zurück.     Wird  auf  der  einen  Seite  anerkannt,  dass  die  öff'ent- 
Kche  Armenpflege   einzutreten   habe,    wo   die  Mittel   der  frei- 
willigen Armenpflege   nicht  zureichen,    so  bleibt  dies  letztere 
Moment   ebenso    wie  gegenüber  der  theoretischen  Forderung 
der   Selbsthülfe   von   der  Untersuchung   abhängig,    ob   dieser 
Ersatz    durch    die    freiwillige    Armenpflege    thatsächlich    vor- 
lianden    ist   oder   thatsächlich    in    so   naher   Zeit  zu  erwarten 
steht,    dass    eine  Beform  in  Bezug  auf  die  öff*entliche  Armen- 

Jflege  überflüssig  erscheint.  Mit  der  Behauptung,  dass  diese» 
er  Fall  sein  werde,  ist  es  hierbei  freilich  nicht  gethan;  das 
ist  nur  eine  Ansicht,  welcher  die  Ansicht  vom  Gegenteil  mit 
demselben  Recht  entgegengestellt  werden  kann.  Nur  dass  jene 
lediglich  die  Zukunft  zum  Zeugniss  ihrer  Richtigkeit  anruft, 
während  diese  aus  einer  traurigen,  aber  die  bittere  Sprache 
der  Wahrheit  redenden  Vergangenheit  ihre  Beweise  schöpft. 

Nichts  ist  hierfür  lehrreicher  als  die  Betrachtung  der  Um- 
stände, unter  denen  die  öfl'entliche  Armenpflege  zu  ausgebrei- 
teter Entfaltung  gelangt  ist  Nirgends  hat  sie  als  fertige 
Bildimg  eingesetzt,  nirgends  findet  sie  sich  als  primäre  Form 
der  Grewährung  von  Unterstützungen. 

In  allen  Ländern  abendländischer  Kultur  begann  die 
Armenpflege  als  werktliätige  Liebesübung  der  christlichen 
Gemeinden,  und  in  allen  Ländern  führte  die  sittliche  oder  die 
finanzielle  Leistungsunfähigkeit  der  kirchlichen  Armenpflege 
zu  Notständen,  welche  in  ungeheuerer  Ueberhandnahme  des 
Bettebis  und  der  Zuchdosigkeit  ihren  Ausdruck  fanden. 

Diese  Zustände,  unerträglich  für  die  Bevölkerung,  un- 
vereinbar mit  einem  geordneten  Regiment,  veranlassten  die 
öffentlichen  Gewalten,  zunächst  nur  die  äussere  Erscheinung 
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derselben  zu  bekämpfen  und  in  zahllosen  Bettelverordniuigta 
dos  Betteln  und  Vagabondiren  eu  vwbieten  und  mit  harten 
Strafen  zu  bedrohen'). 

Aber  weder  veränderte  sich  der  Zustand  der  Ammt,  noch 
verringerte  sich  die  Zahl  der  Bettler  und  Landstreicher,  viel- 
mehr wuchs  das  Uebel  zeitweilig  nach  dem  DreisMgjfthrigen 
Kriege  in  Deutschland  ausserordentlich.  Auf  das  fäntreten 
dieser  Thatsacben  hatten  die  territorialen  Q-ewalten  freilich 
nicht  gewartet,  weil  sie  einen  untrüglichen  Beweis  für  die 
UnzullUiglichkeit  der  freiwilligen  Armenpflege  zu  haben 
wünschten,  sondern  weil  man  glaubte,  von  Amtswegen  mit  Bettel- 
verboten  genug  gethaa  zu  haben,  und  weil  man  von  einer 
besseren  Einsicht  in  den  Zusammenhang  dieser  Erscheinungen 
mit  wirtschaftlichen  und  moralischen  Ursachen  meist  weit  «it- 
fernt  war.  So  gab  es  seit  der  Zeit  der  Reformation  im  Be- 
reich der  Armenpflege  eine  Art  Interregnum,  dessen  Herrechaft 
in  einzelnen  Q-ebieten  schon  früh,  in  den  meisten  erst  sehr 
spät,  zu  Ende  des  vorigen  und  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderli, 
zu  brechen  gesucht  wurde  vermittelst  Ein-  und  DurchfUhrang 
der  OlTentlichen  Armenpflege'). 

Am  zutreffendsten  kommt  dies  Verhältniss  in  dem 
Outachten  der  Sorbonne  zum  Ausdruck ,  welches  sie 
aus  Anlass  einer  Anfrage  abgab,  welche  der  Magistrat  tod 
Ypern  nach  Einführung  seiner  bekannten  Armenordnung  von 
1525  an  sie  gerichtet  hatte.  Es  handelte  sich  namenüidi  um  , 
die  Frage,  ob  es  zulässig  sei,  das  Betteln  zu  verbieten,  vaa  1 
jene  Armenordnung  bei  gleichzeitiger  Neuordnung  der  Armen- 
pflege nach  individualisirenden  Orundsätzen  gethan  hatte*). 
„Der  Bescheid  der  Sorbonne,  vom  16,  Jan.  1531  datirt,  be- 
zeichnet die  yperner  Armenordnung  als  ein  ebenso  schwieriges, 
wie  nützliches  und  heilsames  Werk,  welches  mit  der  H^i^ 
Schrift,  den  Anordnungen  der  Apostel  und  der  Kirche  ia 
Vorzeit  im  Einklänge  sei,  wenn  folgende  Punkte  beachtet 
würden:  1.  Es  mUsse  die  adoptirte  Armenpflege  mit  solcher 
Sorgfalt   gehandhabt  werden,    dass   in  Folge  der   gftnzlichea 


wenn  er  Eoglanf  speziell  den  Vorvun  maoht ,  dies  interregtmm  dnrcb 
Säkularisation  der  geiütlichen  Güter  herbeigefllhrt  und  damit  dss  Gb- 
treten  der  öffentlichen  Annenpfleffe  not  wendig  gemacht  zn  iiaben.  Dentwh- 
land  neif^  um  dieee  Zeit  (^nz  dieselbe  EnciheiDung.  Vgl.  bei  Rank«, 
Dentache  Qeschichte  im  Zeitalter  der  BeftmnatiMi  Bd.  2  an  venchi*- 
denen  Stellen,  x.  B.  S.  314.  317.  338. 

»)  Ratzinger  S.  443.  —  Die  Gmodsätie  der  A.-O.  von  Ypcre  rind 
die  Ton  J.  L.  Vivii  in  der  Schrift  De  sabventloiie  paspeiMi  ei*e  de 
hnmaniB  necesritatibiu  Itbri  2  »a^tmUUtan.  Hiotter  nt  und  antführ- 
lieh  Ehrle  8.  27fl. 
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Unterdrückung  des  Betteins  kein  einheimischer  oder  auswärtiger 
Armer  der  äussersten,  oder  auch  nur  sehr  schwerer  Not  an- 
heimfalle. 2.  Wenn  die  gemeinsame  Armenkasse  für  eine 
aolche  Versorgung  aller  Armen  nicht  ausreiche,  dürfe  letzteren 
das  Betteln  nicht  einfachhin  verboten  werden.  3.  Es  dürften 
die  Reichen  durch  die  Beiträge,  welche  sie  der  genannten 
Kasse  verabfolgen,  sich  nicht  von  der  Verpflichtung  entbunden 
erachten,  Armen,  die  sie  von  allen  oder  beinahe  von  allen 
Subsistcnzmitteln  entblösst  wissen,  beizuspringen.  4.  Es 
könne  durch  diese  Verordnung  niemand  behindert  werden, 
auf  jede  ihm  beliebige  Weise  Werke  der  Barmherzigkeit  zu 
üben." 

Diese  Sätze  bilden,  ohne  als  solche  förmlich  adoptirt  oder 
auch  nur  in  der  Gestalt  jenes  Gutachtens  hinreichend  bekannt 
geworden  zu  sein,  regelmässig  das  Programm  für  die  Stellung- 
nahme der  öffentlichen  Gewalten  zu  dem  Armenwesen,  nach- 
dem die  Vergeblichkeit  des  blossen  Bettelverbots  erkannt  war: 
Unterdrückung  des  Betteins  im  Interesse  der  allgemeinen 
Rechtsordnung  —  positive  Fürsorge  für  die  zum  Betteln  ge- 
drängten Personen  in  Anerkennung  einer  allgemeinen  Rechts- 
pflicht. 

Nun  berufen  sich  die  Anhänger  der  freiwilligen  Armen- 
pflege auf  das  Beispiel  Frankreichs,  welchem  gesetzlicher 
Zwang  zur  Armenpflege  unbekannt  sei.  Zunächst  ist  hier- 
gegen zu  bemerken,  dass  in  Frankreich  ein  Teil  der  Armen- 
fürsorge,  diejenige  für  Geisteskranke  und  verlassene  Kinder, 
obligatorisch  ist*). 

Wenn  im  übrigen  nur  die  Anordnung  besteht,  dass  Wohl- 
thätigkeitsausscliüsse  (bureaux  de  bicnfaisance)  in  den  einzelnen 
Gemeinden  eingerichtet  werden  und  aus  freiwilligen  Gaben 
Armenpflege  üben  sollen,  so  ist  darauf  hinzuweisen,  dass 
trotz  ausserordentlicher  Leistungen  der  Stiftungs-  und  Privat- 
armenpflege und  trotz  sehr  grosser  Aufwendungen  der  bu- 
reaux de  bienfaisance  eine  sehr  grosse  Zahl  von  Gemeinden 
sich  veranlasst  sieht,  beträchtliche  Zuschüsse  (subventions  de 
la  commune)  zu  der  örtlichen  Annen  pflege  zu  leisten. 

Vgl.  die  oben  S.  64  gegebenen  Nachweisungen.  Im  Jahre 
1882,  für  welches  die  letzten  Angaben  vorliegen,  verausgabten  bei 
einer  Bevölkerung  von  rund  37.7  Mill.  die 

Etablissements  hospit.       127.34 
bureaux  de  bienfais. 

Abgesehen  von  den  a.  a.  0.  aufgeführten  Subventionen  gewährten 
die  Gemeinden  zu  den  Leistungen  der  bureaux  de  bienfaisance,  die 
unserer  örtlichen  Armenpflege  entsprechen,  1882  folgende  Subven- 
tionen in  Mill.  Fr. : 


33  07  1  ^^^^'  ^^*'^^®^- 


»)  Vgl.  unten  §  63. 

Forschungen  (21)  VI.  4.  —  Mfinsterberg. 
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In^S*    I>eP^eiite   i««««««°°^t 

ordentliche  SubventioDeD         4.976            4.914  9.891 

ausserordentl.  SnbveDtionen         0.008 0^953 0.962 

in  Prozenten  der  Gesammt- 
einnahmen  der  bureanx  de 

bienf.  67.3  20.3  29.9 

Vgl.  a.  a.  0.  Tab.  S.  LV. 

Nichts  vermöchte  schlagender  darzuthun,  was  eine  Zwangs- 
lage gegenüber  Zuständen  der  Armut  bedeutet. 

Es  lässt  sich  umgekehrt  eine  nicht  unerhebliche  Zahl  von 
Gemeinden  auch  in  Deutschland  nennen,  welche  trotz  des  all- 
gemein durchgeflihrten  Systems  der  Zwangsarmenpflege  eine 
solche  thatsächlich  nicht  geübt,  thatsächlich  die  oft  überreich- 
lichen Aufwendungen  aus  freiwilligen  Gaben,  vor  allem  aus 
Stiftungsmitteln,  ganz  oder  zum  grössten  Teile  bestritten  haben 
und  noch  bestreiten^). 

üobrigens  hängt  das  Mass  der  Leistungen,  wie  in  dem 
Abschnitt  über  die  finanzielle  Leistungsfähigkeit  der  Armen- 
verbände (unten  §  86  ff.)  näher  darzulegen  sein  wird,  von  un- 
(mdlich  vielen  individuellen  Momenten  ab.  Hier  möchte  ich 
noch  auf  einen  Punkt  hinweisen,  der  bei  der  Erörterung  dieser 
Frage  von  keiner  Seite  berührt  worden  ist,  dass  nämlich  flir 
viele  kleine  ländliche  Gemeinden  die  Frage  überhaupt  nicht 
lautet,  ob  freiwillige  oder  Zwangsarmenpflege,  sonaem  ob 
Armenpflege  überhaupt.  Wo  alle  Einwohner  so  arm  sind, 
dass  sie  stets  auf  der  Grenze  zwischen  notdürftiger  Erhaltung 
und  Armut  sich  bewegen,  ist  auch  die  Gemeinde  selbst  gänz- 
lich ausser  Stande  für  bedürftige  Mitglieder  selbst  mit  Auf- 
bietung aller  Kräfte  hinreichend  zu  sorgen;  was  sie  ihnen 
gegenüber  thut,  behält  in  d'T  Regel  den  Charakter  der  Mild- 
thätigkeit,  so  dass  dort  die  Aufhebung  der  gesetzlichen  Armen- 

tflege  eine  Veränderung  des  bestehenden  Zustandes  kaum 
erbeifilhren  würde.  —  Aehnlich  Kries,  m.  W.  der  einzige, 
der  diesen  Gesichtspunkt  hervorhebt;  vgl.  11  S.  857.  An 
einer  andern  Stelle  S.  22  bemerkt  derselbe: 

„Wie  kann  eine  aus  lauter  Handwerkern  bestehende  Ge- 
meinde im  schlesischen  Gebirge  ihren  unbeschäftigten  Mit- 
gliedern eine  wirksame  Hülfe  gewähren,  da  fast  sämmtliche 
Einwohner  auch  in  den  besseren  Tagen  nur  ein  kümmerliches 
Brot  essen  und  jede  eintretende  Handelskrisis  schwer  auf  ihnen 
allen  lastet?  In  ähnlicher  Weise  bringt  eine  Fehlernte  der 
Kartoffeln,  eine  anhaltend  regnerische  Witterung,  welche  Feld- 
arbeiten unthunlich  und  die  Wege  grundlos  macht,  alle  Ein- 
wohner einer  ostpreussischen  Kolonie  oder  eines  oberschlesi- 
schen  Bauemdorfes  an  den  Rand  einer  Hungersnot." 


^)  Verl.  die  NachweiBungen  unten  §  87. 
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Im  übrigen  bewährt  sich  in  Frankreich  an  den  Gemeinden, 
welche  Zuschüsse  leisten,  und  in  Deutschland  an  Gemeinden, 
welche  derselben  entbehren,  die  fast  selbstverständliche  Natur 
der  öffentlichen  Armenpflege:  die  Subsidiarität.  Sie  soll  und 
sie  will  nie  mehr  sein  als  letzte  Zuflucht,  wenn  alle  anderen 
Hülfsmittel  versiegt  sind  ^).  Wen  die  Bestrebungen  der  allge- 
meinen Wohlfahrtspflege  vor  Armut  zu  behüten  nicht  im  Stande 
waren,  wer  sich  nicht  selbst  vor  Not  zu  schützen  gesucht  hat, 
wer  nicht  die  Hände  der  nächsten  Angehörigen  oder  diejenigen 
seiner  Mitmenschen  offen  sieht,  den  nur  nimmt  die  öffentliche 
Armenpflege  auf.  Eine  traurige  Notwendigkeit  ist  es  gewiss, 
zu  deren  Femhaltung  beizutragen  keiner  versäumen  dürfte,  — 
aber  eine  Notwendigkeit  so  lange,  als  die  Wahrscheinlichkeit 
eines  anderweiten  Ersatzes  nicht  besteht.  Ein  solcher  Ersatz 
erscheint  fUr  absehbare  Zeit  in  Deutschland  ein  unerreichbares 
Ideal. 


1)  Das  belgische  Gesetz  vom  14.  März  1876  trägt  diesem  thatsäch- 
liehen  Verhältniss  Rechnung,  indem  es  in  Art.  19  bestimmt,  dass  die 
Kosten  der  öffentlichen  Armenpflege  von  den  Hospitälern  und  Wohlthät- 
Bur.  aufzubrinjgen  sind,  wozu  die  Gemeinden  bei  Unzulänglichkeit  der 
Mittel  die  nötigen  Zuschüsse  zu  gewähren  haben. 


3.  Kapitel. 

Die  Aufgabe  der  Armengesetzgebung. 

§  24. 

Der  Umstand,  dass  das  Armenwesen  mehr  als  jede  andere 
wirtschaftliche  und  soziale  Erscheinung  mit  allen  Faktoren  des 
wirtschaftlichen  und  des  sozialen  Lebens  in  innigster  Verbindung 
steht,  hat  von  jeher  einige  Verwirrung  in  die  Theorie  und  Praxis 
der  Armengesetzgebung  gebracht.  Weil  Wohlfahrtspflege  und 
Schutzveranstaltungen  der  Armut  vorbeugen  und  belbsthülfe 
sowie  die  Fürsorge  der  Familie  und  der  Arbeitgeber  die 
eigentliche  Armenpflege  möglichst  überflüssig  machen  wollen, 
so  behandelt  die  Theorie  alle  diese,  oder  den  einen  oder  den 
andern  Punkt  im  Zusammenhang  der  Lehre  vom  Armenwesen, 
und  die  Praxis  der  Gesetzgebung  ist  ihr  insofern  nachgefolgt, 
als  sie  häufig  Vorbeugungsmassregeln  und  privatrechtliche 
Verpflichtungen  gleichzeitig  in  demselben  Gesetz  vorschreibt, 
in  welchem  sie  die  Verpflichtung  zur  öfi*entHchen  Armenpflege 
näher  regelt. 

Nicht  vom  Standpunkt  dürrer  Systematik  ist  hiergegen 
Widerspruch  zu  erheben;  wenn  die  Vorschriften  an  und  für 
sich  nur  von  Nutzen  für  das  Gemeinwesen  sind  und  ihren 
Zweck  erfüllen ,  möchte  es  am  Ende  gleichgültig  sein ,  an 
welcher  Stelle  sie  erscheinen,  vorausgesetzt,  dass  sie  überhaupt 
erscheinen.  Wohl  aber  ist  Scheidung  und  Abgrenzung  der 
verschiedenen  Gebiete  wünschenswert,  ja  notwendig,  weil  die 
Vermischung  der  verschiedenen  Materien  zur  Verkennung  des 
Begriffs  und  vor  allem  des  Zweckes  der  verordneten  Mass- 
regeln führt.  Gerade  weil  der  strenge  und  so  viel  und  mit 
Recht  umstrittene  Gegensatz  zwischen  freiwilliger  und  öffent- 
licher Armenpflege  besteht,  ist  es  höchst  notwendig,  sich  klar 
zu  machen,  was  von  den  dahin  gehörigen  Dingen  durch  Gesetz 
geregelt  werden  kann  und  muss  und    was  nicht;   gerade  weil 
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die  öffentliche  Armenpflege  nichts  weiter  als  die  letzte,  ledig- 
lich im  Interesse  der  allgemeinen  Rechtsordnung  errichtete 
Zuflucht  bieten  will  und  darf,  muss  dieser  ihr  Charakter  als 
einer  öffentlich-rechtlichen  Institution  zum  klarsten,  unzwei- 
deutigsten Ausdruck  kommen. 

§  25. 

Will  man   also   die  Grenze   zwischen   den    verschiedenen 
Gebieten  ziehen,    so  hat  man  auszuscheiden,  was  nur  Voraus- 
setzung  der    öffentlichen    Armenpflege    ist   und    seiner   Natur 
nach  einer   anderen  Rechtssphäre   angehört.     Auszuschli essen 
sind  also   die  privatrechtlichen  Ansprüche,   die  Ordnung  des 
Versicherungswesens;  auszuschliessen  sind  ferner  die  Einrich- 
tungen zur  Verhtitung  der  Armut,  w\e  Leihhäuser,  Sparkassen 
und  ähnliche ;  auszuschliessen  sind  endlich  die  Veranstaltungen 
der  freiwilligen  Armenpflege.     Das  Armengesetz   hat  also  da- 
mit einzusetzen,  dass  es  ausspricht:   sofern   eine  Person  nicht 
durch  eigene  Mittel  oder   durch  Mittel   der  Angehörigen  oder 
der  freiwilligen  Armenpflege    ihren  Lebensunterhalt  empfangt, 
tritt  die  öffentliche  Unterstützung    ein.     Und  nun  hat  es  über 
Ävreierlei  zu   bestimmen:    über  die  Persönlichkeit  des  Gebers 
lind  über   die    des  Nehmers;    es    hat    auszusprechen,    wer  zu 
geben  hat  und  wem  gegeben  werden  muss. 

Im  Eingang  des  vorigen  Kapitels  wurde  dargelegt, 
dass  nicht  der  Inhalt  des  Thuns  und  Unterlassens  das  gesetz- 
lich geregelte  von  dem  gesetzlich  nicht  geregelten  unterscheidet, 
sondern  lediglich  das  eine  Moment,  dass  dort  etwas  geschehen 
muss,  hier  etwas  geschehen  kann.  Es  ist  zweckmässig, 
darauf  wiederholt  hinzuweisen,  um  bei  Beginn  der  Betrach- 
tung, welche  Aufgabe  der  Armengesetzgebung  zufeilt,  den 
richtigen  Standpunkt  zu  gewinnen.  Die  öffentliche  Armen- 
pfl^e  will  dasselbe,  was  Selbsthülfe  und  freiwillige  Armen- 
pflege wollen :  Gewährung  des  Unterhalts.  Der  Umstand,  dass 
sie  leisten  muss,  was  jene  beiden  nur  freiwillig  leisten  wollen 
oder  können,  ändert  die  Grundsätze,  die  in  Bezug  auf  Geben 
und  Nehmen  an  und  ftir  sich  sachgemäss  sind,  in  keiner 
Weise.  Auch  bei  der  öffentlichen  Armenpflege  sollen  Leistungen 
nur  demjenigen  zugemutet  werden,  der  hierzu  föhig  und  nach 
gewissen  Massgaben  verpflichtet  ist,  und  Gaben  nur  dem- 
jenigen zufliessen,  der  ihrer  wirklich  bedarf,  —  nur  dass  frei- 
lich der  hinzutretende  Zwang  insofern  ändernd  einwirkt,  als 
die  beiden  ersteren  Momente  nur  mitbestimmend,  nicht  end- 
gültig entscheidend  sein  können,  weil  im  Interesse  der  öffent- 
lichen Ordnung  nicht  das  Mass  der  vorhandenen  Mittel,  son- 
dern der  Umfang  der  vorhandenen  Bedürftigkeit  in  Betracht 
kommt.  Der  vollen  Berücksichtigung  jener  Momente  wird 
femer   eine  Schranke   dadurch  gesetzt,    dass   der  Umfang  der 
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LeiBtungen  nicht  ausser  Zusammenhang  mit  der  GUterverteilung 
gebracht  werden  kann  wie  bei  den  freiwilligen  Liebeswerken, 
an  welchen  der  Einzelne  nach  eigener  WillkUr  teilnimmt.  Die 
Öffentliche  Armenpflege  kann  nur  gegründet  sein  auf  die  Mittel 
der  Gemein  Wirtschaft  und  kann  in  Bezug  auf  die  Heran- 
ziehung des  Einzelnen  nicht  mehr  thun,  als  was  die  Gemein- 
schaft selbst  thut,  also  bestenfalls  ein  einigermaasen  gerechtes 
Steuersystem  anwenden. 

Ebenso  vermag  auch  die  Armengesefcsgebung  in  Bezug 
auf  die  Persönlichkeit  Aon  Gebers  nicht  willkürliche  Bildungen 
zu  schaffen  oder  von  solchen  auszugehen.  Es  ist  vielmehr 
das  wesentlichste  Merkmal  dieser  Persönlichkeit,  dass  sie  nicht 

Srivater  Natur  ist,  sondern  dass  sie  im  Rahmen  der  allgemeinen 
.ochtsorduung  Mitträger  der  öffentlichen  Gewalt  ist  und  aas 
öffentlichen  Mitteln  den  Aufwand  für  die  Armenpflege  zu  be- 
schaffen befugt  ist.  Hierbei  kann  es  denn  zweckmässig  er- 
scheinen, an  die  Bildungen  der  bestehenden  öffentlichen  Grund- 
verfassung  {Reich,  Staat, 'Provinz,  Kreis,  Gemeinde,  Gutstezirk 
u.  s.  w.)  oder  an  Bildungen  zu  Sonderzwecken  (Deichgemeinde, 
Schulgemeinde,  FeuersozietSt  u.  s.  w.)  anzuknüpfen  oder  auch 
Neubildungen  zum  Zweck  der  Armenpflege  zu  schaffen  (eigent- 
liche Armengemeindo).  Ebenso  können  die  Leistungen  der 
öffentlichen  Armenpflege  auf  diejenigen  Mittel  angewiesen 
werden,  aus  welchen  jene  Träger  der  öfl'entlichen  Gewalt  den 
für  ihre  Zwecke  notwendigen  Aufwand  Überhaupt  bestreiten 
(Reichs-,  Staats-,  Pn)vinzial-,  Gemeinde  haus  halt) ,  oder  es 
werden  besondere,  nur  Armenzweckeri  dienende  Mittel  (Armen- 
Bteuern)  aufgebracht.  Im  ersten  Falle  bilden  die  bezüglichen 
Vorschriften  der  Reichs-,  Staats-,  Gemeinde-  sowie  der  Steuer- 
verfassung die  ausserhalb  der  Sphäre  des  Armenrechts  liegende 
Voraussetzung  dor  Annengesetzgebung ,  während  im  andern 
Falle  die  Schaffung  neuer  Bildungen  als  integrirender  Bestand- 
teil ihrer  Aufgabe  zu  erachten  ist. 

Und  endlich  macht  sich  ein  wesentlicher  Unterschied 
gegenüber  der  freiwilligen  Amienpflege  darin  geltend,  dass 
deijenige,  der  die  Mittel  aufbringt,  nicht  notwendig  auch  die 
Mittel  verwendet.  Wer  zu  ihrer  Aufbringung  an  und  für  sich 
geschickt  ist,  kann  unter  Umstünden  zu  ihrer '  Verwendung 
thatsächlich  aus.scr  Stande  sein.  Die  unbezweifelte  Natur  der 
Armenpflege  lässt  ein  Handeln  ins  Allgemeine  nicht  zu,  son- 
dern erfordert  die  Sonderbehandlung  des  Einzelfalles  da,  wo 
sich  derselbe  ereignet,  die  Beseitigung  der  Ilülfsbedürftigkeit 
an  dem  Ort,  wo  dieselbe  eingetreten  ist.  Es  liegt  somit  im 
selbstverständlichen  Interesse  der  öffentlichen  Armenpflege 
so  gut  wie  der  freiwilligen,  die  einzelnen  Fälle  der  Bedürftig- 
keit evident  zu  halten,  keinen  Fall  unberücksichtigt  zu  lassen  und 
dementsprechend  innerhalb  des  Gebietes,  für  welches  die  Armen- 
gesetzgebung gelten  soll,    auch  den  kleinsten  örtlichen  Bezirk 
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mit  einem  Oigan  auszustatten,  welches  vorkommendenfalls  den 
Einzelakt  der  Armenpflege  ausüben  kann.  Müssen  diese  Or- 
gane nun  zwar  wicKier  öffentliche  sein,  so  sind  für  ihre 
Leistungsfähigkeit  dennoch  ganz  andere  Momente  massgebend 
als  für  die  Träger  der  Armenlast;  bei  diesen  müssen  finanzielle 
Gesichtspunkte,  bei  jenen  lediglich  persönliche  (verwaltungs- 
technische) entscheiden.  Es  ist  denkbar,  dass,  wenn  der  Staat 
die  Armenlast  auf  seine  Schultern  nimmt,  er  direkt  Beamte 
besoldet,  die  in  seinem  Namen  an  Ort  und  Stelle  den  Be- 
dürftigkeitsfall untersuchen  und  Unterstützung  gewähren,  wie 
es  umgekehrt  möglich  ist,  dass  Gemeinden,  welche  den  Auf- 
wand für  eine  Unterstützung  zu  tragen  gehalten  sind,  die 
Unterstützungen  durch  den  Staat  als  Inhaber  einer  dem  Be- 
dürfniss  dieses  Falles  besser  dienenden  Anstalt  gewähren 
lassen.  Mit  anderen  Worten:  die  Organe  der  öffentlichen 
Armenpflege  können  mit  den  Trägern  der  Armenlast  identisch 
sein,  aber  sie  brauchen  nicht  mit  ihnen  identisch  zu  sein. 

Aus  den  möglichen  Verschiedenheiten  zwischen  diesen 
beiden  ergiebt  sich  aber,  dass  die  Organe  der  öffentlichen 
Armenpflege  in  die  Lage  kommen  können,  Unterstützungen  zu 
gewähren  für  Fälle,  bezüglicli  deren  ihnen  eine  finanzielle 
Verpflichtung  nicht  obliegt  Denn  die  öffentliche  Gewalt  hat 
an  und  für  sich  zunächst  nur  ein  Intere8se  an  der  üebung 
der  Armenpflege  überhaupt  und  ordnet  diese  zunächst  unab- 
hängig von  den  dafür  erforderlichen  Mitteln;  aber  die  That- 
sache.  dass  die  Organe  der  Armenpflege  und  die  Träger  der 
Armenlast  unter  Umständen  nicht  identisch  sind,  nötigt  dazu, 
die  ersteren  durch  Aufwendungen,    die   ausserlialb  ihrer  Ver- 

5 flichtung  liegen,  nicht  Verluste  erleiden  zu  lassen,  und  ferner, 
as  Interesse  der  öffentlichen  Armenpflege  dagegen  sicherzu- 
stellen, dass  die  Organe  der  Armenpflege  aus  Furcht  vor  der- 
artigen Verlusten  die  Gewährung  der  Unterstützung  in  dem 
einen  oder  andern  Falle  überhaupt  unterlassen.  So  erwächst 
der  Annengesetzgebung  die  fernere  Aufgabe,  Bestimmungen 
zu  treffen,  wann  und  in  welchem  Umfange  öffentliche  Unter- 
stützungen zu  erstatten  sind.  Sie  hat  zu  unterscheiden  zwischen 
der  vorläufigen  Unterstützung  im  Interesse  der  öffentlichen 
Armenpflege,  die  unter  allen  Umständen  am  Orte  der  Be- 
dürftigkeit durch  die  verordneten  öffentlichen  Organe  zu  er- 
folgen hat,  und  der  endgültigen  Verpflichtung  zur  Unterstützung, 
welche  dem  Träger  der  Armenlast  obliegt  und  ihn  da,  wo  er 
mit  dem  Organ  der  Armenpflege  nicht  identisch  ist,  zur  Er- 
stattung des  vorläufigen  Aufwandes  an  das  letztere  nötigt. 

Die  Gesichtspunkte,  aus  welchen  die  endgültige  Verpflich- 
tung zu  regeln  ist,  können  verschiedene  sein.  Mit  einem  um- 
fassenden Ausdruck  kann  man  das  regelmässig  entscheidende 
Moment  als  „Angehörigkeit"  bezeichnen;  soweit  ein  Individuum 
einem  Bezirk  nach   gewissen  Massgaben   angehört   oder  ange- 


bfirig  erachtet  wird,  ist  der  Trälger  der  öffentlichen  Gewalt  in 
diesem  Bezirk  zu  seiner  Unterstützung  bezw.  znr  Eretatttmg 
etwa  vorläufig  gemachten  Aufwandes  vei-pflichtet.  Die  Ange- 
hörigkeit in  Bezug  auf  die  Annenpflege  kann  in  die  Ange- 
hörigkeit in  Bezug  auf  andere  Verhältnisse  eingesohloüsen  »ein, 
wie  in  die  Gemeinde-  «der  Staatsangehörigkeit,  sodasa  die 
Gemeinde  oder  der  ätaat,  welchem  das  Individuum  angehört, 
als  solche  aneh  die  Verpflichtung  zur  Armenf'llrsorge  haben. 
In  diesem  Falle  bilden  das  GemeindebUrgerretrht  (Heimatrecht) 
und  das  Staatsbilrgerrechl  eine  notwendige  Voraussetzung  der 
Armengesetzgebung.  Oder  die  Angehörigkeit  wird  lediglich 
in  Bezug  auf  die  öffentliche  Armenpflege  begründet,  wobei 
gewisse  Handlungen  des  Individuums  —  Niederlassung,  Aufent- 
halt, Verehfliuhung  —  als  entscheidend  erachtet  werden 
können.  In  diesem  Falle  bildet  die  Feststellung  der  hierfür 
massgebenden  Momente  ebenfalls  einen  integrirenden  Bestand- 
teil der  Aufgaben  der  Armengesetzgebung.  Auch  ob  diese 
Verpflichtung  des  öifontlichen  Organs  eine  lediglieh  öffentlich- 
rechtliche  sein  oder  oh  dem  Indi\n'dumn  ein  persönlicher  An- 
spruch, bezw.  in  welcher  Form  Rechtens,  zustehen  soll,  bedai'f 
der  gesetzlichen  Feststellung. 

Endlich  muss  auch  das  Verfahren  geordnet  werden,  mit- 
tels dessen  die  Ansprüche  der  Organe  der  Annenpflege  unter 
einander  in  den  Fällen  der  vorläufigen  Unterstützung  verfolgt 
werden  können.  Es  bedarf  der  Regelung  des  Instanzenznges 
des  Beschwerde-  und  Etagerechts,  denen  die  Eigenschaft  dieser 
Organe  als  Vertreter  der  Öffentlichen  Gewalt  ein  charakte- 
ristisches Gepräge  giebt. 

Was  die  Persönlichkeit  des  Nehmenden ,  also  den  Be- 
dürftigen, angeht,  so  besteht  hier  die  wesentliche  Aufgabe  der 
Gesetzgebung  darin,  das  Kriterium  der  Bedürftigkeit  und  die 
Mittel ,  durch  welche  derselben  im  einzelnen  Falle  abgeholfen 
werden  kann,  anzugeben;  insbesondere  wird  hierbei  auf  den 
Zustand  der  Bedürftigkeit  und  die  Ursachen  derselben  Rück- 
sicht zii  nehmen  sein.  Die  Momente  der  ArbcitsfUhigkeit  und 
der  ArbeitdunfHhigkeit,  der  vorübergehenden  oder  der  dauern- 
den Erwerbslosigkeit  werden  in  Betracht  fallen.  Dennoch 
wird  sich  die  Annengesetzgebung  hier  mit  der  Zeichnung  der 
Grundzüge  im  allgemeinen  begnügen  müssen ;  der  unendlichen 
Mannigfdtigkeit  der  äusseren  Erscheinung  der  Annut  kann 
sie  unter  keinen  Umständen  gerecht  werden.  Das  Beste  haben 
hierfür  die  Organe  der  Armenpflege  durch  einsichtige  Be- 
urteilung des  einzelnen  Falles  zu  thun.  Die  Gesetzgebung  wird 
hier  vor  allem  gut  thun,  diejenigen  Grundsätze  im  Auge  zu 
behalten,  welche  ihr  und  der  freiwilligen  Armenpflege  in  Be- 
zug auf  die  Individualisirung  der  BedürftigkeitsfUlJe  gemein- 
1  sind. 

Nicht  Gegenstand   der   Amiengeselzgebung,  aber   mit  ihr 
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im  ennten  Zusammenbang  stehend ,  sind  Bestimmungen  über 
die  Behandlung  von  Personen,  die  sich  mutwillig  in  den  Stand 
der  Bedürftigkeit  versetzend  oder  in  demselben  absichtlich  ver- 
barrend  entweder  die  Privatmildthätigkeit  oder  die  öffentliche 
Annenpfle^e  in  Anspruch  nehmen:  Müssiggänger,  Bettler, 
Landstreicher.  Soweit  die  Strafgesetze  sich  hierauf  erstrecken, 
bilden  dieselben  Ergänzungen  bezw.  Voraussetzungen  der  Armen- 
gesetzgebung; soweit  dies  nicht  der  Fall  ist,  wird  die  letztere 
selbst  der  Aufnahme  derjenigen  Vorschriften  sich  nicht  ent- 
ziehen können,  welche  die  Armenpflege  gegen  Missbrauch 
sicherstellen. 

Mit  den  näheren  Bestimmungen  über  die  Persönlichkeit 
des  (lebenden  und  des  Nehmenden  ist  die  Aufgabe  der  Ge- 
setzgebung in  Bezug  auf  die  öffentliche  Armenpflege  erschöpft. 
Alles  Uebrige  ist  Beiwerk,  Ausführung  des  Gesetzes,  nicht 
Bein  notwenaiger  und  unentbehrlicher  Inhalt 

Wie  alle  Gesetzgebungen  wird  auch  die  Armengesetz- 
gebung dann  am  volikonmiensten  sein,  wenn  sie  knapp  ist, 
ohne  unklar,  kurz,  ohne  unvollständig  zu  sein  und,  indem  sie 
sich  mit  der  Aufstellung  unzweideutiger  Prinzipien  bezüglich 
ihres  notwendigen  Inhalts  begnügt,  es  den  ausführenden 
Organen  ermöglicht,  die  öffentliche  Armenpflege  mit  lebendigem, 
der  Mannigfaltigkeit  der  Erscheinungswelt  angepasstem  In- 
halt zu  erfüllen. 


4.  Kapitel. 

Ueberblick  über  die  geschichtliche  Entwiclclung  untf 

den  gegenwärtigen  Stand  der  Armengesetzgebung   ü 

Deutschland. 


1.    Die  Grnndsfige. 


Im  Gegensatz  zu  den  Anforderungen,  welche  die  syste- 
matische Erkenntuiss  menschlicher  Zustände  an  die  gesetz- 
gebende Gewalt  zu  stellen  hat,  wird  die  gesetzgeberische 
Thätigkeit  im  wirklichen  Leben  hauptsächlich  von  zwei  Fak- 
toren bedingt:  einmal  von  der  Stärke  des  Drucks,  welchen 
die  herrschenden  Zustände  auf  die  von  denselben  betroffenen 
Personen  und  Personenklaasen  ausüben,  und  zweitens  von  der 
Fähigkeit  und  dem  Willen,  die  Zustände  zu  erkennen,  zu  be- 
urteilen und  zu  verbessern  seitens  derjenigen  Organe,  welche 
zum  Erkennen,  Beurteden  und  Bessern  ihrer  Stellung  oder 
der  Natur  der  Sache  nach  berufen  sind.  In  der  R^el  ist 
die  Stärke  der  Druckempfindung  um  ebensoviel  gesteigert, 
als  Fähigkeit  und  Wille  vermindert  sind.  Und  wie  das  Nicht- 
vorhandensein solcher  Fähigkeit  bczw,  die  Unlust  von  ihr  Ge- 
brauch zu  machon  immer  und  überall  im  Staats-  und  Ge- 
sell schaftal  eben  don  AnstoHS  zu  Umwälzungen  und  tiefgreifen- 
den Veränderungen  gegeben  haben,  so  knUpfen  sich  auch 
für  das  Armenwesen  an  dieses  Moment  entscheidende  Wen- 
dungen. 

Die  Lösung  der  grossen  Fragen  nach  Vorrang  der  frei- 
willigen vor  der  öffentlichen,  der  staatlichen  vor  der  gemeind- 
lichen Armenpflege,  der  Aufenthaltsfreiheit  vor  der  heimat- 
lichen Gebundenheit  wird  unter  solchen  Umständen  versucht 
Aber  nicht  immer  ist  der  Druck  so  nachhaltig  wie  stark,  nicht 
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immer  die  Fähigkeit  so  gross  wie  der  Wille,  der  Wille  so 
bereit  wie  die  Fähigkeit  Wohl  giebt  es  auch  hier  das,  was 
man  Fortschritt  und  Besserung  nennt,  doch  selten  ist  die  Ein- 
führung neuer  Einrichtungen,  die  Anschauung  über  ihre  Hand- 
habung von  Bestand.  Meinungen  lösen  die  Meinungen  ab, 
Verhältnisse  die  Verhältnisse.  Idealisten  bemühen  sich  ver- 
geblich die  Natur  der  Sache  als  Richtschnur  der  Gesetzge- 
bung, ein  den  Dingen  innewohnendes  Mass  als  unwandelbare 
Wahrheit  hinzustellen.  Nicht  die  Natur  der  Sache,  nicht  das 
Mass  der  Dinge  ist  es,  welche  vor  allem  bestimmend  wirken, 
sondern  eine  Reihe  von  thatsächlichen  Verhältnissen,  die  mit 
den  Zuständen  dos  Arratmwesens  meist  in  keiner  unmittel- 
baren Beziehung  stehen.  Die  vornehmste  Bedeutung  kommt 
nach  dieser  Richtung  hin  dem  Verhältniss  der  Gewalten  zu, 
die  einen  Einfluss  auf  öffentliche  Dinge  zu  üben  vermögen, 
dem  Verhältniss  der  Kirche  zum  Staate,  des  Staates  zu  den 
in  seinem  Gebiete  befindlichen  korporativen  und  ständischen 
Gliederungen,  und  endlich  der  Öfciaten  unter  einander  —  Ver- 
hältnisse, deren  Gestaltung  vor  allem  auf  thatsächlichen  Vor- 
aussetzungen zu  beruhen  und  in  erster  Linie  eine  Frage 
des  Machtbesitzes  und  der  finanziellen  Leistungs- 
fähigkeit zu  sein  pflegt.  Die  Gesichtspunkte,  aus  denen  die 
kirchliche  Armenpflege  geübt  wird,  sind  andere  als  die  für  die 
Ge:neindearmenpflege  massgebenden;  die  Mittel,  die  für  diese  zu 
Gebote  stehen,  niessen  zum  grossen  Teile  aus  anderen  Quellen, 
als  diejenigen,  welche  jene  zur  Verfügung  hat.  Anders  ge- 
staltet sich  Umfang  und  Inhalt  der  Armenpflege,  wenn  sie 
von  Staatswegen  g(^br)ten  und  nachdrücklich  im  Bereiche  des 
ganz('n  Staatsg(»bietes  durchgeführt  wird,  anders,  wenn  sie 
lediglich  in  das  Belieben  der  einzelnen  Bürger  oder  einzelner 
Gemeinden  für  das  Gebiet  des  einzelnen  Gemeindebezirkes 
gestellt  ist.  Zu  keiner  Zeit  —  mit  Ausnahme  etwa  der  ersten 
nachchristlich(m  Epoche  —  existirt  nur  die  eine  oder  die 
andere  Fonn  der  Armenpflogc,  die  eine  oder  die  andere  Art, 
die  für  sie  erforderlichen  Mittel  aufzubringen;  niemals  be- 
herrscht ein  einziger  Gesichtspunkt  die  Uebung  derselben. 
Neben  der  Kirche  sind  Gemeinden  und  Korporationen  sowie 
die  Inhaber  der  grundherrlichen  Gewalt  bestrebt,  die  in  nächster 
Verbindung  mit  ihnen  stehenden  Personen  im  Falle  der  Be- 
dürftigkeit zu  unterstützen,  und  wo  die  Staatsgewalt  die  Ge- 
währung von  Unterstützungen  gebietet,  knüpft  sie  an  vor- 
handene Bildungen  an,  verpflichtet  sie  hierzu  die  kirchliche 
Gemeind«?,  die  politische  Gemeinde,  den  Grundherrn. 

Aber  so  unmerklich  meist  die  Uebergänge  und  Wand- 
lungen gewesen  sind,  welchen  die  Idee  der  Armenpflege  und 
mit  ihr  die  Ansichten  über  die  ihr  zweckdienlichsten  Mittel 
und  Organe  unterworfen  waren :  für  den  Rückwärtsschauenden 
heben   sich   drei   Epochen   scharf  von   einander  ab,    welchen 
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dieee  drei  Gewalten:  die  Kirche  —  die  Gemeinde  —  der 
Staat  vornehmlich  ihren  Stempel  aufgedrückt  haben,  drei 
Epochen,  fUr  welche  auch  in  Bezug  auf  das  AmieDwes^ 
mehr  als  nllee  andere  der  Müchtbeeitz  und  die  finanzielle 
Leistungsftlliiykeit  jener  Gewalten  entscheidend  gewesen  rind. 
Nur  auB  diesem  Gesichtspunkte  ist  die  Geschichte  des  Armen- 
Wesens  und  der  Amiengesetzgebung  verstfindlicli ;  in  diesem 
ZuBammenh;u)^e  ist  die  Geschichte  der  kirchlichen,  der  kD^ 
porativen  und  der  öfl'entlichon  Armenpflege  ein  Beitrag  zat 
Geschichte  der  Kirehenherrschaft,  der  Gemeindebildungen,  der 
Staatsidee. 

§  27. 

Davon,  was  die  Kirche  flir  das  Armeuweaen  geleistet  bat 
und  noch  leistet,  ist  hier,  wo  die  neuere  Annenges etzgehimg 
in  Deutschland  zur  Frage  steht,  so  wenig  zu  handeln,  irie 
von  dein  prinzipiellen  Streit  über  die  grössere  Zweckmtoig- 
keit  der  kirchlichen  oder  der  staatlichen  Armenpflege.  An 
dieser  Stelle  ist  lediglich  thatattchlich  festzustellen,  daes  die 
Kirche  seit  der  Reformation  einen  direkten  Einfluss  auf  die 
gesetzliche  Regelung  des  Armen  w  es  ens  nichtmehr  ausgeübt  hat'). 

Seit  jenem  Zeitpunkte  setzen  die  Gemeinden,  Korporationen 
und  Grundiierren  die  Werke  der  Armenpflege,  die  sie  neben 
oder  zusammen  mit  der  Kirche  schon  vorher  geübt  hatten, 
auf  Grund  autonomen  BeHebens  fort,  bis  der  Staat  in 
diese  Thätigkrit  eingreift  und  kraft  seiner  oberherrlichen  Ge- 
walt im  Ansvhluss  an  jene  AutononnV;  (nlei-  im  Gegensätze  zu 
ihr  das  Armenwesen  für  sein  ganzes  Gebiet  regelt. 

Die  Gründe,  welche  ein  solches  Eingreifen  rechtfertigen, 
sind  oben  näher  erörtert.  Hier  ist  nur  die  thatsftchliehe  Ge- 
staltung zu  verfolgen ,  für  welche  seit  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts fast  ausnahmslos  die  folgenden  Grundsätze  mass- 
gebend sind:  1)  Die  Verhinderung  des  Betteins  und 
die  Fürsorge  für  den  notdürftigen  Unterhalt 
bedürftiger  Personen  ist  Gegenstand  der  sicher- 
heits-  und  sittlichkeitspolizeilichen  Verwaltung; 
2)  als  solche  unterliegen  diese  Thätigkeiten  der 
Aufsicht  und  Exekutive  der  Staatsgewalt*,  3)  zur 
{eventuell  vorläufigen)  Gewährung  des  Unterhalts 
ist  j  ede  Gemeinde  oder  Grundherrschaft  ver- 
pflichtet, in  deren  Bezirk  sich  eine  bedürftige 
Person  aufhält;  4)  die  Aufbringung  der  zur  Ge- 
währung des  Unterhalts  bezw.  zur  Erstattung  bei 
vorläufiger  Gewährung  erforderlichen  Mittel  liegt 
derjenigen  Gemeinde  oder  Grundherrschaft  (Orts- 
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obrigkeit)  ob,  welcher  die  bedürftige  Person  an- 
gehört oder  nach  gewissen  gesetzlichen  Merk- 
malen für  angehörig  erachtet  wird. 

An  und  für  sich  waren  diese  Grundsätze  im  Hinblick 
auf  die  leitenden  Gesichtspunkte  weder  neu  noch  auch  der 
Sachlage  widersprechend.  Schon  der  bekannte  Beschluss  des 
Konzils  von  Tours  im  Jahre  567  hatte  eine  derartige  Ver- 
pflichtung der  Gemeinden  ausgesprochen;  dem  englischen  und 
skandinavischen  Recht  war  sie  geläufig  und  in  Deutschland  hatte 
man  es  mehr  als  einmal  verordnet  und  eingeschärft,  dass 
jede  Kommune  und  Ortsobrigkeit  ihre  Armen  selbst  zu  ver- 
sorgen gehalten  sein  sollte*). 

Diese  Verpflichtung  lag  in  der  geschichtlichen  Entwick- 
hmg  des  Gemeindewesens  und  der  älteren  grund herrlichen 
Verfassung  selbst  tief  begründet.  Ursprünglich  eine  Genossen- 
schaft selbständiger  Familienhäupter  zu  gegenseitigem  Schutz 
und  gemeinsamer  Verfolgung  wirtschaftlicher  Zwecke,  im  Be- 
sitze gemeinsamen  Vermögens  und  gemeinsamer  Anstalten,  trug 
die  Gemeinde  den  Charakter  einer  erweiterten  Familie,  in 
welcher  familienähnlichen  Rechten  familienähnliche  Pflichten 
gegenüberstanden,  in  welcher  Rechte  und  Pflichten  der  ein- 
zelnen Mitglieder  aus  ihrer  Zugehörigkeit  zu  der  Gemeinschaft 
flössen;  und  eben  deshalb  hatte  diese  Gemeinschaft  mit  der 
Familie  eine  der  letzteren  selbstverständliche  Eigentümlichkeit 
gemein:  die  Befugniss,  den  Kreis  ihrer  Angehörigen  selb- 
ständig zu  bestimmen,  nicht  blos  ihn  beliebig  zu  erweitern, 
sondern  vor  allem  ihn  gegen  nicht  erwünschte  Erweiterung 
abzuschliessen  —  und  den  zu  ihr  gehörigen  Gliedern  im  In- 
teresse des  Gemeinwesens  gewisse  Beschränkungen  der  per- 
sönlichen Freiheit  aufzuerlegen. 

Das  Recht  des  Aufenthalts  und  der  Wohnsitznahme,  der 
Verehelichung  und  des  Gewerbebetriebes  wurden  abhängig 
gemacht  von  der  Erfüllung  gewisser  ins  Belieben  der  Gemeinde 
gestellter  Voraussetzungen:  der  Zahlung  eines  Einzugsgeldes, 
dem  Besitze  eines  gewissen  Vermögens,  der  nachweisbaren 
Fähigkeit  sich  seinen  Unterhalt  zu  erwerben,  der  technischen 
Geschicklichkeit  u.  a.  m.  —  aber  demjenigen,  welcher  die 
Zahlungen  geleistet,  welcher  die  Nachweise  geliefert  und  als 
Glied  der  Gemeinde  mehr  oder  minder  fönnlich  aufgenommen 
war,  dem  räumte  sie  auch  Teilnahme  an  ihrer  Gewalt  und 
ihrem  Besitz  ein,  den  verstattete  sie  zur  Teilnahme  am  poli- 
tischen Waiiln^cht,  an  den  Nutzungen  des  Gemeindevermögens 

>)  Vgl.  aber  hierzu  die  wichtigen  Bemerkungen  von  Ratzinger  S.  185, 
der  gegen  die  Auffassung  protestirt,  als  sei  in  dem  Satze:  „ut  unac^uae- 
que  civitas  pauperes  .  .  .  secnndum  vires  pascat"  .  .  .  das  Wort  civitas 
gleichbedeutend  mit  „biireferlicher"  Gemeinde,  vielmehr  bezeichne  es  die 
kirchliche  und  zwar  die  „Parochialgemeinde'^  im  Gegensatz  zu  der  ganzen 
Gemeinde  des  „Bischofssprengels^. 
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und  gewährleistete  ihm  Versorgung  im  Falle  der  Verarmung. 
Nicht  im  strikten,  wohl  aber  im  Sinne  einer  natürlichen  Aus- 
gleichung standen  so  Rechte  und  Pflichten  auf  Seiten  der 
Gemeinde  und  ihrer  Angehörigen  als  Leistung  und  C}egenlei»- 
tung  sich  gegenüber;  insbesondere  war  die  letztgenannte,  zweifel- 
los wichtigste  Verpflichtung  zur  Versorgung  kaum  etwas  änderet 
als  Erfdtlung  eines  aus  der  Gemeinschaft  entspringenden  Ao- 
spruchs  des  Gemeindegenossen,  da  Hülfe  in  Not,  Versorgimg 
im  Alter  zu  finden ,  wii  er  in  guten  und  gesunden  Tagen 
selbst  zur  BlUte  und  wirtschaftlichen  Kraft  des  Gemeinde- 
lebens  beigetragen  hatte. 

Die  Beziehung  des  Grundherren  zur  Arnionpflege  beruhte 
auf  wesentlich  anderen  Voraussetzungen;  sein  Verhältnis  zo 
den  auf  seinem  Gebiete  betindlichen  Personen  war  kein  pari- 
tätisches, wie  das  der  Gemeindegenossen  unter  einander,  sondern 
es  war  das  VerhiUtuiss  dus  Lehnsherrn  zum  Lehnsmanns,  des 
Bodenbesitzers  zu  dem  hörigen  Gesinde,  des  Inhabers  der 
patrimonialen  Gewalt  zu  den  Bezirkseingosessenen  —  kun 
ein  Verhältniss  der  Ueberordnung  und  Unterordnung,  am 
welchem  die  natllrliche  oder  gesetzliche  Verpflichtung  des  Ge- 
walthabers zum  Unterhalte  der  Gewaltunlergebenen  folgte. 
Diese  Verpflichtung  unterschied  sich  aber  sehr  wesentlich  von 
derjenigen,  welche  den  Gemeinden  oblag,  dadurch,  daas  bei 
dem  Zustande  der  Hörigkeit  der  Unterhalt  unabhängig  von 
der  pßrsönlicheu  Leistungsfilii igkeit  des  einzelnen  Gowaltmlte^ 

f  ebenen  im  Zustande  der  Jugend  wie  des  Alters,  der  Gesund- 
eit  wie  dei'  Ki'ankhcit  zu  gewähren  war,  während  der  Ver 
Borgungsan Spruch  an  die  Gemeinde  das  Vorhandensein  von 
Krankheit  oder  Bedürftigkeit  zur  Voraussetzung  hatte. 


Die  Heranziehung  der  Gemeinden  und  selbständiger  gnmd- 
herrlicher  Bezirke  zur  Armen fürsorge  war  es  also  an  sich 
nicht,  was  die  eben  genannten  Grundsätze  als  neue  kennzeich- 
nete und  sie  in  merkbaren  Gegensatz  zu  den  die  vergangene 
Zeit  beherrschenden  Prinzipien  setzte.  Neu  und  zwar  schlecht- 
hin, ohne  jeden  Vorgang  neu  waren  vielmehr  zwei  Momente: 
auf  der  einen  Seite  das  Vorhandensein  einer  starken 
Staatsgewalt,  und  auf  der  andern  die  Veränderung 
der  wirtschaftlichen  Verkehrs-  und  Produktions- 
bedingungen   im  Sinne  wirtschaftlicher  Freiheit 

Das  Charakteristische  der  neuen  Epoche  liegt  zum  ge- 
ringeren Teile  darin,  dass  eine  bessere  Einsicht  in  das  Wesen 
der  Armengosetzgebung  seitens  der  Staatsgewalt  gewonnen 
wurde;  dass  vielmehr  die  einer  solchen  Einsicht  entsprechen- 
den Anordnungen  getroffen  und  im  Gegensatz  zu  den  vielfach 
nur  auf  dem  Papier  verbliebenen  Edikten  und  Bettelordnungen 
der   früheren   Zeit  kräftig   und   allseitig  durchgefilhrt  werden 
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konnten,  kennzeichnet  die  Stellung  ^  welche  die  Staatsgewalt 
seit  Enae  des  vorigen  Jahrhunderts  zur  Armenpflege  einge- 
nommen hat 

Um  so  mehr  aber  bedurfte  es  einer  wirksamen  Exeku- 
tive, als  jene  andere  Veränderung  im  wirtschaftlichen  Leben 
wesentlich  im  Sinne  der  Durchbrechung  der  bisherigen  engeren 
Gemeinschaften  sich  geltend  machen  und  den  Widerstand  der 
letzteren  fast  mit  Notwendigkeit  herausfordern  musste.  Der 
bisherigen  Autonomie  der  Gemeinden  in  Bezug  auf  Zulassung 
ft'emden  Zuzuges  und  Beschränkung  ihrer  Angehörigen  stellte 
man  im  allgemeinen  staatlichen  und  wirtschafdichen  Interesse 
den  Grundsatz  der  freien  Selbstbestimmung  des  Individuums 
gegenüber,  in  welchem  das  Recht  der  unbeschränkten  Nieder- 
lassung, der  Verehelichungsfreiheit,  der  Gewerbefreiheit  inbe- 
griffen war.  Die  Rechte,  welche  die  Gemeindegenossen  bis  dahin 
als  Mitglieder  der  Gemeinde  hatten  in  Anspruch  nehmen  dürfen^ 
sollten  ihnen  nunmehr  als  Mitgliedern  des  Staates,  zu  welchem 
die  Gemeinde  gehörte,  zustehen;  was  ihnen  bis  dahin  allein 
als  verbrieftes  Recht  gegen  Entgelt  oder  durch  Geburt  oder 
durch  Gunst  eingeräumt  gewesen  war,  das  sollten  alle  anderen 
Staatsbürger  auch  verlangen  dürfen,  nur  weil  sie  Staatsbürger 
waren.  Es  handelte  sich  also  um  nichts  Geringeres,  als  der 
Autonomie  der  Gemeinden  in  Bezug  auf  ihren  wichtigsten 
Inhalt  den  Staatswillen  entgegenzusetzen,  der  Gemeindeange- 
hörigkeit die  Staatsangehörigkeit  überzuordnen,  Anzug  und 
Abzug  der  Staatsbürger  von  und  zu  den  Gemeinden  von  der 
Willkür  der  letzteren  loszulösen  und  in  das  lediglich  indivi- 
duelle, allenfalls  von  Staatsgesetzen  abhängige  Belieben  der 
ersteren  zu  stellen. 

Die  Extreme,  zwischen  denen  die  Gesetzgebung  sich  hier- 
bei bewegen  konnte,  sind  gegeben,  wenn  man  die  Staatsidee 
und  die  Idee  wirtschaftlicher  Freiheit  auf  der  einen  Seite,  die 
Abschliessung  der  Gemeinden  auf  der  andern  Seite  bis  an 
die  Grenze  des  Möglichen  verfolgt:  vollkommene  Freiheit  des 
Aufenthalts,  der  Niederlassung,  der  Verehelichung,  des  Ge- 
werbebetriebes innerhalb  des  gesammten  Staates  hier,  absolutes 
Einspruchsn^cht  der  Gemeinden  gegen  eben  dieselben  vier 
Freiheiten  dort,  sobald  sie  von  einem  andern  als  einem  Ge- 
nieindeangehörigen  beansprucht  werden.  Für  die  Entschei- 
dung in  der  einen  oder  andern  Richtung,  in  der  An- 
näherung an  extreme  Freiheit  oder  extreme  Abschliessung 
mochten  mancherlei  Motive  massgebend  sein,  sittliche  und 
wirtschaftliche,  gemeinnützige  oder  partikularistische.  Durch- 
schlagend aber  konnte,  der  Eigentümlichkeit  menschlicher 
Natur  und  ihrer  Existenzbedingungen  entsprechend,  nur  eines 
wirken:  das  wirtschaftliohe,  oder  deutlicher,  das  finanzielle  Motiv. 
Unter  den  Beftignissen  des  Gemeindegenossen  gab  es  einige, 
die,  wie  das  Aufenthalts-  und  Verehelichungsrecht,  das  Recht 
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freien  Gewerbebetriebes  und  der  Teilnahme  am  politischen 
Leben,  auch  dem  Fremden  zugestanden  werden  mochten;  in 
Beziehung  auf  sie  hatte  die  Gtemeinde  nichts  weiter  zu  thuii, 
als  die  Thore  zu  öffnen,  Fremde  hinein-,  Einheimische  heraoa- 
zulassen  und  den  crsteren  ohne  Entgelt  Licht  und  Luft  za 
gewähren.  Auch  das  Recht  des  Oemeindebürgera  auf  Teil- 
nahme an  den  Nutzungen  des  Qemeindevennögens  mochte 
nicht  allzuviel  Schwierigkeit  machen ,  wenn  man  fUr  diese 
materielle  Leistung  der  Gemeinde  das  frühere  Äequivalent 
eines  Einzugs-  oder  BUrgergeldes  beibehielt,  im  Übrigen  aber 
es  ausser  Zusammenhang  mit  der  Niederlassung  stellte,  so  da« 
jeder  in  jeder  Gemeinde  sich  niederlassen  durfte  und  ausser- 
dem je  nach  Umständen  gegen  Zahlung  von  allgemeinen  oder 
besonderen  Abgaben  in  den  geschlossenen  Kreis  der  Nutzungi- 
teilnehmer  eintreten  konnte.  So  mochten  die  wesentlichsten 
bis  dahin  gemeindebürgerlichen  Befugnisse  in  die  allgemeinen 
staatsbürgerlichen  Rechte  gleichsam  verflüchtigt  werden.  Aber 
ein  Recht  gab  es,  das  einer  Verflüchtigung  in  die  neue  wirt- 
schaftliche Freiheit  nicht  fShig  mit  irdischer  Schwere  zunächst 
am  Boden  der  Gemeindegenosaenschaft  hangen  blieb,  jenes 
Recht  desHcimatgenossen  aufUnterstUtzung,  weil 
ihm  allein  eine  Pflicht  der  Gemeinde  gegenüberstand,  welche 
nicht  nur  durch  freie  Gewährung  von  Luft  und  Licht  erflllll 
werden,  nicht  durch  nine  bestimmte  Geldzahlung  von  vorn- 
herein vergolten  werden  konnte,  —  die  Pflicht  zur  Unter- 
stützung, die  Armenlast. 

Und  so  schwer  wog  diese  eine  Pflicht,  dass  sie  in  der  Folge 
vornehmlich  bestimmend  wurde  für  alle  gesetzgeberische  Thätig- 
keit  auf  dem  Gebiete  des  Gemeindebürgerrechts  und  der  Wiil- 
schaftsgesetzgobung  und  dass  da,  wo  die  Staatsgewalt  dem 
Extrem  der  Freiheit  sich  zu  nähern  suchte,  sie  das  einzige 
Moment  blieb,  welches  der  vollkommenen  Verwirklichui^  der 
Freiheitstendenz  entgegenzuwirken  vermochte. 

Gegen  den  Verlust  bedürftiger  Heiraatgenosscn  durch  ÄV 
zug  hatten  die  Gemeinden  freilich  so  wenig  einzuwenden,  wie 
gegen  den  Gewinn  orta-  oder  landfremder  Personen  durch 
Anzug,  wenn  die  letzteren  nur  mit  irdischen  GlücksgUtem 
ausgestattet  waren.  Aber  die  Pflicht  zu  haben ,  fdr  Abzüg- 
linge,  auf  deren  LebensiUhrung  ein  Einfluss  nicht  mehr  geübt 
wenlen  konnte,  im  Falle  der  Verarmung  sorgen  und  unver- 
mögende AnzUglinge,  die  man  nicht  abwehren  durfte,  unter- 
stützen zu  mUssen,  das  schien  selbst  den  im  Übrigen  des 
Zwanges  überdrüssigen  Gemeindebürgern  ui^erecht  zu  sein. 
Soweit  die  wirtschaftliche  Freiheit  eingeführt  und  gleich- 
wohl die  Verpflichtung  der  Armenftlrsorgo  auf  der  Grundlage 
der  Gemeindöverfassnng  im  ganzen  'Staatsgebiet  vollständig 
durchgeführt  werden  sollte,  soweit  erhob  sich  auch  das  Ver- 
langen der  Gemeinden,   ihnen  diese  Verpflichtung  zu  erleich- 
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tern  oder  vollständig  abzunehmen,  andernfalls  aber  ihnen  die 
Befiigniss  des  Schutzes  und  der  Abwehr  in  ähnlicher  Weise, 
wie  es  früher  der  Fall  gewesen,  zu  belassen  oder  wiederher- 
zustellen. So  wurde  an  die  Staatsgewalt  der  Anspruch  ge- 
stellt, der  einen  Gemeinde  keinen  Vorteil  auf  Kosten  der  an- 
dern zuzuwenden,  nicht  hier  zu  entlasten  und  dort  zu  be- 
lasten, vor  allem  aber  nicht  den  Gemeinden  durch  einen 
Zwangsakt  diejenigen  Massregeln  zu  verbieten,  die  ein  Korrelat 
der  Verpflichtung  zur  Armenfürsorge  bilden,  eben  jene  Ein- 
spruchs- und  Widerspruchsrechte  gegen  Niederlassung,  Ge- 
werbebetrieb und  Verehelichung,  welche  das  Widerspiel  der 
«xtremen  Freiheit  sind. 

Für  eine  Staatsgewalt,  welche  die  Staatsidee  von  einem 
höheren  Standpunkte  aus  ernsthaft  ins  Auge  zu  fassen  gewillt 
war,  konnte  das  freilich  nichts  anderes  heissen,  als  die  Frei- 
heiten, mittels  deren  sie  Lokalinteressen,  die  ihr  schädlich  er- 
schienen, beseitigen  wollte,  im  Gleichgewicht  zu  erhalten  — 
eben  mit  den  lokalen  Interessen:  d.  h.  mit  der  einen  Hand 
zu  geben,  was  sie  mit  der  andern  genommen. 

Sie  konnte  daher,  um  den  Ruf  nach  Gerechtigkeit  nicht 
ganz   ungehört  verhallen   zu   lassen,    bestenfalls   zugleich  mit 
der  Einführung  wirtschaftlicher  Freiheiten,  gewisse  ihr  gerecht 
dünkende  Gesichtspunkte  aufstellen,  nach  denen  die  Verpflich- 
tung  zur   Armenpflege  gegenüber   einheimischen   und  fremd- 
bürtigen  Ortsanwesenden  bemessen  werden  sollte;   sie  konnte 
ein  massiges  Einspruchsrecht  in  Bezug  auf  alle  oder  die  eine 
oder  die  andere  jener  Freiheiten   zulassen  bezw.   aufrechter- 
halten.    Aber  davon   musste   sie   selbstverständlich  ausgehen, 
dass  die  Verpflichtung  der  Gemeinde  gegenüber  dem  Gemeinde- 
genossen  das    historisch    Gegebene   war   und  dass  sie  nur  die 
Möglichkeit  leichterer  Loslösung  dieser  Verpflichtung  ins  Auge 
fassen   dürfte,  wenn  sie  eine  mehr  oder  weniger  vollständige 
Freizügigkeit  und  Gewerbefreiheit  gestatten  wollte;  sie  konnte 
also  zwischen  Gemeindeangehörigkeit  und  blossem  Aufenthalt 
ein  Mittelglied  einschieben  und  einen  mehr  oder  minder  langen 
Aufenthalt,   eine   mehr  oder  minder  erleichterte  Aufnahme  in 
den    Gemeindeverband   mit  der  Wirkung  anordnen,   dass   mit 
solchem  Aufenthalt,    mit   solcher  Aufiiahme  die  Verpflichtung 
zur  Unterstützung  verknüpft  werde,  während  völlige  Freiheit 
hier  und  eine  für  alle  Zeit  der  ursprünglichen  Gemeinde  blei- 
bende Unterstützungspflicht  dort  zwar  denkbar,  aber  im  Sinne 
freierer    Gestaltung    unlogisch    und    zweckwidrig    erschienen 
wäre.     Auch    mochten    andere  Arten   der  Ausgleichung,    wie 
etwa    die  Vereinigung    kleinerer  Bezirke  zu  einem   grösseren 
imd    deren  gemeinschaftliche  Belastung,    ebenso    wie    Hülfe- 
leistungen durch  den  Staat,  die  Provinzen  und  andere  leistungs- 
fähigere korporative  Verbände,  zweckmässig  erscheinen. 

Worauf  es  ankommen  musste,  das  war  vor  allem  die  Ab- 
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-wHguDg  der  staatliclien  g^en  die  Gemeindeioteresseii,  die 
Anrandung  eines  gerechten  Maflsstabes  für  die  Verteilung  itsr 
ArmenUst. 

Und  in  der  That  sind  dies  die  beiden  anderen  Momente, 
die  gegenüber  jenen  eben  hervorgehobenen:  der  Eratarkung 
der  Staatsgewalt  und  der  Veränderung  der  wirtscbaftlichen 
Verkehrs-  und  Frodoktionebedingungen,  in  demselben  Augen- 
blicke von  den  Vertretern  der  Gemeindeinteressen  in  die  Wag- 
schale  geworfen  wurden,  in  welchem  diese  dem  Gewicht  der 
öffentlichen  Meinung  und  der  Umstände  zu  Gunsten  der  wirt- 
schaftlichen Freiheit  nachzugeben  drohte. 

Freilich  konnte  von  einem  selbst  nur  annähernden  Gleich- 
gewicht kaum  jemals  die  Rede  sein^  die  Aufgabe,  eg  allen 
recht  zu  machen  und  auf  alle  Schultern  gleiche  Last  zu  legen, 
muaste  von  vornherein  eine  unlösliche  erscheinen. 

Die  Geschichte  der  Gesetzgebung  betreffend  das  Btlrger- 
recht,  die  Einwohnergemeinden,  das  Heimatwesen ,  das  Pass— 
wesen,  die  Freizügigkeit  und  die  Gewerbefreiheit  ist  im  we- 
sentlichen nichts  anderes  als  eine  Geschichte  des  Kampfe^ 
zwischen  den  genannten  unversöhnlich  erscheinenden  Gegen~ 
Sätzen  und  Interessen,  eines  Kampfes,  dessen  wechselnde  Ent- 
scheidung abhängig  war  von  Krait  und  Gewalt  der  streitenden 
Teile.  Seine  endgültige  Schlichtung  wird  unter  keinen  Ver- 
hältnissen denkbar  sein;  immer  wieder  würde  eine  Verschie- 
bung in  den  Gewaltverhaltnissen  zur  Wiederaufnahme  des 
Kampfes  g^en  den  besitzenden  Teil  drängen. 

Wie  derselbe  vor  und  nach  Gründung  des  Deutschen 
Reiches  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  in  Deutschland  ge- 
führt und  entschieden,  wieder  aufgenommen  und  wieder  ent- 
schieden worden  ist,  sollen  die  folgenden  Abschnitte  dar- 
legen. Sie  dienen  als  Vorbereitung  der  weiteren  Betrachtung, 
wie  sich  der  Kampf  von  neuem  entzUndet  hat  und  über  welche 
Kampfesmittel  derselbe  gegenwärtig  verfüg 


i.    Di«  Aesefuttbuiu; 
Tor  Orfindung  d«8  N*rd£eii(gebNi  BandeB. 


Die  Perioden  vor  und  nach  Gründung  des  Norddeutschen 
Bundes  zeigen  auch  in  BecEUg  auf  die  Armen-  und  Wirtschafb- 
gesetzgebung  denselben  charakteristischen  Unterschied,  wie  er 
für  alle  andern  deutschen  Angelegenheiten  wahrnehmbar  ist: 
in  der  ersten  Periode  staatenMndnensches  EinzelbeUeben ,  in 
der  zweiten  bundesstaatlicher  Gesanuntwille. 

Art.  XVm  der  deutschen  Bundesakte  vom  g.Jani 
1815  enthielt  folgende  Bestimmungen: 
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.Die  verbündeten  Fürsten  und  freien  Städte  kommen 
Hberein,  den  Unterthanen  der  deutschen  Bundesstaaten  folgende 
Keckte  zuzusichern: 

a)  Grundeigenthum  ausserhalb  des  Staates,  den  sie  bewohnen^ 
zu  erwerben  und  zu  besitzen,  ohne  deshalb  in  dem 
fremden  Staate  mehreren  Abgaben  und  Lasten  unter- 
worfen zu  sein,  als  dessen  eigene  Unterthanen. 

b)  Die  Befugm'ss: 

1.  des  freien  Wegziehens  aus  einem  deutschen  Bundes- 
staat in  den  andern,  der  erweislich  sie  zu  Unterthanen 
haben  will;  auch 

2.  in  Zivil-  und  Militär-Dienste  desselben  zu  treten. 

c)  Die  Freiheit  von  aller  Nachsteuer  (jus  detractus,  gabella 
emigrationis),  insofern  das  Vermögen  in  einen  andern 
deutschen  Bundesstaat  übergeht,  und  mit  diesem  nicht 
besondere  Verhältnisse  durch  Freizügigkeits- Verträge  be- 
stehen. 

Die  deutsche  verfassungsgebende  Nationalversammlung 
»^tzte  die  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  dahin  fest: 

Jeder  Deutsche  hat  das  Recht  an  jedem  Orte  des  Reichs- 
gebiets seinen  Aufenthalt  und  Wohnsitz  zu  nehmen,  Liegen- 
schaften jeder  Art  zu  erwerben  und  darüber  zu  verfügen, 
jeden  Nanrungszweig  zu  betreiben,  das  Gemeindebürger- 
recht zu  gewinnen.  Die  Bedingungen  für  den  Aufenthalt 
und  Wohnsitz  werden  durch  ein  Heimatsgesetz,  jene  filr 
den  Gewerbebetrieb  durch  eine  Gewerbeordnung  für  ganz 
Deutschland  von  der  Reichsgewalt  festgesetzt*). 

Von  anderer  als  symptomatischer  und  der  zukünftigen 
Gestaltung  den  Weg  weisender  Bedeutung  war  aber  weder 
die  Vereinbarung  jenes  Artikels,  noch  die  Festsetzung  dieser 
Grundrechte.  Die  Klausel  der  Bereitwilligkeit  zur  Aufnahme 
in  den  Unterthanenverband  schloss  eine  Wirkung  der  zu- 
gestandenen Freiheiten  eben  bis  zu  dem  Momente  aus,  in 
welchem  die  Bereitwilligkeit  erklärt  wurde,  m.  a.  W.  in  wel- 
chem der  einzelne  Staat  von  seinem  Belieben  Gebrauch  machte. 
Die  einzige  Möglichkeit,  dies  Belieben  hinwegzuräumen,  konnte 
nur  das  in  den  Grundrechten  enthaltene  Reichs-Indigenat 
bieten,  das  aber  mitsammt  den  übrigen  Freiheiten  vorläufig 
nur  auf  dem  Papiere  stehen  blieb.  So  fiel  denn  bis  zu  dem 
Vorhandensein  einer  wahrhaften  Reichsgewalt  die  Ordnung 
dieser  wichtigen  Angelegenheiten  den  territorialen  Gewalten 
zu,  die  im  schlimmsten  Falle  fremde  Unterthanen  ausschliessen 
und  die  eigenen  in  strenger  Gebundenheit  erhalten,  im  besten 
Falle  den  einheimischen  und  fremden  die  gleichen  Rechte 
gönnen    und    hierüber    mit    den    übrigen    Territorialgewalten 


^)    §   ld8  der  Deutschen  Keichsverfassung  d.  d.   Frankfurt   a.  M. 
28.  Mans  1849. 


separate  Uebcreinkünt'te  aus  dem  Geäiclitepunkt  der  Gegen- 
seitigkeit treffen  mochten ;  in  keinem  Falle  aber  konnten  Un- 
gleichmässigkeiten  und  Ungerechtigkeiten  im  Vorbältniss  der 
einzelnen  Staaten  zu  einander  verliUtet  werden. 

Das  Detail  der  Vorscbriflen,  die  in  den  Territorien  seit  An- 
fang dieses  Jahrhunderts  in  Bezng  auf  wirtschaftliche  Freiheit  und 
ArmenanlerstUtzung  erlassen  worden,  kann  in  dem  hier  beabaichlig- 
l«n  Ueberblick  selbstverständlich  nicht  erschöpft  werden.  I^s  wird 
genügen  ilie  wichtigsten  Punkte,  das  Geraeinsame,  wie  das  Ver- 
schiedene, hervorzuheben.  Doch  soll  hierbei  die  Berücksichtigung 
des  einen  oder  des  anderen  Staates  blos  um  seiner  geringen  räum- 
liehen  Ausdehnung  willen  nicht  unterbleiben ;  oft  sind  gerade  die 
Verhältnisse  der  kleinsten  Staaten,  in  denen  alle  Beschränkungen 
und  Freiheilen  sichtbarer  einwirken,  lehrreicher,  als  die  von  vielen 
iHebenuni ständen  bedingten  Gestaltungen  der  grossen  und  aus- 
gedehnten Territorien.  Selbstverständlich  ist  die  Darstellung  der 
für  die  Keichsgesetzgebung  grundlegenden  preussischen  und  der 
ausserhalb  der  ersteren  stehenden  bairischen  GcseUgebung  ausfuhr- 
licher gehalten. 

Sclileclitliin  gemeinsam  ist  den  Gesetzgebungen  aller  deut- 
schen Staaten,  mit  einigen  spStcr  zu  nennenden  Ansnabmeu 
von  ganz  vorübergehender  Bedeutung,  die  Anknüpfung  der 
Armenlast  an  die  Geineindekörperschat^en,  denen  in  einigen 
Staaten  die  selbständigen  Gutabezirke,  Dominien,  Doraanial- 
Ämter  und  «hnlieho  Bildungen  gleichgestellt  sind,  wShrend 
der  wesentlichste  Unterschied  zum  Ausdruck  kommt  in  dem 
mehr  oder  weniger  leichten  Wiederloslösen  der  einmal  über- 
kommenen Verpflichtung  und  dem  Schutzapparat,  mit  dem  die. 
Gemeinden  gegenüber  dem  Entsti^hen  derselben  ausgerüstet 
sind. 

Die  vornehmsten  Beispiele  der  freiesten  und  der  ein- 
schränkendsten Gesetzesbestimmungen  bieten  Proussen  auf 
der  einen  und  Baiorn  auf  der  andern  Seite.  Uoberhaupt  ist 
ein  Gegensatz  zwischen  Nonldeutschland  und  Süddoutsch- 
land  unverkennbar;  er  erscheint  vor  allem  in  dem  Umstand 
b^rUndet,  dass  Preussen  in  den  östlichen  und  westlichen' 
Provinzen  Gebietsteile  besasa,  zwischen  denen  erhebliche 
Gegensätze  auszugleichen  waren,  während  die  süddeutschen 
Staaten  auf  kleineren  Territorien  im  wesentlichen  gleichartigen, 
bei  weitem  mehr  geschlossenen  Verhältnissen  gegen Uber- 
atanden. 

Jedenfalls  darf  man  den  Standpunkt  Baierns  und  Preussena 
'dahin  ausdrucken,  dass  Baiem  grundsätülicb  auf  dem  Boden- 
der  geschlossenen  Gemein degonossenschaft  stehen  blieb  und 
von  hier  aus  einige  Erleichterungen  der  wirtschatllich  wich- 
tigen Befugnisse  zuliess.  während  Preussen  grundsätzlich  voB 
dem   aligemeincii    Staatsbürger  recht  ausging   und  der  hieraus 
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folgenden  individuellen  Freiheit  im  Interesse  der  Gemeinden 
dnige  Beschränkungen  auferlegte. 

In  beiden  Staaten  war  die  Uebung  dieser  Grundsätze 
eine  bereits  altgewohnte,  als  sie  daran  gingen,  die  ihnen  ent- 
sprechenden Gesetzesvorschriften  zu  kodifiziren. 

a.    Preussen. 

§  30. 

Für  Preussen  war  bereits  in  dem  Patent  vom  8.  Septem- 
ber   1804    wegen    näherer  Bestimmung  der  Grundsätze  über 
die  V^erpflegung    der  Ortsarmen    in    der  Kurmark,    Neumark 
and  Pommern  ausgesprochen,  dass  die  Kommunen  zur  Zurück- 
weisung  ortsfremder   Personen   nur   befiigt  sein  sollten,  wenn 
dieselben  schon  zuvor  an  dem  Orte  ihres  Aufenthalts  verarmt 
gewesen,  und  dass  dieser  Anspruch  auf  Zurlickweisung  binnen 
Jahresfrist  nach  dem  Zuzüge  geltend  gemacht  werden  musste. 
Das  Allgen^  Landrecht  hatte  in  zusammenhängender  Behand*- 
lung    der   ganzen   Materie    unter    dem   Titel:     „Von   Armen- 
anstalten und  andern  milden  Stiftungen**  (Th.  II  Tit.  19)  unter 
anderem  in  §  9—13  Folgendes  verordnet: 

§  9.  Privilegirte  Korporationen,  welche  einen  besonderen 
Armenfonds  haben,  oder  dergleichen,  ihrer  Verfassung  gemäss,  durch 
Beiträge  unter  sich  aufbringen,  sind  ihre  unvermögenden  Mitglieder 
zu  ernähren  vorzüglich  verbunden. 

§  10.  Auch  Stadt-  und  Dorfgemeinden  müssen  für  die  Er- 
nährung ihrer  verarmten  Mitglieder  und  Einwohner  sorgen. 

§11.  In  Ansehung  der  ausdrücklich  aufgenommenen  Mitglieder 
entsteht  die  Verbindlichkeit,  sobald  die  Aufnahme  wirklich  ge- 
schehen ist. 

§  12.  In  Ansehung  anderer  Einwohner  hingegen  ist  nur  die- 
jenige Stadt-  oder  Dorfgemeinde  zur  Ernährung  eines  Verarmten 
verpflichtet,  bei  welcher  derselbe  zu  den  gemeinen 
Lasten  zuletzt  beigetragen  hat. 

§  13.  Nach  eben  den  Grundsätzen  (§  9 — 12)  müssen  auch  die 
Ehefrauen,  Wittwen  und  unversorgten  Kinder  des  Verarmten  von 
den  Korporationen  und  Gemeinen  ernährt  werden. 

Hierdurch  war  ein  scharfer  Gegensatz  hervorgehoben 
zwischen  den  eigentlichen  Gemeindeangehörigen  und  den 
fremden  Zuzüglern  und  es  war  von  manchen  die  Fürsorgepflicht 
zu  b^ründen  geeigneten  Momenten  eines  besonders  betont :  die 
Thatsache  des  Beitrages  zu  den  Gemeindeabgaben. 

Diesen  Gegensatz,  den  fast  alle  übrigen  Staaten  durch 
Schaffung  einer  Bürger-  und  Einwohnergemeinde  mit  ver- 
schiedenen Rechten  und  Pflichten  nur  zu  verschärfen  trach- 
teten, versuchte  Preussen  in  der  Folge  auszugleichen  und,  in- 
dem   es  jenes   Moment   der   Zahlung    von    Gemeindeabgaben 
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immer  mehr  in  den  Vordergrund  rUckte,  die  fÜnwohner- 
gemeinde  gsnz  and  gar  an  die  Stelle  der  BUigere^emeiDde  zq 
Beben,  die  gemeindebUrgerliclien  Rechte  und  Pflichten  an  den 
bloason  Aufenthalt  und  die  Leistung  von  G^meindeabgaben 
anzuknüpfen. 

Dieser  Auffassung  entsprach  es  auf  der  anderen  Seite  als 
Forderung  der  Gerechtigkeit,  wenn  g^enüber  der  mit  neuen 
Bürgern  ohne  ihr  Zuthun  und  vor  allem  ohne  die  Möglich- 
keit der  Abwehr  bereicherten  Gemeinde  die  Verpflichtung  zur 
ArmenfUrsorge  anderweitig  und  im  Sinne  der  mSglichsteu 
Brleichterung  geregelt  wurde.  Und  dies  geschah  in  zweifacher 
Weise  durch  die  Gesetze  vom  31.  Dezember  1842  über  die  Auf- 
nahme neu  anziehender  Personen  und  über  die  Verpflichtung 
ssur  Armenpflege.  Die  §§  1 — 3  des  ersteren  statuiren  un- 
bedingte Freizügigkeit  für  Jeden  selbständigen  erwerbsfithigea 
oder  mit  den  Mitteln  zum  Unterhalt  ausgestatteten  preusBischeQ 
Unterthanen.  Nur  der  Mangel  der  Erwerbsfähigkeit  oder  der 
Unterhaltsmittel  berechtigen  zur  Verweigerung  ^  des  Aufent- 
halts seitens  der  Gemeinde,  nicht  schon  die  Besorgntss  künf- 
tiger Verarmung ;  offenbart  sich  aber  binnen  Jahresfrist  nach 
dem  Anzüge  die  Notwendigkeit  einer  öffentlichen  Unterstützung 
und  weiset  die  Gemeinde  nach,  dass  die  Verarmung  schon 
vor  dem  Anzüge  vorhanden  war,  ao  kann  der  Verarmte  an 
die  Gemeinde  seines  früheren  Aufenthaltsortes  zurück- 
gewiesen werden. 

Des  Aufenthaltsortes!  und  zwar  des  früheren  und 
weiter  desjenigen  früheren,  der  nach  Massgabe  der  ergänzen- 
den Vorschriften  des  Armengesetzes  zur  Fürsorge  verpflichtet 
worden  ist.     Hierüber  verhüten  sich  die  §§  2 — 4. 

§  1-  Die  FUraorge  für  einen  Armen  hat,  wenn  dazu  kein  An- 
.  derer  (Verwandter,  Dienstherrschaft,  Süftang  u.  s.  w.)  verpflichtet 
und  vermögend  ist,  diE^enige  Gemeinde  zn  übernehmen,  in  welcher 
derselbe 

1)  als  Mitglied  ausdrücklich  aufgenommen  worden  ist,  oder 

2)  nnter  Beobachtang  der  Vorachriften  des  Gesetzes  vom  hentägen 
Tage  über  die  Aufnahme  neu  anziehender  Personen  §  8  einen 
Wohnsilz  erworben '),  oder 

3)  nach  erlangter  Grossj&hrigkeit  während  der  drei  letzten  Jahre 
vor  dem  Zdtpnnkte,  wo  seine  Hülfsbedürftigkeit  hervortritt, 
seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt  gehabt  hat. 

§  2.  Ein  Wohnsitz  im  Sinne  des  §  1  Nr.  2  wird  für  Per- 
sonen, welche  als  Dienstboten,  Hans-  und  Wirtschaftsbeamte,  Hand- 


■)  S  8  lantet;  Wer  an  dnem  Orte  seinen  Anfenthalt  nehmen  will, 
mQBs  sich  bei  der  Polizeiobrigkdt  dieses  Ortes  melden  und  über  seine 
pereöiiUcben  Verhältnisse,  mit  Bücksiebt  anf  die  Vorschriften  der  §§  1-^ 
die  eiforderUche  Aueknnft  geben.  Ueber  die  erfolgte  Meldung  let  eine 
Bescheinigung  zu  erteUen. 
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irerksgesellen,  Fabrikarbeiter  a.  s.  w.  im  Dienste  eines  Anderen 
stehen,  an  dem  Orte,  wo  sie  im  Dienste  sich  befinden,  dorch  dieses 
Dienstverhältniss  allein  niemals  begründet 

§  8.  Die  Verpflichtung  znr  Fflrsorge  fttr  den  Verarmten  be* 
ginnt  in  dem  Falle  des  §  1  Nr.  1  mit  dem  Tage  der  Anfnahrae, 
nnd  in  dem  Falle  des  §  1  Nr.  2  mit  dem  Zeitpunkte  der  Erwerbmug 
des  Wohnsitzes. 

Sind  die  in  §  1  anter  Nr.  1  nnd  2  aofgestellten  Bedingungen 
bei  mehreren  Gemeinden  in  Beziehung  anf  dieselbe  Person  Tor- 
handen,  so  entscheidet  deren  gewöhnlicher  Aufenthalt. 

§  4.  Die  durch  die  Vorschriften  des  §  1  bestimmte  Verpflich- 
tung der  Gemeinde  erlischt,  wenn  der  Verarmte  nach  erlangter 
Grossjährigkeit  seit  drei  Jahren  aus  der  Gemeinde  abwesend  ist. 
Eine  Ausnahme  hiervon  findet  statt,  wenn  die  Abwesenheit  durch 
blos  vortlbergehende  Verhältnisse,  in  Sonderheit  durch  den  Betrieb 
«ines  nicht  stehenden  Gewerbes,  durch  ErfGQlung  der  allgemeinen 
Militärpflicht,  durch  Abbtissung  einer  zeitigen  Freiheitsstrafe  u.  s.  w. 
veranlasst  worden  ist. 

Den  Gemeinden  in  Bezug  auf  die  Verpflichtung  zur 
Armenpflege  gleichgestellt  wurden  die  selbständigen  Guts- 
herrschaften, deren  Güter  sich  nicht  im  Gemeindeverbande 
befinden  (§  5),  während  hinsichtlich  einzelner  Besitzungen, 
welche  weder  zu  einer  Gemeinde  gehören,  noch  einen  selb- 
ständigen Gutsbezirk  bilden,  die  Vereinigung  („in  Beziehung, 
wie  auf  alle  Kommunal  Verhältnisse ,  so  auch  auf  die  Armen- 
pflege") mit  einer  Gemeinde  verordnet  wurde.  Kein  noch  so 
tdeiner  Gebietsteil  des  Staates  sollte  der  Verpflichtung  zur 
AmienfÜrsorge  entzogen  sein.  Rücksichtlich  dieser  Verpflich- 
tung heissen  die  Träger  derselben  „örtliche  Armen  ver- 
bau de".  Jedem  derselben  liegt  es  ob,  im  Bedürfnissfalle 
vorläufige  Unterstützung  zu  gewähren  (§  25  ff.).  Die  §§  1 — ^9 
ffebeu  nur  an,  welchem  Verbände  die  definitive  Fürsorge  zu- 
lallt Durch  diese  Bestimmungen  war  eine  ganz  neue  Art 
der  Entlastung  geschaffen.  Im  Interesse  der  Armenpflege 
ordnete  das  Gesetz  die  vorläufige  Fürsorge  am  Orte  des  vor- 
handenen Bedürfnisses  an;  im  Interesse  der  örtlichen  Ver- 
bände Hess  es  die  definitive  Armenlast  wandern,  übertrug  sie 
dem  Aufenthaltsorte  nach  gewissen  Massgaben  und  nahm  sie 
diesem  nach  Verlauf  eines  gewissen  Zeitraums  wieder  ab. 

Sollte  aber  das  Gefüge  der  öffentlichen  Fürsorge  für  alle 
im  Staatsgebiet  befindlichen  Personen  nicht  durchbrochen  wer- 
den, so  bedurfte  es  notwendig  eines  Zwischengliedes,  welches 
die  Lücken  ausfüllte,  welche  der  zu  kurze  Aufenthalt  an  dem 
einen,  die  zu  lange  Abwesenheit  von  dem  anderen  Orte  übrig 
liess.  Das  preussische  System  wählte  als  ein  derartiges  Zwischen- 
glied —  es  brauchte  aieselben   nicht  erst  zu  schaffen  —  die 
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kommunalen  Verbände    höherer    Ordnung    und    verordnete    in 
den  §§  9  und  IJ.  des  Gea.  v.  1842  gmndaaizlich : 

§   H.     Ist     keine    Gemeinde     oder    Guleherrscliaft     (örtlicbi 
Armen  verband)   vorbanden,   welcher  nacb    den   BestimmuDgen   der 
§§    1 — 7    die  Fürsorge    für   die  Verarmlen   obliegt,    so  ist   diese 
Fürsorge  eine  Provinziallast'))  welche  von  Landarmen  verbänden  ge- 
tragen wird. 

§  12.  Die  Fürsorge  für  den  VerarmteD  (g  9)  hat  derjenige 
Land  armen  verband  zu  Übernehmen,  in  dessen  Bezirke  das  Bedürfnis» 
dazu  hervortritt. 

§  31. 

Es  leuchtet  ein,  daas  der  zuerst  genannte  Grund  der 
Verpflichtung  der  örtlichen  Verbände  nicht  von  grosser  Be- 
deutung sein  konnte,  da  es  sicli  für  die  Armenpflege  dock 
meist  nur  um  solclie  Personen  bandelt,  für  welche  eine  frei- 
willige Aufnahme  in  den  Gemeinde  verband  ohnehin  nicht  ztt 
erwarten  stand,  und  die  Angehörigen  der  niederen  Bevölkerung, 
die  ab-  und  zuströmt  und  vornehmlich  auf  ihrer  Hände  Arbeit 
angewiesen  ist,  irgend  eine  Sicherheit  gegen  künftige  Annen- 
last nicht  bieten. 

Gänzlich  beseitigt  wurde  dieser  Veritflichtungsgrund  durcb 
Beseitigung  des  Erfordernisses  einer  formellen  Aufnahme  als 
Gemeindeglied,  wie  sie  zunäclist  in  der  preuss.  Städteordnung* 
vom  20.  Mai  1853  ausgesprochen  wurde. 

Eine  weitere  Aenderung  ftigte  das  Ges.  v,  21.  Mai  1855 
hinzu.  Die  Wohnsitznahme,  welche  nur  die  Meldung  bei  der 
Polizeiobrigkeit  zur  Voraussetzung  hatte,  bedeutete  soviel,  wi» 
Begründung  der  Verpflichtung  zur  Armen flirsorge  unmittelbar 
durch  blouae  Niederlassung.  Man  glaubte  aber  nach  inzwischen 
gemachten  Erfahrungen  im  Sinne  der  Grundsätze  über  Frei- 
ztigigkeit  und  Armenlast  eine  gerechtere  Ausgleichung  herbei- 
zuführen, indem  man  dem  Erforderniss  der  Wohnsitznahme 
noch  das  eines  einjHhngen  Aufenthaltes  zufügte;  in  der  Praxia 
bedeutete  dies,  da  polizeiliche  Meldung  ohnedies  obligatorisch 
war,  Verpflichtung  zur  Ärmenfllrsorge  in  Folge  thataächlichen, 
im  übrigen  nicht  qualifizirten  einjährigen  Aufenthaltes. 

Gleichzeitig  wurde  eine  neue  Bestimmung  in  Bezug  auf 
jene  in  §  2  des  Ges.  v.  1842  bezeichneten  unselbständigen 
Personen  getroffen,  die  den  Aufenthaltsort  stärker  zur  Armen- 

')  Der  Ausdruck  des  g  9.  dtiss  die  FüTsorge  für  Verarmte,  maogeli 
eines  örtlichen  Armen verbitad es,  eine  ProvinKJallBst  sein  aolle,  ist  hierbei 
lüubt  ganz  wörtlich  im  tjinne  der  feltendün  Einleitung  des  Btaatsgebiete* 
in  Provinzen  xu  verstehen:  ea  handelte  sich  vielmelir  nur  um  die  Uebei- 
trsgung  der  Last  an  derartige  übergeordnete  Verbände,  die  für  den  Um- 
fang von  Kreisen,  KegieningsbeEirken  oder  Provinzen  bereite  beetanden 
oder  neu  einzurichten  waren. 
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last  heranzog:  die  Verpflichtung  der  Gemeinde  des  Dienst- 
oder Arbeitsortes  nttmlich,  in  RrankheitsMlen  (wozu  Schwanger- 
schaft nicht  gerechnet  werden  soll)  die  Verpflegung  zu  tiber- 
ndunen  und  von  dem  nach  Massgabe  des  Uesetzes  anderweit 
verpflichteten  Armenverbande  nur  insoweit  Erstattung  ver- 
langen zu  dürfen,  als  die  Dauer  der  Ejrankheit  den  Zeitraum 
Ton  3  Monaten  übersteigt 

So  hatte  Preussen  nunmehr  drei  Gründe  der  definitiven 
Uebernahme  der  Armenlast:  1)  einjähriger  bezw.  dreijähriger 
nicht  qualifizirter  Aufenthalt  in  allen  Fällen  der  Hülrabedürf- 
tigkeit,  gegenüber  dem  Aufenthaltsort  —  2)  ein  Dienst-  oder 
^beitsverhältniss  in  Krankheitsfällen  von  weniger  als  drei- 
monatlicher Dauer,  gegenüber  dem  Dienst-  und  Arbeitsort  — 
3)  der  durch  dreijährige  Abwesenheit  herbeigeführte  Mangel 
einer  Verpflichtung  in  allen  Fällen  der  Hülfsbedürftigkeit  mit 
Ausnahme  des  Falles  zu  2,  gegenüber  dem  Landarmen- 
verbande. 

Bei  diesen  Vorschriften  ist  es  bis  zur  Reichsgesetzgebung 
verblieben. 

b.    Baiern. 

a.     Baiern    rechts  des   Rheins. 

§  32. 

Wie  der  preussischen  Gesetzgebung  eine  gewisse  Ein- 
fachheit und  Kürze  der  Vorschriften  —  in  sehr  bemerkbarem 
Gegensatz  zu  den  weit  ausholenden,  in  vorsorglicher  Kasuistik 
unerschöpflichen  Wendungen  des  Allgemeinen  Landrechts  — 
mit  Rücksicht  auf  die  sehr  einfache  Gestaltung  der  neuen 
Verhältnisse  natürlich  sein  musste,  so  bedurfte  die  süddeutsche 
Gesetzgebung  eines  ziemlich  umfangreichen  Apparates,  um 
ein  kunstvolles  System  von  Gemeindeeinspruchsrechten,  in- 
dividuellen Befugnissen  und  staatlicher  Aufsicht  verständlich 
zu  machen  und  vor  Willkür  sicher  zu  stellen. 

Während  in  Preussen  die  Niederlassungs-  und  Armen- 
gesetzgebung mit  ihren  wenigen  Paragraphen  für  die  prak- 
tische Anwendung  keine  anderen  Voraussetzungen,  als  etwa 
noch  ein  Gemeindeverzeichniss  erforderte,  im  übrigen  aber 
von  der  Gemeindegesetzgebung  im  engeren  Sinne  unabhängig 
war,  mussten  in  den  süddeutschen  Staaten  die  Armen pfleger 
von  den  Armenpflegegesetzen  auf  die  Heimatsgesetze,  von 
diesen  auf  die  Bürgerrechtsgesetze  zurückgreifen,  um  die  all- 
fiillig  wichtigsten  Bestimmungen  noch  in  besonderen  Gesetzen 
über  Verehelichungs-  und  Aufenthaltsfreiheit  wieder  an  anderer 
Stelle  aufzusuchen. 

In  Baiern  sind  in  diesem  Jahrhundert  —  von  einem 
missglückten  Versuche  der  Staatsarmenpflege  im  Jahre   1808 
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abgesehen  —  zweimal  die  Oegeüeütüie  des  Heinuts-  und 
ArBieüvrosens  kodijizirt  worden:  in  der  ISitte  der  zwuu^cr 
und  am  Ende  der  sechziger  Jahre.  Beide  Male  warde  zwiscEen 
dem  rechterheinischen  Oebiete  und  der  Pfalz  unterschieden 
und  bezüglich  der  letzteren  den  seit  der  firanstösischen  Okka- 
pation  gewohnten  Verhältnissen  mSglichst  Rechnung  getragen. 
Die  Gesetzgebung  von  1825,  an  die  sehr  Wichtigen  Bettel- 
mandate von  1770  und  1780  anschliessend,  umfosste  zw«i 
Gesetze: 

1)  Gesetz  über  die  Heimat, 

2)  Gesetz  Über  Ansflssigniachnng  und  Verehelichung 

—  beide  vom  11.  September  1825  — ,  und  wurde  ergfinzt  durch 
einige  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  von  demselb^i 
Tage  und  die  Verordnungen  betrefiFend  das  Armenwesen  vom 
17.  November  1816  und  betreffend  die  Bettler  und  Land- 
streicher und  die  Errichtung  von  Zwangsarbeitshftusem  vom 
28.  November  1816.  In  dem  Heimatgesetz  wird  der  höhere 
Gesichtspunkt  der  Heimat  betont,  die  nicht  blos  die  sichci- 
heitspoliz  ei  liehen  Funktionen  der  ArmenunterstUtzungsgemeinde 
versenen,  sondern  als  „die  Wiege  manchfaltiger  schOner  Be- 
ziehungen und  Gefühle,  aus  welcher  der  Sinn  ftlr  die  Mit- 
wirkung zu  gemeinsamen  Zwecken  sich  entwickelt,  und  sU 
die  Fflanzschule  bürgerlicher  Tugend  und  Ordnung"  ')  Wir- 
kungen auf  die  bürgerliche  Gesittung  Üben  sollte. 

In  die  mit  der  Heimat  verbundenen  Rechte  wird  das  des 
bedürftigen  Heimatgenossen  auf  Unterstützung  eingeschlossen. 

Von  der  näheren  Darlegung  der  einzelnen  Titel  des 
Heimaterwerbes  nach  dem  Gesetz  von  1825  kann  hier  füg- 
lich abgesehen  werden,  da  sie  im  wesentlichen  in  die  neue 
Gesetzgebung  übergegangen  und  im  Zusammenhange  der  letz- 
teren darzustellen  sind. 

Nur  ein  Titel  ist  hier  zu  besprechen,  sowohl  weil  er  in 
die  späteren  Gesetze  nicht  mit  Ubei^egangen,  als  auch  weil  er 
der  wichtigste  von  den  im  Gesetz  von  1825  aufgeführten  ist: 
die  Ansässigmachung. 

Die  Ansässigmachung  ist  nicht,  wie  der  Wortlaut  es  aus- 
zudrücken scheint,  mit  der  Thatsache  des  Aufenthaltes  odar 
der  Niederlassung  identisch,  sondern  stellte  fllr  sich  allein 
einen  neuen,  bis  dahin  nicht  gekannten  formalen  Rechtsinhalt 
dar:  nämlich  die  gesetzlich  zuUssige,  dem  Heimatserwerbe  mit 
Bezug  auf  seine  Wirkungen  gleichgestellte  Niederlassung. 

Als  solche  wurde  sie  zunächst  voa  gewissen  allgemeinen  Vor- 
aussetzungen abhängig  gemacht:   1)  Besitz  der  StaataangehOrigkait; 

2)  Erfüllung  der  sivilrecbtlichen  and  mililärgesetalichen  Anfordenmgen ; 

3)  guter  Leumund;   4)  vorschriftsmässiger  Besuch   des  Schul'  und 


')  WortlsBt  der  miiuBterieUen  Motive  cn  äeta  Qeietiaitwurl     TgL 
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Bdi^nsiioterrichtes  —  und  beim  YorhandeDsein    dieser   Voraus- 
ntnmgen  an  die  nachfolgenden  speziellen  Grttnde  angeknüpft: 

1)  den  Besitz  eines  Grundvermögens,  welches  ein  Steaersimplum 
von  45  Kr.  entrichtet  nnd  bis  zum  Eapitalbetrage  dieser 
Steuer  schuldenfrei  ist  (§  2  Ziff.  1); 

2)  den  Besitz  eines  realen,  radizirten  oder  konzessionspflichtigen 
Gewerbes  (§  2  Ziff.  2); 

8)  den  ^antritt  in  ein  öffentliches  Amt  des  Staates,  der  Ejrche 
oder  der  Gemeinde  mit  definitiver  Anstellung  (§  4); 

4)  einen  auf  andere  Weise  gesicherten  Nahrungsstand  (§  2 
Ziff.  3  und  §  5). 

Die  wichtigste  Aenderung  brachte  aber  das  Gesetz  da- 
durch, dafs  es  im  ausgesprochenen  Gegensatze  zu  den  Wünschen 
der  Gemeinden  die  Ansässigmachung  zum  Teil  mit  einep  von 
dem  Willen  der  letzteren  unabhängigen,  kraf);  Gesetzes  ein- 
tretenden Wirkung  ausstattete  und  zum  anderen  Teil  in  den- 
ä'enigen  Fällen,  die  eine  Entscheidung  erheischten,  dieselbe 
len  Staatsbehörden  übertrug  und  der  Gemeindewillkür  so  auf 
alle  Weise  entzog. 

§  33. 

Freilich  vermochte  diese  Gesetzgebung,  die  in  den  Be- 
stimmungen der  Gewerbeordnung  einen  gleichfalls  sehr  libe- 
ralen Ausdruck  fand  und  bemüht  war  „das  Grundeigentum 
und  die  Gewerbe  mehr  und  mehr  zu  entiFesseln  und  die  Her- 
stellung eines  ordentlichen  Nahrungsstandes  zu  erleichtern"*), 
dem  Andringen  der  lokalen  und  partikulären  Interessen  nicht 
lange  Stand  zu  halten.  Durch  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1834, 
die  Ansässigmachung  und  Verehelichung  betreffend,  wurden 
alle  wesentlichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1825  im 
Sinne  umfassenden  Gemeindeeinspruchsrechtes  wieder  abge- 
ändert 

Abgesehen  von  der  Erhöhung  des  Steuersimplums  für  den  Titel 
des  Grundbesitzes  enthält  §  2  des  Gesetzes  von  1834  noch  folgende 
AenderungCD : 

§  2.     Die  Ansässigmachung  kann  begründet  werden:  .... 

III.  Durch  erlangte  persönliche  Gewerbskonzession,  deren  Er- 
teilung nur  nach  sorgfältiger  Würdigung  des  Nahrungsstandes  des 
Bewerbers  und  der  übrigen  Gewerbsmeister  zulässig  ist; 

lY.  durch  einen  auf  sonstige  Weise  vollständig  gesicherten 
Nahrungsstand,  welcher  —  den  Fall  der  definitiven  Anstellung  ausge- 
nommen —  hervorgehen  muss: 

a)  ans  einem  das  Steuerminimum  nicht  erreichenden,  aber  im 
Vereine  mit  sonstigen  Umständen  das  Fortkommen  der  Familie  den- 
noch sichernden  Grundbesitze,  oder 


1)  Wortlaut  der  Motive:  Riedel  I  S.  32. 
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b)  aaa  einer  sichereo,  den  Bedarf  eiDer  Familie  geväbrenden 
Rente,  oder 

c)  ans  dem,  die  Zaknnft  einer  Familie  vorteilhaft  gesUdtaideD 
Betrieb  einer  den  Gewerben  sieht  beizaz&hl  enden  Erwerbsart,  oder 
endlich 

d)  BUS  dem  Lohnerwerbe,  sofeme  dieser  vermöge  des  Ortlicbn 
Bedarfs  nnd  im  Gegenhatte  zu  den  bereits  vorhandenen  Lohn- 
arbeitern als  nachhaltige  Nahmngsqnelle  betrachtet  werden  kann. 
Bei  ErwerbnDgen  anf  Grund  dieses  letzten  Titels  ist  in  Bonbarrenz- 
ffillen  ausgedienten  Soldaten  und  Dienstboten,  welche  15  Jahre  tren 
gedient  haben,  der  Vorzug  zu  geben. 

Und  nicht  s^^^S  hieran,  sollen  mit  Ausnahnie  der  Tilel 
„ Anateilung "  und  „Gewerbekonzesaion",  bei  welchen  die  An- 
stellungs-  bezw,  Konzessionsurkunde  schon  die  vorgängige  Za- 
sätnUiting  der  Gemeinde  voraussetzt,  alle  übrigen  Arten  von 
Ansäasigmachung  durch  einen  rechtakräftigen  Beschlus»  be- 
dingt sein,  vor  desen  Erlass  sämratliehe  Beteiligte  zu  höret 
sind;  zu  den  Beteiligten  gehören  die  Gemeindeverwaltung,  der 
Armenpflegschaftsrath,  die  gleichmässigen  Bewerber  um  die- 
selbe Kategorie  der  Ansässigkeit  und  die  Grund-  und  Gerichts- 
herren. Die  Nichteinwilligung  der  Gemeinde  gegenüber  den 
zu  IV  a — d  aufgeführten  Titeln  hat  die  Bedeutung  eines  ab- 
solut hindernden  Widerspruchs,  Gleichzeitig  erklärte  §  13  des 
revidirten  Gcmcindeedikts  vom  1.  Juli  1834  die  nur  auf  Grund 
der  letztgedachten  Titel  ansässig  gemachten  Personen  als  blosse 
In-  und  Beisassen.  ; 

g  34. 

Wahrend  eines  Zeitraumes  von  mehr  als  dreisaig  Jahren 
hatte  Baiern  Gelegenheit  und  Veranlaasung ,  die  Güte  seiner 
neuen  Gesetzgebung  zu  erproben.  Einige  kleinere  Gesetae 
und  Verordnungen  änderten  einige  das  Wesen  der  Sache 
nicht  betreffenden  Punkte'),  bis  1868  und  18G9  eine  oi^aniache 
Revision  und  systematische  Neuordnung  der  ganzen  Materie 
erfolgte,  deren  gesetzlicher  Ausdruck  mit  einer  im  folgenden 
Abschnitte  naher  darzulegenden  wichtigen  Modifikation  gegen- 
wärtig noch  in  Kraft  und  Gültigkeit  steht 

Es  sind  die  Gesetze: 

1)  über  Heimat,  Verehelicbung  und  Aufenthalt  vom 
16.  April  1868; 

2)  über  die  öflTentliche  Armen-  und  Krankenpflege  vom 
29.  April  1869. 

Was  sie  enthatten,  ist  nicht  durchaus  neu;  es  wird  im 
Gegenteil    angeknüpft  an    bestehende  Einrichtungen   und  mit 

I  und  S.  41 
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Ausnahme  des  Begriffs  der  Ansässigmachung,  der  in  Fortfall 
kommt,  die  Ausdrucksweise  imd  begriffliche  Einteilung  der 
Cksetse  von  1816,  1825  und  1834  beibehalten.  Nur  ein 
Unterschied  ist  bemerkbar,  der  von  der  Literatur  selten  be- 
achtet oder  wohl  auch  absichtlich  verschwiegen  worden  und 
der  doch  flir  das  Verständniss  der  Bedeutung  dieser  Gesetze 
ausserordentlich  wesentlich  ist. 

Die  Heimat  in  jenem  gemütvollen  Sinne  der  Motive  von 
1825  sollte  zwar  nicht  beseitigt  werden ;  aber  man  sah  sich 
genötigt,  von  diesem  ihren  Inhalt  insoweit  zu  abstrahiren,  als 
er  der  Inbegriff  aller  Rechte  und  Pflichten  gewesen  war, 
welche  dem  heimatgehörigen  Individuum  zukamen  und  ob- 
lagen, und  ihn  auf  jene  Minimalforderung  zu  reduziren,  welche 
den  preussischen  Gesetzen  charakteristisch  war:  auf  das  Recht 
des  Individuums  zum  ungehinderten  Aufenthalt,  auf  die  Pflicht 
der  Gemeinde,  das  ihr  nach  gewissen  Massgaben  angehörige  In- 
dividuum zu  unterstützen.  Riedel  bemerkt  in  dieser  Beziehung  ^) : 

„Der  Zweck  des  Heimatgesetzes  bestand  vorzugsweise 
darin,  im  Interesse  der  Staatsordnung  eine  sichere  Grundlage 
für  das  Aufenthaltsrecht  und  die  öffentliche  Armenpflege  zu 
schaffen.  Um  dieses  zu  erreichen,  bestimmte  das  Gesetz  im 
voraus  eine  Gemeinde,  in  welcher  eine  Person  vom  Stand- 
punkte des  öffentlichen  Rechts  aus  als  zu  Hause  erachtet 
wird  und  im  Notfalle  zu  unterstützen  ist;  das  Verhält- 
niss,  kraft  dessen  Jemand  in  diesen  Beziehungen  einer  be- 
stimmten Gemeinde  angehört,  wird  Heimat  genannt;  ausser- 
dem bedient  sich  die  Gesetzessprache  des  Ausdruckes  Heimat 
nicht  nur,  um  den  Inbegriff  der  aus  jenem  Verhältnisse  flies- 
senden Ansprüche  des  Individuums,  sondern  auch  um  die 
Gemeinde  zu  bezeichnen,  in  welcher  die  Person  heimats- 
berechtigt ist;  das  Wort  Heimat  bedeutet  daher  auch  »Hei- 
matrecht im  subjektiven  Sinne«  und  »Heimatort«." 

Dem  Titel  nach  kennt  das  erstgenannte  Gesetz  vier  ver- 
schiedene Arten  der  Heimat:  ursprüngliche  —  erwor- 
bene —  verliehene  —  angewiesene,  von  denen  die 
•dritte  gänzlich,  die  vierte  in  gewissem  Sinne  Neubildungen 
darstellten;  fortgefallen  bezw.  ersetzt  durch  jene  ist  der  Titel 
der  „Ansässigmachung". 

Die  ursprüngliche  Heimat  ist  für  den  bairischen 
Staatsangehörigen  in  derjenigen  politischen  Gemeinde,  in 
welcher  seine  Eltern  heimatberechtigt  waren  (Art.  1). 

Erworben  wird  die  Heimat  durch  definitive  An- 
stellung im  Staats-,  Gemeinde-  oder  Kirchendienst,  durch 
Verheiratung  für  Männer,  insofern  sie  hierdurch  die  ur- 
sprüngliche Heimat  als  selbständige    erwerben,    durch    Ehe- 


1)  Riedel  I  S.  65.    —    8.  66  ist  der  G^ensatz  zum  Reichs-,  Staats- 
ODd  Gemeindebürgerrecht  scharf  hervorgehooen. 
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echliessang    ftir  Frauea,    dorcli   Erwerb   des   Bürger- 
rechts  (Art.  2—5). 

Eiinen  Anspruch  auf  Verleihung  der  Heimat  er- 
wirbt ein  volljähriger  bairischer  Staatsangehöriger  durch  frei- 
willigen, selbstänaigen ,  ununterbrocheaen  fUDfiahrigen 
Aufenthalt,  wenn  er  gleichzeitig  Staats-  und  Gemeiiide- 
steuern  entrichtet,  Annenuntersttttzung  aber  weder  beansprucht 
noch  erhalten  hat  (Art.  6).  Ai^eoonunen  sind  hiervon  Dieogt 
boten.  Qewerbagehulfen  und  Haussöhne,  sofern  sie  in  Brot 
des  Dienstherren  oder  des  Familienbauptes  stehen  und  keine 
eigene  Wohnung  haben*). 

Unter  Fort£dl  des  Erfordernisses  der  Steuerzahlung  und 
der  Beschränkung  bezüglich  jener  beiden  Personenklaasen, 
unter  im  übrigen  aber  gleichen  Bedingungen  wird  ein  An- 
spruch auf  Veiieihung  zweitens  durch  zehnjährigen  Auf- 
enthalt erworben  (Art  7).  Endlich  steht  es  den  G-emoinden 
frei,  unter  Vereinbarung  besonderer  Bedingungen  einzeben 
Personen  das  Heimatrecnt  zu  verleihen  (Art.  8).  Ge^en  die 
Versagnng  der  Verleihung  steht,  selbstverständlich  nur  in  iea 
beiden  ersten  Fällen,  die  Beschwerde  an  die  AufsichtsbehUrde 
offen,  deren  Genehmigung  es  im  übrigen  nicht  bedarf.  Da- 
gegen ist  den  Gemeinden  noch  eine  Art  des  Einspruchs  zu- 
gestanden, die,  wenn  scharf  gehandhabt,  nicht  ohne  Bedeutung 
ist  —  das  Rocht,  die  Erwerbung  des  Heimatrechtes  von  Be- 
zahlung einer  Gebühr  abhängig  zu  machen,  fUr  die  in  Art  II 
eine  nach  der  Vülkszahl  der  Gemeinden  abgestufte  Maximal- 
skala  aufgestellt  ist.  Doch  sollen  auch  hiervon  Personen  be- 
freit bleiben,  welche  sich  als  Dienstboten,  Gewerbsgehulfen, 
Fabrikarbeiter  oder  Lohnarbeiter  10  Jahre  hindurch  in  der 
Gemeinde  ernährt  haben*). 

Kann  die  Heimat  einer  in  Baiem  betretenen  Person  nicht 
ermittelt  werden,  so  ist  diese  Person  durch  die  zuständige 
Behörde  vorläufig  einer  Gemeinde  zuzuweisen,  welche 
dann  so  lange  als  Heimatgemeinde  gilt,  bis  die  wirkliche 
Heimat  festgestellt  oder  eine  neue  erworben  worden  ist 
Findelkinder  sollen  hierbei  der  Gemeinde  des  Fundortes,  an- 
dere Personen  der  Gemeinde  des  in  die  vorhergehenden  fUnf 
Jahre  fallenden  letzten  Aufenthiiltes  von  mindesteng  6  Monaten, 
und  wenn  auch  diese  Voraussetzungen  nicht  zutreffen,  einer 
Gemeinde  des  Verwaltungsbezirkes,  in  dem  das  Kind  gefunden, 
die  Person  betreten  womeo,  als  vorläufiger  Heimat  zu- 
gewiesen werden  (Art.  15).  Diese  Bestimmungen  finden  auch 
Anwendung  auf  Nichtbuem ,  so   lange   sie  nicht  fortgewiesen 


')  AU  Wohnuitg  RoU  »ber  schon  jerter  selbet  mmiethete  Raum,  aneh 
Mse  Sohlafttelle  auKeMhen  warden.      Vgl.  Riedel  I   ».  101  Anm.  IT  i. 

^)  Es  ist  zn  beachten,  da«  Art.  11  in  Bezug  »of  die  Persouenkate- 
lieu  erheblich  weitergeht  als  Art.  6  und  auch  die  wichtige  Klaue  der 
Lbrik-  und  Lohnarbäter  mit  mssehfieBBL 
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werden  können,  und  auf  zurückgekehrte  ehemalige  bairische 
Staatsangehörige  y  wie  auch  auf  die  ^auen  und  Kinder  all 
dieser  Personen  (Art  16  u.  17). 

In  Bezug  auf  die  IVeiheit  der  Verehelichung  hatten  die 
Ansichten  immer  sehr  geschwankt;  aus  Gründen,  auf  die 
gleichfalls  in  anderem  Zusammenhange  zurückzukommen  ist^ 
entschloss  man  sich  zur  Beibehaltung  gewisser  Beschränkungen^ 
indem  man  auch  jetzt  wieder  das  Erfordemiss  eines  Ver- 
ehelichungszeugnisses  aufstellte.  Die  Versagung  des- 
selbeti  soll  nur  aus  bestimmt  formulirten  gesetzlichen  Gründen 
in  Folge  Einspruchs  der  Heimatgemeinde  zulässig  sein;  zur  Aus- 
stellung des  Zeugnisses  berufen  ist  die  Distriktsverwaltungs- 
behörde. Von  den  Einspruchsgründen  beziehen  sich  die  ersten 
drei  auf  militärische  und  zivilrechtliche  hier  nicht  interessirende 
Verhältnisse  (Art.  34),  während  die  übrigen  fünf  das  frühere 
(sehr  in  die  Gemeindewillktir  gestellte)  Leumundszeugniss  und 
den  Nachweis  gesicherten  Erwerbsstandes  ersetzen  sollen.  In 
erster  Beziehung  darf  nur  eine  erkannte,  aber  noch  nicht  ver- 
büsste  Strafe,  eine  schwebende  Untersuchung,  eine  gerichtliche 
Kuratel  geltend  gemacht  werden,  während  für  die  letztere  die 
folgenden  Gründe  in  Betracht  fallen:  wenn  ein  Mann  inner- 
halb der  unmittelbar  vorhergehenden  3  Jahre  öffentliche  Armen- 
unterstützung beansprucht  oder  erhalten  hat;  wenn  und  solange 
der  Mann  sich  mit  den  der  Gemeindekasse  oder  Armenkasse 
seiner  Heimatgemeinde  gegenüber  ihm  obliegenden  Leistungen 
im  Rückstande  befindet  (Art.  36).  — 

Neuerdings  ist  durch  Königl.  Deklaration  vom  21.  April 
1884  eine  Erschwerung  eingetreten,  indem  Rückstände  auch 
dann  hinderlich  sein  sollen,  wenn  es  sich  um  Leistungen  der 
Braut  handelt;  auch  ist  unter  die  polizeilichen  Hinderungs- 
gründe Unzucht  der  Braut  aufgenommen  worden.  Das  Ein- 
spruchsrecht der  Gemeinden  ist  ein  absolutes,  d.  h.  die  Staats- 
behörden sind  zur  Verweigerung  des  Zeugnisses  verpflichtet, 
wenn  der  Einspruch  thatsächlich  begründet  ist  und  rechtzeitig 
erhoben  wurde  ^). 

Abgeschlossen  wurde  das  bairische  System  durch  einen 
Tit.  in  mit  der  Ueberschrift  „Vom  Aufenthalte",  worunter 
aber  eigentlich  nur  das  Gegenteil,  nämlich  der  „Nicht-Aufent- 
halt**, d.  h.  die  Zulässigkeit  der  Ausweisung  seitens  der  Aufent- 
haltsgemeinde, abgehandelt  wurde:  insofern  eine  notwendige 
Ergänzung  der  Tit.  I  und  11,  als  in  diesen  das  Nähere  über 
die  Heimat,  d.  h.  denjenigen  Aufenthaltsort  festgesetzt  worden 
war,  aus  dem  eine  Ausweisung  nicht  zulässig  sein  sollte  (Art. 
43—50).  Von  den  sehr  eingehenden  und  teilweise  zu  sehr 
willkttriicher  Kasuistik   verführenden*)   Bestimmungen   ist  die 


1)  Vgl.  die  Bemerkung  bei  Biedel  I  S.  201  Aom.  3. 

')  Vgl.  hierüber  die  warnende  Bemerkung  bei  Riedel  I  S.  288. 
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grOBsere  Zahl  im  sicherbeits-  und  BittenpolizeiliclieD  Interesae 
gegen  )>eetrafte,  aufrühren  eche  und  nnzUchtige  Personen  ge- 
richtet. Die  übrigen  Vorschriften  (Art.  45,  1^4)  betreffen 
die  Freizügigkeit  im  engeren  Sinne  und  stehen  als  solche  in 
unmittelbarer  und  ausgesprochener  Beziehung  zum  Armenweeen, 

Dieselben  lauten: 

Unter  Vorbehalt  der  Vorschrift  des  Art,  21  kann  dnrck  die  n- 
ständ^  Polizei-Behörde  der  Aufenthalt  in  einer  fremden  Gemdsde 
nach  Massgabe  folgender  Bestimmungen  verboten  werden: 

1)  Personen,  welche  nicht  binnen  4  Wochen  nach  ergangener  Asf- 
fordemng  genügenden  Nachweis  über  ihre  HeimatberecbtigDiig 
liefern,  kann  der  Aufenthalt  fflr  so  lange  untersagt  werden,  ili 
jener  Nachweis  nicht  geliefert  wird. 

2)  PersoneD,  welche  von  der  Gemeinde  Annen-UnterstötEnng  Iw- 
anspmchen  oder  erhalten,  können  anf  Antrag  der  Gemeinde- 
Verwaltung  auf  die  Daaer  von  3  Jahren  aus  der  Gemeinde 
we^ewiesen  werden,  wenn  sie  nicht  während  der  iwei  tu- 
mittelbar  vorhergehenden  Jabre  in  der  Gemeinde  Abgaben  ftr 
Armenzwecke  bezahlt  oder  Geraeindedienste  geleistet  haben 
und  wenn  seit  dem  Tage,  an  welchem  sie  zuletzt  Armen- 
Untersttktzung  beansprucht  oder  erbalten  haben,  noch  nicht 
volle  6  Monate  verflossen  sind. 

Will  die  ausgewiesene  Person  vor  Ablauf  von  3  Jahren 
ihren  Aufenthalt  wieder  in  der  Gemeinde  nehmen,  so  hat  sie 
den  Besitz  zureichender  Unterhaltsmittel  darznthnn. 

Die  gesetzliche  Verbindlichkeit  der  Aufenthaltsgemeinde, 
iu  KrankheitsAllen  oder  in  sonstigen  Fällen  dringender  Not 
die  unentbehrliche  Hülfe  zu  leisten,  wird  durch  gegenwärtige 
Bestimmung  nicht  aufgehoben. 

3)  Personen,  welche  mit  ihren  der  Anfenthaltegemeinde  schnldign 
Abgaben  länger  als  ein  Jahr,  vom  Yerfalltermine  an  gerechnet, 
im  Rückstände  bleiben,  können  auf  Antrag  der  Gemeinde-Vw- 
waltnng  ansgewiesen  werden,  sind  jedoch  nach  erfolgter  Zahinng 
des  schuldigen  Betrags  zur  ROckkehr  befugt. 

4)  Personen,  welche  sich  in  einer  Gemeinde  anfhall«n,  um  daselbet 
Dienst  oder  Arbeit  zn  suchen,  können  aus  der  Gemeinde, 
wenn  sie  innerhalb  der  ihnen  gewährten  angemessenen  Frist 
weder  ein  ständiges  Unterkommen  oder  eine  ihren  Unterhalt 
sichernde  Beschäftigung  finden,  noch  den  Besitz  hinrdchendcr 
Unterhaltsmittel  darznthnn  vermögen,  fllr  die  Dauer  von 
3  Monaten  weggewiesen  werden,  sind  jedoch  schon  frtlher  znr 
Rückkehr  befi:^  wenn  für  sie  ein  solches  Unterkommen  oder 
eine  solche  Beschäftigung  gefunden  ist. 

Auf  Personen,  welche  in  der  Gemeinde  einen  selbständigen 
Gewerbsbetrieb  angemeldet  und  innerhalb  der  ihnen  gewährten 
angemessenen  Frist  wirklich  begonnen  haben,  ist  vorstehende 
Bestimmung  nicht  anwendbar. 
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ß.  Bairische  Pfalz. 

§  35. 

In  der  Rheinpfalz  war  die  Entwickelung  der  Armengesetz- 
gebung eine  von  dem  rechtsrheinischen  Baiern  grundsätz- 
lich verschiedene.  Unter  französischer  Herrschaft  war  das 
sog.  domicile  de  secours  eingeführt  worden,  das  —  wie  schon 
sein  Name  ausdrückt  —  lediglich  die  Tendenz  verfolgte,  die 
im  Falle  der  Bedürftigkeit  zur  Unterstützung  verpflichtete 
Gemeinde  zu  bezeichnen,  und  überdies  eine  nach  französischen 
Grundsätzen  bei  weitem  mehr  eingeschränkte  Verpflichtung 
zur  Folge  hatte.  Dasselbe  wurde  dem  Gesetz  vom  7.  irimaire  V 
(27.  November  1796)  gemäss  durch  Geburt,  einjährigen  bezw. 
sechsmonatlichen  Aufenthalt  nach  vollendetem  21.  Lebensjahre 
(bei  Dienstboten  zwei  Jahre)  erworben  und  ging  durch  Neu- 
erwerb eines  anderen  verloren. 

Grundsätzlich  bestand  für  jeden  PfUlzer  das  Recht  freier 
Niederlassung  und  Verehelichung,  das  abgesehen  von  gewissen 
sicherheitspolizeilichen  Beschränkungen  an  die  Zustimmung 
seitens  der  Niederlassungsgemeinde  nicht  gebunden  war. 

Eine  durchgreifende  Aenderung  dieses  Zustandes,  der  im 
ganzen   mehr  ein  faktischer  als  rechtlich  im  einzelnen  durch- 

Sebildeter  war,  erfolgte  nicht  vor  1868 ;  wohl  aber  wurde  nach 
em  Uebergange  der  Pfalz  an  Baiem  die  freie  Bewegung 
durch  Zulassung  der  Erhebung  eines  Bürgergeldes  einzu- 
schränken (V.  vom  9.  August  1816)  und  das  Armenwesen 
durch  die  Ministerialinstruktionen  vom  24.  Dezember  1834  im 
Sinne  des  älteren  bairischen  Heimatrechtes  zu  regeln  versucht. 
Die  bestehenden  rechtlichen  Verschiedenheiten  und  vor 
allem  die  alte  Gewohnheit  ungehinderter  Uebuiig  der  indi- 
viduellen Freiheitsrechte  Hessen  es  aber  trotzdem  in  der  Pfalz 
zu  einer  Verschmelzung  mit  den  Gesetzen  und  Anschauungen 
des  rechtsrheinischen  Baiem  nicht  kommen,  eine  Thatsache, 
die  bei  der  Neuregelung  der  ganzen  Materie  in  dem  einmütigen 
Widerspruch  der  pfälzischen  Bevölkerung  gegen  die  beab- 
sichtigte Gleichstellung  beider  Landesteile  in  Bezug  auf  das 
Heimatwesen  zum  Ausdruck  kani^). 

So  entschloss  man  sich  denn  auch,  bei  dieser  Gelegenheit 
von  einer  gleichmässigen  Behandlung  des  ganzen  Königreichs 
abzusehen  und  unter  Aufrechterhaltung  berechtigter  Eigen- 
tümlichkeiten eine  wenigstens  äusserliche  Annäherung  zu 
versuchen.  Das  gelang  insofern,  als  die  Regelung  in  ein-  und 
demselben  für  ganz  Baiern  geltenden  Gesetz  vom  16.  April  1868 
erfolgte  und  auch  für  die  Pfalz  das  System  der  öflfentlicheii 
Gemeindearmenpflege  und  des  Heimatrechtes  voUkoiinnen  durch- 
geführt wurde.     Aber  diese  Durchführung  bedeutete  zunächst 


1)  VgL  Riedel  I  S.  164  Anm.  1. 

Forsc]iong«n  (27)  VI.  4.  —  Mfinsterbcrtr. 


114  VI.  4. 

nichts  weiter  als  eine  Uebersetzung  des  .domicile  de  aecoura' 
durch  das  Wort  „Heimat"  und  die  Anknüpfung  der  Armen- 
fUrBorgepßicht  an  diejenige  Gemeinde,  in  welcher  das  „Heimat" 
genannte  RechtsverhilltnisB  b^rUndet  worden.  Dies  Rechts- 
verhfiltniss  selbst  blieb ,  was  Umfang  und  Inhalt  seiner  Vor- 
aussetzungen betriflit,  noch  hinter  den  wenig  strengen  Voraus 
Setzungen  der  prensaischen  0-esetzgebung  zurück. 

Die  Titel  für  die  ursprungliche,  erworbene  und  angewiesene 
Heimat  wurden  auch  ohne  weiteres  auf  die  Pfalz  ausgedehnt; 
der  eine  wichtigste  Titel  aber,  welcher  dem  Aufenthalt  sieb 
anzupassen  bestimmt  ist,  der  Titel  der  Verleihung  iMirde  in 
der  Pfalz  ersetzt  durch  den  Titel  der  gesetzlichen  Heimat 

Dieser  ist  in  Art.  29  folgendem! assen  näher  definirt: 

I.  Jeder  selbständige  vollj&hrige  Angehörige  der  Pfalz  bt  be- 
rechtigt, in  jeder  pf&lzischeD  Gemeinde,  in  welcher  er  sich  nieder- 
gelassen hat,  die  Heimat  zu  erwerben. 

II.  Dieser  Heimaterwerb  ist  bedingt  durch  die  Abgabe  eioer 
hierauf  bezfl^licben  Erklämng  bei  dem  BOrgermeisteramte  der  bis- 
herigen und  der  neuen  Heimatgemeinde,  sowie  durch  Entricbtimg 
der  Heimatgebflhr,  wenn  eine  solche  in  der  Gemeinde  eiugefUhrt 
ist  und  so  ferne  diese  GebOhr  nicht  ansdrOcklich  nachgeiassen 
wurde. 

III.  Nach  Erfttllnng  dieser  Bedingungen  tritt  die 
Erwerbung  der  neuen  Heimat  kraft  des  Gesetzes   ein. 

IV.  Binnen  Jahresfrist  nach  dem  Eintritte  dieses  Heimal- 
erwerbes kauu  durch  den  Gemeinderat  der  neuen  Heimatgemeinde 
die  Wiederaufbebung  des  neuen  Heimatrechts  beschlossen  werden, 
wenn  der  neue  Heimatangehörige  während  jener  Frist  Öffentliche 
Armen ontersttttzung  angesprochen  oder  erhalten  hat. 

V.  Gegen  einen  solchen  Beschluss  steht  sowohl  der  betreffen- 
den Person,  als  auch  der  früheren  Heimatgemeinde  innerhalb  vier- 
zehntägiger  Frist  die  Beschwerde  zn,  welche  unter  Anwendong  der 
Ari.  23  Ziff.  1,  Art.  24  Ziff.  2  und  Art.  25  zu  bescheiden  ist. 
Mit  dem  Tage,  an  welchem  der  Beschlnss  rechtskräftig  geworden  ist, 
tritt ,  das  frühere  Heimatrecht  wieder  in  Wirksamkeit ;  in  diesem 
Falle  ist  aber  die  Gemeinde  zur  ROckzahlung  der  empfangenen 
Heimatgehuhren  verpOichtet,  soweit  solche  nicht  zur  UnterstDtzung 
der  betreffenden  Person  verwendet  worden  sind. 

Art.  30  setzt  das  Detail  betr.  die  Heimatgebühr  fest,  wobei 
die  im  Art.  8  ausgesprochene  Befreiung  für  Dienstboten  u.  s.  w. 
wiederholt ,  das  Maximum  gegenüber  der  früheren  BDrgerrecbts- 
gebttbr  erheblich  herabgesetzt  wird. 

Das  Recht  der  Verehelichung  soll  hingegen  gar  keiner 
Bescliränkung  unterworfen  und  insbesondere  nicht  an  die  Er- 
teilung eines  Zeugnisses  gebunden  sein.  Am  bemerkens- 
wertesten ist  von  den  vorstehenden  Bestimmungen,  dass  der 
Heimaterwerb,  sobald   die  Voraussetzungen  der  formellen 


VI.  4.  115 

NiederlassungserklÄrung  und  der  Entrichtung  der  Heimat- 
gebühr, wo  solche  gefordert  werden  kann,  erfttllt  ist,  kraft 
Gesetzes  eintritt  und  unter  resolutiver  Bedingung  (Nach- 
suchen oder  Empfangen  einer  Unterstützung)  wieder  aufgehoben 
werden  kann,  während  eben  diese  Thatsache  im  rechtsrheini- 
schen Baiern  durchaus  suspensiv  bedingende  Wirkung  übt. 
Sehr  eigenartig  ist  die  Vorschrift  des  Art.  28,  der  zufolge  ein 
Nicht-Pßllzer,  der  sich  in  einer  pfälzischen  Gemeinde  nieder- 
gelassen hat,  einen  Anspruch  auf  Verleihung  der  Heimat 
nur  nach  Massgabe  der  flir  das  übrige  Baiem  geltenden  Be- 
stimmungen besitzt,  während  der  Pßllzer  selbstverständlich  die 
erleichternden  Bestimmungen  des  Art.  29  jenseits  des  Rheins 
zurücklassen  muss,  wenn  er  sich  diesseits  niederlassen  will. 

y.   Gemeinsame  Grundsätze  für  ganz  Baiern. 

§  36. 

In  letzter  Linie  ist  eine  dem  ganzen  Lande  gemeinsame 
Gesetzesbestimmung  zu  nennen  und  mit  besonderem  Nachdruck 
hervorzuheben,  weil  sie  im  Gegensatz  zu  dem  preussischen 
System  steht,  die  Armenlast  wandern  zu  lassen:  die  Bestimmung 
des  Art.  14  nämlich,  wonach  die  Heimat  nur  durch  Er- 
werbung der  Heimat  in  einer  andern  bairischen 
Gemeinde  oder  durch  Verlust  der  bairischen 
Staatsangehörigkeit  verloren  geht. 

Nachdem  in  Baiem  durch  diese  Regelung  des  Heimat- 
wesens eine  ausreichende  Grundlage  für  Verteilung  der  Armen- 
last insofern  geschaffen  worden,  als  es  nun  keine  Person  mehr 
geben  konnte,  die  einer  Heimat  entbehrte,  baute  das  Gesetz 
vom  29.  April  1869  auf  dieser  Grundlage  die  Verpflichtung 
der  Heimatgemeinden  zur  Armenflirsorge  und  Duldung  des 
Aufenthaltes  auf.  Von  wesentlich  neuen  Gesichtspunkten 
wurde  hierbei  nicht  ausgegangen;  die  Pflicht  der  Heimatge- 
meinde war  alte  Satzung;  aber  es  kam,  abgesehen  von  ver- 
schiedenen sehr  zweckmässigen ,  nur  die  innere  Organisation 
der  Armenverwaltung  betreffenden  Festsetzungen,  doch  zu 
einer  weitergehenden  Berücksichtigung  der  durch  die  ver- 
änderten Verkehrs  Verhältnisse  geschaffenen  Zustände,  in  welcher 
Beziehung  besonders  die  Regelung,  der  Fürsorge  in  Kranken- 
fällen und  die  organische  Beteiligung  der  verschiedenen  höheren 
Verwaltungskörper  bemerkenswert  sind. 

Eine  Verpflichtung  im  Sinne  der  preussischen  Vorschrift 
bezüglich  erkrankter  Dienstboten,  Gewerbsgehülfen  u.  s.  w. 
hatte  bereits  das  Gesetz  vom  25.  Juli  1850  über  die  Unter- 
stützung hülfsbedürftiger  und  erkrankter  Personen^)  ausge- 
sprochen,   indem    es  die  Erstattungsforderung  seitens  der  Gc- 

»)  Gesetzblatt  S.  341. 
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meinde  des  Aufenthalts  gegenüber  der  Heimfttgemeinde  dann 
ausscbloBs,  wenn  die  Unterstützung  Dienstboten,  Gewerbslehr- 
lingen,  Gewerbsge hülfen  und  Fabrikarbeitern  geleistet  wurde, 
welche  ausserhalb  ihrer  Heimatgemeinde  in  Arbeit  stehen. 
Dagegen  sollte  jede  Gemeinde  berechtigt  sein,  von  den  vor- 
genannten Personen  einen  angemessenen  Unterstützung»-  oder 
Krankenverpflegungsbeitrag  bis  zum  Maximum  von  wöchent- 
lich S  kr.  zu  erheben. 

Diese  Vorschrift,  welche  zwei  für  sich  selbständige  Punkte 
umfasste,  die  Verpflichtung  des  Aufenthalteortes  auf  der  einen, 
die  Durchführung  der  fakultativen  Gcmeindekrankenversiche- 
rung  auf  der  andern  Seite,  bildete  das  Gesetz  von  1869  in 
konsequenter  Weise  und  unter  strenger  Scheidung  der  beiden 
Verhältnisse  fort  In  Art.  11  verpflichtet  fs  die  Gemeinde 
des  Dienst-  oder  Arbeitsortes  die  Kosten  der  Krankenhulfe 
für  Dienstboten,  Gewerbsgehülfen ,  Lehrlinge  oder  andere 
Lohnarbeiter,  welche  ausserhalb  ihrer  Heimat  im  Dienste 
oder  in  einer  ständigen  Arbeit  stehen,  bis  zu  einer  Krankheils- 
dauer von  90  Tagen  endgtlltig  zu  tragen.  Schwangerschaft 
und  Geisteskrankheit  sind  ausgeschlossen.  Diese  Kostenüher- 
nahme  ist  ein  Akt  der  öffentlichen  Armenpflege'). 

Dagegen  ordnen  Art.  20  und  21  unter  dem  Abschnitt 
„Von  den  Krankenkassen  und  Krankenkassen  bei  trägen"  an, 
dass  es  den  Gemeinden  freistehen  solle,  die  Personen  der  in 
Art.  11  genannten  Kategorien  zu  regelmässigen  Kranken- 
kassenbeiträgen  (nicht  Über  15  Pf.  wöchentlich)  heranzuziehen 
und  die  Beiträge  zur  Armenkasse  oder  zu  einer  besonderen 
Krankenhauskaese  zu  vereinnahmen.  Auch  ist  die  Gründung 
besonderer  Kassen  seitens  grösserer  Unternehmer  für  zulässig 
erklärt,  in  welchem  Falle  der  zu  solcher  geleistete  Beitrag  von 
den  Gemeindebeiträgen  entbindet  Die  auf  Grund  dieser  Bei- 
tragszahlungen gewährte  Krankenhülfe  gilt  in  keinen]  Falle 
als  Armenunterstützung. 

Eine  Ausnahme,  die  in  der  Mitte  zwischen  den  beiden 
genannten  Vorschriften  steht  und  an  die  älteren  preussischen 
Bestimmungen  erinnert,  statuirt  Art  15,  indem  er  noch  in 
denjenigen  Fällen  den  Anspruch  auf  Ersatz  seitens  der  Aufent- 
halts- gegenüber  der  Heimatgemeinde  ausschliesst ,  in  denen 
Krankenhülfe  und  Unterstützung  zur  Bestreitung  des  Lebens- 
unterhaltes nicht  über  die  Dauer  von  14  Tagen  hinaus  solchen 
Personen  gewährt  worden  ist,  welche  während  ihres  letzten 
Aufenthalts  in  der  Gemeinde  Umlagen  entrichtet  haben. 

An  der  Tragung  der  Arnienlast  neben  der  Gemeinde  oder 
ohne  die  Gemeinde  sind  die  ilinen    übergeordneten  Verbände 

')  Aach  hier  ist  die  Herein beziehnng  der  Lohnarbeiter,  sowie 
die  Festsetzung  der  Verpflichtung  des  Dienst>  und  Arbeitsortes, 
nicht  des  Aufenttialtsortes,  tjemerkensnert 
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—   Staate  Kreis,  Distrikt  —  in  mehrfacher  Hinsicht  beteiligt 
worden. 

Eine  solche  Beteiligung  der  übergeordneten  Verbände  war  auch 
der  früheren  bairischen  Gesetzgebung  nicht  an  sich  fremd.  Schon 
das  Bettelmandat  von  1770  und  die  Verordnung  von  1816  hatten 
eine  Beihülfe  an  unvermögende  Gemeinden  seitens  der  Bezirks- 
obrigkeiten vorgesehen.  Doch  war  ein  umständlicher  Formalismus 
der  Entwickelung  dieser  Institution  nicht  günstig,  so  dass  man 
eine  gänzliche  Neuregelung  beschloss  und  in  dem  Armengesetz  von 
1869  neue  und  praktisch  anwendbare  Einrichtungen  schvi,  wie  sie 
im  Text  zur  Darstellung  gelangen.  —  Vgl.  Riedel  II  S.  208. 

Der  Staat  wurde  unmittelbar  nur  für  eine  Kategorie 
von  Fällen  —  die  der  zugewiesenen  Heimat  —  zum  Träger 
der  Armenlast  gemacht.  Für  jene  Heimatgenossen,  die  nur 
aus  formalen  Gründen  dazu  gemacht  werden  sollen ,  aber  in 
der  That  heimatlos  sind  und  ausser  aller  näherer  Beziehung 
zu  der  Gemeinde  ihrer  angewiesenen  Heimat  stehen,  wurde 
die  Fürsorgepflicht  der  Staatskasse  in  demjenigen  Umfange 
übertragen,  m  welchem  sie  sonst  von  der  Heimatgemeinde  zu 
tragen  sein  würde*). 

Des  weiteren  wurde  den  Distrikten  und  Kreisen  ein 
Teil  der  Aufgaben  der  Armenpflege  zugewiesen,  welche  die 
Gemeinden  nicht  oder  nicht  allein  in  ausreichender  Weise  zu 
erfüllen  im  Stande  waren. 

Als  Gegenstände  der  Distriktsarmenpflege  werden  vor- 
nehmlich bezeichnet: 

1)  die  Unterstützung  überlasteter  Gemeinden; 

2)  die  Unterhaltung  der  bestehenden  Distrikts- Wohlthätigkeits- 
und  -Krankenanstalten; 

3)  die  Errichtung  von  Distrikts-Armeuhäusem,  Beschäftigungs- 
anstalten, Armenkolonien,  Krankenhäusern,  sowie  Distriktsanstalten 
zur  Erziehung  armer  verwahrloster  Kinder:  Art.  88  des  Armen- 
Gesetzes. 

Die  Kreisarmenpflege  soll  umfassen  alle  auf  die  öffent- 
liche Armenpflege  bezüglichen  Leistungen,  welche  den  Kreisgemeinden 
auf  Grund  gesetzmässiger  Beschlüsse  ihrer  Vertreter  oder  auf  Grund 
besonderer  gesetzlicher  Bestimmungen  obliegen,  namentlich: 

1)  die  Unterstützung  überbürdeter  Distriktsgemeinden; 

2)  die  Unterhaltung  und  Begründung  von  Wohlthätigkeits-  und 
Beschäftigungsanstalten,  Armenkolonien,  Irrenhäusern  und  andren 
Sanitätsanstalten:  Art.  41  des  Ges.  —  Solche  besondere  gesetz- 
liche Bestimmungen  enthält  vornehmlich  das  Kreislastenausscheidungs- 
gesetz  vom  23.  Mai  1846,  in  dessen  Art  I  als  Kreislasten   erklärt 

*)  Dies  steht  in  Art.  18  des  Heimatgesetzes,  obwohl  es  in  den  orga- 
nischen Zusammenhang  des  Armengesetzes  hineineehört.  —  Diese  Ver- 
Streuung  von  materiellen  Yorschiiften  ausserhalb  aer  sedes  materiae  ist 
nirgends  so  häufig,  wie  in  der  Heimat-  und  Armengesetzgebung. 
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und  auf  die   dafür   zn   bildenden  Fonds  der   einzelnen  Regierongi- 
bezirke  ttberwiesen  werden: 

a)  allgemeine  Sanitätaanstalten  des  R^erangabezirks,  oainenC- 
licb  Kranken-,  Geb&r*  nnd  Irrenhäoser; 

b)  Ereis-Armen-  und  Findelhamer ; 

c)  Kreisbescb&ftignngsanstalten; 

d)  alle  Aasgaben,  wache  aaf  den  Antrag  des  Landrate  au  Er- 
IcichCemng  von  Distrikts-  nnd  Oemeindelasten  mit  Genehmigung  de* 
Königs  auf  die  Fonds  Dbernommen  werden. 

Hervorzuheben  ist  in  Bezug  auf  diese  veracbiedenen  Arten 
der  Beteiligung,  doss  sie,  mit  Ausnahme  der  Verpflichtung 
der  Staatskasse,  an  und  fUr  sich  fakultativ,  nicht  von  den 
Wünschen  der  Gemeinden,  sondern  nur  von  den  geaetzmi»- 
sigen  Besohl UsBcn  der  massgebenden  Faktoren  abhängig 
ist  Dies  gilt  vor  allem  von  der  BeihUlfe  an  unvermCgende 
Oemeinden  wie  von  dem  Mass  der  Erleichterung,  welche» 
den  Gemeinden  durch  Mitbenutzung  der  Anstalten  oder  dnreb 
freie  oder  nach  geringem  Tarif  zu  vergütende  Verpflegimg 
aller  oder  einzelner  Klassen  von  kranken,  irren,  blinden  u,  s,  w. 
Personen  gewährt  werden  kann.  Die  grundsätzlich  verpflich- 
tete Gemeinde  ist  immer  mit  den  dargelegten  zwei  Ausnahmen 
die  Heiraatgemeinde.  Die  einmal  vorhandene  Heimat  wird 
nicht  anders  als  durch  Erwerb  einer  neuen  verloren.  Jenes 
Zwischenglied  der  preussischen  Landarmen  verbände  als  un- 
mittelbarer Träger  aer  Armenlast  ist  der  bairischon  Gesell- 
gebung  formell  gar  nicht,  materiell  nur  in  Bezug  auf  heimat- 
lose Personen  bekannt. 


e.  Wfirtembe^  nnd  Baden. 
§37. 
In  WUrtemberg  und  Baden  waren  Pflicht  und  Recht  zur 
Amienfilr sorge  ebenfalls  an  das  Gemeindebürgerrecht  ange- 
knüpft, was  insofern  noch  von  besonderer  Bedeutung  ist,  als 
beide  Staaten  bis  zur  Gründung  des  Norddeutschen  Bund« 
einer  die  Materie  der  Armen  Versorgung  besonders  regelnden 
Gesetzgebung  entbehrten ;  es  ist  daher  —  statt  wie  für  Baiern 
auf  die  Heimat-,  für  Preusaen  auf  die  Niederlassungs-  und 
Armengesetzgebimg  —  für  beide  in  Bezug  auf  die  Pflicht  lur 
Armenflirsorge  unmittelbar  auf  die  BUrgerrechtsgesetzgebung 
zurückzugreifen.  Für  Würtemberg  kommen  dabei  hauptsächlich 
die  Polizei  Verordnungen  vom  11.  Sept.  1807,  das  Verw.-Edikt 
vom  I.März  1822,  das  Bürgerrechtsgesetz  vom  15.  April  1828, 
revidirt  v.  4.  Dez.  1833,  das  Gesetz  betr.  die  zusammengesetzten 
Gemeinden  vom  17.  Sept.  1853  in  Betracht;  fllr  Baden  das 
Gesetz  über  die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Gemeinden 
und  das  Bürgerrechtsgesetz ,   beide  vom   31.  Dez.   1831,  neu 
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ge£a8st  durch  Verordnung  vom  5.  Nov.  1858  — ,  und  das  Ge- 
setz über  Niederlassung  und  Aufenthalt  vom  4.  Okt.  1862. 
Das  Gesetz  vom  15.  Febr.  1851  enthält  einzelne  Bestimmungen 
über  die  Erwerbung  des  Btlrgerrechts. 

In  beiden  Staaten  wird  zwischen  dem  Vollbürger- 
recht und  einem  minderen  Recht  unterschieden,  das  in  Würtem- 
berg  Beisitzrecht,  in  Baden  Einsassenrecht  genannt 
wird.  Das  Vollbürgerrecht  gewährt  einen  Anspruch  auf  An- 
sässigmachung ,  Verehelichung ,  Gewerbebetrieb,  auf  Teilnahme 
an  den  Nutzungen  des  Gemeindevermögens,  auf  Unterstützung 
im  Falle  der  Dürftigkeit,  während  die  Beisitzer  und  Einsassen 
von  den  Nutzungen  und  zum  Teil  von  den  politischen  Rechten 
ausgeschlossen  sind;  der  Unterstützungsanspruch  hingegen 
steht  auch  ihnen  zu.  Erworben  wird  das  Bürgerrecht  durch 
Geburt,  Verheiratung  und  Aufnahme;  die  Aufnahme  muss 
erfolgen,  sofern  nicht  gewisse  gesetzliche  Gründe  vorliegen, 
welche  die  Gemeinde  zur  Versagung  berechtigen.  Solche 
Gründe  sind  vor  allem  Mangel  der  Staatsangehörigkeit,  ein 
schlechter  Leumund,  der  Mangel  persönlicher  Fähigkeit  zur 
Ausübung  einer  Kunst,  eines  Hanawerks  u.  s.  w.,  der  Nicht- 
besitz  eines  bestimmten  Vermögens.  Auf  das  Detail,  das  im 
ganzen  ähnlich  wie  in  Baiem  geordnet  war,  kommt  hierbei 
nicht  viel  an;  doch  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  dass 
die  badische  Gesetzgebung  die  Aufnahme  vor  Gemeindewill- 
kür sicherer  stellte,  als  Würtemberg,  indem  sie  namentlich  den 
Nachweis  eines  geringeren  Vermögens  forderte  und  den  Nach- 
weis der  persönlichen  Fähigkeit  wesentlich  erleichterte.  Die 
für  den  Begriff  des  schlechten  Leumunds  aufgestellten  Kate- 
gorien sind  in  den  Gesetzgebungen  beider  Staaten  ziemlich 
gleich:  ein  solcher  soll  als  vorliegend  erachtet  werden,  wenn 
Jemand  entehrende  Strafen  erlitten  hat,  wegen  Eigentumsver- 
gehen oder  Landstreichens  in  den  letzten  Jahren  mit  Strafe 
belegt  oder  zur  Zeit  in  Untersuchung  verwickelt  ist,  endlich 
wenn  Jemand  unter  Kuratel  gestellt  oder  ein  notorisch 
schlechter  Hausvater  ist 

Das  Beisitzrecht  wurde  durch  freiwillige  Aufnahme 
und  Geburt  erworben;  die  erstere  Erwerbungsart  ist  durch 
Gesetz  vom  6.  Juli  1849  aufgehoben  worden^). 

Das  badische  Einsassenrecht  setzt  ebenfalls  frei- 
willige Aufnahme  und  die  Staatsangehörigkeit  voraus. 

In  Bezug  auf  die  Armenpflege  gehen  beide  Staaten  von 
der   gleichen  Grundlage  wie   Baiern   aus;   die  Gemeinden,  in 


^)  Gaupp,  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Würtemberg,  in 
Marquardsens  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts  Bd.  3  S.  177  Anm.  3, 
behauptet  gesen  Sarwev,  dass  der  Erwerb  des  Beisitzrechts  durch  Qeburt 
nicht  aufgehoben  sei.  Thatsächlich  kann  diese  Erwerbungsart  wohl  nur 
noch  als  Ausnahme  vorkommen. 
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welclien  dos  Bürger-,  das  Beisitz-  oder  Einsassenrecht  besetsen 
wird,  sind  zur  Unterstützung  der  bedürftigen  BUi^er,  Bei- 
sitzer oder  Einsassen  verpäichtet.  Und  ebenso  wie  in  Baiem 
erlöschen  Recht  und  Pflicht  in  der  Hauptsache  nur  durch 
Aufnahme  in  eine  andere  Gemeinde,  sowie  durch  Verlust  der 
Staatsangehörigkott.  Dif  andern  ErlöBchungsgrHnde  (in  Würtem- 
ber^  die  fünfjährige  Nichtzahlung  der  Rekognitionsgeider,  aber 
nur  falls  die  botreffende  Person  noch  in  einer  andern  Ge- 
meinde Bürger-  oder  Beisitzrecht  besitzt;  in  Baden  die  Auf- 
kündigung behufs  Auswanderung)  sind  insofern  unerheblich, 
als  beide  Staaten  Vorsorge  treffen,  im  Falle  des  Mangels  einer 
verpflichteten  Gemeinde  ebenfalls,  der  bairischen  Vorschrift 
fthnlich,  heimatlose  Personen  einer  Gemeinde  zuzuteilen. 

Und  zwar  thut  Würtemberg  dieses,  falls  ein  Bürger-  oder 
Beisitzrecht  derselben  nicht  ermittelt  werden  kann,  durch  Schaf- 
fung einer  dritten  Kategorie  von  heimatber echtigten  Personen, 
welche  nicht  Bürger  noch  Beisitzer  sind,  während  Baden  der- 
artig zugewiesene  Personen  als  Einsasaen  bezeichnet  und  sie 
denselben  fonnell  gleichstellt.  Materiell  gestaltet  sich  das  Ve^ 
bältniss  insofern  anders,  als  im  Falle  etwa  nötig  werdender 
Armen fllrsorge  die  Kosten  nicht  lediglich  oder  überhaupt  nicht 
von  der  Zuweiaungsgemeinde  getragen  werden.  Die  in  beiden 
Staaten  fast  wörtlich  übereinstimmenden  Zuweisungsgründc 
sind  wiederum  ganz  ähnliche  wie  in  Baiern.  Nur  steht  an 
Stelle  des  dort  massgebenden  letzten  sechsmonatlichen  Aufent- 
halts innerhalb  der  vorhergehenden  fünf  Jahre  hier  die  frühere 
Heimat  und  danach  der  letzte  fünfjährige  Aufenthalt  in  einer 
Gemeinde.  Dann  folgt  der  Ort  der  gesetzlichen  Trauung, 
der  Ort  der  Auffindung  und  endlich  derjenige  der  polizä- 
liehen  Betretung.  Baden  schiebt  zwischen  den  Ort  des  fünf- 
jährigen Aufenthalts  und  den  der  Trauung  noch  den  des 
dreimonatlichen  Aufenthaltes  ein. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Gesichtspunkte,  von 
denen  die  Armen gesetzgebung  gegenüber  der  durch  die  va- 
girenden  und  heimatlosen  Elemente  geschaffenen  Notlage  aus- 
zugehen genötigt  ist,  sind  auch  hier  die  Bestimmungen  über 
die  Armenlaat  im  Falle  der  Zuweisung.  Ganz  und  gar  soll 
dieselbe  der  Zuweisungsgomeinde  in  den  beiden  Fällen  des 
früheren  Heiinatbesitzes  und  des  Aufenthaltes  verbleiben  (in 
Würtemberg  auch  in  dem  Falle  der  Trauung),  dagegen  wird 
für  die  übrigen  Fälle  in  Baden  der  Staat  zur  Tragung  der 
Kosten  angehalten,  während  in  Würtemberg  die  Zuweisungs- 
gemeinde  '/a,  das  Oberamt,  zu  dem  dieselbe  gehört,  '.g  des 
Aufwandes  tragen  soll. 

S  38. 
Die  Gesetzgebung  WUrtembergs   hat   bis  zu  seinem  Ein- 
tritt in   den  Verband   des  Deutschen  Reichs   eine  Aenderung 
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nicht  erfahren  ^).  Baden  hat  dagegen  verschiedene  erhebliche 
Wandelungen  durchgemacht,  um  schliesslich  unmittelbar  vor 
dem  Beginn  des  französischen  Krieges  seine  inzwischen  ver- 
änderte Wirtschaftsgesetzgebung  durch  ein  Armengesetz  im 
Sinne  des  preussischen  Systems  zu  ergänzen^).  Zunächst 
freilich  bewegte  es  sich  ebenfalls  in  der  Richtung  auf  Be- 
schränkung der  freien  Bewegung,  indem  mittels  der  Gesetze 
vom  15.  Febr.  u.  25.  April  1851  der  Erwerb  des  Bürgerrechtes 
in  einigen  Beziehungen  nicht  unerheblich  erschwert  wurde. 

Zehn  Jahre  später  erfolgte  dann  eine  völlige  Umkehr  und 
die  Aufhebung  fast  aller  Beschränkungen  der  indi\'iduellen 
Selbstbestimmung,  welche  bis  dahin  das  streng  geschlossene 
Bürgerrechtssytem  bedingt  hatte.  Durch  die  Gesetze  vom 
4.  Oktober  1862  über  Niederlassung  und  Aufenthalt 
and  betr.  die  Abänderung  des  Gesetzes  vom  31.  Dez.  1831 
über  die  Rechte  der  Gemeindebürger  bezüglich  der  Beschrän- 
kung des  Rechts  zur  Verehelichung,  in  Verbindung  mit 
dem  Gewerbegesetz  vom  20.  Sept.  1862,  wurden  die  in 
Preussen  seit  1842  bestehenden  Grundsätze  eingeführt.  Die 
Befugniss  jedes  Staatsangehörigen  sich  an  jedem  Orte  des 
Inlandes  vorübergehend  oder  dauernd  aufzuhalten  und  daselbst 
jedes  Gewerbe  zu  betreiben,  wurde  gesetzlich  sichergestellt. 

Durch  Zulassung  der  Freizügigkeit  war  nun  eine  dritte 
Eat^orie  geschaffen,  deren  Angehörige  weder  Bürger  noch 
Einsassen,  sondern  nur  Staatsbürger  zu  sein  brauchten,  um 
die  Gemeinde,  in  der  sie  sich  niedergelassen,  zur  Duldung 
der  Niederlassung  zu  nötigen;  auf  der  andern  Seite  stand 
ihnen  aber  weder  die  Teilnahme  an  Gemeindenutzungen,  wie 
den  Vollbürgern,  noch  der  Anspruch  auf  Unterstützung,  wie 
den  Bürgern  und  Einsassen  zu.  So  entbehrte  Baden  zunächst 
ähnlicher  Bestimmungen,  wie  Preussen  sie  zugleich  mit  seiner 
Freizügigkeitsgesetzgebung  erlassen  hatte;  und  in  der  That 
fehlte  es  für  diese  dritte  Kategorie  der  blossen  Einwohner 
an  einer  zu  ihrer  Versorgung  im  Falle  der  Verarmung  ver- 
pflichteten Gemeinde,  insofern  als  eine  organische,  alle  Ge- 
meinden zu  mindestens  vorläufiger  Fürsorge  verpflichtende 
Armengesetzgebung   nicht   vorhanden   war.     Nur   für  die  Be- 


^)  Doch  war  das  Bedürfniss  einer  gesetzlichen  Regelung  schon  vor 
1870  anerkannt  und  ein  Entwurf  ausc^earbeitet  worden,  welcher  die  Annen- 


Zuaammenhange  der  ersten  Periode  entspricht  zwar  nicht  ganz  der  Ueber- 
schrift  dieses  Abschnitts  (S.  98);  gleichwohl  wird  im  Hinblick  darauf,  dass 
Baden  an  dem  für  den  Norddeutechen  Bund  so  wichtigen  Freizügigkeits- 
gesetze zunächst  keinen  Teil  und  sein  ganzes  Reformwerk  vor  dem  Ein- 
tritt in  den  Reichsyerband  abgeschlossen  hatte,  diese  Vorwegnahme  ge- 
rechtfertigt und  zweckmässig  erscheinen. 
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bandlung  solcher  Personen,  welche  vorübergeheDd  an  einem 
anderen  als  ihrem  Heimatorte  erkrankten,  enthielten  die  Ver- 
ordnung wegen  des  Bettels  und  MUsaigganges  vom  20.  Mai 
1810  und  eine  Verordnung  vom  16.  Fehr.  1838,  die  Behand- 
lung armer  Dienstboten,  Handwerker  und  anderer  armer  Rei- 
sender im  Falle  ihrer  Erkrankung  ausserhalb  ihres  Heimat- 
ortes betreffend,  —  einige  Bestimmungen,  welche  kranke  Men- 
schen gegen  Vernachlässigung  und  vor  allem  gegen  die  ge- 
ßthrdende  IlerausschafFung  aus  der  Gemeinde  sicher  steUten. 
Die  Verbindlichkeit  der  letzteren  in  ihrer  Eigenschaft  als  Orto- 
polizeibehörde  sollte  bis  zur  Möglichkeit  des  Rücktransparti 
in  die  Heimat,  mindestens  aber  4  Wochen  dauern;  die  Kosten 
sollten  zunächst  aus  Kassen,  zu  welchen  die  in  der  Verord- 
nung von  1838  genannten  Personenklassen  beizusteuern  hatten, 
eventuell  aus  Zunfl-,  Stiftung»-  oder  schliesslich  aus  den  Qe- 
meindekassen  entnommen  werden.  Bei  länger  dauernder 
Krankheit  war,  soweit  es  sich  um  badische  Slaatsangehilrige 
handelt,  die  Heimatgemeinde  zur  Uebemahme  ihrer  kraDken 
Angehörigen  bezw.  zur  Erstattung  der  weiter  entstehenden 
Kosten  verbunden ;  gegenüber  heimatlosen  Personen  und  Aa§- 
ländem  trat  das  Amt  an  die  Stelle  der  Heimatgemeinde. 

Die  Lücke  auszufüllen  war  das  Gesetz  vom  5.  Mai 
1870  über  die  öffentliche  Armenpflege  bestimmt, 
welches  die  Pflicht  zur  vorläufigen  Fürsorge  in  jedem  Bedürfäg- 
keitstalle  allen  Gemeinden  auferlegte  und  gleichzeitig  die  Frage 
der  definitiven  Armenlast  im  Anschluss  an  die  That^ache  dea 
längeren  Aufenthalts  unabhängig  von  der  inneren  Gemeinde- 
verfassung regelte.  Die  weitere  Loslösung  des  Niederlassung!- 
rechts  anf  der  einen,  der  Annonlast  auf  der  andern  Seite  von 
dem  Bürger-  und  Einsassenrecht  fand  durch  zwei  andere  Ge- 
setze, die  Erleichterung  derEheschliessung  betr.  und 
das  Aufenthattsrecht  betr.,  statt,  die  beide  gleichfalla 
vom  5.  Mai  1870  datirt  sind. 

Träger  der  definitiven  Armenlaat  ist  nun  die  Gemeinde, 
in  weicher  ein  Inländer  den  Unterstützungswohnsitz') 
hat  (§  9  des  Armenpflegegesetzes);  er  hat  denselben  in  der- 
jenigen Gemeinde,  in  welcher  er  nach  erreichter  Volljährig- 
keit sich  aus  freier  Selbstbestimmung  drei  Jahre  lang  aufge- 
halten hat  (§  10).  Durch  ebensolange  dauernde  Abwesenheit 
geht  der  Unterstützungswohnsitz  verloren. 

Für  erkrankte  Dienstboten,  Fabrik-  und  Handarbeiter, 
GewerbsgehlUfen  oder  Lehrlinge  hat  der  Dienst-  oder  Ar- 
beitsort auf  die  Dauer  von  acht  Wochen  die  unentgeltliche 
Verpflegung  zu  übernehmen  (§  24). 

')  Das  badische  Gesetz  gebraucht  den  Namen  „UnteratUtEtiiigB- 
wohnsitz"  zum  enten  Haie  in  OentKUand  im  bewoseten  Qegeaatitxe 
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In  denjenigen  Fällen,  in  denen  der  Unterstützungswohn- 
sitz  in  der  einen  Gemeinde  verloren  worden,  ohne  in  einer 
andern  erworben  zu  sein,  wird  die  Verpflichtung  zur  Armen- 
pflege den  korporativen  Verbänden  höherer  Ordnung,  den 
kreisverbänaen  aufgelegt  und  damit  ein  Zwischenglied  ein- 
geschoben, das  ebenso  wie  in  Preussen  unmittelbar  als 
Träger  der  Armenlast  fungiren  soll.  Zur  Erleichterung  der 
Ereisverbände  soll  der  über  einen  gewissen  Betrag  hinaus- 
gehende Aufwand  denselben  von  der  Staatskasse  ersetzt  werden. 

Eine  gewisse  Beziehung  hat  das  Gesetz  gleichwohl  zur 
Btirgergeraeinde  durch  die  singulare  Vorschrift  des  §  14  auf- 
recht erhalten,  indem  es  die  Gemeinde,  in  welcher  der  Hülfs- 
bedürftige  das  Bürgerrecht  angetreten  oder  durch  Annahme 
erworben  hat,  so  lange  zur  Unterstützung  verpflichtet,  als  er 
daselbst  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt  nimmt.  In  diesem 
Falle  soll  die  nach  §  10  entstandene  Verpflichtung  so  lange 
rohen,  als  sie  nicht  zufolge  des  §  13  aufhört.  Ausserdem 
gestattet  §  13  die  urkundliche  Verlängerung  der  Frist  für 
Verlust  des  Unterstützungwohnsitzes  seitens  der  Gemeinde,  in 
welcher  derselbe  erworben  ist  Gerade  diese  letztgenannten 
Vorschriften  sind  besonders  geeignet,  den  Entwickelungsgang 
der  Armengesetzgebung  verständlich  und  die  im  Leben  des 
deutschen,  besonders  des  süddeutschen  Volkes  unbesiegbare 
Scheu  vor  der  gänzlichen  Zerstörung  der  geschlossenen  Bürger- 
gemeinde ersichtlich  zu  machen.  Denn  sachlich  kann  jenen 
Bestimmungen  eine  wesentliche  Bedeutung  nicht  beigemessen 
werden;  es  lässt  sich  mit  einiger  Sicherheit  annehmen,  dass 
Jemand,  der  in  einer  Gemeinde  Bürger  ist  und  zugleich  sich 
in  ihrem  Gebiete  aufhält,  dies  thut  nicht  obgleich,  sondern 
eben  weil  er  Gemeindebttrger  ist  und  weil  er  die  Absicht^ 
seinen  Wohnsitz  zu  verlegen,  nicht  hegt.  Für  diese  würde 
daher  in  Bezug  auf  Armenpflege  Bürger-  und  Unterstützungs- 
wohnsitzgemeinde regelmässig  identisch  sein.  Das  Schwer- 
gewicht der  neuen  Bestimmungen  liegt  selbstverständlich  in 
der  Verpflichtung  einer  Gemeinde  gegenüber  ihren  nicht- 
bürgerlichen Mitgliedern,  die  nur  durch  die  Thatsache  des 
Aufenthalts  mit  ihr  verknüpft  sind. 


d.    Sachsen. 

§  39. 

Nächst  den  bisher  dargestellten  Gesetzgebungen  ist  von 
besonderem  Interesse  diejenige  des  Königreichs  Sachsen,  wel- 
che in  der  Mitte  steht  zwischen  den  Vorschriften  Preussens 
imd  denen  der  süddeutschen  Staaten.  Durch  seine  geo- 
graphische Lage  im  Herzen  Deutschlands  und  vor  allem  durch 
das   Vorwiegen    industrieller    Thätigkeit    in    seinem    Gebiete 
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mehr  als  der  Osten  und  Süden  zur  Gestattung  freierer  Be- 
wegung genötigt,  war  Saclisen  deijenige  Staat,  welcher  zu- 
erst, noch  acht  Jahre  irtlher  als  Preussen,  den  Zusammenhang 
der  Freizügigkeit  mit  der  Arraenlast  gesetzlich  klarstellte  und 
das  Recht  der  Niederlassung  in  ausgesprochener  Beziehung 
zur  Annenfilraorge  regelte.  Die  hierüber  handelnden,  die 
Materie  vollständig  erschöpfenden  Vorschriften  sind  enthalten 
in  dem  Heimatsgesctz  vom  26.  November  1834  und  der 
Armenordnung  vom  22.  Oktober  1840  mit  den  Novellen 
vom  18.  September  1856  und  5.  Mai  1868.  Das  Heimat- 
gesetz stellt  den  Grundsatz  an  die  Spitze,  dass  jeder  Staats- 
angehörige zu  irgend  einem  Heimatbezirke  im  Verhältnisa 
der  Heimatangehörigkeit  stehen,  und  jedes  Grundstück 
hinsichtlich  des  Armenversorgungsverbandes  zu 
einem  Heimatbezirke  gehören  müsse  (§  1.  2).  In  der  Regel 
soll  jeder  Gemeindebezirk  zugleich  ein  Heimatbozirk  sein. 

Die  Niederlassung  soll  an  keinem  Orte  versagt  sein, 
sobald  ein  Heimatschein  und  ein  sog.  Verhalteschein  bei- 
gebracht ivird.  Der  Heimatschein  enthält  die  urkundliche  Be- 
stätigung einer  bestimmten  Heimatangehörigkeit,  der  Verhalte- 
schein ein  obrigkeitliches  Zeugniss  darüber,  dass  innerhalb 
des  letzten  Jahres  kein  Ausweisungsgrund  vorgekonmien  sei. 
Als  Ausweisungsgrund  gilt,  abgesehen  von  polizeilichen  Grün- 
den, nur  das  Nachsuchen  eines  Öffentlichen  Almosens  und 
Betteln  (§  15  — 17).  Die  Gründe  des  Heimaterwerbes  sind 
ähnliche  wie  in  den  süddeutschen  Staaten.  Heimatlose  Per- 
sonen sollen  einer  Heimat  zugewiesen  werden,  wofür  eben- 
falls ähnlich  wie  in  jenen  Staaten  eine  Rangordnung  nach 
gewissen  Merkmalen  (letzte  Heimat,  Verehelichung  und  letz- 
ter Aufenthalt)  festgestellt  ist. 

Der  Heimathezirk  ist  zur  unbedingten  Duldung  des 
Aufenthalts,  sowie  zur  armen  polizeilichen  Fürsorge  für  seine 
Angehörigen  verpflichtet.  Doch  ist  im  Gegensatz  zu  Baiem, 
WUrtemberg  und  Baden  bemerkenswert,  dass  die  subsidiSre 
Verpflichtung  grösserer  Verbände  oder  des  Staates  nicht  aus- 
gesprochen ist.  Die  Heimat  ist  daher  in  den  Fällen  der  Zu- 
teilung nicht  blos  formell,  sondern  auch  materiell  die  allei- 
nige Trägerin  der  Armenlast. 

Die  Annenordnung  von  1840  hatte  diesen  Bestimmungen 
gegenüber  nicht  mehr  die  Aufgabe,  welche  das  bair.  Gesetz 
von  1869,  das  badische  Gesetz  von  1870  erfülle»  mussten: 
die  Verpflichtung  zur  Armen  fürs  orge  auf  der  Grundlage  der 
Heimatbezirke  neu  zu  schafl^en.  Sie  wiederholte  nur  die  Vor- 
schrift des  Heimatgesetzes,  wenn  sie  in  g  8  aussprach:  „Der 
Anspruch  auf  öffentliche  Unterstützung  beruht 
auf  dem  Heimatrecht. "  Im  übrigen  stellte  sie  sehr 
sorgfältige  Grundsätze  über  die  Handhabung  der  örtlichen 
Armenpflege    und    das  Verfahren    gegen    Bettler   auf.     Eine 
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VerpflicbtuDg  des  Dienst-  oder  Arbeitsortes  erkennt  Sachsen 
nicht  an.  Doch  ist  in  den  §§  39  und  47  die  Verpflichtung 
des  Aufenthaltsortes  zur  Verpflegung  erkrankter  Durchreisen- 
der und  heimatloser  Dienstboten  ausgesprochen. 


e.    Die  kleineren  Staaten. 

§  40. 

Der  Gesetzgebung  der  bisher  in  den  Kreis  der  Dar- 
stellung gezogenen  Staaten  ist  trotz  vieler  und  grosser  Ver- 
schiedenheiten eins  gemeinsam  und  charakteristisch:  die 
Regelung  der  Materie  aus  dem  Gesichtspunkte  möglichster 
Einheitlichkeit  für  das  ganze  Staatsgebiet.  In  den  ausgedehnten, 
zum  Teil  mit  sehr  heterogenen  Verwaltungs-  und  Verfassungs- 
einrichtun^en  ausgestatteten  Bezirken  war  die  Aufrechterhal- 
tung lokaler  Eigentümlichkeiten,  partikulärer  Bildungen,  die 
Schonung  widerstreitender  Interessen  nur  so  lange  möglich 
gewesen,  als  sie  einander  mehr  oder  weniger  fremd  gegen- 
überstanden und  die  Staatsgewalt  weder  stark  noch  fähig  war, 
ihr  allgemeines  Staats-  und  Verwaltungsinteresse  ihnen  gegen- 
über geltend  zu  machen.  Anders  lag  es  in  den  kleineren 
imd  kleinsten  Staaten,  in  welchen  die  öfi"entlichen  Gewalten 
von  diesem  grösseren  Staats-  und  wirtschaftspolitischen  Ge- 
sichtspunkte auszugehen  keine  Veranlassung  hatten,  weil  sie 
die  örtlich  wenig  ausgedehnten  Bezirke  bequem  übersehen 
und  wo  nötig  im  einzelnen  eingreifen  konnten.  So  erklärt  es 
sich  denn,  dass  in  den  kleineren  Staaten  sich  vielfach 
charakteristische  Bildungen  unzerstört  erhalten  konnten,  die 
in  den  grösseren  längst  den  grossen  allgemeinen  Grundsätzen 
zum  Opfer  gefallen  waren,  dass  je  nach  Fähigkeit  und  Willen 
der  Regierungsgewalt  die  Ordnung  der  hier  in  Rede  stehen- 
den Angelegenheiten  bald  der  Gemeindeautonomie  überlassen 
blieb,  bald  von  Staatswegen  erfolgte  und  dass  viel  mehr  als 
in  Preussen,  Baiem  u.  s.  w.  einzelne  besondere  Umstände  und 
Verhältnisse,  wie  etwa  die  geographische  Lage  eines  Bezirkes, 
der  Nahrungsstand  der  Landbesitzer,  das  Vorhandensein 
ausreichender  privater  oder  kirchlicher  Armenmittel  u.  a.  m., 
auf  die  Gestaltung  der  Wirtschafts-  und  Arniengesetzgebung 
im  einzelnen  erheblich  einwirkten. 

Der  allen  gemeinsame  Grundzug  ist  freilich  auch  hier  in 
der  Ven)flichtung  der  Heimatgemeinde  oder  der  Grund- 
herrschan: zu  suchen,  die  zu  ihr  gehörigen  Armen  zu  ver- 
sorgen, die  Zugehörigkeit  von  einem  mehr  oder  weniger 
qualifizirten  Heimaterwerbe  abhängig  zu  machen.  Aber  die 
Voraussetzungen  dieses  Erwerbes  sind  ebenso  verschieden, 
wie  der  Umfang  der  Verpflichtung;  letztere  ist  häufig  gesetz- 


126  VI.  4. 

lieh   gar  nicht   geregelt,   nur   gewöhn Iicitsi-echtl ich  dem  Ve^ 
mögen  der  Vffpfl  ich teten   ßiitspri-ohc^inl  iiritivickell. 

Das8  die  erschöpfende  Daratellang  des  hierheivehOrigen 
Details  im  Rahmen  dieses  Ueberblicha  weder  möglich  noch 
notwendig  ist,  wurde  bereits  im  Eingänge  her\'oi^ehoben.  Es 
dürfte  genügen,  besonders  charakteristische  Erscheinnngen 
hervorzuheben,  von  dem  Vorhandensein  ausreichender  Ver- 
anstaltungen oder  von  ihrem  Fehlen  zu  berichten, 

§«. 
Vollständig  jeder  gesetzlichen  Regelung  des  Heimat-  uiul 
Armenwesens  entbehrte  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  nur 
das  Herzogtum  Lauenburg,  was  mit  dem  vielfachen  Herr- 
schafts wechael,  welchem  dasselbe  unterworfen  war,  zusammen- 
hing. Je  nach  0  r  tage  wohn  hei  t  und  Umfang  der  Mittel  thateii 
dort  die  Obrigkeiten  zur  Abwehr  der  Bettler  und  Unterstützung 
der  Bedürftigen,  was  sie  wollten  oder  konnten.  Im  G^en- 
satz  hierzu  hatten  die  beiden  anderen  Eibherzogtümer  Schles- 
wig und  Holstein  eine  höchst  entwickelte  Gesetzgebung,  die 
im  Beginne  des  Jalirhunderts  von  dem  Grundsätze  weichen- 
der wirtschaftlicher  Freiheit  ausgehend  —  Gesetz  vom  23.  De- 
zember 1808  —  ein  Menschenalter  später  zu  erheblicher  Be- 
schrankung der  Aufenthalts-  und  Verehelichungsfreiheit  über- 
ging und  dem  entsprechend  auch  das  Heimatrecht  regelte  — 
Annenordnung  vom  29.  Dezember  1841  — . 

Auch  in  der  ehemals  freien  Stadt  Frankfurt  a.  M.  gab 
es  keine  eigentliche  Ämiengcsetzgehung.  Doch  bestand  kein 
Zweifel,  dass  die  Stadt  zur  Unterstützung  ihrer  BUi^er  ver- 
pflichtet sei. 

Im  Königreich  Hannover  war  das  Niederlassungs-  und 
Heimatwesen  gesetzlich  geregelt,  während  der  Gestaltung  des 
Armenwesens  nur  in  zwei  Verordnungen  (vom  6,  Juli  1827 
und  9.  August  1838),  welche  die  Fürsorge  der  Ortsobrigkeil 
für  obdachlose  Personen  und  erkrankte  nicht  ortsangehorige 
Personen  anordneten,  Rechnung  getragen  war.  Auch  hier 
entwickelte  sich  nach  Herkommen  und  Vermögen  eine  mehr 
oder  weniger  ausreichende  Armenpflege. 

Im  übrigen  sind  die  hierher  gehörigen  Bestimraungen 
auch  der  einzelnen  kleinen  Staaten,  ebenso  wie  es  in  den 
grösseren  der  Fall  ist,  bald  in  der  Bürgerrechts-  und  Gemeinde- 
gesetzgebung ,  bald  in  Bettler-  und  Armenordnungen  zu 
linden. 

Die  für  die  Verpflichtung  der  Gemeinden  wesentlichste 
Frage,  wodurch  die  Heimatangehörigkeit  erworben  werden 
konnte  und  wie  lange  dieselbe  bewahrt  wurde,  lOsten  die  ein- 
zelnen Staaten  in  sehr  verschiedener  Weise.  Neben  der  immer 
gestatteten  freiwilligen  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  kehrt 
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C^burt  als  ursprünglicher  Erwerbsgrund  fast  überall  wieder; 
dag^^n  sind  aie  Bestimmungen  über  die  Zuteilung  heimat- 
loser Personen  an  Gemeinden  und  über  die  Voraussetzungen, 
durch  deren  ElrfUllung  die  Heimat  auch  ohne  die  Zustimmung 
der  Gemeinde  erworben  werden  kann  —  die  Bestimmungen  also, 
in  denen  das  Mass  der  wirtschaftlichen  Freiheit  oder  ihrer 
Beschränkung  am  deutlichsten  zum  Ausdruck  kommt  —  von 
buntester  Mannigfaltigkeit;  vor  allem  wird  auch  hier  dem 
Aufenthalt,  seiner  Dauer  und  seiner  Qualifikation  ent- 
scheidendes Gewicht  beigelegt.  Wo  der  Erwerb  durch  Aufent- 
halt erschwert  werden  soll,  sind  meist  dem  Erforderniss  des 
Ablaufes  eines  bestimmten  Zeitraums  noch  einige  andere, 
wie  vor  allem  das  der  Zahlung  von  Gemeindeabgaben,  der 
Führung  eines  eigenen  Haushaltes,  des  Nichtempfanges  von 
Armenunterstützung,  hinzugefügt.  Zuweilen  ist  auch  einem  kurz 
dauernden  qualifizirten  ein  lang  dauernder  nicht  qualifizirter 
Aufenthalt  gleichgestellt  So  gewährte  Anhalt  die  Heimat 
nach  drenährigem  Aufenthalte,  währenddessen  der  Auf- 
zunehmende sich  und  den  Seinigen  den  notdürftigen  Unter- 
halt auf  ehrliche  Weise  verschafft,  keiner  öffentlichen  Unter- 
stützung bedurft  und  nicht  gebettelt  hatte,  dagegen  nach  zehn- 
«'■"hrigem  ohne  Erfüllung  jener  Bedingungen.  Für  Schleswig- 
olstein  genügte  lediglich  die  Thatsache  des  Aufenthaltes, 
dessen  in  dem  Gesetze  von  1808  auf  3  Jahre  festgesetzte 
Dauer  aber  durch  die  Armenordnung  von  1841  auf  15  Jahre 
erhöht  wurde.  In  beiden  Mecklenburg  wurde  zweijähriges 
Wohnen  mit  eigenem  Heerde  oder  Gewerbebetriebe  oder 
Unterhalt  aus  eigenem  Vermögen,  in  Lübeck  dreijähriger  unter 
Beobachtung  der  polizeilichen  Meldevorschriften  gegründeter 
Wohnsitz  erfordert.  In  Braunschweig  erlangte  der  Ortsfremde 
einen  Anspruch  auf  Verleihung  des  Wohnortsrechtes,  wenn 
er  während  6  Jahren  sich  ununterbrochen  am  Orte  aufgehalten, 
seine  Abgaben  entrichtet,  keine  Unterstützung  empfangen, 
keine  Strafen  wegen  gewisser  Delikte  erhalten  hatte,  während 
in  Sachsen -Weimar  und  den  beiden  Schwarzburg  ein  fort- 
gesetzter zehnjähriger,  in  Waldeek  desgleichen  ein  fiinQähriger 
Aufenthalt  ohne  weiteres  zum  Heiniaterwerb  führen  sollte. 

Verloren  wird  die  einmal  erworbene  Heimat  oder  Orts- 
angehörigkeit fast  durchweg  nur  durch  Erwerb  einer  anderen 
und  durch  Verlust  der  Staatsangehörigkeit.  Lediglich  Waldeck 
und  Mecklenburg- Schwerin  knüpften  den  Verlust  ähnlich  wie 
Preussen  an  eine  bestimmte  Abwesenheitsdauer  (5  und  2  Jahre) ; 
doch  verliess  Mecklenburg-Schwerin  noch  ganz  spät  diese  Auf- 
fassung und  führte  durch  Verordnung  vom  30.  Mai  1862  den 
in  Mecklenburg-Strelitz  immer  in  Geltung  gewesenen  Grund- 
satz ein,  dass  die  einmal  erworbene  Heimat  nur  durch  Er- 
langung einer  anderen  verloren  werde. 

War    Heimat   und    Armenversorgung   nun    auch   im   all- 
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gemeinen  auf  die  politische  GemeiDde  aufgebaut,  so  gab  es 
doch  hiervon  crheriliche  und  charakteristische  Äusnahmeii, 
welche  fUr  die  Erkenutuiss  der  geBchichtlichen ,  an  das  Be- 
stehende anknüpfenden  Entwicklung  von  besonderer  Wichtig- 
keit sind. 

Im  Nordwesten  Deutschlands  (Herzogtum  Oldenburg, 
Fürstentum  Lübeck,  Ostfrieslaud  und  ElbherzogtOmer)  bildete 
das  Kirchspiel  von  Alters  her  die  Grundlage  der  Annen- 
Versorgung;  an  diese  Bildung  wurde  angeknüpft  and  die 
Verpflichtung  zur  Armenpflege  der  Kirchspielsgemeinde,  welche 
mit  der  politischen  Gemeinde  identisch  sein  kann,  aber  nicht 
zu  sein  braucht,  übertragen.  Während  aber  in  Ostfrieslaud 
bis  zur  reichsgesetzlichen  Regelung  der  Annen-  und  Wirt- 
schaftsgesetzgebung  die  Armenpflege  den  Kirchspielen  ver 
blieb,  wurde  im  Herzogtum  Oldenburg  durch  die  Gemeinde- 
ordnung vom  1.  Juli  1855,  im  Fürstentum  Lübeck  durch 
die  Gemeindeordnung  vom  22.  Juni  1857  die  politische  Ge- 
meinde an  die  IStelle  des  Kirchspiels  gesetzt,  in  Schleswig- 
Holstein  durch  die  Armenordnung  vom  29.  Dezember  1841 
die  Armenpflege  den  Armendi strikten  zugeteilt,  als  welcbeiede 
titadt  sowie  die  iHndlicheii,  meist  aus  dem  früheren  Kircneo- 
verbande  hervorgegangenen  Distrikte  zu  gelten  hatten. 

Im  vormaligen  Königreich  Hannover  bestanden  neben  den 

Eolitischen  Gemeinde  verbänden  konfessionelle,  lediglich  der 
nterstutzung  der  Glaubensgenossen  dienende  Armenverbände. 
Ebenso  wie  die  preussischen  Gutsbezirke  fungirten  in 
Braunschweig  und  Mecklenburg  die  Bezirke  der  ritterschaft- 
lichen Guter  und  der  Dominien  als  unmittelbare  Träger  der 
Armen  last.  In  Mecklenburg  wurde  zwischen  diesen  beiden 
Arten  von  Grundbesitz  insofern  ein  Unterschied  gemacht,  als 
die  Inhaber  der  ritterschaftlichen  Guter  zur  Annenpflege  und 
Annenlast    im  Sinne  der  alten  grundherrlichen   Gewalt   ver- 

§  fliehtet  blieben,  während  fUr  die  Domanialherrsc  haften  unter 
em  9.  Mai  1S50  eine  besondere  Armenordnung  erlassen  wurde, 
welche  die  Armenlast  eigenartig  regelte.  Während  bis  dahin 
die  zur  Domanial Verwaltung  berufenen  Aemter  unter  Hinzu- 
ziehung der  Amtsei iigesessenen  zu  Beiträgen  die  Amienpilege 
geübt  hatten,  wurde  durch  die  Armenordnung  der  Grundsjttz 
aufgestellt,  dass  je<lc  der  zum  Amt  gehörigen  Ortschaften  ihre 
Armen  selbst  verpflegen,  das  Amt  dagegen  gewisse  besondere 
Aufwendungen  ganz  oder  zum  Teil  tragen  sollte:  so  Mt 
dem  Amte  die  Hälfte  der  Arzneimittelkosten  zur  La^t;  die 
Fürsorge  für  Geisteskranke,  Taubstumme,  für  die  Unterhaltung 
von  Krankenanstalten,  Besoldung  von  Aerzten  u.  a.  m.  liegt 
ihm  allein  ob;  auch  soll  es  überlasteten  unvermOgenden  Ort- 
schaften BeihUlfe  gewähren. 

Ueberhaupt  flndet  sich  der  Gedanke,  die  Armenlast  den 
unteren  Organen  der  Armenpflege,  namentlich  den  Gemeinden 
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durch  Heranziehung  der  tibergeordneten  Verbände  oder  Ver- 
waltungsbezirke zu  erleichtem,  auch  in  Gesetzgebung  und 
Oewohnheit  der  kleinen  Staaten  unter  mancherlei  Formen  und 
in  verschiedenstem  Masse  ausgesprochen  und  durchgeführt. 

So  waren  in  Hannover  die  sogenannten  Amtsneben- 
anlageverbände  zur  BeihtÜfe  an  überlastete  Gemeinden 
berechtigt,  zur  Fürsorge  für  Geisteskranke  verpflichtet. 
In  den  drei  Gebietsteilen  des  Grossherzogtums  Oldenburg  be- 
standen von  Alters  her  generelle  Fonds,  aus  denen  gewisse 
Kosten  der  Armenpflege  bestritten  wurden.  Insbesondere  lagen 
dem  General-Armenverband  des  Fürstentums  Birkenfeld  sehr 
umiassende  Leistungen  in  Bezug  auf  Beihülfen  an  beschwerte 
Spezialdistrikte  und  direkte  Uebernahme  gewisser  Armen- 
pflegefiille  ob,  wie  Geisteskrankheit,  Siechtum  u.  s.  w. 

In  Braunschweig  bestanden  Amtsarmenkassen,  aber  nur 
für  die  Landgemeinden,  von  deren  Einkünften  ein  Teil,  jedoch 
nicht  über  ein  Drittel,  der  Staatskasse  zur  Bewilligung  ausser- 
ordentlicher Unterstützungen  zur  Verfügung  zu  stellen  war. 

Im  vormaligen  Kurfürstentum  Hessen  gab  es  derartige 
Kassen  nicht,  während  in  dem  benachbarten  Herzogtum 
Nassau  aus  dem  sogenannten  Zentralwaisenfonds  die  Waisen- 
pflege ganz  oder  unter  teilweiser  Heranziehung  der  verpflichteten 
Gemeinden  geübt  wurde;  auch  stand  dort  ein  Landarmenfonds 
zu  Zwecken  der  Beihülfe  an  überlastete  Gemeinden  und  zur 
Unterstützung  nicht  ortsbehöriger  Fremder  zwar  nicht  efi'ektiv, 
aber  in  Gestalt  eines  Staatskredits  zur  Verfügung.  In  Anhalt 
übernahm  die  fürstliche  Kammerkasse  da,  wo  der  Armen  zu 
viel  waren,  die  Versorgung  dieser  übrigen  Armen  —  bis  die 
von  den  Dörfern  aus  diesem  Grunde  an  sie  gewiesenen  Armen 
der  Kammerkasse  selbst  zu  viel  und  die  Grundsätze,  nach 
denen  landesherrliche  Leistungen  ferner  erfolgen  sollten,  ge- 
nauer und  im  Sinne  rationeller  Armenpflege  präzisirt  wurden. 

f.    Die  Regrelung  der  Armenfürsorge  für  Aremde  Staatsangehdrige 
zwischen  den  einzelnen  deutschen  Staaten. 

§  42. 

Soviel  von  der  Armengesetzgebung  der  deutschen  Staaten 
in  Bezug  auf  ilire  Angehörigen.  Im  Anschhiss  an  die  terri- 
toriale Gemeinde-  und  Grundverfassung  gewährleistete  sie  im 
allgemeinen  dem  Staatsbürger  innerhalb  seines  engeren  Vater- 
landes ein  mehr  oder  minder  umfassendes  Recht  der  freien  Be- 
wegung zugleich  mit  der  Aussicht  auf  notdürftige  Versorgung 
im  Verarmungsfalle.  Als  Voraussetzung  fiir  ihre  Anwendung 
wurde  aber  der  Besitz  der  inländischen  Staatsangehörigkeit  aus- 
Irücklich  gefordert.  Trotz  Art.  XVIII  der  deutsehen  Bundes- 
ikte  blieb  jeder  einzelne  deutsche  Staat  dem  andern  gegenüber 
Vusland,   jeder  Angehörige  eines   anderen   als   des  Aufent- 

Forsehangen  (27)  VI.  4.  —  Mönsterberg.  9 
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haltsataates  Ausländer.  In  Bezug  auf  die  hier  in  Frage 
stehenden  Verhältnisse  hiess  das  soviel  als  von  dem  Belieben 
des  Äufentbaltsstaates  abhängig  sein,  eine  der  Willkür  des 
letzteren  entrUckte  Befugnias  zum  Kommen,  Gehen  und  Bleiben 
nicht  besitzen.  Oleichwohl  vermochte  auch  der  Aufenthalts- 
staat bei  organischer  Regelung  der  Armenfüraorge  in  seinem 
ganzen  Gebiete  irgend  welcher  Bestimmungen  über  die  Unter- 
stützung von  Ausländern  nicht  zu  entbehren;  es  muSBte  auch 
für  sie  im  Falle  der  Bedürftigkeit  vorläufig  gesoigt  werden; 
und  selbst  wenn  der  Aufenthattsstaat  von  seiner  Befugntss  der 
Ausweisung  fremder  Personen  alsbald  Gebrauch  machen  wollte, 
konnte  er  sich  einer  wenn  auch  nur  ganz  vorübergehenden 
HUlfeleistung  nicht  entziehen. 

Die  wichtigsten  Vorschriften,  welche  die  Staaten  aus 
diesem  Grunde  erlassen  haben,  enthielten  die  schon  wieder- 
holt erwähnten  Verordnungen  über  die  Behandlung  durch- 
reisender und  erkrankter  Personen,  und  über  die  Pflicht  der 
Gemeinden  zur  Krankenpflege  gegenüber  Dienstboten,  Gewerbe- 
gehülfen  und  Arbeitern.  Mit  diesen  Vorschriften,  welche  durch- 
weg auf  die  Anordnung  einer  vorläufigen  Fürsorge  hinauslaufen, 
war  dem  oben  hervorgehobenen  dritten  Grundsatz  der  polizei- 
lichen Armenpflege  Rechnung  getragen,  dass  jeder  bedürftigen 
Person  zunächst  ohne  Rücksicht  auf  die  definitive  Verpflich- 
tung von  der  Ortaobrigkeit  Hülfe  zu  leisten  sei.  Darüber 
hinaus  musste  es  sich  weiter  darum  handeln,  wer  den  vor- 
läufigen Aufwand  zu  tragen  bezw,  zu  erstatten  verpflichtet 
sein  sollte  und  wohin  der  Bedürftige,  der  eine  Zugehörigkeit 
zu  irgend  einem  Orte  des  Äufentbaltsstaates  nicht  beaass,  zu 
verbringen  war.  Der  erste  Punkt  ist  gegenüber  dem  zweiten 
von  verhaltnissmässig  untergeordneter  Bedeutung.  Die  R^el 
war  hier,  dass  in  derselben  Weise  wie  bei  den  des  Unter- 
stUtzungs Wohnsitzes  oder  der  Heimat  entbehrenden  Personen 
die  Staatskasse,  der  Provinzial-  oder  ein  ähnlicher  Verband 
zur  Erstattung  verpflichtet  wurde.  Viel  wichtiger  war  die 
Frage  des  Verbleibes  der  Ausländer,  welche  man  auszuweisen 
beabsichtigte.  Als  das  bequemste  und  daher  lauge  Zeit  be- 
liebteste Mittel  galt  bekanntlich  in  Ländern  mit  besonders 
starker  Frequenz  ausländischer  Bettler  und  ähnlich  lästiger 
Personen  der  sogenannte  Schub,  d.  h.  ein  Zwangstransport 
der  Auszuweisenden  bis  an  bezw,  über  die  Grenze  des  Nach- 
barstaates, welchem  damit  in  gleicher  Weise  die  weitere  Für- 
sorge freundnachbarlich  überlassen  wurde;  er  mochte  seiner- 
seits vorübergehende  Htilfe  leisten  und  demnächst  die  An- 
kömmlinge an  die  nächste  Landesgrenze  befördern. 

Dies  Mittel  gehört  in  dieselbe  Kategorie  von  Massregeln 
wie  jene  älteren  Bettel  verböte ,  d.  h.  es  wirkte  nur  n^^tiv. 
Der  ausweisende  Staat  entledigte  sich  seiner  lästigen  Besucher, 
ohne   sich   zu   vergewissem,   dass  der  ohne  sein  Zuthun  zur 
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Aufnahme  genötigte  Staat  irgendwie  positive  Vorkehrungen 
für  die  vorläufige  Unterbringung  der  Ankömmlinge  getroffen 
habe  oder  denselben  den  ferneren  Aufenthalt  gestatten  würde. 
Und  nicht  blos  schädigte  ein  solches  Verfahren  —  ganz  ab- 
gesehen von  der  grossen  Härte  gegen  die  davon  betroffenen 
Personen  —  den  aufnehmenden,  sondern  ebenso  den  aus- 
weisenden Staat,  weil  entweder  der  sofortige  Rückschub  ver- 
anhisst  und  jeder  fernere  Zwangstransport  an  die  Grenze  ver- 
hindert oder  bei  guter  Gelegenheit  Ketorsion  geübt  wurde. 
Die  negative  Tenoenz  dieses  einseitigen  Vorgehens  musste 
daher  eine  ähnliche  Wirkung  wie  die  einseitigen  Bettelverbote 
üben,  das  heisst:  einen  Notstand  ganz  vorübergehend  und 
äusserlich  an  einer  Stelle  beseitigen,  um  ihn  an  einer  andern 
in  verstärktem  Masse  hervorzurufen.  Abgeholfen  konnte 
demselben  nur  durch  interterritoriale  Abmachungen  werden,  mit- 
tels welcher  zwischen  den  einzelnen  Staaten  feste  Grundsätze 
über  die  Voraussetzungen  und  das  Verfahren  bei  der  Aus- 
weisung vereinbart  wurden.  In  der  That  war  dies  wieder- 
holt geschtehen  und  hierbei  als  völkerrechtlicher  Grundsatz 
anerkannt  worden,  dass  keiner  der  vertragenden  Staaten  dem 
andern  gegen  seinen  Willen  eine  von  ihm  ausgewiesene  Person 
zusenden  dürfe,  ausser  wenn  diese  dem  letzteren  als  angehörig 
zu  erachten  oder  in  einen  rückwärts  liegenden  Staat  durch- 
zutransportiren  ist^).  Von  weitertragender  Bedeutung  ver- 
mochten solche  Vereinbarungen  für  das  in  so  viele  einzelne, 
in  sich  abgeschlossene  Territorien  zersplitterte  Deutschland 
erst  zu  werden,  sobald  sie  zwischen  einer  erheblichen  Mehr- 
zahl von  Territorien  abgeschlossen  wurden.  Das  Vertragsver- 
hältniss  zwischen  dem  einen  und  dem  andern  schützte  nicht 
vor  Missständen,  welche  die  unzulässige  Abschiebung  aus  den 
an  dem  Vertrage  unbeteiligten  Staaten  zur  Folge  haben  musste. 
Das  Bedürfniss  einheitlicher  Regelung  dieser  Materie  führte 
nun,  obwohl  verhältnissmässig  spät,  zu  zwei  Vereinbarungen 
zwischen  den  deutschen  Staaten,  welche  auf  der  einen  Seite 
die  Ausweisung  fremder  Personen,  auf  der  andern  die  Für- 
sorge für  erkrankte  fremde  Personen  betrafen.  Die  erste  der- 
selben —  die  sog.    Gothaer  Konvention^)  —  datirt  vom 


1)  Vgl.  über  die  Grundsätze  Mo  hl,  P.-W.  Bd.  3  S.  110.  lieber 
Verein baroD^n  dieser  Art,  welche  vor  den  sogleich  im  Text  zu  nennen- 
den allgemeinen  Konventionen  bestanden ,  vgl.  v.  Rönne,  Das  Staats- 
recht der  preuss.  Monarchie,  4.  Aufl.,  Bd.  4  S.  122. 

■)  Der  genaue  Titel  ist:  Vertrag  zwischen  Preussen  und  mehreren 
anderen  deutschen  Regierungen  wegen  gegenseitiger  Verpflichtung  zur 
Uebemahme  von  Auszuweisenden.  —  Die  Schlussprotokolle,  von  Gotha 
15.  Juli  1851,  Eisenach  25.  Juli  1854^  Eisenach  29.  Juli  1858,  enthalten 
einige  ergänzende  und  deklaratorische  Bestimmungen.  —  Das  gesammte 
Material  nebet  den  auf  Preussen  bezüglichen  ministeriellen  Ausfuhrungsver- 
ordnongen  ist  vollständig  abgedruckt  in  der  von  H  e u  t n e r  und  Herrfurth 
bearbeiteten  Kort  kämpf  sehen  Ausgabe  derReichsgesetze  Bd.  17  S.  270  ff. 

9* 
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15.  Juli  1851  und  ist  urBprUnglich  zwischen  Preuasen,  Baiern, 
Sachsen,  Oldenburg,  Waldeck,  Lippe  und  den  thüringischen 
Staaten  unter  Offenhaltung  des  Beitritts  ftlr  die  anderen  deut- 
schen Staaten  abgeschlossen  worden.  In  den  folgenden  Jahren 
traten  sämmtliche  Staaten  des  vormaligen  Deutschen  Bundes 
mit  Ausnahme  von  Oeaterreich,  Holstein,  Lauenbui^  und 
Liechtenstein  derselben  bei. 

Jede  der  kontrahirenden  Regieningen  verpflichtete  aich 
darin,  diejenigen  Individuen,  welche  noch  fortdauernd  ihre  An- 
gehörigen sind,  sowie  ihre  vormaligen  Angehörigen,  auch  wenn 
sie  die  Unterthanenschaft  nach  der  inländischen  Gesetzgebung 
bereits  verloren  haben,  so  lange  als  sie  nicht  dem  anderen 
Staate  nach  dessen  eigener  Gesetzgebung  angehfirig  geworden 
sind,  auf  Verlangen  des  anderen  Staates  meder  zu  tlbemehmen. 

Ist  die  betreffende  Person  zu  keiner  Zeit  einem  der  kon- 
trahirenden Staaten  angehörig  gewesen,  so  sollen,  ähnlich  wie 
bei  der  Zuweisung  heimatloser  Personen,  gewisse  andere  That- 
sachen  —  und  zwar  der  letzte  nach  vollendetem  21.  Leben^ahr 
inneg^abte  lUnfjährige  Aufenthalt,  Verehelichung  in  Ver- 
bindung mit  mindestens  sechswöchentlichem  Wohnen,  end- 
lich Geburt  —  die  Rangordnung  der  Staaten  in  Bezug  auf  die 
Verpflichtung  zur  Uebernahme  entscheiden.  Für  Ehefrauen 
und  Kinder  sollen  die  Verhältnisse  des  Ehegatten  bezw,  der 
Eltern  massgebend  sein.  Trifft  auch  keiner  der  in  zweiter 
Linie  genannten  Umstände  zu,  so  muss  der  Staat,  in  welchem 
der  Heimatlose  sich  aufhält,  denselben  behalten. 

In  Bezi^  anf  solche  Heimatlose  bemerkt  §  4  des  Schlnssprotokolles 
vom  25.  Juli  1854:  „Es  wird  allseitig  anerkannt,  dass  Personen,  welche 
in  Gemässbeit  .  .  ■  beibehalten  werden  müssen,  niclit  nur  nicht  ans- 
gewiesen,  sondern  auch  nicht  durch  sonstiges  Verfahren  einem  an- 
deren Vereinssloate  zugeschoben  werden  dürfen."  FUr  das  ehe- 
dem Üblich  gewesene  Verfahren  ist  es  immerhin  charakteristisch,  du» 
dieses  drei  Jahre  nach  der  Gotbaer  Konvention  abgefasste  Scfalnss- 
protokoll  eine  derartige,  lediglich  deklaralorische  Bemerkung  nicht 
für  überflussig  erachtet. 

Das  Schwergewicht  liegt  auf  der  in  §  8  getroffenen  Ver- 
einbarung :  „Ohne  Zustimmung  der  Behörde  des 
zur  Uebernahme  verpflichteten  Staates  darf  die- 
sem kein  aus  dem  anderen  Staate  zugewiesenes 
Individuum  zugeführt  werden,  es  sei  denn,  dass  a)  der 
Rtlckkehrende  aich  im  Beaitüe  eines  von  der  Behörde  aeincs 
Wohnortes  ausgestellten  Passes  (Wanderbuchs,  Passkarte), 
seit  dessen  Ablauf  noch  nicht  ein  Jahr  verstrichen  ist,  beJindei, 
oder  b)  dass  der  Ausgewiesene  einem  in  gerader  Richtung 
rückwärts  liegenden  dritten  Staate  zugehört,  welchem  er  nicht 
wohl  anders  als  durch  das  Gebiet  des  andern  kontrahirenden 
Staates  zugeführt  werden  kann. 
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Im  Falle  von  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  den  Be- 
hörden ^  deren  Schlichtung  auch  im  diplomatischen  Wege  er- 
folglos versucht  worden  ist,  soll  einer  zu  den  kontrahirenden 
Staaten  gehörenden  deutschen  Regierung  die  schiedsrichterliche 
Entscheidung  übertragen  werden.  Bis  zur  Erledigung  der 
Differenz  ist  das  Individuum  in  demjenigen  Staate,  in  welchem 
es  sich  beim  Entstehen  derselben  befunden  hat,  zu  behalten  ^). 
Die  Kosten  der  Ausweisung  trägt  innerhalb  seines  Gebietes 
der  ausweisende  Staat. 

Die  zweite  der  hierher  gehörigen  Vereinbarungen  —  die 
sog,  EisenacherKonvention*)  — ,  welche  vom  11.  Juli  1853 
datirt,  ist  ursprünglich  zwischen  den  Regierungen  der  nachmals 
zum  Norddeutschen  Bunde  gehörigen  Staaten  mit  Ausnahme 
von  Hamburg  und  Lübeck,  ebenfalls  unter  Offenhaltung  des 
Beitritts  fUr  die  übrigen  deutschen  Staaten,  abgeschlossen 
worden.  Später  sind  diese  sämmtlich  mit  Einschluss  Oester- 
reichs  beigetreten.  Ihr  wesentlicher  Inhalt  ist,  dass  jede  der 
kontrahirenden  Regierungen  sich  zur  Kur  und  Verpflegung 
erkrankter  Personen  nach  denselben  Grundsätzen  wie  bei 
ihren  eigenen  Unterthanen  und  bis  zu  dem  Zeitpunkte  ver- 
pflichtet, wo  ihre  Rückkehr  in  den  zur  Uebernahme  verpflich- 
teten Staat  ohne  Nachteil  für  ihre  oder  Anderer  Gesundheit 
geschehen  kann.  Ein  Ersatz  der  hierbei  oder  durch  die  Be- 
erdigung erwachsenden  Kosten  soll  gegen  die  Staats-,  Gemeinde- 
oder andere  öffentliche  Kassen  nicht  beansprucht  werden  dürfen. 

Ueber  die  Tendenz  der  Konventionen,  soweit  sie  ihr 
eigener  Inhalt  nicht  ergiebt,  verhalten  sich  die  Schlussproto- 
kolle, insbesondere  das  Eisenacher  vom  25.  Juli  1854.  Dort 
wird  vor  allem  erklärt,  dass  die  Versammlung  es  als  im  Zwecke 
des  Vertrages  liegend  erachte,  die  Zahl  der  Heimatlosen  soviel 
ak  möglich  zu  vermindern,  insbesondere  aber  dem  Ueber- 
gange  von  Staatsangehörigen  in  den  Zustand  der  Heimatlosig- 
keit vorzubeugen.  „Sie  spricht  daher  den  Wunsch  aus,  dass 
in  denjenigen  kontrahirenden  Staaten,  deren  innere  Gesetz- 
gebung kein  Hindemiss  entgegenstellt,  die  Erlaubniss  zur 
Auswanderung  in  einen  anderen  deutschen  Staat  nicht  eher 
erteilt  werde,  als  bis  die  Aufnahme  in  dem  letzteren  zugesichert 
worden  ist."  Ebenso  soll  von  jeder  Regierung,  soweit  es  nicht 
bereits  geschehen,  Anordnung  getroffen  werden,  damit  in  ihrem 


')  Der  übrige  Inhalt  der  Konvention  und  der  Schlussprotokolle  be- 
trifft dniges  kasuistische,  hier  nicht  interessirende  Detail,  besonders  in 
Bezug  auf  die  Zugehörigkeit  von  Ehefrauen  und  Kindern  und  w^en  der 
Rangordnung  der  Uebernahme  Verpflichtung  seitens  der  einzelnen  Staaten. 

*)  Der  genaue  Titel  ist:  Uebereinkunft  zwischen  Preusscn  und 
mehreren  anderen  deutschen  Staaten  wegen  Verpflegung  erkrankter  und 
Beerdigung  verstorbener  Angehörigen  eines  anderen  kontrahirenden 
Staat<»8.  —  Abgedruckt  in  der  preuss.  6es.-S.  1853  S.  877,  in  dem  bair. 
Regierungsbl.  1854  S.  120  u.  a. 
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Gebiete  keine  Verheiratung  eines  Angehörigen  eines  andern 
der  kontrshirenden  Staaten ,  sei  es  mit  einer  Inlflnderin  oder 
Ausländerin,  ohne  Konsens  der  HeimatbehOrde  desselben  ge- 
stattet werde.  Man  wollte  dadurch  einer  Gefahr  vorbeugen, 
welche  für  Staaten  mit  erheblichen  E^hebeschrfin hangen  daraus 
erwachsen  konnte,  dass  einer  ihrer  Angehörigen  in  einem  die 
Eheachtiessimg  erleichternden  Staate  sich  verheiratete  und  im 
Falle  einer  etwaigen  Uebemahme  sammt  Frau  und  Kindern 
zurückUbernommen  werden  musste,  während  ihm  in  der  Hei- 
mat die  Möglichkeit  eine  Familie  zu  gründen  gar  nicht  ge- 
währt worden  wäre'). 

In  Bezug  auf  Angehörige  nichtdeutecher  Staaten  blieb  das 
Belieben  des  einzelnen  Staates  insoweit  entscheidend,  als  er 
nicht  durch  Separatvertrag  mit  dem  ausländischen  Staate  ein 
bestimmtes  Vemhren  vereinbart  hatte.  Für  Bedürftigkeits- 
und Krankheitsßllle  galt  in  der  Regel  die  gleiche  armenpolizei- 
liche Vorschrifl  wie  für  andere  staatsh^mde  Personen,  d.  h. 
die  Verpflichtung  des  Aufenthaltsortes  zur  vorläufigen  Fürsorge, 
deren  Aufwand  der  zunächst  übergeordnete  provinziale  Ver- 
band oder  der  Staat  selbst  zu  ersetzen  hatte. 


3.    Die  Gesetzgebung  seit  (irttndnng  des  Nerddentscheii 
Bandes. 

a.     Vor  der  Gründung  des  Deutschen  Reichs. 

§  43. 

Nicht  die  bunte  Mannigfaltigkeit  der  Territortalgesetz- 
gebungen,  deren  Bild  im  vorigen  Abschnitte  zu  entrollen  ver- 
sucht wurde,  darf  an  und  fUr  steh  als  das  unerfreulichste 
Kennzeichen  der  Periode  vor  1867  gelten.  So  lange  eine  kraft- 
volle Bundesgewalt  fehlte,  so  lange  die  Quelle  gemeinsamen 
Rechts  verschlossen  war,  blieb  den  Staaten  keine  andere  Mög- 
lichkeit, als  in  ihrem  Gebiete  nach  eigenem  Ermessen  Recht 
und  Ordnung  zu  schaffen,  mit  den  anderen  Staaten  im  Wege 
des  Paktirens  einzelne  Punkte  nach  gleicbmässigen  Grund- 
sätzen zu  regeln. 

Unerfreulicher  vielmehr  war  der  Geist,  welcher  die  Terri- 
torialgesetzgebungcn  und  Jene  Vereinbarungen  beseelte;  im 
Sinne  sonderstaatlicher  Gestaltung  gemeint  hatten  sie  nicht 
nur  nicht  das  Interesse  des  Ganzen  im  Auge,  sondern  zeigten 
sich  ängstlich  bemllht,  das  Recht  der  Sondergestaltung  unver- 
kürzt zu  bewahren.    So  zweckmässig,  ja  notwendig  die  Gothaer 

■)  Hierau  ist  die  bemerkenswerte  ErklöruDg  Preoweas  in  §  13  des 
ächliusprotokolls  zu  vergleichen,  dass  eigentliche  Traukoiueiue  dort  nicht 
erteUt  wttrden. 
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und  Eiaenacher  Konvention  für  den  Verkehr  zwisclien  den 
Nachbarländern  erscheinen,  man  würde  ihren  Sinn  ver- 
kennen, wenn  man  ihnen  eine  ähnliche  Tendenz  unterlegen 
wollte,  wie  sie  in  der  Wirtschafts-  und  Armengeaetzgebung 
der  einzelnen  deutsthon  Staaten  zum  Ausdruck  kam.  Diese 
Konventionen  zielten  in  der  That  nicht  auf  Erleichterung  der 
freien  Bewegung,  um,  ähnlich  wie  die  territoriale  Gesetzgebung 
filr  ihre  Angehörigen,  nun  filr  alle  Angehörigen  deutscher 
Territorien  behufs  Förderung  allgemeiner  deutscher  Interessen 
freie  Bahn  zu  eröffnen.  Es  soll  umgekehrt  der  ungehinderte 
Zuzug  erschwert,  der  verpHiehtete  Staat  zur  regeren  Aufmerk- 
samkeit gegenüber  den  vagircnden  Elementen  angeregt,  im 
übrigen  ein  Stiuit  gegen  den  andern  vor  luigebührÜchem 
Zufluas  geschützt  werden.  Wie  daa  engherzige  Gemeinde- 
interesse mit  der  Staatsidee  im  Kampfe  sich  befand,  so  wider- 
strebte das  territoriale  Sonderinteresse  der  Verwirklichung  des 
deutsch- nationalen  Gedankens.  Nicht  kraft  eines  geheiligten, 
in  der  Gemeinsamkeit  der  Abstammung,  Sprache  und  der 
8itte  tiefwurzelnden  Rechts  stand  an  dem  Deutschen  zu,  in 
deutschem  Lande  sich  aufzuhalten  und  niederzulassen ;  als  Fremd- 
ling wurde  er  nur  geduldet  und  konnte  vertrieben  werden,  sobald 
es  dem  Gewalthaber  belieben  mochte.  In  besserer  Form  Rechtens 
freilich  als  vordem,  wo  er  der  rücksichtslosesten  Willkür  preisge- 
geben war;  aber  Willkür  war  und  blieb  Erlaubniss  und  Ver- 
ssgung  der  freien  Bewegung  ausserhalb  des  Heimatstaates 
darum  nicht  minder. 

Man  wird  sich  diese  Thatsache  vergegenwärtigen  müssen, 
um  einen  Umschwung  zu  begreifen,  der  sich  gleichzeitig  mit 
den  grossen  pfilitischcn  Umgestaltungen  auch  auf  dem  Gebiete 
der  Armen-  und  Wirtschaftsgesetzgebung  vollzog,  die  abge- 
sehen von  ihrem  rein  sachlichen  Inhalt  nunmehr  der  vor- 
nehmste Ausdruck  der  deutschen  Einheit  zu  wertlen  bestimmt 
war.  Freilich  handelte  ea  sich  hierbei  nicht  um  plötzlich  er- 
wachte Wünsche,  nicht  um  ein  neu  empfundenes  Bedilrfniss,  Die 
Forderungen,  welche  diese  Gesetzgebung  in  Rechtsansprüche 
umzuwandeln  sich  bemühte,  waren  älter  als  ein  Menschen  alter. 
Die  Bundesregierung  brauchte  nur  dem  langst  bekannten  und 
ersehnten  Inhalt  eine  den  neuen  Verhältnissen  entsprechende 
Form  zu  linden,  nur  ein  in  der  Literatur  seit  dreiasig  Jahren 
aufgehäuftes  Material  zurechtzulegen ,  um  mit  ausreichenden 
Entwürfen  und  Motiven  an  die  gesetzgebenden  Faktoren  heran- 
treten zu  können.  Gegenüber  den  weiter  unten  im  einzelnen 
zu  verfolgenden  Vorwürfen,  die  mit  Bezug  auf  diese  Gesetz- 
gebung erhoben  worden  sind,  und  deren  schärfster  auf  Will- 
kürlichkeit und  Vergewaltigung  der  einzelstaatlichen  Geaetz- 
gebung  lautet,  iat  hierauf  nnchdrUcklich  hinzuweiaen.  Ein 
Blick  in  die  Arbeiten  der  gesetzgebenden  Faktoren  be- 
lehrt darüber,    dasa  man  weit  davon  entfernt  war,  mit  HtÜfe 
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einer  theoretischen  Formel  sich  über  das  Bestehende  einfach 
hinwegzusetzen,  mit  einigen  Schlagworten  ron  wirtschaftliclier 
Freiheit  ein  äusserst  mühseliges  Detail  zu  erledigen.  Der  Zu- 
stand, in  welchem  die  von  der  Bundesregierung  voi^el^ten 
Gesetzentwürfe  aus  den  Kommissionen  der  Abgeordneten  an 
den  Reichstag  zurückgelangten,  die  Aufnahme,  welche  sie  in 
diesem  Zustand  sowohl  bei  der  Bundesregierung,  wie  bei  den 
Mitgliedern  der  gesetzgebenden  Versammlung  fanden,  beweist 
zur  Genüge,  wie  lan^am  und  Schritt  für  Schritt  man  Torau- 
gehen  gewillt,  ja  geradezu  genötigt  war.  Wenn  im  Nach- 
stehenden auf  die  Entstehungsgeschichte  der  deutschen  Annen- 
und  Wirtschaftsgesetzgebung  an  wichtigen  Stellen  etwas  näher 
eingegangen  wird,  so  geschieht  dies  namentlich,  um  ihren  ge- 
schichtlichen und  natürlichen  Zusammenhang  mit  den  dam^ 
vorhandenen  Bildungen  zurückzurufen,  welcher  dem  Gedächt- 
niss  der  Mitlebenden  mehr  und  mehr  zu  entschwinden  scheint 
Denn  nur  gelöst  aus  diesem  Zusammenhange  mag  sie  als  ein 
Willkürakt  erscheinen,  der  statt  von  der  einzelnen  Staatsge- 
walt von  der  Bundesgewalt  geübt  worden;  aber  eingefligt  m 
den  Rahmen  grosser  weltgeschichtlicher  Ereignisse  stellt  sie 
sich  dar  als  die  notwendigste  Folge  unwiderstehlicher  Ursachen; 
gleichwie  von  selbst  schliesst  in  der  Kette  dieser  Gesetzgebungs- 
akte sich  Glied  an  Glied,  bis  das  Geflige  vollendet  und  der 
Gedanke  deutscher  Einheit  auch  in  wirtschaftspolitischer  Be- 
ziehung allseitig  verwirklicht  ist. 

§  44. 

Der  dringendsten  Forderung,  deren  Existenz  bereits  der  vcr- 
klausulirte  Art  XVIII  der  deutschen  Bundesakte  von  1815 
dargethan  und  welche  die  Nationalversammlung  von  1848  in 
den  Grundrechten  aufs  nachdrucklichste  wiederholt  hatte, 
wurde  zuerst  Genüge  geleistet:  die  Verfassung  des  Nord- 
deutschen Bundes  gewährleistete  gemeinsames  Indi- 
genat  für  alle  AngebSrigen  der  einzelnen  Bundesstaaten  mit 
der  Wirkung: 

„Dass    der   Angehörige   (ünterthan,    Staatsbürger)   eine» 

1'eden  Bundesstaats  in  jedem  andern  Bundesstaate  als 
nl ander  zu  behandeln,  unddemgemÄss  zum  festen  Wohnsitz, 
zum  Gewerbebetriebe,  zu  öffentlichen  Aemtem,  zur  Erwerbung 
von  Grundstücken,  zur  Erlangung  des  Staatsbürgerrechts  und 
zum  Genüsse  aller  sonstigen  bürgerlichen  Rechte  unter  den- 
selben Voraussetzungen  wie  der  Einheimische  zuzulassen, 
auch  in  Betreff  der  Rechtsverfolgung  und  des  Rechtsschutzes 
demselben  gleich  zu  behandeln  ist.  In  der  Ausübung  dieser  Be- 
fugniss  darf  der  Bundesaogehörige  weder  durch  die  Obrigkeit 
seiner  Heimat,  noch  durch  die  Obrigkeit  eines  andern  Bundes- 
staates beschränkt  werden."     (Art  3.) 
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Gleichzeitig  unterwarf  Art.  4  neben  anderen  Angelegen- 
heiten „die  Bestimmungen  über  Freizügigkeit,  Heimats- 
and Niederlassungs  Verhältnisse,  Staatsbürger- 
recht, Passwesen  und  Fremdenpolizei  und  über 
den  Gewerbebetrieb"  der  Beaufsichtigung  und  Gesetz- 
gebung des  Bundes. 

Das  war  freilich  zunächst  nur  eine  Grundlage,  in  An- 
sehung des  Willens  und  der  Macht  der  neuen  Bundesgewalt 
zwar  eine  völlig  gesicherte,  aber  der  organischen  Ausbildung 
im  Einzelnen  doch  dringend  bedürftige  Grundlage.  Die  Be- 
fugniss  des  Bundesangehörigen,  an  jedem  Orte  innerhalb  des 
Bundesgebiets  die  vorbezeichneten  Rechte  dem  Einheimischen 
gleich  zu  üben,  konnte  wesentlichen  und  wichtigen  Inhalt  erst 
gewinnen,  wenn  in  den  Rechten  selbst  zwischen  den  ver- 
schiedenen Bundesstaaten  ein  Unterschied  nicht  mehr  bestand, 
wenn  die  Reichsgewalt  die  territorialen  Bildungen  in  ähnlicher 
Weise  beseitigte,  wie  es  den  lokalen  Gewohnheiten  und  Rechten 

Segenüber  seitens  der  Territorien  geschehen  war.  Nicht  allein, 
ass  der  Preusse  in  Sachsen  dem  Sachsen  ebenbürtig  Heimat- 
rechte erwerben  durfte,  war  ein  erstrebenswertes  Ziel,  sondern 
mehr  noch,  dass  der  Preusse  dort  und  der  Sachse  in  Preussen 
gleichartigen  Rechtsgestaltungen  begegnen,  einen  Unterschied 
zwischen  fremdem  und  einheimischem  Recht  nicht  mehr  vor- 
finden konnte. 

Im  einzelnen  verhielt  es  sich  nun  mit  den  Befugnissen, 
welche  in  dem  Bundesindigenat  inbegriffen  waren,  ganz  ähnlich 
wie  mit  den  staatsbürgerlichen  Rechten,  als  sie  den  gemeinde- 
bürgerlichen Rechten  übergeordnet  werden,  dieselben  be- 
schränken oder  gänzlich  aufheben  sollten.  Alle  jene  Befug- 
nisse —  Aufenthalt,  Niederlassung,  Verehelichung,  Gewerbe- 
betrieb —  mochten  zugestanden  werden,  wenn  und  inso- 
fern auf  das  wesentlichste  Korrelat  derselben ,  auf  die  Ver- 
pflichtung zur  Armenlast  die  gebührende  Rücksicht  ge- 
nommen, wenn  nur  um  ebensoviel  als  jene  Befugnisse  an 
Boden  gewinnen  sollten,  die  Armenlast  eingeschränkt  oder 
aufgehoben  wurde.  So  musste  die  natürliche  Beziehung,  wel- 
che Freizügigkeit  und  Gewerbefreiheit  zur  Amienversorgung 
haben,  die  Beziehung,  welche  schon  in  der  preussischen,  säch- 
sischen und  badischen  Gesetzgebung  völlig,  in  der  bairischen 
beinahe  unverhüllt  zum  Ausdruck  gekommen  war,  auch  für 
die  Bundesgesetzgebung  das  retardirende  Moment  ihrer  auf 
vollständige  individuelle  Freiheit  gerichteten  Bewegung  werden. 
Aber  sie  wurde  auch  gleichzeitig  der  Anlass,  ganz  ebenso  wie 
sie  es  für  jene  Gesetzgebungen  gewesen  war,  die  Verpflichtung 
zur  Armenlast  im  Anschluss  an  die  Wirtschaftsgesetzgebung 
ausdrücklich  von  Bundeswegen  zu  regeln  und  der  Willkür 
der  Einzelstaaten,  soweit  angänglich,  zu  entziehen. 


§  45. 

Der  Gesetze,  welche  zusammen  den  ersten  und  wicbtiesteo 
Teil  der  deutschen  Armen-  und  Wirtschaftsgeseb^ebuDg 
bildeten,  waren  acht: 

1)  Gesetz  über  das  Paeswesen  vom  12.  Oktober  1867. 

2)  Gesetz  über  die  Freizügigkeit  vom  1.  November  1867. 

3)  Gesetz  über  die  Aufhebung  der  polizeilichen  Be- 
scbrftnkungen  zur  Eheschliessung  vom  4.  Mai  1868. 

4)  Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1869. 

6)  Gesetz  betr.  Gleichberechtigung  der  Konfessionen  in 
bürgerlicher  und  staatsbürgerlicher  Beziehung  vom 
3.  Juli  1869. 

6)  Gesetz  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  vom 
13.  Mai  1870. 

7)  Gesetz  über  Erwerb  und  Verlust  der  Bundes-  und 
Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni  1870, 

8)  Gesetz  über  den  UnterstUtzungswohnsitz  vom  6.  Juni 
1870. 

Keines  derselben  stand  ausser  Zusammenhang  mit  den 
Fragen  der  Annengesetzgebung;  aber  grundlegend  r^elten 
dieselben  nur  die  zu  2  und  8  genannten,  die  Gesetze  über  Frei- 
zUgigkeit  und  UnterstUtzungswohnsitz. 

Art.  3  der  Bundesverfassung  hatte  ausdrUcklich  nach 
8tatuirung  jener  Grundrechte  in  al.  1  und  2  in  einem  aL  3 
hervorgehoben ,  dass  diejenigen  Bestimmungen ,  welche  die 
Armen  Versorgung  und  die  Aufnahme  in  den  lokalen  Gemeinde- 
verband betreifen,  unberührt  bleiben  sollten.  Nun  legten  die 
Motive,  welche  den  Entwurf  der  Freiztlgigkeits-Gesetzes  be- 
gleiteten, die  Uebelstände  dar,  welche  mit  dem  Bestehen  bleiben 
jener  Bestimmungen  verbunden  waren,  und  forderten ,  „damit 
eine  feste  und  gesicherte  Grundlage  iür  die  fortschreitende 
Pflege  der  wirtschaftlichen  Interessen  der  Nation  nach  allen 
Richtungen  hin  gewonnen  werde",  die  gesetzliche  Regelung 
der  wichtigsten  Befugnisse,  insbesondere  des  freien  Aufenthalts 
und  der  Niederlassung.  Der  Entwurf  fand  im  allgemeineD 
die  Billigung  des  Reichstages  und  ist  bis  auf  sachlich  nicht 
erhebliche  redaktionelle  Aenderungen  Gesetz  geworden. 

In  §  1  wurde  im  wesentlichen  unter  Wiederholung  des 
Art.  3  der  Verfassung  das  Recht  des  Bundesangehörigen  fest 
gestellt,  innerhalb  des  Bundesgebiets  „an  jedem  Orte  sich  auf- 
zuhalten oder  niederzulassen,  wo  er  eine  eigene  Wohnung 
oder  ein  Unterkommen  sich  zu  verschaffen  im  Stande  ist". 
!^  3  beliesB  es  bei  den  landesgesetzlichen  Aufenthaltsbeschrän- 
kungen in  Bezug  auf  bestrafte  Personen  nnd  gestattete  für 
diesen  Fall,  sowie  im  Falle  wiederholter  Bestrafung  wf^n 
Land  Streichens  und  Betteins  innerhalb   der  letzten   zwölf  Ho- 
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nate  die  Versagung  des  Aufenthalts  in  jedem  andern  als  dem 
heimatlichen  Bundesstaat. 

Die  §§  4  und  5  lauten: 

§  4*),  Die  Gemeinde  ist  zur  Abweisung  eines  neu  An- 
ziehenden nur  dann  befugt,  wenn  sie  nachweisen  kann,  dass 
derselbe  nicht  hinreichende  Kräfte  besitzt,  um  sich  und  seinen 
nicht  arbeitsfähigen  Angehörigen  den  notdürftigen  Lebensunter- 
halt zu  verschaffen,  und  wenn  er  solchen  weder  aus  eigenem 
Vermögen  bestreiten  kann,  noch  von  einem  dazu  verpflichteten 
Verwandten  erhält. 

Den  Landesgesetzen  bleibt  vorbehalten,  diese  Befugniss 
der  Gemeinden  zu  beschränken. 

Die  Besorgniss  vor  künftiger  Verarmung  berechtigt  den 
Gemeindevorstand  nicht  zur  Zurückweisung. 

§  5.  Offenbart  sich  nach  dem  Anzüge  die  Notwendigkeit 
einer  öffentlichen  Unterstützung,  bevor  der  neu  Anziehende 
an  dem  Aufenthaltsorte  einen  Unterstützungswohnsitz  (Heimats- 
recht) erworben  hat,  und  weist  die  Gemeinde  nach ,  dass  die 
Unterstützung  aus  anderen  Gründen,  als  wegen  einer  nur 
vorübergehenden  Arbeitsunfähigkeit  notwendig  geworden  ist, 
80  kann  die  Fortsetzung  des  Aufenthaltes  versagt  werden. 

In  ihnen  ist  die  mehrfach  hervorgehobene  Beziehung  der 
Aufenthaltsfreiheit  zur  Armenpflege  aufs  deutlichste  zimi  Aus- 
druck gelangt  und  in  diesem  Sinne  die  Befugniss  zur  Ver- 
sagung des  Aufenthalts  —  mit  Ausnahme  der  sicherheitspoH- 
zeilichen  Vorschrift  in  §  3,  deren  Handhabung  aber  nicht 
Gemeindeangelegenheit  ist  —  auf  den  einen  Grund,  den  er- 
kennbaren Zustand  dauernder  Hülfsbedürftigkeit  be- 
schränkt. Wie  sehr  man  sich  bewusst  war,  dass  kein  anderes 
Moment  auf  diese  Verhältnisse  von  ähnlichem  Einfluss  sei,  nur 
diese  Besorgniss  der  künftigen  Verarmung  erfahrungsmässig 
die  wahre  Ursache  aller  Belästigungen  neu  anziehender  Per- 
sonen von  Seiten  des  Aufenthaltsortes  sei,  zeigte  §  9  des 
Gesetzes,  welcher  den  in  §  4  genannten  Gemeinden  „an  den- 
jenigen Orten,  wo  die  Last  der  öffentlichen  Armenpflege  ver- 
£Eissungsmässig  nicht  der  örtlichen  Gemeinde  obliegt,  die  ander- 
weiten Träger  der  Armenlast,  Armenkoramunen  und  Gutsbezirke" 
gleichstellte.  Gleichzeitig  wurde  in  §  8  die  Befugniss,  von 
den  Anziehenden  wegen  des  Anzugs  eine  Abgabe  zu  erheben, 
in  Fortfall  erklärt,  dafür  aber  den  Gemeinden  das  Recht  zu- 
gestanden,   den    Anzügling  zu   den   Gemeindeabgaben   heran- 


^)  Der  Wortlaut  ist  im  wesentlichen  dem  preuss.  Gesetze  von  1842 
entnommen;  nur  ist  letzteres  insofern  weitergehend,  als  es  die  Abweisung 
nmr  zulSast,  wenn  nachgewiesen  werden  konnte,  dass  die  Verarmung 
vor  dem  Anzüge  vorhanden  gewesen  sei.  —  Vgl.  das  sehr  ausfährliche 
Material  über  den  preussischen  Wortlaut  und  dessen  Bedeutung  bei 
Arnold  S.  44. 
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zuziehen,    sofern    die    Daaer    des    ÄafenthAlte    drei    Monate 
übersteigt. 

Im  übrigen  änderte  das  G-esetz  an  der  materiellen  Grund- 
lage der  öffentlichen  Ärmenpöege  so  gnt  wie  nichts;  es  wieder- 
hmte  den  in  der  Gothaer  K-onvention  aufgestellten  Orundsatt, 
dasa  der  Äufentlialteataat  nach  Massgabe  der  in  seinem  Ge- 
biete geltenden  Normen  die  Verpflichtung  zur  vorläafigen  Fu> 
sorge  habe,  und  fügte  hinzu,  daes  ein  Ersatzansprach  insoweit 
begründet  sein  solle,  als  die  Fürsorge  für  eine  auszuweisende 
Person  länger  als  drei  Monate  gedauert  habe.  Das  bunte 
Allerlei  der  Heimat-  und  UnterstUtzungswohnsitzgeaetze  Hess 
es  unberührt. 

§16. 

Dass  mit  diesem  Gesetze  gewissennaesen  nur  halbe  Arbeit 
gethan  war,  verhehlte  man  sich  nicht.  Die  Gemeinden  und 
Gutsbezirke  zwang  man  zur  Duldung  des  Aufenthalts  in  jedem 
anderen  Falle  als  dem  dauernder  Hülfebedürftigkeit  des  An- 
ziehenden —  aber  man  gab  keine  Bestimmung,  wem  die 
Folgen  dieses  Zwanges  im  Falle  der  Verarmung  zur  Last 
fallen  sollten.  Die  Ausweisung  wegen  dauernder  BedUrft^keit 
Hess  man  zu  —  aber  man  gewährte  verschiedenes  Recht,  in- 
dem man  die  hierfilr  offenstehende  Frist  von  der  landes- 
gesetzlich geltenden  Heimatgesetzgebune  abhängig  machte 
und  die  in  jener  vorhandene  Ungleichheit  bestehen  lies«. 
Der  Fortschritt  zu  einem  bisher  nur  in  Preussen  gekannten 
Mass  von  freier  Selbstbestimmung  wurde  vollzogen  —  das 
Korrelat  dieses  Fortschrittes,  die  gerechte  Verteilung  der  Ar- 
menlast, blieb  zunächst  unger^elt. 

An  dieser  Halbheit  trugen  die  gesetzgebenden  Faktoren 
keine  Schuld.  Als  die  Abgeordneten  v.  Bockum-Dolffs  und 
V.  Luck  Amendements  stellten,  statt  jener  Vielheit  der  Fristen') 
eine  einzige  festzustellen  und  die  Berechtigung  zur  Auswei- 
sung aus  §  5  auf  die  Frist  eines  Jahres  zu  beschränken, 
durfte  ihnen  erwidert  werden,  dass  dieser  Eingriff  in  die  Hei- 
matgesetzgebung der  einzelnen  Staaten  vorläufig  unthunlich 
sei;  noch  habe  dieses  Chaos  von  Bechtszuständen ,  Oewohn- 
heiten,  Privilegien  nicht  entwirrt  werden  können;  doch  sei 
die  Entwirrung  in  Vorbereitung,  ihr  endgültiger  Abschluss  nur 
eine  Frage  der  Zeit. 

So   begnügte   sich   der  Reichstag   mit   dem  zunächst  Er- 


')  W&brend  die  Antragsteller  zunficbst  in  der  KommiBsion,  dem- 
näcbat  in)  Reichstage  ihre  AotrSfe  damit  begründeten,  dus  ohne  dieK 
Frist  vielfache  Terwirrun;^  (Beckum)  and  eine  schnei«  Benacbteiligong 
Prenssens  zu  fürchten  sei  (Luck),  erklärte  dei  Pi&ident  de»  Bunde»- 
kanzteramta,  Delbrück,  dass  die  HinmfiigunK  einer  derartigen  Bestiniinuiig 
die  Annahme  dee  ganzen  Gesetzes  seilenB  der  verbündeten  Be^entugen 
in  Frage  stellen  w&rde.    Tgl.  Sten.  Ber.  Bd.  1  S.  559  S. 
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reichbaren  und  beschloss  neben  dem  angegebenen  Inhalt  des 
Freizttgigkeitsgesetzes  noch  eine  Resolution,  durch  welche  der 
Bundeskanzler  aufgefordert  wurde,  dem  Reichstage  in  seiner 
nftchsten  Session  ein  Gesetz  über  das  Heimatrecht  und  die 
Verpflichtung  der  Gemeinden  zur  Unterstützung  bezw.  Ver- 
pflegung Nichteinheimischer  vorzulegen.  Und  noch  einmal 
musste  er  diese  Aufforderung  im  folgenden  Jahre  bei  Gelegen- 
heit der  Diskussion  über  die  Beschränkungen  der  Eheschlies- 
sung wiederholen,  bis  endlich  mittels  Schreibens  des  Bundes- 
kanzlers vom  14.  Februar  1870  ein  Entwurf  des  Bundesrates 
an  ihn  gelangte,  welcher  den  Titel  „Gesetz  über  den  Unter- 
stützungswohnsitz" fiihrte  und  das  zwei  Jahre  vorher  gegebene 
Versprechen  einzulösen  bestimmt  war^). 

^ur  äusseren  Geschichte  dieses  Entwurfes  sei  erwähnt, 
dass  ihm  ein  anderer  von  der  preussischen  Regierung  aus- 
gearbeiteter und  den  Bundesregierungen  unterbreiteter  Entwurf 
vom  19.  Febr.  1869  vorausgegangen  war,  welcher  die  Zustim- 
mung der  übrigen  Bundesstaaten  nicht  gefunden  hatte  und  viel- 
seitigen Wünschen  entsprechend  umgearbeitet  war.  Im  Reichs- 
tage beschränkten  sicn  die  Verhandlungen  bei  der  ersten 
L^ung  auf  die  prinzipiellen  Fragen  und  auf  die  Verweisung 
des  Entwurfs  an  eine  Kommission  von  21  Mitgliedern,  aus 
deren  Schoss  ein  vollständig  neuer  Entwurf  hervorging,  wel- 
cher nach  ausfiihrlicher  Debatte  in  zweiter  Lesung,  unter  Be- 
rücksichtigung einer  Reihe  von  Abänderungsanträgen  in  dritter 
Lesung  angenommen  und  nach  Annahme  durch  den  Bundesrat 
als  Gesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  vom 
6.  Juni  1 870 -publizirt  wurde.  Die  einheitliche  Regelung 
des  Rechtszustanaes  in  Bezug  auf  Freizügigkeit  und  öffent- 
liche Armenpflege  war  somit  flir  das  Gebiet  des  Norddeutschen 
Bandes  zur  Thatsache  geworden. 

Das  Gesetz  ist  publizirt  im  Bandesgesetz- Blatt  von  1870 
S.  360  ff.  —  Die  erste  Beratung  and  die  Kommissionswahl  fand  statt 
in  der  Sitzung  vom  25.  Februar  1870.  Stenographische  Berichte 
S.  85  ff.  —  In  die  Kommission  wurden  gewählt:  v.  Hennig  (Vor- 
sitzender), Friedenthal,  Weigel,  Cornely,  Wiggers,  Fries,  Stc- 
phany,  v.  Jagow,  Sänger,  Prinz  Handjery,  Grumbrecht,  v.  Hüllessem, 
V.  Seydewitz,  Richter,  v.  Hagemeister,  Oehmichen,  Hinrichsen, 
V.  Zehmen,  v.  Kardorff,  v.  Bockum  Dolffs,  Graf  v.  Arnim.  —  Die- 
selbe beriet  in  15  Sitzungen;  an  den  Verhandlungen  nahmen  zwei 
preussische,  sowie  ein  sächsischer  und  ein  hessischer  Bevollmächtigter 
—  Wohlers,  v.  Puttkamer,  Schmalz,  Hofmann  —  als  Vertreter  des 
Bundesrates  Teil.  —  Der  Bericht  datirt  vom  2.  Mai  1870: 
Stenographische  Berichte  Bd.  4  S.  563  ff.;  der  demselben  bei- 
gefägte  neue  Entwurf  ist  unter  Nr.  121  der  Drucksachen  abgedruckt. 
Die  zweite  Lesung   fand   in   den  Sitzungen   vom  14.,  16.,  17.  Mai 


>)  Stenogr.  Berichte  Bd.  1  S.  6,  Bd.  3  S.  160. 
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1870  statt  —  Stenogr.  Berichte  Bd.  2  S.  899  ff.  — ,  die  dritte 
in  den  Sitzungen  vom  21.  und  23.  Mai  1870  —  SteDOgrapbiidw 
Berichte  Bd.  2  S.  109(5  ff.  u.  1119  — .  Das  Material  igt  abgueliag 
von  der  Publikation  unter  den  Dnicksnclien  iles  Reichstages  in  äa 
LegiBlaturperiode  von  1870  vollständig  vom  Regierun prat  Friedrieb 
(Dresden,  C.  C.  Meinhold  &  Söhne)  zusammengestellt;  die  Zu- 
sammen Stellung  ersetzt,  da  sie  den  Wortlaut  getreu  nach  den  SteoD- 
graphischen  Ilerichleii  rcprodoziil,  vollkomnien  die  etwas  mühsane 
Aufsuchung  iinil  l.pktitrp  des  in  Jen  iPrncksachen  verstrenini 
^lalerials.  —  Auszugsweise,  aber -unter  HinzufUgung  anderweiten 
amtlichen  Materials,  namentlich  von  ÄusfQhrungsgesetzen ,  Verord- 
nungen u.  s.  w.,  ist  das  Material  enthalten  in  der  Bearbeitmig 
von  Beutner  und  Herrfurtb.  —  Noch  weiter  geht  die  als  Qnellen- 
werk  unentbehrliche  und  äusserst  sorgfällige  Ausgabe  von  Arnold, 
welche  gleichzeitig  das  gesammte  Material  bezüglich  dts  Fret> 
zUgigkeitsgesetzes,  sowie  des  Ausfllhrungsgesetzes  fUr  Preussen  ent- 
hält. Namentlich  ist  auf  die  sehr  lehrreiche  synoptische  Zi- 
sammenstellnng  des  Gesetzes  I)  nach  dem  Entwarf  II)  nach  den  Be- 
schlüssen der  Kommission  III)  nach  denen  des  Reichstages  in  zweiter 
Beratung  ]V)  nach  dem  im  Reichsgesetzblatt  pnblizirten  Wortlaut 
aufmerksam  zu  machen.  —  Ausserdem  findet  man  den  Wortlaut  d«s 
Gesetzes  in  den  verschiedenen  an  anderer  Stelle  bezeichneten  Kom- 
mentaren und  Eiuzelansgaben,  woselbst  auch  das  Material  mehr  oder 
minder  ausfulirlich  angezogen  ist;  am  ausfuhrlichsten  bei  Eger. 

§  47. 

Dieser  Erfolg  war  kein  leichter  gewesen.  So  einig  man 
über  die  Unvolletändigkeit  der  mit  dem  FreizfigigkeitsgesebK 
inaugurirten  Gesetzgebung  war,  so  wenig  einig  war  man  über 
die  Mittel  zur  Herstellung  der  Vollständigkeit.  Was  vom 
Standpunkte  der  Theorie,  vom  Standpunkte  der  Praxis,  wa» 
nus  dem  Gcsiclitspunkte  des  allgemeinen  und  dem  des  parti- 
kulären Interesses  gesagt  und  vorgeschlagen  werden  konnte, 
ist  in  den  Entwürfen  und  den  Verhandlungen  gesagt  und  vor- 
geschlagen worden.  Zwischen  radikaler  Beseitigung  allen 
Öemeindebürgcrrechte  und  seiner  Ersetzung  durch  das  Aufent- 
lialtsrecht  auf  der  einen  und  der  Beibehaltung  der  territorialen 
Heimatgesetze  und  Regelung  der  Angelegenheit  im  interterri- 
torialen Wege  der  Vereinbarung  auf  der  andern  Seite  beweg- 
ten sich  Wünsche  und  Meinungen. 

Der  am  wenigsten  radikal  gemeinte,  mit  behutsamer  Scho- 
nung des  Bestehenden  zur  Diskussion  gestellte  Vorschlag  war 
auch  zugleich  derjenige,  von  welchem  die  Diakussion  ohnedies 
ihren  Ausgang  nehmen  musste:  der  Entwurf  des  Bundes- 
rates. Der  Präsident  dos  Bundeskanzleramtes  Delbrück,  wel- 
cher aeine  Beratung  einleitete,  schickte  erläuternde  Bemerkun- 
gen über  die  Stellung  der  verbündeten  Regierungen  zu  der  Ma- 
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terie,  über  das  Verhältniss  der  Territorialgesetzgebungen  zu  ein- 
ander voraus.  Er  charakterisirte  das  sog.  preussische  und  bai- 
riBche  System  und  teilte  mit,  dass  jener  erste  von  der  preussischen 
Regierung  ausgegangene  Entwurf  im  Sinne  des  ersteren  Systems 
den  Buna  als  einheitliches  Staatsgebiet  aufgefasst  und  unter 
Beseitigung  aller  bestehenden  Heimatrechte  vorgeschlagen  habe, 
Aofenthaltsrecht  und  Armenversorgung  an  einen  binnen  be- 
stimmter Frist  zu  erwerbenden  und  wieder  zu  verlierenden 
Unterstützungswohnsitz  anzuknüpfen,  und  das  Zwischenglied 
der  Landarmen  verbände,  ebenso  wie  in  dem  preussischen  Ge- 
setze, einzuschieben.  Hiergegen  habe  sich  aber  bei  der  Mehr- 
zahl der  Bundesregierungen  starke  Abneigung  gezeigt,  welche 
vornehmlich  durch  die  Befürchtung  begründet  worden  sei,  man 
würde  durch  Nachahmung  des  Institutes  der  Landarmenverbände 
eine  grosse  Zahl  heimatloser  Personen  schaffen.  Ausserdem 
sei  betont  worden,  dass  die  Regelung  der  Angelegenheit  im 
innigsten  Zusanunenhange  mit  der  Gemeindegesetzgebung  stehe 
und  zufriedenstellend  nur  im  Anschluss  an  diese  geordnet 
werden  könne.  So  sei  man  denn  dahin  gelangt,  jenen  Ent- 
wurf fallen  zu  lassen,  und  „die  Lösung  der  Frage  auf  einem 
anderen  Wege  zu  versuchen". 

Der  Weg,  den  man  eingeschlagen  hatte,  war  der  folgende : 
Man  unterschied  grundsätzlich  1)  Norddeutsche,  welche  sich 
in  ilirem  Heimatstaate  aufhalten  und  dort  unterstützungs- 
bedürftig werden,  2)  Norddeutsche,  welche  sich  in  einem  an- 
deren Bundesstaate  aufhalten  und  in  diesem  unterstützungs- 
bedürftig werden.  Die  ersteren  Hess  der  Entwurf  ganz  ausser 
Betracht  —  bezüglich  ihrer  sollte  die  territoriale  Heimat- 
gesetzgebung in  Kraft  bleiben.  Dagegen  sollte  hinsichtlich 
der  zweiten  Kategorie  in  Zukunft  die  bundesgesetzliche  Rege- 
lung allein  entscheidend  sein;  für  sie  stellte  der  Entwurf  ein 
durchgebildetes  System  auf,  das  dem  künftigen  Rechtsver- 
hältnisse  zu  Grunde  gelegt  wurde. 

Nachdem  die  §§  1 — 5  des  näheren  angeordnet  hatten,  dass 
in  jedem  Staate  ein  zur  öffentlichen  Unterstützung  verpflich- 
teter örtlicher  Verband  eingerichtet  werden  müsse,  in  welchem 
ein  Norddeutscher  den  Unterstützungswohnsitz  erwerben  könne, 
wurde  in  §  7  festgesetzt,  dass  letzterer  durch  freiwilligen  un- 
unterbrochenen fiinQährigen  Aufenthalt  nach  vollendetem 
24.  Lebensjahre  erworben  und  durch  ebensolange  Abwesen- 
heit wieder  verloren  werde  (§  19).  Dem  Erwerb  wurde  so- 
dann die  Wirkung  beigelegt,  dass  der  örtliche  Armenverband 
zur  dauernden^  Duldung  des  Aufenthalts  und  zur  Armen- 
unterstützung verpflichtet  sein,  dem  Verluste,  dass  diese  Ver- 
pflichtung wieder  erlöschen  sollte.  Hatte  der  Aufenthalt  zwar 
m  dem  fremden  Bundesstaate,  aber  in  keinem  örtlichen  Ver- 
bände fünf  Jahre  gedauert,  so  sollte  der  Bundesstaat  in 
gleicher  Weise  zur  unmittelbaren   Fürsorge   verpflichtet  sein. 


144  VL  4. 

Hatte  der  Aufenthalt  auch  in  dem  Bundesstaate  noch  nicht 
iUnf  Jahre  gedauert  und  lagen  die  ErfordemiBse  des  §  5  des 
Freiz.-Grea.  vor,  bo  BoUten  die  Öothaer  Konvention  und  An- 
hänge mit  der  Maeagabc  Anwendung  finden,  dass  an  Stelle 
der  diplomatischen  Vermittelung  die  Entscheidung  eines  be- 
sonderen AusBcbusses  des  Bundesrats  für  das  Heimatvesen 
zu  treten  hatte.  Sollte  endlich  der  Fall  so  liegen,  dass  zwar 
kein  bundesgesetzlich,  aber  ein  landesgesetzlich  verpflichteter 
Annenverband  (wo  also  schon  nach  bisherigem  Recht  eine 
ktlrzere  Frist  genügte)  vorhanden  wÄre,  so  sollte  die  Landes- 
gesetzgebung entscheiden,  ob  dieser  die  Fürsorge  Übernehmen 
mtisse. 

So  begnügte  sich  der  Entwurf  statt  gemeinsamer  Ordnung 
mit  lediglich  interterritorialer  Kegelung  der  Angelegenheit; 
statt  die  bestehenden  endlosen  Verschiedenheiten  zu  beseitigen, 
wurde  den  22  Gesetzgebungen  der  paktirenden  Staaten  die 
dreiundzwanzigste,  der  bunten  Musterkarte  von  Fristen  und 
Heimatr echten  einige  neue  Fristen,  ein  neues  Heimatrecht  hin- 
zugefügt,  das  künstlicher  war,  als  alle  bis  dahin  bekannten. 
Nicht  einmal  die  alten  Konventionen  hatte  man  zu  ersetzen 
gesucht:  falls  auch  das  neugeschaffene  Rechts verhftltniss  mangels 
seiner  Voraussetzungen  nicht  zur  Anwendung  kommen  konnte, 
sollte  auf  sie  zurückgegriffen  werden. 

§  48. 

E»  war  gewiss  nicht  schwer,  die  schwachen  Seiten  dieses 
Entwurfs  herauszufinden  und  zu  behaupten,  dass  eine  solche 
Regelung  fast  schlimmer  wie  keine  sei.  Aber  es  verdient  her- 
vorgehoben zu  werden,  dass  aus  den  Reihen  der  Rdcbstags- 
abgeordneten  nicht  einer  den  Entwurf  fUr  das  nahm,  als  wa» 
ihn  die  Bundesregierung  gemeint  hatte,  als  eine  definitive 
Regelung  der  wichtigen  Angelegenheit.  Der  einzigi;  von  ihnen, 
welcher  dem  Gesetze  mit  einigen  Einschränkungen  überhaupt 
zustimmen  zu  wollen  erklärte,  —  der  Abg.  Graf  Eulenbu^ 
—  fllhrte  aus,  dass  man  dringend  eines  Notgesetzes  be- 
dürfe und  als  solches  ihm  das  System  des  Entwurfes  bei 
gleichzeitiger  Herabsetzung  der  Frist  auf  1  Jahr  (t)  genügen 
würde.  Alle  übrigen  Al^eordncten  —  die  Vertreter  aller 
Parteien  des  Reichstages —  hielten  nur  eine  Art  des  Verhaltens 
dem  Entwürfe  gegenüber  für  angemessen;  entschiedene  Ab- 
lehnung. Sofort  in  der  ersten  Beratung  legten  die  Abgg. 
Friedenthal,  Grumbrecht,  Wiggers,  Kardorff,  Miquel  dar,  dass 
eine  Regelung,  wie  der  Entwurf  sie  beabsichtigte,  statt  zu 
bessern,  die  Verwirrung  nur  steigern,  statt  zu  befreien,  die 
Absperrung  nur  noch  mehr  befördern,  statt  durch  gemeinsame 
Einrichtungen  auch  gemeinsamen  Rechtsboden  zu  schaffen, 
eine  ärgere  Rechtsungleichheit,   als  sie  vordem  bestanden,  er- 
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sengen  würde;  in  denjenigen  Staaten,  in  welchen  bisher  eine 
Iftngere  Frist  als  die  flinfjährige  zur  Erwerbung  des  Heimat- 
rechtes erforderlich  gewesen  sei,  würde  bei  Aufrechterhaltung 
der  Landesgesetzgebung  für  die  einheimischen  Fälle  der  Nicht- 
ISnheimische  nunmehr  besser  gestellt  sein  als  der  Inländer. 
Nachdrücklich  und  allseitig  wurde  die  einheitliche  Rege- 
lung im  Sinne  des  nationalen  Gedankens,  welcher  der  Ver- 
fiissung  zu  Gnmde  liege,  die  endliche  Äufräumung  mit 
„PfahiDürgertum"  und  „territorialen  Absperrungsgeltisten" 
gefordert 

§49. 

Diesen  Forderungen  entsprach  der  Entwuri'  der  Kommis- 
sion, welche  denselben  mit  ausführlicher  Motivirung  dem 
Reichstage  unterbreitete.  Dass  die  Kommission  die  Abwei- 
chungen von  dem  Entwurf  des  Bundesrates  im  Sinne  der 
ersten  Reichstagsberatung  motivirte,  war  selbstverständlich; 
sie  darf  aber  daneben  noch  das  besondere  Verdienst  anspre- 
chen, die  für  eine  bundesgesetzliche  Regelung  der  Materie 
überhaupt  unerlässlichen  Voraussetzungen  von  Grund  aus  er- 
örtert und  mit  prägnanter  Kürze  in  ihrem  Berichte  dargelegt 
zu  haben.  Sie  unterschied  zunächst  zwischen  dem  bisherigen 
negativen  Inhalt  der  Bundesverfassung,  welcher  die  Schran- 
ken der  freien  Bewegung  von  Staat  zu  Staat  beseitigen  wollte, 
und  der  positiven  Thätigkeit,  welche  dem  Bunde  durch 
das  in  Art.  4  festgesetzte  Aufsichts-  und  Gesetzgebungsrecht 
auch  in  Bezug  auf  die  Niederlassungs-  und  Heimatverhältnisse 
eingeräumt  war.  Weiter  legte  sie  dar,  wie  die  Beschränkung 
der  Ausweisungsbefugniss  aus  §  4  des  Freiz.  -  Gesetzes  den 
Ort  des  Aufenthalts  zur  Duldung  und  eventueller  Unter- 
stützung ihm  nicht  angehöriger  Personen  führen  könnte,  und 
wie  der  in  §  5  aufrecht  erhaltene  Grund  der  Ausweisung 
Vorkommendenfalls  den  Aufenthaltsort  vor  die  Frage  stelle,  wo- 
hin jemand  ausgewiesen  werden  könne.  In  folgenden  zwei 
Fragen  fasste  sie  sodann  den  wesentlichen  Inhalt  dieser  Er- 
örterungen zusammen: 

1,  Welches  ist  derjenigeOrt,  an  den  der  nach 
dem  Freizügigkeitsgesetz  Auszuweisende  hin- 
zuweisen ist,  und  welches  ist  der  Ort,  von  dem, 
welches  sind  die  Voraussetzungen,  unter  denen 
auch  der  Hülfs  bedürft  ige  niehtausgewiesen  wer- 
den kann? 

2,  Wie  regelt  sich  unter  den  möglicherweise 
konkurrirenden  Orten  die  öffentliche  Pflicht, 
diejenigen  Leistungen  zu  gewähren,  welche  kraft 
staatlichen  Zwanges  als  Folge  der  Hülfsbedürf- 
tigkeit  eintreten? 

„Die  positive  Lösung  dieser  Fragen  in  ihrem  prinzipiellen 

Fonehmifeii  (27)  Tl.  4.  —  Münaterberg.  10 
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und  systetiiatischon  Zusammenhange,  unter  einander  nnd  mit 
den  angrenzenden  Rec htagebieten,  wurde  als  die  Aufgabe  des 
vorliegenden  Gesetzes  erkannt." 

TJeber  die  Befugniss  des  Bundes  zur  Lösung  dieser 
Fragen,  über  die  Notwendigkeit  einheitlicher  Rege- 
lung war  die  Kommission  im  grossen  und  ganzen  einig'). 
Auch  die  Vorfrage,  ob  überhaupt  eine  Zwangspflicht  der 
öffentlichen  Unterstützung  anzuerkennen  sei,  glaubte 
sie  bejahen  zu  müssen  *),  jedoch  unter  ausdrücklicher  Hervor 
hebung  ihrer  Auffassung,  das»  diese  Zwangspätcht  nur  äu 
Verbindlichkeit  des  öffentlichen  Recbta  sei  und  au»  ihrer  E^ 
fUUung  nicht  den  huUabedürftigen  Privatpersonen ,  sooden 
lediglich  den  konkurrirenden  Armen  verbünden  ein  Ansprach 
erwachse. 

In  geringerem  Masse  nur  bestand  Einigkeit  Über  die 
Art  der  Anknüpfung  der  Zwangspflicht,  die  Verteilung 
der  Arnifii  last. 

Es  galt  .Stiillung  zu  nehmen  gegenüber  den  Systein«i, 
welche  derzeit  in  den  einzelnen  Ländern  bestanden  und  wekhe 
man  mit  den  Namen  Heimst  und  UntorBtützungawohn- 
aitz  zu  bezeichnen  gewohnt  war. 

Die  überwiegende  Mehrheit  der  Kommission  glaubte  am 
inneren  Gründen  dem  letzteren  den  Vorzug  geben  zu  mUsseD. 
Sie  ging  davon  aus.  dnss  die  öffentlicli-reclttliche  Verpflichtung 
zur  Armen ftiraorge  im  inneren  Zusammenhange  mit  der  wirt- 
schaftlichen Seite  des  Staatswesens  stehe.  Prinzipiell  habe 
die  Pflicht  zur  Unterstützung  dleienige  Gemeinschart,  welcher 
die  wirtschaftlichen  Leistungen  des  Beti-effenden,  so  lange  er 
nicht  hülfsbedürftig  ist,  zu  gute  kommen.  Dies  sei  in  früheren 
Zeiten  die  nacii  aussen  hin  ziemlich  abgeschlossene  Heinut- 
gemeinde gi'wesen,  in  deren  Sondei^ebiet  sich  der  Bedürftige 
vornehmlich  bewegt,  der  seine  wirtschaiUichen  Leistungen  ni 
gute  gekommen.  Nach  allseitig  eingeführter  Freizügigkeit 
stehe  —  so  heisst  es  im  Wortlaute  des  Berichtes  ~  „der  Idee 
des  geschlossenen  Wirtschaftsgebietes  gegenwärtig  der  Ge- 
danke gegenüber,  dass  der  Staat  in  seiner  Gosamnitheit  an 
grosses  wirtschaftliches  Gebiet  für  die  Thfttigkeit  aller  seiner 
Angehörigen,  fUr  den  freien  Austausch  ihrer  Kräfte  Inlde, 
dass  als   wirtschaftliche   Heimat  das  Vaterland  in 


de«  KotumiMionaberichtes  —  f^b  einer  entgegeof^esetzten  AoEhssniig  d 
Art.  3  nnd  4  der  Buudesverfassuiig  Ausdruck;  oaeMlb«  bezog  sich  aber 
nicht  anf  die  eanze  Materie,  ftondem  nur  auf  die  Befuguiaa  des  BimdK 
Aber  die  Aus^ihruiig  der  Bnndesceaetze  zu  wachen,  welche  OehiniukcB 
hd  Qelegeuheit  der  Spczialdiakussion  über  die  §§  3Ü  und  34  des  Entwurfn 
beatritt  -  VrI.  noch  Anm.  1  S.  165. 

^  Nur  e:n  Mitglied  war  anderer  ADMcIit,  ohne  jedoch  Antriiee  n 
■teilen. 
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«einer  Oesammtheit  erscheine  und  dass  es  der  freien 
Willensbestimmung  des  Einzelnen  überlassen  bleibe,  wie  und 
wo  er  seine  wirtscbafüiche  Thätigkeit  entfalten  und  zu  diesem 
Behufe  seinen  Aufenthalt  nehmen  wolle.  Dieser  Gkdanke  sei 
e^  der  die  politische  und  wirtschaftliche  Verfassung  des 
Staates  der  (iegenwart,  des  Norddeutschen  Bundes,  durch- 
dringe. Hiemach  sei  es  konsequent,  die  Unterstützung  der 
Hülftbedürfdgen  als  eine  Staatslast  zu  charakterisiren. '^ 

Gleichwohl  wies  die  Kommission  die  weitere  Folgerung, 
die  sich  „scheinbar**  an  dieso  Auffassung  knüpfen  musste,  den 
Staat  zum  unmittelbaren  Träger  der  Armeruast  zu  machen, 
aus  Opportunitätsgründen  ab.  „Wie  der  Staat**  —  so  flUhrte 
«le  weiter  aus  —  „eine  Reihe  seiner  Lasten  auf  seine  Organe 
überträgt,  wie  er  Exekutivformen,  die  seinem  Wesen  ent- 
springen, dennoch  an  seine  Glieder  abtritt,  je  nach  der  ver- 
schiedenartigen Beschaffenheit  jener  Funktionen,  jenachdem 
deren  Inhalt  und  Zweck  die  zentrale  oder  dezentralisirte, 
selbstverwaltende  Thätigkeit  fordert,  so  werde  er  auch  die 
staatliche  Last  und  Funktion  dqr  Armenpflege  denjenigen 
Organen  zuweisen  können,  welche  nach  der  inneren  Natur, 
nach  dem  Endzwecke  jener  Funktion  als  die  richtigen  sich 
erweisen.** 

So  ergab  sich  denn  die  weitere  Frage,  welches  diese  Or- 
ine  seien,  wie  dieselben  beschaffen  sein  müssten.  Für  ihre 
intwortung  erachtete  die  Kommission  drei  Momente  ent- 
scheidend: 1.  Die  Verteilung  der  Last  nach  einem 
gerechten  Kriterium.  2.  Die  Tendenz,  die  mit 
der  Hülfsbedürftigkeit  verbundene  Störung  der 
wirtschaftlichen  Existenz  des  Einzelnen  nach 
Möglichkeit  auf  das  geringste  Mass  zurückzu- 
führen. 3.  Die  Qualifikation  zur  Erfüllung  der 
Aufgabe  der  Armenpflege  nach  ihrer  sittlichen 
und  praktischen  Seite.  —  In  Würdigung  dieser  Mo- 
mente entschied  sich  ihre  Mehrheit  für  das  preussische 
System  der  Ortsarmenverbände,  in  welchen  Unter- 
stützungswohnsitz durch  Zeitablauf  erworben  und  verloren 
wird,  der  Landarmen  verbände,  welche  insoweit  ein- 
treten, als  ein  verpflichteter  Ortsarmenverband  nicht  vorhanden 
ist.  Dieses  System  schien  ihr  den  Gedanken  des  wirtschaft- 
lichen Aequivalents  am  zweckmässigsten  zur  Ausführung  zu 
bringen;  im  Sinne  desselben  führte  sie  noch  insbesondere 
Folgendes  aus: 

„Hat  die  freie  Willensbestimmung  des  Einzelnen  nicht 
dazu  geftlhrt,  ihn  an  einem  bestimmten  Orte  festen  Fuss 
fassen  zu  lassen,  so  werde  der  Regel  nach  seine  wirtschaft- 
liche Thätigkeit  zu  gute  gekommen  sein  einem  grösseren 
Gebiete,  innerhalb  dessen  er  sich  vor  dem  Eintritte  der 
Hülfsbedürftigkeit  bewegte;  und  dieses  grössere  Gebiet  werde 

10* 
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einzutreten  haben  fUr  diejenigen  HulfabedUrfdgen ,  welche 
eines  UDterstlitzungswohnBitees  eotbcliren.  Dergestalt  fiilire  nt 
der  Konstruktion  des  prinzipalen  und  des  subsidiären  zur 
Unterstützung  verpflichteten  räumlichen  Bezirkes  der  Gedanka 
des  Aequivalen ts  für  die  genossenen  wirtschaft- 
lichen Vorteile." 

„Halte  man  an  diesem  Ge<lanken  fest,  so  ei^ebe  sicli 
weiter  daraus,  daas  der  prinzipale  Unterstützungsbezirk  die 
Ortegemeintle  sein  kann,  aber  nicht  sein  niuss,  unter  Um- 
ständen sogar  nicht  sein  darf.  .  .  .  Entscheidend  .... 
sei  nicht  dif  kommunale  Qualifikation  als  solcke, 
sondern  der  Gesichtspunkt,  räumliche  Bezirke,  welche  ein 
Wirtschaftsgebiet  —  in  erster  oder  zweiter  Linie  — 
darstellen  und  der  Amienlaat  und  -pflege  gewachsen  sind,  als 
Armenverbfinde  zu  organisiren." 

So  entfernte  sich  die  Knnimission  metir  und  mehr  von 
der  Vorstellung,  von  welcher  sie  ursprünglich  ausgegangen 
war  und  die  in  der  That  die  frühere  Gesetzgebung  in  den 
einsKtlnen  Staaten  beherrscht  hatte,  von  der  Vorstellung  eine« 
Verhältnisses  von  Leistung  und  Gegenleistung  zwischen  Indi- 
viduum und  Gemeinde,  wie  es  in  den  Einzugsgeldem,  der 
Bürgergebühr,  der  Abgaben zahlung  u.  s,  w.  zum  Ausdruck 
gekommen  war.  An  Stello  des  Gemeindegebiets  setzte  sie 
ganz  allgemein  ein  Aufenthaltsgebiot,  den  Gegensatz  von  Ge- 
meindebürgerrecht und  Staatsbürger  recht  erweiterte  sie  mm 
Gegensatz  zwischen  Heimat  und  Staat,  zum  Gegensätze 
zwischen  Leistungen,  welche  der  einen  und  dem  anderen  zu 
gute  kommen.  Förmlich  und  unzweideutig  sprach  sie  es  aus, 
dass  die  neue  Gestaltung  prinzipiell  losgelöst  sein  aolle  von 
■der  Grundlage  des  Gemeindewesena  und  dass  die  gleichwohl 
erfolgende  Anknüpfung  der  Armenlast  an  die  Gemeinde  nicht 
aus  inneren,  ihrem  Wesen  entnommenen  Gründen,  sonden 
aus  anderweit  massgebenden  Rücksichten  der  Zweckmässig- 
keit und  Opportunität  geschehen  solle. 

§  50. 

In  Ansehung  der  Reichstagsverhandlungen  über 
den  Kommissioiisentwurf  ist  vorweg  zu  bemerken,  dass  eben- 
so wie  in  den  Kommissionsberatungen  alles  formelle  Detail, 
ja  selbst  wichtige  Einzelheiten  zurücktraten  gegen  die  Er- 
örterung der  prinzipiellen  Fragen.  Denn  dies  verlieh  jenen 
Verhandlungen  eine  besondere  Tragweite  und  Bedeutung,  das» 
nicht  allein  und  nicht  in  erster  Linie  die  Regelung  der 
Armenlast  umstritten  wurde,  sondern  dass  hier  die  G^en- 
sätze  kleinstaatlichen  Sondergeistes  und  des  erstarkten  deut- 
schen GemeingefUhls  unter  ganz  neuen  Verhältnissen  auf  ein- 
ander stiessen.     Der  Kampf,  der  auf  dem  Boden  der  Heimat- 
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gesetagebung  gefiihrt  wurde,  war  vor  allem  ein  Kampf  um 
die  deutsche  Einheit,  der  zu  Gunsten  der  einheitlichen  Wirt- 
flchafts-  und  Armengesetzgebung  erfochtene  Sieg  vor  allem 
«in  Si^  der  deutschen  Sache. 

Freilich  darf  man,  wenn  anders  man  gerecht  sein  will, 
einen  andern  Punkt  nicht  übersehen,  der  für  die  endgültige 
Entscheidung  in  Betracht  fiel.  Der  Abg.  von  Zehmen  hatte 
in  gewissem  Sinne  Recht,  wenn  er  den  Vorwurf  des  Parti- 
kularismus zu  widerlegen  suchte,  indem  er  behauptete:  „Ich 
«teile  den  Herren  ein  Prinzip  entgegen  und  ein  Prinzip  ist 
stets  universell,  ist  nie  partikularistisch,  ein  Prinzip  muss 
durch  Gründe  widerlegt  werden,  es  kann  nicht  durch  blosse 
Worte  widerlegt  werden,  denen  ich  eine  innere  Bedeutung 
nicht  zusprechen  kann.  Im  Gegenteil  möchte  ich  —  und 
die  Herren  aus  den  altpreussischen  Provinzen  mögen  mir  das 
verzeihen  —  die  Anklage  gegen  dieselben  erheben,  dass  sie, 
wie  mir  scheinen  will,  sich  nicht  genügend  auf  einen  prin- 
zipiellen Standpunkt  gestellt  haben,  sondern  doch  etwas  auf 
die  Chaussee  der  liebgewordenen  Gewohnheiten  gegangen  sind." 

In  gewissem  Sinne  hatte  er  Recht.  Nicht  darin,  dass  er 
die  von  ihm  vertretene  Ansicht  eine  mehr  prinzipielle  nannte, 
als  die  gegnerische;  die  letztere,  welche  der  grösste  Staat  des 
Bundes  nach  sehr  eingehenden  Vorarbeiten  zu  der  seinigen 
gemacht  hatte,  durfte  ebenso  gut  für  eine  auf  durchgebildeten 
Prinzipien  beruhende  gelten.  Aber  darin  lag  das  Richtige 
der  Behauptung,  dass  sie,  wenn  auch  in  etwas  verhüllten 
Ausdrücken,  jenen  in  den  Grundzügen  hervorgehobenen 
wichtigsten  Faktor  für  die  Regelung  öffentlicher  Dinge  wür- 
digte: das  Machtverhältniss  der  öffentlichen  Ge- 
walten. Wenn  für  die  gesetzgebende  Gewalt  die  Frage 
entstand,  welcher  einzelstaatlichen  Bildung  sie  sich  allenfalls 
anschliessen,  welcher  sie  den  Vorzug  geben  sollte,  so  war  es 
kein  Zufall,  dass  die  Gesetzgebung  des  führenden  Staates  in 
überwiegendem  Masse  zum  Vorbild  diente  und  die  neuen 
deutschen  Gesetze  zum  guten  Teile  alte  preussische  waren. 
Zudem  war  Preussen  im  Norddeutschen  Bunde  nicht  blos 
der  ftlhrende,  sondern  auch  der  einzige  Staat,  welcher  im 
eigenen  Gebiete  ähnlichen  durchaus  ungleichartigen  Verhält- 
nissen in  seinen  östlichen  und  westlichen  Provinzen  gegen- 
übergestanden hatte,  wie  sie  nun  die  verschiedenen  Staaten 
im  Bundesgebiete  darboten.  Die  Bevölkerung  seiner  einen 
Provinz  (Rheinprovinz)  war  grösser  als  die  des  grössten  mit- 
beteiligten Staates,  des  Königreichs  Sachsen. 

So  vermochten  die  Vertreter  seines  armenrechtlichen  Sy- 
stems zu  dem  beträchtlichen  Gewichte,  welches  die  preussi- 
sche Machtstellung  zu  seinen  Gunsten  ohnehin  in  die  Wag- 
schale werfen  konnte,  noch  ein  anderes  mit  der  Behauptung 
hinzuzufügen,   dass  Preussen   bisher   allein   die   Probe   seiner 
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Geaetzgebnnj^  ftir  ungleichartige  Gebiete  habe  machen  können 
und  dasa  diese  Pmbc  wahrend  eines  Menschenalters  zur  Be- 
friedigung der  Beteiligten  ausgeliillen  sei. 

Gerade  in  Bezug  auf  das  Verhältniss  der  Gewalten  ist 
endlich  noch  ein  anderer  Funkt  zu  beachten,  der  beute,  iro 
wir  uns  gewöhnt  haben,  von  einer  Rcichsgeaetzgebung 
schlechthin  zu  sprechen  und  sie  als  die  einheitliche  deutsche 
im  Gegensatz  zur  einzelstaatlichen  Gesetzgebung  zu  betrachten, 
fast  vollständig  unbeachtet  bleibt  Damals  als  die  einzelnen 
Akte  der  Wirtschaftsgesetzgebung  beraten  wurden ,  handelte 
es  sieh  um  eine  Gesetzgebung  flir  das  Gebiet  des  Norddeut- 
schen Bundes,  von  welchem  Preussen  zwei  Drittel,  die  tlbrigen 
Staaten  ein  Drittel  einnahmen;  damals  stand  tiUddeutschlaiid 
—  Baiem ,  WUrtemberg  und  Baden  —  noch  ausserhalb  der 
Geraeinschaft  —  Als  diese  1 870  das  Deutsche  Reicli 
bilden  halfen,  übernahmen  sie,  ohne  in  erneute  Diskussion 
über  die  einzelnen  grundlegenden  Fragen  einzutreten,  zum 
grösseren  Theile  diese  flir  den  Norddeutschen  Bund  ge- 
gebene Verfassung  und  Gesetzgebung  lediglich  um  der  guten 
deutschen  Sache  willen. 

Das  Iftsat  sich  ja  nachtrttelich  nicht  mit  Gewissheit  Bngeiir 
welchen  Gang  eben  diese  Gesetzgebung  genommen  hätte, 
wenn  diejenigen  Staaten  an  ihrer  organischen  Schaffung  von 
vornherein  Teil  genommen  hfitten,  welche  gerade  fiir  die 
hierbei  in  Frage  stehenden  Zustände  ganz  andere  Gewohn- 
heiten und  Meinungen  besasaen  als  der  Norden  Deutschlands, 
und  welche  Preussen,  wenn  auch  nicht  Überlegen,  doch  in 
ihrer  Geschlossenheit  an  Grösse  und  Bedeutung  erheblich 
näher  standen,  als  die  Glieder  des  Norddeutschen  Bundes. 
Aber  das  darf  doch  wohl  behauptet  werden,  dass  die  Fest- 
stellung und  Durchbildung  der  in  Art  3  der  Bundes-  und 
nachmaligen  Reichsverfassung  gewährleisteten  deutschen  Grund- 
rechte unendlich  grösseren  Schwierigkeiten  begegnet  wäre^ 
wenn  dieselbe  von  Anfang  an  allen  deutschen  Staaten  obge- 
legen hätte,  wenn  nicht  auch  nach  dieser  Richtung  hin  die 
Vorgründung  des  Norddeutschnn  Bundes  der  Gründung  dea 
Deutschen   Reichs   in    umfassender  Weise  vorgearbeitet  hätte. 

§51. 

Der  Inhalt  des  im  Anschluss  an  den  Kommissions entwurf 
vom  Reichstage  beschlossenen  Gesetzes  vom  6.  Juni  1870 
über  den  UnterstUtzungawohnsitz  ist  mit  der  Be- 
merkung, dass  es  im  wesentlichen  dem  preussischen  Gesetze 
von  1842  entspreche,  nicht  erschöpft.  Zweierlei  mnsste,  so- 
bald mehr  als  ein  Staat  beteiligt  war.  anders  geordnet  wer- 
den :  die  Bestimmungen  über  die  Oi^ane  der  Armenpä^e  in 
den   einzelnen   Bundesstaaten   und   die  Vorschriften   über  die 
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Erledigung  von  Streitigkeiten  zwischen  diesen  Organen.  Nach 
grossen  Gruppen  betrachtet  gliedert  sich  das  Gesetz  in  drei- 
&cher  Weise. 

Die  erste  Gruppe  von  Bestimmungen  umfasst  die  Be- 
ziehungen der  Norddeutschen  zu  dem  Aufenthaltsorte  und  die 
Verpflichtung  des  letzteren  zu  ihrer  Unterstützung;  in  der 
zweiten  befinden  sich  die  Vorschriften  über  die  zur  Unter- 
stützung verpflichteten  Organe;  die  dritte  enthält  die  Anord- 
nungen über  das  Streitverfahren.  Für  alle  Staaten  schlecht- 
hin gleichartig  sind  nur  jene  der  ersten  Gruppe. 

Es  erscheint  zweckmässig,  den  wesentlichen  Inhalt  des 
Gesetzes  entsprechend  dieser  Dreiteilung,  die  eine  natürliche 
and  systematische  ist,  zu  betrachten  und  bei  jeder  Gruppe 
die  ihr  eigentümlichen  Streit-  und  Zweifelspunkte  nach  Mass- 
gabe der  vorerwähnten  Verhandlungen  hervorzuheben. 

§52. 

I.Gruppe.  Die  unterstützungsbedürftigen  In- 
dividuen. 

Hier  handelte  es  sich  zunächst  um  die  Frage,  ob  man  im 
Sinne  des  Bundesrats-Entwurfs  nur  für  ausserhalb  ihres  Heimat- 
staates befindliche  Norddeutsche  Bestimmungen  treffen  und  be- 
züglich der  im  Heimatsstaate  verbliebenen  es  wie  bisher  bei  der 
Lsundesgesetzgebung  lassen,  oder  ob  man  sämmdiche  Ange- 
hörige des  Bundes  unabhängig  von  dem  Aufenthaltsstaate 
gleichmässigen  Vorschriften  unterwerfen  sollte.  Es  ist  schon 
oben  dargelegt  worden,  dass  und  weshalb  man  sich  im  Sinne 
der  zweiten  Alternative  entschied.  Ausser  den  Abgeordneten, 
welche  in  der  ersten  Beratung  in  diesem  Sinne  sich  geäussert 
hatten,  sind  noch  als  Redner  der  zweiten  Lesung  Sänger  und 
Stephany  zu  nennen,  von  denen  namentlich  letzerer  darauf 
hinwies,  „dass  das  Bundesindigenat  zum  grossen  Teile  inhalts- 
los sein  würde,  wenn  nicht  gleichzeitig  die  Lage  derer,  die  eine 
Unterstützung  bedürfen,  einheitlich  nach  gleichen  Normen 
regulirt  würde". 

Im  übrigen  erstand  dieser  Regelung,  nachdem  die  Kom- 
mission ihren  Entwurf  vorgelegt  hatte,  ein  Gegner  nicht  mehr  *). 
Demgemäss  konnte  §  1  des  Gesetzes  lauten :  Jeder  Nord- 
deutsche ist  in  jedem  Bundesstaate  in  Bezug  a)  auf 
die  Art  und  das  Mass  der  im  Falle  der  Hülfsbedürftigkeit 
zu  gewährenden  öffentlichen  Unterstützung  als  Inländer  zu 
behandeln. 


')  Was  in  dieser  Heziehung  die  beiden  nichtpreussischen  Bevoll- 
mächtigten zum  Bundesrat  (Schmalz  für  Sachsen,  Hofmann  für  Hessen) 
auch  in  zweiter  Lesung  anführten,  war  nur  Wiederholung  der  Motivirung 
des  Bundesratsentwurfs. 
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Die  Gothaer  und  Eisenaclier  Konvention'),  derVorbebalt 
des  Art.  3  der  Bundiisverfassung  waren  damit  ausser  Geltung     ] 
gesetzt,  und  der  Inimlt  des  Bnndesiiidigenats  um    die  Gleich-     ■ 
Stellung  der  Bundesangeliörigen   in  Bezug   auf  die  öfFentiiehe 
Annenpflege  erweitert. 

Gleiche  GrundsAtze  in  Bezug  auf  diese  selbst  braucbteD 
damit  an  und  fUr  sich  nicht  verbunden  zu  sein;  aber  die  Not- 
wendigkeit solche  festzustellen  ergab  sich,  wenn  man  diese 
formelle  Gleichheit  zu  einer  materiellen  machen  wollte.  Hierüber 
war,  nachdem  das  in  Frage  stehende  erste  Prinzip  entschieden 
war,  keine  Meinungsverschiedenheit  mehr.  Nun  handelte  es 
sich  um  die  Grundlage  der  materiellen  Gleichstellung,  um  da» 
System  der  öffentlichen  Armenpftege.  Die  Sachlage  war  g^en- 
Uber  der  ersten  Beratung  eine  völlig  veränderte.  Damals  war 
ein  dem  preussischen  Unteretlitzungswohnsitz  ähnliches  Rechts- 
verhältniss  nur  insoweit  in  Frage,  als  der  Bundes-Entwurf  die 
Regelung  der  Materie  überhaupt  versucht  hatte :  d.  h.  ftlr  die 
interterritorialen  Fälle;  mit  dieser  Beschränkung  konnte  die 
neue  Einrichtung  nur  geringe  d.  h.  eben  nur  interterritoriale 
Bedeutung  haben. 

Die  Vorschläge  aber,  welche  aus  der  Konunission  zurück- 
gelangt waren,  gingen  unendlich  viel  weiter,  zielten  ab  auf 
die  gänzliche  Aufhebung  der  territorialen  Geset^ebung,  auf 
Ersetzung  derselben  durch  Bundcagesetz  mit  der  dem  letzteren 
eigentümlichen  Wirkung,  dass  Bundesrecht  Landesrecht  bricht. 

Ueber  die  Bedeutung  dieser  Vorschläge  war  man  sich 
auf  allen  Seiten  des  Hauses  wie  am  Tische  des  Bundesrates 
völlig  klar.  Wie  auch  die  Entscheidung  fallen,  welches  System 
auch  adoptirt  werden  mochte ;  von  dem  Momente  an,  in  welcheni 
ein  solches  Gesetz  in  Kraft  trat,  gab  es  in  den  Gemeinden 
zwei  Arten  von  Einwohnern :  Einwohner,  welche  kraft  Landea- 
rechts  oder  lokaler  Ordnungen  Bürger-,  Nutzunga-,  W'abI-  und 
ähnliche  Rechte  besassen,  und  Einwohner,  welche  kraft  Bundes- 
reehts  zum  Aufenthalt,  Gewerbebetrieb  u.  s.  w.  befugt  waren 
und  fUr  welche  nach  Bundesarmenrecht  die  eine  oder  andere 
Gemeinde  im  Falle  der  Bedllrfligkeit  zu  sorgen  verpflichtet 
war.  Der  Gegensatz  zwischen  Staat  und  Gemeinde  wieder- 
holte sich  zwischen  Bund  und  Einzelstaat.  Der  Landesgesetz- 
gebung, welche  diese  Verhältnisse  zuvor  geordnet  hatte,  war 
auch  kein  anderer  Weg  übrig  geblieben,  als  zwei  derartige 
Klassen  zu  schaffen:  Bürger  (Vollbürger,  Nutzungsbürger) 
auf  der  einen,  Einwohner  (Schutzbürger,  Beisitzer,  Ein- 
sassen)  auf  der  andern  Seite. 

Aber  in  dem  Verhältnisa  von  Bundes-  und  Einzelstaat 
hatte  dieser  Gegensatz  noch  eine  Konsequenz  von  einschneiden- 
der Bedeutung,  welche  in  dem  Verhältniss  von  Staat  und  Ge- 

■)  §  1  bebt  dies  nocb  ausdrücklich  heivor. 
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meinde  nicht  gezogen  werden  musste.  Im  Einzelstaate  war 
die  gesetzgebende  Gewalt  die  höchste  und  mochte  daher, 
soweit  sie  es  für  angemessen  erachtete,  den  Gegensatz  be- 
stehen lassen,  verschärfen  oder  zu  beseitigen  trachten.  Es 
ist  im  vorigen  Abschnitte  eine  hinreichende  Zahl  von  Bei- 
spielen hierßir  gegeben :  Preussen  verschmolz  Bürger-  und  Ein- 
wohnergemeinde nahezu  vollständig,  während  die  süddeutschen 
Staaten  die  Qualifikation  der  Gemeinde  als  Bürger-  und  Aufent- 
baltsgemeinde  mit  bestimmten  Rechten  und  Pflichten  für  jede 
anfirecht  erhielten  oder  die  eine  oder  die  andere  besonders 
betonten.  Dass  aber  dieser  Unterschied  ein  lediglich  formaler 
war,  sobald  die  materiellen  Verschiedenheiten  beseitigt  oder 
auf  das  geringste  Mass  zurückgeführt  worden,  ist  gleichfalls 
im  ersten  Abschnitte  dargelegt  worden ;  wenn  von  depi^  Inhalt 
des  ehemaligen  Vollbürgerrechts  alle  Befugnisse  mit  Ausnahme 
der  politischen  Wahlrechte  und  der  etwaigen  Nutzungsrechte 
dem  Einwohner  gleichfalls  zustanden,  so  blieb  von  demselben 
wenig  oder  nichts  als  besonders  wertvoller  oder  eigentüm- 
licher Bestandteil  zurück  und  die  von  Preussen  ausgesprochene 
Verschmelzung  bedeutete  nur,  dass  in  diesem  Staate  die  neu 
geschaffenen  Verhältnisse  einen  gesetzlichen  Ausdruck  ge- 
funden hatten,  während  er  in  den  übrigen  Staaten  ein  that- 
sächlicher  geblieben  war. 

Aber  wie  dem  auch  sein  mochte,  diese  Gesetze  und  diese 
Thatsachen  schuf  sich  der  einzelne  Staat  innerhalb  seines 
Gebietes,  in  welchem  er  zuständig  war,  Staatsbürgerrecht  und 
Gemeindebürgerrecht ,  Aufenthaltsbefugnisse  und  öffentliche 
Armenpflege  gleichartig  und  gleichzeitig  zu  regeln.  Hierin 
lag  der  tiefgreifende  Unterschied  gegenüber  der  Bundesgewalt, 
zu  deren  Zuständigkeit  die  mit  dem  Indigenat  zusammen- 
hängenden Rechtsverhältnisse  gehörten,  während  die  Gesetz- 
gebung über  Gemeindeverfassung  und  Bürgerrecht  den  ein- 
zelnen Bundesgliedem  verblieben  war.  Die  Thatsachen  aber 
und  deren  Folgen  lagen  ausserhalb  der  Kompetenz  des  einen 
wie  der  andern,  und  wenn  in  den  Gliedstaaten  die  Zulassung 
von  Einwohnern  neben  den  Vollbürgem  mit  den  mehrgenannten 
Befugnissen  thatsächlich  die  Wirkung  gehabt  hatte,  den  Inhalt 
des  eigentlichen  Bürgerrechts  auf  ein  so  wenig  erhebliches 
Mass  zurückzuführen,  so  Hess  sich  erwarten,  dass  die  Bundes- 
gesetzgebung, wenn  sie  das  Beispiel  nachahmte,  dieselbe 
Wirkung  üben  würde,  auch  ohne  dass  sie  direkt  in  die  Bürger- 
rechts-  und   Gemeindegesetzgebung  einzugreifen   befugt    war. 

Dieser  natürliche  Zusammenhang  war  schon  bei  der  Be- 
ratung des  Freizügigkeitsgesetzes  erkannt  worden;  schon  da- 
mals stellte  der  Abgeordnete  von  Luck  den  sehr  interessanten, 
bei  dem  damaligen  Sachstande  selbstv^erständlich  abgelehnten 
Antrag,  zu  beschliessen ,  dass  neben  dem  durch  jenes  Gesetz 
gestatteten   Recht   zur  Wahl   des   Aufenthalts   ein   besonderes. 
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von  anderen  einschränkenden  Bedingungen  abhängiges  Recht 
zum  Wohnsitz  nicht  mehr  stattfinden  aolle.  Und  schon  bei 
der  ersten  Lesung  dieses  Gesetzes  sprach  Miquel  es  aas,  das« 
man  über  den  Unterstlitzungswohnsitz  hinaus  gemeinsame 
Grundsätze  suchen  mtlsse  über  Erwerb  und  Verlust  der  6e- 
meindeangehOrigkei t,  als  deren  Folge  die  Heimat  und 
die  Unterstützungspflicht  sich  ergäben.  Man  müsse  zur  LOsung 
des  inneren  Widerspruches,  der  durch  die  neue  G-eaetzgebung 
geschaffen  sei,  geradezu  und  allgemein  aussprechen :  Denenige, 
der  sich  eine  bestimmte  Zeit  hindurch  (1  Jahr)  in  der  Absicht 
dauernder  Niederlaseung  in  der  Gemeinde  aufgehalten  hat,  itt 
Gemeindemitglied, 

Nahm  Miquel  nun  auch  keine  Veranlassung,  einen  der- 
artigen,, von  vornherein  ausBicbtsloeen  Antrag  bei  der  späteren 
Beratung  zu  formuliren,  so  hatte  er  doch  mit  seinen  Aus- 
flUirungen  den  Punkt  bezeichnet,  welcher  in  der  Thst  der 
Schwerpunkt  nicht  blos  dieser  einen  Frage  nach  dem  richtigen 
System,  sondern  der  ganzen  Gesetzgebung  sein  musste.  Und 
wenn  im  Reichstage  der  Kampf  um  „Heimat"  und  „Unte^ 
stUtzungs  wohn  sitz",  der  bereits  im  Bundesrat  und  der  Reichs- 
tagskonimission  mit  ungleichem  Erfolge  gefllhrt  war,  wieder 
aufgenommen  wurde,  so  galt  es  eigentlich  nicht  mehr  dem 
Siege  der  gesciilossenen  Bürgergemeinde  oder  der  freien  Aufent- 
haltsgemeinde —  diesen  hatte  ja  schon  das  Frcizügigkeitsgesetz 
zu  Gunsten  der  letzteren  entschieden  — ,  sondern  vielmehr  nur 
der  Gntecheidung,  ob  man  sogleich  alle  Konsequenzen  jenes 
Gesetzes  mit  voller  Schärfe  von  Bundeswegen  aussprechen  oder 
von  den  eigentümlichen  territorialen  Bildungen  noch  retten 
solle,  was  zu  retten  war. 

Und  zu  retten  war  vor  allem  eines,  das  zwar  nicht  mehr 
das  alte  und  volle  Bürgerrechtsprinzip  bedeutete,  aber  ihm  in 
dem  Namen  und  dem  Reste  seines  noch  in  den  Einzetstaaten 
gültigen  Inhalts  am  nächsten  stand:  die  Heimat  und  der 
vom  Unterstützungswohnsitz  sie  unterscheidende  Grundsatz, 
dass  die  alteHeimat  nur  durch  Erwerb  einer  neuen 
verloren  werden  kann.  Mit  Beibehaltung  dieses  Grundsatzes 
glaubte  man  auch  einen  Rest  der  alten  Heimatsverbindung 
erhalten,  vor  allem  es  erreichen  zu  können,  dass  Niemand  in 
Bezug  auf  die  Armenveraorgung  ohne  H  ei niat  bleibe.  Jenes 
Zwischenatadium ,  welches  in  Preusaen  durch  Schaffung  der 
Land  armen  verbände  erzeugt  war,  Itlrchtete  man  als  den  letzten 
Schritt,  der  zur  völligen  Auflösung  des  eigentlichen  Gemeinde- 
verbandes fuhren  mtlsste. 

Diesen  Standpunkt  vertrat  die  Minorität,  welche  in  den 
Personen  der  menrgenannten  BundesratsbevollmSchtigten  und 
des  Abgeordneten  von  Zehmen  (Sachsen)  zum  Worte  kam. 
Dagegen  traten  vor  allem  der  Berichterstatter  Friedenthal, 
sovrie   die  Abgeordneten   Sänger,   Stephany   und   Grumbrecht 
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aaf,  welche  aus  mannigfachen  Gründen^)  das  in  dem  Kom- 
missionsentwurf befolgte  System  des  preussischen  Unter- 
stützungswohnsitzes zur  Annahme  empfahlen.  Ihnen  trat  die 
Mehrheit  des  Reichstages  bei. 

§  53. 

Die  wesentlichen  Grundsätze  über  die  Anknüpfung  des 
Individuums  an  bestimmte  Bezirke  in  Bezug  auf  die  Armen- 
pflege enthalten  die  §§  1.  2.  9.  10.  22.  30.  31. 

§  1  ftkgt  seinem  schon  mitgetheilte  al.  a  noch  ein  al.  b 
hinzu,  inhalts  dessen  jeder  Norddeutsche  in  jedem  Bundes- 
staate in  Bezug  auf  den  Erwerb  und  Verlust  des  Unter- 
stUtzungswohnsitzes  als  Inländer  zu  behandeln  ist 
§  2  spricnt  aus,  dass  die  öffentliche  Unterstützung 
Norddeutscher  durch  Ortsarmen  verbände  und  durch 
Landarmenverbände  geübt  werden  soll. 

Der  Unterstützungswohnsitz  wird  erworben  durch  Aufent- 
halt, Verehelichung,  Abstammung  (§  9).  Wer  innerhalb  eines 
Ortsarmen  Verbandes  nach  zurückgelegtem  24.  Lebensjahr  zwei 
Jahre  lang  ununterbrochen  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt 
gehabt  hat,  erwirbt  dadurch  in  demselben  seinen  Unter- 
stützungswohnsitz (§  10). 

Der    Verlust     des    Unterstützungswohnsitzes     tritt    ein 

a)  durch  Erwerbung  eines   anderen  Unterstützungswohnsitzes; 

b)  durch  zweijährige  ununterbrochene  Abwesenheit  nach  zurück- 
gelegtem 24.  Lebensjahr  (§  22). 

Zur  Erstattung  der  durch  die  Unterstützung  eines 
hülfsbedttrftigen  Norddeutschen  erwachsenen  Kosten  sollen 
nach  §  30  verpflichtet  sein  a)  wenn  der  Unterstützte  einen 
Unterstützungswohnsitz  hat,  der  Ortsarmenverband  seines 
ünterstützungswohnsitzes ;  b)  wenn  der  Unterstützte  keinen 
Unterstützungswohnsitz  hat,  derjenige  Landarmenverband, 
in  dessen  Bezirk  er  sich  bei  dem  Eintritte  der  Hülfsbedürftig- 
keit  befand,  oder  falls  er  im  hülfsbedürftigen  Zustande  aus 
einer  Anstalt  entlassen  wurde,  derjenige  Landarmen  verband, 
aus  welchem  seine  Einlieferung  in  die  Anstalt  erfolgt  ist. 

Der  nach  Vorschrift  des  §  30  zur  Kostenerstattung  ver- 
pflichtete Armenverband  ist  zur  Uebernahrae  eines  hülfs- 
bedürftigen Norddeutschen  verpflichtet,  wenn  die  Unterstützung 
aus  anderen  Gründen,  als  wegen  einer  nur  vorübergehenden 
Arbeitsunfähigkeit  notwendig  geworden  ist  (§  5  des  Freizügig- 
keitsgesetzes) (§31)2). 


1)  Auch  hier  ist  das  Detail  der  späteren  Erörterung  im  Zusammen- 
hange mit  den  Reformbestrebongen  vorzubehalten. 

*)  Vgl.  hierzu  die  §§  55  und  56.  Die  Ausweisung  kann  unter- 
bleiben infolge  gegenseitiger  Uebereinkunft;  sie  muss  unterbleiben,  wenn 
mit  ihr  besondere  Härten  für  das  auszuweisende  Individuum  verbunden 


§  54. 

Die  Ubrieen  Bestimmungen,  soweit  sie  dieser  Gruppe  an- 
gehören, sind  teiU  Ergänzungs-,  teils  Ausnahmevorschrifteu, 
welche  die  Grundzüge  unberührt  lassen.  Als  vornehmste  Aus- 
nahme Vorschrift  ist  die  des  §  29  zu  nennen,  der  zufolge  gani 
ähnlich  wie  in  den  meisten  Territorialgesetzgebungen  der 
Ortsarmen  verband  bezüglich  solcher  Personen,  welche  innerhalb 
seines  Bezirkes  im  Gesindedienst  stehen  oder  als  Gesellen,  Ge- 
werbegehülfen,  Lehrlinge  arbeiten,  zur  unentgeltlichen  Kranken- 
pflege verpflichtet  ist,  soweit  diese  die  Dauer  von  sechs  Wochen 
nicht  überschreitet  Die  Befugnias^  solche  Personen  zu  Kranken- 
kassenbei trägen  heranziehen  zu  dürfen,  ist  vom  Gesetz  nicht 
ausgesprochen  *). 

Die  §§  1 1 — 14  und  23 — 27  des  Gesetzes  geben  einige  Details 
bezüglich  der  Qualifikation  des  den  Erwerb  des  UnterstUtznngs- 
wohnsitzes  bewirkenden  Aufenthalt«  und  der  den  Verlust  be- 
wirkenden Abwesenheit;  für  beide  Fälle  ist  dieses  Detail 
ebenso  wie  es  die  Fristbestimmungen  sind,  das  gleiche. 

Der  Lauf  der  Fristen  für  Erwerb  und  Verlust  beginnt 
mit  dem  Tage,  an  welchem  Aufenthalt  bezw.  Abwesenheit  be- 
ginnen. Durch  den  Eintritt  in  eine  Kranken-,  Bewahr-  oder 
Heilanstalt  kann  weder  Aufenthalt  noch  Abwesenheit  begonnen 
werden  (S  11.  23). 

Der  Lauf  der  Fristen  ruht,  so  lange  die  freie  Selbst- 
bestimmung über  Aufenthalt  und  Abwesenheit  ausgeschlossen 
ist  (§  12.  24)  und  so  lange  eine  Unterstützung  aus  öffentlichen 
Mitteln  gewährt  wird  (§  14.  27). 

Der  Lauf  deV  Fristen  wird  unterbrochen  durch  den 
von  einem  Armenverbande  gestellten  Antrag  auf  Anerkennung 
der  Verpflichtung  zur  Uebemahme  eines  HulfsbedUrftigen, 
vorausgesetzt  dass  der  Antrag  binnen  2  Monaten  weiter  ve^ 
folgt  wird  und  nicht  erfolglos  bleibt  {§  14.  27). 

An  den  durch  Erwerb  und  Verlust  des  Untoratützungs- 
wohneitzes  geschaffenen  Rechtsverhältnissen  des  Ehemannes 
bezw.  der  Eltern  nehmen  die  Ehefrauen  und  Kinder  so  lange 
Teil,  als  sie  nicht  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  selbständig 
den  Unterstützun  es  Wohnsitz  erworben  oder  verloren  haben. 
Als  selbständig  gilt  die  Wittwe,  die  geschiedene  und  diejenige 
Ehefrau,    welche   von   ihrem   Ehemann  verlassen  ist  oder  die 


sein  würden  und  dies  durch  Entscheidung   der  znetäDdigen  Behörde  fest- 
gestellt worden  ist. 

')  Gegenüber  dem  preuHa.  Gesetz  von  1S42  ist  hervorzuheben,  dua 
dort  die  Ftiet  zum  Erwerbe  des  ünterstUtzun^wohnsitzea  für  Dienstboten 
und  gewerbliche  Arbeiter  von  der  regelmässigen  Frist  ahwecht  und  drei 
Jfthre  beträgt,  während  dta  vorliegende  Ossete  nur  eine  Frist  bezügäch 
des  Erwerbes  und  Verlustes  des  UnteratlitzungBwohnsitMS  und  bezügiieb 
aller  Personen  normirt. 
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von  ihm  getrennt  lebt  und  ohne  seine  Beihtilfe  ihre  Ernährung 
findet  (§  15-21). 

§  55. 

2.  Gruppe.  Die  Organe  der  öffentlichen  Armen- 
pflege. 

In  seiner  Tendenz  hat  auch  das  Gesetz  über  den  Unter- 
stützungs-Wohnsitz jene  armenpolizeilichen  Grundsätze,  welche 
oben  (S.  92)  dargelegt  wurden,  nicht  verlassen.  Ihm  steht  in 
erster  Linie,  dass  für  jeden  Htilfsbedürftigen  gesorgt  wird, 
in  zweiter  wer  zur  definitiven  Fürsorge  verpflichtet  ist. 

Aus  diesem  Gesichtspunkte  schreiben  §  28  und  60  vor, 
dass  jeder  Hülfsbedürftige,  gleichgültig  ob  Inländer  oder  Aus- 
länder, vorläufig  von  demjenigen  Ortsarmen  verband,  vorbe- 
haltlich seiner  Ansprüche,  unterstützt  werden  muss,  in  dessen 
Bezirke  er  sich  bei  Eintritt  der  Hülfsbedürftigkeit  befindet; 
danach  erst  wird  in  den  schon  genannten  §§  29 — 31  die  Frage 
der  definitiven  Verpflichtung  zur  Fürsorge  geregelt,  welche, 
sofern  es  sich  um  iJorddeutsche  handelt,  die  Verpflichtung  zur 
Erstattung  etwaigen  Aufwandes  und  zu  etwaiger  Uebernahme 
in  sich  schliesst. 

Die  Festsetzung  über  Art  und  Mass  der  öffentlichen  Unter- 
stützung, sowie  über  die  Beschaffung  der  erforderlichen  Mittel  über- 
lässt  §  8  der  Landesgesetzgebong.  —  Vgl.  hierzu  §  80  al.  4  über 
die  Erstattung  von  Kosten  der  Anstaltspflege.  —  Bezüglich  der 
Ausländer  bestimmt  §  60  ganz  allgemein,  dass  zur  Erstattung 
derjenige  Bundesstaat  verpflichtet  ist,  welchem  der  vorläufig  unter- 
stützende Ortsarmenverband  angehört,  vorbehaltlich  der  anderweiten 
landesgesetzlichen  Regelung  durch  Uebertragung  auch  der  endgültigen 
Verpflichtung  auf  seine  Armenverbände. 

Aus  eben  demselben  Gesichtspunkte  rechtfertigt  sich  so- 
dann die  weitere  Vorschrift,  dass  kein  noch  so  kleiner  räum- 
licher Bezirk  ausserhalb  der  Verpflichtung  zur  Armenpflege 
stehen  und  jedes  Grundstück,  sofern  es  nicht  selbst  einen 
Ortsarmenverband  bildet,  einem  angrenzenden  O.-A.-V.  zuge- 
schlagen werden  soll  (§  4). 

Die  schwierigste  Aufgabe  blieb,  wie  überall  zuvor  in  der 
Territorialgesetzgebung,  die  Bestimmung,  welche  räumlich  ab- 
gegrenzten Bezirke  als  Armenverbände  fungiren  sollen.  Auf 
der  einen  Seite  war  zu  berücksichtigen  die  Leistungsfähigkeit 
zur  Ausübung  der  vorläufigen  Fürsorge,  also  eine  verwaltungs- 
technische Fähigkeit,  auf  der  andern  die  Leistungsfehigkeit 
zur  Tragung  der  deiinitiven  Unterstützungskosten,  also  eine 
flnanzielTe  Fähigkeit.  Und  weiter  war  der  Verband  in  seiner 
räumlichen  Ausdehnung    so    abzugrenzen,    dass  der    auf  der 
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Grundlage  des  wirtschaftlichen  Aequivalents  aufgebaute  Unte^ 
stutzungswohntittz  seine  Schuldigkeit  thun  und  dasa  hei  Je- 
mandem, der  sich  innerhalb  eines  Bezirkes  wenigstens  zwei 
Jahre  aufgelmlten  hatte ,  einigermassen  von  Leistung  und 
Gegenleistung  die  Kede  sein  konnte. 

Obwohl  min  die  Kommission  erklärt  hatte,  dass  die 
kommunale  Qiiiililikation  rin  Grund  sein  könne,  aber  nielii 
an  und  tür  sicJi  sein  iuUd««,  die  poJitisc}i<ä  Oi^ineiiid«  als 
zweckentsprechendes  Organ  zu  bezeiciinen,  so  war  sie  doch 
ausser  Stande,  unter  den  in  Deutschhind  g^ebcnen  Verhält- 
nissen eine  andere,  die  Zwecke  der  Ärmenpfiege  in  höherem 
Masse  gewährleistende  Qualifikation  ausfindig  zu  machen,  ab 
diejenige,  welche  die  Territorialgesetzgebungen  bisher  erfordert 
hatten  und  welche  die  allgemeine  und  herkömmliche  war: 
eben  die  der  Gemeinde  und  des  Gutsbezirkes. 

So  baut  denn  auch  das  Gesetz  das  System  seiner  Orts- 
armenverbände  auf  die  Gemeinden  und  Gutsbeairke  auf,  hier- 
bei den  mannigfaltigsten  Kombinationen  freien  Spielraum 
lassend.     §  3  lautet: 

5 Ortaarmen verbände  können  aus  einer  oder  mehreren 
Gemeinden,  und  wo  die  Gutsbezirke  ausserhalb  der  Gemeinden 
stehen,  aus  einem  oder  mehreren  Gutsbezirken,  beziehungsweise 
aus  Gemeinden  und  Gutsbezirken  zusammengesetzt  sein.  Alle 
zu  einem  Ortsarmen  verbau  de  vereinigten  Gemeinden  und  Gut«- 
bezirke  gelten  in  Ansehung  der  durch  dieses  Gesetz  geregelten 
Verhältnisse  als  eine  Einheit." 

Diese  Bestimmung  enthält  eine  Be^enzung  nach  unten 
und  nach  oben  hin;  nach  unten:  dass  mindestens  eine  Ge- 
meinde, mindestens  ein  Gutsbezirk  die  Funktionen  des  Orts- 
armen  verband  es  übernehmen  muss  —  nach  oben:  dass  jede 
Vereinigung  nur  wieder  aus  solchen  zur  Funktion  des  Örts- 
armenverbandes  geeigneten  Organen,  also  aus  Gemeinden  oder 
Gutsbezirken,  bestehen  darf.  Dies  vorausgesetzt,  gehen  die 
einzelnen  Bestandteile  eines  durch  Vereinigung  gebildeten 
Ortsarmen  verband  es  derart  in  dem  letzteren  auf,  dass  dieselben 
in  Ansehung  des  Gesetzes  als  eine  Einheit  gelten,  dass  also 
vor  allem  der  Aufenthalt  in  einer  der  dazu  gehörigen  Ge- 
meinden und  Gutsbezirke  zum  Erwerbe  und  nur  die  Abwesen- 
heit von  jeder  derselben  zum  Verluste  des  Unterstützunga- 
Wohnsitzes  flthrt 

Im  öbrigen  liegt  es  der  Landesgesetzgebung  ob,  über 
die  Zusammensetzung  und  Einrichtung  der  Ortaannenver- 
bände  Bestimmung  zu  treffen  (§  8), 

In  Bezug  auf  die  Landarmen  verbände  kam  die 
Kotwendigkeit  in  Betracht,  ihre  Funktionen  grösseren,  den 
Ortsamienverbänden  übergeordneten  Bezirken  zu  übertragen; 
hier  fehlte  es  aber  an  einem  einheitlichen  Massstabe,  wie  er 
für  die  Ortsannenverbände  durch   das  Vorhandensein   gleich- 
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artiger  unterster  politischer  Körperschaften  gegeben  war,  inso- 
fern die  darüber  sich  erhebenden  Verwaltungskörper  höherer 
Ordnung  in  den  einzelnen  Staaten  durchaus  verschiedene  Bil- 
dung hatten  —  gleichartig  waren  nur  erst  wieder  die  Ver- 
waitungskörper  höchster  Ordnung,  die  Staaten  selbst.  Da- 
swischen  lagen  in  Preussen  Kreise,  Regierungsbezirke,  Provinzen, 
in  Sachsen  Amts-  und  Kreishauptmannschaften  u.  s.  w.,  wälirend 
in  den  kleineren  Staaten  nur  eine  Zwischenbildung  bestand 
oder  die  Staatsverwaltung  sich  unmittelbar  den  Gemeinden 
überordnete.  Hier  von  vornherein  eine  Auswahl  zu  treffen 
und  von  Bundeswegen  die  in  den  einzelnen  Staaten  zu  Land- 
armenverbänden geeigneten  Organe,  zu  bestimmen,  war  also 
unthunlich ;  auf  der  anderen  Seite  war  aber  auch  die  Nötigung 
hierzu  geringer,  da  die  Landarmenverbände  nur  eventuell  ein- 
treten, die  Ortsarmenverbände  im  übrigen  zu  vorläufiger 
Unterstützung  verpflichtet  sein  sollten,  es  sich  also  mehr  um 
Sicherstellung  der  finanziellen  als  der  verwaltungstechnischen 
Leistungsfähigkeit  handeln  musste.  Endlich  kiun  noch  ein 
Drittes  in  Betracht.  In  den  meisten  Einzelstaaten  war  von 
jeher  irgend  eine  Art  der  Beihülfe  zu  der  örtlichen  Armen- 
pflege üblich  gewesen:  in  Preussen  bestand  bereits  vor  dem 
Gesetz  von  1842  die  Einrichtung  der  provinziellen  Fürsorge 
für  Geisteskranke,  Gebrechliche  u.  a.;  seit  1842  hatten  sich 
derartige  Einrichtungen  im  Anschluss  an  die  neu  geschaffenen 
Landarmenverbände,  abgesehen  von  der  ihnen  dort  gestellten, 
ohnedies   der   Entiastung  der  Amienverbände  dienenden  Auf- 

Sbe,  in  der  Richtung  auf  Uebemahme  gewisser  Armenpflege- 
le  weiter  entwickelt.  Ebenso  war  in  den  übrigen  Staaten 
die  Irrenpflege,  die  Zahlung  von  Beiträgen  an  unvermögende 
Gemeinden  u.  dgl.  mehr  Gegenstand  der  unmittelbaren  Für- 
sorge des  Staats,  des  Kreises,  des  Amtsverbandes  u.  s.  w.  ^) 
gewesen. 

Es  lag  nicht  nur  kein  Grund  vor,  in  diese  mannigfachen 
Thätigkeiten  verschiedener  Organe  einzugreifen,  sondern  um- 
gekehrt traf  die  Erhaltung  und  Beförderung  derartiger  Ein- 
richtungen mit  der  Tendenz  eines  vor  allem  auf  gerechte 
Verteilung  der  Armenlast  abzielenden  Gesetzen  durchaus  zu- 
sammen. 

Aus  all  diesen  Gründen  konnte  sich  dasselbe  daher  be- 
gnügen, den  einzelnen  Staaten  die  Einrichtung  von  Land- 
armenverbänden vorzuschreiben  und  den  von  letzteren  mit 
den  Funktionen  des  Landarmenverbandes  zu  betrauenden  Or- 
ganen die  eine  Verpflichtung  aufzuerlegen,  welche  zu  den 
unerlässlichen  Grundlagen  des  Systems  gehörte:  die  unbe- 
dingte Verpflichtung  zur  Unterstützung  hülfsbedürftiger  Nord- 
deutscher, welche  endgültig  zu  tragen  kein  Ortsarmenverband 


^)  Vgl.  hierüber  unten  Kapitel  10. 
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verpflichtet  ist  (§  5).  Jm  übrigen  blieb  es  der  Landesgeseb- 
gebung  überlassen,  zu  bestimmen,  ob  der  Staat  unmittelbar, 
ob  er  durch  andere  Organe  die  Funktionen  des  Landarmen- 
verbandes  üben  soll,  in  welcher  Art  und  in  welchen  Fftllen 
den  Ortearmenverbänden  BeihüHe  zu  gewahren  sind,  und  endlich 
ob  und  inwiefern  sich  die  Landarmen  verbände  der  Orts- 
armenverbKnde  als  ihrer  Organe  bei  Ausübung  der  öffentliclien 
Armenpflege  bedienen  dürfen'). 


§  56. 

Der  positive  Inhalt  der  vorstehend  mitgeteilten  G-esetze6~ 
Vorschriften  schloss  einen  negativen  gewiseermassen  von  selbst 
ein.  Trotz  allen  Spielraums,  welcher  fUr  die  Bildung  der 
Armen  verbände  im  einzelnen  aus  guten  Gründen  gestattet 
war;  andere  als  die  vom  Gesetze  erforderten  Verbände  konnten 
in  Öffentlich-rechtlicher  Beziehung  nicht  mehr  als  zulässig  e^ 
achtet  werden.  Die  annenpolizeiliche  Vorschrift,  dass  kein 
Norddeutscher  in  keinem  Räume  des  Bundesgebietes  im  Falle 
der  Bedürftigkeit  ohne  Unterstützung  bleiben  soll,  dass  keine 
Unterstützung  anders  als  durch  die  gesetzlich  geordneten  Ver- 
bände mit  der  Wirkung  einer  üffenuichen  (d.  h.  einer  erstat- 
tungst^higcn)  verabfolgt  werden  kann,  bedingte  es  auch,  aus- 
zusprechen, dass  andere  als  diese  Verbände  Armenverbände 
im  Sinne  des  Gesetzes  nicht  sein  können.  Damit  waren  Kirch- 
spielsgemeinden, konfessionelle  Armenverbände  und  ähnliche 
halböffentliche  oder  auch  ganz  private  Bildungen,  welche  bis- 
bor mehr  oder  weniger  an  ihrer  Stelle  ausreichend  gewesen 
waren,  aus  der  Reihe  der  ölfentlich-rechtlichen  Organe  der  Armen- 

Eflege  entfernt  und,  soweit  sie  nicht  mit  den  poUtischeD  Gnmd- 
ildungen  der  Gemeinden,  Distrikte  u.  s.  w,  übereinstimmten,, 
ihrer  bisherigen  Funktionen  entkleidet 

In  §  6  des  Gesetzes  ist  dies  in  Bezug  auf  Annen  verbände, 
deren  Mitgliedschaft  an  ein  bestimmtes  Olanbensbekenntniss  geknttpft 
ist,  noch  aosdrflcklich  ausgesprochen-  Der  §  50  des  Entwnrb, 
welcher  lautete:  „LandarmeDverbände  und  sonstige  für  einielne 
Zweige  oder  Fälle  der  Öffentlichen  Armenpflege  eingerichtete  grfeser» 
Verbände  stehen  in  Bezug  auf  die  Verfolgung  ihrer  Rechte  den 
Armen  verbau  den  gleich",  wurde  von  der  Kommission  in  der  aus- 
drücklichen Absicht  ausgeschieden,  Nebenbildnngen  nicht  zuzulassen 
und  geradezu  die  bestehenden  Verbände,   soweit  sie  grössere,    dem 


')  Hierher  gehört  noch  die  etwaa  weiter  Kreifende  VoTecbrift  des  ^  59, 
wonach  jeder  BundeBataat  verpflichtet  eein  Boll,  für  Erstattung  deijemgea 
Kosten  zu  sorgen,  zu  deren  Zahlung  ein  Ort  Bannen  verband  laat  Be- 
Bcheinigung  seiner  vo^esetzten  Benüide  f^nz  oder  tölwräse  anBMr 
Stande  ist. 
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L-A.-V.  ähnliche  sind,    dem    L.-A.-V,  anzunähern    oder    sie    darin 

einzQschliessen.    Letzteres    blieb    dann  eben    Sache    der    Landes- 
geeetzgeboDg. 


§  57. 

S.Gruppe.  Verhältniss  der  Armenverbände  zu 
einander. 

Das8  ein  Armenverband  in  die  Lage  kommen  kann,  durch 
vorläufige  Unterstützung  einer  ihm  nach  Massgabe  des  Ge- 
setzes nicht  zugehörigen  Person  die  Geschäfte  des  endgültig 
verpflichteten  Annenverbandes  zu  besorgen,  war  bereits  durch 
die  Unterscheidung  zwischen  vorläufiger  und  endgtütiger  Ver- 
pflichtung zur  Unterstützung  ausgesprochen ;  es  erübrigte  noch, 
das  Verfahren  zu  ordnen,  mittels  dessen  der  Anspruch  aus 
der  G^chäftsfUhrung  geltend  gemacht  werden  konnte. 

Zunächst  sind  in  dieser  Beziehung  einige  Bestinmiungen 
zu  nennen,  welche  die  selbstverständliche  Konsequenz  des 
ganzen  Systems  sind  und  welche  ohne  Debatte  aus  dem 
Bundesratsentwurf  in  den  Kommissionsentwurf,  aus  diesem 
in  das  Gesetz  übergingen:  die  Bestimmungen 

1)  dass  Rechte  und  Verbindlichkeiten  nur  zwischen  den 
zur  Gewährung  öffentlicher  Unterstützung  nach  Vorschrift 
dieses  Gesetzes  verpflichteten  Verbänden  begründet  werden 
(§  61), 

2)  dass  jeder  Armen  verband  berechtigt  ist,  seine  Ansprüche 
gegen  einen  andern  ^rmenverband  auf  dem  durch  dieses  Ge- 
setz bezeichneten  Wege  selbständig  und  unmittelbar  vor  den 
zur  Entscheidung  sowie  zur  Vollstreckung  derselben  berufenen 
Behörden  geltend  zu  machen  (§  36), 

3)  dass  Orts-  und  Landarmenverbände  in  Bezug  auf  die 
Verfolgung  ihrer  Rechte  gleich  stehen  (§  7). 

Auch  ist  hier  vorab  die  Vorschrift  des  §  34  zu  erwähnen, 
welche  mehr  instruktioneller  Natur  ist  und  den  vorläufig  unter- 
stützenden Ortsarmenverband  verpflichtet,  eine  vollständige 
Vernehmung  des  Unterstützten  über  seine  persönlichen  Hei- 
matsverhältnisse  zu  bewirken  und  den  etwaigen  Anspruch  auf 
Erstattung  bei  Vermeidung  des  Verlustes  dieses 
Anspruchs  binnen  6  Monaten  nach  begonnener  Unter- 
stützung bei  dem  vermeintlich  verpflichteten  Armenverbande 
mit  der  Anfi'age  anzumelden,  ob  der  Anspruch  anerkannt 
wird.  Die  Anmeldung  soll,  falls  der  verpflichtete  Armenver- 
band nicht  zu  ermitteln  ist,  bei  der  dem  vorläufig  unter- 
stützenden Armenverbande  zunächst  vorgesetzten  Behörde  er- 
folgen. Geht  innerhalb  vierzehn  Tagen  eine  zustimmende 
Antwort  des  in  Anspruch  genommenen  Armenverbandes  nicht 
ein,  so  gilt  dies  einer  Ablehnung  des  Anspruchs  gleich. 

Fonebungsn  (27)  VI.  4.  —  M&nBterb«rg.  11 


Ein  Antrag  des  Abg.  Grumbroqht,  statt  der  Prasamtion,  der  Ab- 
lehnung die  Präeumtioji  dei  Anerkcnuiing  bei  Nichtautwort  inner- 
halb  3  Woclieo  einzufübren,  iveil  eonst  wieder  ein  Privileg  für  lin 
verpfliclileien  Armen  verband  geschaffen  würde,  wnrde  mit  dem  zu- 
treffenden Hinweis,  dass  eine  solche  Bestinnmung  gegen  die  einfacb&ieii 
Rechtsprinzipien  Verstössen  würde,  abgelehnt,  dagegen  §  35  aDgenoaiiiini. 

In  den  Entwürfen  des  Dnndesrats  und  der  Kommission  witr  dv 
die  Verpflichtung  zur  Vernehmung  nnd  Anmeldung  ohne  Frist- 
bestimmung  ausgesiirocben.  Im  Reichstage  wurde,  besonders  voa 
Gminbrccbt,  geltend  gemacht,  dass  eine  solche  instmktionelle  Vor- 
schrift tlberhaupt  nicht  in  das  Gesetü  gehöre.  Dagegen  siellit 
der  Abg-  Frant/.  den  Antrag  anf  £infU|nmg  von  Frist bestiinmonpo  — 
Nr.  157  III  der  Itrucksachen  — ,  «m  den  verpflichteten  Armen- 
verbänden  gegen  die  Lässigkeit  der  vorläufig  unterstützenden  Sicherbeit 
zu  gewähren ;  er  machte  besonders  geltend,  dass  es  für  die  ersteren, 
falls  sie  von  dem  Ansprüche  erst  nach  langer  Zeit,  vielleicht  nach 
Jahren,  erfahren,  oft  unmj^lich  sei,  noch  die  AnfentbaltsverhlLltDiffie 
festzustellen,  sich  an  früher  vermögend  gewesene  Verwandte  zu  re- 
gressiren  u.  s.  w.  Uie  von  Frantz  beantragte  Frist  von  8  Wochto 
wurde  auf  Antrag  des  Abg.  v.  Hennig  auf  6  Monate  erhöbt,  —  D«r 
Berichterstatter  Friedenthal  glanbte  noch  daranf  hinweisen  zu  müssea, 
dass  es  sich  hierbei  immer  nur  um  Kosten  handeln  könne,  die  dei 
Vergangenheit  angehören,  da  im  Falle  dauernder  Bedllrftigkeit  in 
jedem  Momente  der  Dauer  der  Anspruch  anf  Ausweisung  bei», 
fernere  KostenerstatiunK  erwachse. 

Die  einmal  ^fescbebenc  .^nmeldung  wirkt  auf  uubescbrilnkte  Zeit; 
anch  wenn  naehträgüch  der  erst ai tun gspflichlige  A rmen verband  er- 
mittelt wird,  soll  CS  keiner  Wiederholung  d^r  Anmeldung  bedOrfm 
—   vgl.  Entsch.  vom  2.  Mai  1885  Bd.  XVII   S.  143. 


Für  die  Onlnung  dea  Verfahrens  selbst  waren  zwei  MCg- 
lichkeiten  {jjcgeben.  I.  Es  kannten  alle  Annen »treitsachen 
einem  von  Bundcawegen  zu  ordnenden  gleichartigen  Verfahno 
unterworfen  werden ;  2.  es  wurden  nur  diejenigen  Fälle  vo^ 
gesehen,  in  welchen  Arnienverl>flnde,  dii:  verschiedenen  Bunde*- 
staaten  angejiüren,  in  Htreit  geraten.  Mit  linderen  Worten:  « 
handelte  sieh  aucli  hierbei  darum,  ob  man  durch  Bundeerechl 
alles  Landcaroirht  bi^seitigen  oder  sich  mit  interterritorialer 
Regelung  begnügen  wollte.  Das  Gesetz  folgt  der  zweiten 
Alternative.  .Streitigkeiten  zwischen  verecluedenou  Annen- 
verbänden,  welche  demselben  Bundesstaate  angehören,  sollai 
auf  dem  durch  die  Landesgeaetze  vorgoscliricbenen  Wege  vr- 
ledigt  werden  (§  37).  Gehören  dagegen  die  streitenden  T«le 
ventchiedenen  Bundesstaaten  an,  so  findet  ein  bundesgeeetz- 
lich  geordnetes  Verfahren  statt  (§  38 — 51  d.  Ges.). 

Doch    soll    auch    in    diesen    interterritorialen  Streitigen, 
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«oweit  sie  die  untere  Instanz  angehen,  über  den  erhobenen 
Anspruch  im  Verwaltungswege  durch  diejenige  Spruchbehörde 
entschieden  werden,  welche  dem  in  Anspruch  genommenen 
Verbände  vorgesetzt  ist,  und  die  Zuständigkeit,  der  Instanzen- 
zug und  das  Verfahren  der  landesgesetzlichen  Regelung  vor- 
behalten bleiben. 

Was  die  Entscheidung  in  letzter  Instanz  anging,  so  liess 
eich  zwar  denken,  dass  bei  im  übrigen  einheitlicher  Regelung 
der  Materie  für  das  ganze  Bundesgebiet  eine  über  die  Einzel- 
staaten hinausreichende  Instanz  geschaffen  würde,  welche  von 
Bundeswegen  Aufsicht  übte  und  Recht  sprach.  Unbedingt 
erforderlich  war  dieselbe  selbstverständlich  nur  bei  Streit- 
sachen zwischen  Armenverbänden,  die  verschiedenen  Bundes- 
staaten angehören.  Dieser  Punkt  bildete  nun  den  dritten  be- 
deutenden Anlass  für  die  gesetzgebenden  Faktoren,  sich  über 
die  Kompetenzen  der  Bundesgewalt  aufs  gründlichste  auszu- 
sprechen. Und  indem  von  der  einen  Seite  die  Befugniss  des 
Öundes  zur  Schaffung  einer  solchen  Instanz  für  alle  (also 
auch  die  nicht  interterritorialen)  Streit&Ue  des  Armenrechts 
in  Anspruch  genommen,  von  der  andern  Seite  jede  über  ein 
interterritoriales  Austrägal verfahren  hinausgehende  Befugniss 
bestritten  wurde,  erhielt  die  Diskussion  wiederum  eine  die  Wich- 
tigkeit der  in  Frage  stehenden  Angelegenheit  bei  weitem  über- 
ragende Bedeutung:  wiederum  standen  Bund  und  Einzel- 
staat in  scharfem  Gegensatz  einander  gegenüber;  wiederum 
meinten  die  Vertreter  der  einen  Richtung,  dass  durch  die 
endgültige  Entscheidung  in  ihrem  Sinne  die  gemeinsame 
deutsche  Sache  aufs  beste  gefördert  werde,  während  die  an- 
dern einen  unerträglichen  Eingriff  in  die  einzelstaatlichen 
Hoheitsrechte  abwehren  zu  müssen  glaubten,  yon  dem  Er- 
gebniss  dieser  Kämpfe  unterscheidet  sich  aber  die  Frucht 
jener  anderen,  welche  man  um  die  einheitliche  Regelung  der 
Armenfursorge  und  das  armenrechtliche  System  gefülirt  hatte, 
durch  den  Erfolg,  welcher  in  der  Hauptsache  derjenigen  Seite 
blieb,  welche  der  gemeinsamen  obersten  Instanz  widerstrebt 
hatte. 

Der  Verlauf  dieser  Kämpfe  ist  für  das  Verständniss  der 
schli esslichen  Regelung  deshalb  besonders  wichtig,  weil  es 
noch  bis  zur  Gegenwart  keine  aiTnen rechtliche  gemeinsame 
oberste  Instanz  giebt  und  die  sie  betreffenden  Fragen  noch 
gegenwärtig  bestrittene,  zum  Teil  ungelöste  sind^). 

In  gewissem  Sinne  am  weitesten  war  in  dieser  Beziehung 
der  Entwurf  des  Bundesrats  zurückgeblieben,  der  von  vorn- 
herein nur  der  interterritorialen  Re^c  *lung  galt,  von  vornherein 
nur  eine  gemeinsame  Instanz  flir  die  dahin  gehörigen  Fälle 
im  Auge  haben  konnte.     Als  solche  bezeichnete  er  den  Bundes- 

»)  Vgl.  hierzu  unten  §  21G.  221.  222. 
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rat,  lind  zwar  einen  auB  seiner  Mitte  zu  bildenden  Aus- 
schuss  für  das  Heimatwesen. 

Dieee  Bestimmung  .hatte  zunächst  in  der  Kommission,  da- 
nach im  Reichstage  das  eigentümliche  Schicksal,  weder  der 
einen  noch  der  andern  Partei  zu  gefallen :  den  Vertretern  der 
Einheitsbestrebungen  erschien  die  Beschränkung  auf  die  we- 
nigen eigentlich  interterritorialen  Fttlle  viel  zu  eng,  während 
die  Gegner  die  Bildung  eines  solchen  Ausschusses  als  ausserhalb 
der  verfassungsmässigen  Kompetenz  des  Bundesrats  liegend 
eviichteten. 

Dem  entsprechend  bewegten  sich  Anträge  und  BeschlttSB« 
in  der  Richtung  auf  Erweiterung  hier,  auf  Einengung  der 
Bundesbefugnisse  dort.  Die  Kommission ,  welche  den  filr  die 
damaligen  Verhältnisse  wirklich  ungeheuem  Sprung  von  der 
blos  interterritorialen  zur  einheitlichen  Regelung  der  ganzen 
Materie  gewagt,  und  — ■  wie  sich  zeigte  —  mit  Erfolg  gewagt 
hatte,  nahm  auch  den  Gedanken  einer  bundesamtlichen  In- 
stanz mit  Lebhaftigkeit  auf  und  folgerte  aus  der  Thatsache 
der  nunmehr  gemeinsamen  Rechtsquelle  die  Notwendigkeit 
ihrer  gleichmässigen  Benutzung,  die  nur  durch  eine  gemein- 
same höchste  Instanz  gewährleistet  werden  könnte.  Mit  Ge- 
schick dediizirte  sie  aus  dem  Vorgehen  des  Bundesrats,  daes 
er  durch  seinen  Entwurf  die  Frage,  ob  die  Schaffung  einer 
solchen  Instanz  verfassungsmässig  zulässig  sei ,  präjudiziell  in 
bejahendem  Sinne  entschieden  hätte,  und  mit  ^^  arme  betonte 
sie,  dasB  es  neben  dem  formellen  Recht  auf  den  Geist  der 
Verfassung  ankomme,  welche  dem  Bunde  nicht  die  Gesetz- 
gebung übei'tragen  hätte,  wenn  sie  ihm  nicht  auch  die  üLüg- 
tichkeit  hätte  geben  wollen,  Garantien  für  ihre  Durchfllhrung 
zu  schaöen^). 

Die  Gegner  bestritten  die  Kompetenz  des  Bundesrate, 
auch  nur  zur  Bildung  eines  neuen  Bundesratsausschuesei, 
durchweg  und  beriefen  sich  hierfür  auf  die  Art.  3.  4.  15.  17 
der  Bundesverfassung.  Art.  8  enthalte  die  Bestimmung,  da» 
von  dem  gemeinsamen  Indigenate  die  Armen  Versorgung  und 
die  Aufnahme  in  den  lokalen  Amienverband  nicht  berührt 
sein  solle;  in  Art.  4  seien  die  Gegenstände  der  Bundesgesete- 
gebung,  in  Art.  8  die  zu  bildenden  Ausschüsse  festgesetzt  — 
jener  führe  die  Armenpflege ,  dieser  einen  Ausschuss  tü.T  its 
Heimatwesen  nicht  auf  — ,  und  endlich  übertrage  Art  17  dem 


Einseifen,  aondem  das  ovdDungemässige  Lösen  der  entstebeoden  Zw^Ü 
im  Wege  der  Eatflcheidung  durch  geordnete  Organe  zu  vereteben  hL 
Kliqnel  sprach  aue,  dass  die  SchaSimg  einer  obersten  Instanz,  folb  ^ 
Berechtigung  hierzu  nicht  schon  aus  der  Vetfassung  henaleiteo  «ä, 
zweifellos  durch  ein  Spezialgesetz  erfolgen  könne. 
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Bunde  nicht  die  Handhabung  der  Gesetze,  sondern  lediglieh 
die  Ueberwachung  ihrer  Ausflihrung. 

So  standen  sich  denn  gegenüber  die  Verfechter  der  Ein- 
heit, welche  von  der  Zersplitterung  der  Rechtsprechung  in 
viele  landesgesetzlich  höchste  Instanzen  eine  die  wohlthätigen 
Wirkungen  des  Gesetzes  gefährdende  Vielfältigkeit  und 
Zwiespältigkeit  befürchteten  —  und  jene  andern,  für  welche 
die  Zulassung  der  gemeinsamen  obersten  Instanz  die  weitere 
Stärkung  einer  die  Landeshoheit  unheilbar  zerstörenden 
Bundesgewalt  bedeutete^). 

Und  an  diesem  Punkte  \^Tirde  nun,  nachdem  schon  die 
verschiedenen    Heimatsysteme    ein    Opfer    der    Bundeshoheit 

feworden,  um  so  nachdrücklicher  festgehalten.  Wie  nach- 
rücklich,  das  zeigte  nicht  blos  die  Erklärung  des  sächsischen 
Bevollmächtigten  (Schmalz);  es  erklärten  vielmehr  zunächst 
in  der  Kommission  der  Bevollmächtigte  der  preussischen  Staats- 
regierung (v.  Puttkamer)  und  demnächst  im  Reichstage  der 
Präsident  des  Bundeskanzleramtes  (Delbrück)  in  eigener  Per- 
son, dass  das  ganze  Gesetz  auf  unüberwindlichen  Widerstand 
fitossen  würde,  wenn  die  Kommissionsbeschlüsse  wegen  Schaf- 
fung einer  ausnahmslos  höchsten  gemeinsamen  Instanz  ange- 
nommen werden  würden. 

Da  diese  Erklärung,  die  bestimmt  genug  ausgesprochen 
war,  um  das  Eintreten  der  darin  in  Aussicht  gestellten  Even- 
tualität ausser  allen  Zweifel  zu  setzen,  das  äusserste  Mass 
des  Entgegenkommens  seitens  der  \^nder8trebenden  Elemente 
und  somit  die  Grenze  des  überhaupt  Erreichbaren  bezeichnete, 
450  wurde  sie  ausschlaggebend  für  die  Beschlussfassung  des 
Reichstages. 

Entsprochen  wurde  ihr  durch  einen  Antrag  des  Abg. 
Miquel  ^),  inhalts  dessen  bei  allen  Streitigkeiten  zwischen  Armen- 
verbänden ,  welche  verschiedenen  Bundesstaaten  angehören, 
die  Berufung  an  eine  gemeinsame  Bundesinstanz  (nach  näheren 
im  Detail  zu  beratenden  Massgaben)  zulässig  sein  sollte.  Auch 
sollte  es  der  Landesgesetzgebung  frei  stehen,  bis  zu  ander- 
weiter von  Bundeswegen  erfolgender  Regelung 
der  Kompetenz  derBundesinstanz  auch  Streitigkeiten 
zwischen  Armenverbänden,  die  nur  ihrem  Gebiet  angehörten, 
dieser  Bundesinstanz  zu  unterwerfen. 

Nachdem  Miquel  seinen  Antrag  begründet  und  insbeson- 
dere dargelegt  hatte,  dass  es  besser  sei,  das  Geringere  anzu- 
nehmen,    als   gar   keinen   Fortschritt  auf  dem  Wege  einheit- 


1)  Der  Abgeordnete  Oehmichen  sprach  ^radezu  von  „allmählichem 
Mediatidren".  Seine  verfassungsmässigen,  in  der  Rommission  vorge- 
brachten Bedenken  hatte  er  in  einem  beparatvotum  niedergelegt.  Vgl. 
Anm.  1  S.  146. 

*)  Nr.  167  der  Drucksachen. 
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lieber  Gesetzgebung  zu  rauchen,  erklärten  auch  Bodcre  Mit- 
glieder des  Rek'hstages  uuil  zwar  aus  beiden  Lagern  ihre  Be- 
reitwilligkeit zu  einem  Komprouiiijs  im  Intercss«  des  Ganzen. 
So  wurde  der  Miquelsche  Antrag  vom  Reichstage  angenom- 
men^) und  L'ine  bimdeageaotz liehe  oberste  Instanz  geschaffen, 
welche  die  obligatoriacho  Instanz  für  alle  interterri- 
torialen, dÜ!  fakultative  ftir  die  nur  territorialen  Streit- 
iSlIe   zu   bildi-n  bestimmt  wurde  (§  41.  52). 

Von  sekundärer  Bedeutung  war  an  dieser  Stelle  die 
Frage  der  Organisation,  welche  der  Miquelsche  Antrag  vo^ 
behalten  hatte ;  an  dieser  Stelle  —  denn  an  und  für  sich 
kam  den  Fmpen,  ob  Verwaltungs-  oder  ziviige  rieh  tlicbes  Ve^ 
fahren,  ob  GebUhreufreiheit  oder  GebUhrenlast,  ob  auf  Lebeng- 
zeit ernannte  oder  absetzbare  Richter  n.  a.  m.  auch  in  An- 
sehung des  vorliegenden  Gesetzes  eine  nicht  zu  unterschft tuende 
Bedeutung  zu. 

Die-Wüiiache  und  Meinungen  hinsichtlich  der  Organis«- 
tion  bewegten  sich  aber  auch  hier  wieder  zwischen  zwei  Ei- 
tremcn. 

Während  der  sftchaische  Abgeordnete  v.  Einsiedet  nicht» 
anderes  als  die  Beibehaltung  einer  mehr  diplomatischen,  itn 
feste  Formen  nicht  gebundenen  Austrjtgalinstanz  im  Sinne  der 
Gothaer  Konvention  wünschte,  trat  Laaker  für  ein  Verfahren 
ein,  bei  welchem  der  ordentliche  Rechtsweg  prinzipiell  o4w 
mindestens  fakultativ  zugelassen,  die  gesetzniAssige  Darck- 
fllhrung  durch  Besetzung  des  Gerichts  mit  unabhängigia 
Richtern  sichergestellt  werden  sollte;  und  während  v.  EinBiedel 
den  Bundesrat  als  die  geeignete  Behörde  bezeichnete,  be- 
antragte Las  k  er,  das  damals  schon  errichtete  Bund  es- Ober- 
Handelsgericht  mit  Wahrnehmung  der  bezüglichen  richte^ 
liehen  Funktionen  zu  betrauen:  er  betonte  hierbei  besonder! 
nachdrücklich  den  Unterschied,  welcher  zwischen  dem  Interesie 
der  Verwaltung  an  der  Gewährung  öffentlicher  Armenpflege 
und  dem  Interesse  der  Armen  verbände  an  der  Entscheidung 
über  die  Verpflichtung  zur  Armenhuit  bestünde;  die  Fri^ 
wer  definitiv  die  Anncnlast  zu  tragen  habe,  löse  sich  ah  eine 
nach  Normen  des  objektiven  Rechts  zu  entscheidende  rein  aiu. 

In    der  Mitte    awiachen    diesen  Ansrchten    stand    der  Eat- 


..  _      ;    dieBeo    Worten   auacedrückle    AnerkenDung    dA    Kompetenz 

Bundes  nicht  pr&judizietle  Bedeatung  erUngpe.  A^eordnetei  Fiiedenthil 
erwiderte  hieniut^  daae  die  Absicht,  ein  Pr^udiz  zu  suhaffen,  wohl  nicht 
vorliege .  man  wolle  eben  die  Frage  offen  lassen;  nar  miisae  man  «nf 
der  andern  Seite  der  Folgerung  vorbeugen,  die  aas  der  Streichung  jener 
Worte  gezogen  werden  könnte,  daee  man  im  Wege  des  RomDromiaaei 
die  lakompeteoz  für  alle  Zeit  h6tte  zuKOsieben  wollen.  Piiüide&t 
Delbrück  erklärte,  dass  gegen  den  Antrag  Hiqtiel  veifiuningsmSBeige  Be- 
denken nicht  obwalteten. 
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wnrfdes  Bundesrats,  welcher  einen  Bundesratsausschuss 
für  das  Heimatwesen  als  entscheidende  Behörde  vor- 
geschlagen,  daneben  aber  (§  42  des  Entwurfs)  den  ordentlichen 
Rechtsweg  zugelassen  hatte.  Keiner  dieser  Vorschläge  fand 
eine  Majorität  Gegen  den  des  Abgeordneten  v.  Einsiedel 
sprach  selbstverständlich  die  Auffassung,  welche  durch  An- 
nahme des  Miquelschen  Antrages  zuxd  Ausdruck  gekommen 
war;  von  der  fakultativen  Zulassung  des  Rechts-  und  Ver- 
waltungsweges fürchtete  man  eine  schädliche  Zwiespältigkeit; 
dem  Laskerschen  Antrage  hielt  man  das  Bedenken  entgegen, 
das»  es  den  rein  juristisch  gebildeten  Elementen  an  hinreichen* 
der  praktischer  Erfahrung  fehlen  würde,  welche  im  Hinblick 
auf  die  eigentümliche  Natur  der  aus  der  Armenpflege  ent- 
springenden Rechte  und  Verbindlichkeiten  für  die  Entschei- 
dung von  hierbei  erwachsenden  Streitigkeiten  ein  unerlässliches 
Erfordemiss  sei. 

Immerhin    blieb   man   bei   dem   Gedanken,    eine   höchste 
Instanz  nach  Art  eines  Gerichtshofes  zu  bilden,  stehen.    Schon 
die  Kommission  hatte  es  ausgesprochen,  dass  ein  solches  ent- 
scheidendes Organ    nicht   ein   ohne  jede   Stabilität   gebildeter 
Bundesausschuss  sein  kcinne,   dessen  Mitglieder  Mandate  und 
Instruktionen  ihrer  Regierungen  erhielten,  dass  zum  mindesten 
Ständigkeit,   Kollegialität  und  richterliche  Qualifikation  eines 
Teiles   der  Mitglieder    als   Garantie    des  Verfahrens  gefordert 
werden  müssten.     Es  handelte  sich  nur  noch  darum,  an  Stelle 
der  richterlichen  Mitglieder   oder  neben  ihnen  diejenigen  Ele- 
mente  zu  bezeichnen,   welche   aus   der  Verwaltung   und   der 
Ijaienwelt  mit  herangezogen  werden  sollten. 

Wesentlich  aus  diesen  Erwägungen  ist  die  vom  Reichstage 
beschlossene  und  demnächst  gesetzlich  sanktionirte  Behörde 
hervorgegangen,  welche  den  Namen  Das  Bundesamt  für 
das  Heimatwesen  erhielt.  Sie  ist  das,  was  der  später  bei 
weitem  geläufiger  gewordene  Name  „Vorwaltungsgerichtshof " 
bezeichnet:  eine  ständige  und  kollegiale  Behörde,  deren  Mit- 
glieder auf  Lebenszeit  ernannt  werden  und  von  denen  der 
Vorsitzende  und  mindestens  2  Mitglieder  die  für  das  höhere 
Richteramt  erforderliche  Vorbildung  haben  müssen  (§  42). 
Sie  soll  ihren  Geschäftsgang  durch  ein  vom  Bundesrat  zu 
bestätigendes  Regulativ  ordnen^)  und  mittels  eines  einfachen, 
im  wesentlichen  dem  preussischen  Recht  entsprechenden  Ver- 
fahrens auf  eingelegte  Berufung  innerhalb  der  gtiordneten 
Kompetenz  entscheiden.  Die  Entscheidung  erfolgt  gebühren- 
frei  m   öffentlicher   Sitzung  nach   erfolgter  Ladung  und  An- 


1)  y^l.  die  §§  42—51  und  BekanntmachuDg  betr.  das  Regulativ  zur 
Ordnung  des  Geschäftsganges  bei  dem  ßundesamt  für  das  Heimatwesen 
vom  G.  Januar  1873:  Zentralblatt  d.  D.  R.  S.  4  ff. 


börung  der  Parteien  mittels  schriftlichen  E^kenntDiBses');  ein 
weiteres  Eechtsraittel  ist  gegen  dieselbe  nicht  zulässig. 

§  59. 

Von    (1(511    übrigen   Bestimmungen   des   Gesetzes,    welche 
eine  gewisse  prinzipielle  Bedeutung  beanspruchen  können,  «ind    1 
nur   noch   die  des  g  65  zu  nennen-),   welcher  den  Tag  Art    I 
O-esetzeskraft  auf  den  1.  Juli  1871  feetaetzte  und  der 
aus  der  Festsetzung  eines  bestimmten  Termins  sich  ergebenden 
Mfitigung   Rechnung    trug,    den    Uebergang   aus    den  be- 
stehenden   individuellen   Rechtsverhältnissen     in    die   neu  ge- 
schaffenen Zustände  zu  regeln.    Es  wurde  hierbei  in  Beziehung 
auf  die  in  Betracht  kommenden  Personen  prinzipiell  unterschieden 
zwischen  solchen,  welche  am  1.  Juli  1871  eine  Heimat  oder  einen 
Unters  tu  tzungs  Wohnsitz  nach  Landesrecht  besitzen,  und  solchen, 
welche  ebendann  einen  Teil  der  für  den  Erwerb  erforderlichen 
Voraussetzungen   erfüllt  haben   würden.     Die   ersteren  sollten 
das  am  1.  Jiili  1871  bestehende  Rechtsverhältniss   nach  Mass- 
gabe  des  Bundesgesetzes  als  UnterstUtzungs^-ohnsitz  fortsetzni; 
bei  den  andern  wurde  noch  weiter  unterschieden,  ob  sie  nach 
Landesrecht  Heimat  oder  Unterstütz ungs Wohnsitz  durch  quali- 
fizirten   oder   durch   blossen   unqualifizirten   Aufenthalt  hätten     i 
erwerben  können.     Im  ersteren  Falle  soll  die  vergangene  Zeit    1 
überhaupt    nicht   mitzählen    und   der  Fristenlauf    zum  Em-erb     j 
des  neugeschaffenen  UnterstUtzungawohnsitzes  erst  vom  1.  Juli    ] 
1871  an  gerechnet  werden;  dagegen  soll  im  andern  Falle  die 
abgelaufene  Zeitdauer  voll  zur  Anrechnung  kommen  und  mit- 
hin   durch    einen    am   1.  Juli    1871    bereits   zwei   Jahre  fort- 
gesetzten Aufenthalt  der  Unterstütz  ungs  wohn  sitz  als  erworben 
gelten,  bezw.  eine  kürzere  Frist  durch  den  nach  diesem  Zeit- 
punkt bis  zur  Dauer  von  zwei  Jahren  fortgesetzten  Aufenthalt 
ergänzt  werden  können. 

Es  wurde  vorausgesehen ,  dass  diese  Vorschrift  die  Lsnd- 
armenverbände  zunächst  sehr  tiberlasten  würde;  man  glaubte  aba 
in  anderer  Weise  der  ungebührlichen  Belastung  von  Gebieten,  in 
denen  solche  Bestimmungen  bisher  nicht  gegolten  hatten,  nicht  vorbeugen 
zu  können.  —  Bie  zweit«,  äusserst  radikale  Vorschrift  wurde  be- 
sonders von  den  Abgg.  Schieiden,  Kraus  und  Hinricbsen  auch  such 

■J  Erkenntnias  im  Gegensatz  zu  Beachluse,  welchen  6  ST  da 
B.-Entw.  TOTgeechlasen  hatt«;  im  Reicbatage  tiaten  besonders  v.  KaidoiS, 
Miqnel,  r.  Jaeow  Für  die  Garantie  des  fönnlichen  Erkenntniaaea  ein. 

*)  Der  B.-Entw.  hatte  dcrartiKe  Uebergangsbeatimmuiigen  aaner 
ganzen  Anlage  nach  nicht  aufzunehmen  brauchen.  Dieaelben  «nrdea 
erst  durch  die  Kommiaaion  hinzugefugt  und  bildeten  im  Keichsisge  noch 
zum  Schlufia  den  Oegeuetand  einer  ziemlich  erregten  Debatte,  an  welchti 
sich  besonders  die  Abgeordneten  für  Schleswig-Holstein  als  Oegna 
beteiligten. 
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in  3.  Lesang  aaf8  lebhafteste  im  Hinblick  auf  Schleswig-Holstein  be- 
IdUnpft  Dort,  wo  bisher  ein  fünfzehnjähriger  nnqnalifizirter  Anfent- 
lalt  zum  Erwerbe  des  Heimatrechts  erforderlich  gewesen  war,  mossten 
Ammtliche  in  einer  Gemeinde  mehr  als  2  und  weniger  als  15  Jahre 
inf haltsam  gewesene,  am  30.  Juni  1871  noch  nicht  heimatberech- 
igte  Personen  am  1.  Juli  1871  in  dieser  Gemeinde  ohne  weiteres 
len  Ü.'W.  erworben  haben,  wovon  wohl  mit  Recht  eine  erhebliche 
Belastung  der  Gemeinden  als  Ortsarmenverbände  gefürchtet  wurde. 
Dies  erkannte  man  von  allen  Seiten  an,  betonte  jedoch  dem  gegen - 
iber  die  Notwendigkeit,  das  Gesetz  mit  rückwirkender  Kraft,  ähn- 
lich wie  bei  Einführung  neuer  Verjährungsfristen,  auszustatten. 
Schliesslich  wurde  auch  diese  Uebergangsbestimmung  angenommen. 
Gegenwärtig  haben  die  Uebergangsbestimmungen  selbstverständlich 
Dor  noch  geringe  praktische  Bedeutung;  sie  können  nur  noch  zur 
Anwendung  gelangen  in  Bezug  auf  Personen,  welche  kraft  eigenen 
Rechts  einen  Unterstützungswohnsitz  noch  nicht  haben  erwerben  können 
Bnd  deren  Eltern  vor  dem  1.  Juli  1873  verstorben  sind.  — 

Die  Entscheidungen  des  Bundesamts  f.  d.  H.  enthalten  aus 
leaerer  Zeit  nur  noch  2  (auf  Reuss  bezügliche)  Fälle.  Vgl.  Entsch. 
Bd.  XVI  S.  181  ff. 

So  war  denn  ein  neuer  Rechtszustand  allseitig  vorbereitet, 
Bine  Grundlage  der  öffentlichen  Armenpflege  im  ganzen  Bundes- 
gebiet nach  gleibhmässigen  Grundsätzen  geschaflFen.  Nur  dieser 
Grundlage  gelten  die  zwingenden  Vorschriften  des  Gesetzes, 
das  im  übrigen  dispositive  Bestimmungen  der  Landes- 
gesetze behufs  Ausführung  der  ersteren  im  weitesten  Umfange 
zulässt.  Es  soll  kein  Grundstück  im  Bundesgebiet  geben,  das 
nicht  einem  Ortsarmenverband,  keinen  Ortsarmen  verband,  der 
m'cht  einem  Landarmenverband  zugehört.  Es  soll  im  ganzen 
Bundesgebiet  kein  Hülfsbedtirftiger  ohne  Hülfe  bleiben,  kein 
Norddeutseher  in  dem  einem  Teile  des  Bundesgebiets  andere 
Behandlung  erfahren  als  in  dem  andern.  Für  keine  Leistung 
hn  Interesse  der  öffentlichen  Armenpflege  soll  es  an  einem 
endgtlltig  verpflichteten  Verbände  fehlen ,  für  kein  Individuum 
an  einem  Veroande,  der  zur  Duldung  seines  Aufenthaltes  ver- 
pflichtet ist.  Alle  dahin  zielenden  Vorschriften  sind  zwingende^). 
Aber  auf  diesem  imerschütterlichen  Fundament  sollen  die  Ein- 
zelstaaten das  Werk  der  öffentlichen  Armenpflege  aufbauen 
und  ausbauen.  Art  und  Mass  der  Unterstützung,  Regelung 
des  Verfahrens  in  den  Landesinstanzen,  Einrichtung  und  Ab- 
grenzung des  Umfangs  der  Armenverbände,  Massregeln  zur 
Erleichterung  der  Armenlast  —  alle  diese  Angelegenheiten 
sind  Sache    der  Landesgesetzgebungen,    welchen    damit    eine 


1)  VgL  insbesondere  §  64:  Das  Eintreten  der  in  den  §§  10  und  22 
an  den  Ablauf  einer  bestimmten  Frist  geknüpften  Wirkungen  kann  durch 
Vertrag  oder  Verzicht  der  beteUigten  Behörden  oder  Personen  nicht  aus- 
geBchloBsaa  werden. 
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nicht  minder  schwierige  Aufgabe  zugewiesen  wird,  als  sie 
der  Bundesgesetzgebung  im  Bereiche  ihrer  Machtbefi^iss  ob- 
gelegen hatte. 

1877  wurde  ein  das  U.-W.-G.  abändernder  Entwurf  des  B.-R.  be- 
kannt, der  einige  Aendemngen  in  Bezug  auf  die  Fristen  und  auf 
§  29  Q.  a  m.  enthielt.  Derselbe  ist  nicht  an  den  Reichstag  ge- 
langt. —  Er  ist  abgedruckt  in  der  Gem.-Z.  1877  S.  128.  Auszugs- 
weise sind  Inhalt  und  Motive  in  Hirths  Annalen  1877  S.  1042 
mitgeteilt.  —  Die  einzelnen  Abänderungen  werden  an  den  betreffen- 
den Stellen  mitgeteilt  werden. 


b.   Nach  der  Gründung  des  Deutschen  Reichs. 

§  60. 

Bevor  noch  das  vom  Norddeutschen  Bunde  erlassene 
Gesetz    über    den    Untersttitzungswohnsitz    in    Kraft   getreten 
war,    fanden. jene   grossen   Begebenheiten   statt,    welche  zur 
Gründung   des   Deutschen   Reichs  und  zur  Umwandlung 
der   Verfassung   des   Norddeutschen   Bundes  in  die  Reichs- 
verfassung   führten.      An    dieser   Umwandlung   nahm   die 
Mehrzahl   aller  Bundesgesetze  Teil;   aber  von  den  beiden  den 
Aufenthalt  und  die  öffentliche  Armenpflege  regelnden  Gesetzen 
wurde  nur  das  die  Freizügigkeit  betreffende  im  ganzen  Reichs- 
gebiet eingeführt,  während  das  Gesetz  über  den  Unterstützungs- 
wühnsitz   ein   gleiches  Schicksal    nicht   erfuhr    und   bis   heute 
nicht  erfahren  hat.     Gerade  in  Bezug  auf  dieses  Gesetz  blieb 
der   im   übrigen    stetige   Verlauf  der   Reichsgesetzgebung   ein 
ungleichniässiger. 

Die  zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde,  Baden  und 
Hessen  (für  die  südlich  vom  Main  gelegenen  Gebiete)  ver- 
einbarte Verfassung  des  Deutschen  Bundes  vom  1 5.  No- 
vember 1870  enthielt  die  Art.  3  und  4  der  Norddeutschen 
Bundesverfassung  und  führte  die  in  Art.  80  näher  bezeichneten 
Gesetze,  darunter  das  über  die  Freizügigkeit,  in  dem  nun- 
mehrigen Bundesgebiet  als  Bundesgesetze  ein,  während  gleich- 
zeitig das  Gesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  nur  flir 
Hessen  südlich  des  Main  (mit  Gesetzeskraft  vom  I.Juli 
1871)  eingeftlhrt  wurde'). 

Ebenso  unterblieb  die  Einführung  des  letztgenannten  Ge- 


^)  Art.  1.  3.  4^  80  der  VerfassuDg  des  Deutschen  Bundes;  dazu 
ProtokoU  von  Versailles,  15.  November  1870,  B.-G.-Bl.  1870  S.  627. 
Der  hier  gestiftete  Bund  soll  den  Namen  „Deutsches  Reich"  führen, 
eine  BezeichnuDg,  die  in  den  sogleich  zu  nennenden  Vereinbarungen  mit 
Baiem  und  Würtemberg  fehlte  und  erst  in  der  Verfassung  vom  16.  April 
1871  wieder  aufgenommen  wurde. 
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setzes  bei  der  Vereinbarung  über  den  Beitritt  Würtem- 
bergs  zur  Verfassung  des  Deutschen  Bundes^). 

Und  in  dem  Vertrage  betreflfend  den  Beitritt  Baierns 
unterblieb  nicht  nur  die  Einführung,  sondern  es  wurde  in 
Art.  III  §  1  noch  der  ausdrückliche  Vorbehalt  gemacht,  dass 
das  Kecht  der  Handhabung  der  Aufsicht  seitens  des  Bundes 
über  die  Heimat-  und  Niederlassungsverhältnisse  und  dessen 
Recht  der  Gesetzgebung  über  diesen  Gegenstand  sich  nicht 
auf  Baiern  erstrecken  solle  ^). 

Dies  Sachverhältniss  blieb  in  dem  Gesetz  betreffend  die 
Verfassung  des  Deutsehen  Reichs  vom  16.  April  1871 
zunächst  unverändert  Der  Vorbehalt  Baierns  wurde  aus- 
drücklich aufrecht  erhalten^). 

Demnächst  wurde  durch  Gesetz  vom  22.  April  1871  unter 
anderen  Gesetzen  des  ehemaligen  Norddeutschen  Bundes  das 
Gesetz  über  die  Freizügigkeit  auch  in  Baiern  eingeführt*). 

In  Elsass-Lothringen  wurde  bei  seiner  Vereinigung 
mit  dem  Deutschen  Reich  Art  3  der  Reichsverfassung  durch 
Gesetz  vom  9.  Juni  1871*^)  sofort  in  Wirksamkeit  gesetzt, 
während  im  übrigen  der  Termin  für  den  Beginn  ihrer  Wirk- 
samkeit bis  zum  1.  Januar  1872  hinausgeschoben  wurde;  durch 
Gesetz  vom  8.  Januar  1873  wurde  das  Gesetz  über  die  Frei- 
zügigkeit ebenfalls  im  Reichsland  eingeführt®). 

Das  Gesetz  vom  8.  November  1871  endlich  verordnet, 
dass  das  Gesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  in  Würtem- 
berg  und  Baden  am  1.  Januar  1873  in  Kraft  treten  solle  ^). 


§  61. 

Das  an  vorletzter  Stelle  genannte  Gesetz,  das  einzige 
welches  nach  1871  ergangen  war,  schloss  die  Reihe  der  auf 
die  Heimats-   und   Armengesetzgebung  bezüglichen  Akte  der 


»)  Vertrag  vom  25.  November  1870,  B.-G.-Bl.  1870  S.  654;  dazu 
Protokoll  von  demselben  Tage,  Berlin:  B.-G.-Bl.  1870  S.  657. 

')  Vertn^  betr.  den  Beitritt  Baierns  zur  Verfassung  des  Deutschen 
Bandes  vom  ^.  November  1870,  nebst  Schlussprotokoll  von  demselben 
Tage:  B.-G.-Bl.  1871  S.  9.  —  Dies  ist,  obwohl  die  Verei/ibarung  mit 
Würtemberg  erst  zwei  Tage  später  getrogen  wurde,  der  eigentliche 
Grondvertrag.  In  demselben  wurde  die  Verfassung  des  Norddeutschen 
Bandes  zu  derjenigen  des  Deutschen  Bundes  erklärt  und  in  der  Ueber- 
gai^bestimmung  nochmals  eine  Aufzählung  der  für  das  ganze  Bundee- 
gebiet  geltenden  älteren  Bundesgesetze  gegeben,  in  welcher  das  Gesetz 
ober  den  Unterstfitzungswohnsitz  nicht  enthalten  war;  auch  wurde  hier 
Wiederholt,  dass  letzteres  in  Hessen  südlich  d.  M.  am  1.  JuU  1871  in 
Kraft  treten  sollte 

»)  U-G.-Hl.  1871  8.  63  §  1—3  und  Art.  i   u.  4  der  Verfassung. 

*)  B.-G.-BL  1871  S.  87. 

'^)  R..G-B1.  1871  S.  212.  • 

«)  R.-G.-B1.  1873  S.  51. 

7)  R-G.-Bl.  1871  S.  391. 
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Reicbsgewalt  ab.    Bis  zur  Gegenwart  ist  an  dem  ao  geschaffenen 
Zustande  von  Rechtswegen  nichts  geändert  worden. 

Nach  einem  zweijänrigen  Interinustikmn ,  welches  Baden 
und  Würtemberg  dem  Art.  3  der  Reichsverfasaung  und  dem 
FreizUgigkeitsgesetze  gegenüber  in  die  gleiche  Lage  versetzt 
hatte  wie  seiner  Zeit  die  einzelnen  Bundesstaaten  nach  1867 
und  vor  1871,  besasa  das  Deutsche  Reich  eine  auf  eben  diesen 
Art.  3  und  eben  dieses  Qesetz  über  die  Freizügigkeit  gegründete, 
für  sein  ganzes  Gebiet  geltende  allgemeine  Niederlassungs-  und 
Oe Werbefreiheit  und  mit  Ausnahme  von  Baiem  und  Elsass- 
Lothringen  in  Bezug  auf  die  öffentliche  Armenpä^e  einen 
auf  das  Gesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  gegründeten 
einheitlichen  Recht8zustand,  desaen  Ausbau  in  der  bereits  eben 
dargelegten  Weiae  den  einzelnen  Staaten  vorbehalten  blieb. 
Hiervon  ist  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  zu  handeln. 

Die  zusammenhängende  und  systematische  Darstellang  der 
landesgesetzticben  ÄnsfUhningSTorschrifteii  liegt  ausserhalb  des 
Rahmens  dieser  Arbeit.  In  Bezug  auf  sie  mnas  auf  die  DarBteUung 
Rocbolls  und  namentlich  die  vortreffliche  Ausgabe  von  Krech  ver- 
wiesen werden.  Doch  ist  im  Verlaufe  der  Arbeit  bei  der  Dar- 
stellung der  Reformbestrebnngen  der  Besprechung  jedea  wesentlicben 
Punktes,  wie  insbesondere:  Organisation  der  Ärmenverb&nde,  Mass 
und  Art  der  Unterstützung,  Beteiligung  grösserer  Verbände  an  der 
Armenlast,  Zwangsmassregeln  gegen  Arme  n.  s.  v.,  eine  Uebersicht 
der  hauptsächlichen  landesgesetzltcben  Vorschriften  beigefügt  worden. 

Dieselben  befinden  sich  in  den  nachstehend  bezeichneten  Ge- 
setzen und  Verordnungen.  Wo  im  Folgenden  lediglich  ein  Bundes* 
ataat  mit  Angabe  des  §  —  z,  B-  Prenssen  §  1,  Würtembei^ 
Art.  2  u.  s.  w.  —  zitirt  wird,  bezieht  sich  dies  auf  das  Ausfübrnngs- 
gesetz  des  betreffenden  Staates. 

1.  Preussen.  Ansf.-Gres.  v.  8-  März  1871  —  speziell  für 
Lauenburg  v.  24.  Juni  1871.  —  2-  Sachsen.  Heimatgeseu  v. 
26.  November  1834,  und  Anneuordnnng  vom  22-  Oktober  1840,  und 
Ausfflbrungs -Verordnung  vom  6.  Juni  1871.  —  3.  Würtemberg. 
Ausf.-Ges.  vom  17.  April  1873.  —  4.  Baden.  GeseU  die  Öffent- 
liche Armenpflege  betr.  v.  5.  Meü  1870,  und  Aasf.-Ge8.  v.  14.  Uän 
1872,  —  5.  Hessen.  Ausf.-Ges.  t.  14.  Jnli  1871.  —  6.  Mecklen- 
burg-Schwerin. Ansf -Verordnung  v.  20,  Februar  1871,  und  V, 
über  das  Verfahren  in  Heimatsachen  v.  30.  Juni  1871.  —  7.  Sach- 
sen-Weimar. Ausf.-Ges.  vom  23.  Februar  1872. —  8.  Mecklen- 
burg-Strelitz.  Ausf.-V.  v.  20.  Februar  u.  27.  April  1871, 
und.  V.  über  das  Verfahren  in  Heimatsachen  v.  4.  Juli  1871.  — 
9.  Oldenburg,  a.  Herz.  Oldenburg.  Revid.  Gem.-Ordn.  v. 
15.  April  1873.  b.  Fst.  Birkenfeld.  Gesetz  über  das  Armen- 
wesen  und  Rev.  Gem.-O.,  beide  v.  28.  März  1876.  c.Fst.  Lübeck. 
Rev.  Gem.-O.  v.  SO.MÄrz  1876.'—  10.  Braunachweig.  Aosf.- 
Ges.  V.  5.  Juni  1871.  —  11.  Sachsen-Meiningen.     Ansf.-Ge8. 
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V.  24.  Februar  1872.  —  12.  Sachsen-Altenburg.  Ausf.-V. 
V.  3.  Juni  1871.  —  13.  Sachsen-Coburg-Gotha.  Ausf.- 
Ges.  V.  31.  Mai  1871.  —  14.  Anhalt.  Ausf.-Ges,  vom  29.  Juni 
1871.  —  15.  Schwarzburg-Sondershausen.  Ausf.-Ges.  v. 
25.  Januar  1872  und  28.  Oktober  1872.  —  16.  Schwarzburg- 
Rudolstadt  Ausf.-Ges.  und  Verordnung  betr.  die  Organe  der  öffentl. 
Unterstützung,  beide  v.  28.  Juni  1871.  —  17.  Wal  deck.  Ausf.- 
Ges.  V.  29.  Juni  1871.  —  18.  Reuss  ä.  L.  Ausf.-Ges.  v.  25.  Ja- 
nuar 1871  und  V.  1.  Juli  1878.  ^'achtragsges.  v.  5.  Juli  1879.  — 
19.  Reuss  j.  L.  Ausf,-Ges.  v.  21.  Juni  1871.  —  20.  Schaum- 
burg-Lippe. Ausf.-Ges.  V.  7.  März  1872.  —  21.  Lippe. 
Ausf.-Ges.  V,  12.  September  1877  und  Ges.  v.  9.  Oktober  1879.  — 
22.  Lübeck.  Verordnung  und  Ges.  v.  29.  und  30.  März  1871. 
—  23.  Bremen.  V.  und  Ges.  v.  2.  Januar  1879,  und  Ges.  v.  2.  No- 
vember 1879.  —  24.  Hamburg.     Ges.  v.  23.  Juni  1871. 


§  62. 

Noch  bedarf  es  in  diesem  Zusammenhange  einer  Betrach- 
tung des  Zustandes  in  dem  ausserhalb  der  Armengesetz- 
gebiing  verbliebenen  Staaten.  Vorab  ist  hervorzuheben,  das» 
dieser  Zustand  abgesehen  von  den  materiellen  Verschieden- 
heiten auch  in  Bezug  auf  die  verfassungsmässige  Stellung  in 
beiden  Ländern  ein  grundsätzlich  verschiedener  ist.  Für 
Elsass-Lothringen  ist  die  Einführung  des  Gesetzes  über 
den  Unterstützungswohnsitz  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung 
verfassungsmässig  jeder  Zeit  zulässig;  für  Baiem  bleibt  die 
Befugniss  hierzu  so  lange  ausgeschlossen,  als  dasselbe  seine 
Reservatrechte  vvregen  der  Heimat-  und  Niederlassungsgesetz- 
gebung nicht  freiwillig  aufgeben  will^). 

Die  bairischen  Titel  des  Heimaterwerbes  aus  dem  Gesetz 
von  1868  unterscheiden  sich  von  dem  reichsgesetzlichen  Titel 
zum  Erwerb  des  Unterstützungswohnsitzes  namentlich  dadurch, 
dass  hier  der  Erwerb  sich  kraft  Gesetzes  vollendet,  während 
dort  in  allen  Fällen  die  Mitwirkung  der  Gemeinde  oder  der 
Aufsichtsbehörde  vorgesehen,  und  selbst  da,  wo  ein  Anspruch 
auf  Verleihung  in  Folge  qualifizirten  Aufenthalts  erwächst, 
das  rechtsbegründende  Moment  in  den  formellen  Akt  der  Ver- 
leihung selbst  verlegt  ist  ^).     Ausserdem  ist  die  Erwerbung  des 


1)  Vel.  Anm.  2  S.  171.  —  Die  Befugniss  des  Reichs  in  Bezug  auf 
Elsass-Lothringen  ergiebt  sich  aus  Art.  4  der  Reichsverfassung,  sofern 
man  nicht  die  bei  der  Berathun^  des  Gesetzes  über  den  Unterstützun^s- 
wohnsitz  im  Norddeutschen  Reicnstage  geltend  gemachten  Bedenken  für 
durchiBchlagend  erachten  will.    Vgl.  die  Ausführungen  S.  146. 

^  Dieser  Zusammenhang  wird  bei  der  Besprechung  der  Reform- 
bestrebungen  eingehender  zu  betrachten  sein. 


174  VI.  4. 

UnterstUtzungB Wohnsitzes  nur  von  dem  Besitze  der  Reictu- 
angehörigkeit,  der  Heimaterwerb  dagegen  von  dem  derbairischen 
Staatsangehörigkeit  abhangig. 

In  diese  formelle  Oeschlossenheit  der  batrischen  Heimat- 
verhältnisse  schob  sich  nun  wie  ein  Keil  die  FreizUgigkeits- 
geeetzgebung  mit  der  einen  wesentlichen  Folge,  dass  der 
Aufenthalt  unbeschränkt  Mr  jeden  Reichsdeutschen  in  jeder 
Gemeinde  zulässig,  die  Ausweisung  nur  im  Falle  des  §  5  des 
Freizitgigkeitsgesetzes  erlaubt  Rein  sollte,  ohne  dass  hierbei 
die  Staatsangehörigkeit  femer  einen  Unterschied  machte.  An 
und  für  sich  erforderte  diese  Umgestaltung  keine  Aenderung 
der  Heimatgesetzgebung,  soweit  es  auf  den  formellen  Besitz 
einer  Heimat  auch  für  die  blossen  Einwohner  ankam  ^  es  stand 
nichts  im  Wege,  dieselben  ebenso  zu  behandeln,  wie  die  Heimat- 
losen, welche,  soweit  ihre  Ausweisung  aus  dem  Staatsgebiet 
nicht  zulässig  war,  einer  Heimat  zugewiesen  wurden  unter 
Uebemahme  etwaiger  Armenpflegekosten  auf  den  Staat.  Aber 
diese  Behandlung  hätte  eben  einen  lediglich  formellen  Wert 
gehabt;  den  materiellen  Veränderungen,  welche  durch  das 
Reichsrecht  geschaffen  worden,  hätte  man  dadurch  nicht  ge- 
reclit  werden  können.  So  entschloss  sich  denn  Baiem  zu  der 
Abänderung  einiger  Bestimmungen  über  Heimat,  Verehelichung 
und  Aufenthalt  durch  diis  Gesntz  vom  23.  Februar  1872,  dessen 
wesentlichst«  und  bedeutungsvollste  Neuerung  die  Zulassung 
des  H ei mater werbe«  kraft  G-esetzes  ist.  Gemäss  Art  2 
des  Gesetzes  sollen  heimatlose  Angehörige  des  bairiachen 
Staates  durch  fünf-  bezw.  zehnjährigen  qualifizirten  Aufent- 
halt') die  Heimat  in  der  Aufenthaltagemeinde  kraft  Gesptzeä 
erwerben.  Nichtbaiem  können  den  bairischen  Staatsangehörigen 
gleich  den  Anspruch  auf  Verleihung  der  Heimat  in  einer 
bairischen  Gemeinde  unter  den  fUr  bairische  Staatsangehörige 
geltenden  Voraussetzungen  erlangen ;  doch  wird  die  Verleihung 
erat  wirksam,  wenn  die  betreffende  Person  die  bairische  Staats- 
anguhärigkeit  erlangt  hat  (Art.  1  des  Gesetzes  von  1872). 
Endlich  sollen  Reichsangehörige,  welche  in  den  bairischen 
Staats  verband  aufgenommen  sind  —  vor  Erlangung  einer 
wirklichen  Heinmt  —  die  vorläufige  Heimat  in  jener  Gemeinde 
besitzen,  in  welcher  sie  sich  zur  Zeit  ihrer  Aufnahme  nieder- 
gelassen hatten ;  dasselbe  p;ilt  von  Beamten  und  öffentlichen 
Dienern^)  in  Bezug  auf  die  Gemeinde  ihrer  Anstellung  (Art  3). 
Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  auch  auf  Nichtbaiem 
Anwendung,    so    lange   deren   Wegweisung   aus   dem    Staats- 

')  Die  Qualifikation  entspricht  genau  der  in  Art  10  des  Oeeelz« 
von  1868  bezeichneten.  -  Vgl.  oben  B.  110. 

'l  Diese  erwerben  durch  die  Anetellung  die  Staatsangehörigkeit: 
g  9  des  Gesetzes  Über  Erwerb  und  Verlust  der  Bondee-  and  Sisats- 
angehörigkeit  vom  1.  Juni  18T0. 
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^biete  nicht  möglich  ist  (Art  4).  Die  in  dem  Gesetze  von 
1868  festgesetzten  Aufenthaltsbeschräukungen  (vgl.  oben  S.  112)^ 
die  nach  Einführung  des  Freizügigkeitsgesetzes  soweit  in  Weg- 
&U  kommen  mussten,  als  sie  diesem  zuwiderliefen,  wurden 
in  Art  9  des  Gesetzes  von  1872  ausdrücklich  als  unzulässig 
erklärt,  womit  namentlich  die  ersten  4  Nimimem  des  Art.  45 
ausser  Kraft  traten.  Die  aufrecht  erhaltenen,  lediglich  auf 
sicherheits-  und  sittlichkeitspolizeiliche  Beschränkungen  ab- 
zielenden Bestimmungen  sind  in  Art  10  dem  deutschen  Straf- 
gesetzbuch entsprechend  neu  redigirt. 

§  63. 

Ganz  anders,  rechtlich  wie  thataächlich,  lagen  die  Ver- 
hältnisse in  Elsass-Lothringen.  Aehnlich  wie  in  der 
benachbarten  Rheinpfalz,  welche  ebenfalls,  wenn  auch  our  kurze 
Zeit,  unter  französischer  Herrschaft  gestanden  und  das  in 
Frankreich  geltende  Recht  der  Freizügigkeit  späterhin  bei- 
behalten hatte,  waren  auch  für  das  Reichsland  die  Grund- 
sätze des  Art  3  der  Reichs  Verfassung  und  des  Freizügigkeits- 
gesetzes al^ewohnte.  Die  Nötigung,  welche  die  übrigen 
(rlieder  des  Reichs  im  einzelnen  und  später  das  Reich  selbst 
dazu  geführt  hatte,  eine  unmittelbare  Beziehung  der  Aufent- 
haltsfreiheit zur  öffentlichen  Armenpflege  herzustellen  oder 
beizubehalten,  hatte  für  Frankreich  insofern  nicht  oder  nicht 
in  erheblichem  Masse  bestanden,  als  das  deutsche  System 
der  Armenpflege  dort  unbekannt,  vor  allem  eine  prinzipale, 
mit  öffentlich-rechtlichem  Zwange  ausgestattete  Unterstützungs- 
{fflicht  der  Gemeinden  nicht  vorgeschrieben  war.     Das  Gesetz 

7   ii'imfl.ii*e  ^r 

vom    ^-    ^T i n^Khi   welches    bis    zum    Eintritt    Elsass- 

27.  November  1796' 

Lothringens  in  den  Reichsverband  in  Frankreich  die  Grund- 
lage der  öffentlichen  örtlichen  Armenpflege  gebildet  hatt«^, 
ordnete  die  Einrichtung  von  Wohlthätigkeitsausschüssen  (bu- 
reaux  de  bienfaisance)  in  den  Gemeinden  an ;  aber  im  Gegen- 
satz zu  den  deutschen  Einrichtungen  ist  diesen  charakteristisch, 
dass  sie  weder  organisch  in  die  Gemeindeverwaltung  einge- 
fügt sind,  noch  dass  die  Gemeinde  beim  Mangel  ausreichender 
Mittel  zur  Ergänzung  des  Fehlenden  verpflichtet  ist.  Der 
Unterschied  ist  —  wie  schon  oben  dargelegt^)  —  zweifellos 
ein  mehr  formaler  als  thatsächlicher.  Wo  das  Zuströmen 
auswärtiger  Elemente  erhöhte  Anforderungen  an  die  Aruien- 
pflege  stellt,  wo  die  Mittel  für  dieselbe  reichlicher  fliessen 
oder  bequemer  aufgebracht  werden  können,  sind  die  freiwilligen 
Zuschüsse  der  Gemeindeverwaltungen  zu  den  Ausgaben  der 
Wohlthätigkeitsausschüsse    auch    in   Frankreich   vielfach   sehr 

^)  Vgl.  S.  81. 
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betrSchtliche ;  wo  es  dagegen  im  allgemeinen  an  Mitteln  fehlt, 
wo  die  gesammte  Bevölkerung  eines  Bezirks  in  dtlrftigen,  das 
Zuströmen  wenig  befördernden  Verhältnissen  lebt,  bleibt  auch 
in  DeutBcbland  das  Mass  der  öffentlichen  Unterstützungen 
weit  hinter  den  Anforderungen  zurück,  welche  das  Gesetz  an 
die  Gemeinden  stellt  Aber  insofern  ist  diese  formale  Ver- 
schiedenheit in  der  That  von  Bedeutung,  als  Ersatzansprüche 
der  Gemeinden  gegen  einander  in  Frankreich  nicht  erwachÄen, 
etwaige  Streitigkeiten  hierüber  einen  Richter  in  Frankreich 
nicht  finden  können'). 

Dagegen  war  in  Frankreich  ein  Teil  der  Fürsoi^e  fUr 
Bedürftige  ebenfalls  gesetzlich  geregelt  und  seine  Austlbung 
in  verbindlicher  Weise  öffentlichen  Körperschaften  zur  Pflicht 
gemacht:  die  Fürsorge  für  verlassene  Kinder  und 
für  Geisteskranke.  Aehnliche  Gesichtspunkte,  wie  sie 
in  Deutschland  sich  in  Bezug  auf  diese  wichtigen  Gegen- 
stände geltend  gemacht  und  zur  Heranziehung  der  über- 
geordneten korporativen  Verbände  oder  der  höheren  Ver 
waltnngsbezirke  geführt  hatten,  waren  ^r  diese  Gestaltung  in 
Frankreich  massgebend:  auf  der  einen  Seite  die  Absicht  der 
Entlastung  der  Gemeinden,  auf  der  andern  die  Nötigung  zn 
umfassenderen  Veniiistaltungen,  welche  ausserhalb  des  den 
Gemeinden  gestellten  Aufgabenkreises  lagen.  Aus  diesen  Ge- 
sichtspunkten wurden  die  genannten  beiden  Kategorien  der 
Armenßlrsorge  in  sehr  allmählicher  Entwickelung  zu  einer 
Aufgabe  der  Departements. 

Bezüglich  der  verlassenen  Kinder  (enfants  trouves  et 
abandonn^s)  schloss  das  Ges.  vom  10.  Mai  1838  diese  Ent- 
wickelung dadurch  ab,  dass  die  Kosten  ftlr  diese  unter  die 
obligatorischen  Ausgaben  der  Departements  aufgenommen 
wurden  und  ausserdem  eine  Verpflichtung  der  Gemeinden  zu 
denselben  beizutragen  anerkannt  wurde ;  doch  soll  dieser  Bei- 
trag ein  Fünftel  des  gesammten  Betrages  der  äusseren  Ge- 
meindeausgaben nicht  übersteigen,  unbeschadet  der  Befugniu 
der  Departements,   einzelne  Gemeinden  ganz  frei  zu  lassen'). 

Die  Verpflichtung  bezüglich  der  Irrenpflege  stellte  das 
Ges.  vom  30.  Juni  1838*)  ebenfalls  dahin  fest,  dass  im  wesent- 
lichen die  Departements,  soweit  sie  nicht  von  dem  Verpflegten 
oder  dessen  Angehörigen  Erstattung  erhalten,  die  hieraus  er- 

')  Mayer  —  Theorie  des  franz.  Verw.-Rechta,  Strassburg  1886  —  be- 
merkt S.  492,  dasa  allerdingB  jeder  im  Rechtswege  zu  verfölgende  Ad- 
Spruch  auf  Ijatattung  nnter  deo  Gemeinden  auBgescbloaiien  sei,  dass  da- 
gegeu  ein  .moraliBcher"  Anapruch  auf  Erstattung  nach  Massgabe  des 
aus  der  Revolutions- Gesetzgebung  berrtthrenden  domicile  de  aecoure  (Er- 
werbsfriBt  1  Jahr  bezw.  Geburt)  anerkannt  werde. 

*)  Vgl.  aber  die  Bemerkung  unten  g  167. 

^1  Im  übrigen  nareu  diese  Ausgaben  auch  bereitsin  dem  Gesetze  vom 
10.  Mai  1^33  au  obligatorische  der  Departements  bezdcbnet.  Vgl.  hier- 
über ReitzensteinTir  S.  197.  210. 
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wachsenen  Kosten  tragen  sollen  und  ebenfalls  die  Gemeinden 
nach  einer  bestimmten^  ihrem  Umfange  angepassten,  im  Ver- 
hältniss  zu  ihrer  geringeren  Grösse  absteigenden  Skala  zu  Bei- 
trägen heranziehen  können. 

Dem  Umstände  entsprechend,  dass  jene  beiden  Aufgaben 
der  Departements  öffentlich-rechtliche,  dem  Belieben  entzogene 
geworden,  bedurfte  es  irgend  eines  Massstabes,  nach  welchem 
nie  örtliche  Verpflichtung  der  Departements  bezw.  der  Ge- 
meinden in  Bezug  auf  die  einzelnen  Individuen  zu  beurteilen 
war;  es  musste  irgend  eine  Regel  gegeben  werden,  ob  jedes 
Departement  sich  jedes  in  seinem  Bezirk  bedürftig  werden- 
den Individuums  anzunehmen  oder  ob  nur  auf  solche,  die 
irgendwie  als  ihm  zugehörig  zu  erachten  sind,  die  Fürsorge- 
pnicht  sich  zu  erstrecken  habe.  Diese  Frage  war  nun  im  Sinne 
eines  äusserst  abgeschwächten  Heimatsystems  entschieden, 
dessen  Anforderungen  noch  hinter  dem  früheren  preussischen 
Gesetz  von   1842  zurückblieben   und  auf  den  Bestimmungen 

24  vend^miaire  V 

des  Gesetzes  vom  T^r-?vi-r-r tt^?^  beruhten.     Danach  sollte 

15.  Oktober   1793 

das  durch  einjährigen  qualifizirten  Aufenthalt  nach  erreichter 
Grossjährigkeit  begründete  Domizil  (domicile  de  secours),  even- 
tuell der  Geburtsort  entscheidend  sein*). 

Neben  bezw.  zwischen  der  freiwilligen  und  der  öffentlich- 
rechtlichen  Armenpflege  steht  ausserdem  die  geschlossene 
Armenpflege  der  Hospitäler,  auf  deren  grosse  Bedeutung  hier 
nicht  weiter  einzugehen  ist.  — 

Aus  der  vorstehenden  Skizzirung  der  französischen  Grund- 
sätze erhellt  zur  Genüge,  dass  für  Elsass-Lothringen  bei  seiner 
Vereinigung  mit  dem  Deutschen  Reiche  nicht,  wie  für  die 
übrigen  Staaten,  die  Frage  zu  lauten  hatte:  welchem  der 
geltenden  armenrechtlichen  Systeme  der  Vorzug  zu  geben  sei, 
sondern  ob  es  überhaupt  rätlich  sei,  das  französische  System 
zu  verlassen.  Bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  konnte  so 
wenig  wie  es  in  Deutschland  der  Fall  war,  lediglich  eine 
theoretische  Maxime  entscheidend  sein,  mittels  deren  man 
sich  über  die  französischen  Gepflogenheiten  in  Bezug  auf  die 
Armenpflege    ohne  Rücksicht  auf  die  Vergangenheit  hinweg- 


')  Reitzen stein  a.  a.  0.  S.  222  bemerkt  zwar,  dass  seit  dem  Gesetz 
vom  18.  Juli  1866  über  die  Generalräte  die  Ausgaben  für  Irren-  und 
Waisenpfl^e  nicht  mehr  zu  denjenigen  gehören,  welche  im  Falle  ver- 
weigerter  Billigung  durch  die  Generalräte  von  Amtswegen  in  das  Budget 
der  Departements  eingestellt  werden  konnten,  fügt  aber  hinzu,  dass 
die  materielle  Rechtsverbindlichkeit  thatsächlicn  nie  in  Frage  gezogen 
worden  sei. 

')Reitzenstein  in  S.  223  bemerkt  hierzu,  dass  die  Praxis  den  Grund- 
satz befolge,  den  einjährigen  Aufenthalt  schon  aann  entscheiden  zu  lassen, 
wenn  derselbe  auch  nur  mit  einem  kleineren  Teile  in  das  Grossjährig- 
keitsalter  faUe. 

FonchnngVB  (27)  VI.  4.  —  Mftniterberg.  12 
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setzte.  Eb  handelte  sich  Welmehr  um  eine  Opportanititafr^e, 
für  deren  Entscheidung  zu  G^onsten  der  beetenenden  Verlifllt 
niBse  vor  allem  der  Wunsch  ungestörter  Fortentwickelung 
massgebend  sein  musste,  wie  er  schon  in  der  Bekanntmachung 
des  Zivilkonunissars  vom  30.  August  1870  zum  Ausdruck  ge- 
kommen war').  Aus  diesem  Grunde  vornehmlich  liess  die 
Reichsregierung  es  bei  der  beigebrachten  Uebung  der  Armen- 
pflege bewenden  und  nahm  von  der  Einfllhning  dee  Gesetz« 
Über  den  U.-W.  in  EI^ass-Lothringen  zunächst  Abstand. 


Baiem  und  EUass  -  Lothringen  waren  unter  den  dar- 
gelegten Umständen  im  Verhältniss  zu  dem  übrigen  Reiclu- 
gebiet  zum  Teil  Ausland  geblieben ').  Während  sie  in  B^ 
zug  auf  Indigenat  und  Freizügigkeit  mit  letzterem  ein  Ganzes 
bildeten  und  gleichem  Rechte  unterworfen  waren,  bedurfte  es 
in  Bezug  auf  die  Öffentliche  Armenpflege  noch  besonderer  Be- 
stimmungen, in  welchen  die  interterritorialen  Fälle  fUr  Nicht- 
Baiem  in  Baiem,  ftir  NicIit-BeichBl ander  im  Reichslande  To^ 
gesehen  wurden.  Man  lieas  es  hierfllr  bei  dem  §  7  des  Prei- 
zügigkeitagcsetzes,  das  heisst  bei  der  Gothaer  und  Eisenacher 
Konvention  bewenden'). 

Bezüglich  der  Angehörigen  nicht  deutscher  Gebiete  in 
Aufenthaltafreiheit  und  Unterstützungspflicht,  soweit  nicht  §  60 
über  die  Verpflichtung  zur  vorläufigen  Fürsorge  en^egensteh^ 
Gegenstand  besonderer  Regelung  im  W^e  der  Uebereinknnii 
mit  den  auswärtigen  Staaten.  An  und  für  sich  ist  das  Recht 
zur  Versagung  des  Aufenthalts  in  diesen  Fällen  nach  völker- 
rechtlichen Grundsätzen  ein  unbedingtes.  Wo  hierüber  von 
Seiten  des  einzelnen  Staates  oder  des  Reiches  Verträge  ge- 
schlossen sind,  handelt  es  sich  um  eine  ähnliche  Rötung, 
wie  diejenige,  welche  früher  mittels  der  Gothaer  und  Kse- 
nacher  Konvention  zwischen  den  einzelnen  deutschen  Stuten 
angestrebt  wurde. 


')  Es  hieaa  darin:  „Der  leitende  Gedanke  dieser  institiiiTteD  Snl- 
VerwaltuDK  i«t  die  Äu&echterh&ltmig  der  besteheiideti  Oeaetie,  ESmicIi- 
tungen  und  AnordDuneen.  Die  Venraltiing  wiid  in  den  besteheoda 
Formen  liberetl  fortgeführt:  nur  die  S[fitze  hat  ffewechaelf  Vgl.  Leoni, 
älaatarecht  von  Elsasa-Lothringen,  in  Marquai£ens  Handbnch  des  fifital- 
Uchen  Kechts  Bd.  2  8.  221. 

■I  Vgl.  Preiusen  §  69.  wo  auedrUcUich  herroigehoben,  da»  ontv 
einem  Deatachen  und  einem  deutschen  ArmenveTbande  im  Sinne  des  Gt- 
Bstzes  nur  solche  zu  verstehen,  die  dem  Geltungabereiche  des  6«MlHi 
vom  1.  Juni  1670  sngehären. 

■)  l'^üi  Baiem  war  dies  noch  ausdrücklich  in  Nr.  III  des  ScUn- 
protokolls   vom  28.  November   1870   wiederholt  worden:    B.-Q.-Bl.  lifll) 
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Das  Beich  hat  bis  jetzt  nur  mit  drei  Staaten,  Dänemark, 
Italien  und  Belgien,  Uebereinkünf te  wegen  wechselseitiger  lieber- 
nähme  hülfsbedttrftiger  Angehöriger  geschlossen.  Dir  wesentlicher 
Inhalt  ist:  Verpflichtung  des  Anfenthaltsstaates  zur  ünter- 
«ttttzung  nach  den  in  seinem  Gebiete  herrschenden  Omnds&tzen,  aber 
ohne  Anspruch  auf  Erstattung,  sowie  Verpflichtung  des  Heimat- 
staates zur  Uebemahme  auf  vorgängigen  Antrag,  Die  auf  letztere 
bezüglichen  Verhandlungen  sollen  gegenüber  Dänemark  und  Italien 
im  Wege  der  direkten  Korrespondenz  zwischen  den  beteiligten  Be- 
hörden, gegenüber  Belgien  im  diplomatischen  Wege  geführt  werden. 
Ausserdem  gilt  noch  für  die  sämmtlichen  einzelnen  Staaten  des 
Deutschen  Reichs,  obwohl  nicht  für  das  Deutsche  Reich  als  solches, 
•die  Eisenacher  Konvention,  soweit  das  Verhältniss  zu  Oesterreich 
in  Betracht  kommt,  da,  wie  oben  erwähnt,  Oesterreich  sich  der- 
selben angeschlossen  hatte  ^). 

Wegen  Dänemark  s.  Uebereinkünf t  vom  11.  Dezember  1873, 
Zusatzdeklaration  vom  25.  August  1881,  Bekanntmachung  vom 
17.  Juli  1884:  Zentralbl.  f.  d.  D.  R.  1874  S.  31,  1881  S.  407, 
1884  S.  201.  —  Wegen  Italien  Uebereinkunft  vom  8.  August 
1873:  ebenda  1873  S.  281.  —  Wegen  Belgien  Deklaration  vom 
7.  Juli  1877:  ebenda  1877  S.  411. 


Oegenwärtiger  Zustand  innerhalb  des  Deutschen 

Reiches. 

§65. 

Es  ist  üblich,  im  Hinblick  auf  die  gegenwärtige  Gestaltung 
des  Armenrechts  im  Deutschen  Reiche  von  drei  Systemen  zu 
sprechen:  dem  deutschen  (Unterstützungswohnsitz),  dem 
bairischen  (Heimat),  dem  reichsländischen  (freiwillige 
Armenpflege).  Soweit  Namen  entscheidend  sind,  ist  dies 
richtig;  will  man  aber  von  dem  materiellen  Inhalte  der 
gegenwärtig  massgebenden  Gesetzesbestimmungen  die  Ein- 
teilung herleiten,  so  ist  man  genötigt,  neben  diesen  drei 
Systemen  noch  ein  viertes  zu  nennen,  dessen  oben  ausführlich 
gedacht  worden,  das  p  f ä  I  z  i  s  c  h  e.  Es  ist  das  nicht  blos  die 
Befriedigung  eines  Bedürfnisses  nach  systematischer  Voll- 
ständigkeit; in  der  That  giebt  es  ein  pfHlzisches  System,  das 
mit  dem  bairischen  nur  den  Namen  „Heimat"  und  die  Eigen- 
schaft gemein  hat,  dass  die  einmal  erworbene  Heimat  erst 
durch  den  Neuerwerb  einer  anderen  verloren  geht.  Im  übri- 
gen steht  dort  der  sofortige  Heimaterwerb  kraft  Gesetzes 
auf  Grund  eines  blossen  Willensaktes  im  Vordergrunde,  wäh- 


*)  Vgl.  8.  133.    Der  Gothaer  Ronvention  hatte  sich  Oesterreich  nicht 
angeschlossen. 

12* 
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rend  hier  die  ausdrückliche  Aufnahme,  die  in  gewissen 
Fällen  nach  länger  dauerndem  Aufenthalt  gefordert  werden 
kann,  den  ersten  Platz  behauptet. 

Der  historischen  Entstehung  und  der  thatsächlichen 
Uebung  nach  steht  der  Untersttitzungswohnsitz  der  bairischen 
Heimat,  die  pfälzische  Heimat  dem  französischen  domicile  de 
secours  am  nächsten.  Deutlich  scheidet  sich,  wie  in  vielen 
anderen  Beziehungen,  auch  in  dieser  die  Rheinpfalz  von  dem 
Lande  rechts  des  Rheins.  Und  wenn  der  Unterschied  für  die 
hier  in  Rede  stehenden  Angelegenheiten  besonders  nachdrücklich 
betont  wird,  so  geschieht  es,  weil  derselbe  in  hohem  Grade 
charakteristisch  und  lehrreich  ist  und  weil  das  rein  äusserliche 
Einordnen  der  pfälzischen  „Heimat"  unter  den  gemeinsamen 
Namen  „Heimat  dazu  führt,  dass  diese  eigentümliche  Rechts- 
bildung fast  ganz  unbeachtet  bleibt^).  Im  Sinne  materieller 
Verschiedenheiten  besitzt  Deutschland  also  gegenwärtig  vier 
Systeme  in  Bezug  auf  die  Regelung  der  öffentlichen  Armen- 
ftirsorge,   soweit  dieselbe  mit  Regelung  der  endgültigen  Ver- 

5 flichtung  zur  Tragung  der  Armenlast  identisch  ist  Im  Sinne 
er  armenpolizeilichen  vorläufigen  Fürsorge  für  hülfsbedürfrige 
Individuen,  welche  von  der  definitiven  Verpflichtung  zunächst 
unabhängig  ist,  giebt  es  nur  zwei  Systeme,  das  deutsche  und 
das  französische.  In  Bezug  endlich  auf  diejenigen  indivi- 
duellen Rechte,  welche  jeder  Armengesetzgebung  die  Richtung 
gewiesen  haben,  für  ihren  Inhalt  vor  allem  bestimmend  ge- 
wesen sind,  giebt  es  in  Deutschland  nur  ein  System:  das 
System  des  gemeinsamen  deutschen  Indigenats  und  der  Frei- 
zügigkeit innerhalb  des  ganzen  Deutschen  Reiches. 


^)  Gegenwärtig  ist  dies  ^anz  allgemein  der  Fall.  Es  werden  immer 
nur  die  drei  Systeme,  die  drei  Rechtscebiete  unterschieden.  Vgl  z.  B. 
Loening  §26  S.  888,  der  unter  den  Titeln  des  Heimaterwerbes  in  Baiem 
mu*  die  für  die  rechtsrheinischen  Teile  geltenden  Bestimmungen  anffülurt; 
auch  V.  Reitzenstein  II  S.  112,  Adickes  S.  240  u.  a.  Meyer 
S.  131  fuhrt  die  Bpstimmungen  für  die  Pfalz  an. 


Zweites  Buch. 


5.  Kapitel. 

Die  Beurteilung  der  geltenden  Gesetzgebung. 
I.    Finanzielle  Wirkungen. 


1.    Die  Höhe  der  Armenlast. 

§  66. 

Bevor  man  die  Frage  nach  dem  Stande  der  Armenlast 
zu  beantworten  versucht,  ist  es  notwendig,  sich  kurz  darüber 
zu  verständigen,  was  der  Ausdruck  „Armenlast**  bezeichnen 
soll ;  nicht  der  kleinste  Teil  der  auf  diesem  Gebiete  herrschen- 
den Verwirrung  rührt  daher,  dass  der  Fragende  etwas  anderes 
darunter  versteht,  als  der  Antwortende. 

Mit  Armenlast  wird  regelmässig  ein  Zweifaches  bezeichnet: 
einmal  der  durch  die  Armut  erzeugte  Druck  im  allgemeinen 
und  zweitens  derjenige  Druck,  welchen  die  Armutszustände 
auf  einen  einzelnen  Armenverband  in  Gemässheit  seiner  Ver- 
pflichtung zur  öffentlichen  Armenpflege  ausüben.  Es  ist  sehr 
wohl  möglich,  dass  die  Armenlast  im  allgemeinen  eine  sehr 
hohe  und  in  dem  einzelnen  Armenverbande  eine  sehr  niedrige 
ist,  wie  auch  umgekehrt  eine  hohe  Belastung  des  einzelnen 
Armenverbandes  mit  dem  niedrigen  Stande  der  Armenlast  im 
allgemeinen  vereinbar  ist.  Hier  ist  zunächst  von  der  Armen- 
last im  ersteren  Sinne,  von  den  Armutszuständen  im  allge- 
meinen zu  handeln. 

Obwohl  volkswirtschaftliche  imd  sozialpolitische  Unter- 
suchungen im  Rahmen  dieser  Arbeit  nicht  beabsichtigt  sind, 
wird,  wie  schon  an  manchen  früheren  Stellen,  eine  kurze  Be- 
trachtung des  Zusammenhanges  des  Armenwesens  mit  den 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Zuständen  nicht  ganz  unterbleiben 
können.  Man  ist  zum  Verständniss  dessen,  was  die  Wirt- 
schafts-  und  Armengesetzgebung  Nützliches   zu  bewirken  be- 


absichti^,  genötigt  aicli  zu  vergegenwärtigen,  was  sie  eq 
der  Annahme  veranlasst  hat,  sie  werde  nützliche  Wirkui^en 
erzielen. 

Der  wichtigste  Anlass  ist  überall  in  dem  MissverhältmEa 
der  Bevölkerung  zu  den  vorhandenen  ErwerbBquellen  und  der 
darauf  gegründeten  Furcht  vor  Uebervölkerung  und  Erwerbe- 
mangel  zu  suchen.  Man  kann  sich  dieses  Verhltltniss  am  zweck- 
massigsten  durch  eine  einfache  Formel  veranschaulichen.  Es 
sollen  gegeben  sein  x  Einwohner  und  x  Erwerbsgelegenheiten 
innerhalb  eines  bestimmten  Bezirks.  Drei  Fälle  sind  möglich : 
beide  x  sind  gleich,  oder  das  eine  x  ist  grösser  als  das  an- 
dere. Sind  beide  gleich,  so  hat  jeder  Einwohner  die  ihm 
notwendige  Erwerbsgelegenheit  (A);  ist  das  erste  x  um  d 
grösser  als  das  zweite,  so  bleiben  x  —  n  Einwohner  ohne  £^ 
werbsgelegenheit  (B);  ist  das  erste  x  um  n  kleiner  als  du 
zweite,  so  ist  nicht  nur  sämmtlichen  Einwohnern  Erwerbe- 
gelegenheit geboten,  sondern  es  bleibt  noch  ein  Ueberschuss  n. 
Will  man  diese  Formel  nur  nicht  allzu  mechanisch  verstehen, 
so  ergiebt  sie  gleichsam  von  selbst,  was  geschehen  moss 
oder  kann,  um  die  beiden  x  einander  möglichst  gleich  zn 
machen.  Auch  hier  sind  drei  Fftlle  denkbar :  man  verkleinert 
das  erste  x  (Bevölkerung)  um  soviel,  dass  es  das  zweite  x 
(Erwerbsgelegenheiten)  nicht  mehr  überschreitet;  das  be- 
zwecken vor  allem  die  auf  Beschränkung  des  freien  Zuges 
und  der  Eheschliessung  (d,  h.  eigentlich  der  Zeugung)  ge- 
richteten Massregeln.  Oder  man  vergrössert  das  zweite  i 
(Erwerbsgelegenheit)  um  so  viel,  als  es  hinter  dem  enten 
zurückgeblieben  ist;  dahin  gehören  alle  auf  Beförderung  des 
Handels,  der  Industrie  u.  s.  w.  gerichteten  Massnahmen.  Oder 
drittens  man  flihrt  einen  Ausgleich  zwiselien  dem  Bezirk  B, 
der  übervölkert  ist,  und  dem  Bezirk  C  herbei,  dessen  Erwerbe- 
gelegenheiten nicht  voll  ausgenutzt  werden;  dies  wird  durch 
Gewährung  vollkommener  Freizügigkeit  und  Qewerbefreiheit 
zu  erreichen  beabsichtigt*)- 

Ein   charakteristischer  Unterschied  besteht  zwischen  den 
Massregeln  in  den  beiden  ersten  und  denjenigen  im  letzteren 


')  Auf  das  sdt  der  Malthusscheu  Theorie  —  die  VolksTermehnng 
b&be  die  Tendenz  in  geometrischer,  die  Uoterhaltsmittel  in  arith- 
metischer Progresuon  zu  vachsen  —  zum  unerschöpften  0<genstu)d( 
der  theoretischeD  Betrachtnng  sowie  der  praktischen  Politik  sewordene 
VerbUtniss  von  Bevölkening  und  ErwerbeEelegenbeiteD  kann  hrer  lelbst- 
verBt&adlich  nicht  neit«T.  als  wie  im  Text  geschehen,  eingegangen 
werden.  —  Vgl.  hierüber  namentlich  Röscher,  System  Bd.  I  S  2*2 
nnd  ueaestena  die  von  der  Göttinger  Akademie  preisgekrönt«  Schrifl 
TOD  Heinrich  Soetheer,  Die  Stellung  der  Sozialisten  zur  ßevölke- 
nmgslehre,  Berlin  1386,  der  eine  Tollstiuid^e  Darstellung  der  theoretiMheo 
Verauebe  seit  Malthus  bringt 
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Falle:  jene  brauchen  sich  nicht  weiter  als  nur  auf  den  einen 
betroffenen  Bezirk  zu  erstrecken  —  diese  haben  die  Aus- 
dehnung über  mehrere  Bezirke  zu  ihrer  notwendigen  Vor- 
aussetzung. 

Die  öeschichte  der  Wirtschafts-  und  Armengesetzgebung 
der  neueren  Zeit  lehrt  nun ,  dass  man  es  mit  einer  jeden  der 
hier  bezeichneten  Massregeln  versucht  hat,  in  der  Regel  aber 
mehrere  derselben  neben  einander  hat  eintreten  lassen,  und 
schliesslich  einer  möglichst  vollkommenen  Freiztigiekeit  und 
Öewerbefreiheit  den  Vorzug  gegeben  hat.  Dies  ist  der  gegen- 
wärtige Zustand.  Er  ist  das  Ergebniss  einer  Wirtschafts- 
und Bevölkerungspolitik,  welche  von  der  möglichst  freien 
Entfaltung  der  vorhandenen  Arbeitskräfte  innerhalb  des 
grösstmöglichen  Gebietes  die  vernünftigste  Ausgleichung  zwi- 
schen Volkszahl  und  Erwerbsgelegenheiten  erwartet  in  der 
Voraussetzung,  dass  die  Wahrscheinlichkeit  einer  Differenz 
zwischen  beiden  um  so  geringer  sein  werde,  je  grösser  der 
beide  umfassende  Bezirk  ist  und  umgekehrt.  Und  weil  ihr 
die  Herbeifiihrung  einer  solchen  Ausgleichung  Ermöglichung 
von  Erwerbsgelegenheit  für  Alle  und  diese  wiederum  Verhütung 
oder  wenigstens  Verminderung  der  Armut  bedeutet,  so  ist  die 
Reichsgesetzgebung  gemeint,  mittels  der  ineinandergreifenden 
Gesetze  aus  den  Jahren  1867 — 1870  die  Zustände  der  Armut 
verbessert,  d.  h.  ein  Sinken  der  Armenlast  im  allgemeinen 
bewirkt  zu  haben. 

Dieser  Meinung  wird  mannigfach  entgegengetreten.  Nicht 
nur  dass  ein  solcher  Erfolg  bestritten  wird,  die  Gegner  behaupten 
vielmehr,  dass  eben  diese  Gesetzgebung  die  wirtschaftlichen  Zu- 
stände verschlimmert,  dass  unter  ihrer  Herrschaft  die  Armen- 
last geradezu  gewachsen  sei.  Die  Freizügigkeit  gestatte  zwar 
die  Ausbreitung  der  Arbeitskräfte,  ihre  Verteilung  in  arbeits- 
bedürftige Bezirke;  aber  die  Gesetzgebung  habe  die  wirklich 
sachgemässe  Ausbreitung  und  Verteilung  nicht  sicherzu- 
stellen gewusst.  Wo  nur  die  Freiheit  des  Individuums  und 
seine  Meinung  über  die  Möglichkeit  und  Wahrscheinlich- 
keit einer  Erwerbsgelegenheit  entscheide,  da  sei  eine  Ver- 
kennung der  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  nur  zu 
häufig.  Nicht  eine  Verteilung  der  Arbeitskräfte  finde  statt, 
sondern  eine  Anhäufung  derselben  an  Orten,  welche  dem 
Individuum  besonders  anziehend  erschienen.  So  sammle 
sich  in  grossen  Städten  und  Industriebezirken  eine  Ueberzahl 
von  Arbeitskräften,  für  die  eine  lohnende  und  oft  überhaupt 
eine  Erwerbsgelegenheit  nicht  mehr  vorhanden  sei,  und  so 
erzeuge  sich  ein  schlimmeres  Proletariat,  wachse  die  Armut 
bedrohlicher  an  als  ehedem,  wo  eine  gewisse  Beschränkimg  des 
freien  Zuges  bestanden  habe.  Hinzu  käme  die  freieste  Ge- 
stattung der  Eheschliessung,  welche  das  schon  vorhandene 
Proletariat  ins  schrankenlose  vennehrte.     Und  endlich  sei  die 
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gleichzeitige  und  allseitige  DnrchiUliruiig  der  Öffentlichen 
Annenpflege  eine  Prämie  auf  leichtsinniges  Umherziehen  und 
leichtsinnige  EheechUesBung,  indem  nun  dem  Erwerhslosen 
nicht  wie  ^her  blos  innernalh  aeiner  Heimat,  aondem  inner- 
halb des  ganzen  Reichsgebietes  die  Garantie  geboten  sd, 
dass  ihm  im  Falle  der  Bedürftigkeit  die  erforderliche  Hülfe 
würde  geleistet  werden. 

Wenn  fUr  die  vorstehenden  Bebauptimgen  keine  Beweise 
erbracht  werden,  sondern  zu  ihrer  Unterstützung  fast  lediglich 
auf  die  Natur  der  Sache  und  gewisse  Erscheinungen  unser« 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  hingewiesen  wird, 
so  wird  man  sie  deshalb  allein  noch  nicht  fUr  unrichtig  halten 
dürfen.  Man  darf  nicht  vergessen,  daas  ein  strikter  Beweis 
bei  diesen  Punkten  überhaupt  sehr  schwierig,  wenn  nicht  un- 
möglich ist,  weil  es  sowohl  an  einer  Statistik  mangelt,  wdche 
das  ganze  Reich,  also  das  gessammte  Ausgleichungsgebiet  nm- 
fasste  und  eine  Vergleichung  der  versäiedenen  Zeitrftome 
ermöglichte  und  weil  zweitens  selbst  der  positive  Nachweis 
des  Wachsens  der  Armealast  im  allgemeinen  noch  nicht  dm 
Schluss  gestatten  würde,  dass  dies  die  Folge  der  Armen-  ond 
Wirtsch^tsgesetzgebung  sei.  Niemand  ist  im  Stande  mit  Zu- 
verlässigkeit zu  sagen,  oh  nicht  das  Festhalten  des  entgegen- 
gesetzten Svstems  noch  schlimmere  Folgen  gehabt,  die  Armnt 
erst  recht  befördert  und  die  ohnehin  gewachsene  ArmenUst 
ins  unemncssene  gesteigert  haben  würde.  Gleichwohl  sind 
wir  doch  nicht  ohne  jeden  Anhaltspunkt.  Denn  wenn  es  auch 
richtig  ist,  daas  es  an  einer  Armen  Statistik  für  das  ganie 
Reich  fehlt  und  dass  ein  bündiger  Beweis  in  der  Hauptsache 
nicht  möglich  ist,  so  unterschätzt  man  doch  auf  der  einen 
Seite  das  vorhandene  statistische  Material  und  überschätzt  auf 
der  anderen  die  Bedeutung  eines  strikten  Beweises  filr  Er- 
scheinungen, die  wie  das  Armenwesen  sieb  aus  dem  grossen 
Gewebe  mannigfaltiger  Ursachen  und  Wirkungen  niemals  rein 
herauslösen  laasen  *).  Wir  besitzen  statistisches  Material  fUr 
einzelne  Staaten  und  grössere  Verwaltungsbezirke,  welchem 
auch  fllr  die  vorliegenden  Fragen  eine  Antwort  entnommen 
werden  kann,  und  wir  sind  im  Stande,  auf  indirektem,  ja 
auch  auf  negativem  Wege  einigermassen  zu  erkennen,  von 
welchen  Einflüssen  das  Armenwesen  und  der  Zustand  der 
Öffendichen  Armenpflege  vornehmlich  bestimmt  wird.    • 


■)  Wenn  LoeningS.  885  meint,  dasB  eich  die  Wirkungen  des  G 
Qber  UntarstützonEBwobnaitz  ent  übenehen  laaaen  IcOnnen,  wenn  ge- 
nügendes BtatistLHCbeH  Materiftl  vorliegt,  so  vergiest  er,  dam  dies  Mstetul 
do(%  immer  aar  die  gegenwärtigen  Verhällnisae  betrefien  kann;  du 
Hat«rial  fflr  die  ve^^ongene  Zeit,  dessen  Vorhandeosein  für  die  Ter- 
gleichung  doch  nnerl&ssUcb  ist,  kann  in  keiner  Weise  mehr  beachaA 
werden.  Was  daher  von  den  hier  in  Rede  stehenden  Behauptungen  auf 
Grund  unserer  gegen wftrtigen  Kenntnisse  nicht  erwiesen  bezw.  wider- 
legt werden  kann,  wird  aiemsls  erwiesen  bezw.  widerlegt  werden  können. 
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FOr  die  hier  interessirenden  Fragen  kommen  vor  allem 
diejenigen  Elemente  der  Bevölkerung  in  Betracht,  welche  ohne 
anderen  Rückhalt  aaf  den  täglichen  Erwerb  angewiesen  sind  und 
icbon  bei  kurz  andauernder  Erwerbslosigkeit  der  Armenpflege  an- 
heimfallen —  das  sind  die  Haus-  und  Fabrikarbeiter,  die  Gewerbs- 
gehfilfen  und  die  Dienstboten.  Dass  diese  Klasse,  wie  zu  allen 
Zeiten,  auch  gegenwärtig  diejenige  ist,  deren  Zu-  und  Abnahme  im 
Ganzen  und  deren  Zuzug  und  Abzug  nach  und  von  einzelnen  Be- 
zirken über  den  Stand  der  gesammten  bezw.  der  ortsanwesenden 
Bevölkerung  entscheidet,  wird  keines  Beweises  bedürfen^). 

Au8  diesem  Grunde  sind  nun  auch  für  unsere  Zwecke  die- 
jenigen Nachweisungen  besonders  wichtig,  welche  die  sog.  Wande- 
rungen zum  Gegenstande  haben;  dieselben  bilden  ein  m.  E.  bis- 
her für  diese  Frage  bei  weitem  nicht  genügend  gewürdigtes  und 
benutztes  Material.  Insbesondere  sind  für  die  Beurteilung  der 
Wirkungen  der  Freizügigkeit  (seitdem  dieselbe  auf  das  ganze  Reich 
erstreckt  ist)  von  grosser  Bedeutung  diejenigen  Ergebnisse,  welche 
den  Anteil  der  fremden  Elemente  an  der  Zusammensetzung  der  Be- 
völkerung darl^en,  und  von  diesen  wiederum  diejenigen,  welche  er- 
kennen lassen,  ob  die  Zunahme  der  Bevölkerung,  soweit  sie  durch 
Wanderung  bewirkt  wird,  von  Individuen  herrührt,  die  überwiegend 
ans  demselben  Kreise,  derselben  Provinz,  demselben  Staate  stammen, 
oder  von  solcheui  die  einem  anderen  als  dem  Aufenthaltsstaate  oder 
dem  Auslande  angehören. 

Ich  bin  genötigt,  hier  und  im  Folgenden  wiederholt  Zahlen  zu 
benutzen,  welche  das  Ergebniss  der  Volkszählung  von  1880  sind, 
weil  ein  Teil  der  hier  in  Betracht  fallenden  Nachweisungen  auf  Grund 
der  Volkszählung  von  1885  bei  Bearbeitung  dieses  Abschnittes  und 
auch  bei  Schluss  dieser  Arbeit  noch  nicht  publizirt  war.  Gleichwohl 
glaubte  ich,  die  Ausführung  dieses  m.  E.  äusserst  wichtigen  Ab- 
schnittes nicht  unterlassen  zu  sollen,  weil  auf  der  einen  Seite  die 
allgemeinen  Erscheinungen,  auf  welche  hingewiesen  werden  soll,  in 
den  letzten  5  Jahren  keine  Veränderung  erfahren  haben  können  und 
auf  der  andern  gerade  die  Perioden  1870—1875  und  1875—1880 
in  Bezug  auf  wirtschaftliche  Verhältnisse  äusserst  ausgeprägte  Gegen- 
sätze darbieten. 

In  Bezug  auf  Gewinn  und  Verlust  der  einzelnen  Staaten 
bezw.  Gebietsteile  durch  gegenseitigen  Austausch  ihrer  Geburts- 
bevölkerung stellte  sich  1880  das  Verhältniss  für  die  grösseren 
Staaten    und  die    preussischen   Provinzen   folgenderniassen  ^) : 

1)  Man  vgl.  z.  B.  die  Tab.  18  B  in  der  Statistik  d.  D.  R.  Neue 
Folge  Bd.  2  (Berufntat.)  Einleitung  S.  84. 

')  Vel.  die  Tabellen  über  Zu-  und  Abnahme  der  preussischen  Pro- 
vinzen  und  der  einzelnen  Staaten  durch  Wanderune  in  Stat.  d.  Deutsch. 
Reichs  Bd.  57  Teil  1  S.  5,  Teil  2  Einleitung  S.  LXXXI  und  Tabelle 
S.  244. 
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Die  ÖBtlichcn  Proviuzen  Preiissens  geben  hiernach  mit 
geringen  Ausnahmen  an  den  Westen,  vornehmlich  an  die 
Provinzen  Brandenburg,  Schleswig- Holstein  und  Sachsen,  so- 
wie das  Königreich  Sachsen  ab,  während  der  geringe  Anteil, 
den  die  westlichen  Provinzen  an  der  Bevölkerung  Branden- 
bui^a  haben,  deutlich  ins  Auge  fKIlt,  Sehr  erheblich  ist  der 
Gewinn,  den  das  Königreich  Sachsen  von  den  Provinzen 
Schlesien  und  Sachsen  zieht.  Im  Weaten  besitzt  die  Provinz 
Hannover  eine  stärkere  Anziehungskraft  als  Hessen-Nassau 
und  Westfalen;  die  Rheinprovinz  die  stärkste  von  allen,  BO 
dasB  mit  geringfügigen  Ausnahmen  ans  allen  preussi sehen 
Provinzen  und  deutschen  Staaten  derselben  fremdbürtige  Be- 
völkerung zuströmt.  Im  Nordwesten  Deutschlands  liegen  die 
Verhältnisse  etwas  anders  •).  Die  beiden  Mecklenburg  erbalten 
geringen  Gewinn  von  Ostpreussen  und  Schlesien,  geben  aber 
sehr  viel  mehr,  besonders  an  Brandenburg  und  Hambui^  ab, 
als  sie  von  jenen  gewinnen.  Dagegen  zeigt  Brannschweig  er- 
hebliche Zunahme,  besonders  von  Sachsen  und  Hannover  her, 
während  es  selbst  nach  den  Hansestädten  hin  einen  erheblichen 
Abgang  erleidet.  Ueberhaupt  strömt  den  Hansestädten,  vor 
allem  Hamburg,  eine  ausserordentlich  beträchtliche  Bevölke- 
rung aus  allen  Teilen  Deutschlands  zu,  im  Ganzen  160485, 
wovon  die  Mehrzahl  auf  Schleswig-Holstein,  Hannover  and 
die  beiden  Mecklenburg,  nämlich  bezw.  55  678,  31 222  und  27  555 
entfallen.  In  Mitteldeutschland  ist  ea  vor  allem  das  Königreich 
Sachsen,  das  aus  fast  allen  Teilen  Deutschlands  grossen  Ge- 
winn zieht,  während  die  thüringischen  Staaten  sehr  ungleiche 
Anziehungskraft  äussern ;  im  Verhältniss  am  stärksten  Anhalt, 
am  schwächsten  Sachsen- Altenburg.  Vor  allem  ist  bemerkens- 
wert, dass  der  Austausch  zwischen  diesen  Staaten  selbst  sehr 
ins  Gewicht  ftllt  und  die  Ziffern  sich  ganz  anders  und  ge- 
ringer stellen  würden,  wenn  die  thüringische  Staatengruppe 
als  ein  Staat  betrachtet  würde.  —  (Dies  bemerkt  auck 
der  Bearbeiter  der  Rcichsstat.  a.  a.  0.  S.  LXXVH.) 
Süden  empfängt  Baiern  hauptsachlich  von  Würteraherg  24  5( 
und  giebt  10916  an  die  Rlieinprovinz  ab.  Im  übrigen  i 
der  Austausch  mit  den  andern  Staaten  ein  sehr  unerheb- 
licher. Als  charakteristisch  für  die  Bewegung  mit  der 
Tendenz  nach  Westen  ist  auch  hier  hervorzuheben,  das«  die 
bairische  Pfalz  nach  El sass- Lothringen  und  Wllrtemberg  nach 
Baden  hin  einen  starken  Verlust  erleidet.  Im  übrigen  ist 
auch  dort  die  Bewegung  eine  sehr  massige.  Lediglich  em- 
pfangend verhält  sich  auch  in  Bezug  auf  die  anderen  Staaten 


')  Vßl.  B.  a.  0.  —  Ich  habe  die  Zahlen  bezüglich  der  klöi 
Staaten  Dicht  mitgeteilt,  um  daa  Zshienwerk  nicht  zu  sehr  zu  hft'-''''- 
begnüge  mich  mit  den  im  Text  gegebenen  .Schlusafolgerungen. 
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das  Reichsland,  dem  aus  allen  Staaten  100  801  ^  vornehmlich 
aus  der  Rheinprovinz,  aus  Baiem  und  Baden  grosse  Massen 
zuströmen. 


§  68. 

Zeigten  schon  die  vorstehenden  Zahlen,  dass  es  vor  allem 
benachbarte  Länder  und  Provinzen  sind,  die  mit  einander 
austauschen,  so  ergiebt  sich  diese  Thatsache  zur  Evidenz  bei 
näherer  Betrachtung  der  Gebürtigkeit  der  in  den  einzelnen 
Staaten  ortsanwesenden  Bevölkerung.  Um  nur  einige  präg- 
nante Beispiele  herauszugreifen,  so  sei  auf  den  Anteil  hin- 
Sewiesen,  welchen  in  Preussen  und  Baiem  die  einzelnen 
eutschen  und  ausserdeutschen  Staaten  an  der  Bevölkerung 
haben  *).    So  wurden  1880  von  Personen,  die  geboren  sind  in : 


gezählt  in 

gezählt  in 

Preussen 

Baiem 

Preussen 

26  535  568 

29  480 

Baiem 

46  955 

5  107  021 

SaehBen 

63142 

5  847 

Würtemberg 

15  745 

39672 

Baden  

15  578 

16  084 

Oesterreich 

50  383 

50  837 

Holland 

38  808 

350 

Russland 

50  737 

788 

Erwägt  man  die  Verschiedenheit  der  Grösse  beider 
Staaten,  so  erkennt  man,  wie  entscheidend  für  Zu-  und  Weg- 
zug die  geographische  Lage  ist,  vor  allem  an  den  Ziffern  für 
Würtemberg  und  Sachsen  auf  der  einen,  für  Oesterreich  und 
Russland  auf  der  andern  Seite.  In  Baiern  sind  um  ein 
Drittel  mehr  Wtlrtemberger,  fast  um  die  Hälfte  mehr  Oester- 
reicher  als  Preussen;  Russen  sind  in  Baiem  fast  gar  nicht, 
aber  in  Preussen  noch  in  grösserer  Anzahl  als  Baiern  zu 
finden^).     Stellt  man  des  Vergleiches  halber  diesen  Zahlen  die 


1)  Vgl  Stat  d.  D.  R.  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  244.  245;  Jahrb.  f.  d.  amtl. 
Stat.  Prenssens  5.  Jahrg.  8.  77.  78;  2ieit8chr.  des  bair.  stat.  Bur. 
Jahrg.  14  S.  84-87. 

^)  Es  ist  zu  beachten,  dass  hier  überall  die  Gebürtigkeit,  nicht  die 
Staatsangehörigkeit  in  Betracht  gezogen  ist;  die  Staatsangehörigkeit  er- 
giebt durchweg  sehr  viel  niedri^^re  Ziffern.    Vgl.  a.  a.  0. 


Resultate   der  Volkszählung   von  1880  iür  Oesterracfa  ge^ea- 
tlber,  80  erhält  man  ähnliche  Ergebnisse. 

Es  befanden  sich  in  nennenswerter  Zahl  in 


Preiuaen 

Einwo 
Sachsen 

hnergebo 
Baiem 

KD  in 

Wflrtem- 
berg 

anderen 
dentachen 
Staaten 

Oberösterreich    .   .   . 

Böhmen 

Mähren 

Schienen 

Galizien 

überhaupt 

10  426 

7  270 
2  717 

11876 
3171 

38  795 

2960 
9  975 

U583 

9494 
3354 
4697 

24477 

2175 
5027 

5400 
1612 

105W 

ZOB 

ammen  93 

442 

Man  sieht,  dass  der  Anteil  Preussens  und  Baierns  an  der 
Bevölkerung  Niederösterreichs  ein  nahezu  gleicher  ist  und 
dass  im  übrigen  Sachsen  bei  Böhmen  stärker  beteiligt  ist, 
als  PreuBsen,  und  Preaaaen  allein  eine  nennenswerte  ZaU  von 
Personen  nach  Osterr.  Schlesien  abgegeben  hat*). 


Geht  man  nun  noch  etwas  weiter  zurttck  und 
die  Bewegung  in  den  grösseren  Verwaltungsbezirken  der  ein- 
zelnen Staaten,  zunächst  in  den  preussischen  Regierungsbe- 
zirken, ao  ergiebt  sich'J,  dass  in  Preussen  durcLschnittlich 
90  "/o  der  ortsanwea  enden  Bevölkerung  aus  der  Zählprovins 
selbst  stammen. 

Im  Einzelnen  sind  aus  anderen  preussischen  Provinzen 
in  Berlin  21  "/o,  im  Regierungsbezirk  Arnsberg  11  "/o,  Pots- 
dam und  Bromberg  10  "/o  u.  s.  w.  abwärts  in  Trier  etwas 
über  l^/o,  in  Gumbinnen  noch  unter  l^/o  gebürtig.  Die  Zahl  der 
in  anderen  deutschen  Staaten  gebürtigen  Personen  ist  am  stärk- 
sten im  Regierungsbezirk  Wiesbaden  S'/«"/«»,  Erfurt  S^/o,  Sig- 
maringen 9°o,  Berlin  4°'o,  im  übrigen  von  1  bis  S"/",  aber 
in  Ostpreussen  und  Westpreussen  nur  0.1 — 0.3**/o,  so  dass  also 
dort  fest  gar  keine  ausserpreussischen  und  zugleich  deutschen 
Elemente  vorhanden  sind. 


')  Vgl.  Oesterreich.  Stat  I 
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PrenBs.  Stat.  LXYI  (1883).  Innerhalb  des  Zählungskreises 
waren  geboren  etwa  72  ^/o,  innerhalb  der  Zählgemeinde  etwa 
58  ^/o.    In  absoluten  Zahlen 

ortsanwesende  Bevölkemng 27  016  763 

davon  geboren  in  Preossen 26  535  563 

in  der  Z&hlangsprovinz 24877  376 

in  dem  Zählnngskreise 20321252 

in  der  Z&hlungsgemeinde 15  721588 

Leider  ist  das  Detail  für  die  Gemeinden  nicht  mitgeteilt. 

Von  besonderem  Interesse  sind  die  Verhältnisse  in  Baiem, 
weil  dort  zwar  das  Gesetz  über  die  Freizügigkeit,  aber  nicht 
das  über  den  Unterstützungswohnsitz  gilt,  also  der  aus  dem 
letzteren  etwa  fliessende  Anreiz  zur  Wanderung  fortfallt;  auch 
ist  das  tiefere  Eindringen  durch  die  vortreflFlichen,  auch  die 
Verhältnisse  der  einzelnen  Gemeinden  berücksichtigenden 
Publikationen  des  bairischen  statistischen  Bureaus  ermöglicht. 

Da  ergiebt  sich  nun,  dass  1880  in  dem  Regierungsbezirk 
Niederbaiemvon  634286  Einwohnern  überhaupt  nur  1314Nicht- 
baiem  aufhaltsam  waren,  und  zwar  1081  in  der  Bezirkshaupt- 
stadt Passau,  in  den  ländlichen  Gemeinden  fast  gar  keine. 
Ebenso  hat  Oberbaiern  eine  sehr  verschwindende  Zahl  von 
Nichtbaiem,  aber  in  einer  Gemeinde  (Agatharied)  sind  von 
1324  Einwohnern  743  Ausländer  (überwiegend  Oesterreicher) ; 
ähnlich  liegt  es  in  den  Bezirken  Oberpfalz,  Oberfranken  (mit 
Ausnahme  des  Amtsgerichtsbezirks  Hof),  Mittelfranken,  während 
Unterfranken,  vor  allem  aber  Schwaben  und  die  Pfalz  eine 
sehr  erhebliche  Einmischung  von  nichtbairischen  Elementen 
zeigen  (von  604385  bezw.  659816  Bewohnern  sind  19970  bezw. 
16347  Nichtbaiem).  In  der  Gemeinde  Neu-Ulm  in  Schwaben 
sind  von  5047  Einwohnern  2630  nichtbairische  Deutsche. 

Den  genauesten  Einblick  in  die  Bewegung  der  Gemeinde- 
bevölkerung gewähren  die  ausgezeichneten  Arbeiten  Kollmanns 
betr.  Oldenburg^).  Die  örtsanwesende  Bevölkerung  betrug 
1880  :  337  478,  wovon  294  470  =  87.26  Vo  Inländer,  d.  h.  olden- 
burgische Staatsangehörige,  43008  =  12.74  ®/o  Ausländer  waren. 
In  den  drei  Landesteilen:  Herzogtum  Oldenburg  —  dieses 
wieder  geschieden  in  die  sehr  verschiedenartigen  Gebiete  Marsch, 
oldenburgische  und  münsterische  Geest  — ,  Fürstentum  Lübeck, 
Fürstentum  Birkenfeld,  wurden  folgende  Verhältnisse  bezüglich 
der  in  der  Zählgemeinde  geborenen  Personen  ermittelt: 
Marsch  48.89^/0   Lübeck        50.90  «/o 

Oldenburg.  Geest  60.53  „    Birkenfeld  81.94  „ 
mtinster.  Geest     78.19  „ 

In  den  früheren  Zählungen  1858  und  1871  hatte  sich  ein 
ähnliches  Resultat  ergeben. 

^)  Statistasche  Nachrichten  über  das  GroBsherzogtum  Oldenbarg, 
Heft  19  (1882). 

Fonchangmi  (27)  VI.  4.  —  Mfiniterberg.  18 
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Um  nun  zu  ermitteln,  welche  Momente  auf  den  Zuzuf 
und  auf  diu  Seeshaftigkeit  Einfluas  haben,  berechnet  Koll- 
mann') für  die  einzelnen  Teile  des  Herzogtums  Oldenburg 
die  Zahl  der  GomeindegebUrtigen  and  Fremden  in  den 
Gemeinden  unter  500,  500 — 1000  u.  a.  w.  Einwohnern  uod 
findet,  daas  je  kleiner  die  Qemeinden,  um  so  geringer  die 
erstere  Zahl  sei,  was  er  wohl  ganz  richtig  damit  erklären  zu 
zu  können  meint,    dass   in  diesen   das   Gesinde   und    Arbeits- 

Sersonal  von  auswärts  bezogen  werden  müsse.  Weiter  stellt 
!ollmann  eine  sehr  interessante  —  fUr  unsere  Frage  sehr 
fruchtbare  —  Berechnung  an,  um  speziell  die  Bewegung  zwischen 
den  Nachbargemeinden  zu  erforschen;  er  teilt  zu  diesen 
Behufe  die  Zuzugsbezirke  in  mehrere  Zonen  mit  Entfernungen 
von  bezw.  2,  2 — 4,  4—6,  6—8,  8—10  Meilen  und  findet  hie> 
bei,  dass  der  Austausch  innerhalb  der  ersten  Zone  (bis  2  Meilen) 
am  lebhaftesten  ist  und  etwa  7  "lo  der  gesammten  Bevölkerung 
beträgt,  wahrend  in  den  übrigen  eine  langsame  und  völlig  sicltt 
bare  Abstufung  wahrnehmbar  ist;  der  Austausch  ist  stfirker  in  1 
den  Nord-  als  in  den  SUdgemeinden.  Er  beträgt  in  einer  Ent-  j 
femung  von 

in  den  Nord-Gemeinden         Sud-Gemeinden 


2-4  Meilen 

i'i,  •;. 

3.00' 

4—6      , 

2.96  , 

1.24 

6—8      , 

2.89  , 

1.24 

8-10    . 

3.97  . 

0.66 

§  70. 

Eine  besondere  Stellung  nehmen  diejenigen  Gemmnden 
ein,  welche  den  Mittelpunkt  grösserer  oder  kleinerer  Gebiete 
bilden :  die  Städte.  Im  allgemeinen  ist  bezüglich  ihrer  die  Wak- 
nehmung  zu  machen,  dass  sich  ihre  Bevölkerung  unverhält- 
nissmässig  viel  schneller  vermehrt,  als  diejenige  der  sie  um- 
gebenden Gebiete  und  dass  sie  selbst  im  Osten  eine  nidit 
unerhebliche  Anziehungskraft  äussern.  Dies  tritt  am  deut- 
lichsten hervor  in  der  nachfolgenden  Uebersicht  der  Bevölke- 
rungsvermehrung in  den  Orten  des  Deutschen  Reiches,  die 
mehr  und  die  weniger  als  2000  Einwohner  hatten,  in  den 
Jahren  1871,  1875  und  1880: 


■)  A.  a.  O.  S.  61.  Doch  und  die  föJKenden  Zahlen  w^eo  der 
Kleinheit  der  OeHete,  die  ne  umfoeeen,  mit  Voraicht  sa  gebauchen. 

*)  Kollmann  macht  auf  dieee  Berechnong  noch  eine  besondeat, 
die  Richtigkeit  deraelbeu  beatätigeude  Probe  an  drra  beliebig  henm- 
gegrifieuea  Gemdnden.    Vgl.  a.  a.  0.  S.  65. 
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Gebietsgruppen^) 


Von  100  der  Bevölkermig  kamen 
auf  die  Wohnorte  von 


2000  Einwohnern  und 

mehr  b«i  der  Yolka- 

sfthlQBg  Ton 


1871 


1875   1880 


anter  2000Einwohnem 
bei  der  Yolkn&hliing 


Ton 


1871   1875 


1880 


Provinzen  Ost-  and  Westprenseen    . 

die  anderen  Ostseebezirke 

Provinz  Brandenburg  mit  Berlin   .   . 

Provinz  Posen 

Begiemngsbezirk  Onpeln 

B^erongsbezirke    Breslau    und 
Oegnitz 

Königreich  Sachsen  und  Thüringen  . 

Provinz  Sachsen,  Hildesheim,  Braun- 
schweif,  Anhalt 

Provinz  Hannover  ohne  Hildesheim, 
Regierungsbezirk  Münster,  olden- 
bu^isches  Herzogtum  Oldenburg, 
Staat  Bremen 

fibeinprovinz,  Regierungsbezirk  Ams- 
bere,  oldenburgisches  Fürstentum 
Birkenfeld 

Provinz  Hessen -Nassau,  Regierungs- 
bezirk Minden,  Grossherzofi;tum 
Hessen ,  Fürstentümer  Waldeck, 
Lippe  und  Schaumburg-Lippe    .   . 

Baiem  rechts  des  Rheins 

Würtemberg,  Baden,  HohenzoUem   . 

Bheinpfalz  und  Elsass-Lothringen.   . 


22.6 
89.8 
53.8 
20.9 
29.0 

30.6 
43.8 

38.5 


82.1 


56.6 


30.7 
22.6 
31.1 
34.3 


23.8 
42.3 
58.0 
22.5 
32.4 

33.4 
46.9 

40.8 


350 


60.2 


33.6 
25.0 
33.9 
35.9 


25.4 
44.6 
60.5 
28.8 
34.3 

35.4 
50.5 

43.8 


37.4 


62.7 


35.7 
26.7 
36.0 
37.5 


77.4 
60.2 
46.2 
79.1 
71.0 

69.4 
56.2 

61.5 


67.9 


43.4 


69.3 
77.4 
68.9 
65.7 


76.2 
57.7 
42.0 
77.5 
67.6 

66.6 
53.1 

59.2 


65.0 


39.8 


66.4 
75.0 
66.1 
64.1 


74.6 
55.4 
39.5 
76.2 
65.7 

64.6 
49.5 

56.2 


62.6 


37.3 


64.3 
73.3 
64.0 
62.5 


Speziell  die  Zunahme  der  städtischen  Bevölkerung  zeigt 
sich  in  folgenden  Zahlen.  Es  gab  im  Deutschen  Reiche 
Städte: 

1871     1875     1880 

mit  mehr  als  100000  Einwohnern        8  12         14 

„       „20000           „                75  88      102 

5000           „              529  591       641 

2000           „            1716  1837  1950«) 

Für  Preussen  zeigt  die  neueste  Volkszählung  eine  Zu- 
nahme der  städtischen  Bevölkerung  im  ganzen  um  836927 
Personen.  Doch  entfällt  hiervon  der  Hauptanteil  auf  die 
grösseren  Städte  mit  10000  Einwohnern  und  darüber,  deren 
Zahl  sich  von  176  mit  rund  6  auf  197   mit   rund  7  Millionen 


n 


1)  A.  a.  0.  I  8.  XII.  Die  Gebiete  sind  dort  nicht  nach  den  poli- 
tischen Grenzen,  sondern  einem  gewissen  natürlichen  Zusammenhange 
gemSse  eeordnet 

*)  A.  a.  0.  S.  XII.  Dort  werden  die  Städte  mit  den  angegebenen 
fievölkenmgsziffem  in  Gross-,  Mittel-,  Klein-  und  Landstädte  geschieden. 

13* 


GinTTohnerD  vermehrt  hat  Der  Zuwachs  in  dea  Ifindlichen 
Orten  ist  ein  sehr  geringer:  197795  Einwohner  :=  l.lS'o, 
wovon  der  Hauptanteil  auf  die  westlichen  Provinzen  kommt'). 


§  71- 

So  zweifellos  nun  aus  den  vorstellenden  Angaben,  die  noch 
erheblich  vermehrt  werden  könnten,  diese  doppelte  Tendenz: 
der  Zug  von  Osten  nach  Westen  und  das  Zuströmen  in  die 
grosseren  Orte,  hervorgeht,  so  hält  sich  diese  Tendenz  doch 
nicht  in  einer  ständigen  arithmetischen  Progression.  Man  be- 
trachte die  nachstehende  Ueberaicht  der  Zu-  und  Abnahme  der 
Bevölkerung  in  den  natürlichen  Gebietsgruppen  des  Deutschen 
Reiches  in  der  Zeit  von  1875  bis  1880  um  gegenüber  der  Zeit 
von  1870  bis  1875  eine  durchgehende  Zunahme  der  Bevölkerang 
in  den  östlichen,  eine  durchgehende  Abnahme  in  den  west- 
lichen Gebieten  wahrzunehmen,  oder  anders  ausgedrtlckt:  die 
Hinderung  der  Fortzugsziffer  dort,  der  Znzugsziffer  hier.  Hau 
beachte,  dass  der  Unterschied  im  rheinischen  Gebiete  etw» 
&''lo,  in  Berlin  sogar  IS^/o  beträgt*). 

In  den  nachbenannten 


BiTll  ktrUBinanLli  ne 
Kihfugen 

187i;75 1 1875(80 


Stadt  Berlin 

Provinz  s)  Ostpreiusen 

b)  Westpreiueeo 

Provinzen  PommerD  und  Schleswig- 
Holstein  ,  beide  Hecklenbtun, 
FOntentum  und  Staat  Lübeck, 
Staat  Hambun 

Provinz  BrandeoDurg  (ohne  Berlin) 

Provinz  PoBen 

Regierungsbezirk  üppeln 

R^erangsbezirke    Breslan    nnd 
Li^nitz 

Königreich  Sachsen  und  die  acht 
tbüiingiBchen  Staaten 

Provinz  Sachsen,  J^anddr.  Hildes- 
heim,  Herzogtum  Braunschweig 
und  Anhalt 


1464 
S.49 
12.44 

7.18 

15.79 


12.24 
9.88 

11.72 
9.20 

7.87 

14.09 


<)  Vgl.  PreuM.  Stat   1886:    Vorläufige  Ergebnis 
vom  1.  Dezember  1885. 

•)  VgL  ».  a.  0.  8.  VIL 


I  der  VotkBzSblnDg 
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auf  1000  der  mittleren  Bevölkerung 

• 

kam  durchschnittlich: 

Gebietsgruppen 

BeTOlkernngssaDahme 

V6rliut(-)flewinii(-|-) 

^^                             M         M 

nach  Ergi 
Zihli 

dbniM  der 

doreb 

isgen 

W»Ddeniiig«n 

1871/75 

1875/80 

1871/75 

1875/80 

Provinz  Hannover  ohne  Hildesheim, 

Regierungsbezirk  Münster,  olden- 

burgisches    Herzogtum      Olden- 

burg, Staat  Bremen 

8.46 

11.22 

—  0.48 

—  0.87 

Rheinprovinz ,        Regierungsbezirk 

Arnsberg,     oldenb.     Färatentum 
Birkenfeld 

ii 

18.37 

14.26 

+   4.11 

-   1.66 

Provinz  Hessen-Nassau,  Regierungs- 

bezirk  Minden,    Grossherzoetum 
Hessen,   Fürstentümer  Walaeck, 

Lippe  und  Schaumburg. Lippe.   . 

8.96 

11.15 

-  2.19 

-   1.69 

Baiem  rechts  des  Rheins 

8.36 

10.05 

-   0.17 

+   0.08 

Würtemberg,  Baden,  Hohenzollem 

8.05 

8.68 

—  4.35 

-   3.35 

Rheinpfalz  und  Elsass-Lothringen  . 

0.95 

6.40 

-   9.55 

-   4.22 

Deutsches  Reich 

9.96 

11.37 

-   1.91 

-   1.73 

Ganz  dieselbe  Erscheinung  zeigte  sich  bei  den  grösseren, 
insbesondere  den  Industrie-Städten.  Um  nur  einige  besonders 
markante  Beispiele  herauszugreifen,  seien  die  folgenden  Zahlen 
mitgeteilt'): 

Es  hatten  durchschnittlichen  jährlichen  Zuwachs  auf  100 
Einwohner 


1871/75 

1875/80 

1871/75  1875/80 

Hamburg 

2.54 

1.82 

Osnabrück 

6.15 

1.89 

Hannover 

4.90 

2.82 

Bielefeld 

4.89 

2.87 

Bremen 

5.32 

1.85 

Charlottenburg 

6.98 

3.29 

Dortmund 

6.52 

2.83 

Offenbach 

3.39 

1.87 

Augsburg 

2.76 

1.41 

Königshütte 

7.14 

1.11 

Wiesbaden 

5.20 

2.80 

Hagen  i.  W. 

4.80 

1.55 

Duisburg 

5.04 

1.96 

Pforzheim 

4.47 

0.28 

Plauen 

5.18 

3.96 

Hanau 

2.48 

0.60 

Zwickau 

3.54 

2.11 

Muhlheim  a.  Ruhr 

1.71 

0.68 

Bochum 

7.24 

3.28 

MUhlheim  a.  Rhein 

6.22 

3.25 

Auch  in  der  Periode  1881/85  hat  sich  dieses  Verhältniss 
noch  nicht  erheblich  geändert  Von  den  oben  genannten 
preussischen  Städten  sind  es  allein  Charlottenburg  und  Mühl- 
heim a.  Ruhr,  die  mit  7.99  bezw.  2.92  <>/o  den  Stand  von  1871  75 
tiberschritten  haben.  Im  übrigen  ist  eine  in  die  Augen  fallende 
Bevölkerungszunahme    in    den  Kreisen    Dortmund,    Bochum, 


»)  A.  a.  0.  S.  XUI. 
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OelB^nkirchen ,  Hattingen  in  Westfalen  nnd  ia  den  KreiseQ 
Muhlbeim  a.  Ruhr,  Essen,  Ottweiler  in  der  Rheinprovinz  walir- 
nehmbar  *). 

Noch  ist  wichtig  für  die  Beurteilunc;  der  Wanderungen 
die  Grösse  und  die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  in  den  Ge- 
bieten, aus  welchen  und  in  welchen  sie  stattfinden.  HierBber 
verhält  sich  die  folgende  Tabelle,  deren  Zahlen,  wie  eine 
Vei^leichang  mit  dem  Jahre  1871  ergiebt,  aU  typisch  gelten 
können.     1880  kamen  in  den  nachbenannten 


Gebietsgruppen«) 

Einwohner 

bewohnte 
Gebäude 

auf 

qkn. 

58.7 

6.2 

Provinz  Brandenburg 

71.5 

6.0 

(nKBMlIii) 

(OkHB«lll> 

ProvinB  Posen 

K^erungsbezirke  Breslau  und  Liegnitt    .  . 
EenigreidL  Sachsen  und  die  8  thflmupschen 

94.8 

10.8 

91.4 

11.5 

tum  Oldenbarg,  Staat  Bremen 

ProviDE    Hessen -Nassau,    fiegienuigsbesirk 

5S.8 

147.3 

101.0 

14.8 

Bhetnp&lz  und  Elsas»- Lothringen 

109.8 

18.0 

Deutsches  Reich 

83.60 

10.4 

Die  Wanderung  steht  also  in  einem  umgekehrten  Ve^ 
hältnisa  zur  Dichtigkeit  in  der  Art,  dass  die  dUnn  bevölkerten 
Gebiet«  durch  die  Wanderungen  entvölkert^  die  dicht  bevölkerten 
noch  mehr  bevölkert  werden.  Besonders  charakteristisch  sind 
in  dieser  Beziehung  noch  die  Auewanderungsziffem,  aus  denen 
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mehr  noch  ab  die  Anziehung  des  Westens,  die  Neigung  zur 
Abstossung  im  Osten  bemerkbar  wird. 

Man  vergleiche  folgende  Zahlen  für  das  Jahr  1884.  An  der 
überseeischen  Auswanderung  aus  Deutschland,  die  im  ganzen 
143586  Personen  betrug,  nahmen  Teil  aus 

Provinz  Westpreussen  14069    Provinz  Westfalen  3268 

„       Pommern         15412  „        Rheinland  5058 

,       Posen  13500  Bremen  1146 

Oldenburg  1958 

Hamburg  2504^) 

Der  G^ensatz  ist  um  so  bemerkenswerter,  als  den  Ge- 
bieten mit  den  geringeren  Auswanderungsziffem ,  namentlich 
Hamburg  und  Bremen,  die  Gelegenheit  zur  Auswanderung 
viel  näher  und  bequemer  liegt. 

§  72. 

Genug  nun  der  Zahlen!  Es  hiesse  die  umfänglichen 
statistischen  Publikationen  des  Reichs,  der  einzelnen  Staaten 
und  der  einzelnen  Verwaltungsbezirke  reproduziren  und  ein 
mehr  oder  minder  schnell  veraltendes  Zahlenwerk  anhäufen, 
wollte  man  die  Gestaltungen,  welche  aus  den  Wanderungen 
resultiren,  noch  weiter  verfolgen.  Hier  kam  es  nur  darauf 
an,  im  Zusammenhange  der  Untersuchung  die  wichtigsten 
Thatsachen  hervorzuheben,  welche  in  den  Wanderungen  zu 
Tage  treten. 

Das  Ergebniss  lässt  sich  etwa  in  folgende  Sätze  zusammen- 
fassen: 1)  Der  Osten  zeigt  die  relativ  geringste  Anziehungs- 
kraft, so  dass  die  relativ  stärkste  Auswanderung  aus  seinem 
Gebiet  und  die  relativ  schwächste  Einwanderung  in  dasselbe 
erfolgt  2)  Die  Wanderungen  bewegen  sich  in  der  Richtung 
von  Osten  nach  Westen.  Doch  vollzieht  sich  die  Bewegung 
hauptsächlich  innerhalb  kleinerer  Gebiete  —  wobei  die  grösseren 
Orte,  vor  allem  die  Städte  als  Mittelpunkte  des  Wanderungs- 
gebiets eine  besondere  Anziehungskraft  äussern  —  und  dem- 
nächst vornehmlich  im  Austausch  mit  benachbarten  Gebieten, 
wobei  die  politische  Abgrenzung  von  so  geringer  Bedeutung 
ist,  dass  die  Einwanderung  nichtdeutscher  Elemente  nach 
Deutschland  aus  den  Grenzlanden  (Russland  und  Oesterreich) 
sehr  viel  erheblicher  ist,  als  die  aus  nicht  unmittelbar  be- 
nachbarten deutschen  Bundesstaaten.  3)  Die  Wanderungen 
haben  nicht  die  Bedeutung  eines  Ausgleichs  zwischen  den 
verschiedenen  Gebietsteilen  des  Deutschen  Reichs;  der  Zuzug 
steht  vielmehr  im  umgekehrten  Verhältniss  zur  Dichtigkeit  der 
Bevölkerung,  so  dass  die  dünn  bevölkerten  Gegenden  dadurch 


1)  Monatshefte  zur  Statistik  d.  D.  K.  1884  Xü  S.  56. 
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entvölkert,  die  dicht  bevölkerten  noch  mehr  bevölkert 
vrerden.  Auch  tragen  die  crsteren  zur  UberseeiacbeQ  Ana- 
wanderuiig  in  erheblicherem  Ma^ac  bei  als  die  letzteren. 
4)  Die  Wanderung  schreitet  nicht  in  regelmässigem  Verhält- 
nias  fort.  Die  Lage  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  wirkt 
wesentlich  auf  dicBeibe  <iin.  Der  dem  Jahre  1873  folgende 
wirtschaftliche  Rückschlag  ist  in  der  Verminderung  des  Zuzugs 
nach  den  industriellen  Bezirken  des  Westens  und  nach  den 
grossen  Städten,  in  der  Verminderung  des  Fortzuges  aus 
den  äBtbchen  Bezirken  deutlich  erkennbar. 

Die  vorstehenden  Sätze  werden  nicht  den  Anspruch  erhebeo 
können,  vollkommen  neu  oder  einem  schwer  zagfinglichen  Materiil 
entnoniniei)  zu  sein.  Wabmebmnngen  dieser  Art  sind  von  jeher  ge- 
macht worden  und  das  Material  liegt  geradezu  massenhaft  in  den 
mehrerwähnien  Publikationen  an f gespeichert. 

Gerade  in  Beziehung  zum  Armenwesen  sind  aber  die  Beobach- 
tungen über  Wanderungen  selten  benutzt.  Sehr  bemerkenswert  er- 
scheinen mir  die  Ergebnisse  von  Wcrnher,  der  in  seiner  Abhand- 
lung über  Gemeindebürgertum  auch  die  Einflüsse  untersucht,  welche 
auf  Zn-  und  Fortzng  nirken.  Er  gelangt  S.  173  zu  ilem  Schlüsse: 
.Da  femer,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  sowohl  die  Zunahme  der 
Bevölkerung  überhaupt  als  insbesondere  die  Anzahl  der  Einzieher 
hauptsächlich  durch  zeitliche  und  Örtliche  Verhältnisse  regulirt 
wurde,  so  t&sst  sich  nicht  erwarten,  dass,  wo  überhaupt  kein  be- 
sonderer Zudrang  von  Einziehem  stattfand,  die  Aendemng  der  Ge- 
setzgebung auf  deren  Zahl  erheblichen  Einfluss  habe  äussern  können." 
Man  hat  hierbei  besonders  zu  beachten,  dass  die  Wernhersche  Ab- 
handlung 1837  geschrieben  ist,  also  in  demselben  Jahre,  als  die 
erste  Eisenbahn  in  Deulschland  gebaut  wurde,  und  die  „unheimliche 
moderne"  Schnelligkeit  der  Fortbewegung  grosser  Massen  noch  nicht 
möglich  war. 

Neuerdings  hat  v.  R  a  n  d  o  w  <las  bevölkerungsstatistische  Material 
beiintzt,  um  die  bei  den  Wanderungen  obwaltenden  Verhältnisse 
näher  zu  untersuchen  und  gewisse  Grnnds&tze  bezaglich  der  Be- 
weglichkeit und  der  Sesshaftigkeit  der  Bevölkerang  aufzustellen, 
welche  trotz  ihres  in  letzter  Zeit  etwas  tendenziösen  Charakters 
(Polenaus w eisungen !)  unzweifelhaft  richtige  und  meines  Erachtens 
in  hohem  Grade  bedeutungsvolle  sind.  —  Vgl.  „Die  Wander- 
bewegnng  der  zentral  europäischen  Bevölkerung''  in  der  Monatsschr. 
der  österr.  Zentralkomm.  Jahrg.  1884  Heft  6  und  „Die  Landes- 
verweisungen aus  I'reuEsen"  in  Schmollers  Jahrb.  1886  Heft  1 
S.  91 ;  dazu  die  Besprechung  in  Schmollers  Jahrb.  ISSti  Heft  2 
S.  302.  —  V,  Randows  Ausführungen  gipfeln  in  Folgendem  (S.  95): 
„Bei  der  Wanderbewegung  lassen  sich  gewisse  Hanptstrßraungen  er- 
kennen, denen  die  Wanderelemente  folgen.  Ein  Hanpttraktns  fährt 
nach  den  Reichshaaptstädten ,  ein  zweiter  nach  den  Seehandels- 
gebieien  (bei  Deulschland  Schleswig-Holstein  und  die  Hansestädte 
mit    Oldenburg,     bei    Oesterreich    Triest    und     das     Kflstenland), 
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alle  fibrigen  Wanderelemente  aber  schlagen  die  restliche  Richtung 
ein,  wobei  ein  Teil  derselben  in  den  Zentren  der  grossen  Staaten 
znrttckbleibt.  Eine  Wanderung  nach  dem  Süden  Deutschlands  und 
Oesterreichs  findet  nur  wenig,  eine  solche  nach  dem  Korden  nur 
unter  ganz  besonders  günstigen  Bedingungen,  eine  nach  dem  Osten 
abeolat  nicht  statt.  Der  Korden  und  vor  allem  der  Osten  sinii  ab- 
stossende  Pole  der  Bewegung,  und  dieses  grosse  Gesetz  der  Be- 
wegung ist  so  unerschütterlich,  dass  es  nur  eine  einzige  Ausnahme 
duldet,  die  dann  eintritt,  wenn  es  sich  um  ein  Grenzgebiet  der 
Heimat  handelt  indem  die  Grenzgebiete  der  Heimat  eine  so  mäch- 
tige Attraktion  üben ,  dass  diese  selbst  die  Scheu  der  Wander- 
elemente vor  dem  Norden,  dem  Süden  und  dem  Osten  überwindet. 
Die  Attraktion  hat  daher  nachstehende  Stärkegrade:  1)  die  Grenz- 
gebiete der  Heimatsprovinz,  2)  die  Reichshauptstädte.  3)  die  grossen 
Handelsemporien  an  der  See,  4)  das  Zentrum  der  Staaten  und 
schliesslich  der  gesammte  Westen.  Sind  Hanptstadtgebiete  oder 
Seehandelsgebiete  zugleich  Grenzgebiete  der  Heimat,  so  wirkt  die 
Attraktion  mit  doppelter  Gewalt." 

Das  weitaus  Beste  in  allseitiger  Durchdringung  des  Verhält- 
nisses von  Wanderung  und  wirtschaftlichen  Zuständen  giebt  Koll- 
mann:  Stat.  Nachr.  über  das  Grossh.  Oldenburg  Heft  19  (1882), 
insbesondere  S.  20.  So  ist  die  Gemeinde  Bant,  die  1875  1114  Einw. 
hatte,  1880  auf  4665  Einw.  gewachsen,  meist  Arbeiterfamilien, 
deren  Ernährer  im  benachbarten  Wilhelmshaven  Arbeit  finden.  In 
Jever  grosser  Zudrang  von  Bauhandwerkem  in  Folge  vieler  Neu- 
bauten. Rückgang  der  Stadt  Brake  wegen  Zurückgehen  des  Schiffs- 
banes  u.  s.  w. 

üeber  die  fremdländische  Bevölkerung  der  Schweiz,  welche 
nach  der  Volkszählung  von  I.Dezember  1880  bei  2  846102  orts- 
anwesenden Personen  211035=^7.7  ®/o  betrug  und  zwar 

95  262  Deutsche     =-  45  "/o  | 

53653  Franzosen  =  25  **  o  [  zus.  89  ^  o, 

41645  ItaUener     =-  19  ^/o  ' 

wird  bemerkt,  dass  eine  so  beträchtliche  Einwanderung  stattfinde, 
trotzdem  die  Fremden  an  keinerlei  Vorrechten  der  Landesangehörigen 
teilnähmen.  Namentlich  wird  auch  hervorgehoben,  dass  dieselben 
günstiger  in  Bezug  auf  Arbeitskraft  stehen,  weil  bei  ihnen  72  ^^o  (gegen 
58  ®/o  bei  den  Schweizern)  auf  die  produktiven  Altersklassen  von 
15  bis  60  Jahre  entfallen  —  was  jedenfalls  ein  Beweis  ist,  dass 
ein  Aufsuchen  fremder  Gebiete  regelmässig  von  arbeitsfähigen  Per- 
sonen zwecks  Erlangung  von  Arbeitsgelegenheit  erfolgt.  —  Vgl. 
Eidgeneyss.  Volkszählung  v.  1.  Dezember  1880  Bd.  2,  Bern  1883. 
Ein  äusserst  bemerkenswertes  Beispiel  bietet  endlich  speziell 
in  Bezug  auf  die  Armen  Verhältnisse  Grossbritannien.  Während  näm- 
lich in  England  und  Schottland  ein  nach  verschiedenen  Massgaben 
zü  erwerbendes  Heimatrecht  besteht ,  herrscht  in  Irland  das  Terri- 
torialprinzip   —   d.   h.    eine   Beschränkung    der   Freizügigkeit   mit 
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Rflcksicht  anf  die  Arnienlast  findet  nicht  statt.  Gleichwohl  wnrdeo 
in  den  Jahren  1870  bis  1874  von  Ei^land  1286,  von  Schott- 
land 1151  Arme  nach  Irland  znrückgeschickt ;  aber  allein  in  den 
ersten  6  UonaUn  1875  worden  in  England  32  266,  in  ScbotUand 
58474  in  Irland  geborene  Personen,  hingegen  in  Irland  nar  358 
bezw.  196  in  England  bezw.  Schottland  geborene  Personen  nnterstotzt 
Wenn  somit  in  Irland,  wo  BeBchränknngen  des  freien  Aufenthaltes 
gesetzlich  nnzolJLseig  sind,  eine  so  geringe  Zahl  von  Engländern 
Untersttltzong  sncht  nnd  nragekebrt  in  England  nnd  Schottland  trotz 
vielfacher  Answdsangen  bedOrftiger  Personen  eine  fast  nnglanblich 
scheinende  Zahl  von  Irl&ndem  unterstützt  wird ,  so  ist  das  gewi» 
ein  Beweis ,  wie  viel  der  Einflnss  der  traurigen  wirtschaftlicfasD 
Verhältnisse  Irlands  grösser  ist,  als  die  Wirkung  der  unbeechrftoklai 
Aufenthaltsbefugnifls.  —  Vgl.  Aschrott  S.  177. 

Hiernach  wird  die  ausfUhrlicbe  Begründung  der  vorstehend 
formulirten  Sätze  im  Zusammenhange  mit  den  Reformfrageo 
auf  dem  Gebiete  der  Armen-  und  Wirtschaftsgesetzgebnng  ; 
nicht  UberäUssig  erscheinen.  Es  wird  von  denselben  im  I 
weiteren  Verlaufe  ein  vielfach  fruchtbarer  Gebrauch  zu  machen  ' 
sein,  insbesondere  für  die  Fragen  der  Verteilung  der  Armen- 
last.  Hier  sollen  sie  vor  allem  dazu  dienen,  den  G^erg 
der  Reichsgesetzgebung  mit  dem  Hinweis  auf  unwiderleglicbe 
Thatsachen  zu  begegnen.  Wenn  in  der  That  die  Gestattung 
der  Freizügigkeit  unter  gleichzeitiger  rcichsgeHctzlicher  K^»- 
lung  der  öffentlichen  Armenpflege  die  Entfesselung  aller  mdi- 
viduellen  Begierden,  die  Lockerung  aller  persönlichen  und 
heimatlichen  Verbindungen  und  gleichzeitig  damit  das  Wachsen 
der  allgemeinen  Armut  zur  Folge  haben  mUaste,  so  könnten 
die  Wanderungserscheinungen  sich  nicht  vollziehen,  wie  rie 
sich  vollziehen.  Wenn  es  wahr  wäre,  dass  die  Garantie  der 
ArmenfUrsorge  innerhalb  des  ganzen  Geltungsgebietes  des 
Unter 8 tlltzungs Wohnsitzes  die  ärmeren  Klassen  anzöge  und  in 
Sicherheit  wiegte,  so  würde  kein  Grund  für  den  ganz  ausser 
ordentlichen  Rückgang  des  Zuzuges  nach  Westen  im  letzten 
Jahrzehnt  gegenüber  den  Jahren  1871 — 75  vorliegen.  Wenn 
die  Garantie  gesetzlicher  Armenpflege  die  Massen  anzulocken 
vermöchte,  so  würde  Elsas s-Ldthringen,  das  noch  gegenwärtig 
das  Prinzip  der  sog.  fakultativen  Armenpflege  befolgt,  niebt 
das  einzige  Gebiet  sein,  welches  von  allen  Staaten  und  Ge- 
bietsteilen im  Deutschen  Reiche  mehr  Bevölkerung  empftngt 
als  es  an  dieselben  abgiebt;    wenn   die  Sicherheit,   nicht  aiu- 

fewiesen  und  am  Orte  des  Aufenthaltes  unterstützt  zu  werdai, 
ie  Wanderungen  massgebend  beeinflusate,  so  würde  nicht  in 
Baiem  die  Zahl  der  Oesterreicher  grösser  als  die  der  Preussen 
und  in  Preussen  jene  der  Russen  nicht  grösser  als  die  der 
Baiem  sein,  da  die  eräteren  einen  Anspruch  auf  Unterstützung 
und  Duldung  des  Aufenthalts  als  Ausländer  nicht  besitzen. 
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Alles  dies  vielmehr:  Einwanderung  und  Auswanderung^ 
hastiges  Zuströmen  und  langsames  Zurückstauen  der  Be- 
wegung sind  Erscheinungen,  welche  der  unwiderstehlichen 
Gewalt  natürlicher  Gesetze  unterworfen  sind.  Nicht  die  Gesetz- 
gebung^ ja  nicht  einmal  die  politische  Abgrenzung  der  Staaten 
g^gen  einander  vermag  hieran  etwas  Wesentliches  zu  ändern. 
So  stellt  sich  die  Wirtschafts-  und  Armengesetzgebung  nicht  als 
Ursache,  sondern  vielmehr  als  Folge  dieser  natürlichen  Ge- 
setze dar;  sie  sucht  Erscheinungen  in  den  Rahmen  der  Rechts- 
ordnung zu  fttgeU;  welche  sich  ausserhalb  der  Rechtsordnung 
vollziehen.  Sie  schafft  dieselben  nicht,  sie  sanktionirt  sie  nur. 
Mit  dieser  Massgabe,  aber  auch  nur  mit  dieser,  wirkt  sie  frei- 
lich mit  zur  weiteren  Entwicklung  dieser  Erscheinungen,  die 
unter  ihrem  Schutze  sich  freier  entfalten  dürfen. 


§  73. 

Wurde  im  Vorstehenden  der  für  unsere  Frage  wichtigste 
Nachweis  versucht,  dass  die  auf  Ab-  und  Zuzug  der  ärmeren 
Klassen  einwirkenden  Einflüsse  im  wesentlichen  unabhängig 
von  der  Armengesetzgebung  sind,  so  bedarf  es  noch  im  Folgen- 
den der  Hervorhebung  einiger  anderer  Momente,  welche  im 
natürlichen  oder  sonst  nachweislichen  Zusammenhange  mit  der 
Höhe  der  Armenlast  stehen  und  gleichwohl  von  der  Armen- 
gesetzgebung der  Natur  der  Sache  nach  oder  sonst  nachweis- 
lich unabhängig  sind. 

Vor  allem  ist  hierin  von  grösster  Bedeutung  die  ver- 
änderte Richtung,  welche  die  Armenpflege  überhaupt  und  mit 
ihr  die  öffentliche  Armenpflege  in  Bezug  auf  einige  ihrer 
wichtigsten  Gegenstände  genommen  hat  —  in  Bezug  nämlich 
auf  Kranke,  Georechliche  und  auf  jugendliche  Personen.  Die 
firkenntniss,  dass  nie  sicherer  der  künftigen  Verarmung  vor- 
gebeugt werden  könne,  als  durch  sofortige  Beseitigung  der 
momentanen  Erwerbsstörung  und  durch  sittliche  Einwirkung  auf 
den  jungen  Menschen,  hat  —  trotz  Kranken-  und  Unfallver- 
sicherung —  die  Ausgaben  für  Kranken-  und  Waisenpflege 
sehr  erheblich  vermehrt  ^).  Speziell  in  Bezug  auf  Kranken- 
pflege ist  übrigens  hervorzuheben,  dass  der  Charakter  des  Auf- 
wandes ein  gemischter  ist,  weil  ebensowohl  Gesichtspunkte 
der  öffentlichen  Gesundheitspflege  wie  der  Annenpflege  bei 
derselben  in  Betracht  kommen. 

Mit  der  Einsicht  in  die  Aufgaben  der  Armenpflege  hängt 
der  Zustand  zusammen,  in  welchem  die  Armenpflege  sich  be- 
findet    Das  Prinzip   der  Individualisirung,   von   der   Annoii- 


*)  Die  Thatsache  darf  wohl  als  notorisch  gelten.  Auf  Anführung 
von  Beispielen  verzichte  ich  hier,  weil  an  verschiedenen  anderen  Stellen 
Nachweieongen  dieser  Art  in  grösserem  Umfange  zu  geben  sind. 
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Verwaltung  Elberfolds  wieder  belebt,  hat  in  Elborfeld  aelbst 
und  in  vielen  Gemeinden,  die  seinem  Betspiele  gefolgt  eind, 
eine  erhebliehe  Besserung  der  Armenzustäude  und  eine  wesent- 
liche Minde^^ng  des  Ann  er  aufwand  es  zur  Folge  gehabt.  Doch 
zeigte  sich  nu-ist  die  charakteristische  Erscheinung,  dass  zu- 
nächst der  Aufwand  ftir  Arnienzwecke  stieg  und  gleichzeitig 
die  Zahl  der  Annen  sich  verminderte,  wofllr  die  Erklärung 
darin  zu  8uc;hen  ist,  dass  die  Individtialisirung  zwar  zur  Ent- 
deckung vieler  Personen  führte,  welche  einer  UnteretUbusg 
nicht  würdig  waren,  aber  auch  die  Bedürftigkeit  anderer 
Personen  oder  die  Unzulänglichkeit  der  bisherigen  Unter- 
stützung ans  Tageslicht  brachte*). 

Hierher  gehört  auch  die  an  anderer  Stelle  näher  zu  be- 
trachtende Thatsache,  dass  durch  energische  Handhabung  de« 
Arbeitszwanges  gegen  arbeitsscheue  und  liederliche  Personen, 
insbesondere  durch  Anwendung  des  ArbeitshauBsystems ,  die 
Annenlast  sich  —  wenigstens  zeitweise  —  sehr  erheblich  ver- 
minderte '). 

Nicht  identisch  mit  guter  Amienpäege  ist  harte  Armen- 
pflege, welche  lediglich  das  änanzielle  Interesse  der  Steuer- 
zahler, aber  weder  dasjenige  der  öffentlichen  Wohlfahrt  noch 
das  der  bedürftigen  Personen  im  Auge  hat.  Eine  solche  Art 
der  Armenpflege  kommt  darin  zum  Ausdruck,  dass  sehr  viel 
weniger  verwendet  wird,  als  verwendet  werden  mUsste,  und  dies 
Wenige  in  einer  Weise,  welche  den  Charakter  der  Armenpflege 
fast  ganz  verliert.  Dahin  gehört  z.  B.  das  Verdingen  von  arbeits- 
untUnigen  jungen  und  alten  Personen  an  den  Mindestfordem- 
den,  dahin  die  Unterbringung  in  Armenhäuser,  in  denen  ohne 
Unterschied  des  Alters  und  Geschlechts,  vor  allem  auch  ohne 
BUcksicht  auf  die  Zahl ,  soviel  Personen ,  wie  unterzubringen 
eben  nötig  ist,  zusammengepfercht  werden*). 

In  allen  diesen  Beziehungen  macht  sich  besonders  ein 
scharfer  Gegensatz  von  Stadt  und  Land  geltend,  üeber- 
haupt  ist,  trotzdem  nach  dem  Willen  der  Gesetegebung  jedem 
Bedürftigen  nach  Massgabe  seiner  individuellen  Bedtlrftigkeit 
der  notwendige  Lebensunterhalt  gewälirt  werden  soll,  die  Be- 
schaffenheit des  Bezirks,  seine  geographische  Lage,  der  Wohl- 
stand seiner  Bevölkerung,  die  Höhe  der  übrigen  öffentlichen 
Lasten  vom  grössten  Einfluss  auf  Steigen  und  Sinken  der 
Armen  last 


')  So  7..  B.  in  Krefeld,  vgl.  Sevffardt  I  S.  13;  Landsberg  a.  W.. 
vgl.  Verw.-Ber.  für  1882-83;  Frankfurt  a.  M.,  vgl.  Drucks,  des  D.  V. 
f.  A.  u.  W.  1884  Nr.  1  S.  35.  —  Ganz  allgemön  kann  diese  Erschei- 
nung für  llaiem  verfolgt  werden,  deaaen  periodische  Annenstatistik  ^ 
stetages  Heruntergehen  der  Zahl  der  Annen  neben  steigendem  AofiraDil 
nachweist  Vgl.  besonders  die  Tabellen  im  Jahi^ang  1882.  —  Wegen 
des  elberfelder  SjBtema  vgl.  unten  g  194. 

■)  Vgl.  unten  g  SP2  f. 

■)  Mhere  Angaben  §  89. 
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Schon  Dieterici  wies  für  das  Jahr  1849  —  also  lange  nach 
Einfiihrung  der  preussischen  Gesetze  von  1842  —  nach,  dass  der 
Armenaufwand  in  grossen  Städten  sehr  viel  höher  sei  als  auf 
dem  Lande,  dass  aber  in  den  in  der  Kultur  höherstehenden 
westlichen  Bezirken  mit  durchgebildeter  Geldwirtschaft  Stadt 
und  Land  sich  hierin  einander  viel  näher  stehen.  So  stellte  sich 
das  Verhältniss  des  Aufwandes  von  Stadt  und  Land  im  Osten 
Preussens  wie  8:1,  im  Westen  wie  1  :  3.  Während  in  der 
Rheinprovinz  eine  aus  öffentlichen  Mitteln  unterstützte  Person 
auf  11.84  Einwohner  gezählt  wurde,  ergab  sich  das  folgende 
Verhältniss  in  den  nachstehenden  Regierungsbezirken:  Marien- 
werder 1  :  147.72,  Bromberg  1  :  329.61,  Köslin  1  :  159.70. 
Dieterici  bemerkt  zu  diesem  Ergebniss  sehr  treffend,  man 
könne  hieraus  nur  schliessen,  wie  viel  Arme  unterstützt  wurden, 
nicht  wie  viele  vorhanden  waren. 

Eine  sehr  gewichtige  Bestätigung  haben  diese  einmaligen 
Wahrnehmungen  durch  die  neueren  armenstatistischen  Publi- 
kationen von  Baiern  und  Oldenburg  erhalten,  die  einzigen, 
welche  für  das  Gebiet  des  ganzen  Staates  periodische  Erhebungen 
veranstaltet  und  sehr  sorgfältig  verarbeitet  haben. 

So  nimmt  die  Rheinpfalz,  gegenüber  dem  rechtsrheinischen 
Baiem,  ganz  besonders  gegenüber  Niederbaiern,  eine  in  vielen 
Punkten  günstigere  Stellung  ein.  Sie  ist  dichter  bevölkert, 
hat  reiche  Industrie,  sehr  leistungsfähige  Gemeinden:  dort 
ist  der  Aufwand  für  Armenpflege  in  Stadt  und  Land  beinahe 
gleich,  eher  in  letzterem  etwas  höher,  während  in  Niederbaiern 
und  Unterfranken  der  Unterschied  ein  sehr  merklicher  ist; 
ebenso  ist  die  Zahl  der  Annen  d.  h.  der  aus  öffentlichen  Mitteln 
unterstützten  Personen  in  der  Pfalz  eine  grössere. 

In  Oldenburg,  dessen  Armen  Verhältnisse  Kollmann  in 
umfassender  Weise  für  einen  15-  bezw.  20jährigen  Zeitraum 
in  besonderem  Hinblick  auf  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
luitersucht  hat,  ergiebt  sich  ein  tiefgreifender  Unterschied 
zwischen  den  drei  Gebietsteilen  des  Herzogtums  Oldenburg: 
Marsch,  münsterische  und  oldenburgische  Geest,  sowie  den 
Fürstentümern  Lübeck  und  Birkenfeld.  Kollmann  weist  nach, 
dass  je  weniger  Kontribuenten  mit  geringem  Einkommen  auf 
einen  Wohlhabenden  kommen,  um  so  besser  die  allgemeinen 
Wohlstandsverhältnisse  sind  und  dass  im  allgemeinen  mit  der 
Wohlhabenheit  die  Armenziffer  steigt 

Die  nachstehende,  aus  den  verschiedenen  Tabellen  des  Kollmann- 
schen  Werkes  zusammengestellte  Tabelle  ergiebt  das  folgende  sehr 
lehrreiche  Resultat: 


Eb  kamen 
durclischDittlich 

•St" 

Unler- 

itatm 

ZV 

Beml- 
FroMBt 

dutrüUe 
BbtSIIw- 

PrOMBt 

B.ii.- 
•rtn(>Bf 

fiedn- 
Uduic 
Muk 

3'  ■  ''■ 

4.16 

54.96 

23.57 

22.2 

746.7 

19.3 

•Inruuter  Marsch  .   .    . 

5.60 

47.74 

24.69 

48.8 

819.5 

14..^ 

■Oldenburg.  Geest ,    ,    . 

4.09 

47.55 

28.96 

14.6 

775.7 

IM 

mOnster.  Geest,    .    .   . 

2.69 

76-6S 

12.38 

12.9 

502.2 

48.1 

PQratentam  Lübeck     . 

5.81 

50.21 

26.20 

33.1 

645.0 

22.6 

Mratentiim  Biikenfeld 

3.4-J 

38.06 

44.83 

20.6 

695.2 

34.1 

GroEahereogtum    .    .   . 

4.26 

52.48 

26.32 

23.1 

728.8 

20.6 

Kollmanii  glaubt  den  Onind  ftlr  diese  ganz  regelmässig 
wahrgenommene  Erecheinung  ia  zwei  Kichtungen  suchen  zu 
sollen : 

In  der  Geest  lebt  eine  durchgehende  arme  Bevölkerung 
mit  sehr  geringen  Lebenaansprüchen ;  die  Grenze,  bei  welcher 
eigentliche  Armut  als  eingetreten  gilt,  wird  sehr  weit  hinaus- 
geschoben; die  spärlichen  Mittel  werden  sehr  zurückgehalten, 
die  Armenpflege  bis  zur  Härte  sparsam  getlbt.  In  der 
Marsch  stehen  bei  grösserer  Wohlhabenheit  reichere  Mittel 
zur  Verfügung ;  die  allgemeine  Lebenshaltung  ist  eine  höhere, 
die  Bereitwilligkeit  zur  Unterstützung  eine  grössere.  Auch 
kommen  hier  noch  einige  besondere  Momente  in  Betracht 
Der  schwere,  fruchtbare  Marschboden  kann  nur  im  Besitze 
von  Wohlhabenden  stehen;  ihnen  stehen  unbegüterte  Land- 
arbeiter gegenüber,  deren  unzulänglicher  Verdienst  durch 
die  Armen jiflcge  gewissermassen  ergänzt  wird.  Ueberdies 
nutzt  die  Bearbeitung  des  schweren  Bodens  die  Kräfte  ver- 
bal tnissmässig  schnell  ah ;  feuchte  Wohnungen,  sowie  die  Aus- 
dünstungen der  Kanäle  und  Abzugsgräben  bewirken  Malaria 
und  Gallenfieber,  welche  niu*  durch  das  sehr  teuere  Chinin 
wirksam  bekämpft  werden  können. 


§  74. 

Ueberhaupt  sind  die  zuletzt  berührten  Momente,  die  man 
mit  einem  zusammenfassenden  Ausdruck  die  „allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Einflüsse"  nennen  kann,  mehr  als  alles  andere 
bestimmend  fUr  die  Höhe  der  Armenlast. 

Die  Lage  der  Landwirtschaft,  der  Industrie  und  des 
Handels  im  ganzen  Staatsgebiet  oder  in  einzelnen  Bezirken, 
das  Auftreten  einzelner  Naturerscheinungen,   wie  Hagel-  oder 
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Wasserschäden,  Epidemien  u.  dergl.,  willkürliche  Handlungen 
der  Menschen,  wie  Krieg,  Aufruhr  und  vieles  andere  —  all  das 
bewirkt  Steigen  oder  Sinken  des  Wohlstandes,  Steigen  und 
Sinken  der  Armut  und  damit  der  Armenlast  Eines  Nach- 
weises in  dem  Sinne,  dass  ein  neuer  und  bisher  nicht  ge- 
kannter Zusammenhang  aufgedeckt  werden  soll,  bedarf  es 
hierfür  selbstverständlich  nicht.  Aber  gegenüber  einer  stark 
einseitigen  Betonung  gewisser  Wirkungen   der  Armengesetz- 

febung  wird  es  nicht  überflüssig  sein,  darauf  hinzuweisen,  wie 
ie  betroffenen  Armenverbände  selbst  sich  zu  dieser  Frage  stellen. 

So  berichtet  die  Armenverwaltung  von  Dortmund,  dass 
1882  in  Folge  der  besseren  Erwerbs-  und  Einkommensver- 
hältnisse der  Arbeiterbevölkerung  eine  Abnahme  des  Armen- 
aofwandes  von  3.02  M.  pro  Kopf  im  Vonahre  auf  2.88  M. 
stattgefunden  habe.  In  Chemnitz  waren  mr  1882  82556  M. 
als  Kosten  der  öffentlichen  Armenpflege  veranschlagt,  während 
nur  58 126  M.  verwendet  wurden.  Ebenso  blieben  die  Ausgaben 
in  der  Etatsperiode  1882—83  in  Barmen  um  25000  M.;  1883—84 
in  Hildesheim  um  6530  M.,  in  Danzig  um  8600  M.  zurück*). 

In  dem  Verwaltungsbericht  von  Bielefeld  für  1883 — 84 
heisst  es:  „Die  ungestörte  Entwicklung  der  Industrie  einerseits, 
das  Wetter  andererseits  erleichterte  die  Arbeiten  der  Armen- 
verwaltung. Der  milde  Winter  enthob  die  Verwaltung  der 
Verteilung  von  Kohlenmarken  und  ausserordentlichen  Gaben; 
eine  gute  Ernte  verscheuchte  manche  Sorge;  alle  Fabriken 
konnten  ihre  Arbeiter  fortwährend  lohnend  beschäftigen;  im 
allgemeinen  waren  alle  mehr  oder  weniger  zufrieden,  eigent- 
liche Zeichen  von  Missstimmung  waren  nicht  zu  bemerken. 
An  Arbeiten  fehlte  es  den  Thätigkeit  suchenden  Personen 
nicht  Wenn  die  Ausgaben  um  ein  Geringes  zugenommen 
haben,  so  liegt  das  in  der  Zunahme  der  Bevölkerung." 

Umgekehrt  klagt  speziell  in  Bezug  auf  die  Etatsperiode 
1880 — 81  eine  grosse  Zlahl  von  Verwaltungen  über  Zunahme 
der  Armenlast  So  berichtet  Königsberg  i.  Pr.:  „Das  abgelaufene 
Verwaltungsjahr  war  für  die  Armenverwaltung  ein  ganz 
besonders  schwieriges.  War  schon  im  Vorjahre  die  Not 
unter  unserer  ärmeren  Bevölkerung  wegen  des  Damieder- 
liegens  von  Handel  und  Gewerbe  und  wegen  des  früh  auf- 
tretenden und  lang  anhaltenden  Winters  gross  gewesen,  so 
steigerte  sich  dieselbe  bei  der  fortdauernden  Geschäftsstille  und 
Erwerbslosigkeit  unseres  Arbeiterstandes,  von  der  wir  oben 
bereits  gesprochen  haben,  im  Herbste  1880  und  während  des 
darauf  folgenden  Winters  zu  einer  ungewöhnlichen  Höhe,  griff 
in  immer  weiteren  Kreisen  um  sich  und  zwang  eine  grosse 
Zahl  von  Personen,  die  sonst  durch  eigene  Kraft  ihren  und 
ihrer  Angehörigen  Lebensunterhalt  beschafft  hatten,  die  öffent- 

')  VgL  die  betreffenden  Verwaltungsberichte. 
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liehe  Armenpflege    oder  die  Privatwohlthätigkeit  in  Anspruch^ 
zu  nehmen.     Die  Behörden  Bithen  sich  einem  wirklichen  Not- 
Btande  gegenüber  und  niuasten  bei  Zeiten  darauf  b'?dacht  sein, 
zur  Bekämiifung   desselben   ausBerordentliche   Mittel    zur  An- 
wendung zu  bringen.     Die  Amienverwaltung  vor  allem  hatte  , 
daher  einen  ganz  besonders  schwierigen  Stand."  J 

Ebenso  glaubt  der  Magistrat  von  Erfiirt  die  Zunahme  dwi 
Amienlast  den  wirtschaftlich  ungunaligen  Verhältnissen,  deivl 
jenige  von  Königehlltte  dem  Niedergange  der  Industrie  snirf 
sehreiben  zu  sollen '). 

In  letzter  Linie  sei  endlich  noch  auf  die  beiden  Staateal 
hingewiesen,  deren  Btatrstieche  Nachweisungen  eine  Vereleä-r 
chung  der  Zahl  der  Armen  und  des  filr  sie  stattgehabten  Au&l 
wandes  filr  längere  Zeiträume  ermöglichen ;  obwohl  nur  ein 
kleinen  Teil  des  Deutschen  Reichs  umfassend,  dürfen 
dennoch  in  gewissem  ISirne  als  typisch  gelten.  Es  sind  diefa 
Baiem  und  Oldenburg,  deren  diesbezügliche  YerhaltnisBe  diaT 
nachstehenden  Tabellen  ergeben*): 


Ko 

oigr 

eich    Bai 

Brn. 

der 

unteretützten 

Pereonen 

Auf  1000  Ein- 
wohner trefi'en 
Unterstütate 

Ke  Ausnben 

für  das 

»treniliche  Armeo- 

wesen  betragen 

1871 

136267 

28.1 

4,S5 

1B72 

1S2157 

27.0 

4.7(i 

1873 

■128561 

26.0 

4.93 

1074 

127  684 

25.6 

5.12 

1875 

125312 

24.9 

.i.06 

W76 

123134 

24.3 

5.37 

1877 

125277 

24.4 

5.60 

1878 

134585 

26.0 

5.93 

1879 

143974 

27.5 

6JW 

1880 

146388 

27.7 

6.91 

■l  AeusBerungcii  nhnlicher  Art  finden  aicb   vielfach.    IJnteu   |>  109 
eiod  noch  in  anderem  Zu&amnien hange  mehrere  angeführt.    Eb  darf  a 
als    beachtenswert    hervorgehoben    werden,    daas    der    würtembergiBclHl 
Miniater  des  Innern  in    der  Sitzung   der  Kammer  der  Abgeordneten  vonfl 
19.    April    1881:1    in    Bezug    auf   me    Wirkung    des    Keii:hBgeaetze8    voafl 
Ü.  Jnm  187(1  auf  die  Armenlast  bemerkte,  dasa  dieselbe  als  die  Wirkongfl 
besonderer  VerhällniBae  erBCheine. 

*)  Aus  den  mehremähDt«!  Publikationen  zusammengestellt:    Baier 
8.  370.  288;  Oldenburg  S.  125.  131-  257. 


VI  4. 


209 


Oldenburg. 
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99 
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Im  Sinne  derjenigen,  welche  einen  schädlichen  Einfluss 
der  Gesetzgebung  auf  das  Wachsen  der  Armenlast  im  all- 
g« 'meinen  leugnen,  muss  das  Ergebniss  der  vorstehenden  Zahlen 
als  ein  günstiges  bezeichnet  werden.  Die  Zahl  der  bedürftigen 
Individuen,  auf  die  es  vor  allem  ankommen  muss,  hat  sich  im 
Verhältniss  zur  Bevölkerung  im  ganzen  erheblich  vermindert. 
Man  darf  dies  Ergebniss  freilich  nicht  zu  hoch  anschlagen, 
weil  die  Zahlen  in  sehr  ungleicher  Weise  zu  Stande  gekommen 
sind  imd  auf  sehr  verschiedenen  Voraussetzungen  beruhen^); 
aber  jedenfalls  deuten  auch  sie  auf  die  schon  oben  erwähnte 
Erscheinung,  dass  nicht  sowohl  die  Zustände  der  Armut  sich 
vermehrt  haben,  als  die  Fürsorge  der  Armen  Verwaltungen 
eine  grössere  geworden  ist. 

§  75. 

Betrachtet  man  das  bisher  mitgeteilte  Material,  so  wird 
man  die  Empfindung  der  Un Vollständigkeit  nicht  wohl  unter- 
drücken können.  Aber  es  ■  ist  unmöglich  das  vorhandene 
Material  auch  nur  annähernd  zu  erschöpfen. 

Man  wird  schlechterdings  Keinen  Faktor  im 
wirtschaftlichen  und   politischen  Leben  der  Ein- 


>)  Vgl.  hierüber  oben  S.  36. 

Fore^uogvii  (27)  VI.  4.  —  M&ntterberg. 
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zelnen  wie  der  G^esamm theit  b^zeicbaeii  können, 
der  nicht  im  mittelbaren  oder  unmittelbaren  Zu- 
sammenhange mit  dem  Armenwesen  stunde,  der 
nicht  irgendwie  auf  den  Umfang  der  Bedürftigkeit 
und  die  Mittel,  ihr  abzuhelfen,  ronEinflusB  wäre. 
Aber  soviel  darf  man  schon  aus  den  mitgeteilten  Zahlen  und 
Thatsachen  entnehmen,  dasa  ein  einziger  von  aolchen  Umständen, 
die  nicht  vorher  berechnet  werden  können,  wie  insbesondere 
Perioden  des  wirtschaftlichen  Aufschwunges  oder  Niedei^nges, 
die  gute  uder  schlechte  Führung  der  Armenverwaltung,  geeignet 
ist,  stärkeren  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  Armenweaeus  zu 
gewinnen,  als  alle  jene  gesetzgeberischen  Akte  zusammeoge- 
nommen.  Es  wird  der  Schluss  gestattet  sein ,  dass  nicht  bloe 
den  Nachweis  wachsender  Armut  zu  fuhren  unmöglich,  sondern 
dasB  auch  die  Thatsache  eines  solchen  Wachsens  speziell  in 
Folge  der  neueren  Wirtschafts-  und  Armengesetzgebung  nichi 
wahrscheinlich  ist. 


2.    Die  Verteilang  der  Armenlast. 

§  76. 

Um  zwei  Punkte  handelt  ea  sich  bei  der  Frage  nach 
gerechter  Verteilung  der  Annenlast;  diese  muss  nach  aussen, 
d.  h.  im  Verhältnisfl  der  Armenverbände  unter  einander  gerecht 
verteilt  sein,  und  sie  muss  zweitens  nach  innen  im  richtigen 
Verhältnisa  zu  den  librigen  Aufwendungen  des  Armenverbandes 
als  Trager  anderweitcr  öffentlich-rechtlicher  Verpflichtungen 
stehen.  In  Bezug  auf  den  ersten  Punkt  ist  die  finaniidle 
Leistungsfähigkeit  des  Armen  Verbandes  als  solchen  nicht  in 
Frage,  während  bezüglich  des  zweiten  vor  altem  die  Zu- 
iHnglichkeit  oder  Unzulänglichkeit  der  ihm  zur  Verfügung 
stehenden  Mittel  zu  erwägen  ist.  Dies  wird  meist  nicht  ge- 
nügend auseinandergehalten ;  man  verwechselt  häufig  die  Ve^ 
pflichtung  zur  Annenpflege  mit  der  Fähigkeit  zu  ihrer  Er- 
füllung. Die  Untersuchung  ist  aber  deshalb  besonders  wichtig, 
weil  jeder  der  beiden  Punkte  eine  verschiedenartige  geseB- 
geberische  Behandlung  erfordert.  Man  erinnere  sich,  dass  die 
Reichsgeaetzgebung  nur  die  Verteilung  der  Armenlast  unter 
diu  verschiedenen  Armenverbände  zum  Gegenstände  hat  mi 
die  Belastung  nach  Massgabe  der  Leistungsfähigkeit  der 
laudesgesetzlichen  Regelung  Uberlässt.  Auch  in  der  nach- 
folgenden Darstellung  aollen  die  beiden  Sondergebiete  mOglicbt 
geschieden  werden. 
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§  77. 

A.   Die  Verteilung  der  Armenlast  nach  aussen 
(zwischen    den  verschiedenen  Armenverbänden). 

Die  Geschichte  der  Armengesetzgebung  im  engeren  Sinne 
ist  nichts  anderes  als  die  Geschichte  der  Versuche,  die  Armen- 
last gerecht  zu  verteilen.  Die  Versuche  der  älteren  Landes- 
gesetzgebung trugen  den  Namen  Heimat,  der  Versuch  der 
Reichsgesetzgebung  nennt  sich  Unterstützungswohnsitz. 
Gemeinschaftlich  ist  diesem  wie  jenen,  dass  sie  die  Verpflich- 
tung eines  örtlich  begrenzten  Bezirks  als  Armenverband  in 
Beziehung  setzen  zu  dem  bedürftigen  Individuum  aus  dem 
Gesichtspunkte  der  Angehörigkeit  Verschieden  sind  die- 
selben, soweit  es  sich  um  Art  und  Umfang  der  Bezirke  und 
um  die  Merkmale  handelt,  durch  welche  die  Angehörigkeit 
erkennbar  gemacht  werden  soll. 

Der  Standpunkt,  welchen  die  Heimatgesetzgebung  inne 
hatte,  wurde  an  einer  anderen  Stelle  dahin  präzisirt,  dass  die 
Gemeinde  als  nachbarlich  -  genossenschaftlicher  Verband  eine 
Art  Familie  darstelle  und  der  Anspruch  des  Gemeindegenossen 
in  dieser  familienähnlichen  Zugehörigkeit  zu  der  Gemeinde 
begründet  sei.  Den  Standpunkt,  welchen  die  Reichsgesetz- 
gebung einnahm,  hat  die  Reichstagskommission  durch  den 
Begriff  des  wirtschaftlichen  Aequivalents  kenn  tlich  ge- 
macht, welches  eine  Ausgleichung  zwischen  der  Armenlast  im 
einzelnen  Falle  und  den  durch  das  Individuum  dem  Armenver- 
bande  gebrachten  wirtschaftlichen  Vorteilen  bedeuten  soll. 
Gegen  diesen  Begriff  haben  sich  mit  seltener  Einmütigkeit 
Freunde  und  Gegner  der  Reichsgesetzgebung  erklärt.  Ihre 
Vorwürfe,  im  Ausdruck  verschieden,  kommen  m  der  Sache  alle 
darauf  hinaus,  dass  das  ftir  die  Verteilung  der  Armenlast 
massgebende  Prinzip  ein  willkürlich  erfundenes  sei  und  dem 
Ansprüche  an  Gerechtigkeit  in  keiner  Weise  genüge  ^).  Obwohl 
dieselben  nun  gleichmässig  in  Beziehung  auf  Orts-  und  auf 
Landarmenverbände  erhoben  werden,  wird  es  doch  zweckmässig 
sein,  zwischen  diesen  beiden  Organen  der  öffentlichen  Armen- 
pflege zu  unterscheiden  und  für  jedes  von  ihnen  zu  unter- 
suchen, wie  weit  die  Vorwürfe  gerechtfertigt  sind  und  was  von 
dem  Gedanken  des  wirtschaftlichen  Aequivalents  für  das  eine 
und  für  das  andere  zutreffend  ist,  was  nicht. 


*)  Vgl.  Loening  S.  885:  -nicht  gerechtes  Prinzip";  Wäntig  S.  12: 
,,der  wUlkürlichste  aller  RechtsbegrifFe" ;  Koch  oll  U  S.  14:  „ifem  Ge- 
danken liest  weder  eine  historische,  noch  an  sich  vernünftige,  noch  auch 
praktisch  brauchbare  Idee  zu  Grunde.  Er  ist  rein  —  willkürlich  er- 
funden" •  Adickes  I  S.  273:  „völlig  haltlose  Begründung";  Wittgen- 
stein II:  „gänzlich  verfehlt":  Lutnardt  S.  49:  „Voraussetzungen,  die 
tbatsächlich  nicht  zutreffen,  Schlüsse,  welche  logisch  nicht  richtig  sind", 
IL  a.  m. 

14* 


Das    wirtBchaftliche    Aequivalent    bei    den    Orts- 
armenverbänden. 

Bezuglich  der  Ortsannenverbände  wird  der  Vorwurf  der 
WillkUrlichkeit  näher  dahin  begründet,  daas  zwischen  einem 
zweijährigen  Aufenthalt  und  einer  oft  für  die  Lebenszeit 
dauernden  Unterstützung  eines  Individuums  nebst  Angehöri- 
gen nicht  das  geringste  Gleichgewicht  bestehe;  meist  seien  die 
unterstützten  Personen  wegen  Dürftigkeit  von  Öemeinde- 
abgaben  frei  geblieben,  hatten  also  nicht  einmal  ein  Aequi- 
valent zu  dem  Aufwände  der  Gemein  Wirtschaft  geleistet,  aus 
deren  Mitteln  sie  später  Unterstützung  erhielten.  Fasse  man 
aber  das  wirtschaftliche  Aequivalent  auch  nur  im  Sinne  von 
Arbeitsleistung,  so  sei  es  falsch,  anzunehmen,  dass  die  zwei- 
jährige Arbeit  von  Personen,  wie  sie  hier  in  Frage  stünden  — 
Lohnarbeiter,  Dienstboten,  Hand  wer  ksgehUlfen  u.  s.  w.  — ,  dem 
Aufenthaltsorte  irgend  welchen  Vorteil  bringe.  Der  Vorteil 
komme  dem  Arbeiter  oder  mehr  noch  dem  Arbeitgeber')  zu 
gute.  Bestenfalls  seien  es  Vorteile,  die  in  Ansehung  der 
Gesammt Wirkung,  welche  von  thätigen  Menschen  ausgehe, 
„durch  tjiusend  Kanäle  dem  Staate  bezw,  dem  ganzen  Menschen- 
geschlecht zuflieasen" ;  von  einem  individuellen  Vorteil  des 
Aufenthaltsortes  könne  nicht  die  Rede  sein.  Auch  von  dem 
Mittelpunkte  einer  wirtschaftlichen  Thfttigkeit  könne  man 
nicht  wohl  da  sprechen,  wo  nichts  auf  den  Willen  des  An- 
und  Abziehenden,  sondern  alles  auf  die  mehr  oder  weniger  au- 
iällige  Thatsache  des  Aufenthalts  ankäme'). 

Dieser  Argumentation  ist  das  von  vornherein  zuzugeben, 
dass  ein  zweijähriger  selbst  mit  Arbeitsleistung  und  Abgaben- 
zahlung verknüpfter  Aufenthalt  in  der  That  nicht  als  eine 
Vergeltung  des  Nachteils  betrachtet  werden  kann,  welcher 
ffir  den  Aufenthaltsort  mit  der  Armenlast  verknüpft  ist. 

Aber  damit  ist  die  Sache  noch  nicht  zu  Gunsten  dieser  Mei- 
nung entschieden.  Noch  kommt  ein  sehr  wesentliches  Moment 
in  Betracht,  dessen  Untersuchung  neben  der  Erörterung 
der  begrifflichen  Grundlage  geboten  ist:  das  thatsächliche 
Verhältniss  von  Leistung  und  Gegenleistung  zwischen  Indi- 
viduum und  Ortsannen  verband.  Allerdings  wird  durch  die 
Festsetzung  einer  zweijährigen  Aufenthaltsdauer  fllr  den  Er- 
werb des  Unterstützungswohnsitzes  die  Möglichkeit  gegeben, 
dass  ein  Armenverband,  innerhalb  dessen  eine  Person  sich 
zwei   Jahre  aufgehalten   hat,    die  Armenfür sorge   für  sie  und 


<)  Lnthardt  S.  50. 

^)  Rocholl  S.  15-  —  Im  Gegcosatze   zu   der   fömJichen  Wobn- 
siunahme! 
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ihre  Angehörigen  übernehmen  muss.  Aber  diese  Möglich- 
keit ist  nicht  identisch  mit  der  Notwendigkeit;  es  ist  nicht 
notwendig,  dass  Jemand  nach  zwei  Jahren  dem  Aufenthalts- 
orte zur  Last  falle  ]  es  kann  dies  auch  der  Fall  sein  erst  nach 
5,  10,  20,  50  Jahren.  Es  ist  möglich,  dass  ein  unterstützungs- 
bedürftiges Individuum  nur  durch  Aufenthalt  mit  dem  Armen- 
verbande  in  Beziehung  steht;  aber  es  ist  ebensowohl  möglich, 
dass  es  durch  Gemeindebürgerrecht,  Verehelichung,  Einzugs- 
geld, kurz  durch  alle  jene  Merkmale  demselben  verbunden  ist, 
welche  der  strengsten  Heimalgesetzgebung  charakteristisch 
sind.  Nur  dass  das  Reichsgesetz  nach  diesen  Merkmalen  nicht 
fragt,  den  längeren  Aufenthalt,  sowie  die  Gemeindeangehörig- 
keit ausser  Betracht  lässt  und  sich  mit  der  Feststellung  jenes 
einen  Merkmals  des  Aufenthalts  begnügt  und  für  diesen  ein 
geringstes  Mass  festsetzt. 

Beachtet  man  diesen  Gegensatz  von  Möglichkeit  und 
Notwendigkeit,  so  gelangt  man  von  selbst  zu  einem  Dritten, 
welches  in  der  Mitte  zwischen  jenen  beiden  steht,  zu  dem 
Moment  der  Wahrscheinlichkeit.  Und  in  der  Würdigung 
dessen,  was  im  wirklichen  Leben  als  wahrscheinlich  zu 
gelten  hat,  wird  man  den  Schlüssel  zum  Verständniss  des 
hier  interessirenden  Inhaltes  des  Reichsgesetzes  zu  suchen 
haben,  wird  man  den  gewichtigsten  Voi'wurf,  der  gegen  das- 
selbe erhoben  ist,  widerlegen  können :  den  Vorwurf  der  Will- 
kürlichkeit. 

W^as  that  denn  Baiern,  als  es  genötigt  war,  unter  dem 
Drucke  des  Verlangens  nach  wirtschaftlicher  Freiheit  an 
seiner  älteren  Heimatgesetzgebung  zu  ändern?  Zu  den  Titeln 
der  ursprünglichen  und  der  erworbenen  Heimat  fligte  es  noch 
den  der  Verleihung  hinzu  und  gewährte  den  Staatsbürgern 
im  allgemeinen  nach  fünfjährigem  qualifizirten  und  den  für 
die  Armenpflege  am  meisten  in  Betracht  fallenden  Personen- 
klassen nach  zehnjährigem  unqualifizirten  Aufenthalt  einen 
Anspruch  auf  Verleihung  des  Heimatrechts.  Und  als  das 
Reichsgesetz  über  die  Freizügigkeit  auch  Baiem  eine  neue 
Klasse  von  Gemeindeeinwohnern,  die  reichsbürgerlichen  näm- 
lich, zugeführt  hatte,  entschloss  es  sich  zur  SchaflRiing  eines  ganz 
neuen  Heimatstitels,  indem  es  bezüglich  aller  heimatlosen  An- 
gehörigen des  bairischen  Staates  an  den  fünfjährigen  quali- 
fizirten bezw.  den  zehnjährigen  unqualifizirten  Aufenthält  den 
Heimaterwerb  kraft  Gesetzes  anknüpfte. 

Und  was  thaten  denn  die  Gesetzgebungen  der  übrigen 
deutschen  Staaten  vor  Erlass  der  Reichsgesetzgebung,  was 
die  Gothaer  Konvention  gegenüber  den  neuen  Elementen, 
denen  in  den  mehr  oder  weniger  fest  geschlossenen  Kreis  der 
Heimatgemeinde  einzudringen  gestattet  wurde?  Auch  sie  sahen 
sich  genötigt,  dieselben  in  Zusammenhang  mit  der  öfl'entlichen 
Annenpflege    zu    bringen,    d.  h.    einer  Gemeinde   zuzuweisen. 
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welcher    die   Ärmenlast    obliegen    soll;    sie    bezeichneten   als 

feeigneten  Massätab  für  das  zeitliche  Eintreten  und  die 
►auer  der  Verpflichtung  den  Aufenhalt,  der  entweder  zum 
Erwerbe  des  GenieindebUrgerrechta  bezw.  der  Heimat  fUhren, 
oder  wie  in  Preussen  und  in  den  Elbherzogttlmem  unabhängig 
hiervon  die  Verpflichtung  zur  Armenpflege  begründen  sollte. 
Zwischen  den  Fristen  von  15  Jahren,  welche  die  letzteren, 
und  der  einjährigen,  welche  Preussen  vorschreibt,  bew^ten 
sieh  die  anderen  mit  Fristen  von  3,  5,  6,  10  Jahren.  Ebenso 
verpflichteten  sich  in  der  Gothaer  Konvention  die  Staaten, 
ihre  vormaligen  Angehörigen  auch  dann  zu  übernehmen, 
wenn  der  zu  Uebernohmende  seinen  letzten  fiin^ährigen  oder 
bei  gleichzeitiger  Verehelichung  einen  mindestens  sechawöehent- 
lichen  Aufenthalt  in  ihrem  Q-ebiete  gehabt  hatte.  Ist  dies 
alles  denn  auch  nur  Willkür  oder  zeigt  sich  nicht  darin  viel- 
mehr das  deutlichste  Bestreben,  den  Thataachen  nachzufolgen 
und  die  Armenlast  dahin  zu  legen,  wo  das  Individuum  wahr- 
scheinlicher Weise  am  engsten  durch  wirtschaftliche  und 
persönliche  Beziehungen  verknüpft  ist?  Und  ist  es  Willkür 
oder  Zufall,  dass  alle  Staaten,  da  sie  nun  einmal  die  alte 
vollkommene  Geschlossenheit  der  Heiniatgemeinde  nicht  mehr 
aufrecht  zu  erhalten  vermögen,  die  Verknüpfung  des  Indi- 
viduums mit  einer  Gemeinde  am  ersten  und  sichersten  da 
glauben  voraussetzen  zu  dürfen,  wo  sich  dasselbe  eine  be- 
stimmte Zeit  hindurch  aufgehalten  hat? 

Soll  denn  damit  gesagt  werden:  es  ist  wünschenswert, 
daas  jede  Person  sich  1,  2,  10,  15  Jahre  an  einem  Orte  auf- 
halte und  dann  der  Gemeinde  zur  Last  falle,  oder  soll  es 
nicht  vielmehr  heissen:  es  ist  gerecht,  daas  die  Gemeinde,  in 
der  Jemand  den  Mittelpunkt  seiner  wirtschafdichen  Thätig- 
keit  hat,  auch  f^r  ihn  im  Falle  der  Verarmung  sorge? 

Und  in  diesem  Zusammenhange  bedeutet  dann  die  kurze 
oder  die  lange  Frist  nichts  anderes  als  die  Meinung  des  Ge- 
setzgebers, dieselbe  entspreche  den  wahrscheinlichen  Gesit- 
tungen des  wirklichen  Lebens;  in  diesem  Zusammenhange  ist 
der  Aufenthalt  während  einer  bestimmten  Zeitdauer  nicht  als 
unmittelbarer  Verpflichtungsgrund  zur  Uebernahme  der  Ärmen- 
last, sondern  lediglich  als  ein  Merkmal  der  Zugehörigkeit  des 
Individuums  zu  dem  belasteten  Ortsarmen  verbände  zu  ver- 
stehen. Erkennt  man  hierin  den  wahren  Sinn  der  Frist- 
bestimmungen, so  wird  man  verschiedener  Meinung  darüber 
sein  können,  ob  zwei  Jahre  ala  Minimum  des  Aufenthalts  ge- 
nügend sind,  ob  mehr  oder  weniger  erfordert  werden  müsse,  — 
aber  man  wird  nicht  in  der  Fristgebung  als  solcher  eine  der 
Reichsgesetzgebung  eigentumliche  Willkür  zu  erblicken  vor- 
mögen. 
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§  79. 

Es  wird  weiter  unten  darzulegen  sein,  welche  Meinungen 
sich  in  dieser  Beziehung  gebildet  haben,  welche  Vorschläge 
gemacht  werden.  Hier  ist  zunächst  noch  die  Frage  nach  dem 
tfaatsächlichen  Gleichgewicht  zwischen  wirtschaftlichen  Leistun- 
gen und  der  Armenlast  der  Ortsarmenverbände  in  dem  oben 
angedeuteten  Sinne  zu  untersuchen.  Selbstverständlich  kann 
angesichts  der  Natur  des  sog.  wirtschaftlichen  Aequivalents  von 
einem  strikten  Nachweis  des  thatsächlichen  Gleichgewichts 
nicht  wohl  die  Rede  sein;  es  kann  sich  vielmehr  immer  nur 
um  ein  mittleres  Durchschnittsmass  von  Leistungen  seitens 
der  in  Betracht  kommenden  Klassen  von  Individuen  handeln. 
Ein  Krüppel,  der  dreissig  Jahre  lang  von  Verwandten  durch- 
gefiittert  worden,  und  erst  nach  deren  Ableben  der  Gemeinde 
zur  Last  fUllt,  hat  der  letzteren  sicherlich  nie  den  geringsten 
Vorteil  gebracht;  ein  Mann,  welcher  am  ersten  Tage  seines 
Aufenthalts  ein  Feuer  mit  eigener  Lebensgefahr  löscht,  leistet 
ihr  einen  unschätzbaren  Dienst  (den  übrigens  die  ältere 
bairische  Gesetzgebung  mit  Verleihung  des  Heimatrechtes  be- 
lohnte)^). Aber  das  Bedürfniss,  welchem  die  Gesetzgebung 
dienen  will,  hat  es  weder  mit  der  einen  noch  mit  der  andern 
Ausnahme,  sondern  mit  der  Regel  zu  thun,  welche  durch  ein 
mittleres  Durchschnittsmass  dargestellt  wird. 

Man  wird  sich  daher  der  Gegenüberstellung  der  einzelnen 
Person  und  des  zu  seiner  Unterstützung  verpflichteten  Armen- 
verbandes —  deren  Wichtigkeit  im  übrigen  unbezweifelt 
bleiben  soll  —  in  diesem  Zusammenhange  ein  wenig  enthalten 
müssen;  man  wird  an  die  Massenbewegung  zu  denken  haben, 
die  oben  ausführlicher  dargelegt  wurde,  die  Bewegung  von 
Osten  nach  Westen  und  speziell  diejenige  nach  den  Indu- 
striebezirken, den  Städten  und  den  grösseren  Orten.  Thut  man 
dies,  so  wird  man  auch  die  aus  Anlass  der  Armenlast  fort- 
während  gegenwärtige  Vorstellung  für  einen  Augenblick  los- 
werden, dass  jeder  Zuziehende  eine  hülfsbedürftige  Person 
sei;  man  wird  auch  ohne  das  Ilülfsmittel  zahlenmässiger  An- 
gaben aus  allgemeiner  Anschauung  und  Erfahrung  zu  der 
Einsicht  gelangen,  dass  die  Anziehungskraft  gewisser  Orte 
darin  liegt,  dass  sie  günstigere  Erwerbsgelegenheit  bieten,  dass 
die  Erwerbsgelegenheit  wiederum  den  Anlass  zur  Entfaltung 
mannigfaltiger  Thätigkeit  bildet,  dass  den  Thätigkeiten  eine 
produktive  Bedeutung  für  die  Gesamnithcit  zukommt,  und  dass 
endlich  die  Gesammtheit  derer,  die  an  einem  Orte  vereinigt  sind, 
in  lebendiger  Wechselwirkung  durch  das  Zuströmen  frischer 
Kräfte  leistungsfähiger  wird.  Freilich  gehen  Müssiggänger 
und  Verschwender,  Alte  und  Schwache,  Kranke  und  Gebrech- 


*)  Vgl.  §  1  Abs.  4  des  Gesetzes  vom  11.  September  1825. 
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liehe  mit  darein;  aber  man  vergeaec  nicht,  wie  viel  &iache 
erwerbsfähige  und  wirklich  erwerbathätige  Elemeote  hinzu- 
geführt  werfen,  und  daas  jede  Arbeit  dem  G-anzen  zu  gute  | 
kommen  muse,  weil  sie  ohne  Zweckbeziehung  zum  Ganzen  \ 
undenkbar  ist  Nicht  ein  Fabrikarbeiter  leistet  dem  Gemein- 
wesen etwas,  aber  hundert  und  tausend  und  hunderttausend 
leisten  ihm  unendlich  Vieles  in  unmessbarer  Weise.  Der  Indu- 
strie, welche  sie  schalTen  helfen,  schliesst  sich  der  Handel  an, 
dem  Handel  die  Bereitung  von  Verkehrswegen  und  so 
weiter  fort. 

Es  wird  im  Folgenden  sich  mannigfache  Gelegenheit  finden, 
diese  so  einfache  und  doch  so  oft  verkannte  Wahrheit  an 
charakteristischen  Beispielen,  vornehmlich  an  der  verschieden- 
artigen LeistungslUliigkeit  der  östlichen  und  der  westlichen 
Gemeinden  darzuthun.  Hier  liegt  mir  nur  daran,  auf  diesen 
allgemeineren  Gesichtspunkt  hinzuweisen ,  vor  einer  allzu 
mechanischen  Abrechnung  der  Leistungen  des  einzelnen  Indi- 
viduums gegenüber  dem  Gemeinwesen  zu  warnen.  Das  muss 
freilich  eine  unsinnige  Rechnung  geben.  Wagt  man  aber 
von  einem  höheren  Standpunkte  aus  Vorteil  und  Last  gegen 
einander,  so  hat  unzweifelhaft  die  Gemeinde,  welche  gelegent- 
licli  eine  grosse  Armen  last  tragen  muss,  auch  -viel  mehr 
empfangen,  was  sie  leistungsfähig  macht:  Verkehrsanlagen, 
Fabriken,  blühenden  Handel  u.  s.  w. ;  sie  ist  —  wenn  man 
den  Ausdruck  nicht  niissverstehen  will  —  in  gewissem  Sinne 
verantwortlich  fllr  den  Niedergang,  wie  sie  vermögend  zum 
Aufschwünge  war.  In  diesem  Sinne  ist  die  Thatsache  natür- 
lich und  billig,  dass  die  Gemeinden  des  Westens  sehr  ^-iel 
höhere  Armenlasten  zu  tragen  haben  als  die  des  Ostens. 

Ein  sehr  interessantes  Beispiel  bieten   die  Verhandlungen 
der  zweiten  Kammer  der   badiachen  Ständeversammlung  vom 
Jahre  1831,  Sitzung  vom    2.   Juli    1831;     vgl.   Vahlkampf 
S.  63.     nDort  war   zur   Sprache  gekommen,   dass  eine  Ver- 
gleichung  der  Bilrgerlisten  von  50  und  100  Jahren  rUckwftrts 
mit    den   jetzigen    als   Resultat   das   Verschwinden    der   alten 
Familiennamen  ergebe:  wo  sieh  noch  der  Name  einer  Familie 
finde,  die  vor  hundert  Jahren    da  gewesen,    da    sehe    man   in 
den  Nachkommen  in  der  Regel  arme,  schwächliche,  wenig  ge- 
achtete Leute,   was  in   dem   gesetzlichen   Wechsel   der  Natu^ 
liege.     Die  jetzt  blühenden  Geschlechter,  die  zahlreichen  un«^ 
wohlhabenden  Familien,  die  Mitglieder  der  GemeinderSte  seiö-^, 
Einwanderer. 

Noch  mehr  —  der  Regierungskommissarius  hat  nit^n 
allein  diese  Behauptung  bestätigt  und  in  der  Erschwerung  «^«j- 
Uebcrsiedelung  eine  Beschränkung  der  Naturgesetze  gefund^j, 
nicht  allein  die  schon  langst  gemachte  Erfahrung  und  Beoba.^. 
tung  angeführt,  dass  die  obere  Klasse  der  Gesellschaft  ^ich 
aus   den  niederen  Klassen  ergänzt,    dass   in  die   Stsdte   \roni 
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idatten  Lande  und  in  dieses  von  den  Gebirgen  regelmässig 
Einwanderer  (aber  nicht  umgekehrt)  strömen  und  sich  solcher- 
gestalt das  Geschlecht  verjüngt:  sondern  es  ist  von  ihm  zur 
Begründung  dieser  Ansicht  auch  noch  die  merkwürdige  That- 
sache  hervorgehoben  worden,  dass  bei  der  Rekrutenstellung 
in  den  Städten,  welche  bei  Aufnahme  neuer  Bürger  nachsichtig 
waren,  in  der  Regel  ein  Drittel,  oft  die  Hälfte  mehr  taugliche 
Mannschaft  sich  fand,  als  gefordert  wurde;  während  in  den- 
jenigen Städten,  wo  die  gegenteilige  Praxis  bestanden  hatte, 
oft  die  ganze  Zahl  der  tauglichen  jungen  Männer  nicht  hin- 
reichte, nur  das  Kontingent  zu  stellen/ 

Auch  Schüz,  S.  75,  bemerkt:  „Wenn  einer  oder  der 
andere  der  neuen  Ansiedler  aber  selbst  oder  durch  einen 
seiner  Angehörigen  der  Gemeinde  zur  Last  fallen,  wenn 
durch  die  Konkurrenz  eines  tüchtigen  Ansiedlers  für  die  bereits 
vorhandenen  Btlrger  ein  Nachteil  erwachsen  und  dadurch  der 
Gemeinde  eine  Belästigung  zugehen  sollte,  so  muss  daran 
erinnert  werden,  dass  andere  durch  ihre  Thätigkeit  und  ihre 
Abgaben  die  Hülfsquellen  der  Gemeinde  erhöhen,  und  dass 
sie  nicht  nur  teilnehmen  an  den  Vorteilen,  die  sie  bieten, 
sondern  auch  an  den  Lasten  und  Schulden,  die  sie  zu  tragen 
haben.  ^ 

Will  man  nur  die  steuerlichen  Leistungen  der  Unter- 
stützten selbst  in  Rechnung  stellen,  so  wird  freilich  der  Gewinn 
gleich  Nichts  oder  noch  weniger  als  Nichts  sein,  indem  der 
Armenaufwand  die  ersteren  wahrscheinlicli  übersteigt.  In 
dieser  Beziehung  hat  der  Magistrat  von  Altendorf  eine  sehr 
bemerkenswerte  Berechnung  darüber  angestellt,  wie  viel  im 
Verhältniss  zu  dem  Aufwand  der  Armenpflege  für  die  dauernd 
unterstützten  Familien  (34  mit  etwa  800  M.  jährl.)  von  diesen 
an  Steuern  gezahlt  worden.  Die  34  Personen  wohnten  zu- 
sammen 153  Jahre  in  A.  und  steuerten  in  der  1.— 3.  Stufe; 
bei  300^0  Zuschlag  würde  dies  für  jede  Person  im  Durch- 
schnitt in  5  Jahren  135  M.,  in  10  Jahren  270  M.  betragen, 
während  für  ein  Jahr  bereits  300  M.  Armenpflegekosten  auf- 
gewandt wurden.  —  Altendorf  sieht  aber,  wie  oeiläufig  bemerkt 
werden  mag,  das  Palliativ  nicht  in  Fristenänderungen,  sondern 
a)  in  Ausbildung  der  Arbeiterversicherung,  b)  in  Beteiligung 
grösserer  Verbände  an  der  Armenlast.  Vgl.  Verwaltimgs- 
bericht  für  1881—82. 

§  80. 

Gelangt  man  so  in  Gemässheit  des  Vorstehenden  dazu, 
den  Gedanken  des  wirtschaftliehen  Aequivalents  im  allgemeinen 
natürlich  und  billig  zu  finden,  so  wird  es  weiter  darauf  an- 
kommen, zu  prüfen,  ob  der  demselben  in  der  Reichsgesetzgebung 
gegebene  Inhalt  den  wirklichen  Verhältnissen  entspricht,  ob 
in  der  That  die  von  ihr  gesetzte  Frist   dem   Anteil   der  Indi- 
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viduen  «n  dem  wirtschaftliclien  Gedeihen  des  Oemeiawesen» 
gerecht  wird.  Man  wird  also  vor  allem  zu  prüfen  haben,  ob 
die  in  Betracht  kommenden  Individuen  in  der  Regel  schon 
nach  zwei  Jahren  der  Öffentlichen  Armenpflege  anheimfallen 
oder  nach  welcher  Aufenthaltsdauer  sonst,  —  und  femer,  in- 
wieweit dies  mit  allen  Bedürftigen  der  Fall  ist  und  ob  etwa 
einzelne  Klassen  eine  günstige  oder  ungünstige  Ausnahme 
bilden,  ob  etwa  das  Alter,  das  Geschlecht,  der  Beruf,  der 
Geburtsort  und  andere  Momente  hierauf  einen  Einäues 
ausüben. 

Die  Unterscheidung  ist  freilich  auch  hier  keine  ganz 
leichte,  weil  bei  dem  oft  hervorgehobenen  Charakter  de» 
Armenweseiis  keines  der  zu  untersuchenden  Momente  unver- 
mischt  Dachzuweisen  ist  Auch  macht  sich  gerade  bezüglich 
dieser  Fragen  der  Mangel  an  Material  empfindlich  geltend; 
gerade  diese  Fragen  haben  die  oben  näher  bezeichneten  stati- 
stischen Erhebungen,  deren  letzte  die  Reichserhebung  von 
1885  ist,  hervorgerufen*).  Immerhin  wird  man  auch  dem 
bisher  vorhandenen  dürftigen  Material  einige  Andeutungen 
entnehmen  können. 

Ueber  die  Dauer  des  Aufenthalts  beim  Eintritt  der  ersten 
Unterstützung  sind  nur  Einzel- Angaben  bezüglich  einiger 
StJtdte,  sowie  zusammenfassende  Angaben  bezüglich  derjenigen 
Armenverbände  vorhanden,  welche  sich  an  der  Statistik  des 
Deutschen  Vereins  beteiligt  und  diesbezügliche  Nachrichten 
gegeben  hatten  *). 

1880  stellte  sich  in  Dresden  and  Leipzig  dieses  Verhältniss 
folgendermassen : 

(Tabelle  1,  S.  219) 

Vgl.  Zeitschrift  des  silchs.  stat.  Bur.  Jahrg.  29  S.  79  Tab.  126 
n.  127.  Die  Zahlen  beziehen  sieb  diu-  auf  die  am  Orte  tiDterstfltzangs- 
wobnsitzberechtigten  Personen. 

1883  ergab  sich  für  die  Anfenthaltsdaoer  der  nach  Berlin  and 
Dresden  Zugezogenen,  im  Yerb&ltniss  zum  Eintritt  der  ersten  Unter- 
stützung, das  folgende  Resultat: 

(Tabelle  2,  S.  220) 
Vgl.   einige    neuere  Ei^ebnisse    der  Armenstat.    der  Städte  Berlin 
and   Dresden:    Deutscher  Verein   1884   Dracks.  Nr.  1    und  Nach- 
trag S.  6.  — 

Von  besonderem  Interesse  ist  das  Verhältniss  der  Altersklassen 
zu  der  AufenthEdtsdaaer.  Für  die  bei  der  Stat.  des  Dentschen 
Vereins  beteiligten  40  Armenverbände  ergiebt  sich  das  nachstehende 
Resultat : 

(Tabelle  3,  S.  220) 

')  Vgl.  oben  S.  41. 
*)  Vgl.  oben  S.  40. 
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Ygl.  Bericht  über  die  weitere  Bearbeitung  der  Armenstatistik 
des  Deutschen  Vereins,  Drucks.  1885  Nr.  1.  Tab.  14 — 17.  —  Der 
Kttrze  halber  teile  ich  nur  die  Yerhältnisszahlen  mit;  auch  habe 
ich  die  Altersklassen  unter  26  J.,  die  in  Ansehung  des  Erwerbs  des 
Unterst.-Wohnsitzes  noch  nicht  selbständig  sind,  fortgelassen,  obwohl 
ich  nicht  verkenne,  dass  die  Angaben  auch  ftLr  die  jugendlichen  Per- 
sonen für  das  Gesammtresultat  unentbehrlich  sind;  es  müsste  folge- 
richtig Aufenthaltsdauer  und  Alter  derjenigen  Personen  eingerückt 
werden,  von  deren  U.-W.  der  Ü.-W.  der  unselbständigen  Personen 
abhängt  Dies  ist  in  den  bisherigen  Publikationen  nicht  geschehen. 
Vgl.  meinen  dem  Deutschen  V.  f.  A.  u.  W.  erstatteten  Bericht 
Drucks.  1885  Nr.  2.  S.  25. 

In  Breslau  wurde  1880  und  1881  das  nachstehende  Verhält- 
niss  bezüglich  der  auswärts  geborenen  dauernd  und  vorübergehend 
aus  öffentlichen  Mitteln  unterstützten  Personen  ermittelt^): 


Dauer  des  Aufenthalts  in  Breslau 

Geburtsjahr 
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2 
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2 

bi^ 
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— 

— 

32 

117 
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— 

— 
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34 
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— 

75 
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32 
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15 

— 

76 
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74 
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21 
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15 

14 

85 

60 
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84 
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302 

413 

307 

1269 

1 

725 

1289 

928 

5452 

Endlich  mag  noch  der  Versuch  hier  eine  Stelle  finden,  die 
Zahl  der  in  Berlin  dauernd  Unterstützten  mit  der  Zahl  der  über- 
haupt nach  Berlin    zugezogenen  Personen  in  Ansehung   des   Alters 


])  Bieslaaer  Stat.  VI.  Serie  Heft  2  und  3  S.  254  (erschienen  1^82). 
Bei  dieser  Zählung  ist  der  Aufwand  für  Krankenpflege  und  Beerdigungen 
Dicht  berücksichtigt;  dagegen  sind  die  Landarmen  mitgezählt,  da  Sreslau 
einen  L.-A.-V.  für  sich  bildet.    Vgl.  S.  246; 
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und  der  AofentbaltBdaaer  zu  Tergleichen.  Im  Vergleich  mit  1000 
nach  Berlin  zugezogenen  —  ausserhalb  and  in  Berlin  geborenen  — 
männlichen  Personen  nebenstehenden  Alters  nach  der  Z&hlong  von 
1880  fielen  in  der  Periode  1870  bis  1873  als  SelbstnnterstQtzie 
dauernd  der  offenen  Armenpflege  anheim: 
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Vgl.  Stat.  Jahrb.  der  Stadt  Berlin  Jahrg.  11.  S.  219.  Ver- 
suche ähnlicher  Art  sind  noch  in  einigen  Städten  angestellt  worden ; 
dieselben  haben  ganz  ähnliche  Resultate,  wie  die  in  den  Tabellen 
S.  219 — 221  mitgeteilten  ergeben.  Vgl.  Verw.-Ber.  von  Dortmund 
1884—85  S.  17;  Landsberg  a.  W.  1884-85  S.  12  ff. 

Betrachtet  man  die  vorstehend  mitgeteilten  Zahlen  und 
nimmt  sie  ohne  jede  Ueberschätzung  nur  für  das,  was  sie 
sind :  als  die  Resultate  einmaliger  und  im  Detail  unzuver- 
lässiger Erhebungen,  so  wird  man  doch  eine  gewisse  Regel- 
mässigkeit der  in  ihnen  zum  Ausdruck  gelangten  Erscheinungen 
nicht  verkennen  können.  Ueberwiegend  ist  es  eine  Aufenthalts- 
dauer von  mehr  als  10  Jahren,  nach  deren  Ablauf  die  erste 
Unterstützung  eintritt;  und  überwiegend  sind  es  die  mittleren 
Altersklassen  von  29 — 60  Jahren,  welche  erst  nach  langem 
Aufenthalte  eine  Unterstützung  erhalten.  Dagegen  sind  es 
die  jüngeren  und  die  alten  Personen,  die  in  stärkerem  Masse 
nach  kurzer  Aufenthaltsdauer  unterstützungsbedürftig  werden. 
Kann  dies  Resultat  bezüglich  der  jüngeren  Altersklassen  in 
Ansehung  der  Aufenthaltsdauer  an  und  für  sich  nicht  befremden, 
so  fordert  es  doch  die  weitere  Untersuchung  der  besonderen 
Orilnde  heraus,  weshalb  überhaupt  eine  Unterstützung  der- 
selben erforderlich  ist,  worauf  an  anderer  Stelle  einzugehen 
sein  wird^).  Bezüglich  alter  Leute  deuten  die  Zahlen  auf 
eine  wiederholt  beklagte  Erscheinung,  dass  dieselben  durch 
gute  Armenanstalten  angezogen  werden.  Es  feilt  aber  sofort 
in  die  Augen,  dass  dies  Missverhältniss  in  Berlin  ein  sehr 
viel  stärkeres  ist  als  in  den  einen  mittleren  Durchschnitt 
renräsentirenden  40  Armenverbänden.  Auch  darf  nicht  über- 
selien  werden,  dass  die  Zahlen  überhaupt  nur  fllr  grössere 
Stadtgemeinden  gelten  und  keinen  Massstab  für  die  Zustände 
in  kleineren  Gemeinden  und  Gutsbezirken  gewähren. 


.      §81. 

Noch  einen  ändern  Punkt  möchte  ich  als  wichtig  für  die 
Beurteilung  des  wirtschaftlichen  Aequivalents  in  diesem  Zu- 
sammenhange hervorheben.  Wie  man  sich  erinnern  wird, 
wurde  als  ein  wesentlicher  Mangel  der  Bestimmungen  über 
den  Unterstützungswohnsitz  von  dessen  Gegnern  betont,  dass 
mit  der  Verpflichtung  zur  Unterstützung  des  Familienhauptes 
auch  diejenige  zur  Unterstützung  seiner  unselbständigen  An- 
gehörigen übernommen  werde,  und  dass  somit  aus  dem 
zweijährigen  Aufenthalt  eine  ungeheure  Last  erwachse.     Auch 


M  Vgl.  den  folgenden  Abschnitt  betr.  die  finanzielle  Leistungsfähig- 
keit, der  überhaupt  die  Ergänzung  der  hier  gegebenen  Ausführungen 
bildet;  besonders  §  90. 
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dies  Bedenken  halte  ich,  bo  berechtigt  es  in  der  Theorie 
ist,  in  der  Praxis  nicht  fUr  so  sehr  erheblich;  wahrschein- 
lich sind  es  —  was  übrigens  auch  der  Natur  der  Sache 
entspricht  —  vornehmlich  die  mittleren  Altersklassen,  also  die- 
jenigen mit  längerer  Aufenthaltsdauer,  welche  Familie  besitzen. 
Es  Ifisst  sich  dies  schon  aus  dem  numerischen  Verhältniss  der 
vorübergehend  und  dauernd  unterstützten  Personen  schliessen, 
wie  dasselbe  in  den  ausfUhrlichen ,  über  längere  Zeiträume 
sich  erstreckenden  Zahlenangaben  für  Baiem  und  Olden- 
burg zu  Tage  liegt  (vgl.  a.  a.  O);  vornehmlich  aber  führen 
hierzu  die  Ergebnisse  der  Berufestatistik  von  1882,  die,  so 
zweifelhaft  ihr  Wert  bezüglich  des  Details  sein  mag,  hinsicht- 
lich der  grossen  daraus  gewonnenen  Zahlen  wohl  als  typische 
gelten  können').  Die  Verteilung  der  Berufsarten  auf  die 
einzelnen  Reichsgebiete,  wie  sie  diese  Statistik  in  einem  Ge- 
sammtbilde  dargmegt  hat,  ergiebt  das  ausserordentliche  Ueber- 
wiegen  der  Landwirtschaft  im  Osten,  des  Handels  und  der 
Industrie  im  Westen.  Zusammengehalten  mit  den  an  anderer 
Stelle  boriihrten  Ergebnissen  der  Wanderungsstatistik  bestätigt 
sie,  dass  es  vor  allem  Handel  und  Industrie  sind,  welche  die 
Hoffnung  auf  besonders  günstige  Erwerbsgelcgenheit  bieten 
und  daher  besondere  Anziehungskraft  äussern. 

Dies  sind  im  wesentlichen  bekannte  Thatsacben.  Da- 
gegen ist  zum  Teil  neu  oder  auch  ganz  neu,  was  wir  über 
die  Qualität  der  bei  den  verschiedenen  Berufsarten  beteiligten 
Erwerbs thätigk ei ten  erfahren,  insbesondere  wie  weit  es  sich 
bei  denselben  um  eine  selbständige  oder  unselbständige  Thätig- 
keit  handelt.  Im  allgemeinen  entspricht  nun  das  Yerhältniss 
von  Gehülfen  und  Arbeitern  zu  der  Gesammtzahl  der  Ein- 
wohner der  Verteilung  der  Hauptberufsarten  in  den  einzelnen 
Gebietsteilen.  Während  Gehülfen  und  Arbeiter  in  der  Land- 
und  Forstwirtschaft  z.  B.  in  Ostpreussen  405,  Posen  4"J7, 
dagegen  in  Berlin  5,  in  den  Hansastädten  33.6  auf  1000  Ein- 
wohner betragen,  kommen  auf  eben  solche  in  Handel  und 
Industrie  in  Ostpreussen  und  Posen  101.2  bezw.  101.4,  in 
Berlin  und  den  HanBesIädten  471.1  bezw.  412.4  "/so.  Und  dass 
es  sich  hierbei  —  worauf  es  filr  unsere  Frage  hauptsächlich 
ankommt  —  vorwiegend  um  unselbständige  Personen  handelt, 
welche  ohne  Angehörige  zuziehen,  dafUr  dürfte  die  folgende 
Berechnung  sprechen,  in  welcher  die  Orte  nach  ihrer  Grösse, 
nach  den  in  ihnen  betriebenen  Berufsarten  und  nach  der  Zahl 
der  Angehörigen  unterschieden  sind*).  Es  entfallen  nämlich 
auf  1000  Einwohner: 


ä)  Vgl.  a.  a.  0.  S.  87  Tab.  18  b. 


GebQIfeD  und  Arbeit«r 

. 

in  Orten  mit 

mit       1     ohoe 
Betlieb 

in  der 
Indnitrie 

Huidel 

und 
Verkehr 

I 

2 

3 

4 

m)  100  000  ESnwohnena  and 

mehr 

0.7 

2.9 

291.3 

139.8 

b)  ao-IOOOOO  Einwohneni 

2.6 

9.2 

339.3 

»4.4 

c)    5—  20000 

15.4 

25.4 

318.8 

67.7 

d)    2—    5000 

47.2 

43.8 

265.7 

4U 

e)    imter2O0O 

109.5 

88.8 

125.4 

17.7 

Ee  kommen  Angehörige  anf  je 
100  ArbeileT 

in  Orten  mit 

ZB  1 

m2 

m  3 

wi4 

>)  100  000  I^wohnera  tmd 

mehr 

256.2 

113.7 

93.3 

101.4 

b)  30-100000  Einwohnern 

263.0 

133.2 

113.2 

116.4 

c)    5-  2O00O 

257.2 

130.7 

112.1 

125.5 

d)    2-    5  000 

263.0 

106.9 

112.7 

121.0 

e)   onter  2000 

277.1 

99.6 

123.0 

142.4 

Eine  Bestätigung  dieser  Ansicht  geben  auch  die  Berichte 
dea  Vereins  zur  Beseitigung  der  Strassen-  und  Hausbettelei 
in  Bochum,  der  in  dankenswerter  Weise  sich  die  Mühe  ge- 
üommeii  hat,  das  Alter  der  von  ihm  unterstützten  Personen 
zu  erforschen  und  mitzuteiien.  Die  den  Berichten  zu  ent- 
nehmenden Zahlen  dürfen  eine  besondere  Beweiskraft  bean- 
spruchen, weil  sie  eine  Stadt  betreffen,  die  in  Betreff  des 
starken  Zuzuges  von  ausserhalb  ak  Wpiach  gelten  kann  und 
weil  gerade  dieser  Verein  die  schöne  Aufgabe,  der  Öffentlichen 
Armenpflege  die  arbeitsßlhigen  Elemente  fernzuhalten,  in  hohem 
Masse  zu  eriMen  bemüht  ist').     Es  wurden  nun   unterstützt: 


■)  Die  Berichte  sind  mir  durch  Ottte  des  Vorsitzendeii,  Herrn  Bfi^er- 
möster  Lange,  EOg&nglich  geworden. 

r«iMkii^«  (27)  Tl.  t.  —  KOoMCTbnt.  15 


1881     1882     1883     1884  18*ß 

im  Ganzen       4971  4797  4517  1329  870 

davon  im  Alter 

von  17—20  Jahren     1846  1688  1576     487  279 

„     21—26       „           1327  1305  1208     3Ö7  242 

„    25—30      „           733    695    656    216  172 


Ee  würde  zu  weit  führen,  alle  Momente  auizusuchen,  die 
hier  noch  von  Bedeutung  sein  konnten;  auch  ist  dies  nicht 
die  Absicht  der  vorstehenden  Betrachtungen.  Diese  gingen 
vielmehr  nur  dahin,  einer  lediglich  theoretischen  Beurt^lung 
des  sog.  wirtschaftlichen  Aequivalents  die  Gestaltungen  im 
wirklichen  Leben  entgegenzuhalten,  nachzuweisen,  dass  das, 
was  geschehen  kann,  nicht  notwendig  geschehen  muss  und 
dass  die  Wahrscheinlichkeit  für  die  Richtigkeit  eines  solchen 
Aequivalents  in  Bezug  auf  die  Ortsarmen  verbände  spricht 
Dies  verhindert  niclit  die  Ueberlaatung  einzelner  Armenver- 
liände,  nicht  einen  unheilvollen  Einfluas  der  Beichsgesetzgebung 
auf  das  Bettler-  und  Landstreicherwesen,  nicht,  dasa  dies  Aequi- 
valent,  wenn  es  lediglich  auf  das  eine  Merkmal  der  zweijährigen 
Aufenthaltsdauer  beschränkt  wird,  unt«r  Umständen  den  lächer- 
lichsten Widerspruch  ei^eben  kann  —  aber  dies  alles  berührt 
den  Grundgedanken,  den  bisher  alle  Armengesetzgebungen 
anerkannt  haben,  in  keiner  Weise.  Auch  die  Verjährungs- 
fristen des  Zivil-,  Straf-  und  Prozessrechts  wollen  kein  Recht 
willkürlich  erzeugen  oder  vernichten ;  es  ist  nur  die  Annahme 
dass  Jemand  ein  Recht  anerkennen  oder  es  nicht  geltend 
machen  wolle,  wenn  er  während  einer  bestimmten  Zeit  dem- 
selben nicht  wideraprochen  oder  seine  Verfolgung  nicht  be- 
trieben hat.  Unter  Umstanden  kann  darin  Härte  und  Willkür 
liegen.  Aber  man  verzichtet  dann  überhaupt  auf  jedwede  gesetz- 
liche Regelung  von  Gegenständen  des  privaten  oder  öffentlichen 
Rechts,  wenn  man  unter  allen  Umständen  Willkür  vermeiden 
will.  Auch  die  vernünftigste  Gesetzgebung  kann  sich  dem 
Bedürfhiss  des  wirklichen  Lebens  nur  annähern,  nie  es  voll- 
kommen befriedigen;  sie  unterscheidet  sich  von  einer  minder 
vernünftigen  nur  daidurch,  dass  sie  im  grossen  und  ganzen 
das  Richtige  trifft,  während  die  letztere  stets  zu  falschen  oder 
nur  zu  zufällig  richtigen  Ei^ebnissen  ftlhrt 

Das   wirtschaftliche   Acquivalent  bei   den   Land- 
armen verbänden. 

§  83. 
Bezüglich  der  Landarmen  verbände  wird  der  Vorwurf  der 
Willkürlidikeit   vor   allem   dahin  begründet,    dasa   nicht   nur 
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zwischen  der  wirtschaftlichen  Leistung  des  Individuums  und 
der  Verpflichtung  des  grösseren  Verbandes  zur  ArmenfUrsorge 
kein  Gleichgewicht  bestehe,  sondern  dass  überhaupt  von  wirt- 
schaftlichen Vorteilen  nicht  bei  Individuen  die  Rede  sein  könne, 
welche  an  keinem  Orte  im  Gebiete  des  Landannenverbandes 
festen  Foss  gefasst  haben ;  umgekehrt  brächten  diese  vielmehr 
nur  Nachteile. 

Um  die  Berechtigung  dieses  Vorwurfs  zu  prüfen,  wird 
€8  zweckmässig  sein,  sich  den  Gedankengang  der  Reichstags- 
kommission kurz  ins  Gedächtniss  zu  rufen,  der  gerade  in  B(^- 
ziehung  auf  die  Landarmenverbände  ein  sehr  eigentümlicher  ge- 
wesen ist  Die  Kommission  hatte  den  Gegensatz  von  Heimat  und 
wirtschaftlicher  Beschränkung  auf  der  einen,  von  Gesammtvater- 
land  und  wirtschaftlicher  Freiheit  auf  der  andern  Seite  in 
helles  Licht  gesetzt  und  war  von  diesem  Gegensatze  aus  zu 
dem  Schluss  gelangt:  .dass  der  Staat  in  seiner  Gesammtheit 
ein  grosses  wirtschaftliches  Gebiet  ftlr  die  Thätigkeit  aller  seiner 
Angehörigen,  fiir  den  fi*eien  Austausch  ihrer  Kräfte  bilde,  dass 
BÜB  wirtschaftliche  Heimat  das  Vaterland  in  seiner  Gesammtheit 
-erschiene".  Hiemach  sei  es  konsequent,  die  Unterstützung 
der  Hülfsbedürftigen  als  eine  Staatslast  zu  charakterisiren,  und 
scheinbar  würde  sich  hieran  „die  weitere  Folgenmg  knüpfen, 
dass  der  Staat  unmittelbar  die  Unterstützungslast  zu  tragen, 
die  analoge  Pflicht  auszuüben  hätte". 

Diese  „scheinbar"  richtige  Folgerung  lehnte  aber  die 
Kommission  mit  dem  Hinweise  ab,  dass  die  geeigneten  Organe 
der  Armenj^ege  nicht  der  Staat,  sondern  dessen  Glieder,  die 

Jolitischen  Körperschaften  seien.  Hierdurch  genötigt,  das  In- 
ividuum  nun  aoch  wieder  mit  diesen  Körperschaften  in  irgend 
welche  persönliche  Beziehungen  zu  setzen,  sprach  sie  aus,  dass 
derjenige  Ort  zur  Unterstützung  verpflichtet  sei,  der  von  dem 
Bedürftigen  zuletzt  wirtschaftliche  Vorteile  genossen,  daher 
derjenige,  „in  welchem  sich  der  Bedürftige  geraume  Zeit  vor 
dem  Eintritt  der  Hülfsbedürftigkeit  aufhielt,  welcher  der  letzte 
Mittelpunkt  seiner  wirtschaftlichen  Thätigkeit  war".  So 
kam  sie  zunächst  auf  die  Gemeinden  und  Gutsbezirke,  welche 
bereits  vorher  in  allen  Einzelstaaten  als  Armenverbände  fungirt 
hatten,  zurück. 

Aber  sie  blieb  hierbei  nicht  stehen  und  glaubte  den  Ge- 
danken des  wirtschaftlichen  Aequivalents  bis  in  seine  äusserste 
Konseauenz  verfolgen  zu  sollen.  So  führte  sie  denn  weiter  aus : 
„Hat  aie  freie  Willensbestimmung  des  Einzelnen  nicht  dazu 
geflihrt,  ihn  an  einem  bestimmten  Orte  festen  Fuss  fassen  zu 
lassen,  so  werde  der  Regel  nach  seine  wirtschaftliche  Thätig- 
keit zu  gute  gekommen  sein:  einem  grösseren  Gebiete,  inner- 
halb dessen  er  sich  vor  dem  Eintritte  der  Hülfsbedürftigkeit 
bewegte;  und  dieses  grössere  Gebiet  werde  einzutreten  haben 
für  diejenigen  Hülfsbedürftigen,  welche  eines   Unterstützungs- 

15* 
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Wohnsitzes  entbehren.  Demestalt  ftlhre  zu  der  KooBtroktion 
des  prinzipalen  und  des  subsidiären  zur  Unterstützung  \ei- 
pflicnteten  räumlichen  Bezirks  der  Gledanke  des  AequiTaleatt 
mr  die  genossenen  wirtschafUichen  Vorteile." 

Damit  war  sie  denn  glücklich  zu  dem  Punkte  zurück- 
gelangt, von  dem  sie  ausgegangen  war,  zu  der  „gröseeren  wirt- 
schaftlichen Heimat",  und  nachdem  sie  kurz  vorher  die  Folge- 
rung für  eine  scheinbare  erklärt  hatte,  dass  die  Armenlast  nun 
auch  von  dieser  grösseren  Heimat  unmittelbar  zu  übernehmen 
sei,  trug  sie  kein  Bedenken,  an  dieser  Stelle  die  Folgerung 
zu  ziehen.  Und  darin  liegt  das  GtrundirrtUmliche ,  ja  das 
Widersinnige  der  ganzen  Konstruktion.  Man  beachte,  wie  in 
dem  ersten  Satze  der  „Ort",  in  welchem  Jemand  den  Mittel- 
punkt seiner  wirtscha^llchen  Thätigkeit  hat,  die  Hauptatelle 
einnimmt,  und  wie  ihm  in  dem  zweiten  fast  unmerklich  mit 
Auslassung  des  Wortes  „Mittelpunkt"  das  „grössere  Gebiet, 
welchem  die  wirtschaftliche  Thätigkeit  zu  gute  gekommen,* 
substituirt  wird,  und  nachdem  diese  Substitution  gelungen,  beide 
Bezirke:  der  Ort  und  das  grössere  G  e b i e t  als  selbständige 
unmittelbare  Träger  der  Annenlast  einander  koordinirt  werden. 

Widersinnig  ist  diese  Konstruktion,  weil  sie  zwei  Dinge 
aus  demselben  Gesichtspunkte  behandelt,  flir  welche  schlechter- 
dings entgegengesetzte  Gesichtspunkte  obwalten.  Der  Ort  als 
Mittelpunkt  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit  ist  nicht  denkbar 
als  grösserer  politischer  Bezirk;  der  Ort  kann  immer  nur 
eine  in  sich  geschlossene,  der  Staatsverfassung  entsprechende 
unterste  politische  Körperschaft  (Ortschaft,  Gutsbezirk,  Ge- 
meinde) sein,  nicht  die  Vereinigung  vieler  oder  aller  Orte, 
welche  nach  Massgabe  der  Verfassung  eine  politische  Körper- 
schaft höherer  Ordnung  bilden.  Und  wiederum  kann  don 
grösseren  Gebiete  keine  Thätigkeit  nicht  fest  angesiedelter  In- 
dividuen zu  gute  kommen,  welche  ihm  nicht  von  allen,  auch 
von  den  an  einem  Orte  fest  angesiedelten  Individuen  zu  gute 
käme,  weil  alle  diese  Orte  der  grösseren  politischen  Körperschaft 
subordinirt  sind  und  weil  jeder  Gern  ein debürger  zugleich  auch 
Staatsbürger,  jeder  Staatsbürger  auch  Reichsbürger  ist  So- 
weit also  der  Begriff  des  wirtschaftlichen  Aequivalents  auf  das 
grössere  Gebiet  angewendet  wird,  drückt  er  nichts  weiter  aus, 
als  die  in  diesem  Zusammenhange  triviale  Wahrheit,  dass  der 
Zustand  des  Staatswesens  nicht  wohl  unabhängig  von  dem 
Verhalten  der  im  Staate  lebenden  Individuen  gedacht  werden 
kann  und  dass  wirtschaftliche  Leistungen  auch  gegenüber  der 
Provinz,  dem  Staat,  dem  Reich  nötig  sind,  um  diese  leistungs- 
fähig zu  machen.  Soweit  er  aber  den  speziellen  Anteil  des 
IndividnumM  an  dem  wirtschaftlichen  Gedeihen  eines  Bezirks 
ausdrücken  will,  innerhalb  dessen  es  arbeitete  und  das  ausübte, 
was  man  seinen  Lebensberuf  zu  nennen  pflegt,  soweit  ist  er 
auf  Personen,  die  nicht  zu  einem  bestimmten  Orte  in  Beziehung 
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stehen,  nicht  nur  unanwendbar,  sondern  er  drückt  das  genaue 
Gegenteil  davon  aus.  Denn  die  Feststellung,  dass  dieses  In- 
diriduum  keinem  Orte  innerhalb  des  grösseren  Gebiets  spezielle 
wirtschaftliche  Leistungen  gemacht  habe,  kann  doch  nur  zu 
dem  Schlüsse  fUhren,  es  habe  keinem  Orte  etwas  geleistet, 
aber  doch  nimmermehr  zu  dem,  den  die  Kommission  gezogen 
hat,  es  habe  allen  etwas  geleistet 

Hierin  steckt  ein  so  handgreiflicher  logischer  Fehler,  dass 
der  g^en  diese  Motivirung  erhobene  Vorwurf  der  WUlktir- 
lichkeit  als  durchaus  berechtigt  anzuerkennen  ist.  Und  weiter 
kommt  in  Betracht,  dass  hier  die  unzureichende  theoretische 
Begründung  auch  nicht  ergänzt  oder  ausgeglichen  wird  durch , 
die  Gestaltungen  des  wirklichen  Lebens.  Es  besteht  in  der  That 
keine  Wahrscheinlichkeit,  dass  die  landarmen  Individuen  dem 
Landarmenverbande  auch  nur  den  geringsten  Vorteil  bringen ; 
es  ist  vielmehr  den  vielfach  hierüber  laut  gewordenen  Klagen 
unbedingt  Glauben  zu  schenken,  dass  gerade  sie  mit  denjenigen 
Elementen  identisch  sind,  welche  die  von  ihnen  durchstreifen 
Bezirke  in  finanzieller  und  sittlicher  Beziehung  sehr  schwer 
schädigen« 

Gleichwohl  ist  mit  der  Anerkennung  der  Berechtigung 
jenes  Vorwurfs  noch  nicht  ausgesprochen,  dass  das  Institut 
der  Landarmenverbände  ein  schlechthin  ungerechtfertigtes  sei. 
'Zunächst  ist  damit  nur  ein  Argument  gegen  die  Motivirung 
erbracht,  welcher  die  gesetzgebenden  Faktoren  sich  in  An- 
sehung desselben  bedient  haben.  Es  beweist  nichts  gegen  das 
Institut  selbst,  sofern  sich  dieses  aus  besseren  Gründen  recht- 
fertigen oder  sich  etwa  erweisen  lässt,  dass  die  gesetzgebenden 
Faktoren  diese  besseren  Gründe  im  Sinne  gehabt  und  nur  in 
falscher  Weise  zum  Ausdruck  gebracht  haben.  Dies  wird  im 
folgenden  zu  untersuchen  sein. 

§  84. 

Unter  den  Grundsätzen  der  von  Staatswegen  geordneten 
öffentlichen  Armenpflege  nimmt  die  erste  Stelle  der  ein,  dass 
kein  bedürftiges  Individuum  an  irgend  einem  Orte  des  Staatsge- 
bietes ohne  Unterstützung  bleiben  soll.  In  zweiter  Linie 
kommen  dann  erst  die  Bestimmungen,  wer  den  hierfür  erforder- 
lichen Aufwand  endgültig  zu  tragen  verpflichtet  sein  soll.  Zwei 
ELategorien  von  Personen  werden  hierbei  unterschieden :  solche, 
die  mit  dem  Ort,  an  welchem  sie  untcrstüzt  werden,  in  einem 
Verhältniss  der  Angehörigkeit  stehen,  und  solche,  welche  in 
einem  derartigen  Verhältnisse  nicht  stehen.  Bezüglich  der 
ersten  Kategorie  gelangen  alle  Armengesetzgebungen  zu  dem- 
selben positiven  Resultat:  Verpflichtung  des  Aufenthalts- 
ortes zur  endgültigen  Tragung  der  Armenlast  wegen  der  An- 
gehörigkeit des  bedürftigen  Individuums ;  bezüglich  der  zweiten 
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Kateg'irie  statuireii  sie  dagegen  zunächst  nur  eine  Nt 
die  Niclitverpfliclitung  wegen  NiohtangchörigkciL  Diese  Ne- 
gative gilt  CS  in  irgend  finer  Weise  zu  überwinden.  Auch 
liierbei  sind  wieder  zwei  Kategorien  vun  Individuen  zu  unler- 
Bcheideo:  erstens  diejenigen,  welche  mit  irgend  einem  andern 
Orte  im  Verhältniss  der  Angehörigkeit  stehen,  und  zweiten» 
solehe,  welche  mit  keinem  Orte  innerhalb  des  Staatsgebiets 
im  Verhältniss  der  Angehörigkeit  stehen.  Bezüglich  der  Per- 
sonen der  ersten  Kategorie  wii'd  folgerichtig  die  Armeidast 
dem  Orte  aufgelegt,  dem  sie  angehören;  bezüglich  derer  der 
zweiten  bedarf  es  hingegen  einer  anderweiten  Festsetzung,  wer 
der  Träger  der  sie  betreffenden  Annenlast  sein  aoU.  Gesetzt 
nun,  dass  es  gar  keine  Individuen  gäbe,  welche  zu  keinem  Orte 
im  Verhältniss  der  Angehörigkeit  stehen,  so  würde  diese  Fest- 
setzung gänzlich  überflüssig  sein,  die  Armenlast  auf  die  ein- 
zelnen Orte  des  Staatsgebiets  nach  Massgabe  der  individuellen 
Angehörigkeit  verteilt  bleiben.  Von  dieser  Annahme  geht  die 
Heimatgesetzgebung  aus.  In  ihrem  Geltungsbereiche  soll  e« 
kein  Individuum  geben,  das  niclit  zu  einem  Orte  im  Verhält- 
niss der  Heimatangehörigkeit  stünde.  Die  Heimajverbäude 
aollen  die  alleinigen  Träger  der  Armenlast  sein. 

Bei  der  oben  versuchten  näheren  Prüfung  des  Begrtffii 
der  „Angehörigkeit"  ergab  sich,  dasa  Heimat  und  Unter- 
atützungswohnsitz  denselben  Ursprung  haben,  dass  beide  den 
Wunsch  des  Gesetzgebers  ausdrücken  wollen,  die  Annenlast 
dahin  zu  legen,  wo  das  Individuum  den  Mittelpunkt  seiner 
wirtschaftlichen  Thätigkeit  hat;  hierin  wurde  eine  billige 
und  natürliche  Ausgleichung  insofern  gefunden,  als  die  ge- 
setzlichen Bestimmungen  den  Gestaltungen  des  wirklichen 
Lebens  zu  entsprechen  schienen  und  die  Heimat  so  gut  wie 
der  Unters  tu  tzungswohnsitz  als  ernsthafter  Ausdruck  einer 
„Angehörigkeit"  gelten  konnten,  mochten  die  Merkmale  nun  1 
oder  2  oder  10  Jahre  (jualihzirten  oder  unqualifizirten  Aufent- 
haltes sein. 

Und  ebenso  wie  in  jenem  Zusammenhange  wird  es  t 
hier  von  Wert  sein  zu  betrachten,  wie  es  im  wirklichen  I 
mit  denjenigen  aussieht,  welche  ausserhalb  ihrer  Heimat  < 
ihres  Unters  tu  tzungs  Wohnsitzes  bedürftig  werden.  Von  eiaog 
der  sein  Leben  lang  in  einem  Orte  gewohnt  hat  und  an  eioi 
andern  Ort  verzieht,  wird  Niemand  zweifelhaft  sein,  dass  er  ff 
nftchst  dem  Orte  angchörig  bleiben  soll  und  darf,  an  dem  er  sich 
bislang  aufgehalten  hat;  bei  einem,  der  für  einige  Zeit  voo 
seinem  gewöhulichen  Aufenthaltsorte  verreist  und  unterw^ 
erkrankt,  wird  es  Niemand  unbillig  finden,  dass  der  er«tere 
für  ihn  Kurkosten  zahle.  Aber  nun  denke  man  an  Andere, 
die  den  früheren  Aufenhalt  seit  langem  veriaasen,  mi^ends 
so  lange  sich  aufgehalt''n  haben,  um  den  Ansprüchen,  die  in 
Bezug  auf  Heimat-  und  Wobnsitzerwerb  gestellt  werden,  ta 
genügen,  und  erwäge,  ob  diese  Personen  noch  mit  dem  früheren 
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AufenthaltBort  zusammenhängen,  ihm  noch   ernsthaft  als  „an- 
geb()rig''  erachtet  werden  können. 

Ausser  diesen  von  der  ursprünglichen  Heimat  losgelösten 
IndiTiduen  existirt  nun  aber  eine  zweite  Klasse  von  Personen, 
diejenigen,  die  niemals  zu  einem  Orte  im  Verhältniss  der  An- 

emörigkeit  gestanden  haben :  das  sind  im  Geltungsgebiete  des 
ntersttttzun^wohnsitzgesetzes  die  aus  dem  Auslande  (auch 
Baiem  und  Elsass-Lothringen)  zurückkehrenden  Reichsange- 
hörigen und  die  Ausländer;  im  Geltungsgebiete  der  bairischen 
Heimatgesetzgebung  sind  es  die  einwandernden  Reichsdeutschen, 
welche  zwar  die  bairische  Staatsangehörigkeit,  aber  noch  keine 
Heimat  erworben  haben,  die  aus  dem  Auslande  zurückkehren- 
den ehemaligen  bairischen  Staatsangehörigen  und  die  Aus- 
länder. Und  endlich  sind  es  in  allen  Fällen  diejenigen,  be- 
züglich deren  ein  Unterstützungswohnsitz  oder  eine  Heimat 
sich  nicht  ermitteln  lässt 

Wie  verhält  sich  nun  all  diesen  Personen  gegenüber  die 
Beichsgesetzgebung?  Sie  entlastet  ganz  ebenso  wie  es  fiilher 
Preussen  und  Baden  gethan,  die  Ortsarmenverbände  von  den 
ihnen  früher  angehörig  gewesenen  Individuen,  welche  durch 
längere  Abwesenheit  in  Wahrheit  von  ihnen  wieder  losgelöst  sind, 
und  sie  hält  denselben  die  Armenlast  für  diejenigen  Personen 
fem,  die  nie  in  einer  Beziehung  zu  ihnen  gestanden  haben. 
Zum  Träger  der  Armenlast  macht  sie  in  allen  diesen  Fällen 
den  Landarmenverband.  Und  wie  verhält  sich  die  bairische 
Heimatgesetzgebung?  Sie  lässt  dies  Moment  längerer  Ab- 
wesenheit und  wahrhafter  Nichtangehörigkeit  gänzlich  ausser 
Betracht:  der  einmal  erworbenen  Heimat  bleibt  die  Armen- 
last auf  ungemessen  lange  Zeit  und  mindestens  so  lange,  als 
bis  eine  neue  Heimat  erworben  ist,  und  die  eigentlich  Heimat- 
losen weist  sie  einer  Gemeinde  zu,  die  als  Heimatgemeinde 
zu  gelten  hat  Gleichzeitig  legt  sie  dem  Staate  die  Armen- 
last für  die  heimatlosen  Individuen  auf. 

Betrachtet  man  von  den  vorstehend  entwickelten  Gesichts- 
punkten aus  den  Gedanken  des  wirtschaftlichen  Aequivalents 
and  das  Heimatprinzip,  so  fkllt  ein  eigentümliches  Schlag- 
licht auf  jenen  wie  auf  dieses.  Man  erkennt,  welche  Gewalt 
eine  theoretische  Konstruktion  auf  die  Gemüther  zu  üben 
vermag.  Ihrem  wirtschaftlichen  Aequivalent  zu  Liebe  wendet 
die  Reichsgesetzgebung  den  Gedanken  desselben  auf  ein  Ver- 
hältniss an,  welches  das  gerade  Gegenteil  desselben  ist,  und 
ihrer  Heimat  zu  Liebe  bedenkt  die  Heimatgesetzgebung  auch 
den  mit  einer  Heimat,  bei  dem  die  Voraussetzungen  einer 
solchen  nicht  mehr  vorhanden  oder  niemals  vorhanden  ge- 
wesen sind.  Um  des  Systems  willen  wird  der  Landarme  als 
ein  Mensch  angesehen,  der  durch  seine  rastlos  umherirrende 
Thätigkeit  dem  Landarmenverbando  wirtschaftliche  Vorteile 
gebracht   hat,  und  um  des  Systems  willen  der  Heimatlose  als 


282  VL4. 

ein  Mensch  erachtet,  der  im  reellen  Besitze  einer  Heimat  iet 
So  darf  denn  denjenigen  Gegnern  der  Reichsgeeetzgebong, 
welche  zugleich  Anhänger  der  Heiniatgefletzgebiing  sind*), 
der  Vorvnirf  zurückgegeben  werden,  Aasa  die  Konstruktton 
bezüglich  jener  heimatloflen  Individuen  eine  ebenso  prinzip- 
widrige  und  willkürliche  sei. 


§  85. 
Die  Erkenntnis»  der  willkürlichen  Ausdehnung  Jener 
Prinzipien  enthebt  aber  nicht  der  Erwägung  des  wahren 
Qrundes,  der  das  Institut  der  Landarmen  verbände  rechtfertigen 
kann.  Er  liegt  näher,  als  in  der  Regel  angenommen  wird; 
ja  man  darf  behaupten,  dass  er  durch  nichts  besser  und  zu- 
verlässiger erkannt  werden  kann,  als  durch  Betrachtung  des 
Resultats,  zu  dem  die  Reichsgesetzgebung  so  gut  wie  die  Heimat- 
gesetzgebung schliesslich  gelangt  ist:  beide  verpflichten  iu 
denjenigen  Fällen,  in  denen  sie  ein  Individuum  nicht  oder 
nicht  mehr  einem  Ortsarmen  verbände  oder  einer  Hetmat- 
gemeinde  angehörig  erachten,  zur  Tragung  der  Armcnlaat  den 
Staat.  Hieran  ändert  nichts,  dass  im  Geltungsgebiet  des 
Unterstützungswohnsitzes  der  Landesgesetzgebung  Überlassen 
geblieben  ist,  diese  Vfirpflichtung  auf  die  anderweiten  Organe 
des  Staates  (Provinzen,  Kreise,  Amtsverbände  n.  s.  w.)  zu  über- 
tragen. Es  ist  vielmehr  zu  beachten,  dass  das  Reichsgesetz 
ausdrücklich  als  Ortsarmen verbände  nur  Gemeinden  und  Guts- 
bezirke zulässt,  dagegen  hinsichtlich  der  Landarmen  verbände  - 
jede  Art  der  öffentlich-rechtlichen  Bildungen  für  zulässig  er- 
Iclärt*).  Und  hierin  kommt  m,  E.  der  wahre  Rechtsgrund 
fllr  die  Verpflichtung  der  Landarmenverbände  zum  Ausdruck: 
es  ist  die  Stellung  des  Staates  als  Träger  der  allgemeinen 
Rechtsordnung,  Im  Rahmen  dieser  Rechtsordnung  erachtet  er 
den  Schutz  des  bedürftigen  Individuums  gegen  leiblichen 
Untergang  und  den  Schutz  der  Gesellschaft  gegen  die  durch 
Not  zu  Gewalttbaten  geneigten  Individuen  für  geboten.  So 
wenig  er  aber  die  Eltern  und  Kinder,  die  Dienstherren  und 
Arbeitgeber   von   der   Verpflichtung   entbindet,   für   ihre   An- 

1)  Lnthardt,  Waentig,  Maraohall  u.  a.;  nicht  aber  Adickes 
und  Roch  oll. 

')  §  5.  nENe  öffentliche  Uaterattttzimg  bOlübedilrftif^r  NorddentBcha, 
die  endgültig  zq  trageu  kein  O.-A.-V.  verpfiichtet  ist  (der  Landarmen), 
liegt  dem  L.-A,-V.  ob.  Zur  Erftillung  dieser  Obliegenheit  hat  jeder 
BnndsBBtaat  bis  I.  Juli  1871  entweder  unmittelbar  <£e  Funktionen  dea 
L.-A.-V.  zu  übernehmen,  oder  besondere,  räumlich  begrenzte  L.-A.-Ver- 
bfinde,  wo  solche  noch  nicht  bestehen,  einzurichten. 

Dieselben  omfasaen  regebnäsaig  eine  Mehrhdt  von  O.-A.-V.,  können 
anf  den  Bezirk   eines  einEehien   0.-A,-V.   be- 
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gehörigen,  für  ihr  Gesinde,  für  ihre  Arbeiter  zu  sorgen,  so 
wenig  will  er  das  politische  Gemeinwesen,  welches  gleichzeitig 
eine  natürliche  Vereinigung  zu  gemeinsamen  Zwecken  ist,  von 
der  Last  befreien,  welche  ihm  bezüglich  seiner  Angehörigen 
obli^t  Nur  da,  wo  eine  solche  Angehörigkeit  nicht  vor- 
handen oder  nicht  ermittelt  ist,  tritt  der  Staat  helfend  jind 
ergänzend  ein,  so  bezüglich  der  Landarmen,  der  Heimatlosen, 
der  Ausländer.  Nicht  der  Gegensatz  von  Orts-  und  Staats- 
angehörigkeit, sondern  der  Gegensatz  von  Orts-  und  Nichtorts- 
angehörigkeit  ist  es,  der  hier  wirksam  wird.  Und  so  motivirt 
dürfte  sich  das  Listitut  der  Landarmenverbände  als  eines  der 
Mittel,  die  Armenlast  gerecht  zu  verteilen,  doch  sehr  wohl 
g^en  den  Vorwurf  der  Willkürlichkeit  verteidigen  lassen. 
Man  kann  auch  hier  verschiedener  Meinung  sein  über  die 
Merkmale  der  Nichtangehörigkeit,  kann  sehr  wohl  die  Frist 
von  zwei  Jahren  hierfür  als  zu  kurz  erachten;  auch  ist  die 
Berechtigung,  andere  Nachteile  zu  rügen,  nicht  ausgeschlossen. 
All  dies  wird  noch  zu  prüfen  sein.  Nur  halte  man  fest,  dass 
dadurch  das  hier  aufgestellte,  lediglich  finanzielle  Prinzip  so- 
wenig berührt  wird,  wie  der  Rechtsgrund  für  die  Verpflich- 
tung der  Ortsarmenverbände  durch  gewisse  mit  demselben 
verknüpfte  Uebelstände  berührt  wird. 

Noch  möchte  ich  auf  einen  Punkt  aufmerksam  machen,  der 
mit  dem  Vorstehenden  in  einer  gewissen  äusseren  Beziehung  steht 
imd  gerade  deshalb  auch  in  Hinsicht  seiner  inneren  Natur  häufig 
zu  b^rifflicher  Verwirrung  Anlass  giebt.  Die  hier  untersuchte 
Funktion  des  Staates  als  Träger  der  Armenlast  hat  ihrem  Wesen 
nach  nichts  zu  thun  mit  den  mannigfachen  —  unten  ausführlicher 
zu  besprechenden  —  Veranstaltungen  der  Armenfürsorge  durch 
Proyinzial-,  Distrikts-,  Kreis-  und  ähnliche  Anstalten,  durch  Bei- 
hfllfe  an  unvermögende  Gemeinden  u.  s.  w.  In  diesen  Fällen  han- 
delt es  sich  immer  um  Funktionen  der  den  Gemeinden  übergeord- 
neten politischen  Bezirke,  welche  dieselben  zur  besseren  Erreichung 
gewisser  gemeinsamer  Zwecke  üben;  aber  es  besteht  nur  eine  Be- 
ziehung der  letzteren  zu  jenen  untersten  kommunalen  Körperschaften, 
keine  hingegen  zu  den  einzelnen  Individuen.  In  diesem  Sinne  haben 
die  vielfach  den  Landarmenverbänden  überwiesenen  oder  von  ihnen 
übernommenen  Aufgaben  der  Armenpflege  keine  spezifisch  armen- 
rechtliche, sondern  eine  ganz  allgemein  öffentlich-rechtliche  Bedeutung. 

In  dem  im  Text  entwickelten  Sinne  auch  Jolly  S.  7  ff.  Nach- 
dem er  dargelegt  hat,  dass  die  natürliche  Unterstützungspflicht  der- 
jenigen Gemeinde  zukomme,  mit  der  Jemand  im  Verhältniss  der  nach 
gewissen  Merkmalen  erkennbaren  Angehörigkeit  stände,  fährt  er  S.  9 
fort :  „Endlich  liegt  eine  nattlrliche  Unterstützungspflicht  jedem  höchsten 
politischen  Verein  gegen  jeden  Bedürftigen  ob,  der  sich  auf  seinem 
Gebiete  befindet.  Sie  trifft  ihn,  soweit  die  Unterstützungspflicht  der 
heimatlichen   Verbände    sich    aus    irgend    welchen   Gründen    nicht 
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geltend  machen  IttsBt,  aus  dem  Gnmde,  weil  die  Untcrstfitznng  der  Be- 
dürftigen eine  allgemeine  Menschenpflicht  ist  und  weil  die  höchsten 
politischen  Vereine  aaf  ihrem  Gebiete  alle  Anfgaben  zu  löeen  haben, 
welche  die  Einzelnen  and  die  engeren  Vereine  der  Einzelnen  nicht 
zn  lösen  vermögen.  Höchster  politischer  Verein  ist  das  Reich  und  so- 
mit ^t  in  Dentsehland  in  letzter  Linie  das  Reich  nnteratotziingi- 
pflichtig." 

B.     Die  Verteilung  der  ÄrmenlaBt  nach  innen. 
(Die  finanzielle  Leistungs&bigkeit  der  Armenverbände.) 


Es  giebt  keinen  Punkt  im  Bereiche  der  öffentlichea 
Armenpäege,  Über  den  die  Klagen  so  laut  und  so  allge> 
mein  sind  wie  die  Ueberlaatung  der  einzelnen  Armen- 
verbfinde,  und  in  keinem  Punkte  —  wie  gleich  vorweg  be- 
merkt werden  mag  —  dürften  die  Klagen  berechtigter  sein. 
Kur  findet  auch  hier  sehr  häufig  Verwirrung  statt  in  Be- 
ziehung auf  den  Gegenstand  der  Klagen;  am  häufigsten  ist 
die  irrefllhrende  Gleichstellung  der  Armenlset  mit  den  Öffent- 
lichen Lasten  im  allgemeinen  und  folgeweise  die  irrige  Vor- 
stellung über  den  Druck,  welchen  diese  und  welchen  jene 
ausüben. 

Nun  leuchtet  ein,  dass  im  Sinne  einer  auf  gerechte  Be- 
lastung gericliteten  Reform  es  nicht  vornehmlich  auf  da«  ab- 
solute Mass  des  Annenaufwandes  ankommen  kann,  sondern  viel- 
mehr auf  das  Verhältniss  desselben  zur  Leistungsfähigkeit  des 
Armen  Verbandes  im  allgemeinen  und  zu  den  übrigen  Aufwen- 
dungen, welche  dem  Annenverbande  als  gleichzeitigem  Träger 
anderer  öffentlicher  Lasten  oblieger,  und  weiterkommt  es  darauf 
an,  ob  der  Aufwand  aus  den  Nutzungen  besonderen  Armen- 
oder aonstigen  Gemeinde  Vermögens  bestritten  wird,  oder  ob  zu 
seiner  Deckung  steuerliche  Leistungen  der  Verbandsangehö- 
rigen erforderlich  sind.  Ein  Armenverband,  der  ohne  Zuhülfe- 
nahme  der  letzteren  die  Kosten  der  Armenpflege  bestreitet, 
hat  in  dem  hier  gemeinten  Sinne  keine  Armenlast. 

Die  wahre  Sachlage  klarzustellen  ist  auch  hier  nicht 
ganz  leicht,  obwohl  es  an  gutem  finanzstatis tischen  Material 
nicht  fehlt.  Nur  mai:ht  sich  bei  demselben  der  Uebelstand 
geltend,  dass  die  hauptsächlichsten  Nachrichten  nur  ihr  die 
grösseren  Gemeinwesen  individuelle  und  zuverlässige,  beziig- 
lieh  der  kleineren  (ländliche  Gemeinden  und  Gutsbezirke)  im 
allgemeinen  nur  summarische  und  zum  Teil  sehr  unzuverlässige 
sind,  ja  bezüglich  der  Gutsbezirke  fast  ganz  fehlen.  Gleich- 
wohl wird  es  möglich  sein,  von  den  Verhältnissen  der  kleineren 
städtischen  Gemeinwesen  auf  die  der  ländlichen  einiger- 
massen   richtige   Schlüsse    zu   ziehen    und   unter  Verwertung 
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des  gesammten  Materials^)  ein  im  Ganzen  zutreffendes  Bild 
der  mer  zu  betrachtenden  Zustände  zu  gewinnen. 

§  87. 

Ob  es  Armenverbände  giebt,  die  überhaupt  keine  Armen 
in  ihrer  Mitte  haben,  lässt  sich  nicht  nachweisen ;  wahrschein- 
lich ist  es  nicht.  Dagegen  giebt  es  eine  verhältnissmässig 
nicht  geringe  Zahl,  die  keine  öffentlichen  Armen  d.  h.  aus 
öffentlichen  Mitteln  unterstützte  Personen  haben.  Im  König- 
reich Sachsen  wurden  1880:  (545  derartige  Gemeinden 
ermittelt^);  doch  ist  es  bemerkenswert,  dass  hiervon  nach 
der  Grösse  derselben  auf  Gemeinden  mit 

100  Einwohnern  100  200  300  400  und 

und  darunter         bis  200       bis  300      bis  400         darüber 
222  268  89  39  27 

entfielen,  also  fast  nur  ganz  kleine  Gemeinwesen,  innerhalb 
deren  ebensowohl  die  allgemeine  Bedürfnisslosigkeit,  wie  all- 
gemeiner Wohlstand,  ebensowohl  gute  vorbeugende  Massregeln 
und  örtliche  Stiftungen,  wie  der  Mangel  an  Mitteln  und  daraus 
entspringende  harte  Armenpflege  den  Grund  dieser  an  sich 
erfreulichen  Erscheinung  abgeben  können. 

In  Oldenburg,  fUr  welches  genaue  Angaben  bezüglich 
der  einzelnen  Gemeinden  für  eine  Zeitdauer  von  25  Jahren 
vorliegen  ®),  gab  es  keine  Gemeinden  ohne  Arme ;  doch  findet 
sich,  ebenfalls  in  kleinen  Gemeinden  —  Wiefels,  Strücklingen, 
Westrum  u.  a.  — ,  eine  im  Verhältniss  zur  Bevölkerung  sehr  ge- 
ringe Zahl  von  Armen,  so  in  Wiefels  mit  rund  400  Ein- 
wohnern nie  mehr  als  drei.  In  den  Städten  und  in  den 
grösseren  Gemeinden  ist  die  Armenziffer  schwankend,  geht 
aber  nirgends  unter  4®/o  der  Bevölkerung  herab. 

Günstiger  liegen  anscheinend  die  Verhältnisse  in  Bai  er  n. 
Es  gab  1880:  743,  1881:  805  Gemeinden,  welche  keine,  und 
1349  bezw.  1402,  welche  nur  Umlagen  in  Höhe  von  1  bis  20  ^/o 
der  Staatssteuem  erhoben,  wie  denn  überhaupt  die  Umlagen 
dort  im  allgemeinen  nicht  sehr  hohe  sind  una  in  den  letzten 
Jahren  sich  vermindert  haben*).  Doch  ist  in  hohem  Grade 
beachtenswert,  dass  es  zwar  die  kleinen,  aber  nicht  die  kleinsten 
Gemeinden  sind,  welche  keine  oder  sehr  niedrige  Umlagen 
erheben.     Das  Verhältniss  stellte  sich  1881  so: 


1)  Vgl.  über  das  finanzstatistische  Material  im  allgemeinen  oben 
8.  35  und  5  9  ff. 

^  2^it8chr.  des  k.  sächs.  etat  Bur.  Jahrgang  28  S.  43. 

»)  Koilmann,  Oldenburg  S.  120  ff.  Tab.  I— IH. 

^)  Zeitschr.  des  bair.  stat.  Bur.:  Die  Statistik  der  Gemeinde- 
besteneruug.  Dieselbe  kehrt  von  Heft  X  (1878)  an  in  den  Publikationen 
regelmässig  wieder.  Wegen  der  obigen  Zahlen  vgl.  Heft  XIV  und  XV 
Tabelle  d. 
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Bei  einer  Seelenzahl 


Zahl  der  Gemeinden 
überhaupt*) 


Zahl  derjeniffen, 

die  keine  Umlagen 

erheben 


unter  100 
101—500 
500—1000 

1001-5000 
über  5000 


74 

4  974 

2111 

815 

54 


9 

506 

205 

84 

1 


In  Preussen  gab  es  1880/81  14  kleine  Städte,  in  wel- 
chen keine  Gemeindeabgaben,  15,  in  welchen  nur  Hundesteuer, 
und  640  Landgemeinden,  in  denen  keine  Gemeindeabgaben 
erhoben  wurden 2).  InWürtemberg  wurden  1878:  204  Ge- 
meinden ermittelt,  die  keine  Umlagen  erhoben.  Auch  hier 
sind  es  wieder  die  kleineren  Gemeinden,  die  den  Hauptanteil 
haben,  während  die  kleinsten  zum  Teil  sehr  hoch  belastet  sind'). 
Von  grösseren  Gemeinden  dürfte  Ueberlingen  in  Baden  das 
eklatanteste,  aber  soviel  mir  bekannt,  einzige  Beispiel  flir  die  völ- 
lige Deckung  der  Kosten  des  Armenwesens  aus  Stiftungsmitteln 
bieten.  Selbst  die  übrigen  an  Stiftungen  reichsten  Gemein- 
wesen —  es  sind  meines  Wissens  die  alte  Bischofstadt  Bam- 
berg und  die  alte  Hansestadt  Lübeck  —  kommen  nicht  ganz 
ohne  die  Beihülfe  aus  öffentlichen  Mitteln  aus. 

Ueberlingen  hatte  1870  bei  3600  Einw.  etwa  70  000  M. 
Stiftungseinkünfte  zu  verwenden.  Vgl.  Emminghaus  II  S.  387.  1880 
zählte  es  rand  4000  Einw.  und  erscheint  noch  gegenwärtig  in  den 
Nachrichten  über  das  bad.  Gemeinderechnungswesen  als  die  einzige 
grössere  Gemeinde,  welche  keine  Ausgabe  für  das  Armen wesen  aus 
öffentlichen  Mitteln  zn  bestreiten  bat.  Vgl.  Stat.  Jahrb.  fQr  das  Ght 
Baden  Bd.  15  Tab.  19  S.  240.  —  Bamberg  verwendete  1878 
bei  29000  Einw.  die  imgeheuere  Summe  von  604  000  M.  für 
das  Armenwesen,   wovon   87  ^/o  aus  Stiftungsmitteln  flössen.     Vgl. 


*J  Gemeindeverzeichniss  für  Baiern:  Heft  XXXV  der  Beiträge  zur 
Statistik. 

^)  Beiträge  zur  Statistik  der  Gemeindeab^ben  in  Preussen:  Zeit- 
schrift des  preuss.  Statist.  Bur.  Erränzungsheft  IX  S.  106.  1883—84  waren 
es  nur  nocn  8  der  ersten  und  14  der  zweiten  Kategorie.  Bezüglich  der 
Landgemeinden  sind  1888/84  keine  Detailangaben  gemacht  Vgl.  ebenda 
Ergänzungsheft  XVI  S.  367. 

8)  Für  Wtirtemberg  existirt  nur  eine  ausföhrliche  Nachweisun^  über 
die  Gemeindeumlagen,  sog.  Gemeindeschaden:  Beiträge  zur  Statbük  der 
Vermögensverwaltung  der  Amtskörperschaften,  Gemeinden  und  Stiftungen 
und  der  Besteuerung  für  Amtskörperschafts-  und  Gemeindezwecke,  in  den 
Würtemb.  Jahrb.  f.  Stat.  und  Landeskunde  1883  S.  188  ff. 
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Seydel  in  Zeitschr.  d.  bair.  stat.  Bor.  Bd.  12  S.  100.  —  Lübeck 
hat  seit  dem  1.  Januar  1879  bezw.  1.  Januar  1881  die  früher  in 
die  Staatskasse  fliessenden  Abgaben  für  öffentliche  Vergnügungen 
und  die  Hundesteuer  den  Ortsannenverbänden  zugewiesen;  aller- 
dings sind  die  Beträge  für  die  Stadt  Lübeck  selbst  sehr  unerheblich. 
1882  betrugen  sie  15  455  M.  gegenüber  504  680  M.  Gesammt- 
aafweodnngen  der  Armenpflege,  die  im  übrigen  aus  Stiftungs-  und 
ähnlichen  Mitteln  bestritten  wurde.  Vgl.  den  X.  Allgem.  Bericht 
der  Zentral-Armen-Deputation  für  1878/82  S.  40  und  41. 

Auf  der  anderen  Seite  möchte  es  kein  grösseres  Gemein- 
wesen geben,  dem  flir  Zwecke  der  Armenpflege  nicht  irgend 
welche  Stiftungsmittel  zur  Verfügung  stünden  ^).  Doch  sind  die 
Beträge  unendlich  verschieden;  regelmässig  sind  sie  in  Orten 
am  höchsten,  die  in  einer  früheren,  dem  kirchlichen  Stiftungs- 
wesen geneigten  Epoche  ihre  Glanzzeit  hatten.  Doch  kommen 
auch  Orte  vor,  denen  einzelne  reiche  Angehörige  noch  gegen- 
wärtig grosse  Zuwendungen  zu  Armenzwecken  machen.  Im 
ganzen  ist  zur  Würdigung  dieser  Verhältnisse  aber  darauf 
hinzuweisen,  dass  die  heutige  Tendenz  mit  gutem  Grimde 
mehr  auf  Stiftungen  zu  Zwecken  der  Erziehung  und  der 
Krankenpflege^)  ausgeht,  und  dass  eine  grosse  Zahl  von  Ar- 
beitgebern durch  Wohlfahrtseinrichtungen  fUr  ihre  Arbeiter 
sehr  wirksam  der  Armenpflege  in  die  Hände  arbeiten  ®).  Jeden- 
falls ist  die  Höhe  all  dieser  Mittel  und  Veranstaltungen 
eine  individuell  höchst  verschiedene. 

Ebenso  verhält  es  sich  mit  den  Einkünften  aus  nutzbarem 
Vermögen.  Es  giebt  Orte,  die  keine  Gemeindesteuern  erheben, 
weil  sie  ihre  gesammten  Ausgaben,  einschliesslich  des  Auf- 
wandes  für   öffentliche  Armenpflege,    aus  solchen  Einkünften 


')  NachweisoD^en  hierüber  in  ^össerem  Umfange  haben  nur  Baiem, 
Wörtemberg  und  Omenburg  sebracnt  —  Baiern:  Stiftungen  und  Stif- 
tongszuflüsse  in  ßaiem,  Z.  d.  oair.  stat  Bnr.  Jahrg.  13  S.  70,  15  S.  180, 
16  S.  122  ff.  —  Würtemberg:  Stat.  der  Fürsorge  für  Arme  und  Not- 
leidende, Würtemb.  Jahrb.  f.  Landeskunde  u.  Stat.  1876  Heft  3.  — 
Oldenburg:  a.a.O.  S.  274  ff.  —  Von  einzelnen  Nachweisungen  be- 
sonders Prenssen:  Denkschrift  betr.  den  Schutz  jugendlicher  Personen, 
Zeitschr.  d.  preuss.  stat.  Bur.  £rgänzung8heft  XV. 

')  In  Baiem  betrugen  Zuwendungen  zu  Stiftungszwecken 

1880  1881  1882  1883 

inagesammt 2461856      2409792      2784334      2712311 

davon  für  Zwecke  der  Wohl- 
tbätigkeit   .    .   .  Prozent        50.4  44.6  46.1  33.8 

.  des  Unterrichts        „  4.6  7.1  7.8  19.7 

VgL  a.  a.  0. 

^  Man  denke  an  die  grossartigen  Veranstaltungen  von  Ejrupp  in 
Essen,  an  die  Einrichtungen  der  mechanischen  Weberei  in  Linden,  der 
wiederholt  preisgekrönten  Veranstaltungen  der  Baumwollspinnerei  von 
Staub  &  Co.  in  Geislingen  u.  a.  m. 
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EU  beBtreiten  vermögen*).  Ändere  decken  einen  mehr  oder 
minder  grossen  Teil  derselben  aus  dieser  Quelle.  In  der 
Mitte  zwischen  Armenstiftimgen  und  nutzbarem  Vermögen 
steht  das  eigentliche  reutirende  ArmenvermOgen,  welches  fniheT 
meist  das  eine  oder  das  andere  gewesen,  und  nachträ^ich 
den  speziellen  Zwecken  der  Öffentlichen  Annenpflege  in  organi- 
scher Verbindung  mit  der  öffentlichen  Armenverwaltung  be- 
stimmt worden  ist  Der  Charakter  dieses  Vennögens  ist  kein 
ganz  ungemischter,  die  Ertrflge  daher  nicht  ganz  sicher  fest- 
zustellen; meist  wird  noch  als  Stiftung  bezeicnnet,  was  Iflngst 
organisch  in  das  Gemeinde  vermögen  eingefügt  ist.  —  Auch 
hier  sind  die  Ertrage  örtlich  sehr  verschieden'). 


In  Ansehung  des  Aufwandes,  der  nun  mangels  Stiftungen 
und  Nutzungen  bezw.  in  Ergänzung  derselben  fUr  Zwecke 
der  öffentlichen  Armenpflege  gemacht  werden  muss,  lie^t  ea 
im  grossen  und  ganzen  anders,  als  in  Bezug  auf  die  eben  genann- 
ten Einnahmen.  Das  Vorkonmien  der  letzteren  hängt  von 
sehr  verschiedenartigen  individuellen  ESnflUssen  ab;  aUenfaUs 
lässt  sich  als  eine  Art  Regel  aufstellen,  das»  Stiftungen  über- 

')  So  z.  B.  Putzig^  das  1683—84  Kmm  whr  beträchtlichen  Äimen- 
aufwand  (3  Mark  pro  Kopf  and  23''/o  des  GeeammtaDfirBJidea  tüi  Ge- 
meindezwecke) ohne  Gemeinde  um  tagen  deckte;  ftbnlicb  Treneobrietzen, 
Woldenherg,  Bevemngen  u.  a.  meist  sehr  kleine  StSdte,  Vgl.  a.  a.  0. 
Erg&DzungBheft  XVI.  —  Obwohl  in  den  würterab.  NacbwasoDgea  a.  &.U. 
S.  193  ff.  die  Einzelanfwendungen  nicht  erüchtlich  gemacht  eiud,  so  läMt 
sich  doch  der  Eintluss  des  Besitzes  von  BOrgerTermÖKeD  auf  die  Höhe  der 
Gemeindenmlsgen  nicht  verkennen:  im  Schwanwudkreia,  in  welckeni 
TOD  515  Gemeinden  411  Bilrgematznog«n  im  Jährlichen  Nut2iing«ir«rte 
TOD  iDsgesammt  2.4  MilL  Hark  beeitzeD,  sind  97  Gemeinden  von  Q«memde- 
■cbaden  frei.  Wie  ungleich  aber  die  VerhältniMe  selbst  in  eng  benachbarteti 
Gemeinden  liegen ,  zeigt  die  Thataache,  daaa  z.  B.  im  Amtabeziik 
FreudeoBtadt  neben  11  schadenfreien  Gemeinden  1  mit  606,  1  mit  434, 
5  mit  3—400.  4  mit  850—300,  7  mit  200-250°/o  Umlage  tob  der  Slaats- 
Bteuer  Torhanden  sind     Vgl.  a.  a.  0. 

*)  So  entfielen  beispielsweise  It$83— 84  pro  Kopf  des  Einwohnen 

luigmlHn  Kt  du  HiMSlbea  u«h  Abn; 

'  Offfrotlulu  AnDamHn        itr  «tgtiMp  EJnulmiii 

Inuviviinit  dar  Ann#aiTflnnttau 

Siegen 4.6  1.7 

Hanau 4.5  1.6 

Frankfurt  a.  M 9.0  5.U 


Danzig  . 
Lennep  . 


Oatrowo 1.3 

PreuBS.  Stat,  s.  a  0.  Erganzungsheft  XVT. 
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wi^eend  in  grösseren,  Bürgemutzungen  in  kleineren  Gemeinden 
zu  finden  sind.  Dagegen  besteht  hinsichtlich  des  Masses  der 
Aufwendungen  unzweifelhaft  eine  im  grossen  und  ganzen  nicht 
▼on  Zufälligkeiten  abhängige  Verschiedenheit  zwischen  den 
einzelnen  Gruppen  der  Gemeinwesen.  Hier  kommt  alles  das 
in  Betracht^  was  oben  in  Ansehung  des  Wachsens  der  Armen- 
last im  allgemeinen  ausgeführt  wurde.  Vor  allem  sind  die 
Dichtigkeit  der  Bevölkerung,  die  Grösse  und  geographische 
Lage  der  Gemeinwesen,  die  Haupt-Erwerbsthätigkeiten  ihrer 
Einwohner  hierfür  von  entscheidender  Bedeutung.  Den  dünn 
bevölkerten,  vorwiegend  Landwirtschaft  treibenden  und  vor- 
wiegend aus  kleinen  Gemeinden  und  Gutsbezirken  gebildeten 
östlichen  Bezirken  stehen  in  scharf  erkennbarem  Gegensatze 
die  westlichen,  dicht  bevölkerten,  vorwiegend  industriellen 
Bezirke  gegenüber;  ebenso  stehen  sich  in  den  einzelnen  Be- 
zirken städtische  und  ländliche  Gemeinden  gegenüber,  den 
Gegensatz  von  Osten  und  Westen  wiederholend*).  Nachwei- 
«ungen  der  auf  den  Kopf  des  Einwohners  entfallenden  Be- 
träge für  öffentliche  Armenpflege  zeigen  dies  Verhältniss  ganz 
konstant 

Es  entfielen  z.  B.  in  Preussen  von  den  öffentlichen  Aus- 
gaben fQr  Armenpflege  and  Wohlthätigkeitszwecke  im  Etatsjahr 
1883/84  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung: 

in  den  in  den 

Stadtgemeinden    Landgemeinden 

M.  M. 

Ostpreossen 2.21  0.59 

Westprenssen 3.11  0.64 

Brandenburg  ohne  Berlin  .     .     .  2.16  0.49 

Pommern 3.04  0.55 

Posen 1.62  0.30 

Schlesien 2.91  0.35 

Sachsen 2.48  0.36 

Schleswig-Holstem 4.70  2.32 

Hannover 3.99  1,13 

Westfalen 3.41  1.08 

Hessen-Nassan 4.37  0.62 

Rheinland 4.85  1.45 


^)  Obwohl  die  Zahl  der  Landgemeinden  und  Gutsbezirke  in  Preussen 
45,  in  Sachsen  40,  in  Baiem  35  mal  so  gross  ist  als  die  Zahl  der  Städte, 
80  leben  doch  in  Preussen  42,  in  Sachsen  56,  in  Baiem  nur  28.5^/o  der 
Bevölkerung  in  Gemeinden,  die  über  2000  Einwohner  zählen ;  aber  in  Ost- 
prenssen  sind  es  wiederum  nur  22.8,  in  Rheinland  und  Westfalen  62.5  und 
hß,2%.  Vgl.  Stat  d.  D.  Reichs  Bd.  57  T.  I  EinL  S.  XI.  —  Preussen  zählt 
bei  äberhaupt  54436  Kommunaleinheiten  15  808  Gutsbezirke  und  37  347 
Landgemeinden;  der  ganz  überwiegende  Teil  der  ersteren  entfallt  auf  die 
alten  Provinzen,  während  die  letzteren  in  allen  Provinzen  vorhanden 
sind;  jedoch  sind  von  87  Landgemeinden  mit  mehr  als  5000  Einwohnern 


Vgl.  a.  0.  S.  264  und  265.  —  Sehr  charakteristücb  auch  in 

Oldenburg. 

der 

Annenpflege  aof 

den  Kopf  der  Bevölkerung 

der  Jahre 

187 

bis  1875 

M. 

M. 

Marsch     .     .     . 

3.22 

S.73 

oldenbnrg.  Geest 

1.69 

2.03 

mttnster.  Geest  . 

0.80 

1.00 

Lübeck     .    .    . 

3.10 

3.48 

Birkenfeld     .     . 

0.84 

2.19 

Vgl.  Kollmann  S.  91.  92.  — 

In  grösserem  Massstabe  sind  Belege  hierfür  in  der  bairlBchen 
ArmeoBtatistik  zu  finden,  welche  durchgängig  den  Aufwand  der  un- 
mittelbaren Städte  und  der  Bezirksämter  in  d^  einzelnen  Regierungs- 
bezirken einander  gegenüberstellt     Vgl.  a.  a.  0. 

Wenn  bei  allen  diesen  Angaben  auch  zu  berücksichtigen 
ist,  dass  dem  Weaten  im  allgemeinen  und  den  Stfidten  ins- 
besondere ein  grösserer  Anteil  an  der  allgemeinen  Armenlast 
zufällt,  so  ist  die  Differenz  der  Betrt^e  doch  eine  zu  grosse, 
um  nicht  sofort  klarzustellen,  dasa  der  Aufwand  im  Osten 
und  auf  dem  Lande  ein  absolut  nietiriger  ist. 

Selbstvörständlich  hindert  die  absolute  Niedrigkeit  de» 
Aufwandes  nicht,  daas  die  letztgenannten  Bezirke  relativ  höher 
belastet  sind  als  die  ersteren,  insofern  ihre  Leistung» ßlhigkeit 
auch  geringeren  Ansprtichen  gegenüber  noch  eine  unzu- 
reichende ist  und  insofern  der  Armenaufwand  die  G^meinde- 
mittel  TerhältnisBmässig  am  stärksten  in  Anspruch  nimmt. 


Es  ist  üblich,  die  Leistungsfähigkeit  eines  politischen  Be- 
zirks an  dem  Masse  der  sog.  Staatssteuerkraft  zu  prüfen. 
Ein  hoher  durchschnittlicher  Kopfbetrag  an  Staatssteuem  soll 
eine  hohe  Leistungsfähigkeit  ausdrücken,  ein  niedriger  eine 
niedrige.  Das  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  richtig,  so- 
weit nämlich,  als  überhaupt  vernünftiger  Weise  von  einem 
Durchschnitt  gesprochen  werden  kann  und  soweit  die  Staats- 
steuer, die  immer  in  Geld  zur  Hebung  gelangt,  in  Vergleich 
gesetzt  werden  kann  mit  Aufwendungen,  die  ebenfalls  in  Geld 


56  im  Westen,  15  in  den  iDdoBtricbezirken  Scbteeiens,  6  bei  Berlin  be- 
legen. Ganz  kleine  ländliche  Gemeinwesen  kommen  fast  diit  in  Ost- 
pieowen,  Posen  und  Pommem  vor.    Vgl.  Prense.  Stat  1885,  ätat  Korr. 
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erfolgen.  Wenn  in  zwei  Gemeinden,  einer  von  50  und  einer 
von  5000  Einwohnern,  der  durchschnittUche  Staatssteuerbetrag 
30  Mark  betrüge,  so  könnte  das  im  ersten  Falle  auch  sehr 
woU  davon  herrühren,  dass  ein  einzelner  1200  Mark  und  die 
übrigen  49  Einwohner  zusammen  300  Mark  aufbringen;  die 
Gesammthöhe   und  der  Durchschnitt    würden    also    von    der 

Sanz  zufälligen  Anwesenheit  eines  Einzelnen  herrühren,  über 
en  allgemeinen  Wohlstand  nichts  erkennen  lassen.  Im  an- 
dern Falle  würde  dagegen  dieser  Betrag  eine  von  zufälligen 
Ereignissen  unabhängige  sehr  grosse  Wohlhabenheit  eines 
grossen  Teils  der  Einwohner  ausdrücken.  Es  kann  ferner 
in  einem  nach  Massgabe  seiner  Staatssteuem  sehr  wenig 
leistungsfähigen  Gemeinwesen  mit  überwiegender  Naturalwirt- 
schaft sehr  wohl  möglich  sein,  einen  hülflosen  Einwohner  durch 
Reihezug  oder  gemeinschaftliche  Beisteuern  an  Naturalien 
ganz  auskömmlich  zu  unterhalten,  während  der  Gemeinde  die 
baare  Zahlung  eines  an  sich  minderwertigen  Aufwandes  sehr 
schwer  fallen,  ja  vielleicht  unmöglich  sein  würde.  Und  dies  wird 
umsomehr  der  Fall  sein,  je  kleiner  die  Gemeinde  ist  und  je  mehr 
in  ihr  die  Naturalwirtschaft  über  die  Geldwirtschaft  überwiegt 
Es  kommt  also  für  den  einen  Teil  unserer  Frage  wesentlich 
darauf  an,  zu  prüfen,  ob  es  derartige  Gemeinden  in  erheb- 
lichem Masse  giebt  oder  ob  Anforderungen,  welche  vornehm- 
lich durch  Geldleistungen  befriedigt  werden  müssen,  in  erheb- 
lichem Masse  an  sie  herantreten.  Was  nun  den  ersten  Punkt 
betrifft,  so  ist  die  Zahl  der  kleinen  Gemeinden  eine  sehr  be- 
trächtliche. Man  ist  zwar  verschiedener  Meinung  darüber, 
was  unter  kleinen  Gemeinden  zu  verstehen  ist  —  es  ist  hier- 
auf noch  bei  den  auf  Schaffung  leistungsfähiger  Verbände 
abzielenden  Reformen  zurückzukommen  — ,  aber  jedenfalls  wird 
man  nicht  fehlgehen,  wenn  man  Gemeinden  bis  500  Einwohner 
als  so  kleine  anninunt,  dass  in  ihnen  auch  schon  vereinzelte 
Geldansprüche  die  Wirtschaftsführung  wesentlich  beeinträch- 
tigen und  unter  Umständen  eine  sehr  bedeutende  Vermehrung 
der  Gemeindeumlagen  zur  Folge  haben  können.  Um  nur 
die  beiden  grössten  Staaten  anzuführen,  so  giebt  es  in  Preussen 
von  37  347  Landgemeinden  28  325  =-  76.5  ^/o,  die  bis  500 
Einw.  haben;  hiervon  haben  wieder  5808  =  15.7  ^/o  nur  bis 
100  Einwohner,  und  von  diesen  wiederum  147  (fast  sänimtlich  im 
Osten  der  Monarchie)  15  Köpfe  oder  weniger*).  In  Baiem^) 
entfallen  auf  dieselben  Kategorien  bei  im  ganzen  7368  Land- 
gemeinden 5084  =  68.5  ^/o,  jedoch  nur  1  ^/o  auf  diejenigen 
von  unter  100  Einwohner;  bei  diesen  ist  die  geringste  Ein- 
wohnerzahl 36. 


1)  Neueste  Publikation:    Zeitschr.  d.  preuss.  stat.   Bur.  1885,  Stat 
Koir.  S.  XXI. 

^  Gem.-Verz.  des  Königr.  Baiern:    Heft  35  der  Beitr.  S.  7. 

Foraehiug^  (27)  YL  4.  —  Mtntterberg.  16 
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Die  Ausgaben,  welche  aa  die  Oemeioden  herantreten 
kSnnen,  aind  nach  dem  Gesichtspunkte  der  AngehOrigkeit  und 
des  Aufenthalts  unterschieden:  solche  fHr  AngebSrige,  die  in 
der  Gemeinde  aufhaltsam,  und  solche  fUr  Angehörige,  die  von 
ihr  abwesend  sind^  zweitens  aus  dem  Gesichtspunkte  der 
UnterstUtzungsart :  solche,  die  in  Gewährung  von  Unterhalt 
und  Obdach  bestehen,  und  solche,  die  durch  Unterbringung 
in  eine  Anstalt  gewährt  werden  müssen,  wie  insbesondere 
Krankenpflege,  Taubstummen-,  Blinden-,  Irren-  und  Siechen* 
pöcge.  kurz  Ünteratützuiigsarten,  bei  denen  eine  bestimmte 
Qualifikation  der  HulfsbedtLrftigkeit  vorliegt,  die  eine  tech- 
nische Behandlung  erfordern. 

Ueber  die  Veqiflichtung  zur  Armenflirsorge  in  den  beiden 
ersten  Fällen  jeder  Kategorie  wird  man  selten  eine  Klage 
seitens  der  Gemeinden  selbst  vernehmen;  mit  diesen  ihren 
Angehörigen  findet  sich  die  Gemeinde  so  gut  oder  so  schlecht 
ab,  wie  es  eben  geht.  Häufiger  ist  die  Klage  seitens  der 
Freunde  des  Armenwesens  wie  der  Aufsichtsbehörden,  dass 
der  Zustand  der  Ortsarmen  ein  ganz  unerträglicher  sei  und 
die  Gemeinde  nicht  einmal  ihnen  gegenüber  die  aus  der  fami- 
lienähnlichen Verbindung  erwachsene  und  als  solche  aner- 
kannte Pflicht  hinreichend  erfülle.  Die  Berichte  über  die 
ländliche  Armenpflege  gewähren  von  Alters  her  und  noch 
gegenwärtig  einen  Einblick  in  wahrhaft  erschreckende  Zu- 
stände. 

Die  Frage  ist  neuerdings  Gegenstand  eingebender  Untersuchmig 
geworden.  Vgl.  namentlich  die  Referate  von  Ziller,  Huzel  und 
V.  Reitzenstein  betr.  die  ländl-  Armenpflege  fOr  den  D.  Y.  f.  A.  n.  W. 
1884  und  1885.  Die  letzten  Verhandinngen  haben  zur  Nieder- 
setzung einer  ans  16,  allen  Teilen  Dentschlands  angebOrigen  JiOt- 
gliedern  bestehenden  Kommission  geführt,  welche  diese  Zustände  ge- 
rade mit  Bezug  anf  die  Leislnngsfähigkeit  der  ländlichen  Gemeinden 
untersuchen  soll.  Inzwischen  hat  die  Kommission  die  Ergebnisse 
ihrer  Untersuchung  in  Buchform  anter  dem  Titel:  Die  ländliche 
Armenpflege  und  ihre  Reform  (Freiburg  i. B.  1886,  Wagner- 
sehe  UniTersitätsbuchhandlnng)  veröffentlicht.  In  dem  ersten  T»le 
(8.  1—172)  werden  die  in  den  Drucksachen  des  D.  V.  verstreuten, 
auf  den  Gegenstand  bezflglichen  früheren  Berichte  und  Verhand- 
inngen znsammengefasst,  sowie  die  EommiaBionsbeschlUsse  und  ihie 
Begründung  mitgeteilt.  Im  zweiten  Teile  (bis  jetzt  128  Seiten) 
sollen  die  Berichte  der  Refereaten  fllr  die  einzelnen  Gebietsteile 
Deutschlands  abgedruckt  werden;  hierfür  ist  noch  ein  zweiter  Band 
in  Anssicht  gestellt.  —  Auch  ist  die  Frage,  eingeleitet  durch  die 
Referate  des  Landesdirektors  Graf  Wintzingerode  und  Ober- 
amtmann Huzel,  auf  der  7.  Jahresversammlung  des  D.  V.  (21.  nnd 
22.  September  1886)  zam  Gegenstand  der  Verhandlung  nnd  Be- 
schlnssfassung  gemacht  worden.  —  Leider   habe   ich   dies  nament- 
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lidi  in  Ansehung  der  Einzelberichte  äasserst  wertvolle  Material 
nicht  mehr  ausgiebig  benatzen  können,  da  dasselbe  erst  während, 
oder  kurz  vor  der  Korrektur  erschienen  ist.  Doch  möchte  ich  ganz 
allgemein  bemerken,  dass  weder  durch  die  thatsächlichen  Wahr- 
nehmungen der  Berichterstatter,  noch  durch  die  neuen  Verhandlungen 
imd  Beschlösse  des  Vereins  die  Beformbestrebongen  eine  veränderte 
Richtung  erhalten  haben.  Es  wird  sich  dies  noch  für  die  einzelnen 
Funkte  im  Verlaufe  der  unten  folgenden  Darstellung  ergeben. 

Einem  landrätlichen  Berichte  vom  Ende  der  vierziger  Jahre 
an  die  Begierung  zu  Marienwerder  über  den  Zustand  der  Armen- 
pflege, abgedruckt  bei  Eries  S.  359,  entnehme  ich  das  Folgende: 

„Ohne  Vergleich  noch  übler  ist  der  Zustand  der  Armenpflege 
auf  dem  Lande.  Nicht  eben  dass  es  an  Gaben  fehlte;  die  städti- 
schen wahren  und  Pseudo-Armen  haben  vielmehr  einen  grossen  Teil 
ihres  Unterhaltes  vom  Lande,  wo  ihnen  von  einigen  aus  Mitleid, 
von  noch  mehreren  aus  Furcht  vor  Bache  eine  Gabe  selten  ver- 
weigert wird.  Aber  es  mangelt  hier  nicht  nur  an  allen  Anstalten 
sur  gehörigen  Unterbringung  von  Hülfsbedürftigen,  sondern  an  jeder 
Organisation  der  Armenpflege.  In  früheren  Zeiten,  in  denen  hülfs- 
bedfirfüge  Arme  auf  dem  Lande  überhaupt  noch  eine  Seltenheit 
waren,  ersetzte  diesen  letzteren  Mangel  ein  durch  dauerndes  Unter- 
einanderwohnen,  geringen  äusseren  Verkehr  und  wichtige  gemeinsame 
Interessen  enggeschlossener  Dorfverband,  in  dem  es  auch  dem  Armen 

wohl  werden  konnte Nachdem  aber  die  Agrargesetze  diese 

alten  Verbindungen  aufgelöst  und  die  zahlreiche  Klasse  der  Los- 
leute gescha£fen  haben,  die  bald  hierher  bald  dorthin  ziehen,  mit 
Gutsherren  und  Gemeinden  nicht  leicht  in  nähere  Verhältnisse 
treten,  das  Einschreiten  der  Armenpflege  aber  viel  öfter  notwendig 
machen,  als  früher,  hat  sich  der  Charakter  und  das  Bedürfniss  der 
Armenpflege  auf  dem  Lande  völlig  verändert.  Wer  Unterstützungs- 
ansprüche macht,  wendet  sich  damit  notgedrungen  alsbald  an  die 
königlichen  Behörden.  Er  wird  über  seine  heimatlichen  Verhältnisse 
vernommen,  ärztlich  untersucht,  und  sofern  sein  Antrag  danach  be- 
gründet scheint,  der  betreffende  Ortsvorstand  zur  entsprechenden 
Fürsorge  angewiesen.  Nun  werden  von  diesem  Einwendungen  er- 
hoben, deren  Untersuchung  oft  Monate  lang  dauert  und  während 
deren  bei  dem  Zustande  der  Dorfverwaltung  eine  vorläufige  Unter- 
stützung in  der  Begel  nicht  zu  erzwingen  ist.  Bleibt  der  Gemeinde 
endlich  kein  Ausweg,  so  dringt  sie  auf  Naturalverpflegung  der  Beihe 
nach,  wohl  wissend,  dass  selbst  dann,  wenn  Abbauten  die  Ausführung 
nicht  völlig  unmöglich  machen,  die  Art,  wie  eine  so  erzwungene 
Armenpflege  von  den  Meisten  einmal  gewährt  wird,  auch  dem  Ge- 
duldigsten das  Wiederkommen  verleidet.  So  verkommen  auf  dem 
Lande  die  meisten   Armen   und  ernähren   sich  nur   durch  Bettelei, 

die  sie  unverhohlen  treiben Es  macht  dabei  wenig 

Unterschied,  ob  der  Verarmte  lange  oder  kurze 
Zeit  im  Dorfe  gewohnt.  Nach  10-  und  20jährigem  Auf- 
^thalt   von  Einwohnerfamilien  findet  man   dasselbe   Sträuben    der 
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Gemeinde,  etwas  Genügendes  zur  Beihülfe  zu  thany  eben  weil 
zwischen  den  Bauern  und  den  Einwohnern,  die  meist  auswärts 
arbeiten,  ein  näheres  Yerhältniss  durch  die  Nachbarschaft  der 
Wohnung  gar   nicht  begründet   und  der  Bauer  überhaupt  im  all* 

gemeinen    auch    hartherzig    ist Hierzu    kommt    nun    die 

wirkliche  Unzulänglichkeit  so  vieler  Ortsverbände ,  die  oft  nur 
aus  wenigen  Bauern  oder  aus  unbemittelten  Eäthnem  und  Ein- 
wohnern bestehen,  welche  selbst  kaum  das  Leben  haben.*' 

Eine  besondere  Nachtseite  der  ländlichen  Armenpflege  bilden 
die  Armenhäuser,  auf  welche  noch  in  anderem  Zusammenhange 
zurückzukommen  ist.  Yergl.  unten  die  §§  137  u.  206.  Mannigfache 
Mitteilungen  über  diese  bei  Em  min  g haus  II  S.  886  ff.  —  Neuere 
Nachrichten  aus  Sachsen  in  Zeitschr.  Jahrg.  27  S.  209.  Es  be- 
standen 1183  Gemeindearmenhäuser,  davon  1058  in  Dörfern,  mit 
10  533  Insassen,  hiervon  3  884  Kinder  unter  14  J.,  —  überhaupt 
in  den  Städten  2  807,  auf  dem  Lande  7  726.  —  Besonders  beachtens- 
wert sind  die  auf  sorgfältigen  lokalen  Untersuchungen  in  den  ein- 
zelnen Gemeinden  beruhenden  Mitteilungen  über  Würtemberg.  Es 
wurden  bei  den  seit  1876  regelmässig  stattfindenden  oberamtsärzt- 
lichen Medizinalvisitationen  der  Gemeinden  in  Bezug  auf  den  Zu- 
stand der  Armenhäuser  1 200  Rezesse  (Verfügungen  zur  Beseitigung 
vorgefundener  Mängel)  gezogen.  Das  allgemeine  Urteil  über  die- 
selben lautet  wörtlich: 

„Mit  wenigen  Ausnahmen  wurden  die  Armenhäuser  in  einem 
unbefriedigenden  Zustande  betroffen.  Abgesehen  von  der  in  der 
Regel  ganz  baufälligen  und  verwahrlosten  Beschaffenheit  des  Hauses, 
dem  hohen  Grade  von  Schmutz  und  Unreinlichkeit  in  den  Woh- 
nungen, der  häufigen  Ueberfüllung  der  feuchten  und  ungesunden 
Parterrewohnungen  mit  vermodertem  oder  gar  keinem  Bretterboden, 
dem  traurigen  Zustande  oder  gänzlichen  Mangel  des  Abtritts  — 
ergab  sich  noch  eine  ganze  Reihe  der  verschiedensten  Ausstellungen.^ 
Vgl.  den  Bericht  in  Würt.  Jahrb.  f.  St.  u.  L.  1879  S.  265. 

§.  90. 

Gleichwohl  wird  man  aus  dem  Fehlen  der  Belagen  der 
Gemeinden  auf  der  einen  und  der  Rügen  der  Behörden  auf 
der  anderen  Seite  nicht  ohne  weiteres  schliessen  dürfen,  dass 
die  Armenlast  bezüglich  dieser  Personen  der  Leistungsfilhig- 
keit  der  Gemeinden  entspreche  oder  nicht  entspreche.  Es 
giebt  in  der  That  Gemeinden,  in  denen  der  allgemeine  Zustand 
so  kümmerlich  ist,  dass  selbst  die  Mitdurchfütterung  eines 
alten  Einwohners  mit  einfachster  Kost  eine  Last  ist,  und  es 
giebt  andere,  in  denen  die  bäuerliche  Lethargie  und  Unge- 
neigtheit,  mehr  als  das  Alleräusserste  zu  thun,  fast  unüber- 
windlich ist. 

Dagegen  stehen  jenen  beiden  anderen  Anforderungen  im 
ganzen    alle  kleineren  Gemeinden  leistungsunf^ig  gegenüber. 
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Wenn  sie  für  Angehörige,  die  ausserhalb  unterstützungsbedürftig 
werden,  den  hierfür  gemachten  Aufwand  baar  erstatten  und 
für  kranke  oder  gebrechliche  Gemeindeangehörige  in  Ver- 
pflegungsanstalten die  üblichen  Verpflegungssätze  baar  be- 
zahlen müssen,  da  sind  selbst  die  niedrigsten  Beträge  eine 
»chwere  Last;  sie  ist  besonders  in  dem  ersten  Falle  der  Ge- 
meinde um  so  empfindlicher,  als  sie  die  Erstattung  nicht  nach 
den  innerhalb  der  Gemeinde,  sondern  nach  den  am  Unter- 
stützungsort, meist  grossen  und  teueren  Städten,  geltenden 
Lebensmittelpreisen  zu  leisten  hat.  In  diesem  Zusammenhange 
ist  insbesondere  diejenige  Bestimmung  zu  erwähnen,  welche 
den  Armenverband,  innerhalb  dessen  Jemand  seinen  Unter- 
stütziingswohnsitz  hat,  zur  Unterstützung  auch  derjenigen  An- 
gehörigen desselben  verpflichtet,  welche  noch  keinen  selbstän- 
digen Unterstützungswonnsitz  erworben  haben,  also  aller,  die 
noch  nicht  26  Jahre  alt  sind.  Angänglich  der  zweiten  Kate- 
gorie bedarf  es  keines  Beweises,  dass  eine  Gemeinde  von  500, 
ja  selbst  von  wenigen  tausend  Einwohnern  für  sich  allein  kein 
Krankenhaus  und  noch  weniger  eine  jener  Anstalten  errichten 
kann,  welche  zur  Pflege  schwerer  geistiger  oder  körper- 
licher Gebrechen  bestimmt  sind.  Hier  handelt  es  sich  also 
fiir  die  Gemeinde  immer  darum,  ob  sie  derartige  Fälle  ver- 
nachlässigen soll  —  ein  Ausweg,  der,  wie  unten  gezeigt  werden 
wird,  sehr  häufig  ergriffen  wird  — ,  oder  ob  sie  zu  der  sehr 
beträchtlichen,  150 — 300  Mark  im  Durchschnitt  betragenden 
Ausgabe  für  Anstaltspflege  sich  entschliessen  soll.  Da  die 
erstere  Eventualität  dem  Sinne  der  gesetzlichen  Armenpflege 
durchaus  zuwiderläuft,  so  wird,  wenn  auf  die  Erfüllung  der 
andern  gedrungen  werden  muss,  dem  betroffenen  Armen  ver- 
bände eine  oft  unerschwingliche  Last  auferlegt. 

Um  eine  Vorstellung  davon  zu  geben,  um  welche  Summen 
es  sich  handelt,  die  genügen,  eine  kleine  Gemeinde  aus  dem 
Gleichgewicht  zu  bringen,  möchte  ich  auf  die  Beiträge  hin- 
weisen, mittels  welcher  die  Landarmen  verbände  überlasteten 
Ortsarmenverbänden  zu  Hülfe  kommen.  So  gewährte  der 
L.-A.-V.  der  Provinz  Brandenburg  1885;  36  Ortsarmen  ver- 
bänden Beihülfen,  die  sich  auf  7562  Mark  beliefen,  darunter 
solche  von  60,  90,  100,  180,  200  Mark  u.  s.  w.  Schleswig- 
Holstein  unterstützte  1884  —  85:  3  O.-A.-V  mit  zusammen 
745  Mark,  Hannover  1884:  10  mit  insgesammt  3462  Mark, 
wovon  einzelne  mit  50,  75,  100,  200  Mark  u.  s.  w.  Die  un- 
mittelbare Rückwirkung  des  einzelnen  Armenpflegefalles  auf 
die  Höhe  der  Gemeindeumlagen  erhellt  sehr  deutlich  aus  den 
Nachweisungen  für  Oldenburg,  den  einzigen,  aus  welchen 
derartige  Details  ersichtlich  sind  ^).  So  betrugen  in  einigen  der 
kleinen  Gemeinden  die  Gemeindeumlagen  in  Mark : 


^)  Kollmann  S.  220  Tab.  XÜL 


Holle            619 

844 

1741 

1826 

1417 

1421 

Sandel         378 

452 

501 

389 

444 

358 

Oldorf         740 

420 

932 

905 

1079 

1322 

Middogge     904 

1105 

1136 

1843 

643 

608 

Bakum       1261 

1263 

652 

1371 

1483 

737 

520 

136 

127 

S27 

447 

Man  nimmt  eine  offenbar  von  ZufHlligkeiten  vielfach  be- 
dingte Hohe  der  Umlagen  wahr.  Und  darin  liegt  eine  sehr 
gefährliche  Verwandtschaft  mit  der  Staataateuerkraft  der  Ge- 
meinde. Auch  diese  ist  von  dem  sehr  zuiMliffen  Umstände 
abhängig,  ob  der  eine  oder  der  andere  bemittelte  Einwohner 
in  der  Gemeinde  lebt.  Die  Einnahmen  werden  ganz  andere, 
wenn  dieser  eine  fortzieht,  wie  die  Ausgaben  andere  werden, 
wenn  ein  einzelner  kostspieliger  Armenpflegefall  vorkommt 
Uebrigens  ist  hier  eine  Scheidung  zwischen  Sstlichen  und 
westlichen  Gemeinden  nicht  wohl  angfingig;  so  kleine  Gemein- 
schaften stehen  gewissen  Anfordernngen  immer  holflos  gegen- 
über; ja  eher  sind  die  letzteren  noch  im  Nachteil,  weil  im 
Westen  die  Geldwirtscbaft  überwiegt. 

Schreitet  man  von  dem  Verhältniss  von  Leistungsfähig* 
keit  und  Annenlast  in  den  kleinsten  Gemein  wirtschaften  fort 
bis  zu  dem  in  kleinen ,  mittleren  und  grossen  Gemeinwirt- 
Schäften,  so  nimmt  man  wahr,  dass  mehr  und  mehr  mit  zu- 
nehmender Grösse  derselben  die  Zußllligkeiten  sich  ausgleichen 
und  dass  von  einem  gewissen  Punkte  an  nicht  mehr  einzelne  Falle 
von  Bedeutung  fUr  die  Armenlast  sein  können,  sondern  nur 
noch  ganze  Kategorien  von  Fällen  es  sind,  welche  die  Höhe  des 
Annenaufwandes  bedingen  und  unter  Umständen  eine  gewisse 
Leistuogsunfkhigkeit  zur  Folge  haben. 

In  diesem  Zusammenhange  ist  das  bei  Betrachtung  des 
wirtschaftlichen  Aequivslents  gewonnene  Eigebniss  in  Bezug 
auf  die  jüngeren  Altersklassen  bemerkenswert  und  nach  einigen 
Richtungen  hin  näher  zu  betrachten.  Wie  wiederholt  nach- 
gewiesen worden,  sind  es  gerade  diese,  die  illngeren  Alters- 
klassen, welche  den  Hauptanteil  an  der  Wanderbewegung 
haben,  welche,  teils  durch  vorhandene,  teils  durch  erhoffte 
Erwerbsgelegenheit  angezogen,  oft  auch  nur  dem  Hange  zum 
Umherschweifen  nachgebend,  den  Städten  und  Induatriebezirken 
zuatrOmen.  Sie  bilden  in  der  That  ganze  Kategorien  !üt  sich, 
die,  soweit  sie  onterBtiltzungsbedUrftig  werden,  auch  für  die 
leistungsfähigste  Gemeinde  eine  schwere  Last  werden  kännen. 
Es  ist  also  vor  allem  wichtig,  zu  erfahren,  ob  und  aus  welchen 
Gründen  für  diese  Kategorien  Unterstützungen  nßtig  werden. 
Betrachtet  man  aus  diesem  Gesichtspunkte  die  oben  (S.  219) 
in  Ansehung  der  Aufenthaltsdauer  mitgeteilte  Tabelle  näher, 
so  findet  man,  dass  der  Anteil  der  Personen  mit  kurzer  Aufent- 
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ludtsdaaer  an  den  vorübergehenden  Unterstützungen  in  Leipzig 
wie  in  Dresden  ein  sehr  viel  höherer  ist,  als  der,  den  sie  an  den 
dauernden  Unterstützungen  nehmen:  eine  Wahrnehmung,  die 
allgemeinere  Bedeutung  beanspruchen  kann,  weil  sie  mit  dem 
übereinstimmt,  was  die  tägliche  Erfahrung  lehrt  und  was  in 
der  Natur  der  Sache  liegt.  Jüngere  Menschen  sind  vor  allem 
auf  ihrer  Hände  Arbeit  angewiesen  und  bedürfen  einer  Unter- 
stützung —  die  Fälle  völliger  körperlicher  Unfähigkeit  und  ganz 
jugendlichen  Alters  lasse  ich  hier  zunächst  ausser  Betracht  — 
nur  für  den  Fall,  dass  vorübergehende  Ursachen  ihre  Arbeits- 
fähigkeit beeinträchtigen  oder  es  ihnen  an  Arbeitsgelegenheit 
mangelt 

Auch  hierfbr  liefert  die  Statistik  vielfache  Beispiele.  Im 
Königreich  Sachsen^)  worden  1880  von  den  vorübergehend  Unter- 
stützten wegen  Krankheit  59.20,  wegen  Arbeitslosigkeit  9.65,  wegen 
geringen  Lohns  7.67,  also  zusammen  mehr  als  75  ^/o  unterstützt. 
In  einigen  Bezirken  stellte  sich  das  Verhältniss  noch  höher,  so  in 
der  Amtshanptmannschaft  Grimma  auf  85,  in  Leipzig  auf  88,  in 
Chemnitz  auf  95  ^lo. 

Ebenso  ergiebt  der  Durchschnitt  der  40  Armenverbände  46 
und  13^/0  f&r  Krankheit  und  Arbeitslosigkeit').  Die  Statistik  der 
preuss.  Heilanstalten  für  die  Jahre  1877 — 1879  ergab,  dass  von 
sämmtlichen  in  Anstalten  verpflegten  Männern  die  Mehrzahl  im 
Alter  von  25  bis  30  Jahren,  jedoch  mit  Hinzurechnung  der  Militär- 
kranken im  Alter  von  20  bis  25  Jahren  stand').  Sind  hier 
zwar  auch  keine  Unterschiede  zwischen  bedürftigen  und  vermögenden 
Kranken  gemacht,  so  wird  es  doch  unbedenklich  sein,  auch  analog 
f&r  bedürftige  Personen  dies  Verhältniss  als  das  richtige  anzunehmen. 
Für  eine  einzelne  Klasse  von  Personen,  die  zweifellos  überwiegend 
bedürftig  sind  und,  soweit  nicht  Ejrankenversichemng  für  sie  ein- 
tritt, notorisch  der  Armenpflege  anheimfallen,  —  für  die  Dienst- 
mädchen und  Fabrikarbeiterinnen  ergab  sich  folgende  Frequenz  nach 
Altersklassen^). 

S.  Tabelle  auf  folgender  Seite. 

Die  Kategorien  von  20  bis  30  Jahren  bildeten  demnach  66  ^/o 
aller  au^enommenen  Personen;  bei  den  Dienstmädchen  entfielen 
rund  88  ^/q  auf  die  Altersklassen  von  15  bis  30  Jahren. 

Um  die  Bedeutung  dieser  Zahlen  fUr  die  Armenlast  zu 
wtbrdigen,  muss  man  noch  einige  andere  Umstände  in  Betracht 
ziehen.  Wenn  allerdings  auch  für  neu  zugezogene  Personen 
unter  26  Jahren  der  Armenverband  zur  Unterstützung  ver- 
pflichtet  ist,    in    welchem    die   Eltern    der  Bedtirftigen   ihren 


1)  A.  a.  O.  Jahrg.  28  S.  84.  85. 

*)  A.  a.  O.  8.  30. 

')  Ftean.  Stat.  LXV  (1883)  S.  XIX.  XXI  Tab.  e. 

«)  Ebenda  S.  125  Tab.  7.  8. 
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Von  insgesammt  4879  bezw.  4  748  unverheirateten  weiblichen 
Personen,  welche  1878  bezw.  1879  in  Preussen  in  Entbindiings- 
anstalten  entbunden  wurden,  waren: 


15-20 
Jahre 

20—25 
Jahre 

25—30 
Jahre 

30  Jahre 

und 
darüber 

alle 
Alters- 
klassen 

über- 
haupt 

Dienstmädchen 

1878  .... 

301 

1554 

979 

361 

3195 

1879  .... 

418 

1542 

878 

354 

3192 

Fabrikarbeiterinnen 

1878  .... 

99 

279 

160 

127 

665 

1879  .... 

110 

237 

125 

82 

554 

Unterstützungswohnsitz  haben,  so  hat  man  dem  gegenüber 
sich  ins  Gedächtniss  zu  rufen,  dass  §  29  des  Gesetzes  über 
den  Untersttitzungswohnsitz  dem  Armenverbande  des  Dienst- 
und Arbeitsortes  die  Verpflichtung  auferlegt,  gewisse  —  es 
sind  eben  die  hier  am  meisten  interessirenden  —  Personen- 
klassen auf  die  Dauer  von  6  Wochen  ohne  Anspruch 
auf  Ersatz  in  Krankheitsfällen  zu  verpflegen.  Es  kommt 
weiter  hinzu,  dass  Gemeinden  mit  guten  Krankenanstalten 
sowohl  eine  grosse  Anziehungskraft  auf  die  Kranken  selbst 
ausüben,  als  auch  kleine  benachbarte  Gemeinden  veranlassen, 
ihre  Kranken  dorthin  zu  schaffen,  dass  aber  von  dem  vor- 
läufig verpflegenden  Armenverband  nicht  der  wirkliche  Auf- 
wand, sondern  nur  ein  tariftnässiges ,  hinter  dem  wirklichen 
Kostenaufwand  vielfach  zurückbleibendes  Pauschquantum  ge- 
fordert werden  darf.  Endlich  ist  die  ganz  allgemeine  Ver- 
pflichtung der  Armenverbände  zur  vorläufigen  Fürsorge  hier 
insofern  von  besonderer  Bedeutung,  als  sie  die  —  in  dieser 
Beziehung  schon  im  öffentlichen  Gesundheitsinteresse  gewissen- 
haften —  grösseren  Gemeinden  vielfach  nötigt.  Kranke  auf- 
zunehmen und  zu  verpflegen,  deren  Herkunft  nicht  genau  zu 
ermitteln  ist  und  für  welche  sie  auch  die  Kosten  nur  im  Falle 
strikten  Nachweises  des  mangelnden  Unterstützungswohnsitzes 
erstattet  erhalten.  In  allem  diesem  Hegt  {\Xr  diejenigen  Ge- 
meinden, zu  denen  hin  der  Zuzug  am  stärksten  stattfindet, 
eine  schwerere  Belastung  als  in  der  Fürsorge  für  diejenigen 
Personen,  welche  ihnen  durch  längeren  Aufenthalt  angehören; 
und  zweifellos  sind  von  diesen  wiederum  diejenigen  am 
stärksten  belastet,  die  nur  deshalb  zu  vorläufiger  Fürsorge 
vielfach  genötigt  sind,  weil    sie  an   den  grossen   Heerstrassen 
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liegen  und  für  den  grossen  Strom   ehrlicher  und  unehrlicher 
Beisenden  bequeme  Stationen  bilden. 

Ueber  diese  Belastung  durch  Krankenpflege  sind  auch 
seitens  der  grossesten  Gemeinden  die  Klagen  sehr  nachdrück- 
liche und  gewiss  in  eben  dem  Masse  als  berechtigt  zu  er- 
achten, als  die  persönliche  Verbindung  des  unterstützenden 
Armenverbandes  mit  dem  unterstützten  Individuum  eine  rein 
äusserliche  und  zufällige  ist^). 

§  91. 

Abgesehen  von  den  im  Vorstehenden  hervorgehobenen 
Momenten  wird  sich  nun  eine  scharfe  Grenze  bezüglich  der 
Lieistungsfähigkeit  in  den  einzelnen  Gemeinden  schwer  ziehen 
lassen.  So  zweifellos  unfähig  in  vielen  Beziehungen  die 
kleinsten  Gemeinden  sind,  so  zweifellos  fähig  sind  die  grossen 
und  grössten.  Zwischen  ihnen  liegt  eine  Zahl  von  Gemeinden, 
die  bald  das  eine,  bald  das  andere  sind ;  die  Fülle  der  hier 
in  Betracht  fallenden  individuellen  Bedingungen  und  Zustände 
kann,  wie  jeder  Blick  in  eine  kommunale  Finanzstatistik 
lehrt,  nicht  erschöpft  werden.  Aber  jedenfalls  darf  man,  so- 
bald man  die  kleinen  Gemeinden  ausser  Betracht  lässt,  die 
Staatssteuerkraffc  als  einen  im  ganzen  zutreffenden  Massstab 
der  Leistungsfähigkeit  betrachten.  Hier  ergiebt  sich  nun 
wieder  der  oft  betonte  Gegensatz  zwischen  Stadt  und  Land, 
zwischen  Osten  und  Westen,  sobald  man  die  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  entfallenden  Beträge  nach  grösseren  Bezirken 
(Provinzen,  Regierungsbezirke)  zusammengcfasst  mit  einander 
vergleicht.  Auch  bleibt  dieser  Gegensatz  noch  wahrnehmbar, 
wenn  man  auf  kleinere  Bezirke  (Kreise,  Amtsverbände  u.  s.  w.) 
zurückgeht;  aber  schon  hier  beginnt  eine  Differenzirung,  die 
innerhalb  derselben  Provinz  zwischen  zwei  benachbarten 
Kreisen  hervortritt,  um  sich  in  den  einzelnen  Gemeinden 
innerhalb  desselben  Kreises^)  fortzusetzen. 

Li  noch  höherem  Masse  ist  dies  der  Fall  bezüglich  der 
G^meindeabgaben.  Lässt  sich  auch  hier  eine  gewisse  Gleich- 
mässigkeit  des  Fortschreitens  der  Belastung  von  Osten  nach 
Westen,  vom  Lande  nach  den  Städten  hin  durchaus  nicht  ver- 
kennen, so  sind  hier  doch  bereits  die  provinziellen  Verschieden- 
heiten sehr  grosse;  sie  steigern  sich  sehr  erheblich  in  den 
einzelnen  Kreisen,  um  in  den  einzelnen,  selbst  nächst  benach- 
barten Gemeinden  zu  Gegensätzen  zu  führen,  die  nur  durch 
eingehende  Betrachtung  aller  für  die  Besteuerung  massgeben- 


^)  VßL  hierzQ  §  172  fif.  und  die  dort  mit^eteUten  Belege. 

*)  Mit  geradezu  verblüffender  Deutlichkeit  erhellt  dieser  Gegensatz 
TOD  Osten  und  Westen  aus  den kartopraph.  Darstellungen,  dieTzschoppe 
seiner  Bearbeitung  der  Ergebnisse  oer  preuss.  Finanzstatistik  für  1883—84 
beigefügt  hat   Vgl.  Zeitscnr.  des  preuss.  stat.  Bureaus  1884  hinter  8.  234. 


den  Umstände  erklärt  werden  können,  auf  den  ersten  BliA 
aber  kaum  verständlich  sind. 

Ich  moss  mich  hier  mit  der  ReproduktioD  tiniger  -weniger  Zihlm 
begnügen.  Das  mehrfach  erwähnte  koromtinalfinanzstat.  Material  bietet 
eine  Fülle  von  Beispielen. 

In  den  preoeaiachen  Provinzen  ergab  sich  1883/81  folgendes 
Yerbältniss: 


L  Ofltpi 
IL  Westprensaen  .   . 
in.  Stadtkrda  Beriin 
IV.  Brandenborg   .   . 
T.  PoDuneni 
VL  Posen 
VIL  Schienen 
Tm.  Sachsen 
IX.  Scbleawig-Uolfltein 
X.  Hannover 
XI.  West&ien. 
Xn.  Henen-Nassaa 
•gm.  Bbtinland 
XIV.  Hohenzollera 


So  bietet  nnter  anderen  auch  ein  Teil  der  wDrtemberg.  Oher- 
amtshezirke  eine  bnnte  Moaterkarte  verscbiedenartigBter  Belastuig. 
Z.  B.  beträgt  der  Gemeindeschaden  in  "/g  der  Staatsstenem  im 
Oheramteb.  liDnsingen  in  doi  Gemeinden: 


Bemloch  . 
Kohlstetten 
"Wapfen    .  , 
■Wilfingen    . 
Feldstetten 


AnhaosMi 164.7 

194.9 
244.2 

Jnstingen 171.4 

Hütten 345.1 


0 
0 
81.3       OundelGngen 


§92. 
Das  eine  erhellt  aus   der  vergleichenden  Betrachtung  des 
Standes  der  Staats-  und  Q-emeindeabgaben  mit  onzweifelnafter 


T14. 


asi 


Gevtufaeit,  dasB  es  eine  grosse  Ansahl  von  Oemeinden  giebt, 
die  eine  im  Verhftltniss  zu  ihrer  Stuatssteuerkraft  sehr  hohe 
Gemeindelaet  zu  tragen  haben*).  Für  uns  handelt  es  sich 
hierbei  vor  allem  um  die  Frage,  welchen  Einfluss  auf  die 
Hohe  der  Qemeindelast  die  Hohe  der  Ärmenlast  Übt. 

Im  allgemeinen  stellte  sich  in  Preussen  1883—84  der  Durch- 
schnitt des  Ärmenaufwandes  in  Stadt  und  Land  auf  d.8  and 
0.8  Mark  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  während  an  Geaammt- 
ausgaben  der  Gemeinden  28.8  und  6.4  M.  auf  den  Kopf  entfielen ; 
das  Verbtlltßiss  war  also  IS.2  und  12.2  "/o.  Hierbei  ist  aber 
zu  berücksichtigen,  dass  der  Anteil  auf  dem  Lande  höher 
aasfallen  würde,  wenn  die  Ausgaben  fUr  Gemeindeverwaltung 
(deren  Hauptaufgabe  vielfach  das  Annenwesen  ist),  sowie  der 
Betrag  der  vielfach  Armenzwecken  dienenden  Korporations- 
abgaben inbegriffen  wäre,  und  dass  der  Betrag  fUr  die  Städte 
niedriger  sein  würde  ohne  Hinzurechnung  der  Ausgaben  (Ür 
sanitäre  Anstalten,  die  nur  mittelbar  der  Armenpflege  dienen. 
Aach  sind  in  den  Beträgen  für  die  Städte  die  Aufwendungen 
mit  verrechnet,  die  von  Berlin,  BresUu,  Königsberg  i.  Pr. 
und  Frankfurt  a.  M.  in  ihrer  Eigenschaift  als  Luidarmen- 
verbAnde  zu  machen  waren,  und  endlich  sind  nicht  abgerechnet 
die  Einnahmen  aus  rentirendem  Annenvermögen  und  anderen 
Einnahmen  der  Annenpflege.  Rechnet  man  die  letzteren  ab, 
so  ergiebt  sich  auf  den  Kopf  2.6  und  0.7  Mark.  Verglichen 
mit  den  wesentlichsten  Aufwandszwecken  stellt  sich  folgendes 
Verhältnise  heraus: 


t 

}1 

^1 

: 

■iL 

1 

Millionen  Mark  abBolut 

372.2 

35.9 

.5S.8    1    31.9       34.3       24.1 

26.9 

Landgemäniieti  .   . 

100.9 

12.9 

0.9    1    18.5       22.4       13.3 
«if  den  Kopf  Hark 

7.8 

28.75 

3.79 

5.68   1   8.87    1  SM   1   2.54 

2.84 

Landgemdiideii .   . 

6.42 

0.82 
in  Pr 

0.06   1    1.17    [   1.^   1   0.64 
ozent  der  ßesammtaasgaben 

0.49 

Stadtgemeindeii  .   . 

100 

13.2 

19.9    1    11.7   1    12.6   1     aS 

8.2 

Lsnd^meiiideD  .   . 

00 

12.. 

0.9 

18.4 

22.3 

13.2 

7.7 

')  L^er  liegt  zur  Benrteilaiig  dieeee  VerlittltaisseB  Detulmaterial 
mir  in  der  prensi.  FinaiiEBtatietik  vor.  £Ke  abrigen  Staaten,  welche 
finaniatatistiBake  Nachweisniigeii  in  Bamg  auf  die  GemeiDdelaBtai  geben, 
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Man  bemerkt  das  Ueberwiegen  der  Ausgaben  ftar  die  Vei^ 
kehreanlagen  und  Volksschulen  auf  dem  Lande,  sowie  dass  dort 
die  Gemeindeverwaltung  in  der  That  einen  höheren  Aufwand 
absorbirt,  als  die  örtliche  Annenpflege.  Gewerbliche  Anlagen 
kamen  dort  fast  gar  nicht  vor.  Bezüglich  des  Ueberwiegens  der- 
selben in  den  Stuten  ist  aber  hervorzuheben-  dass  zur  Deckung 
derselben  nicht  nur  keine  Steuern  erforderlich  sind,  sondern  um- 
gekehrt diese  Anlagen  r^ehnässig  noch  Ueberschtlsse  ergeben. 

Um  das  Verhftltniss  der  Aufwandszwecke  in  den  Pro- 
vinzen ersichtlich  zu  machen,  teile  ich  im  Nachfolgenden  eine 
Tabelle  mit,  in  welcher  der  prozentuale  Anteil  der  Ausgaben 
fUr  die  Armenpflege  und  die  Volksschule,  sowie  derjenigen 
tlbrigen  Ausgaben  berechnet  ist,  welche  in  der  betreflenaen 
Provinz  am  stärksten  hervortreten. 

S.  Tabelle  S.  253. 

Die  nebenstehende  Tabelle  deutet  auf  mehrere  bemerkens- 
werte Erscheinungen:  einmal,  dass  die  in  den  Städten  auf- 
gewendeten Betrfige  fUr  Armenpäege,  obwohl  sie  absolut  etwa 
nlnfmal  so  gross  sind  wie  diejenigen  auf  dem  Lande,  an  den 
Gesammtausgaben  geringeren  Anteil  nehmen,  und  zweitens  dass 
die  Ausgaben  für  Volksschulwesen  in  einer  gewissen  Beziehung 
stehen  zu  den  Ausgaben  flkr  Armenpäege.  Man  vergleiche 
die  niedrigen  Sätze  der  ersteren  Art  m  Posen,  Schleswig  und 
Hannover  mit  der  Höhe  des  Armenaufwandes,  und  ebenso  um- 
gekehrt in  Hessen-Nassau  und  Sachsen.  Freilich  darf  man 
diese  Zahlen  nicht  überschätzen.  Die  hohen  Sätze  für  Volks- 
schulwesen in  Ost-  und  Westpreussen  sind,  wie  die  absoluten 
Zahlen  belehren,  vielmehr  eio  Zeichen  allgemeiner  ärmlicher 
Zustünde.  Ausgaben  ftlr  höheres  Schulwesen  kommen  selbst- 
verständlich nur  in  den  Städten  vor;  sie  sind  mit  wenigen 
Ausnahmen  höher  oder  ebenso  hoch  wie  die  ftlr  Volksschul- 
wesen  und  zusammen  mit  diesen  meist  mehr  als  doppelt  so 
hoch  wie  der  Aufwand  ftlr  die  Armenpflege.  Hier  tritt  das 
ungünstige  Verhsltniss  von  Schleswig- Hol  stein  und  Posen,  das 
günstige  von  Sachsen  und  Hessen-Nassau  nochmals  in  helles 
Lieht,     Sehr  bedeutend  ins  Gewicht  fallen  vor  allem  auf  dem 

thnn  dies  nur  Bummariach  in  Aneehuag  der  Gemeiudebesteaemng  im 
ganzen  (nie  Baiern  und  Würtemberg,  S.-Meiuingen),  oder  zwar  in  An- 
sehung der  hanpteächtichen  Auf wandsz  wecke,  aSer  nur  fUr  CTÖssere  Ge- 
bietsteile (OldenDorg).  —  Detailnach Weisungen  giebt  ee  für  Prensien  in 
Ansehung  sller  Städte  nur  für  das  Jahr  1883—84,  und  in  Ansebuns 
der  170  Stüdte  über  10  000  Einwohner  such  fQr  1876.  —  Neuerdings  sind 
die  Finanzen  der  grösseren  Gemeinden  Badens  nach  Auf wandsz wecken 
gegliedert  daq^tellt,  die  Ausgaben  für  Armenpolüei  beeonders  keant- 
fich  gemacht:  Stat.  Jahrb.  f.  d.  Gbt  Baden  Bd.  15  Tab.  19  ä  240. 
—  Ausserdem  die  Publikationen  der  Hansestädte  und  die  Darstellung 
der  12  gröBsten  bair.  Stfidte  von  Seydel.  —  Näheres  über  die  Quellen 
oben  in  ^  9  ff.  —  Es  ist  wiederholt  zu  betonen,  dass  diese  Zahlen 
nur  den  Wert  einer  annähernden  Schätzung  besitzen  nnd  das«  in  ihnen 
die  Finanzen  der  GUitabezirke  nicht  inbegriffen  sind. 
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Lande  die  Verkehraanlagen ,  obwohl  die  örtlichen  Anforde- 
rungen in  dieser  Beziehung  in  den  Städten  naturgemftBs  sdir 
viel  höhere  sind  und  das  ländliche  Verkehrsweaen  in  grosserem 
Masse  aus  Kroie-  und  Provinzialmitteln  bestritten  wird. 

Verfolgt  man,  wie  sich  die  Aufwendungen  weiter  nach 
Kreisen  und  Stadtgemeinden  gliedern,  so  erhält  man  ein 
äusserst  buntes  Bild,  in  dem  zwar  auch  wieder  die  allgemeine 
Tendenz  des  relativen  Vorwiegens  des  Schul-  und  Armenanf- 
wandea  in  den  östlichen  Provinzen  hervortritt^  das  aber  im 
tibrigen  eine  Reihe  höchst  individueller  Gtestaltungeu  unvermittelt 
neben  einander  zeigt  Als  allgemeinstes  Ergebnis»  darf  man  be- 
trachten, dass  in  der  Regel  unter  den  grösseren  Aufwands- 
zwecken  die  Armenpflege  in  den  Städten  die  vierte,  auf  dem 
Lande  die  zweite  oder  dritte  Stelle  einnimmt  und  dass  der 
Aufwand  in  der  Regel  da,  wo  er  absolut  am  höchsten  ist,  den 
relativ  geringsten  Anteil  an  den  Ctesammtausgaben  hat. 

Deutet  schon  das  Vorstehende  darauf,  dass  es  vor  allem  die 
grossen  G-emeinden  sind,  in  denen  die  Armenpflege  mehr  in  den 
Hintergrund  tritt,  obwohl  sie  am  stärksten  dem  Zuzüge  aus- 
gesetzt sind,  so  wird  diese  Wahrnehmung  durch  eine  Ver- 
gleichung  des  Armenaufwandes  seitens  einer  Anzahl  grosserer 
Suidte  in  den  Jahren  1876  und  1884  vollauf  bestätigt  Es 
betrug  nämlich: 


in 

die  Höhe 
anfw 

1876 

les  Armen- 
uides 

1884 

die  Oemcinde- 

abgaben  auf  den 

Kopf  der  BevSlke- 

Tung 

1876     1      1884 

Berlin 

5  032492 

7029  724 

21.88 

22.21 

BtobIeq 

1 361  782 

1220041 

15.30 

16.25 

Köln 

15S6525 

1336  801 

22.35 

22.27 

Kilnigsbei^ 

342  S28 

486  220 

10.24 

11.45 

Hannover 

395455 

655  015 

10.44     ,     11.40 

Barmen 

314560 

535492 

14.55 

13.59 

DüMfildorf 

215739 

844210 

11.98 

17.09 

Elberfeid 

■      377  495 

499362 

14.55 

16.11 

Eaeen 

193273 

268000 

15.74 

11.45 

DuiBbui« 

128505 

168093 

17.28 

17.77 

Bochum 

187  267 

149100 

8.92 

12.85 

Kemscbeid 

147  228 

105050 

13.34 

26.35 

HüUbeim  a.  Rbeb    .  . 

78211 

105800 

15.10 

13.99 

Iseriohn 

72698 

75852 

10.95 

12.20 

MQhlheim  a.  d.  Bohr  .   . 

39  687 

66468 

13.58 

13.53 
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Man  nimmt  wahr,  dass  das  Steigen  und  Fallen  der  Armen- 
last nahezu  gleichgültig  für  den  Kopfbetrag  der  Gemeinde- 
abgaben sich  erweist,  ja  dass  in  einigen  Fällen  (z.  B.  Barmen, 
Mtlhlheim,  Essen)  bei  steigendem  Aufwand  jener  Betrag 
heruntergeht  und  umgekehrt  (z.  B.  Breslau  und  Remscheid) 
das  Fallen  der  Armenlast  das  Heraufgehen  des  letzteren  nicht 
hindert  Hierin  dtlrfte  vor  allem  die  gesteigerte  Leistungs- 
fllhigkeit  der  grossen,  vornehmlich  dem  Zuzüge  ausgesetzten 
Oemdnden  zum  Ausdruck  kommen :  denn  nicht  die  Ausgaben 
nehmen  ab,  noch  werden  der  Gemeindeabgaben  weniger ;  aber 
das  Zuströmen  von  ausserhalb  bringt  auch  eine  hinreichende 
Zahl  von  Elementen,  die  an  der  allgemeinen  Last  mittragen 
helfen. 

Gleichwohl  giebt  es  eine  nicht  geringe  Zahl,  insbesondere 
Gemeinden  von  mittlerer  Grösse,  deren  Gemeindelast  in  einem 
ganz  ersichtlichen  Missverhältniss  zu  ihrer  Staatssteuerkraft 
steht,  welches  meist  in  überaus  hohen  Zuschlägen  zur  Staats- 
personalsteuer zum  Ausdruck  kommt.  Untersucht  man  aber 
näher,  welchen  Einflüssen,  insbesondere  ob  dem  Stande  der 
Armenlast  die  Höhe  der  Belastung  zuzuschreiben  ist,  so  findet 
man,  sobald  man  von  der  Zusammenfassung  grösserer  Bezirke 
absieht,  dass  auch  hier  unendliche  individuelle  Verschieden- 
heiten obwalten.  In  der  nachfolgenden  Tabelle  sind  filr  eine 
Anzahl  jener  Städte  die  belangreichsten  Daten  zusammen- 
gestellt. 

S.  Tabelle  S.  256. 

In  Haspe  sind  Schul-  und  Armenaufwand  fast  gleich  hoch, 
bilden  zusammen  60%  des  Gesammtaufwandes ,  in  Schwelm 
sind  die  ersteren  fast  doppelt  so  hoch  wie  die  letzteren;  in 
Krefeld  stehen  Armen-  und  Schuldenwesen  ziemlich  gleich, 
in  Witten^)  überwiegt  letzteres  beträchtlich;  in  dem  kleinen 
Passenheim  sind  die  Ausgaben  für  verschiedene  Angelegen- 
keiten doppelt  so  hoch  wie  die  filr  das  Armenwesen,  während 
die  Schule  nichts  beansprucht. 

Wie  bezüglich  jener  Gemeinden,  welche  Stiftungen  oder 
Bürgemutzungen  besitzen,  gezeigt  wurde,  dass  der  Aufwand 
flir  die  öffentliche  Armenpflege  unabhängig  davon  zum  Teil 
ein  sehr  hoher  ist,  so  zeigt  sich  hier,  dass  dieser  Aufwand  unter 
Umständen  ein  sehr  niedriger  sein  kann  und  nicht  notwendig 
die  Gemeindeabgaben  steigen  oder  fallen  macht. 

§93. 

Die  Zahl  der  Beispiele  könnte  aus  dem  vorhandenen 
Material    beliebig    vermenrt    werden,    ohne    dass    damit    der 


^)  Ueber  die  eigentümlichen  Verhältnisse  Wittens  vgl.  aber  G erst- 
fei dt,  Städteiinanzen  8.  100. 
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G^enstand,  dessen  erschöpfende  Behandlung  notwendig  eine 
vergleichende  und  periodische  Armen-  und  Kommunalfinanz- 
statistik zur  Voraussetzung  hat,  völlig  klargestellt,  jeder  Ge- 
stidtung  auf  den  Grund  gegangen  werden  könnte.  Dreierlei 
darf  aber  auch  aus  dem  vorhandenen  Material  ohne  Bedenken 

Seschlossen  werden:  erstens,  dass  die  Verteilung  der  Armen- 
ist in  Ansehung  der  Leistungsftlhigkeit  der  Armenverbände 
im  wesentlichen  auf  denselben  Grundsätzen,  und,  was  viel- 
leicht noch  wichtiger,  auf  denselben  thatsächlichen  Grundlagen 
beruht,  wie  die  Verpflichtimg  zur  Tragung  anderweiter  Ge- 
meindelasten, dass  aber  unter  den  Gegenständen  der  Gemeinde- 
verwaltung das  Armenwesen  regelmässig  nicht  die  erste  und 
nur  in  kleinen  und  armen  Gemeinden  die  zweite,  im  übrigen 
die  dritte,  vierte  oder  eine  spätere  Stelle  einnimmt;  in  diesem 
Betracht  sind  die  Klagen  über  ungerechte  Belastung  desselben 
Ursprunges,  wie  die  gegenwärtig  immer  dringender  werdenden 
Klagen  über  die  Kommunallasten  im  allgemeinen. 

Dagegen  hat  die  Armenlast  gewisse  Besonderheiten,  die 
unabhängig  von  dem  kommunalen  Wesen  in  ihrem  eigenen 
Wesen  liegen:  die  Verpflichtung  zur  vorläufigen  Fürsorge 
und  zur  Fürsorge  flir  alle  Kategorien  der  Bedürftigkbit.  End- 
lich ist  die  Eigentümlichkeit  dieser  Last  nach  der  Richtung 
hervorzuheben,  dass  sie  im  wesentlichen  der  Autonomie  der 
Gemeinde  entzogen  und  von  Reichswegen  auferlegt  ist  und  dass 
bei  dieser  Gelegenheit  alle  Arten  kommunaler  Körper,  die  leis- 
tungsfähigen und  die  leistungsunfilhigen,  als  qualitativ  gleich- 
artige Träger  der  Armenlast  einander  koordinirt  worden,  was 
in  der  Praxis,  da  die  Thatsachen  immer  stärker  sind  als  die 
Gesetze,  dennoch  zu  ausserordentlich  grossen  Verschieden- 
heiten führt  Nur  ist  hierbei  nicht  zu  vergessen,  dass  diese 
Verschiedenheit  nicht  von  der  Reichsgesetzgebung  herrührt, 
sondern  schon  vordem  in  den  einzelnen  Staaten  bestanden 
hat  und  auch  gegenwärtig  in  Baiern  besteht  Es  hindert  dies 
freilich  nicht,  dass  die  überhaupt  oder  in  Ansehung  gewisser 
Pflegefklle  nicht  qualifizirten  Armenverbände  eben  nicht  hin- 
reichend leistungsfähig  sind  und  dass  jeder  Versuch  einer  Reform 
sich  mit  diesem  Zustande  trotz  der  Reichsgesetzgebung  ernst- 
haft zu  beschäftigen  haben  wird. 

3.    Abschiebung. 

§  94. 

Das  Wort  „Abschiebung"  hat  in  Bezug  auf  die  öffent- 
liche Armenpflege  einen  doppelten  Sinn,  einen  engeren  und 
einen  weiteren.  Es  bedeutet  zunächst  nur  das  körperliche 
Fortbringen  hülfsbedürftiger  Personen  aus  dem  Bezirke  eines 
Armenverbandes  ohne  Gewährung  der   gesetzlich  vorgeschrie- 

Fonehangen  (27)  VI.  4.  —  Mfliuterberg.  17 
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benen  HOlfeleistung ;  im  Übertragnen  Sinne  bedeutet  es  aber 
weiter  noch  die  Abwälzung  der  durcb  das  Armengesetz  auf- 
erlegten Verpflichtung  zur  öffentlichen  Armenpflege  überhaupt. 
In  diesem  letzteren  Sinne  wird  der  Ausdruck  g^enwärtig  al8 
technischer  gebraucht  und  bezeichnet  in  umfassender  Weise 
dasjenige  Verhalten  eines  Armenverbandes,  mit- 
tels welchen  er  sich  der  Verpflichtung  zur 
öffentlichen  Armenpflege  im  einzelnen  Falle  dem 
Gesetze  zuwider  entzieht 

Prinzipiell  ohne  Bedeutung  ist  es  hierbei,  ob  die  Verpflich- 
tung eine  endgültige  oder  eine  vorläufige  ist.  Entscheidend 
ist  viehnehr  nur  das  Moment  der  Hulfsb^Urfdgkeit,  der  jeder 
Armenverband,  sobald  sie  innerhalb  seines  Bezirks  hervor- 
tritt, abzuhelfen  hat 

Die  Gegner  der  geltenden  Gesetzgebung  behaupten  nun, 
dass  ein  pflichtwidriges  Verhalten  der  Armenverbände  durch 
dieselbe  provozirt  werde,  weil  das  Wachsen  und  die  ungerechte 
Verteilung  der  Armenlast  es  jedem  Armenverbande  n^e  lege, 
sich  der  gesetzlichen,  sehr  druckenden  Verpflichtung  wenn 
irgend  angänglich  zu  entziehen. 

Hiergegen  ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  ein  derartiges 
Verhalten  regelmässig  im  Zusammenhange  mit  der  gesetzlichen 
Armenpflege  beobachtet  worden,  und  zwar,  wie  ausdrücklich 
hervorzuheben  ist,  unabhängig  davon,  ob  das  System  der 
Heimat  oder  das  des  UntcrstUtzungs Wohnsitzes  das  herr- 
schende war. 

Es  sei  gestattet,  einige  von  deu  durch  Naville  mit  grosEem 
Fleiss  gesammelten  Beispielen  mitzuteilen;  dieselben  beziehen  sich 
durchweg  auf  Länder  mit  strengster  Heimat-  und  Bürgergesetzgebung 
nnd  auf  die  Zelt  vor  18  40;  vgl.  Duchatel-Naville  S.  96  ff. 

„Man  sollte  denken,  —  bemerkt  Naville  — ■  dass  die  Länder, 
wo  das  Heimatrecbt  durch  das  Bürger-  oder  Kachbarrecbt  bedingt 
ist,  gegen  diese  Plage  (nämUch  die  Abschiebungen)  gesichert  wären; 
dem  ist  aber  nicht  so  ...  .  Um  sich  gegen  die  ttbermäsgigen  Lasten 
in  Sicherheit  zu  setzen,  von  denen  man  dnrch  das  Institut  der 
Heimatsberechtignng  bedroht  wird,  nimmt  man  zu  ZDVorkommenden 
Massregeln  seine  Zaflucht,  welche  neues  Unheil  erzengen.  Die  Be- 
hörden, ängstlich  zu  verhindern  bemttht,  dass  sich  nicht  Personen, 
welche  in  der  Folge  unterstützt  werden  mOssten,  in  ihrem  Bezirke 
festsetzen,  erlauben  sich  Vorkehrungen,  welche  die  Menschlichkeit 
verwirft. 

In  vielen  Gebieten  Dentscblands  dürfen  die  Gemeinden  fremde 
Hirten  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  annehmen,  damit  sie  nicht  bei 
ihnen  Heimatsrecht  erlai^en.  Somit  sind  solche  Lente  zn  einem 
herumirrenden  Leben  gezwungen ,  ohne  irgendwo  ein  Recht  aof 
Untersttltzung  zu  erwerben,  was  noch  obendrein  dnrch  die  heftigen 
Streitigkeiten  erschwert  wird,  die  sich  oft  ihretwegen  zwischen  den 
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▼erschiedenen  Gemeinden,  wo  sie  sich  aufgehalten  hahen,  erheben. 
In  England  hatte  man  Beispiele  von  Massregeln  derselben  Art.  Man 
mietete  das  Gesinde  nur  auf  51  Wochen,  damit  man  ihnen  nicht 
-dadurch,  dass  man  sie  eine  Woche  länger  behielt,  das  Recht  gebe, 
an  das  Eirchispiel  Anspruch  auf  Versorgung  zu  machen. 

An  vielen  Orten  Deutschlands  ist  die  Gewinnung  des  Bürger- 
•oder  Nachbarrechts  durch  Einbringung  einer  gewissen  Geldsumme 
bedingt.  In  GraubtUidten  ist  man  bei  Bürger-  und  Nachbarrechts- 
gesuchen so  vorsichtig  und  bedenklich,  dass  die  Aufnahme  schier 
unmöglich  wird.  £in  altes  Landesgesetz  verurteilt  den,  welcher  die 
Aufnahme  eines  Fremden  nur  vorschlagen  würde,  zu  100  Kronen 
Strafe  .  •  •  • 

In  Pennsylvanien  haben  die  Armen-Inspektoren  das  Recht,  von 
4euen,  welche  in  einer  Grafschaft  (county)  wohnen  wollen,  Kaution 
XU  verlangen,  und  sie  sind  hierzu  verpflichtet,  sobald  sie  Anlass 
2ur  Besorgniss  haben,  dass  solche  Personen  dem  Staat  zur  Last 
fallen  könnten.  In  den  Niederlanden  macht  man  gleichfalls  denen, 
welche  in  einer  Kommune  wohnen  wollen,  tausend  Schwierigkeiten, 
wenn  sie  nicht  hinreichende  Gewähr  leisten,  dass  sie  von  ihren 
eigenen  Mitteln  leben  können. 

So  schwer  man  es  einem  Fremden,  der  einst  zur  Last  fallen 
könnte,  macht,  sich  im  Lande  niederzulassen,  ebensoviel  Gewalt 
wendet  man  an,  ihn,  wenn  die  Aufnahme  ihm  gelungen  ist,  wieder 
auszutreiben.  In  England  hat  man  häufig  gesehen,  dass  Individuen 
Orte,  wo  sie  15  Schill,  wöchentlich  verdienen  konnten,  verlassen 
und  sich  an  andere  Orte  wenden  mussten,  wo  sie  nur  10  Schill, 
verdienten ;  dass  30  bis  40  Familien  an  einem  Tage  aus  einem  ein- 
zigen Kirchspiel  fortgewiesen  wurden;  dass  man  Massen  von  Ar- 
beitern wegen  einer  augenblicklichen  Stockung  der  Arbeit  in  der 
Manufaktur,  wo  sie  beschäftigt  waren,  aus  einem  Bezirke  fortschickte, 
wohin  sie  mit  grossen  Kosten  zurückgebracht  wurden;  dass  man 
Wittwen  mit  ihren  kleinen  Kindern  in  Flecken  verbannte,  wo  sie 
nur  mit  Mühe  sich  ein  Obdach  verschaffen  konnten.  Schon  Adam 
Smith  (Wealth  of  Nations  1.  1  eh.  X)  klagt,  dass  man  schwerlich 
in  England  einen  40  Jahre  alten  Fabrik-  oder  Manufaktur- Arbeiter 
finde,  der  nicht  durch  die  Heimatsgesetze  in  jeder  Epoche  seines 
Lebens  grausam  gelitten  habe. 

Da  die  öfifentlicbe  Meinung  in  England  nicht  erlaubt,  die  Ehen 
gesetzlich  zu  beschränken,  so  nimmt  man  zu  Privatneckereien  und 
Bedrückungen  seine  Zuflucht.  Das  Gewöhnlichste  ist,  dass  die  In- 
spektoren oder  auch  die  Grundbesitzer  die  kleinen  Häuser  und 
Hütten  niederreissen  lassen;  sie  kaufen  zu  diesem  Behufe  diese,  wie 
sie  sie  nennen,  Bettelnester.  So  beraubt  man  die  Armen  jedes 
Mittels,  sich  irgendwo  niederlassen  zu  können;  man  zwingt  sie,  von 
Ort  zu  Ort  herumzuirren ,  um  einen  Zufluchtsort  zu  finden,  sich 
gegen  alle  Vorschriften  der  Gesundheit  und  des  Anstands  in  engen 
Hütten  zusammenzudrängen.  Die  Inspektoren  sehen  sich  zuweilen 
selbst  in  der  grössten  Verlegenheit,   wo  sie   ihnen  ein  Obdach  ver- 
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schaffen  Bolleo.  Anf  diese  Weise  sind  manche  Orte  so  entvölkert 
worden,  dase  man  auf  Mittel  hat  Binnen  müssen,  sie  wieder  m  b«- 
Tülkem  .... 

Wenn  die  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  dm  Ter- 
valtnngBbebÖrden  der  Eommunen  nicbt  vorsichtig  und  streng  gamg 
erscheinen,  so  nehmen  sie  List  nnd  Bestechung  zn  Hilfe,  Alle 
Mittel  gelten  ihnen  gleich,  wenn  es  sich  dämm  handelt,  Hilb- 
bedOrftige  los  zu  werden,  deren  Anfentbalt  znr  Last  gereicht  oder 
noch  gereichen  kann. 

Han  nimmt  zur  Lflge  seine  Zuflucht,  die  Behörden  machen  sich 
kein  Gewissen  daraus,  den  schlechtesten  Subjekten  die  schönsten 
Empfehlungen  zn  geben,  damit  sie  ihr  Elend  nnd  ihre  Laster  cüiem 
anderen  Orte  zutragen  können.  Man  wendet  Listen  aller  Art  an, 
wodurch  Individuen,  welche  man  los  sein  will,  ihr  Heimatsrecht  im 
Orte  verlieren  kbnnen,  damit  ein  anderer  Distrikt  die  Last  bekomme. 

Bald  beschäftigt  man  sie  auswärts.  So  giebt  man  in  England 
Kinder  in  ein  anderes  Kirchspiel,  als  in  dem  sie  geboren  sind,  in  die 
Lebre,  damit  sie  daselbst  so  lange  verbleiben,  als  znr  Erlangung 
des  Heimat srechteE  dort  erforderlich  ist.  Durch  dieses  Verfahren 
hat  in  einigen  Bezirken  die  Bev&lkentng  bei  den  arbeitsamen  Klassen 
bedeutend  zugenommen  nnd  die  Taxe  ist  drückender  geworden. 
Grundbesitzer,  an  Unrechtlicbkeit  mit  den  Behörden  wetteifernd, 
versetzen  nnd  beschäftigen  zu  gleichem  Behuf  hilfsbedürftige  Ar- 
beiter auswärts  .... 

Zuweilen  bewirkt  man  die  Entfernung  der  Armen  durch  ein 
heimliches  Almosen.  Ist  der  Arme  fremd  und  fehlt  es  an  einem 
gesetzlichen  Mittel  ihn  aas  der  Kommnne  fortzaweisen,  so  bewilligt 
man  ihm  eine  Unterstutznng,  worauf  er  kein  Recht  hat,  unter  der 
Bedingung,  dass  er  die  Kommnne  verlasse.  So  werden  in  Hassa- 
chasetts  Staatsanne,  die  einer  Stadt  mehr  kosten,  als  man  zu  ihren 
Unterhalt  einnimmt,  durch  ein,  ihrer  gewöhnlichen  UnterstDtznng 
hinzugefügtes  Geschenk  vermocht,  anderwärts  ihre  Wohnung  aofzo* 
schlagen.  In  den  Niederlanden  gebrancht  man  auch  solche  Mittel. 
Wenn  der  Hilfsbedürftige,  den  man  los  sein  will,  an  dem  Orte  da« 
Heimatsrecbt  hat,  so  verschafft  man  ihm  im  Geheimen  die  Mittel, 
in  einem  anderen  Bezirke  leben  zn  können,  bis  er  dort  seine  Ver- 
sorgung in  Anspruch  nehmen  kann.  In  Dänemark  und  England  be- 
dienen sich  die  Gemeinden  desselben  Mittels,  um  ihre  Armen  los 
zn  werden.  Vorzuglich  sncht  man  sie  in  die  Städte  zn  bringen, 
wo  den  Kachforschungen  der  Polizei  leichter  zn  entgehen  ist.  In 
England  werden  die  Hilfsbedürftigen  durch  kleine  Geschenke  ver- 
mocht, in  irgend  einer  grossen  Stadt  betteln  zu  gehen,  selbst  wenn 
sie  an  ihrem  Heimatsort  mit  geringeren  Kosten  leben  könnten.  In 
Bern  nnd  seinen  Umgebungen  hatten  sich  mehrere  Hundert  Familien 
auf,  welche  von  ihren  Gemeinden  die  Mittel  bekommen,  ihren  Haus- 
zins und  andere  Lasten  tragen  zu  können.  Da  man  in  der  Stadt 
Lazem  Jeden,  der  sich  verpßichtet.  jährlich  4  Schweizer  Livres 
zu  bezahlen,  einnimmt,  so  machen  die  Gemeinden  des  Kantons  Grau- 
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bOndten  zuweilen*  den  ihnen  zur  Last  fallenden  Individuen  ein  Ge- 
schenk mit  diesem  Gelde,  damit  sie  dort  ihre  Wohnung  nehmen.  .  .  . 

Der  Gebrauch,  sich  von  armen  Mädchen  dadurch  zu  befreien, 
daas  man  sie  unter  der  Bedingung,  anderwärts  einen  Mann  zu  suchen, 
aussteuerte,  war  so  allgemein  in  diesem  Kanton  geworden  und  wurde 
so  öffentlich  ausgeübt,  dass  der  Staatsrat  sich  verpflichtet  glaubte, 
mittelst  Zirkulars  vom  20.  Febr.  1829  jede  Unterstützung  unter  der 
Form  von  Aussteuer  und  jede  Erhebung  der  Taxe  zu  einem  solchen 
Behuf  zu  untersagen.''  — 

Andere  Beispiele  bei  Kambli  S.  60  u.  a. 


§  95. 

Man   wird   die  Abschiebung  als   eine   mit  jeder  Armen- 

Sesetzgebung  fast  unausbleiblich  verbundene  Folge  betrachten 
ürfen.  Doch  hat  immerhin  das  System  einigen  Einfluss  auf 
Art  und  Mass  derselben,  weil  bei  besonders  ungerechter  Ver- 
teilung der  Armenlast  die  Neigung  sich  derselben  zu  ent- 
ziehen auch  besonders  gefördert  wird.  Auf  der  andern  Seite 
ist  der  Umfang,  den  die  Abschiebung  gewonnen  hat,  ein 
Merkzeichen  fllr  die  Aufmerksamkeit,  welche  die  Behörden 
der  Durchführung  der  Freizügigkeit  und  der  öffentlichen 
Armenpflege  zuwenden.  Im  Hinblick  auf  diese  beiden  Momente 
erscheint  die  Untersuchung  geboten,  welche  Art  der  Ab- 
schiebung gegenwärtig  besonders  häufig  vorkommt  und  von 
welchen  Armenverbänden  sie  vornehmlich  geübt  wird. 

Man  wird,  sofern  eine  gewisse  Regelmässigkeit  dieser  Er- 
scheinung sollte  festgestellt  werden  können,  zweifellos  hiervon 
nützliche  Fingerzeige  für  jene  beiden  wesentlichsten  Punkte  je- 
der Armengesetzgebung,  die  Verteilung  der  Armenlast  und  die 
Behördenorganisation,  erhalten. 

Eine  gewisse  thatsächliche  Verschiedenheit  weisen  nun 
die  AbschiebungsfilUe  insofern  auf,  als  es  sich  um  endgültige 
oder  vorläufige  Unterstützungsverpflichtung  seitens  desjenigen 
Armenverbandes  handelt,  in  welchem  die  Bedürftigkeit  hervor- 
getreten ist,  und  insofern  als  eine  ganz  vorübergehende  oder 
eine  voraussichtlich  länger  dauernde  Hülfeleistung  in  Frage 
kommt.  Es  wird  die  Wahrnehmung  gemacht,  dass  kleine  Ge- 
meinden in  der  Spendung  des  sog.  Ortsgeschenks,  einer  kleinen 
einmaligen  Gabe  an  Durchreisende,  sehr  freigebig  sind,  weil 
alsdann  von  diesen  nicht  eine  dauernde  Belastung,  sondern  um 
so  eher  die  baldige  Weiterreise  zu  erwarten  steht  ^),  dass 
sie  hingegen  niemals  dringender  die  Abschiebung  betreiben, 
als  wenn  es  sich  um   kranke,   oder  dem   Krankwerden   nahe 


*)  Dies  wird  besonders  in  der  würtemb.  Erbebung  über  Verab- 
folgODg  von  Ortsgeschenken  u.  dgl.  konstatirt.  Vgl.  Würtemb.  Jahrb. 
f.  St  u.  L.  1879  S.  24Ö  ü. 
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Personen  handelt.  Sie  wissen,  dass  der  Ai'inenverband ,  in 
dessen  Bezirk  Jemand,  sei  es  aus  welchem  Grande  es  sd,  der 
gesetzlichen  Pflicht  gemttes  oder  ihr  zuwider  verbracht  ist, 
sich  des  Bedürftigen  annehmen  muss,  d.  h.  i^r  ihn  seilen 
oder  ihn  wieder  weiter  schieben  muss;  sie  aber  sind  ihn  jeden- 
falls zunllchst  loa.  Hierbei  wirkt  denn  der  Mangel  an  ge- 
eigneten Anstalten  in  kleinen,  und  die  Besorgniss,  etwaigen 
vorläufigen  Aufwand  nicht  oder  nur  tarifgemlUg  erstattet  zu 
erhalten,  in  grösseren  Gemeinden  mit,  sich  der  ihnen  zuge- 
schobenen Kranken  ihrerseits  wieder  zu  entledigen. 

Es  scheint  in  der  Tbat,  als  wenn  die  Armenverbände,  besonders 
die  kleineren,  fürchteten,  sie  hätten  Jemanden  ganilich  zu  bebaltea 
und  weiter  zu  unterstützen,  wenn  sie  sieb  nberliaupt  einmal  mit  ihm 
befasst  haben.  Das  Bundesamt  f.  d.  H.  spricht  es  allgemein  mid 
wiederholt  aus: 

Die  Klagen  w^en  Verletzung  der  vorläufigen  UnterstQtznngS' 
pflicht  bilden  nach  wie  vor  in  unverminderter  Zahl  einen  häufigen 
G^enstand  der  Entscheidung.  Vgl.  Entsch.  XIII  S.  40,  auch  X 
S.  45,  XIV  S.  48  u.  a.  m. 

Im  übrigen  bezieht  sich  die  überwiegende  Zahl  diesbezüglicher 
bundesamtUcber  Entscheidungen  auf  die  Abschiebung  kranker  Per- 
sonen, die  am  häufigsten  beklagt  wird  und,  soweit  ich  beurteile 
kann,  auch  wirklich  am  hänfigsten  vorkommt. 

Zn  den  fünf  Fällen  in  Entsch.  X  S.  45  ff.  wird  einleitend  be- 
merkt: „Fälle  einer  Pflicht versäumniss  der  bezeichneten  Art,  ver- 
bunden mit  der  Fort  Schiebung  selbst  schwer  erkrankter  Holfs- 
bedUrftiger,  gehen  nach  wie  vor  zn  häufigen  Rechtsstreitigkeitea 
unter  Armen  verbänden  Änlass."  —  Einige  sehr  gröbliche  Fälle  dieser 
Art  teilte  Bürgermeister  Klupsch  in  seinem  Referat  f^r  den 
Städtetag  der  Provinz  Posen  von  1874  mit.  —  Auch  Entsch.  III 
S.  75,  X  S.  45,  XII  S.  37,  XIII  S.  40,  XIV  S.  44,  bes.  die  Ent- 
scheielung  vom  9.  September  1882  und  XV  S.  41  vom  17.  Mün 
1883,  XVll  S.  65  u.  a.  Auch  kommt  diese  Abschiebung  in  der 
Gestiüt  vor,  dass  dem  Kranken  gutwillig  Reisegeld  gegeben  oder  er 
an  das  Krankenhaus  eines  benachbarten  Armen  Verbandes  gewiesen 
wh-d.  So  Entsch.  V  S.  36 ,  X  S.  45  u.  a.  —  Bei  Gelegenheit 
einer  Klage  gegen  den  O.-A.-V.  Hanau  (einer  Stadt  von  beiläufig 
24  000  E.)  wurde  festgestellt,  dass  in  Hanan  die  regelmässige  Ein- 
richtung bestand,  auf  einen  Schein  des  Armenarztes,  welcher  lautete: 
.,N.  bedarf  der  Unterstützung  zur  Weiterreise",  eine  solche  zn  ge- 
währen und  zwar  auch  in  Fälleo,  in  denen  der  Arzt  sich  hätte 
überzeugen  müssen,  ilass  sofortige  KrankenhUlfe  notwendig  sei. 
Vgl.  Entsch.  V.  7.  April  1883  in  XV  S.  37.  — 

Verhältnissmilsaig  seltener  sind  Klagen  tiber  Zurilcksehaf- 
fung  nicht  kranker  und  nicht  dauernd  bedttrftiger  Personen'). 

')  Ein  üehr  bemerkenswerter  Fall  des  Rücktraneportes  von  7  niwi- 
Bchen  Auenandererftunitien,  die  der  sofortigen  Hülfe  bedurften,  in  Entsi-h. 
y.  12.  Okiober  1878,  X  S.  02. 
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Dag^en  scheinen  die  Fälle  des  Schutzes  vor  Zuzug  und  der 
Beförderung  des  Abzuges  sehr  häufig  zu  sein;  man  muss  da- 
bei noch  berücksichtigen,  dass  sich  viele  derselben  naturge- 
mäss  der  ö£fentlichen  Kenntniss^  insbesondere  der  des  geschä- 
digten Armenverbandes,  entziehen,  weil  der  Bedürftige  mit  dem 
abschiebenden  Verbände  unter  einer  Decke  zu  stecken  pflegt. 
Hierher  gehört  die  Unterstützung  zugezogener  Personen  durch 
kleine,  aber  dauernde  Spenden  von  Geld  oder  Naturalien,  um 
den  Verlust  des  auswärtigen  Unterstützungswohnsitzes  und 
den  Erwerb  desselben  am  Aufenthaltsorte  zu  hindern,  sowie 
die  Ermunterung  zum  Fortzug  einheimischer  oder  zum  Wieder- 
fortzug  fremder  Personen  durch  Gewährung  des  Reisegeldes 
und  der  notwendigen  Unterhaltsmittel  für  £e  erste  Zeit  nach 
dem  Fortzuge;  hierher  gehört  vor  allem  die  heimliche,  d.  h. 
die  ohne  Wissen  des  Aufenthaltsortes  verabfolgte  Unterstützung 
an  auswärts  wohnende  Individuen  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  in 
welchem  sie  den  Unterstützungswohnsitz  ausserhalb  erworben, 
mithin  in  dem  verpflichteten  Armenverbande  verloren  haben. 
Dies  geschieht  besonders  häufig  in  Ansehung  dauernd  bedürf- 
tiger Personen. 

Ein  höchst  charakteristischer  Fall  in  der  Entsch.  v.  6.  Okt.  1883, 
XV  S.  18 :  Der  nur  aus  123  Einwohnern  gebildete  O.-A.-V.  Augusten- 
burg hatte  ftlr  eine  nach  Osterhever  verzogene  Person  540  M.  im 
Wege  der  Kollekte  zusammengebracht  und  der  letzteren  ausgehändigt. 
Als  nach  Ablauf  von  mehr  als  2  Jahren  die  Person  in  0.  unter- 
stützt werden  musste  und  0.  gegen  A.  den  hierfür  notwendigen  Be- 
trag einklagte,  lehnte  A.  die  Erstattung  ab,  weil  der  Unterstützte 
den  Ü.-W.  in  0.  erworben  habe,  worauf  0.  das  Verfahren  von  A.  repli- 
kando  aufdeckte.  Das  B.-A.  bemerkt  hierzu  in  seiner  Entscheidung : 
„Dass  derartige,  das  gewöhnliche  Mass  der  Privatwohlthätigkeit 
weit  überschreitende  Beiträge  einer  schon  seit  längerer  Zeit  von  A. 
verzogenen  Familie  lediglich  aus  Menschenfreundlichkeit  und  ohne 
Nebenzwecke  verabfolgt  seien,  ist  keineswegs  anzunehmen.  Der 
Hergang  in  seiner  Gesammtheit  erklärt  sich  vielmehr  durch  das  Be- 
streben, die  Familie  N.  wenigstens  dem  äusseren  Scheine  nach  von 
öffentlicher  Unterstützung  so  lange  frei  zu  halten,  bis  die  2jährige  Frist 
verstrichen  sein  würde." —  Ein  ganz  ähnlicher  Fall  in  Entsch.  v.  23.  April 
1881,  XIII  S.  15.  —  Der  Beigeordnete  Lange  teilte  in  seinem 
Referat  für  den  pommerschen  Städtetag  von  1876  unter  anderen 
einen  Fall  mit,  wonach  eine  Dorfgemeinde  einen  Mann  kontraktlich 
gegen  Zusicherung  einer  Mitgift  von  15 — 20  Thlr.  verpflichtete, 
eine  Unterstützungsempfängerin  zu  heiraten  und  dann  mit  ihr  den 
Ort  zu  verlassen.  —  Bei  Gelegenheit  der  sächs.  Armenstat.  von 
1880  stellte  sich  heraus,  dass  in  200  Fällen  265  Personen  seitens 
der  Gemeinde  des  ünterstützungswohnsitzes  an  anderen  Orten  ohne 
Wissen  der  dortigen  Armenbehörde  direkt  unterstützt  wurden,  was 
ziemlich  zweifellos  auf  die  Absicht  der  Abschiebung  deuten  möchte. 
Vgl.  a.  a.  0.  Jahrg.  28  S.  15  und  52  a. 
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Eine  Art  äyatem  fUr  eich  bildet  die  Behandlung  de« 
Gesindes  und  der  Lohnarbeiter  in  Bezug  auf  Dienst-  und 
Arbeitskontrakte;  es  wird  nftmlich  von  vornherein  eine  kttr- 
zere  ak  die  zweijährige  Dauer  des  Dienstes  oder  der  Arbeit 
vereinbart,  und  der  betreffende  Dienstbote  oder  Arbeiter  Vor 
Ablauf  der  zweijährigen  Frist  aus  dem  Armenverbande  wieder 
entfernt.  Doch  ist  dieses  System  seinem  Wesen  nach  nur 
anwendbar  für  Gutsbezirke,  die,  bevor  der  Erwerb  des  Unter- 
stUtzungswohnsitzea  in  ihnen  vollendet  ist,  den  zuziehenden 
Individuen  gegenüber  ein  umfriedetes  Frivatbesitztum  bilden, 
aus  dem  sie  beliebig  wieder  zu  entfernen  das  Hausrecht  dea 
Gutsbesitzers  ittt  Durch  eine  derartige  Entfernung,  die  nur 
im  uneigentliehen  Sinne  „Abschiebung"  ist,  werden  besonders 
die  benachbarten  ländlichen  Gemeinden  geschädigt 

Das  vormal,  preusa.  O.-Trib,  hatte  in  einem  Erk.  v.  6.  Jnli 
1855  (Strieth.  Arch.  Bd.  19  S.  35)  das  Engagement  eines  ländlichen 
Tagelöhners  durch  die  Outsfaerrechaft  als  einen  Akt  der  ausdrttck- 
lichen  Aufnahme  als  Gemein demitglied  im  Sinne  des  §  1'  des  Ges. 
von  1842  erachtet:  eine  so  unhaltbare  Auffassung,  dass  sie  sowohl 
von  Seiten  der  Verwaltungsbehörden  energisch  zurDckgevriesen,  als 
auch  von  Seiten  des  O.-Trib.  selbst  in  einem  späteren  Erk.  vom 
16.  Juni  1838  (a.  a.  0.  Bd.  28  S.  325)  anfgegeben  wurde.  Tgl. 
hierüber  auch  v.  Flottwell  I  S.  107-  — 

Stllve,  Wesen  und  Verfassung  der  Landgemdnden  in  Nieder- 
sachsen  und  Westfalen,  1851,  bemerkt  S.  198,  dass  die  Bildung  so- 
genannter Gutägemeinden  in  Bezug  auf  das  Domizil  der  Verleihung 
einer  Exemtion  gleich  zu  achten. 

Aus  der  Natur  dieser  „Abschiebnng"  folgt,  dass  sie  nicht  wie 
diejenige  seitens  der  Gemeinden  zum  Armenstreitverfabren  toimn 
kann;  man  findet  daher  hierüber  nichts  in  der  bondesamtlichen 
Judikatur.  —  Ausdrückliche  Klagen  in  dieser  Beziehung  sind  aus- 
gesprochen worden  bei  Verhandlung  der  VarnbUlerscben  Antrige 
im  Reichstage,  wo  namentlich  bemerkt  wurde,  dass  geflissentlich 
Dienst-  und  Arbeitskontrakte  auf  die  Daner  von  23  Monaten  ab- 
geschlossen würden. 

Die  ländlichen  kleinen  Gemeinden  besitzen  ihrerseits 
wieder  ein  Mittel,  Zuzug  abzuwehren  bezw.  die  ZuzUglinge 
wieder  zu  entfernen,  in  der  gegenseitigen  Vereinbarung  der 
Einwohner,  dem  Fremden  kein  Unterkommen  bezw.  keine 
Arbeit  zu  gewähren. 

Im  Vorstehenden  sind  die  Hauptßlllo  der  eigentlichen 
positiven  Abschiebung  angedeutet.  Eine  vielleicht  grössere 
und  für  den  Zustand  der  öffentlichen  Annenpflege  gewiss  bei 
weitem  mehr  einschneidende  Bedeutung  kommt  der  negativen 
Abschiebung,  dem  „Nichtsichkümmern"  zu.  Es  sind  dies  die 
zweifellos  unendlich  häufigen,  obgleich  im  einzelnen  sehr 
schwer  nachweisbaren  Fälle,  in  denen  der  Armenverband  auch 
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bezQglich  seiner  eigenen  Angehörigen  bei  objektiver  Erkenn- 
barkeit der  Htilfsbedürftigkeit  nichts  thut  ihr  zu  steuern,  ein 
Verhalten,  das  eng  mit  den  für  Armenzwecke  zu  Gebote  stehen- 
den Mitteln  zusammenhängt  und  in  dem  sich  am  deutlichsten  die 
ungerechte  oder  zu  schwere  Belastung  ausspricht.  Im  allge- 
meinen ist  auch  bezüglich  der  Abschiebung  die  Wahrnehmung 
zu  machen,  dass  das  Interesse  an  dem  einzelnen  Armenpflege- 
Bälle,  das  Bemühen,  ihn  sich  fernzuhalten,  ein  um  so  grösseres 
ist,  je  mehr  die  Leistungsfilhigkeit  des  Armenverbandes  eine 
geringe,  die  Verpflichtung  zur  Armenlast  eine  willkürliche  ist. 
Aus  letzterem  Umstände  erklärt  sich  namentlich  auch,  dass 
Abschiebungen  von  Durchreisenden  und  von  fremden  Kranken 
auch  in  grossen  Städten  vorkommen  ^),  während  es  im  übrigen 
vorwiegend  die  kleinen  Gemeinden  sind,  in  denen  ein  solches 
Verhalten  beobachtet  wird. 


4.    Kostspielige  Armenpflege  für  fremde  Rechnung. 

§  96. 

Mit  grossem  Nachdruck  wird  von  den  Gegnern  der  Reichs- 
gesetzgebung betont,  dass  eine  ihrer  übelsten  Wirkungen 
darin  bestehe,  dass  die  Armenpflege  theurer  geworden  sei  und 
zwar  vornehmlich  deshalb,  weil  den  Ortsannenverbänden  die 
Landarmenverbände  als  Träger  der  Armenlast  koordinirt 
worden  seien.  Diese  könnten  auf  der  einen  Seite  ihrer  ganzen 
Verfassung  nach  den  ihnen  unmittelbar  zugewiesenen  Aufgaben 
der  Armenpflege  nicht  mit  geringen  Mitteln  genügen,  wie  die 
Ortsarmen  verbände,  und  auf  der  andern  Seite  wirtschafteten 
die  Ortsarmenverbände,  denen  Landarme  zugewiesen  worden, 
für  Rechnung  der  Landarmen  verbände  teurer,  als  wenn  es 
sich  um  Ortsarme  handelte. 

Von  der  Erörterung  des  ersten  Vorwurfs  wird  an  dieser 
Stelle  abzusehen  sein ;  es  ist  unzweifelhaft ,  dass  die  wesent- 
lichsten Aufwandszwecke  der  Landarmenverbände:  Unterhal- 
tung von  Irren-,  Siechen-,  Blinden-  u.  s.  w.  Anstalten,  in  der 
That  sehr  erhebliche  Aufwendungen  beanspruchen;  dies  ist 
aber  keine  Eigentümlichkeit  des  Landarmenwesens,  sondern, 
wie  oben  nachgewiesen,  eine  durchgeh ends  zu  beobachtende,  auf 
die  bessere  Einsicht  in  das  Wesen  der  Armenpflege  gegrün- 
dete Erscheinung;  die  grösseren  Gemeinwesen  wirtschaften 
überall  teurer,  aber  in  der  Regel  auch  besser,  als  die  kleineren. 
Da  kann  es  sich  nur  um  die  Frage  handeln,  wie  weit  im 
Interesse  der  allgemeinen  Finanzlage  eine  Einschränkung  des 
Aufwandes,     im    Interesse    der    Armenpflege    eine    Erhöhung 


*)  Vgl.  hierüber  die  Antührungen  in  §  174. 
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wünschenswert  erscheint.  Diese  Frage  soll  an  anderer  Stelle 
zu  beantworten  versucht  werden. 

Dagegen  ist  hier  von  Bedeutung  der  zweite  Punkt  Zu 
seiner  Begründung  wird  angeführt,  dass  ein  Ortsarmenverband, 
der  für  Rechnung  des  Landarmen  verbau  des  Arme  verpflege, 
kein  Interesse  daran  habe  zu  sparen  und  mit  sehr  genauer 
Unterscheidung  von  Ortsannen  und  Landarmen  fllr  letztere  reich- 
lichere Aufwendungen  mache  als  für  erstere.  Hiergegen  ist  nun 
vor  allem  —  selbst  wenn  die  Richtigkeit  des  Vorwurfes  aner- 
kannt würde  —  zweierlei  einzuwenden.  Erstens,  dass  die  Ge- 
fahr dann  ganz  allgemein  überall  da  vorliegen  wtlrde,  wo 
grossere  allgemeine  Mittel  zu  speziellen  örtlichen  Zwecken  zur 
VerfUgung  stehen.  Zweitens  dass  die  Gefahr  nicht  auf  Landaime 
beschränkt  bleibt,  sondern  ebenso  in  Ansehung  aller  derjenigen 
Fälle  obwaltet,  in  denen  tlberhaupt  aus  anderen  als  den  eigenen 
Mitteln  ge wirtschaftet  wird:  vor  allem  also  in  Ansehung  der- 
jenigen Unterstutzungen,  fiir  welche  ein  Ortsarmenverband 
dem  anderen  zur  Erstattung  verpflichtet  ist. 

Dass  die  Gefahr  vorliegt  und  Fälle  der  bezeichneten  Art 
vorkommen,  kann  allerdings  nachgewiesen  werden.  Im  übrigen 
ist  für  diejenigen  Falle,  in  denen  nicht  positiv  ein  pflicht- 
widriger Aufwand  nachgewiesen  werden  Kann ,  zu  berück- 
sichtigen, dass  der  Annenaufwand  nicht  blos  örtlich  und 
zeltlich,  sondern  auch  in  Betreff  der  unterstützten  Personen 
ein  sehr  verschiedener  ist  und  verschiedener  sein  muss,  je 
nach  Alter,  Geschlecht,  Überhaupt  je  nach  dem  Grade  indivi- 
dueller HulfsbedUrftigkeiL  In  der  Literatur  wird  nun,  so 
lange  über  Armengesetzgebung  geschrieben  worden ,  über- 
wiegend die  Meinung  vertreten ,  dass  jede  Armen  Verwaltung, 
welche  an  dem  Erfolge  der  Armenpflege  nicht  unmittelbar 
tinanziell  beteiligt  sei,  teuer  und  verschwenderisch  wirtschafte'). 
Hpeziell  bezüglich  des  Verhältnisses  der  Land-  und  Ortsarmen- 
verbände giebt  Adickes  sehr  wertvolle  und  ausführliche 
Nachrichten,  aus  denen  ersichtlich  wird,  dass  in  der  That 
Fälle  vorgekommen  sind,  in  denen  Landarme,  die  in  Orts- 
armenverbänden untergebracht  waren,  teurer  verpflegt  wurden, 
als  die  Ortsarmen. 

Vgl.  Adickes  1  S.  754.  Besonders  in  Idem  Verw.-Bericht 
für  Westpreassen  1878  —  79  treten  solche  Ungleichmässigkeiten 
hervor.  —  Ebenso  wird  in  der  Rhein  pro  vinz  und  in  Hannover 
hierüber  geklagt.  In  dem  neuesten  Verw.-Bericht  der  Provinz 
Sachsen  (für  1883—84  und  1884—85)  wird  S.  96  bemerkt: 
„Die  Verwaltung  hat  sich  der  Wahrnehmung  nicht  verschliessen 
können,  dass  einzelne  Armen  verbände ,  welche  schon  seit  Jahren 
Bfflhttlfen  ans  Landarmenfonds  erhalten,  sehr  geneigt  sind,   den  die 


')  Hierüber  aocb  nüher  unten  £ 
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öffentliche  Fttrsorge  anrafenden  Ortsarmen  recht  hohe  Unterstützangen 
zuzubilligen,  weil  sie  als  gewiss  annehmen,  dass  die  Provinz  diese 
ünterstOtzongen  gemäss  §  36  G.  y.  8.  März  1871  ganz  oder  fast 
ganz  auf  Landarmeufonds  übernehmen  muss/  In  der  S.  242  näher 
bezeichneten  Publikation  „Die  ländliche  Armenpflege  und  ihre  Reform^ 
sind  auf  S.  164 — 166  die  Aeassernngen  einiger  Landarmen  verbände 
mitgeteilt,  welche  sich  in  ähnlicher  Weise,  zum  Teil  in  sehr  scharfen 
Aosdrflcken,  aassprechen.  —  In  manchen  Landarmenverbänden  sind 
solche  Wahrnebmangen  dagegen  nicht  oder  nar  vereinzelt  gemacht 
worden.  Sachsen  hob  sogar  1877 — 78  entgegen  der  neaestens  aas- 
gesprochenen Rüge  lobend  den  Eifer  der  Ortsarmenverbände  hervor, 
aaf  thonlichst  billige  Unterstützung  der  Landarmen  Bedacht  za 
nehmen. 

In  Bezug  auf  die  Ortsarmenverbände  unter  einander  sind 
Fälle  dieser  Art  namentlich  den  Entscheidungen  des  Bundes- 
amts f.  d.  H.  zu  entnehmen ;  dieselben  beweisen,  dass  der  Vor- 
wurf durchaus  nicht  ganz  unbegründet  ist  Abgesehen  von 
einigen  exorbitanten  Liquidationen,  welche  die  unterstützenden 
den  verpflichteten  Ortsarmenverbänden  zugehen  Hessen,  findet 
sich  eine  nicht  unerhebliche  Zahl  von  Aufwendungen,  die  ent- 
weder an  und  fUr  sich  zu  hohe  oder,  wenn  auch  der  Hülfeleistung 
entsprechend,  in  Ansehung  der  letzteren  überflüssig  waren. 
Besonders  bemerkenswert  sind  die  Fälle,  in  denen  das  Be- 
dürfniss  der  Unterstützung  gegenüber  arbeitsfilhigen,  aber 
arbeitsscheuen  Personen  nicht  hinreichend  geprüft  und  ohne 
Anwendung  von  Zwangsmassregeln  Unterstützung  verabfolgt 
wurde. 

Vgl.  z.  B.  Entsch.  v.  26.  Febr.  und  5.  Febr.  1876,  VII  S.  36.  — 
Der  klagende  O.-A.-V.  hatte  45  M.  monatliche  Miete  für  einen 
gewöhnlichen  Arbeiter  liqaidirt,  während  der  Sachverständige  höchstens 
6  M.  für  angemessen  erachtete.  In  dem  andern  Falle  12  M.  — 
Aehnlich  auch  XIII  S.  79.  —  Ueber  unnötigen  Aufwand  für  Be- 
gleitung von  Kranken  vgl.  Entsch.  v.  13.  März  und  23.  Oktober  1880, 
XII  S.  201.  —  Für  ärztl.  Gebühren  XIII  S.  100.  —  Für  Kranken- 
pflege XIV  S.  58,  XV  S.  64,  XVI  S.  57  u.  a.  m.  —  Wegen  leicht- 
fertiger Unterstützung  arbeitsfähiger  Personen  vgl.  Entsch.  v.  2.  Dezem- 
ber 1882,  XV  S.  54,  V.  22.  November  1884,  XVII  S.  77.  —  Da- 
gegen XV  S.  51,  dass  unter  Umständen  trotz  vorhandener  Arbeits- 
fähigkeit Armenpflege  notwendig  werden  könne« 

Im  allgemeinen  sind  es  auch  hier  wieder  die  kleinen  Ver- 
bände,  bei  denen  derartige  Fälle  vorliegen.  In  Fällen,  an 
denen  grössere  Gemeinden  beteiligt  sind,  handelt  es  sich  durch- 
gehends  nicht  um  die  Liquidation  höherer  Kosten,  als  wie  sie 
nir  die  eigenen  Angehörigen  aufgewendet  worden,  sondern 
nur  um  den  Versuch,  gegen  das  Tarifsystem  anzukämpfen 
und    neben    den    tarifmässigen    Sätzen   noch    besondere,    dem 
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wirklichen  Aufwand  ungefähr  entsprechende  Kosten  erstattet 
zu  erhalten.  Dieser  Versuch  ist  deshalb  sehr  charakteristisch, 
weil  er  wiederum  beweist,  wie  selir  gegen  diese  Verpflichtung 
zur  Krankenpflege  gegenüber  allen  durchreisenden  Kranken 
als  eine  der  grössten  Willktirlichkeiten  des  Gesetzes  reagirt 
wird^). 

Dass  die  Fälle  kostspieligerer  Wirtschaft  eine  erheb- 
liche Bedeutung  im  Verhältniss  zu  den  Gesammtaufwendungen 
der  öfi^entlichen  Armenpflege  einnehmen,  möchte  trotz  alledem 
zu  bezweifeln  sein.  Man  muss  daran  denken,  dass  es  vor 
allem  die  grossen  Städte  sind,  welche  nichtortsangehörige  Per- 
sonen zu  unterstützen  haben,  und  dass  die  Armenpflege  in 
kleinen  Armenverbänden,  selbst  wenn  diese  einen  Unterschied 
zwischen  Orts-  und  Landarmen  machen  sollten,  in  allen  Fällen 
noch  wesentlich  hinter  dem  Durchschnittsaufwand  der  grösseren 
Verbände  zurückbleibt.  Ueberdies  ist,  wie  unten*)  nachzu- 
weisen sein  wird,  das  zifFermässige  Verhältniss  von  Landarmen 
und  Ortsarmen  kein  solches,  um  die  Unterstützung  von  Land- 
armen durch  Ortsarmenverbände  zur  Hauptsache  zu  machen. 
Was  aber  den  Vorwurf  nach  der  Richtung  hin  betrifft,  dass 
all  dies  eine  Folge  der  Reichsgesetzgebung  sei,  so  wird  man 
darauf  mit  dem  einfachen  Hinweis  erwidern  können,  dass,  so- 
weit er  begründet  ist,  er  für  jede  Armengesetzgebung  be- 
gründet ist.  in  welcher  ein  Erstattungswesen  irgend  welcher 
Art  zugelassen  ist,  und  dass  speziell  in  Baiem  die  Verpflich- 
tung des  Staates  zur  Erstattung  des  Aufwandes  fUr  heimatlose 
Personen,  sowie  die  gegenseitige  Erstattungspflicht  der  Hei- 
matgemeinden dieselben  Gefahren  heraufbeschwört. 


^)  Es  sind  z.  B.  die  Fälle,  in  denen  eine  besondere  Rrätzkur  er- 
forderlich gewesen  ist,  bekanntlich  am  häufigsten  bei  den  vagirenden 
Elementen.  Vgl.  Entsch.  X  S.  84,  Xll  S.  81,  XIII  S.  102  und  unten 
§  174. 

8)  §  100. 


6.  Kapitel. 

Soziale  Wirkungen. 

§  97. 

Der  Scheidung  der  Wirkungen  der  Armen-  und  Wirt- 
schaftsgesetzgebung    in    iinanzielle    und    soziale    kommt    eine 

Srinzipielle  Bedeutung  nicht  zu.  Im  Grunde  genonmien  sind 
nanzpolitische  Erwägungen  zugleich  immer  sozialpolitische, 
wirken  die  aus  ihnen  erwachsenen  Gesetze  auf  die  sozialen 
Verhältnisse  so  gut  wie  auf  die  finanziellen  zurück.  Von 
sozialen  Wirkungen  kann  daher  auch  hier  nur  in  einem 
engeren  Sinne  gesprochen  werden,  insofern  als  gewisse  Wir- 
kungen der  Gesetzgebung  als  in  hervorragendem  Masse  so- 
ziale hervorzuheben  sind. 

Schon  bei  Betrachtung  des  allgemeinen  Standes  und  der 
Verteilung  der  Armenlast  ist  des  Vorwurfes  gedacht  worden, 
dass  die  Erleichterung  der  Freizügigkeit  bei  gleichzeitig  all- 
seitiger Durchtührung  der  öffentlichen  Armenpflege  das  Zu- 
und  Abströmen  der  ärmeren  Volksklassen  befördere  und 
hierdurch  sowohl  die  Armut  im  allgemeinen  sowie  die  unge- 
rechte Belastung  der  betroffenen  Armenverbände  gesteigert 
werde.  Mit  Bezug  auf  die  sozialen  Wirkungen  der  Reichs- 
gesetzgebung wird  nun  dieser  Vorwurf  wiederholt  und  vor 
allem  betont,  dass  durch  die  Gestattimg  des  freien  Zuges  und 
die  Gewährung  eines  überall  gleichartigen  Anspruches  auf 
Unterstützung  der  sittliche  Zustand  der  Bedürftigen  wesentlich 
verschlechtert  würde;  es  komme  ferner  jenes  wesentlichste 
Moment  fruchtbringender  Armenpflege,  die  vorbeugende  und 
individualisirende  Behandlung  des  einzelnen  Armenpflegefalls 
in  Fortfall,  weil  der  zur  Unterstützung  gänzlich  fremder,  in 
einer  voraussichtlich  dauernden  Verbindung  mit  ihm  nicht 
verbleibender  Personen  verpflichtete  Annenverband  weder  die 
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faktische  Mögliclikeit  zu,  noch  das  Interesse  an  «iner  derar- 
tigen Behandlung  habe.  Vor  allem  aber  machten  sich  diese 
bniden  Uebelstände  bemerkbar  bei  der  von  der  Reichsgesetz- 
gebung neu  geschaffenen  Kategorie  der  Landannen,  welche 
aus  jeder  auch  noch  ao  kurz  dauernden  Verbindung  mit  einem 
Ortaarmen verband  geläst  und  mit  dem  Anspruch  auf  die  viel 
reichlicheren  Mittel  des  Landarmenverbandes  ausgestattet  seien. 
Und  da  hier  jede  vorbeugende  und  individuolisirende  ördiche 
Armenpflege,  das  Inizaumhalten  der  Bedürftigen  gänzlich  un- 
möglich sei ,  BO  bilde  das  Landarmen wesen  nicht  blos  eine 
Veranlassung  unrationeller  Armenpflege,  sondern  es  befördere 
geradezu  die  Zuchtlosigkeit  einer  ohnehin  unter  beutigen 
Verhältnissen  dem  Betteln  und  Landstreichen  in  hohem  Masse 
zuneigenden  Bevölkerung. 

Soweit  die  Gegner  der  Reichsgesetzgebung  auch  Freunde 
der  Heimatgesotzgebung  sind,  weisen  sie  zugleich  darauf  hin, 
dasB  solche  Zustände  nicht  eintreten  könnten  da,  wo  iedes 
Individuum  mit  einer  Heimatgemeinde  in  dem  Verhältniss 
dauernder,  nur  durch  den  Erwerb  einer  neuen  Heimat  zu 
lösender  Verbindung  stehe,  wo  das  Landarmen  wesen  ebenso 
unbekannt,  wie  die  schnelle  Anknüpfung  und  die  schnelle 
Beendigung  des  An  gehör  igkeits  Verhältnisses  unmöglich  sei. 
Nur  angesichts  eines  solchen  Verhältnisses  habe  der  Anspruch 
auf  Unterstützung  Sinn  und  Berechtigung;  nur  gegenüber 
einem  Heimalangehörigen  besitze  die  Gemeinde  das  notwendige 
Interesse  an  guter  Armenpflege  und  die  Möglichkeit  dieselbe 
durchzuführen. 

Im  einzelnen  ist  folgendes  hierüber  zu  bemerken. 


1.    Der  Ansprach  des  Armen  anf  ünterstfltninf!:. 


Der  Vorwurf,  daas  die  Reichsgesetzgebung  dem  Bedürf- 
tigen einen  Anspruch  auf  Armenhülfe  gewähre,  beruht  auf 
einer  freilich  ziemlich  alten  Verwechselung  des  staatlichen 
Interesses  an  der  öffentlichen  Armenpflege  und  des  Verhält 
nisses  des  einzelnen  Individuums  zu  dem  verpflichteten  Armen- 
verbande.  Schon  die  Entwürfe  und  Vorverhandlungen  zu 
dem  preussischen  Gesetz  von  1842  betonten  das  Interesse, 
welches  der  Staat  an  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ord- 
nung und  Abwendung  gemeiner  Gefahr  habe;  hierdurch  zur 
Ein-  und  Durchführung  der  öffentlichen  Armenpflege  genötigt, 
bestelle  er  öffentlich-rechtliche  Organe  derselben,  die  ihm 
gegenüber  zur  Unterstützung  bedürftiger  Individuen  ver- 
pflichtet seien;    ein  Anspruch  des  Armen  solle   dadurch   in 
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keiner  Weise  begründet  werden  ^) :  eine  Meinung,  die  in  §  33 
des  Gesetzes  ihren  gesetzliehen  Ausdruck  fand.  Ebenso  spriclit 
§  1  des  Gesetzes  vom  6.  Juni  1870  es  aus,  dass  Rechte  und 
Pflichten  auf  Grund  dieses  Gesetzes  nur  zwischen  Armen- 
verbänden begründet  werden;  und  §  63  fUgt  hinzu,  dass  dem 
Armen  kein  im  Rechtswege  verfolgbarer  Anspruch  auf  Unter- 
stützung zustehen  soll^).  Weil  nun  aber  die  Armenpflege 
schliesslich  doch  an  Niemandem  anders  als  an  dem  einzelnen 
Individuum  bethätigt  werden  kann,  so  vermochte  weder  das 
preussische  noch  das  Reichsgesetz  irgend  welcher  Bestimmungen 
YU  entbehren,  welche  das  Individuum  zu  einem  verpflichteten 
Armenverbande  in  persönliche  Beziehung  setzen;  sie  bedurften 
notwendig  der  Feststellung  individueller  Merkmale,  in  welchen 
die  gewünschte  Beziehung  zu  sachgemässem  Ausdruck  kommen 
konnte.  Und  weil  nun  weiter  diese  Merkmale  (Aufenthalt,  Ge- 
burt, Verehelichung)  ganz  ähnliche,  ja  zum  Teil  dieselben  sind, 
wie  diejenigen  der  eigentlichen  Heimatgesetzgebung,  so  nimmt 
bei  ihnen  die  Verwechselung  ihren  Anfang,  indem  der  hier 
in  Rede  stehende  Anspruch  des  Staates  an  seine  Glieder  auf 
Gewährung  der  Armenhülfe  mit  dem  durch  Heimaterwerb  be- 
.gründeten  Anspruch  identifizirt  und  aus  diesem  Anlass  ein 
privatrechtlicher  Anspruch  des  Individuums  unterstellt  wird: 
eine  Auffassung,  die  durch  den  leicht  miss verständlichen  Aus- 
druck „Unterstützungswohnsitz"  noch  einige  Nahrung  erhält. 
In  Wahrheit  aber  soll  damit  nicht  ein  subjektives  Recht  des 
Unterstützten  geschaffen,  sondern  lediglich  ein  Massstab  ge- 
setzt worden,  mittels  dessen  über  den  Kopf  des  Individuums 
hinweg  nach  gewissen  Aeusserungen  seiner  Existenz,  nämlich 
seinem  Verbleiben,  die  Armenlast  auf  die  verschiedenen  Ver- 
bände verteilt  wird.  Es  handelt  sich  also  vom  rein  theore- 
tischen Standpunkt  aus  lediglich  um  ein  öfl^entlich-rechtliches 
Prinzip  in  Ansehung  der  Armenpflege  und  um  ein  finanzielles 
Prinzip  in  Ansehung  der  Armenlast. 

Das  Ges.  v.  31.  Dezember  1842  führte  lediglich  den  Titel 
^Gesetz  über  die  Verpflichtung  zur  Armenpflege"  und  bezeichnete 
den  Aufenthalt  mit  keinem  andern  als  dem  Namen  ,, Aufenthalt". 
Erst  in  dem  Ges.  vom  21.  Mai  1855  Art.  1  heisst  es:  „Die  Ver- 
pflichtung des  Ortsarmenverbandes  zur  Fürsorge  für  einen  Armen 
(der  ünterstützungswohnsitz)"  —  womit  ein  dem  französischen 
domicile  de  secours  nachgebildeter  Ausdruck,  wenn  auch  zunächst 
nur  parenthetisch,  zum  ersten  Male  angewendet  wurde.  —   In   dem 


^)  Ihre  Uebereinstimmung  hiermit  erklärten  —  mit  Ausnahme  des 
rheimschen  Landtages,  der  selbst  eine  derartige  Verpflichtung  dem  Staate 
gegenüber  für  gefahrlich  erachtete  —  die  sämmtlichen  über  den  Gesetz- 
entwarf befragten  Landtage.  Vgl.  das  Material  zur  Entstehungs- 
geschichte bei  Arnold  S.  688. 

*)  Vgl.  oben  S.  146  wegen  der  Stellung  der  Keichstagskommission. 
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bad.  Ges.  vom  &.  Mai  1870  wird  diee«r  Ansdnick  gefliaeentlich  nr 
Bezeichnnng  des  nea  gescbaffesen ,  anf  die  Aufenthaltsdaaer  ge- 
gründeten Yerhältnieses  gebrancht.  —  Flottwell,  nach  desaen 
grundlegenden  ArbeiUn  gerade  in  dieser  Frage  ein  MiseTent&ndnias 
nicht  mehr  hätte  vorkommen  sollen,  polemiairt  sehr  nachdrftcklich 
gegen  Jede  Äosdracksweise,  welche  einen  subjektiven  Ansprach  des 
Individaume  bezeichnet,  wie  „Armendomizil,  Unterst.- Wohnsitz n.  s. «.", 
nnd  schlägt  den  Ausdruck  „Fttrsorgepflicht  bezw.  vermögensrecht- 
liche FürsorgeverpflichtUDg  der  Gemeinde"  vor.  Vgl.  I  S.  64,  ancb 
S.  7;  Adickes  I  S.  769  ff.  —  Uebrigens  gebrancht  auch  du 
B.-A.  f.  d.  H.  häufig  den  Ausdruck  „Heimat",  ohne  freilich  damit 
etwas  anderes  als  U.-W.  zu  meinen. 

Recht  gnt  wird  der  Charakter  des  sog.  Rechts  auf  Unterst&tznng 
bei  As  ehr  Ott  S.  154  ff.  mit  Bezog  anf  die  englische  Armenpflege  dar- 
gel^  nnd  namentlich  betont,  dass  ein  solches  Recht,  selbst  wenn 
es  formell  durch  die  Gesetzgebung  anerliannt  würde,  aus  den  in  der 
Natur  der  Armenwesens  liegenden  Gründen  nie  die  Bedeutung  tätm 
zivilrechtlichen  Anspmches  erlangen  könnte. 

Nun  will  freilich  auch  hier  der  theoretische  Staadpankt 
gegenüber  dem  wirklichen  Leben  nicht  so  sehr  viel  bedeuten. 
Denn  in  der  Praxis  wird  es  dena  Armen  ziemlich  gleichgtlltig 
sein,  ob  iKm  eine  Unterstützung  gewahrt  oder  versagt  wird,  weil 
ein  öffentliches  Interesse  im  konkreten  Falle  vorliegt  oder 
nicht  vorliegt,  oder  weil  ein  persönlicher  Anspruch  an  den 
Armenverband  begründet  oder  nicht  begründet  ist;  auch  wird 
der  Unterschied,  ob  ihm  ein  klagbares  Recht  eingeräumt  ist, 
oder  bei  verweigerter  Unterstützung  nur  die  Beschwerde  im 
Verwaltungswege  zugelassen  ist,  keinen  sonderlichen  Ein£uss 
auf  die  Stellung  des  Armen  zu  dem  verpflichteten  Verbände 
ausikben.  Für  die  vorübergehende,  der  Beseitigung  eines  gegen- 
wärtigen Notatandes  dienende  Hülfeleistung  kommt  überhaupt 
Klage  wie  Beschwerde  zu  spät,  wenn  der  verpflichtete  Armen- 
vcrband  säumig  gewesen  ist;  und  was  andere  Arten  der  Unter- 
stützung (insbesondere  dauernde)  betrifft,  so  wird  ein  Mensch  von 
dem  durchschnittlichen  Bildungsgrade  des  Armen  sich  wohl  kaum 
ein  zutreffendes  Bild  von  den  Kompetenzen  der  Gerichts-  und 
der  Verwaltungsbehörden  machen  können');  er  hat  vielmehr, 
soweit  man  dies  aus  allgemeiner  Erfahrung  beurteilen  kann, 
eher  noch  Vertrauen  zu  dem  kostenlosen  Bosch  werde  verfahren, 
als  zu  der  gerichtlichen  Prozedur,  für  welche  er  Kostenvor- 
Bchuss  zahlen  oder  das  Amienreciit  nachsuchen  muss.  Und 
schliesslich  würde  es  praktisch  doch  auf  nichts  anderes  heraus- 
kommen können,  als  auf  eine  örtliche  Sachuntersuchung, 
deren  weder  die  "Verwaltungsbehörde  noch  das  Gericht  entr 
raten  können,  und  bei  der  dem  Gutachten  der  Ortlichen  Pflege- 

')  Hierauf  macht  auch  Rickect  S.  32  aafin«ikaam. 
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Organe  die  vornehmste  Bedeutung  zukommen  muss,  also  eben 
derjenigen,  welche  die  Unterstützung  aus  irgend  einem  Grunde 
abgelehnt  oder  in  einem  dem  Armen  nicht  zureichend  erschei- 
nenden Umfange  geleistet  haben.  Diese  Thatsache  wird  sehr 
schlagend  durch  das  Beispiel  der  mecklenburgischen  Gesetz- 
gebung erwiesen ,  meines  Wissens  der  einzigen ,  welche  dem 
Annen  ein  klagbares  Recht  auf  Unterstützung  zugestand. 
Dieses  Recht  sollte  nämlich  bei  den  Landgerichten  nur  erst 
geltend  gemacht  werden  dürfen,  nachdem  durch  die  Ortsge- 
richte die  Hülfsbedürftigkeit  und  das  Mass  der  Unterstützung 
summarisch  festgestellt  worden,  mit  andern  Worten :  nachdem 
der  Beklagte  selbst  festgestellt  hatte,  ob  ein  Anspruch  wider 
ihn  tliatsächlich  begründet  sei.  Und  hierin,  in  der  Stellung, 
welche  der  einzelne  Armenverband  dem  Bedürftigen  gegenüber 
einnimmt,  liegt  in  Wahrheit  der  Schwerpunkt  der  ganzen 
Frage.  Wenn  ein  Armenverband  die  bei  ihm  nachgesuchte 
Unterstützung  ganz  oder  zum  Teil  versagt,  so  giebt  es  hierfür 
nur  zwei  Gründe:  er  versagt  die  Unterstützimg,  weil  er  die- 
selbe nicht  gewähren  kann  oder  nicht  gewähren  will.  Er 
kann  es  nicht,  weil  und  soweit  ihm  die  Mittel  fehlen;  er  will 
es  nicht,  weil  er  den  Unterstützung  Nachsuchenden  nicht  für 
bedürftig  hält.  Das  Können  ist  Sache  der  finÄnziellen,  das 
W^ollen  oder  Nichtwollen  Sache  der  verwaltungstechnischen 
Leistungsfähigkeit.  Nun  sieht  man  leicht  ein,  wohin  es  führen 
muss,  wenn  diese  beiden  Fähigkeiten  in  anderer  Kombination 
erscheinen,  wenn  ein  finanziell  leistungsfähiger  Armenverband 
einer  sorgsam  prüfenden  Armenverwaltung  entbehrt  und  um- 
gekehrt, oder  wenn  ein  finanziell  leistungsunfkhiger  Verband 
eine  gute  Armenverwaltung  besitzt  und  umgekehrt.  Beispiele 
für  Armenverbände,  bei  denen  je  eine  dieser  vier  möglichen 
Kombinationen  stattgefunden  hat,  sind  in  genügender  Zahl 
bekannt.  Es  sei  erstens  an  die  an  Stiftungen  reichen  Orte 
erinnert,  welche  Bedürftige  und  Nichtbedürftige  zu  Unter- 
stützungsempfängern machten,  wie  etwa  Ueberlingen,  zwei- 
tens an  Orte  mit  sehr  reichen  Mitteln,  welche  durch  streng 
zentralisirende  Verwaltung  Missbrauch  zu  verhüten  suchten, 
wie  etwa  Lübeck,  drittens  an  Orte,  welche  mit  verhältniss- 
mässig  spärlichen  Mitteln  gut  zu  wirtschaften  sich  bemühten, 
wie  etwa  Elberfeld,  und  viertens  an  Orte,  in  denen  Mangel 
an  Mitteln  mit  völligem  Mangel  des  Verständnisses  für  die 
Bedürftiisse  der  Armenpflege  Hand  in  Hand  ging,  wie  vor 
allem  die  ländlichen  Gemeinden  des  Ostens. 

Diese  Beispiele  betreffen  die  Zeit  vor  Emanation  des 
Reiehsgesetzes  und  beziehen  sich  auf  preussische  und  nicht- 
preussische  Orte.  Was  hat  nun  das  Reichsgesetz,  hieran  ge- 
ändert? Sind  sämmtliche  Armen  verbände ,  die  ja  vom  Gesetz 
prinzipiell  gleichgestellt  sind,  inzwischen  an  finanzieller  und 
verwaltungstechnischer  Fähigkeit   einander  gleich   geworden? 

Fonchangen  (27)  VI.  4.  —  Mflnsterberg.  18 
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Beispiele  dafür,  dass  dies  nicht  der  Fall,  sind  in  den  vorher- 
ffehenden  Abschnitten  ebenfalls  in  hinreichender  Anzahl  vorge- 
nihrt  worden.  Der  Zustand  ist  heute  derselbe,  wie  vor  zwanzig 
Jahren ;  es  besteht  noch  heute  eine  kaum  glaubliche  Ungleich- 
mässigkeit,  verursacht  durch  Ueberfluss  und  Mangel  der  Mittel, 
durch  Fähigkeit  und  Unftlhigkeit  der  Armenverwaltung  in 
den  verschiedenen  Verbänden.  In  Wahrheit  ist  also  ein  An- 
spruch des  Armen  auf  Unterstützung  —  wenn  ein  solcher 
mit  Recht  unterstellt  werden  könnte  —  nicht  oder  doch  nur 
insoweit  verwirklicht  worden,  als  es  schon  früher  der  Fall  war. 

Noch  deutlicher  erhellt  der  wahre  Sachverhalt,  wenn 
man  nun  zur  Vergleichung  die  ältere  Heimatgesetzgebung, 
insbesondere  die  gegenwärtig  noch  geltende  bairische  betrach- 
tet. Art  6  Abs.  I  des  bairischen  Armengesetzes  von  1869  be- 
ginnt mit  den  Worten:  „Der  Anspruch  auf  öflfentliche  Ar- 
menunterstützung beschränkt  sich"  ...  In  Art  10  Abs.  IE 
heisst  es :  „Arbeitsfähige  Personen  haben  keinenAnspruch 

auf  öffentliche  Armenunterstützung" Dem  Wortlaute 

nach  wird  also  jenes  alte  Recht  des  Heimatgenossen  auf  Ver- 
sorgung ausdrücklich  anerkannt  In  der  That  ist  dies  aber 
nur  dem  Wortlaute,  nicht  dem  Sinne  gemäss.  Die  Motive 
des  Regierungftentwurfes  heben  ausdrücklich  hervor,  dass  dem 
Bedürftigen  ein  Recht  auf  Armenunterstützung, 
welches  im  Wege  des  Streites  zwischen  ihm  und  der  be- 
treffenden Gemeinde  verfolgt  werden  könne,  nicht  zustehen 
solle.  Riedel  bemerkt  hierzu*),  dass  die  Beachtung  dieser 
Thatsache  nicht  blos  in  Bezug  auf  die  Kompetenzregulirung, 
sondern  auch  namentlich  deshalb  wichtig  sei,  weil  es  im 
Interesse  der  öffentlichen  Armenpflege  liege,  bei  den  Hülfe- 
suchenden das  Bewusstsein  rege  zu  halten,  dass  sie  nicht 
um  ihretwillen,  sondern  aus  Rücksicht  auf  das 
Geraeinwohl  unterstützt  werden,  und  eben  des- 
halb die  Unterstützung  nicht  zu  fordern,  son- 
dern zu  erbitten  haben. 

Ebenso  wird  in  der  sächsischen  Heimatgesetzgebung  ein 
„Anspruch"  des  Heimatgenossen  anerkannt;  aber  es  werden 
gleichzeitig  Bestimmungen  erlassen,  welche  das  ernsthafteste 
Bestreben  zeigen,  vor  allem  einen  „Anspruch"  des  Armen 
nicht  zuzulassen^),  so  dass  sich  auch  hier  dieser  Ausdruck 
nur  als  eine  Reminiscenz  aus  dem  alten  Heimatrecht  darstellt 
und  nichts  anderes  bedeutet,  als  dass  der  Staat  an  jeden  Hei- 
matbezirk die  Anforderung  öffentlicher  Armenfürsorge  im 
Interesse  der  Allgemeinheit  stellt,  aber  die  Kosten  derselben 
nach  Massgabe  der  individuellen  Zugehörigkeit  zu  den  ein- 
zelnen Bezirken   auferlegt.     Das  Gleiche  gut  flir  die  übrigen 


')  S.  73  Anm.  3  zu  Art  6. 

2)  Vgl.  besonders  §  1—7.  27—31.  134  flF.  der  Annenordnong  von  1840. 
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Heimatgesetzgebungen  mit  Ausnahme  der  eben  erwähnten 
mecklenburgischen  Singularität  So  drückt  sich  tiberall  denn 
die  Tendenz  aus,  dem  in  sich  geschlossenen  Verhältniss  von 
Rechten  und  Pflichten  der  Heimatgenossen  das  höhere  Staats- 
interesse überzuordnen  und,  ganz  wie  es  in  Preussen  1842 
geschehen  war,  die  privatrechtliche  Verpflichtung  zur  Armen- 
unterstützung in  die  öffentlich-rechtliche  Verpflichtung  zur 
Armenpflege  umzuwandeln. 

Aoer  ebenso  wie  in  Preussen  und  gegenwärtig  im  Geltungs- 
gebiet des  Gesetzes  über  den  Unterstützungswohnsitz  diese 
Vorschriften  die  erheblichsten  Ungleichmässigkeiten  nicht  zu 
hindern  vermochten ,  ebenso  blieb  die  Durchführung  der 
öffentlichen  Armenpflege  in  den  Gebieten  des  Heimatrechts 
und  gegenwärtig  in  Baiem  eine  örtlich  nach  Massgabe  der 
Armenmittel  und  der  Fähigkeit  der  Armenverwaltung  ver- 
schiedene und  in  hohem  Grade  ungleichmässige.  Auch  dies 
ist  im  Vorhergehenden  durch  mannigfaltige  Nachweisungen  näher 
dargethan  worden. 

Man  erkennt  also,  dass  der  gegen  die  Reichsgesetzgebung 
erhobene  Vorwurf,  sie  schaffe  einen  Anspruch  des  Armen, 
ebenso  unrichtig  ist,  wie  die  demselben  entgegengesetzten  Ein- 
wendungen berechtigt  sind,  dass  die  in  Betreff  dieses  Punktes 
erlassenen  Gesetzesbestinmiungen  im  Reich  und  in  Baiern  im 
Grunde  auf  ganz  denselben  theoretischen  Grundlagen  beruhen. 

Aber  dennoch  mahnt  gerade  diese  theoretische  Ueberein- 
stimmung  zur  Erwägung,  ob  nicht  dem  Vorwurfe,  wenn  er 
etwas  anders  gefasst  und  an  der  richtigen  Stelle  erhoben 
würde,  eine  gewisse  Bedeutung  zukäme;  wenn  man  ihn 
nämlich  so  ausdrückt,  dass  auch  schon  die  Verpflichtung  der 
Armenverbände  gegenüber  dem  Staate  eine  Gefahr  in  sich 
berge,  indem  durch  sie  dem  Müssiggänger  und  Verschwender 
so  gut  wie  dem  Schwachen  und  Kranken  Versorgung  unter  allen 
Umständen  garantirt  wird,  und  daher  das  an  einem  Orte  mit 
reichen  Mitteln  und  etwas  lässiger  Armen  Verwaltung  sich  auf- 
haltende Individuum  doch  thatsächlich  so  gestellt  werde,  wie 
Jemand,  dem  ein  Anspruch  auf  Unterstützung  ausdrücklich  zu- 
gestanden wird.  Mit  dieser  Massgabe  ist  der  Vorwurf  allerdings 
gerechtfertigt;  nur  trifft  er  dann  nicht  mehr  das  Armengesetz 
selbst,  sondern  die  zu  seiner  Ausführung  erlassenen  Bestim- 
mungen und  deren  thatsächliche  Ausführung.  Es  ist  mit  andern 
Worten  ein  Vorwurf,  der  gegen  die  Verwaltung  des  Armen- 
wesens, gegen  Art  und  Mass  der  Unterstützung  erhoben  wird. 
Die  hierflir  in  Betracht  fallenden  Momente  —  insbesondere  das 
weitaus  wichtigste  des  Arbeitszwanges  gegenüber  bedürftigen 
arbeitsfähigen  Individuen  —  werden  unten  zu  erörtern  sein.  Hier 
ist  nur  noch  des  Zusammenhanges  wegen  darauf  hinzuweisen, 
dass  ganz  allgemein  die  schädliche  Wirkung  jeder  öffentlichen 
Unterstützimg    und    Gesetzgebung    von    den    Anhängern    der 

18* 
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ausscblicsaend  freiwilligen  Armenpflege  behauptet  wird,  Wio 
weit  diese  Behauptung  begrfmdet,  was  für  und  wider  dieselbe 
anziifllhren  ist,  wurde  bereits  oben  (§  18—23)  näher  dar- 
gelegt. 


2.    Das  Laudarmenwesen. 


Heftiger  als  gegen  irgend  eine  andere  aus  dem  preussi- 
schcn  Armenrecht  übeniümmene  Institution  sind  die  Angriffe 
gegen  das  Landamienwesen ;  doch  sind  dieselben  zum  grösseren 
Teil  nur  ein  anderer  Ausdruck  der  bereite  anderweit  ge- 
machten Angriffe,  insofern  sie  dem  wirtschaftlichen  Aequi- 
valent,  der  Kostspieligkeit  der  Armenpflege  in  Bezug  auf 
Landarme,  dem  sog.  Anspruch  des  Armen  auf  Unterstützung 
und  einigen  mehr  untergeordneten  Punkten  gelten.  Dagegen 
empfilngt  der  Vorwurf,  dass  das  Individuum  durch  das  System 
des  UnterstützungswohnBitzes  von  dem  festen  Grunde  der 
engeren  Gemeinscliaft  losgelöst  werde,  in  Bezug  auf  das  Land- 
armenwesen einen  gewissermassen  neuen  und  eigentümlichen  In- 
halt, indem  hierin,  in  dem  vollständigen  Mangel  jeder,  selbst 
der  abgeschwächten  Zugehörigkeit  des  Unters  tu  tzungs  Wohn- 
sitzes, die  verderblichste  Konsequenz  dieses  Systems  erblickt 
wird,  welches  mit  seiner  geflissentlichen  Zerstörung  des  Gc- 
meindelebens  Landstreichen,  Betteln  und  wirtschaftliche  Zucht- 
losigkeit  notwendig  zur  Folge  habe.  Denn  nur  die  engere 
Gemeinschaft,  deren  treuestes  Abbild  die  Heimat  sei,  könne 
im  Stande  sein,  durch  Zucht-  und  Vorbeugungsmas.sregeln  die 
zu  ihr  gehörigen  Individuen  sittlich  und  wirtschaftlich  zu  be- 
einflussen und  zu  kräftigen;  an  einem  Orte,  wohin  der  Land- 
anne gehöre,  fehle  es  aber,  weil  nur  der  Ort  des  Unter- 
s  tu  tzungs  wohn  sitz  es  zur  Wiederaufnahme  und  dauernden  Dul- 
dung eines  Bedürftigen  verpflichtet  sei,  während  der  Landarme 
im  Bezirke  des  Landarmenverbandes  entweder  direkt  durch 
die  Landarm enbehörde,  ein  zur  individuellen  Armenpflege  un- 
ßlhiges  Organ,  unterstützt  oder  einem  Ortaarmenverbande 
zxigewiesen  werde,  mit  dem  er  in  keinem  inneren  Zusammen- 
hange stehe,  der  ein  finanzielles  oder  sonstiges  Interesse  an 
seinem  Ergehen  nicht  habe.  Weil  nun  dieser  Zustand,  ver- 
bunden mit  der  an  jedem  Orte  garantirten  Armenbülfe,  den 
zur  Arbeit  nicht  willigen  Elementen  sehr  zusagend  sei  und 
die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  leichtfertiges 
und  mUssiges  Umherziehen  ohnehin  sehr  begünstigten,  so 
nehme  die  Zahl  der  Landarmen  immer  mehr  zu,  verschlimmerten 
sich  die  mit  ihrer  Existenz  verbundenen  Üebelstände  mehr 
und  mehr.    Einer  der  Hauptgegner  glaubt  behaupten  zu  dürfen, 
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dass  man  durch  das  Gesetz  von  1870  den  grössten  Teil  der 
vermögenslosen  Bevölkerung  zu  Landarmen  degradirt  habe '). 

Die  Klarstellung  des  Landarmenwesens  in  Bezug  auf  seine 
finanzielle  Bedeutung  ist  in  anderem  Zusammenhange  versucht 
worden;  es  zeigte  sich,  dass  vom  Standpunkt  der  gerechten 
Verteilung  der  Armenlast  die  Uebemahme  der  Fürsorge  flir 
nicht  gemeindegehörige  Mitglieder  durchaus  angemessen  ist 
und  dass  dieser  Einsicht  sich  auch  die  Heimatgesetzgebung 
niemals  verschlossen  hat  Auch  wurde  dargelegt,  dass  die 
Schaffung  von  Ortsarmen  und  Landarmen  als  qualitativ  ver- 
schiedenartig berechtigter  Subjekte  der  öffentlichen  Armen- 
pflege nicht  im  Sinne  des  Gesetzes  liegt,  dass  vielmehr  die 
Zuweisung  der  Armenlast  an  Orts-  und  an  Landarmenver- 
bände nach  Massgabe  gewisser  von  dem  Verbleiben  des 
Individuums  hergenommener  Merkmale  nur  der  gerechteren 
Verteilung  der  Armenlast  dienen  und  ebenfalls  eine  aus- 
schliesslich finanzpolitische  Bedeutung  haben  soll.  Weder  ist 
eine  Erhöhung  aes  Ortsarmen,  noch  eine  Degradation  des 
Landarmen  dadurch  beabsichtigt,  dass  in  dem  einen  Falle  der 
Ortsarmenverband,  in  dem  andern  der  Landarmenverband  die 
Kosten  der  Armenpflege  bezahlt  Wenn  Jemand  durch 
Leistungen  der  Armenpflege  degradirt  wird,  so  wird  er  es  in 
dem  einen  Falle  so  gut  wie  in  dem  andern.  Auf  diesen  theo- 
retischen Standpunkt  der  Reichsgesetzgebung  ist  im  übrigen 
hier  nicht  nochmals  einzugehen. 

Nun  soll  aber  auch  hier  so  wenig  wie  oben  der  Haupt- 
nachdruck auf  den  theoretischen  Standpunkt  gelegt  werden. 
Auch  hier  ist  von  vornherein  anzuerkennen,  dass  die  Vor- 
würfe durchaus  berechtigt  sind,  sobald  sich  ergiebt,  dass  das 
Gesetz  bei  der  praktischen  Handhabung  einen  von  ihm  eigent- 
lich nicht  gewollten  Sinn  erhalten  muss,  wenn  sich  ergiebt, 
dass  die  finanzielle  Wohlthat,  welche  den  Ortsarmenverbänden 
durch  Entlastung  erwiesen  werden  soll,  überwogen  wird  durch 
schwere  Nachteile  anderer  Art,  welche  der  Gesammtheit  durch 
das  Landarmenwesen  zugefügt  werden.  Dass  sittliche  Folgen, 
wie  die  von  den  Gegnern  des  Landarmenwesens  behaupteten, 
als  derartige  schwere  Nachteile  erachtet  werden  müssten,  bedarf 
aber  keines  weiteren  Nachweises.  Nur  wird  man  sich  bemühen 
müssen,  anders  als  wie  es  durchweg  von  Seiten  der  Gegner 
geschieht,  über  allgemeine  Behauptungen  hinauszugelangen 
und  wenigstens  einiges  thatsächliche  Material  zu  suchen, 
aus  welchem  Grund  oder  Ungrund  jener  Vorwürfe  gefolgert 
werden  kann  ^).    Denn  obwohl  es  an  vollständigen  Nachrichten 

')  Waentiß  S.  27;  Luthardt  S.  45  ff.  Sevdel  gebraucht  in 
edner  systematiscnen  Darstellung  immer  den  wenig  glücklicnen  Ausdruck 
„Landarmut". 

^)  Man  lese  nach,  was  Luthardt  und  Waenti^  auf  der  einen, 
A dieses,  der  Verteidiger  des  Landarmen wesens,  auf  aer  andern  Seite 
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auch  hier  fehlt  und,  um  nach  rückwärts  zu  vergleichen,  immer 
fehlen  wird ,  giebt  es  doch  eine  Reihe  von  Zahlen  und  Tbat- 
sachen,  welche  die  in  Frage  stehenden  Zustände  einigermassen 
aufzuklären  vermögen. 


§  100. 

Ueber  die  Zahl  der  Landannen  und  den  Umfang  der  fiir 
sie  zu  machenden  Aufwendungen  mögen  die  folgenden  Nach- 
Weisungen  orientiren. 

Bei  der  Zäblang  im  Eönigreich  Sachsen  1880  stellte  sich  das 
Verh&ltnisB  der  Landarmen  auf  1962  von  Überhaupt  36  301  Selbst- 
unterEtUtzteo  ^=  5AQ ''/(,;  hierbei  war  aber  der  Anteil  der  einzelnen 
Bezirke  ein  sehr  verschiedenartiger :  es  entfielen  anf  die  Amtshsapt- 
mannschaften  Dresden  und  Leipzig  11  und  13  °:^,  während  in  an- 
dern, vornehmlich  in  den  zur  KreishauptmannGchaft  Zwickau  ge- 
hörigen Amtahanptmann Schäften  die  LandarmeD  weniger  als  2°lo  der 
öffentlich  Unterstützten  betrogen.  Vgl.  a.  a.  0.  Tab.  20.  21.  ~  Die 
Statistik  des  D.  V.  ergab  1880  in  40  Städten  auf  126  422  Selbst- 
nnterstUCzte  S  343  Landarme  =  G.&O'^io,  ein  Verhältniss,  welches  dem 
Ergebniss  für  Sachsen  insofern  zu  entsprechen  scheint,  als  bei  der 
Verein Estatistik  nar  Städte,  also  Ortsarmenverbände  mit  sehr  star- 
kem auswärtigen  Zaflass,  beteiligt  waren.  Vgl.  a.  a.  0.  Tab.  18; 
auch  die  im  Stat.  Jahrb.  der  Stadt  Berlin  f.  1883  S.  222  mit- 
geteilte Tabelle.  —  Ausweislich  der  Erhebung  der  Provinz  Hanno- 
ver für  1879  zur  Ermittelang  des  gesammten  Armenaufwandes 
(dem  Verw.-Bericht  für  1881  beigefügt)  worde  in  den  Ortsarmen- 
verbänden  der  Landdrosteibezirke  die  in  der  folgendeu  Tabelle  an- 
gegebene Zahl  von  Orts-  and  Landarmen  unterstützt  und  wurden 
hierbei  die  gleichfalls  aas  der  Tabelle  erhellenden  Aufwendungen 
gemacht.  Die  Nachweisang  rnnfasst  den  weitaus  grössten  Teil  der 
Landarmen,  da,  wie  der  Verw.-Bericht  S.  33  ergiebt,  unmittelbar 
durch  den  L.-A.-V.  nur  eine  sehr  geringe  Zahl  von  Personen  im 
Landannenhause  untergebracht  nar.  — 


für  thfttsächliches  Mat«riai  beibringen.  Während  letzterer  —  vgL  be- 
sondere  S.  786  ff.  und  H.  746  —  aus  allen  irgend  zugänglichen  Quellen 
schöpft,  beenüeen  sich  jene  mit  einigen  ganz  dürftigen  Angaben  über  du 
Wachsen  der  Armenlast  in  Sacheeu  und  Baden  fUr  die  Zeit  von  1874  bis  187S, 
bezw.  von  lä72  bis  1S75,  ohne  zu  berücksichtigen,  dass  diese  Staaten  vor 
allem  mit  dem  Uebergange  zu  dem  Landarmen wesen,  sowie  mit  dem  all- 
gemeinen wirtschaftlichen  Niedergange  nach  1873  zu  kämpfen  hatten. 
Auch  ist  das  in  diesem  ZueamniennaDge  wichtigate  Moment,  nämlich  das 
Verhältniss  der  Zahl  der  Orlaarmen  zu  derjenigen  der  Landarmen ,  so- 
wie das  VerhältnisB  des  gesammten  Aufwandes  der  OrlsarmenTeil^inde 
zu  dem  gesammten  Aufwand  der  Landannenverbände,  gar  nicht  berfilul. 
Vgl.  bei  Lnthardt  B.  58,  Waentig  S.  21. 
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Lianddrostei- 

Von  OrtMurmenTerb&nden  der 

Provins  HannoTer  wurden  durch 

eigentliche  Hanearmenpilege 

rUnterettttinng  von  Annen  in 

ihren  Wohnungen)  nntertifttxt 

Von  Ortsarmenyerb&nden  der 

ProTinz  HannoTer  wurden  für 

die  ölTentliche  Armenpflege 

aufgewendet 

bezirk 

l. 

inegesamint 

2. 

daTon  dem  Land» 

armeuTerbande 

angehörig 

8. 
im  Ouiien 

Mark 

4. 

daTon  ans  Eraatz- 

leifltungen  des 

Landarmenyer- 

bandes 

Mark 

Anrieh 

Hannover  .... 
ffildesheim.   .   .   . 
lidneborg  .... 
Osnabrück.   .   .   . 
Stade 

5  856 
11014 
9  605 
7033 
5514 
4376 

131 
261 
106 
216 
184 
160 

481376 

624093 

557  796 
616  234 
363  897 

558  655 

13013 
36509 
9518 
32886 
20  709 
25487 

Provinz 

43398 

1058 

3202050 

138119 

Nach  Ausweis  der  am  1.  Juli  d.  J.  in  den  Einzelstaaten  ab- 
znschliessenden  Reichsarmenstatistik  wurden  im  Kalenderjahre  1885 
innerhalb  despreussischen  Staatsgebietes  von  Ortsarmen- 
verbänden 509  333  Familienhäupter  und  Einzelstehende,  dazu 
419  525  mitunterstützte  Angehörige,  zusammen  929458  Personen, 
von  Landarmen  verbänden  18  357  Selbst-  und  5524  Mit- 
unterstützte, im  Ganzen  23881  Personen  im  Wege  der  öffentlichen 
Armenpflege  unterstützt.  Die  Gesammtzahl  der  Unterstützten 
betrug  hiemach  953339  oder  3.87  ®/o  der  am  1.  Dezember  1880 
und  3.66  ^/o  der  nach  den  vorläufigen  Ergebnissen  der  Volkszählung 
am  1.  Dezember  1885  ermittelten  ortsanwesenden  Bevölkerung. 

Was  die  Art  der  Unterstützung  anbetrifft,  so  wurden 
von  den  Ortsarmen  verbänden  152851  Selbst-  und  33  793  Mit- 
unterstützte, zusammen  186  644  Personen  in  einer  Anstalt,  dagegen 
357  082  Selbst-  und  385  732  Mitunterstützte,  zusammen  742  814 
Personen  in  ihrer  eigenen  oder  in  einer  fremden  Wohnung  verpflegt, 
so  dass  20.08  %  der  Unterstützten  Anstaltspflege  und  79.92  ^/o 
offene  Pflege  genossen;  bei  den  Ortsarmen  verbänden  von  Städten 
betrug  der  Anteil  der  Anstaltspflege  21.26,  bei  denen  von  Land- 
gemeinden 20.21,  bei  denen  von  Gutsbezirken  nur  7.73  und  bei 
den  gemischten  Armenverbänden  19.07  °/o  der  Unterstützten.  Von 
Seiten  der  Landarmenverbände  wurde  an  8908  Selbst-  und  81 
Mitunterstützten,  also  zusammen  an  8  989  Personen  Anstaltspflege,  an 
9  449  Selbst-  und  5  443  Mitunterstützten,  also  zusammen  an  14  892 
Personen  offene  Armenpflege  geübt,  so  dass  hier  die  geschlossene 
Pflege  37.64  ^o,  die  offene  62.36  ®  o  der  Unterstützten  umfasste. 
Vgl.  Stat.  Korr.  d.  Preuss.  Stat.  Bur.  v.  3.  Juli  1886:  Das  Haupt- 
ergebniss  der  Armenstat.  f.  Preussen  1885. 
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In  andrer  Weise  drDckt  sich  das  VerhäldÜBs,  für  das  Itider 
weitere  direkte  Angaben  ober  die  Zahl  der  Land-  and  OrtsarnieD 
nicht  zo  Gebote  stehen,  durch  die  Aasgaben  für  beide  Kategorien 
ans.  Ancb  hier  sind  nnr  vereinzelte  Angaben  vorhanden;  am  om- 
fasscndsten  wieder  aos  Oldenburg,  worüber  sieb  die  folgende  Tabelle 
verbau. 

Im  Herzogtum  Oldenburg  (Grossberzogtum  ohne  Ldheck  nnd 
Birkenfeld)  betragen  die  Ausgaben: 


im  Jahre 

8.  der  Gemeinden 
für  örtliche  Amen- 
pflege 

lUrk 

b.  der  Landannen- 
verbände für  land- 
arme  Personen 

Uuk 

die  Ausgabe  zu  b 
in  Prozent  der 

1S78 

1874 
1875 

5M742 
542332 
549378 

2800 
5  721 
12  647 

0.49 
1.04 
2.29 

Zusammengestellt  aus  Tab.  XV  und  XX  bei  EoUmann  S.  245 
nnd  272.  —  Hierin  sind  die  Ausgabea  der  Stadt  Oldenburg  und 
des  Amtes  LandwUhrden ,  welche  zugleich  Orts-  und  L.-A.-V.  bilden, 
nicht  inbegriffen.  Doch  sind  auch  hier  einige  Amts  verbände 
(welche  in  0.  als  L.-A.-V.  fungiren)  während  aller  drei  Jahre  ohne 
jede  Ausgabe  fOr  Landanne  geblieben,  während  andere,  besonders 
die  mit  den  grösseren  Städten  besetzten  Aemter  Oldenburg,  Varel, 
Jever  nnd  Stollhanm  verbältnissmässig  höhere  Beträge  (zusammen 
etwa  drei  Viertel  der  ganzen  Angabe)  aufzuwenden  hatten. 

Ausweislich  der  ebengenannten  preuss.  Stat.  betrugen  im  Jahre 
1885  die  Gesammtanfwendongen  der  Ortsarmen  verbände  49.3  Hill- 
Mark,  der  Landannenverbände  5.6  Mlll.  M. 

Hält  man  alle  diese  Zahlen,  welche  sich  auf  sehr  ver- 
schiedene Zeiträume  (1873-1875,  1880,  1883,  1885)  beziehen, 
zusammen,  so  wird  man  in  ihnen  eine  Hindoutung  auf  das 
richtige  Verhältniss  der  Landannen  zu  don  Ortsarmen  finden, 
das  in  grösseren,  dem  Zuflüsse  stark  ausgesetzten  Gemeinden 
und  Bezirken  5 — '10  °!o,  in  kleineren  0  —  5  %  betragen  möchte. 
Doch  ist  hierbei  zweierlei  zu  beachten.  Erstens  liegt  den 
Landarmen  verbänden  in  ihrer  eigentümlichen  Stellung  die 
unmittelbare  Fürsorge  fiir  gewisse  Kategorien  der  Armenpflege, 
sowie  die  Beihlllfe  an  unvermögende  Ortsarmen  verbände  obi 
die  Angaben  über  die  diesbezüglichen  der  Ortsannenpflege  zu 
gute  kommenden  Aufwendungen  sind  in  den  Nachweisungen 
des  gesammten  Aufwandes  für  das  Landarmen wesen  mit  ent- 
halten. Und  zweitens  geben  die  Nachweisungen  der  Land- 
annenverbändc   immer  die  positive  und  vollständige  Ausgabe 
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ftr  alle  diejenigen  an,  die  keinem  Ortsarmenverbande  an- 
gehören, während  der  aus  öffentlichen  Mitteln  gemachte 
Aufwand  der  Ortsarmenverbände  aus  den  verschiedenartigsten, 
mehrfach  dargelegten  Gründen  durchaus  nicht  immer  der  Zahl 
der  Ortsarmen  zu  entsprechen  braucht.  Eine  richtige  Berech- 
nung, wenn  sie  überhaupt  möglich  wäre,  würde  zweifellos 
einen  geringeren  Anteil  der  Landarmen  ergeben,  als  wie  vor- 
stehend angenommen. 

§  101. 

Gleichwohl  würde  auch  dieser  Anteil  noch  beträchtlich 
genug  sein,  um  das  Landarmen wesen ,  sofern  es  die  behaup- 
teten üblen  Folgen  wirklich  haben  sollte,  bedrohlich  erscheinen 
•zu  lassen.  Nur  muss  man  bei  Erwägung  derselben  berück- 
sichtigen, dass  das  Wachsen  des  Aufwandes  fllr  das  Land- 
armenwesen an  und  fllr  sich  natürlich  ist  und  der  Absicht 
des  Gesetzes  entspricht,  die  Ortsarmen  verbände  zu  entlasten, 
und  dass  die  Gefahr  erst  da  beginnt,  wo  die  Aufwendungen 
ganz  ausser  Verhältniss  anschwellen  oder  eben  jene  Folgen 
eintreten  ^).  Vor  allem  wird  es  sich  also  um  die  Nach  Weisung 
eines  derartigen  Zusammenhanges  handeln. 

Wenn  nun  in  dieser  Beziehung  zunächst  das  Fehlen  einer 
engeren  Gemeinschaft  betont  wird,  welcher  der  Landarme  zu- 
gewiesen werden  könnte,  so  beruht  dies  auf  einer  Verwech- 
selung der  Verpflichtung  zur  Armenlast  und  der  Verpflichtung 
zur  Duldung  des  Aufenthaltes.  Denn  diese  beiden  stimmen 
nur  in  dem  einen  Punkte  überein,  dass  in  jedem  Falle  der 
Ortsarmenverband,  welcher  zur  Unterstützung  endgültig  ver- 
pflichtet ist,  auch  das  unterstützte  Individuum  bei  sich  auf- 
nehmen muss;  im  übrigen  unterscheiden  sie  sich  gerade  darin 
von  einander,  dass  jeder  Ortsarmen  verband  zur  Duldung  des 
Aufenthalts  verpflichtet  ist  —  auf  Grund  des  Freizügigkeits- 
gesetzes — ,  aber  nur  der  Armenverband  endgültig  die  Ar- 
menlast tragen  muss,  welchem  das  Individuum  als  Ortsarmer 
angehört  —  auf  Grund  des  Unterstützungswohnsitzgesetzes  — . 
Nur  eine  Ausnahme  besteht  hiervon,  und  zwar  bezüglich  der- 
jenigen Individuen,  die  aus  anderen  Gründen,  als  wegen  einer 


1)  Das  rapide  Anwachsen  der  Landarmenlast  (oft  in  1  bis  2  Jahren  um 
das  doppelte)  zeigt  sich  lediglich  in  den  Gebieten,  die  früher  die  Einrich- 
tung <^  Landarmenwesens  nicht  hatten,  während  die  preussischen  Pro- 
vinzen dne  bei  weitem  langsamere  Zunahme  zeigen.  Uebrigens  sind  auch 
hier  die  mannigfachsten  Einflüsse  deutlich  eäennbar.  Beispielsweise 
gehen  die  in  den  meisten  Provinzen  in  den  Kriegsjahren  1870  und  1871  sehr 
erheblich  gestiegenen  Beträge  in  den  folgenden  Jahren  um  den  dritten 
bb  vierten  Tdl  zurück,  um  erst  in  der  Zeit  nach  dem  wirtschaftlichen 
Rückschlage,  vor  allem  in  den  Jahren  1876  und  1877  die  frühere  Höhe  zu 
erreichen  bezw.  zu  überschreiten.  Vgl.  die  bei  A  dick  es  I  S.  736 — 745 
mitgeteilten  Zahlen. 
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nur  vorübergehenden  ArbeitBunfUliigkeit,  unterstützt  werden 
müBBen  (§  5  des  Gesetzes  über  die  Freizügigkeit).  Es  hat 
also  der  Umstand,  dass  ein  Landarmen  verband  die  Kosten  der 
Unterstützung  trägt,  absolut  keinen  Einfluss  auf  das  Ver- 
bleiben des  unterstützten  Individuums,  sofern  nicht  jene  eine 
Ausnahme  vorliegt;  weder  steht  dem  Landarm enverlünde  das 
Recht  zu,  solchen  Individuen  den  Aufenthalt  anzuweisen,  noch 
irgend  einem  Ortsarmenverbande ,  ihnen  den  Aufenthalt  zu 
versagen;  hierüber  bestimmt  lediglich  die  freie  Entechlieasung 
dessen,  der  vorübergehend  unterstützt  wird. 

So  besteht  denn  ein  sehr  erheblicher  Unterschied  zwischen 
vorübergehend  und  dauernd  Unterstützten ,  der  für 
unsere  Frage  insofern  besondere  Bedeutung  gewinnt,  als  r^el- 
mässig  die  erateren  mit  den  jüngeren  ^tersklasaen  (15—30 
Jahre)  identisch  sind*),  während  dauernde  Unterstützung  regel- 
mässig nur  fUr  ganz  jugendliche,  ganz  alte  oder  für  sieche  und 
gebrechliche  Personen  nötig  wird. 

Nun  leuchtet  aber  ein,  dass  es  gerade  diese  jüngeren 
Altersklassen  sind ,  für  welche  sittlich-schädliche  Wirkungen 
der  Gesetzgebung,  wie  plan-  und  zuchtloses  Umherschweifen, 
gefürchtet  werden  müssen ,  während  jene  aus  dauernden  Ur- 
sachen Bedürftigen,  sie  seien  welchen  Standes  sie  seien,  durch 
ihren  körperlichen  oder  geistigen  Zustand  ohnedies  meistens 
verhindert  sind,  sich  frei  zu  bewegen. 

Wird  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet,  welchen 
Wert  der  Besitz  einer  festen  Heimat  als  eines  Ortes  hat,  der 
an  dem  sittlichen  und  wirtschaftlichen  Wohle  seiner  Ange- 
hörigen interessirt  ist  und  durch  Massregeln  der  Zucht  und 
der  Vorbeugung  auf  dieselben  einwirken  kann,  so  ergiebt 
sich,  dass  bei  fortbestehender  Freizügigkeit  auf  diejenigen 
Personen  eben  nicht  eingewirkt  werden  kann,  welcne  der 
Zucht  am  meisten  bedürften,  und  dass  hierbei  die  Frage  nach 
dem  verpflichteten  Armenverbande  ganz  gleichgültig  ist.  Und 
diese  Betrachtung  führt  zur  Erkenntniss  des  wahren  Inhaltes 
der  hierher  treffenden  Vorwürfe:  genannt  ist  das  Land- 
armenwesen als  Ursache  schädlicher  Zustände,  gemeint 
aber  ist  die  Freizügigkeit,  welche  in  dem  gegenwärtig 
zugelassenen  Umfange  es  verhindert,  dass  die  unruhigsten 
Elemente  der  Bevölkerung  in  der  Freiheit  der  Niederlassung 
und  der  Wanderung  beschränkt  und  einem  bestimmten  Orte 
zugewiesen  werden ,  bezw.  aus  jedem  andern  als  dem  Hei- 
matorte ausgewiesen  werden  können. 

Und  weiter  führt  diese  Betrachtung  auch  zugleich  zum 
Erkennen  dessen,  was  es  mit  der  Zuchtlosigkeit ,  mit  dem 
Betteln  und  Landstreichen  als  Folge  des  Landarmen wesens 
auf  sich  hat.     Denn  auch  hier  findet  eine  ganz  ähnliche  Ver- 


')  Vergl.  oben  S.  247. 
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wechselung  statt.  Dem  Landarmenverbande  fallen  im  Bedürf- 
tigkeitsfalle zur  Last  diejenigen,  welche  keinem  Ortsarmen- 
verbande  durch  Unterstützungswohnsitz  angehören ;  keinen 
Unterstützungs Wohnsitz  haben  diejenigen,  die  selbst  (nach  voll- 
endetem 24.  Lebensjahre)  oder  deren  Familienh^rupt  (Eltern, 
Ehemann)  an  keinem  Orte  sich  mindestens  zwei  Jahre  lang 
ununterbrochen  aufgehalten  haben.  Mangel  eines  derartigen 
Aufenthaltes  deutet  auf  einen  Mangel  der  Sesshaftigkeit  und 
mangelnde  Sesshaftigkeit  wiedenmi  deutet  auf  die  Neigung 
zum  Vagiren.  Und  so  erweisen  sich  schliesslich  die  vom  Land- 
armenverbande zu  unterstützenden  Personen  als  identisch  mit 
eben  jenen  vagirenden  Elementen  der  Bevölkerung,  an  welchen 
sittliche  Schäden  vor  allem  wahrnehmbar  sind,  mit  den  Bettlern 
und  Landstreichern.  Aber  diese  Identität  ist  nicht  nur  nicht 
eine  Folge  des  Landarmenwesens,  sondern  umgekehrt  das 
Landarmenwesen  eine  Konsequenz  der  durch  vollkommene 
Freizügigkeit  gestatteten  freien  Bewegung,  insofern  als  die 
Gesetzgebung  die  Ortsarmenverbände  von  der  Armenlast  ftlr 
die  ihr  entfremdeten  vagirenden  Elemente  befreien  will.  So 
bildet  auch  hier  die  Klage  über  die  Gestattung  weitgehendster 
Freizügigkeit  den  wahren  Inhalt  der  gegen  das  Landarmen- 
wesen gerichteten  Vorwürfe. 

Wesentlich  mit  veranlasst  sind  diese  Verwechselungen  offen- 
bar auch  dadurch,  dass  an  die  in  Preussen  schon  lange  vor 
Emanation  des  Gesetzes  von  1842  bestehende  provinzielle  oder 
kommunalständische  Verpflichtung  zur  Unterbringung  der 
Landstreicher,  Bettler  ima  Arbeitsscheuen  in  Arbeitsanstalten 
die  Verpflichtung  zur  Tragung  der  Landarmenlast  angeknüpft 
und  auch  in  den  neuen  Provinzen  den  Landarmenverbänden 
zugleich  die  Fürsorge  für  das  Korrigendenwesen  übertragen 
wurde*).  Denn  wenn  auch  selbstverständlich  der  Landarme 
nicht  mit  dem  Korrigenden  identisch  zu  sein  braucht  und  auch 
äusserlich  in  einer  etwa  beiden  Kategorien  dienenden  An- 
stalt von  letzterem  getrennt  gehalten  wird,  so  beruht  die  Zu- 
sanmienstellung  beider  doch  nicht  auf  ganz  äusserlichen  Gründen. 
Nur  ist  der  innere  Zusammenhang  nicht  darin  zu  suchen,  dass 
derselbe  korporative  Verband  zu  ihrer  Unterhaltung  verpflichtet 
ist,  sondern  darin,  dass  Mangel  an  Sesshaftigkeit,  aer  den 
Verlust  des  Unterstützungswohnsitzes  zur  Folge  hat,  häufig 
auch  zum  Betteln  und  Landstreichen  und  damit  schliesslich 
in  die  Korrigendenanstalt  führt. 


^)  Die  Motive  zu  §  38  des  preussischen  Ausführunpgesetzes  vom 
8.  März  1871  bemerken,  dass  diese  Verpflichtung,  welche  teils  in  ge- 
ringerem, teils  in  weiterem  Umfange  reglement^mässig  in  den  alten  Pro- 
vinzen bestanden  habe,  der  Rechtegleicnheit  wegen  auch  in  den  neuen 
Provinzen  einzuführen  sei.  —  Die  Reglements  haben  regelmässig  die 
Ueberschrift:  Reglement  über  die  Einrichtung  des  Landarmen-  und  Kor- 
rigendenwesens.    Vgl.  auch  Adickes  I  S.  776. 
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Dies  ergiebt  sich  auch  aus  einer  guten  Nachweiaung, 
welche  der  L.-A.-V.  der  Pro%'inz  Sachsen  seinem  letzten  Ver- 
waltungabericht  beigefügt  liat  {Anlage  H  des  Berichts  flir 
1883/84,  1884'85).  Von  den  in  den  Jahren  1883/84  und  1884.85 
in  die  Ärbeitsan stalten  zu  Zeitz  und  Gross-Salze  eingelieferten 
1G67  und  1170  Korrigenden  waren  938  und  588  ohne  Unter- 
stUtzungswohnsitz ;  es  ist  aber  bemerkenswert,  daes  nach  dem 
Herkunftsorte  betrachtet  von  den  aus  der  Pro\-inz  Sachsen 
selbst  stammenden  Individuen  ein  bei  weitem  kleinerer  Teil 
ohne  Unterstützungswohnsitz  war,  als  von  den  aus  den  übrigen 
preuBsischen  Provinzen  und  deutsehen  Staaten  stammenden. 


§  los- 
schlagender noch  als  diese  aus  der  Natur  der  Sache  und 
dem  Sinne  des  Gesetzes  entnommenen  Argumente  dUrfteü 
Nachweisungen  sein,  welche  direkt  auf  das  Bettel-  und  Vaga- 
bundonwesen  bezüglicli  sind  und  die  Unabhängigkeit  desselben 
von  dem  bestehenden  armen  rechtlichen  System  ausser  allen 
Zweifel  stellen. 

Von  den  zahlreichen,  nicht  sehr  zuverlässigen  Nachrichten 
aus  älterer  Zeit  sehe  ich  ab.  Die  in  der  Zeit  nach  der  Re- 
formation in  England,  nach  dem  Dreissigjfihrigen  Kriege  in 
Deutschland  eingerissenen  Zustände  ungeheuerer  Verwilderung 
und  Zuchtlosigkeit  dulden  wegen  ihrer  eigen ttini liehen  Ursachen 
keine  Vergleichung  mit  den  heutigen  Verhältnissen. 

Vor  allem  sind ,  wie  in  dem  geschichtlichen  Ueberblick 
ausgeführt  wurde,  das  Vorhandensein  einer  starken  Staate- 
gewalt  und  der  Umschwung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
Momente,  welche  zu  Ende  des  vorigen  bezw.  am  Anfange  dieses 
Jahrhunderts  eine  vollkommene  Aenderung  in  diesen  Vet- 
hältnifisen  bewirkten,  indem  von  der  meist  negativen  Bettel- 
gesetzgebung zu  positiver  Armengesetzgebung  vorgeschritten 
wurde.  Immerhin  beweist  die  ungeheuere  Zahl  der  Bettel- 
ordnunt^en  aus  dem  17.  bis  18.  Jahrhundert,  welch  ein  furcht- 
bares Uebel  man  zu  bekämpfen  hatte. 

Vergleichbar  und  von  besonderem  Werte  sind  dagegen  die 
Nachrichten  aus  Ländern,  in  welchen  die  Heimalgesetzgebung 
gegolten  hat,  insbesondere  aus  Baiern,  das  vor  1870,  wie  oben 
näher  dargelegt,  eine  die  Freizügigkeit  sehr  bL'ScIiränkende 
Gesetzgebung  besass. 

Es  worden  nun  in  den  verschiedenen  Distrikten  Bai  erns  auf- 
gegriffen: 


VI.  4. 


285 


18a5— 36 

1847-48 

1860-61 

Bettler  !V-^«^- 

1 

Bettler 

Vagan- 
ten 

Bettler 

Vagan- 
ten 

Oberbaiem.   .   .   r 

9408 
3141 
3399 
3916 
2  664 
4026 

2  068 

3  225 

9  746 

4  812 

5  215 
4  794 
4134 
6186 
1745 
4476 

4800 
3  672 
9  607 
3996 
3340 
3543 
1937 
8915 

9423 

5  220 

6  920 
6719 
3860 
8206 
1354 
7187 

4521 
2  555 
9904 
2  511 
1890 
1342 
2  245 
2148 

11348 

Niederbaiem .   . 
Pfidz 

4  913 

5  677 

Oberpfalz  .   .   . 
Mittelfiranken 
Oberfiranken .   .   . 
Unterfranken    .   . 
Schwaben  .... 

3889 
2013 
1149 
2256 
8  995 

Könifirreich.   .    .   . 

31865 

40108 

34810 

43839 

27116 

35240 

Makowiczka^),  dessen  Darstellnng  die  vorstehenden  Zahlen  ent- 
nommen sind,  bemerkt  hierzu,  dass  die  Zahl  der  Aufgegriffenen 
ziemlich  genau  den  Bewegungen  der  konskribirten  Armen  und  mit 
diesen  den  Schwankungen  der  Getreidepreise  folge;  sie  ist  am 
höchsten  in  den  Theuerungsjahren  1846/47  und  1852/53  und  am 
niedrigsten  in  den  auf  letztere  gefolgten  wohlfeilen  Jahren  1858 
bis  1861.  Ganz  ebenso  nimmt  in  der  Zeit  nach  1871  gleichzeitig 
mit  dem  in  ganz  Deutschland  beobachteten  Sinken  und  Wachsen 
der  Bettelei  und  des  Landstreicbens  auch  in  Baiem  die  Zahl  der 
wegen  dieser  Vergehen  abgeurteilten  Individuen  1873  und  1874 
sichtbar  ab,  um  in  den  folgenden  Jahren,  insbesondere  1877,  um 
den  dritten  Teil  der  1876  abgeurteilten  Fälle  zu  steigen.  Vgl.  die 
bei  Adickes  I  S.   778  mitgeteilten  Tabellen. 

In  Oldenburg  wurden  wegen  Bettelei,  Landstreicherei  und 
unordentlicher  Lebensweise  bestraft: 


1865:  342 
1866:  393 
1867:  014 


1868:  838 
1869:  786 
1870:  937 


1871:  960 
1872:  681 
1873:  516 


1874:  616 
1875:  529 


Hier  zeigt  sich  also  ein  sehr  deutliches  Anschwellen  unmittelbar 
nach  den  beiden  Kriegen  und  der  Einfluss  des  Ges.  betr.  die  Frei- 
zügigkeit und  die  Aufhebung  deis  Passzwanges  von  1867;  doch  nimmt 
die  Zahl  offenbar  unter  der  Einwirkung  günstiger  wirtschaftlicher 
Verhältnisse  seit  1871  wieder  ab.  Vgl.  Kollmann  Tab.  XI  S.  201  und 
Text  S.  92.  — 

In    der    vortrefflichen    Untersuchung    über    die  Arbeitshäuser 
(Korrigendenanstalten)  von  v.  Wintzin gerode   ist  die  Zahl  der 


')  S.  335.    Vgl.  auch  die  Notizen  bei  Seh  unk  S.  15. 


27  469       27  776 


3943 
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znr  Nachhaft  anf  Grund  des  §  362  Stx.-G.-B,  eiDgelieferten  Pereonen 
angegeben  aaf: 

1874  1882  1883 

I.  in  Prenssen  10869 

II.  in  den  übrigen  deatschen 
Staaten  ansser  Elsass-Lo- 
thringen  1 999         3  035 

Vgl.  Drucks,  d.  D.  V.  1884  Nr.  9  Tab.  S.  15.  — 
In  einer  vom  L.-A.-V.  Hannover  aafgestellten  Statistik  des 
Vagabnnden-  und  Bettelwesens  werden  die  nachfolgenden  Bestrafongen 
wegen  Vergehens  gegen  §  361  Nr.  8.  4.  5.  7.  8  des  R.-Str.-G.-B. 
in  prensB.  Oberlandesgerichtsbezirken  nachgewiesen: 
1877:  88418,  1878:  103293,  1879;  126742,  1880:  130511, 
1881:  147354. 

Seit  1883  macht  sich  eine  etwas  rflcklänfige  Bewegong  bemerk- 
bar. Vgl.  Stat.  Nachrichten  über  das  Bettel-  nnd  Vagabnnden- 
wesen  in  der  prenss-  Monarchie  nnd  den  Nachbarstaaten  der  Pror. 
Hannover  1874  bis  1883,  herausgegeben  von  der  provinzialstftnd. 
Verwaltung. 

In  Berlin  betrog  die  Zahl  der  Bettler  and  Landstreicher 

1882:  3280Ö 

1883:  27  665 

1884:  21077; 

vgl.  amtl.  Veröffentlichungen  des  Polizei-Präsidinnis. 

Es  wurden  femer  wegen  Bettelns  und  Landstreichens  bestraft  in : 


Ghgt.H....n 

Baden 

Kgr.  Sach 

1881;    10973 

12453 

1882 :      9  800 

12115 

11727 

1883:      6  247 

9890 

11098 

1884:      4  007 

6  952 

Personen. 

Vgl.  Mitteil  der  groBsh.  hess.  Zentralstelle  vom  Janaar  1886 
Nr.  352. ;  Stat.  Mitteil.  Ober  das  Ghgt.  Baden  1885  Bd.  4  Nr.  14; 
Zeitscbr.  des  K.  Sächa.  Stat.  Bur.  Jahrg.  29  S.  197. 

Die  neuesten  V erw.- Berichte  der  preussischen  Prov.-Verb&nde 
sprechen  fast  durchweg  ihre  Befriedigung  tlber  die  ganz  ersichtliche 
Abnahme  der  Einlieferungen  vun  Korrigenden  ans.  So  Branden- 
burg. Ber.  für  1884—85  S.  27:  die  Zahl  der  Einlieferungen  betrug 
1700  gegen  2707  des  Vorjahres;  Schleswig- Holstein  desgl.  S.  8; 
OstpreuBsen  für  das  Kai. -Jahr  1885  S.  16;  Pommern  flir  1884—85 


So  vollziehen  sich  also  Erscheinungen,  die  flir  das  wiri- 
schaftliche  und  sittliche  Wohlergehen  der  Gesanimtheit  von 
höclister  Bedeutung  sind,  in  auf-  und  absteigender  Bewegung 
unter  der  Herrschaft  des  Heimatrechts  wie  unter  der  de« 
Unters tützunga wo hnai tzes ,  vor  Einillhrung  der  allgemeinen 
Freizügigkeit  und  nach  derselben. 
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Sucht  man  nach  den  Ursachen,  welche  die  Erscheinungen 
veranlassen,  so  hat  man  freilich  auf  diesem  Gebiete  mehr  als  auf 
iiV^end  einem  anderen  Anlass,  vorsichtig  zu  sein,  um  nicht  zu 
üalischen  Schlüssen  zu  gelangen.  Dass  auch  das  vollständigste 
Verzeichniss  der  Bettler  und  Landstreicher  nicht  entfernt  alle 
dahingehörigen  Fälle  aufweist,  steht  ausser  Zweifel.  Was  hier- 
bei individuelle  Momente,  insbesondere  die  grössere  oder  ge- 
ringere Aufinerksamkeit  der  Polizeibehörden,  die  grössere  oder 
geringere  Härte  der  Gerichte,  vor  allem  aber  der  Umfang 
des  Almosengebens  in  einzelnen  Orten  und  Bezirken  für  Ein- 
fluss  üben,  lässt  sich  schlechterdings  nicht  ermessen.  Vielfach 
bedeutet  ein  Heraufgehen  der  bezüglichen  Ziffern  nur  das 
Eintreten  schärferer  Kontrole  und  umgekehrt,  wie  auch  das 
Verschwinden  der  Vagabondage  aus  einzelnen  Bezirken  oft  nur 
anzeigt,  dass  die  Einwohnerschaft  derselben  sich  zu  gemeinschaft- 
lichen energischen  Massnahmen  verbunden  hat  Inmaerhin  darf 
iBweierlei  behauptet  werden:  einmal,  dass  im  wesentlichen  das 
Vagabundenwesen  von  dem  armengesetzlichen  System  unab- 
hängig ist,  und  dass  von  allen  auf  den  wahrnehmbaren  Stand 
desselben  einwirkenden  Momenten  die  Lage  der  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  die  erste  Stelle  einnimmt. 

L  Sehr  lehrreich  ist  in  dieser  Beziehung  die  eben  erwähnte  han- 
noversche Statistik  S.  5  ff.,  in  welcher  neben  den  Fällen  der  Haft- 
strafen die  Fälle  angegeben  sind,  in  denen  ausserdem  auf  Ver- 
weisung an  die  Landespolizeibehörde  erkannt  ist.  Diese  Fälle  be- 
tragen regelmässig  30  bis  40  %  in  den  O.-L.-G.-Bezirken  Königs- 
berg und  Stettin,  5  bis  10  ^/q  in  den  Bezirken  Kassel  und  Köln, 
1  ^Iq  oder  darunter  in  den  kleineren  thüringischen  Staaten.  — 
lieber  die  ganz  verschiedenartige  Festsetzung  der  Dauer  der  Deten- 
tion macht  V.  Wintzingerode  a.  a.  0.  S.  11  u.  12  bemerkens- 
werte Mitteilungen.  —  Treffend  macht  Böhmert  darauf  aufmerk- 
sam, dass  bei  den  eigentlichen  Verbrechen  die  Interessen  der  Ver- 
letzten oder  das  höhere  Staatsinteresse  eine  genauere  Ermittelung 
der  Personen  und  des  Thatbestandes  verbürgten,  während  das  Publi- 
kmn  sich  durch  Betteln  selten  direkt  verletzt  fühlte,  oft  sogar  zur 
Begünstigung  der  Bettler  gegenüber  der  Behörde  geneigt  sei.  Vgl. 
a.  a.  0.  S.  201.  —  Sehr  ausführlich  und  mit  sehr  zahlreichen  Be- 
legen bei  Duchatel-Naville  S.  192  ff.,  bes.  S.  197:  „Aus  diesen 
natürlichen  Hindernissen,  die  sich  dem  Vollzuge  der  Gesetze  gegen 
das  Bettelwesen  entgegenstellen,  folgt,  dass  das  Aufhören  der  Bet- 
telei immer  nur  ein  teilweises  oder  ein  scheinbares  oder  nur  auf 
gewisse  Zeit  dauerndes  sein  kann."^ 

Neuerdings  hat  sich  der  preuss.  Minister  des  Innern  veranlasst 
gesehen,  die  Behörden  auf  die  vorhandenen  Missstände  aufmerksam 
zu  machen:  vgl.  den  Zirk.-Erl.  v.  22.  Oktober  1885  (Min.-Bl, 
8.  287)  betr.  Regelung  der  Festsetzung  der  korrektio- 
neilen Nachhaft  nach  allgemeinen  Grundsätzen. 

1.  Es  wird  darin  betont,  dass  die  Festsetzung  der  Nachhaft  oft 
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mechanisch,  ohne  individualisirende  Momente  erfolge,  während  die 
Erfolge  der  Detention  wesentlich  von  der  zeitlichen  Begrenzung  mit 
Rücksicht  auf  die  Individualität  abhingen.  Die  Landräte  und  Polizei- 
Behörden  sollen  daher  bei  Einreichung  der  gerichtlichen  Akten  an 
die  Regierung  sich  möglichst  aus  eigener  Kenntniss  hierüber  gut- 
achtlich äussern.  Ebenso  soll,  falls  die  Detentionsdaaer  abgekfiizt 
werden  soll,  ein  motivirtes  Gutachten  der  oberen  Beamten  der 
Korr. -Anstalt,  einschliesslich  des  Anstaltsgeistlichen,  beigelegt  werden. 

2.  Es  wird  den  Polizeibehörden  empfohlen ,  den  Detinirten 
auch  nach  ihrer  Entlassung  beizustehen;  letztere  sollen  daher  bei 
ihrer  Entlassung'  über  die  Wahl  des  ktlnftigen  Aufenthalts  befragt 
und  hiervon  der  betr.  Orts- Polizeibehörde  Mitteilung  gemacht  werden. 
Doch  soll  Jemand,  der  vorher  anderweitig  Arbeits- 
gelegenheit findet,   hieran  nicht  gehindert  werden. 

IL  Ueber  den  sehr  geringen  Einfluss  der  Armengesetzgebung 
auf  diese  Zustände  sprechen  sich  viele  Behörden  aus.  So  bemerkt 
der  Yerwaltungsbericht  der  Prov.  Hannover  fftr  1881  S.  28 :  „Dass 
lediglich  die  Gesetzgebung  die  Schuld  an  den  vorhandenen  Uebeln 
trage,  dtlrfte  von  unbefangenen  und  nicht  von  Parteirücksichten  be- 
herrschten Beobachtern  kaum  noch  behauptet  werden,  nachdem  kon- 
statirt  ist,  dass  auch  unter  der  Herrschaft  der  bairischen  G^etz- 
gebung  gleiche  Kalamitäten  wie  in  den  dem  Reichsrecht  ganz  unter- 
worfenen Staaten  hervorgetreten  sind."  Der  bereits  angeführte 
Verw.-Ber.  für  Schleswig-Holstein  bemerkt  S.  8. :  „Die  in  unserem 
vorjährigen  Berichte  ausgesprochene  Vermutung,  dass  die  Abnahme 
der  Zahl  der  Korrigenden  fortdauern  werde,  hat  sich  bestätigt 
Der  Durchschnittsbestand  ging  von  1028  im  Jahre  1882 — 83, 
936  im  Jahre  1883—84,  im  verflossenen  Jahre  auf  858  (829 
Männer  u.  29  Weiber)  herunter,  und  belief  sich  die  Gesammtzahl  der 
Detentionstage  auf  312  438  gegen  372438  im  vorhergehenden  Jahre. 
Am  Schlüsse  des  Rechnungsjahres  war  die  Zahl  der  Detinirten 
1008  gegen  1043  am  Schlüsse  des  vorhergehenden  Jahres.  Dass 
von  der  seit  1882  stattfindenden  Verminderung  der  Korrigenden- 
zahl  auf  die  Abnahme  der  Vagabondage  geschlossen  werden  kann, 
erleidet  keinen  Zweifel  und  wird  durch  die  Angaben  der  Polizeibehörden 
und  Gerichte  vielfach  bestätigt.  Auch  hat  sich  der  allgemeine  Cha- 
rakter der  Korrigenden  geändert,  wie  daraus  hervorgeht,  dass  mit 
deren  Verminderung  die  Zahl  der  Rückfälligen  sich  vermehrt,  so 
dass  angenommen  werden  kann,  dass  der  bessere  Teil  der  Land- 
streicher Beschäftigung  gefunden  hat,  und,  wie  es  thatsächlich  er- 
kennbar, in  zunehmendem  Grade  ein  unverbesserliches  Gesindel  die 
Korrektionsanstalt  bevölkert.  Ob  und  in  welchem  Masse  hierauf  die 
Arbeiterkolonien  und  Verpflegungsstationen,  oder  nur  die  Besserung 
der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  eingewirkt  haben,  kann  zweifelhaft 
sein,  da  wenigstens  in  unserer  Provinz  jene  Einrichtungen  erst  nach 
bereits  eingetretener  Abnahme  der  Korrigenden  getroffen  sind  und 
sich  das  Vagabondentum  mit  mehr  als  75  ^Iq  aus  den  anderen  Pro- 
vinzen und  dem  Auslande  rekrutirt." 
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Ohne  nun  yerkennen  zu  woUen,  dass  ein  Uebel  um  nichts 
weniger  ein  Uebel  bleibt,  wenn  es  auch  schon  frtOier  in  stärkerem 
oder  schwächerem  Masse  vorhanden  war,  möchte  ich  doch  noch 
einige  Aeossemngen  anführen,  die  sich  anf  eine  mehr  als  50  Jahre 
znrOekliegende  Zeit  beziehen  nnd  deutlich  genug  erweisen,  dass  man 
es  hier  mit  Missständen  zu  thon  hat,  die  vor  allem  den  Eigentüm- 
lichkeiten der  menschlichen  Natur  entspringen,  überdies  aber  von 
unendlich  vielen  im  einzelnen  kaum  nachweisbaren  Momenten  ab- 
hängig sind.  Gegenüber  Form  und  Inhalt  der  heute  laut  werdenden 
Klagen  möchte  der  Wortlaut  der  betreffenden  Aeusserungen  beachtens- 
wert sein. 

So  schreibt  Ebers,  einer  der  kenntnissreichsten  Schriftsteller 
über  das  Armenwesen,  mit  besonderer  Beziehung  auf  Breslau  im 
J.  18  2  3:  „Der  grösste  und  der  wichtigste  Vorwurf,  den  man  der 
gegenwärtigen  Zeit  zu  machen  geneigt  ist,  ist  der,  dass  die  Religio- 
sität  und  daher  die  Sittlichkeit  in  steter  Abnahme  begriffen  sei. 

(S.  328) In  den  neuesten  Zeiten  hat  man  besonders  darüber 

geklagt,  dass  die  Neigung  zum  Trunk  und  zu  verwandten  Genüssen, 
zum  Tanz  und  zu  anderen  öffentlichen  Lustbarkeiten  bedeutend  zu- 
genommen  (S.   855) Die   Klagen  über  schlechtes  Gesindel 

hört  man  allgemein  und  immer  die  alten:  Mangel  an  Anhänglich- 
keit an  die  Herrschaft,  Untreue,  Arbeitsscheu  und  Lüderlichkeit 
(S.  360)  ....  Man  bemerkt  auch  bei  uns,  wie  jetzt  in  der  Welt 
überhaupt,  einen  Geist  des  Egoismus  und  der  Genusssucht,  ein  Stre- 
ben, um  die  eigene  —  selbstische  —  Existenz  festzustellen  und 
eine  daher  rührende  Teilnahmlosigkeit  gegen  das  Wohl  Anderer  und 
selbst  gegen  öffentliche  Verhältnisse,  welche  zu  vielen  Klagen  Anlass 
geben  und  das  Gute  und  Sittliche  mannigfach  hemmen."  (S.  365.)  — 
Doch  bemerkt  Ebers  im  Eingange  dieser  Betrachtung  in  Bezug  anf 
die  Neigung  der  Menschen,  das  Gegenwärtige  immer  mit  trübsten 
Blicken  zu  betrachten:  „Der  Irrtum  also,  in  seiner  Zeit  die  mo- 
ralischen Uebel  vollkommen  entwickelt  und  ausgebildet  —  in  der 
Vergangenheit  aber  mit  dem  sanften  und  mildernden  Dämmerlichte 
der  verstrichenen  Zeit  umnebelt  zu  erblicken,  liegt  ebenso  in  der 
Natur  des  menschlichen  Geistes,  als  in  ihm  der  Keim  der  Hoffnung 
für  ein  erneutes  und  besseres  Leben  fest  begründet  erscheint."^ 
(S.  328.)  - 

Und  B eis  1er  schreibt  1831:  ,,Dahin  gehören  die  Klagen  in 
allen  Ständen  über  zunehmende  Nahrungslosigkeit,  ein  stets  wach- 
sender Andrang  unbeschäftigter  Handwerksgesellen,  ohngeachtet  so 
viele  unter  dem  Schutze  der  neueren  Gesetze  zur  Ansässigmachung 
gelangt  sind,  ein  alle  Erwerbsmittel  weit  überschreitender  Luxus  in 
den  mittleren  und  unteren  Klassen  des  Volkes,  eine  unglaubliche 
Sittenlosigkeit  der  unteren  Klassen  des  Volkes,  namentlich  des  Ge- 
sindes, eine  bedeutende  Zunahme  der  Bettler  und  Landstreicher, 
eine  beunruhigende  Vermehrung  der  Polizeiübertretungen,  der  Ver- 
gehen und  der  Verbrechen,  ohngeachtet  überall  eine  wohlorganisirte 
Gensdarmerie  oder  andersbenannte,  zu  demselben  Zwecke  errichtete 

Poneliiiiigen  (27)  VI.  4.  —  Mtiiuterberg.  19 
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Corps  ohne  Vergleich  mehr  fUr  die  Üffentliche  Sicherhett  Iristen, 
ab  die  firaheren  Einrichtm^en ;  endlich  ein  allgemeines  Unbehagen, 
eine  laote  Unzufriedenheit  der  Völker,  die  nahe  daran  sind,  in 
allem  irre  zn  werden  und  an  jeder  Wendnng  znm  Bessern  zn  ver- 
Bwdfeln.  Diese  Erscheinungen  sind  nicht  nen,  ihre  Ent- 
stehong  geht  anf  20  bis  30  Jahre  znrllck,  aber  sie  treten  t&glich 
entschiedener  hervor  und  die  Frage  wird  immer  dringender:  Was 
hat  man  gethan  nnd  was  ist  zn  thnn  bei  diesen  geechichtlich  be- 
glaubigten Symptomen  der  Staatenanflöanng  ?" 


7.  Kapitel. 

Andere  Wirkungen. 

§   103. 

Nur  der  Vollständigkeit  halber  und  ganz  kurz  möchte  ich 
noch  der  Vorwürfe  erwähnen,  welche  der  Reichsgesetzgebung 
mit  Bezug  auf  Kasuistik,  Vielschreiberei  u.  s.  w.  gemacht 
werden.  Denn  einmal  ist  dieses  gewiss  keine  Eigentümlich- 
keit des  Reichsgesetzes,  sondern  jeder  Armengesetzgebung, 
welche  in  irgend  welcher  Weise  die  Unterstützungspflicht  an 
ein  bestimmtes  Angehörigkeitsverhältniss  anknüpft;  und  auf 
der  andern  Seite  sind  bei  jeder  grösseren  Armenverwaltung 
schriftliche  Aufzeichnun^n  irgend  welcher  Art  notwendig,  die, 
auch  ohne  dass  Veranlassung  vorliegt,  das  Angehörigkeits- 
verhältniss zu  prüfen,  ein  umfangreiches  Registerwesen  er- 
fordern. Fortfallen  könnten  die  durch  Beziehung  zu  anderen 
Armenverbänden  veranlassten  Korrespondenzen,  sowie  die  Er- 
mittelungen bezüglich  des  Unterstützungswohnsitzes  nur,  wenn 
jeder  Armenverband  schlechterdings  zur  Unterstützung  aller 
oei  Eintritt  der  Bedürftigkeit  in  seinem  Gebiete  aufhaltsamen 
Individuen  verpflichtet  würde  imd  auch  keinerlei  Ausgleichung 
nach  oben  hin  stattfände.  Würde  beispielsweise  diese  un- 
bedingte Verpflichtung  d^s  Aufenthaltsortes  zwar  anerkannt, 
aber  für  einen  nach  gewissen  Momenten  limitirten  Betrag  von 
Seiten  des  Staates  oder  eines  grösseren  Verbandes  Ersatz  ge- 
leistet, oder  fknde  ganz  allgemein  zwischen  allen  Armenver- 
bänden des  Reiches  eine  Verrechnung  der  von  ihnen  ge- 
machten Aufwendungen  zum  Zwecke  gerechter  Ausgleichung 
statt,  so  würde  auch  hierzu  ein  ausserordentlich  ausgedehntes 
Schreibwerk,  vielleicht  umfangreicher  als  das  gegenwärtige, 
notwendig  sein.  Hier  wird  doch  in  der  That,  soweit  es  sich 
nicht  um  ganz  unnütze,  durch  bureaukratische  Sachbehandlung 
veranlasste  Weiterungen  handelt,  die  zu  beseitigen  nicht  Auf- 

19* 
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gäbe  des  Gesetzes,   sondern  der  Verwaltung  ist,  nur  die  ma- 
terielle Seite  der  Armengesetzgebung  entscheidend  sein  können« 

Etwas  anders  liegt  es  mit  dem  Vorwurfe  der  durch  viel- 
fältige Kasuistik  hervorgerufenen  Rechtsunsicherheit.  Es  Iflsst 
sich  nicht  verkennen  und  wird  an  einigen  frappanten  Bei- 
spielen noch  unten  zu  betrachten^)  sein,  dass  die  Recht- 
sprechung des  obersten  Gerichtshofes  in  Armenstreitsachen 
wiederholt  geschwankt  hat,  und  dass  es  an  und  für  sich  sehr 
schwer  ist,  in  Angelegenheiten,  welche  eine  sofortige,  nach 
Ablauf  einiger  Zeit  nicht  mehr  mögliche  Untersuchung  an 
Ort  imd  SteUe  erfordern,  vom  grünen  Tisch  aus  zu  entscheiden. 
Aber  wenn  dies  ein  unleugbares  Uebel  ist,  so  wird  es  doch 
ein  notwendiges  zu  nennen  sein,  weil  dem  einzelnen  Armen- 
verbande  die  letzte  Entscheidimg  in  eigener  Sache  nicht  wohl 
anvertraut  werden  kann.  Nur  den  Missbrauch,  eine  unnütze 
Wortklauberei,  eine  dogmatisch-starre  Judikatur  würde  man 
ernsthaft  zu  beklagen  haben,  ihr  durch  möglichst  klare  Fassung 
des  Gesetzes,  durch  Wahl  geeigneter  Persönlichkeiten  ent- 
gegenwirken müssen. 

Wenn  speziell  der  Heimatgesetzgebung  die  Wirkung  zu- 
geschrieben wird,  die  Streitigkeiten  zu  vermindern,  so  ist  da- 
gegen zu  bemerken,  dass  hierfür  weder  die  Erfahrung  spricht, 
noch  auch  die  wirkliche  Sachlage ;  denn  wenn  nicht  die  Heimat- 
gesetzgebung sich  auf  einen  einzigen  Grund  des  Heimat- 
erwerbes beschränken  will,  nämlich  den  der  Verleihung  durch 
eine  nicht  anfechtbare  Entscheidung  der  Gemeinde,  so  bietet 
jedes  andere  Verhältniss,  ganz  abgesehen  von  den  Heimatlosen, 
nicht  mindere  Veranlassung  zu  Weiterungen :  namentlich  also, 
wenn  ein  Anspruch  auf  Verleihung  auf  Grund  gewisser  That- 
sachen  eingeräumt  wird  und  auch  gegen  den  Willen  der  Ge- 
meinde durchgesetzt  werden  kann.  Ausserdem  handelt  es  sich 
gar  nicht  allein  um  die  Ermittelung  der  Heimat  und  des 
Unterstützungswohnsitzes,  sondern  ebenso  häufig  um  Anlas» 
und  Betrag  einer  ftir  Rechnung  einer  andern  Gemeinde  ge- 
währten Unterstützung,  die  Streit  verursacht.  Kurz,  darin 
unterscheidet  sich  die  Heimat  von  dem  Unterstützungswohnsitz 
nicht.  Wirklich  fortfallen  würden  diese  Streitigkeiten  nur, 
wenn  die  Aufenthaltsgemeinde  unbedingt  zur  Unterstützung 
ohne  Anspruch  auf  Ersatz  verpflichtet  würde. 

Ueber  die  beztlglichen  Klagen  aus  älterer  Zeit  aus  Anlass  der 
Heimatgesetzgebong  vgl.  namentlich  Dnchatel-Naville  S.  94ff. ; 
Aschrott  S.  20;  Riedel  I  Einleitung  a.  a.  In  Bezug  auf  die 
gegenwärtige  Gesetzgebung :  Rocholl  II  S.  17;  Wittgenstein  II; 
Fleuch  S.  12;    Luthardt  S.  53  u.  a.     Auf  dem   im  Text  dar- 


^)  Vgl.  namentlich  die  Judikatur  über  die  Behandlung  des  §  30  und 
der  sog.  armenrechtlichen  Familiengemeinschaft  unten  §  149  und  §  189. 191. 
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gelegten  Standpunkte  Loening  S.  887.  —  Ein  allerdings  sehr 
komplizirter  Fall  von  unnötiger  Yielschreiberei ,  Rechtsirrtümem 
und  Kosten  wird  in  der  D.  Gem.-Z.  1877  S.  134  mitgeteilt.  — 
Wenn  im  flbrigen  die  Gem.-Z.  in  einem  neueren  Artikel  1885  S.  201 
in  den  bei  ihr  flblichen  starken  Ausdrücken  von  „Hypothesenschwalm 
und  Federfuchserei,  meist  nur  Juristen  verständlich,"  spricht,  so 
möchte  sie  sich  doch  über  den  bei  Durchführung  ihres,  an  andrer 
Stelle  (oben  §  16)  mitgeteilten  Systems  notwendigen  Bedarf  an 
Papier,  Tinte  und  Federn  im  Innern  der  Gemeindeverwaltung,  wie 
an  Eorrespondenzmaterial  behufs  Erstattung  der  Versicherungsbeträge 
einer  gelinden  Täuschung  hingeben.  — 

Ueber  die  Zahl  der  Streitigkeiten  im  ganzen  Geltungsgebiete 
des  U.-W.  verspricht  die  Armenstatistik  für  1885  einige  Aufschlüsse. 
Das  bisher  bekannt  gewordene  Resultat  für  Preussen  ergiebt,  dass 
1885  an  Klagen  von  den  Ortsarmenverbänden  der  Städte  2625, 
von  denjenigen  der  Landgemeinden  1023,  von  denen  der  Gutsbezirke 
163,  von  den  gemischten  Ortsarmen  verbänden  141,  von  den  Land- 
armenverbänden endlich  98,  im  ganzen  4050  Klagen  mit  Streit- 
gegenständen im  Gesammtwerte  von  368  325  Mark  erhoben  wurden. 
Vgl.  Stat.  Korr.  d.  Zeitschr.  d.  preuss.  stat.  Bur.  vom  3.  Juli  1886. 
Ueber  die  Entscheidungen  des  B.-A.  f.  d.  H.  giebt  das  Zentralbl.  f. 
d.  D.  R.  seit  1881  regehnässige  Nachweisungen;  vgl.  Jahrg.  1886 
S.  16,  1885  S.  20,  1884  S.  15,  1883  S.  49.  Danach  stellte 
sich  die  Zahl  der  Entscheidungen 
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Drittes  Bnch. 


Die  Reformbestrebungen. 


Vorbemerkung. 

§  104. 

Für  die  Darstellung  des  Details  der  Reformbestrebungen, 
deren  Inhalt  im  allgemeinen  schon  oben  angedeutet  wurde 
(§  3  II),  lässt  sich  eine  vollkommen  befriedigende  Reihenfolge 
nicht  wohl  ausfindig  machen.  Bei  dem  oft  unlösbaren  Zusammen- 
hange einer  Erscheinung  mit  der  andern  lassen  sich  die  ein- 
zelnen Kllagen  und  Vorschläge  sehr  wohl  an  der  einen  wie 
an  der  andern  Stelle,  im  Anschluss  an  die  eine  oder  die  andere 
Einrichtung  darstellen;  oft  sind  Wiederholungen  kaum  zu 
vermeiden.  Nun  erscheint  aber  die  StofFeinteilung,  die  nie 
ohne  Bedeutung  ist,  bei  einer  Materie  wie  die  vorliegende 
um  so  wichtiger,  als  nur  die  zweckmässige  Sonderung  des 
überaus  mannigfachen  Materials  Uebersicht  und  Ellarheit  ge- 
währen kann.  Von  allen  Einteilungsprinzipien  mochte  daher 
schliesslich  dasjenige  am  meisten  geeignet  erscheinen,  diesem 
Zwecke  zu  dienen,  welches  die  natürliche  Entfaltung  des 
Stoffes  am  leichtesten  ermöglicht,  eine  Frage  aus  der  andern 
sich  entwickeln  lässt  Diesem  Gesichtspunkte  entsprechend 
ist  die  Darstellung  angeordnet.  Den  Klagen  über  gewisse 
Wirkungen  der  Wirtschafts-  und  Armengesetzgebung  sind 
die  Besserungsvorschläge  angeschlossen,  und  von  diesen  in 
absteigender  Reihenfolge  diejenigen  zuerst  behandelt,  welche 
eine  Aenderung  der  ganzen  Gesetzgebung  beabsichtigen, 
während  die  Darstellung  von  Einzelvorschlägen   zuletzt  folgt. 


8.  Kapitel. 
Der  Staat  als  Träger  der  Armenlast 


In  der  bisherigen  DarBtellung  ist  das  bei  uns  geltende 
System  als  das  der  öfFenÜichen  oder  gesetzlichen  Armenpfl^e, 
oder  wohl  auch  der  Zwangsarmenpäege  bezeichnet  worden. 
Es  sollte  damit  auHgedröckt  werden,  dass  die  Verabreichung 
des  zum  notdürftigen  Lebensunterhalt  Erforderlichen  im  öffent- 
lichen Interesse  geboten  ist  und,  wo  nötig,  mit  Zwang  gegen 
die  von  der  Gesetzgebung  bezeichneten  Organe  herbeigeflinrt 
werden  kann.  Dieses  Zwangsgesetz  ist  wie  jedes  Gesetz  ein 
Akt  der   Staatsgewalt;  ihre  Befugnise,  die  Rechtsordnung  zu 

festalten,  ist  die  Quelle,  aus  der  auch  die  Annengesetzgebung 
iesst.  Der  Inhalt  derselben  hat  damit  an  und  föoc  sich  nichts 
zu  thun.  Der  Zusammenhang,  welcher  zwischen  der  Rechts- 
quelle  und  dem  Erzeugniss  der  Rechtsordnung  besteht,  dass 
nämlich  die  letztere  zur  Verwirklichung  der  im  Staatsgebiet 
anerkannten  Grundsätze  fUhren  soll,  ergiebt  sich  für  alle 
gesetzgeberischen  Akte. 

Doch  ist  ein  anderer  Zusammenhang  denkbar.  Der  Staat 
kann  seine  Anordnungen  unmittelbar  ausfilhren  und  unmittelbar 
den  mit  Ausfuhrung  derselben  verbundenen  Aufwand  ttber- 
nehmen  wollen,  wie  er  es  beispielsweise  in  Ansehung  des 
äusseren  Schutzes  ~  Militärwesen  —  und  des  Rechtsschutzee 
—  Justizweaen  —  thut.  So  ist  es  auch  denkbar,  dass  er  die 
Öffentliche  Armenpflege  unmittelbar  und  auf  seine  Kosten  zur 
Ausführung  bringt  In  solchen  Fällen  handelt  es  sich  nor 
um  die  Erwägung,  oh  das  Wesen  der  betreffenden  Veranstal- 
tungen das  unmittelbare  Eingreifen  des  Staates  notwendig 
oder  nützlich  erscheinen  lässt,  oder  ob  ihr  Wesen  eine  ad- 
ministrative oder  finanzielle  Beteiligung  des  Staates  ganz  oder 
zum  Teil  ausschliesst. 
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Unter  den  Möglichkeiten,  die  Armenlast  gerecht  zu  ver- 
teilen, ist  auch  die  unmittelbare  Uebemahme  derselben  durch 
den  Staat  mannigfach  erwogen  und  von  einigen  Seiten  mit  posi- 
tiven Vorschlägen  zu  ihrer  Ausführung  unterstützt  worden» 
Nicht  nur  in  neuerer  Zeit;  schon  in  der  älteren  deutschen 
armenrechtlichen  Literatur  und  Gesetzgebung  und  ebenso  in 
ausserdeutschen  Ländern  ist  der  Gedanke  wiederholt  aufge- 
taucht, sind  mehr  oder  minder  umfassende  Versuche  seiner 
Verwirklichung  gemacht  worden. 

§  106. 

Die  bekanntesten  Projekte  dieser  Art  sind  die  Akte  der 
französischen  gesetzgebenden  Versammlung  von  1793.  Es  ist 
nicht  überfltlssig,  sich  kurz  den  Gang  der  bezüglichen  Gesetz- 
gebung, der  sie  vorbereitenden  Schritte  und  ihr  späteres 
Schicksal  ins  Gedächtniss  zu  rufen  ^). 

Vor  allem  ist  bemerkenswert,  dass  von  einer  Erklärung 
der  Armenlast  zu  einer  Staatslast  zimächst  keine  Rede  ist» 
Die  Constituante  ernannte  1789  das  comit^  pour  Textinction 
de  la  mendicit^,  welches  in  sieben  Berichten  die  Ergebnisse 
sehr  gründlicher  und  sehr  sachkundiger  Untersuchungen  nieder- 
legte. Dasselbe  glaubte,  dem  Geiste  der  damaligen  Epoche  ent- 
sprechend, in  dem  Stande  der  Landwirtschaft  den  Grund  der 
Armutszustände  zu  erkennen,  und  stellte  als  eine  allgemeine 
Maxime  auf,  dass  die  Arbeit  die  einzige  Hülfe  sei,  welche  ein 
weises  Regiment  dem  arbeitsfähigen  Menschen  geben  könne; 
aber  selbstverständlich  dürfe  Arbeit  von  Staatsw^en  nur  den- 
jenigen verschafft  werden,  welche  absolut  ausser  Stande  seien, 
sich  solche  selbst  zu  verschaffen.  Weil  es  aber  gefkhrlicb 
sein  und  auf  die  Entfaltung  der  Arbeitskräfte  geradezu  lähmend 
wirken  würde,  wenn  die  Behörde  die  Stelle  der  Vorsehung 
bei  jedem  einzelnen  Arbeiter  versähe,  so  müsse  sie  sich  im 
wesentlichen  darauf  beschränken,  Arbeitsgelegenheit  im  all- 
gemeinen zu  eröfinen,  Erwerbsquellen  zu  erschliessen  und 
zugänglich  zu  machen^). 

M  Die  Darstellung  dieser  Verhältnisse  ist  mebt  eine  sehr  ungenaue. 
Block  bei  Eouninghaus  8.  602  begnügt  sich  mit  einer  kurzen,  nichts 
anfklSrenden  BemerKung;  ebenso  Luthardt  S.  30;  Germershausen 
and  Lammers  gehen  crar  nicht  auf  dieselben  näher  ein.  Eine  wenn 
auch  nidit  erschöpfenoe,  aber  den  historischen  Gan^  der  bezüglichen 
Entwicklung  klarlegende  Darstellung  hat  erst  Reitzenstein  III 
S.  186  ff.  g^ebracht  —  Das  Matexial  ist,  soweit  es  überhaunt  zugäng- 
lich ist,  \m  Monnier,  Histobre  de  Tassistance  publique,  Paris  1866,. 
zum  Teal  wörtlich  mitgeteilt.  Aus  der  letztgenannten  Publikation ,  zum 
Teil  im  Anschluss  an  Reitzenstein,  ist  die  Darstellung  im  Texte  ge- 
schöpft; vgl.  Monnier  S.  457  ff. 

^  A.  a.  O.  S.  464:  ^C'est  {Mir  une  influence  g^ndrale  que  le 
gouvernement  doit  agir;  son  mtervention  doit  §tre  indirecte;  il  doit  etre 
Je  mobil  du  travail,  mais  ^viter,  pour  ainsi  dire,  de  le  paraitre." 
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Wie  man  sieht,  geht  das  Komitee  hier  nicht  tlber  die 
Erörterung  allgemeiner  'wärtschaftspolitischer  Fragen  hinaus. 
Erst  in  seinem  letzten  Berichte,  unter  dem  Drucke  der  Stim- 
mung, welche  die  Nationalversammlung  und  das  Volk  be- 
herrschte^), gelangte  es  zu  positiven  Vorschlägen,  die  man 
ebensogut  als  Konsequenz  jener  Erwägungen,  wie  als  strikte 
Verneinung  der  darin  ausgesprochenen  Grundsätze  ansehen 
kann.  Es  wurde  für  die  Unterstützung  arbeitsfähiger  Armer 
durch  Gewährung  von  Arbeit  (Errichtung  öffentlicher  Arbeits- 
werkstätten) die  Auswerfung  eines  Betrages  von  5  Mill.  L. 
beantragt.  Gleichzeitig  wurde  auch  das  Verhältniss  des  Staates 
zu  den  übrigen,  d.  h.  den  nicht  arbeitsfähigen  Armen  dargelegt 
Das  Komitee  verwarf  unbedingt  das  System  der  örtlichen  Armen- 
last, welches  die  Gemeinden  und  Departements  nötigte,  sich 
im  Interesse  ihrer  Finanzen  der  Armen  durch  Gewalt  oder 
List  zu  entledigen,  und  damit  ähnlich  wie  vorher  in  England 
grosse  Härten  gegen  die  Armen  selbst  und  obendrein  das 
fortwährende  Steigen  der  Armenlast  zur  Folge  haben  mtlsse*). 
Es  erklärte  vielmehr,  dass  alle  diese  Uebelstände  verschwinden 
bezw.  vermieden  werden  würden,  wenn  man  aus  der  öffent- 
lichen Armenpflege  eine  nationale  Sache  (charge  nationale) 
machte  und  die  hierauf  zu  verwendenden  Mittel  aus  den  all- 
gemeinen Staatsmitteln  entnähme^).  Die  voraussichtlichen  Auf- 
wendungen wurden  auf  rund  51,5  Mill.  Livres  veranschlagt, 
wovon  27,5  Mill.  für  nicht  arbeitsfähige  Arme,  3  Mill,  Ar 
Unterdrückung  des  Bettels  entfallen  sollen. 

Der  Beachtung  auch  für  die  gegenwärtigen  deutschen 
Reformbestrebungen  besonders  würdig  und,  wie  sich  an  mehreren 
Stellen  zeigen  wird,  der  praktischen  Verwirklichung  fkhig 
sind  nun  weiter  von  den  Vorschlägen  des  Komitees  diejenigen, 
welche  die  Art  der  Verteilung  der  Staatsmittel  an  die  Ge- 
meinden und  Departements  regeln  wollen*).  Unter  Abstand- 
nahme von  einem  früher  ausgesprochenen  Gedanken,  die 
sänmitlichen  Hospitäler  und  Stiftungen  zum  Nationaleigentuni 
zu  erklären,  wird  vielmehr  vorgeschlagen,  die  Einkünfte  hier- 
von den  Gemeinden  zu  belassen  und  bei  der  Repartition  der 
Staatsgelder  in  Anrechnung  zu  bringen.     Im  tibngen  soll  die 


')  Als  die  Berichte  vorgelegt  wurden,  war  bereits  in  der  Konstitation 
von  1791  der  Grundsatz  ausgesprochen  woraen :  „II  sera  cr^^  et  oi-ganis^  im 
Etablissement  g^n^ral  de  secours  public  ponr  Clever  les  enfants  abandonn^, 
soulaser  les  pauvres  infirmes,  et  founur  du  travail  auz  pauvres  valides 
qui  nauraient  pas  pu  s*en  procurer."     Monnier  S.  459  Anm.  1. 

')  Die  Berichte  exemnlifiziren  sehr  oft  England,  vor  dessen  damals 
qa  sehr  schlimmen  Zust&naen  man  grosse  Furcht  zu  haben  schien.  —  Es 
ist  aber  in  hohem  Grade  bemerkenswert,  dass  in  den  Berichten  immer 
die  Sorge  fUr  die  Armen,  nicht  die  för  die  Gemeinden  in  erster  Linie  steht 

»)  Monnier  S.  470. 

«)  Monnier  S.  476;  auch  Reitzenstein  in  S.  441. 
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Repartition  in  der  Art  erfolgen,  daae  nach  dem  MassBtabe  der 
Bevölkerung,  der  Steuerkraft  und  des  Flächeninhalts  ein  be- 
stimmter Betrag  für  jedes  Departement  ausgeworfen  und  von 
diesem  an  die  einzelnen  Bezirke  verteilt  wird.  Auch  soll  bei 
der  Verteilung  noch  ausserdem  die  Höhe  der  Preise  der  Unter- 
haltsmittel in  den  einzelnen  DepartementB  berücksichtigt  werden, 
weil  andernfalls  von  einer  wirklichen  Ausgleichung  nicht  die 
Rede  sein  könne.  Auch  wird  bezüglich  der  Unterstützung 
arbeitsfähiger  Armer,  die  nur  durch  Gewährung  von  Arbeit 
zulässig  sein  soll,  vorgeschlagen,  das  Departement  selbst  zu 
einem  noch  zu  bestimmenden  Mossstabe  zu  Leistungen  aus 
eigenen  Mitteln  heranzuziehen,  um  leichtfertige,  die  Grenzen 
ihrer  Bedürfnisse  überschreitende  Ansprüche  zu  verhüten. 

Diese  VorschlHge  sind  von  der  alsbald  aufgelösten  Kon- 
stitairenden  Versammlung  nicht  mehr  beraten  worden.  Da- 
gegen nahm  die  Gesetzgebende  Versammlung  dieselben  wieder 
auf  und  betraute  ein  comiti^  des  secours  publica  mit  den  bezüg- 
lichen Arbeiten.  Auch  die  von  diesem  im  wesentlichen  in 
Anlehnung  an  die  früheren  gemachten  Vorschlage  gelangten 
zunächst  nicht  zur  Ausfühning.  Erst  in  den  folgenden  beiden 
Jahren  wurden  drei  Gesetze  erlassen'),  welche  dadurch  ihr 
eigentumliches  Gepräge  erhielten,  dass  sie  die  finanziellen 
Fragen  immer  mehr  in  den  Hinte[^;rund  drängten  und  die 
Persönlichkeit  des  Armen  zum  Gegenstände  eines  förmlichen 
Kultus  machten,  der  kaum  noch  mit  eigentlicher  Wohlfahrts- 
und Wirtschat^pöege  zusammenhing.  Die  am  14.  Juni  1793 
promulgirte  Verfassung  hatte  den  Satz  aufgestellt:  „Les  secours 
publica  sont  une  dette  sacr<^e.  La  soei^tt:  doit  la  subsistance 
anx  citoyena  malheurcux,  soit  en  leur  procurant  du  travail, 
soit  en  asBurant  les  moyens  d'exister  ä  ceux  qui  sont  hors 
d'jtat  de  travailler."  Wurde  die  Verfassung  auch  vier  Monate 
später  wieder  aufgehoben,  so  blieb  dieser  Satz  doch  Ausdruck 
der  herrschenden  Stimmung,  die  noch  wiederholt  zum  Vor- 
schein kam,  bis  sie  gemässigteren  Erwägungen  Platz  machte. 
Man  findet  sie  wieder  in  der  Einrichtung  des  livre  de  hien- 
faisance,  in  welcher  alle  über  60  Jahre  nltcn  Ackerwirte  und 
Viehzüchter  mit  dem  Anspruch  auf  eine  jährliche  Rente  von 
160  Livres  eingetragen  werden  sollten;  sie  ist  der  Anlass  zu 
dem  Dekret  vom  11.  Juli  1794,  welches  das  Vermögen  aller 
Armenanatalten ,  Hospitäler  u.  s.  w.  zum  Nationaleigentum 
erklArte.  So  wurden  in  der  einseitigsten  Weise  alle  Konse- 
quenzen jenes  humanen,  in  den  Berichten  des  ersten  Komitees 
mehr  angedeuteten  als  ausgesprochenen  Grundsatzes  gezogen, 
bis  der  Ernst  des  wirklichen  Lebens  den  Utopien  Einhalt 
gebot  E^  erfolgte  eine  rilckläutige  Bewegung,  welche  zunächst 
zu  der   Rückgabe  des   Vermögens  an   die   ihrer  Rechte   ent- 

>)  Honni«r  3.  469. 
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setzten  Anstalten  drängte  und  es  bewirkte,  dass  die  übrigen 
Gesetze,  mit  Ausnahme  einiger  auf  das  Bettelwesen  bezüg- 
lichen Bestimmungen,  überhaupt  nicht  ins  Leben  traten  *).  Der 
weitere  Verlauf  der  Gesetzgebung,  der  hier  nicht  interessirt, 
zeigte,  dass  man  die  Notwendigkeit  begriffen  hatte,  nur  das 
Mögliche  zu  wollen^). 

§  107. 

In  Deutschland  ist  ein  dem  französischen  ähnlicher  Ver- 
such nur  einmal  —  in  Baiem  —  gemacht  worden.  Riedel 
bemerkt  hierüber^):  „Am  22.  Februar  1808  erging  nändich  eine 
Verordnung,  worin  das  bisherige  Prinzip  der  gemeindlichen 
Armenpflege  aufgegeben  und  die  Armenpnege  für  eine  »Staats- 
anstalt der  Wohlthätigkeit«  erklärt  wira.  Diese  Staatsanstalt 
löst  sich  in  eigne,  durch  das  ganze  Königreich  verteilte  Armen- 
institute auf  und  zwar  in  der  Art,  dass  jeder  Distriktspolizei- 
bezirk fUr  sich  ein  solches  Institut  erhält.  Jedes  Armeninstitut 
erflillt  seine  Zwecke  durch  ein  Armenverpflegungshaus  und 
ein  Armenbeschäftigungshaus  oder  durch  Verabreichung  von 
Verpflegungsbeiträgen  an  die  nicht  zur  Aufnahme  in  eines 
dieser  Häuser  geeigneten  Armen.  Die  Mittel  zur  Bestreitung 
der  Bedürfnisse  der  Armeninstitute  sollen  zunächst  aus  den 
Renten  des  Fundinmgsvermögens  und  eventuell  aus  dem  sog. 
Ergänzungsvermögen  entnommen  werden;  das  erstere  bildet 
sich  aus  dem  Gesammtvermögen  der  bestehenden  Armen- 
stiftungen und  neu  anfallenden  Vermächtnissen,  dann  aus 
der  quarta  pauperum  und  aus  den  Zinsen  herrenloser  Landes- 
anleinen  und  Kapitalien;  das  Ergänzungsvermögen  aber  be- 
steht aus  den  unständigen  freiwilligen  Beiträgen,  aus  den  zur 
augenblicklichen  Verteilung  bestimmten  Vermächtnissen,  aus 
den  Strafgeldern  und  den  Armensteuern,  welch  letztere  je 
nach  den  Bedürfnissen  des  speziellen  Distriktsarmeninstituts 
als  Beischläge  der  im  Distrikte  zur  Erhebimg  gelangenden 
Staatssteuern  erhoben  werden.  Was  endlich  den  Vollzug  be- 
trifft, so  ist  solcher  durchgehends  in  die  Hände  der  Staats- 
beamten gelegt,  indem  die  Verwaltung  des  Fundinmgsver- 
mögens den  allgemeinen  Stiftungsadministrationen  überwiesen 
ist,  während  alle  übrigen  Geschäfte,  namentlich  die  Herstellung 
der  Armenkonspekte,  dann  die  Qualifikation  der  Armen  und 
die  Verwendung  der  zu  laufenden  Ausgaben  verfügbaren 
Mittel  von  den  Distriktspolizeibeamten  besorgt  werden. 

Die    vorstehend    skizzirte    Organisation,    welche    ohnehin 


^)  Monnier  S.  494  gebraucht  beztifflich  dieser  Gesetzgebung  die 
sehr  bezeichDenden  Worte:  eile  tomba  paisiblement  en  d^su^tude. 
>)  Reitzenstein  III  8.  153. 
')  Armengesetzgebung  S.  5. 
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nie  vollständig  ins  Leben  trat ,  vermochte  sich  ebensowenig 
wie  die  übrigen  organischen  Verfügungen  jener  Legislatur- 
periode einzubürgern  und  ward  eben  deshalb  schon  nach 
wenigen  Jahren  (durch  die  V.  v.  17.  November  1816)  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt." 

Die  in  dem  geschichtlichen  Ueberblick  erwähnte  Ueber- 
nahme  von  Dorfarmen  auf  die  fürstliche  Kammerkasse  in  An- 
halt gehört  nicht  hierher^),  weil  es  sich  dabei  nicht  um  eine 
prinzipielle  Uebemahme  der  Kosten  der  Armenpflege  auf  den 
Staate  sondern  nur  um  eine  etwas  regellose  Hülfeleistung  an 
unvermögende  Gemeinden  handelte  ^  die  im  übrigen  grund- 
Mtzlich  zur  Armenpflege  verpflichtet  blieben.  Immerhin  ist 
auch  in  diesem  Zusammenhange  zu  betonen,  dass  die  Ver- 
waltung der  Kammerkasse  von  dem  System  der  ungeregelten 
Zuschüsse  sehr  bald  zurückkam. 


§  108. 

Was  nun  die  prinzipielle  Stellung  zu  der  Frage  der  Staats- 
armenlast angeht y  so  ist  vorab  festzustellen,  dass  die  über- 
wiegende Meinung  die  Verpflichtung  des  Staates  zur  Uebemahme 
-der  gesammten  Armenlast  aus  theoretischen  Gründen  anerkennt, 
aber  von  der  Verwirklichung  derselben  aus  praktischen  Gründen 
nichts  wissen  will*).  Die  theoretische  Begründung  gipfelt  in 
^wei  Momenten:  erstens,  die  öffentliche  Armenpflege  nabe  es 
mit  Beseitigung  der  Armut  lediglich  aus  Grünaen  der  öflFent- 
lichen  Sicherheit  und  Sittlichkeit  zu  thun,  welche  aufrecht- 
zuerhalten Sache  des  Staates  sei,  und  zweitens  sei  durch  Gewäh- 
rung der  Freizügigkeit  innerhalb  des  ganzen  Staats-  (Reichs-) 
gebiets  an  Stelle  der  filiheren  engeren  Heimat  das  Gesammt- 
vaterland  als  wirtschaftliche  Heimat  getreten;  dem  entspreche 
die  Pflicht  dieser  grösseren  Heimat,  auch  für  ihre  Angehörigen 
in  gleicher  Weise  wie  früher  die  engere  Heimat  zu  sorgen. 
Diese  Formel,  mittels  welcher  die  Reichstagskommission  den 
neu  geschaffenen  Verhältnissen  gerecht  werden  zu  sollen  glaubte, 
ist  in  der  Folge  mit  ganz  geringen  Ausnahmen  von  Freunden 
und  Gegnern  der  Reichsgesetzgebung  wiederholt  und  aus  ihr 
die  Verpflichtung  des  Reiches  zur  Tragung  der  Armenlast 
gefolgert  worden,  nur  eben  mit  dem  Unterschiede,  dass  ein 
Teil  und  zwar  der  bei  weitem  grösste,  mit  der  theoretischen 
Formulirung  sich  begnügte  ^),  während  der  andere  die  äussersten 

1)  Oben  §  40  S.  129.  Lammers  S.  4  zählt  diesen  Fall  zu  den 
Fällen  der  Staatsarmenlast. 

>)  Auch  schon  in  der  älteren  Literatur:  namentlich  Mehl  I  S.  322; 
Vahlkampf  S.  67  u.  a. 

')  VgL  die  Ausfahrungen  der  Reichstafskommission  über  das  wirt- 
^haftUche  Aequivalent,  namentlich  die  Wen(umg,  mit  welcher  die  „schein- 
bare Folgerung**,  dass  der  Staat  die  Armenlast  übernehmen  müsse,  ab- 
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Konsequenzen  zog  und  verlangte,  dass  eine  solche  Verpflichtung 
auch  wirklich  gesetzlich  geordnet  und  vollkommen  durchgeführt 
werde. 

Als  erster,  welcher  in  dieser  Beziehung  positive  Vor- 
schläge machte,  ist  Wittgenstein^)  zu  nennen.  Wenn  die 
Armenlast,  so  folgert  er,  in  Wahrheit  eine  Staatslast  sei,  so 
müsse  der  Staat  (das  Reich)  auch  wirklich  Ernst  mit  der  Ueber- 
nahme  dieser  Last  machen  und  aus  Staats- (Reichs-)  mittein 
die  Kosten  des  Armenwesens  aufbringen.  Den  einzelnen  ört- 
lichen Organen  (Gemeinden  und  Gutsbezirken)  soll  die  Aus- 
übung der  Armenpflege  verbleiben ;  aber  fortfallen  soll  Unter- 
stützungswohnsitz und  Erstattungsanspruch;  die  Freizügigkeit 
werde  erst  dann  ihre  volle  Verwirklichung  und  Bedeutung 
erhalten.  Die  technische  Ausführung  des  Gedankens  denkt 
Wittgenstein  sich  in  folgender  Weise: 

„Am  Schlüsse  jedes  Jahres  hat  jede  Gemeinde  der  vorge- 
setzten Behörde  anzuzeigen,  wie  viel  Personen  in  dem  be- 
treffenden Jahre  von  ihr  aus  öffentlichen  Mitteln  zu  verpflegen 
gewesen  sind,  und  zugleich  die  Zahl  der  Verpflegungstage  an- 
zugeben. Hiemach  wird  unter  Berücksichtigung  der  Ein- 
wohnerzahl in  jedem  Bundesstaate  (Regierungsbezirk)  die 
durchschnittliche  Zahl  der  Verpflegungstage  festgestellt.  Ge- 
meinden, welche  eine  höhere  Zahl  von  Verpflegungstagen, 
als  nach  ihrer  Einwohnerzahl  auf  Gnmd  obigen  Durchschnitts- 
betrages auf  sie  entfallen  würde,  aufzuweisen  haben,  werden 
aus  der  Statskasse  mit  ....  (50  Pfennigen?)^)  für  jeden 
Verpflegungstag  entschädigt  und  zwar  ohne  Unterschied,  ob  es 
sich  dabei  um  Krankenpflege  oder  um  eine  sonstige  Unter- 
stützung handelt  Bruchteile  von  Tagen  werden  als  volle  Tage 
berechnet,  dagegen  bleibt  unentgeltliche  Unterbringung  im 
Ortsarmenhause  u.  s.  £,  ohne  dass  damit  ein  besonderer  Auf- 
wand verbunden  ist,  ausser  Ansatz." 

Der  Wittgensteinsche  Vorschlag  ist  meines  Wissens  im 
ganzen  unbeachtet  geblieben.  Nur  einer  Kjitik  ist  zu  er- 
wähnen, welche  die  Deutsche  Gemeinde-Zeitung  ^)  an  demselben 


felehnt  wird;  oben  S.  146.  Auf  demselben  Standpunkte  stehen  Ad  ick  es 
S.  281;  A.  Wagner,  Grundlegung  S.  476.  Adickes,  der  Haupt- 
vertreter  dieser  Richtung,  &86t  am  S.  291  den  Kern  seiner  Erörterungen 
dahin  zusammen,  dass  (ue  Belastung  der  Gemeinden  mit  der  Armenpflege 
insoweit,  aber  auch  nur  insoweit  gerechtfertigt  sei,  als  dies  dnrcn  cue 
Unentbehrlichkeit  einer  Zwangsarmenpfl^e,  cue  Untauglichkeit  grosserer 
Verbände  zur  Armenpflege  und  die  l^twendigkeit  eines  finanziellen 
Interesses  der  Gemeinden  an  den  Resultaten  ihrer  Armenpflege  bedingt 
ist,  dass  aber  im  übrigen  das  Reich  bezw.  interimistisch  die  Eänzelstaaten 
die  allein  berufenen  Träger  der  Armenlast  seien. 

1)  Augsb.  Allgem.  Z^.  1877  Nr.  267. 

2)  Der    parenthetische  Vorschlag   rührt   ebenfUls  Von   Wittgen- 
stein her. 

')  Jahrg.  1877  Nr.  41  S.  161. 
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übte;  dieselbe  ist  in  hohem  Grade  charakteristisch  dafür,  wie 
schwer  es  ist,  Fehler  zu  vermeiden,  deren  Begehung  man  einem 
Andern  vorhÄlt:  die  Gemeindezeitung  verwirft  nämlich  im 
Interesse  der  Staatsfinanzen  und  der  örtlichen  Armenpflege 
den  W.schen  Vorschlag,  macht  aber  selbst  an  einer  früheren 
Stelle  ausführlich  motivirte  Vorschläge,  die  im  Grunde  auf 
nichts  anderes  als  eine  solche  Staatsamienpflege  hinauslaufen  ^). 

Einen  ähnlichen  Vorschlag,  wie  Wittgenstein,  machte 
mehrere  Jahre  später  Rocholl ^),  nur  dass  er  denselben 
wesentlich  besser  und  umfassender  begründete,  als  jener  es 
in  drei  Spalten  der  Augsburger  Zeitung  zu  thun  vermocht 
hatte.  Auch  Rocholl  geht  von  der  Ansicht  aus,  dass  dem 
Staate  die  Armenlast  obliege  und  er  dieselbe  direkt  über- 
nehmen müsse;  er  erwartet  von  solcher  Uebemahme  bessere 
Armenpflege,  Fortfall  einer  unerauicklichen  kasuistischen 
Rechtsprechung  und  vor  allem  gerechte  Ausgleichung  der  Be- 
lastung. Die  Ausführung  will  er  ebenfalls  in  der  Art  bewerk- 
stelligt wissen,  dass  nachträglich  jeder  Armenverband  den  Be- 
trag seines  Aufwandes  angebe  und  denselben  aus  Staatsmitteln 
ersetzt  erhalte.  Doch  ist  das  Detail  seiner  Vorschläge  etwas 
anders,  als  das  der  Wittgensteinschen.  Während  jener  die 
Unterstützungstage  und  das  Verhältniss  ihrer  Gesammtzahl 
zur  Gesammtzahl  der  Einwohner  zu  Grunde  legen  will,  wünscht 
Rocholl  eine  Berechnung  des  Gesammtaufwandes  für  die 
Zwecke  der  öflFentlichen  Armenpflege  im  Verhältniss  zur  Ge- 
sammtsteuerkraft.  Dies  Verhältniss  wird  durch  folgende 
Gleichung  ausgedrückt:  Wie  sich  die  gesammte  Steuerkraft 
des  Staates  zu  der  gesammten  Armenlast  verhält,  so  soll  sich 
die  Steuerkraft  des  einzelnen  Armenverbandes  zu  X  verhalten : 
X  ist  dann  der  auf  den  einzelnen  Verband  entfallende  Anteil 
an  der  Gesammtlast.  Was  somit  der  einzelne  zu  viel  ver- 
wendet hat,  erhält  er  aus  Staatsmitteln  vergütet,  was  er 
weniger  verwendet  hat,  muss  er  an  die  Staatskasse  zuzahlen. 

Endlich  ist  noch  ein  Vorschlag  von  Silberschlag ^)  zu 
nennen,  der  die  Uebemahme  der  Armenlast  seitens  des  Staates 
bezüglich  derjenigen  Personen  wünscht,  welche  „in  Folge 
von  Alter  oder  dauernder  Krankheit  oder  in  Folge  von  Ver- 
stümmelung dauernd  arbeitsunfähig  sind".  Ueber  die  Art  der 
Aufbringung  der  hierzu  nötigen  Mittel  findet  S.  sich  mit  der 
Bemerkung  ab,  „unser  Staat  sei  ja  reich" !  An  einer  andern  *) 
Stelle  wird  von  demselben  noch  ein  Reformvorschlag  gemacht: 
es   soll   das   höchste  Mass  der  von    einem  Armenverbande  für 


^)  JDie  Vorschläge  sind  ein  wenig  älter  als  der  Wittgensteinsche 
AuÜBatz.  Sie  befinden  sich  im  Jahrg.  1877  Nr.  31 — 34  nna  sind  oben 
aofidführiicher  mitgeteilt  worden.    Vgl.  §  16. 

«)  RocholT n  S.  21  ff. 

»)  8.  75. 

*)  S.  87. 

Fonehuag«!!  ßV  VI.  4.  —  M&nsterberg.  20 
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Armenpflege  zu  entrichtenden  Summe  auf  die  Hälfte  des  Be- 
trags der  von  diesem  Orte  entrichteten  direkten  Staatssteuem 
festgesetzt  werden.  An  diesem  Masse  wUrde  die  subsidiär« 
Verpflichtung  des  Landanuenverbandes  bezw.  des  Staates  zu 
bemessen  sein. 

§  109. 

Von  allen  diesen  Vorschlägen  haben  allein  die  RochoU- 
schen  in  der  Literatur  Beachtung  gefunden,  sind  aber  von 
keiner  Seite  acceptirt  worden,  Uebrigens  gelten  die  dagegen 
geltend  gemachten  Bedenken  auch  für  die  Pläne  Wittgensteins 
und  Silb erschlage. 

Uebereiu stimmend  sind  die  Vorschläge  nun  zunächst  an« 
einem  Gesicbtapunkte  verworfen  worden.  Man  fllrchtet  von 
der  Erschliessung  einer  solchen  im  Verhältniss  zu  der  Leistongs- 
iHbigkeit  der  Armenverbände  unerschöpflichen  Steuerquelle 
den  allernachteiligsten  Einflusa  auf  die  Uebung  der  öffentlichen 
Armenpflege  in  sittlicher  wie  in  finanzieller  Beziehung;  man 
ftlrchtet  insbesondere,  dass  die  einzelnen  Armenverbände  ohne 
jede  Berechnung  wirtschaften  würden,  wenn  sie  wUssten,  das« 
sie  den  Über  ihre  Steuerkraft  hinausgehenden  Aufwand  ohne 
weiteres  tTsetzt  erhalten  bezw.  das,  was  sie  ihrer  Steuerkraft 
entsprechend  zu  wenig  aufgewendet  haben,  baar  herauazahlen 
mUssten;  in  sitdicher  Beziehung  besorgt  man,  dass  eine  solche 
üble  Wirtschaft  darauf  hinauslaufen  möchte,  Arme  zu  schaffen, 
wo  es  solche  noch  nicht  giebt,  eine  Art  Staatspensionftre, 
oder  zum  mindesten  die  Veranlassung  sein  würde,  vernünftige 
Massregeln  gegen  das  Aufkommen  und  Umsichgreifen  der 
Armut  zu  vemachlfiaaigen  und  so  die  Armut  förmlich  gross- 
zuziehen '). 

Eine  vernünftige  Bemessung  der  Ausgaben  sei  vielmehr  nicht 
anders  zu  erwarten,  als  wenn  der  verausgabende  Armenverband 
ein  eigenes  finanzielles  Interesse  an  dem  Masse  derselben  habe, 
d.  h.  den  ganzen  oder  einen  nicht  im  voraus  begrenzten  Teil 
derselben  aus  eigenen  Mitteln  aufbringe.  Solle  ohne  dieses 
das  Mass  des  Aufwandes  mit  dem  wirklichen  Bedürfhbs  in 
dauerndem  Einklang  erhalten  werden,  so  könnte  das  Reich 
bezw.  der  Staat  sieb  nicht  entbrechen,  die  Ausgaben  des  ein- 
zelnen Armen  Verbandes  aufs  soi^samate  zu  kontroliren,  in 
die  Verwaltung  einzugreifen,  kurz  eine  Bevormundung  herzu- 
stellen, welche  bei  den  eigentümlichen  Verhältnissen  der 
Armenpflege,  besonders  angesichts  des  Vorwiegena  ehren- 
amtlicher Elementein  der  Armenverwaltung,  ebenso  unerträglich 
wie  unzweckmäaaig  sein  würde. 

>)  Vgl.  Duchatel-Navitle  S,  811  ff.;  Hohl  S.  322;  Vahl- 
kampf  ä.  79;  LineiDgen  S.  69;  LamroeTsS,  16;  Adickes  IS.  282; 
Ziller,  VerbeeserungeD  der  OrtlicheD  Annenpflege,  in  D.  Oem,-Z.  vom 
13.  August  1881',  K,ambV\  3.  1V5  und  \iela  andtfc. 
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Auch  würden  sehr  viele  Privatkräfte  und  Mittel  weg- 
faUen,  die  unter  anderen  Umständen  zur  Linderung  der  Ar- 
mut und  des  Unglücks  zusammenwirken;  Stiftungen  ftlr 
Armenzwecke  würden  seltener,  und  die  Rechte  und  Interessen 
einer  grossen  Zahl  von  Gemeinden  und  Anstalten,  die  in 
grösserem  oder  geringerem  Masse  mit  Stiftungen  ausgestattet 
sind ,  würden  durch  den  Einzug  derselben  oder  wenigstens 
durch    die  Umlage    der   allgemeinen  Armensteuern   nach  dem 

Sewöhnlichen  Besteuerungsmassstabe  in  hohem  Grade  verletzt  ^). 
edenfalls  dürfen  diese  Einwände  ftlr  sich  allein  als  durch- 
schlagend erachtet  werden.  Ueberall  wo  über  das  Bedürfniss 
hinaus  reichliche  Armenmittel  zur  Verfligung  standen,  wurde  die 
sichere  Erfahrung  gemacht,  dass  die  Armutszustände  dadurch 
eher  verschlimmert  als  verbessert  wurden,  und  überall,  wo 
örtlichen  Verwaltungen  eine  grosse  allgemeine,  nicht  von  ihnen 
allein  dotirte  Kasse  zur  Verftigung  stand ,  hat  man  die 
Neigung  zu  leichtfertigerer  Wirtschaft  beobachten  können^). 
Man  darf  diese  Thatsache  als  notorisch  betrachten;  sie  wird 
durch  eine  grosse  Zahl  von  Männern  bezeugt,  die  allen  Partei- 
lichtungen  angehören,  vor  allem  auch  solchen,  denen  im  übrigen 
der  Gedanke  einer  Staatshülfe  für  lokale  Bedürfnisse  durcliaus 
nicht  unsympathisch  ist^). 

Ein  anderer  Einwand  kann  noch  mit  Recht  gegen  diese 
Vorschläge  erhoben  werden :  dass  nämlich  eine  Verminderung 
der  Schreiberei  und  Kasuistik  davon  nicht  zu  erwarten  steht. 
Auf  dem  Papier  lässt  sich  der  Ausdruck  „Gesammtarmenlast" 
sehr  gut  an.  Wie  dieselbe  aber  in  Wirklichkeit  berechnet 
werden  soll,  dürfte  schwerer  zu  sagen  sein.  Man  denke  an 
die  Berechnung  bei  Armenverbänden,  in  denen  Naturalver- 
pflegung  überwiegt,  und  bei  solchen,  in  denen  sehr  ausgedehnte, 
von  der  öffentlichen  Armenpflege  zwar  unabhängige,  im  übrigen 
aber  auf  den  Stand  der  Armenlast  sehr  erheblich  einwirkende 
Privatmildthätigkeit  und  Stiftungsarmenpflege  geübt  wird. 
Selbst   eine  ganz  mechanische  Umrechnung  würae   in  diesen 


^)  Hierauf  macht  SchUz  S.  64.  65  in  sehr  zutreffender  Weise  auf- 
merksam. —  Es  sind  dies  übrigens  zum  Teil  dieselben  Gründe,  die  ^mz 
allgemein  gegen  eine  gesetzliche  Armenpflege  vorgebracht  werden.  Vgl. 
oben  §  20. 

^  Vgl.  aber  oben  §  96  S.  267. 

*)  Ansser  den  in  Anm.  1  S.  306  angeführten  besonders  noch 
8ch&ffle,  Die  Grundsätze  der  Steuerpolitik,  1880,  S.  642,  aber  auch 
S.  680  wegen  Zentralisation  der  Versicherung;  Schmoller  in  seinem 
Jahrb.  1881  H.  3  S.  444  u.  a.  —  Vornehmlich  aus  diesen  Griinden  ist 
auch  der  1850  von  Disraeli  gemachte  Vorschlag,  in  England  die  Kosten 
des  Armenwesens  zur  Staatslast  zu  erklären ,  ab^lehnt  worden.  Vgl. 
bei  Aschrott,  der  im  übri&^en  mit  einem  sehr  leicht  missverständüchen 
Ausdruck  England  als  das  klassische  Land  der  „Staatsarmenpflege^  be- 
seichnet,  obwohl  damit  nur  „gesetzliche  Armenpflege"  gemeint  ist,  — 
8.  148. 

20* 
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Fällen  schlechterdings  unmöglich  sein,  von  dem  Apparat  ganz 
zu  geschweigen,  der  nötig  sein  würde,  um  zwischen  rund  80000 
Armenverbänden  die  gewünschte  Ausgleichsberechnung  hei^ 
beizuführen  ^). 

§  110. 

Wie  wichtig  nun  auch  die  vorstehenden  Einwendungen  sind, 
welche  im  Hinblick  auf  die  sittliche  und  finanzielle  Seite  der 
öflFentlichen  Armenpflege  erhoben  werden,  so  lässt  sich  doch  nicht 
verkennen,  dass  es  im  Grunde  nur  äussere,  das  Wesen  der 
Sache  nicht  berührende  Bedenken  sind,  welche  der  Umwand- 
lung der  Armenlast  zur  Staatsarmenlast  entgegengestellt  wer- 
den. Will  man  konsequent  sein,  so  muss  man  in  der  Th&t 
darauf  denken,  mit  allen  Mitteln  dem  theoretisch  als  richtig 
erkannten  Ziele  zuzustreben  und  durch  geeignete  Massregeln, 
vor  allem  durch  Einführung  einer  wirksamen  Aufsicht,  die 
Uebemahme  der  Last  auf  das  Reich  zu  ermöglichen;  es  ist 
nicht  wahrscheinlich,  aber  es  ist  wohl  denkbar,  dass  sich  die 
geflirchteten  Uebelstände  durch  zweckentsprechende  Vor- 
kehrungen würden  vermeiden  oder  vermindern  lassen. 

Diese  Konsequenz  der  Theorie  darf  man  —  wenn  anders 
sie  nicht  zur  Spielerei  werden  soll  —  nicht  gering  anschlagen ; 
sie  bedeutet  soviel  wie  Verwirklichung  des  Gedankens  der 
Staatsarmenlast  nach  Lage  der  Verhältnisse,  sie  bedeutet  nicht 
Zurückweisung  des  Prinzips,  weil  es  als  solches  auf  unrichtigen 
Voraussetzungen  beruht.  Dieses  letztere  Moment  wird  in  der 
neueren  armenrechtlichen  Literatur  fast  gar  nicht  berück- 
sichtigt, weil  die  Annahme,  dass  die  Armenlast  an  und  fiir 
sich  eine  Staatslast  sei,  überwiegt.  Dagegen  geht  in  der 
Literatur  der  vierziger  und  fünfeiger  Jahre  die  Auffassung 
überwiegend  dahin,  dass  die  Armenlast  nicht  blos  der  Nütz- 
lichkeit halber  der  Gemeinde  übertragen  sei,  sondern  deshalb, 
weil  diese  ihrer  Natur  nach  der  berufene  Träger  der  Armenlast 
d.  h.  derjenigen  Last  sei,  welche  aus  der  Unterstützung  der 
mit  ihr  verbundenen  Gemeindegenossen  entspringt.  Schtiz 
weist  darauf  hin,  dass  die  Gemeinden  selbständige  Korpora- 
tionen für  sich  und  zugleich  die  Grundlagen  des  Staatsvereins 
sein  sollen  ^) ;  und  Stahl  bemerkt  bezüglich  der  Unterstützungs- 
pflicht der  Gemeinden^):  „Dies  hat  überall  seinen  guten 
inneren  Grund,  wo  die  Gemeinde  nicht  blos  eine  willkürliche, 
nach  Zweckmässigkeitsgründen  abgezirkelte  Landesabteilung, 


^)  Dies  wird  namentlich  gut  dargelegt  in   einer  Abhandlung   „Die 
Armensteuer*^  (anonym)  in  Conr.  Jahrb.  1881  H.  6  S.  586. 

3)  s]  417.  .  Gauz  ähnUch   Brater  S.  899;    Bitzer  I  8.   72  ff.; 
ähnlich  auch  Riedel,  Armenges.  Einleitung  S.  16. 
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sondern   ein   durch  Geschichte,  Zusammenleben,  insbesondere 
durch  gemeinsames  Vermögen  in  sich  abgegrenztes  Ganzes  ist." 

Ein  strikter  Beweis  dafür,  dass  der  Gemeinde  diese  Stel- 
lung noch  gegenwärtig  zukomme,  ist  freilich  nicht  möglich. 
Es  ist  Sache  der  Auffassung,  ob  man  die  Gemeinde  nach  wie 
vor  als  einen  in  sich  geschlossenen  politischen  Verband  be- 
trachten, nach  wie  vor  von  den  Interessen,  welche  sie  mit 
dem  Reich,  dem  Staat,  den  Provinzen  verbinden,  die  ihr  eigen- 
tümlichen örtlichen  Interessen  unterscheiden  will,  deren  Ver- 
wirklichung aus  Mitteln  der  Gemeinwirtschaft  zu  geschehen 
hat,  weil  es  eben  schlechthin  örtliche  Interessen  sind.  Zur 
Begründung  dieser  auch  hier  zu  vertretenden  Auffassung  muss 
zunächst  auf  dasjenige  verwiesen  werden,  was  über  die  Stel- 
lung der  Gemeinde  zu  der  Armenlast  und  das  Mass  und  die 
Oründe  dieser  Belastung  an  anderer  Stelle  ausgeführt  ist;  es 
muss  darauf  hingewiesen  werden,  in  welcher  Weise  die  Ver- 
teilung der  Bevölkerung  in  kleinere  und  grössere  Bezirke 
sich  gegenwärtig  vollzieht.  In  Würdigung  der  hierfür  in  Be- 
tracht kommenden  Momente  wird  man  vorläufig  noch  nicht 
zu  besorgen  haben,  dass  die  Gemeinde  durch  fremde  Zu- 
zügler in  eine  lediglich  zufällige  Gemeinschaft  von  Aufenthalts- 
genossen aufgelöst  würde;  es  besteht  umgekehrt  in  einzelnen, 
sehr  beträchtlichen  Teilen  des  Ostens  sowohl  Nord-  wie  Süd- 
deutschlands eine  Stagnation,  welche  die  Zuführung  frischer 
Elemente  zur  Belebung  des  Gemeinwesens  dringend  wünschen 
lässt.  Wer  auf  der  anderen  Seite  die  Orte  und  Bezirke  ins 
Auge  fasst,  in  welchen  die  am  wenigsten  sesshafte  Bevölkerung 
am  lebhaftesten  ab-  und  zuströmt,  die  Städte  und  die  west- 
lichen Bezirke,  der  wird  sich  der  Einsicht  nicht  verschliessen 
können,  dass  in  diesen,  wie  Elberfeld,  Barmen,  Krefeld,  Bo- 
chum, Essen  und  vielen  andern,  der  regste  Gemeinsinn  seitens 
der  Bürgerschaft  gerade  gegenüber  den  Verhältnissen  sich 
bethätigt  hat,  mit  denen  die  Armenpflege  in  erster  Linie  zu 
thun  hat,  ein  Gemeinsinn,  welcher  durcn  das  Ab-  und  Zuströmen 
der  Bevölkerung  eher  gefestigt  als  gelockert  worden  ist. 

Mit  einer  solchen  Auffassung  ist  es  wohl  vereinbar,  dass 
gewisse  Gegenstände  der  Armenpflege  von  grösseren  Ver- 
bänden übernommen  werden,  mit  welchen  die  örtliche  Armen- 
pflege nicht  in  unmittelbarer  Beziehung  steht:  wie  etwa  die 
Fürsorge  für  Heimatlose,  Landstreicher  u.  s.  w. ;  auch  schliesst 
diese  Auffassung  die  Gewährung  von  Beihülfen  an  unver- 
mögende Ortsarmenverbände  nicht  aus,  die  sich  in  einem  ähn- 
lichen Notstande  befinden,  wie  das  einzelne  bedürftige  Indi- 
viduum, dem  die  Gesammtheit  Hülfe  leisten  muss.  Namentlich 
liegt  es  auch  im  Sinne  solcher  Auffassung,  der  örtlichen 
Gemeinschaft  durch  zweckmässige  Umbildung  und  Vereinigung 
eine  kräftigere  Grundlage  zu  geben,   als  es  gegenwärtig  viel- 
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fach  der  Fall  ist^).  Wohl  aber  schlieeat  diese  ÄoffiiBsang 
aua  die  Bereitstellung  von  Reichs-  oder  Staatsmitteln  in  un- 
bestimmter Höhe,  die  soweit  zur  Verwendung  gelangen  aoUen, 
wieweit  sie  zureichen,  von  Mitteln,  welche  statt  von  der  engeren 
O-emeinschaft  von  dem  oberston  politischen  Verbände  aufge- 
bracht sind. 

Aber  selbst  wenn  man  diese  Auflassung  nicht  teilt,  selbst 
wenn  man  unser  Oemeindewesen  in  chaotisclier  Auflösung  be- 
rufen erachtet,  kann  die  Erwägung  der  dadurch  geschaffenen 
Zustände  noch  immer  nicht  zu  dem  Wunsche  fUhren,  die 
Ännenlast  durch  Qesammtausgleich  zu  erleichtem.  Nichts  ist 
trügerischer  als  jenes  auf  den  ersten  Blick  so  Überaus  blendende 
Argument  von  der  wirtschaftlichen  Oesammtheimat. 

Richtig  ist  freilich,  dass  jeder  Ort  im  Reichsgebiete  den 
Reichsangehörigeu  zugänglich  sein  soll,  und  jeder  an  jedem 
Orte  sich  auf  heimischem  Boden  soll  fühlen  dllrfeu,  Abw 
welcher  Gebrauch  wird  denn  hiervon  gemacht?  Weder  ver- 
teilt sich  die  Bevölkerung  in  gleichmässigen  Proportionen  über 
das  Reich,  noch  ist  Wohlstand  und  Armut  in  gleichem  Masse 
an  jedem  Punkte  des  Reiches  anzutreffen.  Und  weiter  ist 
diese  ft'eie  Gestattung  der  Niederlassung  doch  zunächst  nichts 
weiter  als  eine  Befugniss,  die  Niemandem  einen  Aufwand  irgend 
welcher  Art  zu  verursachen  braucht.  Der  Aufwand  wird  erst 
erforderlich,  wenn  der  Anzügler  bedürftig  wird.  Und  dies 
ist  die  Kehrseite  der  Medaille.  Die  Uebemahnie  der  Oesammt- 
armenlast  auf  das  Reich  bedeutet  höchst  positive  Leistungen 
aus  Beiträgen  sämmtticher  Reichsangehörigen:  derjenigen,  die 
im  Osten,  und  derjenigen,  die  im  Westen  wohnen,  derer,  die 
von  dem  Besitze  einer  wirtschaftlichen  Gesammtheimat  Gebrauch 
gemacht,  und  derer,  welche  es  nicht  gethan  haben,  jener  endlich, 
deren  Wohnorte  von  der  Arbeitskraft  der  Zuziehenden  Vor- 
teile gehabt,  und  jener,  deren  Wohnorte  durch  dauernde  Aus- 
wanderung mehr  und  mehr  wirtachaftlich  zurückgegangen  sind. 
Nicht  genug  an  diesen  schwerwiegenden,  meist  durch  die  geogra- 
phische Lage  geschafTenen  natürlichen  Nachteilen,  soll  nun  den 
davon  betroffenen  Personen  auch  noch  zugemutet  werden,  einen 
gleich  grossen  Anteil  au  der  Armenlast  zu  tragen,  wie  ihre 
günstiger  situirten  Mitmenschen,  m.  a.  W.  Vorteile  zu  bezahlen, 
welche  jene  allein  genossen  haben.  Wie  schwer  diese  Last  auf  die 
ärmeren  Landesteile  drücken  würde,  geht  aus  der  oben  dar- 
gelegton Thatsache  hervor,  dass  ihr  ohnehin  auf  den  Kopf 
der  Unterstutzten  wie  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  gegen- 
über den  Wühlhabenden  Land  es  teilen  sehr  viel  niedrigerer 
Armenaufwand  dennoch  einen  sehr  viel  höheren  Anteil  an 
ihren  Gesammtausgaben  nimmt,  als  es  dort  der  Fall  ist,  und 
dass   sowohl  absolut   wie   relativ   die   Zahl  der   Unterstützten 

')  VgL  hierüber  unten  §  131  ff. 


VI.  4.  311 

bei  diesen  eine  sehr  viel  kleinere  ist  als  bei  jenen.  Selbst 
wenn  man  also  dem  wirtschaftlichen  Aequivalent  gegenüber 
dem  einzelnen  Armenverbande  nicht  das  entscheidende  Gewicht 
beilegen  will,  den  Sprung  zur  Statuirung  eines  wirtschaftlichen 
Aequivalents  seitens  sämmtlicher  Reichseinwohner  gegenüber 
dem  Gesammtvaterlande  wird  man  doch  nicht  machen  können, 
ohne  den  Thatsachen  einfach  Gewalt  anzuthun. 

Meines  Erachtens  ignorirt  man  zu  Gunsten  theoretischer  Schluss- 
folgerungen  die  historische  Gestaltung.  Die  Fürsorge  für  Arme  und 
Kranke  ist  ihrer  ersten  Bethätignng  nach  Sache  der  kirchlichen 
Gemeinden  gewesen;  noch  heute  baut  sich  die  politische  Armen- 
gemeinde in  England  vollkommen,  in  Deutschland  zum  Teil  auf 
diesem  Grunde  auf.  Mit  dem  Versiegen  der  kirchlichen  Gemeinde- 
armenpflege in  Deutschland  trat  die  engere  Lebensgemeinschaft, 
Gntsherrschaft  —  Gilde  —  Zunft  u.  s.  w.,  an  deren  Stelle,  um  in 
der  weiteren  Entwickelung  von  dem  untersten  politischen  Selbstverwal- 
tungskOrper  —  der  Gemeinde  —  teilweise  ersetzt  zu  werden.  Die 
Pflicht  zur  Hülfe  in  schwachen  und  kranken  Tagen  erwuchs  da,  wo  der 
Schwache  und  Kranke  in  guten  und  gesunden  Tagen  als  Glied  der  Ge- 
meinschaft gewirkt  hatte.  Das  ist  der  Sinn  des  Gemeinde- Heimats-  und 
-Bürgerrechts.  Ihn  hat  die  junge  Lehre  und  Uebung  der  Freizügig- 
keit im  Grunde  seines  Wesens  nicht  geändert;  noch  ist  der  Sinn 
des  Unterstützungswohnsitzes  kein  anderer,  als  das  Individuum  nach 
allenfalls  zutreffenden  Merkmalen  —  über  deren  Richtigkeit  ja  ge- 
stritten werden  kann  —  da  anzuknüpfen,  wo  es  wirtschaftlich  zu 
Hanse  ist.  Der  Notnagel  des  Landarmenwesens  und  der  bairischen 
Heimatlosigkeit  beweist  hiergegen  so  wenig,  wie  die  ungeheuere 
Bettlerplage  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  gegen  das  strikteste 
Bürgerrechtssystem  beweist. 

Es  ist  nicht  blos  eine  Frage  der  Opportunität,  ob  der  Staat 
oder  die  Gemeinde  die  Armenlast  tragen  soll;  tief  in  ihrer  histo- 
rischen Entwickelung  liegt  die  natürliche  Verpflichtung  der  letzteren 
begründet. 

Mit  unrecht  berufen  sich  die  Vertreter  des  ersteren  Stand- 
punktes, namentlich  A  d  i  c  k  e  s ,  auf  den  Vorgang  des  preuss.  Land- 
rechts. Wenn  es  in  §  I  Tit.  19  T.  II  heisst:  „dem  Staate  kommt 
es  zu,  für  die  Ernährung  und  Verpflegung  derjenigen  Bürger  zu 
sorgen,  die  sich  ihren  Unterhalt  nicht  selbst  verschaffen  und  den- 
selben auch  von  andern  Privatpersonen,  welche  nach  besonderen 
Gesetzen  dazu  verpflichtet  sind,  nicht  erhalten  können **,  so  ist  dies 
nur  ein  anderer  Ausdruck  für  die  Anordnung  der  „gesetzlichen  Armen- 
pflege**,  wie  deutlich  aus  den  folgenden  Paragraphen  erhellt,  in 
welchen  die  Verpflichtung  der  Korporationen,  Gemeinden,  Grund- 
herren u.  s.  w.  ausgesprochen  wird.  In  §  16  wird  sodann  bestimmt, 
dass  Arme,  deren  Versorgung  nach  obigen  Grundsätzen  Niemandem 
obliegt,  durch  Vermittlung  des  Staates  in  Landarmenhäusem  unter- 
gebracht werden  sollen.     Von  Uebernahme   der  gesammten  Armen- 
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last  ist  also  nicht  entfernt  die  Rede.  Die  allerdings  missverst&nd- 
liche  Ausdracksweise  des  §  1  entspricht  der  das  Landrecht  überhaupt 
beherrschenden  Yorstellang  von  der  Staatsallmacht;  sie  hat  ^ftter 
eine  authentische  Interpretation  durch  die  Eabinetsordre  yom 
22.  Dezember  1836  erfahren,  in  welcher  zur  Behebung  etwaiger 
Zweifel  ausdrücklich  ausgesprochen  wird,  dass  ein  Kegress  der 
Kommunen  an  die  Staatskasse  wegen  Aufwendungen  für  heimatlose 
Arme  nicht  stattfinden  soll. 

§  111- 

Freilich  ist  auch  jene  theoretische  Erwägung  betreffs 
Staatsarmenpflege  für  aie  Praxis  der  Armenpflege  so  lange  von 
ähnlicher  Bedeutung  wie  der  Name  des  Armenpflege-Systems,  als 
ihr  keine  weitere  praktische  Folge  gegeben  wira.  Aber  die  Gefahr, 
die  wir  immer  mehr  zu  besorgen  Grund  haben,  Hegt  nicht  so 
fem :  nämlich  mit  Staats-  oder  Reichsmitteln  den  Kommunen  zu 
helfen,  statt  sie  auf  eigene,  feste  Füsse  zu  stellen,  namentlich 
in  einer  Weise  zu  helfen,  die  eben  so  halb  und  auf  unsichem 
Grundlagen  beruhend  ist,  wie  diese  ganze  Konstruktion,  welche 
die  Armenlast  aus  inneren  Gründen  als  Staatslast,  aus  äusseren 
Gründen  als  Gemeindelast  erklärt:  es  ist  die  Ueberweisung 
von  Reichsmitteln  an  die  Einzelstaaten,  von  diesen  an  die 
grösseren  Verwaltungsbezirke,  von  diesen  wiederum  an  die 
einzelnen  Armenverbände  nach  einem  im  voraus  bestimmten 
Massstabe.  Hierin  liegt  ein  unendlich  bedeutsamer  Unter- 
schied gegenüber  den  Subventionen,  welche  den  Ortsarmen- 
verbänden aus  Mitteln  der  Landarmenverbände  oder  den 
letzteren  aus  Staatsmitteln  zu  Teil  werden,  und  von  denen 
noch  ausfuhrlicher  zu  sprechen  sein  wird  *).  Bei  diesen  handelt 
es  sich  um  Beihülfe  zu  den  Lasten,  als  deren  berufene  Träger 
die  Ortsarmenverbände  erachtet  werden;  bei  jenen  ergänzen 
umgekehrt  die  Ortsarmenverbände  soviel  an  der  Armenla^t, 
als  aus  Zweckmässigkeitsgründen  ihr  berufener  Träger  — 
das  Reich  —  aus  eigenen  Mitteln  nicht  decken  kann  oder 
nicht  decken  will. 

Bei  den  Subventionen  ist  lediglich  das  individuelle  Be- 
dürfniss  des  einzelnen  unvermögenden  Ortsarmenverbandes 
entscheidend ;  bei  der  Ueberweisung  wird  von  vornherein  allen 
Verbänden  in  der  voraus  bestimmten  Weise  geholfen.  Nimmt 
die  Ueberweisung  die  Form  der  gänzlichen  oder  teilweisen 
Ueberlassung  bestimmter  staatlicher  Steuern  an  die  Gemeinden 
an  (namentlich  Grund-  und  Gebäudesteuer),  so  ist  dies  nicht 
mehr  im  eigentlichen  Sinne  Ueberweisung,  sondern  grund- 
legende Aenderung  der  Kommunalbesteuenmg,  welche  die 
Kommunen  selbständig  macht  und  dem  Gedanken  der  Reichs- 

1)  Vgl.  hierüber  unten  §  150. 
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aimenlast  widerspricht;  erfolgt  die  Ueberweisung  nach  dem 
individuellen  Bedürfnisse  dann  wird  sie  Subvention,  was  sie 
ebenfalls  in  Gegensatz  zu  dem  Gedanken  der  Reichsarmen- 
last bringt 

Diesem  Gedanken  entspricht  vielmehr  immer  nur  die 
Behandlung  aller  Armenver bände  von  ganz  gleichen  Gesichts- 
punkten aus.  Roch  oll  ist  konsequent  genug,  dies  durch 
seinen  Vorschlag  einer  allgemeinen  Ausgleichung  nach  Mass- 
gabe der  Staatssteuerkraft;  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Aehn- 
lich  auch  Schaf fle^),  der  als  allgemeinsten  Massstab  flir 
die  Ueberweisung  von  Reichsmitteln  die  Landessteuerhaupt- 
summen  an  direkten  Abgaben  befürwortet.  Nicht  konsequent 
dagegen  ist  A  di  c  k  e  s  ^) ,  der  S  c  h  ä  f  f  1  e  gegenüber  bemerkt,  dass 
das  Reich  als  berufener  Träger  die  in  den  einzelnen  Distrikten 
wirklich  vorhandenen  Armenlasten  bei  der  Bemessung  der  Do- 
tationen zum  Zweck  der  Armenpflege  berücksichtigen  müsse. 

Neuerdings  ist  nun  auf  Antrag  des  Abg.  y.  Haene  für  Preussen 
diese  Bahn  der  Ueberweisangen  von  Reichsmitteln  betreten  in  dem 
Gesetze,  betr.  die  Ueberweisung  von  Beträgen,  welche  aus  landwirt- 
schaftlichen Zöllen  eingehen,  an  die  Eommanalverbände,  vom 
14.  Mai  1885.  —  Ihm  zufolge  sollen  die  auf  Grund  des  §  8  des 
B.-G.  vom  15.  Juli  1879  auf  Preussen  entfallenden  Anteile  ans 
dem  Ertrage  der  Getreide-  und  Yiehzölle,  abzüglich  eines  Betrages 
Yon  15  Mill.  Mark;  den  Kommunalverbänden,  und  zwar  den 
Kreisen,  überwiesen  werden.  Die  Verteilung  erfolgt  zu  zwei 
Dritteln  nach  dem  Massstabe  der  in  den  Kreisen  aufkommenden 
bezw.  fingirten  Grund-  und  Gebäadesteaer,  zu  einem  Drittel  nach  der 
Zivilbevölkerung.  Bis  zum  Erlasse  eines  die  Verwendungszwecke 
regelnden  Gesetzes  sind  die  überwiesenen  Summen  zur  Erfüllung 
solcher  Aufgaben  zu  verwenden,  für  welche  seitens  der  Land-  und 
Stadtkreise  die  Mittel  durch  Zuschläge  zu  den  direkten  Staats- 
stenem  oder  durch  direkte  Gemeindesteuern  aufgebracht  werden. 
In  deiyenigen  Landkreisen,  in  welchen  die  überwiesenen  Summen 
diese  Verwendung  nicht  finden,  können  die  nicht  verwendeten  Be- 
träge 1.  zur  Entlastung  der  Schul-  bezw.  engeren  Kommunal  ver- 
bände hinsichtlich  der  Schullasten,  2.  zur  Gewährung  von  Beihülfen 
an  die  Ortsarmenverbände,  insoweit  nicht  die  Landarmenverbände 
dazu  verpflichtet  sind,  verwendet  werden. 

Dieses  Gesetz  ist  das  Beispiel  dessen,  wohin  die  äusserste 
Konsequenz  des  Gedankens  der  Ueberweisung  führen  kann.  Wenn 
man  von  dem  angesetzten  Massstab  —  es  waren  nicht  weniger  als 
acht  auf  den  Massstab  bezügliche  Anträge  eingegangen  —  auch  ab- 
sieht, weil  dieser  schliesslich  in  irgend  einer  Weise  festgestellt  werden 
musste,  so  bleiben  doch  noch  zwei  in  hohem  Grade  bedenkliche  Punkte : 


»)  A.  a.  O.  S.  583. 
«)  I  S.  820. 
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die  Ueberweistmg  gänzlich  nnbcBtinimter  Ertrftga  nnd  die  Unbe- 
gtimmtheit  der  Terwendongszwecke.  Die  entere  Btellt  die  Witk- 
samkeit  des  Gesetzes  anf  gänzlich  unsicheren  Boden.  Die  zweite 
hat  zar  Folge,  dass  nicht  denjenigen  Zwecken  vor  allem  gedient 
wird,  welche  man  im  Ange  hatte,  nämlich  der  Entlaetmig  der 
Kommnnen  von  Schnl-  und  Annenanfwand,  weil  die  Krein  in  keinen 
organischen  Zosammenhang  mit  der  Schal-  nnd  Armenverwaltnig 
stehen  nnd  ihre  anf  Zuschlägen  beruhenden  Eionabmea  meist  in 
ßrtlichen,  namentlich  Wegebaozwecken  n.  ähnl.  verwenden. 

Dass  diese  Bedenken  b^rUndet  sind,  beweist  die  gegenwärtige 
Gestaltung.  Während  als  wahrscheinlicher  zor  Ueberweisong  ge- 
langender Betrag  bei  der  Beratung  die  Summe  von  20  Hill.  Hk. 
angenommen  wurde,  belauft  sich  in  Wahrheit  der  in  diesem  Jahre 
zum  ersten  Male  fOr  1885/86  zur  Verteilung  gelangende  Betng 
auf  etwas  Über  4  Hill.  M.  Bei  der  Berechnung  der  Anteile  aa 
dieeem  Gesammtbetrage  wurde  zu  Grunde  gelegt  die  Bevölkenings- 
zahl  nach  der  Volkszählung  vora  Dezember  1885  nebst  dem 
Sollaufkommeu  .  des  Etatjahres  1865/86  einschliesslich  der 
fingirt  veranlagten  Grundsteuer  und  Gebändeateuer.  Es  erhalten 
demnach  der : 


Regiernngabezirk  Mark 

Ktmigabei^ 141819 

GumBinnen 851.50 

Danzig T3436 

HarieDweider 94  563 

Berlin 284  S22 

Potsdam 174132 

Frankfurt  a.  0 145  709 

Stettin 108987 

Köslin 64999 

Stralraud 43096 

Posen 125627 

Bromberg 74  623 

BrcBlftu 223  521 

Uegnitx 136112 

Oppeln 151021 

M^eburg 169  528 

Menebarg 170697 

Erfurt 57  010 

Schleswig 227  887 


Hark 

Hannover 73  630 

Hildesheim 75824 

Lüneburg 64087 

Stade 55029 

OanabrUck 3794S 

Aurich 39187 

Münster 69608 

Minden 68978 

Aineberg 140649 

KasHel 112103 

Wiesbaden 122279 

Koblenz 78917 

Dflsaeldorf 222994 

Köln 119030 

Trier 80570 

Aachen 80740 

Sigmaringen 6800 

len  4  002116 


Erwägt  man,  dass  in  Preusseu  der  Aufwand  fDr  Volksschulen  nach 
der  letzten  Aufstellung  71.6  Mill.  Hark  ^)  nnd  der  Aufwand  der  Orte- 
armenverbände nach  der  nenesten  Statistik^)  49.8  Mill.  Mark  be- 
trug, und  dass  diese  Aufwendungen  bei   der  üeberweisnng   erst   in 


;.-H.  X:  Die  fiffentUchen 
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zweiter  Linie  stehen,  so  erkennt  man,  dass  für  diese  wichtigsten 
Aufgaben  der  Kommunen,  deren  Last  vor  allem  die  Reformwünsche 
her?orgerufen  hat,  so  gut  wie  nichts  geschieht,  die  Hülfe  kaum  ein 
Tropfen  auf  den  heissen  Stein  ist. 

Bezt^lich  der  Verwendungszwecke  dürfte  aber  nichts  bezeich- 
nender sein,  als  die  Notlage,  in  welche  durch  sie  die  Aufsichts- 
behörden versetzt  wurden.  Gleich  nach  Erlass  des  Gesetzes  wurde 
hierüber  offiziös  geschrieben^),  dass  die  Ausführung  im  Sinne  des 
Gesetzes  insofern  nicht  geringe  Schwierigkeiten  bereite,  als  der 
Hauptzweck  der  Ueberweisung,  die  Erleichterung  der  Armen-  und 
Schullasten,  schwer  zu  erreichen  sei,  weil  den  Kreisen,  den 
Trägem  der  Ueberweisung,  eine  Wirksamkeit  auf  diesem  Gebiet 
nicht  obliege.  „Sollen  daher  die  Kreise  die  ihnen  überwiesenen 
Beträge  wirksam  zur  Erleichterung  dieser  Lasten  verwenden,  so 
vrird  gleichzeitig  deren  organische  Einordnung  in   das  System   der 

Schul-    und    Armenverwaltung    erfolgen    müssen Sodann 

werden  die  Direktiven,  welche  den  Kreis-  und  Gemeindeaufsichts- 
behörden bezüglich  der  ihnen  obliegenden  Prüfung  der  Kreis-  und 
Gemeindebeschlüsse  wegen  Verwendung  der  Ueberweisungsbeträge 
zur  Erleichterung  der  Schul-  und  Armenlasten  zu  geben  sind,  fest- 
zustellen sein.  Bei  dem  Mangel  eines  organischen  Zusammenhanges 
der  Kreise  mit  dem  Schal-  und  Armenwesen  wird  es  freilich  schwer 
sein,  geeignete  Grundlagen  für  eine  positive  Einwirkung  der  Auf- 
sichtsbehörden zu  gewinnen,  vielmehr  in  der  Hauptsache  vorzu- 
schreiben bleiben,  in  welchen  Fällen  sie  die  Genehmigung  ver- 
sagen sollen."  — 

Vgl.  hierüber  auch  v.  Reitzenstcin,  Kommun.-Finanzwesen, 
in  Schönbergs  Handb.  2.  Aufl.  Bd.  3  S.  682,  sowie  Deutsche 
Gem.-Z.  1885  S.  104.  132,  die  sich  in  ähnlichem  Sinne  aus- 
sprechen. Auch  haben  bereits  einzelne  Verwaltungskörper,  so 
namentlich  der  10.  westfälische  Städtetag  am  12.  Juni  1885  be- 
schlossen, dass  eine  Aenderung  des  Gesetzes  notwendig  sei,  dass 
insbesondere  statt  schwankender  Summen  ein  bestimmter  Betrag 
überwiesen,  und  dass  die  Ueberweisung  an  die  Gemeinden,  nicht  an 
die  Kreise  erfolgen  müsse.  —  Letzteres  meint  auch  Schmoller, 
Theorie  und  Praxis  der  deutschen  Steuerreform,  in  seinem  Jahrb. 
1881  H.  3  S.  445. 

Es  ist  jedenfalls  als  kein  glückliches  Zusammentreffen  zu  be- 
zeichnen, dass  gegenwärtig  das  auf  ganz  anderen  Gründen  beruhende, 
nicht  genug  zu  fördernde  Bestreben,  das  Reich  durch  eigene  Ein- 
nahmen auf  eigene  Füsse  zu  stellen,  und  der  nicht  minder  berechtigte 
Wunsch,  die  Kommunen  angemessen  zu  entlasten,  mannigfach  ver- 
quickt mit  höheren  politischen  und  sozialen  Gesichtspunkten  auf 
der  einen,  mit  kleinlichen  Parteiinteressen  auf  der  anderen  Seite, 
gleichzeitig  in  den  Parlamenten  verhandelt  werden  müssen.  Nicht 
dass  sie  ganz  ausser  Zusammenhang  stünden  —  gewiss  nicht;  aber  sie 


>)  Abgedruckt  in  d.  D.  Gem.-Z.  1885  S.  223. 
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werden  in  einen  tendenziösen  Zusammenhang  gebracht,  den  sie 
sicherlich  nicht  haben. 

Wie  schon  an  anderer  Stelle  heryorgehoben  wurde,  kann  im 
Rahmen  dieser  Arbeit  auf  diesen  Punkt  nicht  weiter  eingegangen 
werden.  Wegen  der  Literatur  dieser  in  den  letzten  Jahren  ausser- 
ordentlich häufig  behandelten  Frage  vgl.  die  bei  Schmoller  a.a.O. 
S.  421  nachgewiesenen  Schriften,  namentlich  auch  Gneist,  Die 
deutsche  Finanzreform  durch  Regulirung  der  Gemeindesteuern,  und 
ausserdem  noch  A dickes  I  S.  820  ff.;  Schaf fle  a.  a.  0. 
S.  579  ff.;  Gerstfeldt,  Ein  Finanzreformplan  für  d.  D.  R., 
Berlin  1881. 

Wegen  des  preuss.  Ueberweisungsgesetzes  vgl.  die  Ausgabe 
von  Herrfurth  und  Noell,  Berlin  1886,  woselbst  das  Material 
vollständig  mitgeteilt  und  eine  kurze  Beurteilung  des  Gesetzes  bei- 
gefügt ist. 


Anhang. 
Direkte  StaatshQlfe  bei  ausserordentlichen  Notständen. 

§  112. 

Nicht  identisch  mit  üebernahme  der  Armenlast  im  allge- 
meinen und  Anerkennung  des  Staates  als  berufenen  Trägers  der- 
selben ist  die  Hülfeleistung  des  Staates  und  die  Anerkennung  einer 
Verpflichtung  des  Staates  zur  Hülfeleistung  in  einzelnen  Fällen. 

Es  giebt  Umstände,  die  unvorhergesehener  Weise  einzelne 
oder  bestimmte  Klassen  von  Einwohnern,  einzelne  oder  eine 
grössere  Zahl  von  Bezirken  in  eine  Notlage  versetzen,  aus 
welcher  sich  zu  befreien  die  Mittel  der  einzelnen  örtlichen 
Gemeinschaften  absolut  unzureichend  sind,  weil  eben  diese 
Umstände  sie  nahezu  aller  Mittel  zur  Selbsthülfe  beraubt 
haben.  Hierher  gehören  vor  allem  schädliche  Naturereignisse: 
Ueberschwemmungen ,  Feuersbrünste ,  Hagelschäden ,  Epide- 
mien u.  s.  w. 

Ueber  die  Notwendigkeit  einer  Staatshülfe  in  solchen 
äussersten  Fällen  bestehen  im  wesentlichen  keine  Meinungs- 
verschiedenheiten. Siegel  bemerkt  bezüglich  des  inneren 
Grundes  derselben  sehr  zutreffend^): 

„Die  Staatshülfe  geht  aus  dem  tiefen  Bewusstsein  und 
der  Ueberzeugung  der  Gesammtbevölkerung  hervor,  dass  im 
Leben  der  Verunglückten  ein  bedeutender  Teil  ihres  eigenen 
Lebens  ruht:  denn  der  wirtschaftliche  Ruin  von  grösserer 
Ausdehnung  vermindert  die  Produktion  und  Konsumtion  und 
damit  die  Arbeits-  und  Stcuerkraft,  er  entwertet  den  Ln- 
mobiliarbesitz,  er  beeinträchtigt  den  Kredit,  er  hat  ansteckende 
Krankheiten,  wodurch  ganze  Gegenden  gefohrdet  werden,  im 
Gefolge  und  bedingt  endlich  den  Verfall  der  Bevölkerung  in 
gänzliche  Verarmung  und  Demoralisation.  —  Ein  passives 
Verhalten  müsste  daher  die  wirtschaftliche  Existenz  des  Staates 
bedrohen,  weshalb  es  als  Pflicht  desselben  angesehen  werden 
muss,  im  eigensten  Interesse  helfend  einzutreten."  Und  weiter^) 
bemerkt  er :  „Dieselbe  (die  direkte  Staatshülfe)  ist,  wie  sie  im 
öffentlichen  Interesse  geleistet  wird,  so  auch  ein  allgemeines 
Opfer,  sie  erheischt  eine  Erhöhung  der  Gesammtausgaben  zu 
Gunsten    einzelner   Teile   des  Ganzen   —  seien  es   erweiterte 


^)  Siegel,  Ueber  Staatshülfe  bei  wirtschaftlichen  Notständen,  in 
Tüb.  Zschr.  f.  d.  ges.  St.-W.  Jahrg.  1882  Bd.  38  S.  6;  vgl.  auch  Mehl, 
P..W.  Bd.  1  S.  235  und  446. 

2)  S.  5  a.  a.  O. 
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Verbände  (Gemeinde-,  Kreisverbände  und  dergl.),  seien  es  ein- 
zelne Bewohner.  Deshalb  muss  bei  der  Frage  über  die  Zu- 
wendung der  Staatsunterstützung  als  Richtschnur  die  im  Inter- 
esse der  Allgemeinheit  gebotene  Abwendung  eines  drohenden 
oder  bereits  eingetretenen  Notstandes  festgehalten  werden,  ohne 
dass  solchem  von  Seiten  der  zunächst  Pflichtigen  und  der 
Privatwohlthätigkeit  mit  Erfolg  gesteuert  werden  kann/ 

In  diesen  Worten  ist  treffend  der  Charakter  der  Staats- 
hülfe  bezeichnet;  sie  zielt  ab  auf  Beseitigung  von  Zuständen, 
nicht  blos  weil  sie  ihrer  Natur  nach  Notstände  sind,  sondern 
weil  andere  Hülfsmittel  zu  ihrer  Beseitigung  nicht  vorhanden 
oder  nicht  zur  Verfügung  gestellt  worden  sind.  Sie  ist  also 
gleichfalls  subsidiär  wie  die  öffentliche  Armenpflege*). 

Als  weiteres  Erfordemiss  wird  gemeinhin  aufgestellt,  dass 
die  Hülfe  eine  einmalige  und  unerwartete  sei,  also  nicht  Mittel 
ein  für  alle  Mal  und  im  voraus  zur  Verfügung  gestellt 
werden  ^). 

Mit  Aufstellung  dieses  Erfordernisses  ist  vornehmlich  der 
Punkt  berührt,  der  oben  Gegenstand  der  Betrachtung  war: 
dass  es  im  Interesse  der  Staatsfinanzen,  wie  im  Interesse  einer 
nach  richtigen  Grundsätzen  geübten  Armenpflege  liege,  den 
Selbsterhaltungstrieb  der  von  Unglücksfällen  Betroffenen  rege 
zu  erhalten;  sie  sollen  auf  Hülfe  nicht  rechnen  dürfen. 

Hieraus  folgt  aber  endlich  ein  drittes  Erfordemiss:  das 
einer  gerechten  und  vorsichtigen,  die  Verhältnisse  der  Empfänger 
individuell  berücksichtigenden  Verteilung  der  Staatsmittel,  wenn 
möglich  unter  der  Bedingung  der  Rückerstattung,  oder  gegen 
Gewährung  von  Arbeit. 

Auch  hier  wird  die  Staatsgewalt  nie  den  Zusammenhang 
des  Notstandes  mit  seiner  Ursache  ausser  Acht  lassen  dürfen. 
Gegenüber  Naturereignissen,  die  schlechterdings  von  mensch- 


^)  1.  Zur  Ueberwinduncr  der  augenblicklichen  Notlage.  Hierzu  sind 
zu  rechnen:  die  Mittel  zur  Beschaffung  der  absolut  notwendigen  Lebens- 
bedürfoisse  .  .  . 

5.  zur  Bestreitung  eines  Teils  des  in  Folge  der  Notlage  erhöhten 
Armenaufwandes,  d.  h.  wenn  die  hierzu  erforderlichen  Mittel  von  den 
Pflichtigen  nicht  aufgebracht  werden  können  und  die  Hülfsbedüiftigen 
an  dem  Notwendigsten  Manj^el  leiden. 

6.  Behufs  Erhaltung  Einzelner  im  Haus-  und  Nahrunesstande,  wozu 
beispielsweise  die  Bewilligung  von  Mitteln  für  Wiederaufbau  ihrer  zer- 
störten Häuser,  für  Anschaffung  von  Saatgut,  Saatkar toft'eln  und  Futter 
zur  Beibehaltung  des  Viehs  gehören;  vgl.  Siegel  a.  a.  0.  S.  8. 

*)  Siegel  a.  a.  O.  S.  8;  auch  recht  gut  Dei  Duchatel-Naville 
S.  313.  Beispiele:  die  preuss.  Notstandsgesetze  während  des  letzten 
Jahrzehnts,  aus  Anlass  der  Sturmflut  der  Ostsee,  vom  24.  April  1873, 
Ges.-S.  S.  185;  Hochwasserschäden,  vom  22.  Juli  1876,  Ge8.-S.  S.  294; 
üeberschwemmung  und  Missernte  in  Oberschlesien,  vom  3.  Februar  1880, 
Ge8.-S.  S.  17;  Hochwasser  im  Kheinffebiet,  vom  21.  Januar  1883, 
Ges.-S.  S.  8;  Hochwasser  im  Weichselgebiet,  vom  14.  Juli  1886,  Ge8.-S. 
o.  211. 
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lieber  Willkür  unabhängig  und  regelmässig  auch  der  Ver- 
sicherung nicht  zugänglich  sind,  wird  sie  unbesorgt  die  Mittel 
gewähren  können,  den  fiüheren  Zustand  durch  Wiederaufbau 
zerstörter  Wohnungen,  durch  Verteilung  von  Kleidung,  Saat- 
korn u.  s.  w.  wo  möglich  wiederherzustellen.  Anders  liegt  es 
da,  wo  der  Notstand  mit  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
enger  zusammenhängt  oder  wo  gar  der  Niedergang  einer  In- 
dustrie direkte  oder  indirekte  Folge  der  staatlichen  Gesetz- 
gebung ist  Hier  ist  auf  das  ernsteste  zu  erwägen,  ob  nicht 
die  Unterstützung  eines  notleidenden  Bezirkes  geradezu  die 
Natur  eines  allgemeinen  Lohnzuschusses  annehmen  und  damit 
in  ganz  anderer  Weise,  als  es  die  Unterstützung  eines  ein- 
zelnen Individuums  thun  kann,  die  Lohnverhältnisse  auf  das 
erheblichste  verschieben  und  namentlich  überlebte  industrielle 
und  Betriebszustände  zum  Schaden  auch  der  Bewohner  auf- 
recht erhalten  wllrde*).  Es  steht  freilich  nichts  im  Wege, 
auch  hier  das  Gesammtvaterland  als  die  wirtschaftliche  Heimat 
der  Gesammtheit  zu  betrachten  und  so  Alle  für  Einen  ein- 
stehen zu  heissen.  Anhänger  dieser  Meinung  zu  bekehren, 
ist  hier  nicht  der  Ort 


1)  Vgl.  we^en  dieser  Fragen,  besonders  we^en  Arbeitsnachweis  unten 
1  21S--215.  Die  Teuerungspolizei  gehört  nicht  hierher;  vgl.  Rönne, 
Staatsrecht  §  802  S.  186. 


9.  Kapitel. 

Rückkehr  zur  Heimatgesetzgebung. 

§  113.     . 

In  ausgesprochenen  Gegensatz  zu  denjenigen,  welche 
durch  Uebertragung  der  Armenlast  auf  den  Staat  dem  an- 
geblich gelösten  Zusammenhang  zwischen  Individuen  und  Ge- 
meinden Rechnung  tragen  wollen,  treten  diejenigen,  welche 
diese  Lösung  zwar  ebenfalls  als  vorhanden  annehmen,  aber 
als  so  unheilvoll  beklagen,  dass  ihnen  vor  allem  an  einer 
Wiederherstelhmg  eines  solchen  Zusammenhanges  liegt.  Schon 
die  Betrachtung  der  hierüber  laut  gewordenen  Klagen  zeigt, 
dass  von  einer  grossen  Zahl  von  Beurteilem  der  geltenden 
Gesetzgebung  immer  wieder  die  Vorzüge  des  Heimatsystems 
betont  werden  und  diesem  die  Fähigkeit  zu  energischer  Bin- 
dung der  auseinanderstrebenden  Elemente  zuerkannt  wird. 
Ihren  Ausdruck  in  Bezug  auf  die  Reform  der  Armengesetz- 
gebung findet  diese  Meinung  in  Wünschen  und  Vorschlägen, 
welche  die  Rückkehr  zimi  Heimatsystem  empfelden,  von  ihr 
Beseitigung  der  wesentlichsten  Uebelstände  erhoffen.  Vorzugs- 
weise sind  Angehörige  der  süddeutschen  und  mitteldeutschen 
Staaten  Vertreter  dieser  Meinung:  Luthardt  (Baiem), 
Marschall  (Baden),  v.  Varnbüler,  Sarwey  (Würtem- 
berg),  Waentig  (Sachsen)  —  doch  sind  neuerdings  auch  aus 
Norddeutschland  Vorschläge  dieser  Art  in  die  Oeffentlichkeit 
getreten  (Elvers,  Germershausen,  v.  d.  Goltz,  Deut- 
sche Gem. -Zeitung).  Das  Wesentliche  ist  immer,  dass 
die  Heimat  bezw.  der  Unterstützungswohnsitz  nicht  früher 
verloren  werden  soll,  als  bis  eine  neue  Heimat  bezw.  ein  neuer 
Unterstützungswohnsitz  erworben  ist.  Auf  die  hierbei  mass- 
gebenden Fristen  wird  geringeres  Gewicht  gelegt  Die  einen 
empfehlen  die  5  imd  10  Jahre  des  bairischen  Gesetzes,  die 
andern  2  oder  3  Jahre;   auch   wird  von  einigen  die  Verlust- 
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frist  länger  zu  bemessen  gewünscht  als  die  Erwerbsfrist. 
Zweierlei  wird  hiervon  erhoflft:  die  Beseitigung  des  Land- 
armenwesens und  die  feste  Verknüpfung  des  Individuiuns  mit 
einer  Gemeinde  auf  der  einen,  gerechtere  Verteilung  der 
Armenlast  auf  der  andern  Seite.  Um  auch  wieder  die  ethische 
Bedeutung  der  Heimat  zum  Ausdruck  zu  bringen,  wird  die 
Wiedereinführung  des  Wortes  „Heimat**  an  Stelle  des  Wortes 
„Unterstützungswohnsitz"  empfohlen. 

:§  114. 

Es  bedürfte  an  dieser  Stelle  keines  erneuten  Eingehens 
auf  dieses  System,  dessen  Wesen  oben  darzulegen  versucht 
worden,  wenn  es  sich  um  weiter  nichts  handelte,  als  um  die 
allgemeine  Wiedereinführung  seines  obersten  Gnmdsatzes,  dass 
die  einmal  erworbene  Heimat  nicht  fHlher  verloren  werden 
kann,  als  bis  eine  neue  Heimat  erworben  ist.  In  dieser  Be- 
ziehung wurde  bereits  nachgewiesen,  dass  die  Armenlast  in 
Baiem  trotz  dieses  Grundsatzes  aus  gleichen  Gründen  wie  im 
übrigen  Deutschland  gewachsen  ist  und  dass  Ungerechtigkeit 
in  der  Verteilung  derselben  dort  so  wenig  vermieden  werden 
konnte  wie  hier;  es  zei^e  sich,  wie  viele  gute  Grtinde  für 
die  schnellere  WiederlosTösung  der  Armenlast  sprechen  imd 
¥rie  hart  unter  Umständen  die  Belastung  einer  Gemeinde  in 
Ansehung  solcher  Angehörigen  ist,  welche  lange  von  ihr  ab- 
wesend gewesen  sind,  ohne  anderswo  eine  Heimat  erworben 
zu  haben.  Auch  ergab  sich,  dass  sich  durch  blosse  gesetzliche 
Anerkennung  des  Heimatprinzips  noch  keine  leistungsfähigen 
Armenverbände  schaffen  lassen  und  dass  eine  sittliche  Ein- 
wirkung der  Heimatgemeinde  gerade  bezüglich  der  ihrer  am 
meisten  bedürftigen  Elemente  nahezu  unmöglich  ist,  so  lange 
die  IVeizfigigkeit  im  gegenwärtigen  Umfange  gestattet  bleibt 
und  nur  die  dauernd  Hülfsbedürfdgen  in  ihrer  Aufenthaltsfrei- 
heit beschränkt  werden  können. 

Dieser  Einsicht  hat  sich  denn  auch  die  überwiegende 
Mehrzahl  derer,  welche  das  Heimatprinzip  wieder  zu  Ehren 
gebracht  wissen  wollen,  nicht  verschlossen  und  ihren  diesbezüg- 
lichen Vorschlägen  weitere  auf  Aenderung  der  Gesetzgebung 
abzielende  Vorschläge  hinzugefügt.  Dieselben  sind  im  Detail 
sehr  verschieden  und  halten  sich  nur  zum  Teil  in  den  Grenzen 
der  eigentlichen  Armengesetzgebung.  Dahin  gehören  vor  allem 
diejenigen,  welche  die  Herstellung  leistungsfähiger  Verbände 
durch  Zusammenlegung  mehrerer  oder  aller  Ortsarmenverbände 
desselben  grösseren  Verwaltungsbezirks  als  Voraussetzung 
jeder  Reform  betrachten,    und    diejenigen,    welche  neben  der 

Srinzipalen  Belastung   der  Heimatoezirke  eine  Heranziehung 
er  vorhandenen  grösseren   Verbände  empfehlen.     Ein    nicht 
geringer    Teil    legt    dagegen    den    Hauptnachdruck    auf    die 
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Aenderung  der  Gesetegebmig  in  Bezug  auf  die  wirtschaftliche 
Freiheit.  Von  diesen  wiederum  haben  die  einen  nur  die  un- 
gerechte Belastung  der  Gemeinden  im  Auge  und  wollen  diesen 
geeignete  Mittel  an  die  Hand  geben,  sich  nicht  gewollten  Zu- 
zuges zu  erwehren,  während  die  anderen  mehr  die  sittlicht^ 
Seite  des  Heimatverhältnisses  betonen,  welcher  sie  durch  Be- 
scliränkung  der  Individuen  in  ihrer  freien  Bewegung  gerecht 
werden  zu  können  meinen. 

In  gewJBBem  Sinne  neu  ist  von  alledem  nur  der  Gedanke, 
lei.sCungsfähige  Verbände  zu  schaffen,  neu  insofern,  als  es  auf 
eine  obligatoriache  Schaffung  derselben  im  Gegensätze  zu  der 
auch  gegenwärtig  von  der  Reichsgesetzgebung  im  weitesten 
Umfange  gestatteten  fakultativen  Vereinigung  von  Ortsarmen- 
verbänden  zu  einzelnen  oder  allen  Aufgaben  der  Armenpflege 
al^esehen  ist.  Bei  den  übrigen  Vorschlägen  handelt  es  sich 
dagegen  nur  um  Bekanntes,  um  Wiederbelebung  von  Ein- 
ricntungen,  welche  die  neuere  Gesetzgebung  beseitigen  zu 
müssen  geglaubt  hatte,  namentlich  also  um  Au&uchung  eines 
gerechten  Korrelatg  zwischen  Armenlast  und  wirtschaftlicher 
Freiheit  durch  Beschränkung  der  Eh esehli essung,  der  Frei- 
zügigkeit, des  Gewerbebetriebes  u.  a.  m.  an  Stelle  des  durch 
den  Unters tützungs Wohnsitz  geschaffenen  sog.  wirtschaftlichen 
A^'quivalents. 

Dass  nach  tllnfzehnjähriger  Anwendung  eines  Systems 
ziemlich  vollkommener  Freiheit  die  Neigung  zu  derartigen 
Beschränkungen  wieder  erwachen  würde,  liesB  sich  hei  dem 
Gegensatz,  der  von  jeher  zwischen  Staats-  und  gemeinde- 
bUrgerlichen  Interessen  obgewaltet  hat,  nicht  wohl  anders  er- 
warten. Doch  darf  nicht  verkannt  werden,  dass  die  rück- 
läufige Bewegung  ihre  Grenzen  findet  an  der  selbst  hei  ihren 
lebhaftesten  Parteigängern  festgewurzelten  Anschauung,  daas 
ein  völliges  Zurückbringen  des  Individuums  in  den  Stand  der 
wirtschaftlichen  Unfreiheit  nicht  hios  unter  heutigen  Ver- 
hältnissen unmöglich,  sondern  auch  unzweckmässig,  ja  schädlich 
sein  würde,  v.  Marschall,  dessen  Klagen  über  das  herrschende 
System  wohl  als  der  kräftigste  Ausdruck  der  Missstimmuog 
gelten  können,  bemerkt'):  „Vollständige  Freizügigkeit  muss 
allerdings  herrschen,  jedem  Deutschen  muss  gestattet  sein,  sich 
in  jedwedem  Orte,  der  ihm  gutdünkt,  aufzuhalten,  Gewerbe 
da  zu  betreiben  und  sein  Brot  zu  verdienen.  Wenn  ihm  dies 
aber  an  dem  gewählten  Orte  nicht  gelingt,  wenn  er  den  Ort 
deshalb  wechselt  und  wechselt  ohne  Erfolg,  wenn  er  —  durch 
eigne  Schuld  und  wohl  auch  durch  Mitschuld  seiner  An- 
gehörigen und  seiner  Umgebung  —  körperlich,  geistig  und 
moralisch  in  die  Lage  gekommen  ist,  nicht  mehr  durch  freie 
Selbstbestimmung  für  sich   soi^en   zu  können,    wenn  er  dem 
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Vagabunden-  und  Betderleben  verfällt  und|  dieses  zuletzt  so 
weit  treibt,  dass  die  Polizei  vor  den  Missständen  und  Un- 
gelegenbeiten ,  welche  er  überall  herbeiführt,  die  Augen  nicht 
mehr  zu  sehliessen  vermag:  dann  muss  alsbald  ohne  weitläufige 
Untersuchung  in  klarer  Weise  ein  Ort  vorhanden  und  be- 
zeichnet sein,  wohin  er  verbracht  werden  kann,  ein  Ort,  der 
verpflichtet  ist,  ihn  aufzunehmen,  mit  dem  Notwendigsten  zu 
versehen  und  überhaupt  dasjenige  zu  thun,  was  noch  möglich 
ist,  um  ihn  zu  einem  geordneten  Leben  zurückzuführen." 

So  richten  sich  denn  Wünsche  und  Vorschläge  zunächst 
nur  gegen  jene  Klassen  von  Personen ,  welche  durch  Umher- 
schweifen und  Müssiggang  am  meisten  das  Gemeinwohl  schä- 
digen. Weil  es  aber  nicht  genügt,  lediglich  die  eine  Seite 
der  Missstände,  nämlich  den  bereits  eingetretenen  Zustand  der 
Zuchtlosigkeit  ins  Auge  zu  fassen,  ohne  auf  Verhütung  der- 
selben beim  Entstehen  bedacht  zu  sein,  und  weil  es  einleuchtend 
ist,  dass  der  Grund  der  Verarmung  und  damit  des  wirtschaft- 
lichen und  sittlichen  Herunterkommens  bereits  gelegt  wird, 
wenn  sich  Jemand  ohne  genügend  gesicherten  Nahrungsstand 
irgendwo  niederlässt,  wenn  er  sich  ohne  die  Qewissheit  eine 
Familie  erhalten  zu  können,  verehelicht  —  so  führt  die  mit 
dem  Wunsche  nach  jener  einen  Beschränkung  der  Vagabondage 
eingeleitete  Gedankenreihe  unvermerkt  zu  einer  Erwägung 
der  übrigen  dem  altern  Heimatrecht  eigentümlichen  Be- 
schränkungen. Man  lenkt  die  Aufinerksamkeit  wieder  auf 
den  Zusammenhang  der  Armut  mit  der  Bevölkerungsvermeh- 
rung durch  Zuwanderung  und  Geburten  bei  nicht  vermehrten 
Enverbsgelegenheiten,  d.  h.  auf  die  Uebervölkerung  als  Quelle 
der  Armut,  und  hat  sofort  wieder  die  alten  Mittel  bei  der 
Hand,  die  leichtsinnige  Kinderzeugung,  das  leichtsinnige  Auf- 
suchen ungewisser  Erwerbsgelegenheiten  zu  verhüten,  die  Ge- 
meinden gegen  die  durch  ebendieselben  Dinge  verursachte 
Armenlast  zu  schützen.  Der  Gedanke  des  Einzugsgeldes,  des 
Kachweises  gesicherten  Erwerbsstandes  taucht  wieder  auf;  die 
Befugniss  zur  Verehelichung  und  zum  Gewerbebetrieb  an 
andere  als  die  bestehenden  Voraussetzungen  zu  knüpfen  wiid 
von  neuem  gewünscht  —  dies  alles  aber  ohne  das  Prinzip 
der  Freizügigkeit  als  solches  antasten  zu  wollen. 

Diesen  Wünschen  gegenüber  nehmen  die  Gegner  aller 
derartiger  Beschränkungen  überwiegend  den  Standpunkt  ein, 
die  wirtschafdiche  Freiheit  des  Individuums  als  ein  natürliches 
Recht  zu  erachten  und  etwaige  Beschränkungen  derselben  nur 
insoweit  zuzulassen,  als  es  im  staatlichen  Interesse  notwendig 
geboten  erscheint;  sie  verwerfen  daher  jede  andere  Beschrän- 
kung als  diejenigen  des  Zivil-  und  Strafrechts,  insbesondere 
aber  die  Beschränkung  der  wirtschaftlichen  Freiheit  aus  ledig- 
lich wirtschaftlichen  Gründen.  Diesen  Standpunkt  wird  man 
nicht  teilen  können,  obwohl  er  die  Persönlichkeit  vor  Willkür 
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Bicherer  stellt,  als  jener  andere,  von  dem  aus  man  zu  jeder 
erdenklichen  Beschränkung  gelangen  kann.  Denn  will  man 
konsequent  sein,  so  muss  man  alles  den  sich  selbst  regulirenden 
Kräften  der  Natur  überlassen,  darf  zivil-  oder  strafrechtliche 
Beschränkungen  so  wenig  eintreten  lassen,  wie  wirtschaftliche: 
eine  Konsequenz,  die  in  Wahrheit  niemand  zu  ziehen  wagen 
würde.  Auch  ist  eine  solche  Scheidung  von  lediglich  syste- 
matischer Bedeutung,  weil  es  in  letzter  Linie  doch  immer  nur 
auf  einen  und  denselben  Grund  hinauskonmien  kann:  Be- 
schränkung der  Persönlichkeit  im  Interesse  der  Gesammtheit 
Welches  aber  das  wahre  Interesse  der  letzteren  sei,  darüber 
entscheidet  nicht  nur  die  Natur  der  Sache  und  die  Meinung  der 
zur  Gesetzgebung  berufenen  Faktoren,  sondern  vor  allem  auch 
die  wirtschaftliche  und  politische  Lage  des  Staatsganzen, 
welche  gewisse  Massnahmen  nötig  macht  oder  sie  schfidlich 
oder  überflüssig  erscheinen  lassen  kann.  Wenn  unter  anderen 
das  Interesse,  welches  der  Staat  an  dem  Gedeihen  seiner 
Glieder,  der  Gemeinden,  haben  muss,  besser  gesichert  erscheiDt 
durch  Kräftigung  des  Gemeindelebens  und  diese  wiederum 
nicht  denkbar  ist  ohne  eine  gewisse  Abschliessung  derselben 
gegen  Zuzug  vermögensloser  Personen,  sowie  ohne  Hinderung 
der  Bedürftigen  an  vorzeitiger  Verheiratung,  so  wird  die  Be- 
schränkung der  Niederlassungs-  und  Verehelichungsfreiheit 
ebensowohl  gerechtfertigt  sein,  wie  die  Beschränkung  des 
Aufenthalts  in  sicherheits-  und  sittlichkeitspolizeilichem  Inter- 
esse, wie  sie  gegenwärtig  reichsgesetzlich  zugelassen  ist  Es 
ist  das  Kennzeichen  des  Doktrinarismus,  dass  er  von  all- 
gemeinen Gesichtspunkten  ausgeht,  die  für  alle  Zeiten  Gültig- 
keit haben  sollen,  in  Wahrheit  aber,  weil  sie  mit  keiner  Zeit 
in  unmittelbarem  Zusammenhange  stehen,  der  Gegenwart  so 
wenig  wie  der  Vergangenheit  gerecht  werden.  Aus  diesem 
Grimde  beansprucht  nun  freilich  dasselbe,  was  von  der  extrem 
freiheitlichen  Kichtung  gilt,  nicht  mindere  Geltung  auch  flir 
die  entgegengesetzte,  auf  Beschränkungen  mannigfacher  Art 
ausgehende  Richtung,  sofern  sie  zu  ihrer  Begründung  eben 
auch  nichts  anderes  als  die  Natur  der  Sache  anzuführen  ver- 
mag. Denn  wie  jene  mit  den  Kräften  der  Natur  und  der 
ihr  unterworfenen  Menschen  allzusehr  rechnen,  so  rechnen 
diese  viel  zu  wenig  mit  denselben,  indem  sie  aus  dem  Zu- 
sammenwirken der  wirtschaftlichen  und  moralischen  Kräfte 
ein  einfaches  Rechenexempel  machen.  Sie  erwarten,  dass  mit 
dem  Verbote  der  leichtsinnigen  Eheschliessung  auch  die  leicht- 
sinnige Kinderzeugung  aufhören,  dass  mit  der  Hinderung  der 
freien  Bewegung  die  Gefahr  unsicheren  Erwerbsstandes  fort- 
fallen werde,  ohne  die  menschlichen  Schwächen,  Sinnlichkeit 
und  Lüderlichkeit,  vor  allem  aber  die  ^esdlschafdichen  und 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  hinreichende  Erwägung  zu 
ziehen.     Damit   ist    schliesslich   ebensowenig  anzufangen  wie 
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mit  starrem  Individualismus.  Worauf  es  in  Wirklichkeit  an- 
kommen musSy  das  ist  auch  hier  wieder  nicht  die  Untersuchung, 
welche  Folgen  die  Gesetzgebung  im  äussersten  Falle  haben 
kann  —  also  nicht,  ob  bei  völliger  wirtschaftlicher  Freiheit  ein 
Tölliges  Chaos  der  Bevölkerungsbewegung  und  umgekehrt  bei 
völliger  Unfreiheitjede  Willkür  möglich  und  an  und  ftlr  sich  denk- 
bar ist  — ,  sondern  vielmehr,  welche  Folgen  der  Gesetzgebung 
alswahrscheinlichzu  betrachten  sind.  Nicht  was  geschehen 
kann,  sondern  was  nach  menschlicher  Voraussicht  geschehen 
wird,  falls  das  Gesetz  Freiheit  giebt  oder  Beschränkungen 
auferle^  das  wird  zu  prüfen  sein.  Als  wesentlicher  Teil  der 
durch  aiese  Prüfung  erwachsenden  Aufgabe  ist  die  an  anderer 
Stelle  versuchte  Beleuchtung  des  allgemeinen  Zusanmienhanges 
gewisser  Thatsachen  mit  den  Erscheinungen  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  zu  betrachten.  So  wurde  insbesondere  der 
£influss  nachgewiesen,  welchen  die  geographische  Lage  der 
Wohnbezirke  und  die  allgemeinen  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
auf  Richtung  und  Ausdehnung  der  Wandenmgen  ausüben^) 
und  wie  individuell  verschieden  sich  trotz  benachbarter  Lage 
and  gleichartiger  Gesetzgebung  die  Verhältnisse  in  den  ein- 
zelnen Verwaltungsbezirken  gestalten.  Dies  alles  wird  auch 
hier  im  Auge  zu  behalten  sein.  Im  übrigen  soll  die  Be- 
trachtung nicht  weiter  erstreckt  werden,  als  wie  es  die  im 
Folgenden  mitzuteilenden  positiven  Reformvorschläge  erheischen. 
Massregeln ,  die  auf  vollständige  Abschliessung  der  Gemeinde 
gerichtet  sind,  wie  sie  Schübler  vor  30  Jahren  noch  alles 
Ernstes  vorschlagen  und  begründen  konnte,  werden  heute  von 
keiner  Seite  mehr  in  Erwägung  gezogen. 

Schflbler  hat  immer  die  beiden  schon  oben  (§  18)  erwähnten 
Gemeinden  Komthal  and  Wilhelmsdorf  im  Auge  and  geht  davon 
aas,  dass  jede  Gemeinde  dieselbe  Stellang  habe,  wie  ein  Privat- 
verein,  der  nach  Belieben  Mitglieder  aufnehmen  and  aasstossen 
könne.  Hierauf  baut  Schübler  ein  wanderliches  System  von 
Beschränkungen,  das  sofort  nach  seinem  Erscheinen  Schüz  zu  der 
Bemerkung  veranlasste,  dass  ein  solches  System,  ernsthaft  durch- 
geführt, einfach  zur  glebae  adscriptio  zurückführen  würde.  Neaer- 
dings  ist  mir  nur  eine  derartige  von  der  Gem.-Z.  Jahrg.  1882  S.  279 
zitirte  Aeusserung  der  Polit.  Wochenschrift  bekannt  geworden ,  der 
zufolge  sich  der  Arbeiter  bei  der  glebae  adscriptio  jedenfalls  sehr 
viel  wohler  befanden  habe,  als  bei  der  gegenwärtigen  Freiheit. 

1.    Die  Beschränkungen  der  Freizügigkeit. 

§  115. 
Unter  den   vielen   Aeusserungen   über    die   Schädlichkeit 
des  Landarmenwesens  und  der  Freizügigkeit  und  den  Wünschen 

»)  Vgl.  namentlich  §  67—71. 
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nach  Aendening  der  bezüglichen  Geactzgebang  lindei  atui  in 
allgemeinen  aehr  wenige  posidTe  Fonnalirangea.  Cnter  dieses 
wenigen  d&rfte  die  tob  v.  Marschall  —  ao  dkiiuenhafi  die- 
^Ibe  ist  —  tn.wfeiii  die  meiste  Bedeutung  beanssra^ot.  alt 
äie  den  Sinn,  welcher  mit  dem  Heimatprinzip  verbaaäta  sein 
M>U.  am  deutlichsten  zum  Ausdruck  bringt.  NaiMidein  ▼.  Xanchall 
in  den  ^^  1 — 3  die  Ueilsiate  des  Hermaterwerfaea  angtgvlxi) 
hat  löj&hriger  Aofenthalt  nach  vollendetem  24.  Lebemö*^'^ 
fiüirt  er  in  5  4')  fort:  , Soweit  einem  Notletdendea  dieer 
toideriiche  Untentfltzung  nicht  aus  anderen  Wohldilti^etu- 

a Dellen  zndieaBt.  iät  seine  Heimatsgemeinde  Topffidili^ 
lalfe  zu  schaffen,  den  Hül&bedürftigen  in  besondere  Obbat 
zu  nehmen  ond  demselben,  beziehongsweise  der  hal&bedfiHti^ 
Familie,  denjenigen  unentbehrlichen  Unteriiahzagewlhrai,<[ai 
dieselben  mit  eigener  Arbeitskraft  nicht  zu  erwerben  vennögHi,* 
Zwei  Worte  sind  in  diesem  Paiagraphen  beM^htemvert: 
die  Worte  .Notleidender'  und  ,in  Obhat  nehmen'^.  Bei  äficb- 
tiger  Betrachtung  ergeben  sie  freilich  einen  anscbcineiul  gut 
bekannten  und  geUnägen  Inhalt:  die  Yerpflichtong  einer  G«- 
meiude  zor  Fürsorge  mit  der  Hasdgabe.  daaa  dies  die  Heinai- 
gemetnde  ist  Siebt  man  aber  näher  zn,  s^y  ändef  man.  ian 
ihr  Inhalt  ein  riet  weitergehender  i^t  und  diese  zwei  Worte 
die  ganze  Fra^e  der  Freizügigkeit  nebenbei  mit  eriedigen. 

Man  erinni;rt  sich,  dass  die  wichtigste  Unteracbeidong  de» 
Freizü^ngkeiisgesetzes  diejenige  zwischen  vorüberg'dieDd  mid 
dauernd  Uöl&bedürtdgen  ist  und  dass  nur  die  letzteren  in 
Ansehung  ihres  Aufeuthaltr^  beschränkt  werden  dürfen  ond 
da^  gerade  damit  die  Möglichkeit  g^iommen  ist.  aal  die  am 
meisten  zachtbedürftigen  Bemente  durch  Zurückverweinm; 
an  die  Cnterstntzungsgemeinde  einzuwirken.  Indem  his  nim 
•  •Ime  jede  Unterscheidung  ganz  allgemein  der  Ausdruck  Not- 
leidender" gebraocht  wiid.  und  die  Ueberoahme  jedes  S«- 
leidenden  in  die  _'">bhut*  der  Gem^de  geiorden  wird,  toO 
die  Möglichkeit  sittlicher  Einwirkung  ganz  aQgeni^  iur  alle 
Bedürftigen  hergestellt  und  so  das  tinanzidle  und  «in- 
sohaAliche  Interesse  der  HetmatganeiDde  an  dem  Efgriifli 
ihrer  AngehSri^n  energisch  geweckt  werden.  Nun  renttlit 
man.  was  mit  den  Won^-n  gemeint  ist.  dass  .in  klarer  Weise 
ein  On  vorhanden  $ein  müs^e'.  an  den  Jemand  ,ohDe  weit- 
Uutige  Untersnchung"  verbracht  werden  kann,  wenn  er  körper 
Hefa,  geistig  und  moralisch  in  die  Lage  gekc-ciinen  ist.  töAt 
mehr  durch  freie  Selbnbe^timmong  iär  «ich  Mrgf«  za  kfioitai; 
man  begrein,  dass  to  beschaffene  Individuen  daran  erkennbir 
sein  S'^Uen.  dass  sie  ausserhalb  der  Hrimai  .notlefdend*  weido. 
Es  bedarf  keiner  weitUnbgirii  Itarkgnng.  dass  eine  soicl» 
Ausdehnung   des    Begriffs    .notleidend"   jede    Art   von   Frei- 

-    U*rs<hal[  I  >.  H. 
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zügigkeit  illusorisch  machen  würde.  Denn  niemals  hat  sich 
eine  Gemeinde  des  wohlhabenden  Zuzuges  erwehrt;  es  sind 
immer  die  Notleidenden,  welche  beschränkt  werden  sollen, 
und  gerade  diejenigen  Klassen,  welche  am  ersten  notleidend 
werden  können,  machen  am  häufigsten  von  dem  Rechte  der 
Freizügigkeit  Gebrauch;  gerade  ihretwegen  ist  der  bezügliche 
Gesetzgebungsapparat  in  Bewegung  gesetzt.  Eine  solche  Be- 
stimmung, wie  sie  v.  Marschall  formulirt,  wirklich  und  ernst- 
haft durchgeflihrt,  würde  die  Zurückverweisung  der  Orts- 
firemden  in  die  Heimatgemeide  selbst  bei  imverschuldeter  und 
gänzlich  vorübergehender  Bedürftigkeit,  also  insbesondere  auch 
in  Krankheitsfällen  gestatten,  was  —  soviel  ich  beurteilen 
kann  —  auch  die  Absicht  v.  Marschalls  nicht  ist.  Die  Be- 
griffsbestimmung muss  also  notwendig  eine  engere  sein  und 
deutlich  zum  Ausdruck  bringen,  welche  Personen  in  Wahrheit 
gemeint  sind. 

§  116. 

Es  giebt  nun  zunächst  eine  Klasse  von  Individuen,  be- 
züglich deren  eine  Beschränkung  der  freien  Bewegung  von 
allen  Seiten  gewünscht  wird,  ohne  dass  irgend  Jemand  darin 
eine  Verkürzung  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Freiheit  er- 
blickt. Es  sind  dies  die  im  eigentlichen  Sinne  vagirenden 
Elemente  der  Bevölkerung,  welche  durch  eigene  Verschuldung 
in  den  Stand  der  Bedürftigkeit  geraten  sind. 

Die  Zahl  der  positiven  Vorschläge,  welche  im  Anschluss  an 
das  Heimatprinzip  vornehmlich  im  Hinblick  auf  diese  Klasse  ge- 
macht werden,  ist  ebenfalls  eine  geringe.  Am  zutrefiendsten 
dürfte  Ziller  die  wesentlichen  Punkte  formulirt  haben.  Auch  er 
wünscht,  dass  eine  Stelle  vorhanden  sei,  an  welche  die  vagiren- 
den Elemente  behufs  dauernder  Einwirkung  gewiesen  werden 
können,  und  bezeichnet  als  diese  Stelle  die  Heimat;  aber  er  will 
unter  Aufrechterhaltung  der  Freizügigkeit  im  allgemeinen  Be- 
schränkungen derselben  nur  für  diejenigen  Personen  eintreten 
lassen,  welche  sich  als  faul,  arbeitsscheu  und  liederlich  erwiesen 
haben.  Um  diese  Merkmale  erkennbar  zu  machen,  schlägt 
er  die  Einführung  von  Legitimationsscheinen  für  alle  vor,  die 
im  Umherziehen  Arbeit  suchen,  und  will  die  Legitimation  den- 
jenigen versagt  wissen,  welche  in  den  letzten  drei  Jahren 
wiederholt  wegen  Landstreichens  bestraft  worden;  wer  ohne 
Legitimation  betroffen  wird,  soll  wegen  Landstreichens  bestraft 
werden ;  wer  wiederholt  wegen  Betteins  und  Landstreichens 
bestraft  worden  ist,  soll  der  Heimat  auf  deren  Kosten  zu- 
geführt werden  können;  der  Gemeindevorstand  des  Heimat- 
bezirks soll  solchen  Personen  einen  Bezirk  vorschreiben  können, 
aus  dem  sie  sich  nicht  entfernen  dürfen.  Von  diesen  Mass- 
regeln verspricht  sich  Ziller  vor  allem  den  Erfolg,  dass  die 
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Heimatbehörde ,  auf  deren  Kosten  die  Zuführung  stattfinden 
mtlsste,  den  Antrieb  erhalten  würde,  „sich^  ihrer  Angehörige 
anzunehmen,  sie  vom  Umherstromem  abzuhalten^. 

Ziller  in  seinem  Aufsatz  in  der  Deutschen  Grem.-Zeitang  1880 
S.  192.  197  und  ganz  ebenso  in  seinem  Referat  f&r  den  thflring. 
Stftdtetag  vom  Oktober  1879:  „Mit  welchen  Mitteln  ist  das  Land- 
streichen zu  bekämpfen?''  —  Bürgermdster  Hirschberg,  Meissen: 
Das  Landstreichertum ,  Referat  zum  sächsischen  Gemeindetage  in 
Bautzen  am  20.  und  21.  Juni  1884,  empfiehlt  neben  vorbeugenden 
Massregeln  und  Arbeitsgewährung  Beschränkung  der  unbedingten 
Wanderfreiheit  durch  das  Erfordemiss  polizeilicher  Legitimation,  am 
besten  durch  Arbeitsbuch.  —  Von  den  Vorständen  des  schlesw.- 
holst.  Zentralverbandes  gegen  Bettelei  und  Vaga- 
bondage,  des  Verbandes  mecklenburg.  Herbergs- 
vereine u.  a.  ist  unter  dem  15.  November  1882  der  Erlass 
eines  Aufrufs  beschlossen,  in  dem  unter  anderen  auch  der  Wunsch 
ausgesprochen  wird,  dass  angesichts  des  regelmässigen  Mangels  von 
Legitimationspapieren  bei  den  hilfesuchenden  Reisenden  darauf  hin- 
gearbeitet werde,  dass  durch  die  Gesetzgebung  allen  deigenigen, 
die  ausserhalb  ihres  regelmässigen  Wohnsitzes  dem  Erwerbe  nach- 
gehen, die  Führung  von  Legitimationspapieren  (Wanderbücher, 
Arbeitsbücher  oder  dergl.)  vorgeschrieben  wird.  —  Ebenso  Baecker 
in  einer  Zuschrift  an  die  D.  Gem.-Z.  1879  S.  42,  sowie  eine 
anonyme  Zuschrift  an  dieselbe  1877  S.  121  (welche  selbst  aber 
dies  Mittel  für  ungehörig  und  verfehlt  erachtet). 

Auch  die  würtemb.  Petition  erachtet  die  Einführong 
einheitlicher  Legitimationspapiere  für  ein  dringendes  Bedürfniss.  — 
Sehr  vielseitig  ist  diese  Frage  in  dem  D.  V.  f.  A.  u.  W.  in 
den  Verhandlungen  1881,  Stenogr.  Ber.  S.  115  ff.,  behandelt  worden. 
Der  Referent  Bockel  mann -Kiel  stellte  u.  a.  die  These:  „Die 
arbeitsuchenden  Reisenden  müssen  durch  Gesetz  verpflichtet  werdoi, 
Arbeitsbücher  zu  führen",  und  bemerkte,  dass  hierin  kein  Eingriff 
in  die  Freizügigkeit  liegen,  sondern  dem  Missbrauch  der  freien 
Bewegung  durch  solche  Individuen,  die  gar  nicht  die  Absicht  haben, 
ihre  Arbeitskraft  zu  verwerten,  vorgebengt  werden  solle.  Aus  diesem 
Gmnde  werde  auch  gerade  von  den  besseren  Elementen  unter  den 
Reisenden,  den  Handwerkern,  die  Einführung  solcher  Bücher  ge- 
wünscht, welche  sie  von  den  eigentlichen  Vagabunden  sichtbar 
schieden.  „Selbstverständlich  müssten  nach  Einführung  der  Arbeits- 
bücher alle  Reisenden  unerbittlich  angehalten  werden,  solche  Aus- 
weise zu  führen,  und  diejenigen,  die  sich  derselben  entledigt  haben, 
weil  die  Beschaffenheit  ihrer  Person  aus  denselben  deutlich  erkenn- 
bar ist,  müssten  den  Vagabunden  gleich  behandelt  werden."  In 
ähnlichem  Sinne  sprachen  sich  Landrat  Elvers  (S.  145),  Ober- 
bürgermeister Ziller  (S.  161)  aus.  Direktor  Knops  (Siegen) 
ging  noch  weiter  und  wünschte  der  Bockelmannschen  These  hin- 
zuzufügen: „alle  ohne  Legitimation  Betroffenen  müssen  vorerst 
direkt  in  ihre  Heimat  zurückbefördert  werden",  und  ferner:    „dass 
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ein  bestimmtes  Alter  festgesetzt  wird,  worüber  hinaus  nicht  mehr 
gewandert  werden  darf  (d.  h.  am  Arbeit  zu  snchen);  keinesfalls 
aber  darf  die  Behörde  einem  als  Müssiggänger,  Bettler  etc.  bekannten 
Uenachen  eine  Legitimation,  die  zum  Wandern  berechtigt,  aus- 
stellen^. —  Die  Verhandlungen  endeten  zunächst  ohne  materiellen 
Beechluss,  indem  die  Ueberweisung  der  Anträge  an  den  Zentral- 
ausschiiss  zur  Berichterstattung  an  den  nächsten  Kongress  beschlossen 
wurde  (S.  190). 

Demnächst  wurde  die  Frage  in  den  Verhandlungen  des  nächsten 
Kongresses  1882  in  einem  weiteren  Umfange  wieder  aufgenommen 
und  die  gesammte  Revision  der  Armengesetzgebung  zur  Erörterung 
gesogen.  Die  sorgWtigen  Referate  von  Elvers:  Der  Unter- 
stfitznngswohnsitz  und  das  Landarmenwesen  mit  Rtlcksicht  auf  die 
vagabondirende  Bettelei,  und  von  Germershausen:  Vorschläge 
zur  Reform  der  Armengesetzgebung,  sprachen  sich  beide  im  Sinne 
der  Heimatgesetzgebung  aus,  wobei  sie  den  Hauptnachdruck  auf  die 
an  anderer  Stelle  noch  zu  besprechende  Herstellung  leistungsfähiger 
Verbände,  sowie  die  Einftthrung  von  Wanderbflchem  und  Legiti- 
mationsbflchem  legten;  vgl.  Stenogr.  Ber.  S.  88  ff.  —  Elvers 
schlug  u.  a.  die  These  vor:  „allen,  die  ausserhalb  ihres  Unter- 
stfltzangswohnsitzes  dem  Erwerbe  nachgehen,  ist  die  Ftthrung  von 
Wanderbüchem  vorzuschreiben^,  und:  i» jeder,  der  sich  der  Wander- 
freiheit unwert  gemacht  hat,  muss  gezwungen  werden  können,  an 
dem  Orte,  an  welchem  er  seinen  Unterstützungswohnsitz  hat,  dauernd 
SU  bleiben*"  (S.  147).  —  Diese  Thesen,  welche  nur  ein  allgemeiner 
Ausdruck  seiner  Ansicht  sind,  formnlirte  Elvers  näher  in  den  sehr 
detaillirten  Bestimmungen  seines  Entwurfes  zur  Abänderung  des 
Gesetzes  über  den  Unterstützungswohnsitz  (S.  135)  unter  dem  Ab- 
schnitt: „Von  der  Verpflichtung  zur  Führung  von  Wanderbüchem." 
Hiervon  sind  die  materiell  wichtigen  Bestimmungen  in  §  7  ent- 
halten, welcher  folgendermassen  lautet^):  „Ein  Wanderbuch  soll 
in  der  Regel  denjenigen  nicht  erteilt  werden:  1.  welche  mit  dem 
Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  bestraft  sind,  für  die  Dauer 
dieser  Strafe,  2.  welche  wegen  der  im  §  361  Str.-G.-B.  vorgesehenen 
Uebertretungen  oder  auf  Grund  von  §§  13  und  14  dieses')  Ge- 
setzes mit  Freiheitsstrafe  belegt  sind,  während  zweier  Jahre  nach  ver- 
bfisster  Strafe,  3.  welche  auf  Grund  von  §  17  dieses')  Gesetzes 
wegen  Arbeitslosigkeit  in  die  Heimat  zurückgewiesen  sind,  während 
eines  Jahres  nach  ihrer  Zurückweisung,  4.  welche  ein  ihnen  früher 
erteiltes  Wanderbuch  nicht  in  Gemässheit  des  §  9  dieses ')  Gesetzes 
an  die  Polizeibehörde  zurückgeliefert  haben  und  einen  unverschul- 
deten Verlust  nicht  nachzuweisen  vermögen,  während  zweier  Jahre 
nach  ihrer  Rückkehr  an  den  Ort  des  Unterstützungswohnsitzes.  — 
Wenn  solchen  Personen  um  besonderer  Umstände  willen  ein  Wander- 
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*)  D.  h.  des  von  Elvers  vorgeschlagenen. 
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bach  erteilt  werden  soll,  so  ist  hierzD  die  Oenehmigniig  der  oberen 
VerwaltoDgBbehörde  erforderlich." 

GermerBtaansen  schlug  folgende  diesbezügliche  Aendenuigea 
vor^):  „"Wer  aasserhalb  seiner  Heimat  im  Cmherzietaen  Arbeit 
sncht,  bedarf  eines  dnrch  den  Landrat  gnszostellenden  Leg^tiiiutions- 
scheinee-  Dieser  kann  ....  versagt  werden,  wenn  der  Inhaber 
des  LegitimationsBCheines  wiederholt  wegen  Betteins  bestraft  wtffden, 
oder  wenn  für  denselben  der  HeimatSTerband  anderen  Armenver- 
bänden  veraoslagte  Unterstützungen  hat  erstatten  rnttssen." 

Mit  einigen  Maeegaben  schlössen  sich  der  Anschannng  von 
Elvers  an  Graf  t.  Wintzingerode,  Hnzel,  Eiben,  die 
eine  Legitam&tion  der  Arbeitsuchenden  ebenfalls  für  ein  dringendes 
BedürfnisB  erachteten.  Za  einem  materiellen  Beschluas  kam  es 
wiederum  nicht.  Vielmehr  wurde  die  Frage  auch  dieses  Mal  wieder 
dem  ZentralausschuBS  zur  Prüfung  überwiesen.  —  In  den  folgendea 
Jahren  ist  es  zu  einer  erneuten  Erörterung  der  Frage  nicht  mehr 
gekommen.  Im  Zusammenhange  der  Yerhaudlangen  über  die  Annen- 
statistik erkl&rte  1883  der  Amtshauptmann  v.  Welck  sich  ebeu' 
falls  für  die  EinfDhn»^;  des  L^timationszwaoges ;  vgl.  St«nogr. 
Ber.  1883  S.  22. 

Otto  Held,  Die  bestehende  Organisation  and  die  erforder- 
liche Reorganisation  der  prenssisohen  PolizeiTerwaltnng,  Berlin  18S6, 
meint  S.  25:  das  Gesetz  über  das  Passwesen  vom  12.  Okt.  1867 
bedürfe  einer  Ausführnngsbestimmang  insofern,  als  festgestellt  werden 
müsse,  was  als  eine  polizeiliche  Legitimation  im  Sinne  des  §  3  an- 
zoseben  ist,  da  Arbeitsscheine  und  Militärpässe,  die  in  den  Herbergen 
leicht  käuflich  zu  haben  seien,  als  solche  nicht  gelten  könnten. 
Positive  Vorschläge  macht  Held  jedoch  in  dieser  Beziehung  nicht. 

§  117. 

So  sehr  nun  die  vorstehenden  Vorschläge  in  ihrer  auf 
Unschädlichmachung  schädlicher  Elemente  gerichteten  Tendenz 
der  allseitigen  Sympathie  sicher  sein  können,  so  wird  doch 
die  Beistitnniung  zu  denselben  an  die  wesentliche  Voraus- 
setzung gekntipn  werden  müssen,  dass  die  Heimatgemeinde, 
welcher  die  Vagabunden  zagefllhrt  werden  sollen,  die  Fähigkeit 
zur  wirtschaftlichen  und  sitUichen  Hebung  des  betreffenden  Indi- 
viduums, sowie  ein  wahrhaftes  Interesse  an  dem  Wohlergehen 
desselben  besitze.  Das  Vorhandensein  dieser  Voraussetzung 
wird  aber  aus  mannigfachen  Gründen  bezweifelt.  Es  wird 
namentlich  angeführt,  dass  mit  dem  blossen  Rücktransport  und 
dem  Gebote,  einen  bestimmten  Bezirk  nicht  zu  verlassen,  noch 
nichts  gethan  sei,  die  sittliche  Einwirkung  vielmehr  erst  dann 
beginnen  könne,  wenn  der  Arbeitsscheue  der  Arbeit  zugeführt, 
der  Zuchtlose  der  Zucht  unterworfen  werde.   Beides  aber  könne 

')  S.  161. 
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nur  geschehen,  wenn  Arbeit  und  hinreichende  VeranstÄltungen 
zur  Aufsicht  vorhanden  seien.  In  dieser  Beziehung  habe  man 
nun  vor  allem  daran  zu  denken,  dass  die  hier  gemeinte 
Menschenklasse  da  am  liebsten  sich  aufhalte  oder  umher- 
schweifend sich  bewege,  wo  sie  am  leichtesten  und  von  den 
Organen  der  öffentlichen  Sicherheit  möglichst  imbemerkt  Be- 
firiedigung  ihrer  Bedürfnisse  erlangen  könne.  Es  liege  also 
in  der  Natur  der  Sache,  dass  Jemand,  der  in  kleinen,  be- 
sonders ländlichen  Gemeinden  zu  Hause  sei,  sich  eher  aus 
diesen  fort  auf  die  Wanderschaft  mache,  als  Jemand,  der 
in  einer  grossen  Stadt  geboren  sei,  obwohl  im  übrigen  noch 
viele  andere  Momente  (namentlich  die  Neigung  der  Bevölkerung 
zum  planlosen  Almosengeben)  hierbei  mitwirkten.  Aber  jeden- 
falls Könne  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  kleinen 
ländlichen  Gemeinden,  besonders  im  Osten,  wenn  sie  zur 
Wiederaufnahme  aller  derjenigen  genötigt  würden,  die  wegen 
mangelnder  Sesshafkigkeit  eine  neue  Heimat  nicht  hätten  er- 
werben können,  'im  Verhältniss  sehr  viel  stärker  in  Anspruch 
genommen  werden  würden,  als  die  grossen  Städte. 

Nun  wird  hierin  gerade  von  seinen  Anhängern  ein  Vor- 
zug des  Systems  erblickt,  weil  nur  in  kleinen  Gemeinden  die 
gewünschte  unmittelbare  Einwirkung  möglich  sei.  Ganz  be- 
sonders wird  in  diesem  Zusammenhange  der  Gegensatz  von 
„persönlicher"  und  „sachlicher"  Gemeinwirtschaft  betont.  Die 
erstere  sei  in  Gemeinden  zu  finden^,  in  welchen  jeder  Ein- 
wohner genau  die  Lebensschicksale  und  die  Vermögensver- 
hältnisse des  anderen  kenne,  in  welchen  von  jedem  genau 
gewusst  werde,  wer  von  ihnen  in  der  Gemeinde  geboren  und 
wer  ihr  später  zugewandert  ist.  Dort  könne  im  voraus  über- 
sehen wemen,  auf  welche  Zahl  von  leistungsfUhigen  Ein- 
wohnern die  Armenlast  sich  verteile,  welches  Mass  von 
Leistungsfähigkeit  die  Einzelnen  besitzen,  und  ebenso  könne 
von  jedem  Einwohner  beurteilt  werden,  für  welche  Personen 
und  in  welcher  Weise  für  dieselben  zu  sorgen  sei.  Ganz  anders 
in  grossen  Gemeinden.  Dort  kenne  Einer  den  Andern  nicht ; 
gemeinsame  Zwecke  würden  befriedigt  aus  Mitteln  der  Ge- 
meinschaft, die  sich  eine  von  ihr  abgesonderte  Vertretung  ge- 
schaffen; eine  Kenntniss  der  Steuerkraft  der  Einzelnen  auf 
Grund  persönlicher  Bekanntschaft  der  Einzelnen  unter  einander 
sei  unmöglich.  Auch  habe  der  Einzelne  in  der  grösseren  Ge- 
meinde kein  Interesse,  auf  seine  Schultern  allein  eine  Last 
zu  nehmen,  welche  der  Gemeinschaft  obliege;  er  übe  Armen- 
pflege, wenn  er  sie  übe,  nicht  um  die  Höhe  seiner  Besteuerung 
zu  mindern,  sondern  aus  uneigennützigen  Motiven.  Und  eben- 
so könne  das  Gemeinwesen  selbst  die  Armenpflege  nicht  in 
enger  Fühlimg  mit  seinen  einzelnen  Angehörigen  erhalten, 
nicht  die  Rückwirkung  des  einzelnen  Pflegefalles  auf  die  Fi- 
nanzen im  allgemeinen  im  Auge  behalten. 
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Ebenso  ergäbe  sich  für  das  Verhältniss  der  Gemeinde  zu 
dem  einzelnen  Armen,  dass  ein  unmittelbar  persönlicher  Ein- 
fluss  nur  in  den  kleineren  Gemeinwesen  geübt  werden  könne. 
Hier  werde  ein  Individuum  nicht  leicht  unterstützt  werden, 
das  nicht  wirklich  bedürftig  sei;  hier  werde  ebensowohl  ein 
gewisses  Schamgefühl,  aus  den  gemeinsamen,  oft  sehr  spär- 
lichen Mitteln  leben  zu  müssen,  als  die  Gewissheit,  nichts 
ausser  im  dringendsten  Notfalle  zu  erhalten,  den  Bedürftigen 
anspornen,  seine  Kräfte  soweit  irgend  möglich  anzustrengen 
und  der  Armenpflege,  wenn  irgend  angänglich,  fernzubleiben. 
Umgekehrt  könne  in  grossen  Gemeinden,  wo  eine  lediglich 
sachliche  Verwaltung  herrsche,  ein  Individuum  weit  eher  seine 
Verhältnisse  verheimlichen ;  auch  fehle  ihm  hier  der  Sporn,  den 
die  enge  Verbindung  mit  jedem  einzelnen  Gemeindeeinwohner 
geben  könne,  sowie  die  Empfindung,  dass  er  ihren  höchst  be- 
schränkten Mitteln  bei  Inanspruchnahme  der  Armenpflege 
gegenüberstehe. 

Hiergegen  wird  nun  Folgendes  eingewendet.  Gerade  weil 
bei  persönlicher  Wirtschaft  das  Interesse  der  Gemeindever- 
waltung Hand  in  Hand  gehe  mit  dem  Interesse  der  einzelnen 
das  Gemeinwesen  bildenden  Personen,  werde  die  Armenpflege 
auch  lediglich  nach  persönlichen  Rücksichten  .geübt,  hart  oder 
mild,  gut  oder  schlecht,  in  engster  Abhängigkeit  von  dem' 
guten  Willen  und  dem  Vermögen  des  Gemeinwesens;  hier 
helfe  wohl  der  eine  durch  Uebemahme  eines  Hülflosen  in 
sein  Haus,  dort  der  andere  durch  Gewährung  von  Mahlzeiten 
und  dergl.  mehr ;  aber  wo  schlechter  Wille  die  Ursache  mangeln- 
der Mittel  oder,  wie  es  überwiegend  der  Fall,  Mangel  an  Mitteln 
die  Ursache  des  schlechten  Willens  sei,  da  nähmen  auch  alle 
Gemeindeeinwohner  einmütig  an  kümmerlichster  Behandlung 
des  Bedürftigen  Teil,  seien  seiner  Unterbringung  in  die  berüch- 
tigte Armenkathe  froh  oder  überliessen  ihn  völlig  seiner  Kot 

Auf  der  anderen  Seite  leuchte  ein,  dass  diese  enge  per- 
sönliche Beziehung  selbst  in  kleinen  Gemeinden  doch  nur  von 
Einfluss  auf  das  Verhalten  des  Bedürftigen  sein  könne,  wenn 
und  soweit  sein  bezw.  das  Verhalten  der  Gemeinde  überhaupt 
den  Zustand  der  Bedürftigkeit  zu  vermindern  oder  zu  ver- 
hüten geeignet  sei,  also  vor  allem  nicht  in  Fällen,  wo  die 
Armut  auf  anderen  Gründen  als  eigener  Verschuldung  beruhe. 

Noch  ein  anderer  Gegensatz  sei  hierbei  wirksam:  der 
Gegensatz  von  Geld-  und  Naturalwirtschaft.  In  grossen  Gemein- 
den gäbe  es  fast  keine  Vermögensleistung,  welche  der  Bürger 
dem  Gemeinwesen  anders  als  in  Geld  zu  machen  hätte;  in 
jenen  anderen  Gemeinden  seien  es  überwiegend  Naturalien, 
welche  die  Einwohner  unmittelbar  produzirten,  von  denen  sie 
lebten  und  welche  sie  da,  wo  die  Fürsorge  für  einen  ihrer 
Mitbürger  nötig  werde,  so  weit  möglich  auch  als  Armenhülfe 
gewährten.     Mit  diesem  Umstand  hinge   eng  zusammen,  dass 
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Naturalverpflegung  solchen  kleinen  Gemeinden  sehr  viel  leichter 
falle  und  sie  zu  allen  grösseren  Veranstaltungen  der  Armenpflege, 
wie  vor  allem  Anstaltspflege,  finanziell  wenig  oder  gar  nicht  fkhig 
wären, 

§  118. 

Das  Zutreffende  der  vorstehenden  beiderseitigen  Ausfüh- 
rungen lässt  sich  nicht  wohl  verkennen.  Ihnen  gegenüber  wird 
es  darauf  ankommen,  zu  prüfen,  unter  welchen  Umständen  die 
Vorteile  einer  persönlichen,  die  Nachteile  der  sachlichen  Ge- 
meinwirtschaft zu  erwarten  stehen  und  umgekehrt.  Eine 
Grenze,  welche  Gemeinwesen  der  ersten  und  zweiten  Art 
scharf  von  einander  scheidet,  lässt  sich  selbstverständlich  nicht 
ziehen.  Nur  ganz  allgemein  kann  man  sagen,  dass  bei  einer 
gewissen  Grösse  eine  persönliche  und  bei  einer  gewissen  Klein- 
heit der  Gemeinde  eine  rein  sachliche  Gemeinwirtschaft 
schlechterdings  undenkbar  ist.  Stellt  man  die  147  ländlichen 
Gemeinden  Preussens  mit  weniger  als  15  Köpfen  Wohn- 
bevölkerung seiner  Hauptstadt  Berlin  gegenüber  und  bewegt 
sich  von  diesen  äussersten  Punkten  aufwärts  und  abwärts,  so 
wird  man  zu  einem  Punkte  gelangen,  wo  die  Gegensätze  sich 
treffen  und  sich  ausgleichen;  vor  und  hinter  demselben  wird 
man  Gemeinden  begegnen,  in  welchen  die  G^ldwirtschaft,  und 
solchen,  in  welchen  die  Naturalwirtschaft  noch  überwiegt;  und 
ebenso  wird  man  Gemeinden  antreffen,  in  welchen  die  persön- 
liche Gemeinwirtschafi;  in  eine  sachliche  überzugehen  anfangt 
und  umgekehrt.  Zugleich  wird  man  des  ungeheueren  G^egen- 
satzes  inne,  der  sich  auch  hier  wieder  unter  dem  Namen  „Ge- 
meinde" verbirgt,  ein  Gegensatz,  den  das  Gesetz  ausser  Acht 
lässt,  wenn  es  alle  Gemeinden  als  Träger  der  Armenlast  und 
Organe  der  Armenpflege  qualitativ  gleichstellt,  den  aber  auch 
die  Gegner  des  Gesetzes  völlig  ausser  Acht  laasen,  wenn  sie  die 
Interessen  aller  Gemeinden  an  und  die  Fähigkeit  zu  guter 
Armenpflege  als  gleich  voraussetzen. 

Prüft  man  dagegen  in  Beachtung  dieses  Gegensatzes,  d.  h. 
in  Beachtung  der  im  Vorstehenden  bezeichneten  für  den  Zu- 
stand der  Armenverwaltungen  massgebenden  Momente,  die 
gegnerischen  Meinungen,  so  erkennt  man,  dass  der  Vorwurf, 
wie  er  von  Luthardt,  Marschall  u.  A.  erhoben  ist,  in 
seiner  allgemeinen  Fassung  unbegründet  ist. 

In  der  That  vermag  selbst  eine  Gemeinde,  deren  Thore 
nie  einen  Fortzügler  entlassen,  nie  einem  Zuzügler  sich  er- 
schlossen haben,  gegenüber  den  Zuständen  gänzlicher  Erwerbs- 
onfkhigkeit  doch  absolut  nichts  anderes  zu  thun,  als  eine  Ge- 
meinde, in  der  Zuzug  und  Abzug  sehr  rege  sind.  Ebenso 
kann  sie  vorübergehender  Erwerbsunßlhigkeit  durch  Krankheit 
doch  nicht  anders  vorbeugen,  als  durch  Aufinunterung  oder 
Zwang  zur  Versicherung,  eine  Massregel,   die  in  Baiem  seit 
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langer  Zeit  und  gegenwärtig  im  ganzen  Reiche  allen  Personen 
gegenüber  Btattfindet,  welche  in  einem  bestimmten  Arbeits- 
oder Dienstverhältnias  stehen,  gleichgültig,  ob  sie  seit  der  Ge- 
burt oder  erat  seit  einer  Woche  am  Arbeits-  oder  Dienstorte 
aufhaltsam  sind. 

Anders  dagegen  steht  es  freilich  mit  den  Fällen  der 
eigentliehen  Bedürftigkeit,  d.  h.  mit  dem  Mangel  an  Unter- 
biutsmittelu  im  allgemeinen.  Bei  Beurteilung  des  hier  ob- 
waltenden Sachverhaltes  sind  aber  vor  allem  die  bereits 
oben  (im  Zusammenliange  der  Betrachtung  des  wirtschaft- 
lichen Aeqaivalents)  näher  dargelegten  wirklichen  Gestaltungen 
zu  beachten.  Wie  es  sicli  als  durchaus  willkürliche  Behauptung 
herausstellte,  dasa  übei-wiegend  Personen  unteratützungabedlirftig 
werden,  welche  nicht  mehr  als  zwei  Jahre  an  einem  Orte  aufhalt- 
sam gewesen  sind,  so  ist  die  hieran  geknüpfte  zweite  Behauptung 
ebenso  willkürlich ,  daas  diese  vom  Gesetz  gegebene  Frist  die 
Ortsarmen  verbände  zu  ganz  äusaerlicher,  nur  der  dringendsten 
Not  abhelfender  Armenpflege  veranlasse.  'Welches  sind  denn 
diejenigen  Orte,  in  denen  eine  humane,  umsichtige  und  vor 
allem  individualisirende  Armenpflege  stattfindet?  Die  kleinen 
Gemeinden  und  Bezirke,  die  sich  getrost  dieser  Aufgabe  hin- 
geben dürften,  ohne  durch  Schaaren  von  „Eindringlingen" 
darin  gestört  zu  werden,  oder  diejenigen  Gemeinden,  welche 
mehr  als  alle  andei'en  dem  Zuzüge  ausgesetzt  sind  und  gerade 
deshalb  in  einer  vom  edelsten  Qemeinsinn  ei-fidlten  Weise  ein 
längst  und  vor  allem  in  den  Ländern  der  Heimatgesetzgebung 
obsolet  gewordenes  System  von  neuem  belebt  haben,  wie  Elber- 
feld,  Krefeld  u.a.  m.?  Nicht  erst  aus  der  Zeit  nach  1870,  sondern 
aus  der  Blütezeit  der  Heimatgesetzgebung  datiren  die  Klagen 
über  den  jammer\-ollen  Zustand  der  ländlichen  Armenpflege; 
nirgends  sind  traurigere  Verhältnisse  in  der  Armenpflege  auf- 
gedeckt worden,  als  in  England,  welches  sich  zur  Zeit  der 
berühmten  Reform  von  1834  im  Besitz  sehr  strenger  Heimats- 
bestimmungen  befand'). 

Gerade  die  kleinen  Verbände,  in  denen,  wie  zuzugeben  ist, 
ganz  vorzugsweise  eine  persönliche  Einwirkung  auf  den  Armen 
möglich  ist,  haben,  wie  auch  gegenwärtig,  es  von  jeher  an  vor- 
beugender wie  an  helfender  Annenpflege  vielfach  fehlen  lassen. 

Kehrt  man  hiernacli  zu  dem  in  Rede  stehenden  Punkte, 
zu  der  sittliclien  Einwirkung  der  Heimatgemeinde  auf  die 
arbeitst^higen  Personen  zurück  und  stellt  sich  den  wirklichen 
Verlauf  vor,  wenn  solcli  ein  liederliches  und  arbeitsscheues 
Individuum  auf  Kosten  der  Gemeinde  von  irgendwoher  in  die 
Heimat  zurUcktransportirt  und  unter  den  bessernden  Einfluss 
der  Heimatgemeinde  gestellt  werden  soll,  so  wird  man  kaum 
die  Meinung  unterdrücken  können,  daas  ea  um  die  als  not- 
wendig erachteten  Voraussetzungen  sittlicher  Einwirkung  nicht 

')  Vgl.  unten  §  200,  203. 
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zum  besten  bestellt  sei.  An  nützlicher  Arbeit  fehlt  es  aller- 
meistens;  nichts  anderes  als  dieser  Mangel  ist  die  Veranlassung 
der  auf  Ausgleichung  der  Erwerbsgelegenheiten  gerichteten 
Wirtschaftsgesetzgebung  gewesen.  Es  wurde  oben  nachgewiesen, 
•dass  Arbeitsmangel  sehr  viel  leichter  auf  dem  Lande  als  in 
Städten  und  in  industriellen  Bezirken  eintritt,  und  mehr  noch, 
dass  in  einer  grossen  Zahl  der  ländlichen  Gemeinden  der  Er- 
werbs- und  Nahrungsstand  der  gesammten  Einwohner  ein  der- 
4irtiger  ist,  dass  er  kaum  zu  ihrem  eigenen  Unterhalte  aus- 
reicht Ist  nun  also  keine  oder  keine  ausreichende  Arbeit  für 
den  Heimkehrenden  zu  haben,  so  muss  seine  und  eventuell 
auch  seiner  Familie  Versorgung  wiedenmi  aus  Gemeindemitteln 
beschafft  werden,  was  alle  die  in  Hinsicht  der  finanziellen 
Leistungsunfähigkeit  der  grössten  Zahl  dieser  Gemeinden  her- 
vorgehobenen Bedenken  von  neuem  wachruft.  Dazu  kommt, 
dass  die  Heimatgemeinde  —  bei  ernsthafter  Durchftlhrung  des 
Systems  —  die  sehr  erheblichen  Transportkosten,  die  sich  so 
oft  erneuern  würden,  als  ein  Rücktransport  nötig  wird,  baar 
^u  bezahlen  hätte,  während  die  Verpflegung  noch  allenfalls 
in  natiira  gewährt  werden  könnte.  Zunächst  würde  also  vom 
rein  finanziellen  Standpunkt  aus  unter  solchen  Verhältnissen 
die  immer  wiederkehrende  und  aus  den  Geltungsgebieten  des 
älteren  Heimatrechts  am  meisten  bezeugte  Abschiebung  wieder 
angehen  und  sich  —  da  bei  Durchführung  des  Systems  die 
Heimatberechtigung  selbst  seitens  der  Gemeinde  nicht  ab- 
geschüttelt werden  könnte  —  darin  äussern,  dass  die  Gemeinde 
sich  hüten  würde,  den  Vagabunden  zu  intemiren,  und  von 
diesem  selbst  in  ihrem  Vorhaben  aufs  beste  unterstützt  werden 
würde  ^). 

Aber  auch  den  Fall  gesetzt —  den  Ziller,  Luthardt, 
Marschall  u.  A.  ins  Auge  fassen  und  auf  den  noch  zurück- 
zukommen ist  — ,  die  Kosten  flir  die  vagabundirenden  Elemente 
würden  aus  den  Mitteln  grösserer  Verbände  ganz  oder  zum 
Teil  gedeckt  werden,  so  ist  doch  von  vornherein  eines  klar: 
ein  Mensch,  der  so  weit  gekommen  ist,  dass,  wie  Marschall 


^]  Mohl  bemerkt  Pol.-W.  Bd.  3  S.  193  Anm.  4  in  dieser  Beziehung: 
„Mir  sind  Fälle  bekannt,  in  welchen  Gemeindevorsteher  gefährliche  Land- 
streicher absichtlich  entwischen  liessen,  weil  sie  fürchteten,  dieselben 
•möchten  in  Ermangelung  eines  näheren  Heimatrechts  ihnen  zugcteUt 
werden,  ja  sogar  Fälle,  in  welchen  Vaganten  eine  beträchtliche  Summe 
Gkldes  gegeben  wurde  unter  der  Bedingung  einer  schleunigen  Flucht  aus 
dem  Ortsgeföngnisse."  Mohl  fordert  nun,  um  die  Möglichkeit  der  Inter- 
nirung  durchzusetzen,  ebenfalls  die  Zuweisung  jedes  Vi^bonden  an  eine 
nach  gewissen  Merkmalen  zu  bestimmende  Efeimat^emeinde,  will  hierbei 
aber,  um  ungerechte  Belastung  zu  vermeiden,  das  Moment  des  Aufenthalts 
besonders  berücksichtigt  wissen;  aber  auch  für  diesen  Fall,  meint  er,  sei 
eine  Beihülfe  aus  der  allgemeinen  Staatskasse  notwendig,  weil  .es  ein- 
leuchtend sei,  dass  sonst  näufif  die  Gemeinden  die  Aufsicnt  auf  die  Ein- 
gegrenzten nur  nachlässig  funren  und  selbst  deren  Herumziehen  be- 
günstigen würden";  a.  a.  O.  S.  197. 
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es  ausdrückt,  „die  Polizei  vor  den  Missständen  und  Ungelegen- 
heiten,  welche  er  überall  herbeiftllirt,  die  Augen  nicht  mehr 
zu  schliessen  vermag" ,  ist  keinem  Gemeinwesen  ein  schätz- 
barer Genosse,  am  wenigsten  demjenigen,  welchem  er  ah 
seiner  Heimat  Ehre  und  Wohlstand  hätte  bringen  sollen 
und  an  Stelle  dessen  Unehre  gebracht  und  Kosten  verursacht  hat 
Mit  andern  als  unfreundlichen  Gesinnungen  wird  und  kann 
er  dort  gar  nicht  empfangen  werden.  Und  nun  sollen  eben 
dieselben,  die  er  geschädigt  hat  und  durch  seine  Existenz 
weiter  schädigt,  ihn  bessern,  ihn  sittlich  heben.  Ist  anzu- 
nehmen, dass  sie  ihm  ein,  wenn  auch  noch  so  geringes  G^ 
meindeamt  übertragen,  wie  es  zuweilen  unbescholtenen  Orts- 
armen gegeben  wird  ?  Ist  anzunehmen,  dass  ihn  ein  Einwohner 
aus  freien  Stücken  in  seinen  Dienst  nehmen,  oder  dass  er  da, 
wo  wirklich  ein  tüchtiger  Gemeinsinn  lebt,  in  den  Kreis  der 
ehrbaren  und  redlichen  Männer  gezogen  werden  wird?  Ge- 
wiss wird  dies  alles  nicht  geschehen.  Die  Gemeinde  wird 
froh  sein,  dies  Mi^lied  baldmöglichst  wieder  los  zu  sein. 
Aber  auch  diesen  Fall  gesetzt,  dass  eine  Gemeinde  —  ich 
habe  zunächst  immer  noch  die  kleinen,  mit  persönlicher  Wirt- 
schaft, im  Auge  —  das  Interesse  und  den  sittlichen  Ernst 
besässe,  ihren  Angehörigen  zu  einem  ordentlichen  Lebens- 
wandel zurückzufuhren,  wie  würde  sich  dazu  dieser  Ange- 
hörige verhalten?  Entweder  ist  er  so  verwahrlost,  dass  keine 
Besserungsmassregel  bei  ihm  verschlägt,  kein  sittliches  GefUhl 
mehr  zu  wecken  ist,  oder  er  besitzt  einen  Rest  von  Scham- 
gefühl, der  ihn  zur  Besserung  fUhig  macht.  Für  die  An- 
gehörigen der  ersten  Kategorie  giebt  es  nur  einen  ntttz- 
lichen  Aufenthaltsort  —  die  Zwangsanstalt;  fllr  diejenigen 
der  zweiten  giebt  es  keinen  schlimmeren  als  denjenigen 
Ort,  wo  sie  beheimatet  sind,  wo  ihre  Verwandten  und 
engeren  Genossen  leben,  wo  jeder  kleinste  Fehltritt  ebenso 
wie  die  Umstände  allgemein  bekannt  sind,  unter  denen  der 
Heimatgenosse  in  die  Heimat  zurückgekehrt  ist.  Ein 
in  diesem  Gegenstand  sehr  gründlicher  Schriftsteller  be- 
merkt sehr  zutreffend^):  „Nicht  allein  dass  die  Verachtung 
und  die  Schmach,  die  ihn  dort  fast  unvermeidlich  trifft,  die 
sittliche  Erhebung,  die  Wiedergewinnung  des  Selbstvertrauens 
und  der  eigenen  Schätzung  fast  unmöglich  machen  und  an  die 
Stelle  besserer  Regungen,  die  die  Frucht  der  Busse  und  der 
Sinnesänderung  sein  sollen ,  Bitterkeit  und  Menschenhass 
pflanzen,  so  wird  es  ihm  dort  auch  weit  schwerer  als  irgend- 
wo anders  werden,  sich  redlich  zu  ernähren,  und  wenn  er  die 
besten  Vorsätze  hätte,  auch  nur  sein  Leben  zu  fristen.  Denn 
Misstrauen  verschliesst  ihm  die  Thür  und  verkümmert  ihm 
die  Gelegenheit  zum  Unterhalte  auch  durch  die  gemeinste 
Arbeit;   ist   er  gar  Künstler  oder  Handwerker  und  kann  als 

»)  Vahl kämpf  S.  25. 
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solcher  seinen  Erwerb  nur  in  Städten  finden,  wie  soll  er  es 
anfangen  sich  in  dem  Dorfe  zu  ernähren,  dem  er  durch  Hei- 
mat angehört?  Ein  solcher  Mensch,  der  an  einem  Orte,  wo 
seine  Verirrung  und  seine  Strafe  nicht,  wie  in  seiner  Heimat, 
gleich  einem  Brandmal  an  seiner  Stirne  steht,  sich  redlich 
fortbringt  und  Vertrauen  und  Freunde  erworben  haben  würde, 
kann  durch  die  Allgewalt  des  Hungers  zu  neuen  Verbrechen 
getrieben  werden."  — 

Hierbei  ist  besonders  zu  beachten,  dass  Leute  dieser  Art 
nicht  mit  der  Polizei  allein,  sondern  meist  auch  mit  dem  Straf- 
richter wiederholt  Bekanntschaft  gemacht  haben. 

Anders  als  in  solchen  kleinen  Gemeinden  liegen  nun  die 
Verhältnisse  in  grösseren,  in  denen  lediglich  oder  überwiegend 
die  sachliche  Gemeinwirtschaft  vorherrscht,  ein  persönliches 
Kennen  der  einzelnen  Glieder  nicht  wohl  möglich  ist.  Hier 
wird  entweder  durch  Zwangsanstalten  auf  den  Vagabunden 
eingewirkt  oder  er  findet,  sofern  er  frei  und  im  Erwerbe  un- 
gehindert ist,  nicht  schwerer  Arbeit  als  ein  anderer  Mensch 
seines  Standes,  soweit  überhaupt  Arbeit  vorhanden  ist.  Diese 
Punkte,  Zwangsmassregeln  gegen  arbeitsscheue  Personen  und 
VerschaflFung  von  Arbeitsgelegenheit,  werden  weiter  unten 
Gegenstand  eingehenderer  Besprechung  sein^). 

Es  werden  ferner  noch  folgende  Einwendungen  erhoben: 
Wenn  man  aus  der  Internirung  des  Vagabunden  nicht  eine 
Freiheitsstrafe  ftir  das  ganze  Leben  machen  wolle,  so  werde  doch 
notwendig  ein  Zeitpunkt  konmien,  wo  die  Heimat  ihn,  falls 
er  fortziehen  wolle,  auch  fortziehen  lassen  müsse.  Und  wenn 
die  bisher  gemachten  Erfahrungen  nicht  täuschten,  so  würde 
der  Fortgezogene  nach  einiger  Zeit  wiederum  auf  der  Land- 
strasse sein,  wiederum  bestraft  werden,  wiederum  zurück  trän  s- 
Sortirt  werden,  bis  endlich  Alter  oder  Krankheit  ihn  in  die 
Hasse  der  dauernd  Erwerbsunföhigen  gelangen  Hessen.  Nament- 
lich aber  wird  das  gewichtige  Bedenken  erhoben,  ob  man  denn 
auch  nur  halbwegs  sicher  sein  dürfe,  gerade  diejenigen  zu 
fassen  und  der  Zucht  zu  unterwerfen,  die  ihrer  am  meisten 
bedürften.  Abgesehen  von  den  schon  oben  (S.  287)  hervor- 
gehobenen Umständen,  vor  allem  der  ungeli euren  Ungleich- 
mässigkeit,  die  sowohl  in  der  Aufmerksamkeit  der  Behörden  wie 
in  der  Rechtsprechung  der  Gerichte  in  Bezug  auf  Ergreifung 
und  Bestrafung  der  Bettler  und  Landstreicher  besteht,  wird 
hier  noch  die  vielfach  bezeugte  Thatsache  betont,  dass  es  in 
allererster  Linie  die  Neulinge  im  Wanderleben,  die  ehrlich 
Wandernden  seien,  welche  den  Behörden  in  die  Hände  zu 
fallen  pflegten,  während  die  geübten  Landstreicher  ihnen 
äusserst  geschickt  auszuweichen  verstünden.  Und  hierin  — 
nicht    in    der    Nichtbestrafung    Schuldiger ,    sondern    in    der 


1)  Vgl.  §  197  ff.  und  §  213-215. 

For?chnn?.»Ti  (27)  VI.  4.  -  Mfinstprbf'rg.  22 
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Boatrafung  Nichtschitldiger  oder  minder  Schuldiger  liege  eine 
weitere  sehr  ernste  Gefahr  dieses  ■  Systems.  Gelegentliches 
Betteln  wogen  ehrlicher  Arbeitalosigkcit  sei  immer  vorge- 
kommen und  werde  immer  wieder  vorkommen  5  ehHichea 
Wandern  zum  Suchen  von  Arbeitsgelegenheit  sowie  zur  Aus- 
bildung in  seinem  Gewerbe  werde  seibat  von  Gegnern  unbe- 
schränkter Freizügigkeit  warm  empfohlen.  Aeusserlich  habe 
nun  das  Gabenheischen  mit  dem  vom  Gesetze  verpönten  Betteln, 
das  Wandern  mit  dem  Landstreichen  eine  sehr  leicht  zu  ver- 
wechselnde Aehnlichkeit;  für  die  feineren  Unterschiede  möchten 
die  geübten  Augen  des  gross  städtischen  Kriminalbeamten  oder 
eines  Dis tri k tagen adarmen,  aber  nicht  diejenigen  des  Gemeinde- 
dieners oder  Ortsschulzen  geschickt  sein.  In  wirtschaftlich 
ungünstigen  Zeiten ,  in  Bezirken ,  wo  planloses  Almosengeben 
einmal  nicht  äuagerottet  werden  könne,  wiederholt  wegen 
eines  Verhaltens  bestraft  zu  werden,  das  Betteln  und  Land- 
streichen genannt  wird,  sei  auch  für  arbeitslustige  Menachen 
bei  strenger  Gesetzeshandhabung  sehr  leicht  möglieb.  Sei  dies 
aber  einmal  geschehen,  ao  solle  der  Bestrafte  in  die  Heimat  ge- 
wiesen werden,  wo  Mangel  an  ehrlicher  Arbeit  und  unfreund- 
lichster Empfang  ihm  gewiss  seien ,  während  der  geübte 
Kenner  der  Landstrasse  sein  Gewerbe  ruhig  weiter  betreibe. 
Und  weit  entfernt,  diesen  Uebelstand  zu  verringern,  würde 
man  ihn  durch  die  Wiedereinführung  von  Legitimationspapieren 
wesentlich  erhöhen.  Hier  würde  —  wiederum  die  ernsthafte 
Durchführung  der  Maasregel  vorausgesetzt  —  jedem  Arbeit- 
geber die  Legitimation  sehr  bald  von  grösster  Bedeutung  sein; 
er  würde  ohne  aie  keine  Arbeiter  mehr  beschäftigen.  So  ver- 
lockend die  Aussicht  aber  an  und  für  sieh  jedem  Freunde 
ehrlicher  Arbeit  erscheinen  müsse,  durch  diese  Massregel  die 
guten  von  den  schlechten  Elementen  erkennbar  zu  sondern, 
so  bestehe  auch  hier  das  erheblichste  Bedenken,  ob  die  Er 
teilung  oder  Veraagung  der  Legitimation  immer  identisch  sein 
möchte  mit  permanenter  Arbeitsscheu  oder  untadelbafter  Ar- 
beitslust, wenn  die  Gründe  zur  Erteilung  und  Versagung  von 
so  vielen  zut^lllgen  Momenten  abhängig  seien.  Wer  stellte 
denn  die  Legitimationen  aus?  Die  Heimatbehörde.  Man  er* 
wilge,  welch  ein  Anreiz  für  die  kleinen  Gemeinwesen  besteht, 
durch  Erteilung  eines  Legitimationspapieres  sich  die  unwill- 
kommenen Genoasen  wieder  vom  Halse  zu  schaffen').    Und  in 


ingai  

f.  St.  u,  L.  1879  S.  245  ft'.  hervorgehoben.  Von  35  Obei^mten  (alw 
mehr  ala  der  Hälfte  aller  Oherämter)  norde  ematliche  Klage  geführt  ttbei 
das  Idchtfertige  Erneuern  von  Legitim «tiouapspieren  durch  die  (.)rtfr 
behörden.  —  In  B&iem  ist  au«  diesem  Grunde  durch  eine  Entschlieaeung 
des  Miniateriuuis  vom  19.  Dezember  1832  besondere  Aofmcrksanikeit  b« 
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grossen  Gemeinden  mit  guter,  aber  rein  sachlicher  Polizei- 
verwaltung, wie  sollen  da  die  Voraussetzungen  für  Gewäh- 
rung und  Versagung  anders  als  aus  Strafakten  geprüft 
werden?  Und  welch  ein  Kriterium  diese  Strafakten  bieten, 
das  wisse  man  aus  viel&ltiger  Erfahrung.  So  dränge  sich 
die  ernste  Frage  auf,  ob  die  Beschränkung  der  wirklich  ver- 
kommenen Individuen,  denen  man  dadurch  doch  nicht  aus- 
reichend beikommen  könne,  nicht  zu  teuer  bezahlt  sei  mit 
der  Gefahr,  den  ehrlichen  Arbeiter  in  seinem  Fortkommen 
durch  Behördenwillkür  aufs  erheblichste  zu  beeinträchtigen. 

Endlich  wird  noch  darauf  hingewiesen,  dass  Legitimations- 
papiere, Wander-  und  Arbeitsbücher  gewerbsmässig  schon 
letzt  vielfach  gefälscht  werden  und  die  Fälschungen  durch  den 
Legitimationszwang  geradezu  grossgezogen  werden  würden. 

.  I.  Die  vorstehenden  Gesichtspankte  sind  namentlich  in  den 
erwähnten  Verhandlungen  des  D.  V.  von  Wehr,  v.  Saucken- 
Tarputschen  a.  a.  0.  S.  175  ff.,  Seyffardt  S.  197  ff.,  Ho- 
stel S.  200  ff.,  Ludwig- Wolf  S.  225  hervorgehoben.  Conrad 
S.  190  meinte,  dass  man  mit  diesem  zweifellosen  Rückschritt  anf  der 
Bahn  der  Freizügigkeit  sehr  vorsichtig  sein  müsse ;  man  dürfe  jeden- 
falls kein  urteil  über  das  Verhalten  des  Arbeiters,  sondern  nur  That- 
sachen  in  die  Wanderbücher  anfnehmen,  wie  die:  wo  nnd  wann  und 
wie  lange  Jemani  gearbeitet  hat.  —  Uebrigens  ist  das  Material 
hier  nicht  zn  erschöpfen.  Es  ist  namentlich  noch  auf  die  folgenden 
Paragraphen  nnd  den  Abschnitt  über  Zwangsmassregeln  gegen  Arme, 
onten  §  197  ff.,  zu  verweisen.  —  Wer  sich  über  die  eigentümliche 
Natur  des  Vagabondenwesens  unterrichten  will,  findet  eine  sehr  an- 
schauliche, aus  dem  Leben  geschöpfte  Schilderang  desselben  in  der 
lesenswerten  Schrift  von  D.  Rocholl  (nicht  identisch  mit  dem 
Verfasser  des  Systems):  Dankle  Bilder  aus  dem  Wanderleben, 
Aufzeichnungen  eines  Handwerkers,  Bremen  1885.  R.  meint  S.  184, 
dass  die  Verhältnisse,  welche  Vagabonden  hervorbringen,  wohl  nie 
ganz  aufhören  werden  und  Besserung  nur  in  den  positiven  Massregeln 
zur  Rettung,  in  der  negativen  des  Aufhörens  planlosen  Almosen- 
gebens gefunden  werden  könne.  Gegen  unverbesserliche  Stromer 
seien  strenge  Strafen  nötig.  Auch  bei  Mo  hl,  P.-W.  Bd.  3  S.  190  ff. 
findet  man  diesbezügliche  sehr  wertvolle  Nach  Weisungen,  namentlich 
über  das  ältere  Ga'iner-  und  Bettelwesen. 

Sehr  bemerkenswert  erscheinen  mir  die  Mitteilangen  über  diese 
Verhältnisse  in  Russland,  weil  sie  in  Anbetracht  der  grossen  Ver- 
schiedenheit der  dortigen  und  der  deatschen  Zustände  besser  als 
alles  andere  beweisen,  dass  gleiche  Ursachen  überall  gleiche  Wir- 
kungen haben.  In  dem  Berichte  einer  1877  vom  Minist,  d.  Innern 
ernannten   Kommission,   welche   zur   Untersuchung  und   Erörterung 


Aosstellanz  der  Legitimationspapiere  empfohlen:  den  Ortspolizeibehörden 
18t  dne  Zuständigkeit  zur  Ausstellung  von  Reisepapieren  nicht  ein- 
gerSumt,  welche  vielmehr  den  Distriktsbehörden  obliegt. 

99* 
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Gpeziell  der  Bettlerfrage  niedergesetzt  worden,  wird  bemerld,  dass 
alle  von  der  Yerwaltang  ergriffeneii  RepregBiTmassregeln ,  wie  da» 
Verbot  den  Bettlern  PäEse  in  die  Baaptslädtc  aosznfertigen ,  das 
Einsperren  ins  Gefängniss  nnd  RUckEenden  per  Schub  in  die  Heimat, 
eich  machtlos  erwiesen  hätten.  Insbesondere  wird  mit  Bezug  auf 
die  letztgenannte  MasFregel  hervorgehoben,  dase  die  Bettler  in  ihrem 
Heimatort  angelangt  dort  meist  keine  Htltfe  fänden  nnd  ihre  Zn- 
flncht  wieder  zum  Beiteln  nähmen,  —  Vgl.  v.  Bnxfaövden,  Die 
Armenpfiege  Bnssiands,  in  Schmollers  Jahrb.  1886  H.  3  S.  112  2. 

]I.  Was  die  Fälsobnng  von  Legitimationspapieren  belrifit,  so 
sind  ancb  schon  gegenwärtig  die  Klagen  bierOber  ganz  allgerndn. 
—  Bei  der  schon  erwähnten  wflrtemb.  Erhebnng  von  1878  wurde 
aocb  von  der  Mehrzahl  der  Oberämter  mitgeteilt,  dass  die  Zahl  der. 
gar  nicht,  oder  mit  ungenügenden  oder  gefälschten  Papieren 
versehenen  unterstützten  Personen  überwiege,  —  Sehr  beacbteus- 
werte,  der  Fraxia  entstammende  Wahrnehmungen  sind  bei  Rocholl 
a.  a.  0.  mitgeteilt,  namentlich  über  Art  und  Umfang  der  mannig- 
fachen Manipulationen  behnfs  AnsfUbrnng  der  Fälschung.  R.  hält 
mindestens  vier  Fünftel  aller  Legitimationspapiere  für  falsch.  Vgl.  be- 
sonders das  Ksp.  1  S-  61  ff.:  „Der  Kunde  und  seine  Flebbe." 
Flehbe  bedeutet  in  der  Vagabondenspracbe  „Legitimationspapier" . 

Das  R.-Str.-G.-B.  bedroht  derartige  Fälschungen,  welche  vor- 
genommen sind,  „nm  Behörden  oder  Privatpersonen  znm  Zweck 
seines  besseren  Fortkommens  oder  des  besseren  Fortkommens  eines 
andern  zu  täufcben",  mit  Haft  oder  mit  Geldstrafe  bis  zn  150  Mark: 
§  363.  Elvers  hat  wobl  Recht,  wenn  er  diese  Straf bestimmung 
dem  wirklichen  Vagabonden  gegenüber  für  sehr  geringfügig  hält ; 
Tgl.  S.  119.  Er  ist  der  Meinung,  dass  solche  Fälle  durchaus  der 
UrknndenfUIscbung  gleichstünden,  und  schlägt  seinerseits  Znchtbaus- 
Etrsfe  bis  zu  3  Jahren,  im  Falle  mildernder  UmstSnde  Gefängniss- 
Etrafe  vor.  —  Uehrigens  mficbte  die  Gefahr  der  Fälschung  bei  all- 
gemeiner Einführung  der  WanderbUcher  und  ähnlicher  Legitimationen 
doch  wohl  durch  Herstellung  gleichmässiger ,  gut  erkennbnr  ge- 
machter Formulare  vermindert  werden  kOnnen.  Dies  meint  ancb 
Elvers  S.  120,  auch  Mohl  a.  a.  0.  S.  209  Anra.  22. 

§  119. 
Um  eine  sehürfere  Verfolgung  und  härtere  Beetrafung 
der  Bettler  und  Vagabnnclen  zu  ermöglichen,  wird  noch  die 
Zentralisation  der  auf  sie  bezüglichen  Persona  In  ach  richten  an 
einem  Orte  empfohlen.  Namentlich  wird  betont,  dass  die 
^Mehrzahl  zu  ganz  geringfügigen  Strafen  aus  §  361, 1  Str.-G.-B, 
verurteilt  würde,  weil  ntan  ihre  Vorstrafen  nicht  kenne,  über 
ihre  Persönlichkeit  nichts  Genaues  wisse.  Wäre  dagegen  ein 
Ort  vorbanden,  an  welchem  alle  Nachrichten  zusammen  flössen, 
so  werde  allen  Behörden  die  Möglichkeit  geboten,  sich  hin- 
reichend zu  informiren,  abgesehen  davon,  dass  bei  dem  engen 
Zusan  uicnbange  des  Bettler-  und  Vagabundenwesens  mit  krimi- 
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nellen  Zuwiderhaadlungen  auch  die  Entdeckung  schwererer 
Strafthaten  sehr  viel  erleichtert  werden  würde.  Ziller  hält 
den  Heimatort  für  am  besten  geeignet,  um  als  Mittelpunkt 
zu  dienen  —  a.a.O. — ,  während  ChuchuP)  wohl  mitR3cht 
ausfuhrt;  dass  zu  einer  derartigen  Zentralisation  nur  ein  Ort 
geeignet  sei,  dessen  Merkmale  unveränderlich  seien;  dies  sei 
unter  allen  Umständen  der  Geburtsort.  Doch  scheine  es 
unzweckmässig,  jede  einzelne  Ortspolizeibehörde  mit  der  Re- 
gisterführung zu  beauftragen,  sowohl  um  die  Nachrichten  nicht 
zu  sehr  zu  zersplittern  als  auch  wegen  Unzuverlässigkeit  des 
Personals.  Dagegen  empfehle  sich,  die  Staatsanwaltschaft  bei 
demjenigen  Landgericht,  in  dessen  Bezirk  der  Geburtsort  der 
betreffenden  Person  belegen,  als  allgemeine  Strafkontrolbe- 
hörde  hinzustellen.  Es  würden  hierher  also  Nachrichten  über 
alle  Bestrafungen,  namentlich  auch  übor  diejenigen  wegen 
Uebertretungen  aus  §  361  und  362  zu  richten  sein^).  —  Con- 
rad wirft  im  Anschluss  an  die  Besprechung  derartiger  Vorschläge 
zur  Kontrole  der  Vagabunden  die  Frage  auf,  ob  sich  nicht 
ein  in  Bariin  zu  führendes  alphabetisches  Generalbuch  noch 
mehr  empfehlen  würde,  in  welches  alle  Personen,  die  wegen 
Verbrechen  und  Vergehen  bestraft  worden,  mit  den  Vaga- 
bunden zusammen  verzeichnet  würden,  ohne  dass  die  Kosten 
erheblich  über  die  Ersparnisse  des  gegenwärtigen  Hin-  und 
Herschreib 3ns  zur  Feststellung  des  Thatbestandes  hinausgelien 
würden  ®). 

Jedenfalls  könnte,  wenn  man  praktisch  der  Sache  näher 
treten  wollte,  nur  von  Registern  bei  einer  grösseren  Behörde 
(Landratsamt^  Regierung,  Staatsanwaltschaft  u.  s.  w.)  die  Rede 
sein,  weil  nur  diese  zu  zuverlässiger  Führung  im  Stande  wäre ; 
auch  würde  abgesehen  hiervon  die  Zersplitterung  in  der  That 
eine  so  gross3  sein,  wenn  man  den  einzelnen  Heimatgemeinden 
die  Führung  auferlegte,  dass  sie  den  ganzen  Zweck  vereitelte. 
Umgekehrt  dürfte  die  Idee  einer  Zentralisation  im  grossen 
Stile  praktisch  auf  unüberwindliche  Schwierigkeiten  stossen; 
das  Material  würde  bis  zur  Unüberselibarkeit  anschwellen,  die 
hierauf  bezügliche  Thätigkeit  einschliesslich  der  Korrespondenz 
behufs  Auskunftserteilung  ein  ausserordentlich  grosses  Beamten- 


')  Zum  Kampf  gegen  Landstreicher  und  Bettler,  Kassel  1881. 

^)  Es  ist  hierzu  zu  bemerken,  dass  die  Einrichtung  von  Strafregistern 
bei  den  Staatsanwaltschaften  durch  Beschluss  des  Bundesrats  vom  16.  Juni 
lg82  —  vgl.  Zentralblatt  f.  d.  D.  R.  —  für  das  Grebiet  des  ganzen  Reichs 
mit  der  Massgabe  angeordnet  ist,  dass  alle  Strafurteile,  welche  wegen  Ver- 
brechen oder  Vergehen  ergangen  sind,  der  Staatsanwaltschaft  desjenigen 
Landgerichts  mitgeteilt  werden,  in  dessen  Bezirk  der  Geburtsort  der 
betr.  Ferson  belegen  ist.  Ist  der  Geburtsort  nicht  zu  ermitteln  oder  ausser- 
halb Deutschlands  gelegen,  so  sind  die  Mitteilungen  an  das  Reichs- 
justizamt  zu  richten;  vgl.  über  das  Detail  und  die  vorgeschriebenen 
Formulare  a.  a.  0.,  sowie  die  Ausf.-Verf.  des  preuss.  Justizmin.  vom 
12.  Juli  18S2,  J.-M.-Bl.  1882  S.  200  ff. 

»)  S.  41. 
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{personal    und    ausserordentlich    grossen    Kostenaufwand    er- 
brdern. 

Um  ein  ungefähres  Bild  von  dem  mutmasslichen  Umfange  der- 
artiger Aufzeichnungen  zu  gehen,  sei  auf  die  neueste  Yeröffent- 
lichung  in  der  Stat.  d.  D.  Reichs,  ^.  F.  Bd.  18 :  Eriminal- 
statistik  f.  d.  J.  1884,  verwiesen.  Es  sind  ihr  zufolge  im  Jahre  1884 
von  deutschen  Gerichten  auf  Yerurteilung  lautende  Entscheidungen 
gefällt:  überhaupt  420  687  mit  Bezug  auf  340181  Angeklagte;  von 
einem  Verurteilten  i;var  die  Tbat  begangen  in  881 440,  von  mehreren 
in  39  197  Fällen.  —  Ueber  die  Zahl  der  Bestrafungen  wegen  Betteins, 
Landstreichens  u.  s.  w.  (§  361,  3.  4.  5.  7.  8)  entnehme  ich  den 
von  der  Pro v.- Verwaltung  Hannover  gesammelten  Statist.  Nach- 
richten über  das  Bettel-  und  Vagabondenwesen  in  der  preussischen 
Monarchie  und  den  Nachbarstaaten  der  Provinz  Hannover  1874 
bis  1883  folgende  Angaben.  Es  wurden  verurteilt  wegen  der  ge- 
nannten Uebertretungen : 

1877  1878  1879  1880  1881 

a)  in  Preussen    .     88  418     103  293     126  742     130  511     147  354 

b)  in  den  Nach- 
barstaaten der 
Provinz  Han- 
nover   ...  —         29743       35494       34196       41612 

Nicht  nachgewiesen  sind  die  Bestrafungen  in  den  süddeutschen 
Staaten;  aber  auch  ohne  diese  handelt  es  sich  um  150 — 200000 
Bestrafungen,  wobei  die  zum  Teil  sehr  milde  Handhabung  der  Ge- 
setze auf  der  einen,  die  notorische  Unfassbarkeit  vieler  Vagabunden 
auf  der  andern  Seite  zu  berücksichtigen  ist. 

Hierin  dürfte  noch  eine  weitere  ausserordentlich  grosse  Schwierig- 
keit für  die  Registerführung  auch  bei  den  Staatsanwaltschaften  liegen. 
Der  in  dieser  Klasse  sehr  übliche  Gebrauch  von  Spitznamen,  welche 
den  Familiennamen  oft  ganz  vergessen  machen,  die  geflissentliche 
Verheimlichung  des  letzteren,  zuchtloses  Aufwachsen  ohne  Eenntniss 
der  Eltern  und  des  Geburtsortes  u.  s.  w.,  das  sind  Momente,  welche 
eine  Personalkontrole  überaus  erschweren,  so  wünschenswert  die- 
selbe an  und  für  sich  sein  mag.  —  Vgl.  noch  über  die  schon  im  vorigen 
Jahrhundert  übliche  Führung  von  Gaunerlisten  bei  Mo  hl  S.  213. 

§  120. 

Kehrt  man  nunmehr  nach  Ausscheidung  der  in  den  vor- 
stehenden Paragraphen  betrachteten  Kategorie  der  Vagabunden 
zu  den  „Notleidenden"  im  allgemeinen  zurück,  um  zu  erwägen, 
wie  weit  bezüglich  ihrer  eine  engere  Verbindung  mit  der  Heimat 
hergestellt  werden  soll,  so  ergiebt  sieh  das  Eine  sofort  zur 
Evidenz,  dass  von  allen  hier  in  Betracht  fallenden  Individuen 
es  vor  allem  eine  Klasse  von  Personen  ist,  auf  welche  die 
Heimat  die  gewünschte  Wirkung  ausüben  niüsste:    diejenigen 
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Dämlich,  welche,  ohne  arbeitsscheu  zu  sein,  durch  die  Aus- 
sicht auf  Erwerb  von  der  heimatlichen  Scholle  fortgelockt  auf 
fremdem  Boden  unterstützungsbedürftig  werden,  wenn  sie  den 
erhoflften  Erwerb  nicht  finden.  Nur  bezüglich  ihrer  bedürf*te 
es  einer  Einschränkung  der  Freizügigkeit,  weil  bei  allen 
übrigen,  deren  Unterstützung  aus  anderen  Gründen  als  „wegen 
einer  nur  vorübergehenden  Hülfsbedürftigkeit"  notwendig  wird, 
die  Rückverweisung  an  den  Ort  ihres  Unterstützungswohn- 
sitzes —  an  dessen  Stelle  die  Heimat  zu  treten  haben  würde  — 
ohnehin  zulässig  ist. 

Die  eine  Möglichkeit  der  sittlichen  Einwirkung  besteht 
nun  darin,  dass  die  arbeitsfähigen  Personen  am  Fortziehen 
und  Aufsuchen  von  Erwerbsgelegenheit  durch  die  Heimat- 
behörde gehindert  werden ;  sie  ist  in  Ansehung  der  Vagabunden 
im  vorhergehenden  Paragraphen  betrachtet  worden;  bezüglich 
anderer,  unbescholtener  Personen  wird  sie  gegenwärtig  von 
keiner  Seite  ernsthaft  in  Betracht  gezogen.  Zur  Erwägung 
bleibt  also  nur  die  andere  Möglichkeit,  durch  Zurückver- 
weisung des  Fortgezogenen  in  seine  Heimat  auf 
denselben  sittlich  einzuwirken.  Hierin  würde  denn  in  der 
That  —  abgesehen  von  der  Behandlung  der  Vagabunden  — 
die  wesentlichste  Bedeutung  des  Heimatprinzips  zu  suchen 
sein;  es  kommt  nur  darauf  an,  die  Merkmale  festzustellen, 
durch  welche  erkennbar  gemacht  wird,  dass  eine  Person  zu 
der  hier  gemeinten  Kategorie  gehört.  Hier  geben  nun  die 
Vertreter  des  Heimatprinzips  als  allgemeinstes  Merkmal  an, 
dass  Jemand  ausserhalb  seiner  Heimat  „notleidend"  geworden 
ist,  und  das  „Notleiden"  wiederum  wird  auf  das  Merkmal  des 
Empfanges  von  Armenunterstützung  für  sich  oder  seine  An- 
gehörigen verstellt. 

Was  ist  aber  Armenunterstützung?  Gewährung 
von  Hülfe  aus  öffentlichen  oder  privaten  Mitteln?  Kon- 
sequent muss  man  antworten:  Beiaes.  Denn  der  Zufall, 
ob  ein  Notleidender  von  einer  Privatperson,  von  der  kirch- 
lichen Gemeinde,  von  einem  Verein,  aus  einer  Stiftung  oder 
aus  der  Gemeindekasse  unterstützt  wird,  kann  doch  nicht 
wohl  darüber  entscheiden,  ob  Jemand  in  einen  Zustand  ge- 
langt ist,  der  seine  Unfähigkeit,  sich  durch  eigenen  Erwerb 
vor  Not  sicher  zu  stellen,  erweisen  soll.  Ja,  man  wird  nicht 
einmal  den  Umstand  entscheiden  lassen  dürfen,  ob  eine  Unter- 
stützung wirklich  empfangen  oder  ob  sie  nur  nachgesucht 
und  ihre  Gewährung  abgelehnt  oder  ob  endlich  nachträglich 
auf  dieselbe  von  Seiten  der  Bedürftigen  verzichtet  worden  ist; 
wo  es  sich  um  sittliche  Hebung  des  Annen  handelt,  ist  er 
selbst  nicht  mehr  im  Stande,  ein  Urteil  über  seinen  Zustand 
und  die  Zweckmässigkeit  oder  Notwendigkeit  einer  Armen- 
hülfe  abzugeben. 
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Das  bair.  Gesetz  rechnet  auch  das  „Nichtnachsachen  von  Unter^ 
Stützung"  zu  den  Voraussetzungen  des  Heimaterwerbs.  Die  Reichs- 
gesetzgebung  schliesst  ausdrücklich  die  Zurückverweisnng  wegen 
blosser  Befürchtung  der  Verarmung  aus  und  lässt  die  Versagung 
der  Fortsetzung  des  einmal  begonnenen  Aufenthalts  nur  zu,  wenn 
vor  vollendetem  Erwerb  des  Unterstützungswohnsitzes  sich  die  Not- 
wendigkeit einer  öffentlichen  Unterstützung  offenbart  (§  4  und  5  des 
Freiztigigkeitsgesetzes).  —  Die  Frage  ist  übrigens  neuerdings  mehr- 
fach  erörtert,  ob  nicht  die  Ausweisung  schon  im  Falle  eines  objek- 
tiven Notstandes  ganz  unabhängig  von  Nachsuchen  und  Empfang 
einer  Unterstützung  zulässig  sein  soll.  In  diesem  Sinne  hat  der 
pommersche  Städtetag  vom  7.  Oktober  1876  eine  Resolution  gefas^ 
,,dass  §  4  des  Freizügigkeitsgesetzes  dahin  deklarirt  werde,  dass  es 
zur  Begründung  der  Ab-  resp.  Ausweisung  gleichgültig  sei,  ob  der 
Anziehende  Unterstützung  bezieht  oder  nicht^.  Der  Gegenbewds 
für  den  „Nichtbesitz  der  erforderlichen  Kräfte  könne  nicht  durch 
einfachen  Verzicht  des  Unterstützung  Suchenden  erbracht  werden*^. 
Das  seien  objektive  Momente. 

Weiter  wird  man  fragen  müssen:  wie  gross  und  wie  be- 
schaffen muss  die  Unterstützung  sein,  um  die  in  Rede  stehenden 
Folgen  zu  haben.  Soll  bereits  Gewährung  von  Schulunter- 
richt für  die  Kinder,  Verabfolgung  von  Brennmaterial,  ein- 
malige Krankenpflege,  oder  erst  eine,  wenn  auch  nicht 
dauernde,  aber  doch  erhebliche  und  einen  gewissen  Betrag 
übersteigende  Unterstützung  diese  Folgen  haben?  Und  an 
diesem  Punkte  beginnen  denn  nun  wieder  jene  Schwierigkeiten, 
zu  deren  erneuter  Erörterung  jede  Armen-  und  Wirtschafis- 
gesetzgebung  immer  und  immer  wieder  genötigt  war  — 
Schwierigkeiten,  die  fiir  das  Reich  schliesslich  zur  strengen 
Scheidung  zwischen  dem  Zustande  dauernder  und  vor- 
übergehender Bedürftigkeit  geführt  haben,  wobei  das 
Schwergewicht  nicht  auf  das  äusserliche  Moment  einer  mehr 
oder  weniger  von  ZufHUen  abhängigen  Hülfeleistung,  sondern 
auf  die  Mass  und  Art  der  Unterstützung  bedingenden  Ursachen 
der  Bedürftigkeit  gelegt  worden  ist. 

Warum  aber  —  so  wird  von  den  Verteidigern  des  Heimat- 
rechts gefragt  —  wird  denn  diese  Unterscheidung  gemacht, 
warum  soll  dem  Heimatberechtigten  die  Möglichkeit,  einen 
sittlichen  Halt  in  der  Heimat  wiederzugewinnen,  nicht  mög- 
lichst bald  zu  Teil  werden,  warum  soll  er  erst  gänzlich  veraimen 
müssen?  Auf  diese  Frage  wird  nun  von  der  anderen  Seite 
vor  allem  mit  dem  Hinweis  auf  die  Thatsachen  geantwortet, 
welche  in  Wahrheit  die  Ursache  gewesen  seien,  die  Be- 
schränkungen der  Freizügigkeit  inmier  und  immer  wieder 
zu  erörtern.  Wenn  man  näher  auf  alle  jene  unzähligen  Er- 
örterungen eingehe,  mn  zu  erfahren,  welchen  Gewinn  für  die 
sittliche  Hebung  der  Armen  man  sich  von  der  erleichterten 
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Ausweisung  bedürftiger  Personen  —  also  bereits  wegen  Nicht- 
sahlung  von  Schulgeld,  öffentlichen  Abgaben  u.  s.  w.  —  ver- 
sprochen habe,  so  suche  man  allerdings  vergeblich  nach  einiger 
Aufklärung  hierüber;  man  nehme  wahr,  dass  hiervon  überhaupt 
nicht  die  Rede  sei  und  dass  die  eifrigsten  Vertreter  einer  mög- 
lichst erleichterten  Zurückverweisung  von  fast  nichts  anderem 
gesprochen  hätten,  als  von  dem  Interesse  der  Aufenthalts- 
gemeinde, nicht  von  verarmten  oder  der  Verarmung  nahen 
Elementen  heimgesucht  zu  werden  —  oder  wenn  heimgesucht, 
sich  ihrer  baldmöglichst  entledigen  zu  können.  Der  Menschen 
aber,  welche  ausgewiesen  werden  sollen,  und  ihres  Verbleibens 
sei  nie  oder  nur  ganz  beiläufig  gedacht  worden. 

Vgl.  hierüber  vor  allem  die  Aasfährungen  von  Flottwell, 
namentlich  I  S.  41  ff.  —  Bei  der  Yerhandlung  über  die  prenss. 
Novelle  vom  Mai  1855  im  preoss.  Herrenhaase  kämpfte  Graf  Arnim- 
Boitzenburg  gegen  die  Regierangs  vorläge  an,  welche  bereits  „die 
Notwendigkeit  einer  öffentlichen  Unterstützung^  als  Grund  der  Rück- 
verweisang  zulassen  wollte,  und  stellte  seinerseits  den  später  durch 
alle  Stadien  der  Gesetzgebung  beibehaltenen  Antrag,  die  Rück- 
verweisung nur  dann  für  zulässig  zu  erklären,  wenn  sich  vor 
Ablauf  eines  Jahres  ergiebt,  „dass  der  Neuanziehende  in  einem 
solchen  Zustande  der  Verarmung  sich  befindet,  welcher  die  öffent- 
liche Unterstützung  desselben  notwendig  macht".  Er  bemerkte 
hierzu  unter  anderem:  „Ich  möchte  aber  doch  darauf  aufmerksam 
machen,  dass  in  den  Vorträgen,  die  wir  bisher  gehört  haben,  sehr 
viel  über  das  Interesse  der  Armenverbände,  sehr  viel  über  die  Un- 
billigkeit, die  man  dieser  oder  jener  Gemeinde  ansinnt,  gesagt 
worden;  aber  ich  habe  vergeblich  gehorcht,  ob  ich  nicht  auch  ein 
Wort  darüber  hörte :  was  wird  nach  diesem  Artikel  aus  den  Armen, 
wie  befinden  sich  denn  die  Menschen  dabei?  und  es  erscheint  mir 
doch,  dass  dies  auch  einer,  und  nach  meiner  Meinung  der  wesent- 
lichste Punkt  bei  jeder  Armenpflege  ist"  (Stenogr.  Bericht  der 
I.  Kammer  über  die  Sitzung  vom  20.  Februar  1855.)  —  Flottwell 
teilt  in  diesem  Zusammenhange  noch  einen  Beschluss  des  schlesischen 
Städtetages  von  1863  mit,  der  dahin  lautete,  dass  der  Zustand  der 
Verarmung,  welcher  zur  Zurückweisung  berechtige,  als  vorhanden 
angenommen  werden  müsse,  „wenn  die  Notwendigkeit  einer  öffent- 
lichen Unterstützung,  z.  B.  Gewährung  von  Freischnle,  auch  nur  in 
einem  einzelnen  Falle  hervorgetreten  ist" .  Hierzu  bemerkt  Flott- 
well  (a.  a.  0.  S.  49):  „Nur  eins  will  der  Verfasser  hier  konstatiren. 
Für  ihn  war  bisher,  wie  er  wiederholt  offen  bekennt,  der  Ausdruck 
Heimatrecht  ein  juristisches  und  logisches  Rätsel  und  erst  als  ihm  der 
Wortlaut  jener  menschenfreundlichen  Resolution  in  authentischer  Form 
vorlag,  da  stand  es  klar  und  verständlich  geschrieben:  das  Heimat- 
recht des  deutschen  Arbeiters  ist  das  Hinauswer^ 
fungsrecht  in  den  Händen  seiner  Bürgermeister." 

Wie   sehr    man   lediglich    diesen    Standpunkt   des    Gemeinde- 
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iDteresses  im  Ange  hat,  bewiesen  unter  anderem  aocli  die  Verhuid- 
Inngen  über  das  prenss.  AosfQbraiigsgesetz  von  1871.  So  war  e» 
beispielsweise  ein  feststehender  Gmudsatz  der  prevBS.  Verwaltong, 
das  Niederla&sangsgeaetz  von  1842  dahin  auszulegen,  dass  der 
Nachweis  stattgefnndt ner  Insolvenz  eioes  Neoanziehenden  zur  Ent- 
richtung  öffentlicher  Abgaben  oder  der  Kosten  des  Elementar-Schul- 
untenichts  seiner  Kinder  allein  noch  nicht  zur  ZnrDckweisung  eines 
Nenanziehenden  hinreichend  sei.  Gleichwohl  hielt  die  Begiemng 
es  nicht  fOr  Überflüssig,  in  ihrem  Entwurf  zum  Aus^hrnngEgeseti 
ein  Alinea  3  des  §  1  anfeanehmen,  in  welchem  dieser  Gmndsati 
aosdrikcklich  ausgesprochen  wurde.  Dasselbe  ging  in  das  Gesetz 
Hiebt  Über,  nachdem  ein  sehr  lebhafter,  in  beiden  Eftosera  dei 
Landtags  und  in  allen  Lesungen  wieder  aufgenommener  Kampf  nm 
dasselbe  stattgefunden ;  erst  als  der  Minister  erklärt  hatte ,  dass 
dieser  Grundsatz,  der  sich  nach  Lage  der  Gesetzgebung  von  selbst 
verstünde,  nach  wie  vor  befolgt  werden  solle,  wurde  von  Seiten 
des  Abgeordnetenhauses  auf  das  Alinea  3  verzichtet.  —  Vgl.  dag 
Material  bei  Arnold  S.48  — 51;  auch  stenogr.  Ber.  der  Sitzungen 
des  Abgeordnetenhauses  S.  778. 

Der  Vollständigkeit  halber  ist  hier  noch  des  Vorschlags  der 
D.  Gem.-Z.  zu  gedenken,  mit  welchem  sie  ihr  oben  dargel^es 
(§  16)  System  des  UUlfskassenwesens  statt  Armenpflege  zu  ergänzen 
sucht ^).  Sie  will,  dass  den  Gemeinden  zur  Sicherung  der  Hülfs- 
kaasen  gegen  zu  starke  Belastung,  sowie  zur  Belebung  des  Heimat- 
gefabls  die  folgenden  Rechte  eingeräumt  werden: 

Art.  10.  Hat  der  betreffende  Ortsfremde  nicht  selbst,  oder 
haben  nicht  die  für  ihn  event.  Verpflichteten  diese  Beiträge  an 
seine  Hülfskasse  geleistet,  so  ist  er  solche,  bei  Vermeidung  der 
Ausweisung,  sofort  an  die  fremde  Anfentbaltsgemdnde  zu  zahlen 
verpflichtet,  welche  dieselben  stets  bis  Ablauf  des  Kalenderjahres 
an  die  bezügliche  Unters  tot  zungs  wo  hnsitz-  oder  Geburtsheim  ais- 
gemeinde frei  abzufahren  hat. 

Art.  13.  Jede  Gemeinde  oder  jeder  örtliche  Annenverband 
sind  die  Zurückweisung  aller  derjenigen  von  ihnen  abwesenden 
hUlfskassenpflichligen  Angehörigen  in  ihren  Bezirk  von  der  jeweiligen 
Anfenthaltsgemeinde  derselben  zu  fordern  berechtigt,  welche  ent- 
weder selbst,  oder  für  welche  Privat  verpflichtete  nicht  ptknktlich  die 
eiligen  Kassen  beitrage  geleistet  haben  (Kr.  3),  oder  aber,  welche 
über  die  von  ihnen  geleisteten  Kassenbeiträge  hinaus  während  ihrer 
Abwesenheit  die  Unterstützung  ihrer  Hülfskasse  in  Ansprach  ge- 
nommen haben. 

„Dadurch  nun  aber  —  meint  die  Gem.-Zeitung  — ,  dass  man  ver- 
mittels des  Hülfskassenwesens  die  vorsorgliche  eigene  und  per- 
sönliche Unterstttlznngspflege  einführt  und  die  Gemeinden  nur 
zum  Vollstrecker,  Aufseher  und  eventuellen  Haftpflichtigen  derselben 
macht,  fällt  das  Bedürfniss  der  Uebertragung  der  materiellen 

>)  A.  ft.  O. 
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XTnterstütziuigslast  von  der  Gebartsgemeiode  auf  eine  fremde  Aufent- 
baltsgemeinde  vollständig  fort,  man  wird  die  völlig  veränderte  und 
neue  formelle  Unterstfltznngslast  für  immer  bei  der  Gebnrtsgemeinde 
belassen  können  und  die  dauernde  neue  Aofentbaltsgemeinde  nur 
mit  der  teilweisen  Geschäftsentlastung  der  Geburtsgemeinde  für  die 
heimische  Hülfskassenpflicbt  des  fremden  Zuzüglers  zu  betrauen 
haben  ....  wobei  wir  noch  bemerken,  dass  wir  also  formell 
den  „Unterstfitzungswohnsitz^  der  bisherigen  Gesetzgebung  bei- 
behalten, indess  ihm  lediglich  mit  Rücksicht  auf  die  vorgedachte 
Geschäftsentlastung  der  Geburtsgemeinde  hinsichtlich  der  Uülfs- 
kassenpflichten  eine  materielle  Bedeutung  verleiben." 

Wie  sich  der  Verfasser,  der  das  Gesetz  über  den  Unter- 
stützungswohnsitz als  unversiegliche  Quelle  von  „Hypothesenschwalm 
und  Federfuchserei^  bezeichnet,  die  praktische  Ausführung  der  von 
ihm  vorgeschlagenen  Organisation  denkt,  ist  mir  unerfindlich.  Aus- 
weisung wegen  rückständiger  Leistungen  an  die  Hülfskassen  über- 
trift  noch  die  wegen  Schulgeldbefreiung. 

§  121. 

Dürfe  —  80  wird  nun  von  den  Gegnern  derartiger  Be- 
schränkungen weiter  ausgeführt  —  schon  dieser  Umstand 
einigermassen  mis^trauisch  machen  gegen  den  Wert  einer 
Heimat,  die  regelmässig  erst  aus  Anlass  der  Ausweisungsfrage  in 
Erinnerung  gebracht  werde,  so  sei  auch  die  Betrachtung  der  Ver- 
hältnisse, welche  den  Ausgewiesenen  erwarteten,  nicht  geeignet 
dies  Misstrauen  zu  verringern.  Es  frage  sich  also:  was  wird 
aus  solchem  Menschen?  Hierauf  wird  nun  von  der  andern 
Seite  erwidert:  Er  hat  den  Heimatort  wieder  aufzusuchen, 
muss  nötigenfalls  dahin  zurückgewiesen  werden.  „Dort  habe 
er  —  wenigstens  der  Regel  nach  —  seine  Familienverbin- 
dungen, seine  alten  Freunde  und  Bekannten,  dort  können 
seine  Jugenderinnerungen  wieder  aufleben  und  mit  ihnen  viel- 
leicht manches  Gute;  dort  findet  er  nicht  nur  kalte  Unter- 
stützung, sondern  am  ersten  noch  wohlwollendes  Mitgefühl." 
Dort  habe  er  ein  Heim,  eine  Heimstätte  in  dem  guten  alten 
Sinne  dieses  ausschliesslich  deutschen  Wortes^). 

Ohne  den  sittlichen  Wert  der  Heimat  verkennen  zu  wollen, 
entgegnen  hierauf  wieder  die  Vertreter  der  anderen  Meinung, 
dass  es  wohl  vorkommen  möge,  dass  ein  aus  der  Heimat 
Fortgezogener  zu  ihr  zurückkehrend  dort  Anknüpfungen,  viel- 
leicht auch  Zuspruch  und  Hülfe  finde,  dass  dieses  aber,  wenn 
überhaupt,  nur  für  die  Angehörigen  eines  Standes  gelte, 
der  mit  Bewusstsein  die  bürgerlichen  Beziehungen  seiner 
Glieder  unter  einander    pflegte.     Diejenige   Klasse,    die    hier 

»)  So  V.  Marschall  II  S.  13;  ganz  ähnlich  Luthardt  S.  45, 
Waentig  S.  18,  Varnbüler  u.  a. 
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hauptsächlich  in  Frage  komme,  habe  sich  einer  solchen  Heimat 
nicht  zu  getrösten.  Wer  aus  den  niederen  Ständen  die  Heimat 
verlassen  habe,  um  aussörhalb  ihres  Bezirkes  Erwerb  und 
Nahrung  zu  finden,  wer  nur  zur  Rückkehr  genötigt  werde, 
wenn  körperliche  oder  geistige  Erwerbsunfilhigkeit  ihn  nicht 
mehr  als  nützliches  Glied  einer  Gemeinschaft  erscheinen  liessen, 
der  finde  auch  in  der  Heimat  den  alten  festen  Grund  nicht 
mehr,  der  sei  in  der  Heimat  nur  ein  überzähliges  Maul,  das 
auf  Gemeinkosten  gefuttert  werden  müsse.  Welche  Gesin- 
nungen solle  man  denn  von  Armenverwaltungen  in  Bezug  auf 
ihre  auswärtigen  Armen  erwarten,  die  schon  für  ihre  orts- 
anwesenden höchstens  das  Notdürftige,  oft  auch  dieses  nicht 
einmal  thäten?  Es  könne  angesichts  der  —  (in  den  vorher- 
gehenden Abschnitten  erörterten)  —  wahren  Sachlage  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  die  Neigung,  sich  bedürftiger  Heimat- 
genossen zu  entledigen,  immer  bestanden  habe  und  dass 
andererseits  die  Neigung  zur  Wiederaufnahme  fortgezogener 
Armer  sehr  gering  sei  und  ohne  den  Zwang  der  gesetzlichen 
Heimat  gewiss  nicht  erfolgen  würde. 

Und  hierin  liegt  auch  meines  Erachtens  der  springende 
Punkt.  Man  lese  die  Verhandlungen  über  diesen  Punkt 
im  Reichstage  und  im  Deutschen  Verein,  man  betrachte 
die  Begründung  der  Vorschläge  in  der  gesammten  Literatur 
und  versuche  auch  nur  eine  einzige  Aeusserung  zu  finden, 
die  darauf  hindeutete,  man  erwarte  von  dem  Bedürftigen 
selbst,  dass  er  den  innigen  Wunsch  haben  werde,  zu  seiner 
„Heimstätte"  zurückzukehren.  Zwang  und  wiederum  Zwang, 
Einführung  von  Massregeln,  deren  Abschaffung  man  als 
eine  Errungenschaft  der  deutschen  Einheit  nicht  froh  genug 
begrüssen  zu  können  meinte  —  das  ist  es,  worauf  die  Vor- 
schläge abzielen,  wovon  man  sich  die  „sittliche"  Hebung  des 
Bedürftigen,  die  Wiederanknüpfung  einer  „sittlichen",  festen 
Gemeinschaft  verspricht.  Das  Gefühl,  was  zu  diesen  Vor- 
schlägen hindrängt,  soll  in  seiner  Bedeutung  gewiss  nicht 
unterschätzt  werden.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass  in  einem  Teile 
namentlich  der  süddeutschen  Bevölkerung  noch  durchaus  eine 
starke  Empfindung  für  die  „Heimat"  in  ihrer  eigentümlichen 
geschichtlichen  Bedeutung  bewahrt  wird.  Und  Gefühle  und 
Empfindungen  sind  weder  in  Zahlen  noch  in  Daten  messbar; 
einen  gewichtigen  Faktor  bilden  sie  bei  aller  gesetzgeberischen, 
bei  aller  Verwaltungsthätigkeit.  Ohne  das  warme  Leben  der 
inneren  Empfindung  würde  das  öffentliche  Leben  zum  dürren 
Formalismus  erstarren.  Aber  lässt  diese  Empfindung  sich 
durch  Gebot  und  Verbot  erzeugen?  ist  wirklich  Zwang  und 
zwar  Zwang  gegenüber  den  wichtigsten  Befugnissen  der  Per- 
sönlichkeit im  Stande,  in  den  ohnehin  durch  die  Not  des 
Lebens  von  hartem  Zwange  getroffenen  Persoi>en  Liebe  zu 
einer  Gemeinschaft  aufzuwecken,  der  sie  und  die  ihnen  fremd 
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geworden?  Dieser  Täuschung  sollte  man  sich  doch  nicht 
Eingeben;  ein  Verhältniss,  das  wesentlich  nur  auf  einem 
Zwangsgesetz  —  heisse  es  Unterstützungswohnsitz-  oder  Heimat- 
gesetz —  beruht,  ist  keines,  das  den  Namen  einer  sittlichen  Ge- 
meinschaft verdiente  oder  rechtfertigte.  Gesichtspunkte  anderer 
Art,  wirtschaftliche  und  politische,  mögen  bei  derartigen  Ge- 
setzen entscheidend  sein;  es  mag  mit  vollem  Bewusstsein  das 
Gemeinwesen  abgeschlossen  oder  dem  Zuzüge  frei  gemacht 
werden :  ein  sittliches  Verhältniss  aber  kann  immer  nur  durch 
freiwillige,  an  grösseren  Zwecken  sich  bethätigende  Hingebung 
geschaffen  werden,  so  gut,  wie  die  gesetzliche  Armenpflege  erst 
dann  eine  sittliche  Bedeutung  fiir  das  Verhältniss  der  Unter- 
stützungsgenieinde  zu  dem  Bedürftigen  erlangt,  wenn  sie  von 
wirklicher  Barmherzigkeit  geleitet  wird.  Es  wird  doch  wohl  mit 
Recht  darauf  hingewiesen  werden  können,  dass  der  sittlichen 
Wirkung  der  Heimat  auf  die  Gemüter  auch  gegenwärtig  nichts 
im  Wege  steht,  dass  die  Freizügigkeit  zwar  das  Verlassen 
der  Heimat  gestattet,  wold  auch  befördert,  aber  nicht  gebietet, 
und  dass  der  starke  Gebrauch,  der  teilweise  von  ihr  gemacht 
wird,  kein  Beweis  ist  fiir  einen  hohen  Grad  des  Wohlbehagens, 
das  die  Fortziehenden  in  der  Heimat  empfunden  haben. 

§  122. 

Weiter  wird  nun  auch  in  diesem  Zusammenhange  auf  die 
Notwendigkeit  der  Beschäftigung  des  zurückverwiesenen  Armen 
verwiesen.  So  wird  namentlich  ftir  den  Fall,  dass  ein  festeres 
Anschliessen  an  die  Heimat  durch  die  Ge8etzg(»bung  ein  stär- 
keres Heimatbewusstsein  auf  Seiten  der  Fortziehenden  und  im 
Schosse  der  Gemeinde  in  Wahrheit  zu  erzeugen  vermöchte, 
die  Frage  gestellt,  ob  mit  diesem  Bewusstsein,  ja  mit  der 
wohlwollendsten  Aufnahme  genug  geschehen,  ob  damit  das 
einzige,  was  der  Arbeitsfilhige  suchte,  gewährt  sei,  das  einzige 
was  ihn  sittlich  heben  und  veredeln  könne,  nlimlich  Arbeit? 
Wolle  man  den  Mut  haben,  jemanden,  der  wegen  vorübergehen- 
den Erwerbsmangels  an  fremdem  Orte  unterstützt  werde  oder  zu 
öffentlichen  Leistungen  zeitweilig  unfähig  sei,  an  einen  Ort 
zu  bringen,  in  welchem  er  formell  zu  Hause  sei,  aber  thatsächlich 
die  Erwerbsverhältnisse  viel  schlechter  kenne,  als  an  dem 
Orte  seines  gewöhnlichen  Aufenthaltes?  Werde  der  Heimat- 
ort, der  vor  allem  wegen  Mangels  an  Arbeit  verlassen  worden, 
gerade  in  dem  Moment  Erw('rbsgele^enheit  bieten,  in  welchem 
es  auch  anderwärts  daran  fehle?  Und  wenn  es  nun  an  Arbeit 
fehle,  und  d(T  Zurückverwiesene  wolle  von  neuem  sein  Heil 
an  fremdem  Orte  versuchen,  werd(i  ihn  die  Gemeinde  zurück- 
halten, wenn  sie  andernfalls  nur  iVussieht  habe,  ihn  in  Annen- 
fürsorge nehmen  zu  müssen,  —  werde  sich  der  Arbeitsfähige 
zurückhalten   lassen ,   um    nun   aus   einem   vorübergehend  Be- 
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dürftigen  ein  dauernd  Bedürftiger  zu  werden?  Würde  nicht 
das  vorgeschlagene  Mittel  gegen  Verarmung  selbst  wieder 
eine  Quelle  derselben  werden? 

Die  Beantwortung  dieser  ernsten  und  fUr  die  wirt- 
schaftliche Lage  jedes  Landes  entscheidenden  Fragen  sei 
freilich  zum  guten  Teil  von  der  Anschauung  über  die  all- 
gemeinen Voraussetzungen  wirtschaftlichen  Gedeihens  ab- 
hängig und  insofern  eine  Konsequenz  der  individuellen  poli- 
tischen und  ökonomischen  'Richtung,  über  die  einmal  nicht 
gestritten  werden  könne.  Aber  schliesslich  gäbe  es  doch 
eine  aus  untrüglicher  Erfahrung  gewonnene  Erkenntniss,  die 
man  nicht  wohl  auf  deduktivem  Wege  wieder  beseitigen  könne. 
Wenn  in  deutschen  und  ausserdeutschen  Ländern  in  Zeiten, 
welchen  die  unsere  gesammten  Produktionsverhältnisse  um- 
gestaltende Dampf  kraft  noch  unbekannt  war,  und  in  Zeiten, 
welche  ohne  Dampf  und  Elektrizität  nicht  mehr  denkbar  sind, 
gleichmässig  diaselben  Wahrnehmungen  über  die  Wirkungen 
des  Abschliessungssystems  in  Bezug  auf  den  Erwerbsstand 
der  Bedürftigen  gemacht  worden  seien,  wenn  jede  Gesetz- 
gebung nach  mannigfachen  Schwankungen  und  rückläufigen 
Bewegungen  schliesslich  doch  zu  keinem  anderen  Ergebniss, 
als  dem  der  Gestattung  möglichst  weitgehender  wirtschaftlicher 
Freiheit  gelangte,  so  dürfe  man  doch  wohl  annehmen,  dass 
dies  weder  ein  Zufall,  noch  dass  die  Wahrnehmungen,  welche 
hierzu  Veranlassung  gäben,   lediglich  subjektiver  Natur  seien. 

I.  Vgl.  Medicus  S.  303,  der  die  Gefahren  einer  lange  bleiben- 
den Heimat  gerade  in  der  Möglichkeit  der  schliessllchen  Zur&ck- 
yerweisung  an  einen  Ort  erblickt,  in  dem  der  Zardckgewiesene  zwar 
formell  heimatberechtigt  ist,  im  übrigen  aber  am  schwersten  zo 
Arbeit  gelangt  und  einer  schlechten  Armenpfle]:e  gegenübersteht.  — 
Ebenso  betont  Bitzer  I  S.  117  ff.  die  äasserlich  formale  Ver- 
bindung des  Heimatberechtigten  mit  der  Heimat  gegenüber  der- 
jenigen, welche  zwischen  dem  lokalen  Verbände  und  einem  lange 
in  demselben  wohnhaften  Individuum  besteht.  —  Ganz  ähnlich 
Vahlkampf  S.  10  ff.;  Flottwell  a.  a.  0.;  Stüve  a.  a.  0. 
S.  157  :  ^Während  er  (der  Bedürftige)  in  der  ersten  (der  Aufenthalts- 
gemeinde) ein  zu  rettendes  Glied  war,  ist  er  in  dieser  (der  Heimat- 
gemeinde) eine  blosse  Last." 

Sch&ffle,  Die  Grundsätze  der  Steuerpolitik,  Tübingen  1880, 
bemerkt  S.  617:  „Die  Selbstvermeidung  der  Not,  die  innere 
Wanderung  und  die  Auswanderung  ist  der  anderen  Wirkung,  der 
Verarmung,  jedenfalls  vorzuziehen.  Auswanderungsfreiheit, 
Freizügigkeit  und  Erwerbsfreiheit  sind  daher  im  wesent- 
lichen vorzügliche  Schutzwehren  gegen  Verarmung  und  hoffnungs- 
loses Verkommen.  Sie  sind  eigentliche  Sicherheitsventile  gegen 
Unzufriedenheit,  Gewähren  gegen  weiteres  Ausarten  des  Daseins- 
kampfes in  Verbrechen  und  Massenverarmung.   Keine  sozialpolitische 
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Massnahme  darf  auf  Yerneinang  dieser  Rechte  ausgehen.  Man 
darf  mit  Gewalt  nur  ihren  rechts-  und  sittenwidrigen  Misshrauch 
verhindern,  soll  aher  mit  positiven  Massregeln  den  rechten  Gehrauch 
dieser  Freiheiten  fördern." 

Einen  äusserst  frappanten  Beleg  dafür,  dass  die  Ahwehr  der 
Armut  durch  Arheit,  soweit  sie  überhaupt  möglich  ist,  am  ehesten 
noch  am  Aufenthaltsorte,  namentlich  in  städtischen  Gebieten  ge- 
schehen kann,  bietet  die  bairische  Armenstatistik,  in  welcher  regelmässig 
angegeben  ist,  wie  viele  von  den  Unterstützten  arbeitsfähig  waren. 
Hier  ergiebt  sich  nun  für  die  Gesammtheit  der  88  unmittelbaren 
Städte  auf  der  einen,  für  die  Gesammtheit  der  die  übrigen,  nament- 
lich also  die  ländlichen  Gebiete  umfassenden  Bezirksämter  folgen- 
des Verhältniss.  Es  waren  von  je  100  Unterstützten  vorübergehend 
unterstützte  arbeitsfähige  Personen 

1871  1872  1873  1874  1875  1876  1877  1878  1879  1880 

a)  in  den  unmittel- 
baren SÄdten  .      3.4    3.4     3.5     4.8     5.2     5.7     7.3     9.7     8.6     8.7 

b)  iii   den  Bezirks- 

ämtem ....    11.0  10.2    9.3     9.1     9.4     9.5    10.3   10.8   12.1    12.2 

vgl.  a.  a.  0.  1882  S.  284  und  285.  — 

Auch  ist  beachtenswert,  dass  diejenigen  Erwerbsthätigkeiten, 
welche  ein  zeitweiliges  Arbeiten  ausserhalb  der  Wohngemeinde  be- 
dingen, durch  Erschwerung  der  Freizügigkeit  ganz  besonders  leiden 
und  die  betreffenden  Heimatgemeinden  mit  beschäftigungslosen  Ar- 
beitern geradezu  überschwemmt  werden  würden.  Ich  habe  hier 
insbesondere  diejenigen  Arbeiter  im  Auge,  welche  im  Sommer  auf 
auswärtige  Beschäftigung  gehen.  Der  Umfang  derartiger  Thätigkeit 
erhellt  einigermassen  aus  der  Differenz  zwischen  den  Ergebnissen 
der  im  Winter  (1.  Dezember  1880)  vorgenommenen  Volkszählung 
und  der  im  Sommer  (5.  Juni  1882)  vorgenommenen  Berufszählung, 
welche    für   einige    Staaten   und    Landesteile   sehr    erheblich    war. 

S.  Tabelle  S.  352. 

Vgl.  Berufsstatistik  in  „Statistik  des  Deutschen  Reiches^  N.  F. 
Bd.  2,  1884,  Einleitung  S.  8,  wo  auf  diese  Verschiebungen  aus 
Anlass  auswärtiger  Erwerbsthätigkeit  während  des  Sommers  hinge- 
wiesen ist.  Die  exorbitante  Ziffer  bezüglich  Lippes,  welche  über 
11  ^/o  der  gesammten  Bevölkerung  beträgt,  veranlasste  mich,  hier- 
über einige  nähere  Erkundigungen  einzuziehen,  auf  die  mir  seitens 
^ines  mit  den  Verhältnissen  genau  vertrauten  Gewerbetreibenden  in 
Detmold  die  nachstehende  Auskunft  zuging: 

„Als  wichtigster  Erwerbszweig  für  das  Fürstentum  ist  —  neben 
der  Landwirtschaft  und  dem  Handel,  die  auch  in  den  obigen  An- 
gaben nicht  mit  berücksichtigt  sind  —  das  Zieglergewerbe 
anzusehen.  Dasselbe  wird  in  der  eigentümlichen  Form  ausgeübt, 
dass  alljährlich  im  Frühjahr  Tausende  von  männlichen  Arbeifem 
ins  Ausland  reisen,  um  auf  den  daselbst  belegenen  Ziegeleien  Back- 
steine, Dachziegel,  Drainröhren  und  sonstige  Ziegelwaaren  herzustellen 


352 


VL  4. 


in 


Die  BernrnililiiBg  Tom  5.  Juni  1882 
ergab 


mehr 


weniger 


orttanwf peade  BerftllEvniTig 
als  die  Vollcsziblnng  Tom  1.  Des.  1880 


Berlin 

Provinz  Sachsen    .    . 
Provinz  Westfalen    .    , 
Provinz  Rheinland    .    . 
Königreich  Sachsen  . 
Sachsen-Koburg- Gotha , 

Anhalt 

Reuss  j.  L 

Bremen 

Hamburg 

Provinz  Westpreußsen  . 
Provinz  Pommern.  .  . 
Provinz  Schlesien  .  .  , 
Lippe-Detmold  .  .  .  , 
Elsass-Lothringen  .   .    . 


84  615 

30  672 

25  430 

34508 

42017 

8395 

4200 

1354 

3493 

12  647 


31617 
22  322 

37  780 
11289 
27  090 


und  im  Herbst  mit  dem  erworbenen  Verdienst  in  die  Heimat  zurück- 
zukehren. Wie  aus  einer  Landesverordnung  vom  20.  Februar  1680 
hervorgeht,  hat  dies  Auswandern  schon  seit  mehreren  Jahrhunderten 
stattgefunden  und  ist  es  anfänglich  das  Grasmähen  und  Torfstechen 
in  Holland  gewesen,  womit  die  Leute  sich  Verdienst  verschafft  haben 
und  wonach  sie  Hollands-  oder  Frieslandsgänger  genannt  wurden. 
Späterhin  haben  sie  dann,  wohl  gerade  von  den  Holländern,  das 
Ziegelarbeiten  gelernt  und  verrichten  nun  heute  nur  noch  dieses. 
Das  Arbeitsgebiet  erstreckt  sich  nicht  nur  auf  sämmtliche  deutsche 
Staaten,  sondern  auch  auf  Dänemark,  Schweden,  Norwegen,  Oester- 
reich-Ungam  und  Russland;  die  Zahl  der  auswandernden  Arbeiter 
beläuft  sich  im  letzten  Jahrzehnt  auf  10—12  000  jährlich.  Da  der 
Verdienst  des  einzelnen  Arbeiters  auf  2 — 300  Mark  kommen  kann, 
so  ergiebt  sich,  dass  das  Gewerbe  für  Lippe  mit  seiner  relativ 
hohen  Bevölkerung  von  grösster  Bedeutung  ist,  wenigstens  so  lange, 
als  es  im  Lande  selbst  an  industriellen  Etablissements  zur  aus- 
reichenden Beschäftigung  und  Ernährung  der  Bewohner  fehlt. 

Die  Ausübung  des  Gewerbes  geschieht  derart,  dass  die  Arbeiter 
in  Rotten  unter  Leitung  eines  Meisters  zusammen  arbeiten  und  die 
Vermittlung  der  Arbeit  durch  sogenannte  Ziegelagenten  geschieht 
Während  diese  Verhältnisse  bis  zum  Jahre  1869  durch  gesetzliche 
Vorschriften  geregelt  waren,  hat  die  damals  erlassene  Reichsgewerbe- 
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Ordnung,  wie  auf  so  vielen  anderen  Gebieten,  so  aach  hier,  volle 
Freiheit  der  Bewegung  eintreten  lassen.  lieber  die  Wirkungen 
•dieser  Massregel  sind  die  Meinungen  noch  geteilt:  Thatsache  ist, 
4ass  die  Zahl  der  Arbeiter,  wie  auch  der  Verdienst  derselben  be- 
deutend zugenommen  hat;  indessen  kann  das  auch  auf  Rechnung 
•der  fetten  siebziger  Jahre  kommen:  denn  mit  dem  Niedergang  der 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  ist  auch  hier  schon  wieder  ein  Rück- 
schlag eingetreten,  wenigstens  hinsichtlich  der  Höhe  des  Verdienstes. 
Jedenfalls  hat  sich  das  Bedürfniss  nach  Wiederherstellung  einer 
festen  Organisation  bemerkbar  gemacht  und  schon  im  Jahre  1875 
2ur  Gründung  des  „Lippischen  Ziegler- Vereins^  geführt,  der  landes- 
lierrlich  bestätigt  und  mit  Eorporationsrechten  versehen  ist.  Der 
Verein  sucht  die  Interessen  der  Arbeiter  nach  allen  Seiten  hin 
iirahrzunehmen,  und  seine  Kranken-  und  Sterbekasse,  aus  der  in  der 
i£urzen  Zeit  ihres  Bestehens  bereits  52  000  Mark  zur  Verteilung 
gelangt  sind,  bietet  wenigstens  nach  dieser  Seite  hin  die  Gewähr 
49iusreichenden  Schutzes.  Ob  nicht  nach  Analogie  der  Fabrikinspek- 
toren auch  für  das  Ziegelgewerbe  die  Ernennung  eines  besonderen 
Aufsichtsbeamten  zweckmässig  erscheint,  müssen  wir  dahingestellt 
^in  lassen;  jedenfalls  verdient  das  Gewerbe  seinem  Umfange  und 
«einer  Bedeutung  nach  die  grösste  Beachtung  und  Pflege.** 

II.  Sehr  lehrreich  ist  der  Stand  dieser  Frage  in  England, 
iKrelches  seit  dem  Gesetze  Karls  II.  (1662)  ein  ausserordentlich  kttnst- 
liches  Heimatsystem  ausgebildet,  vielfach  geändert,  schliesslich  aber 
mehr  und  mehr  eingeschränkt  hat.   In  dem  Gesetze  von  1662  wird 
•die  Zurücksendung  von  Personen,  die  sich  in  einem  Besitztum  von 
weniger  als  10  Pfund  Sterling  Wert  niedergelassen  haben,  binnen 
40  Tagen  nach  der  Niederlassung  gestattet,  sofern  sie  nicht  für  die 
Schadloshaltung  der  Kirchspiele  genügende  Bürgschaft  leisten,   oder 
:8ofem  sie  nicht  in  denselben  durch  Geburt,  durch  eigene  Wirtschaft 
oder   durch   ein   Lehr-  oder  Dienstverhältniss  während  eines  Zeit- 
raumes   von   mindestens  40  Tagen  eine  gesetzliche   Niederlassung 
«rworben  haben.     Nachdem  man   dieses  System  —  noch  erschwert 
durch  die  Einführung  der  Heimatscheine  —  durch  mehr  als  hundert- 
jährige  Anwendung   zu    erproben    Gelegenheit   gehabt   hat,    waren 
Freunde   und   Gegner   der   englischen   Armenpflege   in    dem    einen 
Punkte    einig:    in    der    Verwerfung    der    geltenden    Heimatgesetz- 
gebung.    Das  Gesetz  Georgs  II.  (1795)  leitet  seine,   auf  Besserung 
der  Zustände  gerichteten  Bestimmungen  mit  den  Worten  ein:  ;, Viele 
fleissige   Arme,   die   von   den   Kirchspielen  u.  s.  w. ,    in   denen  sie 
leben,   zu  unterstützen  sind,   allein   aus  Mangel   an  Arbeit 
4 ort,  würden  an  anderen  Plätzen,  wo  genügende  Beschäftigung  zu 
haben  ist,   sich  und  ihre  Familie  erhalten,  ohne  dem  Kirchspiele 
zur  Last  zu  fallen.    Es  wird  ihnen  aber  nicht  gestattet,  anderswo 
zu  wohnen,  unter  dem  Vorgeben,  dass  sie  mutmasslich  dem  Kirch- 
spiele,  in   das   sie   gehen,    um   dort  Arbeit  zu  erhalten,  zur  Last 
fallen  würden,  obwohl  die  Arbeit  dieser   armen  Personen  in  vielen 
-  Fällen  sehr  vorteilhaft  für  dieses  Kirchspiel  sein  mag." 

FortehuDgen  (27)  VI.  4.  —  Mansterberg.  7& 
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Seit  dem  Erlass  dieses  Gesetzes  geht  die  Tendenz  anf  Be> 
^eitigang  der  Schranken,  die  praktisch  zwar  schon  früher  vielfach 
erfolgt  war,  ihren  erheblichen  gesetzlichen  Ausdruck  aber  erst  184& 
in  der  sogenannten  Peels- Act  fand.  Durch  sie  wurde  unterschiedea 
zwischen  der  Irremo  vability  d.  h.  dem  Ausschluss  der  Zurückweisung 
nach  einer  bestimmten  Zeit  und  dem  eigentlichen  Settlement,  d.  h. 
dem  Anspruch  auf  Verpflegung  innerhalb  des  Armenverbandes  in 
Folge  eines  dieses  Recht  begründenden  Titels.  Damach  sollten 
nicht  ausweisbar  sein  Personen,  die  sich  5  Jahre  innerhalb  des 
Kirchspiels  aufgehalten  hatten,  sowie  Kranke  und  durch  besondere 
Unglücksfälle  Bedürftige  nur  dann,  wenn  festgestellt  werden  konnte^ 
dass  eine  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  dadurch  hervorgerufen  wor- 
den. Die  Fristen  wurden  dann  später  wesentlich  herabgesetzt,  1861 
auf  3  Jahre,  1865  auf  1  Jahr,  wobei  der  an  andere  Stelle  zu  er- 
wähnenden Erweiterung  der  Armenverbände  durch  Zusammenlegung 
mehrerer  Kirchspiele  insofern  besondere  Bedeutung  innewohnte;  als 
der  Aufenthalt  in  einem  dieser  Kirchspiele  die  Irremovability  fitar 
den  ganzen  Verband  herstellte.  Die  eigentliche  Heimatgesetzgebung 
blieb  zwar  formell  zu  Recht  bestehen,  wurde  aber  derartig  durch 
die  vorbezeichneten  Ausnahmen  unterbrochen,  dass  ihr  praktisch 
nur  noch  ganz  geringe  Bedeutung  zukommt. 

Eine  Einrichtung,  die  unserm  Landarmenwesen  entspräche,, 
kennt  England  nicht;  die  einmal  erworbene  Heimat  bleibt  bis  zum 
Erwerb  einer  neuen  in  Kraft. 

Gegenwärtig  ist  die  Frage  wiederum  Gegenstand  vielfacher 
Erwägungen.  Nachdem  die  Uebelstände  auch  der  noch  bestehenden 
Aufenthaltsbeschränkungen  gerade  im  Hinblick  auf  das  Armenwesen 
wiederholt  betont  worden  waren,  setzte  das  Parlament  1876  eine 
besondere  Kommission  zur  Untersuchung  der  laws  of  settlement  and 
removal  nieder.  Nach  geschehener  Sachuntersuchung  sprach  sich 
die  Mehrzahl  ihrer  Mitglieder  für  gänzliche  Aufhebung  aller  Be- 
schränkungen aus,  während  von  anderer  Seite  mit  Rücksicht  anf 
das  Zuströmen  von  Irland  die  zu  fürchtende  Belastung  der  grösseren 
Seeplätze  hervorgehoben  wurde.  Dem  entsprechend  einigte  sich  die 
Kommission  auf  Abschaffung  der  Ausweisung  in  England  mit  Aus- 
nahme einiger  Seeplätze  und  Annäherung  der  schottischen  Gesetz- 
gebung, in  der  die  Ausweisungsfrist  5  Jahre  beträgt,  an  die  eng- 
lische. Gesetzliche  Folge  ist  diesem  Beschluss  bisher  nicht  gegeben 
worden.  Der  neueste  Schriftsteller  über  diesen  Gegenstand  bemerkt 
aber,  dass  an  vielen  Orten  schon  praktisch  gar  kein  Gebrauch  von 
der  Ausweisung  gemacht  werde,  in  anderen  die  völlige  Aufhebung 
derselben  nur  eine  Frage  der  Zeit  und  die  öffentliche  Meinung 
hierauf  seit  langem  vorbereitet  sei.  —  Vgl.  Aschrott  an  ver- 
schiedenen Stellen.  Namentlich:  S.  16,  26,  146,  162  ff.  und  S. 
165  Anm.  2,  wo  die  Aeusserungen  einer  Anzahl  hervorragender 
praktischer  Armenpfleger  mitgeteilt  sind ;  unter  anderem  wurde  von 
dieser  Seite  her  bemerkt,  dass  gerade  gegenüber  den  grossen  See- 
städten  auf  die  zu  erwartende   Mehrbelastung  keine  Rücksicht  zu 
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nehmen  sei,  weil  gerade  diese  die  Arbeit  der  Zuziehenden  am 
meisten  ausnutzten  und  die  grossen  Städte  in  jeder  Hinsicht  sehr 
viel  leistungsfähiger  seien  als  die  kleineren  oder  als  die  ländlichen 
Bezirke. 

§  123. 

Im  Anschluss  an  das  Vorstehende  ist  noch  der  Wieder- 
einführung der  Heimatscheine ^)  zu  gedenken,  welche  gleich- 
zeitig mit  Durchführung  des  Heimatprinzips  gewünscht  wird. 
Es  ist  dies  eine  Bescheinigung  der  Heimatgemeinde,  dass 
eine  Person  in  ihrem  Heimatbezirke  heimatgehörig  sei, 
die  im  älteren  Heimatrechte  die  Bedeutung  hatte,  die  Frei- 
zügigkeit insofern  zu  erleichtern,  als  kein  Grund  vorlag,  den 
mit  einer  Heimat  ausgestatteten  Ortsfremden  aus  Besorgniss 
künftiger  Verarmung  zurückzuweisen.  Auch  war  es  in  einigen 
Staaten  zulässig,  den  blossen  Aufenthalt  demjenigen  zu  ver- 
sagen, der  nicht  im  Besitze  eines  Heimatscheines  sich  befand. 

Ygl.  besonders  wegen  Sachsen  oben,  und  die  Uebersicht  bei 
Schüz  S.  80—85. 

Die  bairische  Gesetzgebung,  der  zufolge  nochgegenwärtig  Hei- 
matscheine erteilt  werden  können,  hat  lediglich  die  erstere  Bedeu- 
tung und  verbietet  eine  Ausweisung  von  Personen,  deren  Heimat 
zweifelhaft  und  streitig  ist,  ehe  die  Heimat  solcher  Personen  aus- 
gemittelt  und  ihnen  eine  vorläufige  Heimat  angewiesen  worden.  Doch 
ist  auch  diese  Bedeutung  Dach  Einführung  des  Freizügigkeitsgesetzes, 
das  ganz  bestimmte  Merkmale  zur  Yersagung  des  Aufenthalts  auf- 
stellt, erheblich  abgeschwächt.  Ygl.  Art.  21  u.  22  des  Heimatgesetzes 
von  1869  und  Nr.  VIII  der  Vollzugs -Instr.  vom  29.  Juni  1869, 
mitgeteilt  bei  Riedel  S.  258  ff. 

Im  Geltungsgebiet  des  6.  über  den  U.  -  W.  sind  Heimatscheine, 
sowie  Reverse,  in  welchen  von  Seiten  eines  Armenverbandes  die  Ver- 
pflichtung Übernommen  wird,  etwa  entstehenden  Armenaufwand  fär 
einen  Fortgezogenen  auch  dann  zu  ersetzen,  wenn  er  in  dem  den 
Revers  ausstellenden  Armenverband  den  Unterstützungswohnsitz 
durch  Abwesenheit  verloren  haben  sollte,  schlechthin  unverbindlich, 
weil  durch  das  Ü.-W.-G.  zwingendes  Recht  geschaffen  ist.  Vgl. 
Entsch.  des  Bundesamts  f.  d.  H.  VIII S.  2,  IX  S.  131.  —  In  Baden 
hatte  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1870  noch  die  urkundliche  Verlängerung 
der  Fristen  zugelassen.  Vgl.  oben  S.  123.  —  Bezüglich  der  hannover- 
schen Heimkehrscheiue  vgl.  bei  Wohlers  S.  9  Anm.  zu  §  10.  —  Eine 
gewisse  untergeordnete  Bedeutung  haben  die  Heimatscheine  noch  in 
Bezug  auf  die  Niederlassung  in  einem  Bundesstaate,  dem    der   sich 


^)  Marschall  I  S.  15  in  §  1  seiDes  Entwurfes:  „Jeder  Reichs- 
aoeehörige  moss  in  irgend  einer  Ortsgemeinde  Heimatrecht  besitzen  und 
810^  über  diesen  Besitz  urkundlich  ausweisen.*^  Luthardt  S.  53; 
Varnbüler  u.  a. 

23* 


356  VL  4. 

Niederlassende  nicht  angehört.  „Da  bei  der  Niederlassnng  der  Nachwöt 
des  Bnndesindigenats  gefordert  werden  kann,  nnd  dieser  Nachweii 
am  sichersten,  leichtesten  nnd  voIlBtändigsten  dnrcb  Vorl^ung  önes 
HuimatBcheines  d.  h.  einer  Bescheinigong  darüber,  dass  der  Vor- 
legende im  Besitze  der  preass.  Untertanen-Eigenschaft  sich  befindet, 
gefQhrt  werden  kann,  so  erscheint  die  Erteilung  von  Heimatscbönen 
auch  nach  der  norddontschen  Gesetzgebung  weder  bedeatnngBlos, 
noch  nnzolassig."  Reskr.  vom  31.  Jaonar  1869,  Pretus.  Hinist- 
Bl.  d.  inneren  Verw.  S.  53;  de^l.  vom  27.  Jnni  1S6S,  ebenda 
S.  237.  —  Das  im  Zeniralblatt  für  das  Dentsche  Beich  1881  S. 
22  mit^teilte  Formnlar  fOr  Heimatscheine  bezieht  sieb  auf  Deutsche, 
die  im  Anslande  befindlich  sind  (§  21  des  Reichsgesetzes  vom  1. 
Jnni  1870)   nnd  hat  mit  der  Heimatgesetzgebang  nichts  zn  thim. 

Zugleich  mit  dem  Heimatprinzip  in  die  deutsche  Annen- 
und  Wirtschaftsgesetzgebung  wieder  eingeführt,  wUrden  die 
Heimatscheine,  nach  Meinung  ihrer  Befürworter,  es  vor  allem 
bewirken,  dasa  keine  Gemeinde  sich  scheuen  würde,  den- 
jenigen bei  sich  autzunehmen,  dessen  Heimat  urkundlich  fest- 
steht und  daas  gleichzeitig  bei  so  klarer  Sachlage  das  Schreib- 
werk sehr  erheblich  vermindert  werden  und  sich  nur  auf  die 
Uebersendung  der  Liquidationen  an  die  Heimatgemeinde  zu 
beschränken  haben  wUrde. 

Ebenso  wie  in  dem  Gedanken  der  festen  Heimat  liegt 
auch  in  der  fonnellen  Ergänzung  desselben  durch  Einftlhrung 
von  Heimatscheinen  etwas  sehr  Verfllhrerischea.  Die  Evidenz 
der  Beziehungen  des  Individuums  zu  der  Untersttitzungsge- 
meinde  erscheint  unbestreitbar  und,  wenn  eben  doch  einmal 
ohne  Heimat  oder  UnterstUtzungswohnsitz  nicht  auBzukoromen 
ist,  für  die  verwaltungstechnischo  Behandlung  der  auswärtigen 
Armensachen  äusserst  wertvoll.  Aber  es  scheint  eben  auch  nur. 
Bei  näherer  Betrachtung  wird  man  zunächst  daran  erinnert,  das« 
die  Verpflichtung  des  Arraenvorbandea  zur  vorläufigen  Unter- 
stützung durch  die  Heimat  Verhältnisse  sowie  auch  insbesondere 
die  so  sehr  wesentliche  Krankenhülfe  gegenüber  gewissen  Per 
sonenklaasen  ohne  Anspruch  auf  Ersatz  unberührt  bleibt.  Den 
Abschicbungen,  die  —  wie  oben  nachgewiesen  —  gerade  an- 
gesichts dieser  Verpflichtungen  am  zahlreichsten  sind,  würde 
durch  die  Heimatscneine  also  auch  kein  Ziel  gesetzt  werden. 
Dagegen  würde  die  Freizügigkeit,  welche  doch  auch  nach 
Ansicht  der  Vertreter  des  Heimatprinzips  ungeschmälert  bleiben 
soll,  schwere  Einbusso  erleiden.  Will  man  nämlich  noch 
irgend  einen  anderen  Erwerb  der  Heimat  als  den  durch 
Geburt  zulassen,  sei  es  nun  durch  fünf-  oder  zehnjährigen 
Aufenthalt,  sei  es  kraft  des  Gesetzes  oder  auf  Grund  erzwing- 
barer Verleihung  seitens  der  Gemeinde,  so  ist  die  letztere 
auch  immer  interessirt,  diesen  Erwerb  in  irgend  welcher  Weise 
zu  hindern;  der  Heimatschein  würde  also  zwar  gegen  die  uo- 
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mittelbare  Abweisung  der  Niederlassung,  nicht  aber  gegen 
Erschwerungen  des  weiteren  Aufenthalts  schützen.  Ausserdem 
aber  würden  die  Heiraatgemeinden  sich  in  aller  Weise  hüten^ 
einen  Heimatschein  auszustellen,  der  sie  auf  ganz  ungewisse 
Zeit  urkundlich  verpflichtete. 

Die  Frage  wurde  auch  bei  Beratung  des  Gesetzes  vom  6. 
Joni  1870  in  der  Reichstagskommission  ausführlich  erörtert,  da 
der  Entw.  des  Bundesrats  eine  Bestimmung  enthielt,  der  zu- 
folge die  urkundliche  Verlängerung  der  Frist  für  Verlust  des 
XJ.-W.  nicht  über  10  Jahre  hinaus  seitens  des  bisher  verpflich- 
teten Armenverbandes  zulässig  sein  sollte.  Es  wurde  dagegen 
geltend  gemacht,  dass  das  ganze  Institut  geschaffen  sei,  formell 
Verwirrung,  materiell  stärkste  Schädigung  der  Freizügigkeit 
zu  bewirken.  Vor  allem  würde  die  Abzugsgemeinde  flir  das 
Tragen  eines  so  langen  Risikos  Kautelen  fordern ,  so  dass  an 
Stelle  der  beseitigten  Einzugsgelder  ein  Institut  der  Abzugs- 
gdder  treten  würde.  Insbesondere  wurde  auf  die  traurigen 
Erfahrungen  exemplifizirt,  die  man  mit  den  Heimatscheinen 
in  England  und  im  Kanton  Bern  gemacht  habe  ^).  Im  Reichs- 
tage kam  man  auf  den  Gegenstand  nicht  zurück. 


2.    Anderweite  Beschränknngen. 

§  124. 

Wie  in  dem  Ueberblick  über  die  geschichtliche  Entwicklung 
dargestellt  ist,  wurde  in  der  älteren  Heimatgesetzgebung  die  Nie- 
derlassung ausser  durch  die  Ausweisungsbefugnisse  der  Gemein- 
den noch  in  mannigfach  anderer  Weise  beschränkt  und  erschwert, 
namentlich  durch  die  Erfordernisse  des  guten  Leumundes,  des 
gesicherten  Erwerbsstandes  in  subjektiver  und  des  Vorhanden- 
seins von  Erwerbsgelegenheit,  insbesondere  NichtüberfÜllung 
des  betreffenden  Gewerbes  in  objektiver  Beziehung.  Der 
Nachweis  dieser  Erfordernisse  sollte  entweder  durch  den 
Nachweis  eines  gewissen  Vermögensbesitzes,  die  Zahlung  eines 
Niederlassungsgeldes  (Aufnahmegebühr,  Einzugsgeld  u.  dergl.) 
erbracht,  die  Entscheidung  über  Zulassung  und  Versagung 
der  Niederlassung  ganz    in   die  Willkür  der  Gemeinden   ge- 


^)  Da  die  strenge  englische  Heimatgesetzgebung  von  1662  (Gesetz 
Karls  U.)  zu  engherzigster  Abschliessong  der  Kirchsj^iele  gefuhrt  hatte, 
80  sollte  durch  Erteüung  von  Heimatscheinen  die  freiere  Bewegung  ge- 
fördert werden.  Der  £nolg  aber  war  ein  entgegengesetzter,  indem  nun 
die  Kirchspielsbeamten  den  tüchtigsten  Arbeitern  Heimatscheine  nicht 
ausstellten,  um  diese  nicht  im  Stande  der  Hülfsbedürftigkeit  zurück- 
zuerhalten und  umgekehrt  durch  Erteilung  von  HeimatMsheinen  ihre 
liederlichen  Arbeiter  wenigstens  für  eine  Zeit  los  zu  werden  suchten. 
Vgl.  Kri  es  IS.  105  ff.,  Aschrot  t  S.  18  ff.  —  Ueber  ähnliche  Wirkungen 
der  sog.  Wohnsitzscheine  im  Kanton  Bern  vgl.  Kambli  S.  57  ff. 
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stellt  oder  der  Beschwerde  an  die  Staatabehörde  uoterworfen 
sein.  Ebenso  wurde  die  Eheschliessung  erschwert,  indem  man 
sie  nur  angesessenen  Bürgern  oder  solchen  PersoDen  gestattete, 
die  sich  über  die  Fähigkeit  zur  Ernährung  einer  Familie  in 
ähnlicher  Weise,  wie  in  Bezug  auf  die  Niederlaasung,  durch  Ver- 
mögensbesitz  u.  s.  w.  ausweisen  konnten;  auch  wurde  die 
EhemUndigkeit  an  das  Erreichen  eines  bestimmten  Älter«  (30, 
25  Jahre  u.  8.  w.)  geknüpft.  Die  Entscheidung  konnte,  sofern 
sie  nicht  ganz  in  den  Händen  der  Gemeinde  lag,  durch  die 
Staatsbehörde  abgeändert  werden. 

Die  auf  Wiedereinführung  des  Heimatprinzipes  gerichteten 
Bestrebungen  verhehlen  dem  natürlichen  Zusammennang  aller 
dieser  Veranstaltungen  entsprechend  sich  nicht,  dass  der  Schutz 
der  0-emeinden  gegen  unwillkommenen  Anzug  erst  ein  toU- 
kommener  sein  kann,  wenn  zu  den  im  vorbeigehenden  Ab- 
schnitt besprochenen  Maasregeln  einige  jener  anderen,  dem 
älteren  Heimatrecht  entnommenen  hinzutreten.  Aber  auch  hier 
ist  zu  konstatiren,  dass  diese  Meinung  sich  in  sehr  gemässigten 
Grenzen  hält  und  dass  selbst  diejenigen,  die  am  weitesten 
hierin  gehen,  nicht  über  ein,  an  dem  älteren  Rechte  gemessen, 
sehr  gelindes  Maas  hinausgehen.  Gelegentlich  kommen  wohl 
Aeusserungen  vor,  wie  die,  dass  „ein  Zurückgreifen  auf  ein- 
zelne der  früheren  formal  -  rechtlichen  Beschränkungen  der 
Freizügigkeit  schwerlich  ganz  zu  vermeiden" ,  und  dass  von 
solchen  „die  Erhebung  von  Einzugsgeldern  am  meisten  zu 
erwägen"  sein  würde  {Wagner,  G.  S.  476).  Aber  eine  ernst- 
liche Empfehlung  des  Erfordernisses  des  Leumundes,  des 
Vermögensnachweises  und  ähnlicher  Voraussetzungen  der 
Niederlassung  ist  von  keiner  Seite  ausgesprochen  worden,  ge- 
schweige dass  positive  diesbezügliche  Vorschläge  gemacht 
sind.  Hiervon  bildet  nur  eine  Ausnahme  das  Recht  der  Ehe- 
schliessung. Dieses  ist  auch  neuerdings  wieder  der  G^en- 
stand  mannigfacher  Wünsche  und  Besserungs vorschlage  ge- 
wesen, die  einen  zu  breiten  Raum  in  der  Literatur  einnehmen, 
um  sie  vollständig  übergehen  zu  können.  Von  ihnen  wird 
daher,  der  mehrfach  angedeuteten  Absicht  entsprechend,  die 
Erörterung  in  den  Grenzen  der  positiven  Ren)rmvorschläge 
zu  halten,  noch  etwas  eingehender  zu  sprechen  sein*). 

')  In  der  ülteren  Literatur  wird  über  Leuiiiun(lszenG;niBS,  VermÖgent- 
nschweia,  Einangegeld  u.  s.  w.  auBserordenllich  ausfühTlicb  und  mit  grosMr 
SachbennlnisB  gehandelt,  namentlich  in  den  an  Hateri&l  sehr  reichen  A^ 
beiten  von  Schilz  und  Wernher,  die  eiah  im  Sinne  sehr  gemÜBSigter 
Bescli Hinkungen  aussprechen,  von  Rriea,  welcher  sehr  veit  in  ZnUsBong 
von  Beschränkungen  geht,  von  Vahlkampf  und  Medicus,  die  loa 
allen  derartigen  VorauBsetzungen  so  wenig  wie  in^lich  wissen  wollen. 
Alle  dieae  Arbeiten  datiren  aus  den  vierziger  und  fünfziger  Jahren. 
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3.    Beschränknngeii  der  Eheschliessnng  ^). 

§  125. 

Für  das  Deutsche  Reich  (einschliesslich  Elsass-Lothringens 
4ind  ausschliesslich  Baiems)  ist  das  Gesetz  vom  4.  Mai 
1868  (B.-G.-Bl.  S.  149)  massgebend.  Dasselbe  wurde  zunächst 
fbr  das  Geltungsgebiet  des  Nordd.  Bundes  erlassen  und  durch 
die  oben  erwähnten  Verträge  (vgl.  S.  170.  171)  auf  Hessen 
.südlich  vom  Main,  auf  Baden  und  Wtlrtemberg,  sowie 
'durch  Ges.  v.  8.  Januar  1873  auf  Elsass-Lothringen  ausge- 
dehnt —  §  1  desselben  bestimmt : 

„Bundesangehörige  bedtlrfen  zur  Eingehung  einer  Ehe  oder 
zu  der  damit  verbundenen  Gründung  eines  eigenen  Haushaltes 
w^eder  des  Besitzes,  noch  des  Erwerbes  einer  Gemeindeangehörig- 
keit (Gemeinde-Mitgliedschaft)  oder  des  Einwohnerrechts,  noch 
der  Genehmigung  der  Gemeinde  (Gutsherrschaft)  oder  des 
Armenverbandes,  noch  einer  obrigkeitlichen  Erlaubniss. 

Insbesondere  darf  die  Befugniss  zur  Verehelichung  nicht 
beschränkt  werden  wegen  Mangels  eines  bestimmten,  die 
<}ros8Jährigkeit  übersteigenden  Alters  oder  des  Nachweises 
-einer  Wohnung,  eines  hinreichenden  Vermögens  oder  Erwerbes, 
wegen  erlittener  Bestrafung,  bösen  Rufs,  vorhandener  oder  zu 
befürchtender  Verarmung,  bezogener  Unterstützung  oder  aus 
anderen  polizeilichen  Gründen." 

Das  AI.  2  ist  erst  durch  die  Reichstags-Kommission  hinzu 
^gefügt  und  im  Reichstage  amendirt  worden ;  es  erschien  zweck- 
mässiger, eine  womöglich  vollständige  Aufzählung  zu  geben, 
um  gar  keinen  Zweifel  zu  lassen,  dass  alle  polizeilichen 
•(im  Gegensatz  zu  den  zivilrechtlichen)  Beschränkungen  aufge- 
hoben sein  sollen.     Vgl.  Stenogr.  Ber.  S.  107. 

Für  Baiern  bestehen  gegenwärtig  die  oben  (S.  111)  mit- 
geteilten Beschränkungen  der  Eheschliessung,  deren  Zulässig- 
keit  im  einzelnen  Falle  die  Distriktspolizeibehörde  nach  An- 
hörung der  Gemeinde  zu  entscheiden  hat,  während  in  der 
bairischen  Pfalz,  wie  gleichfalls  mitgeteilt  (oben  S.  114),  die 
für  das  rechtsrheinische  Baiern  geltenden  Beschränkungen  nie 
bestanden  und  auch  gegenwärtig  nicht  bestehen.  Im  übrigen 
gilt  für  das  ganze  Reich  das  Reichsgesetz  vom  6.  Febr.  1875, 
betreffend  die  Beurkundung  des  Personenstandes  und  der 
JEheschliessung,  welches  das  Alter  der  Ehemündigkeit  auf  das 
20.  Jahr  für  Männer,  das  16.  für  Frauen  festsetzt. 

§  126. 

Von  den  Beschränkungen  der  Niederlassung  unterscheiden 
;slch  die  der  Eheschliessung,  abgesehen  von  anderem,  in  einem 

^)  Ueiber  die  ältere  Gesetzgebung  vgl.  oben  S.  105  ff.,  namentlich 
Aber  die  tabellarischen  Uebersichten  bei  Schüz  S.  80 — 86. 
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sehr  wichtigen  Punkte.  —  Während  nfimlicb  bei  den  ersteroi 
der  Staat  nur  daa  Intereese  hat,  Beinen  Einwohnern  die  Er- 
werbamöglichkeiten  zu  erleichtern  und  die  vorhandene  BevOl- 
keruDg  angemessen  zu  verteilen,  kommt  bei  den  letzteren 
noch  das  äusseret  wichtige  Interesse  an  Vermehrung  oder 
Verminderung  der  Bevölkerung  im  allgemeinen  hinzu,  die 
nützlich  oder  geßthrlich  sein  kann  auch  ohne  die  Beziehung 
der  Einzelnen  zu  einer  bestimmten  Gemeinde.  Vermehrt  sich 
nämlich  die  Bevölkerung  derart,  dass  selbst  bei  weitgehender 
Freizügigkeit  im  ganzen  Staatsgebiet  eine  UebervOlkeruQg  ein- 
tritt, oder  vermindert  sie  sich  umgekehrt  derart,  dass  das  all- 
gemeine wirtschaftliche  Gedeihen,  die  Heeresstflrhe,  die  Steuer- 
einnahmen u.  8.  w.  bedroht  werden,  so  ist  der  Staat  unmittel- 
bar interessirt,  der  Vermehrung  entgegenzuwirken  oder  sie  lu 
fördern.  Erst  in  stweiter  Linie  kommt  dann  das  Interesse  der 
Ärmenverbände  in  Betracht,  welche  allerdings  im  Hinblick 
auf  die  Armenlast  nur  durch  die  ihrem  Willen  entzogene 
Vermehrung  bedroht  erscheinen  können. 

Da  nun  die  Eheschliessung  als  solche  zunächst  nur  die 
bereits  vorhandenen  Menschen  beiderlei  G-eschlechts  verbindet 
und  daher  an  und  für  sich  weder  Vermehrung  noch  Vermin- 
derung bedeutet,  so  ist  es  nicht  diese,  auf  welche  etwaige 
Beschränkungen  abzielen,  sondern  ihre  natürliche  Folge:  die 
Kinderzeugung.  Verbot,  Beschränkung  oder  Erschwerung 
der  Eheechli essung  bedeuten  also  ihrer  wirklichen  Absicht 
nach:  Verbot,  Beschränkung  oder  Erschwerung  der  Kinder- 
zeugung. Es  18t  von  Wichtigkeit  sich  dieses  als  die  Absicht 
jeder  bezüglichen  Gesetzgebung  vor  Augen  zu  halten,  um 
statt  der  Frage,  ob  grössere  oder  geringere  Freiheit  der  Ehe- 
schliessung zweckmässig  sei,  gleich  die  richtige  Frage  zu 
stellen,  ob  die  Vermehrung  oder  Verminderung  der  Kinder- 
zeugung durch  solche  Massregeln  erreicht  wird,  und  welche 
weitere  Folgen  hieraus  erwachsen  können.  Auch  hier  kann 
es  sich  selbstverständlich  um  die  erschöpfende  Behandlung 
der  seit  Malthus  nicht  zur  Ruhe  gekommenen  Frage*)  nicht 
handeln.  Nur  die  vom  Standpunkt  des  Staats-  und  des  (h- 
mein  dein  teresses  vorgebrachten  Behauptungen,  sowie  die  sie 
erhärtenden  thatBächiicben  Wahrnehmungen  werden  kura  m 
betrachten  sein. 

Von  denjenigen,  welche  Erschwerungen  und  Beschrftn- 
kungen  der  Eheschliessung  befürworten,  wird  geltend  gemacht, 
dass  je  weniger  Ehen  geschlossen,  um  so  weniger  Kinder  ge- 
zeugt würden;  vor  allem  würde,  wenn  man  vor  Gestattung 
der  Eheschliessung  einen  Nachweis  erforderte,  welcher  die 
Fähigkeit  des  eheschliessenden  Mannes  zur  Ernährung  einer 
Familie  darthäte,    die   Erziehung  und  der  Unterhalt  der  zu 

1)  Vgl.  die  Anm.  oben  3.  184. 
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erzeugenden  Kinder  sichergestellt  sein ;  statt  eines  in  Not  und 
Yerkommenheit  aufwachsenden  zahlreichen  und  in  geometrischer 
Progression  sich  vermehrenden  Proletariats  würden  eine  ge- 
ringere Anzahl  Kinder  geboren,  diese  weniger  zahlreichen 
aber  wohl  versorgt  und  zu  nützlichen  Gliedern  des  Staats- 
und  des  engeren  Gemeinwesens  herangebildet  werden.  Was 
die  Feststellung  der  als  notwendig  zu  erachtenden  Voraus- 
setzungen der  Eheschliessung  angehe,  so  sei  dies  Sache  der 
Gesetzgebung;  aber  der  Gemeinde,  welcher  schliesslich  doch 
im  Falle  der  Verarmung  der  Familie  der  am  meisten  positive 
Nachteil  in  Gestalt  der  Armenlast  erwüchse,  müsste  die  Ent- 
scheidung über  Gestattung  oder  Versagung  der  Eheschliessimg,. 
oder  im  Falle  diese  Entscheidung  der  Staatsbehörde  obliegen 
sollte,  ein  Einspruchsrecht  gegen  dieselbe  zustehen. 

Kries  II  giebt  S.  823  ff.  ein  in  sehr  düsteren  Farben  gehaltenes* 
Bild  der  Folgen  der  Freiheit  der  Eheschliessang  bei  „der  gegen* 
wärtig  (1853!)  herrschenden  Unsittlichkeit''  und  empfiehlt  als  Voraus- 
setzung für  Gestattung  der  Eheschliessang  ein  Guthaben  in  der 
Sparkasse,  eine  Beteiligung  an  den  Unterstützungsanstalten  für 
Krankheits-  und  Sterbefftlle  sowie  für  die  Zeit  eines  höheren  Alters- 
aufzustellen.  Er  will  mit  Absicht  die  lediglich  dem  Gemeinwesen 
zu  gute  kommenden  Leistungen,  wie  Einzugsgeld,  Traugebühr,  Ab- 
gaben und  dergleichen  mehr  als  Voraussetzungen  beseitigt  wissen^ 
die  einem  dem  Arbeiter  nicht  verständlichen  Zwecke  dienen,  und 
an  deren  Statt  die  gedachten  Erfordernisse  stellen,  die  in  erkenn* 
barer  Weise  lediglich  den  Nutzen  des  betreffenden  Individuums  be- 
zwecken. —  Ganz  ähnlich  fordern  auch  Schäffle,  Kapitalismus  und 
Sozialismus  S.  689  ff.  und  Mario,  Weltökonomie  III  S.  84  ff.,  dass^ 
eine  erzwungene  Wittwen-  und  Kinderversicherung  der  Trauung  vor- 
hergehe. —  Vgl.  Röscher,  System  §  258  Anm.  4.  —  Schüz,  der 
im  übrigen  die  Bedenken  gegen  alle  derartige  Massregeln,  wie^ 
sich  sogleich  noch  ergeben  wird,  teilt,  bemerkt  S.  39:  „Wer  nicht 
im  Stande  ist,  diejenige  Erwerbsfähigkeit  nachzuweisen,  die  unsere^ 
jetzige  Gesetzgebang  verlangt,  und  wer  an  sittlichen  Mängeln  leidet, 
wie  unsere  Gesetze  sie  zeichnen,  wer  auf  Armenunterstützung  An- 
spruch gemacht  hat,  wird  mit  Recht  von  der  Eingehung  einer  Ehe, 
bis  zu  einer  wahrscheinlichen  Aenderung  der  Verhältnisse,  aus- 
geschlossen." 

Aehnlich  auch  Mo  hl,  P.-W.,  der  neben  guter  Volkserziehung 
doch  auch  die  positive  Erschwerung  des  Heiratens  und  dioserhalb- 
Heranfsetzung  des  Alters  der  „Ehemündigkeit  und  das  gänzliche  Ver- 
bot der  Ehe  für  alle,  welche  sich  nicht  mit  Wahrscheinlichkeit 
über  die  Fähigkeit,  ihre  Familie  zu  erhalten,  ausweisen  können"^ 
fordert.  Er  verspricht  sich  hiervon  auch  den  Vorteil,  dass- 
„manche  zu  längerem  Wandern  oder  Dienen  dadurch  veranlasst, 
würden,  was  ihnen  fflr  ihr  ganzes  Leben  nur  nützlich  sein  könnte.*^ 
Vgl.  Mo  hl,  P.-W.  I  S.  118  ff. 
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Neuerdings  sind  zusammen  mit  den  Klagen  Ober  die  Folgen  der 
Freizügigkeit  auch  wieder  Klagen  über  den  leichtfertigen  and  in 
cinreifem  Alter  erfolgenden  Abschluss  von  Ehen  and  Aber  die 
Stellung  der  hiergegen  schutzlosen  und  gleichwohl  zur  Armenlast 
verpflichteten  Gemeinde  laut  geworden.  Doch  findet  man  anter  den 
Vorschlägen  zur  Aenderung  der  Gesetzgebung  nur  selten  einen,  in  dem 
l)estimmte  Forderungen  in  Ansehung  des  Einspruchsrechta  der 
Gemeinden  gestellt  sind.  —  In  ganz  allgemeiner  Weise  klagen 
Y.  Varnbüler  in  der  mehrerwähnten  Reichstagsverhandlung,  Lat- 
iiardt  S.  16,  Röttinger  in  Deutsch.  Gem.^Z.  1878  S.  121,  an 
dessen  Ausführungen  die  Redaktion  der  Gem.-Z.  einige  Bemerkungen 
^allgemeinerer  Art  anknüpft  und  Heraufsetzung  des  Alters  der  Ehe- 
mündigkeit fordert.  Positiver,  obwohl  auch  wenig  erschöpfend,  v. 
Marschall  in  seinen  beiden  kleinen  Schriften.  Sein  Entwurf 
^ines  Abänderungsgesetzes  IS.  16  enthält  folgenden  §  6:  „Ein 
(jemeindeangehöriger,  der  sich  zu  verehelichen  beabsichtigt,  hat  von 
dieser  Absicht  der  Gemeindebehörde  Anzeige  zu  erstatten.  Diese 
ist  berechtigt,  gegen  die  Eingehung  der  Ehe  Einsprache  zu  erheben, 
wenn  der  Betreffende  keinen  genügenden  Nahrungszweig  hat,  son- 
dern sich  selbst  nur  mit  Hilfe  zufälliger  oder  von  einer  öffentlichen 
Kasse  geleistet  werdender  Unterstützungen  durchzubringen  vermag; 
inrenn  er  keine  Wohnung,  nicht  den  Besitz  der  notwendigsten  Haus- 
geräte und  die  zur  Ausübung  seines  Berufes  erforderlichen  Werk- 
zeuge oder  die  zu  deren  Anschaffung  nötigen  Geldmittel  nachzuweisen 
im  Stande  ist.  Est  wenn  diesen  Erfordernissen  genügt  ist,  darf 
Aie  Heiratserlaubniss  erteilt  werden/ 

Als  sehr  bemerkenswert  ist  hervorzuheben,  dass  von  den  direk- 
ten Interessevertretungen  trotz  vereinzelter  Klagen,  die  sich  gelegent- 
lich in  städtischen  Verwaltungsberichten  finden,  Wünsche  nicht  ge- 
äussert, Vorschläge  in  Beziehung  auf  Ehebeschränkungen  nicht  gemacht 
sind,  obwohl  es  sonst  an  mannigfachen  Wünschen  und  Vorschlägen 
zur  Aenderung  der  Armen-  und  Wirtschaftsgesetzgebung  von  Seiten 
-der  Städtetage,  Prov.  -  Landtage  u.  s.  w.  nicht  fehlt;  auch  in  den 
Verhandlungen  des  Deutschen  V.  f.  A.  u.  W.  ist  dieser  Punkt  nicht 
•erörtert  worden. 


§  127. 

Von  Seiten  der  Gegner  der  polizeilichen  Ehebeschränkungen 
-werden  namentlich  zwei  Gründe  geltend  gemacht.  Erstens 
.«ei  die  mit  ihnen  verbundene  Verminderung  der  Zeugungen 
keine  sehr  erhebliche ;  diese  Minderung  werde  aber  auf  der 
.andern  Seite  durch  die  in  Ländern  mit  strengen  Ehe- 
beschränkungen unwiderleglich  nachgewiesene  Vermehrung  der 
unehelichen  Geburten  wettgemacht.  Denn  da  man  nur  vermö- 
gend sei,  die  Mensehen  an  der  legitimen  ehelichen  Verbindung, 
nicht  aber  an  der  illegitimen  Vollziehung  des  Beischlafes  und 
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dessen  Folgen  zu  hindern  und  der  Trieb  hierzu  eben  unaus- 
rottbar sei,  80  fördere  man  durch  Eheerschwerungen  die 
Sittenlosigkeit  und  wirke  auf  Erzeugung  eines  nicht  blos 
rermögenslosen ,  sondern  auch  eines  familienlosen,  der  Sterb- 
lichkeit und  der  Liederlichkeit  im  höchsten  Masse  ausgesetzten 
Oeschlechtes ;  dies  widerspreche  jedenfalls  dem  höheren  Staats- 
interesse. 

Was  das  Verhältniss  zu  der  Armengemeinde  betreffe,  so 
sei  die  ohne  ihr  Zuthun  zulässige  Vermehrung  ihrer  Bevölkerung 
unter  gewissen  Umständen  allerdings  nicht  ohne  Härte:  aber 
einmal  habe  man  keinen  Grund  anzunehmen,  dass  derartige 
Fälle  übermässig  häufig  vorkämen,  und  zweitens  spreche  gegen 
die  Zulassung  des  Einspruches  die  durch  vielfache  Erfahrung 
bestätigte  Thatsache,  dass  die  Gemeinden  ihr  Einspruchsrecht 
in  der  willkürlichsten,  durch  keine  Staatsaufsicht  sicher  zu 
stellenden  Weise  missbrauchten.  Hierin  liege  aber  eine  un- 
erträgliche Beeinträchtigung  der  persönlichen  Freiheit,  die 
ihren  einen  Ausdruck  in  der  Freizügigkeit  und  Gewerbefrei- 
heit, ihren  andern  in  dem  Rechte  finden  müsse,  an  dem 
Orte  der  Niederlassung  eine  Ehe  zu  schliessen. 

Insbesondere  erschien  den  Faktoren  der  Reichgesetzgebung 
eine  derartige  Ordnung  dieser  Angelegenheit  als  eine  not- 
wendige Konsequenz  einer  einheitlichen  wirtschaftlichen 
Gesetzgebung,  um  so  mehr,  als  in  den  verschiedenen  Bundes- 
staaten, deren  Gebiet  dem  freien  Zuge  geöffnet  worden,  sehr 
ungleiche,  zum  Teil  äusserst  beschränkende  Bestimmungen  in 
Ansehung  der  Eheschliessung  bestanden.  „Dass  hierdurch  — 
80  bemerken  die  Motive  —  die  Vorteile  der  persönlichen  Frei- 
zügigkeit, namentlich  fUr  die  arbeitenden  und  gewerbtreibenden 
Klassen,  wesentlich  verkümmert,  ja  häufig  ganz  illusorisch 
werden,  dafUr  liefern  den  überzeugenden  Beweis  die  seit  dem 
Bestehen  des  Freizügigkeitsgesetzes  beim  Bundeskanzleramte 
eingegangenen ,  überaus  zahlreichen  Beschwerden  Bundes- 
angehöriger darüber,  dass  ihnen  am  Orte  ihrer  Niederlassung 
wegen  nicht  zu  beschaffender  Einwilligung  ihrer  Heimats- 
behörde oder  aus  anderen  Gründen  die  Heiratserlaubniss  ver- 
weigert und  dadurch  in  nicht  seltenen  Fällen  ihre  ganze  wirt- 
schaftliche Existenz  in  Frage  gestellt  wird." 

Von  der  andern  Seite  wird  hierauf  erwidert,  dass  der 
Einwand  wegen  der  Vermehrung  der  unehelichen  Kinder 
„sicherlich  unbegründet  sei,  sobald  es  nur  offenbar  ist,  dass 
die  getroffenen  Massregeln  nicht  die  Unterdrückung  der  arbeiten- 
den Klassen  abzwecken"  (Kries),  und  dass  der  Willkür  durch 
gute  Aufsicht  und  möglichst  unzweideutige  Festsetzung  der 
zulässigen  Beschränkungen  gesteuert  werden  könne.  Im 
übrigen  seien  Ehen,  die  bei  gänzlicher  Vermögenslosigkeit 
und  ohne  Sicherheit  des  Erwerbsstandes  geschlossen  würden, 
nicht  vieler  besser  als  die  Konkubinate,  und  die  aus  solchen 
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Verbindungen  hervorgegangenen  Kinder  nicht  viel  besser  al» 
die  unehelichen. 

I.  Schüz,  der,  wie  schon  bemerkt,  sich  nicht  entscbliesseninll^ 
die  Ehebeschränkangen  ganz  fallen  zu  lassen,  bemerkt  (1851 !)  hier- 
über an  verschiedenen  Stellen: 

„Es  ist  unleugbar,  dass  es  wünschenswert  wäre,  wenn  Jede 
Familie  wenigstens  mit  jenem  kleinen  Fonds  von  Vermögen  beim 
Beginn  ihres  Hauswesens  sich  ausgestattet  sähe,  der  hinreichte  zmn 
Ankauf  eines  kleinen  Grundstücks  oder  Wohnhauses,  oder  einige 
Hülfe  böte  in  Krankheit  und  sonstigem  Unglück.  Allein  nachdem 
in  unseren  Staaten  Tausende,  ja  Millionen  von  Menschen  fast  kein 
Capital  als  ihre  persönliche  Kraft  und  Geschicklichkeit  besitzen, 
nachdem  unsere  gewerblichen  Verhältnisse,  die  Abschaffong  der 
Frohndienste ,  der  fabrikmässige  Betrieb  der  Gewerbe  u.  s.  w.  das 
Dasein  einer  grossen  Zahl  von  Lohnarbeitern  aller  Art  zum  unum- 
gänglichen Bedürfuiss  machen,  so  hiesse  es  die  Natur  unserer 
socialen  Zustände  völlig  verkennen,  wollte  man  von  dieser  Menschen- 
klasse.einen  Vermögensnachweis  fordern,  der  geradezu  unmöglich  ist" 
(S.  42  und  43.)  „Die  tägliche  Erfahrung  spricht  dafür,  dass  häufig 
Menschen  von  einem  beträchtlicheren  Vermögen,  als  je  die  Gesetz- 
gebung verlangen  kann,  zu  Grunde  gehen,  während  andere  ohne 
Vermögen,  aber  ausgerüstet  mit  Kenntnissen,  Beharrlichkeit  und 
Kredit  sich  emporschwingen.*'  (S.  44.)  „Es  kann  freilich  darüber 
kein  Zweifel  sein,  dass  die  Erwerbsfähigkeit  und  etwa  ein  kleiner 
Vermögens-Besitz  noch  keinen  gesicherten  Nahrungsstand  giebt,  dass 
vielmehr  dieser  zugleich  wesentlich  bedingt  ist  durch  die  Möglich- 
keit, die  Erwerbskräfte  nützlich  anzuwenden.  Allein  verlangt  man 
auch  den  Nachweis  der  Erwerbsgelegenheit  oder  macht  man,  wie 
in  Baiem,  die  Concession  zur  Ansässigmachung  mit  Gewerbebetrieb 
oder  Taglohn-Arbeit  von  der  Gewerbsgelegenheit  und  von  der  Rück- 
sicht auf  die  bereits  vorhandenen  Meister  oder  Arbeiter  abhängig, 
so  wird  den  Gemeinden  ein  neues  Mittel  in  die  Hand  gegeben, 
Ansässigmachungen  und  Uebersiedelungen  im  höchsten  Grade  zu 
erschweren,  der  Willkür  Thür  und  Thor  geöffnet,  und  auch  hier 
den  Staatsbehörden  bei  Recursen  eine  niemals  genügend  zu  lösende 
Aufgabe  gestellt.  Dass  aber,  wenn  das  Recht  der  Verehelichung  in 
die  Willkür  der  Gemeinden  gelegt  wird,  diese  in  Zweifels -Fällen 
regelmässig  dagegen  entscheiden,  dies  hat  überall  die  Erfahrung 
gezeigt,  und  dass  in  solchen  Zweifels  -  Fällen  die  Staats -Behörden 
Bedenken  tragen  müssen,  im  Recurswege  gegen  die  Gemeinden  zu 
erkennen,  wenn  das  Entscheidungs-Recht  der  letzteren  einen  Sinn 
haben  soll,  liegt  auf  der  Hand.**     (S.  48  und  55.) 

Ueber  den  unerträglichen  Missbrauch  des  Einspruchs-  und 
Versagungsrechts  der  Gemeinden  in  Baiem  vgl.  Riedel,  Kommentar 
zum  Heimatgesetz  S.  27  und  85.  Insbesondere  bemerkt  derselbe 
über  das  Gesetz  von  1834,  das  die  liberale  Gesetzgebung  von  1825 
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fast  ganz  beseitigte^),  S.  88:  „Vergleicht  man  die  Bestimmungen 
des  enteren  mit  deigenigen  des  Gesetzes  Yon  1825,  so  ergiebt 
sich  diesen  gegenüber  eine  ausserordentliche  Erschwerung  der  An- 
sässigmachung  und  Verehelichuug  und  infolgedessen  auch  des 
Heimaterwerbes  in  der  fremden  Gemeinde;  denn  abgesehen  von  der 
wesentlichen  Erhöhung  des  Steuerminimums  wird  die  Ansässigmachung 
in  einer  Reihe  Ton  Fällen  von  dem  guten  Willen  der  Gemeinde  ab- 
hängig gemacht,  und  überdies  durch  die  Einräumung  des  Be- 
schwerderechts an  die  sämmtlichen  Betheiligten  eine  Quelle  der 
vielfältigsten  Chikanen  eröffnet  Das  Gesetz  wurde  deshalb  auch 
schon  im  Jahre  1884  bei  den  Berathungen  in  der  Kammer  der 
Abgeordneten  von  der  Minorität  auf  das  lebhafteste  bekämpft/ 

Vgl.  femer  Medicus  S.  802;  Ebers  S.  258  und  256; 
Koscher,  System,  15.  Aufl.  §  258  u.  a.  m. 

II.  Wegen  des  Verhältnisses  der  unehelichen  zu  den  ehelichen 
Oeburten  giebt  Schüz  S.  58  für  die  ältere  Zeit  folgende  Tabelle. 
^Während 

in  Frankreich     1  ausserehel.  Geburt  auf  12,80   eheliche 


kommt,    „  Preussen        „ 

„    Würtemberg  „ 

„   Sachsen          „ 

„   Baden 

so  kommt   „   Baiem           „ 

r 

n 

9 

n 
n 
n 

18,49        „ 
7,69        , 
6,5 
5,6 
3,98        „ 

dagegen  bei  freierer  Gesetzgebung  im  bairischen 

Rhein-Kreise  nur  1  ausserehel.  Geburt  auf 

9,10  eheliche, 

und  während  in  einem  bairischen  Landesteil  die  Zahl  der  ausser- 
«helichen  Kinder  von  1824 — 84  unter  der  Herrschaft  einer  frei- 
sinnigeren Gesetzgebung  20  989  war ,  stieg  sie  bei  strengerer 
Gesetzgebung    von    1884—89    auf  28  430.*   — 

Er  fügt  folgende  Bemerkungen  hinzu :  „Wohl  tritt  gegen  diese 
Termehrung  der  unehelich  Geborenen  eine  beträchtliche  Min- 
derung der  ehelich  Geborenen  ein;  es  wäre  aber  ein  schwerer 
Irrtum,  darin  einen  Gewinn  für  die  Gesellschaft  zu  erblicken. 
Wenn  in  vielen  Gemeinden  5  bis  6  Jahre  lang  kein  frohes  Hoch- 
2eitsfest  gefeiert,  wohl  aber  die  stille  Teilnahme  an  betrübten 
Taufen  der  zahlreichen  in  sogenannten  Gewissens -Ehen  erzeugten 
Kinder  in  Anspruch  genommen  wird;  wenn  der  Landmann  keine 
Magd  mehr  findet,  wofern  er  nicht  zugleich  die  Verpflegung  ihrer 
2,  8,  4  ausserehelichen  Kinder  mit  übernimmt;  wenn  sein  Knecht, 
<des  Gewerbsmanns  Gehülfe,  dringende  ArbeU  liegen  lassen  rouss, 
weil  er  in  Alimentations-  und  Entschädigungsklagen  vor  die  Be- 
hörde beschieden  ist,  .  .  .  wenn  aus  Leuten,  welche,  wäre  ihnen 
die  Ansässigmachung  nicht  versagt,  als  ordentliche,  fleissige,  ehrbare 
Familien -Väter  sich  und  die  Ihrigen  ernähren  könnten,  ein  Heer 
von  Proletariern   gebildet   wird,   welche  die  Gerichte  und   Polizei- 
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Behörden  nnaafhörlich  behelligeD,  wenn  den  Gemeinden  eine  immer 
unerträglichere  Bürde  in  dem  Unterhalt  so  vieler  Herabgekommener 
zur  Last  fällt,  so  ist  dies  kein  Zustand,  der  zur  Nachahmung  an« 
reizt y  und  der  unfehlbar  eintritt,  wenn  das  Verehelichungs- Recht 
der  Willkür  der  Gemeinden  anheimgegeben  wird.''  —  Ganz  ähnlich 
und  sehr  drastisch  Vahlkampf  S.  60;   Medicus   S.  301  u.  A. 

Die  Motive  zu  dem  Reichsgesetz  von  1868  führen  aus: 
„Einen  unwiderleglichen  Beweis  hierfür  (für  die  Zunahme  der  un- 
ehelichen Geburten  im  Yerhältniss  zur  Gesammtziffer)  liefere  die 
Statistik  von  Mecklenburg,  von  Würtemberg  und  von  Baiem,  wo, 
je  weiter  die  Gesetzgebung  in  polizeilichen  Beschränkungen  des 
Rechts  der  Yerehelichung  vorgeschritten  sei,  und  je  strenger  die 
Praxis  diese  Vorschriften  gehandhabt  habe,  desto  mehr  die  Zahl 
der  unehelichen  Geburten  gestiegen  sei,  indem  namentlich  in  Baiem 
in  den  7  Provinzen  auf  der  rechten  Rheinseite,  wo  Beschränkungen 
der  Befngniss  zur  Yerehelichung  bestehen  und  im  Laufe  der  Zeit 
noch  geschärft  worden  sind,  der  Procentsatz  der  unehelichen  Ge- 
burten vierfach  so  hoch  ist,  als  in  der  linksrheinischen  Provinz, 
der  Baierischen  Pfalz,  wo  solche  Beschränkungen  entweder  gar 
nicht,  oder  nur  in  einem  geringeren  Umfange  bestehen.^  YgL 
Sten.  Ber.  Bd.  2  S.  105;  vgl.  auch  Laves  S.  199. 

Bezüglich  der  Wirkungen ,  welche  die  uneheliche  Geburt  übt, 
bemerkt  Vahlkampf  S.  61:  „Es  ist  gewiss,  dass  nichts  im 
gleichen  Masse  die  Bürgschaft  für  zukünftiges  Unglück,  Elend  und 
moralisches  Verderben  in  sich  schliesst,  als  das  Unglück  der  unehe- 
lichen Geburt.  Sie  haftet  wie  ein  Fluch  an  dem  Menschen;  sein 
Eintritt  in  das  Leben  wird  nicht  freudig  begrüsst,  sein  Dasein  ist 
ein  Unglück  für  die  Mutter;  überall  zur  Last  und  ein  wandelnder 
Vorwurf  entbehrt  er  der  zärtlichen  Liebe,  der  freundlichen  Nach- 
sicht, der  geschwisterlichen  Anhänglichkeit,  der  ernsten  väterlichen 
Leitung,  des  ganzen  Familienlebens  .  .  .  Die  Folgen  geben  sich  von 
selbst  ...  es  genügt  auf  die  Zahlen  der  Kriminalstatistik  hinzu- 
weisen. .  .  .  Darum  kann  die  geringere  Produktivität  des  ausser- 
ehelichen  Geschlechtsumganges  für  uns  keine  Beruhigung  gewähren. 
Das  Laster  und  das  Verbrechen  gehen  öffentlicher  durch  das  Leben, 
als  die  Tugend,  und  das  böse  Beispiel  wirkt  sicherer  als  das  gute; 
eine  Staatsmassregel  aber,  die  zum  sittlichen  Verderben  erzieht,  hat 
keinen  Anspruch  auf  Glauben  an  ihre  innere  Güte.'' 

Inwiefern  uneheliche  im  Yerhältniss  zu  ehelichen  Kindern  grösse- 
rer Sterblichkeit  unterliegen,  ist  neuerdings  Gegenstand  besonderer 
Aufmerksamkeit  geworden.  Die  grössere  Sterblichkeit  der  ersteren 
innerhalb  des  ersten  Lebensjahres  steht  ausser  allem  Zweifel.  Vgl. 
speziell  über  die  fünfjährigen  Beobachtungen  während  der  Jahre 
1877—82  in  Preussen  v.  Fircks  in  der  Zeitschrift  des  preuss. 
statistischen  Bureaas  1885  S.  94  ff.  Danach  überlebten  von  je 
1000  ehelichen  Kindern  einschliesslich  der  Todtgebomen  durch- 
schnittlich 776,  von  je  1000  unehelich  Geborenen  dagegen  nur  615 
das  erste  Lebensjahr.     Schon  vor  der  Geburt,   sowie  während  des 
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ersten  Lebensmonates  starben  von  den  anehelichen  Kindern  be* 
trächtlich  mehr  als  von  den  ehelichen.  Vgl.  namentlich  auch  die^ 
lehrreichen  dem  Texte  vorangestellten  graphischen  Darstellungen. 

§  128. 

Ein  Punkt,  der  bei  Erörterung  dieser  Frage  gerade  in 
ihrer  Beziehung  zum  Armenwesen  wenig  beachtet  wird  und 
der  doch  eine  grosse  Bedeutung  besitzt,  ist,  ganz  abgesehen  von 
dem  Verhältniss  der  ehelichen  und  unehelichen  Geburten,  die 
Zunahme  und  Abnahme  der  Geburten  überhaupt.  Es  verhält 
sich  damit  ähnlich,  wie  mit  den  Wanderungen  und  den  diese 
beherrschenden  Gesetzen. 

Werden  nämlich  polizeiliche  Ehebeschränkungen  nicht 
auferlegt,  so  liegt  selbstverständlich  die  Befugniss  zur  Ver- 
ehelichung lediglich  im  Willen  der  Individuen ;  nur  vernünftige- 
Einsicht  in  die  Folgen  unvernünftigen  oder  tibereilten  Handelns^ 
namentlich  also  bei  Männern  das  Bewusstsein  ihre  Familie,  bei  le- 
digen Mädchen  das  Bewusstsein  ihre  unehelichen  Kinder  ernähren 
zu  müssen  (bei  letzteren  kommt  noch  die  Furcht  vor  der  Schande- 
hinzu),  kann  dann  wirksam  der  Kinderzeugung  entgegenwirken- 
Das  Vorhandensein  solcher  Hinderungsgründe  wird  nun  durch- 
aus unterschätzt.  Mag  man  es  nun  Einsicht,  ökonomischen 
Zwang,  Naturgesetz  oder  sonstwie  nennen:  es  lässt  sich  die 
konstante  Erscheinung  beobachten,  dass  die  Zahl  der  Ehe- 
schliessungen sowie  die  Zahl  der  Geburten,  der  ehelichen  wie* 
der  unehelichen,  unabhängig  von  der  Gesetzgebung  zunimmt 
und  abnimmt  je  nach  Lage  der  allgemeinen  wirtschaftlichen 
und  der  besonderen  örtlichen  Verhältnisse  eines  ganzen  Staates^ 
einer  Provinz,  einer  Gemeinde.  Ungünstige  Verhältnisse 
kommen  dann  namentlich  noch  in  starker  Auswanderung  und 
CTÖsserer  Sterblichkeit  zum  Ausdruck.  Es  kann  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  derjenige  Teil  der  Malthus sehen 
Sätze,  der  einen  gewissen  Ausgleich  zwischen  der  Bevölkerung 
und  der  Erwerbsgelegenheiten  im  Sinne  hat,  durchaus  richtig 
und  durch  unumstössliche  Erfahrung  bestätigt  ist  Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  würde  sich  daher  namentlich  noch  begrün- 
den lassen,  dass  polizeiliche  Erleichterungen  und  Erschwerungen 
der  Eheschliessung  ebensowenig  das  Hauptmotiv  zu  vermehrter 
oder  verminderter  Kinderzeugung  abgeben,  wie  Erleichterung 
und  Erschwerung  der  Niederlassung  flir  den  Umfang  der 
Wanderungen  und  der  Sesshaftigkeit  entscheidend  sind. 

In  Preussen,  obwohl  es  stets  die  liberalste  Ehegesetzgehung. 
für  den  Bereich  der  ganzen  Monarchie  besessen  hat,  tritt  dennoc)> 
der  Gegensatz  des  Ostens  and  Westens  auch  in  der  Häufig- 
keit der  ehelichen  und  unehelichen  Gehurten  hervor;  letztere  sind 
im  Osten  sehr  viel  zahlreicher.    Vgl.   die  erwähnte  Publikation  von« 
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V.   Fircks,    namentlich   die   kartographische  DarsteUmig   4   auf 
Tafel  3. 

Sehr  charakteristische  Zahlen  bieten  besonders  noch  Baden 
und  Würtemberg,  in  denen  konstant  seit  den  letzten  zehn  Jahren 
•die  Zahl  der  Eheschliessungen  and  Grebarten  abnimmt.  In  Baden 
betrag 


Jahr 

die  Bevölkerung 
in  Millionen 

die  Zahl  der 
Geborenen 

davon 
unehelich 

Zahl  der  Ehe- 
schliessungen 

absolut  in  1000 

1871 

(1870)    1.461 

54.6 

6.2 

13.2 

1874 

61.1 

5.1 

13.0 

1875 

(1875)    1.507 

62.9 

4.8 

12.8 

1876 

63.2 

4.7 

12.3 

1877 

61.9 

4.5 

11.4 

1879 

59.4 

4.3 

10.5 

1881 

(1880)    1.570 

57.2 

4.4 

10.0 

1882 

56.1 

4.4 

10.1 

1883 

54.6 

4.2 

10.2 

In  den  einzelnen  Kreisen  zeigen  sich  merkbare  Verschiedenheiten 
in  den  Ziffern  der  ehelichen  and  der  anehelichen  Gebarten,  nament- 
lich sehr  viel  höhere  Zahlen  in  den  südlichen  als  in  den  nördlichen. 
Für  die  4  den  Landeskommissären  unterstellten  Bezirke  ergiebt 
:sich,  dass  auf  100  Geborene  im  ganzen  uneheliche  entfallen : 


1871 

1876 

1880 

1883 

Konstanz 

Freiburg 

Karlsruhe 

Mannheim 

14.4 

12.9 

8.0 

9.8 

9.7 
8.9 
5.8 
6.7 

9.8 
8.0 
6.1 
6.5 

10.0 
9.3 
6.5 
6.5 

Zusammengestellt  aus  den  betreffenden  Jahrgängen  des  Statistischen 
Jahrbuchs  des  Grossherzogtums  Baden. 

Ganz   besonders  merkwürdig  und  lehrreich  ist  der  Sachstand 
in  Würtemberg  wegen  des  vielfachen  Wechsels  der  Gesetzgebung,  der 
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dort  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  stattgefunden  hat  Nachdem 
durch  General-Reskript  Yom  1.  Oktober  1807  im  Interesse  der 
BevölkerungsYermehrung  alle  Heiratsbeschränkungen  aufgehoben  wor- 
den,  kehrte  man  durch  Art.  43  des  Bflrgerrechts-Gesetzes  von  1833 
zu  den  vor  1807  gültig  gewesenen  beschränkenden  Bestimmungen 
zurück  und  gestattete  das  Erfordemiss  des  Fähigkeits-  oder  Yer- 
mögensnachweises  in  einigen  bestimmten,  aber  ziemlich  willkürlich 
bezeichneten  Fällen,  wobei  es  dann  im  allgemeinen  bis  zur  Reichs- 
gesetzgebung verblieb.  Vgl.  die  gute  Darstellung  bei  Schüz  S.  26  ff. 
und  Bitzer  I  S.  235  ff.  —  Es  stellte  sich  nun  das  Verhältniss 
der  Geborenen  zur  Bevölkerung  (wie  1 :  ?  berechnet)  in  den  Perioden : 


Kreise 

1812—1852 

1846—1856 

1858-1866 

Neckar 

Schwaizwald 

Jagst 

Donau    

24.9 

24.8 
27.2 
24.0 

26.6 
26.3 
27.7 
24.7 

24.5 
23.3 
24.8 
25.1 

Staat 

25.0 

26.3 

24.5 

Ueberhaupt  betrug  die  Volksvermehrung  in  den  Eriegsjahren 
1812 — 17  (also  bei  gleichzeitiger  völliger  Freiheit  der  Eheschliessung) 
0.22  ^;o,  dagegen  1817  —  27:  1.05  %.  Dann  folgte  in  den  Jahren 
1842 — 45  wieder  eine  Abnahme  (namentlich  in  den  Jahren  1850 — 52 
wirtschaftlicher  Missstand  in  Folge  der  Eartoffelkrankheit  und  in- 
folgedessen ausserordentlich  starke  Auswanderung  nach  Amerika), 
wonächst  in  der  Periode  1855 — 67  wieder  eine  ersichtliche  Zu- 
nahme eintrat.  Vgl.  die  ausgezeichnete,  allseitig  eindringende 
Darstellung  des  Finanzrat  KuU  in  den  WtLrtemb.  Jahrbüchern  für 
Statistik  und  Landeskunde:  Beitrag  zur  Statistik  der  Bevölkerung, 
Jahrg.  1874  Th.  I  S.  1  ff.,  namentlich  die  Tabellen  I  und  VI  S.  6 
and  12.  S.  30  ff.  verbreitet  sich  Kuli  über  die  Ursachen  des 
natürlichen  Volkszuwachses,  die  er  namentlich  in  der  Verteilung  des 
Grundbesitzes,  der  Bevölkemngsdichtigkeit  u.  s.  w.  erblickt.  — 
Uebrigens  sind,  wie  die  späteren  Publikationen,  zuletzt  Jahrg.  1884 
S.  289,  ergeben,  die  Geburten  seit  1876  stetig  zurückgegangen; 
ihre  Ziffer  in  den  Jahren  1875  und  76  lässt  deutlich  die  Nachwirkung 
der  günstigen  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  in  den  folgenden  Jahren 
den  Niedergang  erkennen.     Es  fanden  statt  Geburten  (in  1000): 

1873:  84.9  1879:  84.0 

1875:  88.4  1881:  79.7 

1876:  89.2  1883:  75.5. 

Ebenso  zeigt  im  Königreich  Sachsen  das  Verhältniss  der  Ehe- 
schliessungen zu  den  Geburten,  insbesondere  den  unehelichen  Geburten, 
deutlich  den  Einfluss  der  guten  und  schlechten  Jahre.    Es  wurden 

For«clraiig«B  (27)  VI.  4.  —  MQnsterberg.  24 


Ehen 

Kinder 

davon 

geboren 

uneheUch 

1872 

26053 

1878 

119  126 

16601 

187S 

29  086 

1976 

131817 

16575 

1878 

24  797 

1879 

130  750 

16592 

1881 

25881 

1882 

131664 

17S45 

Vgl.  V.  Stndnitz,  die  wirtschaftliche  SteUnng  des  KOnig* 
reichs  Sachsen  im  Dentschen  Reiche:  Zeitschrift  des  sfichs.  Etat. 
Bor.  1884  S.  46.  —  Im  allgemeinea  noch  za  vergl.  Hayr,  Die 
Gesetzm&ssigkeit  im  Oesellschaftsleben  S.  229  ff.  nnd  265  S., 
wo  der  Einfloss  der  wirtschaftlichen  VerhältnisEe  auf  die  Zahl  der 
Geburten  und  der  EbeschliessuDgen  betrachtet  ist.  Namentlich  der 
S.  265  zitirte  Ausspruch  Hermanns:  „Die  Zahl  der  in  einer 
Periode  geschlossenen  Khen  druckt  die  Hoffnung  ans,  welche  zn 
dieser  Zeit  in  Bezug  anf  das  ökonomische  Gedeihen  einer  Familie 
im  Lande  bestand,  und  zwar  desto  deutlicher,  j 
Freiheit  des  Erwerbsbetriebes  in  einem  Lande  ist" 


Zasammenfassende  Schlnssbetrachtntig. 


Erwägt  man,  wie  sich  die  Verhältnisse  im  allgemeinen 
nach  Durchführung  des  Heimatprinzips  gestalten  würden,  so 
hat  man  noch  ein  Moment  zu  berücksichtigen,  das  im  ganzen 
wenig  beachtet  wird :  dass  nämlich  der  Systemwechsel  ii^end- 
welche  UehorgangsbeBtimmungen  notwendig  macht  Die 
grosse  Vorliebe  für  dieses  Prinzip  hat  die  Mehrzahl  seiner  Ver- 
teidiger es  übersehen  lassen,  dass  zunächst  ganz  ausserordent- 
licli  schwierige  Zustände  durch  den  Ueb ergang  geschaffen 
werden  würden.  Man  hätte  sÄmmtliche  in  dem  Moment 
dieses  üeberganges  landarmen  Personen  in  ii^end  welche 
Beziehung  zu  einer  Heimatgemeinde  zu  setzen,  was  selbst- 
verständlich nur  durch  eine  „Zuweisung"  geschehen  könnte, 
wie  sie  in  Ansehung  der  heimatlosen  Personen  in  jeder 
Heimatgesetzgebung  vorgesehen  ist.  Ea  mUssten  bestimmte 
Merkmale  der  Zuweisung,  etwa  letzter  Tlnterstützungs- 
wohusitz,    letzter  Aufenthalt,   eventuell   Ort  der  Geburt,  der 
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Verehelichung  u.  s.  w.  festgesetzt  werden.  Bezüglich  der 
zugewiesenen  Individuen  müsste  ein  grösserer  Verband  —  in 
Baiem  ist  dies  der  Staat  —  die  Armenlast  so  lanee  tragen, 
bis  das  betreffende  Individuum  wieder  durch  Aufenthalt,  Ver- 
leihung u.  s.  w.  eine  Heimat  erworben  hätte ;  begäbe  sich  das- 
selbe wieder  auf  die  Wanderschaft,  so  würde  die  Heimat  den 
etwa  aubwärts  erwachsenden  Armenaufvsrand  zu  erstatten  und 
sich  dieserhalb  an  den  grösseren  Verband  zu  regressiren  haben. 
Dieser  grössere  Verband  aber  könnte  nicht  ohne  weiteres  der 
Landarmen  verband,  oder  —  da  dieser  Begriff  fortfallen  müsste 
—  der  der  Heimatgemeinde  zunächst  übergeordnete  Verband 
sein,  weil  dann  einzelne  Verbände,  insbesondere  die  östlichen, 
ganz  ungerecht  belastet  werden  würden;  es  müssten  vielmehr 
die  Bezirke  des  Betretens  oder  des  letzten  Aufenthaltes,  vielleicht 
auch  der  Staat  selbst  sein,  die  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit 
die  frühere  Landarmenlast  vorläufig  zu  übernehmen  hätten. 
Ganz  besondere  Schwierigkeit  würden  die  interterritorialen 
Fälle  machen,  also  wenn  die  Heimat  in  einem  andern  Bundes- 
staate anzuweisen  wäre  als  in  dem,  welchem  die  Last  zunächst 
verbliebe. 

Es  genügt,  diese  Möglichkeiten  anzudeuten,  um  einen 
Begriff  von  den  Folgen  zu  geben,  die  eine  System- 
änderung in  dieser  Beziehung  bringen  müsste.  Man  gewinnt 
einen  noch  genaueren  Einblick  in  dieselben,  wenn  man  die 
Vorschläge  von  Elvers*)  betrachtet,  einem  der  wenigen,  welche 
diesem  Punkte  ihre  Aufmerksamkeit  geschenkt  haben.  Auch 
er  hält  die  Operation  für  eine  sehr  schwierige,  die  nur  mit 
der  äussersten  Kraftanstrengung  aller  beteiligten  Organe  des 
Staates  und  der  Gemeinde  gelingen  kann.  „Die  Leitung  der- 
selben" —  fuhrt  er  aus  —  „würde  dem  Reiche  zustehen  müssen 
und  am  besten  durch  besondere,  für  eine  gewisse  Zeit  ernannte 
Reichskommissarien  erfolgen,  da  in  vielen  Fällen  Entscheidungen 
nötig  sein  werden,  deren  Wirksamkeit  über  das  Gebiet  eines 
einzelnen  Landes  hinausgehen  müssten.  Diese  Kommissarien 
müssten  befugt  sein,  auf  Grund  summarischer  Untersuchungen 
Entscheidungen  zu  treffen,  die  vorläufig  für  alle  Teile  ver- 
bindlich wären,  aber  demnächst  im  ordentlichen  Verfahren 
vor  den  Heimatsgerichten  einer  Revision  unterliegen  könnten. 
Diese  Reichskommissarien  müssten  mit  allen  Mitteln  ausgestattet 
werden,  die  nötig  sind,  um  Aufschluss  über  die  Vergangenheit 
der  einzelnen  Vagabonden  zu  erhalten,  und  namentlich  müsste 
man  auch  gegen  diese  den  erforderlichen  Zwang  üben,  damit 
sie  wahrheitsgetreue  Angaben  über  ihre  Vergangenheit  machen. 
Man  dürfte  auch  vor  strengen  Mitteln  nicht  zurückschrecken 
und  sie  namentlich  in  ein  Zwangsarbeitshaus  mit  scharfer  Zucht 
fUr  so  lange  einsperren,   bis  sie  die  erforderlichen  wahrhcits- 
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gemässen  Angaben  machen,  sofern  man  nnsere  LancbtraBsen 
von  dem  Gesindel  befreien  will." 

Wenn  anders  man  der  Ansicht  ist  dass  daa  Landarmen- 
wesen ein  so  ungeheueres  Uebel  ist,  dass  man  es  um  jeden 
Preis  los  werden  muas,  wird  man  am  Ende  auch  vor  einem 
so  mühseligen  Verfahren  nicht  zurllckaeh recken  dürfen  und 
einige  Jahre  heilloser  Verwirrung,  sowie  eine  je  nach  tlni- 
Bffinäon  10,  20,  30  Jahre  dauernde,  sehr  verwickelte  Qeschäfts- 
behandlung  bezüglich  der  ehemals  Landarmen  in  den  Kauf 
nehmen  müssen.  Ausserdem  wird  man  aber  die  Zuweisung 
in  denjenigen  Fallen  beizubehalten  haben,  in  denen  auch 
Baiem  sich  nicht  anders  zu  helfen  weiss:  in  den  Fällen  der 
eigentlichen  Heimatlosigkeit  bei  Findlingen,  nicht  ver- 
nehmungsflihigen  Irren  und  Gebrechlichen  und  vor  allem 
bei  Deutschen,  die  ihre  Heimat  durch  Auswanderung  verloren 
haben  und  heimatlos  nach  Deutschland  zurückkehren.  Auch 
würden  Koston  in  Betracht  gezogen  werden  mUssen,  deren 
I.Ast  man  unmöglich  nach  zufälligen  Merkmalen  den  Gemeinden 
auflegen  kann,  also  Kosten  fUr  Beerdigung  unbekannter 
Leichen  und  namentlich  ftir  Ausländer,  die  einer  inländischen 
Heimatgemeinde  nicht  angehören  können.  Ich  erinnere  daran, 
dass  —  wie  oben  nachgewiesen  worden  —  in  Baiem  sehr 
viel  mehr  Oesterreicher  als  Preussen,  in  Preussen  sehr  viel 
mehr  Russen  als  IJaiem  aufhaltsam  sind.  Für  alle  die  hier- 
aus erwachsenden  Kosten  raüsste  also  doch  irgend  ein  grösserer 
Verband  —  wie  es  gegenwärtig  der  Land  armen  verband  thiit  — 
eintreten. 

Ja  noch  mehr;  auch  die  unbedingten  Vertreter  des  Heimat- 
prinzips können  sich  des  Gefühls  nicht  erwehren,  dass  es  doch 
unter  Umständen  sehr  hart  sein  könnte,  die  Heimatverbände 
auch  bezüglich  solcher  ihnen  angehöriger  Personen  zu  belasten, 
die  thatsächlich  durch  lange  Abwesenheit  ihnen  entfremdet  sind, 
ohne  dass  sie  anderswo  eine  Heimat  erworben  haben.  So 
schlägt  V.  Marschall*)  die  Einrichtung  einer  LandesCReiehs)- 
untersttitzungskasse  vor,  „welche  den  Gemeinden  diejenigen 
Lasten  abnehmen  soll,  die  ihnen  bei  ganz  strenger  Befolgung 
obiger  Grundsätze  obliegen  würden,  aber  wegen  besonderer 
Verhältnisse  nach  Billigkeit  nicht  zugemutet  werden  können". 
Luthardt  hält  die  Erleichterung  der  Annenlast  fUr  die 
Heimatgemeinde  in  Ansehung  entfremdeter  Heimatgenossen 
für  geboten  und  meint,  dasa  diesem  Erfordernisse  durch  einen 
angemessenen  Zuschuss  aus  Mitteln  eines  grösseren  Verbandes 
genügt  werden  könnte,  Wa entig,  der  allerdings  daran  ver- 
zweifelt, das  Heimatprinzip  wieder  hergestellt  zu  sehen,  macht 
den  —  vielen  gewiss  sehr  sympathischen,  von  seinem  Stand- 
punkte   aus  aber  ungeheuerlichen    —   Vorschlag,   das  Land- 
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annenwesen  dadurch  zu  beseitigen,  dass  jeder  Ortsarmen- 
verband  fUr  den  Fall,  dass  ein  Unterstützungswohnsitz  nicht 
vorhanden  oder  nicht  nachweisbar  ist,  die  definitive  Ver- 
sorgungspflicht bezüglich  aller  in  seinem  Bezirke  aufhältlicheu 
unterstützungsbedürftigen  Individuen  haben  soll. 

Dass  dieselben  Schriftsteller  im  übrigen  den  sehr  frucht- 
baren Gedanken  der  Beteiligung  grösserer  Verbände,  sowie  die 
Ausbildung  freiwilliger  Armenpflege  in  warmer  und  sach- 
licher Weise  betonen  —  ein  Punkt,  auf  den  ausführlich 
zurückzukommen  ist  —  möchte  ich  gleich  hier  bemerken,  um 
nicht  in  den  Verdacht  einseitiger  Hervorhebung  bedenklicher 
Punkte  zu  geraten. 

Und  bedenklich  im  Sinne  des  Heimatprinzips  erscheinen 
nicht  sowohl  die  Vorschläge  selbst,  sondern  die  sie  veran- 
lassenden Erwägungen  im  hohen  Grade,  weil  sie  deutlich 
zeigen,  dass  man  ein  rechtes  Vertrauen  zu  der  sittlichen 
Wirkung  der  Heimat  nicht  hat,  sich  auch  nach  ihrer  Wieder- 
herstellung von  der  Vorstellung  heimatentfremdeter  Genossen 
nicht  wohl  losmachen  kann.  Nimmt  man  hinzu,  dass  un- 
widerleglich nachgewiesen  ist,  wie  sehr  auch  in  Ländern  der 
Heimatgesetzgebung  das  Betteln  und  das  Landstreichen  ge- 
blüht hat  und  noch  blüht,  so  wird  man  billig  Bedenken  tragen, 
all  die  Schwierigkeiten  einer  Systemänderung  durchzumachen, 
um  schliesslich  ohne  das  Landarmenwesen  eben  da  anzulangen, 
wo  wir  mit  demselben  uns  befunden  haben. 

In  letzter  Linie  wird  man  in  dem  gegenwärtig  so  stark  her- 
vortretenden Bedürfniss,  das  Individuum  mit  einer  Heimat  zu 
verknüpfen,  oder  besser:  in  dem  durch  keinen  fremden  Willen 
gehenmiten  Gebrauche  der  Freiheit  zu  hindern,  —  nichts 
anderes  erkennen  können  als  eine  durchaus  berechtigte 
Reaktion  gegen  Missstände,  deren  Vorhandensein  niemand  zu 
leugnen  wagen  wird.  Aber  abgesehen  davon,  dass,  wie  an 
vielen  Stellen  gezeigt  wurde,  diese  Missstände  seit  Anfang  des 
Jahrhunderts  und  zwar  immer  mit  dem  Zusatz  beklagt  werden, 
gegenwärtig  seien  sie  am  unerträglichsten,  so  hat  sich  auch 
fiEtöt  inmier  die  Betrachtung  ihrer  Ursachen  auf  das  Zunächst- 
liegende, auf  —  man  kann  es  nicht  anders  nennen  —  einen 
Sündenbock  gerichtet,  der  für  alles  verantwortlich  gemacht 
werden  soll.  Und  immer  sollte  diesem  Sündenbocke  gegen- 
über —  es  mochte  nun  die  wirtschaftliche  Freiheit  oder  die 
Unfreiheit  sein  —  alsbald  die  Gesetzgebung  in  Bewegung 
treten  und  den  doch  oft  sehr  schnellen  Wechsel  in  der  An- 
schauung dieser  Dinge  zu  ebenso  schnellem  Ausdruck  bringen. 
Es  giebt  keinen  Staat,  der  hierfür  ohne  Beispiel  geblieben  wäre. 

Wir  sind  nunmehr  wieder  an  einem  Wendepunkte  ange- 
langt und  man  würde  die  Signatur  unserer  Zeit  verkennen, 
wollte  man  annehmen,  dass  ihr  die  Wiedereinführung  der 
Heimat    oder,    was   der  wahre  Kern   der  Sache  ist,   die  Be- 
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schrKnkungen  der  Freizügigkeit,  aus  Vorliebe  filr  die  grOsst- 
mögliche  individuelle  Freineit  zu  schwer  fallen  würden.  Dies 
wird  sich  unter  Umständen  nicht  abwenden  lassen.  Man 
kann  dem  gegenüber  nichts  weiter  thun ,  als  auf  den  Verlauf 
dieser  Dinge,  wie  ihn  die  Geschichte  lehrt,  hinweiaen  und 
davor  warnen,  durch  zu  kräftiges  Vorgehen  gegen  die  wirk- 
lichen Schäden,  namentlich  das  Vagabundentum  und  industriell 
verdorbnes  Proletariat,  nicht  über  das  Ziel  hinauszuschiessen 
und  zu  verschlimmem  statt  zu  verbessern.  Und  solch  eine 
Verschlimmerung  wäre  die  Rückkehr  zum  Heiraatsystem  mit 
allen  seinen  Konsequenzen,  die  man  ziehen  musa,  wenn  man 
ganze  Arbeit  thun  will.  Denn  in  Ansehung  der  hierher 
treffenden  Massregeln  ist  die  einzelne  ohne  jeide  Bedeutung; 
nur  von  allen  zusammen,  von  Beschränkung  der  freien  Be- 
wegung, von  unnachsichttichem  Zur  Ucktransport  der  vagirenden 
Elemente,  von  strenger  Abschliessung  der  Qemeinden  u.  s.  w. 
kann  eine  ganze  und  voüe  Wirkung  in  der  gewünschten  Weise 
erwartet  werden. 

Aber  in  Wahrheit  ist  Besserung  nicht  möglich  durch  alle 
diese  negativen,  sondern  lediglich  durch  positive  Thätigkeiten. 
Man  züciitigc,  strafe  und  beasere  die  Vagabunden ;  man  fessele 
die  Arbeiter  an  die  Scholle,  indem  man  ihnen  Arbeit  zu 
schaffen  sucht,  man  lenke  die  Gemüter  auf  den  Wert  der 
Heimat,  indem  man  fllr  menschenwürdige  Zustände  in  der 
Heimat  sorgt. 

Was  aber  die  Armenpflege,  dieses  notwendige  Uebel, 
betrifft,  so  muss  man  sich  wohl  hüten,  aus  einem  Prinzip, 
welches  schon  das  bairische  Gesetz  von  1868  mit  dürren  Worten 
und  in  bewusstem  Gegensatze  zu  dem  Gesetze  von  1825  als 
ein  lediglich  finanzielles  bezeichnete,  ein  sittliches,  die  nüch- 
terne Verpflichtung  zur  Kostendeckung  zur  Grundlage  eines 
gemütvollen  Empfindens  zu  machen.  Auch  hier  sind  andere 
Kräfte,  die  es  zq  erwecken  gilt,  und  die  am  scheuesten  vor 
dem  Zwange  zurückweichen. 

Noch  bedarf  es  eines  kurzen  Wortes  über  einen  Wunsch, 
der  zusammen  mit  dem  Verlangen  nach  der  Heimat  hervor- 
getreten ist,  den  Wunsch  nach  Wiedereinfllhmng  des  Wortes 
-Heimat"  statt  des  nüchternen  „Unterstützungs Wohnsitzes". 
In  diesem  Wunsche  begegnen  sich  fast  sfimmtliche  Anhänger 
der  erstercn.  Man  wird  gegen  denselben  nichts  Erhebliches  ein- 
wenden und  ihn  noch  durch  die  thatsächliche  Erwägung  unter- 
stützen können,  dass  er  aus  dem  Sprachgebrauche  des  Volkes 
so  wenig,  wie  aus  der  Judikatur  auch  in  Norddeutschland 
verschwunden  ist.  Nur  muss  dieses  Wort  nichts  anderes  be- 
zeichnen sollen,  als  was  sich  darunter  verbirgt ;  und  man  wird 
Niemanden  überreden  können,  dass  ein  Armenverband ,  der 
„Heimat"  genannt  wird,  innerlich  verschieden  sei  von  dem- 
jenigen,  der  durch  Erwerb  des  Unterstützungswohnsitzes  zur 
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Tragung  der  Armenlast  verpflichtet  ist.  Am  besten  freilich 
würaen  sich  für  dies  rein  finanzielle  Verhältniss  rein  sachliche 
Ausdrücke,  wie  „Fürsorgepflicht,  vermögensrechtliche  Fürsorge- 
verpflichtung der  Gemeinden"  empfehlen ;  noch  das  preussische 
Gesetz  von  1842  enthielt  keine  anderen.  Es  stammt  aus 
der  Zeit  einer  gewissen  Nüchternheit,  der  man  aber  weder 
den  Vorwurf  machen  kann,  schnelle  Entschlüsse  gereift,  noch 
die  Dinge  anders  genannt  zu  haben,  als  wie  sie  wirklich 
hiessen. 

Vgl.  über  die  Nomenklatar  oben  S.  271. 

In  den  Schriftsätzen  im  Armenstreitverfahren  findet  man  na- 
mentlich seitens  der  kleineren  Armen  verbände  den  Ausdrack  „Heimat^ 
ausserordentlich  häufig  für  „Unterstützungswohnsitz"  angewendet 
Ebenso  gebraucht  das  Bundesamt  f.  d.  H.  die  Ausdrücke  ganz 
promiscue.  Auch  das  preussische  Obertribunal  bediente  sich  — 
für  Preussen  allerdings  ohne  jeden  Grund  —  dieser  Ausdrucksweise, 
und  nannte  z.  B.  in  dem  Erk.  v.  21.  April  1856  (Strieth.  Arch. 
Bd.  21  S.  101)  das  Gesetz  über  die  Aufnahme  neu  anziehender  Per- 
sonen Yon  1842  „Heimatgesetz".  Ein  Minist-Reskr.  vom  28.  August 
1861  nahm  aber  Veranlassung  auszusprechen,  dass  dies  Gesetz  kein 
Heimatgesetz  sei,  sondern  nur  nach  gewissen  Kriterien  die  Ver- 
pflichtung zur  Armenpflege  regele.  —  Vgl.  hierzu  die  Polemik  von 
Flott  well  I  S.  58  ff.  Die  neueren  diesbezüglichen  Wünsche  bei 
Luthardt  S.  55;  Waentig  S.  12;  Elvers  S.  114  u.  a.  —  In 
der  Reichstagskommission  hatte  ein  Mitglied,  das  im  übrigen  auf 
dem  Standpunkt  des  preussischen  Systems  stand,  vorgeschlagen, 
den  Namen  „Heimat^  beizubehalten.  Es  wurde  darauf  entgegnet^ 
(lass  der  Name  des  vorliegenden  Rechtsverhältnisses  zwar  an  sich 
nebensächliche  Bedeutung  habe,  dass  es  aber  nicht  rätlich  erscheine, 
als  den  terminus  technicus  die  Bezeichnung  „Heimat"  zu  wählen, 
weil  man  in  Altpreussen  diese  Bezeichnung  nicht  verstehen,  in 
den  übrigen  Territorien  missverstehen  werde  ;  denn  gerade  in  den 
letzteren  verbinde  man  mit  dem  Begriff  „Heimat**  den  bestimmten 
Begriff  „der  Unterstützungspflicht  des  Geburtsorts**,  einen  Begriff, 
den  nach  dem  Sinne  der  Mehrheit  das  vorliegende  Gesetz  radikal 
beseitigen  solle. 


10.  Kapitel. 

Die  Bildung  bezw.  Beteiligung  grösserer  Verbände  als 

Träger  der  Armenlast. 

§  130. 

Die  Erkenntniss,  dass  die  umfassendste  und  zugleich 
finanziell  leistungsfähigste  bürgerliche  Gemeinschaft,  der  Staat, 
zur  Uebemahme  der  Armenlast  nicht  berufen  sein  kann,  weil 
er  zu  zweckmässiger  Armenpflege  ausser  Stande  ist,  und  die 
fernere  Erkenntniss,  dass  die  engste  bürgerliche  Gemeinschaft, 
die  Gemeinde,  nicht  unter  allen  Umständen  die  Armenlast  tragen 
kann,  weil  sie  finanziell  leistungsunfkhig  ist,  führt  von  selbst  zu 
der  Erwägung  einer  mittleren  Bildung,  die  zugleich  den  finan- 
ziellen und  den  verwaltungstechnischen  Anforderungen  der 
Armenpflege  gerecht  werden  kann.  Lässt  man  von  einem  Ge- 
dankengange ab,  der  in  seiner  starren  Einseitigkeit  die  äusser- 
sten  Konsequenzen  ziehen  will,  dort  in  der  Staatsarmenpflege, 
hier  in  dem  ausschliesslichen  Heimatprinzip  gipfelt,  so  bemerkt 
man,  dass  es  einen  Punkt  giebt,  wo  die  Uebemahme  der  Armen- 
last auf  den  Staat  aufhört  gefährlich  zu  werden,  und  wo  die 
Gemeinden  anfangen  leistungsfähig  zu  werden.  Das  erstere  ist 
der  Fall,  wenn  die  eigentümliche  Natur  gewisser  Armenpflege- 
fUlle  eine  willkürliche  oder  verschwenderische  Behandlung 
ausschliesst,  und  das  zweite  ist  der  Fall,  wenn  mehrere  Ge- 
meinden sich  verbinden,  um  die  Armenlast  besser  tragen  zu 
können,  ohne  dass  hierunter  die  Armenpflege  selbst  leidet 
Bildungen,  welche  eine  derartige  mittlere  Linie  einhalten, 
sind  in  verschiedener  Weise  möglich.  Mehrere  Gemeinden 
können  in  Bezug  auf  die  gesammte  Armenlast  zu  einem  ge- 
meinschaftlichen Bezirke  vereinigt  werden  und  hierbei  je  nach 
Umständen  gleichzeitig  einen  einheitlichen  Bezirk  für  Erwerb 
und  Verlust  des  Unters  tu  tzungs  Wohnsitzes  bezw.  der  Heimat 
bilden    (Gesammtarmenverbände).      Oder    sie    können 
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sich  zu  vielen  oder  einzelnen  Zwecken  der  Armenpflege  ver- 
einigen. In  allen  diesen  Fällen  handelt  es  sich  um  Sonder- 
bildungen,  die  nicht  notwendig  mit  den  örtlichen  und  poli- 
tischen Grenzen  der  sich  vereinigenden  Gemeinwesen  tiberein- 
stimmen müssen. 

Grundsätzlich  verschieden  hiervon  ist  die  Uebernahme 
der  Armenlast  bezw.  gewisser  Teile  derselben  von  Seiten  der 
den  Gemeinwesen  unterster  Ordnung  übergeordneten  Ver- 
waltungsbezirke, welche  ohnehin  eine  ständige  Vereinigung 
aller  zu  dem  Bezirke  gehörigen  Gemeinwesen  bilden  und  als 
solche  von  vornherein  gewisse  Funktionen  in  Ansehung  ge- 
meinschaftlicher Zwecke  haben. 

Die  Bildung  bezw.  die  Beteiligung  grösserer  Verbände 
an  den  Lasten  der  Armenpflege  ist  keinem  Staatswesen  fremd ; 
sie  nimmt  in  Frankreich  so  gut  wie  in  Baiem  eine  bedeutende 
Stelle  ein,  und  kommt  in  dem  Landarmenwesen  der  Beichs- 
gesetzgebung  zimi  Ausdruck,  obwohl  grosse  Verschiedenheiten 
in  Bezug  auf  Mass  und  Art  im  einzelnen  bestehen.  Vor- 
schläge, die  in  dieser  Richtung  sich  bewegen,  eröfihen  daher 
keinen  neuen  Gedankenkreis.  Gleichwohl  bilden  dieselben 
nach  allgemeiner  Meinung  den  wertvollsten  Inhalt  der  gegen- 
wärtigen Reformbestrebungen.  Und  nicht  allein  darum,  weil 
sie  dem  Doktrinarismus  der  entgegengesetzten  Strömungen  wirk- 
lich mögliche  und  lebensfähige  Besserungsmassregeln  entgegen- 
stellen, sondern  auch  weil  sie  ihren  Schwerpunkt  in  die  Unter- 
suchung derjenigen  Aufgaben  verlegen,  welche  die  Gemein- 
wirtschaft überhaupt  erfüllen  kann,  und  wie  die  Mittel  zu  ihrer 
Erfüllung  beschafft  werden  können. 

Wenn  ich  es  unternehme,  im  Folgenden  die  verschiedenen 
Gesichtspunkte,  von  welchen  die  bezüglichen  Vorschläge  ausgehen, 
darzulegen,  so  möchte  icli  doch  vorher  bemerken,  dass  eine  er- 
schöpfende Darstellung  nicht  wohl  möglich  ist.  Ans  zwei  Gründen : 
einmal  bewegen  sich  neben  den  vorherrschenden  Gedankenriebtungen 
noch  eine  Zahl  mehr  oder  minder  verwickelter  Kombinationen  her, 
wie  es  bei  mittleren  Meinungen  immer  der  Fall  ist;  so  wollen  die 
einen  Fristenveränderungen  für  Erwerb  und  Verlust  des  Unter- 
stützungswohnsitzes, wenn  gleichzeitig  gewisse  Lasten  vom  Staate 
übernommen  werden;  andere  wollen  das  Heimatprinzip,  aber  nur, 
wenn  ganz  oder  zu  zwei  Dritteln  oder  zur  Hälfte  in  den  einzelnen 
Unterstützungsfällen  den  unvermögenden  Gemeinden  Beihülfe  gewährt 
wird  u.  s.  w.  Dies  alles  kann  und  braucht  nicht  mitgeteilt  zu 
werden.  Wesentliche  Kombinationen  wird  man  nicht  wohl  über- 
gangen finden. 

Zweitens  aber  —  und  dies  fällt  schwerer  ins  Gewicht  —  ist 
es  unmöglich,  bei  Erörterung  der  einzelnen  Massnahmen  ausreichen- 
des Material  zur  Begründung  und  Beleuchtung  heranzuziehen,  weil 
es  an  solchem  Material  zur  Zeit  felilt.  Hierüber  noch  an  dieser 
Stelle  zwei  Worte.     Es  verhält  sich  mit  dem  Material,  das  hier  in 
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Betracht  Rillt,  im  weBentlicfaen  anders,  als  wie  mit  dem  bezflgUch 
der  einzelnen  Gemeinden.  Wenn  für  diese  die  LeiglnngefUiigkeit  oder 
-Unfähigkeit  zn  nntersnclien  war ,  EO  mochte  man  sich  an  einiger- 
massen  zatreffenden  Beispielen  und  Einzelangaben  genOgen  lassen, 
um  von  den  einen  auf  den  Zustand  der  anderen  za  achliessen.  Da« 
genügt  aber  hier  nicht.  Worauf  es  hier  ankommt,  ist  gerade  das 
Gesammtbild  ganzer  Provinzen,  der  Staaten  nnd  des  Reiches.  FOr 
tine  Ansgleichong  der  gesammten  und  die  Erleichterung  der  ört> 
liehen  Ärmenlast  ist  es  sehr  wichtig  zn  wissen,  wie  die  gesammte 
Armenlaet  beschaffen  ist. 

Leider  ist  in  dieser  Beziehung  von  der  BeichsannensUtistik 
fUr  188Ö,  welche  die  Finanzen  der  Landarmenverbände  mit  omfssst, 
kein  genügendes  Resultat  zu  erwarten,  weil  sie  versanmt  hat,  die 
Fragen  nach  Ausgaben  und  Einnahmen  nach  massgebenden  Ge- 
sichtspunkten, insbesondere  in  der  Richtung  zn  gliedern,  dass  der 
Aufwand  fUr  eigentlich  landarme  Personen  und  fUr  andere  Armen- 
ptlegezwecke  gesondert  nachgewiesen  wird.  Wie  wichtig  dies  ist, 
braucht  nicht  näher  dargelegt  zn  werden.  Es  ist  dies  um  so  mehr 
zn  bedauern,  als  die  Finanzstatistik  der  LandarmenTerbfinde  der- 
jenige Teil  der  ganzen  Erhebung  ist,  der  wirklich  zuTerldssig  sein 
könnte,  weil  die  Nachrichten  von  Verwaltnngskörpern  zn  erfordern 
sind,  die  ein  durchaus  geordnetes  Rechnungswesen  fthren  nnd  zur 
Erteilung  dieser  Nachrichten  sehr  wohl  im  Stande  sind.  Man  kamt 
nor  den  Wunsch  anssprecben ,  dass  eine  derartige  Erhebung  recht 
bald  nachgeholt  und  gleich  auf  mehrere  Jahre  erstreckt  wflrde.  Es 
könnten  mit  allerlei chtester  Mühe  dnich  ein  einmaliges  Ansschreiben 
Angaben  fOr  alle  vorhergehenden  Jahre  bis  zur  G^enwart  erlai^ 
werden.  Wollte  man  sich,  um  allzugrossen  Umfang  der  Publikation 
zn  vermeiden,  auf  einige  Jahrgänge,  vielleicht  von  fünf  zu  fünf 
Jahren  beschränken,  so  würde  ein  sehr  zutreffendes  und  branchbares 
Hateriat  in  kurzer  Frist  hergestellt  werden  können.  Vgl.  hierüber 
noch  meine  Abhandlung  in  Conrads  Jahrbuch  f.  N.  n.  St.  1886 
S.  431. 

Ich  habe  selbst  einen  Versuch  gemacht,  durch  Ansschreibm 
ein  grösseres  Material  zusammen znschaSen,  habe  aber,  trotzdem 
mir  in  zuvorkommendster  Weise  sowohl  gedruckte  Berichte  wie 
schriftliche  Angaben  zugesendet  wurden,  hiervon  doch  schliesslich 
Abstand  nehmen  müssen;  denn  abgesehen  davon,  dass  nicht  fiberall 
meinem  Wunsche  nach  Uebersendung  von  Angaben  entsprochen 
wurde,  ist  auch  die  Bnrcharbeitung  und  Zusammenstellung  solchen 
Materials  ftir  den  Privatmann  ein  selbst  mit  Opfern  an  Zeit,  MOhe 
and  Geld  nicht  durchführbares  Untemebmen.  Das  ist  und  kann 
nur  Sache  der  Zentralbehörde  sein. 

Auf  einzelne  Punkte,  deren  Klarstellung  im  Wege  der  Stati- 
stik nnumgäi^liches  Bedürfniss  ist,  habe  ich  an  den  einschlägigen 
Stellen  hingewiesen. 
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I.    Bildung  ^Ssserer  Heimatbezirke. 

§  131. 

Die  Bildung  von  Ortsarmenverbänden  durch  Zusammen- 
legung von  mehreren  Gemeinden  oder  mehreren  Gutsbezirken 
bezw.  Gemeinden  und  Gutsbezirken  ist  durch  §  3  des  Reichs- 
gesetzes vom  6.  Juni  1870  gestattet.  Die  einzelnen  Staaten, 
denen  die  Zusammensetzung  und  Einrichtung  der  Armen- 
verbände obliegt,  haben  von  der  Befugniss  des  §  3  insofern 
Gebrauch  gemacht,  als  sie  ihrerseits  die  näheren  Normen  ftlr 
den  Fall  einer  solchen  Bildung  aufstellen,  das  Beibehalten 
bestehender  Gesammtarmenverbände  anordnen,  im  übrigen 
aber  von  jedem  Zwange  zu  derartigen  Bildungen  Abstand 
nehmen.  Wo  neue  Gesammtarmenverbände  geschaffen  Werden 
sollen,  ist  die  Beteiligung  der  einzelnen  Glieder  an  Verwaltung 
und  Kosten  durch  ein  auf  freier  Vereinbarung  beruhendes 
Statut  zu  regeln. 

Das  Charakteristische  dieser  Verbände  ist,  dass  sie  in 
Bezug  auf  die  öffentliche  Armenpflege  ganz  und  gar  an  die 
Stelle  der  einzelnen  Glieder  treten,  und  insbesondere  in  Bezug 
auf  Erwerb  und  Verlust  des  Unterstützungswohnsitzes 
einen  einheitlichen  Bezirk  bilden.  Dies  unterscheidet  sie  von 
jeder  anderen  Vereinigung  zu  einzelnen  Zwecken,  welche  nach 
aussen  d.  h.  im  Verhältniss  zu  dritten  Armenverbänden  ohne 
jede  Bedeutung  ist,  sowie  von  den  Landarmen  verbänden,  welche 
zwar  auch  unmittelbare  Träger  der  Armenlast  sind,  die- 
selbe aber  nicht  nach  Massgabe  des  Unterstützungswohnsitzes, 
sondern  gerade  beim  Mangel  eines  solchen  zu  übernehmen  haben. 

Vgl.  Preuss.  Aasf. -Gesetz  §  9 — 15.  Die  näheren  Normen 
betreffen  besonders  den  Massstab  für  Aufbringung  des  Armenauf- 
wandes,  über  den  sehr  lebhaft  gestritten  wurde.  Man  einigte  sich 
schliesslich  im  Wege  des  Kompromisses  auf  einen  gemischten  Modus, 
nach  Massgabe  der  Klassen-  and  Einkommensteuer,  der  halben  Gewerbe- 
nnd  der  halben  Grund-  und  Gebäude-Steuer.  Das  Material  ist 
sehr  vollständig  mitgeteilt  bei  Arnold  S.  545  ff. —  Von  bestehenden 
Gesammtarmenverbänden  kamen  die  in  Schlesien  (mit  Ausnahme  der 
Oberlaasitz) :  Rittergüter  und  Gemeinden  —  in  Neuvorpommem 
und  Rügen:  aus  Ortschaften  und  Gutsbezirken  gebildete  Kirchspiele 
—  in  Hannover :  aas  ländlichen  Gemeinden  gebildete  Sammtgemein- 
den,  in  Betracht.  Ausserdem  nicht  kommunale  Verbände  (kon- 
fessionelle) in  Schleswig- Holstein  und  Hannover,  die  bei  der  Um- 
bildung in  gesetzliche  Armenverbände  insoweit  aufrechterhalten 
werden  sollten,  als  sie  mit  den  kommunalen  Grenzen  übereinstimm- 
ten. —  Sachsen  §  1  Hess  es  bei  der  geltenden  Organisation  bewenden, 
welche  in  §  30  der  Armenordnung  von  1840  nur  über  die  Asso- 
ziation mehrerer  Heimatbezirke  zu  gewissen  gemeinsamen  Zwecken 
bestimmt.  —  Würtemberg  Art.  8  gestattet  die  Vereinigung  mehrerer 
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Teilgemeinden  und  die  Vereinigung  mehrerer  Gemeinden  eines  Ober- 
amtsbezirks (Gesetz  Ober  die  Verhältnisse  der  zusammengesetzten 
Gemeinden  vom  17.  September  1853.)  Ebenso  Sachsen -Weimar 
§  5,  Mecklenburg-Strelitz  §  2,  Braunschweig  §  4  und  die  meisten 
andern.  In  Oldenburg  nur  für  die  Fleckens-  und  die  Landgemein- 
den Ähren sböck  (Fstt.  Lübeck),  welche  einen  einheitlichen  Orts- 
Armenverband  bildet  —  revidirte  Gemeinde-Ordnung  vom  30.  Mai 
1876  Art.  69  §  2. 

Der  Charakter  der  Gesammtarmenverbände  als  Heimatverbände 
ist  mehrfach  Gegenstand  der  buudesamtlichen  Entscheidung  ge- 
wesen. Vgl.  bes.  Entsch.  vom  7.  April  1873  II  S.  53  und  vom 
25.  Mai  1878  X  S.  42  in  Bezug  auf  die  hannoverschen  Amtsneben- 
anlageverbände.  —  Auch  die  vom  8.  November  1877  IX  S.  81,  wo 
umgekehrt  ausgeführt  ist,  dass  die  Abmachung  zwischen  den  den 
Gesammtarmenverband  bildenden  Gutsbezirken  und  Gemeinden,  ge- 
wisse Kosten  allein  zu  tragen,  nach  aussen  hin  gleichgültig  sei; 
passiv  legitimirt  ist  allein  der  Gesammtarmenverband. 

Was  nun  die  wirkliche  Gestaltung  betrifft,  so  ist  —  soviel 
bekannt  —  nirgends  von  der  Befugniss  der  Vereinigung  frei- 
willig Gebrauch  gemacht  worden.  Nur  in  den  eben  genannten 
Staaten  haben  sich  die  bereits  bestehenden  Gesammtarmen- 
verbände erhalten^). 

Neuerdings  ist  der  Gedanke,  die  Bildung  derartiger  grösserer 
Armenbezirke  durch  gesetzgeberische  Akte,  d.  h.  also  im 
Wege  des  Zwanges,  herbeizuführen,  lebhaft  hervorgetreten, 
und  ebensowohl  von  Anhängern  wie  von  Gegnern  der  Reichs- 
gesetzgebung befiirwortet  worden.  Die  letzteren  halten,  wie 
schon  erwähnt,  nur  in  diesem  Falle  die  Durchfiihrung  des 
Heimatprinzips  für  möglich,  während  die  ersteren  das  Haupt- 
gewicht auf  die  erhöhte  Leistungsfähigkeit  der  grösseren  Be- 
zirke legen,  ohne  das  Prinzip  des  Untersttitzungswohnsitzes 
aufgeben  zu  wollen^). 


^)  Vgl.  vor.  Add).  und  die  preuss.  Min.-In8tr.  zum  Ausführungsgesetz 
vom  11.  April  1871  zu  §  9-15.  —  Bezüglich  Würtemberes  erklärte  der 
Minister  des  Innern  in  der  Sitzung  der  K.  d.  Stanoesherren  vom 
1.  Juni  1883,  dass  Vereinigungen  von  Teilgemeinden  zu  Gesammtannen- 
verbänden,  auf  welche  hinzuwirken  durch  Min.-lD8tr.  vom  80.  Mai  1873 
die  Behörden  angewiesen  worden  wären,  so  gut  wie  gar  nicht  zu  Stande 
gekommen  seien.  —  Für  Preussen  ergiebt  die  Stat.  Korr.  vom  2.  Juli  1886, 
Hauptergebnisse  der  Armenstatistik  für  1885,  dass  von  insgesammt  47  888 
Ortsarmenverbänden  nur  8888  gemischte  sind. 

^)  Die  Frage  ist  im  Hinblick  auf  die  Reform  der  Armenpflege  im 
allgemeinen ,  und  auf  die  Armen^esetzgebun^  insbesondere  auf  dem 
Rongress  des  D.  V.  1882  in  den  drei  ausführlichen  von  Seyffardt, 
Elvers  und  Germershausen  verfassten  Referaten  und  den  darauf 
folgenden  Verhandlungen  allseitig,  wenn  auch  etwas  kursorisch  erörtert 
worden.  —  Dies  ist  das  wertvollste  Material.  —  Ausserdem  besonders 
Gneist,  Die  preuss.  Kreisordnune ,  Berlin  1870,  namentlich  S.  151  ff., 
femer:  Die  Verhandlungen  beider  üäuser  des  Landtags  iniSreusscn:  vgl. 
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§  132. 

Zur  Begründung  der  Notwendigkeit,  solche  Verbände  zu 
schaffen,  wird  vor  allem  auf  die  notorische  Leistungsunfehig- 
keit  einer  sehr  grossen  Zahl  von  Ortsarmenverbänden  hin- 
gewiesen und  geltend  gemacht,  dass  diese  niemals  im  Stande 
sein  würden,  den  Anforderungen  der  öffentlichen  Armenpflege 
für  sich  allein  zu  genügen,  während  von  ihrer  Vereinigung  zu 
grösseren  Verbänden  sich  eine  bei  weitem  wirksamere  Armen- 

Sflege  erwarten  lasse.  Auch  wird  hervorgehoben,  wie  sehr 
ie  Abschiebung  abnehmen  würde,  wenn  sich  die  Armenlast 
von  vornherein  auf  grössere  Bezirke  verteilte,  und  wie  die 
Zahl  der  Landarmen  sich  vermindern  würde,  weil  schon  der 
Aufenthalt  auch  nur  in  einem  der  zum  Gesammtarmenver- 
band  gehörigen  Bezirke  zum  Erwerbe  der  Heimat  bezw.  des 
Unterstützungswohnsitzes  in  dem  Gesammtarmenverbande  und 
nur  die  Abwesenheit  von  jedem  derselben  zu  ihrem  Verluste 
fuhren  würde  ^). 

In  Ansehung  der  Grösse  der  zu  bildenden  Verbände  sind 
die  Vor#hläge  im  einzelnen  sehr  verschieden.  Während 
Seyffardt  in  Anbetracht  der  sehr  erheblichen  individuellen 
Verschiedenheiten  die  Bestimmung  des  Umfanges  dem  Er- 
messen der  hierzu  berufenen  Behörde  überlassen  will  und  nur 
um  einen  Anhalt  zu  geben,  eine  Zwischeninstanz  zwischen 
den  Gemeinden  und  den  zunächst  übergeordneten  Verwaltungs- 
bezirken (Kreise)  empfiehlt,  bezeichnet  Gneist,  sowie  auch 
Germershausen  die  Kreise,  Friedrich  die  Gerichtsamts- 
bezirke als  angemessene  Heimatbezirke ;  E 1  v  e  r  s  und  A  s  c  h  - 
rott  empfehlen  ganz  allgemein  Verbände,  die  leistungsfähig 
sind  und  von  denen  der  eine  dem  andern  möglichst  an 
Leistungsfähigkeit  gleichkommt,  in  besonderer  Bezugnahme 
auf  die  englische  Arraengesetzgebung. 

Vgl.  Seyffardt  II  S.  39;  Gneist  S.  152;  Germers- 
hausen S.  160;  Friedrich,  Einleitung  S.  IV ;  Elvers  S.  141; 
Aschrott  S.  385.  Von  älteren  Schriftsteilem  geben  Merkmale 
für  Abgrenzung  der  Heimatbezirke  Duchatel-Naville  S.  112: 
„Giebt  man  der  Heimatsberechtigung  viel  örtlichen  Umfang,  so 
bleibt  mehr  Gleichheit  in  den  Arbeitslöhnen;  man  erleichtert  dem 
Arbeiter  die  Mittel  seinen  Unterhalt  zu  verdienen;  man  entfernt 
von  ihm  einen  Teil  des  viel-  und  mannigfachen  Drucks,  den  er  er- 
leiden muss;  man  verteilt  die  Last  der  Taxe  gleichmässiger ,  man 
entzieht  die  Armen  den  Verwahrungsmassregeln  der  einzelnen  Orte; 
man  vermindert  die  Streitigkeiten  der  Kommunen."    Eries  charak- 

die  vorletzte  Anmerkung.  —  Bemerkenswert  auch  Friedrich,  Einleitung 
S.  IV  und  neuerdings  Aschrott  --  Auf  alle  diese  ist  im  Text  zurück- 
zukommen. 

*)  Auch  die  preuss.  Min.-Iustr.  vom  10.  April  1871  (zum  AuafÜhrungs- 
gesetz  vom  8.  März  1871)  betont  diese  Gesichtspunkte. 
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terisirt  ganz  aUgemein  II  S.  341 :  „Die  Domizilgemeinden  soUen  die 
Kreise  zusammenfassen,  in  welchen  sich  das  Angebot  von  Diensten 
und  die  Nachfrage  danach  im  allgemeinen  das  Gieichgewicbt  halt^ . . . 
Den  Umfang  derselben  nicht  zu  klein  abzugrenzen,  wird  ebensosehr  im 
Interesse  der  Arbeitsuchenden  als  der  Arbeitgebenden  liegen.  Den 
Arbeitern  kann  es  nur  erwünscht  sein,  wenn  sie  auf  einem  möglichst 
grossen  Gebiet  völlig  ungehindert  lohnende  Beschäftigung  und  wohlfeile 
Wohnungen  suchen  dürfen  und  dabei  innerhalb  dieses  Gebietes 
gegen  eine  übermässige  Konkurrenz  sich  geschützt  finden.^ 

Gegen  die  SchaflFung  solcher  Verbände  werden  verschie- 
dene Einwendungen  erhoben.  In  Ansehung  ihrer  kommunalen 
Eigenschaft  wird  von  einer  derartigen  Zusammenlegung  die 
Desorganisation  der  Gemeinden  gefürchtet*),  sowie  davor  ge- 
warnt, Mittelglieder  zwischen  Gemeinde  und  BLreis  einzu- 
schieben, da  sich  im  allgemeinen  die  diesen  Körperschaften 
übertragene  VerwaltungslSätigkeit  bewährt  habe*).  Wenn 
man  die  Aufgabe  ernstlich  ins  Auge  fassen  wolle,  so  müsse 
man  überhaupt  die  Leistungsßlhigkeit  der  kommunalen  Ver- 
bände untersuchen,  und  wenn  eine  Reform  in  dieser  Be- 
ziehung erfolgen  solle,  dieselbe  sogleich  auf  alle  Gegenstände 
des  Gemeinwesens  erstrecken  —  was  aber  nicht  Sache  der 
Armengesetzgebung,  sondern  der  kommunalen  Reform  sei. 
Ausserdem  wird  eingewendet,  dass  auch  durch  ein  solches 
Zusammenlegen  bei  dem  geringen  Einkommen  der  einzelnen 
kleinen  Gemeinden  noch  immer  keine  leistungsfähige  grössere 
Gemeinde  geschaffen  werden  könne.  Vor  allem  aber  wird 
geltend  gemacht  und  für  Preussen  von  v.  W^intzingerode 
und  V.  Reitzenstein,  von  W^ielandt  für  Baden,  von 
Huzel  für  W^ürtemberg  bezeugt,  dass  gegen  eine  solche  Ver- 
schmelzung eine  sehr  grosse  Antipathie  in  den  Gemeinden 
selbst  bestehe®). 

Ein  Bedenken  schliesslich  hat  die  hier  vorgeschlagene 
Reform  mit  der  Uebernahme  der  Armenlast  auf  den  Staat 
gemein:  das  Bedenken  kostspieliger  Wirtschaft  aus  gemein- 
schaftlichen Mitteln.  In  Ansehung  dieses  letzteren  Punktes 
wird  insbesondere  von  Elvers  und  Aschrott  auf  die  Not- 
wendigkeit gehöriger  Aufsicht  hingewiesen. 

§   133. 

Von  den  Erfahrungen,  die  in  Bezug  auf  Gesammtarmen ver- 
bände gemacht  worden,  sind  verhältnissmässig  wenige  öffentlich 


')  V.  Miaskowski  a.  a.  0.  S.  64. 

')  V.  Keitzenstein  in   allen    seinen  diesen   Punkt    berührenden 
Arbeiten,  namentlich:  I  8.  29,  II  8.  152. 

^)  A.  a.  0.  8.  60.  Auch  Je  11^  S.  5.  6  meint,  dass  die  freiwillige 
\[ereinigung  nicht  wahrscheinlich  sei ;  auch  hält  er  „die  gesetzliche  Ver- 
bindung von  Gemeinden,  lediglich  damit  die  eine  der  anderen  Lasten  ab- 
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bekannt  gegeben.  Nur  die  Berichte  von  Grumbrecht  und 
L  i  n  s  i  n  g  e  n ,  sowie  die  ältere  Darstellung  von  S  t  ü  v  e  bringen 
Nachrichten  über  die  Verhältnisse  in  Ostfriesland,  denen  zu- 
folge in  der  That  die  Armenpflege  dort  eine  sehr  kostspielige 
ist  Ersterer^)  bemerkt:  „Die  Kirclispielvorstände  stehen 
dem  Armen  femer  und  verfügen  über  Gelder,  die  ihnen  aus 
weiten  Kreisen  zur  Disposition  gestellt  werden.  Die  Folge  ist 
eine  mehr  oder  weniger  verschwenderische  Armenpflege  ge- 
wesen, welche  die  Ansprüche  der  Armen  in  quali  et  quanto 
fortwährend  gesteigert  hat."  Stüve,  dessen  Ausführungen 
flowohl  wegen  eindringendster  Sachkenntniss  als  auch  des- 
wegen bemerkenswert  sind,  weil  sie  sich  auf  eine  weniger 
bewegte  Zeit  als  die  jetzige  (1851)  und  sehr  enge  Verhältnisse 
beziehen  —  Stüve  betont,  dass  bei  Bildung  grösserer  Armen- 
verbände der  einzelne  zu  ihm  gehörende  kleinere  Bezirk  dafür 
zu  sorgen  habe,  dass  wirklich  arbeits-  und  erwerbsfUhige 
Personen  ihre  Kräfte  auch  wirklich  verwendeten,  wozu  nicht 
sowohl  finanzielle  Opfer,  als  eine  gewisse  Auftnerksamkeit 
und  Thätigkeit  seitens  der  Gemeinde  gehöre.  „Die  Nach- 
barn —  meint  er  —  können  ohne  sonderliche  Mühe  einerseits 
den  Trägen  überwachen,  andererseits  aber  auch  den  harten 
Hausherrn  oder  Arbeitgeber  veranlassen,  dass  er  seine  Pflicht 
thue.  Bleiben  dann  Fälle  übrig,  wo  die  Gemeinde  dies  nicht 
vermag,  .  .  .  dann  ist  es  an  dem  grösseren  Verbände  hinzu- 
zutreten und  durch  Verwendung  oder  Bewilligimg  dem  Uebel 
abzuhelfen."  Und  weiter  unten:  „Ueberall  macht  sich  in  den 
Gemeinden  ein  Drang  nach  Verkleinerung  der  Armenverbände 
geltend;  dieser  Drang  ist  das  Mittel,  zweckmässigen  Anord- 
nungen Eingang   zu  verschaffen." 

Mit  den  vorstehenden  Bemerkungen  berührt  Stüve  ein 
Moment,  das  bei  den  jüngsten  Erörterungen  ziemlich  unbe- 
achtet geblieben  ist:  die  Fähigkeit  zur  eigentlichen  örtlichen 
Armenpflege  auf  Seiten  der  Armenverbände.  Es  ist  selbst- 
verständlich,  dass,  so  lange  man  an  der  gesetzlichen  Armen- 
pflege festhält,  das  einzelne  Glied  des  Gesammtarmenver- 
Dandes  nach  wie  vor  Organ  der  vorläufigen  Unterstützung 
«ein  und  den  hierfür  notwendigen  Aufwand  ersetzt  erhalten 
würde,  soweit  ihm  nicht  gewisse  Armenpflegefälle  —  insbe- 
sondere Kranken-,  Waisen-,  Gebrechlichenpflege ,  sowie  die 
Sorge  für  arbeitsscheue  Personen  —  durch  gemeinsame  An- 
stalten überhaupt  abgenommen  werden.  Nun  bildet  gerade 
die   vorläufige  Fürsorge   durch   ArbeitsbeschaflFung ,   sowie  die 


nehme,  für  eine  Massregel  von  so  verletzender  Härte,  wie  sie  der  Staat 
nur  in  der  äussersten  Not  ergreifen  darf*. 

1)  Grumbrecht  S.  103;  Linsinjjen  S.  82:  „  .  .  .  wo  Jeder  für 
die  Armen  seine§  Orts  aus  dem  gemeinsamen  Säckel  einen  thunlichst 
grossen  Antheil  zu  erringen  bestrebt  war.*' 
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gemeinBame  Fürsorge  der  Gemeindeeinwohner  durch  Natural- 
Verpflegung  altersschwacher  oder  vorübergehend  bedürftiger 
Personen  eine  Art  der  Unterstützung,  die  keine  wesentlichen 
Kosten  macht  und  doch  sehr  nützlich  und  zweckmässig  ist 
Man  darf  aber  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  annehmen, 
dass  die  Gemeinde  in  solchen  Fällen  es  vorziehen  würde, 
baare  Unterstützungen  zu  gewähren,  wenn  sie  dieselben  von 
dem  Gesammtverbande  erstattet  erhielte,  und  in  allen  den  Fällen, 
wo  sie  auch  ohne  fremde  Hülfe  etwas  ausrichten  könnte,  dies 
unterlassen  würde,  weil  sie  an  ihren  eigenen  Finanzen  keinen 
Nutzen  davon  hat.  Auch  ist  zu  erwägen,  dass  gerade  in 
Ansehung  der  in  ländlichen  Gemeinden  überwiegenden  Natural- 
unterstützungen  die  schon  bei  Besprechung  der  Staatsarmen- 
pflege hervorgehobene  Schwierigkeit,  ja  Unmöglichkeit  einer 
Veranschlagung  derselben  in  Geld  die  gegenseitige  Abrechnung 
sehr  erschweren  oder  in  Bezug  auf  diesen  Teil  des  Auf- 
wandes unmöglich  machen  würde. 

Gleichwohl  ist  dies  zweifellos  kein  Punkt,  an  dem  der 
ganze  Vorschlag  zu  scheitern  brauchte;  man  kann  sehr  wohl 
die  gemeinsamen  Veranstaltungen  erheblich  ausdehnen,  bei- 
spielsweise die  so  sehr  schwer  fallenden  haaren  Erstattungen 
nach  auswärts,  die  Krankenpflege  u.  a.,  und  dennoch  die 
Fürsorge  für  Personen,  denen  lediglich  Obdach  und  Nahrung 
zu  gewähren  ist ,  bei  der  einzelnen  Gemeinde  belassen. 
Es  würde  noch  immer  der  sehr  schwer  wiegende  Vorteil  blei- 
ben, dass  eine  grosse  Zahl  von  Gemeinden  einen  einheitlichen 
Heimatbezirk  bilden  und  zu  den  kostspieligsten  Veranstal- 
tungen der  Armenpflege  leistungsfHhiger  sind.  Auch  darf 
man  annehmen,  diiss  eine  energischere  Handhabung  der  Auf- 
sicht, als  sie  bisher  üblich  gewesen,  viele  Uebelstände  ver- 
hindern könnte.  Hierauf  komme  ich  noch  in  einem  anderen 
Zusammenhange  zurück  ^). 

Auch  den  Umstand,  dass  die  Bildung  der  Gesammtver- 
bande im  Wege  des  Zwanges  erfolgen  müsste  und  zunächst 
grosser  Antipathie  begegnen  würde,  wird  man  für  keinen 
durchschlagenden  Grund  halten  dürfen,  dieselbe  abzulehnen. 
Schliesslich  sind  alle  Veranstaltungen  dieser  Art  Zwangsakte, 
welche  das  als  richtig  Erkannte  durchzuführen  bestimmt  sind. 
Hier  kann  nur  die  Meinung  des  Gesetzgebers  als  der  mass- 
gebenden Instanz  entscheidend  sein. 

??  134. 

Dagegen  kommt  dem  letzten  Einwand,  dass  die  Zu- 
sammenlegung  überhaupt   nur  wünschenswert  sei,    wenn  fsie 


^)  Vgl.  auch  die  Bemerkungen  von  Kächler  im  D.  V.  a.  a.  O.  S.  57, 
Graf  Win tzin gerode  S.  59  und  unten  §  216  ff. 
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4»ich  auf  alle  Gegenstände  des  Gemeindewesens  erstreckte,  und 
^nz  allgemein  leistungsfähige  Kommunalkörper  schaffte,  wo 
«s  an  denselben  fehlte,  grosse  Bedeutung  zu. 

Es  möchte  zweckmässig  sein,  bevor  auf  diesen  Einwand  näher 
•eingegangen  wird,  einen  Blick  aaf  die  bezügliche  englische  6e- 
setzgebmig  zu  werfen;  sie  ist  die  einzige,  welche  derartige  Yer- 
«einigongen  planvoll  darchgefuhrt  hat  und  auf  welche  von  einigen 
der  oben  genannten  Schriftsteller  vorzugsweise  hingewiesen  wird. 
Die  öffentliche  Armenpflege  in  England  ndit  von  Alters  her  auf 
•den  Eirchspielgemeinden,  bei  welchen  sie  bis  heute  verblieben  ist : 
Oesetze  Heinrichs  YIII.  von  1535,  der  Elisabeth  von  1601 
^das  noch  heute  grandlegende),  sowie  die  grosse  Kodifikation  vom 
14.  Augnst  1884;  vgl.  Aschrott  besonders  S.  8.  10.  54. 
Auch  in  England  trat  die  Leistungsunfähigkeit  vieler  Kirchspiele 
—  wobei  aber  noch  einige  andere  Umstände  als  in  DeatscUand 
mitspielten  —  schon  früh  hervor;  sie  wurde  zunächst  durch 
•die  Bestimmung  zu  beseitigen  gesacht,  dass  für  arme  Kirchspiele 
von  andern  Kirchspielen  derselben  Hundertschaft  bezw.  derselben 
Orafschaft  zur  Armenlast  beizutragen  sei,  eine  Bestimmung,  welche 
4er  bei  uns  üblichen  Beäülfe  an  unvermögende  Ortsarmenver- 
bände entspricht  (1601).  Der  Gedanke  eigentlicher  Vereinigung 
tritt  dann  (zuerst  1723  im  Zasammenhang  mit  dem  ftlr  England 
«päter  so  bedeutungsvoll  gewordenen  Arbeitshausprinzip  hervor,  in- 
•dem  die  Verbindung  mehrerer  Kirchspiele  zur  Errichtung  von 
Arbeitshäusern  gestattet  wird.  1782  wird  durch  die  sogenannte 
Oilbert's  Act  bereits  die  Vereinigung  mehrerer  Kirchspiele  zu  ge- 
meinsamer Armen  Verwaltung,  mit  welcher  die  Errichtung  eines  ge- 
meinsamen Arbeitshauses  verbunden  war,  zugelassen.  Die  EinfOhrung 
des  Gesetzes  in  den  einzelnen  Kirchspielen  —  dessen  tlbrige,  sehr 
tiefgreifende  Vorschriften  hier  nicht  interessiren  —  wurde  von  der 
Zustimmung  von  ^/s  der  Steuerzahler  abhängig  gemacht. 

Sehr  viel  weiter  ging  die  grosse  Reformakte  von  1834.  Bei 
gleichzeitiger  provisorischer  Errichtung  einer  obersten  Armenbehörde 
gab  sie  dieser  die  Befugniss,  so  viele  Kirchspiele,  als  dieselbe  für 
zweckmässig  hielt,  für  die  Zwecke  der  Armenverwaltung  zu  einem 
Armen  verbände  (union)  zwangsweise  zu  vereinigen,  wobei  aber  jedes 
Kirchspiel  die  Kosten  für  seine  Armen  gesondert  tragen  sollte.  Ausser- 
dem sollte  von  den  örtlichen  Armenbehörden  (guardians)  mit  Zu- 
stimmung der  obersten  Behörde  angeordnet  werden  dürfen,  dass 
die  Union  in  Bezug  auf  die  Niederlassung  als  ein  Bezirk  be- 
handelt werde,  in  welchem  Falle  die  Armenausgaben  gemeinschaftlich 
zu  bestreiten  sind.  Und  endlich  sollte  es  zulässig  sein,  dass  die  Kirch- 
spiele der  Union,  sofern  sie  in  derselben  Grafschaft  und  unter  der 
Jurisdiktion  desselben  Friedensrichters  belegen  sind,  bezüglich  der 
Erhebung  der  Armensteuem  als   ein  Kirchspiel  zu  behandeln  sind. 

Von  den  im  Vorstehenden  angedeuteten  Möglichkeiten  der  Ver- 
einigung wurde  von  der  Zentralbehörde  ein  zunächst  sehr   vorsieh- 

Forachangen  (27)  VI.  4.  —  Mfinsterberj.  25 
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tiger,  den  verschiedensten  Rücksichten  Rechnung  tragender  Gebrancb 
gemacht.  Namentlich  galt  es,  die  Verbände  gross  genug  zu  gestalten, 
um  sie  leistungsfähig  zu  machen,  nicht  zu  gross,  um  die  persönliche 
Kenntniss  und  Kontrole  über  die  Einzelheiten  der  laufenden  Ver- 
waltung zu  gefährden.  Die  räumliche  Ausdehnung  der  Bezirke, 
sowie  die  voraussichtliche  Höhe  der  Annenlasten,  das  Vorhanden- 
sein oder  der  Mangel  eines  Arbeitshauses  war  zu  berücksichtigen. 
Vgl.  Aschrott  S.  66  und  S.  177. 

Es  kann  hier  auf  das  Detail  nicht  näher  eingegangen  werden. 
Ueber  den  weiteren  Verlauf  dieser  Gesetzgebung  ist  zu  bemerken,  dass 
sie  ihren  wesentlichen  Abschluss  fand  durch  die  1865  erlassene  so- 
genannte Union-Chargeability  Act.  An  Stelle  des  Kirchspiels 
wurde  der  Armenverband  zum  alleinigen  Träger  der 
Armenlastgemacht.  Der  Zentralarmenbehörde  wurde  gleich* 
zeitig  die  Befugniss  eingeräumt,  auf  Antrag  von  ^/lo  der  Steuerzahler 
die  Teilung  grösserer  Kirchspiele  oder  die  Vereinigung  abgesondert 
gelegener  Teile  eines  Kirchspiels  mit  dem  benachbarten  Kirchspiele 
zwecks  Herstellung  geeigneter  Armenverbände  anzuordnen.  Noch  mehr 
erweitert  wurden  diese  Befugnisse  durch  die  Gesetzgebung  von  1879, 
1880—1882,  durch  welche  die  Behörde  ein  nahezu  unbeschränktes 
Recht  erhielt,  Armenverbände  durch  Auflösung  bezw.  Zusammenlegung 
von  Kirchspielen  auch  ohne  vorherigen  Antrag  der  Grundeigentümer 
neu  zu  formiren,  zwei  oder  mehrere  Armen  verbände  für  einzelne  Zwecke 
der  Armenfürsorge  zu  vereinigen.  Nur  wenn  im  ersteren  Fall  ^/lo 
der  Grundeigentümer  widerspricht,  soll  es  der  Bestätigung  des 
Parlamente  bedürfen.  Vgl.  Aschrott  S.  103  ff.  und  123  ff.  — 
Die  Verschiedenheiten  der  einzelnen  Verbände  sind  sowohl  in  Bezug 
auf  die  Armenlast,  wie  auf  die  Grösse  und  Seelenzahl  sehr  beträcht* 
liehe.  Im  ganzen  giebt  es  gegenwärtig  649,  von  denen  die  Mehr- 
zahl 15—60000  Einwohner  hat;  doch  sind  8  mit  über  200000,  4 
mit  unter  3000  vorhanden.  Nur  darin  sind  alle  gleichartig,  dass 
jeder  Verband  sein  eigenes  workhonse  hat.    A.  a.  0.  S.  183. 

Man  würde  nun  aber  die  Entwicklung  dieser  Seite  der  eng- 
lischen Armengesetzgebung  nicht  verstehen ,  wenn  man  einseitig 
das  Werden  und  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Gesammtverbände 
betrachtete.  Zwei,  ja  eigentlich  drei  Punkte  sind  es,  die  daneben 
ins  Auge  zu  fassen  sind:  vor  allem  die  Stellung  der  Aufsichte- 
behörde und  die  Regelung  des  Heimatrechte,  endlich  auch  die 
Bedeutung  der  Verbände  als  kommunaler  Körper.  Wie  es  über- 
haupt die  englische  Gesetzgebung  charakterisirt,  schrittweise,  man 
darf  sagen,  experimentell  vorzugehen,  so  hat  sie  auch  neben  all- 
mählicher Zulassung  des  Eingreifens  seitens  der  Zentralarroen- 
behörde  behufs  Schaffung  geeigneter  Verbände  diese  Behörde 
selbst  aus  den  geringen  Anfängen  einer  Kommission  zur  Unter- 
suchung des  Armenwesens  in  eine  feste  und  ständige  Behörde  mit 
weitreichenden  Aufsichte-  und  Verwaltungsbefugnissen  allmählich 
umgebildet;  und  gleichzeitig  ist  eine  wohlgeordnete,  höchst  lebendig 
wirkende  Zwischeninstanz  zwischen  den  lokalen  Armenbehörden  und 
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dem  Zentralamt  geschaffen  and  entwickelt  worden,  die  für  Durch- 
fühmng  mid  Erhaltung  gleichmässiger  Grundsätze  mit  bestem  Erfolge 
Sorge  trägt  ^).  Zweitens  besteht  neben  dem  eigentlichen,  dem  deut- 
schen ähnlichen  Heimatrecht  die  Vorschrift,  dass  ohne  ROcksicht 
auf  die  Heimatzugehörigkeit  die  Ausweisung  aus  dem  Aufenthalts- 
orte nur  erfolgen  darf,  wenn  innerhalb  des  ersten  Jahres  eine 
Hülfsbedtlrftigkeit  hervorgetreten  ist.  Es  ist  also  das  strenge 
Heimatrecht  in  seinen  Wirkungen  auf  den  Verbleib  der  Individuen 
vollkommen  abgeschwächt  und  ein  ähnliches  Verhältniss  geschaffen, 
wie  es  in  Baiem  seit  EinfQhrung  des  Reichgesetzes  tlber  die  Frei- 
zögigkeit  besteht.  Die  Heimat  hat  vornehmlich  nur  noch  eine 
finanzielle  Bedeutung  in  Bezug  auf  Erstattung  etwaiger  Aufwen- 
dungen. 

Endlich  aber  hat  die  Armengemeinde  in  England  für  die 
Kommunalverwaltung  eine  nur  aus  ihrer  historischen  Entwickelung 
verständliche  eigentümliche  Bedeutung.  Denn  obwohl  sie  einerseits 
mit  dem  kirchlichen  Gemeinwesen,  aus  dem  sie  hervorgegangen, 
nicht  mehr  identisch  ist  und  sich  andrerseits  mit  dem  massgebenden 
politischen  Verwaltungsbezirk  nicht  immer  deckt,  so  ruht  dennoch 
in  England  der  Schwerpunkt  der  lokalen  Verwaltung  in  der  Armen- 
verwaltung, welcher  allmählich  andere  Gegenstände,  vor  allem  Schul- 
und  Wegewesen,  Gesundheits-  und  Registerwesen  angeschlossen  worden 
sind.  Dieser  Umstand  macht  noch  gegenwärtig  die  Armensteuer  zu 
einer  oft  unerträglichen  Last,  weil  auch  die  Bedürfnisse  für  die  zu- 
letzt genannten  Zwecke  nach  dem  Armensteuerfnss  durch  Zuschläge 
gedeckt  werden  und  die  ohnehin  unrichtige  Grundlage  der  Armensteuer 
noch  mehr  verschieben.  £s  ist  kein  Zweifel,  dass  durch  das  auf  der 
Besteuerung  vom  Grundertrage  beruhende  System  ein  sehr  grosser  Teil 
des  Nutzens,  den  die  gute  englische  Armenverwaltung  mit  sich  bringt, 
illusorisch  gemacht  wird.  Vgl.  Aschrott  S.  225  ff.  und  auch 
V.  Reitzenstein,  Kommunal -Finanzwesen  in  Schönbergs  Hand- 
buch III  S.  619. 

Und  dies  dürfte  vor  allem  der  Punkt  sein,  welcher  die  in 
Ansehung  einseitiger  Schaffung  von  kommunalen  Sonderverbönden 
geltend  gemachten  Bedenken  als  sehr  berechtigt  erscheinen  lässt. 


§  134. 

Mit  Ausnahme  jenes  Teils  von  Nordwestdeutschland,  in 
welchem  auch  gegenwärtig  die  auf  der  Grundlage  des  Kirch- 
spiels aufgebauten  Gesammtarmenverbände  noch  vorhanden 
sind,  ist  in  Deutschland  nicht  die  Kirchengemeinde,  sondern 
die  politische  Gemeinde  dieGrundlage  eines  alle  konmiunalen 
Recnte  und  Pflichten  in  sich  begreifenden  Gemeindeleben* 
gewesen  und  geblieben.     Unter   diesen  Rechten  und  Pflichten 

1)  Vgl.  hierüber  unten  §  220. 

25* 
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nimmt  die  ÄrmenunterstUtzung  insofern  eine  bedeutende  SteUe 
ein,  als  sie  dem  altgewohnten  Verhältniss  der  heimatgenös- 
sischen  Zugehörigkeit  eine  besonders  inhaltreiche  Bestätigung 
giebt.  Während  aber  die  für  die  Kirchengemein  de  wesent- 
lichste Aufgabe,  christliche  Gesinnung  durch  Werke  zu  bethätigen, 
allmählich  zu  einer  weltlichen,  überwiegend  polizeilichen,  der 
kirchlichen  Gemeinschaft  in  diesem  Masse  fremden  Armenpfl^e 
überleitete  und  so  eine  starke  Heterogenität  der  kirchlichen 
und  weltlichen  Armengemeinde  zur  Folge  hatte,  blieb  der 
deutschen  Heimatgemeinde,  auch  nachdem  das  heimatliche 
Verhältniss  in  jenem  älteren  Sinne  erhebliche  Einbusse  ge- 
litten hatte,  diese  wichtige  Verpflichtung  zur  Armenpflege  als 
eine  öffentlich-rechtliche  Funktion,  welche  weder  mit  dem 
Wesen  noch  mit  der  Fähigkeit  der  politischen  Gemeinde  in 
Widerspruch  steht^ 

Da  mithin  die  Kommunal-Armenpflege  in  Deutschland 
mit  den  Veranstaltungen  der  örtlichen  Sicherheits-  und  Sittlich- 
keitspflege auf  der  einen,  mit  der  allgemeinen  Wohlfahrts- 
pflege auf  der  andern  Seite  aufs  engste  verknüpft  erscheint, 
so  kann  man  nicht  wohl  diese  eine  Funktion  ohne  weiteres 
aus  dem  Rahmen  der  allgemeinen  kommunalen  Aufgaben 
herauslösen,  besondere  Verbände  hierfür  schaffen,  die  weder 
in  historischem  noch  natürlichem  Zusammenhange  stehen,  und 
deren  einzelne  Glieder  an  den  Veranstaltungen  der  andern 
gar  kein  Interesse  haben.  Es  käme  hierbei  weiter  in  Be- 
tracht, dass  solche  Vereinigungen,  wenn  sie  richtig  funktioniren 
sollen,  nicht  nach  den  politischen,  oft  willkürlichen  Abgren- 
zungen, sondern  nach  dem  örtlichen  Bedürfniss  sich  richten 
müssten,  dass  es  also  sehr  zweckmässig  scheinen  könnte,  ein- 
zelne Gemeinden  verschiedener  Verwaltungsbezirke  zusammen- 
zufassen^) ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  zu  verschiedenen  Kreisen, 
Provinzen,  ja  selbst  zu  verschiedenen  Bundesstaaten  gehören. 

Man  würde  der  bestehenden  Verbindung  der  Gemeinden 
mit  den  genannten  höheren  Verwaltungsbezirken  ein  Zwischen- 
glied einfügen  müssen,  das  aus  dem  Rahmen  der  Verwaltungs- 
organisation herausfiele  und  sehr  erhebliche  Schwierigkeiten 
verursachen,  den  gewohnten  Zusammenhang  zerreissen  würde ; 
und  gerade  in  dieser  Beziehung  wird  man  sich  durch  das  Beispiel 
Englands  warnen  lassen  müssen,  wo  die  Zusammenlegung  zu 
Gesammtarmenverbänden  zum  Teil  unter  Nichtbeachtung  der 
Grafechaftsgrenzen  durchgeführt  ist. 

Nach  einem  Berichte,  welchen  ein  select-committee  on  Boundaries. 
of  Parishes,  Unions,  Counties  u.  s.  w.  im  Jahre  1873  erstattete, 
durchschnitten  von  den  649   bestehenden  Armenverbänden    181  die 


^)  Man  denke  beispielsweise  an  die  oldenbaigischen  JElnklaYen 
Lübeck  und  Birkenfeld,  an  die  preussischen  in  Thüringen  und  Oldenburg, 
an  die  bairischen  in  der  Pfalz  u.  a.  m. 
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Grafschaftsgrenzen  and  lagen  viele  Armcnvcrbftnde  in  3  Grafschaften. 
Vgl  A Schrott  S.  67  Anm.  1  und  S.  123  Anm.  2.  —  Eben- 
derselbe bemerkt  S.  67 :  „Durch  diesen  Fehler,  dessen  ganze  Trag- 
weite sich  erst  später  zeigte,  als  man  eine  Reihe  anderer  Zweige 
der  Lokalverwaltung  auf  die  Basis  der  Armenverbände  stellte,  ward 
eine  Yerwirrung  in  der  gesammten  Lokalverwaltung  des  Landes 
hervorgerufen,  an  deren  Beseitigung  man  heutzutage  mit  grosser 
Mühe  und  grossen  Opfern  arbeitet,  weil  sich  dieselbe  der  für  er- 
forderlich gehaltenen  Neuorganisation  der  Lokalverwaltung  als  ein 
bis  jetzt  unübersteigbares  Hindemiss  entgegenstellt.^  v.  Reitzen- 
stein  bemerkt  I  S.  27:  „  .  .  .  nur  bei  der  vollen  Bemessung  ihrer 
Zuständigkeit,  wie  ihn  die  Gesetzgebung  der  Staaten  des  europäischen 
Kontinents  im  allgemeinen,  ausgebildet  hat,  vermag  die  Ortsgemeinde 
ihren  Beruf  als  eines  Regulators  der  gesammten  Lokalverwaltung  zu 
erfüllen;  durch  Auflösung  derselben  in  Spezialorganismen  würde 
dieselbe  jener  Eigenschaften,  vermöge  deren  sie  die  Grundlage  der 
selfgovemementalen  Institutionen  bildet,  wesentlich  entkleidet  werden. 
Es  würde  damit  die  Bahn,  auf  der  sich  die  Entwicklung  der  eng- 
lischen konmiunalen  Organisation  in  den  letzten  Jahren  zu  ihrem 
Nachteil  bewegt  hat,  betreten  und  jener  Zustand  unwirtschaftlichen 
Auseinandergehens  der  wirtschaftlichen  Zweige  der  örtlichen  kommu- 
nalen Verwaltung  angebahnt  werden,  wie  er  in  England  die  in 
neuerer  Zeit  ebenso  von  den  leitenden  Staatsmännern,  wie  von  der 
öffentlichen  Meinung  des  Landes  immer  mehr  gewürdigte  dunkle 
Kehrseite  der  dortigen  selfgovemementalen  Einrichtungen  bildet. '^ 

Würde  man,  um  diesen  Uebelstand  zu  vermeiden,  den 
von  Sevffardt  besonders  nachdrücklich  betonten  und  zweifel- 
los wichtigsten  Gesichtspunkt,  nur  das  individuelle  Bedtlrfhiss 
bei  etwaiger  Zusammenlegung  entscheiden  zu  lassen,  aufgeben^ 
und  nach  Gneists  und  Germershausens  Vorschlag  die 
Kreise  —  beide  haben  die  preussischen  im  Auge  —  oder 
nach  Friedrichs  Vorschlag  die  Gerichtsamtsbezirke  —  F. 
meint  die  sächsischen  —  als  Gesammtarmenverbände  konsti- 
tuiren,  so  hätte  man  zwar  den  Vorteil.  Heimatbezirke  von 
genügend  grossem  Umfange  zu  erhalten;  aber  alle  die 
anderen  erhofften  Vorteile  würden  unzweifelhaft  in  Wegfall 
kommen.  Es  würden  nämlich  dann,  mit  Ausnahme  der 
preussischen  Pro vinzial verbände  (jedoch  ohne  Ostpreussen) 
und  des  Königreichs  Sachsen,  welche  gegenwärtig  je  einen 
Landarmenverband  bilden,  die  übrigen  neu  zu  schaffenden 
Heimatbezirke  den  bisherigen  Landarmenverbänden  ent- 
sprechen. In  Ostpreussen,  wo  noch  gegenwärtig  die  Kreise 
die  Funktionen  des  Landarmenverbandes  haben,  würden  sie 
vollkommen  identisch,  in  Würtemberg,  in  welchem  die  Ober- 
ämter als  L.-A.-V.  fungiren,  eher  noch  grösser  sein,  von  den 
kleineren  Staaten,  die  ohnehin  kleiner  sind  als  die  preussischen 
Kreise,  also  namentlich  den  beiden  Lippe,  den  beiden  Reuss^ 
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den  beiden  Schwarzburg,  sowie  Waldeck  undMecklenburg-Stre- 
litz  ganz  zu  geschweigen.  Um  die  immer  sosehr  betonte  sittliche 
Einwirkung  auf  die  Armen  zu  ermöglichen,  müsste  also  den  Ge- 
meinden doch  wieder  die  Fürsorge  für  die  einzelnen  Individuen 
tibertragen  werden,  obwohl  diese  nicht  bei  ihr,  sondern  in  dem 
Oesammtarmenverbande  beheimatet  sind.  Wahrscheinlich  würde 
eine  so  beschaffene  Einrichtung  nicht  blos  die  Uebelstände  des 
Landarmen  Wesens  nicht  verringern,  sondern  umgekehrt  die  ganze 
öffentliche  Armenpflege  diesen  Uebelständen  in  verstärktem 
Masse  zuführen.  Uebrigens  ist  hierbei  noch  hervorzuheben,  dass 
es  zur  Konstituirung  der  Kreise  als  Gesammtarmenverbände 
eines  Reichsgesetzes  bedtlrfen  würde.  Wie  oben  dargelegt  wurde, 
sind  andere  als  aus  Gemeinden  und  Gutsbezirken  bestehende 
Vereinigungen  als  unmittelbare  Träger  der  Armenlast  nach 
gegenwärtiger  Lage  der  Gesetzgebung  nicht  statthaft. 

Vgl.  oben  S.  158.  Dies  mnss  überhaupt  im  Auge  behalten  werden, 
dass  es  sich  hier  immer  am  die  unmittelbare  Uebemahme  der  Armen- 
last handelt.  Von  den  zahlreichen  Versuchen  und  Möglichkeiten, 
die  Ortsarmenverbände  durch  Abnahme  gewisser  besonders  belasten- 
der Kategorien  von  Armenpflegefällen  zu  entlasten,  wird  unten  zu 
handeln  sein. 

Die  Grösse  der  preussischen  Kreise  bewegt  sich  regelmässig 
zwischen  50 — 60  000  Einwohner.  Hiervon  machen  nur  die  Kreise 
der  Provinzen  Hannover  und  Hessen  -  Nassau  eine  Ausnahme,  die 
überwiegend  zwisclien  20 — 40  000  Einwohner  zählen.  Dagegen  fin- 
den sich  erhebliche  Ueberschreitnngen  dieser  Ziffer  namentlich  in  den 
an  grosse  Städte  grenzenden  ländlichen  Kreisen,  sowie  in  den  be- 
deutenden Industriebezirken.  So  zählen  nach  der  neuesten  Volks- 
zählung vom  1.  Dezember  1885  die  Kreise  Niederbarnim  147  747, 
Teltow  163145  (Brandenburg),  Waidenburg  117  668,  Oppeb 
115  309,  Beuthen  131922,  Kattowitz  105  354,  Ratibor  130255 
(Schlesien),  Dortmund  134229,  Hagen  135359  (Westfalen),  Mühl- 
heim  a.  Rohr  151 346,  Essen  136 111,  Solingen  115  443,  Gladbach 
138  400,  Köln  (Land)  139  519,  Saarbrücken  124  367,  Aachen  111 209 
(Rheinprovinz).  Die  HohenzoUemschen  Oberämter  haben  eine  durch- 
schnittliche Einwohnerzahl  von  15  000.  Vgl.  die  vorläufigen  Er- 
gebnisse der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1885  ftlr  Preussen, 
herausgegeben  vom  Statistischen  Bnreau.  —  Ueber  die  Amts- 
gerichtsbezirke vgl.  Pfafferoth,  Jahrbuch  der  deutschen 
Gerichtsverfassung  für  1886,  Heymann  1886,  S.  51,  wo  die  durch- 
schnittliche Zahl  der  Eingesessenen  eines  Amtsgerichts  für  jeden  Ober- 
landesgerichts-Bezirk,  und  S.  76  ff.,  wo  für  die  einzelnen  Amts- 
gericlite  die  Zahl  der  Gerichtseingesessenen  angegeben  ist.  Abgesehen 
von  den  durch  grosse  Städte  beeinflussten  Oberlandesgerichts- 
Bezirken  (Hamburg,  Berlin,  Breslau,  Stuttgart  u.  a.)  geht  die  Zahl 
durchschnittlich  nicht  über  20  000  hinaus;  am  niedrigsten  Kassel 
mit  10  810  und  Rostock  mit  12  780,  im  einzelnen  aber  doch  sehr 
verschieden. 
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§  135. 

Was  nun  aber  auch  von  den  im  Vorstehenden  entwickelten 
Oesichtspunkten  aus  sich  gegen  die  Bildung  von  Sonder- 
^emeinden  und  grösseren  Heimatsbezirken  sagen  lässt,  und 
wie  schwer  auch  gerade  die  dagegen  geltend  gemachten  Be- 
denken ins  Gewicht  fallen,  weil  sie  von  den  gründlichsten 
Kennern  des  kommunalen  Wesens  herrühren,  so  lässt  sich  doch 
-die  Meinung  nicht  abweisen,  dass  etwas  geschehen  müsse  und 
dass  man  mit  diesbezüglichen  Reformen  nicht  wohl  bis  zur 
Durchführung  einer  oft  erörterten,  viel  ersehnten,  aber  nach 
Lage   der  Verhältnisse  nicht  in  naher  Aussicht  stehenden  all- 

Semeinen  kommunalen  Reform  warten  könne.  Nur  muss  man 
abei  im  Auge  behalten,  dass  dies  Bedürfoiss  bei  weitem  nicht 
für  alle  Gemeinden  vorliegt  und  von  vornherein  von  jeder  ge- 
nerellen Regelung  Abstand  genommen  werden  müsste.  Auch  ist 
es  durchaus  nicht  das  Moment  der  Leistungsfähigkeit  allein, 
welches  zu  dieser  Erwägung  veranlasst;  derLeistungsunfkhigkeit 
würde  auch  in  solcher  Weise  nicht  überall  abgeholfen  werden 
können.  Vielmehr  ist  es  ein  anderes  Moment,  das  in  der 
Literatur  fast  immer  nur  ganz  beiläufig  berührt  worden  ist  und 
gleichwohl  wichtig  genug  erscheint,  um  diebesondereAufinerksam- 
keit  zu  erwecken:  es  ist  dies  das  Verhältniss  der  unmittelbar 
benachbarten  Gemeinden,  deren  politische  Abgrenzung  weder 
mit  der  natürlichen  noch  mit  der  sozialen  Abgrenzung  not- 
wendig zusammenfallt,  und  deren  Bevölkerung  unter  dem 
Schutze  vollkommener  Freizügigkeit  unaufhörlich  sich  mit 
einander  vermischt,  ohne  dass  Einflüsse  hierfür  massgebend 
sind,  welche  im  übrigen  die  Bevölkerungsbewegung  bestimmen 
und  einen  Ausgleich  im  Sinne  des  wirtschaftlichen  Aequi- 
valents  zur  Folge  haben.  Umgekehrt  wird  dieser  an  sich  — 
wie  darzulegen  versucht  wurde  —  höchst  gesunde  Gedanke 
hier  zu  einer  Art  Karrikatur,  insofern  als  ein  ganz  scharfer 
Oegensatz  von  Wohngemeinde  und  von  Arbeitsgemeinde 
«ich  herausbildet;  während  die  Arbeit  der  umwohnenden  Be- 
völkerung in  Wahrheit  sehr  häufig  der  Nachbargemeinde  zu 
^ute  kommt,  ist  nach  dem  nivellirenden  Prinzip  des  Unter- 
stützungswohnsitzes ebenso  gut  wie  nach  dem  der  Heimat  die 
Wohngemeinde  zur  Armenversorgung  verpflichtet 

Zwei  Arten  nachbarlicher  Gemeinschaften  sind  es  nun 
vor  allem,  die  hierbei  in  Betracht  fallen:  die  grossen  Städte 
und  die  ihnen  benachbarten  Vorstädte  und  Landgemeinden, 
■sofern  sie  besondere  kommunale  Körperschaften  bilden,  und 
•die  Gutsbezirke,  die  von  Landgemeinden  umgeben,  dem 
Verbände  einer  derselben  nicht  angehören.  Hier  wird 
unter  Umständen  die  durch  die  Gesetzgebung  geschaffene 
günstige  Lage  mit  Bewusstsein  ausgenützt  und  von  den 
Beteiligten  auf  Anziehung  einer  fluktuirenden  Bevölkerung, 
die   für   sie   arbeitet,   und  gleichzeitige  Ansiedelung  derselben 


392  VL  4. 

in  den  benachbarten  Gemeinden  hingewirkt.  In  grossen 
Städten  geschieht  dies  freilich  nicht  direkt,  weil  dies  ein&ch 
unmSglicn  wäre;  dort  unterstutzt  die  (Jemeindevorwaltung 
meist  nur  indirekt  die  Neigung  der  Arbeiter,  in  der  weniger 
kostapieligea  Umgegend  zu  wohnen,  indem  sie  Bir  gute  und 
billige  Verbindungen  mit  der  Stadt  Sorge  trifiH 

Dagegen  steht  es  ausser  Zweifel,  dass  Gutsbezirke  durch 
Abbrechen  bezw.  Nichterrichtung  von  Arbeiterwolmungen, 
diirch  Verbot  eines  über  die  gesetzlichen  Fristen  zum  Erwerb- 
des  UnterstUtzungswohnsitzes  hin  ausreichenden  Aufenthaltes'), 
durch  Äbschluss  kurzer  Dieustkontrakte,  mit  Bewusstsein  sidi 
der  gesetzlichen  FUraorgepflicht ,  die  mit  gutem  Bedacht  an 
dea  mit  Arbeit  Verbundenen  Aufenthalt  geknUpft  ist,  zu  ent- 
ziehen suchen.  Ueberden  Schaden,  welchen  hieraurch die  Wohn- 
gemeinden  erleiden,  ist  allerdings  ZuverllUsiges  nicht  bekannt. 

Einige  ganz  dflrflige  Zahlen  weisen  bezüglich  Berlins  daraat 
hin,  dasB  hier  ein  arges  UissTerhSltniss  vorliegt.  Unter  den  Land- 
gemeinden ,  welche  unmittelbar  und  ohne  jeden  merkbaren  üeber^ 
gang  an  das  Weichbild  Berlins  sich  anschlieeeen,  sind  Rixdorf  und 
Schöneberg  die  einzigen,  för  welche  in  der  preugs.  Finanzglatiitik 
von  1883/84^)  spezielle  Zahlen  mitgeteilt  sind.  Hier  ergiebt  sich 
nun  das  Folgende: 


Es  hatten 

Einwohner 

Anegabeu 

fUr 

Armenpfiege 

auf  den  Kopf  der  BeTöi- 

keruDg  entfielen 
an  direkten  [anOemeiiide- 

IB  Xuk        1         In  Mirk 

Schöneberg  .    .    . 
ffiidorf    .... 

11180 
18  729 

8  624 
42300 

8.95                 6.04 
3.78                 6.83 

Schönebei^  also  mit  seiner  geringeren  Einwohnerzahl  hatte  dne 
mehr  als  doppelt  so  starke  Staatsstenerkraft  als  Rixdorf;  aber  es 
erhob  einen  geringeren  Betrag  an  Gemeindeabgaben  und  wendet» 
den  fünften  Teil   von  dem  fttr  Armenpflege  anf,   was  Rixdorf  aof- 

')  Vgl.  oben  g  95.  —  Als  eine  der  Wirkungen  der  sog.  Peel's-Act 
Ton  1846,  welche  eine  £rleicht«ning  der  FreizUgigkät  beawockte,  aber 
auch  keinen  Untencbied  zwischen  Arbeit«-  nnd  inetiBtort  machte,  wird 
berroivehobeii :  „Dieser  offenlÄre  Fehler  des  Gesetzes  wnrde  von  vielen 
Fabrikherren  nnd  Grossgrim^beintzem  schnell  erkannt  nnd  reichlichst 
ausgenützt  Die  Fabrikherren  errichteten  ArbeiterwohunnKen  in  benach- 
barten Kirchspielen;  die  Groaagmndbesitiser  suchten  naco  Krftften  di« 
Errichtnng  von  Artieiterwohnungen  in  ihrem  Kiicbspiele  zo  verhindenir 
ja  es  wird  sogar  berichtet,  dsss  sie  vorhandene  Arbeit  er  Wohnungen  ab- 
orechen liesaen."     Vgl.  Aschrott  S.  76. 

*)  A.  a.  0.  8.  198-203. 
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wendete.  Diese  Zahlen  bestätigen,  was  jeder  mit  den  Verhältnissen^ 
Bekannte  weiss,  dass  Schöneberg  ein  vorgeschobener  Posten  des 
Berliner  Westens  mit  teilweise  sehr  wohlhabender  Bevölkerung  ist,. 
während  Rixdorf  vorwiegend  von  anbemittelten  Arbeitern  bevölkert 
ist,  die  dort  wohnen  und  in  Berlin  zur  Arbeit  gehen.  Das  ist 
also  ein  ganz  unzweifelhaftes  Missverhältniss. 

Dieses  Anwachsen  der  Vorstädte  und  Nachbargemeinden  hält 
mit  dem  Wachsen  der  grossen  Städte  gleichen  Schritt,  wie  auch  die- 
neueste  Volkszählung  ergiebt.  Von  Städten  weisen  die  grösste  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  von  1880  auf  1885  auf: 

Ludwigshafen  (Mannheim)  um  42  ^/o 

Charlottenburg  (Berlin)        -  40  ^/o 

Ottensen  (Hamburg)  -  32  ^/o 

Lindenau  (Leipzig)  -  26  ^/o. 

Vgl.  Deutsche  Rundschau  f.  Geogr.  u.  Stat.  Jahrg.  8  S.  177.  — 
Speziell  das  kolossale  Wachstum  der  an  Berlin  angrenzenden  länd- 
lichen Gemeinden  mag  aus  folgenden  Angaben  erhellen.  Es 
zählten : 


die  Gemeinden 


1885 

1880 

Zunahme  von 
1880  bis  85 
in  Prozent 

15842 

12  626 

25.5 

7  305 

3  889 

87.8 

7  216 

5127 

40.8 

5  061 

3  769 

34.3 

15904 

11180 

42.3 

5900 

4049 

45.7 

2137 

1302 

64.1 

Lichtenberg  .  . 
Neu-WeifisoMee  . 
Reinickendorf.  . 
Pankow .... 
Schöneberg  .  . 
Grofls-Lichterfelde 
Friedenau  .    .    . 


Vgl.  a.  a.  0.  S.  7.  — 

In  Ansehung  der  Gutsbezirke,  die  vor  allem  im  Osten  der 
preossischen  Monarchie  in  Betracht  fallen,  lässt  sich  annehmen, 
dass  znm  Teil  noch  grössere  Missverhältnisse  obwalten,  die  vor 
allem  durch  die  eigenttlmliche  Natur  derselben  zu  erklären  sind^ 
Denn  die  Gutsbezirke  sind  in  erster  Linie  umfriedete  Privatbesitzun- 
gen,  aus  denen  jeder  nach  Hausrecht  ausgewiesen  werden  kann, 
sofern  er  nicht  den  Untersttltzungswohnsitz  erworben  hat ;  erst  in  dem 
Momente  des  Erwerbes  wird  der  Gutsbezirk  Träger  der  öffentlich- 
rechtlichen Verpflichtung  zur  Armenlast,  als  welcher  er  den  eigentlich 
kommunalen  Körperschaften  koordinirt  ist  Vgl.  hierzu  oben 
S.  264. 

Ueber  die  Einwohnerzahl  der  Gutsbezirke  ist  durch  die  Be- 
völkerungsstatistik bekannt,  dass  sie  in  sehr  ungleicher  Weise  be- 
völkert sind  und  sehr  ungleichen  Umfang  haben:  von  15  803  Guts- 
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bezirken,  die  gegenwärtig  in  Preussen  gez&blt  werden,  liaben  54 
mehr  als  1000  Einwohner  (darunter  Lanrahütte  nnd  Antonieohtttte 
im  Kreise  Eattowitz  mit  9198  and  4940  £.),  257  zwischen  500  nnd 
1000,  7210  zwischen  100  and  500  n.  s.  w.  bis  herab  zo  1153  Giits- 
bezirken,  welche  eine  Wohnbevölkerung  von  15  Personen  haben  (da- 
runter 50  mit  je  4,  30  mit  je  3),  nnd  116,  welche  unbewohnt  sind. 
Tgl.  Zeitschr.  d.  preuss.  stat.  Bor.  1885,  Stat.  Korr.  S.XXI.  Die  Zahl 
•der  Gutsbezirke,  welche  selbständige  Ortsarmenverbfinde  bilden,  beträgt 
gegenwärtig  11  360.  Vgl.  a.  a.  0.  1886,  Stat.  Korr.  v.  3.  JolL  — 
Dagegen  ist  aber  ihre  Finanzverhältnisse  so  gut  wie  nichts  bekannt 
In  der  preuss.  Fiu.-Stat.  filr  1883/84  wird  hierüber  S.  261  be- 
merkt: „Bei  den  Gutsbezirken  sind  die  Ausgaben  und  Einnahmeii 
kommunaler  Natnr  so  untrennbar  mit  den  Einnahmen  und  Ausgaben 
^er  Privatwirtschaft  verbunden,  dass  nicht  nur  deren  ziffermässige  Aus- 
sonderung, sondern  selbst  nur  eine  überschlägliche  Schätzung 
sich  als  eine  Unmöglichkeit  erweist  **  Aehnlich  schon  Preuss.  Stat. 
V.  1849  Bd.  4  S.  429.  —  Es  wäre  jedenfalls  von  hohem  Wert 
in  dieser  Beziehung  eingehendere  örtliche  Untersuchungen  anzu- 
-stellen,  namentlich  darüber,  wieviel  Individuen  in  der  Wohngemeinde 
^er  Armenpflege  anheimfallen,  die  in  den  Nachbarbezirken  zar 
Arbeit  gehen.  Ich  kann  auf  diese  Art  örtlicher  Untersuchung,  die 
ich  in  meiner  Abhandlung  über  Armenstatistik  in  Conrads  Jahrb. 
1886  H.  6  S.  435  ff.  ausführlich  dargelegt  habe,  hier  nicht  näher 
eingehen.  Es  scheint  mir,  als  wenn  überhaupt  eine  örtliche  Unter- 
suchung gerade  der  Verhältnisse  in  den  Gutsbezirken  auch  in  Hin- 
sicht auf  kommunale  Reform  ausserordentlich  wertvoll,  ja  die 
eigentliche  Yorbedin^ng  einer  durchgreifenden  kommanalen  Reform 
«ein  würde. 

Würde  man  im  Verfolg  derartiger  Untersuchungen  zur  Auf- 
deckung vorhandener  Missstände  und  ihrer  Ursachen  kommen, 
so  w^ürde  meines  Erachtens  in  diesem  einen  Punkte  das  Bedenken 
bezüglich  der  Schaffung  besonderer  Bildungen  ohne  allgemeinere 
kommunale  Umbildung  gegen  die  Notwendigkeit  einer  Abhülfe 
in  Bezug  auf  die  Armenpflege  zurücktreten  und  mindestens  ein 
Versuch  mit  Schaffung  grösserer  Heimat-  und  Armenpflegebezirke 
gemacht  werden  müssen.  Dreierlei  hätte  man  hierbei  zu  beachten. 

Erstens  müsste  in  Ansehung  der  Zusammenlegung  Zwang 
^eübt  werden  dürfen:  eine  Befugniss,  die  durch  die  Landes- 
gesetzgebung *)  auszusprechen  wäre;  von  der  Befugniss  dürfte 
aber  kein  allgemeiner,  sondern  nur  ein  besonderer  Gebrauch 
überall  da  gemacht  werden,  wo  die  Verhältnisse  dies  erfordern 
xind  ermöglichen.     Zweitens  müsste  ein  allgemeiner  Armen- 


1)  Die  Reichsgesetzffebuns  ist  hierzu  nicht  kompetent,  weil  es  sich 
tun  Fragen  der  inneren  VerwaltoDg  handelt.     Die  allgemeine  Ebnächti- 

fung  zur  BUdung  von  Gresaramtarmenverbänden  ist  ja  bereits  durch  §  S 
es  Gesetzes  vom  6.  Juni  1870  erteilt    Vgl.  die  Bemerkung  oben  8.  379. 


VL  4.  395 

fonds  errichtet  werden  ^  zu  dem  sftmmtliche  Verbände  beizu- 
tragen hätten  und  aus  dem  der  Aufwand  der  einzelnen  Verbände 
diesen  ersetzt  würde;  es  würde  sich  um  ein  Verfahren  handeln, 
wie  das  von  Rocholl  und  Wittgenstein  für  die  gesammte 
Armenlast  vorgeschlagene,  bei  dem  eine  gegenseitige  Ab- 
rechnung stattfindet ,  so  dass  einzelne  Verbände  zuzuzahlen, 
andere  etwas  herauszubekommen  hätten.  Doch  würde  es  sich 
zur  Verhütung  von  Missbrauch  empfehlen,  die  einzelnen  Ver- 
bände einen  Teil  des  Aufwandes  ohne  Erstattung  tragen  zu 
lassen  —  ein  in  London  zur  Anwendung  gekommenes  System, 
auf  das  ich  noch  ausführlich  zurückkomme  —  unten  §  167  — . 
Drittens  aber  müsste  die  Verwaltung  und  Aufsicht  eine  der- 
artige sein,  dass  sie  den  gesammten  Bezirk  ohne  Mühe  zu 
übersehen  vermag  und  durch  ein  geordnetes  Rechnungswesen 
Art  und  Mass  der  Verwendungen  zu  kontroliren,  sowie  auf 
zweckmässige  und  wohlfeile  Armenpflege  hinzuwirken  im  Stande 
ist  Auch  hierauf  komme  ich  noch  zurück.  Vgl.  unten,  be- 
sonders §  224. 

Es  liesse  sich  von  solchen  Massregeln  für  einen  enger 
umgrenzten  Bezirk  sehr  wohl  gerechtere  Verteilung  der  Armen- 
last, bessere  Armenpflege  und  Verhinderung  der  Abschiebung 
erwarten. 


2.    Vereinigungen  zu  einzelnen  Zwecken  der  Armenpflege. 

§  136. 

Die  Vereinigung  mehrerer  Ortsarmenverbände  zur  Uebung 
der  gesammten  Armenpflege  sowie  zu  einzelnen  Armenpflege- 
zwecKen  ist  ebenfalls  durch  die  Reichsgesetzgebung  gestattet^). 
Sie  unterscheidet  sich  rechtlich  von  demGesammtarmen  verbände 
dadurch,  dass  sie  nicht  gleichzeitig  einen  Heimatbezirk  bildet  und 
dass  nach  aussen  hin  jeder  der  an  der  Vereinigung  teilnehmenden 
Ortsarmenverbände  der  verpflichtete ,  aktiv  und  passiv  legi- 
timirte  Träger  der  Armenlast  bleibt  Thatsächlich  würde  eine 
solche  Vereinigung,  sofern  sie  die  gesammte  Armenpflege  um- 
fasste,  in  ihrer  Wirkung  dem  Gesammtarmenverbande  fast  gleich- 
stehen, weil  sie  den  einzelnen  Verband  von  der  alleinigen 
Fürsoi^e  für  Personen,  die  ihm  durch  Heimat  oder  Unter- 
stützungswohnsitz angehören,  entlasten  würde.  Aus  diesem 
Grunde  werden  denn  auch  gegen  die  Bildung  solcher  Ver- 
einigungen ähnliche  Bedenken  erhoben,  wie  gegen  die  Gesammt- 
armenverbande,  insbesondere  das  Bedenken  wegen  Verviel- 
fältigung der  mit  der  Armenpflege  befassten  kommunalen  Or- 


1)  Doch  sind  alle  BUdangen,  welche  nicht  auf  dem  Grande  der  Ge- 
meinde veifaesung  beruhen,  ausdrücklich  ausgeschlossen.   Vgl.  oben  S.  160. 
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ganismen*).  Und  aus  demselben  Grunde  ist  es  wohl  zu  er- 
klären, daas  —  mit  einer  einzigen  weiterhin*  zu  nennenden  Aus- 
nahme —  Vereinigungen  dieser  Art  nirgends  vorkommen. 

Dagegen  sind  Vereinigungen  zu  einzelnen  Zwecken  häufiger; 
dieselben  sind  namentlich  durch  zwei  Miasstände  veranUsst 
worden :  einmal  die  Leistungsuni^igkeit  der  kleinen,  vor  allem 
der  ländlichen  Gemeinden  und  zweitens  das  Vagabundenunwesen. 
Wie  68  einleuchtet,  dass  vereinigte  Kräfte  finanziell  leistungs- 
fähiger sind,  als  die  einzelne  Kraft,  so  ist  es  aucb  klar,  da» 
gegen  daa  Vagabundiren  —  ein  Verhalten,  dessen  Marne  bereit» 
den  Aufenthalt  an  verschiedenen  Orten  andeutet  —  der  Schutz 
nur  ein  wirksamer  sein  kann,  wenn  ihm  an  allen  Orten  gleich- 
mäasig  Widerstand  geleistet  wird.  Meist  sind  es  diese  beiden 
Gesichtspunkte  zusammen,  welche  fUr  die VereinigungmasBgebend 
gewesen  sind;  doch  überwiegt  bald  der  eine,  bald  der  andere. 
Das  Moment  der  Leistungsunfähigkeit  tiberwiegt  l>ei  den  sog. 
Bezirksarmenhäusern,  das  der  Vagabund enbekämpfiu^ 
beiden  Arbeits-  undNaturalverpflegungsstationen. 
Die  Darstellung  dieser  Veranstaltungen,  die  im  Folgenden  ge- 
sondert zu  geben  sein  wird,  erschöpft  das  Mass  dessen,  was 
auf  dem  Wege  der  Vereinigung  zu  Sonderzwecken  geleistet 
worden  ist,  bezw.  zu  leisten  gewünscht  oder  vorgeschlagen  wird. 

a.   Die  Bezirk  sarmenb  loser. 

Die  Frage  ist  abgesehen  von  der  Erörtemng  im  allgemeinen 
Zosammenhange  des  Ärmenwesens  Gegenstand  sehr  eiogebender  nnd 
fast  durchweg  sehr  vortrefflicher  monographischer  Darstellung  ge- 
worden. Dies  gilt  Damentlich  von  den  folgenden  Arbeiten:  Leb- 
mann,  Znr  Frage  des  sächs.  Ärmenwesens,  1858.  —  Bitzer, 
Die  Bezirksarmenhflnser  im  Kßnigr.  Sachsen,  186i.  —  Hall- 
baner,  Znr  Fr^e  des  sächs.  ArmeDwesens  nnd  der  Selbstrer- 
waltnng  ländlicher  Gemeinden  mit  besonderer  Rocksicht  auf  den 
Armenversorgangsverein  der  Amtelandschaft  Meissen,  1868.  — 
Rentzsch  bei  Emmmgbaus  8. 191  ff.  —  Böhmert,  ZnrStatistik 
der  Sachs.  Bezirksarmenanstalten,  in  der  Zeitschr.  des  k.  sächs.  slaL 
Bar.  Jahrg.  29  S.  151  ff.,  vgl.  auch  Jabi^.  28  S.  41  ff.  —  Drei  Referat« 
fBr  denD.  V.  f.  A.  n.  W.,  und  zwar  1883:  Ludwig- Wolf,  Deber 
die  Frage  der  Armenbeschäftigung,  nebst  zwei  Anhängen:  I,  Tabel- 
larische Zosammenstellnng  der  Hitteilungen  Ober  die  zur  Beschäf- 
tigung Armer  im  Reich  bestehenden  Anstalten.  II.  Die  Bezirks- 
Armenhänser  nnd  die  Bezirks- Arbeitsanstalten  im  KOnigr.  Sachsen; 
Drucks.  Nr.  3,  Stenogr.  Ber.  S.  36  ff.  —  1885:  Ziller,  üeber 
die  Einrichtnng  von  Bezirks-  (Kreis-)  Armenhäusern;  Drucks. 
Nr.  9.  —  Hnzel,  Bericht  Ober  die  Frage  der  Errichtung  von 
Kreis-  oder  Bezirksarmenbäusern ,  nebst  2  Anlagen;  Druckt- 
Nr.  10,  Stenogr.  Ber-  S.  73  ff. 


■)  Tgl.  namentUcb  Reitzenstein  a.  a.  O. 
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§  137. 

Der  Begriff  der  „Leistungsunfilhigkeit*^  ist  in  Bezug  auf 
die  hier  in  Rede  stehenden  Veranstaltungen  in  einem  etwas 
engeren  Sinne  als  dem  einer  „ganz  allgemeinen  LeistungsunfHhig- 
keit*^  zu  verstehen.  Muss  es  sich  nämlich  bei  den  Aufgaben  der 
Armenpflege  immer  darum  handeln,  die  bedürftigen  Individuen 
in  der  ihnen  angemessensten  Weise  zu  unterstützen,  vor  allem 
<das  Mass  der  noch  vorhandenen  Arbeitsfähigkeit  richtig  aus- 
zunutzen, so  setzt  die  Verwirklichung  dieses  Grundsatzes  zweierlei 
voraus:  einmal  das  Vorhandensein  von  Arbeitsgelegenheit  und 
ferner  die  Möglichkeit,  die  Unterstützung  Suchenden  zur  Arbeit 
anzuhalten^).  Arbeitsgelegenheit  ist  nun  meist  in  kleineren 
^Gemeinden  nicht  vorhanden  und  eben  deshalb  die  Möglichkeit 
eine  sehr  geringe,  die  Gewährung  der  Unterstützung  von 
Arbeitsleistung  abhängig  zu  machen.  Dies  fuhrt  entweder  dazu, 
•die  Armen  gänzlich  zu  vernachlässigen  oder  sie  ohne  Rücksicht 
4kuf  ihre  Wtlrdigkeit  zu  unterstützen.  Der  Erfolg  ist  in  beiden 
Fällen  ziemlich  der  gleiche,  nämlich  körperliches  und  morali- 
.sches  Herunterkommen  der  Bedürftigen:  da  die  ungenügend 
Unterstützten  gezwungen  werden,  durch  Betteln  sich  das 
Fehlende  anderweit  zu  verschaffen,  während  die  arbeitsfilhigen 
Unterstützten  zum  Müssiggang  und  zur  Zuchtlosigkeit  geradezu 
verführt  werden.  Eine  besondere,  fast  in  allen  kleinen  Ge- 
meinden wiederkehrende  Erscheinungsform  einer  derartigen 
Armenpflege  sind  die  Armenhäuser,  in  denen  die  Angehörigen 
Jeden  Alters  und  Geschlechts,  arbeitsfähige  und  arbeitsunfähige 
rersonen  zusammengepfercht  werden.  Ueber  den  unwürdigen 
Zustand  dieser  Häuser,  die  vielfach  als  „Brutstätten  des  Lasters 
und  der  Verkommenheit"  bezeichnet  werden,  herrscht  bei 
-aUen  Sachverständigen  nur  eine  Stimme«). 

Diese  mit  der  Regelmässigkeit  einer  Naturerscheinung  be- 
obachteten Zustände  führten  nun  zu  der  Erwägung,  ob  es 
nicht  möglich  sei,  durch  Arbeitsveranstaltungen  in  grösserem 
Massstabe:  auf  der  einen  Seite  bei  jedem  Arbeitsfähigen  die 
<Jewährung  einer  Unterstützung  von  vorgängiger  Arbeits- 
leistung abhängig  zu  machen,  und  auf  der  anderen  Seite  für 
die  wirklich  Arbeitsunfähigen  einen  menschenwürdigen  Auf- 
enthalt herzustellen.  Und  weil  derartige  Veranstaltungen  selbst- 
verständlich wieder  von  dem  Vorhandensein  genügender  finan- 
-zieller  Leistungsfähigkeit  abhängig  waren,  so  gelangte  man  dazu, 
^e  Vereinigung  mehrerer  Verbände  zu  den  vorbezeichneten  Zwe- 
•cken  ins  Auge  zu  fassen,  welche  für  grössere  Bezirke  Anstalten 
errichten,  in  denen  die  Armen  untergebracht  und,  soweit  sie  zur 
Arbeit  fähig  sind,  zum  Arbeiten  angehalten  werden  können.  Bezirk 


1)  Ausführlicher  hierüber  unten  §  197  ff. 
>)  Vgl.  hierüber  näher  oben  S.  244. 
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in  dem  hier  gemeinten  Sinne  ist  aber  nicht  notwendig  identisch 
mit  dem  politischen  kleineren  oder  grösseren  Verwaltungs- 
bezirke, sondern  bedeutet  lediglich  ein  mehr  oder  minder 
grosses  Gebiet,  innerhalb  dessen  die  Vereinigung  mehrerer 
Armenverbände  in  Bezug  auf  die  genannten  Zwecke  statt- 
findet Bezirksarmenhaus  ist  im  engeren  Sinne  der  technische 
Ausdruck  für  derartige  den  gemeinschaftlichen  Zwecken 
dienende  Anstalten  geworden. 

§  138. 

In  Deutschland  sind  die  ältesten  Bezirksarmenhäuser  in 
Ostfriesland  und  Schleswig-Holstein,  also  eben  da  zu  fin- 
den, wo  Gesammtarmenverbände  bestehen  oder  bestanden  haben 
und  die  Uebung  gemeinschaftlicher  Armenpflege  eine  alt- 
gewohnte ist  oder  war.  Vor  allem  sind  in  Schleswig- Holstein 
in  den  vierziger  Jahren  derartige  Anstalten  errichtet  und  so 
bewährt  gefunden  worden,  dass  man  mit  ihrer  Einrichtung  fort- 
fährt und  gegenwärtig  etwa  80  in  sämmüichen  Kreisen  der 
Provinz  bestehen.  Dieselben  sind  ihrem  Wesen  nach  Armen- 
pflegeanstalten,  in  denen  ein  Zwang  zum  Eintritt  sowie  zum 
Verbleiben  nicht  besteht  Es  wird  ihnen  der  Erfolg  nach- 
gerühmt, dass  nach  ihrer  Errichtung  die  Zahl  der  Unter- 
stützung suchenden  Armen  abgenommen  und  sich  die  An- 
stalten als  Mittel  bewährt  hätten,  wirklich  Bedürftige  von  den 
Mtissiggängem  zu  scheiden^). 

§  139. 

Ausser  den  genannten  sind  diesbezügliche  Veranstaltungen 
in  grösserem  Massstabe  und  über  das  ganze  Staatsgebiet  verbreitet 
nur  im  Königreich  Sachsen  vorhanden.  Dieselben  werden  in 
der  Regel  als  Muster  aufgestellt  und  sind  in  der  Literatur 
Gegenstand  vielfältiger  eingehender  Darstellung  geworden.  In 
der  That  sind  sie  in  zweifecher  Richtung  beachtenswert:  ein- 
mal weil  sie  eine  grosse  Mannigfaltigkeit  der  gemeinschaft- 
lichen Zwecke  aufweisen,  und  zweitens,  weil  sie  nicht  als  ein- 
malige Schöpfung  der  Staatsbehörden,  sondern  unter  dem 
Drucke  der  erheblichsten  Missstände  durch  freiwillige  Vereins- 
thätigkeit  allmählich  entstanden  und  fortentwickelt  sind. 

§  30  der  sächsischen  Armenordnung  vom  22.  Oktober  1840 
empfahl  bereits  die  Assoziation  mehrerer  Heimatbezirke,  „um 
die  Ausfuhrung   von  Massregeln   zu   lohnender  Beschäftigung 


1)  Vgl.  die  atenogr.  Verhandl.  des  D.  V.  1885  8.  80.  81.  —  Die  An- 
gaben  in  Huzels  Referat  a.  a.  0.,  der  nur  29  Anstalten  nennt,  sind  wäh- 
rend der  Verhandlung  durch  den  Landesrat  v.  Graba  in  der  im  Text 
angegebenen  Weise  richtig  gestellt 
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arbeitsfähiger  Armen  auch  für  kleinere  und  ärmere  Ortschaften^, 
denen  es  für  sich  allein  an  den  hierzu  erforderlichen  Mitteln 
fehlt,  für  welche  aber,  zur  möglichsten  Verminderung  der 
Armut  und  Unterdrtlckung  der  nicht  nur  ihnen  selbst,  sondern 
vornehmlich  auch  den  benachbarten  Orten  lästigen  Bettelei, 
solche  Veranstaltungen  am  allemötigsten  sind,  zu  erleichtern*^* 
Doch  sollte  die  Bildung  grösserer  Armendistrikte  zu  diesem 
Zwecke  „vorerst  nur  versuchsweise  auf  eine  gewisse  Anzahl 
Jahre  mit  Vorbehalt  der  Aufkündigung  und  Verlängerung 
auf  anderweite  Fristen  erfolgen"  (§  89  a.  a.  O.),  was 
überhaupt  der  auch  in  der  Vollzugsinstruktion  zur  Armen- 
ordnung ausdrücklich  ausgesprochenen  Meinung  des  Gesetz- 
gebers entsprach,  dass  es  sicn  nur  um  den  Hinweis  und  das 
Empfehlen  solcher  Vereinigungen  handeln  könnte,  wo  ein  Be- 
dürtniss  hierzu  vorhanden,  jeder  Zwang  aber  fernbleiben  sollte. 

Wie  aber  die  Erkenntniss  der  Uebelstände  regelmässig 
der  Auffindung  und  Anwendung  etwaiger  Heilmittel  er- 
heblich vorauszueilen  pflegt,  so  blieb  auch  der  §  30  a.  a.  O. 
zunächst  ohne  praktische  Folgen.  Erst  die  Notstände  am* 
Ende  der  vierziger  Jahre  und  die  mit  ihnen  wieder  stärker,. 
vielfach  unerträglich  werdende  Bettlerplage,  sowie  die  Be- 
lästigung der  Landgemeinden  durch  arbeitsscheue  Arme, 
führten  zu  mannigfacher  Erwägung  der  Abwehr,  und  damit 
zur  ernstlichen  Aufnahme  jenes  Gedankens  planmässiger 
Vereinigung.  Hieraus  entstanden  denn  zunächst  ganz  frei- 
willige Vereinigungen  von  Landgemeinden  und  Ritterguts- 
besitzern zu  Bezirksarmenvereinen,  deren  bis  Anfang  1857 
im  ganzen  63:  1417  Ortschaften  bezw.  Rittergüter  umfassend,, 
gegründet  wurden. 

Um  aber  das  gemeinschaftliche,  schon  in  seinen  AnfUngen 
als  sehr  nützlich  erkannte  Vorgehen  nicht  wieder  beim 
Herannahen  besserer  Zeiten  erschlaffen  zu  lassen,  wurde  von 
einigen  Seiten  zur  öffentlichen  und  allgemeineren  Verhand- 
lung der  diesbezüglichen  Fragen,  insbesondere  der  Frage  der 
zwangsweisen  Beschäftigung  der  arbeitsscheuen  Armen,  ge- 
drängt. Es  fanden  Versammlungen  statt,  deren  Ergebnis s 
die  Regierung  zur  Einbringung  eines  Gesetzentwurfes  (vom 
27.  April  1858)  veranlasste,  bei  welchem  davon  ausge- 
gangen wurde,  dass  notwendig  die  Grundlage  der  freiwilligen 
Vereinigungen  beizubehalten,  diesen  aber  statt  der  bisherigen,, 
wesentlich  negativen  Richtung  ein  mehr  positiver  Inhalt  und 
dadurch  zugleich  eine  gewisse  Garantie  der  Dauer  zu  geben 
sei.  Der  Gesetzentwurf  sah  daher  neben  geeigneten  Veran- 
staltungen zur  Abwehr  des  Bettels  die  Gründung  gemein- 
schaftlicher Armen-  oder  Arbeitshäuser  sowie  ge- 
meinschaftliche Massregeln  behufs  Kindererziehung,  Kranken- 
pflege, Gründung  von  Sparkassen  und  Beihülfen  an  unver- 
mögende  Ortskassen    in    geeigneten    Fällen    vor.     Jedenfalls. 
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sollte  die  Beschäftigung  der  arbeitsflLhigen  Armen  das  mindeste 
Mass  dessen  darstellen,  was  die  Vereinigimgen  zu  leisten  hfttten, 
■um  vom  Staate  als  „Bezirksarmenvereine"  im  Sinne  des  Ge- 
setzes anerkannt  zu  werden.  Und  zwar  sollte  diese  Anerkonnoog 
nicht  blos  eine  formelle  Bedeutung  haben,  sondern  den  Vorstftndeii 
■der  Vereine  die  hSchst  wichtige  Befogniss  zu  DiBziplinarmus- 
regeln,  namentlich  aber  dazu  gewähren,  Zwang  zur  Arbeit 
-ohne  Dazwischenkunft  der  Polizeibehörde  eintreten  zu  lassen. 
Der  Entwurf  kam  nicht  zur  Verabschiedung.  Vielmehr 
machten  sich  damab,  ganz  ähnlich  wie  in  England  gegenttber 
dem  Workhouse-System '),  erhebliche  Bedenken  ge^en  die 
OrUndung  von  Bezirksarbeitshäusem  geltend,  die,  ebenso  wie 
In  jenem  Lande,  darin  gipfelten,  dass  die  Anstalten,  wenn 
■sie  zweckmässig  sein,  insbesondere  die  Individuen  nach  Alter 
und  Geschlecht  getrennt  halten  sollten,  sehr  kostspielig  sein 
-würden,  um  so  mehr,  da  man  hieaeben  der  eigenuichen 
Korrektionaanstalten  nicht  wUrde  entbehren  kOnnen.  Auch 
sei  der  Wert  der  Anstaltsarmenpflege  ein  sehr  bedingter;  in- 
dividuell bessernde  Massregeln  verm&ge  nur  die  eigenUiche 
■Ortsannenpflege  zu  treflfen^  auf  deren  Verbesserung  hinzu- 
wirken müsse  das  Ziel  sein. 

Die  Regierung  beschränkte  sich  nunmehr  darauf,  die 
Missstände  der  Gemeindearmenhäuser  zu  kennzeichnen')  und 
als  Hauptgrundsätze  fUr  Verbesserung  der  örtlichen  Armen- 
verwaltung  aufzustellen:  die  Verhütung  des  Missbrauchs  der 
Armenhäuser  zur  Unterbringung  arbeitsscheuer  Personen, 
■sowie  die  Fürsorge  fllr  die  in  den  Armenhäusern  befindlichen 
Kinder  und  Schutz  derselben  gegen  Verwahrlosung.  Im  übrigen 
bezeichnete  sie  die  strengere  lokale  Aufsicht  als  einen  Gegen- 
■stand  der  Regieningsthätigkeit,  während  sie  bezüglich  der  Ver- 
einsbildung nichts  anderes  thun  zu  kOnnen  vermeinte,  als  die 
.bereitsvorhandenenVereinigungenzurKachahmung  zu  empfehlen. 
Hier  bewährte  sich  nun  in  der  That  die  Krafl  eines  guten 
und  nützlichen  Beispiels,  indem  seit  1860  von  neuem  Bezirks- 
armenvereine siph  zu  bilden  und  stufenweise  sich  weiter  zu  ent- 
wickeln begannen.  Der  erste,  110  Gemeinden  und  Rittergüter 
in  den  Gerichtsamtsbezirken  Oschatz,  Strehia  und  Riesa  um- 
fassend, errichtete  ein  Arbeits-  und  Armenhaus  zu  Strehia ;  ihm 
folgte  das  Gerichtsamt  Taucha  mit  erweiterten  gemeinschaftlichen 
Zwecken;  der  1861  gegründete  Verein  der  Amtslandschaft 
Meissen  nmfasste  schlechthin  alle  Annenpfiegezwecke.  Umgleich 
die  Angaben  über  den  gegenwärtigen  Stand  dieser  Bewegung 
vorweg  zu  nehmen,  so  sei  bemerkt,  dass  zur  Zeit  30  Bezirks- 


I  g  20S.  —  Namentlich  die  o&nen  Briefe  de*  Geriet»- 
■ich;  vgl.  Bitzer  B  B.  34. 
die   Kreisdireklionen    vom    80.  Oktober    1861;    vgl 
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anstalten  bestehen ,  an  denen  rund  80  ^/o  der  gesammten  Be- 
völkerung des  Königreichs  Sachsen  beteiligt  sind  ^).  Von  diesen 
sind  17  von  freien  Vereinigungen   mehrerer  Gemeinden  ge- 

f rundet  worden ^),  während  1 3  von  amtlichen  Bezirksverbän- 
en  der  Amtshauptmannschaften  errichtet  wurden ;  7  der  ersten 
Art  sind  später  ebenfalls  in  den  Besitz  der  letzteren  über- 
gegangen, so  dass  gegenwärtig  das  Verhältniss  sich  auf  10 
und  20  stellt.  Doch  ist  dies,  wie  hervorgehoben  werden  muss, 
kein  qualitativer,  sondern  lediglich  ein  quantitativer  Unter- 
schied: der  Bezirksverein  der  Amtshauptmannschaft  umfasst 
nämlich  sämmtliche  zu  letzterer  gehörige  Gemeinden,  der  freie 
Verein  nur  eine  den  politischen  Grenzen  nicht  genau  ent- 
sprechende Zahl;  der  Charakter  der  Freiwilligkeit  wird  da- 
d\irch  nicht  berührt.  Die  Anstalten  bieten  Unterkunft  flir 
rund  4000  Personen.  Im  einzelnen  schwankt  die  Belegfilhig- 
keit  zwischen  50  und  250  Insassen;  100 — 200  bilden  den 
Durchschnitt^).  In  Bezug  auf  die  Einwohnerzahl,  welche  an 
den  einzelnen  Vereinigungen  beteiligt  ist,  bestehen  ebenfalls 
grosse  Verschiedenheiten.  Nur  die  freien  Vereine  bewegen  sich 
noch  überwiegend  in  denjenigen  Ziffern,  die  man  bei  ihrer 
Gründung  nicht  glaubte  überschreiten  zu  sollen,  d.  h.  zwischen 
10000  und  60 000 Einwohnern*),  während  die  amtlichen  Bezirks- 
vereine entsprechend  der  Bevölkerung  der  Amtshauptmann- 
schaften zum  Teil  sehr  viel  höhere  Ziffern  zeigen  ^).  Doch  hat 
man  hierbei  zu  berücksichtigen,  dass  es  nicht  allein  auf  die  Zahl 
der  Einwohner,  sondern  auch  auf  die  Dichtigkeit  der  Bevölke- 
rung ankommt. 

Ihren  Zwecken  nach  dient  mit  einer  Ausnahme  (Treuen) 
jede  dieser  Anstalten  zur  zwangsweisen  Unterbringung  arbeits- 
scheuer Individuen  und  mit  zwei  Ausnahmen  (Sorga  und 
Hilbersdorf )  zugleich  zur  Versorgung  arbeitsunfähiger  Personen. 
Die  meisten  Anstalten  nehmen  auch  obdachlose  Familien  auf; 
20  derselben  dienen  auch  als  Siechen-,  10  als  Kranken-,  5  als 
Irrenhäuser.     17  Anstalten  befassen  sich    ausserdem   noch  mit 


M  Bei  Böhmert  sind  nur  28  Anstalten  verzeichnet  (bis  einschliess- 
lich 1.  März  1883);  vgl.  S.  153.  —  Es  sind  inzwischen  2  —  in  Frohnau  (Anna- 
berg) und  Olbemhau  (Marienber^  hinzugekommen:  vgl.  Huzel  S.  41. 

^)  Sämmtliche  von  freien  vereinen  gegriindete  Anstalten  sind  in 
der  Zeit  bis  1870  errichtet  Seit  1873  sind  nur  noch  solche  von  amtlichen 
Bezirksvereinen  gekündet  bezw.  übemonmien  worden. 

')  Vgl.  ziun  Vorstehenden  die  Bemerkung  bei  Böhmert  S.  152, 
namentlich  aber  die  vortrefi'lich  angeordneten  Tabellen  ebenda  S.  164  ü'., 
aus  denen  in  bequemster  Uebersicht  die  bunte  Mannigfaltigkeit  der  Ge- 
staltunffen  in  den  einzelnen  Bezirksvereinen  ersichtlich  ist.  Namentlich 
Bubr.  5,  9  und  10. 

*)  Vgl.  Bitzer  IIS.  2.  —  Am  niedrigsten  Mittelherwigsdorf  für 
10  706  £inwohner,  am  höchsten  Hilbersdorf  för  112865.  Vgl.  Böhmert 
ö.  153. 

^)  Zwischen  50  und  200  000  Einwohner:  Zeitschr.  des  sächs.  stat.  Bur. 
Jahrg.  28  S.  46. 
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Knidererziebang  und  Kinderbesaerung.  Auch  nehmen  einige 
Anstalten  auch  Selbstzahler,  andere  Pensionäre  von  Gemeiaden 
ausserhalb  des  Bezirkes  auf). 

§  140. 

Allen  Zwecken  der  Armenpflege  dient,  wie  schon  bemerkt, 
nur  der  Bezirksverein  der  Amtslaodschaft  (nicht  dar  Amts- 
hauptmannschaft) Meisseu^).  Er  ist  1862  gegründet  und  ver- 
einigt sämmtliche  im  Gerichtaamtsbezirke  Meiasen  einbezirkten 
Ortschaften,  Rittergüter  und  von  dem  {Jemeinde verbände  exi- 
mirt«n  Grundstücke  zu  einem  gemeinschafdichen  Armenversor- 
gungs verbände,  jedoch  ohne  den  Bestand  der  Heimatbezirke  sin 
solcher  zu  berühren').  Dagegen  bilden  die  sämmtlichen 
Heimatbezirke  „in  allen  die  Armen  Versorgung  betreffenden 
Angelegenheiten  dergestalt  einen  Verband,  dass  in  allen  hier 
einsclilagenden  Beziehungen,  mögen  sie  dem  Gebiete  der 
Armenpflege  oder  der  Armenpolizei  angehören,  ein  Unter- 
.  schied  zwischen  den  einzelnen  Heimatbezirken  fernerhin  nicht 
gemacht  werden  darf  und  dass  namentlich  auch  der  für  den 
Zweck  der  gemeinschaftlichen  Armenvers  orgung  erforderliche 
Geldbedarf  von  der  Gesamratheit  der  Heimatbezirke  aufeu- 
bringen  ist"  *),  Für  die  Zwecke  der  Armenpflege  ist  der  Be- 
zirk in  22  Distrikt^'  eingeteilt,  deren  Leitung  in  die  Hände 
der  Distriktaarmen vereine  gelegt  ist;  diese  wiederum  bildeu 
eine  örtliche  Abteilung  des  Verwaltungsrates,  dem  die  Ober- 
leitung und  die  ausschliessliche,  oder  an  die  Zustimmung  eines 
Verwaltungsausschusses  gebundene  Beschlussfasaung  über  die 
wichtigsten  Gegenstande,  namentlich:  die  Ueberwachung  der 
Distnktsleitungen,  die  Aufsicht  über  arbeitsscheue  Individuen, 
die  KechnungsfUhrung  u.  s.  w.  zusteht").  Sehr  bemerkens- 
wert erscheint  die  Bestimmung  über  die  Einlieferung  arbeits- 
scheuer, Unterstützung  nachsuchender  Individuen  in  die  Bezirks- 
anstalt. Dieselbe  soll  vom  Verwaltungarat  auf  Antrag  de* 
betreffenden  Distriktsvereins  und  sofera  Ermahnungen  des- 
aelben  fruchtlos  geblieben  sind,  verfügt  werden  können.  In 
diesem  Falle  soll  au  das  Gerichtsarat  Anzeige  erstattet  werden, 
das  auch  seinerseits  Nachricht  giebt,  wenn  es  ein  Individuum 
in  die  Zwangsarbeitsanstalt  abgehen  läast'). 

Die  Armen filrsurge  ist  übrigens  zunächst  eine  lokale,  die 

')  Böhmert  S.  V>ä.  154. 

')  Tgl.  bei  Hallbauer.  Der  auBBerordentUch  wertvollea  kläoen 
Schrift  sind  Statuten,  KostearechnuiigeD  u.  dergl.  beitrefDKt.  lieber  die 
neuere  Entwickelune  vgl.  die  sächs.  Äimenstatistik :  a.  a.  U.  Jahrg.  28  S.  41  S- 

=>)  ä  1.  2  des  Statuts. 

*i  S  S  de»  Statuta. 

»)  M  ff-  des  Statuts. 

«)  I  7a  des  Statuts. 
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in  geeigneten  Fällen  im  Einvernehmen  mit  den  übergeord- 
neten Instanzen  in  Vereinsanstaltspäege ,  namentlich  auch  für 
arbeitsunfähige  Personen,  umgewandelt  werden  kann ;  die  eigent- 
lich vorbeugende  Armenpflege  liegt  ausserhalb  der  Vereins thätig- 
keit.  Der  Vereinskasse  fli essen  die  Bestände  sämmtlicher  Orta- 
kassen  zu  —  jedoch  ausschliesslich  der  örtlichen  Stiftungen, 
welche  nach  wie  vor  von  den  Ortsarmenbehörden  zu  verwalten 
sind  — ;  ausserdem  bestehen  die  hauptsächlichsten  Einnahmen 
in  den  Armenanlagen,  welche  zu  ^U  nach  den  Steuerein- 
heiten und  zu  V*  nach  der  Kopfzahl  aller  nach  dem  Gesetz 
beitragspflichtiger  Einwohner  des  Amtsbezirks  aufgebraclit 
werden  ^).  Die  Unterverteilung  im  Inneren  des  Heimatbezirkes 
ist  Sache  des  letzteren. 


§  141. 

Die  Erfahrungen,  welche  man  mit  den  Bezirksanstalteu 
gemacht  hat,  sind  im  allgemeinen  günstige.  Gleich  im  Bc^- 
ginne  ihrer  Thätigkeit  wurde  berichtet,  dass  manche  in  der 
örtlichen  Armenpflege  tief  eingewurzelten,  unausrottbar  er- 
schienenen Uebelstände  fast  wie  durch  einen  Zauberschlag 
verschwunden  seien,  insbesondere  die  Zahl  der  Unterstützung 
suchenden  Individuen  sich  bei  Eröffiiung  des  Armenhauses 
ausserordentlich  vermindert  und  mit  dem  Eintritt  gehöriger 
Aufsicht  die  Bettelei  fast  ganz  abgenommen  habe^).  Es  sind 
dies  also  ähnliche  Erfahrungen,  wie  man  sie  in  Schleswig-Holstein 
und  auch  in  anderen  Gebieten  mit  Arbeitsanstalten  gemacht 
hat*).  Ausserdem  wurde  der  andere  wesentliche  Zweck  der 
Vereinigung,  die  Entlastung  der  Heimatbezirke  und  die  Herbei- 
führung besserer  örtlicher  Armenpflege,  vielfach  in  über  Er- 
warten günstiger  Weise  erreicht.  Insbesondere  wird  in 
Ansehung  des  Amtsverbandes  Meissen  das  Erreichen  der  letzt- 
genannten Zwecke  mit  dem  gleichzeitigen  Bemerken  hervor- 
gehoben, dass  die  von  manchen  Seiten  befürchtete  Erhöhung 
des  Gesammtaufwandes  nicht  eingetreten  sei  *).  Gerade  mit  Rück- 
sicht auf  diese  Erfolge  wurde  aber  von  einer  Ausdehnung  des 
Vereins  auf  den  Bezirk  der  ganzen  Amtshauptmannschaft  Ab- 
stand genommen^),  weil  man  fürchtete,  dies  gemeinschaftliche 
erfolgreiche  Wirken  durch  Erweiterung  der  räumlichen  Grenzen 
zu  schädigen. 

')  Es  ist  eine  Aenderung  des  Steuerfusses  dahin  beabsichtigt,  dass 
ein  Drittel  nach  Massgabe  der  Steuereinheiten,  zwei  Drittel  nach  Ver- 
hältniss  der  Einkommensteuer  aufgebracht  werden.   Vgl.  a.  a.  0.  S.  42. 

«)  Vgl.  Bitzer  S.  66. 

»)  Vgl.  hierüber  unten  §202  ff. 

^)  Ha  11  bau  er  S.  26.    Zeitschrift  des  sachs.  stat.  Bur,  Jahr^.  28  S.  42. 

*)  Durch  ßeschluss  der  Generalversammlung  vom  15.  Juni  1877, 
a.  a.  O.  S.  42. 
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§  142. 

In  den  übrigen  Staaten  finden  sich  ähnliche  Veranstal- 
tungen nur  in  geringem  Masse \).  In  Preussen  sind  —  ab- 
gesehen von  Schleswig-Holstein  und  Ostfriesland,  die  oben 
genannt  wurden  —  neuerdings  flir  die  Kreise  Tapiau  und 
Allenstein  (Ostpreussen)  Armen-  und  Arbeitshäuser  nach  säch- 
sischem Vorbild  eingerichtet  worden.  Für  die  Rheinprovinz 
ist  eine  Landarmenanstalt  zu  Trier  mit  Raum  für  400  Personen 
eingerichtet,  die  Landarme  und  zugleich,  je  nach  dem  vor- 
handenen Raum,  auch  Ortsarme  und  Privatpneglinge  au&inunt 
Ausserdem  sind  in  fünf  Provinzen  (Pommern,  Brandenburg, 
Sachsen,  Hannover,  Westfalen)  mit  den  provinziellen  Korrek- 
tionsanstalten Landarmenanstalten  verbunden,  die  gleichfalls 
neben  Landarmen  auch  ortsarmo  Personen  aufnehmen.  In 
Würtemberg,  dessen  Bedürfniss  für  derartige  Anstalten 
Bitzer  nach  sehr  eingehender  Untersuchung  schon  vor 
20  Jahren  festgestellt  hatte  ^),  findet  sich  gleichwohl  heute  noch 
erst  eine  einzige  Bezirksarmenarbeitsanstalt  —  die  zu  Göppingen 
nach  sächsischem  Muster  eingerichtete.  In  den  übrigen  Staaten 
kommen  dieselben  ebenfalls  nur  ganz  vereinzelt  oder  gar  nicht 
vor.  Die  badischen  Kreisanstalten  dienen  nur  erwerbsunfähigen 
Personen.  Nur  in  Sachsen-Meiningen  sind  unter  dem 
Einflüsse  Zillers,  eines  der  gründlichsten  Sachkenner,  Be- 
zirksarmenhäuser in  den  Kreisen  Sonneberg  und  Meiningen 
entstanden,  denen  ähnliche  Erfolge  wie  den  sächsischen 
nachgerühmt  werden. 

§  143. 

Die  Bildung  ähnlicher  Vereinigungen  wie  der  sächsischen 
ist  unter  den  anderen  Möglichkeiten,  Erleichterung  der  Armen- 
last und  Besserung  der  Armenpflege  zu  erzielen,  ebenfalls  und 
gerade  in  der  neuesten  Zeit  sehr  lebhaft  erörtert  und  über- 
wiegend empfohlen  worden.  Namentlich  ist  dem  Deutschen 
Verein  f.  A.  u.  W.  die  Anregung  zu  den  mehrerwähnten 
gründlichen  Referaten  zu  danken.  Eine  Diskussion  hat  bisher 
nur  in  sehr  begrenztem  Umfange  stattgefunden  und  zu  dem 
Ergebniss  geführt,  die  Frage  der  BezirRsarmenhäuser  an  die 
im  Herbst  1885  wegen  der  Reform  der  ländlichen  Armen- 
pflege eingesetzte  Kommission  zu  verweisen,  wobei  sich  die 
Versammlung  im  Prinzip  für  die  Errichtung  von  Bezirks- 
armenhäusern aussprach  ^). 


^)  Die  folgenden  Angaben  aus  Huzels  Referat  Anl.  n  8.  S2£P. 
^}  Dieser  UnterBUchuDg  verdankt  die  mehrgenannte  Arbeit  ihre  £nt- 
fitehung.    YgL  S.  67  ft.  besonders  am  Schluss. 

'*)  Stenogr.  Ber.  S.  83.    Vgl.  auch  oben  die  Bemerkungen  auf  S.  242. 
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Auch  diese  Referate  und  die  denselben  angeschlossenen 
Verhandlungen  gehen  von  denselben  Gesichtspunkten  aus,  die 
s.  Z.  bei  der  Bewegung  im  Königreich  Sachsen  massgebend 
waren.  Doch  ist  das  Moment  der  LeistungsunfUhigkeit ,  dem 
man  bei  Betrachtung  der  ländlichen  Armenpflege  vorwiegend 
Bechnung  getragen  hatte,  etwas  zurückgetreten  gegen  das 
andere  Moment:  die  gemeinsame  Abwehr  der  Vagabunden- 
plage. Und  im  Anschluss  hieran  ist  denn  auch  gleich  ein- 
gehend die  Frage  nach  Umfang,  Ort  und  Zulässigkeit  der 
Zwangsmassregeln  gegen  arbeitsscheue  Personen  erörtert 
worden,  die  mit  jener  anderen  in  notwendigem  Zusammen- 
hange steht. 

Aber  gerade  diese  Erörterungen  machten  die  Grenze  er- 
kennbar, bis  zu  der  mit  den  hier  in  Rede  stehenden  Veran- 
staltungen vorgegangen  werden  darf,  wenn  ihr  Erfolg  nicht  ernst- 
lich gefkhrdet  werden  soll.  Hierauf  ist  noch  mit  einigen  Worten 
einzugehen.  Das  Bedenken  wegen  Verteuerung  der  örtlichen 
Armenpflege,  das  auch  hier  wieder  geltend  gemacht  wird, 
braucht  nicht  nochmals  erörtert  zu  werden.  Nur  möchte 
gegenüber  den  Erfolgen  in  Sachsen  und  insbesondere  denen 
in  Meissen  darauf  hinzuweisen  sein,  dass  dieselben  keinen 
ganz  richtigen  Massstab  für  die  Verhältnisse  in  anderen 
Staaten  geben.  Die  im  Herzen  Deutschlands  wohnende,  sehr 
dichte  Bevölkerung  dieses  kleinen,  günstig  gelegenen  und 
wohlhabenden  Landes  bringt  der  Armenpflege  ein  sehr  viel 
besseres  Verständniss  entgegen,  als  es  in  den  am  meisten  ver- 
nachlässigten östlichen  Gegenden  der  übrigen  Staaten  zu  er- 
warten ist;  dies  ist  umsomehr  der  Fall,  als  gerade  die  zen- 
trale Lage  Sachsens  und  das  Vorwiegen  industrieller  Thätigkeit 
daselbst  die  Ursache  eines  sehr  starken  Zuzuges  ist,  der  drin- 
gend Abwehr  erheischt. 

Vgl.  V.  Studnitz,  Die  wirtschaftliche  Stellung  des  Königr. 
Sachsen  im  D.  Reich,  in  Zeitschr.  des  sächs.  stat.  Bar.  1884 
S.  42.  —  Mit  Ausnahme  der  Hansestädte,  die  in  dieser  Be- 
ziehung aber  nicht  wohl  in  Betracht  fallen  können,  hatte  Sachsen 
die  grösste  Bevölkerangsdichtigkeit,  nämlich 

1875 :  184.13     1880 :  198.28  Einw.  auf  den  qkm, 
während  das  Reich    „    :     79.05        „    :    83.69     „ 

Preussen    „    :     73.92        „    :    78.33     „     zählte.  — 

Auf  2  972  805  ortsanwesende  Bevölkerung  hatte  Sachsen 

a)  2  760  354  Einheimische, 

b)  175413  Angehörige  anderer  deutscher  Staaten, 

c)  37  038  Ausländer, 

die  absolut  grosseste  Zahl   zu  b,  da  Preussen   nur   163  390   Ange- 
hörige p-nderer  deutscher  Staaten  hatte,  relativ  in  Sachsen  6  ^/  o ,  in 


Preussen  0.6  *  o.  Vgl.  S.  44.  —  Auch  hat  Sachsen,  ausser  Bremen, 
das  dichteste  Eisenbahnnetz,  auf  je  1000  qkm  136.2  km  nor- 
maler Spurweite  gegen  57.5  in  Prenssen.     Vgl.  S.  72.  — 

Ändert!  verhält  es  sich  mit  einigen  Wünschen  und  Be- 
denken, die  in  Bezug  auf  die  hier  in  Rede  stehenden  Bildungen 
gerade  aus  Anlass  praktischer  Erfahrung  laut  geworden  sind'), 

Man  hat  nämlich  folgende  Wahrnehmungen  gemacht. 
Die  natürliche  Nötigung  gegen  arbeitescheue  Personen  mit 
einigem  Zwange  vorzugehen,  in  Verbindung  mit  dem  Umstände, 
dass  die  Bezirksannen  an  stalten  regelmässig  auch  KoirektionB- 
zwecken  dienen,  hat  eine  vielfach  so  strenge  Behandlung  der 
Anstaltsinsassen  zur  Folge  gehabt,  dass  der  Unterschied 
zwischen  den  eigentlichen  Korrektionären  und  den  wegen 
Dürftigkeit  in  der  Anstalt  aufhaltsamen  Personen  nicht  blos 
verwischt,  sondern  die  letzteren  geradezu  in  schlimmere 
Lage  versetzt  wurden,  als  die  ersteren.  Es  wird  bemerkt  *),  dass 
diese  Behandlung,  statt  bessernd  zu  wirken  und  das  Indivi- 
duum womöglich  wieder  auf  eigene  FUsse  zu  stellen,  den  um- 
gekehrten Erfolg  und  nun  erst  recht  Arbeitsscheu  und  Un- 
fiihigkeit  zur  Selbsterhaltung  zur  Folge  habe. 

Es  wird  femer  beklagt,  dass  die  Anstalten  zum  Teil  zu 
grossen  Umfang  hätten,  so  dass  eine  individuelle  Behandlung 
nicht  mehr  stattfinden  könne,  und  ebenso,  dass  der  Bezirk ,  aus 
welchem  die  Zuführungen  in  die  Anstalten  erfolgten,  ein  zu 
grosser  sei,  so  dass  die  Zuführung  oft  erhebliche  Schwieri|r- 
keiten  mache.  Vor  allem  aber  —  wird  schliesHlicli  hervor- 
gehoben —  sei  zwar  in  dem  Bezirke  selbst  eine  gewisse  Ein- 
heit hergestellt,  aber  weder  herrsche  Ueberein Stimmung  in  den 
Verwaltungsgrundsätzen  der  einzelnen  Bezirke,  noch  seien  die 
Bezirke  gleichmfissig  über  das  ganze  Land  verbreitet.  Ohne 
diese  beiden  Voraussetzungen  aber  sei  das  Werk  nur  halb 
gethan.  Auf  der  einen  Stelle  würden  die  Arbeitswilligen 
mit  den  Arbeitsscheuen  auf  gleiche  Stufe  gestellt,  während 
auf  einer  anderen  die  Behandlung  beider  Kategorien  eine 
unzureichende  sei;  und  während  hier  der  wachsame  Bezirk 
von  Bettlern  und  Landstreichern  befreit  würde,  sammelten  sich  in 
den  minder  wachsamen  und  denjenigen  Gebieten,  wo  es  ganz 
und  gar  an  schützenden  Veranstaltungen  fehle,  dieselben 
um  so  schneller  wieder  an,   als  Vagabunden  immer  eine  sehr 


')  Alle  Gesichtspunkte  «rsehöpfend  und  für  Beurteilung  der  roi- 
liegenden  Frage  unentbehrlich  sind  neben  den  schon  genannten  Arbdten 
vor  allem  die  von  Böhmert  a.  a.  0.  !^.  157  ff.  zUBammengestellten, 
„Wünsche  und  ErfahruDgen"  überschrieben  en  Meinangsäasaerangen  Beilen» 
der  BÜramtlichen  Vorstünde  der  sftchsischen  Bezirksarmen  an  stalten.  Vgl. 
inabesondere  den  Bericht  von  Sonn  S.  160  und  Slollbere  (Beg.-Iut 
Behrisch)  S.  161. 

■'}  A.  a.  0.  S.  163. 
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feine  Witterung  dafür  hätten,  wo  es  etwas  zu  holen  giebt 
oder  nicht. 

Aus  diesen  Gesichtspunkten  werden  verschiedene  For- 
derungen gestellt  Es  wird  namentlich  die  ernstliche  Schei- 
dung zwischen  eigentlichen  Vagabunden  und  nur  gelegentlich 
arbeits-  und  obdachlosen  Personen  und  die  Wahrung  des 
Charakters  der  Bezirksanstalt  als  eigentlicher  Armenpflege- 
anstalt gefordert^).  Es  werden  femer  folgende  Massnahmen 
als  unerlässlich  bezeichnet,  die  in  dem  Gutachten  des  Kegierungs- 
rats  Behrisch  gut  formulirt  sind^): 

„1)  Errichtung  von  dergleichen  Anstalten  im  ganzen 
Lande  und  zwar  in  grossen  Städten  von  diesen  allein,  im 
übrigen  je  von  den  amtshauptmannschaftlichen  Bezirken  mit 
Beitritt  der  darin  gelegenen  Städte  mit  revidirter  Städte- 
ordnung, die  eine  dergleichen  Anstalt  aus  eigenen  Mitteln 
nicht  errichten;  2)  gleiche  Ausdehnung  des  Zweckes  dieser 
Anstalten;  3)  gleiche  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zweckes 
bezw.  gleiche  Verfassung  für  sämmtliche  Anstalten  und  dazu 
4)  Stellung  der  Bezirksarmenanstalten  unter  staatliche  Kontrole 
d.  h.  unter  die  Kontrole  einer  Zentralstelle." 

Behufs  Erreichung  dieser  Zwecke  wird  die  ErftÜlung 
verschiedener  Vorbedingungen,  lyelche,  wie  reichsgesetzliche 
Regelung  der  Zwangsmassregeln  gegen  Arme,  die  Wieder- 
einführung von  Legitimationspapieren ,  des  Heimatprinzips 
u.  a.  mehr,  bereits  erörtert  sind  oder  noch  zu  erörtern  sein 
werden,  als  notwendig  oder  wünschenswert  bezeichnet. 

b.    Arbeits-  und  NatnralTerpflegangsstationen. 

Die  Literatur  über  diesen  Gegenstand  ist  neuerdings  sehr  an- 
geschwollen. Doch  finden  sich  gerade  hier  viel  dilettantische, 
obenhin  urteilende  Darstellungen  und  Vorschläge.  Als  unentbehr- 
lich sind  zu  bezeichnen :  H  u  z  e  l ,  Das  System  der  kommunalen 
Naturalverpflegung  armer  Reisender  zur  Bekämpfung  der  Wander- 
bettelei, 1883,  und  Evert,  Die  Entwicklung  der  Natural  Verpfle- 
gungsstationen und  Arbeiterkolonien  in  Preussen,  in  Zeitschr.  d. 
preuss.  stat.  Bur.  1885  S.  207  ff.,  der  eine  sehr  gründliche  und 
objektive  Darstellung  des  gegenwärtigen  Standes  giebt. 


$5  144. 

Lediglich  den  zweiten  Gesichtspunkt,  die  Bekämpfung 
des  Vagabunden  Wesens,  fassen  diejenigen  Bestrebungen  ins 
Auge,  welche  im  Sinne  der  am  Ende  des  vorigen  Abschnittes 

')  Besonders  auch  Ziller  in  seinem  Heferat  und  in  den  stenogr. 
Verhandl.  8.  83. 

2)  A.  a.  0.  S.  162. 
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mitgeteilten  Bedenken  eine  Besserung  der  Zustände  nur  von 
strenger  Scheidung  und  verschiedener  Behandlung  der  zucht- 
losen und  ehrbaren  Elemente  und  gleichzeitiger  Erstreckung 
der  bezüglichen  Massregeln  auf  grössere  Gebiete  erwarten. 
Vor  allem  soll  es  sich  darum  handeln,  die  im  ehrlichen  Suchen 
von  Arbeit  auf  der  Wanderung  begriffenen  Personen  in  an- 
gemessener Weise  zu  unterstützen  und  ihnen  Arbeit  nachzu- 
weisen. Dieser  Zweck  wird  zu  erreichen  geglaubt  durch  Ein- 
richtung von  Stationen,  an  denen  Verabfolgung  von  Unter- 
haltsmitteln, sowie  Nachweisung  von  Arbeit  stattfindet.  Hierbei 
hat  die  Erfahrung,  dass  Greldspenden  häufig  zur  Verschaffung 
von  anderen  als  den  unentbehrlichen  Nahrungsmitteln,  nament- 
lich von  Branntwein  verwendet  werden  und  die  Müssiggänger 
in  erheblichem  Masse  anlocken,  dazu  geführt,  womöglich  nur 
Naturalverpflegung  und  Obdach  zu  gewähren,  während  die 
vielfach  auftretende  Schwierigkeit,  geeignete  Arbeit  nachzu- 
weisen und  die  Gewissheit  zu  erhalten,  dass  die  angebotene 
Arbeit  wirklich  aufgesucht  wird,  zur  Einrichtung  von  Arbeits- 
veranstaltungen  an  Ort  und  Stelle  geführt  hat.  Die  plan- 
mässige,  über  lediglich  örtliche  Veranstaltungen  der  einzelnen 
Gemeinden  hinausreichende  Einrichtung  von  dergleichen  Statio- 
nen erreicht  ihren  Höhepunkt  in  den  Naturalverpflegungs- 
bezirken  und  in  den  Arbeiterkolonien. 

Die  Grundsätze,  die  hierbei  zu  befolgen  sind,  hat  in  einer 
dem  gegenwärtigen  Stande  der  Frage  entsprechenden  Weise 
die  konstituirende  Versammlung  des  Zentral  Vereins  für  deutsche 
Arbeiterkolonien  und  zur  Bekämpfung  der  Wanderbettelei 
gut  formulirt.  Was  für  unsere  Frage  —  die  Zusammenfassung 
mehrerer  Gemeinden  —  namentlich  interessirt,  sind  die  folgen- 
den Grundsätze:  „Die  Naturalverpflegungsstationen  bilden  die 
unerlässUche  Grundlage  zur  Bekämpfung  der  Wanderbettelei  .  .  . 
Die  Einrichtung  derselben  geschieht  am  zweckmässigsten  durch 
nicht  zu  kleine  Kommunalverbände  (Kreise,  Oberämter  u.  s.  w.), 
welche  mit  einander  in  Verbindung  stehen.  Die  Stationen 
sind  in  solcher  Entfernung  anzulegen,  dass  der  mittellose 
Wanderer  keine  Veranlassung  zum  Betteln  hat,  aber  auch  die 
Stationen  nicht  missbrauchen  kann.  Mit  der  Verpflegungs- 
station ist  möglichst  eine  Arbeitsnachweisestelle  zu  verbinden. 
Wenn  Gründe  zur  Verweigerung  der  Unterstützung  (Trunken- 
heit, Frechheit,  Arbeitsverweigerung  u.  s.  w.)  vorliegen,  so  ist 
der  betreffende  Reisende  nicht  lediglich  fortzuschicken,  sondern 
gegen  ihn  die  Mitwirkung  der  Polizei  in  Anspruch  zu  nehmen.*' 

Sämmtliche  Grandsätze  sind  abgedruckt  bei  Evert  S.  214  ff. 
Ganz  ähnlich  in  der  Delegirtenkonferenz  der  Vertreter  der  Kreis- 
und  Stadtvereine  für  innere  Mission  vom  2.  Mai  1881 :  ^Das 
Vagantentum  wird  wirksam  nur  bekämpft  werden,  w^m  nicht  blos 
in    den    einzelnen    Gemeinden  und   Bezirken,    sondern   im   ganzen 
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Lande  ein  planmässiges,  in  den  Grundzügen  übereinstimmendes  Ver- 
fahren zur  Anwendung  kommt  ....  Zur  Ausgleichung  unter  den 
in  verschiedener  Weise  betroffenen  Gemeinden  empfiehlt  sich  die 
Uebertragung  des  Aufwandes  durch  grössere  Gemeindeverbände  oder 
besser  noch  durch  Bezirks  verbände."  —  Vgl.  auch  die  bei  Huzel 
mitgeteilten  Thesen  des  Bezirksvereins  zu  Nagold  Nr.  7  S.  70; 
Bezirksstat.  des  Oberamtsbezirks  Tübingen  Nr.  3  S.  95. 

Die  Deputirtenversammlung  des  grossen  Schweizer  Gewerbe- 
vereins beschloss  folgende  Resolutionen:  das  Einwandern  fremder 
mittelloser  und  nicht  gehörig  legitimirter  Handwerksburscheu  an 
der  Grenze  zu  verbieten,  fremde  Bettler  sofort  abzuschieben;  im 
Wiederholungsfälle  mit.  Arbeitszwang  zu  bestrafen  und  darauf  zu 
dringen,  dass  auch  in  den  Nachbarstaaten  solche  abgeschobene  In- 
dividuen nicht  wieder  auf  freien  Fuss  gesetzt,  sondern  in  ihre  Hei- 
mat abgeschoben  werden.  —  Vgl.  die  Mitteilung  in  Deutsche  Gem.-Z. 
1882  S.  60. 

Die  Arbeiterkolonien  haben  in  Verbindung  mit  den  Ver- 
pflegungsstationen nur  die  Bedeutung,  besonders  gross  angelegte 
Arbeitsveranstaltungen  zu  sein.  Es  ist  selbstverständlich ,  dass  sie 
immer  nur  im  Stande  sein  können,  eine  verhältnissmässig  geringe 
Zahl  von  Arbeitsuchenden  zu  beschäftigen,-  und  dass  bei  der  eigen- 
tümlichen Natur  ihrer  Vorbedingungen  von  einer  netzartigen  Aus- 
dehnung derselben  über  grössere  Gebiete  nicht  wohl  die  Rede  sein 
kann.  Auf  die  vielamstrittene  Frage  der  Zweckmässigkeit  der  Ar- 
beiterkolonien kann  ich  hier  nicht  näher  eingeben.  Sehr  gewichtige 
Bedenken  sind  in  den  S.  406  Anm.  1  bezeichneten  Berichten  der 
sächsischen  Anstaltsvorstände  niedergelegt.  —  Vgl.  auch  die  Bem. 
bei  Flesch  S.  6,  ganz  besonders  aber  Duchatel-Naville,  wo 
ein  sehr  umfassendes,  die  Zeit  aus  dem  Anfange  dieses  Jahrhunderts 
betreffendes  Material  aus  allen  Staaten  zusammengetragen  und  beur- 
teilt ist,  Kap.  XI  S.  163  ff. 

§  145. 

Ebenso  wie  es  bei  den  Bezirksanstalten  im  Königreich 
Sachsen  der  Fall  war,  ist  nun  auch  in  Bezug  auf  Natural- 
verpfl^^ngsstationen  und  Arbeiterkolonien  der  Anfang  durch 
freie  Vereinsthätigkeit  gemacht  worden,  welche  zum  Teil  leb- 
haft durch  die  Verwaltungskörper  höherer  Ordnung  sowie 
durch  die  Staatsbehörden  ermuntert  und  unterstützt  wurde. 
Es  ist  bemerkenswert,  dass  die  Zahl  der  Naturalverpflegungs- 
stationen  sich  in  Preussen  von  1884  auf  1885  nahezu  verdoupelt 
hat  (von  595  auf  915)  und  die  Beteiligung  der  Konununalver- 
bände  an  denselben  in  einigen  Provinzen  um  das  zehnfache 
gestiegen  ist 

Die  Einrichtung  von  Naturalverpflegungsstationen  wird  neuer- 
dings auch  durch  den  preuss.  Min.  d.  Innern  empfohlen.  Vgl.  Min.- 
Bl.  f.  d.  i.  V.  1885  S.  48.  Doch  soll  zur  Anlegung  derselben 
den  Gemeinden  gegenüber  kein  Zwang  bestehen.  Ebenda  S.  47,  vgl. 
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auch  Stolp,  Arch.  f.  Verwaltungs-Recht  1885  Bd.  11  S.  102.  — 
Aehnlich  in  Baden  —  vgl.  Statist.  Mitteilungen  des  Ghzt.  Baden 
1880—83  Bd.  3  S.  430  —  und  Würtemberg  —  vgl.Wttrt.  J.  f.  St 
u.  Ldskde.  Jahrg.  1879  S.  245  ff.  —  üebrigens  hat  sich  gerade 
hier  eine  Verbindung  mit  den  religiösen  Veranstaltungen,  wie  vor 
allem  den  Herbergen  zur  Heimat,  als  nützlich  erwiesen.  Vgl.  z.  B. 
die  Verhandlungen  der  Kreissynode  Berlin -Land  vom  25.  Juni  1885 
über  das  Proponendum  des  Konsistoriums:  Die  Fürsorge  für  die 
wandernde  Bevölkerung  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Her- 
bergswesens. —  Ueber  die  Ausbreitung  der  Natural  Verpflegungssta- 
tionen in  Preussen  vgl.  bei  Evert  die  instruktiven  Tabellen  S. 
212  u.  215  und  die  kartograph.  Darstellungen  hinter  S.  222.  Die 
stärkste  Zunahme  zeigen  Ostpreussen  und  Pommern,  wo  1884:  4  bezw. 
2  Kreise  mit  31  bezw.  4  Stationen  versehen  waren,  während  1885: 
22  bezw.  24  Kreise  104  bezw.  71  Stationen  eingerichtet  hatten. 
Ganz  dürftig  ist  die  Beteiligung  in  Westpreussen  und  Posen,  am 
stärksten  in  Sachsen  und  Westfalen.  —  Das  Verhältniss  der  von 
Vereinen  und  Privaten  unterhaltenen  Stationen  stellt  sich  zu  den 
aus  öffentlichen  Mitteln  unterhaltenen 

1884:    141  zu  438 
1885:    148    „    706. 

Rege  Vereinsthätigkeit  tritt  namentlich  in  Ostpreussen,  Schlesien 
und  Rheinland  hervor.  Man  sieht  aber  aus  den  Zahlen,  wie  die 
Idee  sehr  bald  bei  den  öffentlichen  Körperschaften  Anklang  und 
demgemäss  Unterstützung  gefunden  hat. 

Die  Beteiligung  seitens  öffentlicher  Körperschaften  findet 
entweder  in  der  Weise  statt,  dass  jede  Gemeinde  eines  be- 
stimmten Bezirkes  sich  zur  Naturalunterstützung  und  Arbeits- 
gewährung bezw.  Nachweisung  nach  vereinbarten  Grundsätzen, 
aber  aus  eigenen  Mitteln  verpflichtet ,  oder  dass  sich  mehrere 
Gemeinden  zur  Errichtung  von  Stationen  verbinden  und  die 
Kosten  hierfür  aus  gemeinschaftlichen  Mitteln  aufbringen. 
Auch  geht  die  Gründung  von  Stationen  vielfach  direkt  von 
den  Verwaltungskörpem  mittlerer  Ordnung  (Kreis,  Oberamt 
u.  s.  w.)  aus,  wobei  dieselben  die  Kosten  aus  eigenen  Mitteln 
bestreiten;  oder  eben  diese,  wie  auch  die  Provinzialverbände 
oder  der  Staat  gewähren  Beihülfen  zu  diesen  Zwecken.  Eine 
Entlastung  der  einzelnen  Gemeinde  findet  unmittelbar  also  nur 
in  den  letztern  Fällen  statt,  während  mittelbar  das  Fortbleiben 
arbeitsscheuer  Personen  ftir  jede  Gemeinde  dann  schon  ein  Ge- 
winn ist,  wenn  sie  auch  nur  durch  gemeinsames  Vorgehen 
dazu  bestimmt  wird,  ihre  eigenen  Mittel  zur  Bekämpfung 
der  Vagabundenplage  aufzuwenden. 

Was  die  Wirksamkeit  der  Stationen  betrifft,  so  lässt  sich 
heute,  wo  die  Einrichtung  noch  verhältnissmässig  sehr  jung 
ist,  ein  Urteil  nicht  wohl  abgeben.  An  dieser  Stelle  muss  die 
Bemerkung  genügen,    dass  gegenwärtig  die  Gründung  bezw. 
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weitere  Unterhaltung  derselben  durch  Bezirksverbände  von 
der  überwiegenden  Zahl  von  Schriftstellern  und  Verwaltungs- 
beamten  empfohlen  wird.  Doch  fehlt  es  nicht  an  Stimmen, 
welche  das  Uebel  auch  in  solcher  Weise  für  unausrottbar 
halten  und  von  der  Einrichtung  der  Stationen  die  Herbei- 
lockung von  arbeitsscheuen  Personen  befürchten,  welche  dann 
angeblich  arbeitsuchend  von  Station  zu  Station  ziehen,  um 
tiberall  Unterstützung  zu  empfangen.  Namentlich  werden 
immer  und  inuner  wieder  zwei  Erscheinungen  betont,  an  denen 
alle  Bemühungen  schliesslich  wieder  zu  Schanden  würden: 
erstens  die  völlig  ungleichmässige  polizeiliche  und  gerichtliche 
Behandlung  und  Bestrafung  der  Bettler  und  Landstreicher 
und  zweitens  die  ganz  un überwindbare,  durch  viele  Momente 
genährte  Neigung  der  Bevölkerung,  planlose  Almosen  zu  geben. 

Die  Richtigkeit  der  vorstehend  mitgeteilten  Bedenken  lässt 
sich  um  so  weniger  verkennen,  als  flir  sie  eine  unendlich 
reiche  Erfahrung  spricht.  Gleichwohl  wird  man  den  neu  er- 
wachten Bemühungen  Zeit  gönnen  müssen,  sich  zu  entfalten 
und  weiter  zu  bewähren;  namentlich  wird  sich  zu  zeigen 
haben ,  ob  die  im  Anfange  inuner  sehr  starke  Anspannung 
gemeinschaftlicher  Kräfte  eine  nachhaltige  sein  wird. 

Der  Weg,  den  die  Staatsbehörden  bisher  eingeschlagen 
haben,  durch  Hinweis  und  Aufmunterung  die  freie  Thätigkeit 
hervorzurufen,  scheint  der  vorläufig  am  meisten  sachent- 
sprechende. Durch  ein  zwangsweises  Eingreifen  würde  man 
vermutlich  sehr  viel  freiwillige  Thätigkeit  unterbinden  und  die 
wesentlichsten  Erfolge  der  Stationen,  die  hauptsächlich  von  dem 
guten  Willen  der  Beteiligten  abhängen,  sehr  abschwächen. 

Vgl.  oben  S.  287,  ausserdem  bes.  noch  Huzel  S.  5-9; 
Chuchnl,  Zum  Kampfe  gegen  Landstreicher  und  Bettler,  1881. — 
Die  Deutsche  Gem.-Z.  berichtet  wiederholt  von  Aensseningen  verschie- 
dener Verwaltungsbehörden,  welche  die  Anlegung  von  Verpflegungs- 
stationen für  schädlich  erklären,  weil  sie  das  Vagabundentum 
geradezu  grosszögen,  und  Besserung  hauptsächlich  doch  nur  von 
Hebung  des  allgem.  wirtschaftlichen  Notstandes  zu  erwarten  stünde. 
Vgl.  die  Mitteilungen  in  Jahrg.  1879  S.  20,  1882  S.  171,  1883  S. 
154,  1885  S.  121  u.  a.  —  Jedenfalls  thun  hierbei  sehr  viel  die  in- 
dividuellen Verhältnisse.  In  Würtemberg  und  Baden,  wo  1878  und 
1882  eingehende  Erhebungen  über  diesen  Punkt  stattfanden,  ergab 
sich,  dass  von  einigen  Bezirken,  z.  B.  Kehl,  in  welchen  sich  sämmt- 
liche  Gemeinden  des  Amtsbezirks  zur  Befolgung-  gemeinschaftlicher 
Grundsätze  verbunden  hatten,  der  Erfolg  als  ein  günstiger  bezeich- 
net wurde,  während  andere  dagegen  wegen  gänzlicher  Erfolglosigkeit 
ihrer  Bemühungen  auf  Fortsetzung  derselben  verzichtet  hatten.  — 
Die  Klagen  über  das  planlose  Almosengeben  sind  aber  ganz  all- 
gemein.    Bei  Würtemberg  heisst   es:     „Ein    dauernder    Erfolg 
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wäre  nur  dann  zu  hoffen,  wenn,  was  erfahrongsmässig  nicht  der 
Fall  sei,  das  Publikom  sich  zu  konsequenter  Mitwirkung  and  zur 
Unterstützung  der  Bemühungen  der  Polizei  herbeilassen  wflrde**, 
und  bei  Baden:  „Die  hauptsächliche  Schwierigkeit  scheint  darin 
zu  liegen ,  dass  die  Bevölkerung  nicht  von  der  (jewohnheit  abgehen 
mag,  an  Bettler  und  Vagabunden  unmittelbar  milde  Gabmi  auszu- 
teilen." —  Vgl.  die  auf  der  vorigen  Seite  angeführten  Publikationen. 
Ob  hiergegen  Strafe  gegen  die  Almosengeber  schützen  könne,  wird 
fast  ausnahmslos  von  allen  Sachkundigen  verneint,  sowohl  ans  prak- 
tischen wie  aus  moralischen  Gründen.  Neuerdings  ist  vereinzelt 
dieser  Versuch  durch  den  Landrat  des  Kreises  Guhrau  unter- 
nommen worden.  Derselbe  veröffentlichte  eine  Bekanntmachung,  in 
welcher  bemerkt  wird,  es  sei  zu  seiner  Kenntniss  gelangt,  dass 
auch  nach  der  Errichtung  von  Natural  -  Verpflegungsstationen  im 
hiesigen  Kreise  den  armen  Reisenden  und  Bettlern,  anstatt  dieselben 
auf  die  nächste  Station  zu  verweisen,  Almosen  und  Gaben  verab- 
folgt würden.  Da  hierdurch  der  Erfolg,  welcher  von  der  Ein- 
richtung der  Verpflegungsstationen  auf  Kosten  des  Kreises  erwartet 
sei,  wesentlich  beeinträchtigt  werde,  so  habe  er  (der  Landrat)  mit 
Zustimmung  des  Kreisausschusses  eine  Polizeiverordnung  erlassen, 
welche  besagt :  „Das  Verabfolgen  von  Almosen  an  nicht  ortsange- 
hörige  Bettler  ist  verboten.  Zuwiderhandelnde  fallen  in  eine  Geld- 
strafe bis  zu  9  Mk.  event  verhältnissmässige  Haft.""  Diese  Ver- 
ordnung trat  mit  dem  1.  August  1886  in  Kraft  Ganz  ähnlich 
auch  die  neuerdings  ergangene  Verordnung  des  Landrat^  des  Kreises 
Uelzen. 


3.    Die  Beteilij^g  ^össerer  Verbände  an  der  Armenlast. 


§  146. 

Wie  schon  im  Eingange  dieses  Abschnittes  hervorgehoben 
wurde,  besteht  der  grandsätzliche  Unterschied  zwischen  Sonder- 
bildungcn  zur  Uebung  gemeinschaftlicher  Armenpflege  und 
der  Beteiligung  bestehender  grösserer  Verbände  an  der 
Armenlast  darin,  das  erstere  nur  die  Armenpflege  zum  G^en- 
stande  haben,  während  die  letzteren,  organisch  in  die  politische 
Grund  ver&ssang  eingefügt,  überhaupt  Zwecke  verfolgen, 
welche  der  durch  sie  dargestellten  grösseren  Gemeinschaft 
von  Wert  und  nur  durch  deren  grössere  Mittel  erreichbar 
sind.  Zu  diesen  Zwecken  kann  unter  anderen  auch  die 
Armenpflege  gehören. 

In  diesem  Betracht  macht  dag^en  die  Eigenschaft  des 
grösseren  Verbandes  als  Körperschaft  mittlerer,  höherer  oder 
höchster  Ordnung  keinen  Unterschied ;  ob  der  Staat  umnittel- 
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bar  oder  durch  seine  Provinzen  oder  Kreise  sich  an  der  Ar- 
menlast beteih'gen  soll,  ist  lediglich  eine  Frage  der  Zweck- 
mässigkeit, welche  die  Uebung  der  einzelnen  Bundesstaaten 
verschieden  beantwortet  hat.  Speziell  die  ihnen  durch  das 
Reichsgesetz  vorgeschriebene  Beteiligung  durch  Uebemahme 
der  Landarmenlast  erfolgt  in  einigen  derselben  unmittelbar 
durch  den  Staat,  in  anderen,  vor  allem  in  Preussen,  durch  die 
Provinzen;  doch  fungiren  in  Ostpreussen  noch  gegenwärtig 
die  Kreise  als  Landarmenverbände ;  ebenso  verhält  es  sich  mit 
anderen  Aufwendungen  im  Interesse  der  Armenpflege. 

§  147. 

Gegenwärtig  werden  die  Funktionen  der  Landarmenver- 
bände von  folgenden  Verwaltungskörpern  ausgeübt^): 

1.  Preussen:  a.  Provinzialbezirke,  vertreten  durch 
die  provinzialständische  Verwaltung:  Westpreussen  —  Brandenburg 
(ohne  Berlin)  —  Pommern  —  Sachsen  —  Schlesien  (ohne  Breslau)  — 
Posen  —  Westfalen  —  Hannover  —  Rheinprovinz  —  Schleswig- 
Holstein  (ohne Lauenburg) .—  b.  Regierungsbezirke,  vertreten 
durch  die  kommunalständische  Verwaltung :  Kassel  —  Wiesbaden  ^ )  — 
Sigmaringen.  —  c.  Kreise:  Die  19  Kreise  der  Prov.  Ostpreussen^) 
—  das  Herzogtum  Lauenburg.  —  d.  Stadtgemeinden:  Berlin, 
Breslau,  Königsberg  i.  Pr. 

2.  Sachsen:    Der  Staat  unmittelbar. 

3.  Würtemberg:    Die  64  Oberamtsbezirke. 

4.  Baden:    Die  11  Kreise. 

5.  Hessen:    Die  18  Kreise. 

6.  Mecklenburg-Schwerin:    1   ^x      o*    *         -^x  lu 

7     Q««!,«««  w «;«»«-.  )  Der  Staat  unmittelbar. 

7.  bacnsen-W  eimar:  J 

8.  Mecklenburg-Strelitz:  Der  Stargardsche  Kreis  — 
das  Fürstentum  Ratzeburg. 


^)  Ich  gebe  hier  eine  kurze  Aufzählung,  weil  in  der  Literatur  die 
Angaben  über  die  L.-A.- Verbände  noch  häunj^  in  Anlehnung  an  ältere 
Werke,  namentlich  RochoUs  System,  gemacht  werden  und  daher  nicht 
mehr  ganz  zutreffen.  Der  Verwaltunffsbeamte  findet  in  dem  in  Heymanns 
Verlag  erscheinenden  Ta8chenkalenc&  für  Beamte  unter  anderm  un  An- 
himge  Nr.  17  eine  vollständige  Uebersicht  der  L.-A.- Verbände  und  der 
sie  vertretenden  Behörden.  In  der  Ausj^abe  des  Ges.  v.  6.  Juni  1870 
von  Krech,  die  1885  erschienen,  ist  die  Aenderun^  bezüglich  Frank- 
furt a.  M.  —  vgl.  folgende  Anmerkung  —  noch  mcht  berücksichtigt. 
Sonst  ist  die  Nachweisung^  gleichfalls  erschöpfend  und  zuverlässig. 

')  Granz  neuerdings  ist  Frankfurt  a.  M.,  das  bisher  einen  1j.-A.-V. 
für  sich  bildete,  mit  dem  kommunalständischen  Verbände  Wiesbaden  ver^ 
schmolzen  worden:  Gesetz  vom  8.  Juni  1885  und  Verordnung  vom 
10.  März  1886. 

8)  Daneben  besteht  der  L.-A.-V.  der  Provinz  Ostpreussen,  dem  aber 
nur  die  Verwaltung  der  Landarmen-  und  Korrektionsanstalt  Tapiau  ob- 
liegt Die  eigentliche  Landarmenlast  (d.  h.  fUr  Personen  ohne  Unter- 
stützungswohnsitz) trägt  der  Kreis. 
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'^l 


Der  Staat 
unmittelbar. 


Der  Staat  unmittelbar. 


9.  Oldenburg:  a.  Herzogtum  Oldenburg:  Die  12 
Yerwaltungsämter,  und  zwar  die  Aemter  Varel  und  Jever  ein- 
schliesslich der  gleichnamigen  Städte;  dagegen  bilden  die  Stadt 
Oldenburg  sowie  das  Amt  Landwübrden  (Gemeinde  Deedesdorf) 
Landarmenverbände  für  sich.  —  b.  Färstent.  Lübeck,  c.  Fürstent. 
Birkenfeld  bilden  je  einen  Landarmenverband  für  sich.  -- 

10.  Braunschweig:    Der  Staat  unmittelbar. 

11.  S.-Meiningen:  Die  4  Kreise. 

12.  S.-Altenburg: 

13.  S.-Koburg-Gotha: 

14.  Anhalt: 

15.  Schwarz  bürg- Sondershause 

16.  Schwär zburg-Rudolstadt: 

17.  Wal  deck:   Die  4  Kreise. 

18.  Reuss  ä.  L.: 

19.  Reuss  j.  L: 

20.  Schaumburg -Lippe: 

21.  Lippe: 

22.  Lübeck: 

23.  Bremen: 

24.  Hamburg: 

§  148. 

Die  Möglichkeiten  der  Beteiligung  an  der  Annenpflege 
seitens  der  grösseren  Verbände  sind  sehr  mannigfaltige.  Slit 
Ausnahme  der  grundsätzlichen  Vorsclirift,  dass  nur  Gemeinden 
und  Gutsbezirke  als  Organe  der  örtlichen  Armenpflege  zu- 
lässig sind,  hindert  die  Reichgesetzgebung  keine  Art  der  gänz- 
lichen oder  teilweisen  Uebemahme  der  Armenlast;  ja  selbst 
der  Erstattung  sämmtlicher  Kosten  der  örtlichen  Armenpflege 
seitens  der  grösseren  Verbände  steht  nichts  entgegen,  sofern 
hierdurch  nur  nichts  an  der  vorläufigen  Fürsorgepflicht  und 
an  den  Rechtsverhältnissen  der  Ortsarmenverbände  nach  aus- 
sen geändert  wird. 

Nach  grösseren  Gesichtspunkten  geschieden  sind  es  nun 
namentlich  drei  Richtungen,  in  welchen  sich  eine  solche  Be- 
teiligung bewegen  kann.  Es  erfolgt  die  grundsätzliche  Ueber- 
nahme  der  Armenlast  für  einzelne  Individuen,  weil  dieselben 
keinem  Ortsarmenverbande  zugehören  —  dies  ist  die  Land- 
armenlast im  engeren  Sinne;  sie  wird  erweitert,  wenn  die 
Fälle  der  Nichtzugehörigkeit  durch  gewisse  Bestimmungen, 
wie  etwa  durch  Verkürzung  der  Verlustfristen  und  Ver- 
längerung der  Erwerbsfristen  für  den  Unterstützungswohnsitz 
vermehrt  werden,  sie  wird  verringert  in  den  umgekehrten 
Fällen. 

Es  kann  zweitens  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Leistungs- 
unfUhigkeit    des    einzelnen    Ortsarmenverbandes   diesem   eine 
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Beihülfe  in  Höhe  seiner  ganzen  oder  eines  Teiles  seiner  Armen- 
last gewährt  werden. 

Es  kann  drittens  aus  den  Gesichtspunkten  genereller  Ent- 
lastung auf  der  einen  und  besserer  Fürsorge  auf  der  anderen 
Seite  die  Uebernahme  ganzer  Kategorien  von  bedürftigen  Indi- 
viduen ohne  Rücksicht  auf  die  Leistungsfälligkeit  des*  Orts- 
armenverbandes im  einzelnen  Falle  stattfinden. 

In  allen  Fällen  aber  ist  die  Beteiligung  ausserdem  in  der 
Weise  möglich,  dass,  um  das  Interesse  der  Ortsarmenverbände 
an  der  örtlichen  Armenpflege  wachzuhalten,  nur  ein  mehr 
oder  minder  grosser  Teil  der  Armenlast  übernommen  und 
nach  gewissen,  allgemein  im  voraus  oder  besonders  im  ein- 
zelnen Falle  festzustellenden  Sätzen  der  Ortsarmenverband  zur 
Mittragung  der  Armenlast  verpflichtet  bleibt. 

Den  vorstehend  angedeuteten  Gesichtspunkten  schliesst 
sich  die  nachfolgende  Darstellung  an. 

1.    Die  Erweiternng  der  Landarmenlast. 

§  149. 

Eine  Vermehrung  der  Landarmen  lediglich  durch  Ver- 
kürzung der  Fristen  für  Verlust  des  U.-W.  wird  von  keiner 
Seite  gewünscht.  Auf  die  Wirkungen,  welche  Friständerungen 
überhaupt  auf  den  Umfang  des  Landarmenwesens  üben  können, 
komme  ich  unten  zurück. 

In  diesem  Zusammenhange  ist  vielmehr  nur  der  Wunsch 
zu  nennen,  den  Nachweis  der  Landarmeneigenschaft  in  einigen, 
die  Ortsarmenverbände  besonders  beschwerenden  Fällen  zu 
erleichtern. 

Es  handelt  sich  hierbei  um  die  Vorschrift  des  §  30b, 
welcher  zur  Erstattung  von  Armenpflegekosten  „wenn  der 
Unterstützte  keinen  Unterstützungswohnsitz  hat",  den  Land- 
armenverband verpflichtet.  Der  Nachweis  des  mangelnden 
U.-W.  liegt  selbstverständlich  immer  einem  Ortsarmenverbande 
ob,  da  ein  solcher  die  vorläufige  Unterstützung  zu  gewähren  und 
vom  Landarmenverbande  Erstattung  zu  fordern  hat.  Nun  giebt 
es  aber  eine  Anzahl  Fälle,  in  denen  der  Nachweis  gar  nicht 
zu  führen  ist,  weil  überhaupt  keine  Thatsachen  ermittelt 
werden  können,  aus  welchen  der  U.-W.  oder  der  Mangel 
eines  solchen  festgestellt  werden  kann;  dies  findet  namentlich 
statt,  wenn  es  sich  um  unbekannte  Leichen  oder  unbekannte 
lebende  Individuen  handelt,  die  wegen  jugendlichen  Alters, 
wegen  eines  körperlichen  oder  geistigen  Gebrechens  nicht 
vernehmungsfähig  und  anderweit  nicht  legitimirt  sind,  also 
vor  allem  um  ausgesetzte  Kinder,  schwerkranke,  taubstumme 
und  geisteskranke  Personen,  sowie  um  Landstreicher,  die  ab- 
sichtlich    ihre    Aufenthaltsverhältnisse    nicht    näher    angeben 
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wollen  oder,  weil  sie  e«  wirklich  nicht  wissen,  nicht  angeben 
können. 

Obwohl  nun  in  allen  diesen  Fällen  der  Ortsarmenverband 
ausser  Stande  ist,  irgend  welchen  Nachweis  zu  ftihren,  ja  selbst 
nur  ^u  prüfen ,  ob  das  betreffende  Individuum  ihm  selbst  an- 
gehörig iöt,  hat  doch  das  Bundesamt  f.  d.  H.  im  Beginne 
seiner  Thätigkeit  den  Grundsatz  ausgesprochen  und  Tange 
Zeit  festgehalten,  dass  dem  O.-A.-V.  der  ganz  strikte  Beweis 
der  Negative  obliege^).  So  heisst  es  an  einer  Stelle:  „In 
Erwägung,  dass  nach  R.-G.  §  30  dem  O.-A.-V.,  der  einen 
L.-A.-V.  in  Anspruch  nehmen  will,  der  Nachweis  obliegt, 
dajss  der  Unterstützte  keinen  U.-W.  hat  —  dass  dieser  Nach- 
weis nicht  von  dem  Kläger  erbracht  ist  —  dass  ihm  derselbe 
auch  nicht  mit  Rücksicht  auf  die  umfassend  angestel  ten 
Nachforschungen  und  mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten 
der  Beweisführung  erlassen  werden  kann,  welche  sich  aller- 
dings dann  ergeben  müssen,  wenn  es  sich,  wie  im  vorliegenden 
Falle,  darum  handelt,  die  Heimat  eines  taubstummen  und 
blödsinnigen  Individuums  festzustellen  .  .  .  -).** 

Und  an  einer  anderen  Stelle,  wo  gleichzeitig  die  zur 
Fassung  des  §  30l>  führenden  Reichstagsverhandlungen  ge- 
würdigt werden,  wird  ausgeführt:  „Bei  unbekannten  Per- 
sonen und  Leichen  ist  ein  solcher  Nachweis  oft  nicht  zu 
führen.  Allein  den  durch  die  mangelnde  Beweisführung  ent- 
stehenden Schaden  trägt  stets  der  Beweispflichtige  und  es 
liegt  darin  kein  Grund,  von  der  Verteilung  der  Beweislast 
den  Landarmen  verbänden  gegenüber  abzugehen^)." 

Diese  Auslegun^r  der  Gesetzesvorschrift  durch  vollkom- 
mene Gleichstellung  dos  offen tlich-rechtlichen  Verhältnisses  der 
Armenpflege  mit  anderen  rein  privatrechtlichen  Verhältnissen 
hat  nun  sehr  lebhafte  Bedenken  wachgerufen  und  zu  mannig- 
facher Erwägimg  gefuhrt,  wie  dem  Uebelstande  abzu- 
helfen sei*). 


')  Man  vergl.  die  Entsch.  in  I  45.  114,  II  57,  UI  67.  69,  IV  51.  52, 
V  b<2,  VI  52.  53,  VU  76.  79,  VIII  96. 

2)  Entscheidung  vom  30.  November  1877,  VIII  S.  96. 

8)  Entscheidung  vom  21.  September  1878,  X  S.  86. 

*)  Vereinzelt  hat  hierauf  scnon  nach  Emanation  des  Reichsgesetzes 
H  e  r  s  e  in  seinem  Auisatz  „Ueber  das  öffentliche  Armenpflegeredit'^  m 
Behrends  Zeitschrift  Bd.  6  S.  109  ff.  aufmerksam  gemacht  Lebhafter  ist 
die  Bewegung  erst  unter  dem  Einfluss  der  bundesamtlichen  Rechtsprechung 
geworden.  Seit  Ende  der  siebziger  Jahre  bildet  diese  Frage  einen  Gegen- 
stand der  Verhandlung  auf  fast  allen  Städte-,  Provinziallandtagen  u.  s.  w. 
So  der  pommersche  Städtetag  vom  7.  Oktober  1876,  der  ober- 
Bchlesische  vom  24.  September  1877,  der  rheinische  vom  21.  Juni  1879, 
der  westfälische  vom  19.  Mai  1882;  Konferenz  der  Landes- 
direktoren vom  16.  November  1883.  In  demselben  Sinne  Petition 
des  Vorstandes  des  ostpreussischen  landwirtschaftlichen  Zen- 
tralvereins, desgleichen  der  Armen  verbände  vonBiskupitz  und 
Ruda  an  den  Reichstag;  vgl.  den  2.  Bericht  der  Petitionskommission 
vom  4.  Mai  Is^'O  und  den  14.  Boricht   vom   8.   Februar  1876   und   viele 
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Es  wurde  hierbei  insbesondere  die  Ungerechtigkeit  der 
Belastung  in  zweifacher  Hinsicht  hervorgehoben :  einmal,  das» 
überhaupt  nur  eine  ganz  zufällige  Verknüpfung  der  hier  ge- 
meinten Individuen  mit  dem  vorläufig  unterstützenden  Armen- 
verband vorhanden  sei  und  einzelne  Bezirke  wegen  ihrer  Lag(^ 
An  Flüssen  oder  Küsten ,  sowie  an  Hauptverkehrsstrassen  von 
solchen  ZufkUigkeiten  noch  ganz  ausser  Verhältniss  betroffen 
würden').  Zweitens  aber  sei  es  dann  nicht  mehr  der  Besitz 
«ines  U.-W.,  welcher  den  Ortsarmenverband  zur  definitiven 
'Tragung  des  Aufwandes  verpflichte,  sondern  der  in  vielen 
Fällen  unmögliche  Beweis  des  Mangels  eines  solchen.  Es  werde 
also  den  Ortsarmenverbänden  zu  der  vorläufigen  Unterstüt- 
zungspflicht, die  auch  im  Erstattungsfalle  ohnehin  unbequem 
45ei,  noch  die  endgültige  Tragung  des  Aufwandes  auferlegt, 
eine  unter  Umständen  sehr  lan^e  dauernde  und  gerade  in  An- 
sehung der  hier  in  Frage  stehenden  Fälle  sehr  kostspielige 
Verpflichtung.  Eine  solche  zu  begründen  habe  aber  offenbar 
nicht  in  der  Absicht  des  Gesetzes  gelegen,  welches  die  Orts- 
Armenverbände  gerade  von  zufälligen  Verpflichtungen  habe 
befreien  und  jedenfalls  nicht  die  endgültige  Uebemahme  der 
Armenlast  da  habe  auferlegen  wollen,  wo  die  NichtVerpflichtung 
•des  vorläufig  unterstützenden  Annenverbandes  zwar  feststehe, 
^ber  ein  etwa  anderweit  vorhandener  U.-W.  nicht  zu  ermitteln  sei. 

Aus  allen  diesen  Gründen  wird  der  Wunsch  ausgesprochen, 
•das«  geradezu  im  §  30b  die  Ausdehnung  der  Verpflichtung  des 
Landarmenverbandes  auf  Personen  ausgesprochen  werde,  deren 
U.-W.  nicht  zu  ermitteln  sei,  oder  dass  zum  mindesten  eine 
authentische  Interpretation  darüber  veranlasst  werde,  dass  eine 
solche  Ausdehnung  im  Sinne  des  Gesetzes  liege. 

Gegen  den  mit  diesen  Wünschen  verbundenen  Sinn  sind 
von  keiner  Seite  Einwendungen  erhoben  worden.  Doch  hat 
man  von  einigen  Seiten  davor  gewarnt,  die  Erstattung  in 
-derartigen  Fällen  allzusehr  zu  erleichtern,  um  die  Ortsarmen- 
verbände, in  deren  Händen  schliesslich  allein  die  Untersuchung 
über  die  Personalverhältnisse  liege,  nicht  zu  allzuoberfläch- 
licher Sachuntersuchung  und  Vernehmung  zu  verleiten.  Im 
Deutschen  Verein,  wo  dieser  Einwand  gut  und  mannigfach 
begründet  wurde,  stellte  daher  Herse  den  Antrag,  im  Ge- 
setze die  Uebemahme  der  Kosten  auf  den  Landarmenverband 
nur  auszusprechen  in  Bezug  auf  „unbekannte  Leichen,  auf 
Blinde,  Irre,  Taubstumme  und  solche  Personen,  deren  genaue 
Vernehmung  in  Folge   eines   körperlichen   oder  geistigen  Ge- 


andere. —  Ausführlich  uud  allseitig  wurde  der  Gkf^^enstand  im  Deutschen 
V.  f.  A.  und  W.  1882  auf  Anta^  des  Stadtsekret&rs  Drape  (Hannover) 
verhandelt;  vgl.  Stenogr.  Bericht  S.  70  ff.  —  Auch  der  sächsische 
Oemeindetag  von\  12.  u.  13.  Oktober  1877. 

M  Namentlich  angeschwemmte  Leichen;    vgl.  Drape  und  Elvers 
Ä.  a.  0.  S.  75. 

Fonchnngen  (27)  VI.  4.  -  Mönsterberg.  27 
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brechens  unmöglich  ist".  Dagegen  empfahl  Graf  Win t zin- 
gerode  statt  dessen  den  Wortlaut  „.  .  .  .  Personen,  deren 
U.-W.  angewandter  Mühe  unerachtet  seitens  der  Ortsarmen- 
verbände nicht  zu  ermitteln  ist".  In  dieser  Fassung  wurde 
der  Antrag  Drape  schliesslich  auch  angenommen*). 

Ausserdem  wurde  dem  Antrage  ein  Zusatz  beigefügt,  In- 
halts dessen  seitens  des  Kongresses  den  Landarmenverbänden 
die  freiwillige  Uebemahme  jener  Kosten  empfohlen  wurde*). 
Obwohl  nun  der  Verwirklichung  dieser  Wilnsche,  wie  auch 
durchweg  anerkannt  wird,  eine  grosse  finanzielle  Bedeutung 
nicht  zukommt,  so  lässt  sich  doch  ihre  Berechtigung  nicht 
leugnen.  Wer  in  der  Schaffung  der  Landarmenverbände  ein 
Mittel  gerechter  Ausgleichung  der  Armenlast  erblickt,  wird 
den  Wunsch  nur  teilen  können,  die  Ortsarmenverbände  soviel 
als  irgend  angänglich  von  zufälliger  und  willkürlicher  Armen- 
last zu  befreien. 

Uebrigens  ist  in  Bezug  auf  die  Dringlichkeit  der  Ange- 
legenheit zu  bemerken,  dass  gegenwärtig  die  Sachlage  insofern 
etwas  verändert  ist,  als  das  Bundesamt  f.  d.  H.,  wie  es  scheint^ 
unter  dem  Einfluss  der  mannigfach  laut  gewordenen  Klagen 
Veranlassung  genommen  hat,  von  seiner  starren  Beweistheorie 
abzugehen.  Seit  1879  ist  seine  Praxis,  ohne  dass  ein  Wechsel 
der  Auffassung  ausdrücklich  ausgesprochen  worden  ist,  eine  er- 
sichtlich mildere;  es  wird  den  Aussagen  der  Unterstützten 
mehr  Glauben  geschenkt,  der  Erwerb  eines  neuen  U.-W.  nicht 
vermutet,  wenn  der  erste  nachweislich  verloren  ist  und  die  Um- 
stände auf  wechselnden  Aufenthalt  schli  essen  lassen.  So  heisst  es 
in  einem  Erkenntniss  vom  5.  November  1881  ®) :  „  .  .  .  und 
es  ist  nicht  der  geringste  Anhalt  dafür  vorhanden,  dass  er 
irgendwo  einen  anderen  (d.  h.  U.-W.)  erworben  haben 
könnte."  Diese  Wortfassung  ist  charakteristisch  gegenüber 
dem  früher  aufgestellten  Erforderniss,  dass  er  ihn  (den  U.-W.) 
nicht  anderswo  erworben  haben  kann.  So  wird  auch  in 
einer  Entsch.  vom  7.  April  1883  ausgesprochen*) :  „  .  .  .  da  nicht 
abzusehen  ist,  wo  N.  bei  seinem  Herum vagabundiren  einen 
U.-W.  erworben  haben  soll,  den  er  bis  zum  Eintritt  seiner 
Verpflichtung  nicht  hätte  verlieren  können." 

Gleichzeitig  haben  auch  verschiedene  Landarmen  verbände 
teils  stillschweigend,  teils  durch  ausdrücklichen  Beschluss  der 
veränderten  Auffassung  Rechnung  getragen,  so  dass  von  ihnen 
die  Kosten  fUr  unbekannte  Leichen,   Findlinge,   Taubstumme 


»)  Vgl.  a.  a.  0.  S.  75.  76.  S6, 

2)  Antrag  Elvers  S.  77. 

8)  Entscheidung  XITl  S.  89. 

*)  Entscheidung  XV  S.  93;  vgl.  auch  neuestens  XVII  S.  111.  112 
Entscheidungen  vom  21.  Febniar  u.  2.  Mai  1885.  —  Uebrigens  wird  schon 
einmal  früher,  in  der  Entscheidung  vom  30.  November  1877,  IX  S.  97 
vereinzelt  der  Grundsatz  freierer  Würdigung  aufgestellt. 
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u.  8.  w.  den  Ortsarmenverbänden  erstattet  werden,  wenn  diese 
nachweisen,  dass  es  ihnen  angewandter  Mühe  ungeachtet  nicht 
möglich  gewesen,  die  Persönlichkeit  des  Unterstützten  oder 
den  U.-W.  desselben  nachzuweisen*). 


2.    Beihfilfe  an  leistnn^sQnfähi^e  Armenverbände. 

§  150. 

Ganz  allgemein  bestimmt  §  59  des  Ges.  v.  6.  Juni  1870: 
„Ist  ein  Armenverband  zur  Zahlung  der  ihm  endgültig  aufer- 
legten Kosten,  laut  Bescheinigung  der  ihm  vorgesetzten  Be- 
hörde, ganz  oder  teilweise  ausser  Stande,  so  hat  der  Bundes- 
staat, welchem  er  angehört,  entweder  mittelbar  oder  unmittelbar 
für  die  Erstattung  zu  sorgen."  Obwohl  diese  Vorschrift  nicht 
sowohl  zu  Gunsten  leistungsunfkhiger  Verbände,  als  wie  im 
Interesse  der  Armenpflege  und  zur  Sicherung  der  Erstattung 
vorläufiger  Unterstützungen  gegeben  ist,  involvirt  sie  doch 
eine  Verpflichtung  der  Bundesstaaten  zur  Beihülfe,  und 
gilt  nicht  nur  von  Orts-,  sondern  auch  von  Landarmen- 
verbänden, obwohl  bei  letzteren  naturgemäss  nicht  leicht 
Leistungsunfkhigkeit  aus  Anlass  einzelner  Verpflichtungen  ein- 
treten wird.  Dieselbe  ist  daher  auch  in  Ansehung  der 
letzteren  fast  in  keinem  der  deutschen  Bundesstaaten  vorge- 
sehen ^). 

Die  Verpflichtung  zur  Bei  hülfe  an  unvermögende 
Ortsarmenverbände  ist  durchweg,  wo  sie  ausdrücklich  aus- 
gesprochen worden,  den  Landarmenverbänden  auferlegt.  Die- 
selbe erfolgt  durch  Gewährung  baaren  Geldes  oder  durch  Bereit- 
stellung von  Pflegestellen  in  den  Anstalten  des  Landarmenver- 
bandes, ohne  oder  gegen  ermässigte  Vergütung  oder  sonst  in  ge- 
eigneter Weise.  Regelmässig  soll  die  Gewährung  der  Beihülfe 
von   dem   Ermessen    des  Landarmenverbandes   abhängen,    zu 


')  So  die  Provinz  Brandenburg  durch  ausdrücklichen,  den  Landes- 
direkter  ermächtigenden  Beschluss,  der  Provinziallandtag  von  Sachsen  u.  a. 

Bei  den  Verhandlungen  im  D.  V.  teilte  Oberamtmann  fiuzel  mit^ 
dass  in  seinem  O.-A.-Bezirk  der  L.-A.-V.  zwei  Drittel  der  Kosten  über- 
nehme, wenn  der  Nachweis  der  Landarmenqualität  nicht  genügend  geliefert 
worden  sei.    Vgl.  a.  a.  0.  S.  83. 

Auch  die  Bundesregierung  ist  diesen  Wünschen  geneigt,  wie  der 
Entwurf  von  1877  beweist.  £s  war  in  demselben  ein  Zusatz  zu  §  30  in 
Aussicht  genommen:  .  .  .  „wenn  der  Unterstützte  keinen  Unterstützungs- 
wohnsitz nat''  —  „oder  wenn  sich  ein  solcher  nicht  ermitteln  lässt^. 

')  Nur  Baden  §  33  verpflichtet  die  Staatskasse  zur  Erstattung  der 
Kosten  der  Kreisarmenpflege,  wenn  und  soweit  die  hierfür  erforderlicheu 
Umlagen  mehr  als  V2  Kreuzer  von  100  Gulden  betragen.  —  Laut  Gesetz 
vom  1.  März  1884  betr.  die  Kosten  der  Landarmenpflege  ist  für  die 
Budgetperioden  1884 — 85  und  1886—87  eine  Bauschsumme  im  Gesammt- 
betrage  von  480  000  Mark  den  11  Kreisen  zur  Verfugung  gestellt. 

27* 
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welchem  der  betreffende  O.-A.-V.  gehört;  doch  ist  Regen 
dessen  Verfügung  Beschwerde  zulässig,  über  welche  die  höheren 
Behörden,  so  in  Preussen  der  Provinzialrat,  in  Wtirtemberg  das 
Ministerium  des  Innern,  in  Hessen  der  Administrativjustizhof 
u.  s.  w.  endgültig  entscheiden*). 

Bestimmte  Merkmale  der  Leistungsunfähigkeit  sind  mit 
einer  einzigen  Ausnahme  nicht  in  den  Gesetzen  ang^;eben. 
Es  wird  vielmehr  in  mehr  oder  minder  genauen  Ausdrücken 
ausgesprochen,  dass  ein  Ortsarmenverband  „leistungsunfthig 
sei,  wenn  er  den  ihm  obliegenden  Verpflichtungen  zu  genügen 
unvermögend  sei"  *) ,  „wenn  seine  Üeberlastung  anerkannt 
worden  ist"^),  „wenn  er  haushälterischer  Armenpflege  unge- 
achtet überlastet  ist"*),  „wenn  er  ohne  Geßlhrdung  des  Nah- 
rungsstandes seiner  Angehörigen ,  beziehentlich  ohne  eine 
ausserordentliche  Üeberlastung  nicht  im  Stande  ist,  den  gesetz- 
lichen Anforderungen  der  Armenpflege  zu  genügen"  *)  u.  s.  w. 
Die  eine  Ausnahme  gilt  für  das  Fürstentum  Birkenfeld,  das 
für  sich  einen  L.-A.-V.  bildet  und  zur  Gewährung  von  Zu- 
schüssen an  einzelne  Ortsarmenverbände  verpflichtet  ist,  ^^ welche 
durch  die  Ausgaben  der  Armenpflege  so  sehr  beschwert  sind, 
dass  letztere  30  ^/o  der  Gesammtsteuer  sämmtlfcher  zum  Ar- 
mendistrikt gehörenden  Gemeinden  übersteigen"*). 

Die  Fortlassung  jedes  bestimmteren  Merkmales  ist  mit 
Bewusstsein  und  aus  guten  Gründen  geschehen.  Es  wird 
allgemein  anerkannt,  dass  man  den  sehr  individuellen  Ver- 
hältnissen der  einzelnen  Gemeinden  doch  durch  keinen  allge- 
meinen Massstab  gerecht  werden  könne  ^)  und  dass  auf  der 
andern  Seite,  wenn  das  Ueberschreiten  eines  gewissen  Steuer- 
satzes als  Merkmal  festgestellt  würde,  ein  hoher  Steuersatz 
harte  und   sparsame,    ein   niedriger  leicht  verschwenderische 

^)  Vffl.  Preussen  §  36  AusfuhruiiKSffesetz  und  §  42  des  Gresetzes  vom 
1.  August  1883  (Zuständigkeitsgesetz);  Wiirt  Art  25;  Hessen  Art.  7  u,  s.  w. 
Vgl.  im  übrigen  die  zuverlässigen  Nach  Weisungen  bei  Krech  unter  B 
8.  87  ff. 

2)  Preussen  §  36. 

»)  8.- Weimar  |  7. 

*)  Oldenburg  §  2. 

^)  Anhalt  8  22. 

«)  Art.  9f  des  Gesetzes  vom  28.  März  1876. 

'')  Dies  betonen  besonders  die  Motive  zum  preussischen  Ausführung^ 

fesetz,  denen  sich  das  Abgeordnetenhaus  anschloss;  die  Rommissionae? 
lerrenhauses  machte  noch  darauf  aufmerksam,  dass  es  hier  keinen  ab- 
soluten Massstab  geben  könne  und  es  gentigen  müsse,  wenn  die  Ver- 
pflegung des  Armen  seinen  heimatlichen  Verhältnissen  entsprechosd  mög- 
lich sei;  vgl.  über  das  Material  bei  Arnold t  zu  §  36  S.  632  ff.  —  Der 
preussische  9.  Provinziallandtag  fl845)  hatte  s.  Z.  ein  nicht  zum  Gesetz  ge- 
wordenes Amendement  zu  §  14  aes  Gesetzes  von  1842  beschlossen,  dass 
eine  Gemeinde  insoweit  als  zur  Verpflegung  ihrer  Armen  unvennögend 
zu  erachten  sei,  als  sie  die  direkten  Staatsabgaben  nicht  zu  leisten  ver- 
möge. Arnoldt  bemerkt  hierzu  8.  636,  dass  dieser  Grundsatz,  sowdt 
ihm  bekannt,  in  der  preussischen  Praxis  befolgt  werde. 
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Armenpflege  herbeifUhren  könne ;  es  komme  vielmehr  alles  auf  den 
einzelnen  Fall  und  das  sachverständige  Ermessen  der  helfenden 
Behörde  an.  Siegel  meint  hierüber:  ^Bei  der  Festsetzung 
der  Grösse  der  Beihülfen  an  die  Gemeinden  und  der  Moda- 
litäten,  unter  welchen  solche  bewilligt  werden^  müssen  die 
ökonomischen  Verhältnisse  genau  untersucht  werden.  Es  sind 
das  Gemeindevermögen,  die  Steuerkapitalien ,  die  bisherigen 
und  mutmasslichen  Gemeindesteuern,  die  Leistungsfähigkeit 
der  Bewohner,  die  Grösse  des  erlittenen  Schadens  und  des 
Bedarfes  in  Betracht  zu  ziehen.  Um  ermessen  zu  können^ 
üb  die  eine  Gemeinde  vor  der  andern  eine  grössere  Berück- 
sichtigung verdient,  müssen  ihre  Verhältnisse  genau  gegen 
einander  abgewogen  werden*)." 

In  der  That  wird  unter  den  Möglichkeiten  der  Entlastung 
der  Ortsarmenverbände  die  Gewährung  direkter  Beihülfen 
immer  nur  das  äusserste,  mit  Vorsicht  anzuwendende  Mittel 
sein  können.  Dass  diese  Auffassung  dem  gegenwärtigen  Stande 
der  öffentlichen  Meinung  entspricht,  geht  daraus  hervor,  dass 
Vorschläge,  die  Beihülfe  an  bestimmte  Merkmale  zu  knüpfen, 
oder  ihr  eine  grössere  Bedeutung  als  bisher  zu  geben,  —  ab- 
gesehen von  den  auf  Staatsarmenpflege  abzielenden  oben  er^ 
örteren  Vorschlägen  —  von  keiner  Seite  gemacht  worden  sind. 
Allerdings  wird  ebensowenig  gewünscht,  diese  letzte  Zuflucht 
den  Ortsarmenverbänden  ganz  zu  verschliessen,  so  lange  über- 
haupt die  Uebung  öffentlicher  Armenpflege  gesetzlich  vorge- 
schrieben ist^). 

3.    Die  unmittelbare  Uebernahme  der  Fflpsopge  fflr  gewisse 

Klassen  von  Bedfirftigen. 

I.     Die  Fürsorge  für  Gebrechliche. 

A.    Im  allgemeinen. 

§  151. 

Schon  gegenwärtig  besteht  ebenso,  wie  ftir  alle  anderen 
Arten  der  Beteiligung  an  der  Armenlast,  auch  die  Uebung 
unmittelbarer  Fürsorge  seitens  der  grösseren  Verbände.  Aber 
sie  besteht  ganz  überwiegend  nicht  als  obligatorische,  sondern 


V)  Siegel  S.  15  Anm.  4;  ^anz  ähnlich  Jolly  S.  33. 

')  Man  vergl.  die  S.  245  mitgeteilten  Zahlen,  um  sich  der  ebenda 
besprochenen  Thatsache  zu  erinnern,  wie  sehr  ein  einzelner,  unvorher- 
gesehener Fall  den  ganzen  Gemeindehaushalt  umwerfen  kann.  Hier  mag 
noch  als  besonders  charakteristischer  Belee  angeführt  werden,  dass  1882 
dem  aus  2  Höfen  mit  29  ßewohnem  bestehenden  O.-A.-V.  Probien,  Amt 
Oldenstadt,  seitens  des  Provinzialverbandes  Hannover  eine  Beihülfe  von 
monatlich  15  Mark  für  ein  altes,  arbeitsunfähiges  Ehepaar  gewährt 
werden  musste.  In  dem  Verwaltungsbericht  far  1884  ist  diese  Beihülfe 
nicht  mehr  aufgeführt. 
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als  fakultative  und  sie  erstreckt  sich  auch  in  dem  einzelnen 
Staate  nicht  innerhalb  aller  seiner  Verwaltungsbezirke  auf 
die  gleichen  Gegenstände  und  in  gleichem  Umfang.  Regel- 
mässig ist  die  Befugniss  zur  unmittelbaren  Uebemahme  in 
Bezug  auf  Geisteskranke,  Taubstumme,  Blinde  und  Sieche 
gewährt;  und  regelmässig  ist  eine  derartige  Uebemahme  ak 
Aufgabe  der  Landarmenverbände  bezeichnet. 

Vgl.  Preussen  §  31.  Es  ist  eine  Befagniss,  keine  Verpflich- 
tung der  Uebemahme ;  auch  ist  dieselbe  auf  die  im  Text  genannten 
Klassen  beschränkt  Die  Reg.-Vorlage  hatte  ganz  allgemein  dem 
Landarmen  verbände  die  Befagniss  gewährt,  einzelne  Zweige  der 
Armenpflege  za  übernehmen,  wogegen  im  Abg.-Haa8  geltend  ge- 
macht wurde,  dass  eine  solche  allgemeine  Befugniss  sich  nicht 
empfehle,  weil  sie  das  Prinzip  des  Gesetzes  dorchlöchere;  yielmehr 
solle  dieselbe  auf  die  Fälle  beschränkt  bleiben,  für  die  ein  prak- 
tisches Bedürfniss  vorliege.  Aus  diesem  Grande  wurde  die  Befug- 
niss zur  Erankenfürsorge  ausdrücklich  ausgeschlossen.  Vgl.  das 
Material  bei  Amol  dt  S.  613.  —  In  den  übrigen  Staaten  ganz 
ähnlich  wie  in  Preussen.  —  £ine  ausdrückliche  Verpflichtung  zur 
Erstattung  der  Kosten  der  Verpflegung  und  Heilung  hülfsbedürftiger 
Geisteskranker  und  der  zum  Schutz  der  öffentlichen  Sicherheit 
gegen  dieselben  getroffenen  Massregeln,  sowie  der  Kosten  des 
Unterrichts  und  der  Ausbildung  hülfsbedürftiger  taubstummer  und 
blinder  Kinder  seitens  des  Landarmenverbandes  besteht  für  das 
Fürstentum  Birkenfeld;  Ges.  v.  28.  März  1876  Art.  9  *^  ^s  ähnlich, 
aber  nur  für  Fälle,  die  Anstaltspflege  erfordern,  im  Fürstentum  Lü- 
beck: Rev.  Gem.-O.  v.  30.  März  1876  Art.  74'".  —  Auch 
Anhalt  §  28. 

Da  nun  in  keinem  Staate  andere  Verwaltungskörper  als 
Landarmenverbände  fungiren,  als  die  der  politischen  Verfas- 
sung entsprechenden  grösseren  Bezirke,  so  ist  die  unmittel- 
bare Beteiligung  an  der  Armenlast,  soweit  sie  von  ihnen  geübt 
wird,  überall  organisch  in  die  Aufgaben  der  allgemeinen 
Staats-,  Provinzial-,  Amts-,  Kreisverwaltung  eingefligt. 

Dies  Verhältniss  ist  kein  zufälliges  und  nicht  erst  durch 
die  Notwendigkeit,  Landarmenverbände  zu  schaffen,  begründet 
worden.  Vielmehr  ist  die  Anknüpfung  solcher  Fürsorge  an 
derartige  Verbände  sehr  alt  und  hat  ursprünglich  mit  dem 
Armen wesen  als  solchem  nichts  zu  thun.  Denn  zwei  Auf- 
gaben hat  die  öffentliche  Gewalt  in  Bezug  auf  die  vorgenannten 
Porsonenklassen  zu  erfüllen,  auch  wenn  sie  nicht  bedürftig 
sind:  die  der  Sicherheitspolizei  und  die  der  Erziehung. 

Die  ältere  Anschauung  behandelte  geisteskranke  Personen 
überhaupt  nicht  aus  dem  Gesichtpunkte  der  Bedürftigkeit, 
sondern  aus  dem  der  Gemeingefährlichkeit,  gegen  deren  Folgen 
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«benso  wie  gegen  Gewaltthat  der  Staat  seine  Bürger  sicher 
zu  stellen  hat^). 

Umgekehrt  waren  für  die  Behandlung  körperlich  gebrech- 
licher Personen  zunächst  gar  keine  anderen  Gesichtspunkte 
als  die  der  Armenfilrsorge  massgebend;  diejenigen  taub- 
45tummen^  blinden  und  siechen  Personen,  welche  bedürftig 
waren,  mussten  so  gut  wie  andere  mittellose  Personen  im 
Wege  der  Armenpflege  unterstützt  werden. 

Gegenwärtig  nerrscht  eine  beinahe  völlig  veränderte  Auffas- 
sung. Nur  noch  bei  den  gemeingefährlichen  Irren 
kommt  das  Moment  der  öffentlichen  Sicherheit  in  Betracht,  und 
nur  noch  bei  mittellosen  lern-  und  arbeitsunfkhigen  Ge- 
brechlichen dasjenige  der  Armenflirsorge.  Im  übrigen  über- 
wiegt bei  geistig  und  körperlich  Gebrechlichen  der  Gesichts- 
punkt der  öffentlichen  Gesundheitspflege,  bei  taub- 
stummen und  blinden  Personen  der  Gesichtspunkt  der  Unter- 
richtspflege*). Es  wird  als  Verpflichtung  der  öffentlichen 
Organe  erachtet,  allen  geistig  und  körperlich  Gebrechlichen  — 
zunächst  unabhängig  von  ihren  Vermögensverhältnissen  —  die 
ihrem  Zustande  entsprechende  Behandlung,  und  allen  lemfkhigen 
Personen —  ebenfalls  unabhängig  von  ihrem  körperlichen  Zu- 
stande und  ihren  Vermögensverhältnissen  —  den  notwendigen 
Unterricht  zu  Teil  werden  zu  lassen.  Aber  das  eine  wie  das 
andere  ist  bei  der  eigentümlichen  Natur  der  geistigen  imd  kör- 

Serlichen  Zustände  dieser  Personenklassen  nicht  im  Rahmen  der 
ir  alle  übrigen  Menschen  üblichen  Behandlung  möglich ;  es  ge- 
nügt fllr  geisteskranke  und  sieche  Personen  nicht  immer  der  Auf- 
enthaltin eigenerWohnung,  für  Taubstumme  und  Blinde  nicht  der 
Unterricht  in  den  öffentlichen  Schulen.  Es  bedarf  daher  für 
alle  diese  besonderer  Veranstaltungen :  der  Irren-  und  Idioten- 
anstalten für  gewisse  Klassen  von  Geisteskranken,  der  Siechen- 
anstalten für  körperlich  sehr  schwer  Leidende,  der  Taub- 
stummen- und  Blindenanstalten  für  jugendliche  taubstumme 
und  blinde  Personen,  die  nach  eigentümlicher  Methode  erzogen, 
unterrichtet  und  beschäftigt  werden.  Weil  aber  Veranstal- 
tungen dieser  Art  die  Mittel  einzelner  Gemeinden  regelmässig 
übersteigen,  so  ist  von  vornherein  die  Mitwirkung  eines  grösseren 
Verbandes  notwendig,  welcher  Irren-,  Taubstummen-  u.  s.  w. 
Anstalten  errichtet,    verwaltet  und  sie    den  der  Anstaltspflege 


^)  Sehr  gute  Details  und  überaus  reiche  Literaturangaben  über  die 
ülteren  Auffassungen  bei  Behandlung  von  Geisteskranken  und  die  modernen 
Ansichten  bei  Gerando  Bd.  3  S.  451  ff.  und  Uhlhorn  Bd.  2  S.297. 

*)  So  wird  auch  ganz  korrekt  in  den  systematLschen  Darstellungen  die 
Ftlrsoree  für  £.ranke  und  Gebrechliche  unter  den  Gegenständen  der  „Medi- 
-zinalpolizei'',  diejenige  für  Blinde  und  Taubstumme,  soweit  sie  nicht  unter 
•die  eben  genannten  fällt,  bei  den  „Unterrichtsanstalten*'  abgehandelt. 
Vgl.  Mohl,  P.-W.  Bd.  1  S.  225  und  von  Neueren  v.  Rönne,  Daa  Staats- 
recht der  preussiscben  Monarchie,  4.  Aufl.,  S.  277  und  S.  701. 
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bedürftigen  Personen  zur  Verfügung  stellt ,  und  zwar  gegen 
Entgelt  aus  deren  eigenen  Mitteln,  bezw.  bei  Mittellosigkeit  aus- 
den  Mitteln  der  Gemeinde  y  unter  Umständen  auch  onne  Ent- 
gelt ,  d.  h.  also  aus  den  Mitteln  des  grösseren  Verbandes  selbst. 

Und  in  diesem  Zusammenhange  macht  sich  der  Gesichts- 
punkt der  Armenpflege  geltend.  Denn  alle  diese  Anstalten^ 
welche  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit,  der  Gesundheit,  des- 
Unterrichts  herzustellen  sind,  können  gleichzeitig  auch  im 
Interesse  der  Armenpflege  nutzbar  gemacht  werden,  indem 
alle  Personen,  für  welche  Anstaltspflege  notwendig  ist,  sofern  sifr 
gleichzeitig  bedürftig  sind,  unentgeltlich  aufgenommen  werden. 
Und  weil  andererseits  der  eine  solche  Anstaltepflege  erfordernde 
Zustand  doppelt  unerträglich  imd  gefahrvoll  für  mittellose  Per- 
sonen ist,  so  erklärt  es  sich,  dass  von  der  Befugniss  zur  Ueber- 
nahnie  der  unmittelbaren  Fürsorge  flir  diese  Kategorien  ein 
mehr  oder  minder  umfassender  Gebrauch  gerade  seitens  der  Land- 
armenverbände und  im  Zusammenhange  mit  der  Armenpflege  ge- 
macht worden  ist,  und  dass  auch  gegenwärtig  unter  den  Reform- 
bestrebungen die  Vorschläge  erscheinen,  die  Fürsorge  für 
Geisteskranke,  Sieche,  Taubstumme,  Blinde  unmittelbar  auf 
diese  grösseren  Verbände  zu  übernehmen. 

Im  übrigen  werden  diese  Vorschläge  vornehmlich  be- 
gründet durch  den  Hinweis  auf  die  Leistungsunfkhigkeit  der 
kloinen,  die  Leistungsfkhigkeit  der  grösseren  Verbände  in  Be- 
zug auf  derartige  Anstaltspflege.  Es  wird  weiter  geltend  gemacht^ 
dass  gerade  Pflegefklle  dieser  Art  äusserst  kostspielig  seien  und 
ohne  allen  Zusammenhang  mit  Leistungen,  die  im  Sinne  des  wirt- 
schaftlichen Aequivalents  als  Gegenleistung  des  Bedürftigen 
gelten  könnten,  ganz  zufällig  durch  Naturvorgänge  und  andere 
der  Willkür  entzogene  Umstände  veranlasst  würden,  den  einzelnen 
Ortsarmenverband  willkürlich  und  zufällig  belastend.  Endlich 
wird  hervorgehoben,  dass  bezüglich  aller  dieser  Fälle  das  Be- 
denken nicht  obwalte,  welches  man  gegen  die  Armenpflege  durch 
grössereVerbände  im  allgemeinen  mit  Recht  erhöbe,  das  Bedenken 
zu  kostspieliger  Wirtschaft.  Fälle  dieser  Art  seien  nicht  von  der 
Willkür  des  Einzelnen  oder  der  Gemeinde  abhängig,  könnten 
nicht,  weil  reichliche  Mittel  vorhanden  seien,  künstlich  ge- 
schaffen werden;  die  Prüfung  und  Behandlung  dieser  Zu- 
stände hänge  von  technischen  Merkmalen  ab,  die  im  allge- 
meinen deutlich  erkennbar  seien  und  weder  missdeutet  noch 
missbraucht  werden  könnten,  wie  etwa  die  Merkmale  der  Be- 
dürftigkeit oder  der  Arbeitslosigkeit  bei  körperlich  gesunden 
Personen. 

Noch  unterscheiden  sich  die  in  der  Sache  auf  dasselbe 
Ziel  gerichteten  Vorschläge  darin,  dass  von  der  einen  Seite 
nur  die  weitere  Ausbildung  der  bestehenden  Einrichtungen 
bezw.  die  möglichst  umfassende  Uebemahme  der  unmittelbaren 
Fürsorge  empfohlen  wird,  während  von  Anderen  gewünscht 
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wird,  diese  Uebemahme  obligatorisch  zu  machen.  Nur 
die  letztere  Massnahme  würde  zu  ihrer  Verwirklichung  einer 
Aenderung  der  Gesetzgebung  bedürfen,  während  die  fakul- 
tative Uebemahme  auf  Grund  der  geltenden  Gesetzgebung  nur 
weiter  auszubilden  wäre  *). 

§  152. 
Ueber  die  Richtigkeit  der  zur  Begründung  dieser  Vor- 
schläge aufgestellten  Behauptungen  besteht  keine  Meinungs- 
verschiedenheit. Man  ist  über  die  Nützlichkeit  dahin  zielender 
Bestrebungen  einig;  und  nicht  blos  das  Beispiel  der  Land- 
armenverbände, sondern  mehr  noch  die  Thatsache,  dass  in 
allen  zivilisirten  Staaten  ähnliche  Veranstaltungen  getroffen 
sind,  lehrt  die  Notwendigkeit  derselben*).  Anders  freilich 
steht  es  mit  dem  Umfange  der  Veranstaltungen  und  mit  der 
Frage,  ob  man  von  der  fakultativen  Uebemahme  dazu  über- 
gehen soll,  dieselbe  obligatorisch  zu  machen.  Mehr  als  bei 
allen  anderen  Reformvorschlägen  macht  sich  in  dieser  Beziehung 
der  Mangel  an  statistischem  Material  geltend.  Denn  während 
bei  der  Erwägung,  ob  Heimat  oder  Unterstützungswohnsitz  den 
Vorzug  verdiene,  ob  kleine  Armenverbände  besser  wirtschaften 
als  grosse,  unbedenklich  die  allgemeine,  auf  die  Natur  der  Sache 
gegründete  Anschauung  und  Erfahrung  mithelfen  konnte,  den 
Ausschlag  zu  geben,  mangelhafte  Zahlen  zu  ergänzen,  so  ist 
dies  bei  der  vorliegenden  Frage  schlechterdings  unmöglich.  Bei 
dieser  handelt  es  sich  in  der  That  in  erster  Linie  um  Zahlen- 
angaben, die  durch  Anschauung  und  Erfahrung  weder  ersetzt 
noch  ergänzt  werden  können.  Doch  sind  hiermit  nicht  die  An- 
gaben über  den  bisherigen  Aufwand  der  Landarmenverbände 
gemeint,  von  denen  oben  gehandelt  wurde");  diese,  die  sich 
ohne  sonderliche  Mühe  auch  nachträglich  erbringen  lassen, 
könnten  doch  nur  sagen,  was  geschehen  ist,  nicht  was  ge- 
schehen soll.  Es  handelt  sich  vielmehr  um  genaue  Angaben 
über  Zahl  und  Art  der  bedürftigen  Personen,  deren  Versorgung 
den  Landarmenverbänden  bei  Uebemahme  der  mehrgenannten 
Kategorien  obliegen  würde.  Diese  Verbände  müssen  im 
Stande  sein,  sich  ein  Bild  davon  zu  machen,  wie  vieler 
und  wie  grosser  Anstalten  es  bedürfen  würde,  um  im  Sinne 
wirklich  zureichender  Versorgung  allen  körperlich  und  geistig 
gebrechlichen    Personen    die    ihrem    Zustande    entsprechende 

^)  Die  thatsächlich  einmal  geschehene  Uebernahme  der  unmittel- 
baren Fürsorge  begründet  an  und  für  sich  noch  keine  rechtliche  Ver- 
pflichtung zur  Fortsetzung  gegenüber  dem  Ortsarmenverbande ;  diese  liegt 
durchaus  in  der  Willkür  des  L.-A.-yerbande8.  Vgl.  Entscheidung  vom 
28.  Oktober  1880,  XIII  S.  63. 

')  In  Frankreich  sind  die  Departements,  in  England  die  Gra&chaften: 
zur  Irrenpflege  verpflichtet. 

«)  Vgl.  %  378. 
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PBcge  lind  Erziehung  zu  gewaliren.  So  lange  iliea  nicht  dd 
Fall  ist,  kann  von  uiner  allgemeinon  freiwilligen  Uebeniahj  ' 
der  bezuglichen  Lasten  nicht  die  Rede  sein,  der  obligatorischdl 
ganz  zu  geschweigen.  Je  weniger  das  Prinzip  selbst  in  Zweifi' 
gezogen  wird,  um  so  sorgfältiger  müssen  die  thatsächlichd 
Grundlagen  hergestellt  worden ,  auf  denen  seine  Verwirid 
lichung  beruhen  aoll. 

§  153. 

An  statistischen  Erhebungen  bezüglich  dei-  Gebrechlichen  fei 
es  an  und  für  sich  nicht.  In  Preussen  werden  schon  seit 
fang  dieses  Jahrhunderts  Nacbrictiten  Über  Gebrechliche  eingezt 
regelmässig  bez.  Taubstununer  und  Blinder  seit  1S31,  bezüglich  der 
Irrenanstalten  seit  1851.  Vgl.  speziell  Prenss,  Stat.  1849  Bd.  I 
und  1875  Bd.  XXX.  Die  neoesten  Nach  Weisungen,  die  sieb  auf  die 
Volkszühlnng  von  1881  beziehen,  in  Bd.  XLVI  S.  120  und  spezii" 
Bd.  LXIX  1833.  Vgl.  Überhaupt  noch  die  Uebersicbt  in  Zeitscl 
1885  8.  U.  —  Baiern.  N^nenllich  Heft  XXXV  der  Beitr. 
Stat  d.  Königr,  Baiem  von  G.  Mayr:  Die  Verbreitung  der 
heit,  der  Taubstummheit,  des  Blödsinns  und  des  Irrsinns,  —  Sachsen. 
Die  Stat.  der  Gebrechlichen  von  1834  bis  1875:  Zeitachr.  Jabr^.  23. 
-  Baden.  Uebersicht  der  Heilanstalten  für  Taubstumme  und 
Blinde,  und  Irrenanstalten  in  Stat.  Jahrb.  f.  d.  Ghzt.  Baden  (r^el- 
massig  im  Anscbluss  an  die  für  das  Reich  zu  machenden  Erheboo- 
gen),  zuletzt  1882  Bd.  15  S.  149.  —  Das  weitaus  Beste:  Die  Irren- 
und  Sieche nzählung  im  Ghzt.  Hessen  v.  J.  1880,  in  ßäir. 
SUl.  d.   Ghzt.  Hessen  Bd.  23  H.  2. 

Aber  alle  diese  Erhebungen  sind  mit  einer  Ausnahme  h 
lieh  für  die  Zwecke  der  allgemeinen  Verwaltung,  insbesondi 
im  Hinblick  auf  die  Öffentliche  Gesandb ei ts pflege  angestellt;  für  die' 
speziellen  Zwecke  der  Armenpflege  in  dem  hier  gemeinten  Sinne  ist 
nicht  viel  daraus  zu  lernen.  Die  Ausnahme  bildet  Hessen,  welches 
durch  seine  eben  genannte  Erhebung  einen  ernsthal'ten  Versuch  zu 
einer  Statistik  der  Gebrechlichen,  die  zugleich  arm  sind,  gemacht 
hat,  nachdem  die  l'roviuziallandtage  die  Anträge  ihrer  AusschDsse, 
Pro vinzial- Siechenhäuser  zu  erbauen ,  wegen  unzureichenden  that- 
sächlichen  Materials  abgelehnt  hatten.  Dieser  Versuch  ist  so  vor- 
trefflich geglückt,  bringt  ein  so  reiches  Über  alle  Punkte  aufklären- 
des Material,  dass  er  unbedenklich  als  Vorbild  ähnlicher  Er- 
hebungen dienen  kann  und  eine  etwas  ausführlichere  Darli 
der  bei  demselben  befolgten  Grundsätze  rechtfertigt. 

Es  wurde  nämlich  1880  von  der  Aufnahme  der  Gebrechlicl 
bei  der  Volkszählung  abgesehen  und  eine  besondere  Zählung  di 
Aerzte  —  namentlich  die  beamteten  —  angeordnet,  denen  behulf  lieh  «T 
sein  Behörden  und  Vereine  aufgefordert  wurden.  Die  Absicht  war, 
•die  Ausbreitung  der  Sinnes-,  Körper-  und  Geistesmängel  gründlich 
zu  erforschen  und  gleichzeitig  im  Interesse  der  ArmenpHege  diese 
«rheblichen  Ursachen  in  ihrem  Zusammenhange  mit  den  wirtscl 
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liehen  Verhältnissen  der  Betroffenen  zu  untersuchen.  Hierzu  be- 
diente man  sich  nun  folgender  sinnreicher  Kategorien.  Man  unter- 
schied zunächst  8  Gruppen:  1.  erworbene  chronische  Geisteskrank- 
heit, 2.  angeborene  Geistesstörung,  3.  Kretinismus,  4.  Epilepsie, 
5.  Taubstummheit,  6.  Blindhet,  7.  Yerkrüppelung ,  Lähmung  und 
Abscheu  erregende  Krankheit,  8.  Siechtum  (unter  Ausschluss  von 
Lungentuberkulose  und  Altersschwäche).  Innerhalb  dieser  Gruppen 
wurden  die  Individuen  wieder  unterschieden  nach  Geschlecht,  Alters- 
klassen, Zivilstand,  Art  der  Pflege  und  Arbeitsfähigkeit.  Von  den  so 
aufgefundenen  Personen  wurden  weiter  abgesondert  diejenigen,  die  als 
in  dürftigen  Verhältnissen  lebend  bezeichnet  werden,  diejenigen,  die 
ans  fremden  Mitteln  (Gemeinde;  Kreis;  Staat;  Stiftungen)  unter- 
stützt werden.  Und  endlich  wurde  bezüglich  sämmtlicher  Personen 
festgestellt,  ob  sie  zur  Aufnahme  in  eine  Anstalt  qualifizirt  seien, 
und  speziell,  welche  davon  in  dürftigen  Verhältnissen  lebten  oder 
unterstützt  wurden. 

Da  das  Vorstehende  nur  auf  solche  erstreckt  werden  sollte, 
die  ausserhalb  einer  Anstalt  sich  befanden,  so  wurden  ausserdem 
ergänzende  Erhebungen  bezüglich  der  Anstaltsinsassen  angestellt. 

Dies  alles  nun  durch  die  denkbar  besten  für  solche  Arbeit  geeig- 
neten Kräfte  —  die  Aerzte  —  aufs  sorgfältigste  ausgeführt,  wurde  aufs 
vorsichtigste  von  der  Zentralstelle  bearbeitet  und  ergab  ein  Bild 
der  Zustände  in  Hessen,  welches  die  etwaigen,  für  diese  Kategorien 
nicht  so  sehr  erheblichen  Mängel  der  nur  einmaligen  Erhebung 
durch  nahezu  vollkommene  Zuverlässigkeit  ausglich. 

Die  Tabellen  sind  ausserordentlich  übersichtlich.  Zunächst  wird 
in  Tab.  I  die  Gesammtzahl  der  Gebrechlichen  in  jeder  Kategorie  in  4 
Rubriken:  1.  nach  Altersklassen  (0 — 6;  6—15;  15—30; 
30 — 45;  46—60;  über  60)  —  2.  Zivilstand  (ledig,  verheiratet, 
verwittwet);  3.  Art  der  Pflege  (im  eigenen  Haushalt;  in 
ihren  Familien ;  bei  Dienstherrschaften ;  bei  fremden  Privatpersonen ; 
in  Gemeinde-  u.  s.  w.  Anstalten);  4.  Arbeitsfähigkeit  (arbeits- 
fähig; teilweis  arbeitsunfähig;  völlig  arbeitsunfähig;  Kinder,  deren 
Arbeitsfähigkeit  sich  noch  nicht  feststellen  lässt)  —  gegliedert 
und  für  jede  der  8  Kategorien ,  gesondert  nach  Altersklassen  und 
Geschlecht,  die  Vermögensverhältnisse  sowie  etwaige  Unterstützung 
ans  öffentlichen  Mitteln  nachgewiesen.  In  Tab.  U  wird  dargestellt, 
welche  von  den  in  Tab.  I  Ruhr.  2—4  nachgewiesenen  Personen 
sich  zur  Aufnahme  in  eine  Anstalt  qualifiziren,  welche  wiederum 
von  diesen  als  in  dürftigen  Verhältnissen  lebend  bezeichnet  und 
welche  aus  öffentlichen  Mitteln  unterstützt  werden.  Tab.  I  bezieht 
sich  auf  die  Provinzen,  Tab.  II  auf  die  Kreise. 

Es  sei  gestattet,  abgesehen  von  den  weiter  unten  im  einzelnen 
zu  verwertenden  Ergebnissen  schon  hier  einige  Zahlen  mitzuteilen, 
welche  besser  noch  als  Beschreibung  Art  und  Inhalt  der  Erhebung 
kennzeichnen.    Es  ergaben  sich  im  ganzen 
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1.  erworbene   chroii.    Ueisteekrankheit 

2.  angeborene  OeietesstöTung.    .    . 

3.  Kretioiecnus 

4.  Epilejeie 

5.  Tau bstumm heil 

H.  Blindheit 

7.  Verkrüppelnng,   Lähmung  und   Ab- 
scheu eiregeude  Krankheit    .    . 

8.  Sieehtumi) 


Weiter  ergab  sich,  dass  von  1275  Idioteu  (angeborene  GestM- 
heil)  160  für  Idioten-,  600  für  Siechen-,  12  für  Irrenanstalten 
i|ualifizirt  erschienen,  während  —  abgesehen  von  122  in  Staatsanstalten 
befindlichen  —  nnr  62  in  der  einzigen  für  Idioten  vorhandenen  AnEtalt 
untergebracht  werden  konnten.  An  den  190  Kretinen  war  derKieis 
Ilepi)eiiheim  mit  ö5  beteiligt.  Bei  den  889  Tanbstummen  (143  in 
Anstalten)  ergab  sich,  dass  sie  ftberwiegend  arbeitslähig  waren  oni' 
in  der  Familie  lebten;  überdies  war  nur  etwas  über  die  Hälfte 
dürftigen  Verhilltnisaen.  Von  den  606  Blinden  waren  414  in  dl 
tigen  VerbäUnissen ;  von  diesen  worden  205  unterstiKzt.  Zar 
slaltspflege  qualifizirt  erschienen  342,  und  zwar,  was  sehr  bemerken»^' 
wert  ist,  nur  28  für  Blinden-,  aber  314  für  Siecbeuanstalten.  Ja 
sehr  traurigem  Zustande  befanden  sich  die  Verkrüppelten :  von  Ili62 
lebten  939  in  dürftigen  Verhältnissen,  waren  344  teilweiG,  548 
völlig  arbeitsunfähig,  erschienen  673,  und  zwar  608  in  dOrftigeo 
Verhältnissen  lebende,  zur  Aufnahme  in  eine  Anstalt  qnalifizirL  — 
Der  Bericht  bemerkt  ausdrücklich,  dass  mau  bei  dem  Augsprechen 
der  Qualifikation  wesentlich  auch  subjektive  Momente  der  Dürftig- 
keit, insbesondere  auch  den  Mangel  häuslicher  Pflege  in  Betracht 
gezut;eu  habe.  Unter  anderen  fanden  sich  70  gebrechliche  Indi- 
viduen in  Armenhäuser])  mit  anderen  Personen  zusammengepfercht; 
die  Fürsorge  für  sie  war  eine  so  dürftige,  dass  sie  überwiegend  vom 
Bettel  zu  leben  genötigt  waren.  Im  ganzen  erschienen  rund  3000 
Personen  zur  Anstaltsptlege  qualitizirt,  darunter  16T6  unbemittelte. 
Unterstützung  erhielten  davon  9yy  —    zum  Teil  in  allerdUrftigsU 


'1  Jedoch  mit  AuMchlusa  v 
die  man  forlgelaefeii  hatte,  um 
zu  beschweren. 
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Weise  — ,  während  677  ganz  ohne  Unterstützung  blieben.  Der 
Bearbeiter  der  Erhebung  hält  für  mindestens  ^/s,  also  für  rund 
1000  Gebrechliche  die  Anstaltspflege  f&r  ein  dringendes  BedOrfniss. 
Es  leuchtet  nun  ein,  dass  nur  derartige  Zahlen,  wie  sie  das 
Ergebniss  der  vorstehend  besprochenen  Erhebung  sind,  die  Ver- 
waltungen Aber  das  Yorhandene  Bedürfniss  unterrichten  können,  und 
•dass  derartige  Erhebungen  als  unumgängliches  Erfordemiss  zu 
bezeichnen  sind.  Dass  für  die  Ermittelung  der  hier  in  Rede  stehen- 
-den  Momente  die  neueren  Versuche  eigentlicher  Armenstatistik  nicht 
ausreichen,  habe  ich  in  meiner  Abhandlung  a.  a.  0.  S.  414  ff.  nach- 
zuweisen versucht.  Will  man  hiergegen  einwenden,  dass  Hessen 
^egen  seines  kleinen  Umfanges  solche  Statistik  machen  könne^ 
Preussen  aber  nicht,  so  sei  es  gestattet,  mit  einem  Hinweise  auf 
•eine  in  ihrer  Bedeutung  wohl  unterschätzte  Thatsache  zu  antworten : 
die  Thatsache  nämlich,  dass  verschwindend  wenige  gebrechliche 
Personen  ausserhalb  der  Provinz  sich  befinden,  in  der  sie  geboren 
sind,  was  mit  ihrer  erschwerten  Bewegungsfähigkeit  auf  der  einen 
und  der  in  Ansehung  ihres  Zustandes  verminderten  Erwerbsgelegen- 
heit auf  der  andern  Seite  zusammenhängt.  Diese  wenigen  sind 
regelmässig  wohlhabende  Personen,  die  in  guten  auswärtigen  An- 
stalten untergebracht  sind  und  für  die  Aufgaben  der  Armenverwai- 
tung  in  geringem  Masse  interessiren ;  namentlich  ist  dies  bei  Geistes- 
kranken der  Fall.  Wenn  man  also  davon  ausgeht,  dass  der  Land- 
armenverband im  allgemeinen  ein  genügend  grosser  Bezirk  ist,  um 
leistungsfähig  zu  sein  und  die  Ungleichmässigkeiten  in  der  Belastung 
der  einzelnen  zu  ihm  gehörigen  Ortsarmen  verbände  auszugleichen, 
so  >vird  man  mit  einer  Erhebung,  welche  sich  auf  den  Bezirk  des 
Landarmenverbandes  beschränkt  und  daher  von  jedem  derselben 
nach  Gelegenheit  angestellt  werden  kann,  das  in  diesem  Bezirk 
Torhandene  Bedürfniss  vollständig  aufdecken  können,  ohne  dass,  wie 
in  Folge  der  Wanderungen  gesunder  Menschen,  eine  Verschiebung  des 
Verhältnisses  durch  Aus-  und  Einwanderung  der  Gebrechlichen  zu 
befürchten  stünde.  Für  Preussen  ergab  sich  1875  folgendes  Ver- 
hältniss : 

S.  Tabelle  S.  430. 

Vgl.  Preuss.  Stat.  XXX  S.  135  ff.  Ganz  ähnlich  in  LXIX 
S.  8  ff.  —  Auch  für  Baiem  wurde  dieselbe  Wahrnehmung  gemacht. 
Vgl.  a.  a.  0.  S.  296  Tab.  VIL 

Neben  ihrer  allgemeiDen  Absicht,  die  Zustände  der  Ge- 
brechlichen klarzustellen,  erscheint  die  hessische  Erhebung 
noch  nach  einer  anderen  Richtung  hin  besonders  lehrreich, 
insofern,  als  sie  darauf  hinweist,  um  wie  sehr  verschiedene 
Momente  es  sich  bei  der  Httlfeleistung  an  Gebrechliche  handelt, 
dass  insbesondere  die  Gleichstellung  aller  Kategorien  in  Bezug 
auf  unmittelbare  Uebernahme  der  Fürsorge  nicht  gerechtfertigt 
ist.  Dies  möchte,  unter  Benutzung  des  anderweit  zu  Gebote 
stehenden  Materials,  noch   kurz  zu  betrachten  sein.    Doch  ist 
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VjJ 

Eb  waren  geboren 

Bliode 

Taiib- 

Blöd- 
sinnige 

Irnrinnig 

1.  in  der  zahlgemeinde  |^^P^,f- 

5602 
5764 

75S3 
6930 

iie.35 

10364 

3440 
392111 

2.  in  anderen  Gemein-  Jmäntil. 
den  des  ZählkreiseB   |weibl. 

24ai 

3009 

2383 
2032 

3010 
2pr?9 

1296 

leas 

3.  in  Kreisen  der  Zfibl-  |mämil. 
provinz |weibl. 

1959 
2131 

2124 

15«J 

2255 
1901 

4214 
4159 

4.  in    der    Zählprovinz  Imfinnl. 
(ohne nähere  Angabe)  Iweibl. 

349 
31 S 

289 
löl 

371 
260 

46» 
474 

5.  ftuwerhalb  der  Zähl- ImÜnnl. 
provinz |weibl. 

ca.  500 

ca.  300 

ca.  4S0 

ca.  750 

es    im  Ejihmen  dieser  Arbeit  und  nach  Beschfiffenheit  des  g^| 
Bammten   ilaterials    nifht    wohl   möglich,    viel   mehr   als  Aw9 
deutungen  zu  geben.                                                                          S 

B.     Im   einzelnen. 

1 

a.    Geisteskranke. 

1 

15  154- 

1 

Mit  der  Erfoiacbung  der  Zahl   und  der  Zustiinde  der  Geiste»-fl 
kranken   but  man   sich   schon  sehr  frlih  beschäftigt.     Zuverlässigef^| 
ist   dieselbe   erst   seit   einigen  Jabren   geworden,   seitdem  man   b»^! 
gönnen  bat,   sieb  im  Anschluss  an  die  Volkszählung  des  Z£hlblatt^| 

Die  S.  426   genannten    Publikationen    enthalten   auch  voUst4ii'^| 

itige  Angaben  Über  Geisteskranke.  Ausserdem  namentlich:  Dr.  J.  A. 
L.  Koch,  Zur  Statistik  der  Geisteskranken  in  Würtemberg  und  der 
Geisteskranken  überhaupt,  id  d.  WUrt.  Jahrb.  f.  Slat.  a.  L.  1878 
H.  111;  orientin  auch  im  Eingang  über  die  bis  dahin  gemachten 
Versuche  einer  Irrenstatistik.  -  Dr.  Koll  mann,  Die  geisteskrajike 
Bevölkerung  im  Grossherzogtuni  Oldenburg  nach  den  Ergebnissen 
der  Volkszählung  von  1880,  Berlin  1883;  orieutiri  ebenfalls  eiu- 
leitungsweise  Über  die  bisherigen  Aufnahmen. 

Die  Vergleichung  neuerer  Ergebnisse  mit  ültereii  Zablen  nioa»'' 
daher  mit  grosser  Vorsicht  geschehen.  Gleichwohl  wird  die  tlberaU 
nachgewiesene  Vermehrung  der  Geisteskranken  nicht  lediglich  auf 
Rechnung  der  besseren  ErLebungsmelhode,  sondern  auch  mauuig- 
faclier  anderer  EintlHase,  namentlich  der  veränderten  Erwerbsver- 
hiütnisse  und  der  starken  geistigen  Aufregungen  der  modernen  Zeit 
zu  setzen  sein.     Vgl,   über   die  Gründe   der  Zunahme   der  Geiste»-! 


I 
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kranken  Prof.  LadwigMeyerin  der  Deutschen  Randschaa  1885/8& 
Xr.  2;  anch  Jolly,  Gesundheitswesen,  in  Schönbergs  Handb.  Bd.  3 
S.  845.  —  Die  prenssische  Zählang  von  1880  ergiebt  die  Inkorrekt- 
heit sofort;  es  wurden  66345  Geisteskranke  gezählt,  was  eineVer* 
mehrung  Yon  20®/o  gegen  1871  bedeutet,  während  die  BeYölkerungs- 
Vermehrung  nurlO®/o  betrug.  Vgl.  a.  a.  0.  LXIX  S.  XXXVIII.  — 
Wegen  Sachsen  a.  a.  0.  S.  21.  —  Würtemberg  a.  a.  0.  S.  23  ff. — 
In  Oldenburg  scheint  das  Verhältniss  günstiger  zu  sein.  Vgl.  a.  a.  O. 
T.  III.  —  Ueber  die  Gesammtzahl  der  Geisteskranken  in  den  euro- 
päischen Staaten  giebt  Koch  eine  tabellarische  Uebersicht,  der  ich 
die  folgenden  Zahlen  entnehme: 


Land 

Jahr 

^der 

Zählung 

GeiRteskranke 

davon  in  Heil- 
anstalten 
untergebracht 

Ver- 
pflegte 

absolut 

anf 

100000 

Einw. 

absolut 

auf 

100000 

Einw. 

auf  100 
Kranke 

Preussen 

1871 

55043 

223 

11760 

48 

21 

Baiern 

1871 

12029 

248 

2368         49 

20 

Würtemberg  .... 

1875 

7  758 

422 

1570 

83 

20 

Sachsen 

1875 

6091 

221 

2  574 

93 

42 

Baden 

1878 

3974 

268 

980 

66 

25 

England  und  Wales  . 

1871 

69019 

805 

42  442 

175 

61 

Frankreich 

1872 

87  968 

244 

36964 

102 

43 

Belgien 

1868 

8240 

168 

6032 

123 

73 

Niederlande    .... 

1876 

5  747 

153 

3959 

105 

68 

Vgl.  a.  a.  0.  S.  48.  —  An  einer  anderen  Stelle  giebt  Koch  eine^ 
Uebersicht  der  vorhandenen  Anstalten  im  Verhältniss  zu  den  Ein- 
wohnern, d.  h.  wieviel  Irre  auf  1000  Einwohner  in  A,pstalten  unter- 
gebracht sind.  Danach  ergiebt  sich  folgende  Rangordnung :  Schott- 
land 1.95,  England  und  Wales  1.75,  Irland  1.56,  Belgien  1.28* 
u.  s.  w.  Von  deutschen  Staaten :  Würtemberg  0.83 ,  Baden  0.66^ 
Baiern   0.49,  Preussen  0.48.     Vgl.  a.  a.  0.  S.  201. 


§  155. 

Speziell  flir  unsere  Zwecke  interessirt  das  Verhältnis* 
der  Krankenzahl  zur  Zahl  der  in  Anstalten  Verpflegten.  Man 
bemerkt,  wie  viel  mehr  in  England,  Holland  und  Belgien  in 
dieser  Beziehung  geschehen  ist  gegenüber  den  deutsclien 
Staaten    mit    Ausnahme    Sachsens,    wobei    noch    zu    berück- 
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sichtigen  ist,  dass  unter  den  Anstaltspfieglingen  eine  sehr 
grosse  Anzahl  vermögender,  auf  eigene  Kosten  lebender  Per- 
sonen befindlich  ist.  Was  die  bedürftigen  Geisteskranken 
angeht,  so  kann  man  sich  hierüber  bei  dem  gegenwärtigen 
Stande  des  Materials  nur  in  Vermutungen  ergehen. 
Die  hessische  Erhebung  giebt  folgende  Zahlen: 


davon 

qualifizirt  für 

davon in 

anaser- 

ausser- 

bedürf- 

dem in 

halb 
von  An- 

Irren- 

Idioten- 

Siechen- 

tigen 
Verfelt- 

An- 
stalten 

stalten 

anstalten 

nissen 
lebend 

befind- 
Hch 

1.  Irrsinnige   .... 

666 

148 

5 

312 

321 

695 

(erworbene  Gteistes- 

gestörtheit) 

^.  Idioten 

1153 

12 

160 

600 

649 

1 

(angeborene  G^eistes- 

1        « tf%/% 

gestörtheit) 

>   122 

8.  Kretinen 

190 

1 

24 

117 

117 

4.  Epileptiker.   .   .   . 

590 

4 

21 

207 

208 

49 

Bei  der  würtembergischen  Zählung  wurden  etwas  äusser- 
lich  unterschieden^):  „wohlhabende  —  wenig  yermögliche  — 
arme".     Hierbei  ergab  sich  folgendes  Verhältniss: 


^wohlhabende  .   .   . 
wenig  yermögliche 

arme 

•unbekannt  .... 


Idioten 


Irrre 


zu- 
sanmien 


820 
1180 
1542 

268 


m 

Prozent 

derGe- 

sammt- 

zahl 


hiervon  in  An- 
stalten 


1194 

1147 

1244* 

336 


2014 

2337 

2786 

631 


28.3 
32.6 
39.1 


Idioten 


Irre 


Prozente  der  Ver- 
mögenskategorien 


4.15 
2.63 

8.82 


20.85 
21.01 
89.71 


Eine  an  anderer  Stelle  über  die  Zahl  der  abgelehnten 
Oesuche  um  Aufnahme  in  eine  Irrenanstalt  gemachte  Mitteilung 
•ergiebt,  dass 

1879  von  351  Gesuchen  142  =  40  Vo 

1880  „     332         „         169  =  51  „ 

1881  „     437  „  182  =  42  „ 


J)  A.  a.  0.  S.  12(5.  223. 
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abschläglich  beschiedcn  wurden  und  zwar  durchweg  wegen 
Platzmangels  y  häutig  nur  wegen  Mangels  eines  für  den  be- 
stimmten Kranken  geeigneten  Platzes*).  Die  Verteilung  der 
nicht  in  Anstalten  befindlichen  Geisteskranken  in  Würtemberg 
zeigt  die  nachstehende  Tabelle  2): 
Von  insgesanunt 


3810  Idioten 


absolut 


Prozent 


3849  Irren 


abeolut 


Prozent 


befinden  sich  ausserhalb 
einer  Irrenanstalt 

davon :  in  Altersversorgungs- 
anstalten 

in  Armenanstalten 

bei  Privatleuten 

bei  Angehörigen 

selbständig 

unbestimmt 


3597 

119 
128 
756 
2003 
171 
376 


100 

5.79 

8.40 

10.17 

58.60 

8.70 

12.12 


2763 

160 
94 
281 
1619 
243 
385 


100 

4.89 

3.40 

16.30 

56.90 

6.57 

11.18 


Aehnliches  ergiebt  sich  für  Hessen  und,  soviel  darüber 
bekannt,  auch  ftlr  die  anderen  SUiaten.  Ueberall  ist  ganz 
überwiegend  der  Aufenthalt  in  der  Familie^).  Dass  dieser 
Aufenthalt  nicht  identisch  ist  mit  sorgfältiger  oder  überhaupt 
zweckmässiger  Behandlung,  bedarf  keines  Nachweises.  Es 
kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  es  vor  allem  die  Be- 
dürftigen sind,  welche  unter  dem  Mangel  geeigneter  Fürsorge 
in  ihrer  Familie  am  empfindlichsten  zu  leiden  haben,  während 
für  wohlhabende  Kranken  von  ihren  Familien,  sofern  der 
Aufenthalt  im  Hause  nicht  thunlich  erscheint,  häufig  auch 
weit  entfernte  renommirte  Anstalten  aufgesucht  werden. 

In  der  zuletzt  aufgenommenen  Statistik  der  preuss.  Irren- 
anstalten *)  finden  sich  ausftlhrliche  Nachrichten  über  die  Rhein- 
Srovinz,  in  welchen  die  wichtige  Beobachtung  mitgeteilt  wird, 
ass  die  Kranken  aus  den  der  Irrenanstalt  benachbarten  Be- 
zirken in  grösserer  Zahl  geheilt  entlassen  würden,  als  die  aus 
entfernteren  Bezirken  stammenden,  weil  die  entfernt  gelegene 
Anstalt  meist  zu  spät  benutzt  werde.  Dies  trifft  jedenfalls 
die    mittellosen   Familien  und  Gemeinden,   welche  die  Koston 


J)  Vgl.  Medizinal-Ber.  für  1879-81 :  Würt  Jahrb.  1884  S.  158. 

-»)  Koch  a.  a.  0.  S.  185. 

^)  Koch  a.  a.  0. 

*)  Für  die  Jahre  1877.  78.  79  Bd.  .«rS  (1882)  Bericht  S.  1. 

Fortcbnng«!!  (27)  VI.  4.  —  M&nsterberg.  28 
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auch  des  blossen  Transportes  scheuen  und  mit  dem  Vorhanden- 
sein derartiger  Einrichtungen  wenig  vertraut  sind,  am  härtesten. 

Dass  für  wohlhabende  Familien  die  Entfernung  kein 
Hindemiss  bildet,  zeigt  unter  anderem  die  Thatsache,  dass  in 
wtirtembergischen  Irrenanstalten  von  insgesammt  1570  Insassen 
10.96  ^/o  Ausländer  waren  ^).  — 

Aus  allen  diesen  Thatsachen  wird  man  den  Schluss  ziehen 
können,  dass  in  Bezug  auf  Geisteskrankheit  noch  gegenwärtig 
die  den  Armenverbänden  obliegenden  Pflichten  vielfach  ver- 
säumt werden,  und  dass  daher  die  Forderung,  die  Ftlrsorge 
ftlr  Geisteskranke  unmittelbar  auf  grössere  Verbände  zu  über- 
nehmen, sowohl  im  finanziellen  Interesse  der  Ortsarmenver- 
bände, wie  im  öffentlichen  Gesundheitsinteresse  durchaus  ge- 
rechtfertigt erscheint.  Eine  andere  Frage  ist,  ob  in  allen 
Fällen  die  Versorgung  durch  Unterbringung  in  eine  Anstalt 
wird  geschehen  müssen  und  ob  es  zweckmässiger  ist,  die  Ver- 
mehrung der  Privatanstalten  zu  fördern  oder  dem  wahrschein- 
lichen Bedürfniss  durch  Errichtung  öffentlicher  Irren-  und 
Idiotenanstalten  zu  genügen.  Eine  allgemein  zutreffende  Ant- 
wort ist  hierauf  nicht  wohl  möglich.  Sehr  viel  wird  immer 
von  dem  Zustande  der  Privatirrenanstalten,  sowie  davon  ab- 
hängen, ob  dieselben  im  Stande  sind,  die  Nachfrage  zu  be- 
friedigen, ein  Zustand,  der  freilich  gegenwärtig,  selbst  unter 
Hinzuzählung  der  öffentlichen  Anstalten,  nirgends  in  Deutsch- 
land auch  nur  annähernd  erreicht  wird.  Auf  absehbare  Zeit 
wird  daher,  wie  es  auch  der  herrsclienden  Verwaltungspraxis 
entspricht,  mit  Vermehrung  der  öffentlichen  Anstalten  filr 
Geisteskranke  weiter  vorzugehen  sein. 

In  Preussen  betrug  die  Zahl  der  Irrenanstalten  1875  and 
1879 :  öffentliche  46  bezw.  66,  private  72  bezw.  93.  Vgl.  a.  a.  0.  — 
Für  Würtemberg  giebt  der  genannte  Med.-Bericht  eine  sehr  gute 
Uebersicht.  Es  bestehen  dort  3  Staats-  und  12  Privatirrenanstalten. 
Die  Frequenz  betrug  in  der  Periode  1863/82: 

S.  Tabelle  S.  435. 

Es  ist  bemerkenswert,  wie  nach  der  am  1.  März  1875  erfolgten 
Eröffnung  der  Staatsirrenanstalt  zu  Schussenried  die  Zahl  der  Kranken 
in  den  Privatanstalten  zunächst  erheblich  abnimmt. 


§  156. 

Im  einzelnen  ist  zu  unterscheiden  zwischen  den  mit  ange- 
borener Geistesschwäche  behafteten  (Idioten)  und  den  geistes- 
krank gewordenen  Individuen  (Irrsinnige).  Bezüglich  der 
erstoron  wird  von  Koch  die  Ansicht  ausgesprochen,  dass,  soweit 
sie  bildungsfähig  seien,  sie  der  Unterbringung  in  besondem  Er- 

»)  Koch  a.  a.  0.  S.  192. 
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Jahr 

Zahl  der  Pfle 
Staatsanstalten 

glinge  in  den 

zufiamnien 

Privatanstalten 

1864 

290 

319 

609 

1873 

360 

660 

1020 

1875 

408 

744 

1152 

1876 

574 

657 

1231 

1877 

777 

566 

1343 

1878 

805 

614 

1419 

1879 

786 

711 

1497 

1880 

779 

752 

1531 

1881 

788                            824 

1612 

1882 

839 

751 

1690 

ziehungs-  und  Bilduugsanstaltcn  bedürften,  und  soweit  sie 
bildungaunßlhig,  in  Bewahr-  und  Beschäftigungsanstalten  unter- 
gebracht werden  müssten.  Ueberhaupt  erscheine  die  Anstalts- 
pflege bei  der  htilflosen  Lage  gerade  solcher  Personen  noch 
mehr  geboten,  als  bei  den  Irren.  Bezüglich  der  Irrsinnigen 
sind  die  präsumtiv  heilbaren  und  die  unheilbaren,  sowie  die 
unschädlicnen  und  die  gemeingeföhrlichen  zu  unterscheidtui. 
Für  erstere  wird  allgemein  die  Aufnahme  in  eine  Anstalt  ge- 
boten erachtet;  bei  ihnen  ist  die  Hauptsache  rechtzeitige  Auf- 
nahme und  rechtzeitige  Entlassung.  Unheilbare,  aber  unschäd- 
liche Irre  können  dagegen  besser  in  Familien  verpflegt  werden. 
Doch  macht  Koch  darauf  aufmerksam,  dass  hier  sehr  häufig 
lieblose  und  verständnissloso  Behandlung  in  Familien  so  schäd- 
lich wirke,  dass  die  Unterbringung  in  einer  Anstalt  vorzu- 
ziehen sei*).  Bezüglich  der  gemeingefährlichen  Irren  versteht 
es  sich  von  selbst,  dass  sie  zu  interniren  sind.  Es  ist  aber 
anzunehmen,  dass  die  gegenwärtig  bestehenden  offen tlich(iii 
und  privaten  Anstalten  zusammen  noch  nicht  einmal  für  die 
gemeingefährlichen  Irren  ausreichend  sind. 

Die  würtembergische  Erhebung  weist  132  Idioten  und 
713  Irre  als  gemeingefährlich  nach;  doch  sind  nur  solche 
gezählt,  die  positiv  als  gemeingefUhrlich  bezeichnet  worden. 
Dies  sind  3.46  bezw.  18.06  ®'o  der  Oesammtzahl.  Da  nun 
überhaupt  1152  Irre  sich  in  Anstaltspflcge  befanden,  so  ist 
Koch  aer  Ansicht,  djiss  jedenfalls  mehr  gemeingefährliche 
Irre  vorhanden  und  die  Anstalten  nicht  ausreichend  seien  ^). 


*)  A.  a.  O.  S.  205  fF.  Vgl.  auch  we^jeu  Hessen  a.  a.  O.  S.  7. 
der  älteren  Literatur  sind  die  Klagen  hierüber  sehr  häufig. 
Gerando  Bd.  3  S.  451  ff. 

«)  Vgl.  a.  a.  0.  S.  1«0  und  Tabelle  S.  228. 
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In  Oldenburg  befanden  sich  von  977  Geisteskranken  287 
in  Anstalten:  80  in  der  Staatsanstalt  Wehnen,  173  in  der 
nur  dem  Zwecke  der  Absonderung  im  Sieherbeitsinteresse 
dienenden  Staatsanstalt  Blankenburg,  34  in  Privatanstalten. 
Bezüglich  der  übrigen  wird  bemerkt,  dass  sie  unschädlich 
seien  und  meistenteils  leichteren  Beschäftigungen  nachgehen*).' — 

Ob  es  nach  allem  bei  der  gegenwärtigen  Sachlage  zweck- 
mässig ist,  die  Uebernahme  der  gesammten  Irrenpflege 
seitens  der  grösseren  Verbände  obligatorisch  zuma- 
chen oder  die  weitere  Entwickelung,  die  überall  diesem  Ziele  zu- 
strebt, abzuwarten,  hängt  nicht  allein  von  der  Auffassung  ab,  die 
man  bezüglich  der  Dringlichkeit  der  Angelegenheit  hegt  Ein  zum 
Teil  der  Abhülfe  dringend  bedürftiger  Missstand  liegt  zweifellos 
vor,  Missbrauch  seitens  der  Armenverbände  ist  bei  der  Natur 
dieser  Pflegefalle  nicht  wahrscheinlich  —  aber  auf  der  anderen 
Seite  stünde  von  einer  Anordnung  der  obligatorischen  Ueber- 
nahme zu  befürchten,  dass  es  ebenso  gehen  würde  wie  mit  der 
gesetzlichen  Armenpflege  überhaupt,  d.  h.  dass  durchaus  nicht 
überall  der  Aufwand  nach  Massgabe  des  Bedürfnisses  sich  be- 
messen, sondern  vor  allem  die  zur  Verfügung  stehenden  Mittel 
über  das  Mass  des  Aufwandes  entscheidend  sein  würden.  Welche 
ausserordentlichen  Mittel  aber  allein  für  diesen  einen  Zweck 
der  Armenpflege  bei  ernsthafter  Durchführung  erforderlich  sein 
würden,  lässt  sich  aus  den  vorstehenden  Angaben  einiger- 
massen  schliessen.  Jedenfalls  wird  man,  wie  schon  oben  dar- 
gelegt, nicht  ohne  im  Besitz  genaueren  Materials  zu  sein, 
sich   endgültig   entscheiden  können. 

Jelly  a.  a.  0.  S.  846,  giebt  an,  dass  die  blossen  Anlage- 
kosten einer  Anstalt  ungefähr  3000  Mark  auf  den  Pflegling  be- 
tragen, so  dass  allein  für  die  Wohnung  eines  Irren  der  jährliche 
Aufwand  sich  auf  150  Mark  stellen  würde.  —  In  dem  würtem- 
bergischen  Medizinal  -  Bericht  a.  a.  0.  ist  sehr  sorgfältig  unter 
thanlichster  Berücksichtigung  aller  in  Betracht  kommenden  Umstände 
der  Durchschnittsaufwand  für  die  einzelnen  Kranken  in  den  Staats- 
anstalten Schussenried,  Winnenthal  und  Zwiefalten  berechnet.  Der- 
selbe betrug  in  den  Jahren  1879/80,  1880/81,  1881/82  für  die 
Kranken  I.,  II.  und  III.  Klasse  in 


Schusßenried 

Winnenthal 

Zwiefalten 

I. 

873 

843 

864 

1024 

992 

978 

^^^ 

_ 

n. 

710 

690 

707 

833 

812 

799 

848 

768 

666 

in. 

466 

462 

415 

547 

541 

529 

526 

477 

419 

^)  Vgl.  a.  a.  0. 
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Der  za  zahlende  Yerpflegongssatz  betrag  dagegen  in  Schossen- 
ried  und  Winnenthal  I.  1260,  IL  760,  III.  440  Mark,  in 
Zwiefalten,  das  nar  Kranke  II.  and  III.  Klasse  aafhimmt,  480 
und  300  Mark.  Hiemach  ergeben  sich  fQr  die  I.  Klasse  in 
Schassenried  und  Winnenthal,  ^  die  II.  Klasse  in  Schossenried 
üeberschüsse ,  während  in  allen  drei  Anstalten  fOr  die  unteren 
Klassen  sehr  erhebliche  Zuschüsse  nötig  werden;  vgl.  Tabelle 
S.  179.  —  Meyer  a.  a.  0.  S.  127  meint,  dass  für  Deutschland 
eine  einmalige  Ausgabe  von  300  Mill.  und  eine  jährliche  Mehraus- 
gabe von  30  Mill.  Mark  nötig  sein  würde,  um  in  ^annähemd  so 
guter  Weise,   wie  in  England,   für  die  Geisteskranken  zu  sorgen. 

b*    Taubstumme. 

§  157. 

Wegen  der  Literatur  vgl.  oben  S.  426.  Die  preuss.  Nach- 
weisungen von  1880  sind  sehr  gut  und  in  manchen  Beziehungen 
vollständig.  Namentlich  die  Uebersicht  über  die  vorhandenen  An- 
stalten, deren  Einrichtung,  Verwaltung,  Finanzverhältnisse  u.  s.  w. 

Es  wurden  gezählt  Taubstumme  in 

f  1880:  27  794 

Baiem  1871:  4348 
Sachsen  1875:  1648 
Hessen         1880 :       889. 

Mayr  a.  a.  0.  S.  307  Tabelle  X  (QueUenangaben  S.  313) 
giebt  eine  Uebersicht  für  das  Deutsche  Reich,  die  aber  auf 
minder  genauen  Zählungen  beruht,  wie  <Ue  der  4  aufgeführten 
Staaten,  und  die  ich  daher  nicht  mitteile. 

Der  Zustand  der  Taubstummen  ist  von  dem  der  Geistes- 
kranken nicht  nur  in  Ansehung  der  Ursache,  sondern  auch 
nach  vielen  anderen  Richtungen  hin  verschieden.  Der  bemer- 
kenswerteste Unterschied  betrifft  Alter  und  Arbeitsfähig- 
keit der  Taubstummen.  Dieselben  gehören  nämlich  über- 
wiegend den  jugendlichen  Altersklassen  an,  und  sind  über- 
wiegend arbeitsfähig.  Dies  ist  eine  durchgehends  beobachtete 
Erscheinung.  In  Baiern  wurden  schon  1840  von  2897  Taub- 
stummen 2338  als  von  Geburt  an  taubstumm  ermittelt.  Nach 
der  letzten  Zählung  entfielen  auf  die  Altersklassen  von  1 — 5 
Jahren  :  101;  6—10  :  628;  11—15  :  587,  zusammen  etwa  32  ®/o, 
wobei  aber  zu  beachten,  dass  die  Ermittelung  für  das  erste 
Lebensjahr  ausserordentlich  schwierig  ist^). 


Preussen  .  1871:24315 


1)  Ganz  ähnlich  in  den  übrigen  Staaten.  —  Wegen  der  Arbeits- 
flLhigkeit  vgl.  namentlich  Hessen,  wo  die  Taubstommen  als  überwiegend 
arbStsfähig  ermittelt  wurden  und  von  889  nur  149  der  Anfoahme  in 
eine  AnsMt  bedürftig  erschienen.  —  In  Preussen  wurden  41.8 ®/o  männ- 
liche, 73.2  ®/o  weibliche  als  ohne  bestimmten  Beruf  ermittelt. 


S  158. 

Wo  die  Taiibstumnien  nicht  einem  bestiuimtcn  Herufe  i 
gehören,   leben  sie   meist  in  der  Familie.     Ven  HUlflosigk« 
die  eine  besondere  Füreorge  nötig  macht,  ist  daher  nicht  ei 
fernt  bei   aljen  die  Rede.     Soweit  sie   nicht  anderweit  krank 
Bind  —  in  welchem  Falle  sie  aber  nicht  speziell  Taubatununeu- 
fUrsorge  beanspruchen ')  — ,  besteht  ihnen  gegenüber  die  Haupt- 
aufgabe darin,  sie  nach  Maas  ilirer  Fähigkeiten  rechtzeitig  aus- 
zubilden und  sie  für  einen  Beruf  vorzubereiten.    Hierzu  dienen 
Einzelunterricht  —  Unterricht  in  der  Volksschule  —  vor  allem 
aber  Lehranstalten,  die  entweder  zugleich  Detentioneanstalten 
(Internate)  sind  oderaich  auf  Erteilung  von  Unterricht  beschrän- 
ken (Ex  temate).  Gegenwärtig  geht  das  Bestreben  dahin,  die  In- 
ternate in  Extemate  zu  verwandeln,  da  miin  von  dem  Verkehr 
der  Taubstummen  mit  derAuasenwelt  bessere  Resultate  erwartet 

Vgl.  die  Bemerkoiigen  für  Prenssen  a.  a.  0.  S.  XXIX. 
Im  ganzen  gab  es  1875:  37  Anstalten  mit  2351  Insassen 
1880:  44         ,  „    2742 

1882:  52         ,  „    8792 

Am  1.  Januar  1883  bestanden:  roil  HögliB 

I.  Provinzial-  and  dergl.  Taubstummen  an  st  alten    31 

a)  Externate  24  1619 

b)  Internate  7 

II.  Taubstummen-Sclmlen  4 

III.  Privataostallen  16 

a)  Exiernate  6 

li)  Internate  10 

Vgl.  a.  a.  0.  Tabelle  23  und  S.  XXX.  —  Für  Hessen  bemerkt 
der  Bearbeiter  a.  a,  0.  S.  IV,  dass  mangels  des  Unterriclitezvanges 
nocii   etwa   '  b   ohne  Vorbereitung  zum   Selbsterwerb   in   das  Alter 
der  Erwachsenen    eintrete,  —  In  Sachsen   befanden    sich  1875 
Landesanstalten    151,   in    Privatanstalten    112,   ia   Familien    13' 
Taubstumme. 

Hier  wird  man  aber  allerdings  das  Verlangen  stellen  müssen, 
dasa  die  Aufgabe  obligatorisch  gemacht  und  jeder  taub- 
stummen jugendlichen  Person  diejenige  Ausbüming  zu  teil 
werde,  die  sie  zu  späterer  Erwerbs tliätigkcit  geachickt  macbU 
In  dieser  Beziehung  scheint  mir  das  Gesetz  vom  28.  März  187| 


1 


')  In  Preuesen  wurden   1880  ermittelt  PeiBonen 

znglek'h  blind  und  tAubstumm:     107 
laubetuuim  und  gehteskrank :  lOöl 
blind,  tnubBtumm  und  geisteskrank :       CT: 
vgL  R,  B..  0.  S.  37.   —  Von  den   in  Hessen   erraittelfen   88 
erschienen  >*i  für  Siechen  an  stalten  (|Uftlifizir(. 
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(Art.  9c)  für  das  Fttrstentum  Birkenfeld  den  richtigen  Weg 
zu  treffen,  wenn  es  bestimmt,  dass  der  L.-A.-V.  verpflichtet 
ist:  „die  Kosten  des  Unterrichts  und  der  Ausbildung  hülfs- 
bedtirftiger  taubstummer  Kinder"  zu  erstatten*). 

Dagegen  liegt  es  bezüglich  der  Uebemahme  anderen  ftlr 
Taubstumme  erwachsenden  Armenaufwandes  genau  so,  wie 
bei  dem  Armenaufwand  überhaupt;  er  ist  den  individuellen 
Umständen  entsprechend  zu  leisten,  macht  aber  im  übrigen 
keine  Mehraufwendungen  notwendig,  die  eine  besondere  Be- 
lastung des  Ortsarmenverbandes  zur  Folge  haben. 


§  159. 

Noch  auf  einen  anderen  Punkt  sei  bei  dieser  Gelegenheit 
hingewiesen.  Die  Ursachen  der  Taubheit,  welche  bei  Per- 
sonen ganz  jugendlichen  Alters  ja  regelmässig  Stummheit 
zur  Folge  hat,  sind  im  ganzen  noch  nicht  hinreichend  auf- 
geklärt. Aber  es  darf  als  ausser  Zweifel  stehend  erachtet 
werden,  dass  die  überfliegende  Zahl  der  Fälle  von  Taubstumm- 
Iieit  von  Krankheiten  im  zartesten  Kindesalter  herrühren  und 
dass  dieselben  um  so  geringer  auftreten,  je  besser  es  um  den 
allgemeinen  Gesundheitszustand  und  die  Massregeln  der  öffent- 
lichen Gesundheitspflege  bestellt  ist 

Dies  leuchtet  sofort  ein,  wenn  man  das  Verhältniss  in  ver- 
schiedenen Bezirken  vergleicht.  So  befanden  sich  in  Preussen  anter 
100  000  Einwohnern  Taubstumme  im  Alter  von  15 — 20  Jahren  in 

Westpreassen  111.22 
Posen  68.6 

Ostpreassen       60.5 
Pommern  60.6 


n.  s.  w.  abwärts  bis 


Sachsen  17.3 

Hohenzollem     17.8. 


Es  sind  also  wieder  die  östlichen  Provinzen,  die  viel  schlimmere 
Zustände  zeigen.  —  Dieselben  Unterschiede  wurden  bereits  1849 
beobachtet.  Der  Bearbeiter  bemerkte  dort,  dass  im  Osten  die 
Gegenden  in  Bezog  auf  Krankheiten,  welche  Taubstummheit  ver- 
ursachten, viel  verwahrloster  seien  als  im  Westen.  Dieselbe  Wahr- 
nehmung noch  viel  schärfer  1871:  XXX  S.  134.  —  Ganz  ähnlich  in 
Baiem.  Mayr,  der  diesem  Punkte  seine  besondere  Aufmerksamkeit 
zuwendet,  weist  nach,  dass   die  Taubstummheit,  von   geringem  Um- 


^)  Wie  viel  hier  noch  zu  thun  ist,  beweisen  die  Bemerkungen  ftir 
l^reussen  a.  a.  0.  S.  29  fF.  —  In  Westpreussen  befanden  sich  1876:  1101 
taubstumme  Kinder,  von  denen  20:3  in  Anstalten,  218  in  Ortsschulen,  680 
ohne  Unterricht  waren. 
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tauge  im  SUdeii,  nach  Norden  hin  stetig  wachse.  Doch  brint^  I 
diese  Thalsache  zunächst  auf  die  VerruutQDg,  dass  im  Korde»  die 
Fürsorge  IHir  die  Kinder  eine  bessere  sei  als  im  Süden ;  es  w&rde 
dünn  nämlich  die  aus  der  schlechteren  Fürsorge  resQltireade  enoniie 
Kindersterblichkeit  im  Süden  zur  Folge  haben,  daas  eine  grosse 
Zahl  mangelhaft  organisirter  Kinder  hinneggerafft  wtkrde,  während 
diese  im  Norden  z«ttr  am  Leben  erhalten  blieben,  aber  tanbstnmni 
«ürdeu  (a.  a.  0.  S.  28).  Das  ist  doch  nicht  ganz  nn  bedenk  lieh. 
Für  Preussen  ergiebt  sich  tveoigstens,  dass  im  Osten  aoch  die 
Kindersterblichkeit  durchschnittlich  eine  sehr  viel  höhere  ist  als  im 
Westeii.  Doch  kommen  hierbei  viele  andere  Momente  in  Betracht. 
Vergl.  V.  Fircks,  Die  Zeit  der  Geburten  und  die  Sterblichkeit 
der  Kinder  während  des  1.  Lebensjahres,  in  Z.  des  prenss.  stat.  Bar- 
1885  S.  93  ff,,  namentlich  die  anschauliche  graphische  Darstellung 
Tafel  1. 

Welcher  Aufwand  ilir  Taubstummen  pflege  in  Fortfall 
kommen  würde,  wenn  fiir  Verhütung  der  Taubstummheit 
durch  bessere  ärztliche  Pflege  gesorgt  würde,  lä,sat  sich  katun 
cnneseen.  Jedenfalls  ist  die  Sni^e  für  Krsnkenhulfe  n« 
dieser  Richtung  hin  eine  Äusserst  wichtige,  noch  viellach  i 
nai'hläBsigte  Aufgabe.  Hierauf  kann  an  dieser  Stelle  nid 
weiter  eingegangen  werden. 

c.    Blinde. 

§  160. 

Mit  den  Bünden  verhitlt  ea  sicli  gerade  umgekehrt  » 
mit  den  Taubstummen.  RegelmAssig  ist  Blindheit  nicht  i 
geboren,  sondern  erworben;  und  wie  Taubstummheit  die  Folg 
von  Krankheit  im  zarten  Alter  zu  sein  pflegt,  so  ist  diet 
regelmässig  die  Folge  anstrengender  Berufsarbeit  oder 
körperlichen  Disposition,  die  erst  in  höherem  Alter  den  Vm 
lust  des  Sehvermögens  bewirkt. 

Wegen  der  Literatur  vgl.  oben  S.  426,  auch  die  AbhaodlsDg 
von  Magnus  in  Cour.  Jahrb.  f.  Nationalök.  und  Statistik  1864 
N.  F-  IX  S.  9i;:  „Die  offizielle  Blindenslatistik"  und  Kersch- 
haiimer,  Die  Blinden  des  Herzogtums  Salzburg,  nebst  Bemerkongea 
über  die  Verbreitung  und  Über  die  Ursachen  der  Blindheit  im  all- 
gemeinen,  Wiesbaden  1886. 


wnrdeu  gezählt  iu 

y.  ,       ,,    f  1870: 
I-iLUoUU.  1  1871: 

22  677 
22  978 

Baiem         1871 : 

3998 

Sachsen        1875: 

2  064 

Hessen          1880: 

606 

Wegen  der  Angaben  ftlr  das   Deutsche   Reich   vgl.  bei  Hafi" 
a.    0.   Tabelle   X    8.    Sul    und   dip    Beraerkong     auf    S.    4.17. 


bei  Mar^' 


VI.  4. 
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Die  zunehmeDde  Blindenhäofigkeit  im  höheren  Alter  erhellt  sehr 
gnt  aus  den  belMayrS.  12  ff.  berechneten  Tabellen,  in  denen 
namentlich  aach  die  Altersklassen  der  Blinden  mit  denen  der  übrigen 
BeYÖlkenmg  verglichen  werden.  So  entfallen  auf  die  Alters- 
klassen : 


Blinde 

von  Jahren 

• 

absolut 

auf  je  10  000 
f^wohner  der 
betr.  Alters- 
klasse 

in  Prozent  der 

Gesammtzahl  d. 

Blinden 

1—5 

64 

1.11 

1.6 

6—10 

115 

2.34 

2.9 

11-20 

203 

2.36 

5.1 

21-30 

253 

3.25 

6.3 

31—40 

252 

3.80 

6.3 

41—50 

379 

6.83 

9.5 

51—60 

535 

10.50 

13.4 

61-70 

794 

26.22 

19.5 

71—80 

993 

92.80 

24.9 

81—90 

374 

206.70 

9.4 

über  90 

29 

374.25 

0.7 

Auf  der  anderen  Seite  sind  Blinde  im  jugendlichen  Alter 
nur  in  sehr  beschränktem  Masse  filr  eine  Erwerbsthätigkeit 
vorzubilden,  und  sind,  was  am  schwersten  ins  Gewicht  QÜlt, 
fast  ausnahmslos  fremder  Hülfe  bedürftig.  Inmierhin  gehört 
die  Ausbildung  ihrer  geistigen  Fähigkeiten  zu  den  Auf- 
gaben des  öffentlichen  Unterrichts,  dem  in  derselben  Weise 
wie  bei  jugendlichen  taubstummen  Personen  Rechnung  getragen 
werden  muss.  Dieser  Teil  der  Blindenfürsorge  würiäe  also 
ebenfalls  obligatorisch  sein  müssen. 

Im  ganzen  sind  Blindenanstalten  sehr  viel  seltener,  als 
Taubstummenanstalten  und  jedenfalls  in  geringerem  Masse  vor- 
handen, als  das  Bedürfniss  erfordert.  In  Preussen  befanden 
sich  1880  nur  803  =-  S.b^lo  aller  Blinden  in  Blindenanstalten  — 
1883  war  Platz  für  962  Insassen  —  in  Sachsen  1875:  197 
=^  9®/o,  in  Hessen  17  =  3®/o.  —  Die  überwiegende  Zahl,  über 
90®  0,  sind  in  Familien  aufhaltsam. 

Wegen  der  Fürsorge  für  nicht  arbeitsfähige  und  zugleich 
mittellose  Blinde  gilt  dasselbe  wie  für  Geisteskranke.  Bei 
Uebernahme  der  unmittelbaren  Fürsorge  würde  es  sich  um  sehr 
erhebliche  Mehraufwendungen  handeln,  denen  zu  genügen  die 
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Lanilanneii verbände  nicht  (iline  weiteres  im  Stande  aein  wtlrdca 
Auch  hier  bedürfte  es  voi^ängiger  genauer  Erforschung'), 

Selbstverständlich    wilrde    auch    bezüglich    der    Blind ei 
rechtzeitige  ärztliche  Hülfe  sehr  viel  thun  können*). 


<t.    Sieche.  ■ 

S  161.  m 

Das  Material  ist  hier  völlig  nnzareichend.  Einiges  Ivanii  man 
aus  der  Statistik  der  K  ranke aanstalten  und  der  Kranklieilsarsachen 
entnehmen.      Spezielle    Beziehong    zum    Armenwcsen    bat    unr   die 

hessische  Erhebung. 

Für  den  Zustand  des  Siechtums  kSnnen  keine  so  genauen 
ilcrkniale  angegeben  werden,  wie  flir  die  andern  Kategorien; 
ea  wirken  hier  sehr  viele  Umstände  üusamraen. 

Wesentlich  ist  jedenfalls  im  Gegensatze  zu  jenen  durch 
ein  bestimmtes  köruerliches  Gebrechen  verursachten  Zuständen 
auf  der  einen  und  zu  einmaliger  Krankheit  auf  der  andern 
Seite,  dasB  es  sich  hier  um  einen  dauernden  Schwflch»;- 
und  Krankheitszustand  handelt,  welcher  die  Arbeitsßlhig- 
keit  ausschliesst.  Sieche  Personen  sind  immer  auf  fremde  Holfe- 
leistung,  und  sofern  sie  unvermögend  sind,  auf  die  Leistungen 
der  Armenpflege  angewiesen.  Die  Hülfe  kann  in  ausreichender 
Weise  nur  durch  sorgsame  körperliche  Pflege  gewahrt  wcrdeai, 
wie  sie  im  Hause  unter  sehr  günstigen  Vorhältnissen,  im  übtfe" 
gen  aber  nur  in  besonderen  Anstalten  möglich  ist. 

Es  ist  wall rscheinl ich,  dass  gegenwärtig  die  Siechenjtfled 
noch  zum  gr'issen  Teile  unzureichend  ist  und  dass  ei 
grosse  Zaid  siecher  Personen  selbst  der  notdürftigsten  Uulfe 
entbehrt.  Gerade  weil  dieser  Zustand  nicht  an  so  genauen 
Merkmalen  erkennbar  ist,  entledigen  sich  ^^eIe  Armenvcrw»!- 
tungen  siecher  Personen  durch  blosse  Gewähmng  i  '  "" 
hülfe,  durch  Unterbringung  in  Armenhäusern  u.  s.  w.,  oder  4 


rdeai,     , 
übr« 

■J 

iulfe 

jinen 
-rw»I- 

an  ie^^ 


„      Von  d. 

569  ausserhalb  einer  Anelalt  befindliehen  Itlinden  waren  nur  SI  guu, 
140  teilweise  arbeitafhhig,  3^9  gänKlk'h  arbeitsunrähig,  davon  414,  alM 
etwa  zwei  Drittel,  in  dUrfticeii  VerhältDlBseu;  von  diesen  wiederum  wor- 
den 205,  also  nur  die  Hälne,  unterstützt.  Zur  Aufnahme  in  AaEtallea 
qualifizirt  ersi-hlenen  342  und  zwar  nur  28  für  cigcnilicbe  Blinden-,  S14 
fäi  Siech enaoBtalten :  von  diesen  wiederum  wurden  285  als  iii  dürf- 
tigen  VerhältnisBen  lebend  bezeichnet 

»I  In  Preuseen  wurden  1871:  22  978,  1880:  22  677  Blinde  ^e«äl>ll; 
die  Abnahme  betragt  1.8  "/d,  wiihrend  die  Bevölkerungszunahme  u  dem 
gldcben  Zeitabschnitt  10.6  "/o  ausmacht.  Hierbei  föilt  noch  in  Betracht, 
das«  die  zweite  Zählung  selir  viel  sorglgltiger  war,  als  die  erete.  Der 
Bearbeiter  dieser  Statistik  glaubt  daher  die  Hauptursache  der  Abnahme 
in  der  sorg^ltigeren  Behandlung  der  Neugeborenen,  Erricbinng  tot 
opfathalmologisehen  I.«lirstuhlen  u.  s.  w.  suchen  zu  müssen.    A.  a.  C.i.  S.  j| 
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kümmern  sich  gar  nicht  um  sie.  Die  hessische  Erhebung  hat  in 
dieser  Beziehung  ein  überaus  trauriges  Bild  entrollt,  dem  die 
Zustände  in  vielen  Gebieten  des  Deutschen  Reichs  wahrschein- 
lich auch  noch  nicht  einmal  entsprechen. 

Es  wurden  in  Hessen  gezählt  ausserhalb  einer  Anstalt: 


im 
ganzen 

davon 

in 

dürftigen 

Verhält- 

nissen 

lebend 

unterstützt 

zur  Aufiiahme 

in  eine 

Siechenanstalt 

qualifizirt 

Epileptiker 

Verkrüppelte  .... 
Sieche 

590 

1562 

952 

232 
939 
804 

71 
357 
486 

207 
673 
775 

Insgesammt  wurden  überhaupt  von  2906  Gebrechlichen  23  ^/o 
unterstützt,  hiervon  im  eigenen  Haushalt  lebend  331,  bei  fremden 
Personen  untergebracht  481.  lieber  die  Art  der  Pflege  wird  mit- 
geteilt, dass  dieselbe  bei  den  ersteren  in  142  Fällen  sich  als  dürftig, 
ärmlich,  schlecht  oder  gar  nicht  vorhanden  herausgestellt  habe. 
Von  den  bei  fremden  Personen  untergebrachten  waren  die  bemittelten 
;,sehr  gut^  bis  „genügend**  verpflegt,  desgleichen  321  unbemittelte; 
dagegen  war  die  Pflege  bei  97  unbemittelten  „dürftig*'  bis  „schlecht**, 
bei  28  fehlte  sie  gänzlich. 

Hierbei  ist  aber  zu  beachten,  dass  Altersschwäche  ausdrücklich 
von  der  Zählung  ausgenommen  war,  obwohl  man  annehmen  darf, 
dass  mit  geringen  Ausnahmen  ein  Mensch,  der  das  75.  Lebens- 
jahr überschritten  hat,  nicht  wohl  ohne  fremde  Hülfe  auskommen 
kann.  Um  eine  Andeutung  davon  zu  geben,  um  welche  Zahlen 
es  sich  dabei  handelt,  mag  an  die  auf  S.  222  mitgeteilte  Tabelle 
erinnert  werden.  In  der  Statistik  des  Deutschen  Vereins  bildeten 
Unterstützungen  wegen  hohen  Alters  über  15  ®/'o  aller  Unter- 
stützungen; vgl.  Drucks.  1885  Nr.  1  S.  28.  Bei  der  Volkszählung 
von  1880  wurden  ermittelt  Personen  im  Alter 

75—  80  Jahren  347  008 


von 


r» 


n 


T» 


n 


80—  85 
85—  90 
90—  95 
95—100 
über  100 


w 


132  558 

35120 

6  569 

1056 

406. 


vgl.  Statistik  des  Deutschen  Reiches  Bd.  LVII  Teil  II  S.  131.  Wenn 
hierbei  auch  die  Zuverlässigkeit  der  Altersangaben  im  einzelnen  keine 
grosse ,  namentlich  die  Zahl  der  mehr  als  100  Jahre  alten  Indivi- 
duen eine  zweifellos  unrichtige  ist,    so  wird  doch   kein  Zweifel  be- 
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stehen,  diiss  es  sich  jedenfalls  um  sehr  alte  Leute  baadelt,  welche 
hier  nachgewiesen  sind;  vgl.  die  Bedenken  bezüglich  der  ZoTerlAssig- 
lioit  der  Zahlen  bei  Mayr,  Gesetz mäesigkeit  i.  G.  S.  161, 

Man  hat  sich  diese  Angaben  noch  durch  die  an  anderer  Stelle 
gemachten  Angaben  über  die  Zustände  der  ländücheu  Arnienpäc^ 
zu  ergänzen;  vgl.  oben  S.  2+2. 

liier  bietet  sich  den  Landarmen  verbänden  eine  Aut'gabu, 
deren  Ueberuahme  im  Intereaae  der  Armenpflege  sehr  wün- 
schenswert eraclieint.  Die  UebernahniB  birgt  ans  dem  Ge- 
sichtspunkte de.s  MissbraucbB  seitens  der  Ortsarmenverbänile 
keine  erhebliche  Gefahr'),  wahrend  auf  der  andern  Seite  äiese 
Verbände  zur  Bcaehaffiing  der  kostspieligen  Pflege  überwiegend 
ausser  Stande  und  dementsprechend  in  der  Beschaffung  der- 
selben nach  wie  vor  nachlässig  sein  werden.  Freilich  liegt  e» 
auch  hier  mit  der  obligatoriächen  Uebernaluue  ebenso,  wi« 
in  den  andern  Fällen.  Kein  Landarmen  vorband  dOrfte  in  ab- 
sehbarer Zeit  zur  Herstellung  der  notivendigen  Anstalten  im 
Stunde  sein. 

Sehr  viel  kann  auch  hier  rechtzeitige  ärztliche  Behandlung 
thun.  Auch  ist  hier  auf  die  Bedeutung  der  Fabrikgeseta- 
gebung  hinzuweisen,  weil  mit  vielen  Fnbriktliätigkeiten  Siecli- 
tuin  unausbleiblich  verbunden  ist,  wenn  nicht  genitgei 
Scliutzraassregeln  dagegen  getroffen  werden. 


IL     Die  Für 


orge  für 
5  162. 


Die    diesbezüglichen    Vorschläge   sind    wegen    der   engen  V 
bindung  des  Krankenaafwandes  mit  einigen  anderen  Teranstaltongni 
an  anderer  Sielle:    unten  §  172  ff.,   im  Zusammenhange  mit  diesen 
behandelt. 


1 


III.     Die  Für 


ugendliche  Per 


8   163. 


Auch    hei    der  Fürsorge    ftlr    arme  Kinder  ist  es    l_ 
allein  der  Gesicbtspunkl  der  Bewahrung  vor  leiblichem  Mani 
welcher  Art    und    Umfang   der    notwendigen   Massregeln 
stimmt. 


r  ij.  31,  dasB  die  Ucbeniabme  der  Siechei 
^riffa  die  Gemeinden  stark  in  Versuchung  1 
würde,  Personen  zu  B beriv eisen ,  deren  ünteretützunc  nicht  notw. 
ist.  Dies  Bedenken  wird  von  anderen  nicht  geteilt.  In  der  Thal  i 
.Sieohtam"  von  Sachveretändigen  doch  leicht  zu  erkennen  sein:  und  d 
der  (fTÖssere  Verband  ohne  sachverst&udige  Prüfung  eut  U 
Bchrcilen  wird,  linst  sieh  uicht  wohl  ftonehmen. 
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Es  sind  vor  allem  auch  erziehliche  und  gesundheit- 
liche Rücksichten,  welche  daneben  wesentlich  in  Betracht  fallen. 
Die  Erkcnntnisa  darf  heute  als  eine  ailgeineine  gelten,  dass 
nicht  allein  die  Uamiherzigkett,  sondern  ebensowohl  das  Öffent- 
liche Interesse  die  möglichst  beste  körperliche  und  sittliche 
Pflege  der  bedürftigen  Kinder  gebietet,  weil  nur  durch  Er- 
haltung der  Gesundheit,  durch  Gewöhnung  an  Sitte  und 
Ordnung,  durch  Unterweisung  in  einem  Nahrungszweige  der 
künftigen  Armut  wirksam  vorgebeugt  werden  und  eine  künftige, 
sehr  viel  schwerere  linanzielle  Belastung  und  sittliche  Schtt- 
digung  durch  gegenwärtige  und  rechtaeitige  Aufwendungen  zu 
den  vorbezoi ebneten  Zwecken  abgewendet  werden  kann.  Da 
es  aber  auch  in  dieser  Beziehung  ausser  Zweifel  steht,  dass 
den  an  sie  zu  stellenden  Anaprüchen  die  überwiegende  Zahl 
von  Ortaarmen verbänden  nicht  oder  nicht  vollkommen  ge- 
wachsen ist,  so  winl  auch  hier  die  gänzliche  oder  teilweise 
Uebernahme   der  Fürsorge  auf  grössere  Verbände  empfohlen. 

§  1Ö4. 

Um  sich  über  die  Notwendigkeit  auf  der  einen,  über  die 
Zulflasigkeit  einer  solchen  Uebernahme  auf  der  andern  Seite 
klar  zu  werden,  muss  man  die  in  Betracht  fallenden  Kategorien 
nach  gewiesen  persönlichen  Merkmalen  unterscheiden,  einem 
objektiven  und  einem  subjektiven.  Das  objektive  Merkmal 
bildet  die  Hülfsbedürftigkeit,  die  darin  zum  Ausdruck 
kommt,  dass  entweder  Personen,  welche  eine  natürliche  Verpflich- 
tung zur  Erhaltung  ihrer  Kinder  haben,  nicht  vorhanden  sind, 
oder  dass  dieselben  die  zur  Erhaltung  notwendigen  Mittel  wegen 
eigener  Bedürftigkeit  nicht  aufwenden  können  oder  mit  vor- 
sätzlicher Verletzung  ihrer  natürlichen  Pflicht  nicht  aufwenden 
wollen.  Das  subjektive  Merkmal  bildet  der  sittliche  Zu- 
stand,  d.h.  eine  durch  Mangel  an  Unterhaltsmitteln  oder  durch 
schlechtes  Beispiel  oder  durch  Mangel  an  Aufsicht  her\-or- 
gerufene  Verwahrlosung.  Qualifizirt  wird  dieselbe  noch  durch 
Verübung  strafbarer  Handlungen.  Diese  Merkmaie  treffen 
nicht  notwendig  zusammen;  namentlich  sind  Eltern  verwahr- 
loster Kinder  durchaus  nicht  immer  in  einem  Zustande,  welcher 
das  Eintreten  der  öffentlichen  Armenpflege  erheischt;  im  all- 
gemeinen aber  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  Bedürftig- 
keit meist  die  Ur.'iache  der  Verwahrlosung  ist. 

Die  Beachtung  dieser  Merkmale  filhrt  nun  zu  folgender 
Klassifikation:  1.  Gänzlich  verwaiste  (vater-  und  muttor- 
lose) Kinder,  2.  verlassene,  3.  verwahrloste,  4. Kinder, 
deren  Verwahrlosung  durch  Begehung  einer  Strafthat 
zum  Ausdruck  gekommen  ist.  —  Alle  diese  sind  in  ihrer  eigenen 
Person  bedürftig.  Dagegen  sind  halbverwaiste  . (vater-  oder 
mutterlose),  sowie  die  Kinder  bedUrftigter  Eltern  in  der  Person 
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der  letzteren,  bezw.  des  überlebenden  ElternteiU  bedürftig.  Der 
Natur  der  Sache  nach  fallen  hier  vaterlose  eheliche, 
sowie  alle  unehelichen  Kinder  am  atSrksten  in  Betracht 
In  Ansehung  der  Armenfilraorge  fUr  jugendliche  Personen  ge- 
hSren  diese  aber  nicht  hierher;  sofern  den  betreffenden  Eitern 
um  der  Kinder  willen  geholfen  werden  soll,  so  ist  all  das  za. 
erwägen,  was  in  Ansehung  von  Unterstutzungen  überhaupt 
gilt;  es  ist  also  namentlich  die  ArbeitsiUhigkeit,  die  Zaol 
der  Kinder  u.  s.  w.  nach  individuali sirenden  Grundsätzen  su 
berücksichtigen.  Im  Falle  der  Leistungsunf^higkeit  des  \'er- 
pflichteten  Armen  verband  es  hat  sich  Mass  und  Art  der  Bei- 
liUlfe  nach  den  im  allgemeinen  zu  bef')lgenden ,  an  anderen 
Stellen  betrachteten  Grundsätzen  zu  richten. 

Bezüglich  der  verwahrlosten  Kinder  walten  gemischte 
Gesichtspunkte  ob.  Der  Schutz  gegen  Verwahrlosung  und 
namentlich  gegen  die  in  diesem  Zustande  begangenen  Straf- 
handlungen g^ört  zu  den  die  Polizei-  und  die  Strafrechla- 
pflego  umfassenden  Aufgaben  der  Staatsgewalt,  welche  Zwangs- 
massregeln  gegen  verwahrloste  Kinder  zu  treffen  und  den 
hierfilr  entstehenden  Aufwand,  ebenso  wie  filr  Korrektionäre 
und  Sträflinge,  zu  tragen  hat,  obwohl  es  wahrscheinlich  ist, 
das3  die  bei  weitem  überwiegende  Zahl  <lerartiger  Kinder 
andernfalls  der  Armenpflege  zur  Last  falten  würde,  ebeim 
wie  die  Korrektionäre  und  Sträflinge  es  thun  würden,  wenn 
sie  im  Stande  der  Freiheit  wären.  Hierauf  komme  ich  su- 
gleicli  noch  mit  einigen  Worten  zurück. 

Dagegen  qualifizirt  sieh  als  ein  Akt  der  unmittelbaren 
ArmonfUraorge  diejenige,  die  filr  bedürftige  gänzlich  ver- 
waiste und  verlassene  Kinder  notwendig  wird.  Aber  auch 
diese  beiden  Kategorien  können  nicht  nach  ganz  gleichen  Ge- 
sichtspunkten behandelt  werden.  Nur  bei  den  ersteren  ist  ei 
sicher,  dass  die  Unterstützung  keine  Rückwirkung  auf  die  zu 
ihrer  Erhaltung  verpflichteten  Eltern  üben  kann  —  die  Fälle, 
in  denen  Eltern  in  der  Gewissheit,  dass  für  ihre  Kinder  ge- 
sorgt werden  wird,  sich  das  Loben  nehmen,  wird  man  ausser 
Betracht  lassen  können  — ,  während  jede  Fürsorge  filr  ver- 
lassene Kinder  eine  mittelbare  Unterstützung  der  abwesenden 
Eltern  und  einen  sehr  starken  Anreiz  für  diese  bildet,  di« 
Vernachlässigung  ihrer  natürlichen  Pflicht  fortzusetzen. 

Und  dies  ist  der  Punkt,  welcher  filr  die  etwaige  Uebe^ 
nähme  der  Kinderfürsorge  auf  grössere  Verbände  als  be- 
sonders bedenklich  gelten  muss.  Sobald  die  einzelnen  Orts- 
armenverbände  nichts  weiter  mehr  zu  thun  haben,  als  die 
Thatsache  der  Verlassung  festzustellen,  um  die  Pflicht  zw 
Fürsorge  von  sich  auf  den  grösseren  Verband  zu  übertragen, 
würde  ihnen  der  stärkste  Anreiz  fehlen,  dem  Verbleiben  und 
dem  Verhalten  der  gewissenlosen  Eltern  ihre  Aufmerksam- 
keit zuzuwenden  und  -^  wovon  noch  unten  §  203  ff.  zu  sprechen 
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'h  Zwangsmassregeln  sie  zu  ihrer  Pflicht  zurückzu- 

^  Thätigkeit,    die  gegenwärtig   in  Ansehung   der 

nen   Schwierigkeiten    sehr    viel    zu    wUnschen 

^'^  -lann  ganz  oder  grösstenteils  eingestellt  wer- 

^^  ssung  aufs   übelste   auf  die  Bevölkerung 

^^C^^^  Nis   ganz   demselben   Grunde    erscheint 

^»  ^.^«^  Deckung  des  Aufwandes   für  verwahr- 

^^'^^Ä^^^'5'-  ^  Kinder  aus   den  Mitteln   eines  grösseren 

1^^  -^^^  zweckmässig.    Denn  bei  dem  hier  bestehenden 

ä:  4fc^  nhang  zwischen  der  Armut  und  dem  Zustande 

y^^^  jit   ist   es   dem   verpflichteten  Ortsarmen  verbände 

►jjS  \^erwahrl()sung,  ja  selbst  Strafthaten  der  Kinder  — 

^  jIi  Forstdiebstahl  —  nachzuweisen  und  so  der  Armen- 

jIi  zu  entledigen. 

Ungefährlich  ist  daht^r  nur  die  Uebernahme  der  Fürsorge 
ar  Vollwaisen,  während  in  allen  andern  Fällen  eine  linan- 
■zielle  Beteiligung  des  Ortsarmenverbandes  durchaus  notwendig 
erseheint.  Weil  aber  auf  der  «andern  Seite  die  in  der  Fürsorge 
für  jugendliche  Personen  erwachsende  unendlich  wichtige 
Aufgabe  eine  Hülfe  aus  grösseren  Mitteln  in  vielen  Fällen 
dringend  erfordert,  so  möchte  sich,  wenn  irgendwo,  gerade 
für  diesen  Zweig  der  Armenpflege  das  im  folgenden  Ab- 
f^chnitte  zu  besprechende  System  der  quotenweisen  Beteiligung 
empfehlen. 

Aber  noch  einen  wesentlichen  Faktor  wird  man  berück- 
isichtigen  müssen.  Oerade  die  Kinderftlrsorge  bildet  einen 
ausserordentlich  wesentlichen  Teil  der  Privat-  und  der  Stif- 
tungsarmenpflege. Die  Aufnahme  verwaister  Kinder  in  die 
Familie,  die  Unterbringung  in  Waisenhäuser  ist  glücklicher- 
weise keine  Seltenheit;  es  bestehen  ausserordentlich  grosse 
und  zahlreiche  Waisenstiftungen,  Schutz-  und  Rettungsan- 
stalten u.  8.  w.  Es  wird  daher  die  Erleichterung  der  Armen- 
last in  Bezug  auf  Kinderftlrsorge  durch  Beihülfe  oder  durch 
Uebernahme  mit  sorgfHltiger  Berücksichtigung  der  lokalen 
Hülfsmittel  zu  geschehen  haben,  und  gerade  hier  die  private 
Hülfe  zu  befördern  und  anzuregen  sein. 


§  165. 

I.  Jelly  S.  31  empfiehlt  die  Uebertragang  der  Unterstützung 
Ton  Waisen  an  einen  grösseren  Verband,  ohne  eine  genauere 
Begriffsbestimmung  zu  geben.  AdickesIS.  804  empfiehlt  die  Be- 
teiligung grösserer  Verbände  an  der  Erziehung  der  armen  Waisen, 
nnehelichen  und  verlassenen  Kinder.  Ziller  II  S.  8  empfiehlt 
eine  solche  Uebernahme  bezüglich  vater-  und  mutterloser  Kinder;  vgl. 
auch  V.  Reitzenstein  I  S.  32,  Loening  S.  918  und  die  sogleich 
zu   nennenden  Arbeiten    des   Deutschen   Vereins.     Sehr  beachtens- 


der  letzteren,  bozw.  des  iiberlebonden  EltunUeils  bedürftig.  DeH 
Natur  der  Sache  nacli  fallen  liier  vaterlose  eheliche, 
sowie  alle  unelialicheii  Kiuder  am  stärksten  in  Betracht. 
In  Ansehung  der  Armen  für  sorge  für  jugendliche  Personen  ge- 
hören diese  aber  nicht  hierher;  sofern  den  betreffenden  Elteru 
um  der  Kinder  willen  geholfen  werden  soll,  ao  ist  all  das  zu 
erwägen,  was  in  Ansehimg  von  Unterstützungen  überhaupt 
gilt;  es  ist  also  namentlich  die  Arbeitsfähigkeit,  die  Zahl 
der  Kinder  u,  s.  w.  nach  i nili vi dualisir enden  Grundsätzen  ru 
berücksichtigen.  Im  Falle  der  Leistungsunfkhigkeit  des  ver- 
pflichteten Armenverbandes  hat  sich  Mass  und  Art  der  Bei- 
hülfe noch  den  im  allgemeinen  zu  befolgenden,  an  anderen 
Stellen  betrachteten  Orundsützen  zu  richten. 

Bezilglich  der  verwahrlosten  Kinder  walten  gemi: 
Gesichtspunkte  ob.  Der  Schutz  gegen  Verwahrlosung 
namentlich  gegen  die  in  diesem  Zustande  begangenen  Stnf- 
handlungeo  gehört  zu  den  die  Polizei-  und  die  Strat'rechts- 
päege  umfafisenden  Aufgaben  der  Staatsgewalt,  welche  Zwangs- 
m aasregeln  gegen  verwahrloste  Kiuder  zu  treffen  und  dca 
hierfür  entstehenden  Aufwand,  ebenso  wie  für  Korrektionäre 
und  Sträflinge,  zu  tragen  hat,  obwohl  es  wahrscheinlich  iai, 
dass  die  bei  weitem  überwiegende  Zahl  derartiger  Kinder 
andernfalls  der  Armenpflege  zur  Last  fallen  wUrde,  eb>;Ma 
wie  die  Korrektionäre  und  Sträflinge  ea  ihun  würden, 
aie  im  Stande  der  Freiheit  wären.  Hierauf  komme  ich 
gleich  noch  mit  einigen  Worten  zurück. 

Dag^en  qualifizirt  sich  als  ein  Akt  der  unmittelbareu 
Annonfürsorge  diejenige,  die  für  bedürftige  gHnzlich  ver- 
waiste und  verlaasene  Kinder  notwendig  wird.  Aber  aucb 
diese  beiden  Kategorien  können  nicht  nach  ganz  gleichen  Qa- 
sichtspunkten  behandelt  werden.  Nur  bei  den  erateren  ist  «l, 
sicher,  dass  die  Unterstützung  keine  Rückwirkung  auf  die 
ihrer  Erhaltung  verpflichteten  Eltern  üben  kann  —  die  F&tle^ 
in  denen  Eltern  in  der  Gewissheit,  dass  fUr  ihre  Kinder  go- 
sorgt  werden  wird,  sich  das  Leben  nehmen,  wird  mttu  ausser 
Betracht  lassen  können  — ,  während  jode  Fürsorge  filr  ver- 
lassene Kinder  eine  mittelbare  Unterstützung  der  abwosendeu 
Elteru  und  einen  sehr  starken  Anreiz  für  diese  bildet,  dip 
Vernachlässigung  ihrer  natürlichen  Pflicht  fortzusetzen. 

Und  dies  ist  der  Punkt,  welcher  für  die  etwaige  Ueber- 
nahme  der  Kinderfürsorge  auf  grössere  Verbände  als  hf*- 
aonders  bedenklich  gelten  muss.  Sobald  die  einzelnen  Orts- 
armenverbände nichts  weiter  mehr  zu  thun  haben,  als  di« 
Thatsache  der  Vorlassung  festzustellen,  ura  die  Pflicht  zur 
Fürsorge  von  sich  auf  den  grösseren  Verband  zu  übertragen, 
würde  ihnen  der  stKrkste  Anreiz  fehlen,  dem  Verbleiben  und 
dem  Verhalten  der  gewissenlosen  Eltern  ihre  Aufmerkaam- 
keit  zuzuwenden  und  — wovon  noch  unten  §  203  ff,  zn  spri^clion 
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ist  —  durch  Zwangsmassregeln  sie  zu  ihrer  Pflicht  zurückzu- 
führen; diese  Thfttigkeit,  die  gegenwärtig  in  Ansehung  der 
damit  verbundenen  Schwierigkeiten  sehr  viel  zu  wünsclien 
übrig  lässt,  würde  dann  ganz  oder  grösstenteils  eingestellt  wer- 
den, und  die  Unterlassung  aufs  übelste  auf  die  Bevölkerung 
zurückwirken.  Und  aus  ganz  demselben  Grunde  erscheint 
auch  die  vollständige  Deckung  des  Aufwandes  für  verwahr- 
loste und  straffällige  Kinder  aus  den  Mitteln  eines  grösseren 
Verbandes  nicht  zweckmässig.  Denn  bei  dem  hier  bestehenden 
ongen  Zusammenhang  zwischen  der  Armut  und  dem  Zustande 
der  Sittlichkeit  ist  es  dem  verpflichteten  Ortsarmenverbande 
sehr  leicht,  Verwahrlosung,  ja  selbst  Strafthaten  der  Kinder  — 
namentlich  Forstdiebstahl  —  nachzuweisen  und  so  der  Armen- 
last sich  zu  entledigen. 

Ungefährlich  ist  daher  nur  die  Uebernahme  der  Fürsorge 
für  Vollwaisen,  während  in  allen  andern  Fällen  eine  finan- 
zielle Beteiligung  des  Ortsarmenverbandes  durchaus  notwendig 
erscheint.  Weil  aber  auf  der  andern  Seite  die  in  der  Fürsorge 
für  jugendliche  Personen  erwachsende  unendlich  wichtige 
Aufgabe  eine  Hülfe  aus  grösseren  Mitteln  in  vielen  Fällen 
dringend  erfordert,  so  möchte  sich,  wenn  irgendwo,  gerade 
für  diesen  Zweig  der  Armenpflege  das  im  folgenden  Ab- 
schnitte zu  besprechende  System  der  quo ten weisen  Beteiligung 
empfehlen. 

Aber  noch  einen  wesentlichen  Faktor  wird  man  berück- 
sichtigen müssen.  Gerade  die  Kinderftlrsorge  bildet  einen 
ausserordentlich  wesentlichen  Teil  der  Privat-  und  der  Stif- 
tungsarmenpflege. Die  Aufnahme  verwaister  Kinder  in  die 
Familie,  die  Unterbringung  in  Waisenhäuser  ist  glücklicher- 
weise keine  Seltenheit;  es  bestehen  ausserordentlich  grosse 
und  zahlreiche  Waisenstiftungen,  Schutz-  und  Rettungsan- 
stalten u.  8.  w.  Es  wird  daher  die  Erleichterung  der  Armen- 
last in  Bezug  auf  Kinderfürsorge  durch  Beihülfe  oder  durch 
Uebernahme  mit  sorgfältiger  Berücksichtigung  der  lokalen 
Hülfsmittel  zu  geschehen  haben,  und  gerade  hier  die  private 
Hülfe  zu  befördern  und  anzuregen  sein. 

§  165. 

I.  Jolly  S.  31  empfiehlt  die  Uebertragang  der  Unterstützung 
von  Waisen  an  einen  grösseren  Verband,  ohne  eine  genauere 
Begriffsbestimmang  zu  geben.  AdickesIS.  804  empfiehlt  die  Be- 
teiligung grösserer  Verbände  an  der  Erziehung  der  armen  Waisen, 
unehelichen  and  verlassenen  Kinder.  Ziller  II  S.  8  empfiehlt 
eine  solche  Uebernahme  bezüglich  vater-  and  matterloser  Kinder;  vgl. 
auch  V.  Reitzenstein  I  S.  32,  Loening  S.  918  und  die  sogleich 
zu   nennenden  Arbeiten    des   Deutschen   Vereins.     Sehr   beachtens- 
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wert  aucb  noch  gegen«' äviig  G  e  r  a  u  d  o ,  dessen  ganzer  zweiler  Bajm 
von  der  ArmenkinderpHege  bandelt.  ■ 

II.  Mahr  den  siillicben  Gesichtspunkt  als  eleu  ÜDanziellen  bera<a 
sichtigen  die  dem  Deatscben  Vereine  angehörenden  1884  uilfl 
1885  erslatleten  Berichte.  Obly,  Die  Fürsorge  liir  verwaist^ 
verlassene  und  verwahrloste  Kinder,  Drucks.  1Ä84  Nr.  4,  legte 
ebenfalls  die  oben  vorauchte  Klassifikation  zn  Grande  und  gab 
ilher  Art  and  Umfang  der  Fürsorge,  namentlich  auch  in  Bezug 
auf  die  Frage,  ob  Anstalis-  oder  KoBtptiege  vorzuziehen,  auafllhr- 
liche  Nachrichten.  Poesche  referirie  über  die  Zwangserziebong 
verwahrloster  Kinder  nach  dem  preusa.  Gesetz  vom  l-'jt.  März  1878, 
Drucks.  1884  Nr.  5.  —  Die  Verhandlungen  gingen  aber  derartig  sp^ 
/iell  auf  die  Fragen  der  Behandlung  verwahrloster  Kinder 
die  Möglichkeit,  dieselben  zwangsweise  ihren  Eltern  zu  entziehen, 
dass  die  Erörterungen  1884  nicht  zu  Ende  geführt  werden  konol 
und  der  Gegenstand  nochmals  unter  Bescliränkung  auf  diesen  ein( 
Punkt:  die  Fürsorge  für  verwahrlusle  Kinder  und  jugendliche  Per- 
sonen, welchen  noch  keine  Ueberlrelung  der  Strafgesetze  zur  Last 
fällt,  auf  die  Tagesordnung  gesetzt  wurde.  Ohly,  welcher  wiederum 
das  Referat  hatte  -  Drucks.  ISFS  Nr.  5  — ,  sprach  sich  für,  der 
Korreferent  Eberty  — ebenda  Nr.  6  —  gegen  Zwangsinassregeln 
(ohne  das  Kriterium  der  Strafthat)  aus.  Die  Frage  wurde  auch  in  den 
Verhandlungen  selbst  —  stenographischer  Bericht  1884  S.  38 
1885  S.  13  tt".  —  aufs  vielseitigste  erörtert  und  das  Vorhandei 
eines  dringenden  praktischen  Bedürfnisses  konstatirt.  Die  Ohlyscl 
Thesen  gewannen  die  Miyoritiit ;  von  der  Gegenseite  wurde 
lieh  die  völlige  Unbestimmtheit  des  Begriifs  der  „Verwahrlos 
als   Abiehnungsgrund   geltend   gemacht. 

Hier  kann  auf  die  Frage  nicht  näher  eingegangen  werden,  M 
soviel  sei  in  Ansehung  des  armen  rechtlichen  Gesichtspunktes  bemerl 
dass  von  mehreren  Seiten  die  Wahmehmniig  mitgeteilt  wurde,  dasi 
schon  die  Zulässigkeit  der  Zwangserziehung,  deren  Kosten  in  Prenssen 
die  Pro vinziftl verbände  tragen ,  von  kleineren  Verbänden  vielfach 
ausgenützt  werde,  um  die  Armenfürsorge  los  zu  werden;  der  Naohwi 
irgend  einer  teld-  oder  forsl polizeilichen  Uebertretung  sei  sehr  leii 
Die  Zwangserziehung  durch  Unterbringung  in  eine  Familie,  in 
Erziehung»-  oder  Besserungsanstalt,  tritt  nach  dem  prenssischen  G( 
vom  V.i.  März  1878  in  Beziehung  auf  Kinder  von  mehr  als  6  und  we- 
niger als  12  Jahre»  ein,  wenn  dieselben  eine  strafbare  Handlung  be- 
gangen haben,  und  die  Unterbringung  mit  Rücksicht  auf  die  Beschaffen- 
heit der  strafbaren  Handlung,  auf  die  Persönlichkeit  der  Eltern  und 
auf  deren  Übrige  Lebensverhältnisse  zur  Verhütung  weiterer  siltlichtr 
Verwahrlosung  erforderlich  ist,  —  Die  Kosten  der  Einliefening  und 
der  ersten  Ausstattung  fallen  dem  Ortsarraenverbande  des 
Unterstütznngswobnsitzes  zur  Last,  alle  übrigen  den  pro- 
vinzial-  und  koramnnalständischen  Verbämlen  (welche 
gleichzeitig  als  Landarmen  verbünde  fungiren).  Die  Verbände 
sind  belügt,   zur  Besireitung   der  Kosten  die  ihnen  aus   der  Staslri 
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kasse  gewährten  ReDten  und  Fonds  zu  verwenden.  Sie  erhalten 
4azn  ans  der  Staatskasse  einen  Zaschnss  in  Höhe  der  Hälfte  der 
ihnen    obliegenden  Aasgaben. 

Die  Denkschrift  betr.  den  Schatz  jagendlicher  Personen, 
Erg.-H.  XV  z.  Zeitschr.  des  prenss.  stat.  Bar.  bringt  folgende 
nähere  Nachweisangen  über  die  Personalien: 


Provinzen 


Zahl  der  rom 
1.  Oktober  1878 

bu 

90.  Sept  1882 

cur  Zwang«- 

•rziehong 

bestimmten 

Kinder 


absolut 


auf 
100000 
Einw. 


Hierron  waren  untergebracht 


liber- 

haapt 

noch  am 

90  Sept. 

1882 


in  beson- 

deren 

in 

Kom- 

Familien 

mnnal- 

an- 

iUlten 

28 

13 

103 

25 

91 

7 

218 

— 

69 

84 

103 

139 

186 

■■"■ 

187 

5 

— 

112 

— 

77 

— 

1 

1135 

314 

in 
PriTat- 

an- 
stalten 


Es  sind 
inzwi- 
schen 
ent- 
lassen 


Ostpreussen 

Westpreussen    .... 

Berlin 

Brandenbarg 

Pommern 

A.  \joca  .    .         ..... 

Schlesien 

Achsen 

Schleswig-Holstein  .   . 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassaa  .... 

Rheinland 

Hohenzollem    .... 
Staat 


159 
183 
215 
429 
451 
298 
866 
449 
268 
407 
325 
578 
676 
2 
5306 


8 
13 
19 
19 
29 
17 
22 
19 
23 
19 
16 
37 
17 

3 
19 


157 
178 
202 
393 
420 
255 
827 
424 
254 
892 
810 
553 
639 
2 
5006 


129 
165 

98 
277 
413 

37 
674 
182 

68 
205 
305 
441 
562 
1 
2277 


76 


Bis  Ende  März  1885  waren  im  ganzen  9528  Kinder  anter- 
gebracht;  der  Zawachs  1884/85  betrag  1814  =  24  ®/o,  was 
namentlich  damit  zusammenhing ,  dass  viele  Gemeinden  anfänglich 
der  Meinnng  gewesen  waren,  sie  hätten  selbst  die  Kosten  der 
Zwangserziehung  zu  tragen,  und  erst  durch  die  Behörden  auf  den 
die  Kostenlast  den  grösseren  Verbänden  zuweisenden  §  12  auf- 
merksam gemacht  wurden.    Der  Aufwand  betrug  in  ganz  Preussen: 

überhaupt 
bis  30.  März  1885 


1884/85 

aus  Kommunalmitteln    0.689 
„    Staatsmitteln  0.689 

Die  Verpflegungskosten  stellten  sich 

Forschangen  (27)  VI.  4.  —  M&nsterberg. 


Mill.  Mark 


2.286 
2.273 

29 


a.  in  Familien  am  niedrigalen   76  Mark  (Westfalen)    lOSCTot 

am  liöchsten     250    „      (Fmnkf.a.M.)21i<(Berliiil 

kin  Anstaltenam  niedrigBtenl43     .      (OalpreuBsen)  163 (Posen) 

am  höcbaton    360     „       lLauenbiirgl336(SchIe8W.-H(.W 

Vgl.  die  Uebersicht  im  preass.  Min. -Blatt  f.  d.  i,  Verw.  188i 

In  diesem  Zusammenhanpe  mag  auch  noch  bemerkt  werda 
dass  gegenwärtig  die  lebhafte  Neigung  besieht,  die  Kinder  : 
Einzelpflege,  womöglich  sehr  weit  von  dem  Änfentbaltsorie 
Eltern  oder  Verwandten  entfernt  an  terzabringen,  um  den  schädlicbeö 
Einfloss  der  letzteren  möglichst  irx  paralysiren-  Doch  verhindert 
dies  nicht,  dass  trotzdem  die  Zahl  der  in  Armenhäusern  mit  ihren 
erwachsenen  Angehörigen  oder  mit  fremden  Personen  zusammen 
nntergebrachlen  Kinder  eine  sehr  beträchtliche  ist;  vgl.  die  An- 
gaben oben  S.  244-  Ueber  den  Wert  der  Familien-  gegenüber  der 
Anstaltspflege,  namentlich  anch  die  geringere  Kostspieligkeit*  der- 
selben,  vgl.    besonders  das  zuerst  genannte  Referat  von  Ohly. 

III.  Ueber  den  Umfang  des  aas  der  etwaigen  L'ebemahme  der 
KinderfUrsorge  den  grösseren  Verbänden  erwachsenden  Aufwandes  lässt 
sich  kaum  auch  nur  eine  Vermutung  aussprechen,  sowohl  weil  es  f&r 
den  grössten  Teil  Deutschlands  an  hinreichenden  Nachweisungen  fehlt, 
als  auch  weil  hier  unendlich  viele  und  wechselnde  Einflüsse  wirk- 
sam sind;  namentlich  gilt  dies  von  der  Zahl  der  verlassenen  Kin- 
iler,  die  sehr  wesentlich  von  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
iler  Eltern,  auch  von  der  grösseren  oder  geringeren  Aufmerksamkeit 
der  Armen  Verwaltungen  abbÄngt.  Uebrigens  bilden  in  der  Gesammt- 
zahl  der  bedürftigen  Kinder  die  Vollwaisen  regelmässig  den  kleinsten 
Teil ,  z.  B.  in  Berlin  rund  20  '^'u ,  während  80  "o  aus  andereaj 
Gründen  (Verlassang.  Krankheit,  Freiheitsstrafe  der  Eltern)  dn 
ArmenpHege  anheimfallen;  vgl.  die  erwähnte  Denkschrift  S. 
In  England  wurde  bei  35  232  in  Anstalten  untergebrachten  Arma 
kindem  folgendes  Verhältuiss  wahrgenommen:  Waisen  25  "/o,  etil 
liehe  Kinder ,  deren  Vater  noch  lebte  33  "lo ,  verlassene  Kinde 
20  "/o,  uneheliche  22  "'o;  vgl.  Aschrott  S.  332  Anra.  2. 

Vollständige  Zahlenangaben  Über  die  unterstützten  jugendücbe 
Personen,  aber  ohne  nähere  Klassitikaiion  liegen  nur  flir  Bater 
vor.  Vgl,  a.  a.  0.  —  Danach  wurden  durch  die  öffentliche  Amito 
pflege  unterstützt: 


vollstSDdig 

nur  durch  Schulgeld 

und  Lehrmittel 

1S71 

13  20-1 

3Ä0Ö0 

187.5 

12  600 

34  700 

1879 

15  600 

37  000 

1681 

14  80O 

87  600 

1883 

17100 

3S  200           3 
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Die  mehrerwähnte  Statistik  der  Provinz  Hannover  gieht  die 
Zahl  der  in  einer  Taubstummen-,  Blinden-,  Idioten  -  Erziehungs- 
anstalt (Rettungshaus,  Waisenhaus)  untergebrachten  Personen  für 
1879  auf  1028,  der  unehelichen,  verlassenen,  verwaisten  u.  s.  w. 
Kinder  in  Familienpflege  auf  4588  an. 

Die  Uebemahme  bezw.  Beteiligung  grösserer  Verbände  an  der 
Kinderfürsorge  ist  eine  sehr  verschiedenartige,  aber  im  ganzen  eine 
zur  Zeit  noch  sehr  unbedeutende.  Namentlich  in  Preussen.  Soviel  be- 
kannt, besteht  für  die  Provinz  Schlesien  der  sogenannte  Oberschlesische 
Waisenfonds,  dessen  Einnahmen  1884:  7892  Mark,  die  Ausgaben 
7650  Mark  betrugen;  vgl.  Vorlage  für  den  XXXI.  Pro v. -Landtag, 
Drucks.  Nr.  2  Anl.  L.  —  Für  die  Provinz  Sachsen  besteht  die 
Landwaisenanstalt  Langendorf,  deren  Bestand  am  1.  April  1885 
45  Mädchen  im  Internat,  77  Knaben  im  Extemat  betrug;  vgl. 
Verwaltungs  -  Bericht  für  1883/84  und  1884/85  S.  68.  —  In  dem 
unter  Verwaltung  des  Provinzial  -  Verbandes  Pommern  stehenden 
Waisenhaus  Stargard  wurden  1884/85:  13130  Mark  vereinnahmt, 
12  550  Mark  verausgabt:  vgl.  Verwaltungs-Bericht  für  1884/85 
S.  257.  —  In  Ostpreussen  beteiligt  sich  an  der  Schröderschen  An- 
stalt zur  Erziehung  verwahrloster  (nicht  von  dem  Gesetze  v.  13.  März 
1878  betroffener)  Kinder  das  Landesdirektorium  mit  einem  Beitrage 
von  5400  Mark,  die  Regierungen  von  Königsberg  und  Gumbinnen 
mit  einem  solchen  von  3600  Mark;  vgl.  die  Denkschrift  a.  a.  0. 
Anl.  X. 

Der  kommunalst.  Verband  von  Nassau  besitzt  den  sehr  erheb- 
lichen Zentralwaisenfonds ,  dessen  Vermögen  am  81.  März  1879 
über  1  Mill.  Mark  betrug;  vgl.  die  Angaben  bei  A dickes  I  S. 
805.  Ebenda  noch  einige  andere  Angaben  für  das  übrige  Deutsch- 
land. —  In  Würtemberg  sind  die  Leistungen  offenbar  am  erheblichsten. 
Dort  bestehen  die  3  Staatswaisenhäuser  in  Stuttgart  —  Ochsen- 
hausen —  Markgröningen ,  die  zufolge  den  Nachweisungen  von 
C  am  er  er  a.  a.  0.  S.  73:  621  Zöglinge  verpflegten. 

Auch  über  die  sehr  viel  erheblicheren  Privatveranstaltungen 
und  Stiftungen  zum  Besten  jugendlicher,  namentlich  verwaister  Per- 
sonen besitzen  wir  keine  erschöpfendeu  Angaben.  Vieles  Einzelne 
in  den  städtischen  Verwaltungs-Berichten.  Sehr  wertvolles  Material 
enthält  in  Bezug  auf  den  Schutz  jugendlicher  Personen,  ausser  den 
Verhandlungen  und  Drucksachen  des  Deutschen  Vereins  f.  A.  u. 
W.,  die  schon  erwähnte  Denkschrift  betr.  den  Schutz  jugendlicher 
Personen,  die  aus  Anlass  des  am  15.  Juni  1883  zu  Paris  abgehal- 
tenen internationalen  Kongresses  von  Preussen  ausgearbeitet  und 
im  Ergänzungäheft  XV  zur  Zeitschrift  des  preussischen  statistischen 
Bureaus  1883  erschienen  ist:  insbesondere  über  Rettungsanstalten^ 
deren  im  ganzen  179  bestanden,  wovon  2  dem  Staate,  13  anderea 
öffentlichen  Korporationen ,  die  übrigen  Privatvereinen  gehörten. 
Hiervon  96  nur  evangelisch,  12  nur  katholisch,  14  gemischt,  30 
konfessionslos.  27  unbekannt. 

Bezüglich   Würtembergs    giebt   Abschnitt  1    und   2    der    von 

29* 


KftiDerer   aufgestellten  Armenstalistik  eine  erschöpfende    Uebersicht 
bis  einschliesGÜch  1875. 

IV.  In  Frankreich  ist  die  Fürsorge  für  bedürftige  Kinder 
Sache  des  Departements-,  die  gesetzlich  zalässige  HeranziehuDg  der 
Gemeinden  zu  derselben  ist  nnterblieben ;  vgl,  die  Bemerkung  S.  176, 
Bekanntlich  hatte  das  erst  verhältniss massig  spät  abgekommene  und 
anch  gegenwärtig  noch  lebhaft  diskotirte  System  der  tours  fDreh- 
laden  am  Findelbaus,  in  welche  ein  Kind  hineingelegt  werden  kann, 
ohne  dass  die  hineinlegende  Person  vom  Innern  des  Hauses  wahr- 
genommen wird)  die  nneheliclien  Geburten,  sowie  die  Kinderaoa- 
setzungen  in  hohem  Masse  befördert').  Ohne  direktes  Eingreifen 
der  Gesetzgebnng  sind  dieselben  allmählich  —  die  letzten  1870  - 
verschwunden  nnd  an  ihre  Stelle  Aufnahmebnreaax  getreten,  die 
sehr  individualisireniler  Weise  die  Personal  Verhältnisse  der  aaf- 
zunehmenden  Kinder  feststellen  und  auf  diese  Weise  ihrer  Forsorgs: 
den  Schutz  des  Geheimnisses  entziehen.  Die  der  Armenpflege  an» 
heimfallenden  Kinder,  enfants  assist^s,  werden  in  4  Gruppen 
unterschieden:    1.    les    e.    trouvös    (mit    unbekannteu    Ellem); 

2.  les  e.  abandoDnes  (mil  unbekanntem  Aufenthalt  der  Eltern);, 

3.  les  orp belins;  4.  les  e.  secourus  cbez  leurs  parents. 

Die  Ziffern  der  3  ersten  Gruppen  (unmittelbar  UnterstQtzte) 
ergaben : 

trouv^a  abaud.  urpli,        total 

1861  42194  2615H  '1716  178066 

1882  1565  48159  9388)59112 

Diese  Zahlen  zeigen  das  kolossale  Uemntergehen  der  e.  trouvte 
seit  Abschaffung  der  tours.  Zu  diesen  ■'■>9  112  direkt  durch  dJt 
hospices  erzogenen  Kindern  treten  die  enf.  aec.  chez  1.  par.,  deren 
Zahl  1871:  30  894,  1882:  47464  betrug. 

Von  den  ersten  drei  Gruppen  werden  jetzt  auch  die  meisten« 
wenn  angänglich,  sofort  in  aoswäriige  Pflege  (campagne)  gegeben  — 
eine  Massregel,  deren  Zweckmässigkeit  sofort  in  der  sehr  viel  ge- 
ringeren Sterbt  ich  keitszilf er  merkbar  wurde;  vgl.  Statistique  da 
la  France.  Nouvelle  stSrie.  Tome  XII.  1882  (erschienen  1885). 
S.  LXIV. 

V.  England.  Während  früher  dem  etwas  schablonenmitssigen 
ArbeitshanspriQKip  gemäss  die  Kinder  mit  ins  Arbeitshaus  wan^ 
dern  nmssten,  wenn  die  Eltern  genötigt  waren,  dasselbe  aufzasncben, 
ist  man  gegenwärtig  davon  gänzlich  zurückgekommen  and  versucht^ 
soweit  die  Mittel  und  die  vorhandenen  Einrichtungen  dazu  hin- 
reichen, die  Kinder  der  bedenklichen  Atmosphäre  des  workhoue* 
zu  entziehen  und  sie  in  besonderen  gemeinschaftlichen  Anstalten 
oder  in  auswärtiger  Kostpflege  unterzubringen.  Gegen  die  ( 
Art,  die  sogenannten  district  achools,  gewöhnlich  von  mehrere 


I)  Die  Literatur  über  die  fran/öai.iclien  Findelhiiuaer  tst^ausserordenl 
lieh  gross.  Von  iilteren  vgl  namentlich  Ger^ndo  Bd.  2  8.  108ff. 
eRgenwärUg  v.  Reitzcnstein  III  S.  172  If. 
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Annenverbänden  gemeinschaftlich  errichtet,  hat  man  das  Bedenken 
erhoben,  dass  viele  sittlich  verwahrloste  Kinder,  in  einer  solchen 
Anstalt  zusammen  untergebracht,  dort  gegenseitig  auf  einander 
schlechten  Einfluss  übten.  Gegen  die  Kostpflege,  das  boarding- 
ont- System,  macht  sich  besonders  das  Bedenken  geltend,  dass  die 
Armenkinder  besser  gestellt  werden,  als  die  Kinder  freier  Arbeiter, 
und  dass  damit  gewissermassen  auf  das  Verlassen  der  Kinder 
seitens  der   Eltern  eine  Prämie  gesetzt  wird. 

Als  interessante  Spezialität  darf  hier  noch  das  sogenannte 
cottage  System  angemerkt  werden,  dem  zufolge  die  Kinder  in 
besonderen  cottages,  die  mit  je  einer  Arbeiterfamilie  besiedelt  sind, 
untergebracht  und  erzogen  werden:  ein  System,  von  dem  man  sehr 
gute  Erfolge  gehabt,  aber  in  sehr  geringem  Masse  Gebrauch 
gemacht  hat,  weil  die  Kosten  desselben  sich  ausserordentlich 
hoch  stellen. 

Die  Kosten  der  Armenkinderpflege  tragen  die  einzelnen  Armen- 
verbände. In  London  beteiligt  sich  der  Ck)mmon-Poor-Fund  an 
den  Ausgaben  für  arme  Kinder.  Der  Anteil  des  letzteren  betrug 
1882  bei  2.17  Mill.  jß  Gesammtaufwand  für  die  öffentliche  Armen- 
pflege in  London  und  überhaupt  888  000  ^  Ausgaben  des  C.  P.  F. : 
160000  i?;  vgl.  Aschrott  Kap.  4  §  4  S.  818  ff.  —  Im  ganzen 
befanden  sich  Kinder  unter  16  Jahren: 

am  1.  Januar  1888     am  1.  Juni  1883 

a)  in  Armenanstalten  58  488  54040 

b)  ausserhalb  derselben      210276 199471 

zusammen     268  764  253  511 

Es  ist  hierzu  zu  bemerken,  dass  die  Zählungen  in  England 
an  jedem  1.  Januar  und  1.  Juni  stattfinden  und  alle  von  der 
Armenpflege  auch  nur  mittelbar  unterstützte  Personen  mit  um- 
fassen, also  namentlich  auch  die  bei  ihren  Eltern  befindlichen  Kinder; 
vgL  Aschrott  Tabelle  S.  427. 

4.    Die    unmittelbare    Uebernahme    der    Fflrsor^e    seiten» 

grösserer    Verbände   unter    gleichzeitiffcr   Beteiligung    der 

Ortsarmenverbänd^  an  der  Armenlast. 

§  166. 

Ebenso  wie  sich  die  grösseren  Verbände  an  der  den 
Ortsarmenverbänden  unmittelbar  obliegenden  Armenpflege,  im 
Falle  der  Leistungsunfkhigkeit  der  letzteren,  durch  Beihtilfe  zu 
allen  oder  zu  einzelnen  besonders  belastenden  Aufwendungen 
beteiligen  können,  ebenso  können  auch  umgekehrt  die  Ortsarmen- 
verbände an  den  Kosten  beteiligt  bleiben,  welche  den  grösseren 
Verbänden  aus  der  unmittelbaren  Uebernahme  der  Fürsorge 
in  gewissen  Fällen  erwachsen  würden.  Dies  kann  einen 
doppelten  Zweck   haben:    einmal,    um  die  Armenlast  für  die 


^^B  grösseren  Verbände  niclit  zu  gross  zu  machea,  zweitens  ftb^H 

^H  —  und  dieser  Zweck  ist  wespntlieher  —   um  die  OrUarmfl^| 

^H  verbände,     deren     Mitwirkung     und     Kontrole     bei     keitifloH 

^H  Armenpflege  falle  entbehrt  werden  kann,  an  der  zweckmässig^^ 

^H  und  mögliclist  sparsamen  Behandlung   des   einzelnen  FaJles  t^ 

^H  interesairen ,    was  nicht  wohl  anders  als  durch  ihre  finanzi^" 

^H  Beteiligung  erreicht    werden    kann.     In   Deutschland    ist   ein 

^1  derartiges  System  der  quo ten weisen  Beteiligung  weder  ge- 

^H  setzlieh  geordnet  noch  auch  durch  die  Praxis  zu  allgemeinerer 

^H  Geltung  gelangt.     Was  in  dieser  Beziehung  geschieht ,  berol  '^ 

^H  auf  einzelnen    Veranstaltungen   und    Vereinbarungen ,    die  j 

^H  mannigfaph  verschiedener  Weise   von  einzelnen  Verwaltung* 

^H  getroffen  worden  sind. 

^H  Ein   Beispiel  sehr   zweckmässiger  Beteiligung  giebt   die  Krea 

^M  armeo-  and  KrankCTiaastaU  zo  Fraukenlhal  in  der  Pfalz.     Die  ti 

^M  den   einzelnen  Gemeinden   für   die  ihnen  angehörigen  Pfleglinge  i 

^H  leistenden    Beiträge   sind   je    nach    der   steuerlichen    Belastung    ver- 

^H  schieden,   so   dass  Gemeinden  ohne  Umlagen  50  FT.,  mit  Umlagen 

^f  bis  zu  ^0  "  u  der  Gesammtsieuer  35  Pf.,  desgleichen  bis  zu  100  "« 

30  Pf.,  die  übrigen,  sofern  sie  nicht  als  ganz  arm  zu  betracbt«D 
sind,  20  Pf.  täglich  zu  zahlen  Laben.  1879  belrug  der  Durch- 
schnitt sauf  wand  fUr  den  Pflegling  73.4  M.:  vgl.  Adickes  S.  801, 
wo  noch  andere  Beispiele  mitgeteilt  sind.  Uebrigens  besteht  gani 
allgemein  eine  Erleichterang  für  die  bairisclien  Gemeinden  darin, 
da  SS  die  Verpflegungssätze  in  den  meisten  bairischeu  Kranken- 
anstalten um  '.3  bis  '''a  niedriger  gestellt  werden,  sofern  dieselben 
von  Organen  der  öffentlichen  Armenpflege  zn  erstatten  sind;  Td^| 
in  Zeitschrift  des  bair.  stai.  Bur.  13  S.  145 :  Die  Verpflegungssätze  iflH 
den  Krankenhäosem  der  Städte  Baiems.  ^H 

>ln  den  wilrtembergischen  Staatsirrenanstalten  betragt  der  vw^l 
inländischen  Gemeinden  für  Kranke  III.  Klasse  zn  zahlende  Betrag 
240  Mark;  derselbe  wird  unter  besonderen  Umständen  auf  170  Mark 
ermässigt.  Dazu  kommen  die  sogenannten  Staatspfleglinge,  fUr 
welche  die  Staatskasse  190  Mark  zahlt:  der  liest  ist  von  der  »er- 
pflichteteu  Gemeinde  zu  erbringen.  18S2  gab  es  433  derartiger 
Pfleglinge;  vgl.  Medizinal  -  Bericht  in  den  Würtemberg.  Jahrb. 
1884  S.  183  und  wegen  der  Verpflegungssätze  oben  S.  436.  F 
die  städtische  Arraenkinderpflege  in  Karlsruhe  wird  von  der  Krt 
kasse  ein  Zuschuss  von  35  M.  für  jedes  Kind  gewährt;  der  Stil 
zahlt  selbst  170  Mark  Kostgeld  für  elternlose  Kinder  and  70  ] 
Pfiegegeld  an  die  Mutter  für  vaterlose  oder  uneheliche  Kind^ 
vgl.  Die  Grossh.  badische  Haupt-  und  Residenzstadt  Karlsruhe  | 
ihren  Massr^eln  für  Gesundheita-  und  Rettungswesen,  1876,  S.  ' 

§  167. 
Um  so  lebJiafter  hat  sich  bei  der  unleugbaren  Bedenta 
welche  einem   solchen  System  zukommt,   die  Aufrnerks« 
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«denjenigen  Ländern  zugewendet,  in  welchen  eine  derartige 
Beteiligung  durch  das  Gesetz  vorgeschrieben  ist:  es  sind  dies 
Bamendich  Frankreich,  England  und  Belgien.  In  Frank- 
reich^) sind  es  die  grundsätzlich  den  Departements  obliegenden 
Kosten  der  Irrenpflege,  an  denen  die  Gemeinden  nach  be- 
istimmten vom  Generalrat  festzusetzenden  Normen  beteiligt 
werden,  v.  Reitzenstein  giebt  als  im  allgemeinen  mass- 
;gebende  Skala  die  folgende  an.     £^  haben  beizutragen: 

Gemeinden  mit  einem  Betrage  der  ordentlichen  Einnahmen 
von  100  000  Franken  und  mehr  33  ^lo 
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Ein  Departement,  dasjenige  der  Orme,  lässt  die  Ge- 
meinden vollständig  frei^). 

In  England  sind  fUr  die  Hauptstadt  besondere  Be- 
stimmungen getroffen,  durch  welche  die  innerhalb  derselben 
bestehenden  einzelnen  Armenverbände  für  die  wesentlichsten 
Armenpflegezwecke  zu  einem  Gesammtverband  vereinigt  wur- 
den, aus  dessen  Mitteln  (Metropolitan  Common  Poor  Fund)  die 
von  dem  einzelnen  Verbände  flir  jene  Zwecke  gemachten 
Aufwendungen  erstattet  werden®). 

Hierbei  sind  nun  zur  Abwendung  missbräuchlicher  Aus- 
nutzung der  gemeinsamen  Mittel  folgende  Massregeln  ge- 
troffen *) : 

1)  für  die  Erhaltung  von  Armen  über  16  Jahre  in  den 
Arbeitshäusern  oder  in  Asylen  zahlt  der  gemeinsame  Fonds 
für  den  Tag  und  für  den  Kopf  5  Pence. 

2)  Die  Zentralbehörde  stellt  für  jede  Anstalt  die  Maximal- 
zahl der  in  ihr  aufzunehmenden  Personen  fest.     Soweit  diese 


.  ^)  Vgl.  V.  Reitzenstein  III  S.  219.  Bei  der  den  Departements 
abliegenden  Waisenpflege  ist  die  Heranziehung  der  Gemeinden  unter- 
blieben.   Vgl.  hierüber  a.  a.  0.  S.  224  und  oben  S.  176. 

')  Vgl.  a.  a.  0.  S.  220.  1877  stellte  sich,  abgesehen  von  Ersatz- 
leistungen der  Familien  und  Beiträgen  der  Hospitäler,  der  Gesammtauf- 
wand für  die  Irrenpflege  seitens  der  Gemdnden  auf  4.170,  der  Departe- 
ments auf  9.975  Mul.  Franken. 

>)  Vgl.  Aschrott  S.  108  £P.  und  S.  370  £P.  Es  sind  die  Metropolitan 
Poor  Act  von  1867  und  die  M.  P.  Amendment  Act  von  1870.  —  Im 
ganzen  sind  80  Armen  verbände,  von  denen  13  aus  einzelnen,  17  aus 
mehreren  Kirchspielen  bestehen,  vereinigt  Die  wesentlichsten  Zwecke 
des  Gesammtveroandes  sind  Fürsorge  rar  Geisteskranke,  Fieber-  und 
Pockenkranke,  Annenkinder,  Obdachlose,  armenärztliche  Hülfe.  —  Der 
gesammte  Armenaufwand  Londons  betrug  1882:  2.2  Mill.  £.]  davon 
wurden  0.884  Mill.  =  40.7  ^o  aus  dem  Comm.  P.  Fund  bestritten, 

*)  A.  a.  0.  S.  112. 
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Zahl  überschritten  wird^  unterbleibt  für  die  überschüssige  Zahl 
eine  Zurückzahlung  aus  dem  gemeinsamen  Fonds. 

3)  Wenn  die  lokalen  Armenbehörden  in  der  jedesmal 
laufenden  halbjährlichen  Rechnungsperiode  irgend  eine  wich- 
tige Anordnung  der  Zentralbehörde  zu  erfüllen  unterlassen 
haben ;  so  hat  letztere  das  Recht ,  die  Auszahlung  der  dem 
betreffenden  Bezirke  aus  dem  gemeinsamen  Fonds  zustehenden 
Beträge  zu  suspendiren  und,  falls  der  Anordnung  auch  während 
des  folgenden  Halbjahres  nicht  Folge  geleistet  wird,  die  2iih- 
lung  gänzlich  zu  verbieten^). 

In  B  el  g  i  e  n  ist  die  Beteiligung  grösserer  Verbände  am  um- 
fassendsten und,  was  für  die  deutschen  Verhältnisse  am  beach- 
tenswertesten, im  engen  Anschluss  an  die  Bestimmungen  über 
den  Unterstützungswohnsitz  ganz  allgemein  durch  die  Armen- 
gesetzgebung ausgesprochen*).  Der  Unterstützungswohnsitz 
wird  in  einer  Gememde  auch  dort,  sofern  er  nicht  schon 
durch  Geburt  entstanden  ist,  durch  fünfjährigen  un- 
unterbrochenen Aufenthalt  nach  erlangter  Grossiährig- 
keit  erworben;  und  nur  in  diesem  Falle,  also  nicht  blos  in 
Folge  einer  gleich  lange  dauernden  Abwesenheit,  geht  er 
wieder  verloren.  Ausländer  stehen  den  Inländern  in  dieser 
Beziehung  gleich.  Findlinge  von  unbekannten  Eltern,  ver- 
lassene Kinder,  Waisen,  Geisteskranke  und  Taubstumme^ 
deren  Unterstützungswohnsitz  nicht  zu  ermitteln  ist,  haben 
ihren  Unterstützungswohnsitz  in  der  Gemeinde,  auf  deren 
Gebiet  sie  gefunden  wurden. 

Bezüglich  der  vorläufigen  Unterstützung  und  ihrer  Er- 
stattung bestehen  ganz  ähnliche  Bestimmungen,  wie  in  der 
Reichsgesetzgebung.  Auch  ist  die  vorläufig  unterstützende 
Gemeinde  die  Ausweisung,  die  erstattungspflichtige  die  Ueber- 
führung  der  Unterstützten  in  ihre  eigne  Fürsorge  zu  fordern 
berechtigt.  Aber  es  besteht  insofern  ein  ausserordentlich  er- 
heblicher Unterschied  zwischen  der  Reichsgesetzgebung  und 
dem  belgischen  Gesetze,  indem  letzteres  ganz  allgemein  vor- 
schreibt: „Der  vorläufig  unterstützte  Arme  wird  in  die 
Gemeinde  seines  Unterstützungswohnsitzes  übergeführt,  wenn 
diese  darauf  anträgt."  (Art.  33.)    Die  UeberfÜhrung  muss  nur 

^)  Man  mu8B  hierbei  im  Auge  bebalteD,  dass  der  Zentralbehörde 
sehr  weitgehende  Befugnisse  zur  Anordnung  und  Kontrole  geeigneter 
Massregeln  eingeräumt  sind,  und  dass  die  Unterbringung  der  Armen  ii^ 
einem  workhouse  als  die  regelmässige  Art  der  Armenmrsorge  gelten  soll. 
—  Der  Satz^  von  5  Pence  beruht  auf  genauen  Berechnungen  der  Auf- 
wendungen in  den  verschiedenen  Bezirken,  die  zwischen  4 — 6  sh.  für  die 
Woche  schwanken.  Bei  einer  Erstattung  von  5  Pence  hat  also  jeder 
Bezirk  einen,  der  mehr  oder  minder  sparsam  geführten  Verwaltung  ent- 
sprechenden Teil  des  Aufwandes  selbst  zu  trafen.     Vgl.  n.  a.  0.  S.  113. 

^)  Gesetz  vom  14.  März  1876  über  den  Unterstützungswohnsitz,  ab- 
gedruckt bei  Jolly  S.  34  ff.,  der  auf  die  Bedeutungen  desselben  hinweist 
und  die  Nachahmung  empfiehlt. 
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verschoben  werden,  wenn  der  Zustand  des  Bedürftigen  es- 
erfordert  Im  übrigen  ist  ein  Unterschied  bezüglich 
dauernder  und  vorübergehender  Bedürftigkeit 
nicht  gemacht 

Um  nun  bezüglich  derjenigen  Personen,  die  zwar  einer 
Gemeinde  durch  Unterstützungswohnsitz  formell  angehörig  er- 
achtet werden,  thatsächlich  aber  nur  durch  den  Zufall  der 
Geburt  oder  der  Auffindung  mit  ihr  verknüpft,  oder  durch 
lange  Abwesenheit  ihr  entfremdet  sind,  —  eine  gerechtere- 
Verteilung  der  Armenlast  eintreten  zu  lassen,  wird  den  Ge- 
meinden der  für  solche  Personen  erwachsende  Armenaufwand 
nach  gewissen  Massgaben  zum  Teil  vom  Staate,  zimi  Teil  von 
der  Provinz,  in  gewissen  Fällen  aber  aus  einer  gemeinschaft- 
lichen Kasse  erstattet  Die  gemeinschaftliche  Kasse  wird  in 
jeder  Provinz  aus  Beiträgen  sämmtlicher  Gemeinden  gebildet. 

Es  gelten  hierftlr  im    einzelnen  folgende  Bestimmungen: 

a.  bezüglich  der  Abwesenden:  Wenn  der  Bedürftige 
abgesehen  von  vorübergehender  Anwesenheit,  länger  als  fünf 
Jahre  ununterbrochen  freiwillig  von  der  Gemeinde  seines 
Unterstützungswohnsitzes  abwesend  gewesen  ist,  fallen  drei 
Viertel  der  Kosten  seiner  Unterstützung  der  gemein- 
schaftlichen Kasse  zur  Last  Diese  Beitragsleistung  hört 
auf,  wenn  sich  der  Bedürftige  wieder  ftlnf  Jahre  lang  unter 
Erfüllung  der  Bedingungen,  an  welche  der  Erwerb  des  Unter- 
stützungswohnsitzes geknüpft  ist,  in  der  Gemeinde  aufgehalten 
hat    (Art.  6). 

b.  bezüglich  der  Findlinge  u.  s.  w. :  Von  den  Kosten 
ihrer  Unterstützung  werden  drei  Vierteile  vom  Staat 
und  von  der  Provinz,  welcher  die  Gemeinde  angehört,  zu 
gleichen  Teilen  getragen. 

Wenn  der  Unterstützungswohnsitz  ermittelt  wird,  kann 
von  ihm  Ersatz  ftlr  die  letzten  fünf  Jahre  vor  der  Anzeige^ 
(welche  innerhalb  der  in  Art.  26  und  27  bezeichneten  Frist 
zu  machen  ist)  gefordert  werden.  Die  gegen  die  Gemeinde^ 
eingetretene  Verjährung  kann  gegen  die  Provinz  und  den 
Staat  nicht  geltend  gemacht  werden  (Art.  3). 

C.  bezüglich  der  Gebrechlichen:  Die  Kosten  für  die 
Unterstützung  der  Geisteskranken,  der  Blinden  und  der  Taub- 
stummen sind,  abgesehen  von  den  in  Art.  3  erwähnten  Fällen,, 
zu  drei  Vierteilen  von  der  gemeinschaftlichen 
Kasse  zu  übernehmen. 

Diese  Beitragsleistung  wird  aber  nicht  mit  der  in  Art  6- 
vorgeschriebenen  verbunden  (Art.  25). 

d.  bezüglich  der  Ausländer:  So  lange  sie  keinen 
Unterstützungswohnsitz  erworben  haben,  fallen  die  Kosten 
ihrer  Unterstützung  dem  Staate  zur  Last  (Art  4). 
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§  168. 

Wie  man  sieht,  steht  das  belgische  Gesetz,  trotz  seines 
Hamens,  der  Heimatgesetzgebung  sehr  viel  näher,  als  der 
Reichsgesetzgebung.  Es  deckt  sich  mit  der  ersteren  in  Bezug  auf 
die  Uebernahme  der  Kosten  für  Ausländer  und  Personen,  die 
einem  Unterstützungswohnsitze  zugewiesen  worden  sind.  Dar- 
über hinaus  aber  macht  es  einen  energischen  Schritt  dem  Land- 
armenwesen entgegen  und  nimmt  den  Gemeinden  die  Last 
für  entfremdete  Genossen  und  für  Personen,  deren  Behandlung 
eine  besonders  kostspielige  ist,  zum  ^össten  Teile  ab.  Man 
i/irird  diesen  Weg  nicht  anders  denn  als  einen  glücklichen  be- 
zeichnen können;  er  kommt  den  Wünschen  aller  Teile  ent- 
:gegen,  wie  sie  in  den  vorstehenden  Abschnitten  dargelegt 
fiind.  Insbesondere  sind  es  auch,  wie  schon  an  anderer  Stelle 
erwähnt,  die  Vertreter  des  Heimatprinzipes,  welche  für  den 
Fall  der  Wiedereinführung  desselben  eine  ähnliche  Beteiligung 
der  grösseren  Verbände  für  Personen  in  Vorschlag  bringen,  die 
lange  von  der  Heimat  abwesend  gewesen  sind  und  ihr  dennoch, 
«olange  sie  noch  keine  neue  Heimat  erworben  haben,  zur 
Last  fallen^).  Auf  der  andern  Seite  ist  der  Gedanke  auch 
denjenigen  sympathisch,  welche  hauptsächlich  in  der  Teil- 
nahme grösserer  Verbände  an  der  Armenpflege  das  Besserungs- 
mittel erblicken  und  bei  genügender  Entlastung  der  Ortsarmen- 
verbände nichts  gegen  die  Wiedereinführung  des  Heimat- 
prinzips einzuwenden  haben.  Insbesondere  darf  noch  betont 
werden,  dass  auf  diese  Weise  ein  Mittelweg  gefunden  werden 
könnte,    das  bairische  und   das  Reichsrecht  zu  vereinigen. 

Auf  die  Höhe  der  Quote  würde  nicht  gar  zu  viel  ankom- 
men ;  es  brauchten  nicht  durchaus  ^U  zu  sein,  es  könnten  eben- 
sogut */5  oder  ^/2  u.  s.  w.  sein.  Nur  würde  man  hierbei  erwägen 
müssen,  ob  es  sich  empfiehlt,  dem  belgischen  Gesetze  gleich, 
von  vornherein  für  alle  Fälle  eine  bestimmte  Quote  festzu- 
setzen, oder  ob  es  nicht  zweckmässiger  sein  möchte,  zu  be- 
stimmen, dass  zwar  nicht  mehr  als  ein  bestimmter  Quotenteil 
von  den  Gemeinden  beigesteuert  werden,  im  übrigen  aber  die 
Bemessung  des  Beitrags,  ähnlich  wie  in  Frankreich,  der  reg- 
lemen tarischen  Festsetzung  des  grösseren  Verbandes  über- 
lassen bleiben  soll.  Es  würden  dann  besser  die  Unterschiede 
zwischen  Stadt  und  Land  gewahrt,  die  örtlichen  und  steuer- 
lichen Verhältnisse  des  einzelnen  Verbandes  besser  berück- 
sichtigt werden  können.  Namentlich  aber  würde  man  den 
verschiedenen  Kategorien  der  Pflegefklle  sehr  viel  mehr  ge- 
recht werden  können.  Es  besteht  eine  erhebliche  Verschieden- 
heit zwischen  gänzlich  verwaisten,  zwischen  nur  vaterlosen 
oder  nur  mutterlosen   Kindern;    ebenso   ist  zu   unterscheiden 


1)  Vgl.  oben  S.  373. 
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zwischen  jugendlichen  Taubstummen  und  Blinden ,  welchen 
Unterricht  und  Erziehung  zu  Teil  werden  muss,  und  den 
übrigen  Taubstummen  und  Blinden;  es  wurde  oben  nach- 
gewiesen, dass  für  bedürftige  erwachsene  Taubstimime  keine 
andere  ArmenfUrsorge  einzutreten  hat,  als  für  andere  be- 
dürftige Personen,  während  für  Blinde  unter  allen  Um- 
ständen fremde  Hülfe  erforderlich  ist.  Auf  der  andern  Seite 
kann  man  die  Quotisirung  da  ganz  fortlassen,  wo  die  obli- 
gatorische Uebemahme  der  Fürsorge  die  Befürchtung  ver- 
schwenderischer Behandlung  nicht  wachruft  oder  wo  sie,  wie 
eben  bei  den  jugendlichen  Taubstummen  und  Blinden,  als 
eine  andere  Erscheinungsform  der  Unterrichtspflege  auftritt. 
Wiederum  empfiehlt  sich  wegen  des  eigentümlichen  Charakters 
der  Krankenpflege  durchaus  eine  Abstufung  in  ähnlicher 
.Weise,  wie  sie  die  Anstalt  zu  Franken thal  durchgeführt  hat. 
Kurz :  man  wird  den  individuellen  Verhältnissen  sehr  viel  ge- 
rechter werden,  wenn  man  von  einer  im  voraus  ganz  allgemein 
festgestellten  Quotisirung  absieht. 

Im  übrigen  erscheint  das  Prinzip  dieser  Quoti- 
sirung so  sehr  dem  Stande  der  sachverständigen  Meinungen 
entsprechend,  dass  es  als  eins  der  wesentlichsten 
Mittel  gelten  darf,  die  Armenlast  gerechter  zu  ver- 
teilen, gleichgültig  ob  die  Wiedereinführung  des  Heimat- 
Srinzips  damit  verbunden  wird  oder  nicht.  Dieser  Punkt 
edarf  noch  einer  kurzen  Betrachtung. 

Das  belgische  Gesetz  lässt  der  Bestimmung  des  ange- 
geführten  Art.  33  gemäss  die  Ausweisung  des  Bedürftigen 
ohne  Rücksicht  auf  den  Charakter  der  Bedürftigkeit  zu;  es 
kommt  also  in  Wahrheit  auf  denjenigen  Zustand  hinaus,  den 
die  Vertreter  des  Heimatprinzips  im  Auge  haben  und  der, 
wie  oben  nachgewiesen,  scnlechterdings  im  Widerspruch  steht 
selbst  mit  den  massigsten  Ansprüchen  in  Bezug  auf  die  Frei- 
zügigkeit. Würde  in  der  Tnat  den  Gemeinden  die  Aus- 
weisung neu  angezogener  Personen  vor  vollendetem  Erwerbe 
des  Unterstützungswohnsitzes  schon  bei  Verabfolgung  einer 
kleinen  vorübergehenden  Unterstützung  zugestanden,  so 
hiesse  dies  wieder  den  unleidlichen  Krieg  zwischen  den  Ge- 
meinden heraufbeschwören,  unter  dem  schliesslich  die  Ge- 
meinden so  gut  wie  die  Bedürftigen  selbst  leiden.  Die  sitt- 
lichen Wirkungen  der  Heimat  würden  auch  mit  diesem 
System  nicht  erreicht  werden  können.  Heimat  oder  Unter- 
stützungswohnsitz blieben  auch  hierbei  das,  was  sie  seit 
langen  Jahren  in  Baiern  wie  im  Reiche  sind:  ein  finan- 
zieUes  Prinzip. 

Erkennt  man  die  Richtigkeit  dieser  Schlussfolgerung  an, 
so  wird  man  zu  der  Erwägung  geführt,  ob  man  nicht  gleich 
mit  einem  Sprunge  über  einen  Teil  dieses  kleinlichen  Hin- 
und  Herrechnens  von  ein  paar  Pfennigen  zwischen  den  Orts- 
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armenverbänden  hinwegkommen  und  das  hier  besprochene 
System  benutzen  könnte,  um  die  vorübergehenden  Unter- 
stützungen ganz  und  gar  aus  der  Reihe  der  erstattungspflich- 
tigen Aufwendungen  zu  streichen,  und  die  vorläufig  unter- 
stützenden Ortsarmenverbände  durch  quotisirte  Beihtilfe  ftr 
etwa  hieraus  entspringende  Unbilligkeiten  schadlos  zu  halten, 
im  übrigen  aber  den  ganzen  Apparat  umständlicher  Ermitte- 
lungen auf  die  Fälle  dauernaer  Bedürftigkeit  zu  be- 
schränken. Dass  diese  Erwägung  nicht  das  Ergebniss  einer 
willkürlichen  Betrachtungsweise  bildet,  beweist  die  Thatsache, 
dass  derselben  von  einer  grossen  Zahl  von  Fachmännern 
(u.  a.  V.  Reitzenstein,  Adickes,  Jolly)  gerade  in  An- 
lehnung an  das  System  der  quotisirten  Beteiligung  Folge  ge- 
geben ist.  Hierauf  wird  im  Zusammenhange  mit  einigen 
anderen  Vorschlägen  im  folgenden  Abschnitte  näher  ein- 
zugehen sein^). 


1)  Vgl  unten  §  181  ft. 


11.  Kapitel. 

Aenderung  einzelner  Gesetzesbestimmungen. 

§  169. 

Neben  den  im  fVorstehenden  dargelegten  Vorschlägen, 
•die  auf  systematische  Reformen  in  grösserem  Umfange  abzielen, 
bewegen  sich  eine  Anzahl  von  BesserungsvorschlÄgen ,  die 
lediglich  einzelne  Punkte  des  geltenden  Systems 
betreflfen,  im  übrigen  dieses  selbst  unberührt  lassen  wollen. 
Dies  gilt  namentlich  von  Fristveränderungen,  Ausdehnung 
oder  Beschränkung  des  §  29,  Verschärfung  der  Zwangsmass- 
regeln  gegen  arbeitsscheue  Arme  u.  a.  m.  Doch  ist  die  Zahl 
derjenigen,  die  von  einzelnen  Aenderungen  Besserung  er- 
warten, eine  verhältnissmässig  geringe;  meist  geht  mit  der- 
artigen Wünschen  der  Wunsch  systematischen  Ausbaus  oder 
systematischer  Umgestaltung  der  Keichsgesetzgebung  Hand  in 
Hand,  so  dass  die  Verwirklichung  jener  auch  die  Verwirk- 
lichung dieser  zur  Voraussetzung  hat  und  umgekehrt.  Die 
hauptsächlichsten  Vorschläge  sind  die  folgenden: 


1.    Aendernnp"  der  Fristen  für  Erwero  und  Verlust  des 

[Unterstfitzungswohnsitzes. 

§  170. 

Schon  als  das  Gesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz 
beraten  wurde,  machten  sich  in  Ansehung  der  Fristen  für 
Erwerb  und  Verlust  des  U.-W.  die  verschiedensten  Ansichten 
geltend.  Der  Entwurf  des  Bundesrates  hatte  die  Frist 
für  Erwerb  und  Verlust  gleichmässig  auf  fünf  Jahre  ununter- 
brochenen Aufenthalts  und  desgleichen  Abwesenheit  be- 
messen ,  und  wollte  den  Lauf  dieser  Fristen  mit  vollendetem 
24.  Lebensjahre  beginnen  lassen. 
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In  der  Reichstagskommission  wurden  mehrere  An- 
träge gestellt,  die  Altersgrenze  auf  das  21.  Lebensjahr  herab- 
zusetzen •  und  die  Fristen  auf  1,  2,  5  Jahre  zu  bemessen. 
Die  Kommission  entschied  sich  ftir  das  24.  Lebensjahr  und 
die  Frist  von  3  Jahren  mit  folgender  Motivirung:  das  Alter 
von  24  Jahren  entspreche  dem  früheren  preussischen  Gross- 
jährigkeitstermin,  müsse  aber  aus  inneren  Gründen  auch  jetzt 
noch  für  massgebend  erachtet  werden,  weil  erst  mit  diesem 
Lebensalter  die  wirtschaftliche  Selbständigkeit  einigermassen 
sichergestellt  sei.  Bei  der  Wahl  zwischen  den  verschiedenen 
Fristen  des  preussischen  Rechtes  und  denen  der  anderen 
Bundesstaaten  habe  es  zweckmässig  geschienen,  von  Nor- 
mirung  besonderer  Fristen  flir  gewisse  Personenklassen  (Dienst- 
boten u.  s.  w.)  und  ebenso  von  einer  Qualifikation  des  Aufent- 
halts durch  Abgabenzahlung  während  dieser  Fristen  abzusehen^ 
weil  diese  in  den  einzelnen  Gebieten  höchst  verschieden  sei, 
auf  dem  Lande  oft,  in  den  Gutsbezirken  immer  fehle;  bei 
Festhaltung  einer  Qualifikation  sei  eine  einheitliche  Regelung 
unmöglich.  Für  die  Dauer  der  Fristen  könnten  nur  Oppor- 
tunitätsgründc  entscheidend  sein;  sie  dürften  nicht  zu  hmg 
sein,  um  nicht  die  Landarmen  zu  vermeliren,  nicht  zu  kurz^ 
um  nicht  zu  schnell  die  Ortsarmenverbände  zu  belasten;  als 
richtiges  Mittel  erschiene  eine  Dauer  von  3  Jahren. 

fin  Reichstage  wurden  die  in  der  Kommission  gestellten 
Anträge  zum  Teil  wiederholt.  Für  lange  Fristen  (die  Abgeord- 
neten Schieiden,  Ackermann,  Wedemeyer)  wurde  das 
Interesse  der  Gemeinde  geltend  gemacht,  die  ein  Individuum 
kennfen  lernen  und  die  Abwehrungsmöglichkeit  behalten  müsse, 
wenn  ihr  die  Armenlast  aufgebürdet  werde;  auch  werde  die  Ver- 
mehrung der  Vagabondage  erschwert;  endlich  sei  der  Ueber- 
gang  zu  den  bisherigen  ausserpreussischen  Fristen  ein  leichterer. 
Zu  Gunsten  kurzer  Fristen  (v.  Saltzwedell,  Hirsch, 
Friedenthal)  wurde  namentlich  angeführt,  dass  der  Orts- 
arraenverband  möglichst  bald  für  den  Bedürftigen  interessirt 
werden  müsse  und  es  im  Interesse  guter  Armenpflege  liege, 
dass  möglichst  wenige  Personen  landarm  würden.  Bezüglich 
der  Altersgrenze  behauptete  ein  Teil  (Hirsch,  Stephani, 
Ackermann),  dass  der  Zeitpunkt  der  wirtschaftlichen 
Selbständigkeit,  namentlich,  für  die  weibliche  Bevölkerung, 
schon  mit  dem  21.  Lebensjahr  erreicht  sei,  während  ein  anderer 
(Friedenthal,  v.  Puttkamer  als  Bevollmächtigter  des 
Bundesrats)  das  24.  Lebensjahr  hierfür  massgebend  erachtete. 
Zur  Annahme  gelangten  scnliesslich  das  24.  Lebensjahr 
und  2  Jahre  für  Erwerb  und  Verlust  des  Ünter- 
stützungswohnsitzes. 

In  weiteren  Kreisen  ist  die  erneute  Erörterung  dieser 
Fragen  zunächst  durch  einen  Entwurf  des  Bundesrats 
von   1877   wieder  angeregt   worden,    der  die  Herabsetzung 
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der  Altersgrenze  auf  das  21.  Lebensjahr  und  der  Frist  für 
Erwerb  und  Verlust  auf  1  Jahr  beaosichtigte ;  doch  wurde 
demselben  keine  gesetzliche  Folge  gegeben.  Die  nächste  Ge- 
legenheit zur  öffentlichen  Meinungsäusserung  boten  sodann  die 
Anträge  Varnbttler  und  Genossen  im  Reichstage  1881,  so- 
wie die  Verhandlungen  des  Armenpflegerkongresses  von  1881 
und  1882.  Ausserdem  haben  aber  auch  sehr  viele  einzelne 
Verwaltungen,  sowie  Städtetage,  Delegirtenkonferenzen  und 
ähnliche  Vereinigungen  Veranlassung  genommen,  sich  über 
diese  Fragen  auszusprechen^). 

Es  ist  nicht  wohl  möglich,  aber  auch  ohne  wesentliche» 
Interesse,  alle  Aenderungsvorschläge  einzeln  aufzuzählen  und 
durchzugehen.  Denn  keiner  derselben  hat  zu  den  Bestim- 
mungen der  verschiedenen  bundesstaatlichen  Gesetzgebungen 
und  den  bei  Beratung  des  Reichsgesetzes  gewünschten  Fest- 
setzungen etwas  wesentlich  Neues  hinzuzufllgen  vermocht,  weil 
in  der  That  jede  denkbare  Kombination  schon  vordem  irgend- 
wie versucht  worden  war.  Die  Bedeutung,  welche  den  Frist- 
setzungen als  Bestandteil  der  Armengesetzgebung  überhaupt 
zukommt,  habe  ich  an  anderer  Stelle  darzulegen  versucnt 
(oben  §  82). 

Nach  gewissen  Gesichtspunkten  lassen  sich  diese  Aeusse- 
rungen  und  Vorschläge  nun  in  vier  Gruppen  sondern, 
deren  jede  einem  bestimmten  Standpunkt  entspricht. 

Diejenigen  erstens,  welche  die  kurzen  Fristen  für  einen 
Hauptbelastungsgrund  der  dem  Zuzug  am  stärksten  ausge- 
setzten Gemeinden  erachten,  emfehlen  lange  Erwerbs- 
fristen^). 

Zweitens  wünschen  diejenigen,  welche  von  der  langen 
Dauer  der  Erwerbsfristen  die  stärkere  Belasking  der  Abzugs- 
gemeinden fürchten,  die  Herabsetzung  der  Altersgrenze 
und  der  Erwerbsfrist®). 

Diejenigen  drittens,  welche  prinzipiell  dem  Heimatsystem 
zugeneigt   sind,    wünschen,    sofern   dieses    nicht  zu   erlangen, 

^)  Vsl.  oben  8.  18  ff.  und  die  folgenden  Anmerkungen.  —  Unter 
dem  28.  Febr.  1879  hatte  der  preuss.  MiniBter  des  Innern  ein  Zirkular  an 
die  Armenyerwaltungen  erlassen,  in  dem  unter  anderem  auch  um 
Aeusserung  über  die  Fristen  und  die  Altersgrenze  ersucht  wird. 

')  Namentlich  Städte  und  städtische  Interessenvertretun- 

fen:  so  die  Delegirtenkonferenz  der  CTÖsseren  Städte  Badens  vom  23.  Juli 
877;  die  vereinigten  hessischen  Staate  vom  26.  Januar  1878  u.  a.  m. 
Vgl.  die  Mitteilungen  über  diese  und  viele  ähnliche  Aeusserungen  in  der 
D.  Gem.-Z.  187«  S.  86,  1877  S.  119;  ausserdem  1877  S.  71.  77.  97.  111.  113. 
151;  1880  S.  47.  206;  1882  S.  167:  1883  S.  135.  283;  1885  8.  125  u.  s.  w. 
')  Namentlich  ländliche  Interessenvertretungen,  so  die- 
Petition  des  Vorstandes  des  ostpreussischen  landwirtschaftlichen  Zentral- 
vereins zu  Königsberg  und  die  Petition  von  Mitgliedern  der  Gemeinde 
Salpkeim,  über  welche  der  Bericht  der  Reichstagskommission  für  Petitionen 
vom  4.  Mai  1880  asu  vergleichen;  Beschluss  des  prenssischen  Landes- 
Ökonomiekollegiums  in  der  Sitzung  vom  22.-25.  Oktober  1877;  Antrag 
des  Abgeordneten  Graf  Stolberg  im  Reichstage  1881,  Drucks.  Nr.  137  u.  a.  m. 
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Fristbostimmungen,  welche  eine  demselben  ähnliche  Wirkung 
üben,  namentlich  längere  Fristen  für  den  Verlust 
als  für  den  Erwerb  des  Unterstützungswohn- 
sitzes, so  dass  Jemand,  der  bereits  längere  Zeit  von  der  Ge- 
meinde des  früheren  Unterstützungswohnsitzes  abwesend  ist, 
nicht  mangels  des  Neuerwerbes  sofort  Landarmer  wird,  sondern 
noch  einige  Zeit  den  alten  Unterstützungswohnsitz  behält*). 

Diejenigen  viertens,  welche  die  Einflihrung  des  Heimat- 
prinzips wünschen,  halten  überwiegend  die  bairische  Frist 
von  fünf  Jahren  zum  Erwerbe  der  Heimat  für  an- 
gemessen; einige  wollen  auch  die  Qualifikation  durch 
Abgabenzahlung  hinzutreten  lassen^). 

§  171. 

Als  leitender  Gesichtspunkt  für  Feststellung  von  Frist- 
bestinunungen  wird  immer  die  den  Erscheinungen  des  wirk- 
lichen Lebens  entsprechende  Wahrscheinlichkeit  gelten 
müssen.  Hierftlr  ergab  sich  nun  bei  Betrachtung  des  wirtschaft- 
lichen Aequivalents^),  dass  in  den  mittleren  Altersklassen,  so 
viel  sich  erweisen  lässt,  die  Hülfsbedürftigkeit  regelmässig 
nach  mehr  als  fÜnQährigem,  meist  erst  nach  zehn-  und  zwanzig- 
jährigem Aufenthalt  eintritt,  im  jüngeren  und  im  höheren 
Lebensalter  dagegen  Unterstützung  oft  schon  nach  kurzem 
Aufenthalt  nötig  wird.  Diese  Wahrnehmungen  weisen  darauf 
hin,  dass  die  Unzweckmässigkeit  der  reichsgesetzlichen  Frist- 
bestimmungen zum  Teil  darin  liegt,  dass  sie  ganz  allgemein 
für  alle  Fälle  gelten  sollen,  während  sie  dem  wirklichen  Leben 
nicht  in  Bezug  auf  alle  Fälle  entsprechen,  und  dass  jede 
anderweite,  ebenfalls  zu  allgemeiner  Geltung  bestimmte  Fest- 
setzung ebenso  ujizweckmässig  sein  würde.  Man  wird  also, 
wenn  man  nicht  wieder  fruchtlose  Bemühungen 
anstellen  will,  die  einzelnen  Fälle  scheiden 
müssen. 

Zunächst  wird  man  also  die  mittleren  und  sesshaften 
Altersklassen  ganz  ausser  Betracht  lassen  können,  für  deren 
Wohnsitzverhältnisse  die  fünfiährige  Frist  dieselbe  Bedeutung 
haben  würde,  wie  die  zweijährige.  Dagegen  sind  die  jungen 
und  die  alten,  sowie  diejenigen  Personen  in  Betracht  zu  ziehen, 
welche  regelmässig  weniger  als  zwei  Jahre  an  einem  Orte  za 


>)  Antrag  Gerwie:  Erwerb  3  Jahre,  Verlast  5  J.;  Antrag  Streit: 
Verlustfrist  immer  6  Jahre:  im  Reichstage  1881,  Drucks.  Nr.  166.  171; 
V.  d.  Goltz,  Drucks,  d.  D.  V.  1885  Nr.  8.  —  Auch  schon  bei  Beratung 
des  Gesetzes  im  Reichstage  hatte  Miquel  auf  die  wahrscheinliche  Ver- 
mehrung der  Landarmen  durch  Gleichstellung  der  Erwerbs-  und  Verlust- 
fristen hingewiesen. 

2)  V.  Varnbtiler  und  Genossen  im  Reichstage  1881,  Drucks. 
Nr.  124-,  Gem.-Z.  1880  S.  206,  1883  S.  135,  1885  S.  ISS  und  an  anderen 
Stellen:  Luthardt  S.  64;  Elvers  S.  133;  Germershausen  S.  35 
(2 — 5jänrige  Frist  mit  Abgabenzahlung)  u.  a.  m. 

3)  Vgl.  oben  S.  212  ff. 
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bleiben  pflegen  und  in  Folge  der  kurzen  Verlustfrist  alsbald 
landarm  werden. 

Bei  Erwägung  der  einzelnen  Aenderungsvorschläge  ist  es 
nun  von  grossem  Interesse  zu  betrachten,  von  welchen  Seiten 
dieselben  Widerspruch  und  Beifall  erfahren  haben.  Es  waren 
nämlich  und  sind  noch  gegenwärtig  vor  allem  die  Städte  und 
die  Vertreter  städtischer  Interessen,  welche  den  Fristherab- 
^etzungen  energisch  widersprechen,  und  es  waren  und  sind 
vor  allem  die  Vertreter  ländlicher  Interessen,  denen  keine 
Frist  kurz,  keine  Altersgrenze  niedrig  genug  erscheint  ^). 

Und  in  der  That  wird  man  nicht  fehl  gehen,  wenn  man  an- 
nimmt, dass  jede  Herabsetzung  der  Frist-  und  Altersgrenze  vor- 
nehmlich zu  Lasten  der  Städte  sein,  jede  Verlängerung  der  Er- 
werbs- und  Verlustfristen  namentlich  die  ländlichen  Gemeinden 
treffen  würde ,  weil  zu  den  einen  starker  Zuzug ,  von  den 
andern  starker  Abzug  stattfindet.  Namentlich  wtlrden  hier  die 
jugendlichen  Altersklassen  schwer  ins  Gewicht  fallen,  wenn  die- 
Belben  anstatt,  wie  gegenwärtig,  mit  26  Jahren  den  selbstän- 
digen Erwerb  des  Unterstützungswohnsitzes  zu  vollenden,  bereits 
mit  22  Jahren  dies  zu  thun  im  Stande  wären.  Umgekehrt 
wtlrden  ebendieselben  gänzlich  fUr  die  Armenlast  der  Zuzugs- 
gemeinde in  FortfaU  kommen ,  wenn  die  Frist  auf  5  Jahre 
erhöht  würde,  weil  sie  dann  erst  mit  vollendetem  29.  Lebens- 
jahre einen  selbständigen  Unterstützungswohnsitz  erworben 
haben  könnten. 

Ob  man  sich  nun  in  der  einen  oder  anderen  Richtung  ent- 
scheiden soll,  wird  im  wesentlichen  von  der  Meinung  abhängen, 
die  man  über  dies  ganze  Sachverhältniss  hat,  davon  also,  ob  man 
glaubt,  dass  durch  die  längeren  Fristen  eine  engere  Beziehung  zu 
der  Abzugsgemeinde  geschaffen  werden  und  das  Bewusstsein,  erst 
nach  fünf  Jahren  oder  schon  nach  einem  Jahre,  nach  vollendetem 
24.  oder  21.  Lebensjahre  den  Unterstütz ungswohnsitz  zu  er- 
werben, die  Arbeitsuchenden  vom  Wandern  zurückhalten  kann, 
ob  man  endlich  glaubt,  in  der  durch  die  anderweite  Fristsetzung 
geschaffenen  Verteilung  der  Armenlast  der  Gerechtigkeit  mehr 
Genüge  zu  thun  als  bisher.  Dies  alles  ist  mehrfach  er- 
örtert worden.  Der  hier  vertretenen  Meinung  entspricht  es 
freilich,  von  den  Friständerungen  keine  wirtschaftliche  oder 
sittliche  Besserung  zu  erwarten,  und  im  Sinne  des  finanziellen 
Prinzips  hauptsächlich  die  Leistungsföhigkeit  der  Armenverbände 
und  die  ihnen  obliegenden  Aufgaben  als  entscheidendes  Moment 
ins  Auge  zu  fassen.  Dies  bedeutet  so  viel,  als  die  Verlängerung 
der  Frist  für  ein  Mittel  erachten,  die  Last  noch  ungerechter 
zu  machen,  als  sie  ohnehin  ist,  die  kleinen  leistungsunfähigen 
Verbände  mit  Aufwendungen  zu  beschweren,  deren  Erstattung 


*)  Vgl.  die  vorigen  Anmerkungen. 

Fonchangra  (27)  VI.  4.  -  Mflnst^rberg.  30 
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ihnen  gnnz  besonders  schwer  fällt.  Weil  aber  nicht  verkannt 
■werden  kann,  dasa  ntaii  auf  der  andern  Seite  uiciit  wohl  den 
grösseren  Gemeinden  die  ganze  Amienlaat  gerade  in  Ansehung 
aller  zuziehenden  Personen  aufbürden  kann,  so  wird  man  za 
tler  bereits  am  Ende  des  §  168  angedeuteten  und  im  Nachstehenden 
weiter  zu  verfolgenden  Erwägung  geführt,  die  Unterscheidung 
von  vortibei^ehender  und  dauernder  Hillfsbediirftigkeit  auf  der 
einen  Seite,  die  Heranziehung  grösserer  Verbände  auf  der  andera, 
Seite  noch  in  weiterem  Umfange  fiir  die  Verteilung  der  Anui 
last  nutzbar  zu  machen. 


Aeiidernng  tUr  Vorschrifteii   in    Rpzng   auf 
lun^  von  l'iiterstlltzuiigeii. 

A.     Die   Kosten   der   Krankenpfle 
a.     Im  all§reni<>iiieu. 

§  172. 


1 


Unter  Krankenpflege   ist  im  Sinne  der  arme nreehtli eben 
Verpflichtung  ganz   allgemein  diejenige  Hülfeleistung  zu  ver- 
stehen, die  gewährt  wii-d,  um  ein  Individuum  in  den  Ziutand 
der  Gesundheit  zurtickzuversetzen ;  sie  unterscheidet  »ich  vqdmI 
der    oben   bosprochnen   Fürsorge    für   Gebrechliche    dadunJOfl 
daas  sie  nur  dem  Zwecke  der  gesundheitlichen  FUrsot;^  dieu^l 
während    in  jenen    Fällen    es    sich    nm   gleichzeitige    UntM<-  ■ 
Stützung  auch   in  Beziehung   auf  Unterkommen,  Verpflegung 
u.  B.  w.  handelt,  und  femer   dadurch,  dass  dort  ein  Zustand 
dauernder  Bedürftigkeit,  hier  zwar  sehr  verschieden  geartete,  aber 
lediglich   vorübergehende  Gesundheitsstörungen   beseitigt  vtr- 
den   sollen   und  dass  hierzu  durchaus  nicht  immer  erhebliche 
und  kostspielige  Hülfeleistungen  erforderlich  sind.     Neben  An- 
staltspllege  kommen  namentlich  noch  ärztliche  Ratsehlägc,  Ver- 
abfolgnng  von  Arzneimitteln,  Gewilhrung  von  stärkenden  Lebens- 
mitteln (Wein,  Milch,  Fleisch  u.  s.  w.)  in  Betracht. 

Für  die  Frage  einer  Entlastung  der  Ortsarmen  verbände 
liegt  also  das  Sachverhältniss  anders,  als  bei  der  Pflege  der  Ge- 
brechlichen, weil  es  sieh  nicht  notwendig  immer  um  Aufwendungen 
handelt,  welche  die  Kräfte  selbst  eines  kleinen  Armen  Verbandes 
übersteigen.  Man  darf  also  nicht  ganz  allgemein  die  Kranken- 
pflege zu  den  am  schwersten  belastenden,  eine  Besaerung  er- 
fordernden Aufgaben  der  öffentlichen  Armenpflege  rechnen, 
sondern  muss  genauer  zwischen  den  einzelnen  Kategorien  unter- 
scheiden, wie  es  in  der  Literatur  auch  überwiegend  gescliiehL 

Man  erinnere  sich,  dass  sich  ein  Unterschied  des  Aller» 
gerade  in  Bezug  auf  vorübergehende  Erkrankungen  g(^en- 
über  den  Gebrechlichen  auf  der  einen,  den  Bedürftigen  im 
allgemeinen    auf  der   andern   Seite    bemerkbar    machte,    nnd 
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dass  bei  den  jugendlichen  Altersklassen,  welche  vorübergehend 
hülfsbedürftig  werden,  der  tiberwiegend  grösste  Theil  es  durch 
Krankheit  wird.  Und  weil  nun  weiter  vornehmlich  Angehörige 
dieser  Altersklassen  es  sind,  welche  als  Tagearbeiter,  Gewerbs- 
gehülfen,  Dienstboten  ausserhalb  ihres  Geburtsortes  Erwerb 
suchen,  so  bildet  keine  Art  der  Hülfeleistung  in  höherem 
Masse  den  Gegenstand  der  Erstattung  von  einem  Armenver- 
band zum  andern  als  die  Krankenpflege.  Und  weil  wiederum 
der  Zuzug  von  auswärts  im  wesentlichen  nach  den  Städten 
und  Industriebezirken  stattfindet,  so  sind  es  diese  vornehmlich^ 
welchen  erstattet  werden  muss,  —  die  kleinen,  namentlich  die 
ländlichen  Armenverbände,  welche  erstatten  müssen.  Gilt  nun 
hierbei  im  allgemeinen  das,  was  von  Leistungsfähigkeit  und 
Leistungsunfthigkeit  der  Armenverbände,  von  umständlichen 
Ermittelungen  und  Vielschreiberei  wegen  geringfügiger  Be- 
träge u.  s.  w.  zu  sagen  war,  so  hebt  sich  doch  als  derjenige 
Punkt,  der  in  beiden  Beziehungen  eine  Besonderheit  diese» 
Zweiges    der   Armenpflege  bildet,   die   Anstaltskranken- 

})  f  1  eg e  heraus.  An  sie  knüpfen  sich  wesentliche  und  eigentüm- 
iche  Beschwerden,  deren  Gegenstand  sowohl  die  allgemeine 
Verpflichtung  jedes  Ortsarmenverbandes  zur  vorläufigen,  sowie 
die  spezielle  Verpflichtung  des  Dienst-  und  Arbeitsortes  zur 
endgtutigen  Krankenfürsorge  ist,  wobei  namentlich  die  im 
ersteren  Falle  massgebende  Spezialvorschrift  des  §  80  hervor- 
gehoben wird,  die  Erstattung  nur  nach  einem  gewissen  Tarif 
fordern  zu  dürfen.  Beide  Verpflichtungen  bilden  beabsichtigte 
Ausnahmen  von  der  im  übrigen  durch  das  Reichsgesetz  fest- 
gehaltenen Norm,  die  Erstattung  seitens  des  endgültig  verpflich- 
teten Armenverbandes  in  dem  Umfange  der  wirklichen  Aufwen- 
dung des  vorläufig  unterstützenden  Verbandes  eintreten  zu  lassen, 
Ihnen  gelten  daher  auch  in  erster  Linie  die  im  folgenden  zu  be- 
sprechenden Reformvorschläge,  welche  in  dem  eben  angedeuteten 
Sinne  auf  gänzliche  Beseitigung  der  Erstattung  in  den  Fällen  der 
Krankenhülfe  abzielen.  Doch  bedarf  es,  bevor  auf  die  Vorschläge 
näher  eingegangen  wird,  noch  einer  kurzen  Betrachtung  der  ge- 
nannten beiden  Gesetzesbestimmungen. 


b.    Das  Erstattnngs-  und  Tarifwesen. 

§  173. 

§  80  Abs.  2  bestimmt:  „Die  Höhe  der  zu  erstattenden 
Kosten  richtet  sich  nach  den  am  Ort  der  stattgehabten  Unter- 
stützung über  das  Mass  der  öffentlichen  Unterstützung  gelten- 
den Grundsätzen,  ohne  dass  dabei  die  allgemeinen 
Verwaltungskosten  der  Armenanstalten,  sowie  be- 
sondere Gebühren  für  die  Hülfeleistung  fest  remunerirter 
Armenärzte   in  Ansatz  gebracht  werden  dürfen." 

QA* 
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Abs.  3:  „Für  solche  bei  der  Öffentliclicn  UnlerstQtzm ^^ 
häutig  vorkonuiieuden  Aufwondimgen ,  deren  täglicher  odi 
wöchentlicher  Betrag  sich  in  Pause hquanten  feststellen  Itti 
(z.  B.  Verpflegungssätze  in  Krauken-  oder  Armenhäusern 
kann  in  jedem  Bundesstaate  entweder  für  das  ganze  Staat 
gebiet  gleichniäaaig  oder  bezirksweise  verschieden  ein  Tari 
aufgestellt  und  öffentlich  bekannt  gemacht  werden,  dei 
Sätze  die  Erstattiiiigs Forderung  nicht  tihcrateigen  darf." 

hin  GeneralkoBten  hatte  bereits  das  preussiscbe  Gesetz  von  184! 
ausser  Ansatz  zu  lassen  verordnet.  1d  den  Entw.  des  Gundesnis  n 
diese  Uestimmung  nicht  Übergegangen-  Die  Reichstags- Komm issi 
aahm  dieselbe  wieder  auf.  Dagegen  wurde  die  Stelle  wegen  il 
„Armcnärzie",  sowie  der  ganze  Abs,  S  erst  auf  Antrag  der  Abgeori 
neten  Prosch  bezw.  v.  Unruh -Bomst  in  der  zweiten  and  dritt« 
Lesung  im  Reichstage  aogenommen.  Die  Kommission  hatte  i 
für  die  von  ihr  beschlossene  Fassung  aus  der  Erwägung  heraa 
entschieden,  dass  mau  zu  sehr  grossen,  den  zur  vorläufigen  F(lrsoi| 
verpflichteten  Armen  verbänden  sehr  schädlichen  Ungteichheita 
kommen  wUrde,  wenn  man  für  die  Erstattung  nicht  den  wirklich« 
sondern  den  im  Uezirke  des  endgültig  verpflichteten  Verbandes  Sk* 
lieben  Aufwand  raasEgebend  sein  Itesse.  Namenilich  «urden  li 
schon  in  der  Kommission  gestellten  Anträge  auf  Tarifirung  abgelehnl 
weil  die  Befürchtung  vorhauden  sei,  daes  dann  ia  vielen  Fällen  i 
wirkliche  Aufwand  nicbt  erstattet  werden  oder  dass  die  Annen 
pflege,  indem  sie  sich  den  geringeren  Tarifen  aubeiiuerae,  schlecfati 
werden  würde. 

Als  nun  im  Reichstage  hierauf  zui  ückgekommen ,  und 
später  in  das  Gesetz  übergegangenen  Antrüge  wiederholt  ward« 
sprachen  sich  die  Abgeordneten  v.  Unrub-Bomsi.  Stephani 
y.  Schwerin-Putzar,  v.  Puttkamer,  v.  Jagow  für  d" 
Annahme  aus,  weil  1)  eine  sehr  grosse  Härte  in  der  unterschiedslo« 
Erstattung  an  grosse,  teuer  wirtschaftende  Armenverbände  seiui 
kleiner,  leistungsun fähiger  Gemeinden  liege,  2|  wegen  grosser  Schwit 
rigkeit  der  Berechnung  und  unnützer  Schreiberei,  -t)  weil  allgemrä 
Tarife  eine  gewisse  Ausgleichung  brächten  und  weil  es  4)  eine  Yer 
lockuug  zu  kostspieligen  Einrichtuugen  sei,  wenn  gewusst  würde,  du 
alles  erstattet  werde.  —  Dagegen  führten  die  Abgeordneten  Gi* 
Kleist  und  v.  Henning  aus:  I)  dass  Nichterstattung  von  Ad 
Wendungen  für  zugezogene  Personen,  an  denen  die  Aufenthallsgemcind 
gar  kein  Interesse  habe,  ebenfalls  eine  grosse  Härte  sei,  2)  dal 
die  Armenpflege  darunter  leiden  würde,  8)  dass  kostspielige  F' 
ricbtungen  nicht  zu  befürchten  seien,  weil  keine  Gemeinde  i 
Kratikenhäüscr  u.  s.  w.  mit  Rücksicht  auf  Fremde,  sondern  n 
Massgabe  des  einheimischen  Bedürfnisses  einrichtete. 

Die  Aufstellung  der  Tarife  ist  Sache  der  haiidesgesetzgebnng 
auch  sind  die  Tarife  nur  wirksam  zwischen  Armen  verbänden,  weld 
demselben  Bundesstaat  angehören,    sofern    sie    niclit    durch  Vei 
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baniDg  über  das  Gebiet  mehrerer  Bundesstaaten  erstreckt  werden. 
Soweit  also  kein  Tarif  aufgestellt  ist,  darf  der  wirkliche  Aufwand 
unter  Ausschluss  der  allgemeinen  Yerwaltungskosten  liquidirt  werden; 
auf  der  andern  Seite  braucht  aber  da,  wo  Tarife  gelten,  nicht  aus- 
drttcklich  bewiesen  zu  werden,  dass  die  Tarifhöhe  durch  den  wirk- 
lichen Aufwand  erreicht  worden  ist;  die  Sätze  desselben  sind 
Pauschal-,  nicht  Maximalsätze;  vgl.  den  Zirkular -Erlass  des 
preuss.  Ministeriums  des  Innern  vom  28.  April  1871. 

In  Preussen  werden  die  Tarife  von  dem  Ministerium  des 
Innern  nach  Anhörung  der  Provinzial- Vertretung  bezw.  der  Eommunal- 
landtage  geregelt  (§  35  A.-G.).  Der  ältere  Tarif  vom  21.  August 
1871  (Min.-Bl.  S.  249)  ist  aufgehoben  durch  den  Tarif  vom  12. 
August  1878  (Min.-Bl.  S.  259),  welcher  die  früheren  Grundsätze 
beibehält  und  nur  die  Kostensätze  erhöht: 

1)  für  erkrankte  und  erwerbsunfähige  Personen  über 
14  Jahre  für  Ortschaften: 

a)  in  den  beiden  höheren  Servisklassen  ^)  PO  Pf. 

b)  in  den  drei  niederen  „  60  Pf, 

2)  für  Arzt  und  Arzneimittel  20  Pf. 

3)  extra  können  berechnet  werden: 

die  Kosten  für  Kleidung, 

erhebliche,  besonders  motivirte  Mehraufwendungen 
(mit  Ausschluss  des  Pauschquantums) 

besonders  auch  für  Personen,  die  noch  nicht  14  Jahren  oder  nicht 
völlig  arbeitsunfähig  sind. 

Würtemberg  hat  von  seiner  gleichartigen  Befugniss  in  Art. 
24  bisher  keinen  Gebrauch  gemacht.  —  Für  Sachsen:  Verordnung 
vom  15.  Juni  1876,  abgedruckt  in  Zeitschr.  des  sächs.  stat.  Bur. 
Jahrgang  28  S.  42.  Ohne  Unterschied  der  Grösse  der  Orte  beträgt 
in  Krankheitsfällen  der  Satz  für  Personen  über  14  Jahre:  1  Mark, 
darunter:  60  Pf.  Besondere  Berechnung  des  Mehraufwandes  in 
Yerwundungsfällen  oder  bei  besonders  schweren  und  ansteckenden 
Krankheiten  ist  nachgelasben.  —  Von  den  übrigen  Staaten  haben  nur 
Sachsen-Weimar,  Sachsen-Meiningen,  Anhalt,  Schwarz- 
burg-Rudolstadt,  Waldeck,  Heuss  ä.  L.,  beide  Lippe 
Tarife  aufgestellt. 

Wo  keine  Tarife  gelten,  soll  nach  konstanter  Judikatur  des  B.-A. 
f.  d.  H.  die  besondere  Berechnung  aller  einzelnen  Lieferungen  mit  Aus- 
schluss der  allgemeinen  Verwaltungs-Kosten  die  Regel  bilden,  wobei 
namentlich  zu  prüfen  ist,  ob  eine  Lieferung  wirklich  erfolgt  ist,  und 
wenn  erfolgt,  ob  dieselbe  notwendig,  ev.  ob  der  dafür  geforderte  Preis 
angemessen  war;  vgl.  namentlich  die  Entscheidung  vom  30.  Juni 
1885  XVII  S.  118.  Auch  Eger,  Komm.'  S.  166  und  die  kürzere 
Zusammenstellung  bei  Wohl  er  s  S.  96. 


»)  Vgl.  Serviskl.-Gea  v.   3.  August  1878,  RGBl.   S.  248  und   die 
Verordnungen  v.  22.  Febr.  1881  und  9.  Mai  1882,  RGBl.  S.  35  u.  57. 


§  174. 

Von  den  Befllrchtungen ,  die  man  bei  Beratimg  der  Tftrif- 
jintrüge  geäussert  hatte,  haben  sicli  nun  diejenigen  a.U  unb^irtindet 
erwiesen,  welche  von  den  Tarifen  einen  Eindusa  auf  den  Zusbuid 
der  Kranken anBtilten  erwarteten.  Wenigstens  findet  man  nii^ienda 
die  Wahrnehmung  ausgesprochen,  dass  «ch  ein  Annen%^rband 
durch  sie  veranlasst  gesehen  habe,  umi'atgreichere  Veranataltmigen 
zu  troffen,  als  sie  ohnehin  im  Interesse  der  öfftmtlichen  Geaund- 
heitspfl^e  zu  treffen  waren. 

Dagegen  sind  weder  die  vorläufig,  noch  die  endgültig  vw- 
pflichteten  Armen  verbände  durch  die  Tarife  aiifriedenges  teilt,  wäl 
dieersteren  —  es  sind  dies  namentlich  gröaseredenieinden  mit  guten 
Anstalten  —  nicht  entfernt  den  Aufwand  ersetzt  zu  erhalten  be- 
haupten, den  sie  ihrereeits  machen  müssen,  und  weil  die  letEteren 
—  es  sind  dies  namentltcii  die  klwnen  Gemeinden  —  die  Nötiguno; 
zu  jeder  selbst  geringen  baaren  Erstattung  schwer  cmp&ndea. 
Es  wird  daher  auch  aiiHgesprochen ,  doas  es  mit  der  im  Beichs- 
tage  vorausgesetzten  Ausgleichung  ähnlich  bestellt  sei,  wie  mit 
der  Ausgleichung  des  Armenaufwandes  überhaupt,  so  da& 
zwar,  nach  grösseren  Bezirken  gerechnet,  eine  solche  stattfinde, 
aber  die  ungerechte  Belastung  des  einzelnen  Armenverbandes 
dadurch  nicht  verhindert  würde.  Namentlich  wird  hier  noch 
beklagt,  dass  tlie  Ausgleichung  nicht  nach  gewissen  wirtschaft- 
lichen Urundsätzcn,  wie  etwa  nach  Massgabe  des  wirtscliaft- 
lichen  Aequivalent.-i  stattfinde,  sondern  dass  zufällige  äussere 
Momente,  namentlich  der  Besitz  einer  guten  Anstalt  und  die 
Liige  des  Armen  verband  es  an  der  Heerstrasse,  fiir  die  Frequenz 
seiner  Krankenanstalten  entscheidend  waren. 

Vgl.  hierzu  die  Ausführungen  oben  S.  246 — 249.  Die  Klagen  Bind 
sehr  zahlreich,  namentlich  seitens  der  Städte.  So  meint  Frankfurt  »■ 
M.,  dass  wohl  keine  andere  Stadt  so  sehr  wie  sie  durch  die  FreizQgig- 
keit  betroffen  worden  sei,  wegen  ihrer  Lage  als  preussiscbe  Grenz- 
station gegen  das  Ausland  und  wegen  ihrer  Nachbarschaft  mit  Baiem. 
Verwaltnngs- Bericht  für  1881/82.  —  Aehnlich  klagt  Friedebei^  i  S. 
mit  dem  Hiuweis,  dass  es  an  der  grossen  Heerstrasse  liege,  die  sich 
von  Berlin  nach  Eönigsberg  i.  Pr.  ziehe  und  dass  deshalb  sein  Kranken- 
haus in  ungebührlicher  Weise  frequentirl  werde.  Verwaltungs-Bericht 
für  1882.'83.  —  Aehnlich  Kreuznach,  Anklam  in  den  Verwaltungs- 
Berichten  für  1882;83  u.  a.  —  Nach  einer  bei  Adickes  S.  7i"' 
fflr  Altena  gegebenen  Berechnung  würde  sich  1879/80  die  Erstattungs- 
summe (bei  1.50  Mark  wirklichen  Aufwands  für  den  VerpHegangS' 
tag)  auf  22  846  Mark  gestellt  haben,  während  tarifgemäss  (1  Mark 
pro  Tag)  nur  15  231  Mark  erstattet  wurden,  —  Frankfurt  a.  M- 
schätzte  in  dem  V er «altungs- Bericht  für  18S1'82  seineu  diesbeiBg- 
llchen  Verlast  auf  .50  "lo. 

Mit  Bezug  auf  den  Einlluss  der  Vagabundage  machte  man  in 
Würlemberg,   in  Hessen  und  ganz  neuerdings  in  Berlin    die  Wahr- 
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nehmang,  dass  die  erheblichen  Schwankungen  in  der  Frequenz  der 
Krankenanstalten  mit  der  Zu-  bezw.  Abnahme  der  Verbreitung  der 
Krätze  und  anderer  Haut-  und  Unreinlichkeitskrankheiten  unter  den 
zareisenden  Vaganten  zusammenhängen.  Es  befanden  sich 
nämlich  in  wttrtembergischen  Krankenanstalten 

im  ganzen        speziell  an 
Verpflegte    Krätze  erkrankt 

1878  24  977       4820 

1879  27  700       6726 

Vgl.  Würtembergische  Jahrbücher  1884  S.  233.  —  In  den  Beitr.  zur 
Stat.  des  Grossh.  Hessen  Bd.  23  Heft  2  wird  dieselbe  Wahrnehmung  betr. 
febris  recurrens  mitgeteilt.  —  Zufolge  dem  Verwaltungsbericht  betr.  das 
städtische  Krankenhaus  zu  Moabit  für  1884/85  gehörten  1995  d.h.  ca. 
50  ^/o  aller  aufgenommenen  Kranken  dem  vagabondirenden  Proletariat 
an.  —  Vgl.  ausserdem  die  Verhandlungen  der  mehrfach  genannten 
Städtetage,  sowie  die  Zuschrift  aus  Hannover  in  der  Deutschen 
Gemeinde- Zeitung  1877  S.  157:  Das  Tarifwesen.     Ein  Notschrei. 

Am  unzweideutigsten  kommt  die  Wirkung  des  Erstattungs- 
wesens gerade  in  Krankenpflegefällen  in  der  Abschiebung 
zum  Ausdruck,  welche,  wie  oben  dargelegt  wurde,  bei 
keinem  andern  Zweige  der  Annenpflege  in  gleichem  Masse 
livahrzunehmen  ist.  Namentlich  ist  es  die  Uebemahme  der 
vorläufigen  Fürsorge,  vor  der  sich  die  Armen  verbände  auch 
bei  bekannter  Ortsangehörigkeit  des  Elranken,  nicht  zu  dessen 
Vorteil,  ängstlich  zu  hüten  suchen^).  Dem  entsprechend  hat 
sich  denn  auch  eine  reiche  Kasuistik  bezüglich  dieses  Punktes 
entwickelt:  besonders  auch  darüber,  was  neben  dem  Tarif  liqui- 
dirt  werden  darf  und  was  unter  Verwaltungskosten  zu  verstehen 
ist.  Obwohl  im  einzelnen  ohne  Interesse,  macht  dieselbe  jeden- 
falls ersichtlich,  dass  möglichst  versucht  wird,  neben  den  Tarif- 
gebühren noch  etwas  herauszudrücken^). 

«.    Die  Verpflichtung  des  Dienst-  und  Arbeitsortes  zur  Kranken - 

fUrsorge. 

§  175. 

Schon  in  der  älteren  Heimatgesetzgebung  bestand,  abgesehen 
von  der  Verpflichtung  des  Aufenthaltsortes  zur  vorläufigen  Fürsorge, 
•eine  gewisse  Verpflichtung  zur  Krankenfürsorge  ohne  An- 
spruch auf  Rostenersatz.  Am  weitesten  ging  hierin  Sachsen, 
welches  allgemein  (§  39  A.-O.)  anordnete,  dass  durchreisende 
Kranke  mangels  geeigneter  Hülfe  aus  Privat-  oder  Korporations- 
mitteln  für  Rechnung  der  örtlichen  Armenkasse  verpflegt  werden 

')  Vgl.  oben  §  95. 

*)  Vgl.  namentlich  s.  v.  „Tarife"  im  Sachregister  der  amtlichen  Ent- 
scheidungen; es  ist  eine  der  am  häufigsten  behandelten  Materien.  — 
Auch  Eger  S.  168  Anm.  110;  Wohlers  S.  100. 
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sollen;  nur  der  Ersatzanspruch  gegen  die  priTatrechÜich  Ter- 
pflichteten  Angehörigen  des  Kranken  wird  vorbehalten.  Das- 
selbe gilt  von  Dienstboten  (mangels  einer  Verpflichtung  der 
Dienstherrschaft)  und  von  Personen,  welche  w^en  zu  Terrich- 
tender  Geschäfte  oder  aus  irgend  einem  andern  Grunde  an  einem 
Orte  sich  temporär  aufhalten,  ohne  daselbst  heimatgehörig  zu  sein 
(§  47  A.-O.).  Baiem  verpflichtet  die  Dienst-  und  ArbeitBcemeinde 
zur  Krankenpflege  auf  die  Dauer  von  90  Tagen  in  Ansehung 
der  Dienstboten  —  Gewerbsgehtilfen  —  Lehrlinge  —  Fabrik- 
oder anderer  Lohnarbeiter^).  Desgleichen  Baden  und  zwar 
auch  ftir  Handarbeiter  auf  die  Dauer  von  8  Wochen. 
Preussen  hatte  etwas  imbestimmt  ftlr  „Personen,  welche  als  Dienst 
boten,  Handwerksgehtilfen  u.  s.  w.  in  einem  festen  Dienstver- 
hältniss  stehen  .  .  ."^  eine  gleiche  Verpflichtung  auf  die  Dauar 
von  drei  Monaten  festgesetzt  —  §  32  des  Gesetzes  von  1842  — . 
Dies  „u.  s.  w."  bezieht  sich  auf  §  2  des  Gesetzes,  in  welchem 
als  Personen,  die  einer  dreijährigen  Erwerbsfrist  flir  den  Ü.-W. 
bedürfen,  aufgezählt  sind:  „Dienstboten,  Haus-  und  Wirtschafts- 
beamte, Handwerksgesellen,  Fabrikarbeiter  u.  s.  w.*'.  Das  Gesetz 
von  1855  beseitigte  das  Wort  „fest"  und  nannte  folgende  Per- 
sonen :  „  ...  die  als  Dienstboten,  Gewerbegehülfen,  Gesellen, 
Lehrlinge  u.  s.  w.  in  einem  Dienstverhältniss  stehen".  —  Aehn- 
liche  Bestimmungen  galten,  wie  in  dem  geschichtlichen  Ueber- 
blick  nachgewieseut  fast  in  allen  Staaten. 

Das  Reichsgesetz  (§  29)  nennt  vier  Klassen  von  Personen:  „die 
im  Gesindedienst  stehen  —  Gewerbegehülfen  —  Gesellen  — 
Lehrlinge" ,  und  verpflichtet  den  Dienst-  und  Arbeitsort  in  An- 
sehung ihrer  zur  Krankenhülfe  flir  die  Dauer  von  6  Wochen. 
Schwangerschaft  als  solche  gilt  nicht  als  Krankheit 

Diese  Elassifizirung  ist  im  bewossten  Gegensatze  zur  preoss. 
Gesetzgebung  erfolgt;  vgl.  Eger,  Beitrag  zur  Erläuterung  des 
deutschen  Armenpflegerechts,  in  Gruchots  Beiträgen  Bd.  18 
S.  726,  auch  Kommentar  S.  131.  Der  Entwurf  des  Bundesrats 
enthält  eine  derartige  Bestimmung  noch  nicht.  Im  Reichstage  ¥mrde 
sie  von  Miquel  im  Hinblick  auf  die  Ueberlastung  der  an  der  grossen 
Heerstrasse  belegenen  Orte,  von  Grumbrecht  wegen  ihres  Ausnahme- 
charakters bekämpft.  Dagegen  betonten  v.  Schwerin -Putzar,  v. 
Saltz wedeil  und  v.  Henning,  dass  diese  Orte  auch  viel  bevorzugter 
und  leistungsfähiger  seien,  und  durch  diesen  Paragraphen  sehr  vielen 
Streitigkeiten  und  unnützem  Hin-  und  Hertransportiren  vorgebeugt 
würde.  Die  Dauer  von  6  Wochen  hielt  man  für  genügend,  um  die 
Krankheit  als  eine  nicht  dauernde  kenntlich  zu  machen;  vgl.  Steo. 
Ber.  n  S.  943  ff. 


')  Ai-t.  11  des  Ges.  v.  1869.  Schwangerschaft  und  Geisteskrankheit 
sind  ausgeschlosfen.  —  Baden,  Gesetz  v.  1870  §  24  desgl. 


§  176. 

Man  erkennt,  daes  gegenwartig  der  Inhalt  der  aus  §  29  ent- 
spriDgenden  VerpÄichtune  gegenüber  der  früheren  einzeletaatlicheD 
Gesetzgebung  ein  ziemliä  beschränkter  ist;  namentlich  sind  e» 
die  „Loiin-  und  anderen  Handarbeiter",  die  das  Reicbsgeselz  nicht 
mitbegreift,  eine  Klasse,  die  ohne  Zweifel  sehr  erheblich  ins  Ge- 
wicht ftlllt.  Im  übrigen  bleiben  schwangere  FrauensperGonen. 
femer  die  Angehürigen  der  in  g  29  bezeichneten  PerBonen  und 
endlicli  alle  diejenigen  auagenomnten ,  welche  nicht  in  einem 
Dienst-  und  Arbeits verbältniss  stehen,  namentlich  also  alle  durch- 
reisenden ,  sowie  die  am  Orte  auflialt>amen  zeitweiUg  erwerbs- 
losen Personen. 

Was  sonach  die  praktische  Bedeutung  des  §  29  betrifft,  so- 
ist  dieselbe  zweifellos  keine  weittragende.  Gerade  Schwanger- 
schaft ist  bei  weiblichen  Personen  eine  überaus  häuGge  Ver- 
anlassung der  ArmenfUrsorge ')  —  und  kaum  durch  irgend  eine 
andere  Kategorie  werden  die  Krankenhäuser  grösserer  Orte  in 
so  hohem  Masse  in  Anspruch  genommen,  wie  durch  durch- 
reisende, und  eigentlich  vagirende  Personen^).  Eb  kommt  hinzu, 
dass  die  Klassifizirung  des  §  '20,  trotz  anscheinender  Genauigkeit 
des  Ausdrucks,  und  namentlich  die  thataüchliche  Feststellung,  ob 
Jemand  in  Dienst  oder  Arbeit  gestanden  hat,  den  dauernden 
Anlass  zu  Streitigkeiten  zwischen  den  Armenverbanden  bildet^). 
Dagegen  darf  als  ziemlich  zweifellos  geJten,  dass  die  Beschrän- 
kung des  §  29  auf  die  darin  eenannteu  Personen  unter  Ausschluss 
ihrer  Angehörigen  nicht  erheblich  ist ,  weil  die  vor  Erwerb  des- 
Unterstützimgs Wohnsitzes  der  Krankenpäege  bedürftig  werdenden 
Individuen  re^lmflssig  jUngere  Menscnen  sind,  die  noch  keine 
Angehörigen  haben*). 

Inzwischen  ist  nun  diese  Angdegenheit  in  ein  anderes  Sta- 
dium gelangt  durch  die  Gesetze  über  die  Kranken-  und  Unfall- 
yersicberung ").  Es  sind  dadurch  alle  gegen  Oehalt  odqr  Lohn 
beschäftigten  gewerblichen  Arbeiter  der  obligHtorischen ,  die 
Tageatbeiter  und  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  der 
fakultativen  Krankenversicherung  unterworfen  und  ein  Anfang 
gemacht  worden,  die  Armen filrsorge  durch  Versicherung  zu  ersetzen, 
namentlich  die  vom  Zuzüge  am  stärksten  betroffenen  industriellen 
Bezirke  zu  entlasten. 

Vgl.  die  AuBführnngen  oben  §  15  ff.  Ein  Urteil  über  den  Um- 
fang der  Entlastung   lässt   sich   gegenwärtig   noch   nicht  abgeben. 


Vgl.  die  S.  248  miteetfaeilt«n  Kahlen. 

Wittgenstein,    Kommentar 


■]  Vgl.  die  Angaben  auf  8.  471. 
'I  Tgl.    Eger  n.   a.   O.;    Wi     „ 
ckes  I  S.   797^     Von    Entscheidungen     nainenflich    I   S. 


7  3    ff.,  neueateng  XV  8.  89,  XVII  S.  106.  108  u,  ; 
*)  Vgl.  die  Angaben  und  Tabellen  oben  £ 
")  Vgl.  die  Ziiate  oben  S.  62  Anm.  1, 
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Im  Etat  der  Armendirektion  Berlin  wurde  mit  RAcksicht  auf  den 
EinflosB  der  Krankenversicherung  der  Voranschlag  für  Kur-  und 
Terpflegungskosten  für  1886  87  von  858  000  Mark  auf  790000 
Mark  herabgesetzt.  Doch  ist  hierbei  zu  beachten,  dass  in  Folge 
<[er  Versicherung  auch  Beträge  in  Fortfall  kommen,  die  sonst  unter 
^Erstattungen  seitens  der  Verpflegten"  vereinnahmt  wurden.  —  Dass 
von  der  fakultativen  Versicherung  kein  erheblicher  Gebrauch  gemacht 
wird,  zeigte  die  geringe  Zahl  der  auf  Grund  des  Hülfskassen-Gesetzes 
von  1876  in  Norddeutschland  errichteten  Kassen.  Auch  Lewald, 
4er  in  Schmollers  Jahrbuch  1885  Heft  4  S.  73  S.  eine  gute  Ueber- 
sicht  des  Standes  der  Krankenkassen  giebt,  bemerkt  S.  91,  dass 
in  den  rein  ländlichen  Bezirken  die  Versicherung  ziemlich  selten 
sei,  weil  dort  die  Berührung  der  Industrie  mit  der  Landwirtschaft 
noch  nicht  stattgefunden  habe,  meistens  noch  Naturalwirtschaft 
überwiege. 


d.    Die  Reformvorschlftgre. 

§  177. 

In  unmittelbarer  Anknüpfiing  an  die  Pflicht  zur  Eranken- 
Tersicherung  und  in  Würdigung  ihrer  wirtschaftlichen  Not- 
wendigkeit und  Nützlichkeit  hat  sich  nun  eine  nicht  geringe  Zahl 
von  Schriftstellern  veranlasst  gesehen,  ganz  allgemein  auszusprechen, 
dass    die  Aufenthaitsgenieinde  zur    Krankenflirsorge  ver- 

J)flichtet  werden  solle,  weil  hierdurch  ein  heilsamer  Zwang  gegen  die 
Gemeinden  zur  •  Errichtung  von  Krankenkassen  geübt  werden 
könne;  sofern  sie  dieselbe  unterliessen ,  würde  die  allgememe 
Verpflichtung  zur  Krankenflirsorge  eine  Art  Strafe  der  Nach- 
lässigkeit bilden^).  Das  ist  zum  Teil  gewiss  richtig.  Es  wird 
Aber  hierbei  übersehen,  dass  die  Verwirklichung  dieses  Gedankens 
aus  verwaltungstechnischen  und  finanziellen  Gründen  bei  anderen 
als  in  festem  Dienstverhältniss  stehenden  Arbeitern  sehr  schwierig, 
vielfach  geradezu  unmöglich  ist  und  dass  in  Bezug  auf  die  er- 
werbslosen und  namentlich  die  wandernden  Personen  überhaupt 
durch  Versicherung  nichts  geändert  werden  kann,  so  dass  eben 
dieselben  Kategorien,  die  von  der  Bestimmung  des  §  29  aus- 
genommen sina,  auch  ausserhalb  der  obligatorischen,  zum  Teil 
auch  ausserhalb  der  fakultativen  Krankenversicherung  stehen 
bleiben  müssen.  Aus  diesen  Gesichtspunkten  also  die  Aufent- 
haltsgemeinde zur  allgemeinen  Krankenfürsorge  zu  verpflichten, 
würde  zwar  eine  andere  Verteilung  der  Armenlast  zur  Folge 
haben,  aber  gewiss  keine  gerechtere,  als  die  bisherige. 


1)  Schon  Kries  hat  dies  sehr  klar  dargelegt,  vgl.  II  S.  68.  695 
ausserdem  besonders  DeutscheGe  m.-Z  e  i  t.  an  vielen  Stellen,  namentlich 
1880  S.  206  und  die  oben  S.  59  genannten. 
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§  178. 

E^en  anderen  Weg  hat  der  schon  mehrfach  erwähnte  Ent- 
wurf des  Bundesrats  von  1877  eingeschlagen,  indem  er  den 
§  29  auf  „Fabrik-,  land-  und  forstwirtschaftliche  Ar- 
beiter^ ausdehnt  und  dieDauer  der  Verpflegung  von  sechs 
Wochen  auf  drei  Monate  erhöht,  sich  also,  was  in  Ansehung  der 
Rechtseinheit  beachtenswert  ist,  ganz  auf  den  Boden  der  bairischen 
Gesetzgebung  stellt.  Selbstverständlich  würde  eine  derartige  EJrwei- 
terung  des  §  29  die  städtischen  und  industriellen  Bezirke  am  stärksten 
treffen,  weshalb  sich  denn  auch  mit  sehr  grosser  Mehrheit  die  Ver- 
treter städtischer  Interessen  gegen  dieselbe  ausgesprochen  haben  ^). 
Was  öich  zu  Gunsten  einer  solchen  EIrweiterung  sagen  lässt,  ist 
namentlich  der  schon  von  Kries  hervorgehobene  Gesichtspunkt, 
dass  die  Gemeinden  mit  starkem  Zuzug  von  der  Arbeit  der  Zu- 
ziehenden sehr  erhebliche  Vorteile  hätten  und  daher  auch  den 
Nachteil  etwas  vermehrter  Krankenfürsorge  tragen  müssten. 
Gegen  die  Erweiterung  lässt  sich  aber  vriederum  noch  einwenden, 
dass  damit  flir  die  Kategorie  gerade  der  lästigsten  Fälle  —  der 
Krankenpflege  der  durchreisenden  und  erwerbslosen  Personen  — 
auch  nichts  geändert  werden  würde. 

S  179. 

Von  der  Meinung  ausgehend,  dass  die  Versuche,  welche  sich 
nur  auf  &weiterung  des  §  29  beziehen,  weder  die  üebelstände  des 
Erstattungs-,  namentlich  des  Tarifwesens  zu  beseitigen,  noch  auch 
sonst  eine  hinreichende  Entlastung  und  Ausgleichung  zu  bewerk- 
stelligen vermöchten,  betritt  eine  Reihe  anderer  und  gerade  der 
namhaftesten  Schriftsteller  einen  dritten  Weg,  indem  sie  zwar  eben- 
fallsvorschlagen, dieAufenthaltsgemeindeganzallgem  ein 
zur  Krankenfürsorge  zu  verpflichten,  aber  gleichzeitig 
dieErstattung  des  Aufwandes  für  o  r  t  a  f  r  e  m  d  e,  dem  Versicherungs- 
zwange nicht  unterliegende  Personen  dem  Landarmenverband 
des  vorläufig  verpflegenden  Ortsarmenverbandes  aufzuerl^en. 
Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  letzteren  gegenwärtig  vielfach  und 
mit  Recht  darüber  klagen,  dass  ihnen  ein  mehr  oder  weniger 
willkürlich  normirter,  oft  unter  der  Hälfte  des  wirklichen  Auf- 
wandes verbleibender  Verpflegungssatz  erstattet  werde,  soll  die 
Erstattung  seitens  des  Landarmenverbandes  höher  sein  und  sich 
mindestens  nach  den  für  die  letzte  Erlasse  in  den  einzelnen 
Krankenhäusern  bestehenden  Sätzen  richten.  Vor  allem  soll 
auch  die  Eigenschaft  der  Verpflegten,  als  Arbeiter,  Dienstbote 
u.    s.   w. ,   keinen  Unterschied  machen,  und  jeder  Fall  der 


^)  Vgl.  ausser  den  S.  468  Anm.  2  angeführten  noch  die  Erklärung 
der  Stadt  Leipzig  in  Gem. -Zeit.  1878  S.  12.  —  Doch  wurde  auf  dem 
rhein.  Städtetag  vom  21.  Juni  1879  der  Antrag  auf  Aufhebung  des  §  29, 
sowie  auf  die  im  Text  mitgeteilte  Erweiterung  mit  46  gegen  46  Stimmen 
abgelehnt. 
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vorübergehenden  Krankenpflege  mit  der  angegebenoi 
Massgabe  hierlier  gereclinet  werden.  Ee  soll  mit  andern  VVortot 
weder  der  i;  20  in  Bezug  auf  einige  PersonenklasBen  erweitert,  nod 
die  Krankenveraicherung  über  das  Mögliche  hinaus  auszudehDeq 
versucht,  sondern  (;  29  uufgehoben  und  durch  eine  reicbsgeset» 
liehe  Bestimmung  ersetzt  werden,  welche  den  vorateheod  dar" 
gelegten  Inhalt  hat. 

Nur  zwei  Punkte  werden  als  Bedenken  erregend  erachtet 
Es  ist  sehr  wohl  möglich,  ja  wahrscheinlich,  dass  an  Stelle  dec 
bisherigen  unerquicklichen  Streitigkeiten  der  Gemeinden  unle 
einander  diejenigen  zwischen  den  Verpflegungsgemeinden  und  demt 
grßsäeren  Verbände  treten  würden,  wenn  in  jenem  einzelnen  Fall» 
dargethan  werden  müsste,  doss  eine  verpSegte  Person  weder  vei^ 
sicherungspflichtig ,  noch  der  Aufenthaltdgeineinde  durch  Unter- 
attltzungswohnsitz  angehörig  gewesen  ist;  es  wüiie  sich  danq 
bald  ähnlich  gest^dten  wie  in  den  Fällen,  in  denen  es  sieb  um 
Findtinge,  unbekannte  Leichen  u.  s.  w.  handelt,  nur  daaa  diff 
Krankenpflfgeßille,  die  sehr  viel  zahlreicher  sind,  auch  aebr  Tiel 
zahlreichere  Ermittelungen,  Schreibereien  u.  s.  w.  nötig  machen 
wünlen^).  Infolge  dessen  würden  die  Abschiebungen,  die  gegeib- 
wärtig  in  keinem  Falle  so  häufig  sind  wie  in  dem  vorläufiger 
Krankenliirsorge ,  nicht  abnehmen,  sondern  sich  nur  vermebreo. 
Hiergegen  wird  nun  empfohlen,  die  Beweislaat  in  Ansehuni, 
dieser  Falle  ebenso  zu  erleichtern,  wie  es  in  Bezug  auf  die  eben 
geniinnten  allseitig  gewünscht  wird*J. 

Vielleicht  würde  ea  noch  melir  vorzuziehen  sein,  wenn  G*- 
meinden,  die  eigene  Krankenhäuser  haben,  eine  nach  bestimmtea 
Grundsätzen  berechnete  atigemeine  Vergütung  gewährt  würd^ 
so  dass  etwa  ein  Viertel  oder  die  Hälfte  des  gesammten  Spczial- 
au^andes  ersetzt,  oder  tlir  eine  bestimmte  Anzahl  von  Ver- 
pflegungstJigen  Ersatz  geleistet  würde.  G<^en  die  Abschiebung 
die  auch  dann  njch  vorkommen  möchte,  wird  man  sidi  ab« 
nicht  wohl  anders  als  durch  bessere  Aufsicht  und  wirksamei 
Ötrafmassregeln  helfen  können,  worauf  noch  unten  zurUckzn^ 
kommen  ist^). 

Zweitens  wird  noch  das,  von  einigen  Seiten  auch  schon  k 

'I  Adick  es   S.  790   wUrde   gerade   darin  einen  grossea  Voraug  e 

blicken ,    dasB  die  Eretaltuag  aeitene  desjeDigcn  Lnndnrinen Verbandes  e 
folgte,   dem  der  vorläufig  unterstütaendc  Ortsarmen verband  angehört:  ^1- 
wünle     ajedann  aueli  zugleich  das  grosse  Resultat  erreicht,  dass  in  alla 
Fällen  der  Verpflegung    erkrankter  ortsirerader  Personen  die  mühai 
Ennittlang  des  UnterstÜtaunga Wohnsitzes  unnötig  würde"'.     Das  echi 

mir  eine  contradictio  in   adjecto.     Dass  eine  Pei'son  ortsfremd  ist, 

deutet  doch  nichts  anderes,  als  dass  sie  keinen  Unterstiitzangsnohinrit* 
hat;  die  Feststellung  dieses  negativen  Resultats  bedarf  aber  ebenBOWohl 
der  vorgdngigen  Ermittelungen  wie  dRs  positive,  dass  eiu  Unterstütanng» 
Wohnsitz  am  Aufenthaltsorte  erworben  ir' 


"I  Vgl. 
"J  /gl. 


149. 
!  216  fl 


nimtlich  S  224  und  g  22«. 
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Bezug  auf  die  schwereren  Gesundheitsstörungen  hervorgehobene 
Moment  betont,  dass  in  vielen  Fällen  der  vorübergehend  Er- 
krankte in  der  Familie  genügende  Hülfe  finden  kann  und  dass 
^rade  dieser  Zweig  der  Armenpflege  einen  die  öffentliche  Fürsorge 
«ehr  erheblich  entlastenden  Zweig  freiwilliger  Liebesthätigkeit  bildet 
Es  wird  davor  gewarnt,  durch  allzu  unbedingte  Uebernahme 
^er  Anstaltspflegekosten  nicht  die  Veranlassung  zu  geben,  dass 
leichtere,  mit  geringer  ärztlicher  HiÜfe  oder  mit  Gewährung  von 
Arzneimitteln  im  Hause  heilbare  Fälle  der  Anstaltspflege  über- 
wiesen werden.  Sowohl  das  Pflichtbewusstsein  auf  Seiten  der 
Armenverbände  wie  auf  Seiten  der  bedürftigen  Kranken,  als 
Auch  die  Geneigtheit  von  privater  Seite  zu  helfen,  würde  dadurch 
verringert  werden.  Die  i  olge  hiervon  würde  aber  die  Vermeh- 
rung des  Nachsuchens  von  Anstaltspflege  und  die  mit  dieser  im- 
ausbleiblich  verbundene  Vermehrung  des  gesammten  Aufwandes 
sein.  Hiergegen  wird  namentlich  die  Beteiligung  des  grösseren 
Verbandes  nach  dem  oben  besprochenen  System  quotirter 
Beiträge  empfohlen^). 

§  180. 

In  geringem  Masse  sind  schon  gegenwärtig  Krankenpiiegekosten 
von  grösseren  Verbänden  übernommen.  Doch  trifft  die  Bemerkung 
von  A dickes,  dass  dies  insbesondere  bei  den  hannoverschen 
Nebenanlageverbänden  der  Fall  sei,  nicht  zu.  Von  dem  gesammten 
Aufwand  der  Amtsnebenanlagekassen  im  Betrage  von  327  227  Mark 
trafen  1879  nur  3696  Mark  auf  79  in  Erankenhänsem  verpflegte 
Personen  (hiervon  allein  62  Personen  and  2496  Mark  im  Amt 
Linden),  während  in  Hannover  überhaupt  7140  Personen  mit 
einem  Aufwand  von  223  321  Mk.  in  Krankenhäusern  verpflegt 
wurden.  Aus  der  Nebenanlage  werden  vielmehr  hauptsächlich 
Unterbringungen  in  Irren-,  Siechenanstalten  u.  s.  w.,  um  die  es 
sich  hier  nicht  handelt,  bestritten.  Vgl.  die  dem  Verwaltungs- 
Bericht  der  Provinz  Hannover  für  1880/81  beigefügte  Statistik 
für   1879. 

Anders  steht  es  mit  Bezirks-.  Kreis-,  Distrikts-  und  ähnlichen 
Krankenanstalten,  welche  von  dem  grösseren  Verbände  selbst  errichtet 
und  den  Gemeinden  nach  gewissen  Massgaben  zur  Verfügung  gestellt 
werden.  Solcher  Anstalten  giebt  es  eine  grössere  Zahl .  —  Nachweisungen 
über  Krankenanstalten  werden  aus  allen  deutschen  Bundesstaaten  auf 
Veranlassung  des  Reichs  gegeben.     Es  ist  bemerkenswert,  dass  bei 


^)  Vgl.  §  166  und  namentlich  noch  A dick 68  I  S.  795,  v.  Reitzen- 
fitein  I  S.  35,  Jelly  S.  24  ff.,  Loening  S.  889  u.  a.  Wie  ich  einem  Zitat 
der  Gem.-Zeit.  1880  S.  47  entnehme,  hat  auch  die  Boschersche  Zeitschr.  für 
freiwillige  Gerichtsbarkeit  (Wtlrtembei^),  welche  im  übrigen  die  liiick- 
kehr  zur  Heimat  wünscht,  vor^eschlaj^en,  fUr  die  Unterstützung  der  fluk- 
tuirenden  Bevölkerung  dorch  die  Aufenthaltsgemeinde  im  Falle  vorüber- 
gehender Hülfsbedürfügkeit  oder  Krankheit  den  Bezirks-  oder  Kreisverbaud 
eintreten  zu  lassen. 
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den  Beratungen  über  die  Zweckmässigkeit  einer  solchen  Anst&It»- 
stalislik  fOr  das  Reich  auch  betont  wurde,  dass  es  von  Interesse 
sei,  angesichts  der  Gesetze  betr.  Frei/flgigkeit  und  Unterstatzungs- 
wobnsitz  zu  wissen,  ob  zureichende  Anstalten  and  in  welcher  Zahl 
in  den  Gemeinden  vorhanden  seien,  dies  namentlich  im  Hinblick 
auf  Ueberbürdttng  der  städtischen  Anstalten;  vgl.  hierüber  die  Nacb- 
weisungen  in  Bd.  LXV  der  prenssischen  Statistik,  woselbst  auch  eine 
historische  Uebersicht  der  früheren  preussischen  Aufnahmen  gegeben 
ist,  Einleitung  S.  I  tf. 

Ueber  den  gegenwärtigen  Stand  inPreassen  vgl.  die  Bemerkun- 
gen in  Zeitschr.  d.  preuss,  stal.  Bur.  1885  S.  1 5.  Von  einem  Erankenhass- 
lexikon  ist  der  I.  Teil,  welcher  „gleichsam  ein  Grundbuch  des  inPreassen 
vorhandenen  Besitzes  an  solchen  Anstalten,  welche  Kranke  zur  Hei- 
lung, Sieche  zur  Versorgung,  Blinde  und  Taubstumme  zur  Ausbildung 
aufnehmen",  bilden  soll,  herausgegeben  vom  prenssischen  statistischen 
Bureaa,  bearbeitet  von  Dr.  Guttstadt,  1885  erschienen;  vg 
die  ausführliche  Inhaltsbesprechung  a.  a.  0.  1885  S.  148.  ~ 
erwähnte  Bd.  I.XV  enthält  die  letzte  (1883)  erschienene 
Weisung  der  Heilanstalten  im  preussischen  Staat  für  die  Ji 
1877 — 1879.  Für  die  einzelnen  preussischen  Provinzen 
gab  sich  die  folgende  Zahl: 


der  Anstalten      der  Betten 


Brandenburg  .  , 
Pommern     .     .     . 

Schlesien  .  .  , 
Sachsen  .... 
Schleswig- Hol  stein 
Hannover  .  .  . 
Westfalen  .  .  . 
Heseen    .... 


6180 
12I»S 

3  079 
2424 

11312 

4  316 
3671 
5497 
6  253 
S458 

15  691 


76  246 


Nach  den  Inhabern  unterschieden  befanden  sich  1879  allgemedn» 
Krankenanstalten  im  Besitze:  ak^Tiiiupi  dkm 
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ftberhaopt  da?on 

Zahl       Betten  in  L  a  n  d  - 

gemeind  en 

c)  von  relig.  Orden  u.  Genossenschaften 

1)  evangelische 48  2  868  9  586 

2)  katholische 56  2  827  16  5tö 

d)  von  gewerb]. Genossenschaften  34  1744  18  1059 

e)  von  milden  Stiftungen 106  8985  85  815 

f)  von  Privatunternehmern   ...  987  43893  4  330 

Hierzu  treten  noch  hauptsächlich  für  die  Landgemeinden  t 
Bezirks-  und  12  Kreisanstalten;  vgl.  S.  183  Tabelle  12.  Man  hat 
hierbei  immer  im  Auge  zu  behalten,  dass  es  sich  um  sämmUiche 
Kranke,  Bedürftige  und  Selbstzahler,  handelt.  —  Alles  in  allem  er- 
scheint die  Zahl  sämmtlicher  Heilzwecken  dienenden  Anstalten  (von 
Privatanstalten  wurden  solche  mit  mehr  als  10  Betten  gezählt)  bei 
nind  26.5  Mill.  Einwohner,  die  1880  gezählt  wurden,  nicht  sehr 
erheblich. 

Für  Baiern  vgl.  die  auf  S.  63  mitgeteilten  Tabellen. 

Für  Wttrtemberg  zuletzt  im  Medizinal-Bericht  für  1879/81^ 
in  Würtembergischen  Jahrbüchern  1884  S.  230  ff.  Danach  be- 
standen 1881:  125  allgemeine  Krankenanstalten;  dazu  48  Heil- 
und  Pflegeanstalten  für  besondere  Zwecke,  15  Irrenanstalten,  9  Mili- 
tär-Lazarethe,  zusammen  199  Anstalten  mit  insgesammt  8520  Betten 
und  37  944  Verpflegten ;  vgl.  S.  241  Tab.  III  und  SpezialÜbersicht 
S.  242  Tab.  IV. 

Für  Sachsen.  Zeitschrift  d.  säcbs.  stat.  Bur.  Jahrg.  27  (1881> 
S.  208.  Bestand  am  1.  Dezember  1880:  131  Heilanstalten  mit  640O 
Betten,  davon  91  mit  öffentlichem,  24  mit  privatem  Charakter  und 
16  Militär-Lazarethe ;  in  Städten  105,  in  Dörfern  26. 

Für  Baden.  Statistische  Mitteilungen  Bd.  3,  1880/83,  S.  82. 
Die  badischen  Krankenanstalten  1879: 

a)  107  Anstalten  mit  öffentlichem  Charakter  mit  3837  Betteor 

b)  3        „  „    privatem  „  „        64      „ 

Bemerkenswert  ist  von  kleineren  Staaten  namentlich  Mei- 
ningen, das  ausser  seinen  an  anderer  Stelle  erwähnten  Kreisarmen- 
häusern auch  2  Kreiskrankenhäuser  zu  Hildburghausen  und  Bettel- 
hecken besitzt.  Ausserdem  hatte  Meiningen  1882 :  10  öffentliche 
und  2  private  Anstalten  mit  243  und  71  Betten;  vgl.  Mein.  Stat^ 
Bd.  1  S.  359,  Bd.  2  S.  51. 

Ueber  die  für  die  Armenkrankenpflege  massgebenden  Ge- 
sichtspunkte noch  heute  zutreffend  Mohl,  P.-W.  Bd.  1  S.  240; 
namentlich  auch  der  Hinweis  auf  die  grössere  Wohlfeilheit  der 
Hauskrankenpflege  durch  Arzneigewährung  in  Anmerkung  2  S.  241- 
Speziell  gegen  Verhütung  der  die  Armenpflege  besonders  belastenden- 
Krätzkrankheit  (vgl.  oben  S.  471)  empfiehlt  die  Deutsche  Gemeinde- 
Zeitung  1885  S.  89  die  polizeiliche  Untersuchung  der  Herbergen», 
in  denen  eine  Ansteckung  erfolgt  ist. 


■läufige     Uiiter'3 


B.      Die     übrigen    Kosten    für 
Stützungen. 

§  181. 

In  Verfolgung  des  im  Vorstehenden  entwickelten  GecUmkei 
gangea,  einen  Teil  der  Armenlast  (vorübergehende  KrankenfiL 
aorge)  dem  Eratattungaverhältniss  der  Orlsarmen verbände 
entziehen,  wird  nun  weiter  erwogen,  ob  nicht  in  dieser  Beziehui 
alle  Fälle  ausgeschieden  werden  könnten,  in  denen  es  sich  Ubcr^ 
haupt  nur  um  eine  vorübergehende  HuIfsbedUrftigkeil  , 
handelt.  Ja  Einige,  die  in  den  Erstattungen  von  Ortsarmen  verband 
zu  Ortaarmenverband  den  Hauptmissatand  der  Armengesetzgebung 
erblicken,  wollen  noch  weiter  geben  und  überhaupt  jede  Erstattung 

seitens  der  Arinenverbände   au sgeac blossen  wiaaen.     Jedoch  sind 

hier  zwei  Richtungen  zu  unterscheiden;  die  eine,  welche  ga 
allgemein  die  Aufenthaltagemeinde,  ohne  irgendwelchan 
Rückgriff  zuzulassen,  zu  jeder  Art  von  Unterstützung  verpflrchMi 
will;  die  andere,  welche  den  vorläufig  unterstützenden  Orts&rmeir 
verband  wegen  der  Erstattung  wiederum  an  einen  grüsaerei^ 
Verband  verweisen  will. 

So  schon  Hau  S.  i'20,  der  bei  einer  augenblicklichen  Hülf 
losigkeit  eines  Auswärtigen  einen  anderen  Ersutzanspruch  als  den  af^* 
den  Bedürftigen  selbst  oder  seine  Familie  ausscli Hessen  will.  —  Neu« 
dings  Kmminglians  1.  Einleitung;  v,  Reitzenstein  1  S.  3^ 
"Wittgenstein  I  S.  3i.  ^  v.  Saacken-Tarputschen  m€itt^ 
in  den  Verhandlungen  des  Deutschen  Vereins  läSl  S.  300,  du 
dieser  Weg  jedenfalls  allen  Erschwerungen  vorzuziehen  sei.  -i 
Auch  Waentig  hält  die  definitive  Verpflichtung  des  Ortsarmenver 
bandes,  in  dessen  Bezirk  die  UUlfsbedÜrftigkeit  hervortritt,  flb 
besser  als  die  bisherige  Regelung  —  eine,  wie  schon  erwähnt,  voä 
seinem  Slandimnkte  aus  ungeheuerliche  Ansicht.'  Auf  dem  Stand" 
punkte  lediglich  territorialer  Verpflichtung  stehen  selbstverst&ndlicki 
anch  diejenigen,  welche  die  Uehernalime  der  Armenlast  aaf  Aßt 
Staat,  sowie  die  gänzliche  Beseitigung  der  gesetzlichen  ArtnenpSegi 
wünschen,  —  Ratzinger  S.  585  spricht  geradezu  aus:  „da 
natürliche  Unterstutz ungswohnsitz  ist  die  Aufenthaltsgemeiode"  —  w4 
hei  er  allerdings  von  gewissen  anderen,  hier  nicht  niiher  zu  betradi 
tenden  Voraussetzungen,  namentlich  Regelung  des  Arbeits  rechts,  d« 
Hand  werk  er  verhilltnisse  und  anderweiter  Organisation  der  Armen' 
pflege,  ausgehl.  —  Lammers  in  Nordwest  v.  29.  Uai  1881  spricht 
sich  in  Anknüpfung  an  die  Varnblll ersehen  Anträge  fikr  HerabseUnn{t 
der  Frist  zum  Erwerbe  des  UnterstUtzunga Wohnsitzes  aus  und  meinfe 
dnnn  weiter,  dass  man  allmählich  „durch  bessere  Verteilung  der  auf« 
erlegten  Last  über  Orls-  und  Land-Armenverblnde  einerseits.  dimÄ 
bessere  praktische  Armenpflege  andererseits  dahin  gelangen  wird 
den   ganzen    u'irtschaftswidrigeu    Rückschub   ...  mit    allen    daraa 
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hängenden  Weitläoägkeiteu ,  Streitereien  und  Kosten  völlig  auf- 
zugeben^. In  ähnlichem  Sinne  Adickes  I  S.  798,  welcher  die 
Ausweisungsbefugniss  den  grösseren  Verbänden  übertragen  will. 

In  diesem  Zusammenhange  dürfte  auch  noch  folgende  Aeusserung 
von  Kries  (I  S.  336),  der  im  übrigen  ein  Anhänger  strengerer  Hei- 
matgesetzgebung ist,  bemerkenswert  sein:  „Der  Verfasser  erkennt  in- 
dess  gerne  an,  dass  die  Erfahrung  weiser  ist,  als  das  Nachdenken 
einzelner  Menschen  und  dass  die  scheinbarsten  Gründe  der  Theorie 
oft  durch  die  Praxis  schlagend  widerlegt  werden.  Er  kann  deshalb 
den  in  Irland  gemachten  Versuch,  die  Armenpflege  ohne  den  Begriff 
der  Heimat  durchzuführen,  nur  als  einen  sehr  dankenswerten  be- 
zeichnen, der  die  aufmerksamste  Beachtung  verdient,  wenngleich  er 
nicht  im  Stande  ist,  denselben  als  einen  durch  den  Erfolg  bereits 
gekrönten  oder  auch  nur  als  einen  Erfolg  versprechenden  zur  Nach- 
ahmung zu  empfehlen.^ 

§  182. 

Was  nun  den  ersten  Fall  angeht,  so  wird  seine  Behand- 
lung wesentlich  davon  abhängen  müssen,  wie  man  es  mit  den 
Kosten  der  Krankenpflege  zu  halten  gedenkt.  Da  es  ganz  über- 
wiegend vorübergehende  Unterstützungen  sind,  welche  den  jün- 
geren Altersklassen  gewährt  werden  und  von  diesen  wiederum 
Krankenpflege  mehr  als  die  Hälfte  aller  Fälle  beträgt,  so  blieben, 
bei  anderweiter  Regelung  des  Aufwandes  flir  letztere,  in  der  im 
vorstehenden  Paragraphen  angedeuteten  Weise,  in  der  That 
nur  die  einmaligen  Gaben  in  Fällen  vorübergehen- 
den Notstandes  (namentlich  Beberbergimg  —  Brennmate- 
rialien —  Kleidung)  übrig.  Diese  aber  fallen,  ohn  eganz  gering- 
fügig zu  sein,  doch  bei  keiner  Annenvem^altung,  namentlich 
nicht  bei  den  kleinen,  erheblich  ins  Gewicht  und  könnten  von 
jedem  Ortsarmenverbande  ohne  Mühe  getragen  werden,  so- 
oald  die  anderweite  Entlastung  durch  die  Beteiligung  grösserer 
Verbände  einigermassen  durchgeführt  ist. 

Man  vgl.  z.  B.  die  folgenden,  den  betreffenden  Yerwaltungs- 
Berichten  entnommenen  Zahlen  für  Berlin,  wo  gewiss  in  dieser  Be- 
ziehung sehr  hohe  Anforderungen  gestellt  und  erfüllt  werden  können. 
Es  betrug  der  Aufwand : 


für  die  gesammte    I  insgesammt  für 
Armen-  und  Kranken-       die  off  ene 
pflege  Armenpfl^e 


davon 


Almosen-  und 
Pflegegelder 
(dauernd) 


Extraunter- 
Btütznngen  (vor- 
übergehend) 


1884/85  7  972360 
1883/84  7  673  001 
1882/88    7  324672 


2  866  761 
2  746  699 
2  626  865 


2  607  246 
2  492  666 
2384096 


Fonelmngeii  (27)  VT.  4.  —  Mttn^ttrben?. 


259  514 
254033 
242769 
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Das  \'erhältiiiss  stellt  sich  also  konstant  so,  dass  die  Anf- 
Wendungen  der  oEfenen  Armenpflege  ziemlich  den  drillen  Teil  des 
gesämmtes  Aufwandes  und  von  diesen  wiederum  die  sogenaniiien 
ExiraunlerstQtzungeii  den  zehnten  Teil  bilden.  Vergleicht  man 
hierzu  ilie  in  >;  80  mitgeteilten  Tabellen  über  die  Aufenthaltsdunfr 
dei'  Unterstützten  am  Orte  der  Unterstützung,  so  erkennt  man,  dass 
es  sich  auch  für  Berlin  um  weniger  als  1  "  o  seiner  Gesammianf 
gaben  handeln  würde,  wenn  die  Erstattung  für  die  vorQbergehenileu 
an  Ortsfremde  gewährten  Unterstützungen  ausgeschlossen  bliebe. 

Für  die  Verwaltung  wtlrdL-  sicli  Überdies  der  ausser- 
ordentlicltR  Vorteil  ergeben,  dass  nicht  über  jedes  geriug- 
fllgige  Objekt  ebenso  uiustündlicbe  Emiitteluiigon  stitttzufindi^D 
brauchten ,  wie  über  einen  kostapieligen  Fall  dauernder  Be- 
dürftigkeit*). Auch  wird  man  es  für  keinen  Nachteil  halten 
können ,  wenn  dadurch  die  leichtere  Verabfolgiiiig  von  ein- 
maligon  Gaben  seitens  der  ölfentlichen  Araienpflegeorgane  ver 
mindert,  seitens  der  freiwilligen  Liebesthätigkeit  erhöht  wllrdr; 
denn  bei  keinem  Zweige  der  Armenpflege  kaao  durch  Crei- 
willige  Thfttigkeit  mehr  geleistet  werden,  als  gerade  bei  vor- 
übergehenden Verlegenheiten  und  Notständi-n,  die  einen  lang- 
dauernden und  kostspieligen,  die  Privatmittel  meist  Über- 
steigenden Aufwand  nicht  erfoi-deru  und  der  Abhülfe  durcli  - 
Obdachgewährung ,  Kleidung ,  Naturalien  (SpeiseansttUt«  ' 
Zehrgeld  u.  b.  w.  durchaus  zugänglich   sind. 

Will  man  einwenden,  dass  die  vorübergehenden  ünM 
Stützungen  überhaupt  in  Wegfall  kommen  würden,  wenn  ~ 
Armenverbände  keinen  Ersatz  für  dieselben  erhielten,  so  ist  t 
entgegnen,  dtiaa  für  grössere  Armen  Verwaltungen  mit  rein  s_^ 
licher  Gemein  Wirtschaft  und  durchgebildeter  Armenverwalttmj'^ 
ein  so  geringfügiger  Gegenstand  überhaupt  nicht  zu  der  Er- 
wägung veranlassen  kann,  ob  ein  Ortsangohöriger  oder  ein  Orts- 
fremder unterstützt  wii-d,  und  dass  in  kleinen  Gemeinden,  wie 
wiederholt  dargelegt,  es  überwiegend  Naturalien  (Reihezug, 
Nahrung,  Obdach  u.  b.  w.)  sind,  womit  Hülfe  geleistet  wird  und 
dasB  diese  Hülfe  in  den  meisten  Fällen  der  dauernden,  gans 
gewiss  aber  in  denen  der  vorübergehenden  Bedüiftigkeit  auch 
gegenwärtig  schon  weit  mehr  den  Charakter  der  PriiatniilJ- 
thätigkeit^  als  den  der  öffentlichen  Annenpflege  trägt. 

Anlangend  die  Merkmale,  durch  welche  eine  Unterstützung 
als  vorübergehende  gekennzeichnet  wird,  so  hat  man  der  KürK 
wegen  vorgeschlagen,  einen  bestinunten  Geldbetrag  oder  eine 
bestimmte  Zeitdatier  der  Unterstützung  festzusetzen,   und   nur 


'I  Welche  Arbeit  hieraus  erwaoUät.  mag  maii  daran  erkeunen,  du« 
die  in  Berlin  genübrten  EitrauateratUtzungea  an  nicht  furtlaufend  UDl«r 
etützte  Personen  imVSb  in  23510,  1383'*4  in  23S83,  1^.^283  in  23*M 
l'ortionen  verabfolgt  wurden. 
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das,  was  darüber  hinaus  ist,  wie  bisher  zu  behandeln*),  da- 
gegen was  sich  innerhalb  des  Betrages  oder  der  Zeitdauer  hält, 
unerstattet  zu  lassen.  Doch  erscheint  dies  nicht  zweckmässig. 
Die  genaue  Berechnung  vorübergehender  Unterstützungen  ist 
(abgesehen  von  Anstaltspflege)  immer  sehr  schwierig  und  daher, 
wenn  sie  erfolgt,  meist  willkürlich,  wie  die  Entscheidungen 
des  B.-A.  f.  d.  H. ')  zur  Genüge  beweisen.  Es  lässt  sich 
ausserdem  mit  voller  Bestimmtheit  annehmen,  dass  die  Armen- 
verwaltungen bestrebt  sein  würden,  die  Dauer  der  Unter- 
stützung dadurch  zu  verlängern,  dass  sie  dieselbe,  die  sie 
sonst  auf  einmal  gegeben  haben  würden,  in  mehrere  Teile 
zerlegen.  Hier  kann  vielmehr  ebenso  wie  bei  den  Fest- 
setzungen im  Freizügigkeitsgesetz  nur  eine  Scheidung  zwischen 
vorübergehender  und  dauernder  Hülfsbedürftigkeit 
stattfinden.  Man  muss  sich  mit  dem  Merkmal  begnügen,  dass 
dem  Zustand  der  einen  oder  der  andern  durch  die  Unter- 
stützung hat  abgeholfen  werden  sollen^). 

Würden  auf  diese  Weise  die  ganz  vorübergehenden  Hülfe- 
leistungen durch  Uebernahme  seitens  der  Aufenthaltsgemeinde, 
sowie  die  kostspieligsten  und  besondere  Veranstaltungen  erfor- 
dernden Fälle  der  d-iuernden  Fürsorge  durch  Uebernahme  bezw. 
Beteiligung  seitens  der  grösseren  Verbände  aus  der  Reihe  der 
erstattungspflichtigen  Leistungen  der  öflfentlichen  Armenpflege 
entfernt,  so  bliebe  den  Ortsarmen  verbänden,  in  welchen  Jemand 
den  Unterstützungswohnsitz  besitzt,  in  der  Hauptsache  nur 
noch  die  Hausarmenpflege  in  den  Fällen  dauernder 
Bedürftigkeit.  Diese  nun  ganz  ebenso  zu  behandeln,  wie 
die  vorübergehenden  Unterstützungen,  würde  den  allerdings 
sehr  bedeutenden  Vorteil  haben,  dass  damit  auch  die  letzte 
Anwendung  des  Unterstützungswohnsitzes  in  Fortfall  käme 
und,  abgesehen  von  der  Armonpflege  der  grösseren  Verbände, 
nur  noch  die  Aufenthaltsgeraeinae  als  unterstützungspflichtiger 
Armenverband  in  B3tracht  fiele.  Lässt  sich  nun  auch  aus  dem 
Gesichtspunkte,  dass  die  Aufenthaltsgemeinde  im  allgemeinen 
den  Vorteil  von  starkem  Zuzug  hat,  diese  Regelung  wohl  be- 
fürworten*) und   ist  auch    kaum   anzunehmen,    dass  die  dann 

>)  V.  Reitzenstein  a.  a.  0.  —  Jolly  a.  a.  O.  giebt  den  Betrag 
vou  5  Mark  zur  Erwägung  anheim.  —  Es  kann  hier  an  den  Art  13  des 
bair.  Gesetzes  erinaert  werden,  welcher  den  Ersatzanspruch  an  die  Heimat- 

femeinde  ausschliesst,  sofern  Personen,  die  während  ihres  letzten  Aufent- 
altes in  der  Gemdnde  Umlagen  entrichtet  haben,  Krankenhülfe  oder 
Unterstützung  zur  Bestreitung  des  Lebensunterhaltes  nicht  über  die 
Dauer  von  14  Tagen  gewährt  worden  ist. 

2)  Vgl.  unten  S.  488. 

')  Welchen  Einfluss  derartige  Unterstützungen  auf  den  Erwerb  des 
Unterstützungawohnsitzes  behalten  oder  fernerhin  üben  sollen,  wird  etwas 
weiter  unten  noch  kurz  zu  betrachten  sein.     Vgl.  S.  4S6  ff. 

*)  Jollj  S.  5  bemerkt:  „Hat  die  Regelung  der  Unterstützungs- 
pflicht eine  Verschiebung  der  natürlichen  Verteilung  der  Bevölkerung 
and  damit  der  Armenlast  notwendig  im  Gefolge,   so  ist  eine  Regelung, 
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noch  verbleibenden  Fälle  sehr  zahlreich  sein  würden,  so  lässt  sich 
doch  die  Befürchtung  schlechterdings  nicht  abweisen,  dass  bei 
Aufhebung  jeder  länger  dauernden  Verknüpfung  des  Indivi- 
duums mit  einem  Armenverbande  die  Aufenthaltsgemeinde 
bestrebt  sein  würde,  dies  lediglich  durch  Aufenthalt  und  für 
die  Dauer  des  Aufenthalts  hergestellte  Verpflichtungsverhält- 
niss  möglichst  bald  zu  lösen  oder  möglichst  wenig  zu  honoriren, 
m.  a.  W.  dass  eine  solche  Regelung  die  Abschiebung  in  ganz 
besonders  hohem  Masse  befördern  oder  die  Leistungen  der 
örtlichen  Armenpflege  vielfach  noch  mehr  herunterdrücken 
würde,  als  es  schon  jetzt  der  Fall  ist  Hiergegen  wird  nun 
die  Beteiligung  grösserer  Verbände  auch  an  diesen  Fällen 
empfohlen.  Namentlich  Adickes  weist  darauf  hin,  dass  es 
sich  doch  nur  um  Kostenersatz  handle  und  es  gleichgültig 
sei,  ob  dieser  von  einem  Orts-  oder  einem  Landarmenverl>ande 
geleistet  werde,  wenn  er  überhaupt  nur  geleistet  werde.  Er 
übersieht  aber,  dass  die  Gefahr  der  Abschiebung  dadurch 
nicht  gemindert  wird;  denn  nur  dem  Ortsarmenverbande 
würde  die  Erstattung  zu  Teil  werden,  der  nicht  zugleich 
Armenverband  des  Unterstützungswohnsitzes  ist;  ein  solcher 
ist  also  sehr  daran  inter^sirt,  Personen  abzuschieben,  die 
bei  ihm  Unterstützungswohnsitz  haben  und  unterstützungs- 
bedürftig werden. 

§  183. 

Zwischen  diesen  Vorschlägen  bewegt  sich  eine  mittlere 
Meinung,  welche,  nach  Erledigung  der  voraufgeführten  Fälle 
in  der  dargelegten  Weise,  bezüglich  der  übrigen  —  also  der 
Fälle  dauernder,  aber  nur  Hausarmenpflege  erfordernder  Be- 
dürftigkeit —  das  Verhältniss  der  Armenverbände  zu  ihren 
Angehörigen  zu  befestigen  wünscht,  und  daher  Einfilhrung 
des  Heimatprinzips  unter  gleichzeitiger  Erhöhung  der  Fristen 
für  den  Heimaterwerb  empfiehlt*).  Es  würde  also  derjenige 
Armenverband  zur  Unterstützung  bezw.  zur  Erstattung  ver- 
pflichtet sein,  dem  der  Bedürftige  nach  gewissen  Massgaben 
(Aufenthalt,  Geburt,  Verehelichung,  Auftiahme)  angehört,  und 
diese  V(Tpflichtung  nicht  vor  Erwerb  eines  neuen  Unter- 
stützungswohnsitzes (oder  Heimat)  erlöschen.  Das  Landarmen- 
wesen würde  dann  nahezu  verschwinden  und  das  Heimat- 
prinzip seine  schlimmsten  Nachteile  verloren  haben.  Auch 
wird  noch  angeft\hrt,  dass  damit  eine  Annäherung  an  Baiem  ge- 
geben wäre,  welche  das  Aufgeben  des  bairischen  Reservats  und 
einheitliche  Bestimmungen   für  ganz  Deutschland   ermöglichte. 

Was  an  diesem  Vorschlage  sympathisch  berührt,  ist  na- 
mentlich der  Umstand,    dass  die  Fürsorge-   und  Uebemahme- 

welche  zu  einer  Kostenüberwälzung  von  armen  Gemeinden  auf  leistungs- 
fähige führt,  jedenfalls  noch  die  relativ  beste.*' 
')  Namentlich  v.  Reitzen stein  I  S.  35. 
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Verpflichtung  nach  Massgabe  der  Heimatgesetzgebung  auf  ge- 
wisse Fälle,  und  zwar  auf  diejenigen  beschränkt  bleiben  soll, 
in  denen  ein  Schade  in  Bezug  auf  die  Erwerbsverhältnisse 
durch  eine  Zurückverweisung  nicht  wohl  angerichtet  werden 
kann,  weil  es  sich  um  dauernd  Bedürftige  handelt;  auch  ist 
die  Beseitigung  des  Landarmenwesens  und  die  Erlangung  der 
Rechtseinheit  gewiss  nicht  zu  unterschätzen.  Man  wird  aber 
auch  die  Bedeutung  einer  solchen  Regelung  nicht  überschätzen 
dürfen.  Wenn  die  an  verschiedenen  Stellön  mitgeteilten 
Angaben  nicht  täuschen,  so  >vürde  mit  dem  Fortfall  der 
Erstattung  flir  vorübergehende  Unterstützungen  überhaupt  nur 
noch  eine  sehr  geringe  Zahl  von  Bedürftigen  verbleiben,  die 
nach  kurzem  (weniger  als  fünfjährigem)  Aufenthalt  in  der- 
selben Gemeinde  unterstützungsbedürftig  werden;  bezüglich 
ihrer  dürfte  die  Fristerhöhung  sehr  wenig  ändern,  d.  h.  ziem- 
lich gleichgültig  sein.  Dagegen  würde  man  die  eigentlich 
Landarmen  (Heimatlosen)  auf  diese  Weise  auch  nur 
formell  beseitigen,  und  dadurch,  dass  man  die  alte  Heimat 
verpflichtet  bleiben  lässt,  bis  eine  neue  erworben,  bezüglich 
dieser  Kategorie  denselben  Zustand  ungerechter  Lastvertei- 
lung herbeifuhren,  wie  er  durch  die  kurzen  Fristen  und  das 
System  des  Untersttitzungswohnsitzes  eben  vermieden  werden 
sollte.  Die  gewünschte  sittliche  Einwirkung  würde  auch  durch 
diese  Massregel  nicht  erreicht  werden. 

Namentlich  aber  wird  man  nicht  vergessen  dürfen,  dass 
die  Rückkehr  zum  Heimatprinzip,  wenn  sie  ohne  zwingende 
Notwendigkeit  und  ohne  voraussichtlich  erhebliche  Erfolge 
nur  um  des  lieben  Friedens  willen  geschehen  soll,  den  Anfang 
zu  einer  im  allgemeinen  nicht  heilsamen  Umkehr  zu  dem 
von  dem  grössten  Teile  Deutschlands  seit  lange  verlassenen 
System  bedeutet.  Die  Entwicklung  der  Armenpflege,  der 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  gebietet  aber  nicht 
Umkehr,  sondern  Vorwärtsbewegung,  organischen  Ausbau  der 
vorhandenen  Bildungen,  möglichste  Scheidung  der  wirtschaftlich 
thätigen  und  der  unthätigen,  arbeitsunwilligen  Elemente,  mög- 
lichste Freiheit  der  ersteren,  angemessene  Beschränkung  der 
letzteren.  Dies  alles  würde  durch  die  Rückkehr  zum  Heimat- 
prinzip, wie  immer  und  immer  wieder  betont  werden  muss, 
nicht  gefördert,  sondern  gehemmt  werden;  nicht  sofort  zwar 
und  nicht  durch  die  gewünschte  teilweise  Regelung,  aber 
dies  wäre  der  Beginn.  Es  handelt  sich  hier  doch  wohl  um 
ein  principiis  obsia^). 


^)  Vgl.  hierzu  namentlich  noch  §  129. 


3.     Aeiiih-riiii^eii    in    Wemg    ant   <lie  Voraa8S*'t£an^u 
Fristeiilanfs    für  Erwerb  und  Verlnst  »Ips  linterstHtimigj 
woliusities. 

a.    FortfKllcn  iltr  vorlilieiitehentleii  Inlersintzmigen  bei  dfr  Frl 
berecbnnng. 

ii  184. 

Nicht  auf  Aenderung  der  Fristen  selbst,  sondern  aiif  Un 
geetaltung  der  Voraussetzungen  ihres  Beginns  und  ihre«  VerlaiT 
zielt  eine  Reihe  von  anderen  Vorschlügen  ab.  Die  einen  wünscbl 
Erschwerung,  die  anderen  Erleichterung  dieser  Vorausaetznng« 
Erleichterung  bezw.  Erschwerung  der  Äuaweisungs- 
befugnisB.  Die  extremste  Meinung  der  einen  RichtuDE  will  die 
AbweisungdesNeuanziehenden  schon  zulassen,  wenn  ein  objektiver 
Bedürftigkeitszustand  vorliegt'),  d.  Ij.  auch  ohne  dass  eine  Unter- 
stützung nachgesucht  oder  gewährt  worden  ist.  —  die  der  anderen 
Richtimg  wünscht  die  Ausweisungsbefiignisa  gänzlich  auizulichen. 
Einige  sind  der  Ansieht,  dass  der  Lauf  der  Frist  zum  Erwerbe 
des  ünterstütziingswoljnsitzes  erst  beginnen  dürfe,  nachdem  die 
polizeiliche  Meldung  es  der  Gemeinde  ermöghcbt  hat,  sich  über 
den  Zustand  des  Neuanziehenden  zu  unterrichten-),  —  wAbrend 
andere,  ebenso  wie  es  das  preiisBische  Gesetz  von  1842  festge- 
setzt hatte,  die  polizeiliche  Meldung  für  sich  zum  Erwerbe  om 
UnterstUtzungswohnsitzes  genügen  lassen  wollen. 

Zum  Teil  stehen  diese  Vorschlüge  unabhängig  von  anderen 
da,  zum  Teil  dienen  sie  zur  Ergänzung  der  anderweit  geregelten 
Veiyflichtung  zur  Annenfürsorge.  Letzteres  ist  namentlich  der 
Fair  bei  denen,  welche  die  Erstattungen  seitens  der  Ortaannen- 
verbändc  ganz  fortfallen  lassen  wollen.  Für  diejenigen,  welclie 
die  unbedingte  Verpflichtung  der  Aufenthai tsgemein de  empfeblen, 
ist  der  unbedingte  Fortfall  der  Ausweisungsbefiignisa  die  selbst- 
versHlndliche  Konsequenz;  diejenigen,  welche  den  grösseren  Ver- 
bfinden die  Erstattungsverbindfichkeit  auflegen,  wollen  aucb  diesen 
die  Beurteilung  überlassen,  ob  im  geeigneten  Falle  eine  Zurück- 
Verweisung  an  den  Armenverband  des  Unters  tu  tzunga  Wohnsitzes 
stattfinden  soll*). 

In  Ansehung  desjenigen  Teils  der  Voraehlflge,  der  auf  Er- 
schwerungen des  Erwerbs  des  U.-W.  abzielt,  ist  wiederum  zu  be- 
merken, dnsB  dieselben  lediglich  von  städtischen  Interessenver- 
tretungen ausgehen  und  einen  ähnlichen  Sinn  wie  die  Fristerhö- 
hungen haben.  Nach  der  voraufgegangenen  Darstellung  wird  es 
nicht,  nötig  sein,  dieselben  im  einzelnen  nüher  zu  untersuchen;  »o 


Annenkummieiüan  in   JbDau. 
Städte  V.  2(t.  Januar  187«  u.  n. 

")  Vgl.  die  Anfühniiigpn  nben  S.  477  Anm,  I. 


182  S.  lliT  mitgeteilter  DeMhlius  der 
Beachlass  der   vereinigten   hewiKlien 
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unzweifelhaflt  alle  diese  Wünsche  nicht  Ausdruck  der  Sorge  um  das 
wirtschaftliche  Fortkommen  der  Anziehenden,  sondern  der  Be- 
ftirchtung  ungebührlicher  Belastung  der  Anzugsgemeinden  sind, 
so  unzweifelhaft  wird  auch  die  Neigung,  ihnen  zu  entsprechen, 
davon  abhängen,  welches  Interesse  man  rar  wichtiger,  insbesondere 
ob  man  die  Beschränkungen  der  ersteren  durch  Gemeindewillkür 
für  minder  nachteilig  erachtet,  als  die  etivas  stärkere  Belastung 
der  letzteren.  In  der  Praxis  würde  freilich  die  Beschränkung 
wohl  nur  mittelgrossen  Gemeinden  zu  gute  kommen,  in  denen 
es  möglich  ist,  den  Einzelnen  zu  kontrolrren.  In  grösseren  Städten 
er&hrt  die  Armenverwaltung  ebenpowenig  von  dem  Anzüge  der 
einzelnen  Individuen,  wie  sie  regelmässig  nicht  im  Stande  ist, 
sich  über  den  Zustand  derselben  früher  zu  vergewissem,  als  bis 
dieselben  ihre  Hülfe  in  Anspruch  nehmen.  Was  die  Ausweisungen 
angeht,  so  wird  von  der  diesbezüglichen  Befiigniss,  soviel  be- 
kannt, gegenwärtig  ein  sehr  geringer  Gebrauch  gemacht^),  was 
namentlich  in  grösseren  Gemeinden  mit  den  eben  bemerkten  Um- 
ständen zusammenhängt.  Ganz  besonders  scheuen  die  zur  Ueber- 
nahme  verpflichteten  Gemeinden  die  Kosten  des  Transportes  und 
die  Sorge  ftir  Beschaffung  eines  Unterkommens. 

Die  natürliche  Elntwickelung  der  hier  in  Frage  kommenden 
Verhältnisse  kann  in  der  That  auch  keine  andere  sein,  als  die 
Ausweisungsbeftigniss  mehr  und  mehr  zu  beschränken;  ihrer 
Inzlichen  Aufhebung  würde  die  Armengesetzgebung  nicht  im 
^'ege  stehen,  da  der  Unterstützungswohnsitz  auf  die  finanzielle 
Regelung  der  Unterstützungspflicht  beschränkt  bleiben  kann^). 

§  185. 

Im  Anschluss  an  das  Vorstehende  ist  noch  der  Vorschlag 
zu  nennen,  die  Berechnung  des  Fristenlaufes  zum  Erwerb  des 
Unterstützungswohnsitzes  dadurch  zweckmässiger  zu  gestalten, 
dass  vorübergehende  Unterstützungen  überhaupt 
ganz  ausser  Betracht  bleiben. 

Gegenwärtig  bestimmt  §  14  al.  1 :  „Der  Lauf  der  zweijährigen 
Frist  ruht  während  der  Dauer  der  von  einem  Armenverbande 
gewährten  öffentlichen  Unterstützung.^  Dies  Alinea  war  in  dem 
Entwurf  des  Bundesrats  nicht  enthalten  und  wurde  in  der  Reichs- 
tagskommission hmzugefligt,  weil  der  Gesichtspunkt  des  wirt- 
schaftlichen Aequivalents  es  fordere,  dass  während  der  Zeit,  wo 
die  Thätigkeit  und  somit  der  wirtschaftliche  Vorteil  aufhöre,  auch 
nicht  Rechte  gegen  den  unterstützenden  Armenverband  erworben 
würden.    Im  Reichstage  beantragte  Graf  Eulenburg,  die  Re- 

')  Ad  icke s  ist  auch  dieser  Meinung,  vgl.  S.  798.  —  In  Berlin  wird 
sehr  selten  zur  Ausweisung  geschritten,  fast  nur,  wenn  es  der  er- 
stattungspflichtige Armen  verband  verlangt  Vgl.  auch  die  unten  §  188 
bis  191  mitgeteilten  Entscheidungen. 

')  Vgl.  hierüber  die  Ausführungen  oben  §  120,  namentlich  auch  die 
Bemerkungen  über  den  Stand  der  Frage  in  England,  oben  S.  353. 
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gierungsvorlage  wieder  herzustellen;  die  BevdUmSchtigten 
Bundesrat,  v.P  litt  kam  er  undHofmanD,  führten  aus,  daas  v 
jede  Unterstützung  schon  ein  Ruhen  herbeifiihre,  es  Jedem  Armen- 
verbande  sehr  leicht  möglich  sei,  durch  Verabrcächung  kleiner 
gelegentlicher  Unterstützungen  den  Erwerb  dea  Unteratiitzungi- 
Wohnsitzes  hinauszuschieben,  abgesehen  von  der  schwierigen  Be- 
rechnung bei  den  meist  Ideinen  vorübergehenden  HülfeleistunKen; 
der  Bundesratst-Entwurf  stelle  konsequent  nur  den  Fall  der  dau- 
ernden Bedürftigkeit  auf,  bei  dessen  Vorhandensein  es  sich  eben 
verstünde,  daas  der  endgültig  verpflichtete  Armenverband  er- 
statten und  den  Bedürftigen  In  eigene  Fürsorge  übernehmen  mll^e; 
in  diesem  Falle  werde  durch  den  Antrag  auf  Uebemahme  der 
Fristenlauf  unterbrochen  (§  14  al.  2),  Dagegen  fUhrte  Gruni- 
breeht  aus,  dass  bei  derartiger  Regelung  der  Armenverband 
sehr  viel  häufiger  eine  vorübergehende  Unterstützung  als  dauernde 
hinstellen  würde,  und  Miquel,  dass  dann  dßr  ohnehin  vieler 
Deutung  fähige  S  5  des  Freizügigkeitsgesetzes  noch  mehr  lur 
Abschiebung  benutzt  werden  würde.  Der  Reichstag  entschied 
sich  im  Sinne  der  letztgedachten  Ausführungen. 

Das  Kundesamt  f.  d.  Ü,  hHlt  denn  auch  strenz  dieaea 
Unterschied  zwischen  Ruhen  und  Unterbrechen  aer  Frist 
fest,  und  stellt  als  allgemeinen  Grundsatz  auf,  dass  für  das, 
was  nach  Art  und  Zeitdauer  als  vorübergehende,  was  als  dauernde 
Unterstützung  zu  gelten  habe,  keine  vorbeatimmten  Kationen 
autgestellt  werden  könnten,  sondern  hierüber  nach  Massgabc 
der  thatsächlichen  Verhältnisse  zu  urteilen  sei.  Dem  entsprechend 
ist  das  Bundesamt  zu  einer  (übrigens  nicht  sehr  reichhaltigen) 
Kasuistik  gelangt,  bei  der  es  freiHeh  nicht  ohne  arge  WilSfir- 
lich ketten  abgeht. 

Arzneimittel  werden  als  auf  1  Tag  (dem,  an  dem  sie  v« 
abfolgt  worden),  sogenannte  Extr an nters tu Iznngen  al 
1  Monat  gewährt  angesehen:  vgl.  VI  S.  72  und  73,  XIV  1 
XV  S.  25.  Bei  K leiil ungsstücken  wird  eine  Berechnung  nicht" 
unternommen,  sondern  nur  negativ  ans  gesprochen,  dass  die  dorch 
ihre  VerabColgung  gewährte  UnterslUtitang  nur  als  ausserordentliche 
Unters tatzung  von  kurz  vorübergehender  Dauer  erachtet 
könnte  und  daher  im  konkreten  Falle  den  Erwerb  des  UnterstQtzot 
Wohnsitzes  nicht  gehindert  hätte:  vgl.  VI  S.  73,  X  S.  20,  3 
f*.  22.  — Krankenpflege  wirdnach  der  Daner  der  Verpflegung 
tage  berechnet:  vgl.  XVI  S.  15  u,  a.  —  Wo  mehrere  derartige" 
Unterstützungen  gleichzeitig  vorkommen,  wird  zasammengerecbDet : 
z.  B.  Kleider  +  Geld  -[-  Arzneimittel  u.  s.  w.  vgl.  namentlich 
VI  S  73  und  XVII  S.  22,  Die  nnlerstützungs Freien  Zeiträume  wer- 
den  dann   ebenfalls  zusammengerechnet:  vgl.  XV  S.  13  u.  a. 

Das  is!  nun  doch  alles  sehr  willkürlieh.  Wenn  Jemand  3  Mark 
als  ExIraunterstUtzmig  erhult,  so  kommt  ]  Monat  in  Abrechnung, 
oliwdhl   sehr   häufig   eine   iolcbe   kleine   Gabe  nur  der  Beseitigung 
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eines  aagenblicklichen  Kotstandes  dienen  soll;  wenn  Jemand  Arznei 
für  3  Mark  erhält,  die  ihn  für  längere  Zeit  gesund  macht,  wird  1 
Tag  abgerechnet.  Kleider  müssten  eigentlich  für  so  lange  Zeit 
gewährt  gelten,  als  sie  getragen  werden  können  u.  s.  w.  Selbst 
bei  Anstalts- Krankenpflege,  wo  die  Berechnung  am  meisten  sinn- 
gemäss ist,  wird  bei  Erkrankung  der  ganzen  Familie  zu  gleicher 
Zeit  nur  die  Dauer  der  gleichzeitigen  Verpflegung  berechnet,  wäh- 
rend, wenn  mehrere  Familienmitglieder  nach  einander  krank 
werden,  die  Dauer  der  verschiedenen  Yerpflegungszeiträume  zusam- 
mengerechnet und  demgemäss  für  die  Person  des  Familienhauptes 
im  ganzen  berechnet  wird. 

Will  man  zu  der  vorgeschlagenen  Uebemahme  der  vorübeF- 
gehenden  Unterstützungen  durch  £e  Aufenthaltsgemeinde  schreiten, 
Bo  wird  man  auch  die  Anrechnung  derselben  für  den  Fristenlauf 
in  Wegfiall  kommen  lassen  können.  Die  Gefidir  einer  missbräuch- 
lichen  Benutzung  zur  Abschiebung  wird  man  nicht  in  höherem 
Masse  zu  fUrchten  haben,  als  wie  es  bei  dieser  Uebemahme 
selbst  zu  erwarten  steht.  Namentlich  in  grösseren  Städten  ist 
es  weder  üblich,  noch  möglich,  einzelne  Personen  in  dieser  Weise 
im  Auge  zu  behalten  und  sie  durch  wiederholte  Unterstützung 
zu  dauernd  Bedürftigen  zu  stempeln.  Gregen  die  Missbräuche  in 
kleineren  Gemeinden  giebt  es  überhaupt  kein  anderes  Mittel,  als 
vernünftige  Verteilung  der  Armenlast  und  bessere  Aufsicht. 

Für  den  Fall  einer  derartigen  Aenderung  würde  man  das 
al.  1  des  §  14  ganz  fortfallen  lassen,  und  dem  Wortlaute  des 
§  5  des  Freizügigkeitsgesetzes  entsprechend  festsetzen  müssen, 
dass  die  Frist  zum  Erwerbe  und  Verluste  des  Unter- 
stützungswohnsitzes nur  ruhen  bezw.  (durch  den  Antrag 
auf  Uebemahme)  unterbrochen  werden  soll,  wenn  und  so- 
lange eine  Unterstützung  „aus  anderen  Gründen, 
als  wegen  einer  nur  vorübergehenden  Hülfsbedürf- 
tigkeit  notwendig  geworden  ist**. 

§  31,  der  von  der  Uebemahme  handelt,  hat  ebenfalls  diesen 
Wortlaut.  In  der  Reichstagskommission  wurde  eine  andere  Fassung 
erwogen,  namentlich,  ob  sich  nicht  der  positive  Ausdmck  „dauernde 
Arbeitsunfähigkeit"  oder  das  Kriterium  einer  gewissen  Dauer  (3 
Monate  war  beantragt  worden)  besser  empfehle.  Man  nahm  hiervon 
Abstand  und  beschloss  die  negative  Fassung  in  der  Annahme,  dass 
sehr  wohl  erkannt  werden  könnte,  dass  es  sich  nicht  blos  um 
vorübergehende  Arbeitsunfähigkeit  handle.  Im  Reichstage  fand 
hierüber  eine  Diskussion  nicht  statt.  —  Das  B.-A.  f.  d.  H.  nimmt 
dauernde  Hülfsbedürftigkeit  an,  „wenn  eine  Person  that- 
sächlich  noch  unterstützt  und  ein  bestimmter  naher  Zeitpunkt,  mit 
welchem  die  Bedürftigkeit  aufhören  werde,  sich  nicht  absehen  lässt*': 
vgl.  Entscheidung  vom  23.  Juli  1883  XT  S.  107;  ausserdem  X 
S.  139,  XII  S.  141,  XVI  S.  141  u.  a. 
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b.    Speziell:  Der  VoHissehoInnteiTielit  als  ilffentlirhe  Aruen- 
nntenttOtzun^. 

S  186. 

In  Ansehung  der  Wirkungen,  welche  der  Emptang  tob 
Amien Unterstützung  auf  Erwerb  und  Verlust  des  UnterstU^ong*- 
wohnaitzea  übt,  besteht  gegenwärtig  eine  sehr  erhebliche  Uo- 
gleichheit  bezüglitih  des  Volkaschulunterrichts.  In  einiges 
Bundesstaaten  gilt  derselbe  als  Unterstützung,  in  anderen  oichL 
in  einigen  nur  in  gewissen  Beziehungen. 

Für  Preussen  bestimmt  Art.  21  der  preussischen  Verfsssnogt 
„Ftlr  die  Biliiung  der  Jugend  soll  durch  öffentliche  Sehnten  i 
nügend  gesorgt  werden",  und  An.  25:  „Die  Mittel  zur  Enichttmft 
Unterhaltung  und  Erneuerung  der  Öffentlichen  Schulen  werden  von 
den  Genjeinden  und  im  Falle  dea  nachgewiesenen  Unvermögeoi 
ergänzungs weise  vom  Staate  aufgebracht.  Der  Staat  gewährleisteb 
demnach  den  Volksecbu  II  ehrern  ein  festes,  den  Lokal  v  er  bat  tnissi 
angemessenes  Einkommen.  In  der  öffentlichen  Volksschule 
wird  der  Unterricht  unentgeltlich  erteilt."  —  Vgl.libtf 
Wesen  und  Begriff  der  Volksschule,  sowie  über  das  Detail  v.  Rönn 
Preussisches  Slaatsreuht  Üd.  4  §  394  ff,  —  Die  prenssische  Tar 
waltungs- Praxis  ist  in  Ansehung  des  Charakters  des  Volksscbolmitef 
richts  keine  Übereinstimmende.  Y/iederholie  Minist eriatreskriptf 
(vom  6.  März  1852  Min.-Bl.  8.  44;  vom  4.  Mai  1853  S.  170j 
vom  31.  Mai  1864  S.  122)  sprechen  aus:  daes  die  Kosten 
notdürftigen  Elementarunterrichts,  soweit  dieser  zu  den  unerl&ss« 
liehen  Bedürfnissen  der  Erziehung  gebore.  Kosten  der  fiffentlichat 
Armenpflege  seien.  Dagegen  nahm  das  vormalige  Obertribnnal  »% 
dass  eine  solche  Verptlichtnng  den  Armen  verbänden  nur  dnrcb  iie* 
sonderes  Gesetz  auferlegt  werden  könne  und  nicht  in  der  duKÜ 
das  Gesetz  von  1842  auferlegten  Pflicht  zur  Armenfllrsorge  ent>^ 
halten  sei:  Entscheidung  vom  26.  Mai  1865,  Bd.  54  S.  349  ff 
Vgl.  Über  das  Material  bei  Arnotdt  S.  470.  —  In  Bertin  wnrda 
schon  1837  die  Armenschnlen  von  der  Armen  Verwaltung  abgelM 
und  mit  der  städtischen  Schulverwattung  vereinigt;  vgl.  Schwab! 
bei  EmminghauG  S.  70,  der  namentlich  betont,  dass  dies  dem  j 
im  Allgemeinen  Landrechte^)  enthaltenen,  in  Art.  25  der  Verfasset 
wiederholten  Grandsalz  entspreche,  die  Befreiung  von  Scbnlgela 
nicht  als  Armenunlerstützung  anzusehen.  —  Bei  Beratung  dc> 
preussischen  AusfUhrungB- Gesetzes  von  1871  wurde,  wie  schon  oben 
(S.  346)  erwähnt,  festgestellt,  dass  Gewährung  von  Schutgeldl>e' 
freiung  in  keinem  Falle  (also  auch  bei  längerer  Dauer)  zur  Am-. 
neisnng  berechtige.  Ein  hierauf  bezügliches  ai.  4  des  §  1,  welche*' 
die  Eegiemngs- Vorlage  enthielt,  wurde  mit  dem  Hinweis  gestrichea^ 
dass  hierüber  sich  schon  das  Freizügigkeit  s- Gesetz  verbalte.  lOt 
übrigen  wurde  ein  Antrag,  die  Verpflichtung  zur  Gewährung  freie« 


'j  Vgl,  <!in  SS  12  ff-  Th.  II  Tit.  12. 


VI.  4.  491 

Elementaranterrichts  auch  an  arme  Kinder  auszusprechen,  abgelehnt^ 
um  diese  wichtige  Frage  nicht  nebenher  zu  erledigen.  Vgl. 
Drucks,  des  Abg.-H.  Nr.  109.  —  Das  in  Art.  26  der  Verf.- 
Urk.  verheissene  Gesetz  über  Regelung  des  ganzen  Unterrichtswesens 
ist  bisher  noch  nicht  erschienen. 

Für  Baiern  bestimmt  das  Gesetz  vom  10.  November  1861, 
dass  die  Gemeindebehörden  Unbemittelte  vom  Schulgelde  ganz  oder 
teilweise  befreien  können;  wenn  das  Schulgeld  dem  Lehrer  als 
Gehaltstitel  zugewiesen  ist,  so  hat  die  Gemeinde  den  Ausfall  zu 
ersetzen.  Die  Zahlung  von  Schulgeld  für  arme  Kinder  durch  die 
öffentliche  Armenpflege  ist  nach  Entscheidungen  des  Verwaltungs- Ge- 
richts Bd.  2  S.  191  als  öffentliche  Armenunterstützung  im  Sinne 
des  Gesetzes  anzusehen;  vgl.  über  das  Material  bei  Riedel, 
Kommentar  zum  Armengesetz  S.  94  Anm.  19.  —  Gemäss  der  In- 
struktion vom  14.  Mai  1870,  betr.  die  Armenstatistik,  sind  in  die 
Nachweisungen  als  dauernd  Unterstützte  auch  namentlich  diejenigen 
jugendlichen  Personen  aufzunehmen,  für  deren  Erziehung  und  Aus- 
bildung die  öffentliche  Armenpflege  Sorge  trägt,  und  zwar  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  die  Fürsorge  lediglich  in  der  dauernden  Be- 
freiung vom  Schulgelde  oder  in  der  Bezahlung  der  Erziehungs-  und 
Lehrkosten  überhaupt  besteht ;  vgl.  Zeitschrift  des  bair.  stat.  Bur. 
1882  S.  261.  — 

Für  Würtemberg  ordnet  die  Instr.  vom  30.  Mai  1873 
(Reg.-Bl.  S.  207)  an,  dass  der  Schulunterricht  zwar  auch  zur  Für- 
sorgepflicht der  Gemein(!en  gehören,  jedoch  hieraus  kein  Erstat- 
tungsanspruch erwachsen  soll,  da  arme  Kinder  nach  Art.  21  Abs.  4 
des  Gesetzes  vom  29.  September  1836  durch  die  Ortsbehörden  von 
Bezahlung  des  Schulgeldes  freizulassen  sind. 

Für  Sachsen  bestimmt  der  in  Kraft  erhaltene  §  50  der 
Armenordnung  von  1840,  dass  für  schulpflichtige  Kinder  armer 
Eltern,  wo  nicht  besondere  Armenanstalten  bestehen,  das  Schulgeld 
nach  der  Hälfte  des  gewöhnlichen  Satzes  aus  der  Armenkasse 
zu  bestreiten  ist.  Nach  dem  Gesetz  betr.  Volksschulen  vom  26.  April 
1873  liegt  die  Unterhaltung  von  Volksschulen  besonderen  Schul- 
gemeinden  ob,  denen  die  Erstattung  zufliesst.  —  Wo  besondere 
Armenschulen  bestehen,  fällt  nach  dem  allgemeinen  Grundsatz  des 
§  30  des  Reichsgesetzes  über  den  Unterstützungswohnsitz  die  Er- 
stattung fort,  weil  diese  nur  allgemeine  Verwaltungskosten  ver- 
ursachen. Im  übrigen  ist  die  genannte  Hälfte  reine  Armenunter- 
stützung, die  auswärtigen  Armenverbänden  zu  erstatten  ist  und  den 
Fristenlauf  beeinflusst.  Dies  ist  wiederholt  vom  B.-A  f.  d.  H.  er- 
kannt worden;  vgl.  Entscheidung  XV  S.  71  und  S.  74,  sowie 
XVII  S.  29  und  S.  32;  auch  Wittgenstein  I  Anmerkung  zu 
§  50  a.  a.  0.  — 

Für  Baden  bestimmt  §  54  des  Gesetzes,  betr.  den  Elementar- 
unterricht vom  ^^  '    — :r;r;r- '    rfi^'^  Schulgeld  wird  für  Rech- 

19.  Februar  1874     " 
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nung  der  Gemcimiekasse  in  vierteljährlichen  Raten  erliobeu.  l>ie  Be- 
treffnisse der  UnvennögUchen  hat  der  zu  deren  L'uterstQtzimg  ver- 
pflichtete Armen  verband  je  nach  dem  Grade  ihrer  Unvermögtich- 
keit  ganz  oJer  zu  bestimmlen  Teilen  zu  bestreiten.'"  —  Auch  hier  hat 
das  B.-A.  f.  d.  H.  erkannt,  dass  eine  derartige  Zahlung  als  Akt  der 
ftffentliclien  ÄrmenpHege  zu  erachten  sei;    vgl,  Kntsch.  XVI  S-  27. 

Im  übrigen  hat  aber  das  Bundesamt  wiederholt,  namentlich 
mit  Bezug  auf  Schulunterricht  entschieden,  dass  das  Bedorfniss 
der  Armenpflege  von  vornherein  feststehen  müsse,  und  dass  der 
misslungene  Versuch  der  Eiuziehung  der  Schulgelder  und  die  Dscli' 
tr&gliche  Absetzuug  der  lietrjlge  als  „an einziehbar"  w^eu  „Unver- 
m^lichkeit"  ihnen  nicbi  den  Charakter  der  öffentlichen  Armen- 
unterstUtzuiig  gebe,  den  sie  nicht  von  vornherein  gehabt  hitien; 
vgl.  namentlich  die  Entscheidungen  XV  S.  70  (3  Fälle).  XVI  S.  26 
und  XVII  S.   29  (2  Fälle). 

Im  Reichstage  wurde  gelegentlich  ausgesprochen,  dass  die 
geringfügige  unentgeltliche  Gewährung  von  Lehrmitteln  aus  öSiCDt- 
liehen  Mitteln  an  schulpflichtige  Kinder  als  eine  den  Vätern  ge- 
gebene Armenunterstützung  nicht  aufzufassen  sei;  vgl.  1874  Drucfa. 
Nr.  170,  Sleuograph.  Ber.  S,  1162.  —  Diese  Ansicht  erscheint 
aber  nach  Lage  der  Geaeizgebuiig  unrichtig,  weil  es  hierbei  ledig- 
lich auf  die  Landesgesetzgebung  und  die  thatsädili^'-ben  Verhältnisse 
ankommt.  Die  Geringfügig  keil  macht  nn  und  für  sich 
Unterschied. 

^  li?7. 

Wenn  man  nun  auch  über  die  öffentlich-reebtliche  Natur  d 
Verpflichtung  zur  Gewährung  von  Schulunterriclit  vorBchiedei 
Meinung  edn  kann,  so  wird  man  doch  allein  aus  der  verfasaui , 
müBsigen  Verheissung  unentgeltlichen  Unterrichts,  so  lange  i 
Kosten  hierfUr  nicht  schlechthin  aut'  die  Staatskasse  Ubemommoi 
werden,  nicht  folgern  dUrfen,  dass  die  Gewährung  desselben  käae 
Armenunterstiitzung  darstelle.  Man  verwechselt  hierbei  ebenso. 
wie  es  von  Vielen  hinsichtlich  der  Armenpflege  geschieht,  die 
diesbezügliche  gesetzliche  Vci-pflichtung  gegenüber  dem  .Staat 
und  die  ErTüUung  derselben  im  einzelnen  Falle  seitens  der 
einzelnen  Gemeinde.  Wo  andere  Oemeindeeinwoboer 
Schulgeld  bezahlen,  i^^t  diu  Befreiung  hiervon  oder  die  Erstattung 
an  die  Schulgemeinde  aus  der  Armenkasse  zweifellos  eine  positive 
Leistung  aus  Anlass  individueller  Bedürftigkeit 

Gleichwohl  sollte  dieser  Umstand  nicht  uinderlich  sein,  ebenso 
wie  das  Reiclisgesetz  den  Armenverbänden  andere  Lasten  (na- 
mentlich die  aus  S  29)  positiv  auferlegt  hat,  auch  positiv  von 
ReicliBwegen  auszusprechen:  die  Gewährung  von  unent- 
geltlichem Schulunterricht,  bezw.  die  Bezahlung 
von  Schulgeld  für  dürftige  Personen  gilt  nicht  als 
öffentliche  Armenunterstützung.  Es  würden  damit  die 
ganz  ungerechtfertigten  und  vor  allem  sehr  ungleichmässigen  Wir-J 
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kungen  in  Fortfall  kommen,  welche  durch  diese  Leistungen  gegen- 
wärtig auf  den  Lauf  der  Fristen  geübt  werden.  Denn  mr  Armen- 
verbände,  die  eigentliche  Armenschulen  besitzen,  fallen  gegenwärtig 
diese  Wirkungen  ganz  fort^  während  in  andern  der  flrwerb  bezw. 
Verlust  des  Unterstützungswohnsitzes  so  lange  gehindert  werden 
kann,  als  der  Schulunterricht  dauert,  unter  Umständen  also  so 
lange,  als  in  einer  Familie  schulpflichtige  Kinder  vorhanden  sind. 
Dieser  Zustand  fUhrt  insbesondere  zu  einem  erhebhchen  Wider- 
spruch zu  §  5  des  Freizügigkeitsgesetzes,  welches  w^en  dauern- 
der Bedürnigkeit  die  Ausweisung  zulässt,  während,  wie  mehr- 
&ch  dargelegt  worden,  die  gesetzgebenden  Faktoren  die  Nicht- 
entrichtung  von  Abgaben  und  die  Befreiung  von  Schulgeld  als 
Ausweisungsgründe  nicht  anerkennen.  Vor  allem  aber  erscheint 
es  aer  gegenwärtig  allgemein  anerkannten  Grundsätze  über  die 
Notwendigkeit  des  Volksschulunterrichts  nicht  würdig,  diese  vor- 
nehmste Veranstaltung,  die  ein  Staatswesen  gegen  künftige 
Verarmung  und  Erwerbslosigkeit  treffen  kann,  in  eine  Reihe 
mit  denjenigen  Aufwendungen  zu  stellen,  welche  die  bereits 
eingetretene  Armut  wieder  zu  beseitigen  bestimmt  sind*). 

In  der  Literatur  ist  dieser  Punkt  meines  Wissens  fast  gar 
nicht  erörtert.  Gutes  Material  bringt  speziell  mit  Bezug  auf  Armen- 
schnleu  ein  dem  brandenbnrgischen  Städtetag  von  1879  vom  Bürger- 
meister Mertens  erstatteter  Bericht.  Derselbe  legte  auf  Grund  aus- 
führlicher statistischer  Nachweisungen  dar,  dass  von  91  branden- 
burgischen Städten  64  keine  besonderen  Armen-  und  Freiscbulen 
hätten,  und  dass  sich  da,  wo  diese  noch  vorhanden,  die  Beseitigung 
derselben  empfehle.  Der  Städtetag  stimmte  dieser  Meinung  zu. 
Im  übrigen  ist  zu  bemerken,  dass,  abgesehen  von  dem  Unterschiede 
zwischen  Volksschulen,  in  denen  wo  nötig  unentgeltlicher  Unterricht 
erteilt  wird,  und  eigentlichen  Armenscbulen  die  Aufwendungen  aus 
Gemeindemitteln  den  stärksten  Anteil  zur  Unterhaltung  der  Volks- 
schulen beitragen.  —  InPreussen  stellte  sich  1878  das  Ver- 
hältniss  folgendermassen : 
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^)  Bekanntlich  hatte  Karl  d.  Gr.  in  Bezug  auf  den  Schulunterricht 
angeonlnet,  dass  derselbe,  damit  alle  Kinder  der  Pfarrei  dieser  Wohl- 
that  geniessen  und  keines  wegen  Armut  ausbleibe,  unentgeltlich  erteilt 
würde.    Vgl.  die  Anm.  bei  Ratzin ger  S.  233. 
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Vgl,   das   öffentliche  Volksflcholwesen   in   Preusseo,    bearlK 
voQ  Petersilie,  in  Erg.-H.  X  (1882)   zur  Zeitscbrift  des  pred 

Etat,  Bnreaas. 

c.    S)ieziol]:   üio  nrinenrvclitllche  FaralUen^emeinsebart. 


Abgesehen  von  der  Wirkung,  welche  die  Verabfolgim»  ^ 
Unterstützung  im  Falle  dauernder  Bedarftigkeit  auf  den  FriafeB- 
lauf  bei  Erwerb  und  Verlust  des  Unterstiitzaugs Wohnsitzes  übt, 
kommt  noch  die  andere  sehr  wesentliche  Wirkung  in  Betracht, 
d.isa  im  Falle  des  Eintritts  dauernder  Bedürftigkeit  vor  voUeo- 
detem  Erwerb  dea  Unterstütz ungs Wohnsitzes  die  Ausweisung  dw 
Bedürftigen  erfolgen  darf.  Zur  Uobemahme  des  BedUrltigen 
ist  in  solchen  Fällen  der  zur  Kostenerstattung  verpflichtete  Ar- 
menverbaud  verpflichtet  (§  31  und  32  des  Gesetzes). 

Ohne  Mühe  vollzieht  sich  nun  die  Regelung  des  Verhältuisses 
da.  wo  es  sich  um  zwei  Ortsarmen verbände  und  um  einen  einzelnen 
Fall  dauernder  Bedürftigkeit  bandelt.  Dagegen  orgeben  sich 
ganz  eigenlUmliche  Schwierigkeiten  in  folgenden  Fällen,  Wenn 
ein  Individuum  bei  Eintritt  der  dauernden  Bedürftigkeit  keinen 
Unterstützungawohnsitz  besitzt,  ao  ist  derjenige  I..iind- 
armenverband  (gemäss  S3Ü)  zur  Kostenerstattung  verpflichtet, 
in  dessen  Bezirk  die  Hdlfabedlirfiigkeit  hervorgetreten  ist.  Falb 
nun  das  Individuum  sich  aus  dem  Bezirk  dieses  Lfindarmen- 
verbandes  entfernt  und  von  seinem  anderweiten  Aufenthalt8i>rte_ 
wieder  unterstützt  werden  musa,  weil  es  noch  nicht  aul 
hat,  bedürftig  zu  sein,  so  ergiebt  sich  die  Frage,  ob  de^en 
Landarmenverband  zur  ferneren  Kostenlast  verpflichtet  ist,  < 
beim  Eintritt  der  Bedürftigkeit  hierzu  verpflichtet  m 
oder  ob  hierüber  lediglieh  der  zeitweilige  Aufenthalt  ent- 
scheidet, Insbesondere  fragt  ea  sich,  ob  bei  Bejahung  der  ersteo 
Alternative  auch  bei  einem  Lmd  armen  verband  von  einer  Ver-^ 
pfliclitung  zur  Uobernahmc  gesprochon  werden  kann. 
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Noch  komplizirter  wird  der  Sachverhalt,  wenn  die  Bedürf- 
tigkeit nicht  in  Ansehung  eines  einzelnen  selbständigen  Indivi- 
duums oder  einer  zusammenlebenden  FamiUe  vorhanden  ist,  son- 
dern wenn  eine  Familie  oder  ein  oder  mehrere  unselbständige 
Angehörige  unterstützt  werden  müssen,  weil  und  so  lange  ihr 
Famihenhüsiupt  abwesend  ist. 

MusB  nach  ganz  allgemeinen  und  im  übrigen  nicht  ange- 
fochtenen GrundsätzeneinFamilienhaupt  als  bedürftig  gel- 
ten, welches  ausser  Stande  ist ,  seine  Familie  ohne  fremde  Hülfe 
zu  imterhalten,  so  erscheint  es  konsequent,  das  Familienhaupt 
auch  dann  als  imterstützt  anzusehen,  wenn  die  Unterstützung 
nur  seinen  Angehörigen  gewährt  wird,  und  aus  diesem  Grunde 
auch  die  Folgen  der  Unterstützung,  nämlich  Ruhen  bezw.  Unter- 
brechen der  Fristen  zum  Erwerb  des  Unterstützungswohnsitzes 
fbr  das  FamiUenhaupt  ebenso  eintreten  zu  lassen,  als  wenn  es 
mit  seiner  FamiUe  zusammenlebte.  Diese  Folgen  erscheinen  nun 
auf  den  ersten  BUck  nur  mit  der  gewöhnlichen  Wirkung  ausge- 
stattet, den  Erwerb  bezw.  den  Verlust  des  Unterstützungswomi- 
sitzes  innerhalb  des  Ortsarmenverbandes  des  AufenthaJutes  für 
das  Familienhaupt  wie  fUr  die  Familie  zu  hindern;  es  verbindet 
sich  aber  mit  ihnen  eine  andere,  weniger  erwünschte  Wirkung, 
wenn  es  sich  um  mehr  als  die  blosse  Kostenerstattung^,  nämlidi 
um  die  Uebernahme  in  eigene  Fürsorge  handelt.  Weil 
nämlich  derjenige  Armenverband  zur  Uebernahme  verpflichtet 
ist,  in  welchem  der  Unterstützungswohnsitz  durch  die  Gewährung 
von  Unterstützung  an  einen  Familienangehörigen  auch  für  das 
Familienhaupt  erhalten  bleibt,  so  zieht  nicht  das  letztere  durch 
seine  wirtschafüiche  Thätigkeit  an  einem  anderen  Orte  seine  An- 

fehörigen  nach  sich,  sondern  umgekehrt  zieht  der  Angehörige  das 
'amilienhaupt  an  den  Ort  des  Unterstützungswohnsitzes  zurück. 

§  189. 

Zu  unerwarteten,  ja  man  darf  sagen,  zu  wahrhaft  über- 
raschenden Gestaltungen  führt  aber  die  konsequente  Durchführung 
dieses  Grundsatzes,  wenn  derjenige  Landarmenverband  zur 
Uebernahme  verpflichtet  erachtet  wird,  in  dessen  Bezirk  die  Be- 
dürftigkeit irgend  eines  Familienangehörigen  zum  ersten  Male 
hervorgetreten  ist.  In  diesem  Falle  bleibt  nämlich  nichts  übrig, 
als  den  erstmalig  verpflichteten  Landarmenverband  zu  der  dau- 
ernden Fürsorge  und  Uebernahme  der  ganzen  Familie  zu  ver- 
pflichten. Würcie  also  beispielsweise  ein  im  Bezirke  des  Landarmen- 
verbandes A  von  einer  fortziehenden  Familie  zurückgelassenes 
Kind  von  diesem  in  dauernde  Pflege  genommen,  so  üDemähme 
er  damit,  so  lange  diese  Pflege  dauert,  auch  die  Verpflichtung 
zur  Uebernahme  der  ganzen  Familie,  deren  einzelne  Glieder  sich 
in  den  Bezirken  B  und  C  befinden,  und  deren  Haupt  während 
dieses  Zeitraums  einen  Unterstützungswohnsitz  nirgenos  erwerben 
kann,  weil  es  als  dauernd  bedürftig  zu  erachten  ist;  würde  also 
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ein  anderes  Kind,  oder  die  Ehefrau,  oder  der  Ehemann  in  den 
Bezirken  B  oder  C  inzwischen  krank  oder  sonst  unterstützungs- 
bedürftig, so  müsste  gleichwohl  der  Landarmenverband  A  die 
Kurkosten  erstatten.  Abgesehen  von  diesen  Wirkungen  für  den 
Armenverband  übt  femer  ein  solcher  Zusammenhang  auch  ent- 
scheidenden Einfluss  auf  das  Verbleiben  des  Familienhauptes 
und  seiner  Familie.  Weil  das  erstere  in  der  Person  eines  seiner 
Angehörigen  für  dauernd  unterstützt  zu  erachten  ist,  kann  es 
überall  zurückgewiesen  werden,  ausser  von  demjenigen  Orte, 
welchen  der  verpflichtete  Landarmenverband  ihm  innerhalb  seines 
Bezirks  zum  Aufenthalt  anweist 

Für  die  Praxis  haben  nun  derartige  Fälle  eine  besondere 
Bedeutung  erlangt,  nachdem  die  Rechtsprechung  des  Bundesamts 
f.  d.  H.  das  Eintreten  der  vorbezeichneten  Wirkungen  ganz  kon- 
stant ausgesprochen  und  ohne  Unterscheidung  zwischen  Orts-  und 
Landarmenverbänden,  zwischen  einzelnen  Personen  und  Familien 
dementsprechcnde  einheitliche  Grundsätze  für  alle  diese  Fälle 
der  armenrechtlichen  Familiengemeinschaft  aufge- 
stellt hat 

Diese  Grundsätze,  die  wichtig  genug  sind,  um  vollständig  mit- 
geteilt zu  werden,  sind  im  Zentralblatt  des  Deutschen  Reichs  1883 
S.  83  wie  folgt  formulirt  und  zusammengestellt: 

Die  armenrechtliche  Familiengemeinschaft  nach 
der  Judikatur  des  Bundesamts  für  das  Heimatwesen. 
I.  Zur  Familie  im  armenrechtlicben  Sinne  gehören  alle  diejenigen, 
welche  an  den  Unterstützungswohnsitz-Verhältnissen  des  Familien- 
hauptes teilnehmen,  mag  letzteres  einen  Unterstützungswohnsitz 
haben  oder  landarm  sein. 

1.  Familienglieder  sind  danach 

a)  die  Ehefrau  während  der  Dauer  der  ehelichen  Ge- 
meinschaft; 

b)  die  ehelichen  und  den  ehelichen  gesetzlich  gleichstehen- 
den Kinder  bis  zum  zurückgelegten  24.  Lebensjahr  nebst 
Ehefrau  und  Kindern; 

c)  die  in  die  Ehe  gebrachten  ehelichen  und  ausserehe- 
liehen  Vorkinder  der  Ehefrau  nebst  den  ihre  Unter- 
stützungswohnsitz-Verhältnisse teilenden  Personen  (Ehe- 
frauen, eheliche,  Stief-  u.  s.  w.  Kinder). 

2.  Nur    in  einigen  Beziehungen    gehören  zur  armenrechtlichen 
Familie 

a)  die  in  Bezug  auf  Erwerb  und  Verlust  des  Unter- 
stützungswohnsitzes selbständige  Ehefrau; 

b)  in  Bezug  auf  den  Vater  diejenigen  Kinder,  welche  den 
Unterstützungswohnsitz  der   selbständigen  Mutter  teilen. 

3.  Nicht  zur  Familie  gehören 

a)  die  rechtskräftig  geschiedene  Ehefrau  und  die  von  ihr 
bezüglich  der  Uuterstützungswohnsitz  -  Verhältnisse  ab- 
hängigen Personen; 
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b)  eheliche  n.  s.  w.  Kinder  nach  zurückgelegtem  24.  Lebens- 
jahre and  die  von  ihnen  abhängigen  Personen. 
II.  Die  Familiengerocinschaft  entsteht 

1.  mit  der  Eheschliessnng  für  die  Ehefrau  und  die  bis  dahin 
ihre  Unterstützungswohnsitz-Verhältnisse  teilenden  Personen 
—  selbst  wenn  Armenpflege  unmittelbar  oder  mittelbar  be- 
reits eingetreten  war; 

2.  mit  der  Geburt,  Adoption,  Legitimation  für  die  Kinder. 
III.  Familienhaupt  und   Familienglieder   bilden  eine 

Personeneinheit. 

Daraus  folgt: 

1.  die  Unterstützung,  welche  einem  landarmen  Familien- 
haupte gewährt  wird,  bestimmt,  so  lange  sie  andauert,  den 
fürsorgepflichtigen  Landarmenverband  für  alle 
Familienglieder,  wenngleich  diese  in  einem  anderen 
Landarmenverband  hülfsbedürftig  werden; 

2.  die  Unterstützung,  welche  einem  Familiengliede  gewährt 
wird,  gilt  als  dem  Familienhaapte  gewährt: 

a)  dieselbe  bringt  für  das  Familienhaupt  den  Lauf  der  zum 
Erwerb  und  Verlust  des  Unterstützungswohnsitzes  führen- 
den Fristen  zum  Stillstand; 

b)  sie  bestimmt  den  fürsorgepflichtigen  Landarmenverband 
auch  für  das  Familienhaupt  und  andere  Familienglieder, 
welche  während  der  Dauer  dieser  Unterstützung  an  an- 
dern Orten  hülfsbedürftig  werden. 

In  den  hier  aufgeführten  Beziehungen  gelten  auch  die  unter  I 
^T,  2  bezeichneten  Personen  als  zur  Familie  gehörig. 

3.  Die  Uebernahme  der  Familienglieder  kann  nicht  ohne  die 
des  Familienhauptes  verlangt  werden,  falls  auch  letzteres 
sich  im  Bezirk  des  vorläufig  unterstützenden  Armenverban- 
des befindet. 

In  der  sab  3  hervorgehobenen  Beziehung  gelten  die  unter  I  Nr. 
2  aufgeführten  Personen  nicht  als  zur  Familie  gehörend.  ~ 

Die  bezüglichen  Entscheidungen  des  Bundesamts  sind  gleichfalls 
im  Zentralblatt  für  1883  S.  58,  141  und  328  ausführlich  mit- 
geteilt. —  In  der  amtlichen  Sammlung  der  Entscheidungen  eine 
grosse  Zahl  von  derartigen  Erkenntnissen:  nach  1883  namentlich 
XVI  S.  122  (3  Fälle)  und  XVII  S.  113  (2  Fälle). 

§  190. 

Gegen  die  vorstehenden  Grundsätze  wird  zweierlei  ein- 
gewendet: erstens,  dass  der  auf  die  Landarmenverbände  be- 
zügliche Teil  auf  einer  falschen  Auslegung  des  Gesetzes 
beruhe,  und  zweitens,  dass  die  dem  Gesetz  entsprechende 
Zulassung  der  Ausweisung  eine  unnütze  Härte  enthalte.  In 
-der  ersteren  Beziehung  sei  daher  eine  vor  solcher  Auslegung 
sicherstellende  Fassung  des   Gesetzes ;    in  der  zweiten  eine  die 

Fortchangen  (27)  VI.  4.  —  MünsUrberg.  32 
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Ausweisung  erschwerende  Bestimmung    notwendig').      HicrUbM 
ist  Folgendes  zu  bemerken :  ■ 

Erstens:     Die   Auslegung,     welche    das    Bundt>samt  d^fl 
■:<;  30—32  in  Ansehung   der  Limdarmenver bände   giebt,    dflrÄfl 
in  der  That  auf  einem  Irrtum  berubeu,  und  zwar  auf  demselben,  * 
welchen  die  Reicbst&gskommission   in  Bezug   auf  das  wirtschaüt- 
hche   Aequivalent    beging,    indem   sie   Orts-    und    Laadanncn- 
verbände  Itierbei  einander  völlig  gleichstellte,  wjihread  in  Wahr- 
heit  nur   bei  erateren  von  einem   solchen  Aequivalent  die  Rtfde 
sein    kann.     Denn   die   Verpflichtung  zum   Kostenersatz  ist    bei 
beiden    Verbünden    eine    grundsätzlich   verschiedene.     Zur  vor- 
läufigen   [Jnterstützung    ist   .jeder    Ortsarmen verband    ganz    un-_ 
abhängig  von   der   definitiven  Verpflichtung  zur  ArmenWt  i 
pflichtet;    er    hat    sich    wegen    Kostenersatz    zunächst    an 
Armen  verband     des   UnterstUtzungs  Wohnsitzes    zu   halten.     ] 
wenn  sich  ergiebt,  dass  ein  solcher  Armenverband  nicht  vorhan- 
den ist,   soll  der   Landarmen  verband  subsidiär  eintreten  und 
zwar  derjenige,  „in  dessen  Bezirk  sich  der  Unterstützte  hei  Ein- 
tritt der  Hüffsbedürftigkeit  befand". 

Das  Gesetz  stellt  also  in  Gegensatz  zu  dem  rechtlicbe 
Sichbefinden,  d.  h.  dem  Unterstützungswohnsitz  —  das  tbal^ 
sächliche  Sichbcflnden,  d.  h.  den  zeitweiligen  Aufenthalt, 
anderen  Worten :  über  die  Verpflichtung  zum  sub- 
sidiilren  Kostenersatz  entscheidet  derjenige  räum- 
liche Bezirk,  in  welchem  sich  der  einzelne  Pflegefall 
zugetragen  hat,  wobei  es  gerechtfertigt  sein  mag.  dass 
der  Land  armen  verband  auch  noch  zum  Kostenei^atz  verpflichtet 
bleibt,  wenn  der  Bedürftige  seinen  Aufenthalt  in  den  Bezirk  eines 
anderen  Landarmenverbandes  legt,  ohne  dass  er  aufgehört  hat, 
unterstützungsbedürftig  zu  sein").  Dagegen  einen  anderen,  in 
seiner  Veranlassung  von  dem  ersten  völlig  verschiedenen  Fall 
nur  deshalb  ein-  und  demselben  Landarmenverband  nur  Lost 
legen ,  weil  dieser  erste  seiner  Fürsorge  unterliegt ,  heisst  den 
eigentlichen  Sinn  des  Gesetzes  verkennen  und  die  polizei- 
liche Verpflichtung  zur  Armen tlü-sorge  mit  der  vcrmögen»- 
reehtüchen  Verpflicntung  zur  Tragung  der  Armenlast  ideatifiziren. 

')  Vgl.  Seydol  S.  592  ßecen  die  damals  eben  beeinnende  Judikatur 
des  B.-A. —  Eine  sehr  klare  Darlegung  findet  uiai;  in  einer  an onymen  Ab- 
handlung in  DeutMlie  Gem.-Z.  Iö78  b.  69.  —  Ucf)er  die  polizeiUehe  tmd 
die  verm5gen8recht liehe  Bedentung  der  Armengeectzgehung  überhaupt 
FiottVen  I.  —  Die  Armen  komm  iesion  in  Hanau  empfiobtt  Aeadenine 
<ier  §g  14^27  in  der  Richtung,  daes  unter  genieseo  VontDaBcUungcn  durch 
Untentützung  von  Angehürigen  nicbt  auch  das  Familienhanpt  Reibet  ab 
unteTHtützt  zu  betrachten  sei,  weil  hierdurch  die  Annenverbände  oft  fBr 
Pcraonen  fUraorgepflichtig  würden,  welche  Hingst  von  ihnen  abwesend  SHi^H 

')  Dies  ist  beiBpielsweiae  in  den  Entsch.  XVI  S.  123  und  XÄM 
S.  113  der  Fall,  die  davon  handeln,  dass  Jemand  von  mehreran  I<*Q^| 
armen  verbünden  wegen  Krankheit  verpÜegC  werden  mues  und  es  nO^I 
hemuutellt,  dara  diese  Krankheit  nur  fiusBerlich  diskontinuirlicli  sor  ^^| 
M.'heinnng  gekommen  ist,  während  sie  ihatsSchlich   fortdauernd  din^^l 
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Konsequenter  Weise  dürfte  nicht  der  Aufenthalt  des  Ange- 
hörigen entscheidend  sein,  der  unterstützt  wird,  sondern  umge- 
kehrt gerade  der  des  Familienhauptesy  welches  der  eigentlich 
Unterstützte  ist.  Und  wenn  das  eine  bedürftige  Glied  die 
ganze  Familie  nach  sich  zieht,  statt  dass  die  umgekehrte  Folge 
eintritt,  so  ist  die  Meinung  des  Gesetzes,  dass  unselbständige 
Angehörige  den  Unterstützungswohnsitz  ihres  Familienhauptes 
teilen,  in  ganz  unrichtiger  Weise  verallgemeinert,  weil  dem 
Landarmenverband  gegenüber  nicht  der  Unterstützungswohnsitz^ 
sondern  eben  der  Mangel  eines  solchen  entscheidend  sein  solP). 
Es  lässt  sich  gewiss  nicht  verkennen,  dass  hierdurch  die  eigen- 
tümliche Natur  der  Landarmenverbände  als  ergänzender  Träger 
der  Armenlast  verkannt  und  beeinträchtigt  wird. 

§  191. 

Schwerwi^ender  noch  sind  die  Einwendungen  in  Bezug 
auf  die  Zurückverweisung.  Denn  die  ftüschliche  Belastung 
eines  Landarmenverbandes  wird  seine  gesammten  Finanzverhält- 
nisse nicht  sonderlich  beeinflussen ;  dagegen  ist  die  Ausweisung  eine 
Massregel,  die  den  Bedürftigen  selbst  und  unter  Umständen  sehr 
hart  infft.  Man  hat  sich  hierbei  zu  vergegenwärtigen ,  dass  es 
sich  nicht  allein  oder  auch  nur  in  der  Hauptsache  um  Personen 
handelt,  die  ihre  Familien  böswillig  verlassen  haben  —  diese 
sind  leider  am  schwersten  zu  fassen  — ;  sondern  sehr  viel  öfter 
um  solche,  die  gerade  aus  lobenswerten  Gründen  sich  von  ihrer 
Familie  getrennt  haben,  um  auswärts  Arbeit  zu  suchen. 

Folgende  in  den  Entscheidungen  des  Bundesamtes  behandelte 
Fälle  scheinen  mir  hierftir  charakteristisch  zu  sein.  In  der  Entschei- 
dung vom  11.  Dezember  1880  handelt  es  sich  um  Ausweisung 
eines  Maurers  nebst  Familie;  es  war  unter  anderem  auch  von 
dem  übemahmepflichtigen  Armenverbande  behauptet  worden,  dasa 
derselbe  nebst  seiner  Frau  am  Aufenthaltsorte  schon  wieder- 
holt Verdienst  geftmden  habe,  den  er  am  Orte  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes kaum  zu  erwarten  habe.  Das  Bundesamt  glaubte 
aber  diesen  Ausflihrungen  nicht  beitreten  zu  sollen  und  gsub  dem 
Antrage  auf  Ausweisung  statt  —  In  der  Entscheidung  vom 
20.  November  1878  X  S.  139  wird  die  Behauptung  des  ver- 
klagten Armenverbandes  W.,  dass  die  N.  „in  W.  keine  oder 
nur  wenig  lohnende  Arbeit  finden  werde,  imd  in  W.  weder 
auf  fireuiralichen  Empfang  noch  auf  genügende  Unterstützung 
zu  rechnen  habe*^,  mit  dem  Bemerken  zurückgewiesen,  „dass 
ein  erheblicher  Nachteil  im  Sinne  des  §  56  nicht  schon  darin 
liegt,    wenn  an    dem   bisherigen    Aufenthaltsorte   die   Erwerbs- 

*)  So  namentlich  auch  Seydel  S.  592  und  Anm.  5.  —  In  diesem 
Sinne  hatte  auch  das  säcl^.  Ministerium  des  Innern  sich  wiederholt  ent- 
schieden; gerade  gegen  dessen  Auffassung  wendet  sich  die  Entsch.  vom 
10.  Febr.  1883  in  XV  S.  100,  wo  die  Gründe  für  die  Praxis  des  B.-A.  unu^r 
Berofonff  auf  die  frühere  konstaute  Rechtsprechung  nochmals  darge- 
legt sind. 
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verliältniase   günstiger,     inabesondere    die     Löhne     höher    sind, 
wie  dies   TQeisKnteiU  in  Städten   gegenüber  dem   platten  Lanifo'l 
zu   sein    pflegt   —  und    zwar    um   so  weniger,    als   ein  Minder- ■ 
erwerb  des  Hülfabedürfdgen,  soweit  ct  nicht  durch  die  geringere  J 
Höhe  der  Ausgaben  tür  Wohnungsraiete   und  Lebensmittel  i 
geglichen    wird,    von   dem   Armenverband,    welcher   das   T 
eigener    Fürsorge    in    Anspruch    nimmt,     durch     einen 
sprechend     höheren     Zuschuss    aus     Armenmittel 
ausgeglichen     weixlen    musa"l    —    In    der    Entscbddung    v 
L  Dezember  1883  XVr  S.  143    handelt  es  sich  um  ein  Diei 
niädchen   und  ihr  wegen  unzureichenden  Verdienstes  der  Mutti 
dauernd   bedürftiges  Kind;    der  Aufenthaltsort   hatte  die  Ueber'] 
fllhrung  der  Mutter  mit  dem  Kinde  abgelehnt,    weil   crstere   i 
Gesindedienst  stehe,  und  gemeint,  nur  letzteres  sei  bedürftig ;  d 
gegen  fiibrte  das  Bundesamt  aus:    „die  Mutter  selbst  sei  in  C 
Person  ihres  Kindes  unterstützungsbedürftig  geworden;  das  öffe 
lich-recbtliehe  Verhältniss  zum  unterBtülzenden  Armenverband  wii 
aber  derart,  das  es  auch  das  Gesindeverhältniss  löse;  es  hätte  dabc 
die  Mutter  eventuell  zwangsweise  tranaportirt  werden  inttssen*'. 

Man  sacht  vergeblich  nach  einem  tieferen  Zweck  derartiger 
Ausweisungen;  ihre  Durehfiihrung  ist  ledigUch  eine  fomialistisuie 
Folge  des  Gesetzes  Besonders  bemerkenswert  erscbränt  auch 
hier  wieder  daw  Verhalten  der  verpflichteten  Armen  verbände,  die 
sich  gegen  die  Uebernahme  wehren,  obwohl  sie  im  übrigen 
ihre  finanzielle  Verpflichtung  nicht  bestreiten.  In  der  That  wird 
man  der  naiven  Versicherung  des  Armen  Verbandes  W,  GlauboL-B 
schenken  können;  der  Empfang  der  N.  wird  gewiss  kein  i 
freundlicher  gewesen  sein.  Auch  hier  spricht  also  da«  w 
verstandene  Interesso  der  Bedürftigen  gegen  die  Zulassung  e 
harten  Maasregel,  welche  die  Betroffenen  schädigt ,  ohne  dem 
vorlUußg  unterstützenden  Armenvcrbande ,  der  seinen  Aufwand 
erstattet  erliAlt,  zu  nützen. 

Es  ist  hier  an  die  §§  55,  5ii  dea  Reichsgesetzes  zu  eFtnacm, 
welche  die  Beschränkung  der  Auaweisungsbefugniss  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen,  namentlich  auch  dann  zulassen,  „wenn 
die  Ausweisung  mit  erheblichen  Härten  und  Nachteilen  filr  die 
Auszuweisenden  verbunden  sein  würde''.  Es  wÄre  durchsnkj 
wünschenswert,  dass  von  dieser  Befugniss  auch  seitens  des  1 
desarates  ein  dem  .Sinne  des  Freizügigkeitsgesetzes  enls 
der  Gebrauch  gemacht  würde,  so  das.'i  also  Aus 
arbeitsfähiger,  unbescholtener  Personen  in  keine 
Falle  stattfinden  dürfte, 

4,    Mp<>zlell:    Festsetxuns  einer  Altersgrenze,  i 
vfith    und   Verlust    dex  IJntorijtfltsun^walinsIUes 
lässig  sind. 
S   192. 
Noch  ist  eine  kurze  Bemerkung  notwendig  über  diejcu^ 
Personen,  welche,  bereits  im  arbeitsunfähigen  Aller  slohendi,  ihi 
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bisherigen  Aufentlialt  verlassen ,  um  nach  Orten  mit  guten 
Armenanstalten,  besonders  nach  grossen  Städten  zu  ziehen.  Zweifellos 
kommen  diese  Fälle  nicht  ganz  selten  vor,  wie  die  an  anderer 
Stelle^)  mitgeteilten  Zahlen  ersehen  lassen;  auch  sind  sie  die 
einzigen,  bei  denen  in  der  That  nicht  wohl  von  einem  wirt- 
schaftlichen Aequivalent  die  Rede  sein  kann.  Man  hat  daher 
vorgeschlagen,  eine  Altersgrenze—  60  oder  55  Jahre  —  fest- 
zusetzen, über  die  hinaus  ein  neuer  Unterstützungswohnsitz 
durch  Aufenthalt  nicht  mehr  soll  erworben,  der  bisherige  durch 
Abwesenheit  nicht  mehr  soll  verloren  werden  können;  selbst- 
verständlich soll  auch  in  diesen  Fällen  die  Rückweisungs- 
beiugniss  der  Armen  verbände  nicht  beschränkt  werden. 

Vom  Standpunkte  der  gerechten  Verteilung  der  Armenlast 
lässt  sich  hiergegen  ebensowenig  etwas  sagen,  wie  vom  Stand- 
punkt der  Bedürftigen,  die  an  dem  einen  Orte  so  gut  wie  an 
dem  andern  erwerbsunfUhig  und  bedürftig  sind.  Ist  man  der- 
selben Meinung,  wie  der  Abg.  Streit,  oer  im  Reichstage  sein 
Mitgefühl  mit  solchen  armen  alten  Leuten  aussprach,  „die  in  ihre 
Heimat  nicht  zurückkehren  dürften,  an  fremdem  Orte  ihre  Tage 
vertrauern  müssten**,  eo  wird  man  sogar  ein  gutes  Werk  zu  thun 
glauben  dürfen,  indem  man  solche  einschränkenden  Bestimmungen 
triflFt.  Allerdings  dürfte  diese  Meinung  nicht  allseitig  bestätigt  wer- 
den; eine  unzweifelhafte  Erfahrung  spricht  vielmehr  daflir,  dass 
Leute  dieser  Art  nur  fortj^ehen,  wenn  es  ihnen  in  der  Heimat  uner- 
träglich schlecht  geht,  und  dass  sie  lieber  auf  jede  Unterstützung 
verzichten,  ehe  sie  dorthin  zurückkehren  ^).  Ein  anderer  häufiger 
Grund  des  Fortziehens  ist  ftir  alte  Leute^  dass  ihre  Kinder  an 
anderem  Orte  wohnen  und  sie  gerne  mit  ihnen  zusammenleben  und 
sich  durch  Kinderwartung,  Hausaufsicht  noch  nützlich  machen 
wollen;  auch  ßlllt  bei  diesem  Zusammenleben  den  Kindern  die 
Unterhaltung  der  Elltem  sehr  viel  leichter,  als  wenn  von  einem 
auswärtigen  Armenverbande  Unterstützung  gewährt  und  von 
den  Kindern  in  baarem  Gelde  wieder  eingezogen  wird. 

Diese  Möglichkeit,  sich  in  der  eigenen  Familie  noch  nützlich  zu 
machen,  sollte  man  wenn  angänglich  nicht  erschweren.  Auch 
wird  man  die  von  solchen  alten  Leuten  drohende  Mehrbelastung 
nicht  zu  hoch  anschlagen  dürfen.  Wenn  andererseits  Städte  wie 
Berlin,  Breslau,  Frankfurt  a.  M.  u.  a  wirklich  etwas  stärkere 
Belastung  erhalten,  so  sollte  billig  auch  in  Erwäeung  gezogen 
werden,  wie  viel  wohlhabende  ältere  Leute  nach  solchen  Städten 
ziehen,  die  Orte,  an  denen  sie  berufsthätig  gewesen  sind,  in 
ihrem  Wohlstande  vermindernd,  die  Orte,  in  denen  sie  die  Frucht 
ihrer  Arbeit  geniessen,  in  ihrem  Wohlstand  erhöhend. 

')  Vgl.  oben  S.  219-223;  namentlich  die  Tabelle  für  Berlin. 

2)  Dies  ist  eine  oft  gemachte  Wahrnehmung,  vgl.  Flottwell  I 
S.  64,  Adickes  S.  773.  —  Ebendasselbe  ist  mir  von  Armenkommis- 
sionsvorstehern in  Berlin  wiederholt  versichert  worden. 


12.  Kapitel. 

Zwangsmassregeln  gegen  Arme  und   gegen  Armen- 
verwaltungen. 

Das  Weseu  der  Armenverwaltuu;^  im  allj^emeinen. 

§  193. 

Wie  immer  beschaffen  die  Armengesetzgebung  und  die  Ver- 
besserungen derselben  sein  mögen,  darüber  sind  Freunde  und 
Gegner  einig,  dass  der  wesentlichste  Elrfolg  derselben  von  ihrer 
Ausführung  und  Anwendung  abhänge,  dass  ein  schledites 
Gesetz  und  gute  Verwaltung  noch  immer  besser  seien,  als  dn 
^utes  Gesetz  und  sclilechte  Verwaltung.  Und  in  der  That  wird 
diese  Meinung  —  die  in  gewissem  Sinne  für  alle  Verwaltungs- 
thätigkeit  gelten  kann  —  ganz  besonders  in  Ansehung  der 
Armenverwaltung  berechtigt  sein,  weil  auf  keinem  Gebiete  mehr 
s\b  auf  diesem  menschliche  Schwächen  auf  Seiten  der  Gebenden 
und  auf  Seiten  der  Nehmenden  geeignet  sind ,  das  vom  Gesetze 
Gewollte  geradezu  zu  vereiteln. 

Vieles  Dahingehörige  ist  schon  in  den  voraufgehenden  Ab- 
schnitten ausführlicher  dargelegt  oder  angedeutet  worden.  Es 
zeigte  sich,  in  welchem  Masse  das  Vorhandensein  von  Mitteln  die 
Uebung  der  Armenpflege  beeinflusst,  wie  schädlich  ihr  llebermass 
ebensowohl,  als  ein  Mangel  derselben  wirken  kann.  Auf  die  nahe 
Beziehung  des  Armen wesens  zu  allen  Erscheinungen  des  wirtschaft- 
lichen, sozialen  und  politischen  Lebens  wurde  hingewiesen  und  der 
Gefahr  gedacht,  die  aus  falscher  Behandlung  der  Armut  als  eines 

{>ersönlich  verschuldeten  Zustandes  erwachsen  kann,  sobald  ledig- 
ich  sachliche,  vor  allem  wirtschaftliche  Ursachen  dieselbe  herbeige- 
führt haben,  und  wie  umgekehrt  die  unbedachte  Hülfeleistung  gegen- 
über der  verschuldeten  Armut  gefährlich  sein  muss.  Auch  auf  die 
Uebergänge  wurde  aufmerksam  gemacht,  die  sich  leise  und  unmerk- 
lich von  unverschuldeter  Erwerbslosigkeit  zum  Vermögensverlust, 
von  diesem  zur  Arbeitsscheu  und  zur  Liederlichkeit  bilden. 
Doch  ist  diese  reiche  Mannigfaltigkeit  seelischer  und  körperlicher 
Glücks-  und  Leidenszustände  durch  einige  Formeln  zu  er- 
schöpfen so  wenig  möglich,  wie  die  Begriffe  Arbeitsfähigkeit 
und  Arbeitsunfähigkeit,  dauernde  und  vorübergehende  Bedürftig- 
keit allen  Möglichkeiten  gerecht  werden  können,  welche  im 
wirklichen  Leben  den  Eintritt  der  Armenpflege  veranlassen.  Nach 
Enverbsfxrt  und  Lebensgewohnheit,  nach  moralischer  und  körper- 
licher Begabung  ist  jeder  Bedürftige  von  dem  andern 
individuell    verschieden,     bedarf   jeder     diejenige 
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Behandlung,  welche  den  seine  Bedürftigkeit  veran- 
lassenden individuellen  Umständen  entspricht. 

Dies  ist  nun  von  ganz  besooderer  Wichtigkeit  und  Schwierigkeit 
in  Ansehung  derjenigen  Armen,  welche  nicht  in  äusserlich  er- 
kennbarer Weise  —  Krankheit,  körperliche  oder  geistige  Ge- 
brechen —  bedürftig  sind,  namentlich  also  dann,  wenn  mannigfache 
femer  li^ende  EinflUase,  wie  die  wirtschaÄlichen  Verhältnisse 
im  allgemeinen,  Wohnungsnot,  Lebensmitteltcuerang ,  sowie 
lediglich  innere  Momente,  wie  Arbeitsscheu  u.  s.  w.,  auf  den 
Zustand  der  BedUrfügkeit  bei  ganzer  oder  teilweiser  Arbeits- 
fäbigkeit  des  Einzelnen  und  seiner  Angehörigen  einwirken. 
Während  den  Fällen  der  ersteren  Art  durch  eine,  ihrer 
ganzen  Natur  nach  nicht  leicht  zu  missbrauchende  Verpflegung 
in  besonderen  Anstalten  abgeholfen  werden  kann  und  muss,  ist 
in  allen  anderen  Fällen  die  Unterstützung  in  der  Wohnung  an 
und  fUr  sich  ausreichend,  aber  daneben  strenge  und  dauernde 
Beaufsichti^ng  der  Unterstutzten  unumgänglich  notwendig. 

Eine  derartige  Aufsicht  zu  üben  ist  aber  nur  möglich,  wenn 
^ne  ffL-nUgend  grosse  Zahl  von  Fer^onen  vorhanden  ist,  welche 
als  Armenpfleger  hierzu  ftlhig  und  Willens  sind;  beides  werden 
sie  nur  sein,  wenn  die  Zahl  der  ihnen  unterbreiteten  Fälle  eine 
Keringe  ist,  so  dass  die  Sachuntersuchung  bei  Beginn,  die  fort- 
dauernde Beobachtung  bei  Fortdauer  der  Unterstützung  seitens 
des  Armenpflegers  ohne  sonderliche  Muhe  erfolgen  kann.  Dies 
fuhrt  in  Armen  verbänden,  deren  Umfang  zu  gross  ist,  ab  dass 
der  Gern  ein  de  vorstand  hierzu  in  Ansehung  sflmmtlicher  Unter- 
stützungsliille  ohne  weiteres  im  Stande  ist,  zur  Verbindung 
der  freiwilligen  und  obligatorischen  Armenpflege 
durch  ehrenamtliche  Beteiligung  gemeinnutzig  ge- 
sinnter Personen,  denen  ihre  Berufsbeschäftigung  ao  viel  Zeit 
übrig  lässt,  um  einige  wenige  Fälle  in  der  vorbezeichneten  Art 
gründlich  zu  behandeln.  Wesentlich  ist  hierbei  die  Einteilung 
des  von  dem  Ortaarmenverbande  gebildeten  Gebiets  in  Bezirke 
und  Quartiere,  denen  der  einzelne  Arinenpfleger  vorsteht;  bei 
äusserst  starker  Beteiligung  freiwilliger  Kräfte  und  nicht  zu 
grosser  Ausdehnung  des  Gebiets  kann  die  Teilung  so  weit  gehen, 
aass  jedem  Pfleger  nur  eine  bestimmte  geringe  Zahl  von  Wohn- 
atätten  oder  von  Füllen  (2 — 4)  zugewiesen  wird. 

Um  die  Verbindung  der  einzelnen  Teile  unter  einander  nicht 
zu  verlieren,  namentlich  also  zur  Aufrechterhaltung  gleichartiger 
Orundsiltze  und  zur  Ueberwachung  der  Armen  (damit  dieselben 
nicht  durch  Quartierwcchael  der  Aufsicht  sich  entziehen  oder 
doppelte  Unterstützung  erhalten)  ist  auf  der  andern  Seite  eine 
Zusammenfassung  der  Ptiegebezirke  notwendig,  die  Schaffung 
eines  Zentrtdpiinktes,  an  welchem  Nachrichten  Über  die  einzelnen 
UnterstUtzuugställe  und  die  Art  ihrer  Behandlung  zusammen- 
^strömen,  von  welchem  Rat,  Anweisung  und  thatsächliche  Belehrung 
über  den  Sachstand  an  die  Ffl^er  ausgehen  können.  Zwischen 
<lie    Zentralstelle     und     den     einzelnen     PSegebezirk     können 
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Zwischenglieder  (BezirksversammluDgen   u.  dergl.)    eingeschoben 
werden. 

Auf  das  Detail  kann  an  dieser  Stelle  nicht  näher  eingegangen 
werden.  Ueber  die  Notwen  digkeit  der  Individnalisirung 
hat  in  der  Theorie  niemals  Zweifel  bestanden;  nur  die  Praxis 
hat  dessen  zu  häufig  vergessen,  oder,  wenn  nicht  vergessen,  aus  Nach- 
lässigkeit, Pflichtwicirigkeit  u.  s.  w.  nicht  darauf  geachtet.  Da  aber 
jede  Yerkennung  der  allein  richtigen  und  vernünftigen  Grundsätze 
durch  planlose  oder  willktlrliche  Armenpflege  ebensowohl  zur  Ver- 
wilderung und  Zuchtlosigkeit  der  armen  Bevölkerung,  wie  zur  Über- 
mässigen Anspannung  und  schliesslich  zur  völligen  Unzulänglichkeit 
der  für  Armenzwecke  erforderlichen  Mittel  unerbittlich  hinführt,  sa 
giebt  es  einen  Höhepunkt,  nach  dessen  Erreichung  das  Gemein- 
wesen seiner  Misswirtschaft  sich  inne  wird  und  zu  heilsamer  Armen- 
pflege zurückzukehren  versucht.  Hierbei  kommt  man,  sozusagen  von 
selbst,  auf  die  Grundsätze  der  Individualisirung. 

Das  letzte  Beispiel  dieser  Art  bot  Elberfeld,  welches  1852 
*  seine  bürgerliche  Armenpflege  von  Grund  aus  reformirte ,  die  Stadt 
zum  Behufe  der  Aussenarmenpflege  in  252  Quartiere  teilte, 
deren  jedes,  nach  Hausnummern  örtlich  abgegrenzt,  seine  eigene 
Armenpflege  haben  sollte;  der  einzelne  Armenpfleger  sollte  in  der 
Kegel  nicht  mehr  als  4  Armen  (Einzelstehenden  oder  Familien- 
häuptern) seine  Fürsorge  widmen.  Durch  diese  Reform  wurden  so 
vortreffliche,  in  dem  verbesserten  Zustande  der  Armen,  wie  in 
ausserordentlicher  Verminderung  der  Armenpflegekosten  zum  Aus- 
druck gelangende  Erfolge  erzielt,  dass  das  Beispiel  Elberfelds 
Gegenstand  der  aufmerksamsten  Beachtung  wurde  und  sein  System 
vielfach  geeignet  erschien,  die  Zustände  des  Armenwesens  auf  prak- 
tischem Wege  ihrer  Besserung  zuzuführen;  vgl.  hierüber  namentlich 
Seyffardt,  Die  Reform  des  Armenwesens,  1874,  mit  sehr  wert- 
vollen eigenen  Gedanken;  Lammers  bei  Emminghaus  S.  89, 
der  nur  Nachrichten  aus  den  Verwaltungsberichten  und  der  Armen- 
ordnung bringt :  Loening  S.  891;  Bert  hold,  Die  offene  Armen- 
pflege der  Stadt  Elberfeld  im  Juni  1881;  ganz  neuerdings  noch 
der  Abschnitt  „Die  Elberfelder  Armenpflege"  in  dem  von  Böhme rt 
herausgegebenen  Werke:  Das  Armen wesen  in  77  deutschen  Städten, 
Dresden  1886,  S.  49  ff.  Dort  sind  eine  Menge  Berichte,  Zahlen- 
angaben, sowie  Anweisungen  und  Formulare  für  die  Armenpfleger 
mit  abgedruckt.  —  Kurz,  aber  sehr  zutreffend  sind  die  Grundzüge 
des  Systems  gezeichnet  von  Roestel  in  einem  auf  dem  IX.  bran- 
denburgischen Städtetage  vom  18.  September  1882  gehaltenen  Vor- 
trage: Praktische  Erfahrungen  mit  dem  elberfelder  Armenpflege- 
System.  —  Neuerdings  Neuordnung  nach  elberfelder  Muster  in 
Frankfurt  a.  M.,  Armenordnung  vom  1.  April  1883  —  vergK 
Verwaltuugs  -  Bericht  —  und  in  Gotha,  Armenordnung  vom 
16.  Februar;  vgl.  Emminghaus  in  Nordwest  1885  S.  149  u.  a.  m. 
In  der  Deutschen  Gemeinde -Zeitung  bildet  das  elberfelder  System 
ein  stehendes  Thema. 
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Selbst Terstind lieh  ist  dasselbe  nicht  fBr  jetles  Gemeinwesen 
branchbar.  nicht  fttr  jedes  notwendig;  nicht  brauchbar  da,  wo 
es  an  genügenden  ebrenamilichen  Kiüflen  fehlt,  nicht  notwendig,  wo 
der  Gemeinde  vorstand  ohnedies  Wohlhabende  nnd  Bedürftige  genau 
kennt.  Ueberhaapt  darf  mau  es  nicht  s^'habtonenhaft  nachahmen 
wollen :  mit  Rücksicht  anf  die  in  Gebote  stehenden  persönlichen  and 
finanziellen  Kräfte,  aof  den  Umfang  and  die  An  der  Bedarf igkcit 
iu  seinem  Bezirke  n-  s.  w.  hat  jedes  Gemeinwesen  zn  pnifen.  was 
ihm  am  meisten  eclspricht.  Nnr  darf  der  Grandgedanke  der  Indi- 
vidoalisinmg  weder  in  klönsten  noch  in  grßssten  Verhältnissen  auf- 
gegeben werden. 

Es  ist  übrigens  kein  gutes  Zeichen  für  den  Stand  der  Armen- 
verwaltnngen  im  allgemeinen,  dass  das  elberfetder  Svsleni  dieses 
'  ansserordent liehe  Anfsehen  erregen  nnd  dazu  fahren  konnte.  däSS 
ei  als  das  System  der  individnalisirenden  Armenpflege  schlechthin 
bezeichnet  wird,  während  es  sich  doch  lediglich  um  die  Wieder- 
belebung oder  Wiederenideckung  der  rationellen  Gmnds&tze  handelte. 
*  In  Wahrheit  gilt  diese  Art  der  Arbeitsteitong  als  oberster 
Grundsatz  der  alten  kirchlichen  Armenpflege  schon  —  oder  mau 
sagt  besser:  noch  —  in  der  apostolischen  Zeit,  wo  Diakonen 
nnd  Diakonissinnen  als  Helfer  des  Bischofs  ih&tig  sind;  vgl.  Ha- 
tzi ng  er  S,  36,  43  und  76:  Uhlhorn  an  verschiedenen  Stellen,  na- 
mentlich 1  S.  158  nnd  171.  —  Am  Ausgang  der  ersten  Epoche 
(Ende  des  3.  Jahrhunderts)  begannen  bereits  diese  Grundsätze  tct- 
nachtitssigt  zu  werden,  bis  die  eigentümliche  .^ufiassimg  des  Al- 
mosens pendens  als  Bassaki  Dberhanpt  zu  arger  Yerkennnng  des  Sinns 
der  Armenpflege  führt;  Ratzinger  an  vielen  Stellen:  S.  85 — 9'2, 
160  (f.,  233  ff.,  280,  368  und  S.  93  Anm.  4  gegen  Emming- 
haus.  —  Versuche  der  Wiederbelebung  der  Diakonie  im  Sinne 
persönlicher,  höchst  individaeller  Armenpflege  sind  spfiter  sehr  h&ußg 
nnd  eben  immer  dann  gemacht  worden ,  wenn  die  älisswirtschaft 
alles  Mass  überschritten  oder  aus  andern  Gründen  die  Znsl&nde  des 
Armenwesens  sich  ungewöhnlich  verschlimmert  hatten. 

Einige  sehr  bemerkenswerte  Beispiele  bieten  namentlich:  Die 
schon  S.  80  erwähnte  yperner  Armenordnung  von  1524  und  die 
nürnberger  Armenordnang  von  1522.  lieber  die  Priorität  der 
letzteren  und  den  Streit  hierüber  vgl.  Loening  S.  863  Anm.  17 
nnd  die  dortigen  Zitate.  —  In  Stadt  Brannschweig  1805  durch 
Johann  Anton  Leisewitz;  vgl.  Bammel  bei  Emminghaus 
S.  223.  —  In  Kiel  1793  Gesellschaft  der  freiwilligen  Armen- 
freunde;  vgl.  Seelig  bei  Emminghaus  S.  127.  —  In  Hamburg 
ArmenordnuDg  vom  3.  September  1788:  Gründung  der  allgemeinen 
Armenanstalt;  v.  Helle  S.  64  ff.  —  Die  von  Thomas  Chal- 
mers  als  Geistlichem  des  Kirchspiels  St.  Johns  in  Glasgow  eben- 
dort  von  Nicholla  in  Southwell  ebenfalls  im  Anfange  des  Jahr- 
hunderts unternommenen  praktischen  Reformen;  vgl.  Aschrott 
S.  38,  39  u.  a.  m.  —  Sehr  bemerkenswert  sind  die  Worte  über 
das  Almosengeben,  die  Lessing  dem  Derwisch  in  den  Mund 
legt:  Nathan  der  Weise  1.  Aufzug  am  Ende  des  3,  Auftritts 
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§  195. 

Ausser  den  Schranken,  welche  der  Armenpflege  überhaupt 
durch  die  Individualität  des  Bedürftigen  gesetzt  sind,  werden 
speziell  der  ö  f  fe  ntlichenArmenpflcge  noch  Grenzen  gezogen 
durch  ihr  Verhältniss  zu  den  anderweiten  Mitteln  der  Armenpflege 
und  durch  ihre  Natur  als  öffentlich-rechtliche  Leistung  aus  Mitteu 
der  Gemeinwirtschaft 

Nicht  an  erster  Stelle  und  als  vornehmste  Helferin  soll  sie 
der  Bedürftigen  sich  annehmen.  Nur  wenn  alle  Mittel  erschöpft 
sind,  wenn  kein  Verwandter  und  kein  Freund  dem  Bedürftigen 
Hülfe  bringt,  wenn  die  freiwillige  Liebesthätigkeit  unzureichend 
oder  aus  inneren  Gründen  fem  geblieben  ist,  dann  soll  das  Ge- 
meinwesen eintreten,  seine  Mitglieder  der  ttussersten  Not  zu  ent- 
reissen.  Und  weil  sie  nur  dies  und  nicht  mehr  thun  soll,  hat 
sie  sich  zu  hüten,  nicht  durch  zu  irühes  Eingreifen  die  An- 
gehörigen ihrer  natürlichen  Pflichten  zu  entwöhnen,  nicht  die 
treiwilJige  Hülfe  überflüssig  zu  machen^). 

Sie  hat  sich  femer  stets  vor  Augen  zu  halten,  dass  sie  mit 
^fientlichen  Mitteln  wirtschaftiet,  welche  aus  den  Steuerieistungen 
der  wirtschaftlich  thätigen  Gemeindeglieder  flicssen,  und  dass 
diesen  gegenüber  keine  Last  härter  drückt,  als  eine,  die  ohne 
Not  auferlegt  wird. 

So  steht  die  Armenverwaltung  vor  einer  unendlich  schweren 
«nd  mühevoUen  Aufgabe,  wenn  sie  das  Gesetz  erftülen  will, 
weil  nur,  wenn  sie  allen  diesen  Momenten  genügende  Beachtun 
schenkt,  das  Gesetz  in  rechter  Weise  erfiillt  werden  kann. 
Denn  dieses  selbst  vermag  nur  die  Gewährung  von  Unter- 
stützung zu  gebieten,  den  hierzu  verpflichteten  Armenverband 
zu  bezeichnen;  den  Erfolg  zu  sichern  liegt  ausserhalb  seiner 
Machtsphäre.  Der  Erfolg  bleibt  im  wesentlichen  auf  den  guten  Willen 
und  die  Einsicht  der  Gebenden,  auf  die  Zustände  und  das  Ver- 
halten der  Nehmenden  verstellt.  Dem  entsprechend  haben  sich 
denn  auch  die  Gesetzgebungen  von  jeher  darauf  beschränkt,  die 
Grundzüge  festzustellen,  indem  sie  die  verschiedenen  Arten  der 
Unterstützung  aufzählen,  die  zum  Eintritt  in  die  Armenver- 
waltung geeigneten  Personen  namhaft  machen. 

Wird  hieran  auch  im  allgemeinen  nichts  zu  ändern  ge- 
wünscht, so  giebt  es  doch  mit  Bezug  auf  den  üblichen  und 
zweckmässigen  Inhalt  der  Armengesetzgebung  zwei  Punkte,  die 
man  der  gesetzlichen  Regelung  insoweit  fiir  besonders  bedürftig 
und  zugänglich  erachtet,  als  der  Charakter  der  gesetzlichen 
Armenpflege  als  einer  öffentlich-rechtUchen  Verpflichtung  sowohl 
-einen  Missbrauch  der  Armenpflege  von  Seiten  der  Bedürftagen 
unbedingt  ausschliessen ,  aber  auch  ein  geringstes  Mass  der 
Arment\irsorge  von  Seiten  der  verpflichteten  Verbände  sicher 
«teilen  muss.  Man  wünscht  daher  gesetzliche  Zwangsmittel 


*)  Vgl.  hierüber  oben  S.  77. 
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fegen  Personen,  die  sich  oder  ihre  Angehörigen  mutwillig  in 
en  Zustand  der  Bedürftigkeit  versetzen  und  erhalten,  sowie  gegen 
Armenverbände,  die  sich  ihrer  Verpflichtung  zur  Armenpflege 
zum  Schaden  der  Bedürftigen  entziehen  oder  zum  Schaden 
anderer  Armenverbände  entledigen. 

§  196. 

I.  Das  Reichsgesetz  überlässt  die  Festsetzungen  über  Art  und 
Mass  der  Unterstützung,  sowie  über  die  Einriebtang  der  Ver- 
waltung der  Landesgesetzgebung:  §  8  des  Gesetzes  vom  6.  Juni  1870. 
Das  preussische  Ausführungsgesetz  §  1  zählt  Obdach  —  unentbehr- 
lichen Lebensunterlialt  —  Krankenpflege  —  Begräbniss  auf,  weitere 
Detaillirung,  ausweislich  der  Motive,  unterlassend,  weil  eine  er- 
schöpfende Kasuistik  unmöglich  sei.  So  auch  schon  in  den  Mate- 
rialien zu  dem  Gesetze  von  1842,  dessen  §  33  keine  Ansprüche, 
die  über  das  Notdürftige  hinausgehen,  zulässt;  es  sollen  die 
sehr  individuellen  Verhältnisse  sowohl  personell  wie  lokal  berück- 
sichtigt werden.  Mit  §  33  gleichlautend  §  63  des  preussischen 
Ausführungsgesetzes ;  vgl.  die  guten  Nachweisungen  über  die  Materia- 
lien und  die  frühere  preussische  Praxis  bei  Arnold  S.  460  ff.  und 
691  ff.  Wegen  Schulunterricht  vgl.  oben  §  186.  —  Ganz  ebenso 
wie  Preussen  auch  Würtemberg  §  1.  —  Sachsens  Armen- 
ordnung zählt  in  §  33  als  Gegenstände  der  Armenpflege  auf  1 )  Al- 
mosen, 2)  Krankenpflege,  3)  Kindererziehung,  4)  Verschaffung  von 
Unterkommen,  5)  gänzliche  Versorgung,  auch  Ausstattung  mit 
Bekleidung  und  Handwerkszeug  ftlr  Waisen,  wenn  sie  als  Lehrlinge 
aufgenommen  werden  (§59).  — Baiern  ähnlich  in  Art.  10.  ü.  s.  w. 

II.  Die  Armenverwaltung  ist  regelmässig  Sache  der  Ge- 
meindeverwaltung. Doch  geben  einige  Gesetzgel)ungen  speziellere 
Vorschriften  über  die  Bestellung  und  Zusammensetzung  der  Armen- 
behörde. —  Preussen  §  2  verweist  ganz  allgemein  auf  die  Vor- 
schriften über  die  Gemeindeverfassung.  Doch  ist  in  §  3  die  Bildung 
besonderer  Armendeputationen  nach  Ermessen  der  Gemeinde- 
verwaltung zugelassen.  Jedes  zur  Teilnahme  an  den  Gemeindewahlen 
verpflichtete  Glied  ist  auch  zur  Uebernahme  einer  unbesoldeten 
Stelle  in  der  Gemeinde-Armenverwaltung  verpflichtet  Ortspfarrer, 
deren  Amtsbezirk  sich  über  die  Grenzen  der  politischen  Gemeinde 
erstreckt,  gelten  hinsichtlich  des  in  der  auswärtigen  Gemeinde  belegenen 
Kirchspielteils  den  dortigen  Ortseinwohnem  gleich.  —  In  Bai  er  n 
wird  gemäss  Art.  22  ff.  ein  besonderer  Armenpflegschaftsrat 
gebildet,  dem  der  Gemeindevorstand,  die  Pfarrvorstände,  der  Vor- 
stand der  israelitischen  Kultusverwaltung,  wenn  eine  solche  in  der 
Gemeinde  besteht,  und  der  Bezirksarzt,  wenn  ein  solcher  in  der 
Gemeinde  seinen  Amtssitz  hat,  als  geborene  Mitglieder,  Vertreter  der 
Gemeindeverwaltung  als  abgeordnete  und  Gemeindebürger  als  gewählte 
Armenpflegschaftsräte  angehören  sollen.  —  In  Würtemberg  ist  die 
Armenverwaltung  gemäss  Art.  9  ff.  Sache  der  bürgerlichen  Ge- 
meindeverwaltung.     Der  erste  Ortsgeistlichc  bezw.  von  jeder 
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Konfession  der  erste,  ist  stiromberecbtigteB  Uitglied  des  Solle^um. 
Aaf  Gnuid  eines  Gescblasses  der  bürgerlichen  Kollegien  kfinnen  m 
allen  Gemeinden  besondere  dem  Gemeinderat  nntergeordoete  Bepa- 
tationen  aas  Mitgliedern  der  bürgerlichen  Kollegien,  geeigneUn  Falls 
unter  Zu^iehnng  anderer  Ortseinwobner,  für  die  Verwaltnng  der  Ört- 
lichen Armenpflege  nnd  ebenso  Kommissionen  fOr  die  Verwattiug 
einzelner  Zweige  der  Anstalten  der  Armenpflege  gebildet,  aach  für 
einzelne  Bezirke  der  Gemeinde  besondere  Armenpfleger  bestellt  «er- 
den.—  Sachsen.  Annenordnung  §  72  fT.  stellt  den  Grandsatz  anf, 
dass  die  Armenpflege  Gegenstand  des  inneren  Gemeindehansbalte« 
sei,  dessen  Besorgung  der  Gemeindeobrigkeit  obliege,  wobei 
es  „weniger  auf  allgemeine  Gleichförmigkeit  als  anf  verständige 
Berücksichtigung  der  önlichen  Verhältnisse  ankomme".  Doch  soll 
die  Verwaltnng  des  Annenwesens  unter  Mitwirkung  der  Angehörigen 
des  Heimatbezirks  erfolgen.  Im  Falle  der  letztere  ans  mehreren 
Gemeinden  besteht,  hat  die  betrefTende  Obrigkeit  ,aiiB  den  dnrcb 
Einsicht ,  Erfabmng ,  Gemeinsinn  und  ÖfTentliches  Vertraoen  ans- 
gezeichneten  Bewohnern  des  Heimatbezirks  dnen  Armenverein 
zu  bilden".  Dabei  sind  stets  die  Besitzer  der  im  HeimatbeziTke 
belegenen  Rittergüter,  die  Geistlichen,  Schullebrer,  Vorstände  der 
Privatwohlthätigkeitsanstatten,  Aerzte  zum  Beitritt  aufzufordern. 
Die  Gemeiudevorstände ,  Ortsrichter,  Vorsteher  nnd  Verwalter  der 
im  Heiuiatbezirlie  bestehenden  milden  Stiftungen,  der  Armen-, 
Kranken-  und  Waisenhäuser  sind  vermöge  ihres  Amtes  jedesmal 
Mitglieder  dieser  Vereine.  Falls  der  Heimatbezirk  durch  eine 
Gemeinde  gebildet  wird,  gilt  bezüglich  Auffonlerung  bezw.  Teil- 
ualinie  der  bezeichneten  Personen  das  Gleiche. —  In  Baden  wird 
die  Örtliche  Armenpflege  gemüss  §  2G  S.  durch  den  Armenrat 
verwaltet,  der  aus  dem  Gemeinderat  unter  Zuzug  des  Ortspfarrers 
jeder  Konfession,  des  Armenarztes  oder  in  Ermangelung  eines  tol- 
chen  des  Staatsarzies,  wo  ein  solcher  seinen  Wohnsitz  hat,  endlich 
der  Polizeibenmten,  wo  die  Lokalpolizei  einer  Staalsstelle  Übertragen 
ist,  gebildet  werden  soll.  Der  Armenrat  kann  fQr  die  versckie- 
denen  Zweige  und  Aiislalten  der  Armenpflege  aus  seiner  Mitte  oder 
aus  der  Zahl  der  selbständigen  Einwohner  eine  oder  mehrere  Kom- 
missionen bilden  und  für  einzelne  Bezirke  der  Gemeinde  besondere 
Armenpfleger  bestellen.     U.  s.  w. 


I.    Zvv:niKsmitl<'l  ^ej^en  Arme, 
u.     Zwang  zur  Arbelt  im  allgemeinen. 
g  197. 
Schon  an  zwei  Stellen  —  bei  Betrachtung  dee  sogenannten  An- 
spruchs auf  Unterstützung  und  bei  Darlegung  dfr  Ursachen,  die 
zur  Einrichtung  von  Bezirksannenhäusern  geftlhrt  haben  —  wurde 
darauf  hingewiesen,   dass  einige  Gesetzgefiingen  einen  Anspnich 
des  arbeitaunfUhigen  Armen  auf  Unterstützung,  andere  nur  eine 
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Verpflichtung  des  Armenverbandes  zur  Unterstützung  gegenüber 
dem  Staate  dem  Wortlaute  nach  anerkennen,  dass  dies  aber  in  der 
Praxis  ganz  auf  dasselbe  herauskommt,  weil  kein  Gesetz  eine 
Zivilklage  des  Armen  gegen  die  Gemeinde  zulässt  und  eben- 
sowenig die  Hülfeleistung  an  ,,arbeitsälhige^  Personen  in  Fällen 
dringender  Not  ausschliessen  kann^). 

Wird  andererseits  erwogen,  dass  die  Fälle,  in  denen  arbeits- 
fUhige  Personen  sich  in  dringender  Not  befinden,  wegen  der  Un- 
bestimmtheit dieser  Begriffe  durchaus  nicht  leicht  von  den  Fällen 
der  Arbeitsunfähigkeit^)  unterschieden  werden  können,  und  dass 
ein  sicherheits-  und  sittlichkeitspolizeiliches  Interesse  überhaupt  in 
allen   Fällen  mit  zur  Frage  steht,   so  leuchtet  ein,  dass  mit  der 

fesetzlichen  Anerkennung  oder  Versagung  des  Anspruchs  auf 
Fnterstützung  nichts  weiter  als  eine  Art  Instruktion  ftlr  die 
Armenbehörde  gegeben  ist,  der  zufolge  arbeitsfähige  Personen 
grundsätzlich  auf  ihre  Arbeit  angewiesen  bleiben  sollen.  Kommt 
es  nun  gleichwohl  dazu,  dass  sie  unterstützt  werden  müssen,  so 
handelt  es  sich  viel  mehr,  als  um  Recht  oder  Unrecht  der  Unter- 
stützung, um  die  Frage:  Wie  ist  die  Unterstützung  nach  dem 
Orundsatze  der  Individualisirung  zu  gewähren,  welche  Art  der 
Unterstützung  ist  den  individuellen  Verhältnissen 
des  arbeitsfähigen  Bedürftigen  am  meisten  ange- 
messen? 

§  198. 

Für  Beantwortung  dieser  Frage  kommen  verschiedene  Ge- 
sichtspunkte in  Betracht.  E^  ist  zu  erwägen,  dass  Jemand,  der 
iirbeitsfkhig  ist,  nur  Armenunterstützung  nachsuchen  wird,  wenn 
•es  ihm  an  Arbeit  mangelt  oder  wenn  er  die  Arbeit  scheut  Ge- 
währt man  nun  diesem  eine  Unterstützung  in  ganz  gleicher 
Weise  wie  einem  arbeitsunfähigen  Armen,  so  ist  es  zweifellos, 
dass  der  Arbeitsscheue  die  Gelegenheit,  Arbeit  zu  suchen, 
gänzUch  versäumen,  und  der  Arbeitswillige,  hierdurch  zur 
Nachahmung  verlockt,  sich  gleichfalls  lieber  auf  die  Armenpfi^e  zu 
verlassen  be^nnen  wird,  statt,  soweit  irgend  mögUch,  seine  Kräfte 
zur  Aufsuchung  und  Verrichtung  von  Arbeit  anzustrengen.  Es  ist 
femer  zu  bedenken,  dass  jede  Unterstützung  an  einen  arbeits- 
^higen  Menschen  am  unzweideuti^rgten  den  Charakter  des  Lohn- 
zuschusses  trägt  und   der   auf  seine  eigenen  Ejräfte  angewiesene 

*)  Vgl.  oben  §  98.  —  Namentlich  Baiern,  das  in  Art.  6  I  des 
Gesetzes  von  1869  von  einem  Anspruch  auf  Unterstützung  spricht,  setzt 
sogleich  hinzu:  dass  sich  derselbe  beschränkt  „auf  die  uewährung  des 
zur  Erhaltung  des  Lebens  oder  der  Gesundheit  Unentbehrlichen*',  und  in 
Art  10  III:  „Arbeitsfähige  Personen  haben  keinen  Anspruch  auf  öffent- 
liche Unterstützung;  die  Armenpflege  hat  jedoch  auch  solchen  Personen 
in  Fällen  dringender  Not  die  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit 
oder  Sittlichkeit  augenblicklich  unentbehrliche  Hülfe  zu  gewähren." 

2j  Man  denke  namentlich  an  Wittwen  mit  vielen  Kindern,  die  an 
4rich  arbeitsfähig  sind,  deren  Verdienst  aber  zur  Unterhaltung  aller  Kinder 
nicht  ausreicht.  —  Vgl.  im  übrigen  oben  S.  77  Anm.  1. 
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Arbeiter  üurch  derartige  Unterstützungen  in  seinen  Lohnverhftit- 
nissen  wesentlich  beeinträchtigt  wird«  So  ergiebt  sich  ^eichsam 
von  selbst  die  Antwort^  dass  die  Untersttltzung  an  arbeits- 
fähige Personen  nur  eegen  Arbeitsleistung  stattfinden 
darf,  deren  Gegenstand  aie  Annenbehörde  zu  ermitteln  und 
anzuweisen  hat. 

Ueber  die  Richtigkeit  dieses  Grundsatzes  bestdiit  denn  auch 
keine  Meinungsverschiedenheit;  dagegen  sind  über  die  praktisdie 
Ausführung  und  mehr  noch  über  die  Ausftihrbarkeit  geeigneter 
Massregeln  die  Ansichten  sehr  verschieden.  Namentucfa  wird 
darüber  gestritten,  ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  man 
die  Arbeitsleistung  seitens  des  Bedürftigen  erzwingen,  ob  und 
unter  welchen  Voraussetzungen  von  dem  Grunduitze:  Unter- 
stützung nur  gegen  Arbeitsleistimg  zu  gewähren,  abgegangen 
werden  dürfe,  endUch  ob  eine  bestimmte  Art  der  ArbdtBgewäh- 
rung  gesetzUch  vorzuschreiben  sei. 

Vergegenwärtigt  man  sich,  was  jener  Grundsatz  für  die 
Anwendung  im  wirklichen  Leben  bedeutet,  so  erkennt  man,  dass 
„Arbeits&higkeit^  ein  ausserordentlich  dehnbarer  und  rdativer 
B^ri£P  ist  Zwischen  der  Arbeits&higkeit  des  in  einer  speeidlen 
Kunst  ausgebildeten  Handwerkers  und  der  eines  gewönnlidien 
Tagelohnarbeiters,  zwischen  der  eines  im  Mannesalter  stehende, 
gesunden  und  arbeitswilligen,  und  der  eines  dem  Alter  nach 
arbeitskräftigen,  aber  durch  liederlichen  Lebenswandel  herab- 
gekommenen arbeitsscheuen  Menschen,  und  so  überhaupt  zwischen 
der  Arbeitsälhigkeit  gesunder  und  kranker,  junger  und  alter 
Personen ,  bestehen  die  verschiedensten  Abstufongen  in  Art  und 
Mass.  Einen  Arbeitsfähigen  durch  Gewährung  von  Arbeit  unter- 
stützen, heisst  also  auch  wieder  vor  allem :  individualisiren, 
d.  h.  jedem  diejenige  Arbeit  anweisen,  zu  welcher 
er  durch  seine  Vorbildung  geschickt  und  körperlich 
fähig  ist. 

Die  Voraussetzung  der  Arbeitsanweisung  im  allgemeinen 
und  der  individualisirenden  insbesondere  bildet  aber  wiederum  die 
Bereithaltung  von  Arbeit  im  allgemeinen  und  angemessener  Arbeit 
im  besonderen.  Und  diese  Bereithaltung  wiederum  ist  nur  möglich, 
wenn  Arbeitsgelegenheit  vorhanden  ist.  Und  an  diesem 
Punkte  stossen  nun  die  Meinungen  hart  aufeinander:  denn  hier 
handelt  es  sich  um  nichts  Geringeres  als  um  die  Frage,  ob  die 
Arbeitsgelegenheit,  wenn  sie  nach  Lage  der  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen oder  nach  Massgabe  der  besonderen  örtlichen  Verhält- 
nisse nicht  vorhanden  ist,  künstUch  geschaffen  werden  kann  und 
soll.  Bejahenden  Falles  wird  den  Armen  Verwaltungen  die  Auf- 
gabe gestellt,  für  Arbeit  unter  allen  Umständen,  in  allen  Fällen  der 
Massen-  wie  der  Einzelarmut  Sorge  zu  tragen.  Der  stärkste 
Ausdruck  dieses  Verhältnisses  der  Armenbehörde  zu  den  Bedürf- 
tigen ist  das  sogenannte  Recht  auf  Arbeit,  das  von  jeher 
zu  den  wichtigsten  wirtschaftlichen  und  sozialen  Problemen  ge- 
hört hat. 
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Dieser  Zusammenhang  ist  wohl  am  treffendsten  in  den  oben  §  lOG 
bezeichneten  Berichten  des  französischen  comit6  ponr  l'extinction  de 
la  mendicit^  klargelegt.  —  Das  preussische  A.  L.-R.  stellt  im  Ein- 
gange des  betreffenden  Titels  (II  19)  die  Sätze  auf:  ^Dem  Staate 
kommt  es  zu,  für  die  Ernährung  und  Verpflegung  derjenigen  Bürger  zu 
sorgen,  die  sich  ihren  Unterhalt  nicht  selbst  verschaffen  und  auch 
von  andern  Privatpersonen,  welche  nach  besonderen  Gesetzen  dazu 
verpflichtet  sind,  nicht  erhalten  können/  (§  1.)  „Denjenigen,  welchen 
es  nur  an  Mitteln  und  Gelegenheit,  ihren  und  der  Ihrigen  Unterhalt 
zu  verdienen,  ermangelt,  sollen  Arbeiten,  die  ihren  Kräften  und 
Fähigkeiten  gemäss  sind,  angewiesen  werden/  (§  2.)  Nach  der 
bekannten  Aeusserung  des  Fürsten  Bismarck  über  „das  Recht  auf 
Arbeit**  haben  diese  Sätze  dazu  herhalten  müssen,  die  Behauptung^ 
zu  rechtfertigen,  dass  das  preussische  Landrecht  ein  solches  Recht 
anerkenne.  Wer  die  etwas  überschwängliche  Sprachweise  des  Land- 
rechts kennt,  weiss,  dass  dies  nicht  der  Fall  und  damit  nichts  andere»^ 
gemeint  ist,  als  dass  die  Obrigkeit  und  insbesondere  die  Armenver- 
waltung bemüht  sein  soll,  auf  Eröffnung  von  Erwerbsgelegenheit 
im  allgemeinen  hinzuwirken,  und  Unterstützung  wo  möglich  nur 
gegen  Arbeitsleistung  zu  gewähren;  es  braucht  nicht  besonders  her- 
vorgehoben zu  werden,  dass  die  preussische  Praxis  diese  Sätze  nie 
anders  aufgefasst  hat.     Es  ist  hierauf  noch  zurückzukommen. 

§  199- 

Es  darf  nun  nicht  verkannt  werden,  dass  das  Recht  auf 
Arbeit  in  der  That  das  logische  Schlussglied  eines  Gedanken- 
ganges bilden  muss,  welcher  von  der  Grundlage  der  gesetzlichen 
Annenpflege  ausgeht.  Ernsthaft  verwirklicht  mhrt  dasselbe  aber 
zu  folgendem  Resultat:  die  Armenverwaltun^  wird  die 
Vermittlerin  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer, sie  zieht  die  Arbeitslöhne  ein,  um  sie  ab  Armenauf- 
wand wieder  zu  verausgaben,  und  legt  aus  der  Armenkasse  so- 
viel zu,  als  an  dem  Arbeitsverdienst  zur  Beschaffung  de49  un- 
entbehrlichen Unterhalts  fehlt.  Das  ursprüngliche  Verhältniss^ 
kehrt  sich  um:  statt  nur  die  arbeitsfähigen  Armen  von  leicht- 
fertigem Nachsuchen  von  Unterstützung  zurückzuhalten  und  ar- 
beitsscheue Personen  zur  Arbeit  zu  zwingen,  welches  der  eigent- 
liche Sinn  des  in  Rede  stehenden  Grundsatzes  ist,  beschafft  die 
Armenverwaltung  allen  Arbeits&higen  Arbeit,  worunter  denn 
die  wirklich  b^ürftigen  und  die  arbeitsscheuen  Personen  mit 
inbegriffen  sind. 

Bei  Durchfuhrung  dieser  Thätigkeit  in  grösserem  Massstabe 
muss  denn  die  Armenverwaltung  auf  einem  Punkte  anlangen, 
wo  die  frei  gewählte  Arbeit  ernsthafte  Konkurrenz  erholt  durcb 
die  als  Aequivalent  der  Armenunterstützung  dargebotene,  wo- 
nach natürlichen  Gesetzen  die  Löhne  der  ft*eien  Arbeiter  um 
ebensoviel  geringer  werden,  als  die  aus  der  Armenkasse  zu  den 
Arbeitslöhnen  der  nicht  freien  Arbeiter  gewährten  Zuschüsse  be- 
tragen.    Dieser  Lohndruck    hat  wiederum  zur  Folge  ,  dass  di& 
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freien  Arbeiter  ebenfalls  nicht  mehr  ohne  Beihülfe  der  Armen- 
kasse zu  existiren  vermögen  und  schliesslich  durch  die  Not  ge- 
zwungen ^  wahrscheinlich  aber  noch  vor  Eintritt  der  äusseraten 
Not  durch  das  Beispiel  der  anderen  verlockt,  sich  bei  der  Armen- 
verwaltung um  Arbeit  und  Lohnzuschuss  bewerben.  Auf  dem 
Gipfelpunkte  dieser  Zustände  wird,  theoretisch  gedacht,  die  Ar- 
beitsverschaffiing  zum  thatsächlichen  Monopol  der  Armenverwal- 
tung; die  Armenkasse  übernimmt  die  Funktion,  aus  den  Mit- 
teln der  Gemeinwirtschaft  die  Löhne  auf  einer  b^timmten  Höhe 
zu  erhalten.  Weil  aber  um  ebensoviel,  als  die  Zahl  der  freien 
Arbeiter  sich  vermindert  und  die  der  unterstützten  sich  vermehrt 
auch  die  Zahl  derer  vermindert  wird,  welche  Beiträge  zu  den 
Mitteln  der  Gemeinwirtschaft  leisten,  und  die  Zahl  derer  vermehrt 
wird,  welche  von  diesen  Mitteln  leben,  so  kommt  notwendig 
«in  Zeitpunkt,  in  welchem  die  beitragspflichtigen  Mitglieder  des 
Gemeinwesens  nicht  mehr  im  Stande  sind,  die  nötigen  Mittel 
aufzubringen  und  daher  entweder  sich  gleichfalls  ftir  bedürftig 
•erklären  oder  aber  auswandern. 

§  200. 

I.  Leider  —  oder  jetzt,  nachdem  ein  Jahrhundert  darüber  hin- 
gegangen, darf  man  im  Interesse  der  Nachlebenden  sagen:  glück- 
licher Weise  —  ist  die  Geschichte  des  Armenwesens  nicht  ohne 
Beispiel  für  die  Folgen  eines  Systems,  welches  das  Recht  auf 
Arbeit  in  der  Praxis  verwirklicht.  Nicht  eine  der  Konsequenzen, 
die  soeben  als  nattlrliche,  eine  aas  der  andern  sich  ergebend,  dar- 
zulegen versucht  wurden,  ist  dem  englischen  Armenwesen  unter 
der  Herrschaft  der  sogenannten  Gilbert's-Act  von  1782  erspart 
geblieben. 

Die  wesentlichsten  Bestimmungen  derselben  sind,  dass  das  zur 
Aufnahme  aller  bedürftigen  Personen  bestimmte  workhouse^)  nur 
noch  arbeitsunfähige  Personen  aufnehmen  solle,  und  dass  den 
Arbeitsfähigen  in  der  Nähe  ihrer  Wohnungen  eine  geeignete 
Beschäftigung  ausfindig  gemacht,  der  Arbeitslohn  eingezogen  und  za 
ihrem  Unterhalt  mitverwandt,  d.  h.  ein  ungenügendes  Er- 
trägniss  aus  der  Armenkasse  ergänzt  werden  solle. 
Eine  eigentümliche  Ausgestaltung  erfuhren  diese  Bestimmungen  als- 
bald in  einem  zuerst  in  Berkshire  gefassten  und  demnächst  von 
vielen  Seiten  nachgeahmten  Beschluss,  eine  Lohnskala  nach  der 
Höhe  der  Lebensmittelpreise  und  der  Stärke  der  Familie  aufzu- 
stellen, wobei  das  durch  eigene  Arbeit  nicht  zu  Erwerbende  als 
Zuschuss  (allowance)  gegeben  wurde  ^). 

Die  Vorschriften  der  Gilber tV Act,  deren  Einführung  zunächst  nur 
fakultativ  und  von  der  Zustimmung  von  ^  a  der  zur  Armensteuer  Ein- 
geschätzten abhängig  gemacht  war,  wurden  1796  generalisirt.    Die  mit 

')  Vgl.  hierüber  noch  unten  §  203. 

2)  Vgl.  hierüber  auch  namentlich  noch  Kries,  Die  engl.  Armen- 
pflege Ö.  10  Anm.  16  und  17. 
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diesem  System  verbundenen  Missstände  führten  1832  zur  Einsetzung 
einer  königlichen  Konmiission  zur  Untersuchung  der  Zustände  des 
Armenwesens,  zur  Erstattung  eines  äusserst  mnfangreichen  Berichtes 
und  demnächst  zu  der  bekannten  Reformvonl83  4.  Dieser  Bericht, 
der  seitdem  unendlich  oft  und  doch,  wie  das  unaufhörliche  Auf- 
tauchen ähnlicher  Projekte  beweist,  noch  immer  nicht  genug  zitirt 
worden  ist,  deckte  Zustände  auf,  welche  jedes  Ergebniss,  zu  dem 
die  lediglich  theoretische  Schlussfolgerang  hinführt,  noch  bei  weitem 
übertreffen.  Ich  teile  einige  der  wesentlichsten  Angaben  im  Anschluss 
an  die  neueste  Arbeit  über  das  englische  Armenwesen  (Aschrott 
S.  42  ff.)  nachstehend  mit. 

Der  Bericht  beginnt  mit  den  Worten:  „Es  ist  unsere  traurige 
Püicht  zu  berichten,  dass  der  Fonds,  welcher  dazu  bestimmt  ist, 
Kinder  und  arbeitsfähige  Personen,  welche  nicht  in  täglicher  Be- 
schäftigung sind,  zur  Arbeit  zu  setzen  und  den  Arbeitsunfähigen 
die  notwendige  Unterstützung  zu  gewähren,  zu  Zwecken  verwendet 
wird,  welche  dem  Buchstaben  und  noch  mehr  dem  Geiste  dieses 
Gesetzes  zuwider  sind  und  die  Moral  dieser  so  sehr  zahlreichen 
Klasse  und  die  Wohlfahrt  der  Allgemeinheit  untergraben/  Ueber 
die  Art  der  Unterstützungen  wird  bemerkt,  dass  die  Aufnahme 
arbeitsfähiger  Personen  in  das  workhouse  selten  stattfinde.  Die 
workhouses  selbst  werden  entweder  als  baufällige  Häuser  geschildert, 
in  welchen  wenige  Insassen,  meist  ganze  Familien,  behaglich  bei- 
sammen wohnten,  oder  als  prachtvolle  Neubauten,  in  denen  die  In- 
sassen eine  Aufnahme  fänden,  welche  weit  über  die  Verhältnisse 
eines  gewöhnlichen  selbständigen  Arbeiters  hinausginge.  An  Disziplin 
und  geordneter  Beschäftigung  fehle  es  fast  durchweg.  Doch  sei  die 
Unterstützung  ausserhalb  des  workhouse  überwiegend;  aber  selten 
finde  sie  gegen  Beschäftigung  statt,  weil  diese  einer  kostspieligen 
Aufsicht  bedürftig  sei  und  meist  schlecht  und  lässig  gethan  werde. 
Auch  Unterstützungen  in  natura  seien  nicht  häufig;  wo  dies  aber 
durch  Zahlung  von  Wohnungsmiete  oder  Anweisongsscheine  auf 
Kleidungsstücke  oder  Materialien  geschehe,  seien  erhebliche  Miss- 
brauche  im  Schwange,  indem  die  Beamten  (overseers)  selbst  sich 
durch  Handel  mit  schlechten  alten  Häusern  und  durch  Material- 
anweisungen auf  ihre  eigenen  Geschäfte  zu  bereichern  suchten. 
Die  regelmässige  Unterstützung  habe  in  Geld  und  zwar  in  der  im 
Eingange  erwähnten  Form  des  Lohnzuschusses  (nach  einer  Skala 
im  Yerhältniss  zur  Kopfzahl)  bestanden,  oder  es  sei  das  sogenannte* 
Ticket-System  angewendet ;  letzterem  zufolge  erhielte  der  Arme  einen 
Schein  auf  einen  zu  seiner  Annahme  bereiten  Gutsbesitzer  oder 
Fabrikherrn,  auf  Grund  dessen  der  letztere  den  Armen  auf  Kosten 
der  Gemeinde  in  der  Art  beschäftigte,  dass  sich  die  Gemeinde  ver- 
pflichtete, die  Differenz  zwischen  dem  verdienten  Lohne  und  dem 
gemäss  der  Skala  von  dem  Arbeiter  zu  beanspruchenden  auszu- 
gleichen. Nach  einem  andern,  häufig  angewendeten  Systeme  setzte 
die  Gemeinde  fest,  dass  jeder  Steuerzahler   nach  Verhältniss  seiner 
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Steuer  eine  bestimmte  Anzahl  armer  Arbeiter  za  einem  Ton  yom- 
herein  festgesetzten  Lohne  beschäftigen  sollte;  die  Zatdlnng  des 
einzelnen  Arbeiters  erfolgte  durch  das  Loos. 

Abgesehen  von  den  auch  anderswo  als  Folgen  leichtfertiger  Unter- 
stützung beobachteten  Erscheinungen,  wie  Vermehrung  der  Armen 
und  Minderung  des  Ehrgefühls,  sind  es  gewisse  eigentOmliche  Er- 
scheinungen, die  man  gerade  hier  wahrzunehmen  noch  besondere  Ge- 
legenheit hatte.  Namentlich  ist  es  ein  ausserordentlicher  LohndmcL 
der  durch  die  allowances  geübt  wurde,  so  dass  der  Betrag  des 
Arbeitslohnes  für  den  freien  Arbeiter  selten  das  nach  der  BrotskaU 
fixirte  Einkommen  überstieg;  und  selbst  zu  diesem  Lohne  vermochteD 
die  unabhängigen  Arbeiter  oft  keine  Beschäftigung  zu  finden,  wdl 
die  Arbeitgeber  befürchteten,  durch  ihre  Annahme  noch  mehr  unbe- 
schäftigte Arme  zu  schaffen  und  so  die  Armensteuer  noch  mehr 
in  die  Höhe  zu  treiben.  Bei  dem  System,  welches  zur  Beschäf- 
tigung einer  bestimmten  Zahl  zugewiesener  Armer  zwang,  war  die 
Entlassung  der  freien  Arbeiter  um  so  mehr  eine  häufige  Folge,  als 
schon  für  jene  oft  das  Arbeitspensum  nicht  zureichte.  Daneben  be- 
förderten diese  Lohnzuschüsse,  die  mit  der  Zahl  der  Köpfe  in  der- 
selben Familie  wuchsen,  die  Bevölkerungsvermehrung,  indem  sie 
eine  förmliche  Prämie  auf  leichtsinniges  Einderzeugen  setzten. 

Zugleich  geht  mit  der  Verlotterung  des  bedürftigen  Teiles  der 
Bevölkerung  eine  Verringerung  des  Wohlstandes  im  allgemeinen 
Hand  in  Hand.  Für  diejenigen,  die  auf  der  Grenze  des  wirtschaft- 
lichen Verfalles  stehen ,  ist  die  Armenunterstützung  bequemer  und 
angenehmer  als  eigene  Arbeit ;  die  Zahl  derjenigen,  die  zur  Leistung 
der  Armensteuer  fähig  sind,  verringert  sich;  die  Armensteu^ 
wächst  in  ungeheuerem  Masse;  es  werden  folgende  Zahlen  angegeben: 
1785: 1.912,  1803:  4.077,  1817:  7.870  Mill.  £. 

lu  vielen  Bezirken  bleiben  ganze  Flächen  Landes  unbebaut, 
um  dadurch  die  Zahlung  der  Armensteuer  zu  vermeiden,  die  auf 
dem  Grund  und  Boden  ruhte.  In  einem  Kirchspiele  bietet  man  das 
ganze  Land  den  Armen  an,  die  es  aber  ausschlagen,  weil  ihnen  das 
alte  System  vorteilhafter  erscheint.  Als  eine  vielfach  ausgedrückte 
üeberzeugung  wird  berichtet:  „Die  18-Penny-Kinder  werden  in 
10  Jahren  das  Kirchspiel  aufessen,  wenn  nicht  Hülfe  gewährt  wird." 
Und  damit  es  auch  nicht  an  Wahrnehmungen  über  die  Auffassung 
fehle,  welche  die  arme  Bevölkerung  sich  über  „das  Recht  auf  Ar- 
beit^ gebildet  hatte,  wird  berichtet,  dass  gerade  an  denjenigen 
Orten,  wo  das  Armenwesen  am  laxesten  gehandhabt  werde,  Unruhen 
und  Zusammenrottungen  der  Armen,  ja  Brandstiftungen  und  andere 
Verbrechen  behufs  Erzwingung  von  Unterstützung  häufig  vorkämen. 

Die  Reform  suchte  dann  diesen  Zuständen  durch  Wiederbelebung 
des  Arbeitshausprinzips  und  Einsetzung  einer  Zentralarmenbehörde 
entgegenzuwirken,  wovon  noch  unten  zu  sprechen  sein  wird. 

IL  Ein  anderes  Beispiel  bietet  namentlich  die  1788  gegründete 
hamburger  Armenanstalt,  welcher  bei  der  allgemeinen  Re- 
organisation  auch   die   Aufgabe   zugewiesen   war,   ftlr  Beschäftigung 
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der  Armen  zq  sorgen.  „Die  Stifter  sahen  die  Unmöglichkeit  ein, 
sicher  za  ermitteln,  ob  ein  Armer  seine  Kräfte  verwende,  am  seinen 
Lebensunterhalt  zu  gewinnen,  ob  es  wahr  sei,  dass  er  keine  Arbeit 
finde,  oder  ob  diese  Angabe  nur  ein  Yorwand  sei.  Um  Unge- 
rechtigkeit zu  vermeiden,  sahen  sie  kein  anderes  Mittel,  als  jedem 
Arbeitsfähigen  beiderlei  Geschlechts,  welcher  Arbeitslosigkeit  vor- 
scbtltzen  wfirde,  eine  für  den  Lebensunterhalt  hinreichende  Beschäf- 
tigung zu  geben"  —  vgl.  Gerando  III  S.  19.  In  dem  Berichte 
von  1799  bemerkte  das  Armen-Kollegium:  „Der  Aermste  in  Ham- 
burg kann  wöchentlich  durch  seine  Arbeit  36  ß  verdienen  oder  er 
erhält  das  Complement  dessen,  was  er  nicht  erwerben  kann,  als 
Almosen."  Vgl.  v.  Melle  S.  105.  —  Die  hamburger  Anstalt 
galt  lange  als  Musteranstalt,  und  wohl  mit  Recht,  weil  innerhalb 
önes  nicht  zu  grossen  Bezirks  längere  Zeit  das  individoalisirende 
System  gut  und  pflichttreu  gehandhabt  wurde.  Doch  blieben  die 
Rückschläge  nicht  aus.  Im  Anfange  des  Jahrhunderts  stand  die 
Anstalt  vor  grossen  Defizits,  zum  Teil  allerdings  mit  veranlasst 
durch  die  französische  Invasion ;  vgl.  hierüber  Duchatel-Naville 
S.  160  und  das  daselbst  mitgeteilte  Schreiben  des  Mitbegründers 
der  Anstalt  v.  Yoght  aus  dem  Jahre  1832;  auch  v.  Melle  S.  110  ff. 
Bei  der  in  den  20er  Jahren  erneuten  Reorganisation  wurde  von 
einer  derartigen  allgemeinen  Arbeitsveranstaltuug  Abstand  genommen. 
Vgl.  V.  Melle  S.  135. 

III.  Ueber  einen  einmaligen  Versuch  des  Magistrats  zu  Glas- 
hütte im  Kriegsjahre  1866  berichtet  Rentzsch  bei  Emming- 
haus  S.  189.  Der  Stadtrat  unternahm  in  Folge  der  herrschenden 
Erwerbslosigkeit  eine  Anleihe  und  unterzog  sich  der  Mühe,  von 
jedem  dort  Wohnenden  Strohgeflecht,  etwas  niedriger  als  zum  Tages- 
kurse, zu  kaufen  und  setzte  dasselbe  mit  Gewinn  um  Rentzsch 
bemerkt,  dass,  so  bedenklich  das  Mittel  war,  glücklicher  Weise  der 
Erfolg  doch  recht  günstig  war.  —  Minder  glücklich  endeten  der- 
artige Versuche ,  die  man  in  den  20er  Jahren  in  Rostock  machte. 
indem  man  Materialien  anschaffte  und  in  zur  Verfügung  gestellten 
Räumen  oder  zu  Hause  bearbeiten  Hess.  Man  verkaufte  mit  Schaden 
oder  stapelte  die  schlechte  Arbeit  auf  und  schloss  endlich  mit  einem 
starken   Defizit;    vgl.   Wachenhusen    bei    Emminghaus   S.  206. 

IV.  In  diesem  Zusammenhange  mag  auch  noch  bemerkt  werden, 
dass  Auswanderung  als  Folge  hoher  Armensteuern  auch  ausser- 
halb Englands  wahrgenommen  ist.  Im  Anfange  des  Jahrhunderts 
wurden  in  Ostfriesland  seitens  der  Regierung  auf  den  Domanial- 
flächen  Kolonisten  angesiedelt,  die  „bei  gänzlichem  Mangel  eines 
Betriebskapitals  ohne  Kenntniss  der  Lokalverhältnisse  und  ohne 
Kenntniss  des  Ackerbaues  sich  bald  als  völlig  unfähig  zeigten^. 
Die  Kolonien  wurden  sodann  mit  den  benachbarten  alten  Gemeinden 
zu  gemeinsamen  Armenverbänden  verbunden,  was  für  letztere  so 
drückend  war,  dass  eine  starke  Auswanderung  der  wohlhabenden  Leute 
nach  Holland  stattfand,  welche  die  Geburtenzahl  überwog  und  eine 
Abnahme  der  Bevölkerung  zur  Folge  hatte;  vgl.  Linsingen  S.  79. 
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Versucht  man  eich  Über  die  Gründe  klar  zd  werden, 
welche  dazu  führen  können,  aus  dem  an  sich  richtigen  Gnind- 
-eatze  der  UnttrstUtzutig  durch  Arbeitsgewährung  ein  solches 
T^errbild  zu  machen,  so  erkennt  man  sehr  bald,  dass  die  Armoa- 
Terwaltuog  gefahrlos  nur  dann  Arbeit  gewähren  kann,  wenn  »e 
in  enger  Fühlung  mit  den  Bedürfnissen  des  Arbeitsniarktes  auf 
der  einen  Seite,  mit  den  BedUritiissen  der  Armen  auf  der  andern 
Seite  bleibt.  Denn  bietet  der  Arbeitsmarkt  Gelegenheit  zu  firder 
Arbeit  m  hinreichendem  Masse,  so  kann  es  gar  nicht  vor- 
kommen, dass  erwerbsfähige  Personen  Unterstützung  nachsuchen; 
wenn  sie  es  dennoch  thun,  so  ist  dies  ein  Zeichen,  das»  sie 
arbeitsscheu  sind  oder  dass  die  Armenverwaltung  ihre  Aufgabe, 
das  thatsächliche  BedUrfniss  genau  zu  prüfen,  vernachlässigt. 
Und  dieses  wird  denn  auch  allgemein  als  der  wahre  und  haupt- 
sKchliche  Grund  der  grossesten  Missstande  des  Armenwesens  be- 
trachtet, dass  die  Bedürftigen  seitens  der  Armenverwaltungen 
nicht  genügend  beaufsichtigt  und  zurückgehalten,  sondern  gerade- 
zu verlockt  würden,  die  Unterstützung  als  ein  selbstverständ- 
liches Recht  in  Anspruch  zu  nehmen.  So  wird  denn  die  Be- 
trachtung zu  derjenigen  Aufgabe  der  Armen  Verwaltung  zurück- 
geführt, von  deren  Darlegung  oben  ausgegangen  wurde,  der  Auf- 
gabe, zu  individualiäiren ,  und  insbesondere  dann  zu  indivi- 
dualisiren,  wenn  es  sich  um  Personen  handelt,  deren  BedUrftig- 
keitszustand  schwer  erkennbar  ist.  Und  hierfiir  ergiebt  sidi 
dann,  im  Gegensatze  zu  jener  lockeren  und  nachlässigen  Hand- 
habung der  Armenpflege,  als  unverbrüchliche  Regel,  ungerecht- 
fertigtes Nachsuchen  um  Unterstützung  aufs  strengste  zurück- 
zuweisen, diejenigen  aber,  deren  Unterstützung  gleichwohl  not- 
wendig ist,  immer  in  dem  Bewusstsein  zu  erhalten,  dass  es 
fremde  Mittel  sind,  von  denen  sie  leben.  Mit  dieser  Massgabe 
ist  auch  zu  den  Fragen  zurückzukehren,  die  im  Eingange  dieses 
Abschnittes  vorangestellt  wurden,  gegen  wen  und  unter  welchenVor- 
ausaetzungen  ein  Arbeitazwang  zulässig  sei.  Denn  mit  dieser 
Massgabe  handelt  es  sich  dann  nicht  um  ein  Gebot  unb^renzter 
Arbeitverschaffung  für  alle  Arbeitsfähigen,  sondern  um  die  zweck- 
mfiasigstr  Form  der  Unterstützung,  die  unter  Umständen  auch 
durch  Arbeit  geschehen  kann  oder  soll. 

Sehr  zutreffend  führt  die  preussische  Min.-Instr.  vom  10.  April 
1871  aus:  Von  der  Befngniss  des  §  1  al.  2  sollen  die  ArmenTer- 
bände  nur  geeigneten  Falls  Gebrauch  machen.  Die  öffentliche  Ar- 
menpflege darf  neben  der  nötigen  Strenge  auch  der  anf  den  ein- 
zelnen Fall  Rücksicht  nehmenden  Humanität  nicht  entbehren.  Statt 
der  Gewährung  von  Unterstützungen  in  Geld,  Lebensmitteln  imd 
Brennmaterialien  wird  daher  ilie  l'nterbringnng  in  (iffentlichen  Ai^ 
nienhausem  n.  s.  w.  auch  in  Zukunft  keineswegs  die  ein  für  alle 
Jlal  7n  befolgende  Regel  bilden  dürfen.     Nor   das  verständige  Er- 
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messen  kann,  je  nach  Lage  des  Falles,  darüber  die  Richtschnur  an 
die  Hand  geben,  welcher  Modus  als  der  zweckentsprechende,  bei- 
den Rücksichten  die  gebührende  Rechnung   tragende   anzusehen   ist. 

Von  besonderem  Interesse  sind  die  diesbezüglichen  Entscheidun- 
gen des  Bundesamts  für  das  Heimatwesen.  So  wird  in  der 
Entscheidung  XYII  S.  77  ausgeführt,  dass  der  unterstützende  Orts- 
annenverband, welcher  gemäss  §  1  des  preussischen  Armengesetzes  die 
Unterstützung  geeigneten  Falls  auch  mittels  Anweisung  geeigneter 
Arbeit  gewähren  kann,  eine  solche  gewähren  muss,  wenn  dazu 
Gelegenheit  vorhanden.  Es  hätte  vom  Kläger  bewiesen  werden  müssen, 
dass  es  monatelang  an  solcher  Gelegenheit  gefehlt  habe.  —  Aehn- 
lich  Entscheidung  XY  S.  49.  Dag^en  XV  S.  51 :  dass  es  auf 
der  andern  Seite  nicht  Sache  der  Armenverwaltung  sein  kann, 
irgend  eine  Beschäftigung  ausfindig  zu  machen,  z.  B.  für  invalide 
Personen,  die  etwa  noch  gewisse  leichte  Dienste  verrichten  können. 

Uebrigens  sei  der  Einwand,  dass  Jemand  arbeitsfähig 
gewesen,  an  und  für  sich  kein  Grund  die  Erstattung  auszuschliessen, 
w^eil  grosse  Kinderzahl,  Mangel  an  Arbeit  u.  s.  w.  sehr  wohl  im 
einzelnen  Falle  eine  Unterstützung  notwendig  machen  können;  vgl. 
auch  XI  S.  44  und  XII  S.  44.  Doch  wird  in  XV  S.  54  ausgeführt, 
dass  der  vorläufig  unterstützende  Armenverband  nicht  ohne  weiteres 
jede  Unterstützung  gewähren  könne.  Wenn,  wie  im  vorliegenden 
Falle,  ein  arbeitsscheuer  Mensch  in  überaus  reichlicher  Weise  unter- 
stützt werde,  so  werde  die  Faulheit  erhöht;  der  Armenverband 
hätte  notwendig  Zwangsmassregeln  anwenden  und  besten  Falls  vor- 
übergehende einmalige  Unterstützung  —  nicht  dauernde  —  gewähren 
dürfen. 

b.     Das  Arbeitshansprinzip. 

§  202. 

Soweit  nun  dem  Ermessen  der  Armenbehörde  anheimgestdlt 
bleiben  soll,  in  welcher  Form  sie  unterstützen  will,  bedarf  es 
keiner  Aenderung  der  Gtesetzgebong.  Es  wurde  schon  erwähnt, 
dass  und  aus  wdichen  Gründen  sich  die  Gesetzgebungen  auf  die 
Zeichnung  der  Grundztlge  in  Bezug  auf  Art  und  Mass  der  Unter- 
stützungen beschränkt  haben.  Dagegen  ist  an  dieser  Stelle  auf  die 
Meinung  derjenigen  einzugehen,  wdene  einerseits  die  Befugnisse  der 
Armenverwaltungen  zu  vermehren  und  andererseits  dieselben  an 
gewisse  gesetzUch  bestimmte  Formen  der  Unterstützung  gebunden 
wissen  wollen.  Diese  Meinung  geht  davon  aus,  dass  bei  dem 
gegenwärtigen  Stande  der  Gesetzgebung  ein  Missbrauch  der 
Armenpflege  seitens  der  ärmeren  Bevölkerung  auch  jetzt  durch- 
aus nicht  ausgeschlossen  sei  und  dass  nur  eine  formelle  Be- 
grenzung von  Art  und  Mas»  derselben  dagegen  zuverlässig 
schützen  könne.  £s  wird  so  argumentirt:  Die  gesetzliche 
Armenpflege  habe  nur  die  Aufgabe,  vor  der  äussersten  Not  zu 
schützen;    die  Unterstützung  solle  keine  Verbesserung,    sondern 
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eine  Verachlechteruiig  der  Lage  dw  BedUrftigeii  sein.  Und  weit 
es  sehr  schwer  sei,  zu  unterscheiden  zwisciien  der  eigentlichen 
unverschuldeten  und  der  verschuldeten  Arbeitslosiekeit,  nm  wdl  es 
ferner  sehr  schwer  sei,  zu  wissen,  ob  Jemand  alle  eigenen  Uittd 
oder  sonstigen  Hulfsquellen  erschöpft  habe,  bevor  er  dch  an  die 
Armenverwaltung  wendete,  so  mtlsse  man  die  UoterstUtssog 
schon  der  Form  nach  so  wenig  verlockend  wie  möglich  machen ; 
nur  wenn  Jemand  »ch  anch  durch  die  unbequeme  oder  un- 
angenehme Form  der  UnteretUtsung  nicht  zurüoKscbrecken  lasse, 
sei  anzunehmen,  dass  er  wirklich  bedürftig  sei.  Wer  aber  be- 
dflrJtig  sei,  stelle  sich  selbst  das  Zeugniss  aus,  dass  er  nn- 
vermögend  sei,  fllr  sich  selbst  zu  sorgen,  erkläre  sich  gewisser- 
massen  für  unmündig.  Ihn  unter  Aufsicht  zu  nehmen 
und  zu  halten,  ihn  in  massigen  Grenzen  in  seiner  Freiheit 
zu  beschränken,  sei  PSicht  uqd  Recht  der  Armenbehörde. 
Nun  könne  aber  diese  Beechrfinkung  wirksam  nur  da  geschehen, 
wo  die  Ueberwachung  wirksam  erfolgen  könne.  Die«  wiederum 
6ä  nur  in  einer  geschlosaenen  Anstalt  möglich,  in  welcher  dem 
iDsassen  durch  strenge  Hausordnung,  durch  Entziehung  der  im 
Stande  der  Freiheit  ihm  erlaubten  Genüsse  (vor  allem  ge8chlech^ 
lieber  Umgang,  Trinken,  Tabakrauchen)  fUhlbar  gemacht  werden 
könne,  dass  er  aus  Armenmitteln  erhalten  werde. 

Weiter  aber  genüge  es  nicht,  den  Eintritt  dieser  Folgen 
unter  allen  Umständen  von  dem  freien  Willen  deb  Bedürftigen 
abhängen  zu  lassen;  arbeitsscheue  und  solche  Personen,  welche 
zwar  arbeiteten,  aber  ihre  Angehörigen  der  Armenpfle^  anheim- 
fallen liessen,  mUasten  zum  Eintritt  in  die  Anstalt  gezwungen 
und  nötigenfalls  bestraft  werden  können. 

Der  Wunsch,  Unterstützung  nur  in  geschlossenen  Anstalten 
zu  verabfolgen ,  wird  vornehmlich  durch  den  Hinweis  auf  die 
Erfolge,  die  man  in  England  mit  dem  sog.  Arbeitshaua- 
prinzip  erzielt  habe,  begründet.  Auch  wird  eine  nicht  geringe 
Zahl  von  Armenverwaltungen  in  Deutschland  namhaft  gemacht, 
welche  mit  Versagung  jeder  Unterstüfaning  ausserhalb  der  Aimen- 
arbeitsanstalt  eine  wesentliche  Verminderung  der  Unterstützungen 
und  des  Armenaufwandes  herbeigeführt  hätten. 

§  203. 

I.  DieLiteratnr  über  diese  Fragen  iat  von  jeher  eine  sehr  nm- 
fangreiche  gewesen.  Namentlich  ist  in  England  die  Frage  irgend 
welcher  Reformen  des  Armenweseus  stets  in  unmittelbarem  Znsam* 
menhange  mit  der  Frage  des  workhouse  behandelt  worden.  Ueber 
ältere  Literatur  vgl.  Aschrott  S.  25.  Von  neuerer  namentlich 
Fawcett,  Panperism,  its  eanses  and  remedies,  London  1871,  und 
Pretyman,  Dispanperization ,  a  populär  treatise  on  Poor-Law 
Evils  and  their  Remedies ,  London  1878.  —  Ehrle  in  seinen 
Beilragen  handelt  im  Abschn.  III  ausführlich  vom  englischen  nork- 
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honse.  —  Das  wertvollste  Material  befindet  sich  in  den  jährlichen 
Berichten  der  englischen  Annenbehörden. 

In  Deutschland  ist  die  neuere  Literatur  über  diesen  Punkt 
dürftiger.  Ausser  den  mehrgenannten  Abhandlungen  von  v.  Lin- 
singen S.  87  noch  Kries  I  S.  326,  Rickert  S.  36  ff.,  Huber 
S.  294,  Seyffardt  I  S.  6,  Cohn  S.  49,  Loening  S.  916  u.a. 
Namentlich  aber  die  oben  bei  Besprechung  der  Bezirksannenhäuser 
genannten  Arbeiten,  vor  allem  die  wichtigen  Berichte  der  Anstaltsvor- 
stände; vgl.  S.  369  und  S.  406  Anm.  1.  Dagegen  ist  die  ältere 
Literatur  äusserst  reichhaltig.  So  ist  besonders  der  betreffende  Ab- 
schnitt bei  Gerando  3.  Teil  1.  Buch  noch  heute  von  hohem  Werte; 
ebenso  Duthatel-Naville  im  2.  Buch  4.  bis  15.  Kap.  S.  113  ff., 
wo  das  umfassendste  thatsächliche  Material  aus  allen  Ländern  zu- 
sammengestellt ist.  —  Mohl,  P.-W.  I  S.  354;  Ebers,  Nachrichten 
über  das  Armenhaus  in  Breslau  S.  27  ff.  u.  a.  m.  — 

Ueber  die  Erfahrungen  in  ausserdent sehen  Ländern 
(abgesehen  von  England)  sind  die  erwähnten  Mitteilungen  von 
Duchatel-Naville  jedenfalls  das  Vollständigste,  was  wir  be- 
sitzen, und  äusserst  lehrreich.  Ausserdem  vor  allem  die  Schwei- 
zerische Armenstatistik  von  Niederer,  für  welche  unter  anderem 
auch  die  Frage  gestellt  war:  Welche  Massnahmen  werden  gegen 
arbeitsscheue  Unterstützte  ergriffen  und  wie  wird  dem  Bettel  ent- 
gegengewirkt? Die  hierauf  eingegangenen,  mehr  oder  minder  aus- 
führlichen Antworten  sind  unter  den  für  jeden  einzelnen  Kanton 
besonders  gegebenen  Nachweisungen  abgedruckt. 

IL  Speziell  England.^ —  Das  Prinzip,  die  arbeitsfähigen  Ar- 
men zur  Arbeit  zu  setzen,  ist  für  England  bereits  in  dem  Gesetze  der 
Elisabeth  von  1601  ausgesprochen ;  nötigenfalls  sollten,  soweit  nicht 
für  Arbeit  anderweit  gesorgt  werden  könnte,  Arbeitshäuser  errich- 
tet werden.  Der  Gedanke  hatte  aber  einer  längeren  Zeit  zu  seiner 
praktischen  Verwirklichung  bedurft;  erst  1697  wurde  das  erste 
Arbeitshaus  in  Bristol,  1703  und  1707  solche  in  Worcester  und 
Plymouth  errichtet.  Um  auch  den  ärmeren  Kirchspielen  die  Er- 
richtung zu  ermöglichen,  wurde  1723  angeordnet,  dass  sie  berechtigt 
sein  sollten,  in  Verbindung  mit  anderen  Kirchspielen  Arbeitshäuser 
einzurichten,  und  dass  kein  Armer,  der  die  Aufnahme  ablehnte,  An- 
spruch auf  eine  andere  Art  von  Unterstützung  haben  sollte.  In 
dieser  letzteren  Bestimmung  tritt  jene  eigentümliche  Richtung  her- 
vor, den  Zwang  des  Arbeitshauses  noch  über  die  Arbeitsfähigen 
hinaus  auszudehnen  und  allgemein  Unterstützung  möglichst  nur  in 
geschlossener  Armenpflege  zu  verabfolgen.  Einige  Zeit  nach 
der  Durchführung  des  Gedankens  wurde  in  einer  Anzahl  von  Kirch- 
spielen, welche  sich  die  Sache  besonders  hatten  angelegen  sein  lassen,  die 
Wahrnehmung  gemacht,  dass  die  Armensteuern  erheblich  zurückgegan- 
gen seien.  Dieselben  sollen  nach  einer  Schätzung  von  C  o  o  d  e  von 
188  811  ig'  in  1650  auf  819000  S^  in  1698  gestiegen  sein  und  1750 
wieder  nur  619000  ^  betragen  haben.  In  manchen  Kirchspielen 
mit  guten  Arbeitshäusern  verringerten  sich  die  Armensteuern  um  die 
Hälfte.    Aber  den  dieser  Bewegung  folgenden  Aufschwung  vernichtete 
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die  planloBe  Wohlthätigkeitsttbnng.  <lie  im  letzten  \iertel  des  vorigen 
Jahrbanrlerls  die  Annenpflege  nicht  mehr  von  einem  armenpolizei- 
lichen,  Bondern  von  einem  bamanitär-sentimentalen  Gesichtspunkt 
aufzufassen  anüng.  Von  ihrem  nngehenerlichsten  Aasdnick,  der  bo- 
genannten  Gilbert's-Äct  von  1782,  war  vorhin  die  Rede.  Bd  da- 
durch sie  wesentlich  mit  veranlassten  grossen,  schon  mehr&cfa  er- 
v&hnten  Reform  von  1834  wurde  denn  aoch  den  Arbeitshänsern 
erneute  Anfroerksamkeit  geschenkt  ond  das  ArbeitshaoEprinzip  von 
der  Zentralbehörde  konseqnent  anszubilden  gesucht,  wobei  dieselbe  je- 
doch anf  sehr  erbebliche  Schwierigkeiten  in  der  praktischen  Anwendung 
stiess  ond  insbesondere  oft  an  dem  Kostenpunkte  acheiterte.  Denn 
wie  sehr  auch  das  Prinzip  als  solches  der  Verwaltung  erwQnscbt 
sein  mochte,  so  bedurfte  sie  zu  seiner  strengen  DurchfUhnu^  tot 
allem  der  geeigneten  Räumlichkeiten ,  des  geeigneten  Personals  nnd 
der  Mittel,  die  einen  zu  unterhalten  und  die  anderen  zu  besolden. 
In  beiilen  Beziehungen  bat  es  den  kleineren  Armen verb&n den  häofig 
gefehlt  und  fehlte  es  anch  noch,  als  durch  Vereinigung  mehrerer 
'Kirchspiele  jeder  Armenverband  wenigstens  ein  Arbeitshaus  be- 
schaffen konnte. 

Ueber  die  Einrichtung  ond  Verwaltung  der  Arbeitshäuser  ist 
itu bemerken,  dassfOr  jeden  Armenverband  ein  workbouse 
vorbanden  sein  muss,  dessen  Verwaltung  nach  einheitlichen,  tod 
der  Zentralbehörde  aufgestellten  Grundsätzen  zu  leiten  ist.  Wesent- 
lich sind  insbesondere  die  Bestimmungen  über  die  Klassifikation 
der  Insassen  nach  der  Arbeitsfähigkeit,  sowie  nach  Alter  nnd 
Geschlecht.  In  sieben  Abteilungen,  die  nach  BedUrfniss  in  Ünler- 
abteilnngen  zerlegt  werden  können,  sollen  1)  arbeitsunfähige  Männer, 
2)  arbeitsfähige  Männer  nnd  Knaben  über  15  Jahre,  3)  Knaben 
zwischen  7  und  15  Jahren  und  4) — 6)  dieselben  Kategorien  des 
weiblichen  Geschlechts  und  7)  Kinder  unter  7  Jahren  untergebracht, 
sowie  angemessen  verpflegt  nnd  beschäftigt  werden.  Besondere  Ab- 
teilungen bestehen  für  Kranke  und  Irre. 

Die  Hausordnung,  die  vom  master  bezw.  der  matron  of 
workhouse  gehandbabt  wird,  lässt  als  Disziplinannassregel  24 stän- 
dige Einzelhaft  und  SchmiLlerung  der  Kost,  Züchtigung  jedoch  nur 
für  Knaben  zu ;  über  diese  Znchtmittel  hinaus  unterliegt  die  Be- 
strafung der  Kompetenz  des  Friedensrichters.  Grandsätzlicb  soll 
bei  Verabfolgung  von  UnterstUtzongen  nur  in  ganz  bestimmten  Aos- 
nahmetilllen  von  der  Verweisung  ins  Arbeitshaus  Abstand  ge- 
nommen werden  (insbesondere  bei  Männern  im  Falle  von  nnTl)^ 
bergesehener  Krankheit,  von  UnglUcks-  und  TodesföUen,  bei  Franen 
auch  noch  nach  Verwittwung  und  Ebeverlassnng  innerhalb  der  ersten 
6  Monate).  Doch  hat  die  Zentralbehörde  anerkannt,  dass  dies  fBr 
grosse  Städte  nicht  gänzlich  durchführbar  sei,  und  daher  nosnahms- 
weise  Unterstützung  ausserhalb  der  Anstalt  (out-door-relief),  jedocli 
nur  wochenweise  ond  höchstens  zur  Hälfte  in  Geld,  verbunden  mit 
Arbeitszwang  unter  Aufsicht  nachgelassen.  —  1876  fassten  die 
Poor-I,aw-Conferences  (Zusammenkünfte  der  Armenpflegebehördenl 
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den Beschluss,  das  Verbot  des  out-door-relief  ganz  Tollständig 
dnrchznfQhren,  dem  die  Zentralbehörde  im  Prinzip  beistimmte^). 

III.  Was  deutsche  Anstalten  angeht,  so  ist  an  die  Nach- 
weisangen  über  die  Bezirksarmenhänser  zu  erinnern  (oben 
S.  386  ff.),  denen  gerade  mit  Bezug  auf  Verminderung  des  Armen- 
anfwandes  gute  Erfolge  nachgerühmt  werden.  Lins  in  gen  teilt 
S.  94  ff.  mit,  dass,  als  in  Ostfriesland  die  starke  Armenlast 
zur  Errichtung  von  Arbeitshäusern  geführt  hatte,  die  Zahl  der  Un- 
terstützten sich  merklich  vermindert  hätte.  So  wurden  beispielsweise 
bei  Eröffnung  der  Anstalt  in  Grossefehn  19  Männer  und  26  Frauen 
unterstützt;  zum  Eintritt  in  dieselbe  entschlossen  sich  aber  nur 
1  Mann  und  5  Frauen ;  die  übrigen  vermochten  sich  durchaus  ohne 
Unterstützung  durchzuhelfen.  Besonders  gut  hätten  gewisse  Mass- 
regeln gewirkt,  die  an  und  für  sich  zweckmässig  und  gesundheits- 
fördernd gewesen,  aber  den  Leuten  ungewohnt  und  daher  als  arge 
Beeinträchtigung  erschienen  seien.  So  sei  in  Ostfriesland  der  Thee 
ein  allgemeines  Lieblingsgetränk,  auch  seien  die  Leute  gewohnt, 
unter  vielen  Federn  oder  Seegras  zu  schlafen,  und  die  Feuerung  im 
offenen  Kamin  besonders  zu  bevorzugen;  man  habe  daher  in  den 
Arbeitshäusern  den  Thee  ganz  abgeschafft,  anstatt  dessen  Roggen- 
kaffee, Milchsuppe  und  dergl.  eingeführt,  den  Leuten  einfache  Decken 
gegeben  und  in  den  Oefen  geheizt.  — 

Ein  neuerer  Bericht  des  Magistrats  zu  L  in  gen  und  ein  Vortrag 
der  Armenkommission  daselbst  an  den  Magistrat,  der  sich  auf  die 
aus  den  Städten  Leer,  Jever  und  Esens  eingegangenen  Nachrichten 
stützt,  empfiehlt  dringend  die  Errichtung  eines  Armenarbeitshauses, 
„insbesondere  um  die  Arbeitskräftigen,  die  an  Arbeitsscheu  leiden, 
ernstlich  zur  Arbeit  anzuhalten  und  ihnen  den  geschlechtlichen  Um- 
gang zu  entziehen.  Zugleich  kann  es  nur  dadurch  erreicht  werden, 
dass  Htdfebedürf tige ,  die  von  der  Armenverwaltung  ausreichend 
unterstützt  werden,  diese  Unterstützung  nicht  lediglich  als  Zuschuss 
annehmen  und  fortwährend  die  Stadt  und  die  Umgegend  durch 
ihren  Bettel  brandschatzen."  —  Der  Bericht  ist  vollständig  abge- 
druckt in  Gem.-Z.  1882  S.  38. 

Von  Mein  in  gen  berichtet  Ziller,  dass  die  strenge  Durch- 
führung des  Armenhaussystems  seit  1875  eine  bereits  1876  wahr- 
nehmbare Verminderung  des  Armenaufwandes  zur  Folge  gehabt 
habe.  Die  offene  Armenpflege  whrd  dort  auf  gewisse  leicht  erkenn- 
bare Kategorien  eingeschränkt  (Waisenkinder  —  Armenärzte  — 
Arzneien  —  Beerdigungen  u.  s.  w.),  während  in  alten  übrigen  Fällen 
Unterstützung  in  geschlossenen  Armenanstalten  offerirt  wird,  was 
einen  ersichtlich  günstigen  Einfluss  auf  die  Arbeiterbevölkerung  ge- 
habt hat.    Ziller  in  Gem.-Z.  1881  S.  129. 

Die  Verwaltung  derStadtOldenburg  berichtet,  dass  dort  am 
1.  August  1882  ein  Armenarbeitshaus  eingerichtet  worden  und  den 
bisher  in  offener  Pflege  unterstützten  Personen  mitgeteilt  worden  sei , 
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dass  sie  Yon  nun  an  dort  untergebracht  werden  würden,  worauf  die 
Hälfte  sofort  auf  Unterstützung  verzichtet  habe.  Der  Bericht  nimmt  an, 
dass  in  den  meisten  Fällen  Verwandte  und  andere  Personen  die  Un- 
terstützung übernommen,  in  anderen  ein  wirkliches  Bedürfniss  nicht 
vorgelegen  habe.  —  Aehnlich  Verwaltongsbericht  für  Osnabrück 
1888/84  u.  a.  m.  Der  thüringische  Städtetag  vom  12.  SepU 
1882  erklärte  durch  Resolution  die  Einführung  von  Armenarbeits- 
häusem  als  unbedingt  notwendig,  wobei  gegenüber  einigen  Bedenken 
sehr  gute  Erfolge  bestehender  Arbeitshäuser  hervorgehoben  wurden. 

§  205. 

Gegenüber  den  Erfolgen,  die  unzweifelhaft  dem  Arbeits- 
hausprinzip zur  Seite  stehen,  sind  in  England  schon  sehr  früh, 
aber  auch  in  Deutschland  schon  vor  mehr  als  fünfisig  Jahren 
sehr  erhebliche  Bedenken  laut  geworden.  Es  wird  erstens  be- 
hauptet, dass  die  Armenarbeitshäuser,  welche  trotz  Hausord- 
nung und  Disziplin  doch  immer  nur  Armenanstalten  blieben, 
sich  regelmässig  nur  sehr  kurze  Zeit  in  ihrer  eigentümlichen 
Sonderstellung  behaupteten  imd  dann  unter  dem  Einfluss  verschie- 
dener Umstände  entweder  wieder  reine  Armenhäuser^  d.  h. 
lediglich  Wohnstätten  der  Bedürftigen  ohne  Arbeitszwang  würden, 
oder,  was  schlimmer  sei,  einer  Strafanstalt  zum  Verwechseln 
ähnlich  würden.  Ersteres  sei  besonders  der  Fall  aus  Anlass  der 
finanziellen  Verhältnisse,  weil  eine  derartige  Anstalt  sehr  viel 
teurer  wirtschafte,  als  die  offene  Armenpflege,  letzteres  wegen  der 
mit  dem  Anstaltsaufenthalt  unausbleiblich  verbundenen  Immora- 
Utät   ihrer   Insassen. 

Zweitens  bereite  bei  Durchführung  des  Prinzips  in  grösserem 
Massstabe  und  in  nachhaltiger  Weise  die  Arbeitsbeschaffung 
ganz  ausserordentliche  Schwierigkeiten,  sei  in  individueller  Weise 
&st  immer  unmöglich;  die  üblichen  Anstaltsbeschäftigungen,  die 
allerdings  jeder  leicht  lerne,  wie  Federreissen,  Steineklopfen  u.  dgL, 
hätten  den  sehr  schwer  wiegenden  Nachteil,  den  wirldich  arbeits- 
lustigen Armen  den  höchsten  Widerwillen  zu  erregen  und  sie  ge- 
radezu arbeitsscheu  zu  machen,  oder  die  minder  tüchtigen  der 
zweckmässigen  Arbeit  ganz  zu  entwöhnen,  so  dass  sie  nach 
ihrer  Entlassung  gar  nicht  mehr  ordentliche  Arbeit  annehmen 
könnten  und   bald  in  die  Anstalt  zurückkehrten. 

Dritt  ens  aber,  und  auf  diesen  Einwand  wird  ein  besonderer 
Nachdruck  gelegt,  bilde  eine  in  grösserem  Massstabe  betriebene  An- 
staltsbeschättigung  entweder  eine  von  den  freien  Arbeitern  sehr 
übel  empfundene  Konkurrenz,  oder  sie  entbehre  des  Charakters  der 
lohnenden  Arbeit  überhaupt  und  wirke  dann  ebenso  übel  ftbr  die 
Finanzen  der  Anstalt,   wie  auf  den  Charakter  der  Arbeitenden. 

Ausserdem  wird  im  allgemeinen  geltend  gemacht,  dass 
in  der  Durchführung  des  Prinzips,  namentlich  in  dem  Aus- 
einanderreissen  der  Familie,  eine  grosse  Härte  liege.  Es  wird 
hierauf  von  den  Anhängern  des  Prinzips  erwidert,  dass  auch 
die  Armenlast   eine  grosse  Härte   sei   und  es  sich  angesichts  der 
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i  Jeder  zu  laxen  Handhabung  der  Armenpfl^e  drohenden 
MiBSbräuche  durchaus  empfehle,  eher  zu  hart  als  zu  milde  zu 
sein.  In  Ansehung  des  Kostenpunktes  wird  entgegnet,  dass  es 
dne  kurzsichtige  Sparsamkeit  sei,  Jemanden  lieber  in  der  offenen 
Pflege  unterstützen  zu  wollen;  allerdings  sei  der  Betrag  für  den 
Einzelnen  geringer,  als  wenn  er  in  einer  Anstalt  zu  unter- 
halten wäre;  dafllr  werde  aber  eben  auch  die  Gesammtzahl  der 
Unterstützten  eine  sehr  viel  geringere.  Und  was  die  Konkurrenz 
angehe,  so  bestehe  dieser  Ueoelstand  in  gewissem  Masse  immer, 
wenn  der  Arbeitszwang  durchgeführt  würde,  namentUch  also 
auch  in  eigentlichen  Straf-  und  Korrektionsanstalten.  Werde 
er  aber  nur  in  dem  hier  gemeinten  Sinne,  also  gerade  zur  Ab- 
schreckung der  Arbeits&higen  angewendet,  so  könne  er  nicht 
ernstlich  gegenüber  der  freien  Industrie  in  Betracht  fallen. 

•    §  206. 

I.  Zunächst  ist  in  Bezng  auf  England  zu  bemerken,  dass  trotz 
des  bestehenden  Verbots,  Unterstütznngen  ausserhalb  des  workhouse 
zu  gewähren,  die  Zahl  der  ausserhalb  Unterstützten  doch  sehr  er- 
heblich diejenige  der  Arbeitshausinsassen  (in-door-paupers)  stets  über- 
stiegen hat  und  noch  übersteigt:  ein  Yerhältniss,  das  sich  in  den 
Zahlen   der  letzten  Jahre  hinreichend   ausdrückt.    Darnach  betrug 
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Man  bemerkt ,  dass  die  Gesammtzahl  der  Unterstützten  sowohl  im 
Yerhältniss  zur  Bevölkerung  wie  auch  absolut  abgenommen  hat, 
während  der  Anteil  der  im  Arbeitshause  unterstützten  arbeits- 
fähigen Erwachsenen  kein  sonderlich  grosser  ist.  Diese  Thatsachen 
können  wohl  dahin  gedeutet  werden,  dass  die  Abnahme  der  Gesammt- 
zahl auf  Rechnung  der  Arbeitshäuser  zu  setzen  ist;  im  Ar- 
beitshause halten  sich  überwiegend  arbeitsunfähige  Personen  auf, 
weil  arbeitsfähige  durch  dasselbe  femgehalten  und  abgeschreckt 
werden.     Hiermit  würde  die  Thatsache  übereinstimmen,    dass  die- 
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jenigen  Arbeitshäuser,  die  lediglich  fttr  arbeits£fthige  Personen  offen 
gehalten  werden,  regelmässig  nur  zur  Hälfte  besetzt  sind. 

Auf  der  andern  Seite  ist  aber  aach  die  Disziplin  in  den  bei- 
den Kategorien  dienenden  Arbeitshäosem  eine  sehr  viel  laxere.  Das 
Bauchen  ist  meist,  soweit  den  Insassen  das  Material  geschenkt 
wird,  gestattet,  ebenso  das  Annehmen  von  Besuch;  das  Ausgdien, 
ja  selbst  Domino-  und  Kartenspiel,  mit  dem  sieh  die  arbeits- 
unfähigen Insassen  meistenteils  die  Zeit  vertreiben,  ist  zagelassen 
und  wie  es  scheint  in  sehr  weitherziger  Weise.  Vgl.  Aschrott 
an  den  angegebenen  Stellen;  wegen  der  Tabelle  S.  422.  — 

II.  Ueber  das  breslauer  Armenhaus  berichtet  1823  Ebers 
S.  27  ff.,  dass  in  dasselbe  neben  arbeitsunfähigen  alten  Leuten  noch 
die  „Sicheren"  und  „Unsicheren'^  aufgenommen  worden  wären;  unter 
den  letzteren  wären  solche  Subjekte  verstanden,  welche  der  Auf- 
sicht bedurft  hätten  und  nötigenfalls  selbst  durch  Zwang  und  Strafe 
zu  nützlicher  Arbeit  angehalten  worden  wären.  Die  Anstalt  hätte 
aber  an  zwei  Uebeln  gelitten,  einmal  einem  ohnehin  geringen,  von 
Jahr  zu  Jahr  sich  verringernden  Arbeitsverdienst, ,, welcher,  ungeachtet 
sich  die  Armenverwaltung  auf  mannigfaltige  Weise  für  die  Beschäf- 
tigung der  Armen  bemühte,  gegenwärtig  (1823)  fast  auf  nichts 
zurückgeführt  ist**  (S.  47),  und  zweitens  an  gänzlicher  Verkommen- 
heit der  Insassen  (S.  298).  Ebers  bemerkt  hierbei,  wie  sehr  die 
unnütze  Arbeit  (Federschliessen ,  Wollzupfen,  Tretmühle  u.  a.  m.) 
ermüde,  verbittere  und  die  Arbeitsscheuen  noch  mehr  in  Müssiggang 
versenke.  Als  Gegenmittel  bezeichnet  er  die  Gewährung  kleiner  Ver- 
dienstanteile, und  vor  allem  einen  nie  ermüdenden  Willen 
bei  allen  beteiligten  Organen,  um  die  drei  nötigsten  Tugenden  in 
Armenhäusern :  Reinlichkeit  —  Ordnung  —  Fleiss,  durchzuführen ; 
namentlich  sei  auch  Absonderung  aller  Sträflinge  von  den  blos  Armen 
notwendig  (vgl.  die  Vorschläge  S.  310). 

Die  berühmte,  auf  Veranlassung  des  Grafen  Rumford  gegründete 
Arbeitsanstalt  in  München;  welche  am  1.  Januar  1790  eröffnet 
wurde  und  im  Anfange  unter  sorgfältigster  Aufsicht  mehr  als 
1000  Arme  mit  Spinnen  und  Weben  beschäftigte,  musste  aus  Mangel 
an  Mitteln  am  30.  September  1799  geschlossen  werden.  Vgl. 
bei  Duchatel-N  aville  S.  159  und  S.  291  und  Gerando 
S.  31,  auch  die  Anm.  5  gegen  Naville.  — 

Die  im  Kanton  Schaffhausen  errichtete  Zwangsarbeitsanstalt 
Griesbach,  deren  Insassen  etwa  130  Juchart  mit  zu  bearbeiten 
hatten,  wurde  1868  wieder  aufgehoben,  weil  sie  bei  mangel- 
haften Besserungsresultaten  in  16  Jahren  einen  Geldzusehuss  von 
40000  Fr.  für  zusammen  58  Insassen  erfordert  hatte,  unter  denen 
31  sich  125  Desertionen  hatten  zu  Schulden  kontm^  lassen.  Vgl. 
Böhmert  bei  Emminghaus  S.  474. 

In  Wien  wurde  am  5.  Januar  1883  in  Stelle  der  früher  be- 
stehenden Beschäftigungsanstalt  für  freiwillige  Arbeiter  ein  Werk- 
haus  errichtet,  das  bestimmt  sein  sollte,  „arbeitsfähigen  Gemeinde- 
angehörigen  von   Wien   die  Gelegenheit  zur   Arbeit   zu  bieten  und 
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sich  somit  nicbt  blos  durch  eigene  Kraft  zu  erhalten,  sondern  sich 
auch  die  Mittel  zu  schaffen,  nach  freier  Wahl  einer  Beschäftigung 
wieder  nachgehen  zu  können".  Dieselbe  wurde  überwiegend  von 
Männern  in  erwerbskräftigen  Jahren  frequentirt,  deren  Zahl  sich 
von  Jahr  zu  Jahr  verminderte  (1880:  260,  1881:  254,  1882: 
152).  Neben  diesem  gewiss  auf  Rechnung  der  strengeren  Haus- 
ordnung zu  setzenden  Erfolge  ergiebt  sich  das  nachstehende  finan- 
zielle Resultat: 

Die  durch  Arbeitsertrag  nicht  ge-  Es  betrugen  die 

deckten  Ausgaben  betrugen:  Verpflegungskosten 

insgesammt        Gemeindezuschuss      pro  Kopf  u.  Tag 

1880 :        25  003  fl.  13  972  fl.  40.62  kr. 

1881:        26  470   „  11 208  „  37.34   „ 

1882:        32  617   „  21 813  „  53.35    „ 

Vgl.  den  Abschnitt:  Sorge  fttr  Obdachlose  und  Arbeitslose  in 
Gem.-Verw.  der  Reichsh.-  und  Res.-Stadt  Wien  in  den  Jahren  1880 
bis  1882  S.  992  ff.  und  desgl.  für  1877—1879  S.  889. 

III.  Bezüglich  der  Konkurrenz,  welche  die  Zwangsarbeit  der 
freien  Arbeit  macht,  ist  es  wohl  richtig,  dass  dies  keine  Eigentümlich- 
keit des  Arbeitshaussystems  ist,  sondern  vornehmlich  auch  bei  Straf- 
und  Korrektion sanst alten  in  Betracht  fällt.  Der  Hauptfehler  liegt 
jedenfalls  darin,  dass  entweder  die  Arbeiten  zu  Schleuderpreisen 
fortgegeben  werden  und  die  Fehlbeträge  aus  der  Armenkasse  zu- 
geschossen oder  in  der  That  gänzlich  nutz-  und  wertlose  Arbeiten: 
verrichtet  werden,  die  freilich  keine  Konkurrenz  machen,  aber  der 
Armenkasse  um  so  viel  teurer  zu  stehen  kommen. 

Die  Frage  ist  wiederholt  in  der  Petitionskommission  des  prenssi- 
schen  Abgeordnetenhauses  im  Hinblick  auf  die  Gefängnissarbeit  er- 
örtert worden,  zuletzt  in  den  Sitzungen  vom  30.  und  31.  März  1886, 
wobei  insbesondere  die  zahlreich  vorliegenden  Petitionen,  insbeson- 
dere der  Handwerksinnungen,  auf  Beseitigung  bezw.  Beschränkung  der 
Gefängnissarbeit  einer  eingehenden  Prüfung  unterzogen  wurden 
Von  allen  Seiten  wurde  anerkannt,  dass  die  vorliegenden  Beschwerden 
nur,  insoweit  sie  eine  von  den  einzelnen  Strafanstaltsverwaltungen 
durchgeführte  missbräuchliche  Ausdehnung  einseitiger  Gewerbe- 
betriebe betreffen,  Anspruch  auf  Beachtung  haben,  dagegen  die  Un- 
erlässlichkeit  einer  nützlichen  und  die  Kosten  des  Strafvollzugs 
wenigstens  teilweise  deckenden  Beschäftigung  der  Gefangenen 
nicht  in  Frage  kommen  könne.  Dem  entsprechend  beschloss  die  Kom- 
mission dem  Abgeordnetenhause  nachstehenden  Antrag  zu  unterbreiten: 
unter  Anerkennung  der  Notwendigkeit  einer  produktiven  Beschäftigung 
der  Gefangenen,  die  Petitionen  der  Regierung  zur  Erwägung  in  der 
Richtung  auf  eine  zweckmässige,  die  freie  Erwerbsthätigkeit  mög- 
lichst wenig  schädigende  Arbeitsorganisation  der  Strafanstalten  zu 
tiberweisen  und  zugleich  anheimzugeben,  bei  der  öffentlichen  Verdin- 
gung der  Gefangenenarbeit  die  Innungen  vorzugsweise  zu  berücksich- 
tigen.   Vgl.  6.  Ber.  der  Komm,  für  Pet.  Drucks.  Nr.  198  S.  1721  ff.  — 
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Bei  der  Beratung  im  Abgeordnetenhaase  (26.  Mai  1886)  beantragte 
der  Abgeordnete  Bachern,  den  Antrag  der  Kommission  so  abza- 
ändem,  dass  an  Stelle  der  einleitenden  Worte  ,,in  Anerkennung 
der  Notwendigkeit  produktiver  Beschäftigung  der  Gefangenen"  gesetzt 
werde  „unter  Anerkennung  der  Notwendigkeit  einer  dem  Zweck  der 
Strafrechtspflege  entsprechenden  Beschäftigung".  Mit  diesem  Amende 
ment  wurde  der  Komm  .-Antrag  angenommen.  Vgl.  stenogr.  Ber. 
S.  2369  ff.  — 

Auch  bei  der  Beratung  des  Etats  des  Ministeriums  des  In- 
nern vom  6.  Februar  1886  wurde  diese  Frage  berührt  und  vom 
Minister  die  Erklärung  abgegeben,  dass  eine  grundsätzliche  und 
prinzipielle  Aenderung  des  gegenwärtigen  Geschäftssystems,  wenn 
überhaupt;  so  doch  nur  schrittweise  möglich  sei.  Vgl.  stenogr. 
Bericht  S.  347.  — 

InOesterreich  hat  sich  neuerdings  ein  Agitationskomitee  zur 
Beseitigung  der  gewerblichen  Strafhausarbeit  gebildet,  und  eine 
Schrift:  Die  Strafhausarbeit,  ein  Notruf  der  Gewerb- 
treibenden,  Wien  1886,  veröffentlicht,  deren  letzte  Abschnitte 
S.  24  ff.  gutes  statistisches  Material  über  die  Beschäftigung  der  Sträf- 
linge beibringen.  Es  wird  dort  gefordert,  dass  der  Staat  Arbeit 
verrichten  lasse,  aber  nicht  Gewerbe  betreibe,  da  er  hierbei  durch 
Steuerfreiheit,  unverzinsliches  Kapital  u.  s.  w.  in  einer  jedem  freien 
Gewerbe  überlegenen  Lage  sei.  Der  Staat  soll  sich  vielmehr  auf 
Arbeiten  für  die  eigenen  Zwecke  der  Strafanstalten  oder  andere 
staatliche  Korporationen,  worunter  auch  die  Armee,  beschränken 
(S.  85).  Dem  gewöhnlichen  Einwände  gegenüber,  dass  auch  durch 
solche  Zwecke  freien  Arbeitern  die  Beschäftigung  entzogen  würde, 
bemerkt  die  Schrift,  dass  dies  unrichtig  sei,  weil  ja  auch  die 
Sträflinge  unter  allen  Umständen  an  jener  Summe  von  Arbeit  teil- 
nehmen müssten,  die  innerhalb  des  Staates  geleistet  werden  könne. 
Es  handle  sich  nur  darum,  dass  der  Wert  der  von  den  Sträf- 
lingen geleisteten  Arbeit  nicht  zu  Gunsten  Einzelner  und  durch 
unnatürliche  Preisdrückung  nicht  zu  Ungunsten  der  Gesammtheit 
der  freien  Arbeiter  wirke.  — 

Setzt  man  hier  überall  statt  „Staat"  „Armen Verwaltung",  statt 
„Staatsmittel"  „Armenmittel",  so  liegt  dasselbe  Yerhältniss  wie  bei 
den  Armenarbeitshäusern  vor.  Vgl.  hierüber  namentlich  noch 
Naville,  der  S.  126  ff.  viel  Material  über  die  verschiedensten 
Anstalten  aus  älterer  Zeit  beibringt. 

§  207. 

Will  man  nach  dem  vorstehend  mitgeteilten  Material,  zu 
dessön  Ergänzung  noch  manche  anderen  Nachrichten,  namentlich 
diejenigen  herbeizuziehen  sind,  die  über  den  Umfang  und  die 
Leistungsfähigkeit  der  Armenverbände  gegeben  wurden,  sich 
ein  Urteil  über  den  Wert  oder  Unwert  des  Arbeitshausprinzips 
bilden,  so  wird  man  in  einiger  Verlegenheit  sein.  Unzweifelhaften 
Erfolgen    stehen    ebenso    unzweifelhafte   Uebelstände  gegenüber. 
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Mit  einer  gewissen  Regelmässigkeit  kehrt  die  Erscheinung  wieder, 
dass  die  Handhabung  des  Prinzips  unmittelbar  nach  der  Eröff- 
nung einer  Arbeitsanstalt  eine  sehr  strenge  und  durchgreifende 
ist  und  die  Verminderung  der  Unterstützten,  vor  Allem  das 
Fernbleiben  der  nichtbedürftigen ,  arbeitsscheuen  Personen  zur 
Folge  hat.  Die  zweite  Stufe  ist  dann,  dass  nur  wirklich  arbeits- 
unfähige Personen  in  der  Anstalt  sind,  denen  gegenüber,  da 
scharfe  Disziplin  und  Hausordnung  für  sie  nicht  mehr  so  nötig  sind, 
allmählich  eine  laxere  Behandlung  eintritt.  In  dem  dritten  Stadium 
wird  dann  die  Handhabung  überhaupt  nachlässig;  man  hat  finan- 
zielle Schwierigkeiten,  erkennt,  dass  die  Unterhaltung  des  Einzel- 
nen innerhalb  des  Arbeitshauses  teurer  ist  als  ausserhalb;  es 
zieht  sich  allmählich  wieder  das  arbeitsscheue  Gesindel  heran 
und  so  fort,  bis  die  Zustände  wieder  so  schlimm  geworden  sind, 
dass  man  sich  auf  Besserungsmassregeln,  unter  anderen  auch  auf 
das  Arbeitshausprinzip  besinnt.  Oder  aber  es  wird  gleich  von 
vornherein  der  Anstalt  der  Charakter  einer  Zwangsarbeitsstätte 
gegeben  und  in  längerer  Gewöhnung  vergessen,  dass  es  eigent- 
lich ein  Armenarbeitshaus  sein  soll,  in  welchem  nicht  der 
Korrektionszweck,  sondern  die  Unterstützung  in  erster  Stelle 
steht. 

Alle  diese  Erscheinungen  sind  nun  so  regelmässig  beobachtet 
worden,  dass  man  auch  bei  ihnen  von  natürlichen  Gesetzen 
sprechen  kann.  Und  dieses  dürfte  der  erheblichste  Grund  sein, 
von  jedem  gesetzlichen  Zwange  zur  Einrichtung  von  Arbeits- 
häusern abzuraten.  Mit  England  dürfen  wir  uns  nicht  ver- 
gleichen; wenn  dort  die  Unterstützung  erwerbsfilhiger  Per- 
sonen ausserhalb  des  workhouse  gesetzlich  verboten  worden  ist 
und,  wie  es  scheint,  zur  Femhaltung  der  arbeitsfähigen  Elemente 
von  der  Armenpflege  in  hohem  Masse  beigetragen  hat,  so  liegt  das 
nicht  zum  genngsten  Teile  an  der  vortremichen  Aufsicht,  die 
von  der  Zentralbehörde  ausgeht.  Und  gleichwohl  wird  auch  in 
England  über  das  workhouse  aus  vielen  Gründen  geklagt,  werden, 
wie  die  mitgeteilte  Tabelle  zeigte,  sehr  viel  mehr  arbeitsfähige 
Erwachsene  ausserhalb,  als  innerhalb  des  workhouse  unterstützt. 

Bei  uns  fehlt  es  an  dieser  sehr  wichtigen  Voraussetzung^). 
Aber  es  besteht  auch  durchaus  kein  gleicnmässiges  Bedürfaiss 
fUr  alle  Armen  verbände.  Abgesehen  von  den  kleinen  Verbänden, 
über  deren  Vereinigung  zum  Zwecke  der  Errichtung  von  Ar- 
beitshäusern an  anderer  Stelle  gehandelt  wurde,  besteht  für  die 
grösseren,  die  zur  Errichtung  und  Unterhaltung  eines  Arbeits- 
hauses auch  allein  im  Stande  sein  würden,  ein  Bedür&iss  doch 
nur  insofern ,  als  sie  den  Zweck,  den  jenes  erfüllen  soll ,  nicht 
auf  andere  Weise  erreichen  können.  Es  ist  schlechterdings  nicht 
abzusehen,  warum  man  Elberfeld  und  ICrefeld  u.  a.  nötigen 
sollte,    statt  ihrer  Quartierspflege  Arbeitshauspflege  einzufuhren. 

Lässt   man   die  Gesetzgebung  dagegen  auf  dem  g^enwär- 

1)  Vgl  unten  §  220. 
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tigen  Stande,  so  bleibt  jeder  Verwaltung  die  Mäglichkeit,  je  nacfl 
Bedlirihise,  nach  ihrer  BnanzieUen  Lage,  naeb  Gesinnung  den 
iijnwolmer  und  Gesittung  der  Armen,  sie))  hauptsächlich  auf  An 
bei tsbatia  Unterstützung  zu  beschränken.  j 

Zu  vollkommenerer  Durchfülu-ung  des  Prinzips  kunn  die  Ge- 
setzgebung nur  iuEofei-n  beitragen,  als  sie  die  BefugniBäe  der 
Verwaltung  erleichtert,  gewisse  Personen,  weicht;  Unterstützuug 
tlir  sicli  oder  ihre  Angehörigen  notwendig  maclien,  zur  Arbeit 
zu  zwingen,  und  eine  Aufsicht  iibei'  die  Armen  verbände  anordne^ 
welche  der  Verwandlung  des  Arbeitsbause»  in  ein  Armenbau 
oder  in  eine  .Stpafanatalt  entgegenwirkt.  Hiervon  wird  im  Fü- 
genden zu  handeln  ^ein. 

c.     BeaclirlEn bullten    der  persBollcUeii  Freiheit. 

In  Ansehung  der  Personen,  gegen  welche  ein  ;i.  r  b  e  i  t  sz  w  ang 
gellbt  werden  kann ,  gilt  zunächst  ganz  allgemeiu  der  von  aliea 
liesetzgebungen  adoptirte  Grundsatz,  dass  ea  iler  Arnienv^wal- 
tung  freistehe ,  die  Unterstützung  nur  gegen  Arbeits- 
leistung zu  gewähren.  80  heisst  es  bei  Preussen  §  1  Abs.  2: 
„dass  die  Unterstützung  geeigneten  Falls  durch  Unterbringung 
in  einem  Armen-  oder  K  ranken  hause ,  sowie  mittels  Anwdsnng 
der  den  Kräften  des  Hült'sbedürftigen  entsprechenden  Arbeit 
ausserhalb  oder  innerhalb  eines  solchen  Hauses  gewithrt  werden 
kann".  —  Baiern  Art.  ü  Abs.  II:  „Wer  öffentliche  Armen  Unter- 
stützung geniesst,  ist  verpflichtet,  sich  zu  einer  seinen  Kräften  an- 
gemessenen Arbeit  innerhalb  oder  ausserhalb  eintr  Bescbältigungs-, 
anstalt  verwenden  zu  lassen".     U.  s.  w.  j 

In  Fällen  dieser  Art  liängt  es  aber  selbstverständlich  voa« 
dem  Bedürftigen  selbst  ab,  ob  er  die  Armenpöege  iiberhaupl  in  Be- 
wegung setzen  will  oder  nicht.  Es  ist  daher  von  Widitigkcit, 
eine  Person  dem  Arbeitazwange  unterwerfen  zu  können,  wenn  sie 
zwar  nicht  unmittelbar  die  A  nnenpflege  anruft,  aber  den  VeransUd- 
tungen  der  Armenpflege  entgegenwirkt.  Dies  ist  namentlich  der 
Fall  bei  Bettlern  und  LundKtreichem  und  bei  Personen ,  welche 
es  dazu  kommen  lassen,  duss  zwar  nicht  sie  selbst,  aber  ihre 
Angehörigen  der  Annenpflege  anheimfallen.  Der  Staat  hat  ein 
begründetes  Interesse  an  der  Abwendung  solchen  Verhalten». 
Denn  wenn  er  die  gesetzliche  Armenpflege  anordnet,  so  will  er 
damit  jeden  Bedürftigen  vor  dei-  Notwendigkeit  zu  betteln  sicher- 
stellen. Wer  daher  bettelt  und  wer  die  Armenpflege  unbegrUndeteri 
Weise  in  Anspruch  nimmt,  handelt  wider  das  Gesetz  und  id 
wegen  dieser  Zuwi<ierhand1ung  strafbar.  Dies  ist  ebenfalls  am 
feststehender  Grundsatz  aller  Gesetzgebungen.  1 

In  Deutschland  bestimmt  über  diesen  ü^Dsiand  daA 
ReichsBtrafgesetzbuch  in  den  SS  361.  302  Folgend«.      I 

?!  3l)l.     Mit  Haft  wird  bestraft: J 

3.  wer  als  Landstreiclier  umherzieht;  ■ 


I 
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4.  wer  bettelt  oder  Kinder  zum  Betteln  anldtet  oder  aus- 
sohickt,  oder  FerBonen,  welche  seiner  Gewalt  mid  AufsitJit 
iintergebeo  sind  und  zu  seiner  HausgeDOSsenschufil:  ge- 
boren, vom  Betteln  abzuhalten  unterlässt; 

5.  wer  sich  dein  Spiel,  Tnink  oder  MUssiggang  dergestalt 
liingiebt,  da^  er  in  einen  Zustand  gerät,  in  welchem  zu 
seinem  Unterhalte  oder  zum  Unterbaue  lierienigen,  zu 
deren  Emäbning  er  verpflichtet  ist,  durch  Vermitteluog 
der  Behörde  fremde  Hülfe  in  Anspruch  genommen  wer- 
den mu»»; 

7.  wer,  wenn  er  aus  öffentlichen  Arroenmitteln  eine  Unter- 
stützung empfängt,  sich  aus  Arbeitsscheu  weigert,  die  ihm 
von  der  Behörde  angewiesene,  seinen  Kräften  angemessene 
Arbeit  zu  verrichten; 

8.  wer  nach  Verlust  seines  bisherigen  Unterkommens  binnen 
der  ihm  von  der  zuetändigen  Behörde  bestimmten  Frist 
sich  kein  anderweitiges  Unterkommen  verschafft  hat  und 
auch  nicht  nachweisen  kann,  daas  er  solches  der  von  ihm 
angewandten  Bemühungen  ungeachtet  nicht  vermocht  habe. 

S  3t32.  Uie  nach  Vorschrift  des  S  361  Nr.  3—8  Verur- 
teilten können  zu  Arbeiten,  welche  ihren  Fähigkeiten  und  Ver- 
hältnisiien  angemessen  sind,  innerhalb  und,  sofern  sie  von  an- 
deren freien  Arbeitern  getrennt  gehalten  werden,  auch  ausser- 
halb der  Strafanstalt  angehalten  werden. 

Bei  der  Verurteilung  zur  Haft  kann  zugleich  erkannt  werden, 
dass  die  verurteilte  Pereon  nach  verbUsster  Strafe  der 
Landespolizeibehörde  zu  überweisen  sei.  Die  Landespohzei- 
behörde  erhält  dadurch  die  Befiigniss,  die  verurteilte  Person 
entweder  bis  zu  zwei  Jahren  in  ein  Arbeitshaus  unter- 
zubringen oder  zu  gemeinnützigen  Arbeiten  zu  verwenden. 

In  ihrer  thatsächlichen  Wirkung  kommen  nun  die  strafgesetz- 
licben  Bestimmungen  gegen  die  vorstehend  bezeichneten  Per- 
sonenklasscn  auf  dasselbe  hinaus,  wie  die  Anwendung  des  Ar- 
beitszwanges bei  freiwillig  erbetener  Unterstützung  fUr  die  Dauer 
der  letzteren.  Der  wesentliche  Unterschied  hegt  also  darin,  dass 
die  Dauer  des  Zwanges  in  dem  einen  Falle  von  dem  Willen 
des  Betreffenden  abhängig  ist,  in  dem  anileren  nicht;  dass  die 
Beschäftigung  dort  mit  zum  Strafroilzuge  gehört,  hier  nur  ein 
Aequivalent  der  Unteretützung  bildet;  dass  die  Vollstreckung 
dort  in  einer  Strafanstalt,  hier  in  einer  Armenanstalt  zu  erfolgen 
hat;  und  endlich,  dass  in  dem  einen  Falle  die  Straf behörde, 
in  dem  anderen  die  Armenbehörde  den  durch  Arbeit  nicht  ge- 
deckten Mehraufwand  zu  tragen  hat. 

So  zub^ffend  und  in  vielen  Beziehungen  wichtig  nun  auch 
diese  Unterscheidungen  sind,  so  leuchtet  doch  ein,  dass  der  Zu- 
sammenhang zmschen  beiden  Kategorien  ein  sehr  inniger,  die 
Grenze  zwischen  ihnen  sehr  schwer  zu  ziehen  ist,  wie  dies  schon 
bei  verschiedenen  Gelegenheiten  hervorgehoben  und  nachgewiesen 
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wurde.  Für  eine  Armenverwaltung,  die  ihre  Aufgabe  nachl&siig 
erfüllt,  ist  es  daher  ein  Leichtes,  Jemanden  zum  Bettein  m 
zwingen  und  ihn  dadurch  dem  Strafrichler  anheimzugeben;  aber 
umgekehrt  ist  auch  für  eine  Armen  Verwaltung,  die  ihre  Au%abe 
ernst  nimmt,  die  Strafjustiz  eine  unwillkommene  Zwiscbeninstaii!: 
zwischen  ihr  und  jenen  Individuen,  die  ihren  Bemühungen  indirekt 
entgegen  arbeiten ;  sie  hat  ihnen  gegenüber  nur  in  den  gesetEÜch 
bestimmten  Filllen  die  Möglichkeit,  eine  Strafe  berbeizuftihren. 
mit  welcher  Arbeitszwang  verbunden  ist;  eine  direkte  EinwitH 
kung  und  direkter  Arbeit^zwang  ist  ihr  versagt.  fl 

S  209.  f 

Die  Kegelung  dieses  S ach  Verhältnisses  isl  der  LandesgeseU- 
gebung  entzogen  <  nachdem  die  Reich sgesetzgehnnu;  in  der  ange- 
gebenen Weise  Bestimnmngeti  getroffen  hat.  E^  sind  dadarch  alle 
von  ihr  nicht  vorgesehenen  Fälle  der  zwangsweisen  Unterbringung 
in  eine  Arbeiisanstalt  ohne  gerichtliches  Urteil  ausgeschlossen. 
Dies  gilt  namentlich  von  den  früher  den  prenssiscben  Ver- 
vialluugsbehörden  in  Art.  11-14  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  ISäf. 
zugestandenen  Befugnissen.     Dieselben  laatelcn: 

Art.  11.  Solchen  Personen,  welche  arbeitsfähig  sind,  gleich- 
wohl aber,  nach  Verlust  ihrer  hisherigen  Wohnung,  binnen  einer  von 
der  Ortspolizeihehörde  ihnen  gestellten  Frist  sich  eine  andere  Woh- 
nung nicht  verschafft  haben ,  kann .  insofern  denselben  durch  poli- 
zeiliche Veranstaltung  ein  Obdach  verschafft  werden  muss,  für  dit 
Dauer  der  Obdachlosigkeit  der  Aufenthalt  in  einer 
Arbeitsallst  alt  angewiesen  werden. 

Art.  12.  Auch  solche  I'ersonen,  welche  die  Armen  pflejf 
in  Anspruch  nehmen,  sich  aber  neigern.  fQr  die  ihnen  ge- 
währte Unterstützung,  die  ihnen  von  der  Obrigkeit,  sä  es  im 
Orte  oder  auswärts,  angewiesene,  ihren  Kräften  angemesseoe 
Arbeit  ordnungsmässig  zu  verrichten,  können,  sd  langv 
sie  der  Unterstützung  bedürfen  und  bei  ihrer  Weigerung  behorren, 
in  einer  Arbeitsanstalt  untergebracht  werden, 

Art,  13,  Lilssl  ein  Ehemann  seine  Ehefrau  —ein  Vater, 
oder  wenn  der  Vater  lodt  oder  verschollen  ist,  eine  Mutter  die  ehe- 
lichen, noch  nicht  14  Jahre  alten  Kinder  —  oder  eineMntier  iht* 
unehelichen  Kinder  eben  dieses  Alters,  iler  gesetzlichen  Ver]>Üirli- 
tung  zuwider,  dergestalt  hülflos,  dass  diese  Angehörigen  der  Amien- 
pflege  anheimfallen,  so  kann  eine  solche  Person,  falls  sie  die  Armen- 
pflege nicht  in  Anspruch  genommen  and  deren  Notwendigkeil  niclil 
nacligewiesen  bat,  sobald  der  Versuch  fruchtlos  gehlieben  ist,  sie  im 
Verwaltungs-  oder  gerichtlichen  Wege  zur  Unterstützung  jener  An- 
gehörigen exekutivisch  anzuhalten,  auf  so  lange,  als  das  Be- 
dUrfniss  der  Armen  Verpflegung  für  die  A  ngehörigeo 
fortdauert,    in   einer  Arbeiisanstalt  untergebracht  werden. 

Art.  14.     In  den  in  den  Art.  11  bis  13  gedachten  Fällen  er- 
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folgt  die  Ueberweisung  an  die  Arbeitsanstalt  auf  Antrag  des 
Vorstandes  des  Arraenverbandes  durch  Anordnung 
<les  Landrats.  In  solchen  Städten,  die  weder  in  Kommunal-  noch 
in  Polizeiangelegenheiten  der  Aufsicht  des  Landrats  unterworfen 
sind,  oder  die  eine  eigene  Arbeitsanstalt  besitzen,  steht  diese  An- 
ordnung dem  Gemeindevorstande  (Magistrat,  Bürgermeister)  zu. 
Die  Anordnung  erfolgt  durch  sofort  vollstreckbares 
Resolut,  gegen  welches  jedoch  der  Rekurs  im  geordneten  In- 
stanzenzuge zulässig  ist. 

Die  Regierungsvorlage  zum  preussischen  Ausführungsgesetz  von 
1871  hatte  die  vorstehenden  Bestimmungen  in  der  Erwägung  fort- 
gelassen, dass  der  Gegenstand  derselben  durch  die  §§  361  u.  362 
R.-Str.-G.-B.  der  Landesgesetzgebung  entzogen  sei,  eineErwägung,  welche 
von  dem  Abgeordneteuhause ,  nicht  aber  vom  Herrenhause  geteilt 
wurde.  Von  letzterem  wurde  hervorgehoben,  dass  die  Artikel  nur 
die  Bedeutung  einer  Vollstreckuugsmassregel  hätten,  uro  das  Indi- 
viduum in  zweckmässiger  Weise  zur  Erfüllung  seiner  Pflicht  zu 
nötigen,  während  §  361  und  362  die  Bestrafung  im  Auge  hielten.  Im 
Abgeordnetenhause  wurde  bemerkt,  dass  wenn  man  die  Artikel  nur 
für  Verwaltungsmassregeln  halte,  dies  eine  durch  Einsperrung  er- 
zwungene und  daher  im  Widerspruch  mit  dem  Gesetze  über  Auf- 
hebung der  Schuldhaft  stehende  Befriedigung  eines  Zivilanspruches 
sein  würde. 

Auch  die  Regierungsmotive  hoben  hervor,  dass  man  den  Er- 
folg der  Einsperrung  doch  erst  sehen  könne,  wenn  der  Betreffende 
wieder  entlassen  werde,  dass  also  praktisch  die  Einsperrung  auf 
dasselbe  hinauskomme,  wie  die  Korrektionshaft  Die  Aufnahme 
jener  Artikel  wurde  daher  abgelehnt .  dafür  aber,  um  die  Zulässig- 
keit  der  Unterstützung  gegen  Arbeitsgewährung  unzweifelhaft  zu 
machen,  das  in  der  Regierungsvorlage  ursprünglich  nicht  enthaltene 
AI.  2  des  §  1  aufgenommen,  und  ausserdem  in  den  §§  65 — 67  der  Ver- 
waltungsbehörde (dieselben  wie  in  Art.  14  a.  a.  0.)  die  Befugniss 
eingeräumt,  Personen,  welche  ihre  Angehörigen  hülflos 
lassen  (ähnlich  wie  Art.  13),  in  einem  vorläufig  vollstreckbaren 
Resolut  zur  Gewährung  der  erforderlichen  laufenden 
Unterstützung  anzuhalten.  Gegen  das  Resolut  steht  elektiv 
Rekurs  an  die  Deputation  f.  d.  H.  (bezw.  die  inzwischen  an  ihre 
Stelle  getretenen  Bezirksausschüsse)  oder  an  das  Gericht  zu.  Ein 
Beschluss  des  üerrenhauses,  in  solchen  Fällen  ein  Resolut  auf  # Ar- 
beitshauseinsperrung bis  zu  sechswöchentlicher  Dauer  zuzulassen, 
wurde  aus  den  oben  angegebenen  Gründen  vom  Abgeordnetenhause 
gleichfalls  abgelehnt.  Dies  Resolut  bildet  selbstverständlich  nur 
einen  kürzeren  Weg,  einen  Vollstreckungstitel  zu  erlangen;  ein  an- 
derer Zwang,  als  der  exekutivische,  wie  bei  Geldforderungen  über- 
haupt, ist  nicht  zulässig.  — 

B^aiern  Art.  44  hat  folgende  Bestimmungen: 
I.  „Personen,  welche  öffentliche  Armenunterstützung 
gemessen,   werden  mit  Arrest  bis  zu  8  Tagen,    im  Rückfalle   bis 
zu  30  Tagen  bestraft,  wenn  sie  entweder 
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1)  durch  augeziemen des  Benehmen  die  dem  Armenpfleg- 
schaftsrate, einem  Mitgliede  desselben,  einem  Bezirkspfleger  oder  den- 
jenigen, von  welchen  sie  im  Auftrage  des  Armenpflegschaftsrats  Al- 
mosen, Kleidung,  Wohnung,  Kost  oder  Arbeit  erhalten,  gebührende 
Achtung  verletzen  oder  wenn  sie 

2)  Lebensmittel,  Heizungsmaterial,  Kleidungsstücke,  Heilmittel^ 
Arbeitsstoffe,  Werkzeuge  u.  dergl. ,  welche  sie  von  der  öffentlichen 
Armenpflege  oder  einer  öffentlichen  Wohlthätigkeitsanstalt  empfangen 
haben,  unbefugt  veräussernoder  mutwillig  unbrauchbar 
machen." 

(II.  „Mit  Arrest  bis  zu  14  Tagen,  im  Rückfalle  bis  zu  3() 
Tagen,  werden  bestraft 

1)  arbeitsfähige  Personen,  welche  von  der  Armenpflege  Unter- 
stützung beziehen  oder  beanspruchen,  wenn  sie  die  ihnen  angewiesene 
Arbeit  nicht  verrichten ; 

2)  arbeitsfähige  Personen ,  welche  innerhalb  Jahresfrist  von 
der  Armenpflege  Unterstützung  beansprucht  oder  bezogen  haben, 
wenn  sie  weder  einer  ihren  Kräften  angemessenen  Arbeit  sich 
widmen,  noch  darzuthun  vermögen,  dass  sie  sich  auf  erlaubte  Weise 
ernähren.") 

Von  diesen  ist  die  eingeklammerte  Nr.  II  durch  das  Reichs- 
Strafgesetzbuch  aufgehoben ,  während  Nr.  I ,  welches  Gegenstände 
behandelt,  die  dort  nicht  geregelt  sind,  gemäss  Art.  5  des  Einf.-Ges. 
zum  Reichs-Strafgesetzbuch   aufrecht  erhalten  ist. 

Für  Sachsen  bestimmt  §31  der  Armenordnung:  „Diejenigen 
Armen,  welche  die  ihnen  dargebotene,  ihren  Kräften  und  sonstigen 
Verhältnissen  angemessene  Gelegenheit  zur  Arbeit  ver- 
schmähen, sind,  wenn  nicht  ihre  wirkliche  Unfähigkeit  zur  Arbeit 
erwiesen  ist,  jeder  öffentlichen  Unterstützung  als  unbe- 
dingt unwürdig  zu  erkennen,  fallen  aber  sofort,  als  der 
Arbeitsscheu  und  der  mutwilligen  Bettelei  verdächtig,  der  poli- 
zeilichen Aufsicht  und  den  Massregeln  anheim,  welche  gegen 
arbeitsscheue  Arme  und  Bettler  vorgeschrieben  sind." 

Inzwischen  sind  aber  diese  Massregeln  durch  das  Reichs-Straf- 
gesetzbuch aufgehoben.  Huzel  meint  zwar  in  seinem  Referat  über 
die  Bezirksarmenhäuser,  Drucks,  des  D.  V.  Nr.  10  S.  23  Anm., 
«lass  die  Bestimmungen  über  Bettler,  „wie  es  scheint",  in  Sachsen  als 
Disziplinarstrafen  angesehen  werden,  welche  durch  das  Reichs-Straf- 
gesetzbuch nicht  aufgehoben  seien.  Dieser  Meinung  ist  aber  nicht 
beizutreten.  Da  die  §§119  ff.  direkt  von  den  Strafen  des  Bettelus 
handeln,  sind  sie  zweifellos  in  Fortfall  gekommen.  Dies  ist  auch 
die  Meinung  des  Kommentators  der  sächsischen  Armenordnung, 
Wittgenstein. 

Die  übrigen  deutschen  Staaten  haben  ähnliche  Bestimmungen, 
die  alle  mitzuteilen  hier  aber  zu  weit  führen  würde. 

§  210. 

Gegenwärtig  ist  also  der  einzige  Weg,  arbeitsscheue  Per- 
onen  zur  Arbeit  anzuhalten  und  Familienhäupter,  die  ihre  Fa- 
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milien  faülflos  zurücklassen,  zur  Fürsorge  zu  zwingen,  nur  das 
gerichtlich  durchzuführende  Strafverfahren  —  bei  der  letzteren 
Kategorie  noch  erst  vorausgesetzt,  dass  sie  sich  diu^h  Spiel,  Trunk 
^er  Müssiggang  in  einen  Zustand  versetzt  haben,  der  sie  zur 
Ernährung  der  Ihrigen  unfähig  macht  Gegen  solche,  die  arbeits- 
fiOiig  sind   und   trotz   hinreichenden  £rwerbes  sich  um  ihre  An- 

^faörigen  nicht  künunem,  ist  ein  Einschreiten  gar  nicht  zulässig. 

lei  dieser  Lage  der  Gesetzgebung  ist  in  den  letzten  Jahren  eine 
sehr  lebhafte  Bewegung  hervorgetreten,  die  auf  Ergänzung  des 
R.-Str.-G.-B.  in  Bezug  auf  jene  Familienhäupter,  womöglich  aber 
auf  Wiederherstellung  bezw.  reichsgesetzliche  Ein- 
führung der  Art.  13 — 15  des  preussischen  Gesetzes 
von  1855  abzielt 

Der  mehrerwähnte  Entwurf  des  Bundesrats  von  1877 
hatte  einen  §  64  a  vorgesehen:  „Falls  arbeitsfähigen  Personen  oder 
4eren  nicht  arbeitsfähigen  Angehörigen  öffentliche  Unterstützung  ge- 
währt werden  muss,  können  die  ersteren  seitens  der  Landesbehörden 
im  Verwaltungsstreitverfahren  zur  Arbeit  innerhalb  oder  ausserhalb 
«ines  Arbeitshauses  angehalten  werden."  —  Der  Referent  fttr  den 
pommerschen  Städtetag  v.  7.  Okt  1876  empfahl  eine  Straf- 
bestimmung im  Sinne  des  Art.  13  cit.  einzufügen.  Der  Städtetag 
beschloss  jedoch,  um  Wiedereinführung  des  administrativen  Zwangs- 
verfahrens zu  petitioniren.  —  Für  den  vorgeschlagenen  §  64  a  sprach 
sich  eine  grosse  Anzahl  kommunaler  Vertretungen  aas ,  so  der  dritte 
oberschlesische  Städtetag,  der  sächsische  Gemeinde- 
tag von  1877,  der  hannoversche  und  der  rheinische  Städte- 
tag von  1879.  —  Sehr  ausführlich  wurde  der  Gegenstand  in  den 
Verhandlungen  des  D.  V.  f.  A.  u.  W.  1881  behandelt.  Pelman- 
Köln,  der  das  Referat  hatte,  schlug  eine  Strafbestimmung  zur  Er- 
gänzung des  §  361  gegen  Personen  vor,  die  ihre  Familien  absicht- 
lich der  Armenpflege  anheimfallen  lassen.  Drape -Hannover  bean- 
tragte eine  dem  Art.  13  cit.  ähnliche  Bestimmung.  Der  letztere 
Antrag  wurde  mit  einem  Amendement  Friedenthal,  die  Verwal- 
tungsprozedur  mit  Garantien  des  Schatzes  gegen  etwaige  Willkür  aus- 
zurüsten, angenommen  und  beschlossen,  ein  dem  entsprechendes  Er- 
suchen an  die  königl.  Staatsregierung  zu  richten.  Vgl.  Stenogr.  Be- 
richte 1881  S.  191  ff.  —  Auf  diesen  Beschlass,  dessen  Mitteilung 
1883  wiederholt  wurde,  ist  seitens  des  Reichskanzlers  ein  Bescheid 
nicht  erfolgt  Vgl.  Stenogr.  Ber.  1884  S.  3.  —  Aehnliche  Wünsche 
«ind  dann  noch  wiederholt  von  den  verschiedensten  Seiten  ausge- 
sprochen worden,  so  in  den  Verw.- Berichten  von  Erfurt  und 
Duisburg  1883/84,  auf  der  Konferenz  der  Landesdirek- 
toren vom  16.  Nov.  1883,  auf  dem  Provinziallandtag  von 
Schleswig-Holstein  vom  11.  März  1882  und  auf  dem  sächsi- 
schen Gemeindetagvom3/4.  Juli  1882  u.  a.  m.  JUngstnoch  vom 
Abg.  W  eh  r  in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  6.  Febr.  1886. 
—  Rocholl  meint,  dass  Betteln  an  und  für  sich  nicht  strafbar  sein 
dürfe,  und  empfiehlt  Aufhebung  der  §§  361,  3.  4.  5.  7.  8  und  362  Str.- 
G.-B. ;  dagegen  liefere  die  bettelnde  Person  den  Beweis,  dass  sie  der 
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Armenpflege  bedürftig  sei.  Diesen  Thatbestand  der  Notwendigkeit 
des  Eintritts  der  Armenpflege  mflsse  die  Gemeinde  festzustellen  and 
den  Bedürftigen  gewissen  persönlichen  Beschränknngen  zn  unter- 
werfen befugt  sein ,  namentlich  dem  Yerlnste  des  Rechtes  zor  Selbst- 
bestimmung über  Aufenthalt  und  Art  der  Beschäftigune ,  sowie  des 
Rechtes  zur  Bestimmung  über  Aufenthalt,  Ernährung,  BeschSftigong 
und  Erziehung  der  von  ihm  abhängigen  Familienglieder.  Diese 
Rechte  sollen  auf  die  betreffende  Armenbehörde  übergehen.  YgU 
Rocholl  II  S.  48  ff.  und  58  ff. 

Zur  Begrilndung  der  vorstehend  mitgeteilten  Wünsche  wird 
darauf  hingewiesen,  dass  das  gerichtliche  Verfahren  immer  sehr 
umständlich,  oft  erfolglos  und  in  den  mehrgenannten  Fällen  über- 
haupt unzulässig  sei ;  namentlich  sei  dieser  letztere  Umstand  nicht 
allein  ein  Grund  ungerechter  finanzieller  Belastung  des  Armen- 
verbandes, sondern  er  beeinträchtige  wesentlich  die  Autorität  der 
Behörde ,  die  zwar  zur  Unterstützung  verpflichtet,  aber  zu  wirk- 
samem Vorgehen  gegen  diejenigen  ausser  Stande  sei,  welche  die 
Unterstützung  nötig  gemacht  hätten. 

Dieses  Missverhältniss  ist  denn  auch  von  allen  Seiten  an- 
erkannt worden.  Die  Einwendungen,  welche  von  einigen  Seiten 
erhoben  werden,  sind  mit  einer  Ausnahme  mehr  formaler  als 
sachlicher  Natur.  So  meint  Dr.  Buff^),  dass  eine  neue  Nummer 
des  §  361  eine  neue  Uebertretung  schaffen  würde,  deren  Beweis 
ein  ausserordentlich  schwieriger  sei,  und  dass  meist,  bis  sich  heraus- 
gestellt habe,  ob  ein  solcher  Fall  vorliege,  die  Verjährung  (von 
drei  Monaten)  eingetreten  sein  werde.  Ausserdem  möchte  die 
Strafe,  die  auf  Haffc  von  höchstens  6  Monaten  hinausliefe,  doch 
eine  zu  milde  sein.  Von  anderer  Seite  wird  gegenüber  dem 
Wunsche  nach  einer  Strafbestinmiung  namentlich  darauf  hin- 
gewiesen, dass  diese  zu  denselben  Umständlichkeiten  fllhre,  wie 
das  gerichtliche  Verfahren  in  allen  diesen  Fällen;  wenn  man 
bessern  wolle,  müsse  man  vielmehr  ordentlich  durchgreifen,  den  mit 
der  Sache  praktisch  betrauten  Verwaltungsbehörden  ein  wirk- 
sames Zwangsmittel  an  die  Hand  geben,  wie  es  diepreussische 
Novelle  1855  that.  Selbstverständlich  solle,  um  der  Willkür  vor- 
zubeugen, das  Verfahren  mit  denjenigen  Garantien  ausgestattet 
werden,  die  neuerdmgs  auch  für  das  preussische  Verwaltungs- 
streitverfahren gegeben  sind.  Diese  letztere  Meinimg  dürfte  me- 
jenige  sein,   die  gegenwärtig  fast  durchweg  geteUt  wird. 

Doch  sind  g^enüber  den  äusserst  zahlreichen  Aeusserungen 
dieser  Art,  die  ein  Bedürfniss  nach  Besserung  unzweifelhaft  erkennen 
lassen,  die  Ausführungen  eines  ungenannten  Verfassers  in 
hohem  Grade  beachtenswert,  der  aus  den  nachstehenden  Gründen 
von  den  gewünschten  Veränderungen  abrät^).  Zunächst,  meint  der- 

n  D.  V.  a.  a.  0.  S.  195. 

-)  ^Dic  Straf-  und  Zwangsmittel  im  Armen wesen'^  in  der  Deutsch. 
Gem.-Z.  1879  S.  125. 
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selbe,  biete  ftbr  Preussen  der  §  65  des  AasfUhnmgsgesetzes  eine 
Handhabe,  wonach  die  Verwaltungsbehörden  durch  Resolut 
pflichtvergessene  Familienhäupter  zur  Fürsorge  für  ihre  Angehö- 
rigen anhalten  dürften;  ^anhalten''  heisse  aber  nicht  blos 
,,aufibrdem'',  sondern  zwingen,  mit  allen  der  Behörde  zu  Ge- 
bote stehenden  Verwaltungszwangsmassregeln  (Geldstrafe,  Haft) 
zwingen  0.  Ausserdem  gewähre  die  armenrechtUche  FamiUen- 
einheit  den  Anhalt,  das  auswärtige  pflichtvergessene  Familien- 
haupt, das  in  der  Person  seiner  zurückgelassenen  Angehörigen 
unterstützt  werde,  nach  dem  zur  Unterstützung  verpflichteten 
Armenverbande  zurücktransportiren  zu  lassen,  dort  ihm  gemäss 
§  1  Abs.  2  Arbeit  anzuweisen  und,  falls  es  diese  verweigere,  auf 
Grund  der  §§  361  und  362  einzuschreiten. 

Ebenso  wie  dieser  Zwang,  der  sich  auf  die  Zukunft  er- 
strecke, sei  auch  der  als  Sühne  der  Vergangenheit  eintretende 
Zwang:  Bestrafung  aus  §  361  und  362,  durchaus  hinreichend. 
Nur  ein  Fall:  wenn  nämlich  Jemand,  der  arbeite  und  Verdienst 
habe,  geflissentUch  seme  Familie  der  Armenpflep  anheim  faUen 
lasse,  —  sei  nicht  vorgesehen  und  müsste  auch  nach  Analogie 
von  §  361  bestraft  werden. 

Im  übrigen  warnt  der  Verfasser,  diese  Dinge  dem  G^cht 
zu  entziehen,  weil  damit  der  Verwaltung  ein  Sporn  genommen 
würde,  das  Material  QXt  etwaige  Strafanträge  sorgtfdtig  vorzubereiten ; 
denn  bei  den  formloser  ftmktionirenaen  Verwaltungsbehörden 
würden  sie  leicht  in  die  Ge£ähr  geraten,  ^sich  mehr  gehen  zu 
lassen  und  Ueber  AntrXge  auf  Arbeitshausstrafe  zu  stdUen,  als 
zuvor  alle  Mittel  zu  erschöpfen,  um  in  der  That  den  Pflicht- 
vei^gessenen  zu  seiner  Pflicht  anzuhalten". 

Ueberhaupt  rät  der  Verfasser,  der  Versuchung,  durch  Er- 
weiterung der  Machtbefugnisse  der  Verwaltungsbehörden  der 
Armenpflege  aufzuhelfen,  zu  widerstehen  und  Ueber  alle  Ejräfle 
darauf  zu  verwenden,  durch  Individualisirung,  durch  kraftvolle 
Handhabung  der  schon  jetzt  gebotenen  Mittel  sie  in  sich  zu  heben 
und  zu  vervollkommnen,  üeberdies  würde  auch  die  Wiederher- 
stellung des  Art  13  ftir  sich  allein  noch  nicht  viel  nützen, 
wdl  er  zu  seiner  Durchflihrung  sehr  viel  Arbeit  und  Kosten  er- 
forderte, welche  die  Gemeinden,  die  von  den  bisherigen  Mitteln 
geringen  Gebrauch  gemacht  haben,  wahrscheinlich  auch  dann 
nicht  aufwenden  würaen,  weil  ihnen  damit  die  Unterhaltung  von 
Arbeitshäusern  u.  s.  w.  obUe^e. 

Und  hierin  findet  der  Verfasser  denn  überhaupt  die  wesent- 
lichste Schwierigkeit;  sie  liegt  nach  seiner  Ansicht  in  der  prak- 
tischen Durdiflihrung,  in  der  Nötigung,  Arbeitshäuser  zu  imter- 


1)  Dies  ist  doch  wohl  sehr  bedenklich  und  widerspricht  durchaus 
dem  Sinne  der  {m^uss.  Bestimmung,  die  nur  im  Zosanmienhane  mit  den 
Verhandinngen  zu  §  1  Abs.  2  verständlich  ist;  man  wollte  eben  keine  exe- 
cntio  ad  faciendum,  sondern  lediglich  ein  auf  Geldzahlung  gerichtetes 
erleichtertes  Verwaltungszwangsvenahren.    Vgl.  S.  531. 
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halten^  oder  Aa&eher  für  ausserhalb  einer  Anstalt  Arbeitende  zu 
stellen,  Arbeit  zu  beschaffen  u.  s.  w.  Das  seien  eben  immer 
sehr  schwierige  Dinge,  welche  einer  sprgfkltigen  lokalen  Be- 
handlung bedürften. 

Von  allen  Alimenten,  die  der  Ver&sser  vorgebracht  hat, 
dürfte  das  letzte  in  der  That  die  grösste  Bedeutung  besitzen. 
Wenn  toit  der  Erlaubniss,  die  Bedürftigen  zur  Arbeit  zu  zwingen, 
die  Anwendung  des  Zwanges  g^en  die  wirklich  arbeitsscheuen 
und  pflichtvergessenen  Personen,  wenn  mit  der  Anwendung  des 
Zwanges  zugleich  auch  das  Vorhandensein  des  Zwangsmittels, 
nämlich  der  Arbeit,  gesichert  wäre,  kurz,  wenn  eben  alle  die 
Voraussetzungen  zuträfen,  die  nach  viel&ltig  und  gut  bezeugten 
Erfahrungen  aller  Länder  nie  vollständig  und  niemals  dauernd 
vorhanden  sind,  so  würde  unbedenklich  die  kürzeste  Prozedur 
die  beste,  ein  formloses  Verwaltungsverfeihren  dem  formellen  Straf- 
verfahren jedenfalls  vorzuziehen  sein.  Doch  möchten  eben  diese  Er- 
wägungen dazu  Alhren,  den  von  ansehnlichen  und  gut  gdeiteten 
Amienverwaltungen  ausgehenden  Wunsch  nach  einer  solchen 
Prozedur  nicht  zu  versagen,  weil  ein  Missbrauch  seitens  der 
kleineren  Verbände  aus  den  dargelegten  thatsächlichen  Gründen 
kaum  zu  befürchten  steht  und  den  einsichtigen  Verwaltunj^en 
die  richtige  Benutzung  des  bezeichneten  Zwangsmittels  wirklich 
gute  Dienste  leisten  kann. 


Anhang. 

Der  Arbeitsnachweis. 

8  213. 

\A'enn  auch  alles  übrige,  was  die  Frage  der  Arbeits- 
gewährung  betrifft,  ausserhalb  des  Rahmens  der  Armengesetz- 
gebung und  damit  auch  dieser  Arbeit  liegt,  möchte  es  doch  gestattet 
sein,  des  Zusammenhangs  wegen  noch  mit  einigen  kurzen  Worten 
auf  die  Stellung  der  Armenverwaltung  zum  Arbeits- 
nachweis einzugehen.  Wenn  es  auf  der  einen  Seite  un- 
zweifelhaft ist,  dass  eine  Ausdehnung  der  hierauf  gerichteten 
Thätigkeit,  wie  sie  in  England  unter  der  Herrschaft  der  Gilbert's- 
Act  stattfand,  nicht  die  Aufgabe  der  Armen  Verwaltung  sein 
kann,  und  wenn  auf  der  andern  Seite  die  Unterstützung  durch 
Arbeitsgewährung  als  das  nicht  zu  entbehrende  Korrdat  der 
gesetzUchen  Armenpflege  anzuerkennen  ist,  so  ergiebt  sich,  dass 
die  Armenverwaltung  einen  mittleren  Weg  einschlagen  muss, 
der  von  den  äussersten  Konsequenzen,  Jedem  oder  Keinem 
Arbeit  anzuweisen,  gleich  weit  entfernt  ist.  Nur  muss  sie  hierbei 
die    eminent   wirtschaftliche   Natur    der  Arbeitsverschaffung  nie 
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ausser  Augen  lasseu.  Ist  der  Arbdtsmarkt  ho  ungünstig,  dassarbeits- 
&hige  Personen,  selbst  wenn  ste  sich  darum  aufs  ernstlicliste  be- 
mühen, Arbeit  nicht  finden  können,  so  wird  der  Mangel  an  Arbeit, 
welcher  zum  Nachsuchen  von  Unterstützung  führt,  dadurch  kein 
anderer,  dass  die  Sorge  für  die  ArbeitabeschafFung  von  den 
Schultern  des  Individuums  auf  die  der  Obrigkeit  Übertragen 
wird.  Es  giebt  Arbeit  oder  es  giebt  keine.  Dekretirt  die 
Annenverwaltung  trotz  alledem ,  dass  es  Arbeit  geben  soll ,  so 
thut  sie  es  auf  Kosten  der  Steuerzahler  und  der  &eien  Arbiter, 
indem  sie  die  letzteren  aus  der  Arbeit  verdrängt  und  die  ersteren 
höher  belastet.  Sucht  sie  dagegen  vorsichtig  und  in  strengster 
Enthaltung  von  der  Rolle  eines  unmittelbaren  Arbeltgebers  die 
wirtBchafUichen  Yerhältniase  zu  beobachten  und  auszunutzen, 
die  Bedürftigen  zu  Arbeiten  hinzuf^lhren,  die  nützlich  sind,  ohne 
fUr  den  ÄugenbUck  absolut  notwendig  zu  sein,  so  kann  sie  i^tr 
die  Zustände  der  ärmeren  Bevölkerung  wie  für  die  Armen- 
finanzen gleich  gute  Erfolge  erzielen. 

In  die  Reihe  derartiger  Thätigkeiten  gehören  namentlich  zwei : 
Erstens  die  Veranstaltung  von  öffentlichen  Arbeiten,  die  jedenfalls 
vorgenommen  werden  mtlssten,  aber  in  günstigen  Zeiten  verschoben 
worden  sind  und  allenfells  noch  weiter  verschoben  werden  könnten ; 
denn  dieses  sind  rein  produktive  Anlagen,  welche  dem  ganzen  Ge- 
meinwesen zu  gute  kommen.  Die  richtige  Grenze  hierbei  innezu- 
halten, muss  Sache  der  Umsicht  und  des  Taktes  der  Gemeinde-  und 
der  Armenverwaltung  sein.  Hieräir  lassen  sich  schlechterdings 
keine  Vorschriften  au&teÜen.  Uebrigens  vermögen  hier  auch 
die  Staats-,  Provinzial-  u.  s.  w.  Verwaltungen,  ohne  oder  im 
Einvernehmen  mit  den  Armenverwaltungen,  mitzuwirken. 

Vgl.  oben  ;;  112.  Siegel  a.  a.  0.  S.  10  führt  ans: 
„Ein  Hauptmittel  zur  Entlastung  des  Armenaufwandes  ist  die 
Verdieustverscbafiong.  Die  Gemeinden  und  erweiterten  Verbände 
sollten  jede  sich  darbietende  Gelegenheit  benutzen,  ihre  Armen  mit 
Art>eit  za  onterstOtzen ,  sie  sollten  daher  in  Zeiten  der  Not  die 
ihnen  obliegenden  Bauten  ausfähren,  vorausgesetzt  dass  solche  als 
notwendig  anerkannt  und  eine  Garantie  dafür  gegeben  ist.  dass 
auf  diese  Weise  eine  grögsere  Anzahl  Notleidender  längere  Zeit  Be- 
schäftiffung  findet."  —  Vgl.  auch  die  Denkschrift  über  die  Ausfüh- 
rung des  preussischen  Gesetzes  vom  3.  Februar  1880  betr.  die  Be- 
willigung von  Staatsmitteln  zur  Beseitigung  des  durch  die  Ueber- 
schwemmnng  nnd  Missemte  herbeigeführten  Notstandes  in  Ober- 
schlesien. 

An  einer  anderen  Stelle  (S.  20)  bemerkt  derselbe  Schriftsteller : 
„Die  von  dem  Staate  zu  gewährende  Arbeit  wird  in  der  Ver- 
anstaltung öffentlicher  Bauten,  als  Anlegung  von  Eisenbahnen, 
Strassen,  Kanälen,  Flusskorrektionen,  Auf^hmng  von  Hochbanten, 
Arbeiten  in  den  Staats  Waldungen,  Knltivlrung  von  Gedungen,  Ent- 
und  Bewässerungsanlagen  n.  s.  w.  bestehen. 
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Diese  Arbeiten  sollen  jedoch  nur  ontemommen  werden,  wenn 
sie  als  notwendig  oder  doch  als  nützlich  anerkannt  sind  und  in 
nicht  femer  Zeit  ohnedies  hätten  ausgeführt  werden  müssen.*' 

In  den  Verhandlungen  des  Deutschen  Vereins  für  A.  und 
W.  1885  ist  dieser  Punkt  ebenfalls  sehr  sachkundig  in  dem  Referat 
von  Ernst  (Elberfeld)  behandelt  worden.  Dort  sind  auch  einige 
praktische  Fälle  mitgeteilt,  die,  als  der  Beachtung  in  hohem 
Grade  wert,  hier  wiedergegeben  werden  mögen. 

„Im  Jahre  1858,  als  in  Folge  der  von  Amerika  ausgegangenen 
allgemeinen  finanziellen  Störung  unsere  Stadt  an  einer  Stockung  der 
Fabrik-  und  Handelsthätigkeit ,  an  einer  Arbeitslosigkeit  und  Not 
zu  leiden  hatte,  wie  sie  in  dieser  Allgemeinheit  und  Ausdehnung 
seit  langer  Zeit  nicht  zu  beklagen  gewesen  war,  wurden  behufs  Be- 
schäftigung der  brotlosen  Arbeiter  mehrere  Strassen  regnlirt,  ein 
Schulhof  durch  Wegräumen  einer  vortretenden  Felswand  erweitert, 
ein  städtischer  Platz  neu  planirt,  ein  der  Stadt  gehöriger  verlassener 
Steinbruch,  welcher  teilweise  noch  zur  Steingewinnung  geeignet  war, 
wieder  aufgedeckt,  ein  oberhalb  desselben  liegendes  Grundstück  von 
Schutthaufen  gereinigt  und  in  Ackerland  für  das  mit  seinen  Grund- 
stücken angrenzende  städtische  Armenhaus  umgewandelt.  Es  wur- 
den diese  Arbeiten  nicht  unmittelbar  unter  Leitung  von  städtischen 
Baubeamten  gegen  Tagelohn  ausgeführt,  sondern  sie  waren  Unter- 
nehmern für  einen  bestimmten  nach  Arbeitsmengen  berechneten 
Preis  unter  der  Bedingung  übertragen,  dass  die  Zuweisung  der 
zu  beschäftigenden  Personen  der  Armenverwaltung  allein  vorbe- 
halten war. 

Ausserdem  hatte  die  königliche  Eisenbahndirektion,  bereit- 
willigst eingehend  auf  das  Ersuchen  der  Armenvcrwaltung ,  schon 
gleich  bei  Beginn  der  Arbeiterentlassungen  eine  Anzahl  der  ihren 
hiesigen  Baustellen  zugewiesenen  Arbeitslosen  eingestellt  und,  als 
die  Zahl  derselben  etwa  fünfzig  betrug  und  weitere  Arbeitsgelegen* 
heit  im  Winter  nicht  vorhanden  war,  sich  bereit  erklärt,  eine  zur 
Zeit  nicht  notwendige  grössere  Arbeit  —  Erweiterung  des  Güter- 
bahnhofes und  Bau  eines  zweiten  Geleises  —  zu  unternehmen,  um 
der  Stadt  Gelegenheit  zu  geben,  der  grossen  Zahl  von  beschäfti- 
gungslosen arbeitsfähigen  Personen  Arbeit  anzuweisen,  auf  welches 
Anerbieten  eingegangen  wurde.  Nach  dem  m'it  der  königlichen 
Eisenbahndirektion  errichteten  Vertrage  war  der  Unternehmer  ver- 
pflichtet, ausser  10  bis  12  Prozent  geschulter  Arbeiter  nur  solche 
Personen  zu  beschäftigen,  welche  ihm  von  der  Armenverwaltung 
zugewiesen  wurden,  und  es  hatte  die  Stadt,  um  den  durchweg  un- 
geübten Arbeitern  einen  Tagelohn  von  15  bis  18  Silbergroschen 
gewähren  zu  können,  einen  Anteil  an  den  Lohnzahlungen  zu  tragen, 
war  dagegen  berechtigt ,  an  jedem  Tage ,  ohne  vorherige  Aufkündi- 
gung, von  dem  Vertrage  zurückzutreten,  sobald  ihr  die  Massregel 
der  Arbeitsanweisung  nicht  mehr  geboten  erschien.  Der  der  Stadt 
zur  Last  gefallene  Kostenanteil  hat  insgesammt  1249  Thlr.  18  Sgr. 
betragen. 
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Anf  diese  Weise  sind  Hunderte  von  arbeitsfähigen  Familien- 
vätern während  einer  monatelangen  Geschäftsstockung  vor  dem 
Müssiggange  und  dem  Almosengenuss  bewahrt  und  in  dem  Stande 
erhalten  worden,  ihren  und  ihrer  Familien  Unterhalt  durch  Arbeit 
zu  erwerben,  und  es  ist  durch  alle  Veranstaltungen  zu  diesem 
Zwecke  immerhin  eine  geringere  Summe  zu  verwenden  gewesen,  als 
wenn  allen  diesen  arbeitsfähigen,  aber  aus  ihrer  gewöhnlichen  Be- 
schäftigung entlassenen  und  dadurch  holfsbedürftig  gewordenen  Per- 
sonen die  eigentliche  Unterstützung  gereicht  worden  wäre. 

Aehnliche  Massregeln  wurden  Ende  1862  ergriffen,  als  in  Folge 
der  lange  anhaltenden  Stockung  der  Baumwolleneinfuhr  von  Nord- 
amerika einer  der  ältesten  und  wichtigsten  Zweige  des  elberfelder 
Gewerbfleisses ,  die  BaumwoUengamfärberei  (Türkischrot-Färberei) 
dergestalt  damiederlag,  dass  die  meisten  Arbeiter  dieser  Betriebe 
entlassen  werden  mussten.  Ausserdem  litten  einige  andere  Fabri- 
kationszweige unter  der  Ungunst  der  Zeit  und  namentlich  waren 
viele  Knopfarbeiter  brotlos  geworden.  Die  Stadt  unternahm  wieder 
Wege-  und  andere  Erdarbeiten  unter  den  oben  bereits  angeführten 
Bedingungen  und  die  königliche  Eisenbahndirektion  war  wiederum 
bereit,  auf  ihren  hiesigen  Arbeitsstellen  nach  Möglichkeit  arbeitslose 
Färber  und  Fabrikarbeiter  zu  beschäftigen.  Im  April  1863  konnte 
diese  Fürsorge  wieder  eingestellt  werden,  nicht  sowohl  weil  sich 
die  Verhältnisse  in  den  betreffenden  Gewerbszweigen  gebessert,  son- 
dern weil  die  Arbeiter  sich  allmählich  anderen  Beschäftigungen  zu- 
gewandt und  solche  auch  gefunden  hatten. 

Durch  die  städtischerseits  beschäftigten  Arbeiter  sind  Steine 
zerkleinert,  vier  Strassen  und  öffentliche  Wege  mit  einer  neuen 
Steinpacklage  versehen  und  femer  ein  als  Verbindungsstrasse  viel 
benutzter  und  mit  Häusern  besetzter  Gartenweg  (die  Distelbecker- 
strasse) verbreitert  und  fahrbar  gemacht  worden.  Die  dafür  auf- 
gewendeten Kosten  haben  betragen: 

3725  Thlr.  28  Sgr.     8   Pf.    zur  Löhnung  der  Arbeiter, 

„     zum  Ankauf  von   Steinmaterial, 
„     an  Fuhrlöhnen, 
„     für  Arbeitsgeräte, 
„      zur    Errichtung    neuer    Einfrie- 
digungen, 

zus.    6122  Thlr.     1  Sgr.     2   pF 

Die  Färbereiinhaber  hatten  hierzu  gemäss  einer  Vereinbarung 
für  jeden  von  ihnen  überwiesenen  Arbeiter  einen  Zuschuss  von  täg- 
lich 2  Sgr.  zu  leisten;  überhaupt  betrug  dieser  Zuschuss  179  Thlr. 
8  Sgr.  6  Pf. 

Auf  die  Armenpflege  haben  diese  Vorgänge,  welche  unter  an- 
deren Umständen  tief  eingewirkt  haben  würden,  nicht  im  geringsten 
einen  belastenden  Einfluss  gehabt. 

Wie  gesagt,  war  eine  nachhaltige  Besserung  in  den  Geschäfts- 
verhältnissen der  Rotgarnfärberei  nicht  eingetreten.     Stockungen  in 
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anderen  Fabrikationszweigen,  namentlich  der  Druckerei  von  Baum- 
wollenwaaren  und  der  Band-  (Kordel-  und  Litzen-)  Fabrikation, 
traten  hinzu  und  führten  wieder  zu  einer  Vermehrung  der  Zahl 
der  beschäftigungslosen  Arbeiter.  Hatte  bis  dahin  die  königliche 
Eisenbahndirektion  durch  Einstellung  ihr  zugewiesener  Arbeiter 
wieder  bereitwillig  ausgeholfen,  sq  brachten  die  Kriegsbefärehtnngen 
im  Jahre  1866  und  der  wirkliche  Ausbruch  des  Krieges,  in  Folge 
dessen  der  Geschäftsverkehr  im  Gebiete  des  Zollvereins  ganz  ins 
Stocken  geriet,  eine  so  grosse  Zahl  von  Arbeiterentlassungen,  dass 
andere  Massregeln  notwendig  wurden. 

Die  Stadt  begann  sofort  mit  der  Erbauung  eines  Strassennetzes 
am  westlichen  Ende  der  Stadt,  demjenigen  Teile  des  Gemeinde- 
gebietes, welcher  für  die  notwendige  Ausdehnung  der  Stadt  vor- 
zugsweise geeignet  war.  Es  wurden  zwei  Parallelstrassen  und  zwei 
sie  durchschneidende  Querstrassen  in  einer  Gesammtlänge  von 
388  Ruten  angelegt  und  chausseemässig  ausgebaut.  Ausserdem 
wurden  andere  Strassen  und  Wege  verbessert. 

Durch  diese  Arbeiten,  welche  einen  Gesammtkostenaufwand 
von  18  300  Thalern  erforderten,  ist  es  möglich  geworden,  einer 
grossen  Anzahl  von  Personen  —  zeitweise  bis  400  —  mehrere 
Monate  lang  Beschäftigung  zu  gewähren,  die  sie  vor  der  Not- 
wendigkeit bewahrte,  der  Armenpflege  anheimzufallen.  Zugleich  ist 
durch  die  neue  Strassenanlage  ftlr  die  Stadt  eminent  Nützliches  ge- 
schaffen worden.  Die  Baulust  hat  sich  alsbald  mit  Vorliebe  diesem 
Terrain  zugewendet  und  seit  Jahren  schon  ist  daselbst  ein  schön 
bebauter  und  zahlreich  bevölkerter  Stadtteil  mit  einer  Kirche  und 
zwei  städtischen  Volksschulen  entstanden,  was  für  das  städtische  Ver- 
mögen um  so  bedeutungsvoller  ist,  als  sich  unmittelbar  an  den 
bebauten  Teil  ein  grösseres,  teilweise  schon  mit  Strassen  durch- 
zogenes städtisches  Grundstück  anschliesst,  welches  durch  jene  An- 
lage in  seinem  Werte  erheblich  gesteigert  worden  ist. 

In  Folge  dieser  Massregel  ist  die  Armenpflege  von  der  Arbeiter- 
not auch  dieses  Mal  nur  wenig  betroffen  worden." 

§  214. 

Zweitens  ist  hier  zu  nennen  der  Arbeitsnachweis  im 
engeren  Sinne  durch  Errichtung  einerNachweises  teile, 
an  welcher  Gesuche  von  Arbeitgebern  um  Arbeiter  und  Gesuche 
von  Arbeitnehmern  um  Arbeit  einander  vermittelt  werden.  Diese 
Thätigkeit  hat  ebenfalls  kein  Bedenken,  weil  sie  nicht  mehr  zu 
Wege  bringen  kann,  als  das  durch  die  Gesuche  um  Arbeiter 
ausgedrückte  wirtschaftliche  Bedürfniss  wirklich  erfordert;  sie  ist 
aber  auf  der  andern  Seite  von  ausserordentlich  hohem  prak- 
tischen Werte. 

Vgl.  hierüber  Jagielski,  Die  Ueberhandnahme  der  Bettelei 
und   ihre   Bekämpfung,   ein  Beitrag   zur  Organisation   der   Armen- 
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pflege,  3.  Aufl.  Leipzig  1885,  namentlich  S.  9  ff.  u.  S.  23  ff., 
sowie  desselben  Referat  für  den  D.  V.  1885  Nr.  13. 

Auch  zu  vgl.  die  Ausführungen  oben  §  144. 145  über  Natural ver- 
ptiegungsstationen.  —  Vielfach  liegt  der  Arbeitsnachweis  in  den 
Händen  von  Privatvereinen,  die  nur  diesen  Zweck  allein  oder  gleich- 
zeitig Armenpflegezwecke  verfolgen.  Hierüber  orientirt  gut  £.  H 1  r  s  c  h  - 
berg,  Der  Arbeitsnachweis,  in  Bl.  f.  Genossenschaftswesen  1886 
Nr.  14.  — Wohl  die  bedeutendste  derartiger  privater  Veranstaltungen 
ist  das  Stuttgarter  Bureau  für  Arbeitsnachweis,  dessen 
Berichte  mir  durch  Güte  des  Verwalters  Herrn  Falkenstein  zu- 
gänglich gemacht  sind.  Danach  wurden  in  dem  Geschäftsjahr  1885 
bis  1886  im  ganzen  6049  Gesuche  von  Arbeitgebern,  7231  von 
Arbeitnehmern,  im  ganzen  13  280  vermittelt.  582  Arbeiter  wurden 
in  auswärtige  Stellen  gewiesen. 

Die  vorangegangenen  5  Jahre  lieferten  in  dieser  Beziehung 
nachfolgendes  Ergebniss : 

1880         1881         1882         1883         1884 

Arbeiter-        \  p^,.,,.^  5  000        5  971        5  278        5  537        5  436 

Lehrlings-     /^esucne.    .         ^^  ^^3  j^^  jgö  146 

Arbeits-  l  r-o««.»,^  7  485        7  774        6425        6591        7107 

Lehrstellen-/  ^®®'^^*^^-    •       121  98  97  66  119 

Unterstützte     .    .    ...     1 130  587  681  626  575 

Vermittlungen  zusammen     13 813      U533      12586      12946      13383 

Ausser  diesen  thatsächlichen  Vermittlungen  wird  das  Bureau 
von  einer  ungleich  höheren  Zahl  erfolglos  um  Arbeit  oder  Unter- 
stützung Nachsuchender  angegangen,  denen  jederzeit  bereitwilligst 
Rat  erteilt  wird. 

Die  Verwaltungskosten,  die  1885:  5637  Mark  betrugen,  wur- 
den bisher  vollständig  aus  Einschreibegebühren,  Abonnements-  und 
Jahresbeiträgen  gedeckt. 

§  215. 

Li  den  in  diesem  Kapitel  dargelegten  Massnahmen  wird 
sich  freilich  die  Thätigkeit  jeder  Armenverwaltung  in  Bezug 
auf  Arbeitsverschaffiing  erschöpfen  müssen.  Bei  vorsichtiger  Wür- 
digung der  örtlichen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  wird  sie 
aber  auch  hierdurch  schon  unendlich  viel  nützen  und  bessern 
können.  Sehr  treffend  bemerkte  bei  den  Verhandlungen  des 
D.  V. ^)  ein  praktischer  Armenpfleger:  „Ich  empfehle  daher 
jedem  Dezernenten  in  Armensachen,  sich  in  erster  Linie  mit 
der  Arbeitsthätigkeit  seines  Ortes  genau  zu  beschäftigen 
und  darin  so  zu  Hause  zu  sein,  wie  im  eigenen  Hanse.  Nur  hier- 
durch wird  es  ihm  leicht  werden,  die  meisten  an  ihn  heran- 
tretenden ünterstützungsgesuche  sicher  und  richtig  zu  entscheiden 
und,  was  dazu  gehört,  einen  eingehenden  Blick  in  alle  Lebens- 
verhältnisse zu    thun.'*  —  Im  übrigen   wird  man    nicht    umhin 

^)  Stadtrat  Huch  aus  Quedlinburg:    Stenogr.  Ber.  188^5  S.  96. 
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können,  einem  andern  gründlichen  Kenner  des  Armenwesens 
beizustimmen  ^),  welcher  sich  gedrungen  fllhlte  nach  eingdiendster 
Untersuchung  dieses  Punktes  auszusprechen,  dass  man  ver- 
geblich in  «dien  Ländern  ohne  Unterlass  Preisfragen  über  die 
Mittel  aufwerfe,  alle  Dürftige  angemessen  zu  beschäftigen:  ,,das 
Problem  ist  nicht  zu  lösen^. 

3.    Zwangsmittel  gegen  Armenverwaltuuyen. 

§  210. 

Vom  theoretischen  Standpunkte  aus  mag  man  immerhin  die  ge- 
setzUche  Armenpflege  als  die  Befolgung  eines  „Zwanges",  die  frei- 
willige als  Bethätigung  des  „freien  WiUens"  hinstellen;  was  es 
aber  in  der  Praxis  damit  auf  sich  hat,  das  ist  wohl  im  Vorher- 
gehenden zur  Gentige  klargestellt  worden.  Wie  bei  allem  Thun 
von  Menschen  in  kleinen  und  grossen  Dingen,  ist  auch  filr  das 
Verhalten  der  Armen  Verwaltungen  in  erster  Linie  nicht  das  ent- 
scheidend, was  sie  sollen,  sondern  das,  was  sie  wollen  und 
was  sie  können.  Und  so  tausendfältig  verschieden  die  geistigen 
und  körperlichen  Kräfte  der  einzelnen  Menschen  entwickelt  sind, 
ebenso  verschieden  sind  die  Organe  der  Armenpflege  an  geistiger 
und  finanzieller  Leistungsfähigkeit.  Freiwillige  Massregeln  werden 
zur  Abwehr  von  Notständen  ergriffen,  weil  Mittel  und  Kräfte, 
Liebe  und  Einsicht  in  einer  Gemeinde  vorhanden  sind  —  Akte 
der  Zwangsarmenpflege  unterbleiben,  weil  es  an  eben  diesen  Vor- 
aussetzungen ganz  oder  zum  Teil  gebricht. 

Der  Mittel,  die  Anforderungen  durchzuführen,  welche  im 
allgemeinen  Interesse  an  die  Armenpflege  gestellt  werden 
müssen,  sind  drei.     Erstens  die  Einsicnt  zu  fbrdem,  dass  eine 

fute  Armenverwaltung  der  wirksamste  Schutz  gegen  die  Folgen 
er  Armut  sei  —  dies  bezieht  sich  auf  das  Wollen  und  kann 
lediglich  durch  Ermahnung,  Beispiel  und  vor  allem  durch 
fortschreitende  geistige  Entwicklung  geschehen.  Zweitens  die 
Mittel  zur  Armenpflege  zu  schaffen  —  dies  bezieht  sich  auf 
das  Können  und  geschieht  durch  die  bisher  besprochenen 
Massregeln,  welche  auf  gerechte  Verteilung  der  Armenlast  ab- 
zielen. Drittens  die  Leistimgen  der  Armenpflege  zu  erzwingen 
—  dies  bezieht  sich  auf  das  Sollen  und  geschieht  durch  direk- 
ten Zwang  gegen  die  Armenverbände.  Diese  dritte  Thätigkeit 
steht  hier  zur  Frage. 

Es  handelt  sich  aber  hierbei  nicht  sowohl  um  die  Er- 
wägung, ob  ein  solcher  Zwang  zulässig,  sondern  vielmehr, 
ob  er  zweckmässig  und  in  welcher  Weise  praktisch  durch- 
führbar ist,  namentlich  aber,  ob  es  geboten  erscheint,  denselben 
über  das  Bestehende  hinaus  zu  erweitern.  Denn  auch  gegen- 
wärtig sind  in  jedem  Staate  Massregeln   vorgesehen ,    die  durch 

^)  Naville  S.  135. 
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die  Armengesetzgebung  auferlegten  Verpflichtungen  im  Zwangs- 
wege  durchzusetzen ;  teils  bewegen  sie  sich  im  Kahmen  der  all- 
gemeinen Staats-  und  Gemeindeverwaltung,  teils  sind  sie  dem 
Armenwesen  als  solchem  eigentümlich.  Wo  die  öffentliche  Armen- 
pflege, wie  überall  in  Deutschland,  ein  Zweig  der  kommunalen 
Selbstverwaltung  ist,  betreffen  die  Aufsichts-  und  Zwangsbefiig- 
nisse  der  den  Gemeinden  voi^esetzten  Behörden  auch  die  Armen- 
pflege, können  diesbezügliche  Unterlassungen  durch  Ordnungs- 
strafen, Beschränkung  der  selbständigen  Verwaltung  u.  s.  w. 
geahndet,  können  Anordnimgen  der  Staatsverwaltung,  Eimich- 
tungen,  welche  der  Armengesetzgebung  entsprechen,  durch  ge- 
eignete VoUstreckungshandlungeu ,  nötigenfalls  durch  Thätigkeit 
Dritter  auf  Kosten  des  säumigen  Armenverbandes  erzwungen 
werden.  Dies  gilt  namentlich  auch  von  der  Verpflichtung  zur 
Unterstützung,  deren  Mangel  oder  Unzulänglichkeit  im  ein- 
zelnen Falle  von  dem  Bedürftigen  selbst  im  Wege  der  Beschwerde 
gerügt  weixlen  darf.    Davon  ist  hier  nicht  weiter  zu  handeln. 

Der  Armengesetzgebung  eigentündich  ist  die  Regelung  des 
vermögensrechtlichen  Verhältnisses  der  Armenverbände  unter 
einander  in  Ansehung  der  vorläufigen  Unterstützung  und  der 
endgültigen  Verpflichtung  zur  Tragung  der  Armenlast.  Diese 
ist  im  Gegensatz  zu  den  formlosen  Massregeln  der  Au£sichts- 
fbhrung  einem  formellen,    durchaus  in   den  Grenzen  des  Zivil - 

Srozesses    sich    bewegenden    Streitverfahren    unterworfen.     Von 
iesem  ist  an  anderer  Stelle  gehandelt  worden. 

Hiemach  bestehen  also  an  und  für  sich  durchaus  zureichende 
Hülfsmittel,  säumige  Armenverbände  im  Inneren  der  Verwaltung, 
sowie  nach  aussen  hin  zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten  anzuhalten. 
Und  wenn  dennoch  ausserordentlich  schlimme,  der  Abhülfe 
dringend  bedürftige  Zustände  im  Inneren  der  Armenverwaltung  bei 
vielen  Gemeinden  zu  beklagen  sind,  wenn  Abschiebungen,  kost- 
spielige Armenpfl^e  auf  fremde  Kosten  u.  s.  w.  im  Verhältniss 
zu  fremden  Armenverbänden  immer  noch  in  grosser  Zahl  vor- 
kommen, so  bedarf  es  keines  Beweises,  dass  entweder  von  den 
vorhandenen  Zwangsmitteln  kein  genügender  Gebrauch  gemacht 
wird ,  oder  dass  die  Aufsichts-  und  Spruchbehörden  diesen  Zu- 
ständen gegenüber  grossenteils  überhaupt  ohnmächtig  sind. 
Wahrscheinlich  wirken  diese  beiden  Momente  meistens  zusammen. 
Was  insbesondere  das  letztere  betrifft,  so  besteht  wohl  kein  Zweifel, 
dass  durch  kein  Zwangsmittel  der  Welt  an  gewissen  Zuständen 
etwas  geändert  werden  kann,  dass  auch  die  vortrefflichste  Hand- 
habung der  Aufeicht  einen  finanziell  leistungsunftihigen  Armen- 
verband nicht  leistungsfähig,  eine  kenntnisslose  und  engherzige 
Armenverwaltung  nicht  einsichtig  imd  grossdenkend  zu  machen 
vermag.  In  dieser  Beziehung  ist  nachhaltige  Besserung  nur 
davon  zu  erwarten,  dass  man  das  Wollen  und  das  Können 
der  Armen  Verwaltungen  in  der  angedeuteten  Weise  fbrdert. 


Ü  217. 

Dagegen  ist  man  in  AnBehimg  des  anderen  Momentes  — 
mangelhafte  Handhabung  der  Aufsicht  —  der  Mdnung, 
d&ss  sich  diese  sehr  wohl  in  sich  selbst  vcrbeeaem  Hesse,  wenn  man 
den  Gründen  nachforschte,  die  ee  zu  unzureichender  Anseht 
kommen  hessen,  und  wenn  man  positive  Veranstaltungen  tiftfe, 
welche  eine  zureichende  Aufsicht  ermöglichten. 

Insbesondere  meint  man  die  GrUnde  darin  suchen  zu 
roüBsen,  dass  die  A rmenpflege  eine  besondere  Au&icht  erheisdie, 
welche  im  Rahmen  der  allgemeinen  Staats-  und  Gemeindeverwal- 
tung nicht  wohl  möglich  sei.  Denn  hierbei  werde  die  Aufmerksam- 
keit der  Aufsichtsbehörde  erst  durch  vorkommende  Klagen  und  Be- 
schwerden auf  vorhandene  Uebelstände  hingelenkt,  deren  Kennt- 
nis» auch  ohnedies  wünschenswert  sei  und  nicht  von  dem  Zu&U 
der  Beschwerde  oder  der  Klage  abhängen  dürfe.  Ea  sei  von  giüeater 
Wichtigkeit,  fortlaufend  die  verschiedenen,  das  Armenwesen  be- 
treffenden Erscheinungen  und  Veranstaltungen  überblicken,  den 
besonderen  Umständen  gemäss  einwirken,  nützliche  Massrcgeln 
gebieten,  schädliche  hindern  zu  können,  Namentlich  aber 
mlisse  da,  wo  die  Leistungen  der  Armenpflege  zum  G^en- 
siande  einer  öffenthch- rechtlichen  Verpflichtung  gemacht  seien,  da- 
t\ir  gesorgt  werden,  dass  in  dem  Gebiet,  fiir  welches  diese  Pflicht 
bestehe,  nicht  der  eine  Armenverband  dieselbe  in  wesentlich 
iinderer  Weise  erfülle,  ais  der  andere.  Denn  wie  sehr  auch 
der  einzelne  Unterstützungsfall  individualisirende  Behandlung  er- 
fordere, so  gebe  es  doch  für  die  Armenpflege  so  gut  wie  fUr 
jede  menschliche  Thätigkeit  gewisse  Regeln  und  Gesetze,  die 
ohne  Gefahr  nicht  missachtet  werden  dUrfien.  Arbeitsfähige 
nach  gleichen  Gnindsätzen  zu  unterstützen  wie  Arbeitsunfähige, 
sei  ebenso  unrichtig  und  schädlich,  wie  etwa  die  ersteren  ihrem 
Schicksal  gänzlich  zu  überlassen;  Kranke  in  einer  Anstalt  za 
pflegen,  wo  Hauspflege  genüge,  Kinder  bedürftiger  Kltem  besser 
zu  nalten,  als  es  den  Kindern  nicht  unterstUtuter  Eltern  von 
.Seiten  dieser  zu  Teil  werden  könne,  sei  ebenso  kostspielig  oder 
schädlich,  wie  der  Mangel  genügender  Krankenpflegevorrich- 
tungen oder  die  gänzUche  Vernachlässigung  der  Kindererziehung 
eine  übel  angebrachte  Sparsamkeit  bedeute.  Alles  dieses  sei 
vielmehr  zu  berücksichtigen  im  allgemeinen  staatlichen 
Interesse,  welches  immer  auf  Erhaltung  einer  arbeitsamen 
und  gleichwohl  im  BedUrftigkeitsfalle  nicht  notleidenden  Be- 
völkerung gerichtet  sein  müsse,  sowie  im  Interesse  der 
«teuerzahlenden  Bürger,  welche  nicht  über  das  Notwen- 
dige hinaus  belastet  werden  dürften.  Auch  lalle  endlich  die 
(ileichmSfisigkeit  der  Grundsätze  sehr  wesentlich  in  Betracht 
tür  das  Verhältniss  der  Armenverbände  zu  einander,  welche  vor 
Misiibrauch  durch  sorglose  und  auf  fremde  Kosten  verschwen- 
derische .\rmenpfle;j;e  sichergestellt  werden  müssten. 
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§  218. 

Die  auf  Herbeiführung  gleichmässiger  GruDcLsätze  und  gleich- 
massiger  Handhabung  dereieloen  gerichteten  positiven  Vorschläge 
bew^en  sich  nun  durch w^  in  einer  dem  vorstehend  entwickelten 
Gedankengange  entsprechenden  Richtung;  sie  unterscheiden  sich 
Ton  einander  nur  durch  den  mehr  oder  minder  grossen  Umfang, 
welchen  sie  den  diesbezüglichen  neu  zu  schaffenden  Einrichtungen 
zu  geben  wünschen. 

Einige  würden  es  bereits  fiir  einen  wesentlichen  Fortschritt 
-erachten ;  wenn  der  gewöhnlichen  Aufsichtsbehörde  regel- 
mässige Nachweisungen  und  Berichte  über  den 
Stand  der  Armenzahl ,  über  Art  und  Mass  der  verabreichten 
Unterstützungen  y  über  die  für  Zwecke  der  Armenpfl^e  vor- 
handenen Einrichtungen  und  Anstalten  u.  a.  m.  gegeben  würden; 
^es  würde  ihrer  Meinung  nach  hierdurch  schon  eine  gewisse 
Oleichmässigkeit  erzidt  und  die  Au&ichtsbehörde  in  den  Stand 
gesetzt  werden,  sich  von  der  Thätigkeit  der  Armenverwaltungen 
ein  Bild  zu  machen,  auffisillende  Erscheinungen  wahrzunehmen,  und 
490  zum  Abhelfen,  Einschreiten,  Bessern  dauernde  Veranlassung 
zu  haben.  Andere  gehen  weiter  und  wünschen  gleichzeitig 
-eine  geeignete  Aufsicht  seitens  desjenigen  Landarmen- 
v^erbandes,  welcher  im  Unvermögensmlle  gesetzlich  zur  Beihülfe 
•an  Ortsarmenverbände  verpflichtet  ist.  Am  weitesten  gehen  aber 
diejenigen,  welche  die  Beau&ichtigung  des  Armenwesens  für  zu 
43chwierig  erachten,  um  sie  einfach  der  Aufsicht  über  die  anderen 
G^enstände  der  Gemeindeverwaltung  anzureihen;  sie  fordern, 
-dass  eine  besondere  Instanz  geschaffen  werde,  welcher  die 
regelmässigen  Berichte  und  Nachweisungen  in  Verbindung  mit  an- 
gemessenen unmittelbaren  Nachforschungen  an  Ort  und  Stelle 
dazu  dienen  sollen,  fortlaufend  den  Gang  der  Armen  Verwaltung 
^u  kontroliren,  gleichmässige,  teils  allgemeine,  teils  auf  bestimmte 
Bezirke  beschränkte  Grundsätze  aufzustellen  und  die  Beachtung 
dieser,  sowie  die  Durchführung  der  Armengesetze  und  der  zu 
ihnen  ergangenen  landesgesetzTichen  Ausführungsverordnungen 
zu  überwachen.  Mit  andern  Worten:  es  soll  eine  besondere, 
mit  hinlänglichen  Befugnissen  gesetzlich  ausgestattete  Armenauf- 
sichtsbehörde geschaffen  werden.  Doch  sind  die  Ansichten 
darüber  geteilt,  ob  sich  eine  solche  Behörde  für  die  einzelnen 
grösseren  Verwaltungsbezirke,  für  die  einzelnen  Bundesstaaten  oder 
gleich  für  das  ganze  Reich  empfehle;  auch  wird  erwogen,  ob  im 
letzteren  Falle  nicht  das  Bundesamt  f.  d.  H. ,  das  seine  richter- 
lichen Funktionen  im  übrigen  beizubehalten  hätte,  zu  einer 
derartigen  Zentralbehörde  (Reichsarmenamt)  umzuschaffen  sei. 
Namentlich  wird  das  letztere  im  Hinblick  auf  die  bereits  mehr* 
fach  erwähnte  englische  Zentralarraenbehörde  empfohlen. 

Forschnngen  (27)  VI.  4.  —  Mftnsterberg.  35 
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§  219. 

• 

£s  ist  von  grossem  Interesse  zu  verfolgen,  wie  alle  die- 
jenigen, welche  die  Zustände  des  Armenwesens  und  unsere  Kennt- 
niss  davon  untersuchen,  zu  dem  Schluss  kommen ,  dass  wir  noch 
viel  zu  wenig  und  in  zu  wenig  geordneter  Weise  davon  wüssten  und  dass 
eine  periodische  Sammlung  von  Nachweisen  notwendig,  aber  nur 
dann  nützlich  sei,  wenn  sie  von  einer  Zentral  st  eile  ausginge.  So 
bemerkt  Lammers  in  seiner  beachtenswerten  Abhandlung  Ueber 
Armenstatistik  in  Vierteljahrschrift  für  Volkswirtschaft  und  Kultur- 
geschichte Bd.  18  1869  S.  57,  dass  eine  private  Vereini- 
gung es  nie  zu  einer  ausreichenden  Armenstatistik  bringen  würde. 
Das  statistische  Interesse  erfordere  vielmehr  „eine  mit  hinlänglichen 
Befugnissen  ausgerüstete  oberste  Armenbehörde  für  Preussen,  oder  wo- 
möglich gleich  für  den  Norddeutschen  Bund  und  —  dereinst  för 
ganz  Deutschland". —  Ganz  ähnlich  Hirsch b  er g  in  Deutsche  Revae 
1886  S.  114:  Haben  wir  ein  Reichsarmenamt  nötig?  — der  haupt- 
sächlich die  Erforschung  der  Armenzustände  und  Zentralisation  des 
Arbeitsnachweises  im  Auge  hat,  und  zu  diesem  Zwecke  periodische 
statistische  Nachweisungen  gegenüber  der  Staatsbehörde  für  not- 
wendig hält.  —  D  0  e  1 1  geht  gleich  einen  Schritt  weiter  und  fordert 
unbedingt  Aufstellung  gemeinsamer  Grundsätze  in  der  Armenpflege. 
Seinen  in  der  Schrift  über  die  Reform  der  Armenpflege  gegebenen 
Anregungen  ist  die  Gründung  des  Deutschen  Vereins  für  Armen- 
pflege und  Wohlthätigkeit  zu  danken,  der  in  der  That  sehr  Erhebliches- 
in  dieser  Beziehung  leistet ;  vgl.  a.  a.  0.  S.  3  u.  47  und  oben  S.  20. 
—  Roch  oll  II  S.  25.  26  geht  ebenfalls  von  Beachtung  der  ört- 
lich verschiedenen  Armenzustände  aus,  will  aber  die  Thätigkeit 
des  Staates  darauf  beschränkt  wissen,  „nach  grossen  Gesichts- 
punkten eine  allgemeine  Gleichartigkeit  herbeizuführen  und  den 
wesentlichsten  Ursachen  der  Armut  abzuhelfen  zu  streben".  Die  spe- 
ziellere Aufsicht  müsste  eigenartig  konstituirten  und  dem  Prin- 
zipe  der  Selbstverwaltung  entsprechenden  Organen  der  Landarmen- 
verwaltung obliegen.  Ein  vom  Provinziallandtage  zu  wählendes 
Mitglied  der  provinzialständischen  Verwaltung  müsste  das  Recht 
und  die  Pflicht  haben,  die  örtlichen  Armeneinrichtungen  und  Aus- 
gaben zu  kontroliren,  Auskunft  von  den  Behörden  zu  erfordern, 
Berichterstattung  von  den  Behörden  zu  verlangen  und  alljährlich  die 
nach  einem  bestimmten  Plane  aufgestellten  statistischen  Zusammen- 
stellungen entgegenzunehmen,  auch  Anordnungen  zur  Abhülfe  be- 
stimmter Beschwerden  unter  Vorbehalt  des  Rekurses  an  den  ge- 
sammten  Provinzialausschuss  zu  treffen.  —  Ebenso  empfiehlt  Loe- 
ning  S.  889  den  grösseren  Verbänden,  welche  an  den  Lasten  der 
Armenpflege  teilzunehmen  haben,  eine  Aufsicht  über  die  örtliche 
Armenverwaltung  zu  übertragen.  —  Ebenso  Ratzinger  S.  586. — 
Eine  lesenswerte  kleine  Schrift :  Das  bürgerliche  Armen  wesen, 
Luzem  1882,  berührt  ebenfalls  diesen  Punkt  und  hält  für  das 
wirksamste  Mittel,   der  schlechten  Verwaltung  der  Ortsarmenbehör- 
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den  entgegenzutreten,  eine  genauere  und  umfassendere  Ueber- 
wachnng  ihrer  Thätigkeit.  Der  Verfasser  meint,  dass  za  diesem 
Zweck  der  kantonalen  Aufsichtsbehörde  eine  Art  Armeninspektorat 
hinzugefügt  werden  solle.  Vgl.  S.  40. 41.  —  Der  Gedanke,  dass  das  Bun- 
desamt f.  d.  H.  sich  einmal  behufs  sachlicher  Aufsicht  und  Leitung 
der  Armenpflege  in  ein  Reichsarmenamt  verwandeln  könnte^ 
taucht  beil&ufig  in  anderem  Zusammenhange  bei  Lamm  er  s,  Staats- 
Annenpflege  S.  10  und  19  und  bei  Do  eil  S.  47  auf,  ohne  dort  weiter 
ausgeführt  zu  werden.  Dagegen  hat  neuerdings  Aschrott  in 
seinen  der  Darstellung  des  englischen  Armenwesens  angefügten 
Schlussbetrachtungen  S.  388  ausgesprochen:  „Das  B.  f.  d.  H.  sollte 
erweitert  werden  zu  einem  Zentralarmenamte  mit  den  Funktionen 
der  englischen  Zentralbehörde'*  und  weiter  unten :  „  ....  so  bildet 
eine  Zentralarmenbehörde  mit  ausgedehnten  Machtbefugnissen  die 
Voraussetzung  für  ein  einheitliches  Armenwesen.  Die  Einsetzung 
einer  Zentralarmenpflege  in  Deutschland  sollte  der  erste  Schritt  zu 
einer  Reform  sein."  Im  übrigen  ist  die  Frage  nirgends  ausführ- 
licher behandelt  worden. 

Von  älteren  Schriftstellern  äussert  sich  Mohl  ebenfalls  sehr 
kurz  in  P.-W.  Bd.  1  S.  415 :  „Diesen  örtlichen  Armenbehörden 
sind  teils  zur  Aufsicht,  namentlich  im  Geldwesen,  teils  zur  Erhal- 
tung gleichmässiger  Grundsätze  in  den  verschiedenen  Gemeinden 
und  Bezirken  desselben  Staates,  teils  zur  Uebersicht  über  das 
Ganze  höhere  Behörden  vorzusetzen."  Doch  will  er  das  Ganze  in 
letzter  Instanz  dem  Ministerium  des  Innern  unterstellt  wissen  und 
wendet  sich  namentlich  gegen  Godeffroy,  Theorie  der  Armut 
S.  55  ff.  und  Bodz,  Staatswesen  und  Menschenbildung  Bd.  2 
S.  18  ff.,  welche  ein  eigenes  Armenministerium  wünschen;  er  ist 
der  Meinung,  das  dies  unnötige  Ausgaben  und  mannigfachen  Zeit- 
verlust durch  die  vermehrten  Mitteilungen  und  Zusammenwirkungen 
verschiedener  Behörden  zur  Folge  haben  würde;  auf  der  anderen 
Seite  hält  er  gerade  die  Unterordnung  unter  das  Ministerium  des 
Innern  für  sehr  förderlich,  weil  die  durch  dieses  geübte  Staatsthätig- 
keit  ohnedies  vielseitig  und  tief  in  grosse  Teile  der  gesellschaftlichen 
Gestaltungen  und  der  polizeilichen  Massregeln  eingreife.  —  Rau 
S.  412  rechnet  zu  den  Funktionen  der  Regierung  in  Ansehung  der 
Armenpflege  auch  „die  Errichtung  einer  besonderen  Oberbehörde, 
welche  die  ganze  Armenpflege  überwacht  und  leitet,  auch  alle 
Zahlenangaben  über  diesen  Gegenstand  sammelt^. 

§  220. 

Von  Mitteilung  der  in  den  einzelnen  Staaten  bestehenden  Ein- 
richtungen in  Bezug  auf  die  Aufsicht  über  die  Gemeindeverwaltung 
im  allgemeinen  ist  hier  selbstverstlindlich  abzusehen.  Besondere, 
die  Aufsicht  über  das  Armenwesen  betreffende  Ein- 
richtungen bestehen  in  England  und  Frankreich  in  sehr 
erheblichem,  in  Würtemberg,  Baden,  Baiern  und  Olden- 
burg in  gewissem  Umfange.     Hierüber  kurz  Folgendes: 

35* 


548  VL4 

I.  In  England  fahrten  die  mehrerwähnten  grossen  MiBastinde 
vom  Anfange  dieses  Jahrhunderts  zor  Niedersetzung  einer  könig- 
lichen Rommission,  welche  die  Zustände  des  Armenwesens 
und  namentlich  auch  der  Armenverwaltungen  an  Ort  and  Stelle 
zu  untersuchen  hatte  und  einen  sehr  umfassenden  Bericht  Aber  den 
Befund  abstattete,  dessen  Folge  das  berühmte  Gesetz  von  1834 
war.  Seine  wichtigste  Neuerung  ist  die  Errichtung  einer  Zentral- 
Armenbehörde  — Poor-law-commissioners  — ,  die  zunächst  anf 
5  Jahre  gewählt  wird  und  zur  Ausführung,  Durchführung  und  Kon- 
trole  des  Gesetzes  und  seiner  Handhabung  berufen  ist.  Die  com- 
missioners  —  zunächst  3  an  der  Zalil  — ,  hervorgegangen  aas  da 
Untersuchungskommission,  dürfen  Verordnungen  und  Reglements  er- 
lassen, wirken  bei  der  Errichtung,  Veränderung  und  Verwaltung 
der  workhouses,  sowie  bei  der  Aufnahme  von  Darlehen  für  diese 
Zwecke  mit.  Sie  können  mit  Zustimmung  der  Lokalvertretung  An- 
käufe, Mieten  u.  s.  w.  von  workhouses  anordnen.  In  Bezug  auf 
die  Vereinigung  von  Kirchspielen  zu  gemeinsamen  Armenzwecken 
sind  ihnen  neue  und  weittragende  Befugnisse  eingeräumt,  von  denen 
bereits  oben  (S.  385)  die  Rede  war.  Das  Prinzip  des  Arbeits- 
hauses im  älteren  Sinne  wird  von  neuem  scharf  betont  und  die 
öffentliche  Unterstützung  Armer  ausserhalb  des  Arbeitshauses  nur 
unter  gewissen,  von  den  commissioners  festzusetzenden  Massnahmen 
gestattet. 

So  griffen  die  commissioners  in  alle  Zweige  der  Amienverwal- 
tung  anordnend  und  beaufsichtigend  und  mit  so  gutem  Erfolge  ein, 
dass  aus  der  anfäuglich  nur  für  abseh1)are  Zeit  eingesetzten  Be- 
hörde in  der  Folge  eine  ständige  Zentralleitung  erwuchs,  die  weit 
über  den  unmittelbar  vor  Augen  gehabten  Zweck  der  Durchführung 
und  Kontrole  des  neuen  Armengesetzes  hinaus  das  ganze  Armenwesen 
nach  allen  Richtungen  in  den  Bereich  ihres  Aufsichts-  und  Ver- 
ordnungsrechtes zog.  Die  für  englische  Verhältnisse  ungewöhnliche, 
aber  mit  dem  provisorischen  Charakter  der  Institution  zusammen- 
hängende Stellung  der  commissioners  ausserhalb  des  eigentlichen 
Behördenkreises,  welche  sie  der  parlamentarischen  Kontrole  sovde 
der  Abhängigkeit  von  der  Parlamentsmajorität  entzog,  wurde  spätei* 
die  äussere  Veranlassung,  die  mit  den  Befugnissen  einer  Behörde 
ausgestattete  Kommission  auch  mit  den  äusseren  Zeichen  einer 
solchen  im  Sinne  englischen  Verfassungslebens  zu  umkleiden.  Dies 
geschah  1847  durch  ein  Gesetz,  welches  der  Königin  die  Befugniss 
einräumte,  eine  oder  mehrere  Personen  zuCommissionersforad- 
ministrating  the  laws  for  relief  of  the  Poor  zu  ernennen, 
denen  die  Inhaber  bestimmter  Staatsämter  (der  Präsident  des  Staats- 
rats u.  a.)  als  ex  officio-commissioners  hinzutreten.  Der  an  erster  Stelle 
ernannte  Commissioner  führt  das  Präsidium ;  er  sowie  einer  der  Se- 
kretäre dürfen  im  Parlament  sitzen.  Auch  diese  neue  Behörde, 
auf  welche  die  Befugnisse  der  bisherigen  Poor-law-commissioners  über- 
gehen sollten,  wurde  zunächst  nur  auf  die  Dauer  von  5  Jahren  vorge- 
sehen.   In  der  Praxis  hat  sich  dann  die  Sache  insofern  etwas  anders 


VI.  4.  549 

gestaltet,  als  thatsächlich  nar  ein  Commissioner  ernannt  wurde  und  als 
Präsident  fnngirte,  die  ex  officio-commissioners  geringen  Anteil  an  der 
Verwaltung  nahmen,  und  die  Verlängerung  der  Amtsdauer  immer 
wieder  stattfand,  bis  1867  die  Behörde  permanent  erklärt  wurde. 

Einen  vollkommenen  Abschluss  fand  diese  Einrichtung  durch 
Umwandlung  in  ein  Ministerium,  dem  im  Anschluss  an  die 
Kontrole  des  Armenwesens  allgemein  die  Aufsicht  über  die  Lokal- 
verwaltung der  Kirchspiele  und  einige  damit  verbundene  speziellere 
Aufgaben,  wie  Bau-,  Wege-  und  Gesundheitswesen  u.  a.,  übertragen 
wurde.  Sein  Name  ist  Local-Government-Board.  Immer 
reicher  und  mannigfaltiger  wird  die  von  ihm  geübte  Thätigkeit.  Nicht 
nur  um  die  grösseren  Verwaltungsfragen,  wie  Bildung  der  Armen- 
verbände, Höhe  der  Armensteuern,  um  die  Grundsätze  bei  Gewäh- 
rung von  Unterstützungen  und  ähnliches  handelt  es  sich  allein;  in 
das  Detail  der  lokalen  Verwaltung,  auf  den  einzelnen  Unter- 
stfltzungsfall  wird,  wo  notwendig,  sorgföltig  eingegangen.  Ein  um- 
fassendes Verordnungs-  und  Aufsichtsrecht  steht  dieser  Zentral- 
behörde nicht  nur  gesetzlich  zu ,  sondern  es  wird  mit  einem  nicht 
zu  bezweifelnden  Verständniss,  und  was  mehr  ist,  mit  vielem  Takt 
und  in  massvoller  Weise  thatsächlich  ausgeübt.  Die  1847  erlas- 
sene General  Consolidated  Order,  welche  die  zur  einheitlichen 
Regelung  des  Unterstützungswesens  erlassenen  Vorschriften  zusammen- 
fasst,  erhält  allmählich  eine  grössere  praktische  Bedeutung,  als  das 
Armengesetz  von  1834  selbst. 

Die  Kontrole  ist  sowohl  eine  administrative  wie  finanzielle. 
Sie  erfolgt  aber  —  und  darin  dürfte  der  Schwerpunkt  ihrer  Be- 
deutung zu  suchen  sein  —  nicht  von  oben  her  durch  schriftlichen 
bureaukratischen  Verkehr,  sondern  durch  lebendiges  Wort  und 
eigenes  Anschauen.  Zweier  Kategorien  von  Hülfsbeamten  bedient 
sich  zu  diesem  Zwecke  die  Zentralbehörde:  der  Inspektoren 
und  der  Auditoren. 

Den  Inspektoren  —  deren  es  gegenwärtig  18  in  ebensoviel 
Inspektionsbezirken  giebt  —  ist  ein  Aufgabenkreis  bestinmit,  dessen 
Inhalt  mit  der  Aufzählung  ihrer  notwendigen  Funktionen  nicht  er- 
schöpft wird.  Wenn  ihnen  vorgeschrieben  ist,  periodisch  den 
Sitzungen  der  Lokalarmenbehörden  beizuwohnen,  desgleichen  die 
workhouses  zu  inspiziren,  auch  die  aus  ihren  Bezirken  an  die 
Zentralbehörde  gelangenden  Eingaben  vorzuverfügen ,  Berichte  zu 
erstatten  u.  s.  w.,  so  sind  damit  nur  die  Punkte  angedeutet,  um  welche 
sich  das  wirklich  Wirksame  ihrer  Thätigkeit  krystallisirt.  Ihre 
Wahrnehmungen  dem  Ministerium,  den  Lokalbehörden  die  Wünsche 
und  EntSchliessungen  des  Ministeriums  zu  übermitteln,  dort  energisch 
bei  Verstössen  gegen  die  getroffenen  Anordnungen  einzuschreiten, 
hier  mit  gutem  Rat  und  nützlichen  Winken  Hülfe  zu  leisten,  kurz 
ein  ständiges  und  lebendiges  Mittelglied  zwischen  der  Zentralinstanz 
und  den  einzelnen  Armenverwaltungen  zu  bilden,  die  von  allen 
Seiten    nach    der   höchsten  Verwaltungsstelle   hin   geleiteten  Erfah- 
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rungen  in  die  Einzel  Verwaltungen  zarflck  zuleiten ,  das  ist  ihre  her- 
vorragende Aufgabe. 

Die  Auditoren,  fAr  deren  Th&tigkeit  35  Bezirke  abgeteilt 
Eind,  haben  lediglich  die  FuDbtiOD  von  Itechnungsrevisoren.  Als 
solchen  liegt  ihnen  ob  die  Prllfnt^  der  Rechnung  der  Annen- 
Verwaltungen,  die  nach  bestimmt  vorgeschriebenen  i''ormDlaTen,  Ke- 
gistern  nnd  Büchern  zu  fuhren  sind.  Aber  auch  hier  handelt  es 
sich  um  mehr,  als  nm  die  blosse  Eontrole  der  Richtigkeit;  ancb  die 
Konlrole  der  Gesetzmässigkeit  der  Ausgaben  ist  Sache  der  Audi- 
toren. Sie  haben  Beträge,  die  entgegen  dem  Gesetz  oder  den  zu 
seiner  Ausfuhrung  erlassenen  Verordnungen  verwendet  sind,  zu  rQgen 
(disallow)  und  dem  betreffenden  Beamten,  der  ftlr  dieselben  per- 
sönlich haftbar  ist,  zur  Last  zu  legen.  Gegen  ihre  Entscheiduc^ 
steht  sowohl  der  gerichtliche  Weg  wie  die  Terwaltnngsbcschwa'de 
an  die  Zentralbehörde  ofTen,  die  atis  BilligkeitsrUcksichten  die  Posten 
passiren  lassen  kann.  1883  wurden  3878  disallowances  gezogoi, 
von  denen  die  Behörde  nur  124  kassirtc,  daneben  aber  eine  grössere 
Zahl  passiren  licss. 

Anzumerken  ist  noch,  dass  die  Besoldung  der  Inspektoren  und 
Audiloren  aus  der  Staatskasse  erfolgt,  wodurch  die  vollkommene 
Unabhängigkeit  dieser  Organe  von  der  Lokal vemaltung  erreicht 
wird.  —  Vgl.  hierüber  Aschrott  an  verachiedenen Steilen,  nament- 
lich S.  54  ff.  117.  143.  205  ff.  241  und  Anh.  S.  411  ff.  Armen- 
statistisches. 

II.  In  Frankreich  unterstehen  die  Angelegenheiten  der  Ai- 
inenpflege  dem  Ministerium  des  Innern;  doch  hat  sich  als 
ein  Organ,  welches  dem  Minister  für  Ausübung  und  Aufsicht  der 
Leitung  zu  Gebote  steht,  die  Generalinspektion  der  Wohl- 
thütigkeitsanstalten  herausgebildet. 

V.  Reitzeiistein')  bemerkt  über  dieselbe:  ,,Die  Angelegen- 
heiten tler  Armenpflege  liabcn  wie  in  Deutschland  so  auch  ia 
Frankreich  fast  immer  einen  Teil  der  zum  Ressort  des  Mini- 
sterinms  des  Innern  gehörigen  Geschäfte  ausgemacht.  In  letz- 
terem vereinigt  sich  auch  heule  noch  die  gesammte  Aufsicht  und 
Leitung;  als  ein  Organ,  das  dem  Minister  für  die  Ausübung  dieser 
Aufsicht  und  Leitung  zur  Verfügung  steht,  hat  im  Wege  einer  lang- 
jährigen  Enlwickelung  sich  die  Generalinsp  ektion  der 
Wohlthätigkeitsanstalten  herausgebildet.  Der  Mangel  eines 
solchen  hatte  früher  wesentlich  dazu  beigetragen,  dass  die  mannig- 
faltigsten Missbräaclie  sich  in  die  Vemaltung  der  lokalen  Institute 
eingeschlichen  hatten;  die  grosse  Zahl  von  Unregelmässigkeiten,  wie 
sie  durch  die  Berichte  zweier  behufs  ausserordentlicher  Inspektion 
und  festste Unng  des  Znstandes  jener  Verwaltnngen  in  die  Departe- 
ments entsandter  Beamter  konstatirt  worden  war,  gab  Anlass,  einen 
Aufsichtsiliensl  als  dauernde  Einrichtung  ins  Leben  zu  rufen;    nach 
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4er  Verordnung  des  Ministers  für  Handel  und  Öffentliche  Arbeiten 
vom  25.  Dezember  1833  sollten  4  vom  Minister  ernannte  In- 
spektoren der  öffentlichen  Armenpflege  —  inspecteurs 
des  Services  de  bienfaisance  —  sowohl  die  Handhabung  der  Für- 
sorge für  die  unterstützten  Kinder,  als  den  Dienst  in  den  Hospitä- 
lern und  die  Erfüllung  der  Aufgaben  seitens  sämmtlicher  übrigen 
Wohlthätigkeitsanstalten  kontroliren  und  sollte  diese  Kontrole  sich 
ebensowohl  auf  den  innerer!  Dienst,  als  auf  die  Verwaltung  des  Ver- 
mögens und  das  Rechnungswesen  erstrecken.  Die  Inspektoren  sollten 
überall  anOrt  und  Stelle  prüfen,  ob  die  gesetzlichen  Vorschriften 
beachtet  würden,  und  zu  diesem  Behufe  jährliche  Bereisungen  der 
Departements  unternehmen.  An  die  Einrichtung  dieses  In- 
spektionsdienstes schloss  sich  demnächst  (1835)  die  Bestellung  eines 
Oeneralinspektors  der  Irrenanstalten;  eine  Einreihung 
dieses  Beamten  unter  die  Inspektoren  der  Armenpflege  fand  jedoch 
vorläufig  nicht  statt,   vielmehr  blieb   derselbe  eine  besondere  jenen 

gegenüber   unabhängige  Behörde Eine    Verordnung    des 

Ministeriums  des  Innern  vom  14.  Juni  1839  spezialisirte  dem- 
nächst die  Obliegenheiten  der  Generalinspektoren;  in  beträchtlich 
erweitertem  Umfange  wurde  demnächst  die  Behörde  durch  Dekret 
vom  28.  November  1848  neu  organisirt.  Der  Wirkungskreis  der 
Oeneralinspektion  umfasste  nunmehr  in  3  Sektionen  ausser  der  Auf- 
sicht über  die  Wohlthätigkeits-  und  Irrenanstalten  auch  die  über 
die  Gefängnisse.  Seine  abschliessende  Regelung  hat  das  Institut 
durch  Dekret  deg  Präsidenten  der  Republik  vom  5.  Dezember  1879 
erhalten.  Die  Aufsichtsbefugnisse  der  Generalinspektoren  erstrecken 
sich  jetzt  auch  auf  die  Archive  —  dieselben  schliessen  das ,  was  in 
Deutschland  Registratur  genannt  wird,  mit  ein  —  und  Bibliotheken 
4er  Präfekturen ,  Unterpräfekturen ,  Mairien  und  Wohlthätigkeits- 
anstalten. Das  Personal  der  Generalinspektion  umfasst  in  verschie- 
dener Klassenabstufung  19  Generalinspektoren,  1  Generalinspektorin, 
2  Hülfsinspektoren  und  4  Anwärter.  Die  Einteilung  in  Sektionen 
ist  beibehalten,  jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  die  Generalinspektoren 
der  Irrenanstalten  mit  denen  der  übrigen  Anstalten  der  öffentlichen 
Armenpflege  eine  Sektion  bilden;  die  beiden  anderen  Sektionen 
haben  die  Aufsicht  über  die  Gefängnisse  bezw.  über  die  Archive 
zum  Gegenstand  ihres  nächsten  Wirkungskreises.  Die  Einteilung 
hat  jedoch  keineswegs  mehr  wie  früher  die  Bedeutung,  der  Ver- 
wendung der  Inspektoren  eine  Begrenzung  auf  die  der  Sektion  an- 
gehörigen  Gegenstände  zu  geben,  vielmehr  können  diese  Beamten 
^uch  ausserhalb  ihrer  Sektion  zu  Aufsichtsgeschäften  herangezogen 
werden;  die  zu  grossen  Beschränkungen  zu  beseitigen,  die  dem 
Minister  aus  der  Sektionseinteilung  bezüglich  der  Disposition  über 
die  einzelnen  Generalinspektoren  erwuchsen,  ist  gerade  einer  der 
Zwecke,  den  die  neue  Organisation  wesentlich  verfolgt;  die  In- 
spektoren treten  sowohl  in  Sektionen  als  im  Plenum  (General- 
versammlung) zur  Beratung  zusammen ;  in  der  Generalversammlung 
präsidirt  der  Minister  oder  ein  von  ihm  delegirter  Vertreter,  in  der 


Sekiiou   der   Generalinspektor,    den  der  Slinisier  —  jedesmal 

2    Jahre    —  mit    dem    Vorsitz    beauftragt Den    jährlkl 

BeiEeplan  setzt  dev  Minister  fest,    der  atich  die  ausserordenüii 
Aufträge  erteilt  nnd   dem   die    Generalinspekioren    bcricfalen; 
letzteren  hsibea   aof  ihren  Reisen  aaf  BeobaclituDg  der  io  den 
setzen,  Reglements  o.  s.  w.  gegebenen  Vorschriften   zu  dringen 
die  I'rftfekten  von  den  vorgefundenen  Ordnungswidrigkeiten  in  Kenid' 
niss   zu   selzen;    selbständige   Anordnungen   zu   trefl'en    oder  einz* 
schreiten  sind  sie  —  abgesehen  von  dringenden  Fällen    im  Gebiet 
der  Kassen  verwallung  —  nicht  ermächtigt.     Die  Generalinspektia 
ist  hiernach  ein   technisch   geschultes,   aber  neEentlich 
formaliven  Funktionen  betrautes  Organ;    sie  kann  namentlich  ni^ 
mit   dem   Poor-Law-ßoard    Englands  verglichen  werden ,    der 
mit  selbständiger  Aktion  ausgestaltete  Zentralbehörde  bildeL" 

III.  In  Deutschland  ist  es  allein  WOrtemberg.  welche 
ähnliche  Einrichtungen,  wie  die  eben  genannten  Lümler  besitzt.  B 
bestehen  dort  die  dem  Uinislerium  des  Innern  unterstellte  Arm 
kommission  und  die  kouigliche  Zentralleitung  ' 
Wohlthätigkeitsverei  ns.  Die  letztere  ist  die  ältere  und 
Veranlassung  der  Königin  Katharina  nach  der  Misseruie  von  li^li 
im  Jahre  1817  gegründet  worden.  Es  handelte  sich  dabei  namenl 
lieh  um  Herstellung  einer  Verbindung  zwischen  der  öffentlichen  nn 
privaten  Armenpflege;  die  Zentral  1  ei lung  sollte  eine  Art  vermS 
telnder  Stellung  einnehmen.  Zn  diesem  ßehnfe  wurde  an  jedei 
Orte,  an  dem  ein  Kirchenkonvent  ist,  eine  Lokalleitnng,  in  jedo 
Oberamtshezirk  eine  Oberamtsleitung,  für  das  ganze  Königreie 
die  Zentralleitung  errichtet;  diese  alle  sollten  zur  Verhatung  ät 
Armut  und  Förderung  nützlicher,  namentlich  auch  vorheizende 
AiTuenpflegeeinrichlnngen  mitwirken.  Namentlich  wurde  es  als  dl 
—  hier  interessirende  —  Aufgabe  der  Zentrall  ei  tung  bezeichne! 
sich  von  den  Zuständen  des  Armenwesens  zu  unterrichtet 
ihren  Ursachen  nachzuforschen,  vorzubeugen,  den  Wohlihätigkeiii 
sinn  im  Lande  zu  beleben,  Erfahrungen  und  Kolizen,  die  zur  Kennt 
nias  der  Armenzustände  und  zur  richtigen  Behandlung  der  Armefi 
fürsorge  nötig  sind,  zu  sammeln,  die  einzelnen  Wohlthätigkeitsverno 
und  Leitungen  zu  beraten ,  Zuschüsse  zu  gewähren ,  ntltzliche  Aq 
stalten  zu  nnterstülzen ,  auch  selbst  solche  ins  Leben  zu  rufe« 
sofern  solche  dem  ganzen  Lande  zu  gute  kommen  n.  s.  w.  Dt 
Geldmittel  werden  teils  durch  Staatsbeiträge,  teils  durch  freiwilligi 
Beiträge,  namentlich  seitens  des  königlichen  Hauses,  teils  di 
Kollekten  und  Vermächtnisse  beschafft.  —  Die  Vorschriften  ttbi 
die  Verwaltung  der  Zentral leitung  enthält  ilas  vom  Ministerium  dl 
Innern  bekannt  gemachte  neueste  Statut  vom  31.  Mai  187S.  - 
ISIS  wurde  aus  Mitgliedern  der  Zentralleitung  zunächst  weg« 
gleichförmiger  Behandlung  des  Armenbeschäftignngs-  und  Indoatrii 
Wesens  die  Armenkommission  gebildet,  welche  ah  Zentralstaati 
und  Landesbehörde  unter  dem  Ministerium  des  Innern  —  gemfti 
Instruktion  vom  27.  Juni  1818  —  in  Beziehung  auf  das 
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Armenwesen  die  Stellung  einer  teils  beratenden,  teils  vollziehenden 
Behörde  hat;  sie  steht  in  organischer  Verbindung  mit  der  Zentral- 
leitung  nnd  leitet  namentlich  die  Industrie-  und  Beschäftignngs- 
anstalten.  Daneben  ist  ihr  die  gegenwärtig  ziemlich  bedeutungslos 
gewordene  Mitwirkung  bei  der  Handhabung  der  Staatsaufsicht  über 
verwahrloste  Gemeinden  —  Gesetz  vom  24.  Januar  1855  —  in  der 
Art 'übertragen,  dass  sie  Massregeln  zur  Hebung  des  sittlichen  und 
ökonomischen  Zustandes  solcher  Gemeinden,  soweit  nötig  im  Ein- 
verständniss  mit  den  Zentralstellen  für  Landwirtschaft  und  Gewerbe,. 
zu  treffen  hat.  —  Vgl.  Bätzner  Einl.  S.  XXVI  ff.;  Camerer^ 
Annenstatistik  S.  11  ff. ;  Gaupp  in  Marquardsens  Handbuch 
des  öffentlichen  Rechts  Bd.  3  S.  240. 

Das  Gesetz  von  1855  bestimmt,  dass  Gemeinden,  welche  der 
erforderlichen  ökonomischeu  Grundlage  ermangeln ,  insbesondere 
nicht  im  Stande  sind,  den  für  Gemeindezwecke  nötigen  Aufwand 
ohne  Unterstützung  aus  Staatsmitteln  zu  bestreiten  und  zugleich  in 
sittlichem  Verfall  sich  befinden,  unter  Staatsaufsicht  gestellt  wer- 
den können.  Es  treten  dann  an  Stelle  des  Ortsvorstehers  bezw.  auch 
des  Ratsschreibers  vom  König  bezw.  von  der  Regierung  ernannte 
Beamte.  —  Vgl.  Weinheimer,  Die  Verwaltung  der  Gemeinden 
in  Würtemberg,  1880;  Gaupp  a.  a.  0.  S.  174  Anm.  6.  —Eine 
ausführliche  Nachweisung  über  die  Zahl  und  die  näheren  Verhält- 
nisse der  Gemeinden  von  1855  bis  1875  enthalten  Würt.  Jahrbücher 
1875  S.  179.  Danach  waren  1855:  89;  1875:  nur  noch  8  Ge- 
meinden unter  Staatsaufsicht  gestellt. 

Hierher  gehören  auch  noch  die  bis  jetzt  einzig  in  Deutschland 
dastehenden,  durch  Ministerialerlass  vom  20.  Oktober  1875  ein- 
geführten oberamtsärztlichen  Gemeinde-Medizinalvisita- 
tionen. In  sechsjährigem  Turnus  sollen  sämmtliche  Gemeinden 
des  Landes  in  Bezug  auf  die  örtlichen  sanitären  Verhältnisse  unter- 
sucht werden ;  wo  Uebelstände  wahrnehmbar  sind,  soll  eine  Ver- 
fügung zur  Behebung  (Rezess)  getroffen  werden.  Diese  Visita- 
tionen sind  in  Bezug  auf  Armen-,  Kranken-  und  Erziehungspflege 
von  grosser  Wichtigkeit ;  unmittelbarste  Beziehung  zum  Armenwesen 
erhalten  sie  aber  namentlich  noch  durch  die  Untersuchung  der  auf 
dem  platten  Lande  befindlichen  Armenhäuser.  Die  oben  (S.  244) 
mitgeteilten  Angaben  über  den  Zustand  derselben  sind  einem  der  Be- 
richte entnommen,  üeber  Absicht  und  Bedeutung  der  Visitationen 
spricht  sich  der  Medizinalbericht  für  1876  aus:  Jahrbuch  1879,. 
Bd.  1  2.  Hälfte  S.  256.  Nach  dem  1884  erstatteten  Bericht 
(1876—1881  umfassend)  waren  in  dieser  Zeit  1921  Gemeinden 
(W,  hat  1911)  visitirt;  es  waren  jedes  Jahr  rund  3000  Rügen,  im 
ganzen  17  518  ergangen,  von  denen  die  Hälfte  sich  auf  die  Schulen 
und  etwa  1200  auf  Armenhäuser  bezogen.  Genauere  Daten  über 
Armenhäuser  enthält  aber  nur  der  Bericht  von  1879  S.  261. 

Baden  ist  insofern  hier  zu  nennen,  als  es  in  dem  ihn¥ 
eigentümlichen  Institut  der  Landeskommissäre  Beamte  besitzt^ 
welche  zwar  ganz  allgemein  der  inneren  Verwaltung,  darunter  auck 


dem  Armenweseu  ihre  Tbäligkcit  zuzuwenden  faabeu,  aber  durcli 
ihre  eigenl  Um  liebe  Stellung  au  das  englische  uud  frauzöstsche  In- 
spektoral  erinnern.  Dieselben  führen  nämlich  die  unmiUelbare  Ao^ichi 
aber  die  Amis-  und  Kreisvenvaltung  nnd  stehen  zwischen  deui 
Ministerium  des  Innern  und  den  bezeiclineteu  VerwaUnugea  aU 
Utilfsorgane  de£  ersteren.  Von  dem  Inballe  ihres  Aufgal>cnkrels«s 
iniereEsirt  hier  namenilich  die  Aul'gabe,  ^anregend  und  fördernd 
einzugreifen,  wo  sie  Vernachlässigung  in  der  Ptlege  der  Intereiseti 
der  Kreise  oder  Bezirke  wabrnehmen  oder  wo  diese  Interessen  ilirer 
^'icbtigkeit  oder  ihres  räumlichen  ümfanges  halber  die  Fürsorge 
der  Staotsregiemng  besonders  in  Anspruch  nelimea"  :  S  22  Nr.  3 
des  Gesetzes  vom  5.  Oktober  18)53  betr.  die  Organisation  der  inneren 
Verwaltung.  ^  In  der  landesberrlichen  Vollzugs verorduung  zu  diesem 
Gesetz,  vom  12.  Juli  1864  handelt  Abs(^hnitt  IV  von  den  Laude»- 
Iconimissären.  Es  beissl  dorl  -^17:  „Es  ist  vorzi^sw eise  Aufgabe 
der  Landeskommissäre,  den  Vollzog  der  Verwaltungsgesetze  nod  der 
Verwaltungseinrichtungeu  im  Geiste  der  Landesverfassung  nud  des 
Gesetzes  vom  6,  Oktober  1863  zu  Uberwacheu  und  das  Minbteriunt 
des  Innern  —  uud,  soweit  es  sie  betrilTl,  auch  die  aiuleren  Mini- 
sterien —  von  den  hierauf  bezüglicben  Zuständen  der  ihnen  an- 
gewiesenen Bezirke  in  steter  Kennlniss  zu  erhalten."  ....  §  19: 
„Die  Landeskommissüre  werden,  wo  sie  es  für  sachdienlicb  erachten, 
-nacli  eigenem  Enuessen  oder  infolge  besonderen  Auftrags  des 
Ministeriums  des  Innern  periodische  Untersuchungen  der  Ver- 
waltungszustSude  der  ihnen  unterstellten  Bezirksämter  vornehmen 
and  darüber  je  uarb  den  Umstünden  besonderen  Vortrag  an  d*s 
Ministerium  des  Innern  erstatten.  Bei  wahrgenommenen  Mängeln 
oder  Missstäiiden  in  der  Amtsfllhrung  eines  Bezirk sbeamteu  oder  bä 
desfalls  erbobenau  Beschwerden  haben  sie  nach  gepflogener  Unter- 
suchung sorglich  die  nötigen  Anordnungen  zur  Abhülfe  sofort  n 
erlassen.  Im  übrigen  werden  dieselben  bei  dem  Ministerium  < 
Innern  oder  dem  zuständigen  anderen  Ministerium  die  geeigued 
Kntschliessungen  veranlassen  und  sodann  für  deren  ordnuugsmiUsigq 
Vollzug,  nbligeafalls  bei  wichtigeren  Gegenständen  durch  Nachsehl 
an  Ort  und  Stelle  Sorge  tragen."  ....  g  26 :  „Zu  deu  Aufgaben  i 
Laudeskommissäre  gehört  es  ferner,  die  Thätigkeii  der  Bezirks 
sowie  der  Gemeinderäte  und  Gemeindeausscbtksse,  nnd  die  i  _^_ 
massige  und  dem  Gesetze  entsprechende  Besetzung  der  Stellen  ^ 
diesen  Kollegien  zu  überwachen." 

Baiern    und   Oldenburg    sind   in    diesem   Zusammenhanije 
noch  wegen  ihrer  vortrefflichen  iicriodischen  Armenstatistik  I 
nennen,   über    die   bereits  in   anderem    Zusammenhange   gebaodt 
worden.  —  Vgl.  oben  §  9. 

§  221. 
Um   die  Frage  beantwoi-ten  zu  können ,   was  Ton  den  l 
geteilten  Vorschlagen,    etwa   im   AnschluBB   an   anderwartB 
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stehende  EinrichtungeD,  zu  verwirklicfaen  möglich  und  wünschens- 
wert erscheint,  wird  man  sich  kurz  die  Aufgabe  zu  vergegen- 
wärtigen haben,  welche  die  gegenwärtig  bestehende  Zentralb^örde, 
das   Bundesamt  für  das  Heimatwesen,   zu   erfüllen  hat. 

Eis  wurde  oben  dargelegt^;,  aus  welchen  Anfängen  sich  die- 
selbe entwickelt  hat,  wie  an  Stelle  der  zunächst  vorgeschlagenen 
formlosen  diplomatischen  Vermittelung  durch  einen  Bundesrats- 
ausschuss  im  Laufe  der  Verhandlungen  ein  an  feste  Formen  gebun- 
dener, oberster  Oerichtshof  geschaffen  wurde,  der  als  letzte  Instanz 
in  allen  Streitsachen  entscheiden  muss,  sofern  die  streitenden  Ar- 
menverbände verschiedenen  Bundesstaaten  angehören,  und  als  letzte 
Instanz  entscheiden  kann,  soweit  sich  die  einzelnen  Bundes- 
staaten seiner  Rechtsprechung  auch  in  Streitsachen  zwischen  ihren 
eigenen  Armenverbänden  unterworfen  haben  ^). 

Bei  der  Entscheidung  in  Armenstreitsachen  handelt  es  sich 
nun  um  zweierlei:  um  die  thatsächliche  Hülfsbedürftig- 
keit  und  um  den  hieraus  erwachsenden  vermögensrecht- 
lichen Anspruch,  sofern  ein  anderer  als  der  endgültig  ver- 
pflichtete Armenverband  die  Unterstützung  gewährt  hat. 

Es  handelt  sich  also  um  eine  Thatfrage  und  um  eine  Rechts- 
frage,  deren  Prüfung  der  Entscheidung  vorauszugehen  hat.  Für 
die  Stellung  der  erkennenden  Behörde  ist  es  nun  wesentlich,  ob 
ihr  die  Prüfung  beider  Fragen  obliegt,  oder  ob  die  Thatfrage 
anderweit  geprüft  und  als  eine  durch  den  Prozessrichter  nicht 
mehr  abzuändernde  Voraussetzung  der  vermögensrechtlichen  Ent- 
scheidung zu  Grunde  zu  legen  ist. 

Diese  letztere  Gestaltung  entspricht  dem  jpreussischen  Gesetz 
von  1842,  welches  in  §  34  bestimmte:  „Ueber  Streitigkeiten 
zwischen  verschiedenen  Armenverbänden  entscheidet  die  Landes- 
polizeibehörde. Betrifft  der  Streit  die  Frage:  welcher  von  diesen 
Verbänden  die  Verpflegung  des  Armen  zu  übernehmen  habe? 
so  findet  g^en  jene  Entscheidung  der  Rechtsweg  statt  .... 
üeber  den  Betrag  der  Verpflegungskosten  ist  der  Rechtsweg 
nicht  zulässig."  —  Flottwell,  dessen  scharfsinnige  und 
.grundlegende  Untersuchungen  die   Kompetenzfrage  zum  Haupt- 

f^enstande  haben  ^),  folgert  hieraus,  in  Verbindung  mit  den 
§  25 — 29  dieses  Gesetzes,  dass  die  Thätigkeit  der  ent- 
scheidenden Behördeimmer  nur  auf  die  Regelung  des  vermö- 
gensrechtlichen Anspruches  gerichtet  sein  durfte;  der  Rechtsweg  sei 

1)  Vgl.  oben  §  57. 

*)  Dies  ist  (geschehen  seitens  Preussen,  Hessen,  S.-Weimar,  Olden- 
burg, Braunschweig,  S.-Altenbur^,  S.-Koburg-Gotha,  Anhalt,  beider  Schwarz- 
burg, Waldeck,  Keuss  j.  L.,  Lippe,  Lübeck,  Bremen  —  dies  ist  nicht 
feschehen  seitens  Sachsen,  Würtemberg ,  Baden,  beider  Mecklenburg, 
.-Meiningen,  Reuss  ä.  L.,  Schaumburg- Lippe,  Hamburg.  —  Baiern  und 
Els.-Lothnngen  kommen  hier  selbstverständlich  nicht  in  Frage. 

')  Armenrecht  und  Armenpolizei;  vgl.  namentlich  S.  113  ff.  142. 
168  ff.  231  ff. 


nur  zulässig  nach  vorausg^angener  landespolizeilicher  Entscho 
düng  und  unbedingt  auBgeschlossen  gegen  die  auf  Erftllliing  ilef" 
polizeilichen  Armenpflege  in  loco  gerichteten  ortapolizeilichen  An- 
ordnungen. Aber  auch  nicht  gegen  jede  Entscheidung  der  Landes- 
polizeibehörde  eei  derselbe  zidfiflsif,-,  sondern  mir  soweit  diese  die 
auB  dem  Armengesetz  zu  entnelimende  vermögensrechtb'che  Ver- 
pfliclitung  der  Armenverbände  betreffe,  Voraussetzung  derEijt- 
scbeidung  des  Prozeflsrichtcrs  sei  daher  immer  die  im  Verwal- 
tungswege erfolgte  Feätatellung ;  ,ob  liberhaupt  ein  Akt  der 
Armenpflege  vorliege",  und  „ob  der  hierfür  gemachte  Aufwand 
in  Art  und  Umfang  dem  wirklichen  BedUrfiiies  entspreche",  — 
DasH  dieae  Abgrenzung  der  Kompetenzen  sachentsprechend  sei, 
ist  auch  wiederholt  durch  Miniaterialreskripte,  sowie  auch  durch 
Entscheidungen  des  vormaligen  Obertribunals  und  des  Cierichts- 
bofes  zur  Entsciieidung  der  Kompetenzkonflikte  anerkannt  worden 
(namentlich  Plenar- Entscheidung  Bd.  24  S-  253),  Gleich- 
wohl ist  die  Praxis  des  Obertribunals  keine  gleichmäesige  ge- 
blieben und  hat  oft  willktirlich  diese  Grenze  missachtet;  hiergegen 
wendet  sich  Flottweli  mit  grosser  Scharfe,  indem  er  zu  den  er- 
wähnten Folgerungen  aus  dem  ^^'ortlaut  des  preussischen  Gesetz«« 
die  aus  der  Natur  der  Sache  sicli  ergebenden  Schlüsse  hinzufiigt 
und  Anlass  und  Inhalt  der  gesetzlichen  Armenpflege  klar'  " 
Namentlich  bemerkt  er  in  Bezug  auf  die  Absicht  des  ^  34  * ) : 
lag  hierin  selbstredend  kein  blosses  burcaukratisches  Misatn 
ge^cn  die  Befkhigting  des  Kichterstandes  und  gegen  sdne  Ata 
Sprüche,  sondern  der  Gedanke,  dass  der  Richter  in  dem  foniMi__ 
geregelten  Prozessverfahren  ja  überhaupt  niemals  eine  objektir 
den  Verliilltnissen  entsprechende  Entschuidung  nach  seiner  An- 
schauung zu  fllllen  hat,  sondern  dass  er  oft  ganz  gegen  sone 
innere  Ueberzeugung  von  der  vorhandenen  WirkKchkeit  bd 
Füllung  des  Urleils  gcbimden  ist  an  die  abgegebenen  oder  unter- 
lassenen Erklärungen  der  Parteien,  an  mangelhafte  Zeugenaui- 
sagen,  Instrumente  u,  s.  w.  Interessen  also,  die,  wie  die  obigen, 
ohne  Gefilhrdung  des  Gesammtwohles  eine  der  objektiven  Wirk- 
lichkeit nicht  entsprechende  Entscheidimg  nicht  vertragen,  können 
auch  in  den  Kreis  der  prozessualischen  Entscheidun;;  nicht  hin- 
eingezogen werden.  Um  jdso  den  Richter  in  den  Stand  zu 
setzen ,  darüber  zu  urteilen ,  ob  beim  Eintritt  der  öffentUdien 
Fürsorge  fUr  eine  bestimmte  Person  die  vertäOgensrechtliche  Ver- 
pflichtung eines  anderen  Armen  verband  es  durch  dreijähriges 
Aufentltalt,  durch  einjährigen  Wohnsitz  ht^ündet  oder  durch 
dreijährige  Abwesenheit  erloschen  war,  musste  zur  Vermeidung 
von  unautlöstichen  KoUisionen  vorher  festgestellt  werden,  ob  und 
in  welchem  Zeitpunkt  denn  wirklich  das  BedUrftiiss  der  Anaat^ 
pfl(^  voi^gelegen." 


')  A.  a.  O.  -S.  172, 
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Dieser  dem  preussischen  Gesetze  zweifellos  entsprechende 
Standpunkt  ist  nun  von  der  Beichsgesetzgebung  mit  Bewusstsein 
verlassen  worden.  Man  wollte  die  That-  und  die  Rechtsfrage 
nicht  gesondert  entscheiden  lassen^  weil  im  Grunde  auch  die  so- 
;genannten  Rechtsfragen  des  Unterstützungswohnsitzes  auf  that- 
jsächliche  Feststellungen  hinauslaufen  und  eine  Scheidung  beider 
«ehr  schwer  erscheint;  man  glaubte  dem  Bedür&iss  der  Praxis 
besser  dadurch  zu  entsprechen,  dass  man  statt  eines  aus  rein 
Juristischen  Elementen  gebildeten  Gerichtshofes  eine  gemischte 
Behörde  im  Sinne  eines  Verwaltungsgerichtshofes  schuft)  und 
das  ganze  Sach-  und  Rechtsverhältniss  ihrer  Kognition  unter- 
breitete. 

In  dieser  Weise  hat  denn  auch  das  Bundesamt  für 
dasHeimatwesen  seine  Au&abe  aufgefasst  imd  überall  neben 
der  Rechtsfrage  auch  die  Thallrage  zum  Gegenstande  selbstän- 
diger Prüfung  gemacht. 

Vgl.  namentlich  die  Entsch.  vom  21.  November  1874  und 
27.  Februar  1875,  V  S.  88  u.  39  und  die  8  Fälle  XIII 
S.  68  ff.  Es  wird  in  den  erstgenannten  ausgeführt,  dass  die  Fest- 
stellung der  Spruchbehörde  wegen  des  Vorhandenseins  der  Hülfs- 
bedtirftigkeit  zwar  die  Bedeutung  habe,  sehr  beweiskräftig  zu  sein, 
iiber  durchaus  nicht  die  Feststellung  in  letzter  Instanz  ansschliesse. 
^Die  Anerkennung  der  Httlfsbedürftigkeit  von  Seiten  der  Auf- 
sichtsbehörde stellt  die  Notwendigkeit  öffentlicher  Unterstützungen 
keineswegs  unwiderruflich  fest  und  hat  auch  als  Beweismittel  nur 
insofern  Wert,  als  sie  auf  gründlicher  Erörterung  der  Verhältnisse 
beruht." 

Von  denselben  Gesichtspunkten  ist  man  bekanntlich  auch  bei  der 
Bildung  der  Verwaltungsgerichte  unterer  Instanz  ausgegangen.  Ins- 
besondere ist  den  durch  das  preussische  Ausführungsgesetz  geschaf- 
fenen Deputationen  f.  d.  H.  (jetzt  Bezirksausschüsse)  ausser  der  Ent- 
scheidung in  eigentlichen  Armenstreitsachen  auch  die  Entscheidung 
über  Beschwerden  gegen  Vernachlässigung  der  Unterstützungspflicht 
übertragen,  so  dass  die  von  Flott  well  beklagte  Zwiespältigkeit 
wegen  Verschiedenheit  der  entscheidenden  Behörden  nicht  mehr 
wohl  vorkommen  kann. 

Uebrigens  ist  zu  bemerken,  dass  auch  gegenwärtig  das  Bundes- 
:amt  unzuständig  ist,  soweit  es  sich  um  die  Organisation  oder  ört- 
liche Abgrenzung  der  einzelnen  Armenverbände  handelt;  hier  be- 
-svendet  es  endgültig  bei  der  Entscheidung  der  höchsten  landesgesetz- 
lichen Instanz  (§  41).  —  Doch  hat  diese  in  der  Natur  der  Sache 
liegende  und  von  dem  B.-A.  wiederholt  anerkannte  Unzuständigkeit  das- 
selbe nicht  abgehalten,  in  dem  Erkenntniss  vom  17.  Nov.  1883 
auszuführen,  dass  die  landesgesetzliche  Instanz  (Deput.  f.  d.  H.  zu 
Posen)   sich   nicht  ausreichend  erklärt  habe,    und  daher  in  diesem 


')  Vgl.  hierüber  oben  S.  166. 
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einen  Falle  da§  B.-A.  über  die  Zugehöri(ik«t  eines  Gmndetficbs  i 
einem  bestimmteii  Armenverbande  habe  enischeiden  oiQssen.  Vgl. 
Eiitsch.  XVI  S,  löi.  —  Dagegen  ebenda  die  Entsch.  vom  26.  Jannar 
1884  und  XIV  S.  118  vom  25,  März  1882.  MeincB  Erachtens 
ist  die  zuerst  genanDle  Entscheidung  irrig  and  gesetzwidrig  und 
fdhrt  lu  der  von  Flott  well  mit  Recht  beklagten  Verwiming. 
§  41  will  nicht  blos  ausdrücken,  dass  die  landesgesetziiche  Insianc 
ananfechtbar  sein  soll,  wenn  sie  sich  geilassert  hat,  sondern  dass 
sie  sich  ftnsBemmuss,  falls  eine  Enischeidnng  von  ihrer  AeoBsening 
abhängen  soll.  Das  B.-A.  hiitte  daher  diese  Frage  der  Örtlichen 
Zugehörigkeit  abgesondert  behandeln,  hierüber  eine  amtliche  Ans- 
kunft  erfordern  und  auf  Grund  dieser  Auskunft  entscheiden  mClsEen. 

§  222.  I 

\\'as  nun  die  Wirksamkeit  der  bundesamtlichen  Recht- 
sprechung betrifft,  so  wird  dieselbe  jecleoCalis  in  ihrer  Bedeutung 
riiclit  unU-rscbillzt  werden  dürfen,  Ueber  die  Entscheidung  des 
einzelnen  Falles  binaua  dient  ein  bundeBamtliches  Erkenntnis 
den  Armen  verbänden  als  Richtschnur  für  Gewflhrung  der  ver- 
schiedenen Unterattitzungsarten,  weist  sie  von  vornherein  darauf 
hin,  welche  Aufwendungen  Billigung  in  tier  letzten  Instanz  finden^ 
welche  nicht  oder  nicht  in  vollem  Betrage  anerkannt  werden. 
Gerade  diesem  Punkte  wendet  das  Bundesamt  eine  besondere 
Aufmerksamkeit  zu,  pilift  selbständig  sowohl  die  Berechtigung, 
ala  auch  die  Höhe  der  Unterstützung.  Zweifellos  übt  seine  kon- 
ataute  Judikatur  einen  erheblichen  Kinflusa,  fördert  zweckmüssige 
Unterstützungen  und  hält  kostspielige  Aufwendungen  fiir  "Reoi- 
nung  fremder  Armenverbände  nieder.  Wer  je  im  Armenstreit- 
verfahren  praktisch  tliätig  gewesen  ist,  weiea,  daas,  von  gana 
klaren  Fällen  abgesehen,  die  Berufung  auf  Entscheidungen  dee 
Bundesamts  in  den  SchriftsätKen  eine  sehr  grosse  Kolle  spielt. 
Es  dai-f  hier  auch  an  die  zahh'eichen  Entscheidungen  erinnert 
werden ,  die  im  Verlaufe  der  vorliegenden  Arbeit  mitgeteilt  sind 
imd  von  denen  gewisse  (iruppen  (z.  B.  betreffend  armenrecht- 
liche Familiengemeinschaft  S 1 89,  betreffend  Erstattung  bei  mangeln- 
dem Nachweis  des  Unteretiitzungs Wohnsitzes  g  141'  u.  s.  w.  J  in 
ihrer  Rückwirkung  auf  die  Praxis  eine  dem  Gesetze  aelbat  nahezu 
gleichkommende  Bedeutung  erlangt  haben.  Hier  besteht  also 
bereits  jetzt  eine  gewisse,  die  Armen pflegegrundsfltze  wesentlich 
beeinfi usaende  Thätigkeit  einer  Zeutralinstanz. 


Zweierlei  fehlt  freilich :  zunächst  der  geringere  iTangel,  das» 
die  letztinstanzh'clie  Entscheidung  bei  einer  Reihe  grösserer  »Staaten 
in  den  nicht  interterritorialen  Fällen  dem  Bundesamte  entzogen 
ist;  und  dann  der  viel  wesentlichere  Mangel,  dass  es  erat  eines 
in  die  letzte  Instanz  getriebenen  Streites  bedarf,   um  einen  Aus- 
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Spruch  der  Zentralbehörde  zu  erhalten.  Was  den  ersten  Mangel 
angeht,  so  besteht  gegenwärtig  geringe  Aussicht  auf  Aenderung^ 
des  Sachverhältnisses;  ob  der  heftige  Widerstand,  welcher  bei 
der  Beratung  im  Jahre  1870  der  schlechthin  gemeinsamen  höch- 
sten Instanz  entgegengesetzt  wurde  ^) ,  jetzt  fortfallen  würde,  er- 
scheint bei  der  geringen  Neigung  der  Bundesstaaten,  der  Landes- 
hoheit zu  Gunsten  der  Reichshoheit  sich  zu  hieben,  wenig 
wahrscheinlich.  Meines  Erachtens  müsste  bei  positiver  Reform 
der  Armengesetzgebung  dieser  Punkt  von  neuem  erörtert  und 
die  Herstellung  der  Rechtseinheit  in  dieser  Beziehung  jedenfalls^ 
versucht  werden. 

Anders  liegt  es  mit  dem  zweiten  Mangel.    Dieser  gerade  ist 
es,  welcher  zu  überwinden  wäre,  wenn  eine  Zentralbehörde  ge- 
schaffen würde;  ihre  wesentlichste  Aufgabe  und  Beiugniss  müsste^ 
es  sein,  ohne  einen  Streit  abzuwarten  und  ohne  dass  ein  solcher 
überhaupt  in  Aussicht  stünde,   die  Grundsätze  zu  prüfen,    naclv 
denen   bei   Gewährung   von  Unterstützungen    in    den    einzelnen 
Armenverbänden  verfahren  wird.    Für  diese  Thätigkeit  lässt  sich 
gegenwärtig,  wo  das  Bundesamt  zur  Prüfung  der  Thatirage  mit 
berufen  und  in  der  Entscheidung  hierüber  in  hohem  Masse  geübt 
ist,   am  ehesten   eine  Anknüpibng  an   die  bestehenden  Einrich- 
tungen    denken.      Aber    man    verfolge    nun    diese    Thätigkeit 
weiter,  denke  sich,   nach   welchen   Grundsätzen  das  Bundesamt 
vorgehen  soll,  wann,  zu  welcher  Zeit,  in  welcher  Weise,  durch 
welche    Hülfskräfte  u.   s.  w.  —  und    man  wird   sehr   bald    er- 
kennen, dass  die  praktische  Verwirklichung  des  Gedankens  eine 
ungeheuere,  tief  in  die  lokalen  Verhältnisse  eingreifende  Organi- 
sation erfordern  würde,  ähnlich  wie  die,  welche  fjigland  besitzt. 
Aber  das  bemerkenswerteste  Moment  der  englischen  Organi- 
sation ist  nicht  der  gegenwärtige  Stand  derselben,   sondern  ihre 
Entwicklung:    sie  ist  kein  Erzeugniss    eines  einmaligen  gesetz- 
geberischen  Willensaktes;    aus  der  Not   der   Umstände  ist  die 
parlamentarische  Erhebung  von  1832    hervorgegangen;    die  Er- 
hebungsorgane werden    zur  vorläufigen  Ueberwachung  der  Aus- 
führung des  neuen  Gesetzes  berufen ;  hieraus  erwächst  eine  zuerst 
rechtlich   unständige,    thatsächlich    ständige  Behörde;    die   Ent- 
wicklung  schliesst  nach  40  Jahren  mit  der  Umwandlung  dieser 
Behörde  in  ein  Armenministerium  ab.     Inzwischen  hat  auch  die 
oberste   Leitung   mit    den   lokalen   Behörden    mehr    und    mehr 
lebendige  Fühlung  bekommen;  Zwischenbildungen,  die    lediglich 
den   Zwecken  des  Armenwesens  dienen,    sind   entstanden  und 
entwickeln  sich   in    den  Inspektoraten   und   Auditoriaten.     Und 
mit   diesen  Hülfsorganen  vermag   die  Zentral  Verwaltung   gegen- 
wärtig einen  weitgreifenden  und  segensreichen  Einfluss  zu  üben. 
Zu  den  Wirkungen  der  allgemeinen  Aufsicht  und  Vermittelung 


^)  Vgl.  oben  S.  165. 
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durch  die  InapeUtoren  wird  in  der  müde  gehandhabten  Etech«! 
TiungBrevision  ein  wirksamer  Schutz  gegen  Mi»ahrauch  gewähr- 
leistet. Auf  der  anderen  Seite  wird  durch  ilire  gleichmässige 
Aiiaftihrung  im  ganzen  Lande  Einheitlichkeit  der  Reehnimga- 
fiihrung  und  die  Möglichkeit  einheitliclier  Gesetzeaan Wendung 
gesichert. 

Ehenso  iat  die  Entwicklung  in  Frankreich  und  in  \A'Urtem- 
berg  eine  allmähliche.  Es  liegt  nahe,  wenn  man  den  Ert'olg 
gewisser  Einrichtungen  vor  Augen  hat,  zu  meinen,  dass  mii 
gleichen  Mitteln  Gleiches  erreicht  werden  könnte.  Und  das 
ist  gewia»  richtig,  sofern  gleiche  Mittel  vorhanden  sind.  Gleiche 
Mittet  heisst  aber  in  Wahrheit:  gleiche  Voraussetzungen  ihrer— 
Anwendung.  Uns  aber  fehlt  es  an  diesen  Vorauasetzungenfl 
keine  historische  Entwicklung  hat  (namentlich  in  Preussen)  ähl^| 
liehe  Veranstaltungen  vorbereitet  Eine  in  Jidirbunderle  lango^ 
Uebung  gross  gewordene  Selbstverwaltung,  welche  ohne  Schaden 
fline  starke  staatliche  Beaufsichtigung  und  Mitwirkung  vertrÜKC, 
besitzen  wir  nicht;  bei  uns  sind  die  Grenzen  zwischen  Seltet- 
verwaltung  und  Staatsaufsicht  noch  zu  schwankende,  um  nicht 
einer  wirklich  ernsthaft  zugreifenden  Zentral  armen  behörde  zu- 
nächst den  Charakter  einer  regierenden,  statt  einer  beratenden 
und  mithelfenden  Behörde  zu  geben.  Nicht  die  geringste  der 
Voraussetzungen  dürfte  endlich  das  Vorhandensein  geeigneter 
Beamten  auf  der  einen  —  einer  willfilhrigen,  des  Verständnisses 
fiihigen  Bevölkerung  auf  der  anderen  Seite  sein.  Denn  eine 
Regelung  des  Armenwesena  von  einer  Zentralstelle  aus  würde 
ohne  die  lebendige  Vermittelung  durch  die  Inspektoren ,  ohne 
das  ihnen  entgegengebrachte  Vertrauen  heider  Teile  gerade  den 
«ntgegengesetzten  Erlbig  haben  —  eine  hureaukratische ,  vei 
ständnisslose  Einmischung,  ein  allen  guten  Willen  vernichtende 
Misstraiien. 

Am  meisten  aber  würde  dies  gerade  der  Fall  sein   da, 
€3   dieser   Vermittelung   am   meisten   bedürfte,    in    den    kleinee'1 
Armenverbänden,    welche  technisch  und  finanziell  den  Anforde- 
rungen der  Armenpflege  am  hltlflosesten  gegenüberatehen. 

Unvermittelt  durch  Gesetz  eine  Zentralbehörde,  ein  Reicbs- 
armenamt  schaffen,   oder  das  Bundesamt  f.  d.  H.  zu  einem  g 
chen  umgestalten,    würde  daher  soviel  bedeuten,   " 
her,  statt  von  unten  auf  bauen. 

§  224. 

Dagegen  dUrfte  der  andere  Vorschlag,  bei  den  Landarmen- 
verbftnden  eine  Art  jVrmeninspektorat  einzurichten,  ausfllhrbar 
sein  und  .Vussicht  auf  guten  Erfolg  gewähren.  Gerade  die  be«a 
reits  landesgesetzlich  in  allen  Bundesstaaten  bestehende  Verpfli^M 
tung  zur  Gewährung  von  BeihUlfe  an  unvermögende  Gemeind^H 
von  Seiten  der  grösseren  Verbände  würde  sicli  als  iceesgneljH 
Aequivalent  erweisen,  die  Einfilhrung  ■-■iner  solchen  Aufgeht  u^| 


ver- 
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Vermittelung  zu  erleichtem.  Eine  reicliseesetzliclie  Regelung  wäre 
freilich  zur  Zeit  nicht  mOglich.  Viehnehr  würde  dies  Sache  der 
Landesgesetzgebung  sein,  welche  eine  solche  Einrichtung  aber 
nicht  von  dem  guten  Willen  der  einzelnen  Landarmen  Verwaltungen 
Abhängen  lassen  dürße,  sondern  das  Ärmeninspektorat  landieH- 
gesetzlich  einflibren,   die  Bedingungen  der  Anstellung,  den  Auf- 

fabenkreis  u.  s.  w.  fest  normiren  mUsste.  Die  Inspektoren  würden 
ie  einzelnen  Armenverbände  zu  bereisen,  in  einem  bestimmten 
Turnus  den  Zustand  derselben  auch  ohne  äussere  Veranlassung 
zu  untersuchen  haben,  im  Uebrigen  bei  Gel^enheit  des  Nach- 
suchens  von  Beihillfe  seitens  der  Armen  verbände,  der  Beschwerde 
über  mangelhafte  Unterstützung  u.  s.  w.  die  betreffenden  Armen- 
verbfinde  besonders  in  Obacht  nehmen  müssen.  Es  würde 
auf  die  Verhältnisse  der  Nachbargemeinden,  namentlich  auch  der 
Gutsbezirke  und  der  Landgemeinden,  des  Aufenthalts-  und  des 
Arbeitsortes  u.  s.  w,  zu  achten  sein.  Wo  sich  die  Zusammen- 
legung von  Gemeinden  zu  Gesammtarmenverbänden  empfiehlt, 
wird  hierüber  zu  berichten  sein;  nur  die  durch  Borg&lHee  lokale 
Ermittelungen  gewonnene  Eenntniss  der  Gemeinaevernältttisse. 
und  der  Armenzustände  benachbarter  Gemeinden  wird  es  ermög- 
lichen, einen  Zwang  zur  Vereinigung  g^en  dieselben  zu  üben, 
Jer,  wie  oben  dargelegt,  schon  jetzt  von  einer  Reihe  praktischer 
Armenpfleger  nach  einer  allgemeinen  Norm  gefordert  wird.  Die 
Inspektoren  würden  in  ähnlicher  Weise  wie  die  englischen  oder 
wie  die  badischen  Landeskommissare  mit  gewissen  selbständigen 
]iefugnissen  auszustatten,  im  Uebrigen  der  Oberleitung  des  Land- 
armen Verbandes  als  Hülisorgane  bäzuordnen  sein.  Auch  wtlrde 
sich  nichts  gegen  Besoldung  derselben  aus  der  Staatskasse  ein- 
wenden lassen. 

Daneben  würde  als  unerlaadicbe  Vorbedingung  allmählicher 
Zentralisation  die  Einforderung  und  Sammlung  von 
Berichten  und  Nachweisungen  über  den  Stand  des 
Armenwesens  zu  treten  haben,  wie  es  in  Oldenbui^  und 
Baiem  bereits  gegenwärtig  der  Fall  ist.  Dies  konnte  selir  wohl 
von  einer  den  sämmtÜchen  Inspektoren  übergeordneten,  zunächst 
«twa  in  unmittelbarer  Verbindung  mit  dem  Ministerium  des 
Innern  zu  lassenden  Zentralstelle  aus  angeordnet  und  überwacht 
werden ;  dort  würden  die  Berichte  und  Nachweisungen  zusammen- 
zustellen ,  nach  gewissen  Grundsäteen  zu  verarbeiten  und  zu 
veröffentlichen  sein.  Selbstverständlich  hätte  sich  diese  Zentral- 
stelle der  Leitung  der  Inspektoren  zunäclist  zu  enthalten  und 
sich  auf  das  Sammeln  und'  Ordnen  zu  beschränken. 

Diese  Einrichtungen  des  Inspektorats  und  einer  perio- 
dischen Armenstntistik  im  weiteren  Sinne,  die  beide  meines 
Eraclttens  als  dringendes  Bedürfniss  zu  bezeichnen  sind,  könnten 
dann  zunächst  im  Wege  der  prakäschen  Uebung,  zu  einer  thatsSch- 
Uchen,  und,  wenn  ae  wirklieb  sieh  bewährt  hätten,  zu  einer  gesetz- 
lich zu  sanktionireuden  Zentralleitung  fuhren,  welche  gemeinsame 
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Grundsiltze  auBzuspreclien  uod  ihre  Durchfllhrung  zu  überwach) 
wichtige  Maasregem  den  einzelnen  Annenverbänden  anzuraten  u 
nötigenfallfl  vorzuschreiben,  die  Gesetzgebung  über  Ärmenweai 
vorzubereiten    hätte'),      Im    übrigen    wird    man  vorläufig   nt 
zweckmässig    die   schon  jetzt   etwa  als  notwendig    empfundi 
weitere  ZentraiisatioD   der  Provinzial-,    Kreis-   und  anderer  Vor- 
etfinde  der  KommunalverwaltuDgen  der  Privatinitiative  UberlaseeD 
können,  die  bei-eits  in  dem  Deutschen  Verein   für  Armen- 
pflege und  VVohlthätigkeit  ein  ausserordentlich  bedeutend« 
und  wertvolle»  Organ  sich  geschahen  hat. 


§  225. 


i 


P'Qr  die  Frage  einer  KeichB- Zentralbehörde  mittelbar 
wichtige  Verhandlungen  sind  jüngst  im  Reichstage  aus  Anlass 
von  sozialdemokratischer  Seite  vorgeschlageneu  Organisation 
Arbeitsämtern  und  eines  Reichsarbeilsamtes  geführt  wor- 
den. Die  Vorschläge  (als  ein  Tit.  IX  der  Gewerbe-0.  einzufügen) 
wünschen  die  Errichtung  von  Arbeitsämtern  für  das  Gebiet  de» 
Reichs  in  Bezirken  von  200 — 400  000  Einwohnern  and  die  Unter- 
..  Ordnung  aller  dieser  unter  ein  Reiubsarbeitsanit.  Ihre  Anfgabe- 
fioll  einmal  Ueberwachimg  der  industriellen  Betriebe  nnil  Bericht- 
erstattung hierüber,  und  zweitens  Organisation  des  unentgeltlichen  Ar- 
beit su  ach  weises  bilden.  In  der  zur  Beratung  hierüber  eingesetzten 
Kommission  wurden  diese  Vorschläge  abgelehnt  und  an  Stelle  dessen 
dem  Reichstag  eine  anf  thnnlichste  Verkleinerung  der  Fabriklnspek- 
lionsbezirke  und  auf  Vermehrung  der  Fabrikinspektoren  abzieleni' 
Resolution  vorgeschlagen:  Drucks.  1886  Nr.  122.  Im  Reicl 
tage  wurde  diese  Resolution  angenommen  unter  Ahlehnang 
Amendements  Halben,  welches  dem  Wunsch  nach  häufigerer  R( 
Vision  der  Betriebsstätten  Ansdmck  gab:  vgl.  die  stenogr.  Ber, 
über  die  Sitzung  vom  15.  Mürz  1886  S.  1506  ff. ;  vom  17.  Marx 
1886  S.  1515  ff.  —  Auf  die  Einzelheiten  kann  hier  nicht  ein- 
gegangen werden.  Nur  das  möchte  als  symptomatisch  für  die  hier 
vorliegende  Frage  einer  ZenlralarmenbehOrde  hervorzuheben  sein, 
doES  von  Seiten  des  Vertreters  der  verbündeten  Regierungen  nament- 
lich die  mit  der  Errichtung  von  Arbeitsämtern  verbundene  schwere 
Störung  der  Verwaltungseinrichlungen  und  der  Behörden  Organisation 
geltend  gemacht  wurde.  Jedenfalls  darf  die  weilere  Ausbildung 
des  Fabrikinspektorats,  auf  welche  der  Reichstag  resolvirte,  als  difr 
näherliegendo  und  wichtigere  Aufgabe  der  Reichsregiemng  betrachtet 
werden.     Die   Ablehnung   des   Amendements   Halben  ist  bedaner- 

')  Positive  Vorschläge  fUr  Auftlellung  gemeiiuaiiier  QraiidBätzo 
macht  Doell,  a.  a.  0.  Ü.  48.  -~  Auf  die  Frage  des  Uedürtniasea  nach 
Armeustatietik  und  nach  all  mählicher  Ausbildung  einer  i^ntralbebörde  im 
AnschluBS  an  eine  vom  Rdche  einzusetzende  KomnilBsion  zur  Uuier- 
suchnng  der  Zustände  des  Armenw-eseDS  bin  ich  naher  in  meiner  Abband- 
lang   „Ueber  Annenstatistik"   in   Conr.  Jahrb.  1886   S.  STS  ff.   namenlKeb 
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lieh,  zeigt  aber  gleichfalls,  wie  weit  ab  wir  auch  hier  noch  von 
vollkommener  Erreichung  des  mit  Schafifong  des  Fabrikinspektorats 
vorgesteckten  Zieles  sind.  Vgl.  hierüber  noch  die  Reichst.-Vcrh. 
vom  11.  Dezember  1885,  stenogr.  Ber.  S.  291  und  Elster, 
Die  Fabrikinspektionsberichte  und  die  Arbeiterschutzgesetzgebung 
in  Deutschland,  in  Gonr.  Jahrb.  N.  F.  Bd.  HS.  393  ff. 

§  226. 

Speziell:  Schutz  gegen  Abschiebung.  —  Das  mit 
jeder  Armengesetz^bung  unausbleiblich  verbundene  Uebel  der 
Abschiebung  V)  bildet  auch  gegenwärtig  den  G^egenstand  mannig- 
facher Klagen  und  Vor8chlä£;e  zur  Abhülfe.  Namendich  gilt  dies 
von  der  am  hitufigsten  vorkommenden  und,  wie  mehrfach  dar- 
gelegt, selbst  für  grosse  und  leistungsfähige  Armenverbände  sehr 
lästigen  Abschiebung  von  Kranken. 

E>kennt  man  den  wahren  Grund  hierfür  in  der  Sorge  vor 
der  Armenlast,  so  wird  man  nach  dem  Grundsatze  tolle  causam, 
tollis  morbum  zunächst  an  die  entfernteren  Hülfsmittel  denken 
und,  wie  es  die  überwiegende  Zahl  aller  Schriftsteller  thut,  das 
beste  Heilmittel  in  der  sach^mässen  Entlastung  der  leistungs- 
unfhhigen  Armenverbände  erbucken.  Auch  ist  in  Ansehung  dieses 
Punktes  die  Bedeutung  der  bundesamtlichen  Judikatur  nicht  zu 
unterschätzen,  welche,  wie  oben  nachgewiesen,  eine  beträchtliche 
Zahl  von  AbschiebungsMien  aufgedeckt  und  den  wirklich  ver- 
pflichteten Armenverband  zur  Erstattung  und  Uebemahme  der 
weiteren  Fürsorge  bezüglich  der  abgescnobenen  Personen  ver- 
urteilt hat 

Vgl.  oben  §.  95.  Hier  ist  noch  besonders  hervorzuheben, 
dass  das  Bundesamt  in  konstanter  Rechtsprechung  daran  festgehalten 
hat,  dass  auch  der  Dienst-  und  Arbeitsort,  sofern  die  Voraus- 
setzungen des  §  29  vorliegen,  in  Yerhältniss  zu  anderen  Armen- 
verbänden als  definitiv  verpflichteter  Armenverband  gilt,  gegen 
welchen  die  Klage  auf  Erstattung  und  Uebemahme  der  vorläufigen 
Fürsorge  ohne  Rücksicht  auf  den  ü. -W.  zu  richten  ist.  — 
Vgl.  Entsch.  V  S.  70,  VI  S.  41,  VII  S  54,  VIII  S.  119.  —Witt- 
genstein, I  S.  171,  spricht  sich  im  (regensatz  zu  einer  Entsch.  des 
sächsischen  Ministers  des  Innern  vom  23.  Januar  1874  in  dem- 
selben Sinne  aus.  —  So  auch  Riedel,  Armenges.  S.  105. 

Gleichwohl  wird  die  Verurteilung  lediglich  nach  Massgabe 
der  armenrechtlichen  Verpflichtung  um  deswillen  nicht  tür  aus- 
reichend gehalten,  weil  in  aUen  Fällen  der  Anstaltspflege  —  vor 
^Uem  also  Krankenpflege  —  nicht  die  volle,  sonaem  nur  die 
tarifmässige  oder  die  Erstattung  unter  Ausschluss  der  Verwaltungs- 
kosten gefordert  werden  darf,   so  dass  der  verpflegende  Armen- 


^)  Vgl.  hierzu  oben  §  94.  95. 
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verband  doch   noch  erhc-bliclien  Schadt-n  erleidet*), 
wird  aber  hervorgehoben,   dass   die  Erstattung  doch  immer  erst 
nach   vielen  WeiUäuftigkeiten  erfolge,   und  dawB  der  Armenver- 
band,    dem   zugeschoben   würde,   auch  im  günstigsten  Falle  d' 
Muhe  der  vorläufigen  Unterstützung  behielte.     Vor  allem  aber 
seien  die  meisten  gegen  Abschiebung  überhaupt  schutzlos, 
sich  selten  die  dolose  Handlung  genau  erweisen  lasse,   imd  wem 
auch  erweisbar,  überwiegend  verborgen  bleibe. 

Man  schlägt  daher  ganz  allgemein  vor,  Vorstünde  von  Ar 
menverbtindtin,  sofern  sie  sich  einer  Abschiebung  schuldig 
machen,  zu  bestrafen  und  ausserdem  für  den  Sehaden  per- 
sönlich haftbar  zu  machen'^).  Ein  Armonverband  emptiehlt 
die  Denunziation  bei  der  Staatsanwaltacball  auf  Grund  d< 
S.221  des  R.-.Str.-G.-H.  (Aussetzung  in  hülfloaem  Zustande),  voi 
der  er  gelegentlich  erfolgreichen  Gebrauch  gemacht  habe^).  Eben- 
derselbe strengte  in  einem  anderen  Falle  sehr  gröblicher  Ab- 
schiebung die  Zivilklage  gegen  den  abschiebenden  Armen- 
verband an  und  erstritt  vollen  Kostenersatz*).  Ein  anderer  Vor- 
schlag ist,  daas  von  der  zuständigen  Behörde  solle  verfügt  werden 
können,  dass  eine  durch  Abschiebung  veranlasste  Abwesen- 
heit bei  Berechnung  der  Frist  zum  Erwerbe  bezw,  zum 
Verluste  des Untcrstützungswohnsitzes nichtgerechnet werde *). 

Speziell  gegen  AbsÄiebung  von  Kranken  wird  empfohlen, 
den  abschiebenden  Armenverband  zum  vollen  Kostenersstz, 
namentlich  also  auch  der  Verwaltungakostenzu  verpflichten  "). 

Von  allen  diesen  Vorschlagen  dürfte  der  letzte  die  meiste  Be- 
achtung verdienen  und  eich  der  gesetzlichen  Regelung  empfehlen. 
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')  Vgl.  oben  §  174. 

*)  SoWittRenotein  in  Aueab.  .A.llgein.  Zeit  1(^77  8.4010  -  ohue 
bealimmt«  FonnuhruDg.  —  Desgleichen  Ersuchen  der  stAdtiscben  Kollegien 
in  Dresden  an  das  Minister,  des  Innern,  —  vgl.  Gem.-Z.  1878  S.  4.  — 
Der  Referent  für  deu  ponimerschen  Städtetag  von  7.  10.  1876  empikU 
zur  ErgiüEun^  des  £  ZU  K.-G.  FestsetKung  einer  Strafe  bis  zu  300  OaA 
oder  verhfiltniBBmäfsi^o  Haft;  auch  solle  die  Beitreibung  der  zu  eretatten- 
den  Kosten  i>hne  Weiteres  im  Adniinletrativwege  zugelasaen  werden. 

')  Der  Magietnit  eu  Polzin.  Vgl.  die  Mitteilong  der  Gem.-Z.  1874 
S.  267. 

*)  Vgl.  a.  a.  O.  —  Flott  well  ist  ebenfalls  der  Meinuiiff,  dass  ü 
Falle  einer  Verschuldung  des  Beamten  oder  der  Gemeinde  (fie  Delikt» 
klage  Iflir  Preusaen  Ä.  L.-R.  Th.  I  Tit.  6)  auf  vollen  Sdiadenereati  i 
läsfflg  8~-  '  u    ""!> 


I 
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I  des  S.  34  abgedmeklei 


»)  Jolly    S.  17,    im    AnschluBB  b 
belg.  Ges.  v.  14.  MSrz  1870. 

•)  Eine    derartige   Bestimmung    hatte    Art.  45    der    Säcba. 
Vgl.  hieran  die  Bemerk,  v.  Wittgenstein,  Komm.  S.  31  und  S.  51, 
In  diesem  Sinne  beschloes  auch  der  pommersche  St&dtetag  v.  7.  10.  181S  " 
zu  petitioniren.  —  BQrgenn.  lllochmann  schltigt  ganz  ialgemciii  in  der 
Gem.-Z.  S.  234   vor,    S  So  dabin    zu  deklariren,  daas   nur   diejenigen 
GeneralkoBten  der  Annenpflege  von  der  Erstattung  ausgeschlosaen  bldben, 
welche  in  den  eignen  Anstalten  des  vorliinfig  unterstütKenden  / 
vereine  er  wachsen  sind. 
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Was  die  anderen  betrifft ,  $o  steht  schon  jotitt  der  Inanspruch- 
nahme eines  Beamten  und  seiner  Denunii;ition  wt^n  Au«80t«ung 
zutreffenden  FaUes  nichts  en^gr^gen.  Dagep[^n  m^'hto  man  nut 
einer  Strafandrohung  wohl  wenig  mehr  ausrichten,  als  die  liOi- 
stungen  der  Armenpflege  da«  wo  sie  ohnehin  hinter  dt»n  cosotis- 
liehen  Anforderungen  zurückbleiben^  noch  mehr  henibsudr(UMcon  M. 
Wohl  aber  möchte  in  dem  Kahmen  dner  Eünriehtung,  wie  sio 
das  Asrmeninspektorat  sein  kann,  eine  Bestimmung  Kulüssig  und 
erwüntcht  sein,  welche  den  Inspektoren  gestattet,  massige  Dnl- 
nun£:8srafen  zu  verhängen,  wie  aenn  überhaupt  neben  den  Mass- 
regeln zur  Schaffung  leistungstUiiger  Verbände  und  Herstelhmg 
ausreichender  Veranstaltungen  der  Armenpflege  die  Einsetzung 
geeigneter  Autsichtsoi^ne  die  meiste  Bedeutung  für  das  gesetz» 
widrige   Verhalten  von  Armenverwaltungen  erlangen  wünlo. 

M  IKes  meint  aoch  schon  Naville  S.  100. 


I.  Autoren-Verzeichniss. 


Das  alphabetische  Verzdchniss  der  armenrechtlichen  Literatur  be- 
endet sich  ».  25  ff.  Es  wird  nochmals  bemeriLt,  dass  flberaü  da,  wo 
^Schriftsteller  ohne  nähere  Bezeichnung  angeführt  sind,  die  AnfÜhrongen 
«ich  auf  dieses  Verzeichniss  beziehen. 


II.  Alphabetisches  Sachregister. 


Di«  Zahlen  Keb«n  di«  SeiUn  an. 
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—  bei  Landarmenyerbänden  227. 
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—  bücher  828. 
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Arzneimittel  488. 
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Aufkicht  über  die  Gemeindeverwal- 
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Auslänoisches  Annenwesen.  Ldtera- 
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land, Frankrcich,Schweiz  u.  s.  w. 
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Meissen.  Bezirke  verein  der  Amtsland- 

Bchaft  —  402. 


Nachbargemeinden  391  ff. 
Nationalversammlung  99. 
Naturalverpflegungsstationen  407  ff. 

Neben  anläge  verbände  477. 
Notleidender.  Begriff  326.  342. 
Notstandsgeaetzgebung  317. 
Notwendigkeit     der     Armengesetz- 
gebuDg  50  ff.  65  ff. 
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Ortsannenverbände  155. 
Organe  der  öffentlichen  Armenpflege 
157. 


P. 

Pfalz.    Gesetzgebung  113  ff. 

Presse  22. 

Preussen.  Armenstatistik' 48. 

—  Gesetzgebung  101  ff. 
Publizistik  17. 


Quotisirte  Beihülfe  458  ff.  477. 


Recht  auf  Arbeit  511. 
Rechtsfragen  556. 
Reichsarbeitsamt  568. 

—  armenamt  546. 

—  armenstatistik  41. 

—  indigenat  136. 

—  tag  18. 
Hheinpfalz  s.  Pfalz. 
Ruhen  der  Frist  156.  487. 


Sachsen.  Armenstatistik  46. 

—  Bezirksarmenhäuser  898. 

—  Gesetzgebung  128. 
Selbsthülfe  56. 

Sieche  442  ff. ;  s.  auch  Gebrechliche. 
Sittlicher  Wert  der  Heimat  847. 
Sorbonne.    Gutachten  der  -  -  80. 
Subvention.  Begriff  der  -     312. 
Systematik  des  Armenrechts  8. 
Schleswig  126. 
Schulunterricht  490  ff'. 
Schutz  gegen  Abschiebung  564. 
Schwangerschaft  478. 
Schweiz.  Literatur  16. 
Staatsarmenpflege  298  ff. 

—  hülfe  bei  Notständen  317. 

—  Steuerkraft  249. 
Städte.    Armenabgaben  250. 

—  Armenaufwand  239. 

—  Bevölkerungsvermehnuig  194. 
Statistik  s.  Armenstatistik. 

—  der    Landarmenverbände    878. 
425. 

—  der  Gebrechlichen  426  ff. 
Strafen  gegen  Arme  529  ff. 
Strafreguter  840. 
Streitverfahren  161. 
Stuttgart.  Arbeitsnachweis  542. 


Tarife  469. 
Tarifwesen  467. 

Taubstumme   487  ff.;    s.  auch  Ge- 
brechliche. 
Thatfrage  .556. 

IJ. 

Uebemahme  der  Fürsorge  s.  Ge- 
brechliche, Kinder,  Landarmen- 
verbände  u.  a. 

Ueberweisung.  Begriff  der  -  -  812. 

—  von  Reichsmitteln  in  Preussen 
813. 

Uebeijrangsbestiomiungen  bei  Ein- 
führung der  Reichs  gesetzgebung 
168. 

—  bei  Durchführung  des  Heimat - 
Prinzips  870. 

Unbekannter  Unterstützungswohn- 
sitz 417. 

Uneheliche  Geburten  362. 

Union  s.  England. 

Unterbrechen  der  Fristen   156.  487 

Unterricht  s.  Volksschulunterricht. 

Unterstützung  s.  Armenunters  tüt- 
zung. 

Unterstützungswohnsitz.  Gres.  über 
den  —  141  ff. 

—  Nachweis  des  mangelnden  -^  415. 

V. 

Vagabundenweseu  284.  407.  471. 

Vorschläge  zu  seiner  Beseitigung 

326. 
Verbände.    Grössere  s.  auch  Land- 
armenverbände. 

Bildung  derselben  zu  Zwecken 

der  Armenpflege  379. 

Beteiligung  an   der   Armenlast 

412. 
Verein,  Deutscher — für  Armenpfl^e 

und  Wohlthätigkeit  20. 
Verlassene  Kinder  445.  448. 
Verpflegungssätze  s.  Tarifwesen. 
Versicherung  57  ft'. 
Verteilung  der  Armenlast  210  ff. 
Verwahrioste  Kinder  445.  448. 
Verwaltungskosten.    Erstattung  der 

Verwaltongszwangsverfahren  580  ff. 
VerzeichnisB   der    armenrechtÜchen 

Literatur  25  ff. 
Voiksschulunterricht  490  ff. 
Vorstädte  898. 
Vorübergehende      Unterstütsungen 

480ff.  486ff. 
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W. 

Waisen  445. 
Wanderbücher  828. 
Wanderang.  Gesetze  der  —  199. 
Wanderungen  187  ff. 
Wirtschaftuches  Aequivalent  212 ;  s. 

auch  Aequivalent. 
Wirtschaftliche  Einflüsse  206. 
Wohngemeinde  391. 
Würtemberg.    Gesetzgebung  118. 

—  Medizinalvisitationen  5^. 

—  Zentralleitung  554. 


Z. 

Zentralarmenfonds  in  London  455. 
Zentralisation  der  Armenpflege  -561. 

—  von    Personalnachricnten    betr. 
BetÜer  und  Landstreicher   341. 

Zentralleitun^  in  Würtemberg    554. 

Zieglergeweroe  in  Lippe  351. 

Zuschüsise  an  unvermögende  Armeu- 
verbände  419. 

Zwangsarmenpflege  s.  Armengesetz- 
gebung. 

Zwangserziehung  448. 

Z  wangsmassregeln  gegen  Arme  503  fl*. 

—  gegen  Armenverwaltungen  54:^  ff. 
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